


Digitized by Google 





⸗ 


Digitized by Google 


Das Evangelifche 


Rirchenrecht 


des 


Preußiſchen Staates 


und ſeiner Provinzen 


dargeſtellt 


von 


H. F. Jacobſon, 


Dr. der Theologie und der Rechte, der letzteren ordentl. Profefior 
zu Rönigöberg. 


Halle, 
G € M. Pfeffer. 
1866. 


Das Evangeliſche 
Rirchenrecht 


Preußiſchen Staates 


und ſeiner Provinzen 


dargeſtellt 


von 


5. F. Jacobſon, 


Dr. der Theologie und der Rechte, der letzteren ordentl. Profeſſor 
zu Königsberg. 


Erfte Abtheilung. 


Salle-, 
C. & M. Pfeffer. 
1864, 






aan ST 
Ex UNION a7 
THEOLOGIGAL SEMINARY, 
! 608 






Nnw ros& 


280 


UD *1,3 . 698 
7 


Der Hochwürdigen 


Cheologifhen Sarcultät 
zu — 


gewidmet. 


P — 


/tli, 


i 


Digitized by ai 


Vorrede. 


Fine wiſſenſchaftliche Darftellung des geſammten preußifchen Kirchen: 
rechts befigen mir noch nicht. Um eine Grundlage für eine folche zu 
gewinnen, begann ich vor nunmehr fieben und zwanzig Jahren eine 
Geihichte der Quellen des Kirchenrechts des preußifchen Staats mit 
Urkunden und Regeften und bearbeitete vollſtändig die Provinzen 
Preußen und Poſen, fo wie den evangelifchen Theil dev Rheinprovinz 
und MWeftfalens. Mannigfache Umſtände verhinderten bisher Die 
Weiterführung dieſes Werks, von welhem ein anderer Theil zumächft 
in der Gefchichte der preußifhen Domftifter erfolgen fol. Inzwiſchen 
bin ich aber wiederhofentlich veranlagt worden, meinen urfprünglichen 
Plan einer juftematifhen Darftellung des vaterländifchen Kirchenrechts 
niht von der Vollendung der Hiftoriichen Vorarbeit abhängen zu 
faffen, und ich babe mich denn auch endlic dazu entichloffen, dieſes 
Unternehmen in geeigneter Weiſe begrenzend. Die Schwierigkeiten 
bei dieſer ganzen Arbeit liegen mehr auf der Ceite des römiſch— 
fatholifchen Kirchenrechts, jowohl nad ſeinem Umfange als Inhalte, 
Für Das evangelifche Kirchenrecht war bereits ein fefler Boden ger 
wonnen, indem ich die genetiſche Entwickelung der Gonftftorialverfaffung 
in Preußen und Poſen, jo wie in einzelnen Gebieten von Rheiu- 
land » Weftfalen, und der Presbyterial » Synodalverfaffung in Jülich— 
Berg, Eleves Mark u. ſ. w. in den Amähnten früheren Arbeiten zum 
Abſchluſſe gebracht Hatte. Die Bartifularitäten der evangelifchen Kirche 
in den Marken, Sachen, Pommern und Schlefien laſſen ſich im 

MWejentlihen aus meiftend gedruckten Sammlungen entnehmen und 
außerdem fehlt es zum Theil für dieſelben nicht an ausgezeichneten 
Monographien. Indem ich jomit das gemeine und provinzielle evans 
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geliſche Kirchenrecht zum Gegenftande der Auseinanderfeßung machte, 
habe ich meine Aufgabe zugleich weiter dadurch befchränft, daß ich 
vorzüglich das Bedürfnig der evangeliichen Geiftlichen ins Auge faßte 
und diejenige Seite der Inſtitute, welche eigentlich mehr dem Eivil- 
rechte als dem Kirchenrechte angehört, im Allgemeinen kürzer behandelte. 
Das in jedem Lehr» oder Handbuche des Kirchenrechts enthaltene 
gemeinrechtliche Material zu wiederholen, lag nicht im Plane dieſer 
Schrift, doch mußte das Beftreben ſtreng biftoriich von dem Urfprunge 
jeder Inflitution auszugehen von jelbft auf den Nachweis des Zur 
ſammenhanges des evangeliihen preußifchen Kirchenrechts mit dem 
römijch » Fatholtfchen und gemeinen evangelifchen Recht hinführen. Außers 
dem find aber, ſoweit es die Grenzen einer im Allgemeinen compens 
diariſchen Darftellung zuließen, die Matertalien zum Kirchenrecht aus 
den Sammlungen des Juſtizminiſteriums, deren Benußung Die bereits 
verewigten Miniſter v. Kampp und v. Savigny mir huldvoll ver, 
ftatteten, Dazu verwendet worden, um den nicht jelten zweifelhaften 
Sinn der landrechtlichen Vorſchriften durch den Nachweis ihrer Ent— 
ftehung nah Möglichkeit ins Klare zu bringen. Da die preußiiche 
Landeskirche gegenwärtig in den wichtigften Beziehungen in einer 
neuen. Entwidelung begriffen tft, jchten es geboten, auch Darüber 
beftimmte Andeutungen zu geben, in welcher Weiſe die Fortbildung 
des preußiſchen Kirchenrechts auf der Grundlage des geficherten hiſto— 
rischen Beftandes normal würde erfolgen können. 


Königsberg, am 23. April 1864. 


5. F. Jacobſon. 
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Einleitung. 


I. Die evangelifche Kirche Preußens, ein Glied der 
evangelifhen Geſammtkirche. 


8. 1. 


>4.HJie evangelifche Kirche ift im ſechszehnten Jahrhundert in der 
—D Geftalt von Landesfirhen ins Dafein getreten. Wie aber bei 
der erften Begründung und Sicherftellung ihres Beſtandes die Gemein: 
haft der Evangeliſchen ſich thätiq erwies, fo ift auch ungeachtet der 
im Laufe der Zeiten entftandenen, territorialen und lokalen Befonder; 
heiten in Lehre, Cultus, Disciplin und Berfaffung das Bemwußtjein 
von der Zufammengehörigfeit derjelben zwar mitunter getrübt worden, 
doch niemals völlig gefhwunden. Die evangeliihe Kirche befteht für 
alle ihre Mitalieder, welche auf der ganzen Erde zerftreut find, als 
eine einheitliche, Fatholiiche, in beftimmten Unterfchieden von der rö— 
miſch-katholiſchen und griechiſch-katholiſchen Kirche. Indem die evans 
aelifhe Kirche ihrer Seits den römischen und griechifchen Chriften als 
Gliedern der Kirche das Prädikat „katholiſch“ nicht beftreitet, verzichtet 
fie jedoch eben fo wenig auf diejed Epitheton und hat insbefondere in 
Deuntfchland den rechtlichen Anfpruch auf daffelbe ftets feftgehalten '). 
Die fundamentalen Sätze, von welchen die evangelifche Kirche ihre 
Katholicität abhängig macht, find: „Nur die heilige Schrift ift Quelle 
des evangelifchen Glaubens und der mefentlihe Anhalt derfelben die 
Rechtfertigung des Menfchen vor Gott allein durh den Glauben. ‘ 
Obſchon Cultus, Disciplin und Verfaſſung eine fihere Beziehung zu 
diefem unmandelbaren PBrincip ?) haben, fo find dieſe felbft doch nur 





1) Das von den Proteftanten auf dem Reichstage zu Augsburg 1555 in Anfpruch 
genommene Prädikat „katholiſch“ iſt der römiſchen Kirche für ſich allein rechtlich nie— 
mals zugeftanden (Ranke deutiche Geſchichte, 3. Ausg. V, 284. verb. VI, 514 folg.), 
daher auch in Den Symbolen, Ordinationsformularen u. f. w. feftgebalten. (U. Hahn, 
das Bekenntniß der evang. Kirche. Yeipzig 1847. S. 177 folg.) Die Bezeichnung: 
„Akatholiſch“ den Evangelifchen beizulegen ift den Gliedern der römijchen Kirche in 
Deutfchland ftets verboten (Joh. Jac. Moſer von der teutjchen Neligionsverfaffung. 
Aranfiurt und Leipzig 1774. 4. S. 310 folg. vergl. Wiefenbauer: Grundſätze 
des Kirchenftaatsrechts der Proteftirenden in Deutjchland. Ar i 
S. 157. 158. u. die Citate daſelbſt). Selbſt die 
den Erlaß des Minifteriums des Innern vom 3 
Bezeichnung: „akatholiſch“ amtlich abagejchaft 
(Ruzmand Urkundenbuch zum üfterreich. e 

2) Augsb. Eonf. Art. 3. Apologie Ar 


Jacobſon, evang. Kirdenredt. 
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menschlichen Urſprungs und unterliegen dem Wechjel der Zeiten und 
der Verhältniſſe. Hierin ſtimmen ſowohl die Iutherijche und reformirte, 
als unirte Kirche zufammen, wenn gleich Die reformirte von je ber 
auf die Organifation ein größeres Gewicht gelegt hat’). Auch Die 
evangelifche Kirche Preußens hält an diefen Grundfägen feſt und bewährt 
diefelben insbefondere in ihrem Unionscharakter, welchen fie unter 
fhwierigen Kämpfen errungen, und den immer mehr auszubilden ihr 
hoher Beruf ift. 


I. Die evangelifhe Landeskirche Preußens als unirte Kirche, 


8. 2, 
Aeberficht. 


Die evangelifhe Landeskirche Preußens ift eine unirte, in welcher 
die Eigenthümlichkeit des lutheriſchen und reformirten Bekenntniſſes, 
befreit von den trennenden Gegenfäßen, aufrecht erhalten ift, und luthe— 
riſche, reformirte und unirte Gemeinden ſich als Glieder diejer Landes» 
firhe anerfennend Gemeinfchaft in Verfündigung des göttlichen Worts, 
wie in der Feier der Sacramente pflegen und gleichberechtigt unter 
derfelben fircplihen Ordnung und Leitung jtehen. 

Der Nachweis, wie fid) dDiefer Zuftand in den einzelnen Provinzen 
des Staats zum Theil verſchieden gebildet hat und wie derfelbe gegens 
wärtig befchaffen ift, erfordert eine befondere Auseinanderfegung. Da 
aber in den jeßigen preußiſchen Landestheilen durch die Reformation 
Anfangs faft allein, mit Ausnahme der Rheinlande, die Iutherifche Kirche 
eingeführt wurde, deren Entftehung in den einzelnen Provinzen jelbft 
im Zufammenbange mit der Gejchichte der Quellen nachgewiefen werden 
foll, fo genügt an diefer Stelle eine gedrängte Ueberficht des Urſprungs 
der reformirten Kirche in Preußen, um daran das Verhältniß der beiden 
Gonfeffionen fnüpfen zu können. 


$. 3, 
Die Neformirten im preußifchen Staate '). 


Im nordöftlihen Deutſchland erfolgte die Begründung der evans 
gelifhen Kirche meiftens nad den von Wittenberg ausgehenden Ord⸗ 
nungen und nicht ohne Mißſtimmung gegen die Anhänger Zwingli's 
und Galvin’s. Im Herzogthum Preußen ?) verfagte ihnen Marfgraf 


3) vergl. meine Ausführung in den beiden Auffäßen: Ueber die Grundlagen 
der Verfafjung der evangelifchen Kirche nach den Zeugniffen aus dem Zeitalter der Refor— 
mation und: Weber die Gründe der Verfchiedenbeit der Lutherifchen und reformirten 
Kirchenverfaffung, insbejondere über ibren dogmatifhen Charafter in Schneiders 
deutjcher Zeitjchrift für chriftliche Wiffenfchaft 1852. Nr. 10—13. u. 49 —51. 

1) Beral. Jacobfon, die firhlichen Verbältniffe der Neformirten in Preußen, 
vornehmlich in den öftlichen Provinzen des Staats, in Dove’s Zeitfchrift für Kir— 
chenrecht 111. (Tübingen 1863), 3, 291 folg., verb. Gillet, die Neformirten in Schles 
fien und die Union. Bresfau 1855. : 

2) Dan. Heinr. Sering, biftorifhe Nachricht von dem eriten Anfang der 
evang.reformirten Kirche in Brandenburg und Preußen. Halle 1778. Meine Ge: 
fchichte der Quellen Th. I. Bd. IL. ©. 64 folg. 


$. 3. Die Reformirten. 3 


Albrecht Die Duldung, welche ihnen aud während der Regierung 
feines Nachfolgers, des blödfinnigen Herzogs Albrecht Friedrich 
(1568 — 1618) nicht gewährt wurde. Die Verbindung Preußens mit 
dem brandenburgifchen Haufe war Anfangs den Reformirten auch nicht 
förderlih, da felbft in den Marfen?’) Johann Georg 1572 und 
1592 den „Calviniſchen Irrthum“ verboten hatte, und Joachim 
Friedrich, welcher 1605 die Adminiftration und das Gubernium in 
Preußen übernahm, in beiden Landen nichts änderte. Dagegen wurde 
der Uebertritt Johann Sigismund's zur veformirten Kirche am 
25. December 1613 für die Folgezeit entjcheidend. Im Brandenburs 
giihen wurde Die „‚offene freie Üebung der reformirten Religion durch 
dad ganze Land‘ bejchloffen *), während in Preußen den mit Polen 
verbundenen Ständen gegenüber der Landesherr feinen Glaubensgenoſ— 
ſen ein Religionsexercifium zu erwirken nicht im Stande war. Um fo 
bedeutender war aber die Einwirkung Johann Sigismund's auf die 
Verhältniffe Der Reformirten im Herzogthbum Gleve und in der Graf: 
daft Mark, welche 1609 aus der Zülichichen Erbfchaft erworben waren, 
und in Denen Die noch jhwanfenden kirchlichen Zuftände befeftigt und 
weiter entwicfelt mwurden ’). Im —— Preußen glückte es erſt 
dem großen Kurfürſten Friedrich ilhelm, in Folge der durch 
den Vertrag zu Wehlau am 19. September 1657 über das Land erwor: 
benen Souveränität, von Seiten Polens eine Anerkennung der Refor- 
mirten überhaupt zu erlangen, von Seiten der Stände aber auf Grund 
einer Special» Affecuration vom 9. Juli 1663 vorläufig nur das Recht 
der Anlegung von drei Kirchen u. ſ. w.“) In den duch) den weftfälifchen 
Srieden erworbenen Gebieten, welche bisher die Reformirten ausgefchlof- 
jen hatten, gelangten diejelben duch Friedrich Wilhelm — auch 
zur freien Religionsuübung, wie in Pommern, Sachſen, Min- 
den:Ravenshberg’) In allen diefen Landihaften erhielten auch 
die nah der Aufhebung des Edictd Heinrichs IV. von Nantes rechtlos 
gewordenen franzöftihen Reformirten auf Grund des Grlaffes vom 29, 
October 1685 eine Zuflucht und gründeten alebald eine größere Zahl 
ton Gemeinden °), zu welchen unter Friedrich II. (1688; feit 1701 
als König Friedrich 1. bis 1713) neuer Zuwachs durch veformirte Kolo- 
niften aus der Pfalz, Schweiz und anderweitig famen ’). Eben fo 
erfolgten neue Vermehrungen von Reformirten durch den Erwerb von 
Mörs und Lingen 1702 aus der Dranifhen Erbſchaft, und einem 
Theil von Teklenburg 1707 durch Kauf; desgleichen unter Fried: 


— — 


3) v. Mühler, Geſchichte der evang. Kirchenverſaſſung in der Mark Brandenburg. 
Beimar 1846. 5. 102 folg. 

4) v. Mübler, S. 133 folg. — 

5) Meine Geſchichte Th. IV. Bd. III. S. 80 folg. 90 folg. 139 folg. 159 folg. 
un . 48. 
ee | 

7) Hering, neue nr zur Gef. der evang. reform. Kirche Th. I. (Bres⸗ 
lau 1784), S. 69 folg. Meine Geſchichte a. a. D. IV. III, S. 172. 558, 

8) M. Ch. Weiss histoire des refugies protestants de France depuis la 
rzsoeation de l'édiet de Nantes jusqu’d nos jours. Paris 1853. ſ. unten 


9) Hierüber, wie über die folgenden Andeutungen ſ. m. die weitere Ausführung in 
der er Abhandlung in Dove's Zeitfchrift E 307 folg. 
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ih Wilhelm I. (1713 — 1740) aus Geldern 1713, dem übrigen 
Teflenburg 1729, und neuen Theilen von Bommern 1720; ferner 
unter Friedrih dem Großen (1740— 1786), da Schlefien den 
Reformirten geöffnet ward, mie aud 1772 mit Weftpreußen foldhe 
erworben wurden. Bei Gelegenheit der zweiten und dritten Theilung 
Polens unter Friedrih Wilhelm II. 1793 und 1795 traten dazu 
noch die Unitätsgemeinden Großpolens umd zuleßt unter Friedrich 
Wilhelm II. 1814—1815 viele Neformirte in Jülich und Berg. 
Sp hatten im Laufe der Zeit die Reformirten, welche Anfangs in 
den meiften preußiichen Provinzen gar nicht geduldet wurden, ein 
namentlich in den meftlichen Thetlen des Landes mächtiges Kirchenwe- 
fen entwidelt und auf die Ausbildung der gefammten preußijchen evan- 
gelifchen Landesfirche einen großen Einfluß gewonnen und geübt. 


8. 4. 


Anionsverfuche zwifchen den Lulheranern und Jieformirten in Preußen 
bis zum Ende des achtzehnten Jahrhunderts’). 


Die fähfifche und ſchweizeriſche Reformation beruhen auf denfelben 
Grundgedanfen und beide bilden fih ergänzend eine Einheit, Geit 
1525 gab aber die abweichende Lehre vom heiligen Abendmahl einen 
Grund zur Trennung, welche 1529 das Marburger Eolloquium, 1536 
die Wittenberger Concordia und 1540 die veränderte Augsburgifche 
Gonfeffion für die Dauer aufzuheben nicht im Stande waren?) Bon 
den brandenburgifchen Regenten hatte indeſſen ſchon Joachim I. ſich 
gegen die Spaltung erklärt, indem er 1549 den Geiſtlichen, welche die 
Einführung des ſächſiſchen Cultus von ihm begehrten, erwiderte: „So 
wenig ich an die Römiſche Kirche will gebunden ſein, ſo wenig will 
ich auch an die Wittenberger Kirche gebunden ſein; denn ich nicht 
ſpreche, eredo S. Romanam oder Wittebergensem, ſondern Catholicam 
ecclesiam, und meine Kirche allhie zu Berlin und Eölln ift eben eine 
foldye rechte chriftliche Kirche, wie die Wittenberger Kirche“). In 
gleicher Gefinnung entſchied Jogchim ſich dafür, daß Friedrich III. von 
der Pfalz durch feinen Uebertritt zum rveformirten Befenntniffe 1560 
nicht aus der Zahl der Augsburg. Gonfeffionsverwandten ‚getreten 
und Des Vortheils des Religionsfriedens verluſtig geworden ſei, wie 
er denn auch in Gemeinſchaft mit den übrigen evangeliſchen Fürſten 
auf dem Tage zu Naumburg 1561 bei der erneuten Unterſchrift der 
Augsb. Conf. von 1530 die Geltung der Variata von 1540 mit aner— 


1) 6. ®. Hering, Geſch. der Firchlichen Unionsverfuche feit der Reformation 
bis auf unfere Zeit. Leipzig 1830. 1838. C. J. Nigfch, Urkundenbuch der Evang. 
Union. Bonn 1853. 

2) Eine aute Meberfiht über diefe Verhältniſſe giebt Siefeler im nn der 
Kirchengefhichte IIT, 2. 9.34 folg., die Urkunden Nitz ſch a. a. O. Nr. I. IV. 
Daß übrigens Luther ſelbſt Fury vor feinem Tode befannte, daß der Sache vom Bi 
mente zu viel getban fei, darüber f. m. Gillet Crato von Srafftheim (Kranff. aM. 
1860) — 112 ff. Köftlin, Luthers Theologie II, 226. 227. Reformirte K.—8. 
1853, 

3) H. — a zur brandenburg. Kirchen» u. Neformationshiftorie 
(Berlin 1740, 4.) © 


$.4. Die Union bis 1645. 5 


kannte“). Von dieſem Geiſte der Union der beiden Bekenntniſſe war 
nächſtdem vorzüglich Johann Sigismund geleitet, wie das be— 
ſonders aus ſeinem Glaubensbekenntniſſe (Confessio fidei Joannis Sigis- 
mundi. Mai 1614) hervorgeht, welches er zur Rechtfertigung feines 
Uebertritts zur reformirten Kirche publicirte?). Dem bisherigen Hader 
der Lutheriſchen und Reformirten fuchte er durch die Verordnung vom 
24. Februar 1614 ein Ende zu machen, „daß allenthalben gute Be; 
icheidenbeit und Moderation von denen Geiftlihen auf den Gankeln 
und fonften, Ergernig, Verwirrung der Gewiſſen und Benachtheiligung 
der Kirche zu verhüten, gebrauchet und geführet werden folle”, und 
führte durch dieſe zugleih „Die verbeflerte Augsb. Conf.“ von 1540 
ein‘). Die Erwartung, daß ihm alljeitig zugeflimmt werden möchte, 
in welder er auch die Verpflichtung auf die Goncordienformel abzu— 
schaften fuchte, ging indeffen nicht in Erfüllung, weshalb er durdy Die 
Reverfe vom 5. und 6. Februar 1615 den Lutherifchen ihre herge— 
bradten Rechte, unbejchader der offenen freien Uebung der reformirten 
Religion, aufs neue zufiherte, fo Daß beider Religionen Anverwandte 
in gleihen Schuß, Schirm und Protection aufgenommen fein follten?). 

An dieſen Grundfägen eines unfchädlichen Simultaneums®) beider 
Gonfeifionen bielt Georg Wilhelm (1619— 1640) feit, förderte 
aber zugleich die Union durch das von beiderfeitigen Theologen im 
März 1631 zu Leipzig gehaltene Religionsgeſpräch, deſſen Protokolle 
als Befenntnißichrift der Neformirten in Brandenburg anerfannt wurs 
den’). Der reformirten Hof: und Domkirche in Berlin gab er paritätiiche 
Rechte mit den Iutherifhen Pfarrkirchen ') und 1637 beſetzte er das 
Gonfiftorium zu Cöln an der Spree mit einem lutheriſchen und refor- 
mirten geiftlihen Rathe“). Mit größerer Energie, im Ganzen aber 
nicht qünftigerem Erfolge wirkte Friedrih Wilhelm (1640—1688) 
für die Intereffen der Bereinigung beider Neligionsparteien, wie 
durb das Golloquium zu Thorn 1645, deffen Declaration als Symbol 








4) „Neque vern animus est nobis, quod per hanc repetitionem at renovatam 
subscriptionem primum (a 1531) excusae confessionis discedere ab ea, quae anno 
XL exhibita est, vel in minimo velimus“ (Gefbfe, der Naumburgifche Fürftentag 
Leipzig 1793.) S. 184. 236. 237.) 

5) Mylius, corp. const. Marchic. I, 1. No. LXXXIII. Fol. 464 folg. 
Sering, biftor. Nahriht, S. 104 folg. Anhang S.1. fol. Niemeyer, coll. 
confessionum in ecclesiis Reformatis publ. (Lipsiae 1840) p. LXXX und 612 
folg. Risih,a.a.D. Nr VI. 1. Vergl. v. Mübler, Geh. ©. 123 folg. 

6) Mylius a. a. O. 1,1. Nr.XU. Fol. 353 folge. Hering a.a.D. Anhang 
5.17 folg. Damit hängt auch die Weiſung an die Univerfität Frankfurt zufammen, 
nicht gegen die Reformirten zu lehren oder zu lüften u.a.m Hering a. a. O. 
S. 322 folg. v. Mübler a.a. O. ©. 130. 131. 

7) Moyliusa.a.D. Nr. LXXIX. %01.257. Gereken codex diplom. Bran- 
denburg VII, 33. Hering a. a. O. ©. 233 folg. v. Mühler, ©. 123 folg. 

8) Ueber diefen Begriff |. m. Herzog prot. Enchelopädie XIV, 416, veral. das 
Refer. v. 18. Ort. 1637 an die Glevefche Regierung (in meiner Gefh. der Quellen 
IV, 3, 119 und Urkunde Nr. LII.). 

9) Molius a.a. D. Nr. LXXXI. Fol. 473 folg. Hering a. a. O. Ans 
bang S. 22ff. Niemeyer, collectio p. LXXIX und 653 folg. Nisfh a.a.d. 

1,2. 

10) Stiftungdurf. vom 9. Juni 1632. (Hering, Beiträge 1, 29 folg. Fidicin, 
biſt. Divfom. Beiträge zur Gefch. der Stadt Berlin IV, 400 ff. 

11) Refer. v. 16. Mai 1637 bei Mylius a. a. O. Nr. XIII, Fol. 355 ff. 
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beftätigt wurde‘), und zu Berlin 1662). Den Parteieifer zügelte 
er durch wiederholte Verbote Des gegenfeitigen Läfterns, unter Bezug: 
nahme auf das Edift vom 24. Februar 1614 (Anm. 6)'*%), Verbot des 
Beſuchs der Univerfität Wittenberg"), Abſchaffung der Berpflichtung 
der Iutherifchen Geiftlihen auf die Concordienformel“), aber auch in: 
directe Ablehnung der Dortrechter Synode”). Der fpäteren Union 
leiftete der große Kurfürft aber dadurch wejentlichen Vorſchub, Daß er 
den Reformirten im deutſchen Reiche das Recht der Parität mit den 
römifch  Katholifhen und Lutheranern im weftfälifihen Frieden er: 
wirkte") und daß er in feinen weftfäliihen Landen die Lutheraner 
vermochte, ſich die veformirte Kirhenordnung anzueignen '). 

Auf den alfo gewonnenen Grundlagen wirkte Friedrich II. (als 
König Friedrich I.) weiter. Nachdem er aufs neue den Beſuch der Uni: 
verfität Wittenberg unterfagt hatte”), jtiftete er, da Frankfurt cigentlid) 
eine reformirte Anftalt geworden ?'), eine neue lutheriſche Hochſchule zu 
Halle 1694”), befegte die theologiſche Facultät mit Anhängern von Phi: 
fipp Jacob Spener, den er um feiner vermittelnden milden Richtung wil: 
fen bereit8 1691 als Propft nach Berlin gezogen hatte. Zur Beförderung 
der Bereinigung juchte er einen Simultangebrauch der Kirche einzuführen, 
gründete Unionskirchen und Waifenhänfer für Lutheraner und Refor- 
mirte und befundete feinen Unionsfinn vornehmlich bei feiner am 18. 
Januar 1701 erfolgten Krönung in Königsberg durch Zuziehung eines 
lutheriſchen und reformirten Oberhofpredigers, welche er beide au Bi— 
fhöfen erhoben hatte”). Die bierauf veranftalteten Headline 
eines collegium caritativum 1703 zu Berlin mißlangen eben fo, wie 
der Berfuh, durch Einführung der englifchen bifchöflichen Verfaſſung 
die beiden Gonfeffionen zu ade Praktiſcher war dagegen 
die Beinrdnung eines reformirten geiftlihen Raths in dem Conſiſtorium 


12) Mplius a.a.D. Nr. LXXXIU, ol. 489 folg. Niemeher a. a. O. 
. LXXVIl und 669 folg. Hering, neue Beiträge II (Berlin 1787) Nr. 1. 
Bist a. a. O. VI, 3. 

13) Hering, neue Beiträge I. Nr. IV. v. Orlich, Fr. Wilh. d. große Kurf. 
1836. ©. 263 ff. 

14) Edicte v. 16. Februar 1660, 2. Juni 1662, 16. September 1664 (Mylius 
er Nr. XXV, XXIX. XXXl. Hering, neue Beiträge II, 111, 112, 
182 folg. 

15) Edict vom 21. Auguft 1662 (Mylius a. a. O. 1.2. Nr. XX. Fol. 79. 
Hering, neue Beiträge II, 160 folg.). S. Anm. 20. 

16) Berordn. v. 3. Decbr. 1650, 6. Juni 1667 (Mylius a. a. O. Nr. XXI. 
XXXV. Fol. 365. 393). 

17) Verordn. für die Domkirche v. 16. Septbr. 1664. Nr.4. Gering, Beis 
träge IL [Breslau 1785] S. 109), wie für die übrigen Gemeinden nah Nr. 14, 

18) Instr. Pac. Osnabr. Art. VII, $. 1, vergl. meine Ausführung in Dove’s 
Zeitfchrift III, 299, 300. 

19) ©. $. 17. Anm. 29. 

20) D. 4. März 1690 (MMylius a.a. D. 1, 2, Nr.LI. Fol. 109). S. Ann. 15. 
= a uf, dad afademifche Leben ded 17. Jahrh. Abth. II. (Halle 1854) 

22) v. Mühler a. a. O. ©. 19. 

23) Meine Gefchichte I, 2, 79. S. unten $.44. 

24) Giefeler, Kirchengefchichte IV (herausgegeben von Nedepennig), 211. 212. 
Richter, Gef. der evang. Kirchenverfaffung. S. 231 folg. 
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zu Minden 1689 umd zu Königsberg 1709), während manche andere 
Schritte mehr nur bemtejen, wie ſehr diefe Angelegenheit dem Könige 
am Herzen lag“). Nicht minder war dies der Fall bei Friedrich 
Bilbelm 1.”), der indeffen im Ganzen mehr darauf allein Bedacht 
nehmen fonnte, den Frieden unter den beiderſeitigen Religiondver: 
wandten zu erhalten, als in pofitiver Weife eine Annäherung unter 
denjelben herbeizuführen. Die älteren Edicte zur Beobachtung des 
gegenfeitigen friedlihen Verhaltens wurden erneuert (am 31. Juli 1714 
und öfter), den Geiftliben beider Gonfeifionen geboten, fi) der Pre— 
digten über die Gnadenwahl und der daraus eingejchlichenen abweichen: 
den Meinungen und in Trennungen gänzlich zu enthalten 
(10. Mai 1719) u.a. m. Der König billigte den Vorſolag „daß, 
da Lutheraner und — ſich zur Augsb. Conf. bekannten, und 
Einen Körper im Reiche ausmachten, auch durch Reichsgeſetze einerlei 
Rechte erlangt hätten, fie num ſich verbinden wollten, treulich in ſolcher 
Berfaffung und an einander und in ihren Zanden darauf zu halten, 
daß weder in Schulen, noh in Kirchen, nod auf Kathedern bittere 
Streitigfeiten gegen einander geführt, fondern jeder Vortrag von dem 
Geift der Liebe und des Friedens fo nemäßigt würde, daß Die zu 
mwünjchende Bereinigung dadurd nicht gehindert, fondern vielmehr bes 
fördert werde ‘‘*), indeß felbft ein folder Verein Fam nicht einmal zu 
Stande. Zur Herftellung der Einheit bielt er e8 für dienlich, den 
lutheriſchen Gottesdienft zu vereinfachen, rief aber dadurch einen ſolchen 
Widerſpruch bervor, Daß gleich nad feinem Tode das Verbot des 
Zragens des Chorrocks, der Anzündung der Lichter bei der Communion 
n.a.m. zurüdgenommen werden mußte”). Die Anficht, weldhe den 
König leitete, beruhte überhaupt auf Nichtachtung der Unterſchiede, 
wie er Died 1726 ausfprah: „Ich Halte beiderlei Religionen einerlei 
zu fein, und finde dabei feinen Unterſchied“h. Einen anderen Stand— 
punkt nahm Friedrich der Große ein. Zwar erklärte auch er, 
daß die „unter beiden Religionen ſtreitigen Punkte nichts bedeuten“*), 
weshalb er auch ohne Bedenken Simultanverhältniſſe jeder Art bei 
ihnen für flatthaft Hielt”), dagegen gewährte er aber anderer Seits 


a Meine Gefchichte IV, 3, 561. Arnoldt, preußifche Kirchengefchichte. 


26) Dies zeigt indbefondere auch die Antwort Friedrichs I. vom 28. Mai 1707 
auf das Schreiben der Genfer Theologen an ihn vom 22. April d. 3. (beide gedrudt 
in: Sad, über die Vereinigung der beiden proteftantifchen Kirchenparteien in der 
preußiſchen Monardie. Berlin 1812. S. 93 folg.). 

27) Bergl. das wahrjcheinfich von ibm berrührende Glaubensbekenntniß in — 
zer's prot. Monatsblätter XIV, 2 (Auguſt 1859) und bei Hanſen Br. W. J.. 
Dorfäufer | der er (Mübtheim” a. d. Nuhr 1861. IV. (Programm.) S. 36 f. 

28) S. v. Mübler a. a. O. ©. 196 folg. 

29) Grinnerungen an die Aurfürfien von Brandenburg . binfichtlich ihres Ders 
baften® in Angelegenheiten. der Religion und der Kirche. (Hambura 1838.) 5.249. 250. 

30) Bergl. die Erlajfe Friedrichs ll. d. Ruppin 3. und Berlin 29. Juli 1740 
mit der Berordnung vom 27. Septbr. 1736, 1. Dechr. 1737 u. a. (Mylius a. a. O. 
l, 1. Nr. CXXXV. und Contin. I. Nr. XXIX. und XL. dafelbft). 

31) Erinnerungen a.a.D. ©. 253. 

32) Inftruftion vom 4. Dctbr. 1750. $.5 (Mylius a. a. O. VIl. Contin. IV. 
Rr. CVI. Fol. 291). 

33) Beifpiele in meiner Abhandlung bei Dove a.a. D. S. 312. Den Streitig- 
feiten über Die Stolgebühren begegnete das Neglement vom 15. Juli 1771 (N. CC. V.a. 
%r.53. Fol. 297.). 


— 
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jeder Confeſſion vollen Schutz und äußerte demgemäß in einem Cabi— 
netsbefehl von 1783: „Meine Willensmeinung iſt, daß alle die Relis - 
ionen, die ihren Gottesdienft bier im Lande haben, follen das fo 
* wie ſie wollen, ohne ſie zu ſtören. Die Lutheraner auf ihre 
Weiſe, und die Reformirten eben ſo gut, wie die andern; überdies iſt 
dieſe ja die Familienreligion“ *). 

Eine directe Sorge für die Weiterführung der Union hat weder 
Friedrich IL nod Friedrich Wilhelm Il, übernommen, beide aber 
hielten wenigftens das bereits beftehende Verhältnig aufrecht. 

Klein drüdte fih in dem Entwurfe zum allgem. Geſetzbuche 
mit Bezugnahme auf das Reglement vom 15. Juli 1771 (Anm. 33) 
fo aus: „Die beiden proteftantifhen Gemeinden find darin für eine 
zu achten, daß gegen Entrichtung der Gebühren Reformirte durch Lu— 
therifche und Zutherifche durch Neformirte getauft und getraut werden 
können.“ „Lutheriſche Prediger dürfen den Reformirten und Reformirte 
den Lutheriichen das Abendmahl nicht verweigern.” (8. 57. u. 59.) 

Suarez gab dagegen im I, (ungedindten) Entwurfe dem hierher 
gehörigen $. 39 folgende Faflung: „Augspurgiſche Gonfeffions: Ber: 
wandte, fie mögen der veränderten oder unveränderten Gonfeffion zus 
gethan fein, dürfen einander wechjelfeitig auch von ihren befonderen 
Religionshandlungen nicht ausichliegen.‘‘ 

Auf Grund einer Bemerkung, daß infofern beim Gmpfange des 
heiligen Abendmahls darin ein Uebergang zu einer anderen Religion 
gefunden werden fönnte und es Deshalb einer vorhergehenden Anmel— 
dung bedürfte, erklärte Suarez: „So viel ich weiß, beruht der Saß 
ſelbſt auf fhon vorhandenen Verordnungen.” Die vorhergehende Mel- 
dung gehöre zur Kirchenpolizeiz doch Fönne man den Sag auf den 
Fall einfchränfen: „wenn feine Anftalten feiner eigenen Religions 
partei, deren er fi bedienen fann, in der Nähe find.“ Darnach 
wurde in dem zweiten (gedrudten) Entwurfe im $. 30, Th. J. Abth. II. 
Zit. VI. folgende Beftimmung getroffen: „Kirchengeſellſchaften von 
beiderlei Augsburg. Glaubensbefenntnig follen ihren Mitgliedern, wechfel: 
feitig, den Zutritt auch zu ihren eigenthümlichen Religionshandlungen 
nicht verfagen, wenn diefelben feine Kirchenanftalt ihrer eigenen Reli— 
gionspartei, deren fie fi) bedienen Fünnen, in der Nähe haben.‘ 

Bei der wiederholten Revifion erinnerte aber Suarez: „der Aus: 
druck: beiderlei Augsb. Glaubensbefenntnig, kann anftößig fein, da 
nach hiefigen Landesgefeßen der Unterfchted der veränderten und un: 
veränderten Augsb. Conf. ausdrücdlich verboten if. Ponatur ergo: 
Proteftantifche Kirchengefellichaften der Augsb. Conf.“*). Mit Ddiejer 
Aenderung ift die Feitfeßung in 8.39. Th. Il. Tit. XI. des Landrechts 
jelbjt übergegangen, zugleich aber auch ausgeſprochen, daß die Theils 
nahme an den eigenthümlichen Religtonshandlungen der andern Partei 
unter diejen Umfländen feinen Uebergang zu derjelben enthalte"). 

Die frühere Spaltung der Lutbheraner und Neformirten in den 


34) Erinnerungen a.a.D. ©. 313. 

35) Materialien zum alla. Landrecht (im Juftigminifterium zu Berlin) XIV, 155. 
XV, 124. LXXX, 145. 

36) Angedeutet ift dies bereits im 1. Entwurfe $. 38, 39 (vergl. II. €. $. 32, 30) 
und deutlicher im A. 2.:R., wo beim $. 42 auf $.30 Bezug genommen ift. 
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preußifch = brandenburgifchen Landen war hiernah am Ende des acht— 
zehnten Jahrhunderts ſoweit aufgehoben, daß mach der beftehenden 
Geſetzgebung beide Religionsparteien in dem gemeinjamen Bekenntniß 
zur Augsb. EConfeffion, freilih ohne völlige Ausaleihung der Diffe- 
renzen der Auguftana von 1530 und 1540, in der Cultus- und Sacra= 
mentsgemeinſchaft, fofern fih ein Bedürfnig dazu herausftellte und in 
demjelben Kirchenregiment des proteftantifchen Zandesherrn unirt waren, 
Eine engere Verbindung berbeizuführen, blieb dem Nachfolger Fried; 
rih Wilhelm's II. vorbehalten. 


8. 5. 
Die Union der Lutheraner und Keformirten während der Kegierung 
Friedrich Wilhelm’s II. 

Die eben fo große als jchwierige Aufgabe einer Vereinigung der 
beiden proteftantifchen Eonfeffionen, welcher ſich befonders feit Johann 
Sigismund die brandenburgifchen Fürften unterzogen hatten, war beim 
Regtierungsantritt Friedrich Wilbelm’s II. (1797 — 1840) nichts 
weniger als bereits gelöft. Im Wefentlichen war die Union mehr 
nach der negativen, als pofitiven Geite vollzogen, überwiegend mehr 
gegenfeitige Duldung, als innerlich befeftigte Gemeinfchaft. Daß aber 
nur die leßtere eine befriedigende jet, erfaßte der König fogleid) und 
eine jolche herbeiführen zu helfen war das Ziel, welches er beharrlich 
im Auge behielt... Die damaligen Verhältniffe, die Wiſſenſchaft und 
das Leben in der Kirche waren Diefem Streben nicht ungünftig. 

Nah der Mitte des 18. Jahrh. ſchwanden die jchroffen Gegen— 
jäge, welche bis dahin die Parteien auseinander gehalten batten, und 
‚die Einfiht, daß die Differenzpunfte mehr doctrineller, theologiſcher, 
als ſymboliſcher Natur feien, fand in der Literatur weiteren Eingang- 
und wirkte Dadurch auf die Uniondgefinnung der Geiftlichen, welche 
fih auch bald praftifch beftätigte. So wurde im Herzogtbum Cleve 
und in der Grafichaft Mark feit 1788 eine förmliche Verbindung der 
Iutberifchen und veformirten Synoden angebahnt!), nachdem ein Zahr 
vorher eine Ähnliche Vereinigung in Jülich und Berg ftattgefunden?). 
Im Sabre 1803 wurde die Abendmahlsgemeinfchaft der beiderfeitigen 
Glaubensgenoſſen eben dort anerfannt?), feit 1806 die Herftellung einer 
gemeinfamen Kirchenordnung in Angriff genommen‘ und die Union 
beider Kirchen weiter verbreitet. 

Den erften Anlaß, für die Union einzurreten, gaben Friedrich 
Wilhelm II. Fragen des Eultus. Die durch Gabinetsordres von 1787 
und 1788 getroffene Anordnung der Reviſion der älteren reformirten 
Liturgie batte den Oberconfiftorialratb Sad zur Abftattung eines Pro: 
memoria veranlaßt (13. Juli 1798), worin derjelbe, da auch das Tuthes 
riihe Oberconfiftorium mit Bearbeitung einer Agende befchäftigt war, 
erflärte: „Die beiden proteftantifchen Kirchen in den preußiichen Län— 
dern find Durch die weiſe Toleranz des Landesheren jebt ſchon derge— 
ſtalt verſchwiſtert und vereinigt, daß die DVerfchiedenheit der beiden 


— — —ñ— — —— 


1) Meine Geſchichte der Quellen IV., 3, 285. 337. 817. 821. 822. 
2) a . ©. 275. 822. 
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| a. O 
j a. a. O. ©. 276. 812. 
4) a. a. O. ©. 800. 811. 
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firhlihen Syfteme ihr ehemaliges Gewicht verloren hat und feine 
wefentliche Trennung mehr unter ihnen veranlaßt. Warum follte nun 
die bisherige Echeidewand durd eine Doppelte reformirte und Luther 
tische befondere Kirchenagende noch beibehalten, oder von Neuem aufs 
geführt werden?‘ — Bereits unterm 18. Juli ſprach der König ſich 
zuftimmend aus: „Jetzt befonders freut es mich, daß Hoffnung vor: 
handen ift, beide Gonfeffionen durch eine gemeinfchaftliche Agende, der 
bleibenden Berfchiedenbeit der Meinungen ungeachtet, einander näher 
zu bringen“, und am 5. Auguft beftätigte er „die zur Beforgung einer 
neuen für beide Gonfeffionen gemeinſchaftlichen Kirchenagende . .. ges 
troffene Auswahl von Perſonen““). Diefe Angelegenheit ruhte zwar 
für einige Zeit, nicht aber die alljeitige Bemühung für die Union 
ſelbſt. Aus verfchiedenen Gegenden Deutfchlands wurden Stimmen 
dafür laut‘) und in Preußen jelbft drang Schleiermadher”) auf 
den Wegfall des kirchlichen Unterfchiedes zwifchen reformirt und luthe— 
riſch. Als Die jicherfte Mafregel empfahl er die Abendmahlsgemein- 
ſchaft beider Coufeſſionen und gegenfeitige Anftellungsfäbigfeit der 
Geiftlichen, ohne daß in dem einen oder andern Falle ein Gonfeffions- 
mwechjel angenommen werden dürfte. Der König felbft that der Union 
Borihub, indem er 1806 der reformirten theoloatfhen Facultät zu 
Frankfurt ein Iutherifches, der lutheriſchen Facultät zu Halle ein refor— 
mirtes Mitglied (Schleiermacher) zuwies?). Die bisher die Confeſſionen 
trennenden Amtstitel, Infpector, Dekan, Erzpriefter, Präpoſitus (Propft), 
wurden abgeichafft und allgemein die Bezeichnung Superintendent ein— 
geführt?), eben jo den Geiftlihen beider Gonfeffionen eine gleiche 
Amtstracht vorgeſchrieben“). Inzwiſchen hatten die Nothſtände eine 
Auflöſung der bisherigen Centralbehörden der lutheriſchen und refor— 
mirten Kirche des Landes zur Folge gehabt, wobei jedoch ſofort die 
Reorganiſation der evangeliſchen Kirche und zwar in unirtem Sinne 
ins Auge gefaßt wurde. Einer der erſten, der ſich hierüber äußerte, 
war wieder Schleiermacher“), indem er mit ausdrücklicher Bezug— 
nahme auf die zwei unvorgreiflichen Gutachten (Anm. 7) erklärte: „Um 


5) Bergl. Veranſtaltung einer neuen Liturgie für ‚beide prot. Confeſſionen: in 
Gedike's Annalen des preuß. Schulz und Kirchenwefens, Bd. IT, (Berlin 1801) 
91. S. 152 folg. und die Auszüge daraus bei Fald, Actenſtücke, betr. die neue 
preuß. Kirchenagende (Kiel 1827), ©. V fola. 

6) Vergl. van Alpen, patrivtifcher Aufruf zur allgem. Bereinigung der Reli— 
aionen, Gonfeffionen, Kirchen. Frkf. a. M. 1801. Herder, Adraften 1802 (in den 
Schriften zur Pbilofopbie und Gefchichte IX, 391 folg.). Plancd, über die Trennung 
und Wiedervereiniqung der chriftlichen Dauptparteien u.f.w. Tübingen 1803. 

7) Es erfcbienen von ibm, ohne Angabe feines Namens: Zwei unvorgreifliche Gut— 
achten, in Sachen des proteftantifchen Kirchenwefens, zunächſt in Beziebung auf den 
preuß. Staat. Berlin 1804 (wiederbolt in Schleiermacher’s ſämmtlichen Werfen). 
Abth. 1. Zur Theologie. Bd. V. (Berlin 1846) S.43 ff. Vergl. den Anm. 12 cit. 
Sad, ©.46. 61. 

8) v. Mühler, Geſch. der evang. Kirchenverfafjung.. S. 285. 

9) Cixc. v. 28. Auguft 1806. Nefer. vom 2. Febr. 1808, vol. unten $. 43. 

10) Gab. =D. vom 20. März 1811 (v. Kampsk, Ann. I, 1, 140. Boat 1, 


1m Den bis dahin nicht gedrudten: PVorfchlag zu einer neuen Verfaſſung der 
proteftantifchen Kirche im preußifchen Staate: aus dem Jabr 1808 bat Richter in 
Dove’s Zeitjchrift I, 327 folg. veröffentlicht. 
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in diefe (neue Berfaffung der Kirche) eine Einheit zu bringen und die 
ganze Verbeſſerung nicht an armfeligen Kleinigkeiten ſcheitern zu machen, 
it aber durchaus nothwendia, daß der Firchliche Unterfchied zwiſchen 
Lutheranern und Neformirten gänzlih aufgehoben werde, und die pros 
teftantifhe Kirche in diefem Staate durchaus nur Eine fei. In Abs 
ficht der Lehre hat dies um jo weniger Schwierigfeit, da zwifchen den 
Lehrern einer jeden diefer Gonfeffionen unter ſich weit größere Diffe- 
renzen obwalten, als die zwiſchen beiden Gonfeffionen jelbft beftehenden. 
In Abſicht der Gebräuche eben jo wenig, da aucd in einer und der: 
jelben Confeſſion die Gebräuche in verichiedenen Gegenden jehr ver: 
fhieden find und vorläufig jede Gemeine fie fo belaffen föunte, wie 
fie gewejen find. Die ganze Vereinigung, fo weit fie zu unferm Zwed 
nötbig ift, würde jchon durch die Erklärung erreicht, daß e8 durchaus 
für feine — ige jolle gehalten werden, wenn Jemand, 
Prediger oder Laie, von einer Gemeine des einen Ritus zu einer des 
andern übergeht oder zwijchen beiden wechjelt.‘ 

Wenige Jahre nachher ſprach fich in nicht minder lebhaftet Weife 
der Oberconfiftorialratd Sad für die Union in Preußen aus‘), ohne 
jedoch mit dem von Schleiermacher gemachten VBorfchlage einverftanden 
zu fein. Eine Erklärung, wie fie von dieſem gewünſcht werde, fünne 
nichts fruchten, wenn fie vom Staate ausgehe, die Kirche felbit, ihre 
Lehrer und die entichiedene Mebrzahl ihrer Mitglieder müßte das Ur: 
tbeil abgeben, daß fein Grund ihrer ferneren Trennung mehr vors 
banden jet. Im Bejonderen folle man nicht daran denfen, durch eine 
neue dogmatiſche Formel die Einheit begründen zu wollen, dagegen 
follten ald gemeinjames Befenntniß das apoftolifche und augsburgiiche 
beibehalten werden; ferner ſei feine von beiden Kirchen der andern zu 
incorporiren, doc folle ftatt der bisherigen Benennung reformirt und 
Iutheriich von beiden der Name evangeliihe angenommen werden; in 
Bezug auf die obfervanzmäßige Berfaffung, das Vermögen u. ſ. w. follte 
feine Aenderung erfolgen, der bisherige Ritus wäre fo lange beizube- 
balten, ald die Gemeinde damit zufrieden tft, nur beim heiligen Abend» 
mahl fei eine gleichmäßige Adminiftration unentbehrlich "). 

Diele Gedanken find unverkennbar bei den vom Könige felbft 
bald nachher getroffenen Anordnungen maßgebend gewejen. Ebe er 
diejelbe. befannt machte, waren inzwifchen aus der Mitte der Kirche 
jelbft nach der Seite der Berfaflung bin für eine Verbefferung Wünfche 
geäußert worden, zu deren Erlediqung, wie des gelammten Kirchen: 
wefens eine bejondere Commiſſion 1814 mit Genehmigung des Königs 
zufammentrat'*), auf deren Anträge die Gabinets:Drdre vom 27. Mai 
1816 im Einzelnen die nöthigen Beſcheide gab"). Mehr oder weniger 
ftanden diejelben ſämmtlich mit der Angelegenheit der Union in Ber: 
bindung, unmittelbar auf dieſelbe bezogen ſich aber diejenigen Be— 
flimmungen, welche feit 1817 erlaffen wurden. Das in diefem Jahre 
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narchie. Berlin 1812. j 
13) Sad a. a. O. ©. 62 folg. 
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zu begehende dritte Secularfeft der Reformation bot dem Könige den 
geeignetften Anlaß, die ihm fo fehr am Herzen liegende Vereinigung 
beider Confeſſionen möglihft zur Vollziehung zu bringen. Nachdem 
das Minifterium des Innern durch die Grlaffe vom 3. und 30. Juni 
d. J.“) die königlichen Befehle über die Art und den Geift des 
Feftes felbit befannt gemacht und inöbefondere geäußert: „daß der 
Name: Proteftanten, jo bedeutungsvoll er zu der Zeit war, in 
welcher er auffam, Doch mehr die damals geſchehene Verwahrung der 
äußeren Rechte der evangelifchen Fürften und Stände in den Ange— 
legenheiten des Glaubens und der Kirchenverfaffung, wie den der 
evang. Kirche eigenthümlichen Geift und Sinn zu bezeichnen geeignet 
ift, auch .... in der neueften Zeit hin und wieder gemißbraucdht wor— 
den. Es fcheint daber in mehr als einer Hinfiht rathſam, dieſe Be— 
nennungen: Proteftanten, proteftantifhe Kirche, der Geichichte, welcher 
fie angehören, zu überlaſſen und dafür, zumal in Erbauungsicriften 
und gottesdienftlichen Vorträgen, die angemefjeneren und allgemein 
verftändlicheren Namen: evangeliihe Kirche, evangeliſche 
Ehriften, von nun an allgemein zu brauchen‘ — erging die Allerh. 
Gabinets-Ordre über die Vereinigung der lutheriſchen und. reformirten 
Kirche, Potsdam, den 27. Septbr. 1817”). Im Anfchluffe an, feine 
Borfahren empftehlt der König „eine wahrhaft veligiöfe Vereinigung 
der beiden, nur nod durch Äußere Unterichtede getrennten proteftant. 
Kirchen“ — „in welcher die reformirte nicht zur Iutherifchen und dieſe 
nicht zu jener übergeht, jondern beide eine neu belebte, evangelijch- 
riftliche Kirche im Geifte ihres Heiligen Stifters werden.” Er wünſcht 
aber, ohne dieſe Union „‚aufdringen und ... etwas verfügen und be— 
ftimmen zu wollen‘, daß „fie aus der Freiheit eigener Heberzeugung 
rein hervorgeht“ und empfiehlt feinem. Beifpiel zu folgen, indem er 
jelbft in den vereinigten bisherigen ref. und luth. Hof- und Gar: 
nifongemeinden das heil. Abendmahl genießen werde. 

Zur weiteren Förderung wurde die bioher übliche Ausftellung des eid- 
lichen Reverjes der reformirten Prediger auf die Confessio Joannis Sigis- 
mundi abgeſchafft“), dagegen 1822 ein Umionsrevers angeordnet, 
von welchem die Anftellung bei einer Gemeinde, in welcher der Unionsritus 
eingeführt, abhängig wurde’). Die Benennung: Broteftanten, wurde nun 
amtlich bejeitigt und durch: Evangeliſche, eriegt). Vorzüglich 
jollte durch eine gemeinfame Landesagende die Bereinigung befeftigt 
werden. Seit 1821 ward diefer Gegenftand mit bejonderer Vorliebe 
behandelt, ohne jedoch zu befriedigendem Abichluffe zu fommen. Das 
Jubelfeſt der Augsburg. Eonfeffion 1830 fehien geeignet, neue Impulſe 
zu geben, und in dieſer Abficht ergingen die Gabinets-Drdres vom 4. 
und 30. April und das Gircular vom 5. Mai 1830°). Hiernach follte 
möglichft allgemein bei der Feier des heil, Abendmahls das Brechen 





16) v. Kampp, Annalen I, 3, 66 fola. 

17) v. Kamptz a. a. O. S. 64 — 66. Nitzſch, Urkundenbuh Nr. VII. 

18) Cab.⸗O. v. 18. Novbr. 1818 (v. Kamp, Ann. II, 1018.). 

19) Circ. v. 17. Octbr. 1822 (v. Kamptz, Ann. VI, 887), verb. mit Circ. v. 
8. März 1821 (a. a. O. V, 344). 8.6. Anm. 16. 17. 

20) Cab.⸗O. v. 3. April 1821 (a. a. D. V, 341. Vogt I, 81.) 

21) v. Kamp, Ann. XIV, 324 folg. Vogt 1, 84 fola. 
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des Brods, als der fumbolifche Ausdrud des Beitritt zur Union, arts 
gewendet, die den beiden evang. Konfeffionen eigentbümlichen Unter: 
iheidungsnamen: reformirt und Tutheritd), gegen Die Benennung: evan— 
geliih, von den Geiftlihen und Gemeinden vertaufcht, auch bei Be: 
ſetzung evang. Pfarrftellen landesherrlihen Patronats, foweit es, ohne 
Unzufriedenheit bei den Gemeinden zu erregen, gefchehen fönne, die 
luth. oder ref. Gonfeffion nicht weiter berüdfichtigt werden. 

Der Intention des Königs entſprach gleich Anfangs die Geiftlich- 
feit der Hanptftadt, indem eine am 1. October 1817 zu Berlin unter 
dem Vorſitze Schleiermacher’8 gehaltene Synode eine Erklärung über 
den Beitritt zur Union abgab und eine demfelben gemäße Abendmahls- 
feier veranftaltete??). An ähnlicher Weife diente in allen Theilen des 
Landes, wo hie umd da fehon vorher Schritte für die Union gethan 
waren”), das Reformationsfeft zur Verbrüderung beider Confeſſionen?). 
Die hiermit in Zufammenhang gebrachte Einführung der neuen Agende 
ſchien in den nächften Jahren vortheilhaft zu fein, indem fchon Ende 
1824 von den im Staate befindlichen 7782 Kirchen 5343 Ddiefelbe an- 
genommen hatten ?). Indeſſen traten bald mannigfahe Hemmungen 
ein, welche das Kirchenregiment nöthigten, die urfprünglichen Unions— 
gedanfen genauer zu firiren. Nad) dem königl. Grlaffe vom 2T. Sept. 
1817 follten die bisher getrennten Kirchen eine neu belebte evang.= 
chriſtl. Kirche werden. Daraus folgerte man die Aufhebung der bis— 
berigen Symbole. Schon am 16. Septbr. 1822 trat der König dieſem 
Irrthum entgegen?) und das Kultusminifterium erinnerte, Daß der 
Beitritt zur Union nicht als ein Aufgeben des bisherigen Bekennt— 
niffes und der Schriften, in welchen daffelbe ſich dargelegt findet, ans 
zuſehen ſei“). Eben fo mußte wiederholt daran erinnert werden, daß 
der Beitritt zur Union nicht als ein Confeſſtonswechſel zu betrachten 
fei, aus welchem der Austritt aus der bisherigen Parochialverbindung 
folge”), wie denn überhaupt der Parochialverband durd die Union 
feine Beränderung erleide, auch der Genuß an die ref. oder Tuth. 
Confeſſton gefnüpfter Stiftungen, Schenkungen oder auf andere Weiſe 
erworbener Vortheile nach Annahme der Union nicht beeinträchtigt 
werde *). 

Scywieriger war die Lage des Regiments im Berhältniffe zu den 
eigentlichen Gegnern der Union und Agende, namentlich zu der von 


22) S. die amtlihe Erklärung vom 29. Octbr. 1817, in: Scheibe, Beil: 
lodter, Hennings allg. Chronik der dritten Jubelfeier der deutfchen evang. Kirche 
—— und an 1819. 4.) 1, 65 folg.; desgl. in Schleiermadher’s Werfen, 
a. a.O. 5. 297 fi. 

23) Am linken Rheinufer hatten fich bereits feit 1806 fürmfiche Confenfusgemeins 
den gebildet (meine Geſch. der Quellen IV, 3, 783. 789.). 

24) Vergl. die Berichte in der cit. allg. Chronik I, 46 folg., 273 folg., meine 
Geſch. cit. ©. 821. 822. 863 folg. 894. 805 u. a. 

25) Cab.⸗O. v. 28. Mai 1825 (v. Kamptz Ann. IX, 379. Bogt 11, 297). 

26) v. Mühler a. a. O. 5.340. Berbandlungen der Sen.Syn. 1846. 11, 60. 

27) Berf. v. 28. Detbr. 1823 (Verhandl. der Gen.“Syn. 1846. II, 54. Vergl. 
Aftenftüfe des D.⸗K.⸗R. 1, öl). 

28) Refer. v 2. Mai 1826 (v. Kamptz, Ann. X, 351. Vogt II, 299). 

29) Cab.⸗O. v. 30. April 1829 (Gef, S. 64), Circ. v. 5. Mai 1830 (v. Kampb, 
Ann. XIV, 324. Boat 1, 85. 251.). 
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Scheibel in Breslau ausgehenden Oppofition. Statt die Ueberwin— 
dung derjelben der zu erwartenden günftigen Entwidelung der guten 
Sache jelbit zu überlaffen, glaubte man fie bald durch Zwangsmaß— 
regeln unterdrüden zu fönnen und veranlaßte dadurd die Bildung 
einer Partei, melde ſich als eine eigene Neligionsgefellichaft zu be— 
feftigen ſuchte“). Zur richtigen Beurtheilung der Angelegenheit fprach 
fih aber der König felbit nochmals über das Wefen und den Zwed 
der Union und Agende in der Gab.:D. vom 28. Febr. 1834 alfo aus”): 
„Die Union bezwedt und bedeutet fein Aufgeben des bisherigen 
Glaubensbefenntniffes, auch ift die Autorität, welche die Befenntniß- 
Schriften der beiden evang. Eonfeffionen bisher gehabt, durch fie nicht 
aufgehoben worden. Durh den Beitritt zu ihr wird nur der Geift 
der Mäpigung und Milde ausgedrüdt, welcher die Verſchiedenheit ein— 
zelner Lehrpunfte dev andern Gonfeifion nicht mehr als den Grund 
gelten läßt, ihr die äußerliche firdyliche Gemeinfchaft zu verfagen. Der 
Beitritt zur Union ift Sade des freien Entſchluſſes, und es ift daher 
eine irrige Meinung, daß an die Einführung der vernenerten Agende 
nothwendig auch der Beitritt zur Union gefnüpft fei oder indirect 
durch fie bewirkt werde. Jene beruht auf den von Mir erlaffenen Ans 
ordnungen; Diefer geht nach Obigem aus der freien Entfchliegung eines - 
Seden hervor. — Auch im nicht unirten Kirchen muß der Gebraud) 
der Landesagende ... ftattfinden, am menigften aber ... darf geftattet 
werden, dag die Feinde der Union, im Gegenfag zu den Freunden 
derjelben, als eine befondere Religionsgefellihaft ſich conftituiren.‘ 
Dielen Grundfäßen gemäß wurde an dem bisherigen Verfahren 
in der Behandlung der Unionsſache nichts verändert Wenn man 
aber die beim Antritt der Regierung Friedrih Wilhelm’s IH. gelten— 
den Beftimmungen (j. vor. $. a. E.) mit denjenigen vergleicht, welche 
beim Ableben des Königs über die Union zur Geltung gelangt waren, 
jo erſcheint der Fortſchritt als ein fehr bedeutender. Das Befennts 
nig war durch die Union nicht angetaftet worden, aber die Differenz: 
punkte hatten ihre kirchliche Dignität in dem früheren Umfange nicht 
mehr behaupten Fönnen, da der Conſenſus vielmehr bei der Confir— 
mation, der Ordination, der Provifion der Nemter u. f. w. maßgebend 
geworden war; auch war das Bekenntniß in nicht wenigen Gemeinden 
zu einem auf wirklicher Einheit beruhenden Glauben entwidelt. Der 
Gultus war durch Die allgemeine Agende in der Landesfirche über: 
einftimmend geregelt und die Abendmahlsgemeinfchaft nicht mehr von 
dem bloßen Bedürfniſſe abhängig gemadt. Die Verfaſſung mar in 
unirtem Sinne weiter ausgebildet, indem das Kirchenregiment nicht 
mehr durch gefonderte lutheriſche und reformirte Gentralbehörden, fons 
dern durch ein gemeinjames Eultusminifterium, durch die Gonfiftorien 
und Superintendenten, welche nicht in einfeitig confeffioneller Richtung 
eingefeßt wurden, verwaltet ward. Die der Union förderliche Presby- 
terial-Synodalverfaffung war überdies für die Nheinprovinz und Weſt— 


30) Scheibel, actenmäßige Gefchichte der neueften IUnternebmung einer Union 
bef. im preuß. Staate. Leipzig 1834. 2 Bde. Eilers, meine Wanderung durchs 
Xeben. IV, 192 fola. CLeipzig 1858.) 

31) v. Kamp, Ann. XVII, 74 Vogt I, 278. 
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falen allgemein durchgeführt und die 1817 für die öftlihen Provinzen 
begonnene, fpäter wieder unterbrochene Reorganifation hatte wentgitens 
dazu gedient, das Bedürfnig auch nach Diejer Seite anzuregen und 
füblbar zu machen. 


$. 6. 
Die Union feit 1840 bis zur gegenwarf. 


Friedrih Wilhelm IV. (jeit 8. Juni 1840) übernahm die 
oberfte Leitung der evangeliichen Landeskirche unter jehr ſchwierigen 
Umſtänden“). Abgeſehen von den Frrungen mit der römijch » fatholi= 
ihen Kirche war die feit einem Decennium in Schlefien entftandene 
Spaltung immer größer geworden und gegen die damalige Ber- 
jaffung und Verwaltung der Kiche herrichte im Allgemeinen eine nicht 
geringe Mipftimmung. Der König hatte ſchon vor feinem Negierungs- 
antritt Die gegen Die Abgefallenen angewendete Strenge gemißbilligt 
und ſogleich ein milderes Verfahren angeordnet. Da aber der Ber: 
ſuch einer Wiedervereinigung nicht gelang, entlich der König die Sepa— 
rirten aus feinem Regimente und gewährte ihnen die Rechte einer 
aufgenommenen nicht privilegirten Kirchengeſellſchaft). In der Ab: 
neigung gegen die Union und Agende ftimmten übrigens nicht wenige 
Gvangeliiche in Preußen mit den ausgefchiedenen Lutheranern überein, 
hatten fi jedoch von der Landeskirche nicht losgeſagt, weil das luthe— 
riihe Bekenntniß in derfelben nicht verhindert wurde, und fuchten in 
ihr jelbit für Herftellung einer eigenen lutherifhen Kirche zu wirken. 
Sie hielten fich dazu um fo mehr berechtigt, ald nad ihrer Meinung 
die Gab.:D. vom 28. Februar 1834 (vor. $. Anm. 31) ein folches 
Streben unterflügte. 

Bei Lebzeiten Friedrich Wilhelms I. hatte man wohl faum daran 
gedacht, in dem Aufruf vom 27. September 1817 (vor. $. Anm. 17) 
und der Gab. -D. von 1834 einen weſentlichen Unterſchied zu finden. 
Der König felbft hatte auch nicht die Abficht, die 1817 angeregte und 
dann in einzelnen Anwendungen durchgeführte Union wieder aufzuheben 
oder herabzujegen, weshalb aud fortwährend nicht nur in der Praxis 
die vor 1834 getroffenen, der Union entiprechenden Anordnungen aufs 
teht erhalten wurden, fondern auch die Uebereinftimmung der Cab.O. 
von 1834 felbft mit dem urjprünglichen Gedanfen früher, wie fpäter 
vielfah behanptet ward’). Wenn man aber felbit denen beitreten 
wollte, welche zwifchen den Erlaffen von 1817 und 1834 einen Unter: 
Ihied finden, indem nad der leßtern den Differenzpunften der beider: 


. 1) Richter, König Friedrich Wilhelm IV. und die Verfaſſung der evang. Kirche. 
Berlin 1861. 

2) Generals Eonceffion vom 23. Juli 1845 (Gef. S. 216 folg.). Vergl. meine 
Abhandlung: über die Arten der Neligionsgefellichaften . . in Preußen, in Dove’s 
Jeitihrift I, 302 folg. 408 folg. 

IM... 2 v. Mühler a. a. O. 9.38. 8%. Sad, Bemerfungen über 
die rehtl. Stellung der Union in der evang. Kirche Preußens, in der deutfchen Jeit⸗ 
ſchrift für chriftt. Wiſſenſchaft 1850 (Nr. 11—13.) 5.91 folg. Jul. Müller, über 
senregimentliche Union u. ſ. w. in der deutfchen Zeitichr. 1852, Nr. 45—46 und in 
feiner Schrift: die evang. Union (Berlin 1854) S. 400 folg. 
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jeitigen Befenntniffe eine größere Bedeutung beigelegt und das frühere 
Band zwifchen Union und Agende gelöft wird‘), fo bot doch feines- 
wegs die Cab.O. von 1834 die geringfte Handhabe für die Forde- 
rung der in der Landeskirche verharrenden Zutheraner auf Beibehaltung 
des luther. Ritus bei der Communion, auf Anerkennung einer luther. 
Kirche mit befonderen Namen und Befenntniffe und Verpflichtung der 
Geiftlihen in derjelben auf die Unterfcheidungslehren der Luther. Ber 
fenntnißichriften®). Dergleichen dem Rechtszuſtande der Union in der 
evangelischen Landeskirche Preußens widerjprechende Zumuthungen durf— 
ten eben fo wenig, ald die Wünſche der den ſtrengen Gonfeffionaliften 
gegenüberftehenden Anticonfeffioniften (Unioniften) bei Friedrich Wil— 
beim IV. auf geneigtes Gehör rechnen. Den Lebteren gab derfelbe 
eine beftimmte Erklärung über feine, mit den Gedanken feines Vaters 
zufammenfallende Ueberzeugung in der Cab-O. vom 1. Febr. 1846 °): 
» Daß das fegensreiche Werk der Union nur erbaut werden fonnte 
und follte auf dem Bewußtfein der Webereinftimmung der Symbole 
beider evang. "Kirchen im allen den Grundwahrheiten, von denen die 
chriſtliche Kirche id) nicht Tosfagen Fan, und namentlich die evanı. 
Kirchen im Vaterlande fih nicht losfagen Fönnen und wollen, ohne 
zugleich ihr Weſen als chriftliche und evangelifche aufzugeben.“ Der 
König findet „Wahrheit in den Worten: „die Bekenntnißichriften 
beider Gonfeffionen verloren ihren trennenden Charakter; und nicht 
mehr die Differenz, fondern das, worin beide übereinftimmten, galt ihnen 
jest al8 Keru und Wefen des Chriſtenthums.“ Die nicht der Union 
beigetretenen Lutheraner Pommerns, welche in einer Immediatvor— 
jtellung den „Fortbeſtand eines Iutherifch ausgeprägten Eultus, einer 
nach Gonfeffionen gefonderten Abendmahlsfeier, luth. Ordination, futh, 
Gonfiftorien, Inth. General: Superintendenten, überhaupt den Fortbe— 
ftand einer in allen diefen Stüden von den Reformirten gefonderten, 
jeloftftändigen luth. Kirche‘ begehrten, ließ der König durch den Mi- 
nifter befcheiden, daß, da „das Bekenntniß des Inth. Glaubens und 
die Predigt des göttlihen Worts nach der Lehre der luth. Befenntniß- 
Schriften frei und unverfürzt erhalten bleibe .. . .“, ex nicht vermöge, 
„zu geftatten, dag die im Lande beftcehende Drdnung des evangeliſchen 
Gottesdienftes in ihren Grundlagen erfchüttert werde. In dieſem 
wie in allen übrigen Punkten werden die Petenten zurüdgewiejen, da 
der König die Grundſätze aufrecht erhalten wiſſen will, „von ‚deren 
Aufrehthaltung Meines in Gott rubenden Herrn Vaters Majeftät nie- 
mals abzugeben gewillt gewesen ift, und welche auch die Meinigen find‘ ”), 


4) So Sad (ver. Anm. cit.) und in Serzog’s prof. Enchelop. XVI, 711, 
Jul. Müller in dem Gutachten über die Union in den Verhandl. der Generalfynode 
1846. 11, 88 fofg. 

5) Gvang. Kirchenzeit. 1849, Nr. 89. 90; dagegen die gründliche Widerlegung 
von Sack (Ann. 3 cit.). — Evang. Kirchenzeit. 1852, Nr. 59—61. Dagegen die 
Zurüdweifung von Müller (Anm. 3 cit.). — ‚Stabl, die futherifche Kirche und 
die Union. Berlin 1861. (2. A.) Dagegen Sad, die evang. Kirche und die Union. 
1861 u.a. m. 

6) An den Magiftrat u. die Stadtverordneten zu Breslau. (Bogt 11. 299. 300.) 
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Diefe Grundfäge bat der König niemals aufgegeben). Ihnen gemäß 
find die ſpäter wiederholten Anträge aus Pommern’) und ähnliche 
und andere Forderungen aus anderen Zandestheilen '%) abgelehnt wor: 
den, und damit ſteht auch die Cab.O. vom 6. März 1852 über Die 
amtlihe Verpflichtung der Kirchenbehörden auf Union und Gonfefftion ') 
nicht im Widerfpruche, indem Ddiefelbe nur Die in der Cab.“O. von 
1834 enthaltenen PBrincipien auf die Berfaffung anwendet‘). Die 
Bedenken, welche die Cab.O. von 1852 hervorrief”), erledigte aud) 
die Eab.-D. vom 12. Juli 1853): „— Es fonnte nicht Meine Ab» 
fiht fein, die von Meinem ... Vater begründete Union der beiden 
evang. Kirchengemeinfchaften zu flören oder gar aufzuheben und dar 
durch eine Spaltung — — welche .. . . nicht ſtattfinden könnte, 
ohne die ſeit einer langen Reihe von Jahren begründeten rechtlichen 
Verhältniſſe zu verwirren, viele Gewiſſen zu beſchweren und den alten 
Streit der Confeſſionen zu erneuern. Ich erwarte, daß von dem 
Evang. Ober-Kirchenrathe und den Conſiſtorien dieſer Geſichtspunkt 
ſtets feſtgehalten und allen damit nicht vereinbaren Folgerungen, welche 
aus Meiner Ordre (von 1852) gezogen worden ſind, entgegen getreten 
werde. Insbeſondere aber muß auf das Gewiſſenhafteſte darüber ge— 
wacht werden, daß nicht durch confeſſionelle Sonderbeſtrebungen die 
Ordnung der Kirche untergraben, und nicht, wie es vorgekommen ſein 
ſoll, Synodalverſammlungen, ja ſogar einzelne Geiſtliche beſchließen, 
die Bezeichnung als Evang. Gemeinden und den Unionsritus aufzu— 
heben.“ — Aus dem unverändert feſtgehaltenen Prinzip geht auch, 
der Erlaß des Königs vom 13. Juni 1853 über die rheiniſch-weſt— 
fäliſche Kirchenordnung hervor, worin es für „durchaus weſentlich“ 
erflärt wird, „daß dabei die Bekenntniſſe heilig gehalten und die volle 
Kirhengemeinfchaft zugleich Far ausgefproden werde‘ *). 

Während in jolher Weije der urfprüngliche Unionsgedanfe herr: 
ihend blieb, erlitten doch die aus demfelben entiprungenen Einrich» 
tungen in der firdhlichen Verwaltung mehrfache Veränderungen, indem 


8) Richter, König Ariedrih Wilhelm IV, S. 75 folg. 

9) Refer. v. 28. Aug. 1849 nebft Circ. v. 27. Octbr. (in den er aus der 
Berw. der Abtb. 5.79 folg. Boat II, 300 folg.) — Erlaß v. 27. Octbr. 1851 
an den Sup. Otto (Nftenft. des O.K.«R. II, 39 F.). 

10) Refer. v. 29. Juli 1850 an Appuhn (Aktenft. I, 54 fold. Boat I, 40.), 
v. 14. Octbr. 1850 an Gerlach (Aftenft. I, 57 folg. Boat I, 41 fola.), 24. Aug. 
1850, 17. März und 30. Juni 1851 an das Stadtconfiftorium zu Breslau (Aftenft. 1, 
40 Tofg., 11, 14 folg. Vogt II, 302.). 

11) Aktenſt. V, 2. Boat II, 302. 

12) Richter a. a. O. S. 78. 

13) Jul. Müller, Bemerkungen über den Stand der evang. Union in Preußen 
nach Erlaß der O. v. 6. März 1852 (deutfche Zeitſchrift 1852, Nr. 23. 24., und in 
der Schrift: Die evang. Union, 5.360 folg.). Petition der theol. Facultät zu Halle 
u.a. (Deutjche Zeitjchr. 1852. Nr. 28., verb. mit Jul. Müller, die Union. ©. 346 
tolg.), Erklärung der evang. Kirchenconferenz von Rheinland = Weitfalen, Petition 
der Stadtſynode Greifswald, der theolog. Facultät zu Königsbera, 161 pommerſchen 
Seiftlihen u. a. (Deutfche Zeitichrift 1852, Nr. 28. 33. 35. 48.) 

14) Aktenſt. VI, 5. Boat II, 305. verb. Allerh. O. v. 11. Octbr. 1853. Aktenſt. 
vn, 1. 

15) Verbandf. der 8. rhein. Prov.-Syn. 1853. S. 13. Richter a. a. O. 
S. 4. Verb. Ordre v. 25. Novbr. 1855. Verhandl. der 9, rhein. Syn. 1856. ©. 22 
u. 301. Richter a. a. O. S. 82. 


Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 2 


18 Ginleitung. Die Union, 


man bald mehr das Weſen der Union an fih, bald die Eonfeifion 
innerhalb der Union flärfer betonte, Die Kreidivnoden 1843, die 
Provinzialiynoden 1844 und die Berliner Generalfunode 1846 hatten 
zum Theil bereits dieſe Punkte, in Betracht gezogen. Der 1821—1822 
eingeführte Unionsrevers (1. $. 5. Anm. 19), wie der Reverd auf den 
buchſtäblichen Gebraudy der Agende von 1829 hatten Anftoß erregt und 
die Generaljynode ihre Abihaffung befürwortet‘), worauf durd Eirc. 
vom 12, Juli 1848 diefelbe erfolgte"). Die Verpflichtung der Geift- 
lihen auf die Symbole bei der Ordination erfolgte in den einzelnen 
Provinzen auf verſchiedene Weife, dem Sinne nad) aber „auf die Bes 
fenntnißichriften, jo weit fie unter einander übereinjtimmen.‘ Diejen 
blos formellen Gonjenjus wünſchte man zu einem materiellen Bekennt— 
niß zu erbeben und berietb demgemäß auf der Generalſynode ein 
Drdinationsformular, welches als gemeinfames Befenntniß der unirten 
Kirche eingeführt werden follte, neben welchem aber den einzelnen Ger 
meinden frei geftellt bliebe, ihre Geiftlihen auf die bei ihnen gelten- 
den Sonderbefenntniffe zu vociren“). Das allgemeine Formular ge— 
langte aber nicht zur Betätigung und die in der Agende für die ein— 
zelnen Provinzen vorgefchriebene Verpflichtungsweiſe ift ſeitdem manß- 
gebend geblieben. 

Wie auf der Generaljynode traten auch auf einer 1856 vom Kö— 
nige veranlaßten Gonferenz in Berlin die confeffionellen Fragen bei 
den Berathungen über Liturgie und Berfafjung in den WBordergrund 
und die ſpezifiſch-lutheriſchen Intereſſen fanden lebhafte Unterftügung, 
jedoch meiftens nicht die Zuftimmung der Mehrheit der Mitglieder, 
Der Antrag, bei der Verwaltung des heil. Abendmahls die in der 
Landesagende enthaltene Spendeformel zu befeitigen und die vor der 
Einführung der Agende gebrauchten Formeln wieder herzuftellen, wurde 
daher abgelehnt, jedoch der Wunſch geäußert, daß den provinziellen 
wie confejlionellen agendariſchen Bedürfniffen durch einen dieje berück— 
fihtigenden Anhang zur Agende Rechnung getragen werden möchte"), 
worauf der vom Könige unterm 2. März und 22, Juni 1857 gebilligte 
Erlaß des Evang. Oberfirhenraths vom 7. Juli d. 3. über die Frei: 
gebung von PBarallelformularen bei der Taufe, Beidhte und Kommunion 
zur Zandesagende von 1829 publicirt wurde). Die lutherifche und refor- 
mirte Confeſſion und Kirche ald Ganzes und für ſich Beftebendes wünſchte 
man auch auf fünftigen Synoden der Landesfirhe anerfannt zu ſehen. 
Der Antrag, daß etwa zu berufende Synoden fo beftimmt wie möglich auf 
Grund des Befenntniffes (des lutherifchen, reformirten und des Con— 
fenfus) zufammenberufen werden follten, wurde aber verworfen und 
Dagegen beichloffen, daß das numerifche Verhältniß der einzelnen Eon: 
feffionen bei der Zufammenfeßung der Landesſynode nicht maaßgebend, 


16) Verhandl. der Gen.⸗Syn. I, 357. II. 86 folg. 101. 

17) Min.sBl. d. Inn. 1848. 5.221. Vogtl, 282. 

18) Verhandl. der Sen,sShpn. 1, 137 u. a. a. O. Vergl. Nitzſch, Urkundenbuch 
der evang. Union, Nr. VIII. 
en 19) — der evang. kirchlichen Conferenz in Bd. IV. der Aktenſtücke. S. 270 
olg. 300. 301. 
Ad K.⸗A.⸗B. für Schlefien 1857, 113 folg. v. Moſer, allg. Kirchenbl. 1857, 
393 folg. 
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bei Fragen aber, Die nur aus den Befenntniffen zu beantworten find, 
nah Maaßgabe der Allerh. Ordre vom 6. März 1852 eine itio in 
partes zuläfftg jet *”') 


8. 7. 
Der gegenwärtige Anionscharakler der evangelifchen Landeskirche. 


Die evang. Landeskirche Preußens ift unirt und beißt als folche 
evangeliich (j. 8.5. Anm. 20), Damit ift zunächſt der Gegenjaß 
bezeichnet gegen die römifchsfatholiihe Kirche‘), gegen diejenigen Kir: 
cbengemeinichaften, welche fih vom landesherrlichen Kirchenregiment 
geiondert haben?) und gegen die, welche nicht als öffentlich recipirte 
Kirchengejellibaften in Preußen beitchen’). Dieſe unirte evangelifche 
Kirche tft die „‚geichichtlich und nad) Staatsverträgen bevorredhtete‘‘ *), 
welche auch im Art. 15. der Verf.Urk. an die Spige gejtellt ift. 

Die in den 88. 4A—6 enthaltene Gejchichte der Union hat die 
Wandlungen nachgewieſen, welche die Landesfiche erfahren, und zus 
gleich dargethan, daß die Unionsmomente Feineswegs überall in voller 
Uebereinftimmung vorhanden find. Es mußte daher Die Aufgabe des 
Kirchenregiments fein, die Grenzen zu beftimmen, innerhalb deren von 
einer Mitgliedfhaft der Landesfirhe noch die Rede fein fann, Wenn 
num ausgeſprochen tft, „daß die Union, in welcher eine Gemeinde 
ſteht, nicht blos die alle der ewang. Kirche des Landes angebörigen 
Gemeinden umfaffende Gemeinſchaft eines und deffelben Kirchenregi- 
ments, ſondern die freie, aus aegenfeitiger Liebe gewährte Gemein- 
ſchaft der Lutherauer und der Reformirten im Genuffe des heiligen 
Abendmahls bedeute °), jo ift dies das Minimum, keineswegs aber 
das eigentlihe Weſen der Union und auch dem thatjächlichen Beitande 
derjelben in Preußen nicht entiprechend, Der Charafter diefer Union 
beftebt vielmehr in einer Glaubensgemeinfchaft, welche auf der Er- 
fenntnig beruht, daß das lutheriſche und reformirte Bekenntniß in 
allen weſentlichen Punkten, den Fundamentalartifeln des Glaubens, 
übereinftimmen und daß die Differenzpunfte feinen Grund der Tren— 
nung bilden. Gine freie, aus gegenjeitiger Liebe gewährte Abend- 
mabl&gemeinichaft ift auch eigentlid ohne eine ſolche Glaubenseinheit 
gar nicht möglih. Die Union der preußiſchen evang. Landeskirche 
zeigt fih daher 

1) in Beziehung auf die Lehre in einem Conſenſus des 
(utherifchen und veformirten Befenntniffes, obichon derfelbe in allgemein 


21) Verhandl. der kirchl. Konferenz. S. 560. 580. 

1) So ftellt die Gab.=D. vom 23. Auguſt 1821, betr. die fünigl. Sanction der 
väpftlihen Bulle de salute (Gef.-S. S. 113. Vogt II, 180) „der Fatholifchen 
Kirche des Staats ’’ gegenüber „die evangelifche Kirche des Staats.’ 

2) ©. unten $. 26. 

3) Patent vom 30. März 1847, betr. die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften 
(Geſ⸗S. S. 121. Bogt I, 151.). 

4) 5, das cit. Patent von 1847. Bergl. meine Auseinanderfegung über die 
Arten der Religionsgefellfchaften ... in Preußen, in Dove’s Zeitjchr. für Kirchen: 
recht I, 394. 416 folg. | 

5) M. j. den Erlap vom 7. Juli 1857 ($. 6. Anm. 20). 
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anerfannter formulirter Geſtalt nicht vorhanden iſt. Ohne dieſe Vor— 
ausſetzung könnte die Ordination nicht in der herkömmlichen Weiſe 
vollzogen werden (ſ. unten B. III.) und eben jo wenig ließe ſich $.1 der 
Grundzüge einer evang. Gemeindeordnung für die öftlihen Provinzen 
erklären, welcher fih an das Ordinationsformular anfchließend dispo— 
nirt: „Jede evang. Gemeinde .... befennt ſich ald Glied der evang. 
Kirche zu der Lehre, die in Gottes lauterm und Flarem Wort, den 
prophettichen und apoftolifhen Schriften U. und N. Zeftaments, bes 
aründet und in den drei Hauptipumbolen und den Befenntniffen der 
Reformation bezeugt ift . . .“) und in Uebereinftimmung damit Die 
Gem.:D. der Hoffirhe zu Breslau vom 30. Dechr. 1851, $.1 °*), jo 
wie der erfte von den drei Paragraphen über den Befenntnißftand der 
evang. Kirche in Rheinland Weftfalen: „Die evang. Kirche Weftfalens 
und der Rheinprovinz gründet fih auf die heil. Schrift des A. und 
N. Teftaments, als die alleinige und volllommene Richtſchnur ihres 
Glaubens, ihrer Lehre und ihres Lebens, und erfennt die fortdauernde 
Geltung ihrer Bekenntniffe an‘). Ebenfo gaben die Deputirten der 
teformirten Gemeinden in der Provinz Preußen auf ihrem Claſſical— 
convent 1853 die Erklärung ab: „Die reformirten Gemeinden unjerer 
Provinz find ſowohl der lutherifhen Schwefterfirche, wie der Union 
gewiß nicht abgeneigt, indem fie fi ſchon jegt mit der luth. Kirche 
in den evang. Grumdlehren eins wiffen und die Differenz in der bes 
grifflichen Formulirung der einzelnen Kirchen nicht von der Bedeutung 
balten, daß dadurd eine firchliche Union, wenn dieſe nicht Aufhebung 
der Gonfeffion fein will, ausgejchloffen würde. Darauf gründet ſich 
auch $.1 des Statuts für die Glafficaleonvente der ref. Gemeinden 
in der Provinz Preußen vom 19. Dechr. 1860: „Die ref. Gemeinden 

. erkennen die Einheit der Grundlehren der [uth. und ref. Kirche 
an und ſehen, obgleich fie an ihrem Befenntniffe, Eultus und ibrer 
Berfaffung fethalten, in den Unterfcheidungsichren fein Hindernig im 
Gebrauch der Gnadenmittel und der Bereinigung zu einem landes- 
firhlichen Organismus mit der luth. Schweſterkirche). In ähnlicher 
Weiſe ift auch in der Provinz Sachſen bei der Erneuerung des reform. 
Gonvents der Beſtand der Union anerkannt werden’). 

Der Lehrconſenſus in der Landesfirhe, wie er in Diejen Zeugs 
niffen ausgeiprochen tft, schließt die Autorität der Sonderbefenntnifle 
unter der angedeuteten Befchränfung nicht aus, da die Union nad) 
früheren und fpäteren Declarationen eine confervirende und nicht ab: 
forptive ift (1. 8.5. Ann. 26. 31). Daher werden auch im 8.2 des 
Befenntnißitandes in Rheinland» Weftfalen die in Geltung ftehenden 
Befenntniffe einzeln genannt und im $.3 binzugefügt: „Unbeſchadet 
dieſes verfchiedenen Befenntnißftandes pflegen fümmtlihe evang. Ger 
meinden, al8 Glieder Einer evang. Kirche, Gemeinſchaft in Verkündi— 
gung des göttlichen Worts und in der Feier der Sacramente u. |. w.“ 


6) Altenft. des O.⸗K.-R. I, 6. Verb. die Landesagende Ih. II. S. 23. 

ba) S. Sillet, die Neformirten in Schlefien und die Union 5. 95 fola. 

7) Rhein. Syn. IX, 23. 
8) Meine Ausführung über die kirchlichen Verbältniffe der Neformirten in Preus 
Ben, in Dove’s 3. für Kirchenrecht III, 350. 351. 

M a. a. O. 1. S. 357. 
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Damit ſteht auch im Einklange der in der Rheinprovinz neuerdings 
zu Stande gekommene Unionskatechismus, deſſen Annahme den unirten 
Gemeinden frei — ift?e), 

Das Verhältniß der einzelnen Gemeinden felbft ift freilih ein 
verjchiedenes, indem einige bei dem oben bezeichneten Minimum ſtehen 
blieben, andere den Conſenſus vollftändiger durchgeführt haben. 

Der cit. 8.2 des Befenntnißftandes von Rheinland » Weltfalen 
ftellt daher gegenüber die Befenntniffe „lutheriſcherſeits“ — „refor— 
mirterjeitö‘ und Ddeclarirt von den „‚unirten Gemeinden‘ über: 
baupt: fie „bekennen ſich theils zu dem Gemeinfamen der beiderfeitt- 
gen Befenntntife, theils folgen fie für ſich dem Intheriichen oder refor— 
mirten Befenntniffe, ſehen aber in den Unterſcheidungslehren fein Hin- 
derniß der vollftändigen Gemeinſchaft am Gottesdienft, den heiligen 
Sacramenten und den firchlichen Gemeinderechten.“ Eben fo giebt es 
in den öſtlichen Provinzen „evangeliſche Gemeinden * im engern Sinne, 
im Unterſchiede von „lutheriſch-evangeliſchen“ und „‚reformirt= evan- 
geliſchen“, welche leßtern, wo c8 erforderlich tft, namentlich bei der 
Ausftellung von Bocationen und Gonfirmationen die entfprechende Be- 
zeichnung erhalten’). 

Die Union zeigt fi 

2) in Beziehung auf den Cultus, indem in der Verwaltung 
des gefammten Gottesdienftes wejentliche Uebereinftimmung vorhanden 
it, jo daß insbefondere „die Abendmahlshandlung nicht mehr als eine, 
zwiichen beiden evang. Confeſſionen Differente zu betrachten iſt, und es 
außerdem feine anderen firhlichen Handlungen von diefem Charakter 
der Differenz zwiichen beiden giebt““). 

Der Unterfchied der Gonfenjusgemeinden und der lutherifch- und 
reformirt:evangelifchen ift freilich auch hierbei nicht ohne Einfluß. Es 
giebt nämlih evang. Gemeinden, welde den Unionsritus ange: 
nommen, beftebend in dem Brechen des Brotes bei der Austheilung 
des heil. Abendmahls, als dem ſymboliſchen Ausdrud des Beitritt zur 
Union, und zugleich den der Confeſſion (luth. oder ref.) eigenthüm— 
lichen Unterfheidungsnamen aufgegeben haben, während andere 
diefen Namen beibehalten und den Unionsritus angenommen baben, 
noch andere auch dieſen leßteren nicht befiken, ja felbft ſolche, welde 
auch die Landesagende nicht eingeführt haben’). Rheinland Weft- 
falen bat bereits ſeit 1835 auch ein gemeinfchaftliches Gefangbud, 
neben andern von den Provinzialfynoden approbirten Büchern”). Was 


9a) Rhein. Syn. IX. 8.29. X. $$. 17. 87. 93. 94. 105. 106. Anhang. ©. 
=.4112 ff. XI. $.98. 

10) Berf.v. 7. Febr. 1853 a. E. (Nftenft. des D.-K.:R. 6, 4. Die entiprechende 
Stelle auch bei Vogt I, 305.). 

11) Circ. vom 5. Mai 1830. Pit. b. a. E. (v. Kamp, Ann. XIV, 324. 
Boat 1, 85.) 

12) Cab.⸗O. v. 30. April und Circ. v. 5. Mai 1830 (f. vor. Anm.), Refer. v. 
3. Octbr. 1840 (Min. Bf. d. Inn. 1840, 155. Boat II, 290 Nr. 10.), Refer. v. 
7. Kebr. 1853 (Aftenft. des O.⸗K.⸗R. 6, 1 fa). — Auf der feßten im Terte anges 
deuteten Stufe befinden fich die reformirten Gemeinden in der Provinz Preußen 
(f. Anm. 8). 

13) Rhein. Spn. 1. $.41. 11. 8.54. 111. $.24. 65 u.a. Weftf. Syn. 1. 6. 12. 
1.8.9 a6. III. Anlagen S. 15 u.a. 
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3) die Verfaſſung betrifft, jo äußert fih Die Union in der 
Landeskirche in der allgemeinen Anerkennung des landesherrlichen 
Kirchenregiments, ſowohl binfichtlih der dem Landesherrn vorbehaltes 
nen, als der feinen kirchlichen Organen übertragenen Gerechtſame. 
Der unirte Charakter iſt in beſtimmter Weiſe ausgeprägt im evang. 
Oberkirchenrath und den Provinzialconſiſtorien, während bei den Su— 
perintendenten Dev Neformirten in den öftlichen Provinzen die Confeſſion 
zugleidy eine vorwaltende Berückſichtigung findet. Uebrigens it ſchon 
früber durch Kombination von Gliedern beider Eonfelfionen und zumal 
nah den feit 1852 getroffenen Anordnungen (j. vor. $. Anm. 11 ff.) 
auch beim Oberfirchenratb und den Eonftitorien dem Sonderbekenntniſſe 
in den durch die Union geſteckten Grenzen die nöthige Sicherheit ge⸗ 
währt. Da ſämmtliche Mitglieder dieſer Collegia der Union ange— 
hören, wenn auch in luth. oder reform. Färbung, ſo iſt das Bedürf— 
nig einer förmlichen ilio in partes“) wobl nur in äußerſt feltenen 
Fällen vorhanden. Für die Rheinprovinz und Weitfalen erſcheint dies 
jelbe aber geradezu unangemeſſen“). In diefen beiden Provinzen. ift 
die Union durch die Berbindung des "Gonfiftorial: und Presbyterial— 
Prinzips in der Berfaffung ſelbſt mehr befeftiat, als in den öftlichen 
Provinzen, wo indeffen durch Die allgemeinere Einführung der presby- 
terialen Grundzüge einer Gemeindeordnung und theilweije der Kreis 
ſynoden das Fundament zur Herftellung der unirten Berfaffung für 


die evang. Kirche des ganzen Staats nunmehr auch aewonnen iſt 


(vergl. unten Buch I. Abſchn. 2.) 

Da die Union Feine abjorptive ift und Die einzelnen Gemeinden 
das Recht auf den Iutberiichen oder reformirten Charakter innerhalb 
der Union nicht verloren baben, fo find fie auch befugt, ſich dieſes 
Namens und der daran gefnüpften beſondern Prlichten und Rechte zu 
bedienen’). Im Falle des Zweifels ift aus den vorhandenen Urkun— 
den, Zeugniffen und fonftigen Beweismitteln die begehrte Feſtſtellung 
zu treffen“). In keinem Falle aber können confeſſionelle Rückſichten 
die Einführung der Gemeindeordnung hindern, da durch dieſe der 
Bekenntnißſtand einer Gemeinde in feiner Weiſe alterirt wird“). 

Der evangeliſchen Landeskirche wegen dieſer Modalitäten das Prä— 
dikat und das Weſen einer unirten Kirche zu beſtreiten, iſt hiernach 
nur derjenige im Stande, welcher nach wie vor die Differenzen zu un— 
vereinbaren Gegenſätzen erhebt, wie Stahl und feine Anhänger“). 


14) Gab.:D. v. 6. März, Inftruction v. 12. Mai, Ausführung . 14. Juli 1852 
(Aktenftüde 5, 1 ff. Mofers allg. Kirchenblatt 1852, 5.177 f. 36 

15) Vergl. Rhein. Syn. VIII. $.120, verb. S 209 f.., 360 f. m $. 76. Weſtf. 
Syn. VII, 7 f., 52 f. und meine Ausführung in Dover Zeitjehrift III, 319—321, 

16) So in Beziehung auf das Parochialverhäftniß, die Vermögensrechte, die Vo— 
sation der_ Pfarrer u. a. m. 

17) S. R. v. 30. Juni 1851, 7. Febr. 1853, 15. Oct. 1860 (Aktenſt. 2, 32. 
6,1 f. 18, 197 f.). 

18) Ere. v. 22. Juni, mit der V. v. 30. Mai 1860 (Aftenft. 12, 102 f.). 

19) Stahl, die lutb. Kirche und die Ilnien, 5. 490. 
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Erſtes Bud. 


Quellen und Literatur ded gemeinen und provinziellen 
preußifchen evangelifchen Kirchenrechts. 


1. Das gempine Kirchenrecht. 


8. 8. 
Die gefeßgehung. 


Bor der Mitte des 18. Jahrhunderts war das gemeine preußifche 
Recht nicht beionders codiftcirt und galt in der GSeftalt, in welcher es 
für ganz Deutſchland vorhanden war. Wir finden daher die flete Rück— 
fihtnahme auf die „Canones in Augustana religione (ecclesia) re- 
ceptos * 1), Die „gemeinen unter den evang. Reichsftänden in Consisto- 
nalibus angenommenen und üblichen geijtlichen Nechte” ?) u. a. m. 
Diefe Rechte entlehnte man dem corpus juris eivilis und canonici, den 
Reichsgeſetzen, vorzüglich dem Religionsfrieden von 1555, dem weft: 
fälifhen Frieden u. a., den Befenntnißfchriften, der Analogie der 
Kirhenordnungen, der Doctrin und Prarid. Die Schriften von Joh. 
Brunnemann, Bened. Garpzov, Joh. Gerhard, Heinr. Lind, Casp. Ziegler, 
J. H. Boehmer, ©. 2. Bochmer u. a. boten das Material, wo ed an 
beftimmten gejeglichen Entfheidungen fehlte; auch berief man fih nicht 
jelten auf die Natur der Sadıe. 

An die Stelle diefes eben fo complieirten, als vielfach unftchern 
Rechts follte nach dem Willen Friedrichs des Großen ein gefchloffenes 
fubfidiarifches Gejegbuch treten, deffen Eharafter die Cab.O. vom 14. 
April 1780 fixirte. „Es muß nur das MWefentliche mit dem Natur 
geieß und Der heutigen Verfaffung Uebereinftimmende aus demfelben 
abftrahirt, Das Unnütze weggelaffen; Unſere eigenen LZandesgefege am 
gehörigen Drte eingefhaltet .... werden.“ °) Die bisher aufgenommen 
geweſenen fremden Geſetze und Rechte follten ihre formelle Geltung 
verlieren und mußten, ſoweit e8 erforderlich fchien, ihrem Inhalte nad 
in dem neuen Geſetzbuche berüdfichtigt werden. Die Vorarbeiten wurden 
vom Corpus juris ceivilis auch auf das Fanonifche Recht mit ausge— 


1) So in Sclefien in der Altranftädter Convention von 1707, $. 7 und dem 
Grecutionsreceß von 1709 Nr. 13. 14 (Kuzmäny Urkunden zum öfterreichiichen 
wang. K. R. S. 68. 71.) 

2) M. f. . ®. die rheingräfl. Landes-O. von 1754 (meine Gefd. Iv, 3, 741.). 

3) Nov. Corp. Const. T. VI. 1780. Nr. 13. 5.1935, verb. mit den vom Könige am 
27. Juli 1780 approbirten: alaem. Grundſätzen des Verfahrens bei diefem Gefchäfte 
Ver v. Dan er Zebrbuch des preuß. gemeinen Privatrechtö 1. (Berlin 1851) Ans 
ae1l.$.3 
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dehnt. Indeſſen ergaben fich bei den legtern fo große Schwierigkeiten, 
daß als der dabei mitwirfende ſchleſiſche Generalfisfat Pachaly die 
von Dr. Volkmar gemachten Auszüge aus dem Corpus juris ca- 
nonici einer Revifion unterwarf, man ein weiteres Eingehen’ hierauf 
nicht für zwedmäßig bielt. Das kanoniſche Recht erſcheint nun zwar 
nach feinem civilrechtlichen Stoffe und für die evangliihe Kirche, als 
ein fremdes recipirtes, nicht aber für die römiſch-katholiſche Kirche, 
injoweit e8 fih um die rein firchlichen Beftimmungen des corpus juris 
canonici handelt. Die Redaftoren zogen e8 daher vor, bei ſolchen 
Materien geradezu auf das fanonifche Recht zu verweifen ). 


In ganz analoger Weiſe wurde von den Redactoren aud bei der 
Feſtſtellung der Berhältniffe der evang. Kirche verfahren. Es wurde 
nehmlich ausdrüdlic auf die Augsburg. Coufeſſion, als das gemein 
jame Belenntniß aller Evangeliſchen Hingewiefen ’) und auf die Gone 
fiftortals und Kirchenordnungen, denen man, zumal fie zum Theil auf 
dem kanoniſchen Recht beruben und im den wefentlihen Grundjäßen 
mit einander übereinftinmen, eine gleiche Autorität für die Evange— 
lifhen, wie dem fanontfhen Recht für die Katholifchen beilegte °). 

Indem man davon abjtand, den Inhalt des fanonifchen Rechts 
und der Gonfiftoriale und Kirchenordnungen felbit dem zu entwerfenden 
Geſetzbuche irgendwie erichöpfend einzuverleiben, beichränfte man ſich 
darauf, im Anfchluffe au das Beftchende und Thatfächliche, Einzeln: 
heiten aus den bisher benußten Quellen zu entlchnen, im Allgemeinen 
aber mehr aus der Natur der Sache das ganze Kirchenrecht zu beats 
beiten’). In dieſem Sinne äußert Pachaly: „Sch denke mir die 
Kirche ald eine persona moralis, universitas, ich jege aus dem natürs 
lihen Recht die Gerechtſame des Landesherrn über die Kirche und 
der Mitglieder unter fih, ohne Rückſicht auf eine Neligionspartei, feſt 
und laſſe alles PRofitive von clericis u. |. w. weg. Dies ift ungeführ 
der Plan, den ich entworfen babe“. Der Großfanzler v. Garmer 
erklärte fih unterm 1. April 1782 mit dieſer Aufftellung einverftanden 
und Außerte: „Freilich gehören die Titel de ordinalione clericorum u. 
ſ. w. nicht in das allgemeine Geſetzbuch. Was darüber zu jagen ift, wird 
in den Speztal-Gefeßbüchern derjenigen Provinzen, wo noch ein fath. 
Clerus eriftirt, gefaant werden müffen, und in Anfehung des proteftant. 
Cleri gilt Das Nämliche, weil die perfönlichen Rechte und Verfaffungen 
defjelben faſt in jeder Provinz unterjchieden find. Der Plan, den Ew. 
fi) gemacht, ift philoſophiſch richtig; ich halte es daher für qut, daß 
Sie foldem nachgehen und zufehen, wie weit und auf was für allge⸗ 
meine Beſtimmungen, die auf die Geiſtlichkeit überhaupt, ohne Rück— 


4) M. ſ. desbalb die aus den Materialien des Landrechts entnommene Darſtellung 
über die Entſtehung der $$. 66 u. 107 Tb. 11. Tit. 11 des L.⸗Recht's, in v. 
Kamp Jahrb. für die preußiiche Geſetzgebung 115, 61. 62. und überhaupt meine 
Geſchichte I, 1, 28 1. 36 f. Laspeyres Gefch. der kath. Kirche Preußens (Halle 
1840) ©. 408 ff. SIT ff. Im Befonderen ſ. man auch unten $. 45 Anm. 8. 

5) U L.⸗R. 11, 11 $. 39. Ueber die Entftebung diefes $. j. m. $. 4a. €. 

6) A. L.⸗R. 88. 66. 565. vergl. auch $. 143 mit $. 115 ff. 

7) Ueber diefes abitracte Naturreht und die darauf gegründeten Theorien |. m. 
Eichhorn deutiche Staats- und Nechtsgefhichte ®. 4. $. 614 Biener über 
die biftorifhe Methode u. ſ. w. im neuen Archiv des Griminalrehts X, 3, 476 f. 
(Halle 1828). 
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fiht beionderer Provinzen und KReligionsparteien anmwendbar find, 
dieſer Ideengang Sie leiten werde. Daries bat in feinem jure eccle- 
siae universali®) faft einen ähnlichen Plan vorgenommen, aber frei= 
lich bebandelt er die Sache ganz in abstracto und fompendienmäßig “ °). 

Pachaly vollendete indeffen dieſe Arbeit nicht und an feine Stelle 
trat der Affiftenzrath Klein, welcher zunächftzur Orientirung zwei ſyſtema⸗ 
tiſche Entwürfe ansarbeitete'®) und dann einen dritten redigirte"'), welchen 
v. Garmer theils durch Randbemerfungen, theils durch eine eigene uns 
vollendete Ausführung '*) ergänzte, Mit Benußung derfelben verfaßte der 
Dberamts-Regierungsratd Suarez einen neuen Entwurf‘), welcher von 
den fünf Mitgliedern der Geſetzeommiſſion, den gebeimen Räthen Scherer, 
Könen, Scholz, Heidenreich, Lamprecht, dem Regierungspräfidenten v. Te: 
venar (zu Magdeburg) und dem Dom:Ermdifus Scholg (zu Breslan) mit 
Erinnerungen begleitet wurde '). Nah jorafültiger Prüfung diefer Mo: 
nita'?) redigirte Suarez einenzmweiten Entwurf, welderzum Abdrud 
aelangte und im: Entwurf eines allgemeinen Gejegbuches für die preuß. 
Staaten. Th. I Abth. N 1785 den Zit. VI: Von den Rechten und Pflichten 
der Religionsgefellichaften in 20 Abjchnitten, und Tit. VII: Bon höheren 
und niederen Schulen bildet"). Nah abermaliger Umarbeitung und 
Reviftion ") ging Derjelbe als Th. I Tit. XI und XI in’s allge 
meine Geſetzbuch 1791 und dann in's allgemeine Landredt 
d. d. 5. Februar 1794 über: Bon den Rechten und Pflichten der 
Kirhen und geiftlihen Gefellfhaften, und: Von niedern und höhern 
Schulen. 

Das im Landrecht enthaltene Kirchenrecht ift ein getreues Bild 
der im letzten Drittel des 18. Jahrhunderts berrichenden natur; 
rechtlichen und kirchlichen Anſichten“), welche die Redactoren in fub: 
jeftiv abftracter Weile vornehmlich in den vier erften Abjchnitten, in 
welchen die allgemeinen Grundjäße enthalten jind, darlegen’). — 
Da indeflen das beftehbende Recht jelbit nicht ignorirt werden durfte, 
mußten dieje Prinzipien Modificationen erleiden, welche eigentlich mit 
ihnen geradezu im Widerfpruche fteben. So erflärt ih auch, daß im 
L-R. ſich Eonfequenzen der drei kirchenrechtlichen Syſteme“) neben 


8) Daries institutiones jurisprud,. universalis (Jenae 1748) sect. VII. 88. 869 
seq. veral. Chrn. de Wolff instit. juris naturae (Halae 1750) $$. 1026. 1048 u. a. 

9) Materalien zu A. 2.:R. XIV 9—11. 

10) Materialien XXIII, 105 ff. 

11) Materialien XIV, 18 ff. 

12) a. a. S. XIV, 12 ff. 

13) a. a. ©. XIV, 60 ff. 

14) a. a. D. XIV, 133 ff. verb. XI, 33 ff. und XXI. 

15) die Revisio Monitorum a. a. D. LXXX, 145 ff. 

16) Der erfte nicht nedrudte Entwurf beftebt aus 15 Abfchnitten, von welchen 
der letzte: Schulen und Ilniverfititen behandelt. 

17) Materialien LXXXII, 185 ff. LXXXIIT. 

18) Ueber den Standpunkt der fandrechtlichen Kirchengefeßaebung f.m. Ladpepres 
1.0 0D. S. 57 ff. Joh. Merkel das vroteft. K.⸗R. des 18. Jahrh., in der Zeit⸗ 
&rift für luth. Theologie und Kirche 1860. I, 1 ff. 25 ff. 

18a) Bom fünften Abfchnitt am ift dies bei weitem weniger der Fall. Wie bei 
den einzelnen Lehren auf die bisherige Doctrin und Praxis Nüdficht genommen wurde, 
wird beionders im 2ten und Zten Buch nachgewieſen werden. 

19) f. meine Darftellung in Serzog# prot. Gnchklopädie IL, 777 f. (Gollegials 
foftem), 111, 105 f. (Epiſkopalſyſtem), XV, 532 f. (Territoriaffpftem). 


26 Buch I. Quellen und Literatur. 


einander vorfinden, ohne daß man jagen könnte, daß eines derfelben 
förmlich zum Grunde gelegt fei. Bon Carmer war Anhänger des Ter; 
ritorialivftems, nach welchem das Regiment von Kirche und Staat mit 
einander verbunden fi gleichmäßig auf die Ordnung des Cultus, der 
Disciplin und der Berfaffung beziehen, dagegen rüdfichtlic) des Be- 
Renntniſſes und Der Lehre fich wejentlic negativ verhalten, indem fie 
zunächſt nur für Die Abwehr verwerflicher Religionsgrundfäge zu wirfen 
haben. Daraus erklären fih die im L-R. vorhandenen Beftimmungen 
über Toleranz?) neben der Gerinaihäßung des Belenntniffes?') auf 
der einen Seite, zugleid aber auf der andern die Vermengung der 
firchlichen Verwaltung mit der des Staats im weiteften Umfange (i. 
$. 35). Der Begriff der Kirche als einer jelbftftändiaen dem Staate 
gegenüberftchenden Anftalt findet im L.-R. feine Stelle. In Ddiefer 
dem Zerritorialivftem entiprechenden Auffaffung ſtimmt Suarez als 
Anhänger des Collegialſyſtems vollftändig mit v. armer überein. Er 
ftatuirt nur einzelne Kirchengejellichaften (Gemeinden) als moralifche 
Perſonen und erklärt, daß fih der Kirche als einem einheitlichen 
arögern Ganzen die Gigenfchaften einer moraliichen Perſon nicht bei- 
legen laſſen. (j. $. 23 Anm. 5.) Dennoch verfennt Suarez nicht die 
Wirklichkeit und das Thatſächliche; er unterfheidet daher ſehr forg: 
fültig die dem Staate gebührenden jura circa sacra und das der Kirche 
zuftchende jus sacrorum, und führt wie für die röm.sfath. Kirche die 
biichöfliche, für die evang. die dieſer analoge confiftoriale Verfaſſung 
als die zu Recht beftchende an, moraus die Eriftenz der landsherr: 
lihen Eptffopalrechte mit Notbwendigfeit bervorgebt *). 


Da nad der Abficht Friedrichs des Großen das Geſetzbuch mög: 
lichſt vollſtändig fein follte, wurden die aus den allgemeinen Grund: 
fügen fi ergebenden Folgerungen zugleich feftgeftellt, außerdem aber 
fortwährend auf die provinziellen und felbit Tofalen Abweichungen vers 
wiefen. Aber auch jo war das A. L.⸗R. nicht ausreichend und ſehr 
bald wurde die Nothwendigfeit erfannt, für die Verfaffung der Kirche 
eine allgemeine Kirchen: und Gonfiftorialordnung entwerfen zu laffen”). 
Ehe es indeffen dazu Fam traten ſolche Veränderungen für den ganzen 
Staat ein, daß davon vorläufig Abftand genommen werden mußte. 
Erſt feit 1815 wurde diefer Gegenftand wieder in's Auge gefaßt und 
es erichienen die Inftructionen vom 23. Dctober 1817 nebit 
ihren fpäteren Ergänzungen und Modificationen, außerdem einzelne 
Verordnungen zur näheren Beftimmung der landrechtlichen Vorſchriften. 
Zwar wurde 1817 der Entwurf einer Synodal-D. und 1818 die Ans 


20) f. meinen Auffag: Ueber die Arten der Neligionsgefelichaften und die relis 
aiöfen Rechtsverhältniſſe der Diffidenten in Preußen, in Dove’s Zeitfchr. für KR. 
I. Nr. XII, befonderd S. 307 f. 406 f. — 

21) Merkel a. a. O. S. 35 f. 

22) Aus dieſer unzweifelhaft im A. L.⸗R. enthaltenen Anerkennung der landes⸗ 
herrlichen Kirchengewalt (veral. $.23 ff. und v. Kamp über das biſchöfl. Recht in der 
evang. Kirche Deutſchlands, in deffen Jahrbüchern H. 61 S.109 ff.) folgt aber nicht, 
dan Suarez Anbänger des Epifkopalfpftems war und von dieſem aus das Kirchenrecht 
bearbeitet babe, wie v. Kampp a. a. O. S. 112 annimmt. (ſ. dagegen auh Merkel 
a. a. D. 5. 29. 

23) Dabin zielt bereits das Publ.⸗Patent zum oſtpreuß. Prov.⸗R. v. 6. März 
1802 und Zuſatz 172. 


* 
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leitung zum Entwurf der Kirhen-D. den damaligen Kreisſynoden und 
1819 den Provinzialipnoden zur Begutachtung vorgelegt. Eine allges 
meine Kirhen- und GonfiftorialeD. ift indeffen aus Denfelben nicht ber: 
vorgegangen ”®), 

Materialien des gemeinen preuß. Kirchenrechts finden fih, außer 
in Tb. I. Tit. 11 und 12 des A. L.-R's., auch in andern Titeln 
defielben, vornebmlih Tb. I. Tit. 1 (Eherecht), Th. II. Tit. 20 (Crimi— 
nalreht) u.a. m., jo wie in den übrigen preuß. Gefegbüchern, der 
allgem. Gerichtsordnung vom 6. Juli 1793, der Griminalordnung vom 
11. Dechr. 1805 u. a.*), 


Die geſammte Verfaſſung und Verwaltung hatte "feit 1807 in 
Preußen eine ganz andere Geftalt gewonnen und das Bedürfniß einer 
Revifion und neuen Redaction der vorhandenen Gelege murde bald 
als dringend anerfannt. In der Cab.» D. vom 3. Nov. 1817 erlich 
der König deshalb cine eigene Anordnung), welde jedoch nicht zur 
Vollziehnig kam. Aufs neue wurde 1825 die Sache wieder angeregt 
und wie von Seiten des Juſtizminiſters ſo auch vom Miniſter der geiſtl. 
Angelegenheiten den Behörden der erforderliche Auftrag ertbeilt. Das 
Kirhen- und Schulrecht follte als Abſchnitt (Pensum) IX. bearbeitet 
md in Form eines beſondern Gejeßbuches vedigirt werden **), weshalb 
das Juſtizminiſterium es für angemeffen bielt, fih auf einige allge: 
meine Vorarbeiten und auf vorläufige Grörterungen der, die äußern 
Rebtöverhältniffe der Kirchen und Kirchengeſellſchaften überhaupt und 
inionderheit die, den Patronen und Eingepfarrten gegenüber, betreffen: 
den Borichriften zu beichränfen, den wejentlichen Theil der Arbeit aber 
dem geiftlichen Minifterium zu überlaffen?). Das letztere hatte bereits 
am 6. Mai 1826 die Gonfiftorien und andere Behörden zur Mittheis 
lung der Materialien Behufs der Zufammenftellung einer neuen Kir: 
hen: und Schulorduung aufgefordert. Unter Benußung der einge, 
gangenen Beridhte murde 1834 und 1837 ein neuer Entwurf des 
Kirchenrecht vedigirt, der indeffen nicht zu weiteren Stadien gelangte, 
indem die Damals ausgebrochenen Konflikte mit der katholiſchen Kirche 
und die religiöſen Bewegungen überhaupt dahin drängten, durch den 
laß einzelner Geſetze dem Bedürfniſſe abzuhelfen. Dieſelben beziehen 
ſich theils unmittelbar auf Die evang. Landeskirche, wie die B. vom 
AN. Juni 1845 über die Reſſortverhältniſſe der Provinzialbehörden, 
tbeild mittelbar, wie die Generalconceffion vom 23. Juli 1845 für 
die von der Randesfirce fih getrennt haltenden Lutheraner, das Pa— 
tent vom 30. März 1847 über die Bildung neuer Religionsgefell- 
haften u. a. m. Eine befondere Anregung zur Abfaffung einer allge 


4 M. a) über diefe Entwürfe, welche auch öfter gedrudt find, unten $. 53, 
insbeſ. Anm. 

24) Wegen der Geſchichte und Literatur diefer an den betr. Stellen des Syſtems 
wu benugenden Geſetze genüge bier der Hinweis auf die überfi etliche Darftellung in 
meiner Schrift: Der preußifche Staat. S. 16 

235) 0.0.0. Nr. IV, in der G.⸗S. 1817. S. 200. 

..») ©. v. Kamptz, Jahrb. 9.84. S.239 und v. Kamp, aftenmäßige Dar: 
felung der preuß. Gefeßrevifion. Berlin 1842 (auch in den Jahrb. H. 117 und in 
den Annalen 1839. 5.4 ald Anhang). S. 74. 

27) v. Kampp, altenmäßige Darftellung ©. 93. 94. 
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meinen (evang.) K.O., welche an die Stelle des. A. L.-R. treten follte, 
ging 1844 von der pommerſchen Provinzialſynode aus), hatte in— 
deſſen keinen Erfolg, indem 1846 die zweite Commiſſion der Berliner 
Generaliynode in einem Gutachten vom 3. Juli ausfprah, „daß das 
Bedürfnig einer folhen K.«D. zwar feineswegd verfannt werde, daß 
aber die Befriedigung deffelben herbeizuführen als eine Aufgabe der 
Gegenwart nicht anzujehen ſei.“ Deſto mehr tritt jeßt dies Bedürf— 
niß in den Vordergrund: denn feitden folgten die Nenderungen, welche 
der Grlaß der Berfafjungsurfunde vom 5. Dechr. 1848 (31. Ja— 
nuar 1850) fancttonirte, mit deren Ausführung man nod gegenmärtig 
beſchäftigt iſt. 

Den Charakter eines gemeinen Kirchenrechts beſitzen in gewiſſer 
Weiſe noch einige Beſtimmungen, welche ſich auf die Reformirten 
in Preußen beziehen. Für die franzöſiſch⸗ Reformirten gehören dahin 
die: Discipline ecclesiastique des &glises refſormées de France:, welche 
in der Form, die fie zu La Roc helle 1660 erhalten, auch in Preußen 
eingeführt wurde?‘), Die: Reglemens, pour la Compagnie du Con- 
sistoire de l’Eglise Frangoise de Berlin 1791 u.a.) — Für Die 
deutjch- Reformirten des ganzen Staats, mit Ausnahme von Cleve— 
Marf und Ravensberg *),, erjchien eine befondere: Inſpections-, 
Presbyteriale, Glaffical-, Gymnaſien- und Schulordnung am 24. Dctbr. 
1713, welde im 3. 1737 einer Revifion unterworfen wurde und 
unter gewiſſen ſpäter eingetretenen Modificationen noch gegenwärtig in 
Geltung ſteht“). 

Gemeinrechtliche Vorſchriften finden ſich auch für die kirchlichen 
Verhältniſſe der Militairperfonen. Dieſe ſollten nach den ſonſt 
Eugen evang. Ordnungen beurtheilt werden, und zwar nah B. vom 

T. April 1692 durch ein befonderes Conſiſtorial- oder Geiftl. Feld- 
Kriegsgericht”). Außer mehreren die Stellung der Garnifon= und 
- Feldprediger, gegenüber den Stadt: und Landgeiftlichen, betr. Erlaffen 
erging ein ſpecielleres Militair- -Gonftftorinlreglement am 29. April 
1711®) und an deſſen Stelle ein Renovirtes Militair:Eonf. ‚Reglement 
und 8.D. des Feldminifterii, fammt einigen Beylagen derer bei dem 
öffentlihen Gottesdienft, Taufe, Beichte, Abendmahl zu gebraucdenden 
Gebethe und Formularien d.d. 15. Juli 1750%). Bei der Redaction 
des U. L.⸗R's beichränfte man fih auf Hervorhebung einiger Bunte, 
welche das Verhältniß der Militair- und Civilgeiſtlichen berühren”) 


27a) Verhardl. der Prov.⸗Syn. dv. Pommern S. 80 ff. 

28) Neber dieje und andere Geſetze, welche ſich auch im Anhange des Theil VI. 
von Mylius corpus eonstit. March. befinden, ſ. m. meine Darftel ung: Die kirch⸗ 
lichen Berbältniffe der Neformirten in Preußen, in Dove’s Zeitfchr. für AR. TI, 
201 ff. 231 ff. S. unten $. 50 

29) a. a. O. S. 330 
S. — §. 17. und vergl. insbef. dafelbft Anm. 37. 

Mylius corp. const. I, 1, No. LXXXIM. Vergl. meine cit. Abhdl. 

37 ff. 345. 
3 Mylius — const, IIl, 1, 273. 
a. a. D. S. No. LXXIX, 265 f. 

34) a. a. O. 6 Sontin. IV. Nr. C, 237 f. Unter Benutzung anderer a 
find Die darin behandelten Materien Toftematife, kufammengeßeht in: G. F. Müller, 
u preuß. — Berlin 1760, bei. S. 473 

35) M. ſ. A. L.⸗R. II, 11. $$. 278282. 437. — II, 1. $.34. 35. 950 u. a. 
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und erfannten im Uebrigen die Geltung des eigenen Militair » Regle: 
ments an. Bet der neuen Organijation des Staats erfolgte auch eine 
angemefjene Reform der firhlichen Berfaffung der Militair-Gemeinden 
und an die Stelle des Geſetzes von 1750 trat das MilitaivsK.-Regles 
ment vom 28, März 1811°%), welchem die Militair-K.O. v. 12. Febr. 
1832 folgte ”). 


8. 9. 


Nuellen und Literatur des gemeinen preußifchen Kirchenrechts. 


Die wichtigeren allgemeinen und bejonderen Gejege') finden fich 
in Chr. O. Mylii corp. conslitutionum Marchicarum bis 1736 in 6 
Tbeilen, 1737— 1747 in 4 Gontinuationen und einem Supplement: 
bande (Tb. 7) nebft einem NRepertorium (Th. 8), Berlin und Halle 
1736 — 1755. Daran fchließt ſich das Novum corpus constitutionum 
von 1751 — 1806 refp. 1810 in 13 Bänden und 2 Repertorien, in Folio, 
und feit 1810 die Geſetzſammlung für die fönigl. preuß. Staaten in 
4°. Die Gefege von 1806 — 1810 find als Anhang der legteren 1822 
auch in 4° erſchienen. Die Geſetzſammlung enthält alle Vorfchriften, 
welche mehr als Ein Regierungsdepartement betr., während für jedes 
derielben ein eigenes Amtsblatt 1810 und 1811 eingeführt ift. 
Als officielle Sammlungen find auch Mathis’ jurift. Monatsjchrift 
1805— 1811 (11 Theile) und Amelang neucd Archiv der prenß. 
Geieggebung 1800— 1806 (4 Theile) anerfannt. Aus Mylius u. ſ. w. 
it Die: Sammlung preuß. Gefege und Verordnungen ..... von 
C. 2. H. Rabe, Halle und Berlin 1816 — 1825. 13 Bde. (B.-1 
in 7 Abtbeil.) hervorgegangen. 

Nahträge zum Allg. Landrecht find in zwei Anbängen er: 
ihienen, von denen der erſte (Berlin 1803) durch Gab. -Ordre vom 
28. April 1803 genehmigt, der zweite (von E. ©. v. Goßler, Berlin 
und Stettin 1816) nur Privatarbeit ift?). Die fpätern Ausgaben des 
A. L.R's.“) enthalten die Zufüße in abgefürzter Form. Im J. 1863 
it eine neue Ausgabe erfchienen (bearbeitet v. Schering), in der die 
gefeglichen Vorſchriften, durch welche Beitimmungen des L.-R. ergänzt, 
erläutert oder abgeändert werden, in Anmerkungen allegirt find. Diefe 
Graänzungen und Abänderungen find auch in befonderem Nachtrage 
volftändig abgedrudt worden‘). 

Die Refceripte des Yuftigminifteriums und Erlaffe der Landes» 
juftizcollegia find enthalten in: v. Kamp, Jahrbücher für Gefeß- 
gebung, Rechtswiſſenſchaft und Rechtöverwaltung (Berlin 1813—1845, 


36) 6.5. 1811. S. 170 ff. 
37) 6.5. 1832. ©. 169 ff. 


1) Speriellere Nachweifungen, als es bier nöthig fcheint, f. m. in meiner 
Schrift: Der preuß. Staat. ©. 10 ff. 

2) Die Materialien in Löwenberg, Beiträge zur Erkenntniß der Motive 
der preuß. Gefetzgebung. B. II. Berlin 1843. ©. 1 ff. j an 

3) Ueber dieje v. Strampff in: Simon und v. Strampff Zeitjchr. für 
wiſſenſch. Bildung des preuß. Rechts I, 214 ff. S. auch Koch, allg. L.-R. mit 
Gemmentar in Anmerkungen. 3. Ausg. 1856 f. In 4 Bon. 

4) Bel. v. 13. April 1863 (J.⸗M.⸗Bl. S. 102.). 
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66 Bände), feit 1839 in dem: Yufkize Minifterialblatt für die Geſetz— 
gebung und Rechtspflege; die Reſeripte für die Adminiftration in: 
v. Kamp, Annalen für die innere Staatsverwaltung (Berlin 1817 
bis 1839. 23 Bde.), feit 1840 in dem: Minifterialblatt für die ge- 
fammte innere Berwaltung. 

MWichtigere Verordnungen und Verfügungen für geiftl. und Unter 
richtsangelegenheiten nebft Motiven finden fih in den: Mitthei— 
lungen aus der Berwaltung der geiftlihen, Unterrichts: und Medizi- 
nalangelegenheiten. Jahrg. 1. 6 Hefte. Berlin 1847—18948. Akten— 
ſtücke aus der Verwaltung der Abtheilung des Min. der geiftl. Ana. 
für die innern evang. Kirdenfachen (26, Januar 1849 bis 11. Juni 
1850). Berlin 1850; Aftenftüde aus der Verwaltung des Ev. Ober: 
firdyenraths. Berlin 1851 ff. 

Ueberfihten und Auszüge find enthalten in: 8. ©. Haupt, 
Sammlung. preuß. Gejeße ..., das Religions: ... und Unterrichts: 
weſen der chriftl. Gonfeffionen betr. in alphabetifher Materienfolge. 
Quedlinb. und Leipzig 1822. 1823, 3 Bde. — Wollftänd. Samm— 
lung aller... durch die Amtsblätter gegebenen Verordnungen ..., 
das Kirchen und Schulweſen betr. (alpbabetifh). Erfurt 1524 — 32. 
4 Hefte. — Fürſtenthal, Repertorium über ſämmtliche durch die 
Gef.-S. und die Amtsblätter .... bis 1836 publ., das Kirchen: und 
Schul-Verfaſſungs- ... Wefen betr. Berordnungen. Neiße 1837. 
Deffelben Sammlung aller noch gültigen im A. L.-R., der Geſ.-S., 
v. Kamp, Jahrb. und Annalen, der Rabe’fhen Sammlung und den 
Amtöblättern bis Ende 1838 enthaltenen, das Kirchen: und Schulwejen 
betr. Gefeße u.j.w. Cöslin 1838 und 1839. 4 Bde und 2 Bde 
Nacdıträge. 1844. 1845. (alphabetiſch). 

Eine größere Zahl von Schriften befhränft fih auf den Abdrud 
des A. L.-R's., Tb. I. Tit. 11 mit Hinzufügung von mehr oder we: 
niger daffelbe ergänzenden Verordnungen. Es gehören dahin, abge: 
jehen von den mit Rückſicht auf einzelne Provinzen unternommenen 
Sammlungen (f. über dieſe S$. 11 ff.): (Bädecker) ausführlicher 
Auszug deffen, was im AU. L.-R. den proteft. Prediger befonders ans 
gebt. (Dortmund) 1795, erweitert unter dem Titel: Allgem. preuß. 
Kirchenrecht, ein fpftematifch geordueter Auszug desjenigen, was im 
A. L.⸗R. und der Gerichtsordnung darauf Bezug hat, — Dortinund 
1798 und 1815. — (Neigebauer) allgem. K.-R. für Die preuß. 
Staaten. Hamm 1825 (2, Aufl... — Rumpf, Handbuch für Geiſt— 
liche und Schullehrer, zur Keuntnig der preuß. Gefeßgebung in Kir 
hens und Unterrichtsangelegenheiten. Berlin 1824. Seger, Reper— 
torium gejeßlicher Beltimm. .. über das evang. Kirchen» und Elemen: 
tar⸗Schulweſen u. ſ. w. "Berlin 1828. 4. Dazu ein Nachtrag. Berlin 
1837. 4. — Fürſtenthal, allgemeine preuß. Civil- und Militairs 
Kirhenordnung. Neiße 1837. 

Brauchbarer als alle diefe find: Hedert, Handbuch der kirch— 
lihen Gefeßgebung Preußens. Berlin 1846. 2 Bde. Deffelben Haud- 
buch der Schulgefeßgebung Preußens. Berlin 1847. P. J. Vogt, 
Kirchen: und Eherecht der Kath. und Evangeliichen in den preußiſchen 
Staaten. Breslau 1857. 2 Bde. Das vollftändigfte, auf alle Ge: 
fegbücher ſich erfiredende Werk ift: Ergänzungen und Erläuterungen 


2. Provinzialrechte. $. 10. Im Allgemeinen. 31 


der preng. Rechtsbücher durch Geſetzgebung und Wiffenfchaft, von 
Gräff, Koch, v. Rönne, Simon, Wengel. Breslun 1837 ff, 
in vierter Ausgabe beforgt von v. Rönne. 1858 ff. 

Befondere Beachtung verdienen auch die Gommentare zum X. 
L.R., namentlih von Merkel, Bielig, Kod. ©. Anm. 3. 

Freiere Bearbeitungen find von Boche, der preuß. legale evang. 
Piarrer, Steinfird 1830 (3. Ausg. 1852), und der preuß. legale evang. 
Bolfsjhullehrer, Kantor, Organift und Küſter. Daf. 1831. Bielitz, 
Handbuch des preuß. Kirchenrechts. Leipzig 1831 (2. Ausg.). Gitzler, 
Handbuch des fath. und evang. Eherechts, Dargeftellt nach den Grund: 
kigen des gemeinen und preuß. Rechts. Breslau 1839. 2 Bde. 

Einzelne Abbandlungen, jelbfiftändig erfchienen oder in den dem 
preuß. Recht gewidmeten Feitjchriften mitgetheilt, werden an den bes 
treffenden Stellen angeführt werden, cben fo auch die Entiheidungen 
der Behörden. Eine darauf gegründete jehr empfehlenswerthe Arbeit 
it: Praxis der preuß. Gerichte in Kirchen-, Schul» und Eheſachen 
von Dr. U. Altmann. Leipzig 1861. Verb. mit deffelben: Rechts: 
grundfäße der oberften Gerichtshöfe Pr. in Kirchen» und Ehefachen, 
in Dove’s Zeitihr. für KR. B. 1 ff. 


2. Die Provinzialrechte *). 
$. 10. 


Im Allgemeinen. 


Rab dem urfprünglichen Plane Friedrichs des Großen follte zus 
vörderft das Recht der einzelnen Provinzen und dann erft „ein jubits 
diarifches Geſetzbuch, zu welchem der Richter beim Mangel der Pro— 
vinzialgefeße recurriren kann, angefertigt werden‘ '. Bet der Summs 
lung der Materialien, welde man übrigens ſchon 1728, 1738 und 
1749 beabfidhtiat batte?), ergaben fih aber viel größere Schwierig. 
feiten, als bei der Nedaction des ‚allgemeinen Geſetzbuchs, für welche 
mehr allgemeine Prinzipien umd weniger fpezielle Verordnungen in 
Betracht zu ziehen waren. Zwar erflärte v. Carmer noch im Sinne 
des Königs beim Abdrude des Entwurfs zum allgemeinen Gejeßbuche, 
ed jei Die Abficht deffelben: „blos zu ergänzen, was in ſolchen Spe— 
zialgefegen (PBrovinzialrechten und Statuten) entweder gar nicht oder 
nicht deutlich und vollftändig genug beflimmt worden‘, und bis zur 
Publication des Landrechts blieb dies auch der leitende Gedanke. Da 
aber das Landrecht in großer Vollſtändigkeit bereits vorlag, che noch 
irgend ein Provinzialreht in feinem Zufammenhange überfchen werden 
fonnte, änderte fih der Gefihtspunft fo, daß das gemeine Recht die 


*) Bergl. v. Kamp: Die Provinziale und ftatutarifchen Rechte der preußis 
hen Monarchie. Berlin 1826— 1828, 3 Bde. Jacobfon, der preußifche Staat. 
Leipzig 1854. S. 22 folg. 

1) Gab.:D. vom 14. April 1780 ($. 8. Anm. 3.). 

2) General. vom 16. October 1728 (Mylius C. C. M. Tb. II. Abth. II. F. 799); 
R. 0.26. Febr. 1738 (C. C.M. Contin. I. 5.134); R. v. 21. Mai 1749 (Hymmen, 
Beiträge zur jurift. Literatur. 9.11. S. 174, Anm. 9.). 
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Stelle des Hauptrechts erhielt, die Provinzialrechte aber zur Ergänzung 
defjelben dienen follten?). Demgemäß wurden diefelben auch nur in 
der Form von Zufüßen zum Landrecht gefammelt, mit gefegliher Aus 
torität aber nur die für die Provinz Preußen (Oſt-, Weftpreußen und 
Danzig) publizirt, während die übrigen‘) (um Theil als Manufeript 
gedrudten) Bearbeitungen nur Entwürfe geblieben find. Die Bedeu— 
tung dieſer letzteren für Wiffenfchaft und Anwendung ift aber darum 
nicht gering anzufchlagen, denn es gilt von ihnen überhaupt, was das 
Obertribunal von einem einzelnen erklärt: „Der Entwurf bildet zwar 
fein als Gejeg emanirtes Provinzialrecht, verdient aber dennoh volle 
Beachtung, theils weil das Werf in amtlihem Auftrage, nah vors 
gängiger Berathung mit ſtändiſchen Deputirten verfaßt worden, theils 
und vornehmlich deshalb, weil der Entwurf auf öffentlich befannt ge— 
machten Berorduungen beruht‘ °). 


$. 11. 
Die Provinz Preußen *). 


In dem Drdenslande Preußen, welches jeit 1243 in vier Diöcefen 
zerfiel, in Folge des Thorner Friedens vom 19. October 1466 auf 
das Bisthum Samland und den größeren Theil von Pomefanien be- 
Ichränft war, während Ermland und Culm an Polen gefallen, wurde 
die Reformation, da fih der ſamländiſche Biihof Georg von Por 
leng 1523, der pomejaniihe Erhard von Queis 1524 für dies 
jelbe entichieden hatten, vom Markgrafen Albreht von Branden- 
burg 1525 eingeführt, nachdem er mit Zuftimmung des Königs von 
Polen das Drdensgebiet als meltlihes Herzogtbum und polnifches 
Zehn empfangen. Die Befeftigung erfolgte durch eine Kirchenord— 
nung und eine Ddiefelbe ergänzende Landesordnung ) im Dechr. 
1525. Die erftere: Artikel der Geremonien und anderer K.O., ere 
fuhr wiederholte Umarbeitungen und Erweiterungen in den Jahren 
1530, 1543, 1544, 1558?) und 1567 —1568°). Die zuletzt genannte, 
welche die neuefte Nedaction geblieben ift, befteht aus zwei oder eigent= 


3) Es mußte dies um jo mehr gefcheben, als jchon nach dem Plane vom 27. Juli 
1780, $. 11 folg. (ſ. $.8. Anm. 3.) die Provinzialrechte ‚‚nac eben der Ordnung 
und Reihe der Materien und Titel wie das allgenteine Geſetzbuch“ zuſammengeſtellt 
werden jollten. 

4) Auch für die jpäter erworbenen Gebiete wurde die Sammlung der Partifulars 
rechte angeordnet (m. f. 3.8. das Patent vom 24. März 1803, $. 2 im Nov. C. C. 
1803, Nr. 15.). 

5) Nechtsfälle des gebeimen Obertribunals. Bd. II (Berlin 1847). S. 102. ©. 
auch den Plenarfchlug des O.-Trib. vom 4 April 1853 (Juſt.-Min.«Bl. S. 207 f. 
Altmann, Praxis. ©. 111.). 


*) Vergl. Jacobfon, Gefhichte der Quellen des fatbolifchen und evangelifchen 
Kirchenrechts der Provinzen Preußen und Poſen. Königsberg 1837 und 1839. 

1) Meine cit. Gefkhichte. S. 25 folg. und Anhang Nr. II. und III. Richter, 
die evang. K.D. des 16. Jahrh. Nr. All. XII. 

2) a.0.D. S.31 folg. Vergl. Coſack Paulus Speratus (Braunfchweig 1861.). 
S. 110 folg. und Richter a. a. 8. Nr. LXXXIV. CVIIIb, 

3) a. a. D. ©. 45 folg. 
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fih drei Theilen: von denen der erfte: „Repetitio corporis doctrinae 
eeclesiasticae oder Wiederholung der Summa und Inhalt der rechten, 
allgemeinen, Ehriftlichen Kirchenlehre, wie Diefelbige aus Gottes Wort, 
in der Augspurg. Gonfefftion, Apologta und Schmulfald. Artikeln be: 
griffen .... kürtzlich zuſammenverfaſſet“, den Befenntnigftand firirt, 
der zweite: „Kirhenordnung und Geremonien” die Agende 
bildet, der dritte: „Bon Erwehlung der beyden Biſchoff, 
Samlandt und Pomezan, von ihrem Ampt, Verordnung der Bifltation 
ai .. ..“ die Berfaffung und Verwaltung der Kirche ent 
ält*), 


Hieran lehnt fih das fpätere Material, von welchem mehrere 
Vifitationsinftructionen (insbefondere von 1638 und 1699), die Eon: 
fitorialordnung von 1584), die erneuerten Verordnungen über das 
Kirchen: nnd Schulweſen vom 3. April 1734, 24, Octbr. 1735 u. v. a. 
die Grundlage der Zuſätze 172— 225 des oſtpreußiſchen Pro— 
vinzialrehts vom 4. Auguft 1801 und 6. März 1802 bilden?). 
Diejes Gefeß gilt auch für das Ermland, in weldem erft feit der 
Biedervereinigung mit dem früheren Ordensgebiete 1772 die Evans 
gelifhen Zugang erhielten‘), und den damaligen Landrathskreis Ma— 
vienwerder. Für die übrigen weftpreußifchen Diftricte, in welchen die 
evangeliihe Kirche zum Theil bereits ſeit den Anfängen der Refor- 
mation nicht ohne mannigfache Drangfale beftand und erft feit der 
preußiſchen Befignahme ſich freier entwideln Founte?), fehlte e8 an be: 
jonderen Kirchenordnungen, an deren Stelle einzelne Gefege und 
Obfernangen zur Richtſchnur dienten und welche bei der Godification 
des weftpreußifhen Provinzialrehts vom 19. April 1844, 
58. 22— 67, berüdfichtigt wurden ?). 


Die Stadt Danzig und ihr Territorium) fing bereits 1518 an, 
fh der Reformation anzufchliegen und ein befonderes Kirchenweien 





4) Eine Ueberſicht des Ganzen a. a. O. Anhang Nr. XVI. Neuere Abdrüde bei 
Richter a.a. O. Nr. CXXVU. CXXVIII. Alt-Preußiſches Kirchenbub. Herausge— 
pn auf Beranftaltung des fünigl. Gonfiftoriums der Provinz Preußen. Königsberg 
ss. 4. 


4a) Meine Gefh. a. a. D. Anhang Nr. XVII (auch bei Richter a. a. O. Nr. 
CLIX), verb. Nr. XXVI—XXIX, 

5) Meine cit. Schrift. Anhang Nr. LXIV. Zeihe, Erläuterungen und Er— 
ainzungen des oftpr. Provinzialrechts zum Kirchenz und Schufrechte. Königsberg 184. 

67.0.0. S. 223. 249. 256. Bis dabin galt das 1526 erlaffene und wieder: 
bolentlih, zuleßt 1726 erneuerte Verbot der Erwerbung eines Domicils Evangelifcher 
im Ermlande. (Synod. Varm. a. 1726, e. 17 in Coneilia Germaniae edd. Schannat, 
Hartzheim et al, X, 445.) 

Ma. a. O. 5, 223 folg. 243 folg. Ueber den Warfchauer Tractat vom 13. 
(4) Febr. 1768 a. a. 0.1, 1.5.2309. I, 2. S. 245. verb. v. Vegeſack, weft 
muß. Prov.⸗R. I, 144 f. 

8) Geſ.⸗S. S. 105 folg., daraus in Bord’s Handbuh (2. Ausg.). B. I. 
= A folg. verb. v. Vegeſack, weftpreußifches Provinzialreht. Danzig 1845. 
> Binde. 


9 Meine Geſchichte a. a. O. S. 236 folg. 254. 262. Vergl. Schnaaje, Ges 
dichte der evang. Kirche Danzigs. (Danzig 1862.) ©. 419 folg. 
Jacobfon, evang. Kirchenrecht, 3 
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auszubilden. Außer verichiedenen für daffelbe gegebenen Verordnungen 
des Raths der Stadt galt hier auch eine eigene K.O. von 1680, eine 
Verordnung von 1708 (ern. 1735) über die Einrichtung der geiftlichen 
Amtsgeichäfte und Kirchengebete u.a., jo mie eine Agende und Ge- 
jangbuch) von 1810'%). Die noch anwendbaren Lofalbeftimmungen find 
in dem Gejeß, betr. die Einführung des weftpreuß. Provinztaltechts 
in die Stadt Danzig und deren Gebiet vom 16. Febr. 1857, Art. IX, '') 
berüdfichtigt worden. Für die deutjch-Reformirten galt in Oftpreußen 
ftetS die Anfpectiond- Drdnung dv. 24. Detbr. 1713 (f. $. 8. Anm. 31); 
doch erlitt dieſelbe mit der Zeit einzelne Modiftcationen und erhielt 
insbef. Durch das Stutut für die Klafficalconvente vom 19. Dechr. 1860 
wefentliche Ergänzungen). Dadurh find auch die franzöſ.-ref. Ge- 
meinde zu Königsberg umd Die Ddeutich=reformirte in Danzig, welche 
um Theil eigenthümliche Rechte befigen “), in den Provinzialverband 
ineingezogen. . 

Nachdem ſeit 1832 das Conſiſtorium von Weſtpreußen zu Danzig 
mit dem zu Königdberg vereinigt worden’), tft die früher mehrfach 
von einander verfhiedene kirchliche Entwidelung beider ſchon feit 1824 
zu einer Provinz verbundenen Landestheile in größerer Uebereinſtim— 
mung erfolgt. 

Die älteren Bearbeitungen des Kirchenrechts der Provinz Preußen 
find vollftändig in meiner Geſchichte, ©. 3 — 9, nachgewieſen. Mit 
Ausnahme der- Schrift von 

Dan. Hein Arnoldt: Kirchenrecht des Königreichs Preußen, 

Königsberg und Leipzig 1771. 4. 
find Ddiefelben nur mehr oder minder vollftändige Sammlungen der 
Verordnungen. Eine Nachweiſung und Ergänzung derjelben bietet 
meine Schrift bis zum Jahre 1839. Mit Anfchliegung an das Land- 
recht ift ein reiches, Das praftifhe Bedürfnig für die frühere Zeit im 
Weſentlichen befriedigendes Material zufammengeftellt in dem: 

Handbuch über die Kirchen: und Schulgefeggebung im Preußiſchen 

Staate, mit bei. Berüdfihtigung der Provinz Preußen, begründet 

von Bord, gänzlich umgearbeitet, fortgeführt und erweitert von 

%. €. G. Loörkowski und J. A. E. Defterreidh. Königs: 

berg 1844. 2 Bände. 

Eine Ueberficht der feit 1844 ergangenen Verordnungen giebt 
das Neaifter zum erſten Bande (1854 — 1859) der feit 1854 ericheis 
nenden: Amtlihen Mittheilungen des Königl. Konfiftos 
riums zu Königsberg — 


10) Meine Geſchichte a.a.D. S. 239. 29. Schnaafe, S. 635. 

11) Geſetz⸗«. ©. 87 folg. 

12) Amtl. Mittbeil. Nr. 308. Altenft. des D.-K.:N. 13, 117 ff. Vergl. meine 
Abhdl.: Die firchl. Verhältn. der Neformirten in Preußen, in Dove’ 3. f. K.:R. 
111, 291 f. 350 f. 

13) a. a. D. ©. 334 f. 356 f. 

14) Verf. des Oberpräf. vom 18. Novbr. 1831 (A.⸗Bl. 8. S.541, G. S. 865. 
M, 5.558. D. 5.029), Publ. des Gonf. vom 31. Dechr. 1831 (A. = Di. D. 1832. 
©. 14). 


\ 
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Die bisher angeführte Gefeßgebung und Literatur berüdfichtigt 
aud meiftens das die Kirche vielfach berührende Schulwefen*), für 
welches in Beziehung auf die Elementarjhulen der Provinz eine be- 
jomdere Schul-O. unterm 11.Dechr. 1845 erlaffen ift'). Diefelbe 
bat einen brauchbaren Gommentar durch Grifard erhalten: die 
Schul-O. u. ſ. w. erläutert. Gumbinnen 1858"), 


$. 12, 
Die Provinz Brandenburg *). 
a) Die Marken. 


Beral. 9. v. Mühler: Gefchichte der evangelifchen Kirchenverfaffung in der 
Marf Brandenburg. Weimar 1846. 

Die Markgrafen von Brandenburg hatten nah und nad) der 
Kirche gegenüber einen bedeutenden Umfang von Rechten erworben'). 
Sie übten nicht nur eine fürmliche Oberberrlichfeit über die Landes: 
bisthümer, jondern hatten auch die Präfentation zu den meiften höheren 
geiftlihen Stellen, ja den Biichofsftühlen ſelbſt. Als in dem Streite 
über die Defrete der Goncilien von Conſtanz und Bafel Kurfürft 
zriedrih 11. fich der römischen Curie gefällig erwies, verlieh ihm Ni: 
colaus V. 1447 das Nominationd» und Präfentationsreht zu den 
Bisthümern (Brandenburg, Havelberg, Lebus), freilich nur für feine 
Perion?); doch wurde dieſes Recht feitdem nicht mehr aufgegeben?) 
und im Zufammenhange mit den geeigneten Firchlichen Reformen unter 
vapftliher Zuftimmung ausgeübt. So war es im Anfange des 16. 
Jahrhunderts dahin gekommen, daß die Zukunft der firchlichen Ver: 
bältniffe der Marken ganz in der Hand des Landesherrn lag. 

Als die evangeliſche Reformation von Sachſen her in das benach— 
barte Brandenburg einzudriugen anfing, regierte Kurfürſt Joachim J. 
(1499— 1535), ein beharrlicher Anhänger der alten Kirche, welche 
ah, obihon Matthias von Jagow, Bilhof von Brandenburg 
jeit 1526, ſich fiir Luther entichieden hatte, im Vollbeſitze ihrer Herr: 
ihaft blieb. Wergebens hatte aber Joachim feine beiden Söhne und 
Nabfolger zur Aufrechthaltung diefes Zuftandes zu verpflichten gefucht. 
Johann von Eüftrin (— 1571) geftattete alsbald die Einführung 
der evangelifhen Lchre und betrieb dieſelbe eifrigft, nachdem er ſich 
1538 perfönlich zu ihr befannt hatte. Sein älterer Bruder Joachim I. 


15) 5. 8. E. Borowski: Vom Landſchulweſen in Oſtpreußen, in deffelben: 
Reue preuß. Kirchenregiftratur (Königsberg 1788. 4.) ©. 171 f. 

16) 6.:5. 186. S. 1 f. 

17) Damit verb. m. noch die zur Sefchichte u. f. w. der Schul-O. dienenden Aus: 
fübrungen in der: Gameraliftiichen Zeitung 1845, Nr. 11—19, und die gerichtlichen 
u. a. Entiheidungen in Altmann’s Praxis, S.117 f. 206. 363. 424. 455 f. 472. 
163. 773. 774. 

*) Vergl. v. Kamp, Die Provinzialrechte u.f. w. I, 1 folg. 

l) Zaspepres Gefchichte der Fathol. Kirche Preußens. S.54 folg. v. Mühler 
1.0.5. 18 folg. 

2) Gercken, codex diplom. ‚Brandenb. VII, 361. Riedel, novus codex 
üplom. Brandenb. II, 501. 

3) Bergl. Laspeyres a.a.d. S. 61. 

3* 
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(— 1571) hinderte zunächft nicht den Biſchof an feinen reformatorifchen 
Beftrebungen; nachdem aber auch er am 1. November 1539 förmlich 
übergetreten war, wirfte er unmittelbar fir die Reformation und be— 
ftätigte zu deren Durchführung die mit „des Biſchoffs zu Branden- 
burg Bewilligung und Beſtetigung“ ausgearbeitete: „Kirchenordnung 
im ChurfürftenthHum der Marken zu Brandenburg, wie man fi beide 
mit der Leer und Geremonien halten ſoll. Berlin 1540%. Zwar 
hatte Markgraf Johann 1538 eine eigene Kirchenordnung für die Neu: 
mark abfaffen laffen, doch wurde die Aurfürftlihe Ordnung auch bier 
angenommen’). 

Während die Lehre im Anjchluffe an die Augsburgifche Confeſſion 
beftimmt wurde, folgt die 8.-D. im Agendariſchen noch vielfach dem 
älteren Eultus. Die Umwandlung der Berfaffung ging aber nach dem 
Mufter der fühftihen Kirche vor fih und wurde durd eine Viſita— 
tionde und Gonfiftorialordnung 1543 (rewidirt 1551 und 
1561) herbeigeführt‘), Zum Abihluffe Fam die neue DOrganifation 
unter Joachim II. (1571 — 1598), welder beide Landestheile wieder 
vereinigte .umd für diefelben die K.O. nach erfolgter Revifion 15727), 
fo wie die Viſitations- und Gonfiftorinl-D. in erweiterter» Geftalt 
1573°) zur Anwendung brachte. 

Diefe beiden Geſetze bilden die Grundlage des märkiſchen Bros 
vinzials Kirchenrechtö und find Durd) jpätere Verordnungen ergänzt 
worden. Der Verſuch, eine neue K.O. an die Stelle der von 1573 
zu jegen, welchen 1659 das brandenburg. Conſiſtorium machte, blieb 
wegen der damaligen Verhältniffe der Luth. und Reformirten ohne 
Erfolg °*). Das kirchenrechtliche Material findet fih bei Joh. Porft: 
Kurger Auszug aus den vornehmiten fönigl. Preuß. Edikten und Ber: 
ordnungen dev Chur-Mark Brandenburg u.f.w. Berlin 1725. 2. Aus 
gabe 1727. 4. 

Churmärk. Bit. und Eonf. Ordnung von 1573 fammt einem 
furken, jedoch volltändigen Auszug der nachher emanirten .. Edikten 
u.f.mw. Berlin 1761. 4. 

J. C. Kegel, Auszüge aus den Oberconfiftorialgefegen und dem 
allgem. Landrecht ... für luth. Geiftlihe in der Kurmarf. Berlin 
1794. 4. 

Aus diefen, wie verjchiedenen Obſervanzen und Judicaten °) iſt 
der erfte Entwurf des märfifchen Kirchenrehts von Wilke in Zu 





4) Nach dem Driginaldrud wiederholt in Mylius C.C. March, T. I. Nr „II, im 
Auszuge bei Richter: K.=D., Nr. LXVII; vergl. v. Mübler a. a. O. S. 44 folg. 

5) Bergl. die Einleitung Fr Neumärk. Kaftenordn. von 1540 (bei Mylius 
0.0.0. Nr. I. 5.249). v. Mübler a. a. O. 9.9. 

6) v. Mühler a.a.D. S. 60. 63 folg. 

7) Richter a. D. Nr. CXXXIX. 

8) Bei Mylius a.a.D. Nr. VI. Richter a. a. O. Ru, CXLIV. Der Abs 
fhnitt über das Schulwefen auch bei Bormbaum, ev. Schul-O. I. Nr. 20. Diefem 
war eine SchuleD. für Brandenburg 1564 vorangegangen. a. a. O. I. Anhang Rr. 8. 

8a) S. v. Naumer in v. Ledebur's allg. Archiv für die Gefch. des preuß. 
Staats. XVII, 3 (1835). S. 209. Die in diefem neuen Entwurfe enthaltene Schuls 
D. (a. a. D. mitgetbeilt) ift übrigens unverändert aus der D. von 1573 entlehnt 
(Bormbaum a.a. D. II, 636. Anm.). 

9) Vergl. v. Kamptz: Die Provinzial- und ftatutarifchen Rechte I, 138 folg. 


2. Provinzialrete. $. 12. Brandenburg. 37 


fäßen zum Landrecht bearbeitet '); demnächſt das Provinzialredht der 
Kurmark von C. Scholk, Berlin 1834 und in 2. Ausgabe von 
v.Schol und Hermensdorff 1854, der Altmarf von A. W. Götze, 
Magdeburg 1836, der Neumark von W. v. Kunow, Berlin 1836. 
Mit Hilfe dieſer gründlichen Werke ift der dritte Theil des revidirten 
Entwurfs: Das Kirhen» und Schulrecht. Berlin 1841. 4, zu Stande 
gefommen, Desgleichen beruhen darauf mehrere wichtige neuere Der: 
ordnumgen und Geſetze (über das Gnadenjahr, die VBermögensverwal- 
tung u. a.). Empfehlung verdient aub: Ebmeyer, Zufammenftellung 
des Prov.-K.- und Echulrehts der Kur- und Neumark Brandenburg. 
Frkf. a. d. O. 1853. Seit 1861 erfcheinen vom Gonfiftorium amtliche 
Mittbeilungen. 

Die befondern Berbältniffe der Reformirten in den Marfen 
beruhen theils auf den allgemeinen Vorſchriften für dieſelben, theils, 
was die franzöſ.“Ref. betr., auf den Reglements von 1791 und deren 
fpäteren Ergänzungen. (f. oben $. 8. Anm. 28 ff.) 


b) Die Niederlaufiß *). 


Die Marfgrafichaft Niederlaufig, feit 1136 mit Meißen und Thü— 
ringen verbunden, mar 1312 an Brandenburg gefommen, 1363 aber 
von Carl IV. erworben und 1370 mit Böhmen vereinigt, Sie gehörte 
zum Bisthum Meißen und ftand unmittelbar unter einem bifchöflichen 
Official zu Lübben ") Als die Reformation von Sachſen aus fich 
aud Hier zu verbreiten anfing, erhielt fie in der Herrſchaft Pförten 
1521 und anderweitig bald großen Anhang, welchen die bömifchen 
Könige nicht zu unterdrüden. vermochten. Durch den Erlaß eigener 
K.O. und die Beftellung von Gonfiftorien, wie Superintendenten oder 
pastores primarii, wurde die evang. Kirche Hierauf befeftigt und er- 
bielt au im Anfange des 17. Sahrhunderts befondere Religions: 
affecurationen *). Zu einer eigentlichen Gegenreformation fam es nun 
nicht mehr, indem 1623 das Land dem Kurfürften Johann Georg von 
Sachſen verpfändet, durch den Frieden zu Prag aber am 30. Mai 1635 
vollſtändig „als ein bei der Krone Böhmen verbleibende und von 
ihr zu Lehn gehendes Mannleben‘ abgetreten wurde. Die kirchliche 
Verwaltung flimmte jeitdem im Allgemeinen mit der der fächfiichen 
Gonfiftorialverfaffung überein. Die älteren Gonftftorien der Herr: 
haften Sorau und Forita blieben beftehen, das fchon feit 1539 refor: 
mirte Offizialat zu Lübben wurde 1666 gleichfalls in ein Conſiſtorium 
verwandelt und ein Generalfuperintendent angeftellt. Diefelben jtanden 
unmittelbar unter dem geheimen fächfifchen Confifium. Die fähflichen 


10) Gedrudt in Mathis allgem. juriſt. Monatsfhrift. B. III. (Berlin 1806.) 
©. 246 folg. DBerb. Haupt: Handbuch II, 324 folg. u. d. W. Märfifches. Pros 
vinzialrecht. 

*) Bergl. v. Kamptz a. a. O. Bd. II. ©. 609 folg. 621. 691 folg. 

11) Bergl. Better: Ueber die firchl. Verfaſſung des Markgrafenthums Nieders 
faufig vor d. Reformation in Jllgen’s Zeitjchrift für d. hiſtoriſche Theologie. 1843. 
$.111. Rr. 10. 

11 S. Laspeyres a. a. O. S. 615. 616. 
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Generalartifel von 1557, die KO. von 1580 wurden zur Anwendung 
gebracht ), eben fo wie andere ſächſiſche Firchliche Beftimmungen. Auch 
das Schulwefen wurde darnach geregelt, zum Theil im Anſchluſſe an 
früher getroffene Einrichtungen “). 

Durch den Frieden zu Wien am 18. Mai 1815 wurde die Nieder: 
laufig an Preußen abgetreten und der Provinz Brandenburg zuge: 
ſchlagen. Da nad) dem Patent vom 22. April und 15, Novbr. 1816 
das gemeine preuß. Necht eingeführt wurde, die bejonderen bisher be- 
ftandenen Rechte und Gewohnheiten denfelben aber vorgehen jollen ®), 
find nah dem Wegfall des bier geltenden älteren gemeinen und ge: 
meinen jächfiichen Rechts '%) Die fortdauernden partifularen Vorſchriften 
gefammelt in: Das Provinzialrecht des Markgrafentbums Niederlaufig 
in zwei Abtheilungen, nebft einer Darftellung der früheren niederlauf. 
Berfaffung von 32. W. Neumann. Frankfurt a. d. O. 1837. — Dar: 
auf beruht der: Revidirte Entwurf nebft Motiven. Berlin 1841 '7), 
Derfelbe ift jedoch nicht publicirt und nur einzelne Verordnungen 
(über Kirchenbaulaft u. a.) find daraus hervorgegangen. 


$. 13. 
Die Provinz, Pommern. 
a) Pommern. 


Die das Herzogthun Pommern bildenden Landichaften gehörten 
zu den Diöcefen Gamin, Schwerin und Roesfild, Das Bisthum Ga: 
min war von den Herzogen jelbft geftiftet und Dotirt, die Biſchöfe 
waren ihre Bafallen und unterlagen ihrem Präfentationsrecht, Die Ent: 
jheidung über die Zukunft der Zandesreligion, als jeit 1523 die Ne 
formation in Pommern ſich zu verbreiten anfing '), hing daher vorzüg- 
lid von den Landesherren ab. Bon den in Gemeinfcaft regierenden 
Söhnen Bogislamw’s X. (F 1523) war der ältere, Georg der 
Bärtige, ein entichtedener Gegner Luthers und fuchte im Berein 
mit dem Biſchof Erasmus von Mantenffel die Fortichritte der 
Neforination zu hemmen, während der jüngere, Barnim IX,, den: 
jelben wenigſtens im Stillen Vorſchub that. Das evangelifche Bekennt- 
niß befeftigte fich zuerſt in dem von jeher firchlich ziemlich frei geftellten 
Stralfund ?) und bald auch anderweitig. Nach Georgd Tode 1531 


13) Inftruction v. 7. März 1666 für das Conſ. zu Lübben (Yasvenres a. a. O. 
S.620. Altmann, Prarie. 9.172. 176.). 

14) M. f. 3.8. die D. des Lyceums zu Sorau von 1650, eine Nevifion der von 
1608, bei Bormbaum, ev. Schuld. I, Rr. 19. 

15) Geſ.⸗S. 1816. S. 124. 233. 

16) S. Gutachten des O.⸗Trib. vom 31. Oct. 1842, Plenarz Beil. vom 6. Dec. 
1852 u.a. bei Altmann, Praxis. S. 150 f. 

17) S. Abth. 1, Titel 18, $$. 380 —432 und die Motive S. 65— 82. 

1) D. 9. Biederftedt, Sammlung aller kirchlichen ..... Verordnungen im 
Herzogtbum Neuvorpommern und Fürftenbum Rügen. Theil I (Stralfund 1816). 
Abjchn. 1. Kirchl. Verfaffung in Pommern. Ihre allmäblige Entftehung. — (v. Medem) 
Geſch. der Einführung der ewang. Lehre in Pommern. Greifswald 1837. 

2) Vergl. Ziemffen, urkundl. Nachweifung des Grundes der Eigenthümlichkeit 
der ev.eluth. Kirchenverfaffung der Stadt Stralfund. Stralf. 1856. 4% Kerckenoörd⸗ 
ninge a. 1525 tbo Stralfund upgeriht (Richter, K.D. Nr. Al). 
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folgte aber deffen proteftantifch gefinnter Sohn Philipp I., melder 
num mit feinem Dbeim die evangelifche Kirche feſt begründete, Auf 
dem Landtage zu Treptow’) am 13. Dechr. 1534 befchloffen beide 
für ihre refp. Herrichaften, Wollgaft und Stettin, die allgemeine Ein: 
führung des evana. Befenntniffes *) und der auf ihre Beranftaltung 
von Bugenbagen dazu ausgearbeiteten K.-O.“), welcher 1542 eine 
Agende folgte‘). Während der Bilhof von Schwerin, Herzog 
Magnus von Medlenburg, für feinen Antheil ”) dies genehmigte, aud) 
der Biſchof von Noesfild °) durch Dänemarks Bermittelung 1543 be— 
friedigt wurde, verweigerte das Stift Camin feinen Beitritt bis 1560. 
Nachdem aber inzwiihen nah dem Augsburger Neligionsfrieden die 
Herzoge auf dem Landtage zu Stettin 1556 das lutheriiche Bekenntniß 
wiederholt befeftigt, erfolgte die dafelbit auf den Antrag der furz vor: 
ber zu Greifswald gehaltenen Synode ) beſchloſſene Revifion der K.:D. 
und Agende, jo wie deren erneute Publication 1563, 1568 %) und 
1688. Beide, feitdem in ftetem Gebrauche "), wurden durch mehrere 
Gefege ergänzt, von welchen folgende die wichtigiten find: 

Die Confiftorial:Inftructionen von 1569, 1681, 1697 *) mit 

den Abfchieden von 1707, 1775, 1798 und der Verordn. vom 
8. Oetbr. 1810 °), 

Die leges praepositis praescriptae von 1621 und 1666*. 

Die statuta synodalia von 1574, erneuert 1666 *). 

Die Bifitationsinftructionen von 1655, 1736 u. a. '*). 





— Die — vorangehenden Verhandlungen bei v. Medem aD. Url. 


TR. 
a Die deshalb vollgogenen Vifttationsabfchiede won 1535 bei v. Medem, Nr. 55. 
. 5. 2 


5) Renten» Drbeninae des gangen ra 1535. (zu Wittenberg), nach dem 
Triginal wiederboft bei Richter, K.⸗«O. LI. 
6) Im Auszuge bei Richter a. a. D "Rr. LXXVI. 


7) Das fefte Yand Rügen, das’ Yand zu Barth (Stralfund), der Diftriet — 
mit den Archidiaconaten Tribſees und Stralfund (Biederftedt a. a. O. I. S. 70. 
— Seine Jurisdiction umfaßte die Inſel und’ das Fürſtenthum Rügen (a. a. 9 


— 
wr 


9) Die Anträge der Synode von 1556 in J. 9. Baltbafar: Erfte Samm— 
en er zur Pommerſchen Kirchenbiftorie gehörigen Schriften (Greifswald 1723. 
4). ©. 128 f., der Beſchluß des Landtags dafelbft S. 150 folg. 

* Richter a. a. O. Nr. CXVII und CXXX. 

11) J. 9. v. Balthaſar, Bericht von den mancherley Ausgaben der Pomm. 
RD. und Agende, in Dähnert, Pomm. Bibliothek, Bd. IV. (Greifswald 1755. 4.) 
©. 119 folge. Verb. I. 9. Mofer, Corpus ‚juris evang. ecel. Bd. I. (Züllihau 
1737. 4.) Vorw. 8.29 folg. Aug. v. Baltbafar, SLR über die Pomm. 
A.D. S. 23 folg. v. Kamptz, die Provinziafrechte. Th. I. ©.235. Dazu: Die 
Pomm, KO. und Agende nebft den legibus praepositorum, statutis synodieis und 
ver VifitationssD. von 1736. Herausgeg. von dem Sup. Otto in Naugard. Greifs— 
> 1854. Die darin enthaltene ‚SchulsD. auch bei Bormbaum, evang. Schuld. 

n. 15, 

12) v. Kamptz a. a. D. S. 236. n.9. ©.238. n. 6. 11: 

2) Biederftedt J, I 

14) a.a.D. S. 236. n. 18., j. Anm. I1., vergl. Biederftedt I, 273. 

r u a. a. d5. S. 236. n. 107 „ih. vorige Anm.). Sie finden fih auch bei Richter. 
r. CXÄLIV. 


16) 0.0.0. S. 237. n. 9. 11. ©. 238. n. 1. ©. Anm. 11. Biederftedt I, 
74, Veigl. auch die K.⸗D. für Stralfund von 1555 bei Richter Nr. CIU. 
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Während die K.O. und Agende unter dem Wechſel der Regie: 
rungen im Ganzen in anerkannter Geltung blieben, traten im Be» 
jondern in den einzelnen Landestheilen nach und nah in Berfaffung 
und Verwaltung der Kirche mannigfahe Nenderungen ein. 


Bogislaw XIV. hatte 1625 bis 1637 als der legte Stammberzog 
ganz Pommern wieder vereinigt. Nun kam es zur Theilung zwiſchen 
Brandenburg und Schweden. Jenes erwarb durch den wefträlifchen 
Frieden Hinterponmmern mit dem fecularifirten Bisthum Camin, 
jedoch) ohne Stettin, Garz, Damm, Gollnow, die Infel Wollin und 
das frifche Haff“); dann durch den Frieden zu Stodbolm am 21. Fan. 
1720 von Schweden Stettin, Uſedom, Wollin und das Land zwijchen 
der Dder und Peene (Altvorpommern)'), und endlich durch Die 
Staatöverträge vom 4. und 7. Juni 1815 ganz jchwedifch- Pommern 
Neuvorpommern und Rügen) '%). Hiernach beftimmt fich Die 
Anwendbarkeit der früheren firchlichen Geſetzgebung nad Ort und Zeit *). 

Das Material für das Provinzialfirhenrecht findet fihb in Aug. 
v. Balthaſar biftor. -theolog.sjurtd. Anmerfungen über die pomm. 
K.O. und Aaende vw. 3. 1559, Greifswald 1756, Fol., wiederholt 
und weitergeführt in deſſelben jus ecclesiast. pastorale oder voll: 
fländige Anleitung, wie Prediger, Kirchen: und Schulbedienten .... 
den Kirchengefegen gemäß fi zu verhalten .... Noftod und Greifs— 
wald. Th. 1. 1760 (mit der K.O. nach der Ausaabe von 1690 nebft 
d. Anmerf.). Th. 1. 1763 (mit d. Aaende von 1568 und Anm., fe 
mie einem Anhange von Ffirchlichen Gefegen und Urkunden). ol. 
Iusbefondere für die altpommerfchen und ſchwediſchen Einrihtungen 
in der: Sammlung gemeiner u. bei. pomm. u. riügifcher Landes» 
urfunden, Gefeße u. .w. von 3. 6. Dähnert, Stralfund, 3. Bde 
und 2 Supplem. 1765 — 86. Fol. Supplem. 3 u. 4 von v. Klin- 
fomftröm. 1799. 1802. Fol.; für die preußischen Ordnungen: D. 8. 
Quickmann: Drdnung und Sammlung derer ...... bis Ende 1747 
publ. Edicten ... Frankf. a. d. O. 1750, 4, e 


Nach Porft’8 Beifpiel für Die Marfen tft bearbeitet: (G. C. Roth) 
Kurzer, doch vollftändiger Auszug der .... das Kirchen: und Schul: 
wejen im Herz. Pommern und Fürftenth. Gamin betr. Gejege ... in 
alphab. Ordnung. Stettin 1767 und deſſelben: Neu .... einge: 
richtetes ponm. Prediger-Handbuch. Stettin 1769. (Das Agendariſche) 
vergl. dazu B. J. Slottmann, neu zugerichtetes Kirchenbuch oder 
furger Auszug der pomm. Kirchenagende nebft einigen anderen Fors 
mularen ... Greiffswald 1718. 

Mit Benußung diefer, wie Der fpäteren Verordnungen und der 
gefammelten Gewohnheiten find die Entwürfe des Provinzialrechtes 
von Altvor: u. Hinterpommern von v. Maffomw (1795, nicht 


17) J. P. O. art. XI. 
18) Du Mont, Corps diplomatique. Vol. VII. P. Il. fol. 21 segq. 
19) Anbang zur Geſ.⸗«“S. v. 1818. ©. 35. 30. 


20) M. f. die Ueberficht bei v. Kamptz a.a. DO. S. 234 ſolg. Meine Schrift: 
Der preuß. Staat. S. 41-43. Die Stadt Stralfund behauptete bei allen Ber: 
änderungen eine gewiſſe Selbftftändigfeit (f. den Anm. 2 cit, Ziemffen). 
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gedrudt) und Zettwach (Stettin 1835. 1836.), fo wie der: rewidirte 
Entwurf nebit Motiven, Berlin 1836, redigirt *'), 

Für Neuvorpommern und Rügen, wo gemeines deutfches Recht 
neben den übrigen provinziellen Vorſchriften gilt, iſt unter Berück— 
ſichtigung beider Beſtandtheile und mit höchſt ſpezieller Motivirung 
von einer beſonderen Commiſſion das Provinzialrecht Th. J. in 4Abth. 
und Th. U— VI, Greifswald 1836. 1837. ausgearbeitet *). Andere 
Hilfsmittel und Literatur bieten v. Kamptz a. a. O., die Anm. 1 cit. 
Schrift von Biederftedt. Stralfund 1816. 1817. 2 Theile. J. 9. 
Sonnenihmidt, Samınlung für Neuvorpommern und Rügen, 
1802 — 1817 ergangenen Geſetze u. ſ. w. Stralſ. 1844, 2 Bde. Be 
ahtung verdienen auch die für Stralfund ergangenen Schul» D. von 
1560 und 1643, in Bormbaum’s ev. Schuld. I. Anhang Nr. T; 
I, Rr. 17. 

Die Berhältniffe der Neformirten beruhen auf den für diefe allge: 
mein geltenden Beftimmungen *). 


b) Cauenburg und Bütom*), 


Die Herrichaften Lauenburg und Bütow befanden fi, als der 
deutibe Orden im Frieden zu Thorn 1466 fie Polen abtrat, in den 
Händen des Herzogs Erih II. von Pommern, von weldem der Beſitz 
auf feine Nachfolger überging. Befeftigt wurde derfelbe durch Die 
polniihe Belehnung der pommerfchen Herzoge am 3. Mai 1526 *), 
durch welche Die Didcefanrechte des Biſchofs von Leslau beftätigt 
wurden. Diefe bezogen fi aber nur auf Lauenburg, während Bütow 
unter dem Bilchofe von Camin ftand *), Die Reformation und die 
Einführung der pommerſchen K.:D. und Agende (fiehe vorhin) befei: 
tigten vollftändiq die römiſch-kath. Kirche ”). Nach dem Tode Bogis- 
law's XIV. 1637 erfolgte aber deren Reftitution *°) unter faft gänz: 
liher Verdrängung der Evangelifhen. Beide von Polen als heimges 
tallene Leben a Gebiete wurden durch den Vertrag zu Brom- 
berg vom 6. Novbr. 1657 an Brandenburg verliehen, welches der 
evang. Kirche neuen Eingang verichaffte °). Mit dem Jahre 1773 nahm 


21) Das Kirchen- und Schulrecht F. 2095—335, die Motive S. 109— 121. 


22) Das Ebherecht in Theil 1. Abth. II, Kirchen- und Schulrecht Abth. TIL, Die 
Motive zu jenem Th. II, S. 1 folg., zu dieſem Tb. IV. 


23) Vergl. * 8, Anm. 28 f, und meine Nachweiſungen in Dove's 3.f. K.⸗R. 
IN, 310. 335. 347 


24) Dergl. v Sony a. a. O. S. 129 folge. R. Cramer, Gefch. d. Lande 
Lauenburg und Bütom. Kninöbern 18 1538, 2 Theile. 

235) Cramer a. a. O. Il. Urk. 71. S. 86 folg. 

26) Gramer a. a. O. I, 174, 17. 


—— Thym, die erſte evang. Kirche Neuendorffs Coelin 1850). ©. 54 fola. 
folg 
28) Thom a a. O. 
rehres a. a. O. 
29) Gramer a.a. 
m Dove 3. f. K . 


S.56. 127 folg.. Cramer a. a. D. I, 273 folg. Las— 


eh ‚ 318 folg. Wegen der Reformirten meine Darftellung 
‚303. 
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die Lehnöherrlichfeit Polens ein Ende; die Landichaft, bis dahin unter 
einem eigenen Unterconfiftorium in Lauenburg ®), wurde nun in firds 
licher Beziehung Weftpreußen zugeichlagen, 1803 jedoch wieder mit 
Hinterpommern vereinigt *). Die dort geltende firchliche Geſetzgebung 
ift im Ganzen’ auch für diefe Diftricte anwendbar, 


$. 14. 
Die Provinz Schlefien. 
a) Schhlefien *). 


Bis 1183 mar Schlefien mit Polen verbunden; fjeitdem er: 
bielt c8 eigene Landesherren aus dem alten Königsftamme der 
Biaften. Bon zwei Söhnen Wladislaw’s II. (F 1159) bildeten fid 
die Linien in Ober» und Unterfchlefien, aus weldyen durch fortgefeßte 
Theilungen bis gegen die Mitte des 14. Jahrh. achtzehn fürftliche Ges 
biete hervorgegangen waren. Die Gefahr, aufs neue der polniihen 
Herrichaft zu verfallen, drängte die einzelnen ohmmächtigen Fürften, 
fich der böhmischen Lehnhoheit zu untergeben. Den Anfang ‚machte 
Gafimir II, von Beuthen und Kofel 1282 mit König Wenzel IV. Der 
legte schlefiiche Fürft, Der dies Garl IV. gegenüber that, war 1353 
Herzog Bolfo von Schweidnig und Jauer. Nachdem 1355 auch Bi. 
ſchof Precislaus von Breslau dem Könige gehuldigt, konnte ganz 
Schleftien Böhmen incorporirt werden '). Das Verhältniß der einzel» 
nen ſchleſiſchen Herrſchaften geftaltete fih nun verſchieden, indem nad 
und nach ein Theil Derjelben in das Eigenthum des Königs überging 
(fogen. Erbfürftenthbümer), andere nur der böhmiſchen Lehnherr— 
lichfeit unterlagen (unmittelbare Fürftenthümer, freie Stan: 
desherrſchaften) und fih im Befige der NRegierungsrechte be; 
fanden ?). 

Diefer Unterfchied Eonnte nicht ohne wefentlichen Einfluß auf die 
religiöfen Verhältniffe Schlefiens bleiben, obſchon aud die Stimmung 
des Volkes dabei jehr ins Gewicht fallen mußte. Die Grundfäge der 
Huffiten waren in Schlefien weit verbreitet, und da Das religiöfe und 
firhliche Leben im Lande an vielen und ſchweren Gebrechen litt, fand 
die von Luther angebahnte Reformation ’) fchnell großen Beifall. Die 


30) Thym a. a. O. 9.50. 

31) v. Kamptz a. a. O. S. 131, Nr. 14. Thom a. a. O. S. 61. 

*) Lit. bei v. Kamp, die Provinzialrechte, Ih. I, S. 486 folg. 

1) Laspeyres a. a. O. 5,289. Anm.25. Du Mont, corps univ. et diplom. 
T.1. P. II. Fol. 302. — Ueber die Verbältniffe Schlefiend im Ganzen bis 1355 
ſ. m. & NM. Stenzel, Gefch. Schlefiens, Ih. I. Breslau 1853 (mebr ift nicht er 
ichienen). 

2) Dergl. Laspeyres a. a. O. ©. 282, 283, 

3) Mit den Schriften von Rofenberg (Breslau 1767), Henſel (Xeipgig und 
Liegnig 1768), Ehrhard (eiegnib 1783), Fuchs (Reform.-Geſchichte von eiſſe, 
Breblau 1775, Materialien, Breslau 1773) u. a. m. verb. v. Kampb a. a. O. 
5.665. Laspeyres a. a. O. S. 301 folg. H. Wuttke, Friedrichs d. Gr. Be⸗ 
figergreifung von Schleſien, B. I. (Keipzig 1842.) S. 103 folg. Schneider, über 
den gaefchichtl. Verlauf der Reformation in Liegnitz u. |. w., in dem Jahresbericht über 
die fönigl, Nealichufe zu Berlin. 1860 und 1862. 40. 
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königliche Autorität, welche unter Matthias von Ungarn (1471—1490) 
fih fehr erweitert hatte, war während der Regierung Wladislam’s 
und feines Sohnes Ludwig's (bi8 1526) bedeutend gefchmälert worden. 
Wladislaw Hatte durch ein Privilegiun von 1498 die Nechte der 
Fürften und Stände erböbt und 1504 durch Beftätigung Des vom 
Kanzler Colowrat vermittelten (jog. Colowratſchen) Vergleichs, nad) 
welchem der Indigenat zur Erlangung geiftlicher Stellen in Schlefien 
erforderlich fein ſollte, den Einfluß der Krone geſchwächt. Daher 
fonnte der 1526 zur Regierung gelangte Erzherzog Ferdinand Die bes 
reits mehrfach eingeführte Neformation nicht unterdrüden. Unmittel— 
bar nad feiner Huldiqgung verordnete er am 16. Mai 1526: „UÜt... 
religio tola in slatum pristinum restitualur — et apostalae et personae 
ecclesiasticae uxoratae proseribantur “ und erließ darauf noch ein Mans 
dat; gegen die Lutheraner, vornehmlid gegen den Herzog Friedrich won 
Liegnitz — jedoch erfolglos. Am Schluſſe der Regierung diejes Königs 
ihrieb Martmiltan I. dem Biſchof von Breslau am 11. Dctbr. 1564: 
„Beil dann ſchier mehrertheil und fait die ganze Schlefien der augs— 
purgiihen Gonfeffion verwandt und anhängig“). Obwohl vielfach 
gehemmt und zum Theil wieder bejeitigt, befaß die evangeliſche Kirche 
damals ſowohl in den Erbfürftentbümern, als in den anderen Gebieten 
ein Neligionserereittum und bie und da aud eine wohl geordnete 
Derfaffung. So in Liegnig, Brieg und Wohlau?), in dem mit 
Brandenburg verbundenen Grofien, Jägerndorf, Beutben‘), 
Leobſchütz ), Oppeln und Ratibor’), Militfh ’), in Mün— 
Rerberg und Dels'), wie in Glag"), Sagan), Teſchen 
md TZroppaun”)m.am Mie in der Hauptitadt des ganzen Lan: 
des, in Breslau, jchon feit 1523 der evangeliihe Cultus feft be: 
gründet war 1°), fonnte die allmählige Einführung deflelben bis nad 
der Mitte des 16. Jahrhunderts faft nirgend ganz gehindert werden. 
Um die völlige Verdrängung der römiihen Kirche zu verhüten, be: 
Hätigte König Ferdinand 1542 den Status quo derielben. So wenig 
es ihm angenehm war, fand er fich doc) veranlaßt, den Religions: 


4) Stengel, Gef. d. preuß. Staats. 1. 353. Anm. 1. 

5) Herzogs Ariedrich: Grund u. Urſach. ...... wegen der Predigt des heil. Evang. 
1527 (bei Rich ter, K.⸗O. Nr. XIX), Verordn., die Sacramente betr., 1534 (a.a. O. 
Rr. XLVIII), K.⸗O. 1542 (Nr. LXXIII), ſ. aub Schneider a. a. D. 1860. 
©. 23 und 32. 

5) K.⸗O. des. Markarafen Georg 1533 (Richter a. a. O. Ar. XL). 
Laspeyres a. a. O. ©. 303. 305. 307. Schneider a.a.Dd. 1860. 9.2 

7) Die unter dem Bifhof von Ollmütz ftebende Stadt wurde 1541 evangeliich 
Lasvreyres Z. 305.). 

8) 1532. Laspeyres a. a. O. S. 306. Vergl. S. 300. Anm. 35. 

M 1525. Laspeyres a. a. O. S. 303. 

10) 1538. Laspehyres a. a. O. S. 307. Vergl. S. 304. 

1) Unter Prag. Vergl. Laspeyres, S. 310, verb. S. 276. 

12) In dieſem Sachſen gehörigen Fürſtenthume drang die Reformation 1539 
durch. Vergl. Laspeyres, S. 303. Anm. 9. 307. 308. 

13) d. nl. O. S. 307. 309. 

13a) Im 3. 1528 erließ der Rath eine beſondere Schul: u. K.⸗O. (herausgeg. 
m Schönborn. Breslau 1860, 4.). 


Vergl. 
1. 
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frieden von 1555, Ddeffen Anwendung auf Schlefien nicht anerkannt 
wurde, den fchlefiihen Fürften zu Gute kommen zu laffen. Um fo 
mehr fonnte fih während der Regierung Marimiltans II. (—1576) 
und zum Theil Rudolfs II. das evwangelifhe Kirchenwejen befeftigen. 
In dieſe Zeit fällt die Regelung der evangeliihen Verhältniffe in 
Trachenberg (1577), Teſchen (1584), Pleß (1592) *) u.a. m.*), 
insbefondere die damit zufammenhängende Förderung des Schulwefens, 
wie aus den zum Theil trefflihen Schulordnungen erhellt "*); aber 
es beginnt auch bereits die Gegenreformation zunächft in den Ge- 
bieten fatholifher Herren, wie in Troppau 1560, Großglogau 1579, 
polnifh Wartenberg 1593 u. a.“), fodann nad der Einführung der 
Sefuiten (1562. 1581.) von Seiten der Bilchöfe von Breslau ”). Diele, 
wie der von Ollmütz bemächtigten fich jeit dem Anfange des 17. Jahr 
hunterts, von Rudolf unterftüßt, bereits gewaltfam der evangeliichen 
Kirchen. Da fchloffen die Evangelifhen Böhmens und Schlefiens am 
25. Juni 1609 zu Prag eine Union zur Gicderftellung der Religion 
und erwirkten den Majeftätsbrief vom 20. Auguft d. J. über das 
freie Grercitium Religionis Augsburg. Confeffion im Lande Schlefien “). 
Der inzwifchen zum Biſchof von Breslau ernannte Bruder des Kaifers, 
Garl, proteftirte jogleih gegen diefen Erlaß und handelte ihm ent— 
fhieden zuwider, obne von Rudolf felbit oder Matthias und Ferdi— 
nand II., welche den Majeftätsbrief beftätigten, daran gehindert zu 
werden. Biel jehlimmer wurde die Lage der Evangelifhen nad Be— 
fiegung Friedrich’8 von der Pfalz, welhem die Stände zu Breslau am 
23. Februar 1620 aehuldigt hatten. Zwar verbieß der Kurfürft Jo— 
bann Georg von Sachſen in dem mit den jchlefifchen Fürften und 
Ständen am 18. Februar 1621 zu Dresden vereinbarten Accord '?) 
eine erneute Beftätigung des Majeftätöbriefes und Abftellung der Be- 
ihwerden herbeizuführen, und der Kaifer verficherte auf Grund Des 
von ihm genehmigten Accord den fchlefiihen Deputirten feine gnädige 
Gefinnung *); indeffen Half dies wenig und die Gegenreformation 
wurde mit immer größerem Eifer fortgefegt *). Die in dem Accord 
gemachten Verheigungen wurden nicht gehalten und in dem vom Kaifer 
und Sadfen am 30. Mai 1635 zu Prag gefchloffenen Frieden nicht 
mehr wiederholt. Auf Grund einer, ohne Zuziehung der Schlefier, 


14) KirchensInftruction für Tefhen, R.:D. für Pleß. a. a. D. S, 311. Ann. 
40, 41. 


15) Gmeuerung der u: K.⸗O. 1579, 1594 (v. Kampp a. a. O. ©. 542, 
Nr. 9. 14. NRihtera.a. D. Nr. CLXIV), 1613 Ordnung des Confiftoriums in 
Liegnig (v. Kamptz, S. 543. Nr. 18.). 

15a) M. |. 3.8. die für Goldberg 1546 und 1563, Breslau 1570, Brieg 
1581 u.a. bei Bormbaum ev. Schuld. I. n. 11. 18. 22. 

16) Wuttke a.a.D. I. 216. 247 folg. 

17) Buttfe a. a. O. 5.210. 245. Laspehres a. a. O. S. 31: 

d 


„ 


18) Beide Urkunden gedrudt bei Kuzmäny, Urkundenbuch zum öfterreich. evang. 
Kirchenrecht. (Wien 1856.) 5.56 folg. Vergl. Laspleyres a.a. O. S. 315. 

19) Kuzmänd a.a.d. S. 64. Laspeyres, S. 3%. 

20) Stengel, preuß. Gefchichte 1, 419. 


21) Stenzel u.a. O. 5.4683 folg. Wuttke a. a.O. Th. Il, ©. 14 folg. 
Laspeyres, S. 321 folg. 


2. Provinzialrechte. $. 14. Schlefien. 45 


zu Pirna im November 1634 entworfenen, fogen. Friedensnotul wurde 
nur den Herzogthümern Liegnig, Brieg, Münfterberg» Deld und der 
Stadt Breslau freie Religionsübung nach der Augsb. Confeſſion zuge: 
ftanden, allen übrigen Evangelifhen aber das Recht der Auswanderung 
gelaffen ). Der weftfälifche Friede beftätigte dies mit dem Zufaße, 
dag in den Erbfürftenthümern die Grafen, Barone und Adligen nebft 
ihren Untertbanen wegen des Befenntniffes der Augsburgiſchen Gons 
feffion zur Veräußerung ihrer Güter oder Auswanderung nicht genöthigt, 
auch nicht gehindert werden follten, den Gottesdienft an benachbarten 
Orten außer Landes zu beſuchen, jo mie im Falle der ihnen freiges 
ftellten Auswanderung, wenn fie ihre Güter nicht veräußern wollten 
oter konnten, zur Beforgung ihrer Angelegenheiten ungehemmt ins 
Land zu fommen; desgleichen follten fie auf eigene Koften bei Schweid— 
nig, Sauer und Glogau drei Kirchen erbauen dürfen. Wegen Be: 
willigung größerer Freiheiten wurde Schweden und den evangelifchen 
Ständen für die Zukunft das Recht freumdfchaftlicher Interceſſion zu: 
geftanden *). 

Kaum war die nod) befonders mit vielem Gelde erfaufte Con— 
ceſſion zum Bau der 3 Friedenskirchen erlangt, da erging am 19. Dechr. 
1652 ein Edict des Kaifers, dag den Evangelifhen- in allen unmittel- 
baren Fürftenthümern die Kirchen genommen und ihre Geiftlihen aus 
dem Lande vertrieben werden follten *). Alle Berfuche, die Revocation 
zu ewirfen,, blieben fruchtlos. Durch eine fogen, Reductionscommif: 
fion ®) wurden 1653 und 1654 ſämmtliche Kirchen eingezogen in den 
Zürftentbümern Breslau (129), Schweidniß (165), Jauer (134), Glogau 
(195), Sagan (45), Münfterberg (36), in den Herrſchaften Pleß (35), 
Beutben (9), polniſch Wartenberg (24), Trachenberg (11), Militſch 
(8)*) u. aum. Hierauf folgte die Erſchwerung, ja das Verbot des 
Beſuchs auswärtiger Kirchen, nicht minder des häuslichen Gottesdienftes, 
endlich felbft der Direkte Zwang zur Gonverfion. Die Wirkfamfeit der 
drei Friedensfirchen wurde gehemmt ?)., Im Herzogthum Dels bes 
hauptete ſich dagegen der Cultus im Ganzen ungehindert *), ebenjo 
in der Stadt Breslau ”) und bis 1675 in Liegniß, Brieg und Woh— 





22) Der Schleiien betreffende, öfter gedruckte (kaspeyres S. 323. Anm. 21.) 
Rebenreceg findet fich auch bei Worb, die Rechte der evang. Gemeinden in Schlefien. 
(Sorau 1825.) Beil. VIII. S. 315 folg. 

23) Instr,. Pac. Osnabr. art. V. 9.38 — 41; vergl. Pütter, Geift des weftfäl. 
Ariedend. (Göttingen 1705.) S. 318 folg. 

24) Worbs a. a. O. ©. 16. 

25) Die Details bei Worbs a. a. O., Wuttke a. a. O. II, 173 folg. u.a. Die 
ahlen find nach dieſen und Klofe (Artikel Schleſien in Herzog's prot. Enchklopädie 
8.13.) angegeben. Damit verb. man beſonders Anders Statiftif der evang. Kirche 
in Schlefien. Glogau 1848. Defjelben hiſtoriſche Diöcefantabellen oder geſchichtl. 
darſtellung der äußeren gr d. evang. Kirche in Schlefien. Glogau 1855 und 
biſtoriſcher Atlas. Daf. 1856. (3. Auflage.) 

26) Die K. ⸗O. von Militih von 1596 wurde 1654 abgefchafft. (v. Kampk 
10. = ig: Nr. 2.) i 

j ür Jauer war bereits 1655 eine eigene K.-O. ausgearbeitet (bei Fifcher 
Geſch. u. Befchreibung von Jauer. Beil. 10. En 472 folg.). en 

28) Hier erging 1593 eine 8.=D., welche 1664 u. 1668 aufs Neue publieirt, 
wurde. (v. Kampb a.a.D. S. 591. Nr.13. Bergl. Laspeyres 9.332. Anm. 2.) 

29) Kaiferf. Refolution vom 2. April 1670. (v. Kampg ©. 532. Nr.40. Las— 
peyres S. 333. Anm. 4.) 
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Die geſetzlichen Borfchriften überhaupt finden fih für die Zeit 
vor der preußifchen Befignahme in einer Sammlung, welche zu Breslau 
bei Brachvogel 1713— 34 in 6 Theilen mit 3 Regiſtern erſchien und 
1734 und 1736 zwei Theile Ergänzungen von Arnold erhielt. Die 
unter preuß. Regterung eigangenen Gefege find in der bei Kom in 
Breslau gedrudten Sammlung enthalten 1752 — 1806. 33 Bünde. 4. 
Eine Sammlung alter und neuer Gefege gab Suarcz Heraus. Bres- 
lau 1771—-1773. 28. 4. ®) 


Aus Diefen, jo wie den in der allgemeinen Edictenfammlung 
u. f. w., den Berichten der Behörden über Die beftehenden Obfervanzen 
n. a. find die Bearbeitungen des Provinzialrehts für Schleften ”) zu: 
fammengeftellt. Indeſſen „giebt e8 in Schlefien nur fehr wenige pro= 
vinzielle allgemeine kirchenrechtliche Rechtsuormen, die fi als ſolche 
wirklich nachweiſen laſſen“ *); daher beziehen fich dieſelben nur auf die 
Wirkungen des aufgehobenen Parochialnexus der verihiedenen Con— 
feffionen, den Patronat, den Kirchenbau, Zehnten, die Verwaltung des 
Kirchenguts u. dergl.”) Die fpätere kirchl. Verwaltung hat verſchie— 
dene allgemeinere und bejondere Verordnungen veranlaßt, welde zus 
gleich auf die Oberlaufig mit ausgedehnt wurden ® =), 

Eine bejondere wiffenjchaftlihe Darftellung des ſchleſiſchen Kirchen— 
und Schulrechts exiftirt nicht, doch findet ſich eine qute Ueberficht des 
Materiald in dem: Privatentwurf eines .... ſyſtemat. NRepertorii der 
preuß.sjchlefiihen Berfaffung von Bater (Breslau und Freyberg 1798. 
2 Bde [Bd. 2 in 2 Abtheilungen.] ), bei. Bd. 11. Abth. 11. ©. 663 fol. 
Auch bat oh. Ehriftph. Merdelin dem GCommentar zum allgemeinen 
Landrecht (zweite Ausg. Breslau 1812) vorzugsweile das jchlefifche 
Recht beriicichtigt. Die Schrift von H. Simon: Das Kirchenrecht 
und die Kirchenverfaffung von Schlefien, Breslau 1847 und: Das 
Schulrecht und die Unterrichtsverfaffung von Schlefien, Breslau 1848, 
welche das fünfte und ſechſte Heft des: Provinzialgefegbudhes der 
ichlef. Berfaffung und Verwaltung bilden, befteht im MWefentlihen in 
(jedoch nicht vollftändigen) Zuſätzen zum Landrecht Th. I. Zit. 11 
u. 12. Die neueren Verordnungen bietet das: Kirchliche Amts— 
blatt für den Gefchäftsbereid, des Königlichen Gonfiftoriums für Die 
Provinz Schlefien, welches feit 1854 ericheint und im Bureau Des 
fönigl. Eonfift. zu Breslau redigirt wird. 


36) Bergl. v. Hymmen, Beiträge zur juriſt. Lit. Samml. V. S. 327 folg. 
v. Kamptz a. a. O. 1. 480 — 491. 

37) Meine Schrift: Der preuß. Staat. S. 37. 39. 40. 

38) U. Wengel: Das jept beſtehende Provinzialrecht des Herzogth. Schleften 
und der Grafſchaft Glatz. (Breslau 1839.) 5. 192. 

39) Vergl. den auf die im 3. 1781 von Pachaly (d. fchlef. Provinziafreiht, 
Breslau 1831) und Stylo (das Provinzialreht von Niederſchleſien ..... nebft einer 
Ueberficht des oberfchlefifchen von Weftarp. Breslau 1830) u.a. m. bearbeiteten 
Entwürfe geftüßte Darftellung von A. Wentzel (vorige Anm.). $$. 61— 75. 231. 
281 — 288, 200. 291. nebſt den Motiven S. 192— 206. 373. 409 folg.; jo wie den 
revidirten Gntwurf (Berlin 1841) $$. 112— 148. 287. 288. 206. nebft den Mo⸗ 
tiven 9. 114 folg. ©. 197 folg. 208. 

39a) So die Spnodalsd. 1857, die KR.» u. SchulsBifitat.D. 1859 (K. N.:B. 
1857. Nr. 12. 1859. Beilage zu Nr. 8. Altenft. des D.:K..R. 10, 300. 303 f.) u. a. 
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‚b) Die Oberlaufig *). 


Die feit dem 13. Jahrhundert mit Brandenburg verbundene Mark 
Budiffin und Görlig hatte fih nad dem unbeerbten Tode des Mark: 
grafen Waldemar 1319 den König Johann v. Böhmen zu ihrem Herrn 
ermäblt, war von Earl IV. 1355 Böhmen vollftändig einverleibt und 
bis zum 17. Jahrh. in Ddiefer Gemeinfchaft geblieben. Die vielfad 
privilegirten Grundberren und Städte entfchieden fid) bereits feit 1521 
für die Reformation und machten jo jehnelle Fortichritte, daß Köni 
zerdinand 1538 dem Rath von Bautzen den Iutherifchen Cultus frei 
gab und 1543 den Gvangelifchen in der Stiftskirche St. Petri zu 
Baugen, deren Decan als meißnifcher Archidiafonus die geiftliche Ge- 
rihtsbarfeit verwaltete, ein Simultaneum eingeräumt werden mußte ®). 
Die Jurisdiction des Decand über die Evangelifhen wurde num auf 
die dem Gapitel als Grundheren und Patron Untergebenen bejchräntt, 
für die übrigen aber den beiden Nemtern, den „drei vorhergehenden 
Sechsſtädten“ Baugen, Görliß, Zittau, den Standeösherren und Ba: 
tronen zugeflanden. Mit dem die Religionsfreiheit fihernden Maje- 
fätöhriefe von 1609 und den Affecnrationen von 1611, 1620 u.a. *) 
kam die Marfarafichaft durch den Frieden zu Prag (30. Mai 1635) 
an Sahfen und blieb im Ganzen in der bisherigen Berfaffung bis 
1815. Mit Ausnahme der Standesherrihaft Muskau, welche ein 
eigenes Conſiſtorium hatte *), verwalteten die Consistorialia die früher 
Berebtigten im höherer Inftanz, zugleid für Muskau, das Oberamt 
in Baugen, unter der höchſten Leitung des geheimen Gonftlii *). Für 
den Gultus diente die fächfifche Agende *). Für das zum Theil inhoher 


*)v. Kampp a. a. O. Ill, 609 folg. 622 folg. 

40) J. G. Müller, Verfuc einer oberfaufig. Reformationsgeſch. (Görfig 1801) 
<. 103 folg. 275 folg. Verb. Ginzel, urf. Bericht über die Säcularifirung des 
Bisthums Heisen unter dem Biſchof Joh. v. Haugwitz und die Erbaltung des Cole: 
fe ifts v. Sct. Peter zu Budiffin, in der Tübinger theolog. Quartaffchrift 1856. 

3. 8.485 f. ©. 509 L 

41) v. Kamptz a.a.d. ©. 628. Nr. 19. 20. 24. ©. 683. 684. Provinzial⸗ 
tet d. preuß. Oberlaufiß. (Bresfau 1837.) ©. I. IM. 

42) Hier war vom Burggrafen Carl Ehriftian v. Dobna 1652 eine Kirchene und 
Eheordnung publicirt (vergl. Laspeyres a. a. O. S. 621. Anm. 12.), welche Graf 
— v. Callenberg unterm 24. Juni 1762 erneuerte. (v. Kamptz, S. 657. 

. A. Nr. 3.) 

43) Vergl. Weber, ſyſtemat. Darſtellung des im Königreich Sachſen geltenden 

Kirhenrechtd. Bd. I. Abth. 1. (ed I. Leipzig 1818.) S. 287. 238. Abth. II. (Leipzig 
1810.) ©. 451. 452. Verb. Provinziafrecht cit. 5.174 folg. (Nefeript v. 30. Dechr. 
1785.) Das Domftift zu Baußen verfuchte noch gegen Ende des vorig. Jahrh. ein 
jus eonsistorii über die Evangelifchen auszuüben, wurde aber durch das kurfürſtl. Ca— 
Dinetörefeript vom 11. März 1782 zurüdgewiejen. Die Unbaltbarkeit eines folchen 
Rehts ift im 3. 1790 gründlich von Pütter dargetban in den Grörterungen und 
Reilpielen des deutſchen Staats- und Zürftenrechts Bd. II. (Göttingen 1794.) ©. 442 
telg., inöbefondere ©. 513 folg. 
.. 4) Diefelbe nebft dem Katechismus war für die Wenden 1696 ins Wendifche 
überfegt und 1710 aud ein gleichförr iges wendifches Geſangbuch eingeführt (f. den 
ecterhin eit. Verjuch eines oberlauf. Kirchenrehts S.109. v. Kampb a. a. O. 
2.084. Rr. 14.). 

Iacobfon, evang. Kirchenrecht. 4 
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Blüthe ftehende Schulweſen ergingen eigene Ordnungen ®). Im Wiener 
Frieden vom 18. Mat 1815 wurde die Oberlaufiß zwifchen Sachen 
und Preußen getbeilt. Preußen erhielt den ganzen Görliger und den 
größten Theil des Budilfiner Kreifes *) und überwies fie der Provinz 
Schlefien 7). Rüdffihtlih der Firchlichen Verhältniffe und des damit 
zufammenhängenden Schulunterrichts wurden die nöthigen Zufiherungen 
gegeben *), der bisherige Organismus aber geändert, indem die ‘Pro- 
vinztalregierung und die Superintendenten beftellt und die dadurch 
gebotenen Aenderungen herbeigeführt wurden 9). An die Stelle der 
gemeinen ſächſiſchen Landesgefege trat das A. 2.-R., mährend Die 
Ubrigen partifularen Beſtimmungen in Geltung blieben ). 

Die Materialien für die Nechtsverhältniffe der Oberlaufiß finden 
fih vornehmlich in der: Golleftion der den Statum dee Markgrafenth. 
O.“L. in Juſtiz- u. ſ. mw. betreffenden Sachen ergangenen Gefeße u. ſ. w. 
Budiffin 1770— 1799. 4 Bde. 4. Dazu ein Nachtrag 1824 als 
Bd. 5u.6. Ein Auszug daraus ift: Provinzialreht der preuß. Ober- 
laufiß. In genauen Abdrüden aller im Golleftionswerfe enthaltenen, 
noch gültigen Verordnungen, nad) der Materienfolge des Landrechts. 
Breslau 1837. Darauf ftüßt fih aud der „Entwurf des oberlauf. 
Provinzialrechts nebft Motiven (von v. Wangenheim) in v. Kampp' 
Jahrbüchern. Heft 126 u. 127, aus welchem beſonders die Beſtim— 
mungen über Verwaltung der Kirchengüter bier in Betracht fommen ). 
Die fpäteren preuß. Verordnungen find theild in den allgemeinen 
Sammlungen, theils in dem kirchl. Amtsblatt für Schlefien enthalten. 

Wie die Gefhichte der Oberlaufiß überhaupt, ſo find auch einzelne 
Gegenftände des Kircyenrechts dieſes Gebiets monographifch behandelt 
worden. M. f. darüber die Nachweilungen bei v. Kamptz a. a O. 
©. 621 — 623. 685 — 688. Insbefondere ift aber hervorzuheben: 
(C. ©. Schuſter) Verſuch eines oberlauf. Kirchenrecht für Predigt: 
amtscandidaten und angehende Landgeiftlihe. Frankfurt und Leipzig 
1796. 


45) M. f. 3.2. die D. des Gymnaſiums zu Görlik v. 1609 bei Bormbaum, ev. 
Schul:d. 11. Nr. 3. 

46) Jetzt Kreis Görlig, Lauban, ein Theil des Kreifes Rothenburg und Hohers⸗ 
werda. 

47) Der nad der Verordnung vom 30. April 1815 mit der Provinz Branden⸗ 
burg verbundene Theil (Hoverswerda und die weftlich davon gelegenen Orte, G.⸗S 
1815. ©. 94. 95.) wurde 1825 ebenfalls Schlefien zugewiefen. (ABl. von Liegnig 
1825. ©. 18.) | 

48) S. die Erlaſſe vom 22. Mai 1815 (G.⸗S. S. 77 folg.) und die Sauptcons 
vention vom 28. Auguſt 1819. Art. 2. Nr. 8. (Provinzialreht cit. ©. 13.) 

49) ©. Augufti, Beiträge zur Geſch. und Statiftif der ev. Kirche H. 11T. (Leipzig 
1838.) ©. 802. 

50) Patent vom 15. Novbr. 1816. $. 2.3. (6.:5. ©. 233.) Demgemäß ver: 
for der Traditionsreceß vom 30. Mai 1635 feine Anwendbarkeit. (Erf. des D.:Trib. 
vom 21, Dechr. 1857. Altmann, Praxis. ©. 569.) 


51) Vergl. die $$. 130. 268 — 352 für das Kirchens und Schulredtt. 
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s. 15. 
Die Provinz Pofen. 
Bergl. Jacobſon, Geh. der Quellen des evang: Kirchenrecht der Pros 


dinzen Preußen und Poſen. Künigäberg 1839. S. 264 folg. 


Durch das Patent vom 15. Mai 1815 ') ift die Provinz Pofen 
gebildet worden: aus einem Zheile des früher zu Weſtpreußen ge 
hörigen Nepdiftrictd, aus dem früher zu Großpolen, demnächſt zur 
preußifhen Provinz Südpreußen und zuleßt zum Herzogthum Warfchau 
Kran gewejenen Woiwodichaften Pojen und Gneien, und einem 
heile der Woiwodſchaften Kalifh und Wielun. 

Die in diefen Diftricten abwechjelnd zur Anwendung gekommenen 
polniihen, preußifhen und franzöfifhen Gefeße ?) beziehen ſich auch 
auf Die firhlichen Verhältniffe, insbefondere die Feititellung des Ver: 
hältniffes der Evangelifhen zu den römiſch-Katholiſchen. Die Refor— 
mation ?) fand in Polen ſchon feit dem Jahr 1520 Eingang und ver: 
mochte, obgleich unter vielfaben Hemmungen, vorzugsweiſe bei den 
Deutſchen ünd beim polniſchen Adel ſich ſo zu befeſtigen, daß die An— 
erlennung der Regierung nicht verſagt werden konnte. Um die Mitte 
des 16. Jahrh. beſtand bereits eine geordnete Synodalverfaſſung. Im 
3. 1573 erklärten auch die auf dem Reichsſstage zu Warſchau conföde— 
ritten Stände der verfchiedenen Befenntniffe (dissidentes de religione), - 
gewiſſenhaft den Religionsfrieden gegenfeitig zu beobachten )y. Nur 
zu bald wurde aber Ddiefe Bereinigung verletzt und die Gegenrefor= 
mation möglichft betrieben. Obſchon Die Evangelifchen geſeßlich ges 
hügt waren, fehlte es doch nicht an Verlegungen aller Art und charak— 
teriftijchh erjcheint die veränderte Bedeutung des Ausdruds Diffi- 
denten. Während früher Evangeliihe wie Katholifen darunter ver- 
Handen wurden, bejchränfte man feit 1632 denfelben auf die nicht. 
römish-Katholifchen °), deren Gerechtfame man nunmehr fort und fort 
aufbob, bis im Jahre 1717 der Reichstag feitfegte, daß, da (wie man 
willfürlich auslegte) die Gonftitutionen von 1632, 1648, 1668 und 
1674 den Diffidenten den Aufbau neuer Kirchen unterfagt, die gegen 
diefe Gefege errichteten Kirchen demolirt, auch außer dem Haudgottes- 
dienfte, aber ohne Predigt und Gefang, feine veligiöfe Verſammlung 
bet ſchwerer Strafe gehalten werden follten. Es bejchränfte ſich bier: 
nad der öffentliche Gottesdienft auf die vor 1632 erbauten Kirchen 
und jelbft Diejer wurde noch von erſchwerenden Bedingungen abhängig 
— Der Reichsſchluß von 1717 ward ſtreng vollzogen und die 
age der Evangeliſchen, denen nach einer Feſtſetzung von 1733 alle 
öffentlichen Aemter entzogen werden ſollten, immer troſtloſer. Die 
Interceſſionen auswärtiger Mächte blieben erfolglos, bis die Geſandten 





1) Geſ.⸗S. S. 45 folg. 
2) Bergl. die Nachweifungen in meiner Schrift: Der preuß. Staat. S. 44. 45. 
3) S. meine Gefchichte a. a. D. Verb, Laspeyres a. a. D. S. 401 folg. 
4) Meine Geld. S. 266. 
5) a. a. OD. S. 269. 
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derjelben mit dem außerordentlihen Reichſtage von 1767 — 1768 eine 
Vereinbarung zu Stande brachten, welche am 13. (24.) Februar 1768 
ale Warſchauer Tractat publicirt wurde‘). Durch Ddiefen noch 
gegenwärtig für die Praxis wichtigen Staatsvertrag ”) wurde zwar die 
römiſch-kath. Kirche als die herrjchende anerfannt, indeffen auch den 
Diffidenten, insbefondere den Gvangelifchen, die freie Religionsübung 
wieder zugeftanden, die Anwendung der früheren gegen Keßer erlaffe: 
nen Getepe auf diejelben abgeſchafft und die feit 1717 ergangenen Be- 
Ihränfungen beſeitigt. Insbeſondere murde die Unabhängigkeit Der 
Evangeliſchen von den kath. geiftlichen DObern ausgefproden und Das 
Recht zur Herftellung der Eonftftorien, Abhaltung von Synoden jenen 
beigelegt. Im Allgemeinen wurde das Jahr 1717 als Normaljahr 
für die Erledigung der Bejchwerden angenommen, auf die Rüdgabe 
der feitdem eingezogenen evang. Kirchen aber verzichtet. 

Der vollftändigen Ausführung diefes Tractats, gegen welchen Die 
römifche Eurie proteftirte, widerfegte fih theils der Klerus, theils Der 
Adel, freilich nur kurze Zeit: denn bereits 1772 fam e8 zur erften Thei- 
fung Polens, welde die ordentliche Vollziehung des Vertrags alsbald 
zur Folge hatte. Die noch unter polnischer Herrfchaft bleibenden Evan- 
gelifchen fuchten ihre kirchlichen Verhältniffe nach einem vom Prof. 
Scheidemantel in Jena ausgearbeiteten: „Allgemeinen Kirchen— 
recht beyder evang. Gonfeffionen in Polen und Litthauen, die Kir: 
henverfaffung, gute Ordnung, Polizey und rechtliche Thätigfeit der 
Gonfiftorien betreffend‘, 1776 und in einer von den Lutheriſchen allein 
1783 beliebten Beränderung zu regeln“). Noch vor der rechten 
Durchführung traten die zweite und Dritte Theilung Polens ein 1793 
und 1795, worauf in den an Preußen gefallenen Gebieten die Orga: 
nifation in Webereinftimmung mit den übrigen Landestheilen in Anz 
griff genommen wurde. In Neu-Oſtpreußen übernahmen die Conſiſto— 
rialgeihäfte die Kriegs» und Domänenfammern, in Südpreußen Die 
Gonfiftorien zu Pofen, Kalifh und die Regierung zu Warſchau. Schon 
1807 fam es zu einer neuen Unterbrechung und erft jeit 1815 theilten 
die Evangelifhen in den nunmehr bleibend mit Preußen vereinigten 
polnischen Beſitzungen die Schidjale der evangelifchen Landeskirche °). 
Auch die Reformirten (die Unitätdgemeinden), welde unter ihren 
Senior geftellt wurden, erhielten einen feſteren Beftand '). 

Ein eigenes, felbitftändig durchgebildetes Kirchenrecht befißt die 
Provinz Pofen nicht. Es gilt Daher für diefelbe zumeift das gemeine 
preußifche Kirchenrecht im Ganzen, mit den durch fkatutarifche Beſtim— 
mungen und Objervanzen begründeten Modiftcationen. Bei der Ein- 


6) a. a. D. S. 244. 245. 273. Verb. mit Geſch. der Quellen des katholiſchen 
Kirchenrechts von Preußen und Pofen. S. 29. 30. 

7) Den Inhalt des Tractats jergliedert forgfältig Yaspepres a. a. O. ©. 427 
folg. Bergl. Altmann, Praxis. ©. 521 folg. 

8) Meine Gefchichte S. 275. 276. Vergl. Altmann a. a. O. S. 115. 116. 
341 folg. 

9) a. a. D. S. 280 und die Leberficht der Verordnungen daf. S. 387 folg. 

10) S. meine Nahweilungen in Dove’ 3. f. K.⸗R. 1, 394. 395. IIT, 314. 
347. Vergl. Neglem. vom 25. Auguft 1796. Cab.⸗O. vom 30. Dechr. 1831. 
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führung des allgem. Landrechts und der allg. Gerichtsordnung "') wurde 
beftimmt, dag die früheren befonderen Rechte und Gewohnheiten, welche 
unter der vorigen Regierung abgefchafft feien, nicht mehr zur Anwen: 
dung fommen jfollten. Da der Code Napoleon die firchlichen Feſt— 
fegungen ganz ignorirt, ergiebt fich daher die fortdauernde Geltung 
der älteren dortigen Beftimmungen *). 


$. 16. 
Die Provinz Sachfen *). 


Nah der Verordnung vom 30. April 1815 befteht die Provinz 
Sachſen aus verfchiedenen altpreußifhen, 1807 verloren gegangenen 
und 1814 reoccupirten, fo wie befonders vom Königreih Sachſen neu 
erworbenen Gebieten '), welche fich theilweife noch jegt im Beſitze man— 
her aus früherer Zeit hergebrachten kirchlichen Eigenthümlichkeit bes 
finden. Deshalb find die folgenden Herrfchaften gefondert zu betrachten. 


a) Die Altmark. 


Die evang. Kirche der Altmark ift im Zufammenhange mit den 
übrigen brandenburg. Marken entftanden und bis 1807 in demfelben 
geblieben (vergl. $. 12.). Durch die Bereinigung dieſes Landftrichs 
mit dem Königreich Weftfalen 1807 — 1814 ift das altmärf, Kirchen— 
reht im Ganzen nicht verändert worden ?), insbefondere gelten noch 
jegt die älteren Beflimmungen über das Verhältnig der Patrone. 

Ueber Die Literatur j. m. 8.12. Es gehört vorzüglich hierher 
A. W. Götze, das Provinzialreht der Altmark nach feinem Stand- 
punkte im J. 1835. Magdeburg 1836 (Zheil I. in 2 Abth. die Mo- 
tiwe, Theil I, der Entwurf ’)), fo wie der: vevidirte Entwurf nebft 
Motiven. Theil IM. Berlin 1841. 4, 


b) Das Herzogthbum Magdeburg **). 


Im Erzftift Magdeburg fand die Reformation ſchon zeitig Ein- 
gang. An der Stadt führte die Bürgerfchaft in Gemeinfhatt mit dem 
Rathe 1524 die evang. Lehre ein und ordnete unter Beirath des auf 
Luthers Vorſchlag von Wittenberg als Superintendenten berufenen 


R J Patent vom 9. Septbr. 1814, 9. Novbr. 1816 (Geſ.⸗“S. 1814. S. 89. 1816. 
. 225.). 


12) Vergt. 3.8. Altmann, Praxis, S. 113. 114. 493— 495. 523. Vergl. 
überhaupt ** $. 22. 

*) Veral. v. Kamptz, die Provinzialrechte I, 299 folg. 

l) Geſ.⸗S. ©. 9. 

2) Götze, Provinziafrecht, Tb. I. Abtb. I. S. 30. 

3) a. a. D. Th. 11. HE 414— 571. Verb. Tb. I. Abtb. 11. S. 160 folg. 

) v. Kampß, die Provinzialrechte I, 301 folg. 345. 
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Nicolaus von Amsdorf die firhlihen Verhältniſſe)y. Nachdem Erz- 
bifchof Albrecht 1536 für Magdeburg den Nürnberger friedlichen Ans 
ftand von 1532 förmlich anerfannt hatte’), verbreitete fih der Pro- 
teftantismns in der ganzen Erzdiöcefe ). Zwar gelangte unter Erz 
bifhof Sigismund 1558 der faft völlig verdrängte Katholicismus 
wieder zum Dom in Magdeburg und einigen anderen Kirchen, doch 
nur unter der aleichzeitigen Zuficherung der freien Hebung des ewang. 
Eultus, zu deſſen Befeftigung 1562 der Landesherr eine allgemeine 
Bifitation anzuordnen gendthigt wurde”). Im Ganzen blieb der Zur 
ftand der Evangelifhen ein günftiger und nad den Drangfalen des 
3ojährigen Krieges gelangte die evang. Kirche, dem ihr vortheilhaften 
Normaljahr 1624 gemäß, durch den meftfälifchen Frieden ®) faft zur 
Alleinherrſchaft. Der Friede überwies Brandenburg die Anwartichaft 
auf das Erzitift als fecularifirte8 Herzogtum, doch unter Vorbehalt 
der lebenslänglichen Adminiftration des Herzogs Auguſt von Sachſen. 
Während derjelben erging eine größere Zahl wichtiger Verordnungen 
für die evang. Kirche dieſes Gebietes’), weldhe nad) der 1680 er: 
folgten Uebernahme des Herzogthums von Seiten des Kurfürften Fried: 
rich Wilhelm von Brandenburg einer Revifion unterworfen und aufs 
neue publicirt wurden, Mit der 8.:D. geſchah dies am 13. Novbr. 
1685 '%). Darauf folgten verfchiedene andere firchliche Beltimmungen "), 
welche bei einer abermaligen Umarbeitung der K.-O. die erforderliche 
Berüdfihtigung fanden, Darnach iſt die: 

Revidirte und nah den neuen föniglichen Edikten .... einge: 
richtete und vermehrte Kirhenordnung im Herzogthum Magde: 


burg, wie auch in der Grafihaft Mansfeld Magdeburg. Hoheit d.d.. 


4) S. die Verhandlungen von 1524 in Hahn, collectio monumentorum. P. II. 
(Brunswig 1726.) p. 459 seq. Ratbmann, Geſch. d. Stadt Magdeburg. (Magdeb. 
1800 fofa.) 11, 336 folg. Funk, kirchenhiſtoriſche Mittheilungen aus d. Gefch. des 
evang. Kirchenwejens der Altftadt Magdeburg. (Magdeb. 1842.) S. 6 folg. — Orb: 
nung der gemeynen Kaften u. |. w. bei Hahn, Richter (d. K.D. Nr. VL) u.a. 


5) Funk a. a. D. ©. 13. Die diefem fog. erften Religionsfrieden vorangeben: 
den Unterbandlungen batte Albrecht jelbft mit geleitet. (Vergl. Erbardt, üeber— 
fieferungen für vaterländ. Geſch. Heft 3. [Magdeb. 1828.] S. 41 folg.) 

6) ©. die K.⸗O. für Halle 1541 (Richter a. a. D. Nr. LXX.), aufs Neue 
publicirt 1660. (6. Kampp a.a.D. ©. 321. Nr. 18.) Die Schuld. für Magdeb. 
v. 1553 bei Bormbaum, ev. Schul-Dd. I. Anbang Nr. 3; vergl. noch überhaupt 
Erbard a. a. O. ©. 51 folg. 

7) ©. die Artikel aus v. Dreyhaupt ... Befchreibung des Saalfreifes (Halle 
1755 fola.) I, 290 folg., bei Richter Nr. CXVI. Zugleich erging eine interimift. 
K.-⸗O. für die Flefen und Dörfer (in Mengering, serutinium conse, catech. 
S. 1378 folg., nah v. Dreybaupt im Auszuge von Stiebrik, Th. 1. [Halle 
1772.) S. 180 Anm.) 

8) Vergl. Instr. Pac. Osn. Art. XI. $. 6—9. 


9) So die 8.:D. von 1652, Schul:D. von 1658, Ehe⸗O. 1662, Agende 1663 
u. a., fümmtlich bei Moser, corpus juris Evang. eccl. Tb. I. S. 566 folg. Vergl. 
dazu die Vorrede $.46; Bormbaum, evang. Schul-O. 1. Nr. 25; dafelbft Nr. 27. 
D. des Gymnafii zu Halle von 1661. 

10) Sie wurde gedruckt Halle 1686. 4., wiederboft bei Mylius (f. folg. Anın.). 

11) Die Geſetze für d. Serzogtb. von 1680— 1717 finden fi in Mylii, corpus 
constit. Magdeb. Magdeb. u. Halle 1714 u. 1717. 7 Bde. 4. (ine Neberficht der 
firchl. Verordnungen hieraus bei Moser a. a. D. Vorw. $. 46 a. E. 


* 
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9. Mai 1739 '?) zufammengeftellt, welche die Hauptquelle des Magde- 
burger Kirchenrechts bis jeßt geblieben und bei der Redaction des 
Provinzialrehts zum Grunde gelegt ift. Die Arbeit wurde 1806 unters 
brohen, als das Herzogthum links der Elbe an das Königreih Weſt— 
falen abgetreten wurde; da aber unter der Fremdherrichaft das Kirchen- 
reht im Allgemeinen nicht alterirt wurde, ift, dem Publifationspatent 
vom 9. Septbr. 1814, $.2 gemäß '), die Kirchenordnung von 1739 
bet der Wiederaufnahme der Godification als Ausgangspunft mit Recht 
feſtgehalten“). Das Ergebniß ift: v. Klewig, das Provinzialvecht 
des Herzogthbums Magdeburg und der Grafihaft Mansfeld altpreuß. 
Antheild. Magdeb. 1837 (Th. I. Motive, Th. I. Entwurf) und: Nevis 
dirter Entwurf. Berlin 1841 *8). 

Dazu fommen noch manche lokale Beftimmungen, vornehmlidy für 
die Stadt Magdeburg '*). 


c) Die Grafihaft Mansfeld*). 


Die Grafihaft Mansfeld wurde bis 1466 von Kaifer und Reiche, 
jeitdem mit Faiferlicher Genehmigung von Kurfachfen, Magdeburg und 
Halberftadt verliehen. Der Halberft. Theil und mehrere Stüde von 
Magdeburg fielen fpäter noh an Sacfen. Als 1780 das gräfliche 
Haus erlofch, zogen die Lehnherren ihre Theile ein. 

Die Reformation 7) wurde durch Graf Albreht VII. und deffen 
Bruder Gebhard VII’ 1525 in den ihnen gehörigen Gebieten einge: 
führt, gewann aber, zualeih auch in dem anderen, von der fogen. 
Vorderortifhen Linie bejefienen Theile *), exit feit dem Paſſauer 
Vertrage die Herrfhaft. Die von dem GSuperintendenten Erasmus 
Carcerius bearbeitete: Form und Weife einer Viſitation ... für Mans 
feld von 1554 diente zur Befeftinung. Dazu fam auch eine eigene 
Gonfiftorial»s und eine Kirhen-O.”). 

In dem von Magdeburg lehnrührigen Theile wurde, zumal feit 
1680, meiftens das Magdeburg. Recht felbft eingeführt *) und nament: 





12) Magdeb. 1740. 4. Vergl. Altmann, Praxis, ©. 133 f. ;143 f. 147. 
374. 376. 

13) Geſ.⸗S. S. 90. 

14) v. Klewig, Provinziafreht. Th. J. S. 191. 

15) v. Klewitz, Th. J. $ 252— 33°. Tb. 11. S. 191 folg. Revid. Entwurf 
$$. 176. 249— 343 nebſt den Motiven dazu. S. 120. S. 183 folg. 

.. 16) Zunf a.a.D., befonders das Statut vom 16. April 1830 (Funf, ©. 126 
tolg.), ſ. auch v. Kamp, S. 317. n. 13. 21. 25. 

) v. Kamptz, S. 314. 315. 

17) Krumbaar, die Grafichaft Mansfeld im Neformationszeitalter, Eisleben 
1855. ©. 65 folg. 107 fold. 187 folg. 

17a) Krumbaar, ©. 218 folg. 

18) Richter: K.O. Nr. CXVI. 

19) Gonfiftorial-D. 1560, wiederholt und oe 1587 (Krumbaar, S. 331 
—333.). Die Agende ift gedruckt 1562 unter dem Titel: Manuale, wiederhoft 1580 
(Richter a.a.D. Ar. CLIII.) und 1718 (Krumbaar, S. 342.). 

20) Es erbellt dies aus den gewöhnlich für beide Gebiete zufammen erlaffenen 
brandenburg. Gefegen (v. Kamp, S. 305 folg.) und insbefondere aus dem Mandat 
vom 17. Rovbr. 1711. (Mylius, cit. Th. VI. S. 186.) 
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lich gelangte die revidirte K.-D. von 1739 zur vollen Geltung (1. 
Anm. 12.). Fur den fähftihen Theil kam ebenfo das ſächſiſche Recht 
zur Anwendung. 

Mit Ausnahme der bei Sachen verbleibenden Diftrifte Artern, 
Voigtſtedt und Bornftedt fiel die ganze Grafihaft an das Königreich 
Betialen und ging 1815 zugleich mit dem ſächſiſchen Antbeil auf 
Preußen über. Das Kirchenrecht für Mansfeld ift Daber für den alt 
preußifchen Theil daffelbe wie für Magdeburg (f. vorhin b.), für den 
fächfifchen wie für das Herzogthum Sachſen ( unten 1.) *). 


d) Das Fürftentbum Halberftadt nebft Zubehör*). 


Eben jo wenig, wie in Magdeburg, konnte Erzbiichof Albrecht, 
welcher zugleich Biihof von Halberftadt mar, das Eindringen der Re: 
formation?) in dieſer Didcefe verhindern. Indeſſen war das Doms; 
capitel hier überwiegend katholiſch geblieben und hatte Albrechts Nach— 
folger durch eine Wahlcapitulation zu binden geſucht. Da dies aber 
nichts fruchtete, bob es die jeit 1479 beftandene Bereinigung mit 
Magdeburg 1566 auf, wählte den zweijährigen Enkel des ftreng — 
liſchen Herzogs Heinrich von Wolfenbüttel Heinrich Julius und be 
mühte fich jelbft den Proteftantismus zu befeitigen;, allein Heinrich 
Aulius, von feinem Bater Julius für die evangeliiche Lehre gewonnen, 
begann feit der 1576 bereits erfolgten Uebernahme der biichöflichen 
Berwaltung feinem Befenntniffe Borjchub zu thun, gab 1584 der Stadt 
Halberftadt jelbit das freie Religionserereitium und trat 1589 mit 
dem Domcapitel förmlich über. Indeſſen gewannen doch die katho— 
liſchen Mitglieder deffelben fpäterhin wieder die Oberhand und 1627 
elang fogar die Poſtulation des Biſchofs Erzherzogs Leopold Wil: 
** des Sohnes des Kaiſers Ferdinand, welcher auf Grund des 
Reſtitutionsedietes von 1629 mit einer förmlichen Gegenreformation 
vorſchritt. Durch den weſtfäliſchen Frieden fiel aber das Bisſsthum als 
ſeculariſirtes Fürſtenthum an Brandenburg *), welches die kirchlichen 
Verhältniſſe beider Confeſſionen nach dem Normaljahre 1624 regelte *). 
Außer einer 1632 zugleich für Magdeburg von Guſtav Adolf erlaſſe— 
nen Kirchenagende*) ſcheint Halberſtadt bis um die Mitte des 17. 
Sabrhunderts Feine befondere K.-O. befeffen. zu haben. Unter der 
brandenburgijchen Regierung wurden die kirchlichen Berbältniffe nun 


21) Vergl. v. Klewitz (Anm.15.) und Pinder, das Provinziafrecht der fönigl. 
preuß., vormals fünigl. ſächſ. Landestheile. Th. II. (Leipzig 1836.) S. 512 folg. 546. 

*)v. Kamptz, ©. 347 folg. 

22) Bergl. Hamelmann, opera genealogico-historica etc, (Lemgo 1711. 4.) 
pag. 877 seq. 

23) Instr. Pac. Osnabr. Art. XI. &.1. Vergl. dazu Pütiter, Geift des weftfäl. 
Friedens. ©. 167 folg. Laspeyres a. a. O. S. 98 folg. 

24) Beral. — d. d. Groningen, 2. April 1650, in Lünig, Reichs⸗ 
archiv. Pars special. Tb. Ill. Fol. 127 folg. 

25) Halle 1632. 4. (Beral. Moser, corpus juris Evang. Vorw. $. 46. 
v. Kamptz, S. 304. Nr. 6.) 
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mehr in Uebereinftimmung mit den übrigen Landestheilen geregelt *%*). 
Eigenthümlichkeiten entftanden befonder8 im Zehntrecht und anderen 
dad Kirchenqut berührenden Anftituten *). Die feit 1780 unternom- 
mene Sammlung der provinziellen Beftimmungen war noch nicht be 
endet, als die mweftfäliihe Regierung eintrat, nad deren Befeitigung 
aufd neue cine Zufammenftellung des Materials erfolgte. So erihien 
das: Provinzialreht des Fürftentbums Halberftadt und der zu dem 
jelben gehörigen Graf: und Herrfchaften Hohbenftein, NRegenftein und 
Terenburg von L.A.B.Lenpe, berausgegeben von v. Strombed. 
Leipzig 1827 und der: Revidirte Entwurf. Berlin 1836”). Durch 
den weitfälifchen Frieden erwarb Brandenburg auch Theile der Graf: 
haft Hohenſtein (Kohra und Klettenberg), NReinftein und 
Derenburg”). Die Reformation war hier 1556 eingeführt *°). 
Die Entwidlung der kirchlichen Verhältniſſe erfolgte aber feit der Mitte 
ded 17, Jahrhunderts im Zufammenbange mit Halberftadt ®). 


e) Das Fürftentbum Quedlinburg *). 


In der Stadt Quedlinburg wurde bereits feit 1521 im evange- 
fühen Sinne gepredigt, doch hinderte Herzog Georg von Sachſen, 
welchem die Schußherrihaft über das Stift zuftand, die förmliche Ein- 
führung der Reformation. Nach deffen Tode 1539 trat aber die Aeb— 
tiſin Anna von Stolberg zur evangelifchen Kirche “über und be— 
gründete die neue Ordnung mit Hilfe des von ihren Brüdern aus 
der Grafihaft Stolberg ihr gefendeten Tilemann Plattner Y. Die 
urſprüngliche K.O. erbictt ihren Abſchluß durch Beftellung eines Su: 
perintendenten 1565, und weitere Ergänzungen 1602, 1614, 1627, 
1672 und 1674). Nachdem Brandenburg am 30. San. 1698 die 
Erbvogtei und Stiftshauptmannfchaft erworben hatte, famen außer den 
fähfifhen auch die preußifchen firchlichen Gefeße zur Anwendung. 





25a) Daher Einführung der Eonfiftoriafverfaffung, Uebernabme des jus episcopale 
durh den Landesherrn u. a. (f. d. cit. Homagialreceß v. 1650. Art. 5. 9 u.a.) 

26) v. Kampk, 5. 393. 394., die im Anbange von Lentze's Provinzialrecht 
und des revid. Entwurfs abgedrudften Verordnungen. 
u Il — Lentze, $$. 82. 146. Revid. Entwurf $$. 106 — 148 u. Motive, 
S. olg. 
... 3) Instr. Pac. Osnabr. Art. X1. $$. 2. 3. Vergl. Pütter a. a. O. S. 169 
tolg. Revid. Entwurf, Motive. ©. 1. 2. 


20) Käncher, Neformationsgefh. der Grafſchaften Stolberg u. Hohnſtein, in der 


V— 


(Darmftädt.) allg. Kirchenzeitung 1835. Nr. 67. 

30) Vergl. überhaupt v. Kamptz, S. 359 folg. 366 und die Citate in Anm. 27. 

NRv. Kamvp, ©. 356 fola. 

31) Kettner: Kirhens und Reformationsgefchichte des Stifte Quedlinburg. 
(Suedlinb. 1710. 4.) S. 121 folg. S. 127 

32) 2.0.0. S. 215. 210. Darüber, dag die K.-O. fich in Vebereinftimmung 
mit der fächfifchen erhielte, wurde forgfältig gewacht, wie die Verträge Sachſens mit 

Aebtiffinnen ergeben. (M. f. 3.8. v. 1574 Nr. 3. 1685 Nr. 6 in der: Rechtl. 
Deduction, ... daß eine zeitige Abbatißin des ... Stiffts Quedl. ... ein Immediater 
Reihöftand .. A. 1606. Fol. S. 45. 50.) 
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Durch den Reichsdeputationsreceß 1803 fiel Quedlinbnrg ganz an 
Preugen und wurde nad der weftfäliichen Zwiſchenregierung 1815 
wieder erworben. Das gemeine preußifche Kirchenrecht ift demgemäß 
das hier geltende. 


f) Die Stolbergifhen Grafihaften*). 


Graf Botbo VI. führte 1524 in feinem Lande die Reformation 
ein umd bediente fih Dabei beſonders Tilemann Plattner's *). Rad) 
des Vaters Tode 1538 jegten Wolfgang und Ludwig das begonnene 
Werk fort und brachten c8 1552 mit einer allgemeinen Kirchenvifitation 
zum Abſchluſſe. Die beiden Söhne des Grafen Ehriftopb (FT 1638) 
theilten 1645 die gefammte Herrſchaft und ftifteten die beiden noch 
jeßt beftehenden &inien des ftolbergifchen Haufes. 


1) Die Grafſchaft StolbergeWernigerode. 


Heintid Ernft ( 1672) errichtete bei der Begründung der 
Grafſchaft ein eigenes Gonftftorium, durch welches in bergebrachter 
Art Die Rechte ded Regiments geübt wurden *). Brandenburg, wel 
ches ſchon feit längerer Zeit aud die Lehnsherrlichkeit über Wernige- 
rode bejaß °*), regelte Das Verhältniß zur Graffhaft durch den Receß 
vom 19. Mai 1714, welcher die gräflichen Eonftftoriafrechte beftätigte 
und im Befouderen” feftitellte. Hierauf berubte das Kirchenrecht in 
diefem Gebiete bis zum Eintritt der weſtfäliſchen Herrſchaft, welche die 
fichlihe Verwaltung dem Gonfiftorium zu Halberftadt übertrug. Nach 
der Wiedervereinigung mit Preußen wurden die älteren Rechte dem 
Grafen durch die Receffe vom 28. Septbr. 1814”) und 13. Auguft 
(17. Septbr.) 1822”) auf der Grundlage des Receſſes von 1714 = 
der bergeftellt. Die feit 1848 erfolgten Schmaͤlerungen ſind durch 
den Receß vom 8. Januar 1862 (confirmirt 25. Auguſt) wieder ab— 
geſtellt worden *). 


2) Die Grafſchaft Stolberg-Stolberg und-Roßla **). 


Die vom Grafen Johann Martin, dem jüngeren Sohne 
Chriſtophs, geſtiftete Linie Stolberg- Stolberg theilte ſich 1706 und 
1719 in die beiden Zweige Stolberg und Roßla, welche eine geſon— 


*)Y v Kamptz, ©. 365. 366. 458. 459. 


33) Zeitfuchs, Stolbergifche — und Stadthiſtorie. (Frankf. 1717. 4.) 
S. 200 fa. Perg. Läncher, cit. Anm 


34) Die Theilnabme an ber Fee * er in allen Dörfern 
verfügte y Landesordnung vom 24. April 1719, $. 40. amp, Jahrbücher, 
Heft 96. S. 354.) 


35) v. Sancizoite, Geſch. der Bildung des preuß. Staats I, 280, 281. 

36) v. Kamp, Jahrbücher, Heft 6. S. 345 folg. 

37) v. Kampg, Ann. VII. (1823.) S. 512 f. A.⸗B. Magdeb. 1823. S.140 f. 
38) A.-B. Magdeb. 1862. S. 309— 311. 


“) Bu, das Provinziafrecht der preuß., vormals ſächſ. Landestheile. 1, 408 
folg., 11, 567 folg. 
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derte firchliche Verwaltung mit eigenen Gonfiftorien einführten. Die 
ſchon zeitig begründete Subjection unter Kurſachſen, welde für Stol- 
berg durch Receſſe von 1730, 1738 und die furfürftlihe Conceſſion 
vom 16. Mai 1738, für Roßla 1731, 1740 und die Gonceffion vom 
11. Mai 1755 näher beftimmt wurde, hatte die Geltung der fächftichen 
Gelege im Allgemeinen zur Folge. Nachdem 1815 die beiden Graf 
(haften an Preußen abgetreten waren, famen die firdhlichen Verwal: 
tungdgrundfäge deffelben auch für beide Eonfiftorien zur Anwendung, 
doh wurden die hergebrachten Verordnungen und Obfervanzen auf: 
recht erhalten »). Die definitive Regelung des Verhältniſſes der 
Graffhaften pe preußiihen Regierung erfolgte durch die königliche 
Conceſſionsurkunde vom 28. März 1836, 


Sieber gehören aud: 
die Aemter Kelbra und Heringen*). 


Diefelben befanden ſich unter ſächſiſcher Oberhoheit im Beſitze der 
Grafen von Stolberg und Schwarzburg, zuleßt nur Ddiefer, doc fo, 
daß jene für ihre frühere Hälfte außer anderen Befugniffen auch die 
Unterconfiftorialrechte behielten, jo daß im Allgemeinen die firchlichen 
Verbältniffe wie in der Grafihaft Stolberg jelbft geordnet waren. 
Rachdem Schwarzburg feine Rechte durch Vertrag vom 19. Juni 1816 
Preußen überlaffen hatte *), übertrug dieſes mit gemwiffen Vorbehalten 
fein Dominium den ftolbergiichen Grafen durch Bergleih vom 10. und 
24. Deabr. 1835 und die Gonceifton vom 28. März 1836. Das 
Kirchenrecht der beiden Aemter ftimmt mit dem ftolbergifchen über- 
em *), 

Eine befondere ausführliche K.-D. fcheint für die ſtolbergiſchen 
Herrihaften niemals ergangen zu fein, dagegen fehlt e8 nicht an Ein- 
zelberordnungen *). 


8) Das Fürſtenthum Eichsfeld **), 


Nach und nach war das Erzſtift Mainz in den Befiß des Eiche» 
teldes gelangt und bis 1802 in demfelben verblieben. Als unter dem 
Grbifhofe Albrecht II. (feit 1514) ſich die Reformation in Thüringen 
zu verbreiten anfing, konnte der Uebertritt Vieler für die Dauer nicht 
verhindert werden, am menigften in den Gebieten, welche in Gemein 
ibaft mit Heffen, Sachen, Braunfchweig befeffen wurden. Erzbifchof 





39) Eine Ueberficht derfelben bei Pinder a.a. O. 1. $$. 2338. 2339. 2345 bie 
71 nebft den Motiven in Tb. II. Bei der Nedaction des revid. Entwurfs (Berlin 
1841. 4.) ift diefelbe fortgelaflen. 

N v. Kamp I, 455 folg. Pinder a.a. O. I, 425 folg.; II, 588 folg. 

40) Geſ.⸗S. S. 74. 

4) Binder a. a. O. I, $. 2438. 

2) M. f. ſolche bei Zeitfuhs a.a. D. ©. 400 folg., 461 folg. 

)v Kamp a.a.D. I, 479 folg. 

„SBBergl. Job. Wolff, volit. Gefch. des Eichäfeldes. Göttingen 1792. 1793. 
1816.) 2 Bde. Hartmann, das Provinzialrecht u.f.w. S. XI folg. Verb. mit 
Ya Rahweifungen in meiner Darftellung bei Herzog, prot. Enchelopädie VII, 710. 
3, 720. 721. 723 u. d. W. Mainz. 
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Daniel Brandel (feit 1555) erwirkte aber durd) eine allgemeine Kir- 
chenvifitation 1574, an der er perſönlich Theil nahm, die Reftitution 
des Katholicismus, welche Johann Suicard (jeit 1604) vollendete *). 
Die Hilfe, welche 1631 Guftav Adolf brachte, der jelbft ein Gonfifto- 
rium in Heiligenftadt errichtete #), war indeffen feine dauernde, da 
die Evangelifchen im Normaljahr 1624 ſich in der ungünftigften Lage 
befunden hatten und durch den weftfäliihen Frieden in dieſelbe zurück— 
verfeßt wurden. Seitdem beugen nur einzelne adlige Familien ein 
öffentliches Religionserercitium oder das fogenannte jus capellae, Die 
übrigen Evangeliſchen nur ein privates **) Dies änderte fid erft 
unter der preußifchen Regierung, welcher das Eichsfeld durch $. 3 des 
Reichsdeputationsreceſſes vom 25. Februar 1803 zugefallen, dann der 
mweftfälifhen und der feit 1815 wieder hergeftellten preußiſchen Ber: 
waltung *). 

Neben dem gemeinen preußiichen Kirchenrecht gelten im Eichsfelde 
verichiedene Gigenthümlichkeiten, vornehmlich in Bezug auf den Patro— 
nat, die Verwaltung des Kirchenqutes, welche bei der Zufammenftellung 
des Provinzialrechtes von Hartmann, Berlin 1835, und deren Re: 
vifion, Berlin 1837, Berüdfihtigung gefunden haben “). 


h) Das Fürſtenthum Erfurt*). 


In Erfurt, welches ſich zwar beharrlih um feine Befreiung von 
der Landeshoheit des Erzſtifts Mainz vergeblich bemühte *), jedoch an 
dem Kurfürften von Sachen einen mächtigen Schutzherrn befaß, gelang 
ihon 1521 bei Luthers perſönlicher Anmefenheit die Einführung der 
Reformation #*) und 1530 eine wenigftens indirefte Anerfennung der: 
felben in dem Bertrage des Erzbifchofs Albrecht mit der Stadt *), wor- 
auf auch das zum Erfurter Gebiet gehörige platte Land faft vollftän- 
dig der Fatbolifhen Kirche verloren ging. Die feit 1548 erlangten 
Bortheile des Romanismus waren nicht von Beftand und nad dem 
Religionsfrieden blich das evangeliſche Bekenntniß ungehindert, zumal 
da nad Befeitigung der erzbifhöflihen geiſtlichen Jurisdietion über 
die Evangelifhen der Rath der Stadt nebft den Geiftlichen (dem evan— 
gelifhen Minifterium) die Firchlichen Angelegenheiten felbftftändig be- 


— — — —— 


44) Herzog's Enchel. cit. ©. 721. 

45) a. a. O. S. 722. 

4a) Hartmann a. a. D. S. 384 folg. Revid. Entwurf S. 225. 246 folg. 
46) S. Laspeyres a. a. O. ©. 628. 629. 


47) Hartmann, Entwurf. $$. 272—393. Dazu Motive, S. 371 - 462. 
Nevid. Entwurf des Provinziafrechts des Fürſtenth. Eichsfeld. Berlin 1837. $$. 221 
bis 308 und dazu die Motive S. 222 — 287. Altmann, Praxis. ©. 124 f. 


*) v. Kamptz a. a. O. I, 460 folg. 


48) W. J. A. v. Tettau, Ueber das ftaatsrechtl. Verhältniß von Erfurt zum 
Erzſtift Mainz. Erfurt 1860. 


48a) H. A. Erhard, leberlieferungen zur vaterländ. Geſchichte; Heftjl. (Magdeb. 
1825.) S. 6 folg. S. 36. 


49) v. Tettau, S. 128, 129. Verb. Laspeyres a. a. O. S. 601. 
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handelte %). Den Drangfalen des 30jährigen Krieges entging das 
Grfurter Gebiet im Ganzen glüdlic genug, die in Dsnabrüd ver 
fuhten Schritte zur Erlangung der Reihsunmittelbarfeit blicben in- 
defien erfolglos *') und die Stadt wurde, nachdem fie in Folge ihres 
Ungehorfams geächtet und erobert worden, zu voller —— ge⸗ 
nöthigt, in welcher ihr außer der Amneſtie die Religionsfreiheit zuge— 
ſichert wurde. Durch die Aſſecuration des Erzbiſchofs Johann Philipp 
vom 16. Dechr. 1664 *) und den mit Sachſen abgeſchloſſenen Leip— 
jiger Hauptreceß vom 20. Decbr. 1665 °) Art. 17 wurde die frühere 
velbitftändige Kirchenverfaffung beftätigt, in welcher das Gebiet bis zur 
preußiihen Befignahme 1802 verblich, Bon 1807— 1814 gehörte 
Erfurt zu Frankreich und fiel dann an Preußen zurüd. 

Durh die Praxis bildete fich für die evangelifche Kirche ein eige— 
ned Statutarrecht, welched aber dem gemeinen preußifhen Kirchenrecht 
gewihen und nur in Bezug auf Stolgebühren und die Kirchenftühle 
anwendbar geblieben ift **). 


Die Herrihaft Blankenhain), 


für welche die Statuten von Erfurt nicht jur Geltung famen °*), jcheint 
beiondere kirchliche Obſervanzen nicht zu befißen. 


i) Zreffurt und Dorla”). 


Die Ganerbichaft Treffurt gehörte im Anfang des 16. Jahrhun— 
dertö zu je einem Drittel Mainz, Sachſen und Heflen, die Vogtei 
Dorla den beiden erfteren, während Heſſen-Rothenburg darin befondere 
Dominialrehte befaß. Den evangelifh gefinnten Ganerben gegenüber 
mar Mainz nicht im Stande, die Einführung der Reformation im 3. 
1525 zu verhindern. Die evangelifche Kirche blieb hier ſtets in voller 
Herrichaft und wurde im Ganzen nach ſächſiſchen Grundfägen ver: 
maltet. WBerfchiedene Irrungen wurden definitiv durch Bertrag vom 
30, Januar 1773 erledigt‘) und darnach das summum jus circa 
sacra und episcopale nebft der jurisdictio ecclesiastica Kurſachſen 
allein zugeftanden, mit Ausnahme in dem der fatholifchen Kirche er: 





50) Für das Minifterium beftand eine eigene Dienftinftreution 1580, neu redigirt 
er (Heinemann, die ftatutar. Rechte für Erfurt und fein Gebiet. Erfurt 1822. 
©. 45. 46.) 


51) v. Tettau, S. 132 folg. Verb. defjelben: Die Reduction von Erfurt und 
die ihr vorausgegangenen Wirren. (1647 — 1665.) Erfurt 1863. 

52) Lünig, Reichsarchiv. pars spec. Abth. I. Fol. 404. 

53) Lünig a. a. O. Spicileg. eccles. Tb. 1. ol. 165. Vergl. v. Kamp 
a. a. O. 5,461. Nr. 11; v. Tettau, Anm. 51 cit. 

54) Heinemann, ©. 59. 60. 379 folg. 

5) Meine Schrift: Der preuß. Staat. ©. 34. 

56) Heinemann, S. 202. 

57) Gothe, Rechts- und Juſtizverfaſſung der Ganerbihaft Treffurt und Vogtei 
der dem Hainich, in v. Kampk’ Jahrbüchern. Heft 106. S. 266 folg. Vergl. das 
ſelbſt Heft 43. ©. 44 folg. 


5) Gothe, S. 287. 303. Verb. Labpeyres a. a. O. ©. 627. 
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baltenen Dorfe Wendehaujen. Der Mainzifche Antheil diefes Gebiets 
fiel nad) $. 5 des Neichsdeputationsrecefjes von 1803 an Preußen, 
welches, nachdem von 1807— 1814 die ganze Herrfhaft Weftfalen an: 
gehört hatte, diefelbe vollftändig erwarb und Das gemeine preußifche 
Recht einführte, mit Befeitigung des bisher angewendeten fächfifchen 
Kirchenrechts ). | 


k) Nordhauſen und Mühlbaufen *). 


In den beiden freien Reihsftädten Nordhaufen und Mühlhaujen 
wurde durch den Rath, unter Zuftimmung der Gemeinden, ſchon 1522 
der evangelifhe Eultus eingeführt %), Während in Mühlhaufen wie 
derholentlic ein Wechfel des Befenntniffes eintrat, bis feit dem zweiten 
Drittbeil des 16. Jahrhunderts die evang. Kirche feft gegründet war, 
behauptete fich diefelbe in Nordhaufen von Anfang an in unveränderter 
Geltung *). Beide Städte befaßen unter der Direstion des Rathes 
und des Superintendenten ein felbftftindiges Kirchenwefen, welches 
feit der Verbindung mit Preußen 1802, rejp 1814, — während der 
weftfälifchen Regierung ftanden beide mit eigenem Superintendenten 
unter dem Gonfiftoriun zu Heiligenftadt — der dort geltenden Ord: 
nung weichen mußte *). 


) Das Herzogthbum Sadfen **). 


Durch den Staatsvertrag vom 18. Mai 1815 wurden vom König: 
reihe Sachfen an Preußen abgetreten *): der Wittenberger Kreis, 
ein Theil der Kreife Meigen, Leipzig, der größte Theil des Stifte 
Merjeburg, das Hochftift NaumburgsZeig, die zum Fürſtenthum Quer: 
furt gehörigen Aemter Querfurt und Heldrungen, der Thüringer Kreis, 
die gefürftete Grafſchaft Henneberg, königlich jächftihen Antheils, das 
Amt Ziegenrüd, einige voigtländifche Enclaven und die fchon oben er- 
wähnten Mansfeldifchen und Stolbergiſchen Gebiete *). In allen 
diefen, unter mannigfachen Umftänden nah und nad) an Sachſen ge 
fallenen Herrichaften hat die Reformation im 16. Jahrhundert feiten 
Beftand gewonnen ®) und die kirchliche Ordnung ſich im Ganzen in 


59) Gothe, S. 305 folg. 

*) v. Kamp a. a. O. I. 482 folg. 

60) Förſtemann, urkundl. Geſch. der Stadt Nordhauſen. Nordh. 1840. 4. 
Verb, mit Leſſer, hiſtor. Nachrichten von Nordb. — Frohnii, hist. narratio de 
ortu et progressu ministerii evang. in civit. Molhusa. Molh. 1709, Laspeyres 
a. a. O. S. 5. 

61) Laspeyres a. a. O. ©. 609. 611. 612. M. ſ. die D. des Gymnaſ. zu 
Nordhaufen von 1583 bei Bormbaum, ev. Schuld. I. Nr. 24. 

62) Einführung des A. L.-R. dur Patent vom 24. März 1803. (Nov. C. C. 
1803. n. 15.) 

*) v. Kamptz a.a. D. I. 395 folg. 
63) Geſ.⸗S. 1815. S. 53 folg. 
64) M. f. d. genauere Nachweifung in v. Kampp? Jahrb. Heft59. S. 290 folg. 


2. Provinzialrechte. $. 16. Sachien. 63 


wejentlicher Uebereinftimmung nad den Prinzipien der Eonftitorialver- 
faffung entwidelt. 

Die beiden Söhne des Kurfürften Friedrih, Ernft und Albrecht, 
tbeilten 1485 Die jächfifchen Zänder und begründeten Die nach ibnen 
genannten zwei Linien, deren Verhältniß zur Reformation ein ver: 
ihiedenes wurde. Ernſt's Sohn, Friedrih der Weiſe (1486— 
1525), trat zwar nicht förmlich über, förderte aber wenigftens indirekt 
die Bildung der neuen Kirche, während fein Bruder, Johann der 
Beftändige, und deffen Sohn Johann Friedrich diefelbe ordent- 
lih befeftigten *). Der Sohn Albreht3, Georg der Bärtige da 
gegen war der entſchiedenſte Feind der Neuerung”) und erft jein 
Nachfolger, fein Bruder Heinrih der Fromme 1539 und deffen 
Sohn Moriß 1541 mwurden die Stifter der evangeliihen Kirche im 
albertiniſchen Landestheile %). Der leßtere und fein Bruder Auguſt 
braten die Reformation in Sachſen zum Abſchluſſe“). Die drei Biss 
tbümer, welche ſich längere Zeit derfelben entgegengeftellt hatten, wur: 
den inzwifchen auch gewonnen. In Merfeburg erfolgte 1543 die 
Einführung evangelifcher Predigt und die Befeftigung durch den Fürften 
Georg von Anhalt, Domherrn zu Merfeburg, welcher mit Zuftimmung 
des Brass Auguft, Adminijtrators des Stifts, 1544 eine Kirchen: 
vifitation veranftaltete und 1545 ein Gonfiftorium beftellte %. In 
Meißen geftattete Biſchof Johann IX. von Haugwitz die evang. Lehre 
1559 und trat 1579 fürmlid über“). In Raumburg war bereits 
feit 1541 erfolgreih die Reformation begründet und feit 1564 voll: 
endet. In Merfeburg, Naumburg und im Gollegiatitift Zeig beftanden 
aber unter jächfifcher Oberhoheit die Gapitel als evangelifche fort 7). 

Das jpätere ſächſiſche Kirchenrecht entwidelte fih im Anfchluffe 
an die 8.-D. von 1580 und fand ftets in der Praxis, wie in der 
Wiſſenſchaft ausgezeichnete Pfleger. Die reichhaltige Literatur jeit 


65) M. vergl. außer Seckendorf, comm. de Lutheranismo die mit 2er 
nugung ſpäterer Monograpbieen entjtandene Darftellung in Eichhorn's deutſch. 
Rehtägeih. Bd. IV, Ranke's deutſch. Geſch, Laspeyres a. a. O. S. 507 folg. 

66) S. Inſtruction für die Viſitatoren 1527, Unterricht derſelben an die Pfarrer 
1328, Viſitationsartikel 1529 u. 1533, Wittenberger Conſiſtorialordnung 1542 bei 
Rihter, K.:D. Nr. XX. XXI. XXU. XXVIII. XLVI. LXXV. 

67) Ranke II, 40; IV, 108 folg. 


68) Viſitation 1539, K.⸗O. d. J., Pilltationsabfchied 1540, bei Nichter Nr. 
LXIII. LXIV. LXVI. Vergl. Hering, Gefch. der 1539 im Markgraftbum Meißen 
u.j.w. erfolgten Einführung der Reformation, Großenhain 1839. 

69) Kandesordnung 1555. (Codex Augusteus I, 43 folg.) General = Artikel 
en 1580 im Codex cit. 435 folg. 455 folg., (bei Richter Nr. 

. CLU. 


70) Erhard, Meberlieferungen zur vaterl. Gefch. Heft II. (Magdeb. 1827.) 
4 A - ©.23. Frauftadt, die Einführung der Reform im Hochftift Merjeburg. 
eipzig 1843, 

71) Ginzel, urkundl. Bericht über die Secularifirung des Bistbums Meißen 
inter®. Joh. v. Haugwi e ‚ ind. (Tübinger) theolog. Quartalſchrift 1856. Heft IN. 
©. 485 folg. Weitere Au forüffe wird das von Gersdorf bearbeitete Urkunden 
buch des Hochftifts Meißen bringen, defjen Bd. I, Leipzig 1864, erfchienen ift. 

72) Binder, über die evang. Doms u. Collegiat= Capitel in Sachfen. Weimar 
1820, ©. unten $. 45. 
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Benedict Carpzow (F 1666) findet fih in dem vortrefflihen Werfe 
von C. ©. v. Weber: jpftematifche Darftellung des im Königreiche 
Sachſen geltenden Kirchenrechts. Leipzig 1818 — 1829. Th. J in zwei, 
Th. II in drei Abth. (2. Ausgabe. Leipzig 1843. 2 Bde.) vollftändig 
nachgewiefen und benußt. In den zum 


Fürſtenthum Querfurt”) 


ehörigen Aemtern Duerfurt und Heldrungen, welche als frühere Be 

Handtheile von Magdeburg und reſp. Mansfeld mit diefen Herrichaften 
zugleich evangelifch geworden umd Sachſen-Weißenfels überwiefen waren, 
beftand eine felbftftändige Kirchenverwaltung mit einem eigenen Con— 
fiftorium, bis nad) dem Erlöſchen der Weißgenfelfer Linie (Herzog Yo» 
bann Adolf F 16. Mai 1746) der Rüdfall an Kurfachfen erfolgte, Das 
Gonfiftorium aufgehoben und die K.-O. von 1580 u.f. w. eingeführt 
wurde ”*), Daffelbe gefchah auch mit der 


Graffhaft Barby”), 


welche nach dem Außfterben ihrer Grafen 1659 mit Sacfen: Weißen: 
feld verbunden wurde, 
Hierher gehört auch 
Die gefürftete Graffhaft Henneberg ”), 


von welcher der jebt preuß. Antheil Henneberg-Schleufingen nah dem 
Tode des Grafen Georg Ernft 1587 an Sachſen gefallen war. Die 
K.O. von 1574, 1582 u. a.“) find durchaus nach ſächſ. Vorbilde be- 
arbeitet und die Verwaltung der: Oberaufſicht in Schleufingen: befolgte 
aud die ſächſ. Gefeßgebung. 

Die in allen Diefen früher zum Königreiche Sachſen gehörigen 
Herrichaften geltenden gemein» fähllihen Rechte, vor allen die K.=D. 
von 1580, haben, jo weit fie wirklich den Charakter des gem. Rechts 
befagen, durch die Einführung des A. L.-R's. ihre Anwendbarkeit 
verloren *). 

Die Reformirten in der Provinz Sachen, ſowohl deutfche ala 
franzöfiihe, welde unter preußiihem Scuße ein freies Religions: 
egereitium erlangten, theilten die für den ganzen Staat zu Gunften 
ihrer Glaubensgenoffen getroffenen Anordnungen und Gefeße »). 


73) v. Kampp I, 452 — 454; Pinder, das Provinziafrebt. Bd. II, ©. 
473 folg. 

74) v. Kamp 1, 453. Nr. 8. Pinder Il, 475. 

75) v. Kamp 1, 459; Pinder II, 550 folg. 

76) v. Kamptz I, 439 folg.; Pinder II, 488 folg. G. E. Wald, Entwurf 
der fchleufingen. Reformatirnögen, 1744. Sauer, die Verbreitung und Einführung 
der Kirchenreform. in der Sl: Henneberg. Schleufingen 1843. Gefiner, 
Geſch. der Stadt Schleuf. ... Schleuf. 1861. 

77) S. v. Kamptz, S. 445. Nr. 5. 6. Pinder, S. 508. Richter, K.:D. 
Nr. CLVIII. 

78) S. die auf das Patent vom 15. Nov. 1816 (G.⸗S. S. 233.) gegründeten 
Entih. des Ob. Trib. bei Altmann, Praxis. S. 150 f. 331 f. 374. S. aud 
unten $. 22. 

79) ©. oben $.8. Anm. 28 f. Vergl. meine Darftellung in Dove’ >. f. 
KR. II, 300. 301. 335. 337. 347. 357. 
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$. 17. 
Die Provinz Weftfalen. 


Veral. JZacobfon, Gefh. der Quellen des evang. Kirchenrechts der Provinzen 
Rheinland und Weftfalen, nebſt Urfunden- Sammlung. Königsberg 1844. 

Bon den im Jahre 1815 zur Provinz Weftfalen verbundenen 
Gebieten hatten früher nur die Grafichaften Mark und Ravensberg 
(it 1609), das Fürftentbum Minden (jeit 1648), die Grafichaften 
Lingen (jeit 1707), Zeflenburg (jeit 1707 und 1729) dem branden- 
burgtihen Haufe angehört, waren ihm aber von 1807 — 1814 ent- 
sogen, zugleich mit den 1803, zur Entihädigung für die 1795 an 
jranfreih abgetretenen linfsrheiniihen Diftrifte, erworbenen Fürften- 
tbümern Münfter, Paderborn, der Abtei Herford, Propſtei Bappen: 
berg u.a.m. In allen diefen Herrichaften, jo wie in den feit 1814 
neu acquirirten weftfäliihen Landen, hatte fi) die Neformation unter 
ſeht verſchiedenen Berbäftniffen entwidelt, auch die Berfaffung der 
evang. Kirche in abweichender Weife geftaltet, bis nach der Vereinigung 
unter preußiſchem Scepter ein einheitlicher Organismus begründet 
wurde. Unter Rückſichtnahme auf die befonderen politifhen Verhält— 
nie und firchlichen Schickſale der einzelnen weftfäliihen Landestheile 
it die folgende Weberfiht aufammengeftellt. Das eigenthümliche Ver— 
bältnig, in welchem das Herzogthum Gleve mit der Grafihaft Mark 
unter der gemeinjamen brandenburg. Regierung fland, nöthigt, dafjelbe 
bier mit in Betrachtung zu ziehen, objchon es zur Rheinprovinz gehört. 


a) Das Herzogthum Eleve, die Grafihaften Marf 
und Ravendberg'). 


Die früheren felbftftändigen Herzogthümer Cleve (Jülich, Berg) 
und Grafihaften Mark, Ravensberg nebft mehreren dazu gehörigen 
Herrlichfeiten vereinigte Johann II. 1511 in Folge der Bermählung 
mit Maria, Erbtochter Wilhelm’s 1. von Jülich-Berg-Ravensberg, und 
1521 als Nachfolger jeines Vaters Johann's II. Unter feiner Regie: 
zung begann die Reformation (in Gleve: 1518 zu Büderich, 1521 zu 
Beiel; in Mark: 1524 zu Lippftadt, 1526 zu Soeſt; in Ravensberg: 
1523 zu Herford, vor 1534 zu Dornberg u. f.w.). Die Anerkennung 
derjelben lag vorzugsweife in der Hand des Fürften, welcher wie feine 
Vorgänger feit dem Anfange des 15. Jahrhunderts, dem Erzbifchofe 
von Göln gegenüber eine möglichft freie Stellung beſaß ?). Der Her- 
309, zuerft ein entjchtedener Gegner der Veränderung, wurde bald 
nahfichtiger und erließ, nachdem er jeine Tochter, Sibylla dem Kurs 
Prinzen von Sachen Johann Friedrich verlobt hatte, mehrere der Re— 
formation nicht unvortheilhafte Verordnungen ?), welde aber von der 





1) S. meine cit. Geſchichte. Buch 1. 

2) Meine Geſchichte a.a.D. S. 11 u. 12 über den Ausfpruch: Dux Cliviae 
est Papa in terris suis. 

3) D. 18. Juli 1530 (a.a.D. S. 18), K.:D. v. 11. Januar 1532 u. 8. April 
— O. S. 19 folg.), gedruckt auch in Richter's Kirchenordn. Nr. XXXVII 
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Durchführung des evang. Befenntniffes noch fern waren und ſich daber 
weientlih von gleichzeitigen Kichenordnungen einzelner Gemeinden des 
Landes unterſchieden ). Der Sohn Johann's II. dagegen Wilhelm 
(feit 6. Februar 1539) befannte fih frei zur Augsburg. Gonf. und 
frderte demgemäß die Kirche; allein Kaifer Carl V. nötbigte ihn 
durdy den Bertrag zu Venloo (7. Septbr. 1543) zur Aufrechterhaltung 
des Kutholicismus‘), wie auch zur Einführung des Juterims von 
1548. Nach dem Neligionsfrieden 1555 fonnte Wilhelm feine evang. 
Geſinnung wieder mehr bethätigen, bis er 1568 erkrankte und bei 
ſeiner Unfähigkeit zu regieren, die katholiſch geſinnten Räthe im Einver— 
ftändniffe mit feinem Sohne Johann Wilhelm die weitere Ver— 
breitung der Reformation zu erjchweren vermochten. Daher ſcheiterte 
auch der 1564 begonnene Verſuch einer Reform der K.⸗O. von 15333 
das beabfichtigte Verbot der Uebung der Augsb. Gonf. verhinderten 
aber die evang. Stände des Landes”), Noch Ichwieriger war die 
Lage der Reformirten, welchen die förmliche Anerkennung überhaupt 
noch nicht zu Theil geworden war und die auch bis zum Anfange des 
17. Jahrhunderts in Mark und Ravensberg Feine Duldung fanden * 
Um ſo erfolgreicher waren dagegen die Bemühungen derſelben im 
Cleveſchen, wo ſich ſeit 1545 fluͤchtige Wallonen tn Weſel Gemeinde: 
recht verſchafften. Dazu kamen bald nachher auch aus den Nieder— 
landen und Frankreich vertriebene Reformirte, welche viele Gemeinden 
begründeten und ſich ungeachtet der gegen ſie vom Cleveſchen Hauſe 
erlaſſenen Mandate behaupteten’). Auf einer Synode zu Weſel 
am 3. Novbr. 15683, dann zu Emden 1571 wurden Beſtimmugen 
getroffen ), welche die Grundlage der ſpäteren Verfaſſung der rhei— 
niſch-weſtfäliſchen Kirche bilden (ſ. unten $. 48 f.) und an welche ſich 
die Schlüffe der Convente und Synoden der Weſeler Klaffe "), wie 
die Älteren 8.-D. der dortigen teformirten Gemeinden anlehnen *). 
Während der Regierung Johann Wilhelm's (Januar 1592 bis 
1609), welcher frank und dann blödfinnia geworden, vermehrten fid 
die Berfolgungen der Gvangelifhen bis zum unerträglichften Drud. 


4) M. f. die K.:D. von Soeſt und Herford 1532 (fiehe unten Anmerkung 
51) u. a. 

5) Erneuerung der K.⸗ O. von 1533 im 3. 1544 (a.a. O. S. 27); desgleichen 
1554 in dem Landtagsabfchiede zu Dinslaken. ———— Mſpi., Bd. 83. 
Fol. 509.) 

6) Am 3. — 1581 wurde die —— derſelben wieder eingeſchärft. 
(a. a. O. F 30.) 

na Eu S. 83. 34 vergl. die K.D. von Neuen Rade. (a. a. O. 9.52. 
53 und lief. Nr. VI, Richter a.a. D. Nr. CXXII.) 

8) a. a. D. S. 99. 100. 

Ma. a. O. S. 80 folg. 

10) a. a. O. ©. 77 Urk. Ar. XXVI und XXVII; Richter a. a. O. Nr. 
CXXIX, CXXXVII Acta synodi Wesaliensis und Synode zu Emden. 

11) Meine Ur. Nr. XXVIII (Glafjenconvente zu Wefel 1575 — 82), Nr. XXX 
(Glafiicalordn. von Wefel 1603) Nr. XXXIU u. XXXIV, (Glaffenconvent von 1600. 

609. 


12) a. a. D. Nr. XXIX. (8.0. v. Wefel im 16. Jabrh.) Nr. XXX. (Diöcis 
plinarordnung dv. Wefel 1602) Nr. XXXI. (K.⸗O. von Ringenberg. 16. Jahrh.) 
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Mit jeinem Tode am 25. März 1609 trat aber eine um fo günftigere 
Veränderung ein. Mit ihm erloſch nämlich der jülichsclevefjhe Manns- 
famm und von den Prätendenten der Erbichaft bemächtigten fich fo- 
fort die beiden Meiftberechtigten, Johann Sigismund von Bran- 
denburg und Wolfgang Wilhelm von Pfalz» Neuburg derjelben. 
Durch den Bergleih zu Dortmund vom 31. Mat 1609 beichloffen fie 
eine vorläufige, gemeinfame Berwaltung und Schuß wie für die römifc- 
katholiſche, ſo auch für die ewang. Religion. Beide Fürften befannten 
ſich jelbit zur leßteren, deren Anhänger nunmehr ungehindert fich weiter 
verbreiten Fonnten. Für Die fernere Entwidelung der evang. Kirche 
wurde aber der Uebertritt Johann Sigismund’s zur reformirten (25. 
Dechr. 1613), Wolfgang Wilbelm’s zur katholiſchen Kirche (25. Mai 
1614), jo wie die provifortiche Theilung der Erbſchaft (Vertrag zu 
Xanten am 12, Novbr. 1614) enticheidend. In den an Brandenburg 
gefallenen Gebieten, Cleve-Mark-Ravensberg, erhielten die Evangeliſchen 
und von diefen in Gleve und Mark die Neformirten bald das Leber: 
gewicht. Zu einer definitiven Regelung der Befigverhältniffe kam cs 
aber erit 1666 Durch den am 9. (19.) Septbr. zwiſchen dem Sohne 
und Enfel der neuen Erwerber, Philipp Wilhelm von Pfalz 
Neuburg und Friedrich Wilhelm von Brandenburg zu Glewe ge— 
ihlofenen Erbvergleich, welchem noch zugleidh ein Nebenreceß 
über die Reltigionsangelegenheiten und nachträglich ein zweiter Reli: 
gtonsvergleich d.d. Göln an der Spree, 26. April 1672 hinzuge— 
fügt murde '’). Die Grundlage deffelben war theils das Prinzip der 
Parität der römiſch-Katholiſchen und Evangelifhen, tbeils die Aner— 
fennung des Befißftandes won 1624, 1629 u.a. 

Inzwifchen hatte die evang. Kirche unter brandenburgiihem Schuße 
ich vollftändig organtfirt. Die Reformirten, welche bisher eigent- 
(ih nur eine Klaffe der niederländifchen Generalfunode gebildet, ver- 
mochten jegt ein jelbftftändiges Kirchenwefen zu begründen, entwarfen 
auf einem außerordentlihen Gonvente zu Düren am 17. Auguft 
1610 den Plan zu einer allgemeinen Synode für Jülich-Cleve-Berg 
nebft den angehörigen Graf- und Herrichaften '*) und hielten darauf 
die erfte Generaliynode zu Duisburg am 7. bis 10. Septbr. 
1610, deren Acten ') vorläufig der Charakter einer K.:D. beigelegt 
wurde. Aus Ddiefen, wie den Schlüffen der fpäteren General= und 
Provinzialfynoden '%) wurde 1654 eine K.-O. vollendet, welche der 
Landesherr unterm 20. Mai 1662 beftätigte ). Neben derjelben wur: 
den auch die fpäteren Schlüffe der Generalfynoden"), die 
Schlüffe der Provinzialſynoden“), die daraus gezogenen Cen— 





13) a. a. O. S. 109 folg., 175 folg. Damit verb. Receß vom 20. Juli 
1673. (a. a. O. ©. 185.) 

144) a. a. O. S. 139. Hr. Nr. LXVI. 

15) Urf. Nr. LXVII. 

16) Meberficht derjelben von 1610—53 in Urk. Ar. LXVIII. 


I) a.a. ©. ©. 140 folg. 143 folg. Urk. Nr. LXIX. LXX. 
18) a. a. D. S. 227 folg. 306 folg. Urk. Nr. LXXI, CVII—CIX, CXXXIX. 
—— a. O. ©. 244 folg. 326 folg. Urk. Nr. LXXI. CIX. CXI. CXII. 
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turien®), und Ddenjelben gemäß bearbeitete befondere Ordnungen 
und Inſtructionen“), fo wie die landesherrlichen Gejeße und Verord— 
nungen *) für die Berwaltung der firhlichen Angelegenheiten maß: 
gebend. 


Auch die lutheriſche Kirche gewann feit dem Anfang des 17. 
Sahrhunderts einen feiten Beftand, in Eleve*) durch Die Synode zu 
Dinslafen am 8. (18.) u. folg. Septbr. 1612, in Mark’) durd 
die Generalſynode zu Unna am 2. und 3. Detbr. 1612 und in 
Ravensberg ”) durch die Synode zu Bielefeld am 4. (14.) Novbr. 
1612. Die Verfaſſung geftaltete ſich, ähnlich wie bei den Reformirten, 
in preöbypterialer Ordnung. Einzelne Gemeinden entwarfen fich be 
fondere Kirhenordnungen *). Die Grundlage zu einer allgemeinen 
Norm erhielt man in den Schlüffen von Synoden, von denen vor- 
züglich die zu Unna am 9. Juli 1659 gehaltene Generalfunode”) 
die nah und nad zur Geltung gelangten Grundfäße zufammenfaßte. 
Nachdem die Reformirten ihre K.⸗O. 1662 erhalten Hatten, fuchten 
auch die Zutheraner eine jolde zu Stande zu bringen *). Im Wejent: 
lichen eine Wiederholung, der reformirten Ordnung felbft erſchien die 
Gleve-Märfifhe luth. K.:D. d.d. Potsdam, 6. Auquft 1687 ®) 
und bildete nunmehr den Mittelpunft für die weitere Entwidelung. 
General: und Spezialfynoden faßten deshalb Schlüffe *), welde 
nebft den bejonderen Erlaffen und Ordnungen der kirchlichen *) und 
— Behörden *) die Richtſchnur für die Kirchen-Verwaltung 
bildeten. 


20) S. a. a. O. ©. 232 folg. 310 folg. 


21) Dabin gehört inöbefondere die Sammlung von Bifitationsregeln für 
die Gievefche Synode, ald Anhang der K.:D. (a. a. D. ©. 167. 168. 249.) v. 1654 
und 1670 (Urk. Nr. LXXXIII, auch in der ar für die ev. Kirche. Bonn 
1854. S. 99 folg.), fo wie Ordnungen für einzelne Klaffen der Synoden (a. a. O. 
S. 311) und 2ofalverordnungen (a. a. D. ©. 250. 300. vergl. Urt. Nr. CXL, Ne 
glement zur Denominationswahl der Aelteften in Weſel 1769, Nr. CXLI, Presbpterial: 
ordn. von Wefel 1772, CXLU. Ordnung der Elafje Wefel 1800 u. a. 

22) M. ſ. Scotti, Sammlung der Öefege u. Verordnung., welche im Herzogtb. 
Cleve u. in der Grafſch. Mark .... von 1418—1816 ergangen find. Düſſeldorf 1820. 
5 Th.; meine Geh. a. a. D. bef. $$. 30. 46. 62. (©. 354 folg.) u. a., fo wie 
die Ark.» Sammlung. 

23) a. a. O. S. 117 foto. 

24) a. a. D. ©. 120 folg. 

25) a. a. D. S. 127 folg. vergl. Urk. Nr. LVI. 

26) So Altena 1526. (Ur. Nr. LIV.) 

27) a. a. O. ©. 124 Urk. Ar. LV. 

28) a. a. D. ©. 208 folg. 

29) Urk. Ar. XCVI. 


30) S. Gen.» Syn. v. 1691 in Urk. Nr. XCVII, außerorbentf. Gonvent von 
1712 in Rr. XCVII, Schlüffe der Märkifhen Synoden von 1721 --1740 in Ar. 
XCIX, von 1740 — 180% in Nr. CXXVI. 


31) M. f. 4.8. Urk. Nr. CXXVIU über Wahl und Amt des Inſpectors 1797; 
Nr. CXXIX Stiftung der Prediger-Wittwenkaſſe 1754 u. a. m. 


32) ©. die Citate in Anm. 22, 
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In der Grafihaft Ravensberg *) wurde, abgeſehen von eini- 
gen Anordnungen für Bielefeld), u. a.*) feit der 1719 erfolgten 
gemeinfhaftlichen Bermaltung mit dem FürftentHum Minden “) das 
in diefem geltende Recht zur Anwendung gebracht”). Für das Schul: 
meien trafen die K.⸗O. bereits die nötbigen Beftimmungen, doch wur— 
den diejelben auch durch eigene Schul-D. ergänzt). 

Bereits feit 1792 wurde die bisherige Gemeinfchaft der Cleve— 
Märkiſchen Kirche durch franzöfifche Occupation gaeftört und durch den 
grieden zu Lüneville vom 9. Februar 1801 der weſtrheiniſche Theil 
von Cleve definitiv abaelöft. Durch den von Preußen mit Frankreich 
su Paris den 15. Dechr. 1805 aeichloffenen Zractat wurde auch die 
Abtretung des oftrbeinifchen Theils von Cleve ftipulirt und in Folge 
des Zilfiter Friedens gingen auch die Grafichaften Marf und Ravens— 
berq verloren *°). 

Das oftrheinifhe Herzogthum Gleve nebft Berg und Mark waren 
von 1806 refp. 1807 bis 1810 Beftandtheile des Großherz. Berg, von 
1810 bis 1813 Des franzöfifchen Kaiferreichd, mährend Ravenöberg 
dem Königreich Weftfalen angehörte. Abgeleben von den dadurch ver: 
anlagten Trennungen der bisher mit einander kirchlich verbundenen 
Zandestheile blieb die Berfaffung der einzelnen Gebiete bis zur Ber: 
einigung mit Preußen im Allgemeinen unverändert. Im Befonderen 
ergingen verfchiedene neue Anordnungen theils durch die Synoden, 
theils durch -Die Regierungen ). ntwürfe des Provinzialrehts für 
Gleve und Mark, wie für Ravensberg waren während der preuß. Re- 
gterung Schon feit dem Anfange des 18. Jahrh. unter Mitwirkung der 
Spnoden bearbeitet worden, jedob nicht zum Abſchluſſe gelangt *). 
Später wurde aufd neue die Arbeit unternommen, deren Refultat in 
folgenden Werfen vorliegt: 

Revidirter Entwurf des Provinzial: Kirchen» und Schulrtechts des 
Herogtbums Cleve oftfeits Rheins. Berlin 1841 — verb. mit: 

Revid. Entw. des Provinzialrechts des Herz. u. ſ. w. Berlin 1837. 
5. 47— 146 Zehntreht — nebft Motiven. 

Revid. Entw. des Prov.- Kirhen- und Schulrechts der Grafichaft 
Mark. Berlin 1841, nebft Motiven. 





33) a. a. O. $$. 35. 51. 
34) S. Polizeiordn. von 1651, confirmirt:1662 (a. a. O. S.131); K.⸗O. von 
1697 in Urt. Nr. CI. 


35) M. f. 3.8. Nr. CXXXIU—CXXXV, 

36) Vergl. deshalb unten lit? d. 

37) So wurde felbft die reform. Infpectionss Ordnung vom 24. Detbr. 1713 
(1. oben $. 8. Anm. 31) durch die Praxis angewendet, obfchon fie für Ravgräberg 
nicht publicirt war. (a. a. D. S. 255. Anm. 57 u. S. 262 Anm. 116.) 

38) Bormbaum, die ev. Schul-D. II. Nr. 28. 42. (Auszug aus der K.⸗O. 
don 1662 u. 1687) Nr. 15 für Hamm ven 1640. 1659. 

39) a. a. D. ©. 269. 270. 

40) Die ſpeziellen Nachweifungen vergl. man in meiner Geh. a. a. O. 5,803 ff. 
314 f., 821 ff., 827 ff. ; ' 

N a. a. O. ©. 921 u. Citate dafelbft. 
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Provinzialreht des Fürſtenthums Minden, der Grafichaft Raven: 
berg .... von Dr. P. Wigand, Berlin 1840 (Zufäße zum U. 2.:R. 
Th. I. Tit. 11.12. S. 30—50) und: Rev. Entw., Berlin 1841 
(Tb. 11. 88. 88 — 129, nebft Motiven. ©. 82 ff.). 


b) Die freie Reihsftadt Dortmund und Gebiet, 
Soeft nebft Börde, Lippſtadt. 


Sn der Graffihaft Dortmund) begannen jeit 1526 reforma: 
torifhe Bewegungen, hatten aber erft nad) der Mitte des Jahrh. Er: 
folg #). Der Rath der freien Neichsftadt und die zwei anderen Gollegia 
(der Zwölf und Vierundzwanzig) befanden fich im Befige der Kirchen: 
boheit und des Regiments und übten das leßtere unter Zuziehung 
des Minifteriumsd. Sie bielten ftrena am luth. Befenntniffe *) und 
verfagten beharrlich den Reformirten die Duldung ®). Erſt 1786 ges 
währten fie ihnen Bürgerrecht und freie Religtonsübung und 1789 
eigenes Parochialrecht“). Dortmund hatte Schon zeitig eine bejondere 
Agende 7), dagegen feine eigene 8.0.) Ohne Verbindung mit den 
maͤrkiſchen Lutheranern“) blieb es fjelbitftändig bis 18035, dann fiel 
e8 an Naſſau-Oranien, 1806 an Franfreih, 1808 an Berg, wurde 
1813 für Naſſau-Oranien occupirt und am 31. Mai 1815 von Den 
Niederlanden an Preußen abgetreten ®). Bet der Bearbeitung Des 
Provinzialrechts wurden beſondere Obſervanzen nicht ermittelt’). 

In Soeſt *), einer urfprünglich freien Reichsftadt, feit 1180 unter 
dem Schuße von Göln, 1444 des Haufes Gleve, fand das luth. Befennts 
niß ſchon 1526 Eingang. Im J. 1532 erhielt die Stadt eine eigene 
8.:D.°), durd welche die obere firhliche Verwaltung in die Hand 
des Raths und des Superintendenten gelegt wurde. Ergänzungen 
derfelben erfolgten duch Artikel, welche der Superintendent mit den 


42) a. a. D. ©. 66 ff., 133 ff., 224., 300 ff. und außer der dafelbft cit. Lit. 
noh Mooren: der Dortmunder Archidiafonat. (Cöln und Neuß 1852.) S. 126 ff. 
und Fahne: Die Graffhaft u. freie Neicheftadt Dortinund. Cöln 1854 f. 

43) Edikt v. 19. März 1562 Gewährung des Kelchs, v. 20. März 1564 Gebrauch 
der deutichen Sprache beim Gottesdienft (meine Urkunden-Sammlung Nr. XXI. 
XX1ll.) 

44) Bekenntniß der Predicanten 1570. (Urk. Nr. XXIV.) 

45) a. a. O. S. 100. 172, 173. 255. Edikt von 1570. (Urk. Nr. XXV.) 

46) a. a. O. S. 30. 

47) a. a. O. S. 70. 135. 

48) Die 1615 dem Rathe präſentirte K.-O. wurde nicht beſtätigt. (a. a. O. 
5. 134. 300.) 

49) Vergl. übrigens die General-Synode v. Unna 1681 », 8. (Urk. S. 250.) 

50) a. a. O. S. 303. 819. 853. 857. Anm.eS. G.⸗S. 1818. Anhang S. 38. 
Verb. Art. 24 der Wiener Schlupafte. 

51) Rev. Gntw. des Prov. = Kirchen» u. Schufrechts der Graffchaft Mark u. ſ. w. 
(Berlin 1841.) 2. 34. 

52) a. a. O. 5.55 f., 131 f., 210 f., 298 f., 818. 819. 

53) Urk. Nr. IX. X, Nichter: Kirchenordnungen. Nr. XXXIX, 
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Predigern der Stadt entwarf, 1533, eine Schaßfaftenordnung 
1534 u.a.) Durb die Einführung des Anterimd von 1548 wurde 
das evang. Kirchenweien wieder befchränft “), doch nach dem Religions: 
rieden neu bergeftellt und durch Revifton und Erweiterung der K.:D. 
1575, eine Shulordnung 1578 m. am. befeftigt ). Bon Soeft 
aus war auch die Börde für das Evangelium gewonnen und Die 
8.:D. der Stadt eingeführt. Die 1608 veranftaltete Viſitation gab 
aber Anlaß zur Bearbeitung einer befonderen K.-D. für die Börde 
1609, ern. 1619). Die Geiftlichfeit von Stadt und Land bildeten 
ein Minifterium in zwei Abtheilungen (urbanum und suburbanum), 
von denen Die erfte monatliche Konvente, die zweite balbjährig unter 
der Direction Des Superintendenten Synoden hielten °). 

Nach dem Ausfterben der alten Grafen von Gleve ging die Schuß: 
berrlichfeit über Soeft auf Brandenburg über, welches, fo wie e8 die 
Receffe mit Pfalz Neuburg für die Stadt abſchloß, auch das jus terri- 
tori et episcopale über Diejelbe geltend machte). Dies hatte zur 
Folge, daß die mährend der katholiſchen Regierung geübten Gonfiftorial- 
rechte beſchränkt wurden und der Rath die Stellung eines Mediat- 
conſiſtoriums erhielt ®%). Die früher entworfene und erweiterte K.⸗O. 
wurde 1619 und 1628 aufs neue revidirt '), außerdem 1618 eine 
nme Schul-O. *) und für die Börde 1628 eine Bifitationd-D. er: 
laſſen“). Obgleich Soeft und Börde Fein Beftandtheil von Cleve— 
Marf war, wurde e8 doch mehrfach der für dieſe erlaffenen Geſetz— 
gebung unterworfen und demgemäß auch die Stellung des Inſpectors 
(Superintend.) verändert). Die märfiihe K.O. wurde aber nicht 
angenommen und im alle des Bedürfniffes außer der eigenen die 
von Braunfchweig und Sachſen benußt ®). 

Soeft theilte feit 1807 die Schickſale der Grafihaft Mark, verlor 
aber während der Fremdberrichaft feine Oberhoheit über die Börde 
und geiftfiche Yurisdiction ). 

Bei der früher unternommenen Bearbeitung des Provinzialrechts 
war au von Soeft ein Entwurf eingereicht worden, der jedoch nicht 
ur Vollziehung gelangte”). Bet der neuen Revifion der Gefeßgebung 
wurden diejenigen Particularitäten, welche als fortgeltend betrachtet 


— 





54) Urk. Nr. Xi. XU. 

59) Urk. Ar. XIII. 

56) Urk. Nr. XV. XVI. XIX. (Corpus doctrinae 1503.) 

57) Urk. Nr. XXI. 

58) a. a. O. ©. 64. 132. 223. 

59) a. a. D. S. 131. 132. 219. 220, 

60) a. a. O. 5. 220. 223. 208. 209, 

61) Urk. Nr. LXI. LXII. LXII. 

62) a. a. O. S. 133. Anm. 102 und Bormbaum, ev. Schul-O. II, Nr. 9. 
63) Urk. Ar. LXIV. 


649) a. a. O. S. 220. Anm. 121. 
G) a. a. O. S. 223. 

66) a. a. O. ©. 819. 

6y a. a. D. S. 209. 819. 
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werden fonnten, befonders hervorgehoben im: Revid. Entwurf des 
Prov.» Kirchen» und Schulrechts der Grafihaft Mark ..... der Stadt 
Soeft (Berlin 1841) $. 12 nebit den Motiven. ©. 1—3, 67. 
68. 74, 

Lippftadt®), 1376 vom Grafen Simon von der Lippe, dem 
Grafen Engelbredht Iu. verpfändet, war feit 1445 in dem gemeinfamen 
Beſitze beider Herrichaften. Gegen den Willen derfelben wurde 1524 
die Reformation eingeführt und unter fchweren Kämpfen behauptet 
(Necep vom 24. Aug. 1535). Nachdem feit 1536 im Lippeihen ſelbſt 
das evang. Bekenntniß durchzudringen anfing, war daſſelbe für immer 
geſichert. Neben den Lutheranern erhielten auch die Reformirten hier 
ein Exereitium, und wie jene, gehörten auch dieſe zur reſp. märkiſchen 
Synode. Die Stadt blieb in der Gemeinſchaft der beiden Landes— 
herren bis 1851 und fiel dann ganz an Preußen ®). Bei der Re 
daction des Prov.-Rechts wurden feine befonderen kirchlichen Obſer— 
vanzen anerkannt “). 


c) Die Abtei (Grafſchaft) Herford”), 


Nachdem in der freien Stadt Herford ſchon ſeit 1523 die evang. 

Predigt Eingang gefunden hatte und 1532 durch eine K.-D. befeſtigt 
worden war”), fonnte auch die Stiftsftrche nicht für Die Dauer der 
Beränderung entzogen werden. Die Nebtiffin Anna Gräfin von Lim: 
burg überlich, um die Reformation einführen zu fönnen, 1547 den 
Herzog Wilhelm von Gleve die Vogtei über das Stift und zugleich 
defien Hoheitörecht über die Stadt. Die letztere weigerte fi den 
neuen Herrn anzuerfennen und begann deshalb einen Prozeß, der auch 
nach dem Gintritt der brandenburg. Regierung fortgejegt wurde. Der 
Ghurfürft Friedrich) Wilhelm nöthigte aber die Stadt zu einem Ver 
feihe 1647, in weldem die brandenburg. Vogtei anerkannt und er 
lärt wurde, daß Herford „nicht allerdings zu einer Landftadt gemadt 
werden‘ jolle. Das Untercorfiftorium blieb befteben und bediente ſich 
feit 1658 ftatt der älteren 8.-D. der von Lüneburg und Berden ”), 
erlitt aber nach und nad Befchränfungen. Das Verhältniß des Stift 
zur Abtei wurde durch beiondere Transacte geregelt”). ine reform. 
Gemeinde entftand erſt 1692, deren Verhältnig zu den Lutheranern 
durch Spezielle Verordnungen feftgeftellt wurde ”°). 


68) a. a. O. S. 41. 42. 171. Vergl. dazu Starfe, JuftigsVerwaltungs:Stas 
tiftif des preuß. Staats. Abth. II. (Berlin 1830.) ©. 451 ff. 


69) Geſ.⸗S. 1851. S. 90. 
70) Revid. Entwurf des Prov. ar ⸗ an Satreiie der Graffchaft Marf . 
der Stadt Lippſtadt. (Berlin 1841.) ©. 


71) a. a. _ S. 45. ” 128 f., 215 ga — 
72) a. a. O. S. 46. Urk. Nr. VII. 
73) a 3 S. 131. — 94. Eine beſ. D. für das Gymnaſium war im 


17, Sahrhundert Eraangen (bei Vormbaum, ev, Schul-O. II. Nr. 49) und 1733 
repidirt. 


74) Urf. Nr. C. 
75) a. a. D. S. 255. 339. 340. 
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Die Abtei murde 1802 fecularifitt, der Grafihaft Ravensberg 
einverleibt und theilte num deren Schickſale. 


d) Das Fürftentdum Minden ”. 


Im Bisthum Minden wurde in der Hauptftadt 1529 die Res 
formation angenommen und durch eine K.-O. 1530 befeftigt””). Un: 
geachtet alle Beftrebungen ging fait die ganze Diöcefe der fatholifchen 
Kirhe verloren. Mehrere Bifchöfe waren fpäterbhin felbft Anhänger 
der evang. Kirche und unter der Verwaltung Ehriftians von Braun: 
ihweig-2üneburg (1599 — 1633) blieb, mit Ausnahme des Klerus in 
Minden jelbft, der Proteftantismus beinahe fortwährend in voller Herr: 
haft. Die nicht ohne Erfolg von 1629 bis 1634 durchgeführte Gegen: 
reformattion ſchadete nicht, da nach dem weftfältichen Frieden das 
Normaljabr 1624 entfcheidend blieb. Durch den Frieden erhielt Brans 
denburg das Bisthum als fecularifirtes Fürſtenthum“) und organi: 
ſitte daffelbe im Webereinftimmung mit den übrigen Landestheilen 7°), 
Neben der K.⸗O. von 1530 wurde 1619 von dem ftädtifchen Minifte- 
rium in Minden die vom Biſchof Chriſtian zu Eelle erlaffene braun— 
ſchweig. K.O. °%) angenommen, meben welder man fi aber auch 
mitunter noch auf andere berief"). Die braunfchweig. Ordnung wurde 
obſervanzmäßig oft gebraucht, da eine neue Kirchen-O. nicht zu Stande 
fum®). Für Die unter brandenburg. Regierung entitandenen reform. 
Gemeinden wurde die Ordnung von 1713 zur Anwendung gebracht ®). 
Dem Schulwesen wurde auch befondere Sorgfalt gewidmet und zu dem 
Behufe für Das Gymnafium zu Minden eine Schul-O. 1656, revid. 
1697, erlaffen ®*). Bon 1807 — 1813 gehörte Minden zum König- 
reich Weitfalen und Frankreich *). Nah der Wiedervereinigung wurde 
auf der Grundlage der früheren Arbeiten *) das Provinzialrecht redi- 
girt. So erſchien: Provinzialreht des Fürſtenth. Minden ... von 
P. Bigand, Berlin 1840, aus welchem die 88. 33 —82 hieher ge- 
hören, fo wie der: Revidirte Entwurf, Berlin 1841, 88. 88 — 130 
nebft den Motiven. S. 82 folg. 


76) a. a. O. S. 548 f. 


77) a. a. O. ©. 551. Urk. Nr. (OL. Richter: Die Kirchenordnungen. Nr. 
XXIX. Ein neuer vollſtändiger Abdruck findet ſich in der Beilage zum Programm 
des Gymnaſiums. Winden 1860. S. 36 folg. 


78) a. a. O. S. 557. Anm. 31. 


79) Wegen der einzelnen Anordnungen jelbft |. m. meine cit. Gefch. und Die 
Urtunden in der cit. Sammlung. 


80) a. a. D. S. 555. Anm. 25. Es ift die K.⸗O. von 1564 (bei Richter 
Rt. CXXI), welche 1619 in veränderter Geftalt wieder erlaffen wurde. 


81) a. a. D. S. 560. Eine Anerkennung der Ordnung von 1530 im J. 1695 
J. m. in Urkunde Nr. CCLIII. 


82) a. a. O. S. 559. 

83) a. a. D. ©. 558. 561 f. 

3a) Bormbaum, w. Schul-O. 1. Nr. 46. 
8) aa. O. ©. 827 f. 

8) aa. O. S. 566. 570. 
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e) Die Grafihaft Teklenburg“). 


Ums 3%. 1532 fand die Reformation bier Eingang und 1562 
wurde eine bejondere Kirchenordn, erlaffen. An die Stelle des luth. 
Befenntniffes trat aber bald nachher das reformirte, welchem die neue 
K.-O. von 1588, erneuert 1619, entſprach 7). In Uebereinftimmung 
damit flanden die Schlüſſe der Presbyterien, Elaffen und der feit 1689 
achaltenen Synoden, welde auch jeit der 1707 erfolgten Verbindung 
mit Preußen fortdanerten ®) Die preuß. AInfpectionsordnung von 
- 1713 und 1737 wurde eingeführt und da das ſynodale Element da: 
durch mehr hintangeſetzt wurde, hörten feit 1746 die Synoden über: 
baupt auf. Die Lutheraner, welde ſich fpäter mieder eingefunden 
hatten, wurden an das Gonfiftorium zu Minden gewiejen ®). Bei der 
Bearbeitung des Provinzialrehts wurden nur wenige von dem in den 
übrigen Landestbeilen geltenden ° Rechte abweichende Beftimmungen 
vorgefunden 9 


f) Die Grafſchaft Lingen). 


Die früheren Verſuche, die evang. Kirche bier zu begründen, 
waren gefcheitert und erſt mit dem Eintritt der Dranifchen Herrichaft 
1632 wurde der Katholicismus unterdrüdt. Die den niederländiichen 
reform. Grundjägen entiprehende 8.:D. von 1578, das Echt-Re— 
glement (Ehegeſetz) und die Schulordnung ”) nebft andermeitigen 
bejonderen Erlaſſen ®) blieben aud nach der 1702 eingetretenen preuß. 
Regierung zunächſt in Geltung, erlitten aber ſpäter durdy die preuß. 
Einrichtungen viele Modificationen, im Wejentlichen ganz wie in Tek— 
lenburg ®). 


g) Die Grafſchaft Steinfurt”). 


Graf Arnold I. führte 1544 in feiner Herrihaft die Reformation 
ein. Arnold IM. jeßte an die Stelle des luth. das reform. Bekenntniß 





86) a. a. O. S. 404 ff. 

87) Urk. Nr. CUXXVI. Richter: Kirchenordnungen. Nr. CLXII. 

88) Urk. Nr. CLXXVIL ff. 

89) a. a. O. ©. 419. 

90) a. a. D. ©. 421. vergl. Revid. Entwurf der N Rechte der zu Meft: 
falen chärigen Standesherrſchaften u. ſ. w. Berlin 1837. 182. 

di) a. a. O. S. 433 ff. 

92) a. a. O. S. 436. Urk. Nr. CCXIII. Vormbaum, ev. Schul-O. I. 
Nr. 38. 

93) Urk. Nr. CCXIV ff. 

94) a. a. D. S. 440., ſ. auch den Anm. 90 cit. Entwurf. 

5) a. a. O. S. 421 ff., verb. Viſch, Gefchichte von Bentheim: Steinfurt. 
Steinfurt 1820. 
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nebft der K.-D. von 1588 (f. Anm. 87) und gründete zu deffen Bes 
feftigung ein akademiſches Gymnaſium **). Seit 1660 gelang den 
Katboliichen eine theilmeife Gegenreformation, doch behaupteten fid) 
die Evangelifchen, für melde die K.“O. 1695 in revidirter Geftalt 
wieder publicirt wurde %). Im 3. 1806 fiel die Grafſchaft an Berg, 
1810 an Franfreih und 1815 an Preußen. Bei der Bearbeitung des 
Previnzialrechts wurden partifulare kirchl. Normen nicht recipirt; das 
Berbältnig des Fürften zur preuß. Regierung beruht auf befonderen 
Receffen. 


h) Die Herrfhaft Rheda und Gütersloh”). 


Das durch Conrad von ZTeflenburg 1535 in Rheda begründete 
lutb. Bekenutniß änderte Arnold III, indem er die 8.:D. von 1588 
einführte (f. Anm. ST), weldye 1619 Graf Adolf erneuerte. Seit 1689 
fand Rheda im firhlichen Verbande mit Tekleuburg, feit 1707 mit 
Steinfurt. 


i) Die Grafſchaft Hoben-Limburg®). 


Nah der Mitte des 16. Jahrh. fanden Lutheraner, wie Refors 
mirte, bier öffentlichen Cultus. Jene bielten fid) zur märkiſchen Sy: 
node, dieje bildeten Anfangs eine eigene Klafje, nach der Zeflenburg. 
8.:D. von 1588 u. 1619 (j. Anm. ST), an deren Stelle 1682, revi— 
dirt 1727, eine eigene neue Ordnung trat”). Außer ihren eigenen 
Gonventen batten fie jeit 1687 an den märfifchen und feit 1689 an 
den teflenburger Synoden, jedoch nur vorübergehend, Theil. Nach 
der Verbindung der Grafihaft mit Preußen wurde bei der Bearbei— 
tung des PBartifularrechtd Feine befondere Abweichung angenommen '%), 


k) Die Reichsherrſchaft Gehmen '"), 


Im %. 1563 führte Graf Otto V. den futh. Eultus ein, welcher 
wiederholten Angriffen des Biihofs von Münfter ausgefegt durch den 
Schuß des brandenburg. Lehnsherrn erhalten wurde. Seit 1702 bes 
Hand bier auch eine reform. Gemeinde, welche fih der Synode von 
Cleve anjchloß, wie auch die Luth. zu dem clev. Minifterium gehörten. 


R n Vergl. die Schul-O. v. 15%. (Vormbaum, ev. Schul⸗-O. I. Anhang 
1. 17, 

96) a. a. O. S. 425. Anm. 253. 

) a. a. O. ©. 430 ff. 

W) a. a. O. S. 426 ff. 

90) Urk. Nr. COX. 

100) S. Revid. Entw. des Prov.-Kirchen- u. Schulrechts der Grafſchaft Mark 
u. ſ. w. (Berlin 1841) S. 68. 69. 

101) a. a. O. S. 390 ff., 504. 
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I) Die Hodftifter Münfter, Baderborn, Dsnabrüd '®). 


Reformatoriſche Beftrebungen in Münfter feit 1529 veranlaßten 
1533 die Einführung evang. Prediat in 6 Pfarrfirhen der Stadt und 
bald auch weiter. Die wiedertänferifchen Unruhen, welde alsbald dar: 
auf folgten, bemmten das begonnene Werk. Biſchof Franz’ von Wal: 
def förderte indeffen daffelbe, wie much feine beiden Nachfolger Jos 
bann IV. von Hoya (1566 — 74), vornehmlich aber Ernft von Baiern 
(feit 1583) und deſſen Neffe Ferdinand (jeit 1612) vernichteten mit 
Hilfe der Jeſuiten Die evang. Kirche faft vollftändia und Chriſtoph 
Bernhard von Galen (ſeit 1650) nöthigte auch die in feiner Didcefe 
befindlichen Dynaſten, ihre evang. Prediger zu entlaffen. Repreſſalien 
der benachbarten evang. Fürſten führten zu einiger Milderung '®), ein 
ungehinderter proteftant. Eultus war aber erit feit der Secularifation 
des Bisthums möglich “9. 


Im Paderborner Sprengel batte noch viel mehr als in dem 
von Münfter, unter der Regierung Erichs bis 1532 und theilweiie 
unter Hermann von Wied bis 1547, der Proteftantismus fich ver 
breiten fünnen. Zwar binderten Rembert von Kerienbrod (bis 1568), 
Sohann 11. von Hoya (bi8 1574) und Salentin (bis 1577), dagegen 
gab Heinrich IV. von Sachſen-Lauenburg (bis 1585), felbft der evang. 
Lehre zugetban, feinen Untertbanen die Kreibeit, ſich zu derfelben zu 
befennen, was fofort in nicht geringem Umfange geſchah, obſchon die 
von dem ftreng kathol. Domcapitel berbeigezogenen Jeſuiten für die 
Erhaltung der alten Kirche forgten. Die von Heinrich's Nachfolger, 
Theodor von Fürftenberg (1585 — 1618) unternommene Gegenrefor 
mation gelang aber vollftändig und jelbft den adligen Familien wurde 
meiftend die Möglichkeit des evang. Gultus entzogen '®). Erſt feit 
der Seculartfation fonnte auch in dieſem Bisthum derfelbe eingeführt 
werden ). 

Zur Didcefe Osnabrück gehörten außer dem eigenen Terri— 
torium auch ZTeflenburg, Lingen, ein Theil von Minden und Ravend 
berg, Rheda, Gütersloh, Rietberg 7) Bifchof Franz von Walded 
(1532 — 53) war jelbft der Reformation zugethan und dieje fand daher 
auch in den gegenwärtig preußifchen Theilen des DOsnabrüder Landes, 
im Amte Redenberg, 1542 Eingang. Später wurde das evang. Be 
fenntniß theilmeife wieder verdrängt und dem Normaljahr 1624 ges 
mäß erhielten die Evangelifhen im Amte Redenberg nur ein Privat: 


102) a. a. ©. ©. 484 ff., 512 ff., 350 ff. 

103) a. a. D. S. 504. 508. 509. 

104) a. a. O. S. 7% ff. So aud in der Reichsherrſchaft Anholt (a. a. O. 
©. 743. Anm. 2la), wo erft durch B. vom 6. Septbr. 1806 die Evangel. den Ka: 
thol. gleichgeftellt wurden. 

105) S. beſ. über die Streitigkeiten der Ramilie v. Spiegel und andere 
a. a. O. S. 525 f. 

106) a. a. ©. S. 799. 

107) Ueber Rietberg, welches feit 1601 ganz katholifch blieb, a. a. D. ©. 761. 762. 
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erercitinm, in Gütersloh dagegen ein Simultanenm ’®). Im J. 1763 
erlangten auch jene das Recht öffentlicher Neligionsübung '®). In 
allen diefen Gebieten befagen die Gvangelifhen, als fie mit Preußen 
vereinigt wurden, nicht ſolche kirchl. Partifularitäten, daß bei der Be— 
arbeitung der Provinzialrechte deshalb befondere Beſtimmungen aufge: 
nommen werden durften “6). 


m) Die Abtei Corveyh. 


Unter dem Abte Franz von Kettler wurde 1533 die Reformation 
in Hörter eingeführt und verbreitete fi) nach Bejfeitigung des In— 
terimd8 von 1548 auch in dem ganzen Territorium. Seit 1620 be- 
gannen aber Verſuche der Gegenreformation, welche nah Beendigung 
des 30jährigen Krieges zur Gewährung des Simultaneums für Die 
Katholiihen in den früher rein evang. Gemeinden führten '*) Dar- 
auf fuchten jene immer mehr die Proteftanten zu beichränfen und erft 
mit der Gecularifation des Corvey'ſchen Staats nahmen dieſe Drang— 
jale ein Ende. Das Kirchenrecht der Gvangelifhen beruht im Cor— 
vey'ſchen theils auf befonderen Neceffen '®), theils auf der von den 
Achten erlaffenen K.O., melde zuerit 1621 gegeben und wiederholt 
1659, 1666, 1690 verändert wurde '* und anderen Verordnungen '®), 
Außerdem bediente man fi) der braunfchweig. K.O. v. 1709"), 

Im 3. 1802 fiel Eorvey an Naffau»Oranien, 1807 an das Kö: 
nigreih Weftfalen und 1815 an Preußen '). Mit Rüdficht auf den 
duch diefen Wechſel der Herrichaft veränderten Rechtszuſtand ift auch 
dad Provinzialrecht zufammengeftellt worden im: Revid. Entwurf des 
Provinz. »Recht3 des Fürftenthums Corvey. Berlin 1841. 88.41 — 63 
nebit d. Motiven. ©. 19 ff. 


108) a. a. O. S. 534 verb. S. 433, 
109) a. a. O. S. 536; ſ. auch S. 799. 


110) In Betracht kommen nur Paderborner Borfchriften über Jehntrecht (f. Revid. 
GEntw. des Prov.-Rechts des Fürftentbums Paderborn [Berlin 1841) $$. 59— 73 
nebft d. Motiven S. 46 f.). 

111) a. a. O. S. 536 ff. nebft den Urkunden Nr. COXXXIX ff. vergl. dazu 
P. Bigand: Denfwürdige Beiträge für Geſch. u. Nechtsalterthümer. Leipzig 1858. 

112) a. a. O. S. 542 f. 

113) So der Begnadungsreceß von 1674 für Höxter (a. a. O. ©. 543), die 
®. über das Simultaneum zu Amelunren. (Urk. Nr. CCXLHI.) 


114) a. a. D. ©. 539. Anm. 218. 5. 542. Anm. 226. S. 544. Anm. 234. 
235 und Urk. Nr. CCXLII und CCXLIV. 


115) ©. 3.8. Urk. CCXXXIX. CCXL. CCXLI. CCXLVI. CCXLVII u. a. m. 
116) a. a. D. ©. 545 vergl. Urk. Nr. CCXLV. 
IT) a. a. O. S. 800 ff., 827 ff., 856. 


— 


78 Buch I. Duellen und Literatur. 


n) Das Herzogtbum Weftfalen und das Veſt (die Graf- 
ihaft) Redlinghaufen '®). 


In beiden zum Erzſtift Cöln gehörigen Territorien fand die Re— 
formation vorübergehend durch die proteftant. Beltrebungen des Erz 
bifhofs Hermann v. Wied 1543") und Gebhard Truchſeß 1552 Ein- 
gang. Ernft v. Baiern reftitwirte aber 1584 vollftändig den Katholi— 
cismus und erſt 1803 nach der Auflöfung des Erzftifts gelangten die 
Evangeliſchen zur freien Neligionsübung in Weftfalen unter der Re— 
gierung von SHeffen: Darmftadt, von welchem es 1815 —1816 an 
Preußen fiel, in Redlingbaufen unter der Herrichaft von Aremberg 
bis 1811, dann Berg bis 1813, feitdem Preußen *). 


0) Das Fürftentbum Siegen). 


Wilhelm der Reihe von Naffau ließ feit 1530 in allen feinen 
Zanden evangelifch predigen nnd 1532 eine vorläufige 8.-D. publi- 
ciren *), welcher die Annahme der jogenannten Nürnberger Re— 
formation von 1533 und einer neuen Inſtruetion 1536 folgte *). 
Synoden und PVifitationen wurden danach regelmäßig gehalten. Er: 
gänzungen Diefer Einrichtung folgten unter Johann VI. (1559 — 1606), 
welcher ftatt einer zuerft beabfichtigten neuen K.-D. 1570 eine allge: 
meine Bifitationsordnung erließ). Eine weſentliche Verände— 
rung trat aber jeit 1575 mit der Einführung des reformirten Bekennt— 
niffes ein, welche durch den Erlaß neuer an die niederländ. Middel: 
burger 8.-D. von 1581 angefnüpften Beſtimmungen auf der Gene: 
valfvunode zu Herborn 1586 zum Abſchluß gelangte *). 

Bei der 1606 erfolgten Theilung des Landes erhielt Johann VIL 
von Naſſau (1606— 1624) Siegen und erließ für Ddaffelbe eine neue 
Bifitativnsordnung 1613 und eine R.:D. 1619 '), Sein Sohn 
Sohann VII. war aber bereits 1612 zur kath. Kirche übergetreten und 
mußte daher vor Zuſicherung der Nachfolge und Uebernahme der Re: 
gierung wiederholte Religionsaffeeurationen ausftellen; dennoch begann 
er ſchon 1625 mit der NReftitution des Katholicismus in dem ibm bei 


118) a. a. D. ©. 476 ff., 483. 484. 

119) Vergl. die Cöln. Reformation bei Nichter: Die Kirchenordnungen Nr. 
LXXXI. 

120) a. a. O. S. 79 f., 7%. ©. Scotti: Sammlung der Gefeße und 
Verordnungen in dem vormaligen Kurfürftentbum Cöln. Abth. I. u. 111. Düffels 
dorf 1830. 1831. 

121) a. a. O. S. 654 ff. 

122) Nihter : Die Kirchenordnungen Nr. XLI. 

123) Richter: Nr. XLII. LVI; meine Urk. Ar. CCCXXVI. 

124) a. a. O. 9.659. Urk. Nr. CCOXVIII. 

125) a. a. D. ©. 662. Richter: Kirchenordnungen. Nr. CLXI. 
126) a. a. D. Nr. 664. 
127) a. a. O. S. 667. Anm. 177. 178. S. 688. Anm. 189. 
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der Theilung der Herrſchaft zugefallenen Beſitzthum und veranlaßte 
dadurch: Confliete, welche erft feit der Wiedervereinnigung dieſes gemiſchten 
Theild mit dem evangelifhen 1742 gehoben werden fonnten. In dem 
legterun wurde im Ganzen die bisherige Kirchenverfaflung aufrecht er: 
halten. Cine neue K.O., auf Grundlage der von 1586 und der 
cleve: märfifihen von 1662, wurde 1664 erlaffen und 1669 und 1716 
renidirt *). 

Geit 1742 vereinigte Das Haus Naſſau-Oranien das ganze Fürs 
ſtenthum Siegen. Dazu gehörte aud) 


der jogen. Hickengrund *), 


welher bei der Theilung im 3. 1607 abgezweigt, im Ganzen nad 
der pfälziſchen K.-O., nach denjelben Grundfägen, wie Siegen, ver: 
waltet wurde. 

Die Schon früber beabfihtigte Stiftung eines Oberconfifto: 
riums erfolgte 1742, zur Befeitigung der Mängel im Synodalwefen 
erging aber 1779 eine Gonventordnung und das fonftige firchliche 
Bedürfniß wurde durch eine große Menge von Specialverordnungen be: 
ftiedigt '®). . 

Im Wefentlichen übereinftimmend war auch die Kirchenverfaffung 
in dem 


jogen. freien Grund (Seel: und Burbach) '®), 


welder unter der gemeinjamen Regierung und Bermwaltung von Naſſau— 
Dranien und Sayn-Hachenburg ftand und zugleich mit den naffaniichen 
Landen reformirt wurde. 

Der Fürft von Naſſau-Oranien trat dem Rheinbunde nicht bei 
und verlor deshalb feine Länder. Stegen fiel au Berg”), der Hicken— 
grund und Der freie Grund am das men organifirte Herzogthum 
Rafan ). Am %. 1813 gelangte Dranien wieder zum Befiße diefer 
Gebiete, welche cd 1815 an Preußen abtrat W). 

Bei der Zufaummenftellung des Provinzialrechts erichienen nur die 
aus der K.⸗O. von 1716 entlehnten Vorſchriften über Kirchen: und 
Schulbauten als befondere Abweichung bemerfenswerth ). 


p) Die Grafihaften Wittgenstein '®). 


Die Grafen Johann VI. von Wittgenfteine Berleburg 1534, 
Bilbelm I. von Wittgenftein: Wittgenftein führten 1543 die Refor— 





669 FF. 
S. 674. Anm. 211 ff. 
676 ff. 
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133) a. a. D. ©. 856. Anm. 3. 


134) Revid. Entwurf der Part.» Nechte des Fürftentbumd Siegen und der Memter 
— und Neuenkirchen. Berlin 1841. $$. 56— 59. 107. Motive S. 32. 33. 


135) Meine Gefhihte a. a. DO. S. 572 ff. 
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mation ein. Der Leßtere, welcher eine 8.:D. erließ '%), vereinigte 
nad dem Tode feines Bruders 1551 beide Gebiete und publicirte für 
dDiefelben eine uene K.⸗O. 1555 ), Sein Sohn Ludwig der Ael— 
tere (1558— 1605) bewirkte auf einer Synode 1563 ein Repetitio 
reformationis ecel. und eine Agende '*), welder 1565 eine re— 
vidirte 8.:D., 1569 eine Eheordnung und andere Vorſchriften folg- 
ten '®). Bald hierauf entfchied fid) Ludwig für das reformirte Bes 
fenntniß und führte 1574 die Furpfülz K.O. und den Heidel- 
berg. Catechismus ein. Nach Ludwigs Tode wurde die Graf: 
ſchaft wieder getheilt, 

1) In Wittgenftein- Wittgenftein '%) blieben Die bisheri- 
gen Verhältniffe im Ganzen unverändert und wurden durch die 1746 
erfolgte Revifion der K.O. ') befeftigt. Im 3. 1806 fam die 
Herrſchaft unter die Souverainetät von Heffen=Darmftadt. 

2) Aud in Wittgenftein» Berleburg '*) wurde Die Firchl. 
Verwaltung in Uebereinftimmung mit der älteren Berfaffung fortge- 
führt und durch Specialgejeße geregelt =): Auch Dier trat 1806 Die 
Unterwerfung unter Heſſen-Darmſtadt ein. 

Bon Heffen '*) wurden 1816 beide Grafihaften an Preußen ab: 
getreten '*). Die bier in Geltung gebliebenen provinziellen Eigen: 
thümlichfeiten beziehen ſich auf gewiſſe Rechte der Pfarrer, ihrer Witt— 
wen und der Kirchenlehen “). 


$. 18. 
Die Rheinprovinz. Die Hohenzollern’fchen Fürſtenthümer *). 


Zu der jegigen 1815 reſp. 1822 gebildeten Rheinprovinz gehören 
von älteren prenßifchen Beſitzungen nur das Herzogthum Cleve (ſeit 
1609), die Grafſchaft Mörs (ſeit 1706), das Quartier Geldern (ſeit 
1702, 1713). Der linksrheiniſche Theil von Cleve und die beiden 
anderen Gebiete fielen 1801 an Frankreich. Die 1802 ererbte Graf: 
ihaft Sayn » Altenkirchen wurde bereit® 1803 wieder aufgegeben und 


. 573. Ann. 5. 


136) a. a. S 
S. 574. Anm, 6. Urk. Ar. CCLXXIII. Richter: Kirchen— 


137) a. 
ordnungen. Hr. 

138) a. a. 74. Anm. 8. 

139) a. a. 575. Anm. 10. ie 

140) lleber das mit Diefem verbundene Ballendar ſ. folg. $. Ann. 39. 

141) a.a. ©. ©. 578. Urt. Nr. CCLXXIX. 

142) Ueber die diefem van gehörige Serrihaft Somburg ander Marf ii. 
fofg. $. Hit. h. 

183) a. a. O. ©. 57 9 ff. und Urf. Nr. CCLXXIV— CCLXXVIN., 

144) Ueber die Zuftände von 1806 — 1816 f. m. a. a. D. ©, 832 ff. 

145) a. a. O. ©. 859. 

ur Nevid. Entwurf der Part.» Nechte der zur Bun ——— gehörigen 
Standesberrfhaften. Berlin 1837. Nr. XII. $$. 8., 24 f., 49 XII. $$. 6. 
20 f. nebft den Motiven S. 143. 144. 167. 169. 


*) Dergl. Jacobſon, Gefch. der Quellen u. f. w. IV, 3. 
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die 1803 erworbenen Stifter Elten, Eſſen, Werden gingen 1807 ver— 
foren. Aus dieſen im Parijer Frieden vom 30. Mai 1814 reoccu— 
pirten nebit anderen von Frankreich, Naſſau, Dranien u. a. erlangten 
Herrichaften wurden durch Die V. vom 30. April 1815 zwei Provin- 
zen (Bleve»Berg und Niederrhein) gebildet: Aus Verträgen 
mit Raffau und Kurbeffen famen dazu nocd andere Befigungen, durch 
die Wiener Schlußacte Wetzlar, und nah dem zweiten Barijer Frieden 
vom 20. Novbr. 1815 Theile des Saar: und Mofeldepartenents mit 
Inbegriff der Feſtung Saarlouis. Hierauf wurden 1822 die beiden 
Provinzen mit einander verbunden als: die Rheinprovinz. Der 
jelben wurde noch 1834 das Fürftenthum Lichtenberg (ald Kreis St. 
Wendel) zugeichlagen. 

Wie in der Provinz Weftfalen ift auch in den Rheinlanden der 
— und die Fortbildung der evang. Kirche ein ſehr mannig— 
altiger. | 


a) Die Herzogthbümer Jülich und Berg. 


Unter der Regierung Johann's II. (f. vor. $.) fand die Refor- 
mation im Jülichſchen zuerft ige Stollberg 1524, im Bergifchen in 
Dirfjeldorf 1527 Eingang'). Die firhlichen Verordnungen von 1530, 
1532 und 1533 (vor. $. Anm. 2), welche auch bier eingeführt wurden, 
befriedigten nicht und im Widerfpruche mit denjelben entitanden bald 
viele evang. Gemeinden, welche überwiegend dem reformirten Befennt- 
niſſe zugethan waren ?), und wenn gleich unter ſchweren Drangfalen 
mit der Zeit fic zu einer geordneten Presbpterialverfaffung entwidel- 
ten. Schon vor der Synode zu Emden wurde in Jülich ein Claſſen— 
convent 1571 gehalten, welcher 1573 eine fpecielle Claſſicalord— 
nung aufftellte und, foweit die Verfolgungen dies nicht binderten, 
regelmäßiger zufammentrat?). Die Schlüffe von Emden famen zur 
Geltung und Die reformirte Glaffe Jülich, welche fi; zu einer förm— 
lihen Kirchenproving erweiterte, bildete einen Beftandtheil der nieder: 
ländiihen Kirche. Die Reformirten im Herzogthum Berg hielten fich 
Anfangs zur Synode von Jülich, bis fie erftarft feit 1589 eine eigene 
Provinz darftellen und felbft BProvinzialfvunoden halten Fonnten 9. 
Sie recipirten gleichfalls die Schlüffe von Emden und waren auch ein 
Theil der niederländiichen Kirche. 

Die Lutheraner befaßen bis zum 3. 1609 nur verhältnißmäßig 
wenige Gemeinden’), Über deren Organifation die Nachrichten fehlen. 

As nah dem Erlöſchen des alten Geſchlechts der. Herzoge von 
Jülich-Berg 1609 an die Stelle der der evangelifchen Kirche meift zu— 
gethanen Regierung mit Wolfgang Wilhelm von Pfalz -Neuburg 
ein proteftantiicher Fürft zur Herrfchaft gelangte, waren Die Refor— 


1) Meine Geih. a. a. D. ©. 18. 
2) a. a. O. ©. 86 ff., 90 ff- 
3) Die Schlüffe derfelben feit 1571 — 1609 |. m. in der Urk.-Sammlung meiner 
Gib. Nr. XXXVI bis L. 
4) ©. Schlüffe der bergifchen Synoden von 1589 — 1609 in der Urk. Nr. XXXV, 
5) a. a. Dd. ©. 39. a0. 


Jacobfon, evang, Kirchenrecht. 6 
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mirten im Stande, die bisherige Abhängigkeit von der niederländis 
fhen Kirche, jedoch unter Beibehaltung der Synodalgemeinfhaft, auf 
zubeben und im Verein mit den Glaubensbrüdern in Cleve ein neues 
fefteres Band zu fnüpfen. So hielten fie denn zufammen die Bor: 
ſynode zu Düren und die erfte Generalfynode zu Duisburg 
1610 (j. vor. $&. Anm. 13. 14) und traten in eine Gemeinſchaft, 
welche ungeachtet der bald nachher wieder erfolgten ungünftigen Ber- 
änderungen nicht mehr aufgehoben werden fonnte. Als nämlich ſchon 
1614 der Landesherr zur kätholiſchen Kirche übertrat und ungeachtet 
der mit dem Haufe Brandenburg vereinbarten Reverfalien doch den 
evang. Eultus zu beichränfen anfing, nöthigten Brandenburg und Hol: 
land den Fürften, fein Berfprechen zu halten. Nach wiederholten In: 
terimövergleihen wurde 1666 und 1672 ein Deftnitivum  feftgeftellt 
(vor. $. Anm. 12). In feftem Zuſammenhange mit der Generalfynode 
bielten die Neformirten in Zülid und Berg zugleich ihre Provin— 
zial» und Elajficalverfammlungen‘), deren Schlüffe”) bei der 
Redaction der 8.:D. von 1654 mit berüdfichtigt wurden und faßten 
außerdem die bejonderen Ordnungen für die einzelnen Gemeinden, 
Glaffen u. ſ. w. ab°). Während die allgemeine 8..D. 1662 für Gleve 
und Mark die Iandesherrliche Beftätigung erhielt (f. vor. $. Anm. 16), 
wurde Ddiefelbe aber für Zülih»Berg’verfagt. Man befolgte indeffen 
doch diefe Ordnung ’), entihloß fi aber, um die Zuftimmung Der 
Regierung zu erhalten, zu einer theilweifen Umarbeitung, welche 1671 
der Behörde überreicht wurde '%). Die Pfalz. Neuburg’ihe Eonfirmation 
war aber auch jeßt nicht zu erlangen. Dies war infofern von Bedeu- 
tung, ald die Regierung fih dadurch weniger gebunden hielt, die den 
firhlihen Organen in der K.⸗O. zugeftandenen Befugniffe zu refpec- 
tiren '), weshalb befondere Gonferenzen zwifchen Pfalz Neuburg und 
Brandenburg gehalten wurden, um Dieje wie andere Irrungen den 
Receſſen gemäß zu erledigen *). Die daraus, namentlid) aus der Rhein— 
berger Eonferenz von 1697, hervorgegangenen Entſcheidungen 
bildeten eine nicht unmichtige Quelle des Kirchenrechts ?). Außerdem 
ericheinen als joldhe die fpäteren Schlüffe der Generalfpvnoden 
(vor.$. Anm. 17), der Provinzialfynoden ') und die Ertracte 
der Genturien (vor. $. Anın. 19). Auch die weltliche Gefeg- 


6) a. a. D. S. 150 ff., 157 ff. 

7) S. Url. Nr. LXVIII. LXXI. LXXIV. LÄXV, 

3) ©. Urk. Nr. LXXVI Giſitationsordnung in Jülich 1623). Vergl. meine 
Geh. a. a. D. ©. 151. Anm. 32 über die K.=D. von Grevenbrud 1613 u. a. 
Daneben wurden auch bejondere Schuld. erlaffen. M. R z. B. die für die Gemeinde 
zu Süchteln von 1660 bei Bormbaum, Schuld. II. Nr. 26. 

M S. a. a. O. ©. 148 die Erklärung der Jülich Berg. Deputirten auf jder 
Gen. » Sunode 1662. 

10) a. a. D. S. 149. 230 folg. und Urk. Nr. LXX. 

11) a. a. O. S. 257 ff., 343 ff. 

12) a. a. D. ©. 184 ff., 267 — 269. 

13) ©. Urk. Nr. XC—XCI. 

14) a. a. O. ©. 150 ff., 157 ff:, 235 ff., 230 ff., 312 ff., 318 ff. Urk. Nr. 
CIX. CXXXIX. 
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gebung“) bietet ein reiches Material, ſowohl für die reformirte 
als Iutherifhe Kirche. Die Lutberaner in ZYülich= Berg ') hatten 
mit dem Gintritt der Regierung Wolfgang Wilhelm’s, der felbft dem 
Inther. Befenntniffe zugethan war, ſich in einer verhältnißmäßig nicht 
ungünftigen Weiſe erweitern Fönnen und durch die im 3. 1612 er- 
folgte Einführung der Zweibrüder 8.-D. von 1557") mehr 
Feltigfeit erhalten; doch wurde der 1614 eingetretene Religionswechſel 
des Herzogs für fie ſehr nachtheilig und nur dem Schuße Branden- 
burgs verdankten fie die Erhaltung ihres Religionsexercitiums. Das 
Beifpiel der Reformirten blieb für die Entwidelung ihrer Verfaffung 
niht ohne Einfluß. Da nun die Zweibr. 8.-D. mehr das Bedürfniß 
für die Einheit der Lehre und des Eultus, als für die DOrganifation 
befriedigte, befhloß man zunächft im Bergifchen eine Ergänzung. Die 
1615 zu Lennep gehaltene Synode verfaßte XVI leges ministerii 
Montensis'°), Durch welche aud das Verfahren der Synode felbft 
geregelt wurde. Zehn Jahre ſpäter vereinigten fich die unter befon- 
deren Infpectoren ftehenden Minifterien von Zülih und Berg, worauf 
das aus den bisherigen Synodaljhlüffen und den eingeführten Kirchen: 
erdnungen ausgearbeitete Statut auf der Synode zu Vollberg 1677 
ala: Summariſcher Begriff, wie c8 der Kirchendisciplin halber, 
bei den unveränd. Augsb. Confeſſions-Kirchen, im Fürftentbum Jülich 
und Berg foll gehalten werden: ') approbirt wurde. Die Synode 
fuhte fogleich die Iandesherrlihe Genehmigung nah, welde jedoch 
nicht ertheilt wurde. Darauf beſchloß man 1681, den Summ. Begriff 
den Leges von 1655 anzuhängen und die fürftliche Beftätigung aber: 
mals zu erbitten. Zwar ermwirfte man unter brandenb, Bermittelung 
1706 ein Refolut, daß binfichtlich der Diseiplin „auf den Receſſen 
und der 8.:D. gehalten werden‘ folle, doch wurde von Seiten der 
Regierung 1722 und 1735 dies wieder befhränft und erklärt, daß 
die „Inobſervanz der alten anmaßlichen K.⸗O.“ hierbei nicht in Be— 
trat fomme ”). Die Leges, der Summ. Begriff, die feitdem er: 
gangenen Schlüfje der Synoden?), obgleih von dem Gouverne- 
ment auch fpäter wieder abgelehnt *), wurden innerhalb der Kirche 
nah wie vor befolgt, da eine neue Kirchenordnung, deren Nothwen- 
digkeit man anerkannt hatte, nicht zu Stande fam *). 

Durch den Frieden zu LZüneville vom 9. Febr. 1801 fiel Jülich, 
und durch den Presburger Frieden vom 25. Dechr. 1805 aud Berg 
an Sranfreih ?*). Das Leßtere mar von 1806— 1810 Theil des 


135) M. ſ. Scotti, Sammlung der Geſetze und Verordnungen, welche in den 
chemaligen Herzogtbümern Jülich, Cleve und Berg und in dem vormaligen Herzog— 
tbum Berg ... von 1475 bis 1815 ergangen find: Düffeldorf 1821. 1822, 4 Theile. 
Dazu meine Geſch. a. a. D., bef. $$.30. 46. 62 u. a., fowie die Urf. = Sammlung. 

16) a. a. ©. S. 112 ff., 188 ff., 270 ff. 

1) a. a. D. ©. 115 vergl. Richter, Kirchenordnungen, Nr. CVIIIa. 

18) Urk.-Samml. Nr. LI. 

19) a.a. 8. S. 191, Urk. Nr. XCIII. 

20) a. a. D. S. 192. 193. Urk. Nr. XCH. 

21) Ueberficht derfelben von 1678— 1806 in Urk. Nr. XCIV und CXXI. 
a. a. D. S. 272. 345 ff. Vergl. Urk. Nr. CIIII. CLIV. 
2) a. a. D. S. 273 
a. a. D 
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Großherz. Berg und von 1810— 1813 des franzöſ. Reichs, welchem 
Jülich während der ganzen Dauer der Fremdberrichaft angehörte. 
Dadurd) wurde ein verfchiedener Zuftand der evang. Kirche beider 
Herrihaften herbeigeführt. Im Bergifchen blieb die frühere Berfaffung 
der Reformirten und Zutberaner im Ganzen unverändert und wurde durch 
fpätere Synodaljchlüffe und einzelne Verordnungen in bejonderen Ma- 
terien ergänzt *); dagegen wurde die VBerfaffung in Jülich wie in dem 
linfsrheiniichen Theile von Cleve durch die organiihen Artikel vom 
18 Germinal X (8. April 1802) völlig umgeftaltet). Der preuf. 
Regierung blieb es vorbehalten, nah Umwandlung der franzöj. Eins 
richtung der Rocalconfiftorien, einen einheitlichen Organismus mit den 
übrigen Landestheilen wieder herzuftellen. 

Bei der allgemeinen Bearbeitung der Provinzialrechte wurde in 
Betreff des evang. Kirchenrechts des Herzogthums Berg und der linfe- 
rheinijchen Gebiete überhaupt auf die neue K.-D. vom.5. März 1835 
hingewiefen und wegen der darin nicht berührten Verhältniffe auf die 
Religionsreceffe, die Synodalbeihlüffe und Dbiervanzen, ohne weitere 
Specialifirung, da die bier in Betracht fommenden Gegenitände fid 
auf innere Angelegenheiten beziehen, welde nicht zum Bereich des 
Provinzialgefegbuhs gehören. Demgemäß finden fi in dem: Erften 
Entwurf zu einem revid. Bergifchen Provinzialrechte, nebft Motiven 
Köln 1836, und in dem: 

Revid. Entwurf des Prov.» Rechtes des Herzogthums Berg, nebft 

Motiven, Berlin 1837, 
nur die $$. 284. 285 (©. 53. 54 verb. mit einer hiſtoriſchen Dar 
ftellung in den Motiven ©. 72 — 91) über die evang. Kirche, während 
außerdem wegen einiger mit der fath. Kirche gemeinfame Gegenftände 
(Kirhenbücher, Kirchhöfe, Zehnten) auf die entiprechenden $$. 286 ff. 
Bezug genommen if. 

Der revid. Entwurf des weftrhein. Provinzialrechts, Berlin 1837, 
übergeht das Kirchenrecht gänzlich. 


b) Das Fürftentbum Mörs”), 


Dieſes alte Lehn von Cleve erheirathete 1518 Wilhelm II. von 
Neuenar und Bedbur, deffen Sohn Hermann (feit 1551) das refor: 
mirte Bekenntniß einführte und durh eine K.O. 1560 befeftigte. 
Die Gemeinden bildeten eine befondere Claffe, welche feit 1610 mit 
der Generaliynode verbunden war und feit 1619 mit der Duisburger 
Glaffe der Synode Eleve in Eorrefpondenz ftand. Am Ende des 16. 
Sahrh. erwarb das Haus Naffau »-Dranien diefe Herrihaft “), welche 
von ihm 1702 Preußen erbte. Die Eleve-Märf. K.O. *) und preuß. 


25) Wegen der Details ſ. m. a. a. D. ©. 803 ff., 808 ff., 820. 

26) Die Sperialia über die getroffenen Einrichtungen ſowohl bei den Luth., als 
Neformirten f. m. a. a. D. ©. 770 ff., 780 ff., 786 F 

27) a. a. D. S. 394 ff. verb. Altgelt, Geich. der Grafen und Herren von 
Mörs. Düfjeldorf 1845. Deffelben: Erinnerungen. Grefeld 1854. 

27a) Ueber die von derfelben gegründete Schule zu Mörs und deren O. von 
1635 f. m. Bormbaum, ev. SchulÖ. II. Nr. 14. 

28) a. a. D. S. 400 vergl. Urk. Nr. CLXXV. 

29) a. a. O. S. 777 ff. 
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Gefekgebung und Berwaltung famen nun zur Anwendung, von 1795 
bis 1813 aber die franzöfifhe Adminiftration *). 


c) Das Herzogthbum Geldern”). 


Die Reformirten, welche hier ſchon zeitig das Religionserercitium 
befagen, fonnten jeit der Vereinigung des Landes mit den öfterreidh.s 
ipan. Niederlanden 1543 fi nur unter fchwerem Drudf behaupten. 
Sie ftanden fortwährend mit der niederrhein. Kirche in Verbindung 
und hatten 1580 eine eigene K.⸗O. feitgeftellt *). Nachdem 1713 
ein Theil des Dberquartiers an Preußen gefallen war, wurden Die 
Einrihtungen fo getroffen, wie in Mörs und anderweitig. Bon 1795 
bis 1813 beftand ebenfalld franzöſiſche Verwaltung. 


d) Die Reichsſtädte Nahen und Göln®). 


Nahdem in Aachen die erften Prediger des Evangeliums feit 
1524 als Märtyrer gelitten hatten, gelangten jeit 1544 proteft. Flücht: 
linge zum Hausgottesdienfte und begründeten eine wallonifche und 
deutihe Gemeinde, welche Deputirte zur Synode nah Emden 1571 
ihikten und feit 1573 mit benachbarten Gemeinden Glaffenconvente 
in der Stadt hielten. Als gegen den Willen des Kaiſers der Rath 
den Evangelifchen 1583 öffentlichen Cultus zugeftanden, trat von 
1584 bis 1597 der Gonvent regelmäßig zufammen*). Außer den 
Reformirten beftand nun auch eine luth. Gemeinde. Bereits 1598 
wurde aber die Reichsacht über die ungehorfame Stadt verhängt, wor— 
auf der prot. Gotteödienft vom Rathe verboten und zumal feit Auf: 
nahme der Jeſniten 1601 die Evangelifchen fchwer gedrüdt wurden. 
Died änderte fich feit 1609, Doc nah dem Rücktritt Wolfaang Wil 
beims zur römiſchen Kirche 1614 wiederholten fich die Dranafale, 
ſelbſt bis zu Hinrichtungen. Nur in der Stille lebten von jegt an 
die Lutherifchen in Verbindung mit dem benadhbarten Stollberg, die 
Reformirten mit der Synode Jülich *), bis ſeit der Verbindung mit 
Ktanfreich ihnen freier Eultus gewährt wurde. Für fie und die Nach— 
dargemeinden trat num Die franz. Organifation bis zur Berbindung 
mit Preußen ein ). 

Auh in der Reichsſtadt Eöln wurden die erften Berfündiger 
der reinen Lehre (Clarenbach und Fliftädt) 1529 hingerichtet; dennoch) 
beftand bereitd 1532 eine evang. Gemeinde und in Folge der fpäteren 
Riederlaffung von Flüchtigen eine wallonifche und niederdeutfche rer 
form. und eine luth. Gemeinde, freilich unter fteten Drangfalen, welche 
von dem ſtreng fatholifchen Rathe und den 1555 eingeführten Jeſuiten 


a. O. S. 401 ff. 
a. O. S. 402. Anm. 169 verb. Nettesheim, Geſch. der Stadt und 
Geldern. Crefeld 1863. 

a. O. ©. 371 ff., 382 ff. 
.a. D. S. %. 97. Urt. Nr. XLIV ff. 

m entwarfen fie fich eigene Leges. S. a.a.D. S. 380. Anm. 85 
V 
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ausgingen. Die reformatorifhen Beftrebungen des Erjbiſchofs Her- 
mann 1543 und Gebhards 1582 fanden in Cöln feinen Anklang und 
im Geheimen und unter bejtündiger Gefahr blieben die Evans 
geliſchen in der Stadt, die Lutbheriihen mit Mühlheim, die Refor— 
mirten mit der jũ ichſchen Synode verbunden *). Nur vorübergehend, 
als 1688 und 1701 proteft. Soldaten nad Cöln famen, wurde die 
Lage der Glaubensbrüder günftiger; erft 1787 genehmigte aber der 
Rath die Errichtung zweier prot. Bethäufer, auf welche indeffen die 
Evangelischen wegen des Dadurch im Wolfe entftandenen Aufruhrs 
verzichteten. Seit dem Einzuge der Franzofen 1794 gelangten Die 
Proteftanten endlich zu freiem Cultus“). 


e) Das Erzbistbum Trier und Eöln*). 


Im Erzftift Trier begannen reformatorifhe Bewegungen feit 
1521. Während in den zum Sprengel gehörigen weltlichen Gebieten, 
theilweije auch in den durch Lehnverband oder gemeinfamen Befig mit 
Trier vereinigten Herrichaften die Reformation durchdrang er blieben die 
im eigentlichen Stiftögebiete erft ſpäter gemachten Verſuche, wie in Coblenz 
jeit 1556, Zrier 1559 u.a. *), erfolglos. (sine mildere Gefinnung gegen 
die Gvangelifchen äußerte fich erft unter dem Erzbiſchof Johann Phis 
lipp 1764 und Clemens Wenceslaus, welder 1783 ein Zoleranzedict 
erließ"). Paritätiſche Behandlung trat nicht wor der franzöftichen 
Deceupation 1794 und der Secularifation des Erzbistbums ein. 

Nicht beffer waren die Verhältniſſe der Evangeliihen im Erzbis: 
tbum Cöln, indem das unter Hermann von Wied feit 1539 — 1543 
und Gebhard Truchſeß von Waldburg 1577— 1583 begründete Reli- 
giongegereitium nicht weniger Gemeinden *) wieder völlig aufgehoben 
wurde. Selbit der gejeßlich berechtigte Cultus in Ddenfirhen, Rheins 
berg, Kronenberg u.a. fonnte nur durch die entfchiedenfte Interceffion 
evangelifcher Fürften endlich wieder hergeftellt werden *'). 


N Eſſen, Rellinghbaufen, Werden *). 


In der gefürfteten Abtei Effen *) begann die Reformation 1561 
und murde 1563 durchgeführt. Man recipirte die Zweibrüder 
K.⸗O. von 1557) und erplüihtete die luth. Prediger auf die dar- 


36) Eigene nr Ordnungen gi Zeit find handichriftlich im Cölner Pfarrarchive. 
37) a. a. D. S. 390 verb. S. 777 ff. 
38) a. a. O. ©. *8* ff., 462 ff., 792. 793. 
’ S. 448. 458 f., 577. 578 (über Vallendar u, a.). 
40) Zu ber S. 452 a. a. D. cit. Ct. vergl. man noch Heppe, urkundliche Beis 
träge E j.w. in Niedner’s Zeitjchr. für biftorifche Theologie 1849. Heft 3. ©. 
416 


al) a. a. D. ©. 457. Ann. 41 verb. a Staatsanzeigen III, 210, 
42) a. a. D. ©. 465. 470 f. Sermann’s Kirbenordnung von 1543 bei 
— a De LXXXI. 


45) — der in meiner Gsefeh, 2 a. © eit. Lit. veral. Funde, Gefch. von 
Eſſ — N en 1848. Wächtler, Geſch. der ev. Gem. in Eſſen. 1863. 
48) Nichter, die Kirchenordnungen Nr. CVIlIa. 
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aus gezogenen fog. 11 Prediger-Artifel; aud bildete man ein 
eigened Gonfiftorium, deffen Beichlüffe der Beftätigung des Raths bes 
durften. Die Gegenreformation der Aebtiffin blieb aber nicht obne 
Erfolg, bis Brandenburg auf Grund der ihm 1609 angefallenen Erb: 
vogtet *) für Neftitution der Glaubensgenoffen ſorgte. Das Gonfi: 
ftorium entwarf hierauf eine neue K.O. 1664, welche der Rath cons 
firmirte ©), Durch melde jedoch die Zweibr. K. ‚d. und Die 11 Artikel 
nicht abgefchafft wurden. An ihre Stelle trat 1691 eine ausführlichere: 
8.» und Prediger-O.“) Seit 1611 entitand zu Eſſen auch eine 
teformirte Gemeinde, welche fi der benachbarten Spnode anſchloß “). 

Seit der Mitte des 16. Jahrh. hatte ſich auch in dem der Aeb— 
tiſin gehörigen Rellinghauſen eine luth. Gemeinde gebildet ’'), 
melhe den Writgebraud der fath. Kirche erlangte, der ihr indeflen 
wieder verloren ging, während ihr im Uebrigen ein Simultaneum mit 
den Katholiken gebübrte *). 

In der Abtei Werden an der Ruhr wurde 1550 das luth. Be: 
fenntniß eingeführt ) und jpäter durch brandenburg. Schuß erhalten. 
Die Gemeinde, wie die von NRellinghaufen, gehörte zum märfifchen 
Minifterium. Cine fpäter bier entftandene reform. Gemeinde fchloß 
fih der cleve’fchen Synode an’). 

Een, Rellinghaufen und Werden fielen 1802 an Preußen und 
theilten feitdem die Schickſale der Grafihaft Marf, In Folge ihrer 
früheren Abhängigfeit von kath. Obrigfeit hatten ſich übrigens mande 
Obſervanzen gebildet *). Eſſen nehörte von 1802 — 1809 zur märfi: 
hen, dann zur clevefhen Eynode und hatte 1808 noch eine neue 
8.:Q. erhalten *). Auf diefe Eigenthümlichkeiten ift aud bei der Bes 
arbeitung des Provinzialvechts Rüdficht genommen ”). 


g) Die Graffhaft Say). 


An der im 16. Jahrh. getheilten Grafihaft Sayn wurde durch 
den Einfluß Zriers der Katholiciamus länger erhalten, al8 in den be: 
nachbarten Herrſchaften. Graf Adolf 1561 oder fein Bruder Heinrid IV. 
1577 begründete in dem einen, Graf Sebaftian in dem andern Theile 


47) Durch Vertrag von 1495 hatte Johann von Cleve diejelbe erbalten (Lünig, 
spieileg. ecel. Ill, 359 ff.). Die Erneuerung ded Vogtbriefes für Brandenburg ers 
folgte erft am 12. Mir 1648. 

8) Urk.⸗Samml. ar. LXV. 

49) a. a. O. = - und Urk. Nr. CVI. 

50) a. a. D. 173 

51) Die — —* der Aebtiſſin zu R.wurde 1571 abgefchafft (Kinds ' 
— RE 


33) Beral. auher, wei Geſch. noh Hempel, Gefh. der evang. Gem. zu 
Verden. Werden 1850. 
54) a. a. D. 5. 173. 256. 
») ©. dr Detaild in meiner Gefh. a. a. D. 
5) a. a. O. ©. 814. 815. Urk. Nr. CCCXXXVI. 
A di — Entw. des Prov.⸗K. und Schulrechts der Grafſchaft Mark 
in nn E00 75 nebft den Motiven. ©. 69. 
582 


” . x D. 5. 584. Ann. 7. Richter, Kirchenordn, Nr. CLXIIL. [f. folg. Seite.) 
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die Reformation. Heinrich führte die kurpfälz. K.O. von 1557 
ein und lieg 1590 einen Auszug aus Dderjelben machen). Als nad 
des Grafen Tode 1606 feine Nichte ihrem Gemahl Wilhelm von Sayır- 
MWittgenftein das Erbe zubrachte, verfuchten Cöln und Trier die Lehen 
einzuziehen. Der deshalb entftandene Streit endete erft 1652 mit 
erheblichem Berlufte und der Einführung des kathol. Simultaneums. 
Uebrigend hatte Graf Wilhelm an die Stelle des luth. das reform. 
Bekenntniß geſetzt. 

Nah dem Erlöſchen des Saynſchen Mannsſtammes mit dem Grafen 
Ludwig fiel die Herrfchaft 1652 an die beiden Scweftern deſſelben 
und wurde getheilt. 


1) Die Grafihaft Sayn-Altenkirchen erhielt die verwittmete 
Landaräfin zu Heffen-Epftein Johannete, welche, nachdem fie ſich 1661 
mit Herzog Johann zu Sachſen-Eiſenach wieder vermählt hatte, Die 
den Neformirten 1652 gegebenen NReverfalien nicht achtete und Den 
Zutberifchen das Uebergewicht einräumte. Die ältere 8.-O. von 1590 
und die ihr entiprechende Gonftftorialverfaffung wurde bergeftellt und auf 
die Reformirten mit ausgedehnt. Einzelne Verordnungen dienten zur 
Ergänzung‘). Im 3. 1741 fiel Altenfichen an Anſpach-Baireuth, 
1792 an Preußen, 1803 an Naffau und 1815 wieder an Preußen *). 

2) Die Grafihbaft Sayn-Hachenburg erwarb 1652 mit der 
Gräfin Erneftine ihr Gemahl Ernft von Manderfcheid. Auch bier 
wurden feit 1661 die Neformirten befchränft und der luth. 8.-D. und 
Berfaffung untergeben, Im J. 1675 ging die Herrichaft auf die Burg- 
grafen von Kirchberg, 1799 auf Naffau über ®), von welchem fie 1815 
an Preußen abgetreten wurde °°). 

Bei der Nedaction des Provinzialrechts wurden einzelne Particus 
laritäten als fortbeftehend angenommen %). 


h) Die Herrfhaft Homburg an der Marf®), 


Dieſe Herrichaft gehörte bi8 1606 dem Haufe Sayn, welches wie 
in der Grafichaft auch bier die Reformation einführte, und fiel dann 
an WittgenfteinsBerleburg. Im Allgemeinen flinmmte die Firchliche Ver: 
waltung mit der von Berleburg überein ), es beftand aber ein eigenes 
Gonfiftorium, das fih der Schul-D. von 1744 und Conſ.O. von 1703 
bediente. Im 3. 1806 wurde die Herrfchaft an Berg abgetreten und 
theilte deffen Schickſale ”). 


60) a. a. D. S. 587 ff. Urk. Nr. CCLXXX— CCLXXXV. 

61) a. a. D. ©. 580. 835. 837. 856. 

62) Ueber die einzelnen Verordn. f. m. a. a. O. S. 590 ff. und Urkunde Nr. 
CCLXXXVI CCLXXXVII 

63) a. a. D. ©. 503. 632. 836. 838. 856. 

64) Vergl. Zufammenftellung der in den oftrbein. Theilen des Reg. Ber. Cob⸗ 
lenz noch geltenden ... Nechte. Berlin 1837. $$. 933. 960. 968. 976. 994. Revid. 
Entw. des oftrbein, Prov.-Rechts. Berlin 1837. $$. 216 ff., 230 ff. nebft den Mo: 
tiven. ©. 90 ff. 

65) a. a. O. ©. 581. 582. 

66) Vergl. den vorigen $. Anm. 143. 

67) a. a. O. ©. 808 ff. 
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i) Die Grafſchaft Gimborn-Neuftadt®), 


Zugleih mit der Grafihaft Mark, welcher dieſe Herrichaft ange: 
hörte, wurde feit 1552 die Reformation eingeführt und die Gemeinden 
bildeten einen Beftandtbeil des luth.-märk. Miniſteriums. Seit 1630 
juhte der Landesherr die Evang. zu verdrängen, Doch wurden fie dem 
Normaljahr 1624 gemäß reitituirt. Die Verbindung mit der märk. 
Ennode wurde 1783 aufgehoben. Als 1806 die Herrichaft an Berg 
gefallen war, wurde vergebens die Gommembration mit der berg. Sy: 
node angeftrebt ®). 


k) Die Grafihaft Wied”). 


Der Bormund und Oheim des Grafen Sohann’s IV. (feit 1533), 
Hermann von Wied, Erzbifchof von Cöln, wie Johann jelbft legten 
den Grund zur Reformation in den Wiedifhen Landen. Erft nad) 
dem Religionsfrieden fonnte aber mit Erfolg dafür gewirkt werden. 
Im J. 1556 und 1559 wurden BVifitationen und 1564 cine Landes» 
inuode gehalten ”'), auf weldyer die Ginführung des Heidelberg. Ga: 
tebismus genehmigt wurde. Die weitere Entwidelung erfolgte im 
Anihluffe an die Convente von Naffau und durd eine K.O. von 
1575”), Geit 1613 wurde die Grafichaft getheilt. 

1) In der Grafihaft Wied-Neumied bildeten die reform. Ge- 
meinden eine eigene Synode, für welche 1643 und 1683 eine bejondere 
K.O.“) erlaffen wurde. Die Eonvente wurden aber bald hierauf nicht 
mehr gehalten und im Wefentlihen flimmten die Einrichtungen mit 
der Gonfiftorialverfaffung, bereits nach der K.O. von 1707”). Das 
reform. Bekenntniß blieb übrigens das herrfchende und die in Folge 
des Tolerangprivilegiums von 1682 begründete luth. Gemeinde erhielt 
erft nach und nach das Recht der Parität ”). 

2) In der Grafihaft Wied-Runkel geftalteten fih die Ders 
hältniffe ganz Ähnlich wie in Wied-Neuwied, gemäß einer eigenen 
8.-D. von 1616 und 1708, fo wie einer Regierungs-Canzlei-Verord⸗ 
nung von 1709 und Inftruftion von 1762”), Die fhon lange außer 
Uebung gekommene Synodalordnung wurde 1762 bergeftellt und 
duch eine Presbyterialordnung 1763 ergänzt. Daran fchloß 
ih eine Kirchipield:- VBifitationsordnung 1782”). 

Beide Grafihaften wurden 1806 mediatifirt und unter die Hoheit 
von Naffan geftellt, von welchem fie 1815 an Preußen fielen”). Bei 


68) a. a. D. S. 392 ff 

69) a. a. O. S. 811. 

70 a. a. O. S. 594 ff. 

TI) Die Schlüſſe der Synode find in deutſcher Ueberſetzung im Ev. Gemeinde: 
blatt aus und für Rheinland Weftfalen 1862. Nr. 8. S. 128— 130 mitgetheilt. 

72) a. a. O. S. 59%. Anm. 7. 

73) a. a. O. ©. 597. Anm. 11. ©. 59, Anm. 16. 

74) a. a. D. S. 600. Anm. 21. 

5) a.a. D. S. 599. 601. Anm. 28, 

76) a. a. D. ©. 604. Anm. 4. ©. 605. Anm. 50. 51. S. 606. Anm. 52 ff. 

7) aa. O. ©. 608 ff. Anm. 64. 65. 73. Url. Nr. COLXXIX. 

78) a. a. D. ©. 836. 839, 857. 
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der Bearbeitung des Provinzialrehts fanden fih auch bier mehrere in 
Geltung gebliebene Partifularitäten ”). 


I) Die Graffhaft Solms"). 


Die Söhne des Grafen Otto (+ 1409) bildeten zwei Linien. 

1) In der Grafihaft Solms: Braunfels wurde durch den 
Grafen Philipp 1546 die Augsb. Eonfeffion angenommen und durch 
eine allgemeine Bifitation 1558 die evang. Kirche befeftigt. Die wei— 
teren Einrichtungen wurden nad dem Vorbilde Naffau’s getroffen, dem 
gemäß auch 1579 an die Stelle des luth. das reform. Befenntniß 
trat, unter Annahme der kurpfälz. Agende. Philipp's Sohn Eonrad 
ließ im Verein mit Solms-Lich eine allgemeine Synode halten, deren 
Ergebniß die K.O. von 1582 war). Diefelbe wurde mit den nöthi— 
gen Ergänzungen 1594, und als 1602 die drei Söhne Conrad's die 
Herrfchaft teilten, in dem einzelnen Gebieten wiederholt erneuert, in 
Solms-Hungen 1632 und 1674, in Solmsd: Braunfels 1648, 
1675, in Solms-Greifenftein 1604, 1694 ®), Die feit 1693 
wieder vereinigte Graffhaft fam 1806 unter die Oberhoheit von Naffan. 

2) Die Grafihaft Solms-Hohenholms-Lich gelangte durch 
die Verbindung mit Heffen 1544 zur bg In dem zwifchen 
Solms und Heſſen-Darmſtadt gemeinfamen Diftricte (dem Amte Ho: 
benjolms), für welden auch nach der 1629 erfolgten Theilung die kirch— 
fihe Gemeinschaft fortdanerte, bedienten ſich die Lutheraner der beffi- 
ihen K.O. von 1566, deren NRevifion von 1662 *) und flanden unter 
dem Gonfiftorium zu Gießen, während die Reformirten die Braun 
felfer 8,:D. (|. Anm. 81) braudten. Das Amt Hohenſolms fiel 
1806 ebenfalld an Naffau und ging nebft Solms» Braunfels 1815 an 
Preußen über). Die fpäter aufrecht erhaltenen partifularen Bor: 
fchriften beziehen fih auf das Verhältniß abgehender Pfarrer und 
Zehntrecht ). 


m) Naſſau-Weilburg (Juſtizamt Atzbach) “). 


Die das jetzige Juſtizamt Atzbach bildenden Diſtricte Aßzbach, 
Launsbach, Lützellinden, Rechtenbach u. a., welche durch Verträge von 
1815 — 1816 von Raffau an Preußen abgetreten ſind, gehörten früher 
theils Naſſau-Weilburg, theils dieſem in Gemeinſchaft mit Heſſen 





70) Vergl. Zuſammenſtellung der in den oſtrhein. Theilen des Reg.-Bez. Cob—⸗ 
lenz geltenden ... Nechte. Berlin 1837. $$. 032. 934— 042. 946. 947, 055. 959, 
961. 063. 970. 974. 975. 981. 083. 986. 987. 991. 992. 005. 906. 098. 1010. 
Nevid. Entwurf $$. n f ., 230 ff. nebft Motiven. S. 90 ff. 

80) a. a. O. S. 6 

81) a. a. O. S. 613. urt. Ar. COXC. Richter, K.:D. Nr. CLVII. 

82) Die Details a. a, O. ©. 615 
— gr an ugleich mit SolmseLauba (vergl. Allg. KR.» Zeitung 1844, Nr. 

. A . S. 621. nn K.⸗O., Nr. CXXIV. CXXV. 

85) S. die Eit. Anm. 7 

86) S. dufanmenfetung u, j. w. (Anm. 79.) $$. 950 (meine Geh. a. a. D. 
S. 616. Anm. 10). 979. 984, 86, 990 und den revid. Entwurf. 

87) a. a. O. 5, 023 ff. 
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(Darmftadt). Vornehmlich kommen hier in Betracht das fog. gemeine 
Sand an der Lahn, der Hüttenberg und Gleeberg. Die Reformation 
ift in diefen Gebieten ſchon fett 1516 durch Philipp den Großmüthigen 
von Heften und Philipp IM. von Naffaus Weilburg begründet, auch 
durch gemeinfame Gefchgebung und Verwaltung im Geifte der Eonfi- 
ferialverfaffung befeftigt. Bon den zur Anwendung gelangten Ges 
jegen find die bemerfenswertheften die Kaftenordnung von 1533 ®), 
die 8.:D. von 1555), 1574 und 1602 %), fo wie die Discipli: 
narordnung von 1625, 1638), das Refultat der regelmäßigen 
Vifitationen und Synoden *). Nachdem 1703 eine partielle Theilung 
zwiſchen Heffen und Naffau eingetreten war, jeßte leßteres für den 
Hüttenberg an die Stelle der 8.:D. von 1602 die Weilburger von 
1574 in ihrer revidirten Form ”) und erließ zugleich eine befondere Sab- 
bath-, Schul» und 8.-D.”) Die Gemeinfchaft in Gleeberg dauerte 
bis 1802%), Bei der von der preuß. Regierung veranftalteten Re— 
daction des Provinzialrehtd wurden für Atzbach nur einige Beftim- 
mungen über Zehntrecht aufgenommen “). 


n) Die Reihsftadt Weplar”). 


Unter dem Schuße von Heſſen, das ſeit 1536 Die Vogtei über 
Beplar befaß, wurde 1542 das luth. Befenntniß eingeführt und 1561 
den Lutheranern, feit 1586 auch den Neformirten ein Simultanenm 
mit den Katholiken in der Stiftöfirche eingeräumt und daffelbe unge: 
achtet vieler Hemmungen fortwährend behauptet. Der Rath befaß die 
Gpiifopaltechte und erlich demgemäß die erforderlichen Gefeße. Inter 
der feit 1803 eingetretenen Fremdherrſchaft nahm dies ein Ende. Im 
%. 1815 fiel die Stadt mit ihrem Gebiete an Preußen *). 


0) Saarbrüden, Dttweiler, Saarmwerden”), 


In der den Grafen von Naffau: Weilburg zugehörigen Grafichaft 
Saarbrüden Eonnte bei dem Einfluffe des Biſchofs von Metz, der Her; 
joge von Lothringen u.a. die Reformation erft in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrh. Eingang finden. Am Anfchluffe an die K.O. von 
1574 (revidirt 1617) '%) wurde die Bonfiftorialverfaffung eingerichtet, 


. 634, Anm. 39. Richter, die K.⸗O. Nr. XLIII. 


88) a. a. O. S 

80) a. a. D. S. 636. Anm. 49. Urk. Nr. CCXCIV. Rich ter a. a. O. Nr. Cl. 
W) a. a. D. ©. 638. Ann. 57. S 640. 

91) a. a. O. ©. 64. Urk. Nr. CCCI. 


92) Bergl. die Urk. Nr. CCXCV ff. 

93) a. a. O. S. 641 vergl. S. 6238. Anm. 13. S. 630. Anm. 19. 20. 

9) Urk. Nr. CCCH. 

W) a. a. D. ©. 642. 

%) Zufammenftellung u.f.w. $$. 954. 983. 988 und S. LXVIII—LXX. 

) a. a. O. ©. 754 ff., 841 ff., 852. 

8) Bei der Zufammenftellung des Prov.s Rechts wurde auf das Zehntrecht Rück⸗ 
"ht genommen. $. 977. Vergl. and) die cit. Zufammenftellung S. XXXVI ff. 

90) a. a. D. ©. 642 ff. verb. Sittel, Sammlung der Prov.- und Partifulars 
xſetze und Verordn., welche für einzelne .... an Preupen gefallene Territorien des 
iinten Rheinufers .... erlaffen find. Trier 1843. Bd. 1. Samml. I. und II. 

100) ©. oben Anm. 90. 
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welche auch durch die 1627 erfolgte Theilung des Landes in die drei 
Herrihaften Dttweiler, Saarbrüden-Saarwerden, Ufingen nicht alterirt 
wurde. Die luth. Kirche blieb bier ſtets die herrichende und das 
Berhältnig der Reformirten, welche feit 1743 freien Gultus erlangten, 
wurde durch eigene Verordn. geregelt). Das ſchon feit 1790 von 
den Franzofen eingenommene Land wurde 1815 Preußen überlaffen '®). 


p) Kurpfalz, Simmern, Zweibrüden, Beldenz, 
Sponheim). 


Aus allen dieſen Herrſchaften hat Preußen 1815 Beſtandtheile 
erworben, für welche beſonders rückſichtlich der Simultanverhältniſſe 
mit der kath. Kirche noch gegenwärtig ältere Beſtimmungen maßgebend 
geblieben ſind. 

In der Kurpfalz finden ſich Anfänge der Reformation ſeit 1545. 
Als Otto Heinrich von Pfalz» Neuburg 1556 die Pfalz erwarb, 
publicirte er für diefelbe Die Pfalz-Neuburg. K.-O. von 1554 '%) und 
andere Geſetze '"). Sein Nachfolger Friedrich IM. von Simmern 
(1559 — 1576) änderte diefelben durch Einführung des reform. Bes 
fenntniffes (Heidelb. Eatehismus, Ehe- und K.O. 1563) '%), Sein 
Sohn Ludwig VI. (— 1583) reftituirte aber 1577 wieder die luth., 
und deſſen Bruder Joh. Caſimir als VBormund Friedrich’s IV. 1585 
die reform. 8.:D., melde 1601 revidirt und nebft anderen Verord— 
nungen publicirt wurde m), Nachdem Friedrich V. 1619 die böhmifche 
Krone angenommen hatte, ward die Pfalz ſchwer heimgefucht und durch 
den weftfäl. Frieden die evang. Kirche des Landes nicht ohne Be: 
fchränfungen bergeftellt. Die Reformirten bfieben übrigens vorberr; 
ſchend und erhielten 1681 eine neue Presbyterialordnung '®). 
Als aber nah dem Tode des Kurfürften Garl (+ 1685) katholiſche 
Fürſten zur Regierung gelangten, wurde der Proteftantismus durch 
Einführung des Simultaneums der Katholifen und fonft vielfad bes 
einträchtigt '). 

In Simmern wurde 1557 das futh. Bekenntniß mit der Zwei— 
brüder 8.-D. d. J. anerkannt") Nachdem aber 1598 Friedrich IV. 
die reform, K.O. (f. Anm. 106. 107) eingeführt hatte, blieben nur 


101) a — S. 649. 650 und Urk. Nr. CCCIII ff. S. auch die Religionsaſſe— 
kuration v. 1779, . a. D. ©. 651. 652 

10% a. a. ö. S. 654. 777. 780. 848. 857. 

103) a. a. D. ©. 679 ff. 

104) Richter, die 8.:D. —* CV. vergl. Nr. XCVII 

105) a. a. D. ©. 681 verb. Schmidt, der — 4*— der Straßburger an 
der Reform. in der Kurpfalz. —— 1856. 

106) a. a. O. S. 82 ff. Richter a. a. 2 Nr. CXVIII. CXIX. 

107) a. a. D. S. 686. Anm. 18. 23. S. 687. Anm. 24. 25 verb. Heppe, 


Beiträge zur Geſch. der Kirche und des eirchl. Lebens in der * gegen Ende 
des 16. Jahrb., in den theolog. Studien und Kritifen 1853. 9. 4 7 ff. 

108) a. a. DO. ©. 688. Anm. 29. 

109) a. a. D. ©. 689 ff. Ueber die Ryswicker Clauſel von 1697 S. 692 ff., die 
Religionsdeclaration von 1705 ©. 695 ff., die Initiation von Carl Philivp Theodor 
1742 ©. 703 ff., die Neligionsdeclaration von 1799 S. 709 verb. Deutſche Blätter 
für Katholiken und .. 5. 4. (Seidelberg 1859.) S. 29 ff. 

110) a. a. ©. S. 711 Ridter, die 8.:D. Nr. CVllla, 
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wenige Luth. übrig. Seit 1673 war Simmern dauernd mit der Kurs 
yfalz verbunden und theilte deren Schidfale. Dagegen war in Bel: 
denz ſeit 1523 das luth. Bekenntniß ftets überwiegend; auch bier 
galt die Zweibrüder K.O. von 1557"), 

Die Grafihaft Sponheim war ſchon jeit dem 13. Jahrh. ges 
teilt. Die vordere Grafihaft gehörte ſeit 1437 Kurpfalz, Ba— 
den und Veldenz. Die Reformation fand nebft der pfälz. K.O. 
(Anm. 104) 1557 Eingang. Nachdem Friedrich IN. 1559 den pfälzi— 
ſchen und veldenzer Theil vereinigt hatte, befchränfte er die Iuth. 
Kirhe gegen den Willen von Baden. Hierauf wechlelte die Coufeſſion 
wie in der Pfalz. Im badifchen Antheile berrichten aber feit 1588 
fath. Fürften, welche vereint mit den reformirten die Lutheraner aufs 
böhfte beſchränkten. Noch fchwieriger wurde die Lage der Evangeli- 
ihen jeit dem Eintritt der kath. Regenten in der Pfalz 1685"). Für 
den badischen Theil, der feit 1708 vom pfälzifchen real getrennt war, 
kam es erft zu Milderungen, ald 1771 die evangelifche Linie Baden: 
Durladh die Regierung übernahm “). 

In der hinteren Grafihaft Sponheim, im Befige von 
Baden und Pfalz: Zweibrüden, wurde 1557 die evang. Kirche mit Ein- 
führung der Zweibr. K.-D. begründet. Das luth. Bekenntniß biieb 
bier ſtets vorherrſchend und wurde durch regelmäßige Bifttationen, 
wiederholte Revifionen der K.-D. (1589, 1600, 1720) '*), Einſetzung 
des Gonfiftoriums zu Trarbach 1672) und andere firdliche Einrich- 
tungen befeftigt. Nachdem 1588 der badifche Gemeinherr zur kath. 
Kirche übergetreten, verblieben dem evang. Fürften allein die Epiffopals 
tehte und die Forderung des kath. Stimultaneums wurde überhaupt 
zurüdgemwiefen **), bis die franzöfiihen Reunionen und die Ryswicker 
Cauſel (Anm. 109) nachtheilige Veränderungen herbeiführten. Nach— 
dem 1734 Chriftian II. von Birkenfeld Zweibrüden und feine übrigen 
Lande vereintgt und. auf Ehriftian IV. 1735 übertragen hatte, wurde 
die Kirhenverfaffung umgeftaltet und das Gonfiftorium zu Zweibrüden 
die kirchl. DOberbehörde 7). Im J. 1758 trat aber Chriftian zur 
fath. Kirhe über und fein kath. Neffe Carl 1. theilte 1776 Spon— 
heim mit der Pfalz. Durch befondere Neceffe wurde der Religions: 
zuſtand fiher gektellt '*), In Hinter-Sponheim lebten nur wenige Re— 
tormirte, welche fi der kurpfälz. 8.-D. von 1684 bedienten ). 

Alle dieſe linfsrhein. Gebiete fielen an Franfreih und wurden 
nab den organifchen Artikeln umgeftaltet 9). 





111) a. a. D. S. 714. 
112) M. ſ. die Details a. a. O. S. 716 ff. 


113) a. a. O. ©. 720. 721 und die cit. Kit. 

114) a. a. D. S. 723. Anm. 135a. S. 728. Anm. 143a. 
115) a. a. 2. ©. 725 ff. 

116) a. a. ©. ©. 725. Anm. 141. 

117) a. a. O. ©. 7238 ff. 

118) a. a. O. S. 732. 733. 

119) a. a. O. ©. 731. Anm. 158 f. 

120) a. a. ©. S. 777 ff. 
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q) Die Wild- und Rheingräflihen Lande"). 


Ungeachtet der in mannigfahem Wechfel eingetretenen Theilungen 
beitand doch für alle Glieder der wild: und rheingräflichen Famtlie 
eine enge Verbrüderung und Vertretung durch den Senior des Haufes. 
Nachdem Philipp Franz von Daun als der Neltefte fih 1554 für das 
Lutherthum entſchieden Hatte, folgten Die übrigen Grafen feinem Bei: 
ipiele und die bald nachher verfaßte K.-D, und Agende wurde 1588 
al8 allgemeines Gejeg anerkannt und als ſolches 1690 erneuert ®). 
Zwar gelang es auch in dieſer Herrichaft, den Katholifen mehrfach 
Simultanen zu begründen, doch blieb die Tuth. Kirche und Confiftorial- 
verfaffung bis zur franzöfifhen Occupation dem weſtfäl. Frieden ge 
mäß vorherrfchend; nur in dem Zweige Salm'*), welder im 17, 
Jahrh. zur kath. Kirche zurüdgefehrt war, hatte der Katholicismus, ein 
gewiſſes Uebergewicht erlangt. J— 


r) Die Grafſchaft Nieder-Katzenellenbogen). 


Nach dem unbeerbten Tode des Grafen Wilhelm 1500 folgte ein 
Succeſſionsſtreit wegen der Herrſchaft, welcher 1557 zu Gunſten Ra 
endete. Schon vorher hatten aber die Prätendenten, Philipp von 
Heffen und Wilhelm von Naffau die Reformation durchgeführt und 
1535 eine vorläufige Ordnung feftgeitellt *); fpäter wurde überhaupt 
die Grafihaft in Gemeinfchaft mit ganz Heffen verwaltet. Katholiken 
und Peformirte blieben aus dem Gebiete ausgefchloffen, bis 1648 
Heflen»Darmftadt daffelbe Heſſen-Caſſel und Rotenburg abtreten 
mußte. Dem Haufe Heffen war aber, als die untere Grafichaft Ro 
tenburg allein zugewiejen wurde, die obere Kirchengemwalt refervitt 
und daher fonnte, als Ernſt von Rotenburg 1654 fih zur fath. Kirche 
wandte, die evang. Ordnung nicht gehemmt werden. Bis zur Ab 
tretung des linksrhein. Theils von Kabenellenbogen (St. Goar u. a.) 
an Franfreid blieb mit gewiſſen Modificationen das heſſiſche Kirchen 
recht in Geltung *). 


s) Das Fürftentbum Lihtenberg '”). 


Im 3. 1816 hatte der Herzog von Sachen Coburg: Saalfeld die 
aus früheren Beftandtheilen von Trier, Prag, Naffau: Saarbrüden, 


121) a. a. D. ©. 734 ff., wo die pofitifchen und firchlichen Verhältniſſe der ver 
ſchiedenen Linien dieſes Hauſes fpeciell nachgewiefen find. 

122) a. a. D. ©. 756. ©. 739. Anm. 11, Urk. Rr. CCCXIX. In der Lan⸗ 
ded:D. des Haufes Rheingrafenftein v. 1754 wurde diefe K.⸗O. auch wieder anerkannt 
(a. a. O. ©. 741). 

123) a. a. O. ©. 742 ff. 

128) a. a. O. ©. 747 ff. 

u = a.a.D. S. 748. Anm. 4. Urk. Nr. CCCXX. Richter, die 8.:D. 
r. LII. 

126) Die Detaild |. m. a. a. D. Leber die bis zur preußifchen Beſitznahme er: 
folgten Einrichtungen f. m. a. a. DO. S. 777. 781. 786. 848. 857. 

127) a.a. 8. ©. 887 ff. 
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Zweibrüden, Sponheim u. a. beftehende Herrfchaft Baumholder er- 
halten, welcher 1819 der Name Fürftenthum Lichtenberg beigelegt 
wurde. Die bei der Uebernahme des Diſtriets vorhandene franzöftiche 
Drganifation erfuhr durch die Coburgiſche Regierung die nöthigen 
Aenderungen, welche indeffen, als das Gebiet 1834 vertragsmäßig an 
Preußen abgetretan wurde, ohne Scwierigfeit mit der ——— 
K.O. in Einklang gebracht werden konnten. 


Die Fürſtenthümer Hohenzollern-Hechingen und 
Sigmaringen) 


And faſt rein katholiſch und die Evangeliſation unterlag früher großen 
Schwierigkeiten. Ueber die beiden cv. Gemeinden zu Hechingen und 
Sigmaringen '**), welche der Union angehörig ihren Befenntnipftand 
im Gonfenjus der luth. und ref. Symbole finden, hat der Landesherr 
den Patronat übernommen. In Bezug auf die kirchl. Verwaltung 
find diejelben dem Gonfiftorium der Relnpronin, refp. der Regierung 
u Sigmaringen untergeben '*). 


$. 19. 

Die gemeinfchaftliche Kirchenordnung für die Provinz Weftfalen und 
die Aheinprovinz. A 

Die Anwendbarkeit der vielen, in den einzelnen zur Provinz Weit: 
fulen und der Rheinprovinz gehörigen früher jelbftftändigen Gebieten 
nah und nach entftandenen Kirchenordnungen (ſ. $$. 17 u. 18) war 
jur Zeit der Bereinigung Ddiefer Herrichaften zu Einem Ganzen unter 
preuß. Scepter, theild durch die fpätere Geſetzgebung überhaupt, teils 
durh die während der Fremdherrſchaft eingeführten organifchen Ars 
tifel ($. 51), fo wie durch die feit 1815 RER preuß. Anords 
nungen vielfah bejchränft oder aufgehoben. a8 Bedürfnig, die 
mannigfachen Zweifel zu heben und eine einheitlihe Ordnung heraus 
fellen, ward allgemein gefühlt und von Seiten der Kirche wie des 
Staats eifrig darauf Bedacht genommen, diejes früher vergeblih ans 
an Ziel, nunmehr zu erreihen. Grleichtert wurden dieſe Be— 
dungen durch den in beiden Provinzen vorherrihenden Unionsfinn 
und durch den vorwaltenden Einfluß der im Beſitze einer im Wejent- 
lien übereinftimmenden reformirten und luth. K.-D. befindlichen Ges 
biete von Jülich, Eleve, Berg, Mark u. j.w.?) Freilich fehlte es auch 
nicht an eigenthümlichen Schwierigkeiten, insbejondere in dem Gegen: 
ſaze der freieren presbyterianifchen Anficht der Reformirten im Jülich— 
dergifhen und der das Eonfiftorialprinzip”betonenden Staatsregierung 


128) S. meine Schrift: Der preuß. Staat, ©. 63. 

129) Eine dritte Gemeinde zu Haigerloch ift in der Bildung begriffen. S. Guftavs 
Volf⸗Bote 1862. Nr. 11. 

130) Allerh. ®. vom 7. Jan. 1852 (G.⸗S. ©. 35). Cab.⸗O. vom 8. Aug. 
10, Min.» Erfaß vom 5. Juli 1861 (Allg. 8.» Zeit. 1861. Nr. 62). 

IM. ſ. 3.8. meine Gefh. IV, III, 273. 809. 817. 818 u. a. 

2) Bergl. meine Geh. a, a. D. Urk. Nr. LXX und XCVI, 
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bervortretend °). Die Berathungen über eine neue gemeinichaftliche 
K.:D.*) lehnten fi) an einen von der Regierung 1817 und 1818 vorge: 
legten Entwurf einer Synodal=- und einer K.-⸗O. (f. $. 53), 
welche auf mehreren Synoden in beiden Provinzen begutachtet und unter 
Benußung der älteren K.O., fowie der von einzelnen Synodalen ausge: 
arbeiteten eigenen Entwürfe, verändert und ergänzt wurden. Bor: 
nehmlich wurden die Anträge und Bejchlüffe der rhein. Synode zu 
Duisburg 1818 und der weftfäl. zu Lippftadt 1819 bei der Revifion 
des eriten Entwurfd berüdjichtigt. Der Präſes der Provinzialiunode 
von Cleve-Berg, Pfarrer Rob zu Budberg, trat 1827 mit dem geiftl. 
Minifterium in unmittelbare Verhandlung und berieth nad jeiner 
Rückkehr aus Berlin auf einem Gonvent mit den Superintendenten 
des Sprengeld den neu ne. Entwurf, welder 1830 den Pro— 
vinzialfynoden zu Cöln und Goblenz zu weiteren Erklärungen vorge: 
legt wurde. In gleicher Weife fand 1830 eine Conferenz der weitfäl. 
Superintendenten in Münfter ftatt, welcher eine Gefammtfynode zu 
Dortmund folgte, die fih zugleich über die Vorſchläge der Cölner 
Synode diefes Jahres zu äußern veranlaßt wurde’). 

Das 3. aller diefer Verhandlungen war die neue K.⸗O.?), 
welche durch die Allerh. Cab.“O. vom 5. März 1835 beftätigt wurde. 
63 heißt in derjelben: „Wir (baben) mit Berüdjihtigung der ver 
fhiedenen (in der Provinz Weftfalen und der Rheinprovinz) bisher 
geltenden K.⸗O. und der eingeholten Gutachten und Anträge der dor: 
tigen Synoden Die K.-O. für alle Gemeinden beider ev. Confeſſionen 
in den dortigen Provinzen abfaffen laffen. Wir ertheilen derfelben 
mit Aufhebung aller entgegengefegten früheren Beftimmungen bierdurd) 
Geſetzeskraft und befehlen, daß diefelbe durch die Amtsblätter der Re: 
gierungen in den beiden Provinzen befannt gemacht werde.‘ 

Indem der 8.:D. gemäß die Berfaffung und Verwaltung der 
weftf.srhein. Kirche durchgeführt wurde, zeigten fih bald wielfache 
Mängel und Unzuträglichkeiten, mit deren Erledigung fich die Kreis: 
und Prov.-Synoden ernſtlich befhäftigten ). Auf Grund eines Er: 
laſſes des geiftl. Minifteriums vom 30. April 1844 unterzog fich des: 
halb die vierte Provinzialiynode beider Gebiete einer forgfältigen Re— 
vifion der K.O. Das Refeript vom 2. Septbr. 1847 entſchied in— 
deffen, daß die flattgehabten Erwägungen und Berathungen noch nicht 
al8 dazu angethan befunden werden könnten, um darauf eine vollſtän— 
dige Revifton und erneuerte Abfaffung der K8.:D. von 1835 zu gründen. 
Die Greigniffe von 1848 drängten aber bereit8 aufs neue zur Re: 
vifion und das Nefultat der deshalb gepflogenen Verhandlungen der 


3) Die Einzelnheiten a. a. D. ©. 861 ff. 

4) Bergl. a. a. D. ©. 906 ff. 

5) S. a. a. D. ©. 882 ff., 902. 903. 

6) Eine Ueberfiht der K.:D. mit Nachweifung der Quellen der einzelnen $$. 
iebt meine Gefh. a. a. D. U. Nr. CCCLIX. — Die K.⸗O. ift in vielen 
Sammlungen und oft in separato gedrudft worden, mit Sinweifungen auf das franz 
zöffche und gemeine Necht herausgegeben von W. Schmig. Berlin 1837. 

7) Ueber die Bemühungen für die Nevifion der K.rD. f. m. meine Auseine 
anderfegung in der Deutfchen Zeitſchr. für chriſtl. Wiffenfchaft 1854. Nr. 49—52: 
Die gegenwärtige Lage der ev. K. in RheinlandsWeftfalen, und unten $. 52, 
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Spnoden beider Provinzen war die: Evang. 8.-D. für Weftfalen 
und die Rheinprovinz nad der ſchließlichen VBereinbas 
rung der vereinigten Synodalcommiſſion zu Elberfeld 
am T—10. Zanuar 1853. Elberfeld. 4%. Diefelbe erhielt jedoch 
nicht die höhere Sanction. Nach der Eab.-D. vom 30. Januar 1852 
md 13. Juni 1853 ergingen die Beſcheide des geiftl. Minifterii vom 
35. und des O.-K.-Raths vom 26. Auguft 1853, Durch welche nur 
diejenigen Anträge der Synoden als Zuſätze zur 8.-D. beftätigt wur: 
den, welche dem bisherigen Beftande des landesherrl. Kirchenregiments 
und der übrigen Tandesherrl. Rechte nicht entgegenftehen. Hierauf 
erihien eine neue Ausgahe der K.⸗O. auf VBeranlaffung der VII. 
thein. Prov. » Syn. von Dr, Friedr. Bluhme. Bonn 1854. 

Die K.-D. von 1835 enthält feine befondere Beftimmung über 
das Belenntniß. Bei der feit 1848 unternommenen Reviſion vers 
einigten fi beide Synoden über 3 88.: Vom Belenntnißftande der 
ev. Kirche in Rheinland und Weftfalen, und der König genehmigte 
diefelben unterm 25. Novbr. 1855. Hierauf beforgte Bluhme eine 
neue Ausgabe der 8.-D. Bonn 1859. 

Für Weftfalen hatte bereits 1844 der Conſiſt.Secretär Delius 
eine ergänzte Bearbeitung der K.-O. publicirt; nunmehr erfchien eine 
neue Ausgabe im amtlichen Auftrage der Synode durdy App. Ger. » 
Ratb Hagens: K-D.... mit der feit ihrer Publication für die 
ev. Gemeinden der Provinz Weſtfalen erlaffenen Declarationen, zuſätz— 
Iihen Beftimmungen u. ſ. w. Bielefeld 1856. 

Das reichhaltigfte Hilfsmittel zur Auslegung der K.O. und das 
Material, aus welchen die unabläffig fortichreitende Entwidelung der- 
jelben erfannt werden fann, fo wie Die Motive zu den neueren Ber: 
ordnungen für beide Provinzialfichen bieten die Protofplle ihrer Sys 
noden. Auch erſcheinen kirchliche Amtsblätter der beiden Conſiſtorien 
(von Weſtfalen feit 1859, der Rheinpropinz feit 1860), 

Außer monograpbiichen Darftellungen verdient befondere Beachtung 
die: Monatsſchrift für die evang. Kirche der Rheinprovinz und 
Beftfalens,. herausgegeben von Nitzſch und Sad jeit October 1842 
bis Juni 18475 Kling und Goebel, unter Mitwirfung von Nitzſch 
und Dorner feit Zuli 1847 bis ult. 1848, worauf an Kling’s Stelle 
J. W. Krafft trat bis ult. 1854. Als Fortfegung erſcheint feitdem 
an: Evang. Gemeindeblatt für beide Provinzen. 

Die weitere Auseinanderfeßung des Staats und der Kirche wird 
u einer wiederholten Revifion der K.O. von 1835 führen müffen. 
Daß dabei auf den Entwurf von 1853 zurücdzugehen und diefer den 
veränderten Verhältniſſen entfprecyend zu motiviren fei, darüber haben 
Ni bereits die Prov.-Synoden von 1862 erflärt (f. unten $. 25). 
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3) Local- und andere partifulare Redte. 


8. 20, 
Stafutarifches Recht. 


Zu den Quellen des preuß. Kirchenrechts gehören auch ftatutarifche 
Beftimmungen, indem wie jede Corporation auch die firchlihen Ge- 
meinſchaften die Befugniß haben, Statuten, Ordnungen, Verfaffungen 
für fi aufzuftellen, durch welche ihre Verhältniffe geregelt werden. 

Das A. L.-R. bezeichnet als Entſcheidungsnorm für die Verhält— 
niffe und Rechte der Gorporationen und Gemeinen (II. 6, $. 26) die 
bei ihrer Errichtung geſchloſſenen Verträge oder ergangenen Stiftungs- 
briefe, die vom Staate erhaltenen Privilegien und Gonceffionen und 
die in der Folge unter Genehmigung des Staats abgefaßten Schlüffe, 
und verweift außerdem (a. a. O. $. 40) auf die wegen der verfchtes 
denen Arten der Gorporationen ergangenen befonderen Geſetze. Dem— 
nad) fommt bier für die Kirche In Betracht die Vorſchrift (a. a. O. II. 
11. $. 46): „Wegen der äußern Form und Feier des Gottesdienftes 
fann jede Kirchengeiellichaft dienliche Ordnungen einführen “, fowie Die 
Feftfegung (a. a. D.$. 235): „Die VBerhältniffe zwiichen den Kirchen— 
aeiellichaften, und deren Mitgliedern, in Anfehung der Güter und des 
Vermögens der eritern, find nah den allgemeinen Grundfägen bon 
Gorporationen überhaupt, und demnächft nad der unter Genehmigung 
des Staats hergebrachten Berfaflung einer jeden einzelnen Kirchen: 
geſellſchaft beſtimmt“. Daß nah den Grundfägen des A. L.-R., 
welches als Gorporation nur die einzelne Kirchengeſellſchaft (Gemeinde), 
nicht aber die Kirche im Ganzen kennt (f. $. 23), die Statuten der 
Gemeinden eine wichtige Rectöquelle bilden müffen, liegt auf der 
Hand; daher wird aud fo oft auf die Ordnungen, Berfaffungen der 
einzelnen Gemeinden, Parocialfichen u. ſ. w. bingewiefen!). Die 
Giltigkeit derjelben bängt aber von der Genehmigung des Staats ab. 
Das in der Einleitung zum U. 2R. $. 2 aufgeitellte Prinzip: „Be: 
fondere Provinzialverordnungen, und Statuten einzelner Gemeinheiten 
und Gejellichaften erhalten nur durch die Tandesherrlihe Beftätigung 
die Kraft der Geſetze“ ift wie für Gorporationen überhaupt?) auch 
für die Kirchengefellichaften in den mannigfadhiten Anwendungen aus 
aeiprochen. Die wegen der äußern Form des Gottesdienftes von einer 
Kirchengefellihaft eimgeführten Ordnungen haben „nach erfolgter Ge: 
nehmiqung (des Staats) mit andern Polizeigefegen gleiche Kraft und 
Verbindlichkeit. Sie können aber auch ohne Genehmigung des Staats 
nicht verändert noch wieder aufgehoben werden“®), Demnach tft aud 
wiederholt die Rede von den vom Staate gebilligten oder genehmigten 
Statuten oder Verfaſſungen der Kirchen- wie der geiftlichen Gefell- 


Ichaften ®). 


1) M. f J. B. A. L.-R. I, 11. $. 109. 229. 235. 252. 333. 565 u. v. a. 
2)U LER. 11,6. $. 25 f. 

) A... 1, 11. $. 47—49. Verb. $. 146. 959. 1000. 

ML. 3.8. aa. ©, $$. 101. 178. 235. 947. 948. 951. 1123 u. v. a. 
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Die Veränderungen, welche die Verfaſſung der evang. Landeskirche 
ſeit der Publication des A. L.-R. erfahren hat, konnten im Weſent— 
lichen die Grundſätze über das Recht der lirchlichen Corporationen zur 
Abfaſſung von Statuten, unter Genehmigung der geiſtlichen Obern, 
nicht alteriren. Durch die beſſere Organiſation der Kirche hat mit der 
Belebung der Gemeinden auch ihre Autonomie auf dieſem Gebiete nur 
gewinnen können. In Weſtfalen und der Rheinprovinz haben ſchon 
früher die einzelnen Gemeinden und Kreije fi) im Befige vieler flatus 
tariihen Beftimmungen befunden, deren Gonfervirung reſp. Herſtel— 
lung, injofern fie mit der K.“O. vom 5. März 1835 vereinbar find, 
unbedenklich erfcheint. Demgemäß bat die K.— Ö in Folge der Reviſion 
von 1851 dieſe Zuſätze erhalten: „Beftehen in einer Gemeinde her» 
kömmlich befondere, die K.⸗O. ergänzende, näher beftimmende oder 
modificirende Einrihtungen, deren Anerkennung fie wünjcht, oder fühlt 
fie fonft das Bedürfniß, neue eigenthümlihe Einrichtungen zu treffen, 
jo können folche zu einer flatutarifchen Beſtimmung, oder infofern fie 
Gemeindeangelegenheiten im Ganzen betreffen, zu einem &emeindes 
fatut zufammengefaßt werden. Es ift deshalb, nad Vorberathung und 
auf Antrag des Presbnteriums, ein Bejchluß der Gemeinde oder ihrer 
Vertreter zu faſſen und für denfelben, nah vorgängiger Begutachtung 
duch die Kreisſynode, Die Anerkennung der Provinzialfynode: daß die 
ſtatutariſche Beſtimmung zwedmäßig und mwefentlihen Beftimmungen 
der K.O. nicht zuwider fet, ſowie die fchliegliche Beftätigung des Con— 
ſiſteriums nachzuſuchen“*). — „Wie für die einzelnen Gemeinden, fo 
fönnen auch für die Kreisfynoden befondere, der K.-D. nicht wider: 
fprehende Einrichtungen getroffen werden. Solche ftatutarifhe Be— 
fimmungen find von der verfammelten Kreisiynode zu befchliegen und 
bedürfen zu ihrer Rechtögiltigfeit der Anerkennung der Provinzials 
ionode und der Beftätigung des Gonfiftoriums, unter Genehmigung 
der obern Kirchenbehörde "°). 

Für die dftlihen Provinzen der Monarchie ift nach erfolgter 
Revifion der Grundzüge einer Gemeindeordnung v. 29. Juni 1850 im 
Anſchluſſe an diefelben ein Normalftatut entworfen, welches unter 
Hinzufügung der für die befondern Verhältniſſe der einzelnen Gemein: 
den erforderlichen Zuſätze und mit den durch) die Umſtände gebotenen Mo: 
diftcationen als Localſtatut einzuführen ift”); auch haben einzelne 
Gemeinden in freierer Art fihb Statuten entworfen, welche nad er- 
folgter Revifion durch die geiftlichen Obern beftätigt und eingeführt 
ſind'). In gleicher Weife it für die 1862 eingerichteten Kreisfunoden 


5)S. Er. K.⸗O. ... nad * Vereinbarung der Synodalcommiſſion $. 37. 
Ba = ae v. 25. Aug. 1853. Nr. XV. Dun: $. 33b z K. -O. von 1835. 
. Ev. 8.:D. ... der Synodalcomm. . Min. WR. cit. Nr. XX. Zus 

ng) n zur K.⸗O. ‘von 1835, 
T)M. |. das Normalftatut, wie es aus den Beratbungen für die Provinz Preus 
‚ Pen an, in dem: Generals Bejcheid auf die Kreis= Spnodal: Cesterchiek 
—— ir über die Grundzüge u.f.w. vom 23. Mai 1851 (Königsberg 


5) So die evang. Hofkirche in Bresfau, welche 1849 eine Gem. D. aufftellte, 
welche 1851 ergänzt, am 24. Novbr. von Presbhterium vollzogen und unterm 30. Dechr. 
1851 vom Gonfiftorium beftätigt wurde (f. Gillet, die Gem.=zD. der ev. Hoffirche 
u Breslau. Breslau 1849, nebft einem bei. aedrucften Nachtrage, einem Auszuge 
aus dem Gemeinebuce. Fol. 85 — 89. enthaltend). 


7* 


100 Buch I. Quellen und Literatur. 


der Entwurf eines Synodalftatuts von dem refp. Eonfiftorium 
vorgelegt und nach Berathung der Kreisiynoden für jede Diöcefe be- 
ſonders feftgeftellt?). Eben fo find flatutarifche Beftimmungen für das 
Verhältnig von Perfonalgemeinden zur Localparochie u. a. öfter ge— 
teoffen '). 

Statutarifhe Feſtſetzungen find außerdem vielfah vorhanden für 
einzelne firhliche Anftalten, wie Pauperhäufer, Inftitute für Kranken 
pflege, Zwede der äußern und innern Miffion, für Pfarrwittwen, für 
emeritirte Geiftliche u. a. m.“). 


$. 21. 
Ungefchriebenes Recht. 


Alles Recht im Staate, wie in der Kirche beruht urfprünglich auf 
der Sitte, der fortgeießten Uebung, der Gewohnheit. Das auf 
dem Glauben an Ghriftus beruhende gemeinfame religiöfe Bewußt- 
fein führte in der Kirche zur Befolgung gemeinfamer Grundfäge 
für die ganze Chriſtenheit; außerdem entftanden aber aus Anlaß 
localer Umftäinde und Bedürfniffe befondere Gewohnheiten. Nach— 
dem die Firchliche VBerfaffung mehr entwidelt war, wurden die für 
die Verhältniffe der Gemeinden nothwendig fheinenden Anordnungen 
in der Regel durch Die geiftlichen Obern getroffen, die Bildung von 
Gewohnheitsrechten trat mehr zurück und die durd den Klerus reprü- 
jentirte. Kirche wurde derfelben überhaupt abbold, da das Bolf, Die 
Zaien, hierbei einen Einfluß übten, weldher um jo weniger erwünſcht 
war, ald er Anfichten zur Geltung brachte, welche mit den von Den 
Leitern der Kirche feitgehaltenen Grundfüßen vielfah im Widerfpruche 
ftanden. Um fo mehr mußte in der evangelifchen Kirche bei dem Be 
ftreben, den in den Gemeinden vorhandenen Firhlichen Bedürfniffen 
wahrhaft zu entſprechen, und bei der Unmöglichkeit, Durch geſetzliche 
Vorſchriften allein dies Verlangen zu befriedigen, die Möglichkeit aners 
fannt werden, dag eine Erneuerung des Firhlichen Lebens durch Ber 
förderung guter Sitten in den Gemeinden Durch dieſe jelbft erfolgen 
könne. Bon diefem Gefichtspunfte aus und von der Erfahrung ges 
leitet, „„da8 wenn gejege zu frue für den brauch vnd vbung geftellt 
werden, felten wol geraten‘ erklärten fi die Reformatoren für das 
Gewohnheitsreht und geftanden ihm den Borzug vor den Geſetzen 
zu‘), insbefondere erfannten fie den großen Werth der Gewohnheit als 


9) M. f. für die Provinz Preußen die amtl. Mittheilungen des Conf. zu Kö⸗— 
nigsberg. Nr. 331. 356. 357. 396. 

10) M. f. 3.8. das Statut der luth. und ref. (Dom) Gemeinde zu Halle a/S. 
über die Parochtalverbältniffe v. 1855 (im Halleſchen Tageblatt 1857. Nr. 145) und 
das demfelben nachgebildete für ref. Gemeinden der Provinz Preußen v. 1863. 

11) Auf einen jpeciellen Nachweis aller a Anftalten und ihrer Statuten fann 
es natürlich an diefer Stelle nicht anfommen. . |. den Art. Wohlthätigkeitsanftalten 
in Herzog’s prot. Enchel. Bd. 18. S.232f. Im Allgemeinen vergl. auch das A. X. R, 
11, 19: Bon Armenanftalten und anderen milden Stiftungen, und unten Buch IN. 

1) Zeugniffe in meiner Abbdl.: Weber die Geltung der evang. K.⸗O., in der 
8. für deutfches Recht XIX, 1, 62 f 
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desuetudo an, indem nicht mehr paffende Gefeße fo am beften be— 
feitigt würden?). Indeſſen fand diefer Auffaffung noch immer eine 
andere gegenüber, welche das Gewohnheitsrecht mißbilligte, die Abro— 
gation vorhandener Gejeße Durch daffelbe für unzuläffig erklärte oder 
wenigftend die im fanonijchen Rechte für diefen Fall beftimmten Res 
quifite verlangte, nämlih NRationabilität und während der Ber: 
jührungszeit behauptete Uebung“). Die Redactoren des U. L.-R. 
waren dem Gewohnheitsreht im Allgemeinen nicht geneigt und der ge: 
drudte Entwurf eines allg. Geſetzbuchs disponirt in der inleitung 
$. 3: „Sogen. Gewohnheitsrechte, welche in diefe Bücher nicht aufges 
nommen find, follen eben fo wenig, als bloße Meinungen der Rechts— 
lehrer, irgend eine gefegliche Kraft haben‘. Im allg. Geſetzbuche felbit 
ud im A. LM. ift dies jedoh im $. 3 und 4 geändert‘): „Ges 
mohnheitsrechte und Obſervanzen, welche in den Provinzen und einzelnen 
Gemeinheiten gefegliche Kraft haben follen, müffen den Provinzial 
Gejegbüchern einverleibt fein. Inſofern aber durch Obfervanzen etwas 
beftimmt wird, was die Gefeße unentichieden gelaffen haben, bat es, 
his zum Erfolge einer gefeglihen Beftimmung, dabei fein Bewenden‘. 
Danach find neue Gewohnheiten, welche fi) gegen das L.-R. und 
die anerfannten Provinzialrehte?) bilden, fo lange ohne Autorität, bis 
der Gefeßgeber fie beftätigt hat, wogegen ergänzende Gewohnheiten 
(eonsuetudines praeter legem) fid) noch immer bilden fönnen‘), Wo 
das Provinzialrecht immer noch nicht codiftcirt ift, fönnen auch Ältere 
vom 2.:R. abweichende Gewohnheiten fort beftehen”), wenn nicht etwa 
duch ein allgemeines Probibitivgefeß für beflimmte Materien das 
Gegentheil ausgefprochen ift‘). Außer den in die Provinzialrechte aufs 
genommenen Gewohnheiten gelten auch dann dergl. nod) ferner, wenn 
das 2. überhaupt auf folhe verwiefen bat. Das Publ.-Patent 
$. VII, beftimmt nämlich: „Bei der Entwerfung der Provinzialgefeg- 
bücher ift zwar auch auf die Gewohnbeitsrechte und Obfervanzen, welche 
in diefer oder jener Provinz, oder an einzelnen Orten bisher ftattges 
finden haben, die erforderlihe Rücdficht zu nehmen..... Nach Ablauf 
(von 3 Jahren) aber foll auf dergl. ungeichriebene Rechte, oder vers 
meintlihe Obfervanzen, welche von den Vorfchriften des A. L.-R. ab» 
weihen, nur in fofern Rüdficht genommen werden, als fie entweder 
den Provinzialgefegbüchern einverleibt find, oder das A. L.-R. felbft 





2) a. a. O. S. 71 f. 

3) a. a. OD. S. 74 f. 

4) Ueber die deshalb ſtattgefundenen Berathungen ſ. m. die Auszüge aus den 
Raterialien in dem Pensum XV der Gefegrevifion S. 90— 92, wiederholt in den 
Grgänz. und Erläut. des U, L.-R., Ib. 1 zum $. 1 fa. der Einleitung. 

5) Alſo überhaupt für die Provinz Preußen (f. oben $. 10), fo wie für die 
genen K.:D. (in. |. z. B. meine eit. Abhdl. S.84. Anm. 166. Altmann, Praxis, 

6) Präjudiz des D.-Tribunals 1391 vom 2. Jan. -1844 (f. Altmann a.a. O. 
S. 4. Anm. 2. S. 245. Anm. 4), Erf. des D.-Trib. v. 19. Juni 1848 (Entfc. 
17, 366. Altmann a.a. O. ©. 48). 
so.) ©. den eit. $. 3 der Einfeit. zum %.=R., verb. $. VII des Publ. Pat. zum 
:R., Erf. des D.=Trib. vom 18. Febr. 1837 (Entſch. 2, 232). Altmann 
a. a. D. 5.488. Anm. 8. ©. 765e. 

8) Argum, L.⸗R. Einleit. $. 61. 62. 
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darauf, wie bei verfchiedenen Materien geſchehen ift, ausdrüdlich in 
der Art verwieſen Hat, daß die gefeglichen Beftimmungen nur für den 
Full gegeben werden, wenn über den Gegaenftand durch wohl herge— 
brachte Gewohnheiten eines Orts oder Diftriets nicht ein Anderes ein- 
geführt wäre”). Sodann ift es nuch zuläffie, daß in dem Provinztal: 
gejegbuch übergangene Gewohnbeiten und Obfervanzen nod nad) 
träglih auf Antrag von Communen und Gorporationen beftätigt 
werden '). 

Die große Bedeutung, welche Gewohnbeiten, Obfjervanzen, 
Herfommmen, bergebradte Berfaffung u. f. w.“) gerade 
im Gebiete des Kirchenrechts befigen, haben die Redactoren nicht 
ignoriren können; daber ift in feiner Materie des A. L.-R. jo oft 
auf diejelben hingewiefen, als im Kirchenrechte, indem fie die Stelle 
befonderer Geſetze, Statuten, Verträge in vielen Fällen erſetzen“). 
An diefem Sinne wird auf fie Bezug genommen bei der Wahl und 
Beftellung der firchlichen Beamten), bei der Beftimmung über die 
Parochialpflicht, die Parochialeigenichaft, die Entrichtung von Begräb— 
nißgebühren, den Mitgebrauch kirchlicher Anftalten und die daraus her: 
vorgehenden Verpflichtungen, die Zehntleiftungen, verfchiedene Pfarr: 
und Küfterabgaben'), Das ZTrauergeläute, die Dauer der Gnaden 
zeit) u. a. m. 

Da die Gewohnheit als ‚eine durch ein gleihmäßiges Ber: 
halten aller Bewohner eines beftimmten Orts oder Diftricts in Bezug 
auf ein und daffelbe Nechtsgefchäft ausgedrüdte allgemeine Rechtsan: 
ſicht“)“ ericheint, fo gehört zur Entftehung reip. Erfenntniß derſelben 
die wiederholte aleichartige Hebung”). Schon das Project des Corp. 
jur. Frid. Tit, 2, $. 25 legt einer wohl hergebrachten Gewohnheit vim 
legis bei, wenn verſchiedene Actus vorgefallen und deren wenigſtens 
zwei conform find, und in gleicher Weiſe bat ſich darüber auch die 
neuere Praris erklärt). Diefe aleichartigen Fälle müffen aber nicht 
durch ein widerfprechendes rechtmäßiges Handeln unterbrochen “) und in 


9) M. f. desfalls auch das Publ. Pat. zum oftpreuß. Prov,=R. $.3. Erf. des 
D.: Trib. vom 31. Januar 1842 (Präjudizs 1107. Altmann a. a. O. ©. 117). 

10) Dftpr. Prov. = N. Bulab 2. 

11) Alle diefe Ausdrüde find im Wefentlihen im A. &=R. gleichbedeutend. Es 
erbellt dies aus einer Vergleichung der einzelnen Stellen des L.⸗-R. felbft und if 
auch in den Gründen eines Urtheils des OD.» Trib. anerfannt (Entſch. 24, 213. Alt: 
manna.a. D. S. 244), während das gemeine Recht beftimmter unterfcheidet (G. L. 
Böhmer, prineipia juris can. $. 230 f. Eichhorn, Grundfäge des K.: Rs. 2, 
35 f. v. Scheurl, kirchl. Gewohnheitsrecht, in Dove’s 3. für K.-R. III, 61. 
S. auch Altmanna. a. D. S. 244. 245. 

12) M. ſ. z. B. N. L.⸗R. 11, 11. $$. 102. 252, 256. 366. 710. 1219. 1234. 

13) A. &eR. I, 11. $$. 352. 358. 359. 553. 562. 

14) a. a. D. 88. 242. 243. 274. 459 verb. 667. 192. 252. 309. 312.” 409. 
710. 766. 857 ff. 009. 918. 937 (f. Erf. vom 21. Det. 1861 im Archiv f. Rechte: 
fälle 43. 152— 155). 

15) a. a. D. $$. 593. 84. 

16) Erf. des O.-Trib. v. 4. Dechr. 1840 (Altmann a. a. D. S. 244). 

17) Vergl. A. %.= N. II, 11. $$. 243. 358. 350, 

18) Erf. des O.-Trib. vom 19. Juni 1848 (Entſch. 17, 365 f. Altmann 
a. a. O. ©. 246 f.) 

19) Das U. L.-R. a. a. D. $$. 710. 7068. 909 fpricht von ununterbrochener 
Duty $.409: ununterbr. Herkommen. Vergl. II, 6. $. 123. 125. U. 6.:d. 
A <A 9 3 , 
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einem verjäbrungsmäßigen Zeitraum vorgefommen fein”). Als einen 
folden nahm man früher bald 10, bald 30, ja 40 Jahre an und das 
preuß- &,-R. von 1721 B. I. Tit. 33, $. 15 fchrieb vor: „Und obwol 
nach der Rechtögelehrten Opinion zum wenigiten 10 Jahr zu jolcer 
Gewohnheit gehören ... fo wollen Wir doch folhe Zeit ... auf 30 
Jaht, Jahr und Tag erftredt haben’. Dies bat jedoch das A. L.R. 
nicht beftätigt und die Praxis hat fih fir 10 Jahr entichteden (I. 
Anm. 18), worauf felbit das L.⸗-R. hinzuführen jcheint?!), oder über: 
haupt die Enticheidung dem richterlihen Ermeſſen überlaffen??). Die 
vorgefommenen Handlungen müffen übrigens die Meinung der Hans 
deinden von der rechtl. Nothwendigfeit ihrer Handlungen (opinio neces- 
sitatis), Die Ueberzeugung von der Eriftenz eines befolgten Rechtsſatzes 
zu erfennen geben’). 

- Die rechtsverbindlide Kraft der Gewohnheiten ift in Preußen eine 
beihränfte (j. oben Anm. 4 ff.) und es enticheidet die Worichrift des 
VLR. Einleit. $. 60: „So wenig durd) Gewohnheiten, Meinungen 
der Rechtslehrer, Erkenntniſſe der Richter, oder durch die in einzelnen 
Füllen ergangenen Verordnungen neue Gejege eingeführt werden können; 
eben fo wenig fönnen ſchon vorhandene Gefeße auf dergl. Art wieder 
aufaehoben werden‘‘**); dennoch ift der Einfluß der fid) gegen Die nicht 
mehr paffenden Geſetze bildenden Gewohnheiten infofern ein wichtiger 
und beilfamer, als der Geſetzgeber daraus zu erkennen vermag, daß ed 
einer Aenderung der noch zu Recht beftehenden Geſetze bedürfe). 


Auch die Praris der Gerichte und Verwaltungsbehörden ift eine 
wihtige Rechtsquelle, indem aus dem Geift der Geſetze felbft, der 
Analogie und dem vorhandenen Bedürfniffe die beftehnde Gefegaebung 
erläutert und ergänzt wird. Demgemäß beftimmt das A. LR. IL 11, 
$. 298 wegen der zugaeichlagenen Gemeinden, daß, wenn über deren 
Verhältniſſe Feine Verträge gefchloffen worden, die fehlende Beftimmung 
in ftreitigen Fällen von den geiftl. Obern nad der Billigkeit und nad) 
dem, was unter Ähnlichen Umfänden im Kreife oder in der Provinz 
üblich ift, ergänzt werden foll, Die Grundlage für die Praxis bildet die 
Biffenihaft?*). Schon nad) früherem Recht war den preuß. Richtern zur 
Pflicht gemacht, in Fällen, wo es an einem Geſetze fehlte, felbft die Enticei- 
dungzu treffen, während die felbftftändige Ausleaung der vorhandenen Ge— 
jege unterfagt war. Durch Cab.O. v. 8. März 1798 erklärte indeffen 





20) Das A. L.⸗R. a. a. D. $. 352 fpricht von einer rechtäverjährten Gewohn— 
kit, $. 366 von einer feit rechtsverjährter Zeit wohl bergebrachten Gew. oder Vers 
Yaffung, Obfervanz II, 7. $. 313, 11, 8. $. 41. 187, auch Befikftand II, 17. $. 175. 

21) Vergl. II, 11. $. 242. ©. auch $. 870. . 

22) Erk. des O.-Trib. v. 22. Mai 1857 (Entih. 36, 305 f. Altmann 
u. a. D. S. 245.) 

23) Erk. des O.⸗Trib. v. 28. Septbr. 1857 (St riethorſt, Archiv für Rechts— 
ſile VN, 71äf. Altmann a. a. O. ©. 248. 249). S. v. Scheurl (Anm. 11) 
1. a. D. S. 62 f., 387 f. Verb. meine (Anm. 1) cit. Abbdl. S. 74 f. 

24) S. auch allg. 8.=R. II, 11. $. 146. 

25) Ueber die frühere Wirkſamkeit der desuetndo f. m. die Nachweifungen in 
Meiner cit. Abhdl. S. 71 ff. 

26) 2. meine Ausführung: Leber den Zufammenbang der Theorie und Praxis 
Im gemeinem und preuß. Mechte, in der von mir und Bobrick herausgeg. 3. f. Theorie 
und Pragis des preuß. Nechts I, 1 (Marienwerder 1834). Nr. 1. 
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der König: „Ich jehe nicht ein, warum die Richter nicht eben fo gut 
zmeifelhafte Gejeße follten erflären fönnen, wie fie Fälle enticheiden 
müfjen, worüber es an einem Gefege aänzlih mangelt‘, und demnad) 
wurden die Richter durch R. v. 21. März d. 3%. von der bisherigen 
Beihränkung befreit”). Der hohe Werth der Praxis und der durch 
diejelbe gewonnenen Rejultate für die firchliche Adminiftration erhellt 
aus den daraus hervorgegangenen Grlaffen der Behörden und Den 
Rechtsſprüchen und Präjudicien, für welche die in 8. 9 angeführten 
Sammlungen, insbefondere die Schrift von Altmann eine reiche Fund— 
grube darbieten. 


4) Berhältniß der firhlihen Nechtsquellen zu einander 
in der Anwendung. | 


$. 22. 


Die Anwendbarfeit der in den 88. S— 21 überfichtlih nachge- 
wieſenen firchlichen Nechtöquellen des preuß. Staats im einzelnen Falle 
felbft hängt theild von dem Borhandenfein gemwiffer Umflände und 
Grundſätze ab, welde aus dem Weſen des Rechts fchlechthin folgen 
und daher auch im preuß. Recht anerfannt find, theild von befonderen 
Borausfegungen, welche der Eigenthümlichkeit der preuß. Geſetzgebung 
angehören, 


Zuvörderft muß es zweifellos fein, daß die angumendende Rechts— 
norn als foldye wirklich beiteht, e8 ſei in der Geftalt des Geſetzes oder 
des ungefchriebenen Rechts. In Bezug auf Gefeße enticheidet Art. 106 
der Verf.Urk.: „Geſetze und Verordnungen find verbindlih, wenn fie 
in der vom Gejege vorgefchriebenen Form bekannt gemacht worden 
find. Die Prüfung der Nechtsgiltigfeit gehörig verkündeter Verord— 
nungen fteht nicht den Behörden, fondern nur den Kammern zu“. 
Die gefegliche Form der Bekanntmachung tft der Abdru in der Gefep- 
fammlung'), mit der Gegenzeichnung eines Minifters, welcher dadurd 
die Verantwortlichkeit übernimmt’). Diefe Vorſchrift bezieht ſich aber 
nur auf die Gefeßgebung in bürgerlihen Angelegenheiten und in ſolchen, 
welche gemifchter Natur find und bei denen die Kirchenhoheit des 
Staatd mit in Betracht fommt. Bei rein firdlichen Angelegenheiten, 
deren Bermwaltung nach Art. 15 der Verf. der Kirche ſelbſt zufteht, 
bedarf es diefer Form der Bublifation nicht; erfolgt dieſelbe aber durch 
die Gefeßfammlung, fo bat die Gegenzeichnung des Minifters nur die 
Authentie des Iandesherrlichen Erlaſſes feitzuftellen‘), Die Eriftenz 


27) ©. die in der vor. Anm. cjt. Abhol, S. 62 f. 

1) Gef. v. 3. April 1846 $.1 (Geſ.-S. 5.151) ,Ivergl. überhaupt v. Rönne, 
preuß. Staatärecht I, 158 f. 

2) Berf. «Urt, Art. 44. 

3) ©. den Erlaß der evang. Abtb. v. 30. April 1850, in den Aftenft. a. d. 
Berw. der Abtb. 1850 S.46— 49, Wegen der verichiedenen amtlichen Organe, in 
PA die ee V.-⸗O. befannt gemacht werden, |. m. die Nachweifungen in den 

. 9. 11 ff. 
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der Gewohnheiten ift durch alle geſetzlichen Beweismittel, insbe. auch 
durch frühere richterliche Enticheidungen zu führen ®). 

Sobald die Legalität der Normen feftftebt, nach welcher in einer“ 
vorliegenden Sache die Enticheidung zu treffen fein würde, fo tft die 
Gompetenz der verwendbaren Rechtsnorm näher zu beſtimmen. Nach 
allgemeiner Regel hat das neuere Recht den Vorzug vor dem älteren 
(jus posterius derogat priori). Wenn aber die zu beurtheilende Hand» 
lung oder Begebenbeit ſchon früher vorgefallen ift, kann der Regel nad 
das neue Gefeß nicht darauf angewendet werden, weil demfelben an fich 
feine rüdfwirfende Kraft beiwohnt.“ . Da „Geſetze fo lange ihre 
Kraft behalten, bis fie von dem Gefeßgeber ausdrüdlicd wieder aufges 
hoben werden“*), fo gemügt zur Aufhebung nicht eine fich nachher 
bildende Gewohnheit (j. den $. 21), dagegen wohl eine wenn auch 
nur indirecte Sanction des Gefeßgebers, Infofern die Fortdauer des 
älteren Gefeges mit der neueren Beſtimmung unvereinbar if. In 
diefem Sinne declarirt Art. 109 der Berf.: „alle Beflimmungen der 
beitebenden Geſetzbücher, einzelnen Gefeße und Verordnungen, welche 
der gegenwärtigen Verfaffung nicht zumiderlaufen, bleiben in Kraft, 
bis ‚fie durch ein Gefeß abgeändert werden‘”). Im einzelnen Falle 
tommt e8 bier aber auf den Wortlaut des jpäteren correctoriichen Ge— 
iebes an, indem das ältere völlig oder nur theilweiie in gewiſſen näher 
bezeihneten Punkten aufgehoben fein fann. So wenn die Cab.O. v. 
5. März 1835, durch welche die rhein.weſtfäl. K.-D. publicirt wurde, 
beftimmt: „„ Wir ertheilen derfelben mit Aufhebung aller ENT 
jegten früheren Beftimmungen hierdurch Geſetzeskraft“, woraus alfo 
hervorgeht, Daß die älteren derfelben nicht widerjprechenden und mit 
ihr vereinbaren Vorjchriften noch anwendbar find’). Fu dieſen nod) 
geltenden Älteren Normen gehören vornehmlich ftatutariiche Beftimmungen 
(ſ. $ 20), mie denn überhaupt: ‚Statuten und Provinzialgefeße 
dutch neuere allgemeine Geſetze nicht aufgehoben werden, wenn nicht in 
legten die Aufhebung der erftern deutlich verordnet ift’?). 


Dies führt auf einen für die Anwendung nicht minder wichtigen 
Grundiaß, der fih auf den Unterſchied des gemeinen und bejondern 
Rechts fügt, mämlih: „Es ftehen bei Beurtheilung einzelner 
Streitfragen die allgemeinen Geſetze den Provinzialgefegen, dieſe den 
beſondern Statuten, und diefe endlich den auf andere Art wohlerwor- 
denen Rechten nach““). Hierin liegt ein zwiefadher Gefichtspunft, der 
geopraphifche, der den Umfang der Geltung der Rechtsquellen zunächft 
beftimmt, nnd der materielle, der ſich zunächſt auf die Autorität dere 


4) ©. die im $. 21 cit. Lit, Altmann, Praxis, S. 248. 249. 

5) Einl. 3. A. 2.:R $.14. Verb. Publ. = Pat. z. 2.:R. Art. VIII. XL. XII. 
XIV, XVII (ein Beifpiel bei Altmann, Praxis. S. 702. 703). Weber Ausnahmen 
von der Regel f. m. Bergmann, das Verbot der rüdwirkenden Kraft neuer Gejeße 
(funnover 1818) S. 206— 234 und die Grgänz. zum U. 8.=R. Einl. $. 14 ff 

6) Einf. 3. A. L.⸗R. $. 59. 

7) Bergf. v. Rönne, Staatsrecht I, 69, Anm. 4. s 

3 S. oben $. 10. Vergl. meine Geſch. der Quellen IV, 3, 921 f. 

M Ein. 3. U. 8. R. $. 61. 

10) Eint. z. A. L.-R. $. 21. 
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jelben für gewiffe Perfonen, Sachen und Handlungen bezieht. In der 
erften Hinficht hat das partifulare Recht den Vorzug vor dem univer: 
ſellen, alfo das Recht der Drtichaften vor dem der Provinzen und diefes 
vor dem des gefammten Staats; nah der zweiten Rückſicht gebt das 
finquläre und fpecielle Recht dem generellen vor, ift aber dann auch nur 
in bejchräufter Weije anwendbar, denn „die von dem Landesherrn in 
einzelnen Fällen, oder in Anſehung einzelner Gegenftände, getroffenen 
Verordnungen fönnen in andern Fällen oder bei andern Gegenftänden, 
als Gefege nicht angeſehen werden““). Die Vorfchriften des A. L.⸗R. 
haben biernad den Vorzug vor dem gemeinen in Deutichland geltenden 
Rechte überhaupt, welches überdies auch im Allgemeinen geradezu ab» 
geichafft it). Dem A. L.-R., als einem fubfidiarifchen Geſetzbuche, 
gehen dagegen die Provinzialredhte vor"), infoweit nicht das Gegentheil 
ausgefprochen iſt“). Dies ift insbefondere der Fall bei allen Ange 
legenbeiten, welche öffentlicher Natur und für welche nicht die provin: 
ztellen, fondern die allgemeinen Geſetze maaßgebend find, mögen dies 
jelben fi auf die Verfaffung oder die Verwaltung der Kirche bezieben. 
Demgemäß tft auch ein großer Theil des Inhalts der frühern Pros 
vinziafsKichenordnungen unanwendbar geworden®). Wo übrigens in 
einem Gebiete ein Geſetz allgemeines Landesgefeß war und bei der Ber 
bindung mit dem preußifchen Staate das N. L.-R. dort zur Einführung 
fam, Fonnte jenes nicht als Provinzialveht in Geltung bleiben, weil 
das Nebeneinanderbeftehen zweter allgemeinen Landesgefege nicht möglich 
ift, vielmehr das neuere allgemeine Recht das ältere, denfelben Cha 
rafter am ſich tragende Gefeß bejeitigt, was nicht der Fall fein könnte, 
wenn das leßtere nur ein partifulares Recht des betr. Territoriums 
wäre. Nach diefem Grundfaße haben mande K.O. und Agenden über: 
haupt oder zum Theil, wie 3. B. in Pommern '**), wie auch mehrere 
ältere Geſetze königlich fächfinier Landestheile in der Provinz Sachſen 
. und beiden Laufigen ihre Anwendbarkeit durch Einführung des A. L.-R. 
verlieren müffen '%). Dagegen haben „die bisher beftandenen befon: 
dern Rechte, für giltig anerkannten Gefege und Eonftitutionen über 
einzelne NRechtsmaterien und Gewohnheiten ihre gefeßlihe Kraft und 
Giltigfeit bebalten, dergeftalt, dag die vorfommenden Rechtsangelegen- 
heiten hauptſächlich nach diefen, und nur erft in deren Ermangelung 
nah den Borichriften des U. 2.:R. beurtheilt und entichieden werden 
ſollen““). Für diejenigen preuß. Lande, welche 1807 abgetreten und 





11) Einf. z. A. L.⸗R. 5. 

12) S. oben $. 8. Publ.⸗Pat. z. A. L.⸗R. Art. J. 

13) S. oben $. 10. Publ. Pat. cit. Art. IT. M. ſ. auch z. B. A. L.⸗R. 1, 
11. $$. 409. 710. 788 f. 831. 908. 

14) Publ. Pat, cit. Art. III. Einf. $. 61 (oben Anm. 9). - 

15) Dies ift fpeciell mit Nückficht auf die einzelnen Gegenftände nachgewiefen in 
meiner Abhandlung: Ueber die Geltung der Älteren ev. K.=D. in der Gegenwart 
in der 3. für deutiches Necht XIX, 3. Nr. 1, bei. ©. 45 f., 55 f. Vergl. aud 
meine Ausführung in Herzog's prot. Enchel. u. d. W.: 8.0. VII, 662 } 

15a) S.die Ausführung im Erlaffe des D.-K.-R. v. 18. Juni 1856 (Aftenft.9, 214, 

16) S. $. 12. Anm. 15. $. 14. Anm. 46a. $. 16. Anm. 59. 77. 

17) Patent v. 24. März 1803 für das Eichsfeld, Mühlhauſen, Nordbaufen und 
Erfurt $. 2 (N. CC. X1. 1803. n. 15. Nabe, Sammlung VIT, 333), Patent v. 
15. Novbr. 1816 für die ebemals fächfifchen Provinzen und Diftricte F. 3 (G.:©. 
S. 234) u. a. m. 
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ipäter wieder erworben wurden, blieb der Wechfel der Regierung nicht ohne 
Einfluß auf den Rechtszuſtand, indem bei der Wiedereinführung des 
1. L.-R. auf die inzwiſchen eingetretene Veränderung der partifularen 
Rormen Rüdficht genommen wurde. Es beftimmt deshalb das Patent 
v. 7. Septbr. 1814 wegen Wiedereinführung des U. L.-R. u. |. w.') 
in $. 2: „Die in einzelnen Provinzen und Orten beftandenen beion- 
dem Rechte und Gewohnheiten follen, infofern fie durch die, unter den 
vorigen Regierungen eingeführten Gelege aufgehoben und abgeichafft 
worden, auch ferner nicht mehr zur Anwendung fommen. An deren 
Stelle treten die Beftimmungen des U. L.-R. Dabhingegen bat es 
bei denjenigen Provinzialgefegen und Gewohnheiten, welche dephalb, 
weil fih über den Gegenstand derfelben in den bisherigen Geſetzen 
feine Borfchriften finden, als fortbeftehend beibehalten worden, aud 
künftig noch fein Bewenden, wie denn auch die aufgehobenen Provinzial: 
thte wieder wolle Wirkfamfeit in den Fällen erhalten, in melden das 
ALR. über den Gegenftand derjelben feine Beftimmungen enthält‘, 
Diefe Vorfchrift hat für das Kirchenrecht infofern eine befondere Wichtig— 
fett, als der Wechiel der Regierung daffelbe in feinem frühern Beftande 
wenig alterirte. Es kommt hierbei nämlich vorzüglich das intermediäre 
ftanzöſiſche Recht in Betracht, welches während der Zeit von 4807 bis 
1814 in den Damals von Preußen getrennten Gebieten die vorhandenen 
frhlihen Rechtsvorfchriften im Allgemeinen aufrecht erhielt). 


Anhang. | 


A. Die evang. Landeskirche im Verhäftniffe zum Staate bis zum Anfange 
des 19. Jahrhunderts. 


$. 23. 


In den einzelnen gegenwärtig preußifchen Zandestheilen war das 
Verhältnig des Staats zur Kirche bis zur Neformation, bez. zur Vers 
anigung mit Preußen in den geiftlichen und weltlichen Herrſchaften 
verihieden. Während in jenen die Rechte der Kirchenhoheit und der 
Kirhengewalt in der Hand der geiftlichen Fürften verbunden ohne 
frenge Sonderung von weltlichen und kirchlichen Beamten vermaltet 
wurden, beſaßen die weltlichen Landesherrn im Allgemeinen nur ein 
mehr oder weniger ausgedehntes jus reformandi ')! Die Reformatoren 


18) G.⸗S. S. W. Bergl. Patent vom 9. Nov. 1816 wegen Wiedereinführung 
vr preuß. Gefege in das Herzogthum Poſen $.2 (G.⸗-S. S. 225). Daifelbe ftimmt 
he auf den Schluß, der bier fo lautet: „An deren Stelle treten die Beftimm. des 
LER, und, wo diefe fehlen follten, die Analogie des Rechts nach Anleitung der 
im $. 49 der Einleit. 3. A. U: NR. een Vorſchrift.“ 

19) So in den zum Königreich Weſtfalen gehörigen Diſtricten ſ. oben $. 16. 
Anm. 2. 15. 21. 27. 47 u. a. m., im Großberz. Pofen, f. $. 15. Ann. 12. Weber 
id Yu des Regierungswechſels auf die Beftimmungen über Gremtionen f. m. 

2%. 50. 

1) J.G. Reinhard, meditationes de jure prinecipum Germaniae ... circa sacra 
bl: tempora reformationis exercito. Halae 1717. 4. Meine Darftellung: Ueber die 
Seltung der älteren evang. 8. D., in der Zeitfchr. für deutfches Recht XIX, 1,7 f. 
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des 16. Jahrhunderts mißbilligten entfchieden die Vermiſchung der beiden 
Regimente und wünfjchten eine felbitftändige Organifation der Kirche, 
wo möglich unter der Leitung der Biſchöfe; fie gaben nur nothgedrungen 
nah, da die Biſchöfe nicht gewonnen werden fonnten, daß die melt- 
lihen evangeliihen Herrfcher auch das geiftliche Regiment übernehmen 
und in Gemeinfchaft mit der Kirche verwalten follten. ) Mit dem 
Wegfallen der bifchöflihen Jurisdietion über die Evangelifchen gingen 
— alle kirchlichen Rechte, welche nicht zum eigentlichen ministerium 
verbi divini gehörten, ald cin ſogen. jus episcopale auf die evang. 
Obrigkeiten über, und nur da, wo die Territorialherrn nicht felbft der 
Reformation beitraten, erwarben fi die neu entitandenen evang. Ge 
meinden das Recht der eigenen firchlichen Adminiftration, bis fie unter 
evang. Herrichaft und damit unter das Iandesherrliche Regiment kamen. 
Daß und wie in allen Landfchaften des preußifchen Staats für die 
Evangelifchen dieſes Verhältnig begründet wurde, ergiebt fich aufs 
Beftimmtefte aus der Gefchichte der Entftehung und Fortbildung der 
evang. Kirche und ‚der Gonfiftorialverfaffung fämmtlicher Diftricte >). 
Indem der Landesherr zugleih Oberhaupt des Staats und der Kirche 
wurde, fonnte um fo leichter der Unterſchied von Staat und Kirche: 
felbft ve®unfelt werden, ald der preuß. Staat, wie dies während des 
16. bis 18. Jahrh. allgemein der Fall war, einen beftimmten confel 
fionellen Gharafter befand. In dem proteftantiihen Staate Preußen 
ward der Unterfchied weltliher und geiftliher Objecte und Behoörden 
daher nicht ſtreng feitgehalten und, wie Die ihrem Urfprunge nad) fird: 
lichen Gonfiftorien über mancherlei bürgerliche Einrichtungen, insbeſon— 
dere Gegenftände der Kirchenhoheit, zu entfheiden hatten, war aud) viel- 
fach die firchliche Verwaltung einer Staatsbehörde übertragen worden. ‘) 

Diefe im Geifte ded Territorialismus geführte Verwaltung hatte 
der Anficht Vorſchub gethan, daß die Kirche nur ald ein Moment des 
Staats betrachtet wurde, daß man eine vom Staate verfchiedene Kirche 
fih nicht mehr denken konnte und nur kraft des herrſchenden Gollegial: 
ſyſtems einzelne Kirchengemeinden als befondere Gejfellichaften anzuer 
feunen im Stande war. Demgemäß erklärt Suarez bei der Redaction 
des N. L.-R.: „Die Diſtinetion zwiſchen Kirche und Kirchengefellichaft 
verftehe ich nicht. Die Kirche, abgefondert von der Kirchengefellicaft, 
ſcheint mir ein dunkler Begriff zu fein, von dem ſich die Eigenſchaften 
einer Persona moralis nicht prädiziren laffen —. Der Staat hat die 
Auffiht über die Kirchengefellfchaften, fowie ihm folche über alle und 
jede in ihm befindliche Korporationen zuftehen. Die Wichtigkeit und 
der Einfluß, welchen diefe Art von Gefellfchaften auf die Sicherheit, 
Ordnung und Wohlfahrt der großen bürgerlichen Gefellihaft haben, 
find die Urfah, warum fid) der Staat um die Kirchengefellfchaft näber 
und genauer, als um andere Korporationen befümmert; ohne daß da— 
durch in dem Grunde jeiner Befugnig etwas geändert wird. Unter 
Diefer Aufficht des Staats kann jede Kirchengefellihaft die ihr nach der 


2) Zeitichr. für deut. R. cit. S. 9 f., 22 f. 
5) Vergl. die $$. 31 ff. 
' 8 gi ſ. den näheren Nachweis im $. 34. Ueber die Verhältniffe in Cleve⸗Marl 
.m. $. 48. 
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Natur der Sahe und nah den vom Staat gebilligten Gefegen und 
Derfaffungen wir jura collegialia frei exerziren.““) Im erften 
Entwurf des K.⸗R.'s 8. 18 hatte Suarez den Satz aufgeftellt: „Bloß 
dadurch, daß mehrere Kirchengefellichaften im Staat zu einerlei Religions» 
partei gehören, entftehen unter ihnen feine gemeinſchaftlichen Rechte‘. 
Da biergegen Bedenken erhoben wurden, fuchte er dieſelben durch 
Aufftellung allgemeiner Grundfäße zu befeitigen ®): „Es giebt feine 
allgemeine Kirchengefellfhaft im Staate, fondern nur einzelne befondere 
Gefellichaften, die durch fein Außeres Band unter einander verknüpft 
find. Diefer Saß, auf den Hr. v. Tevenar fo ſehr befteht, hat wohl 
jeine ungezweifelte Richtigkeit, die ich hier nicht zu beweijen brauche. 
Selbft die unitatem ecclesiae, die von den Gatholiquen falviert wird, 
fann man höchſtens nur in Anjehung des Lehrbegriffs oder im theo— 
Isgifhen, aber nicht im politifhen und rechtlichen Berftande gelten 
fen, wenn man nicht die ganze Hierarchie mit allen ihren der Ber: 
nunft und dem Wohl des Staats ſo nachtheiligen Folgen authorifiren 
will. Indeſſen wen man fich gleich allerdings nur fo viel einzelne 
Kirhengefellihaften als Kirchengemeinden im Staate find gedenft, fo 
giebt es Doch eine Anzahl von Wahrheiten und Sägen, die alle diefe 
Societäten mit einander gemein haben, und die ihr Verhältnig theils 
gegen den Staat theild gegen andere Gemeinen fowohl ihres eigenen, 
ald eines andern NReligionsbefenntniffes, theils die äußeren Rechte 
der Kichengefellfchaften, rheild die innern Verhältniſſe zwiſchen den 
verihiedenen Klaffen ihrer Mitglieder beftinmen.. Diefe Beftimmungen 
fliehen theils aus den Begriffen und Grundfägen von Societäten 
überhaupt, theils aus dem Zweck der Kirchengefellichaften, theils aus 
der Subordination, in der fie gegen den Staat ſtehen müſſen.“ 
Außerdem erflärte Suarez noch insbefondere: „Um die Beibehaltung des 
$-. 18 muß ich angelegentlid bitten. Es iſt durchaus nothwendig, den 
falſchen und gefährlichen Begriff von einer vermeintlichen unitate ecclesiae 
zu entfernen. °”) Er ging daher auch in den zweiten Entwurf ald $. 27 
und daraus ind A. &-R. $. 36 über: „Mehrere Religionsgejellichaften, 
wenn fie gleich zu einerlei Religionspartey gehören, fteben dennod) 
unter fih in feiner nothwendigen Verbindung‘, obſchon es nicht an 
diefer, wie an einer andern Stelle (II. Entwurf $. 132 und A. L.R. 
$. 157) an Widerſpruch fehlte, indem „einzelne Kirchen mit der 
Kirhengejellfchaft überhaupt verwechielt find“. Der in dem obigen 
Sage ausgeſprocheue Mangel der organifchen Verbindung der Gemein: 
den ift indefjen keineswegs confequent durchgeführt, indem der dritte 
Abſchnitt des Gefeges: Bon den Obern des geiftlichen Standes (I. Entw.) 
der: Bon den Obern und Vorgefegten der Kirchengefellichaften (II. Entw. 
und A. L.-R.) nicht etwa die Kirchencollegia der einzelnen Gemeinden 
alein namhaft macht, fondern aud der Superintendenten einzelner 
diöceſen oder Kreife, der Eonfiftorien in den Provinzen und der Ober: 
ditection des dazu verordneten Departements des Staatsminiſterii, ſo— 
me des Oberhanpts des Staats ſelbſt gedenkt. Der eigentlich darin 





5) Materialien zum U. &=R. XV, 139. v. Kamptz, Jahrbücher 115, 73. 
6) a. a. D. XV, 121 f. 
7) a. a. O. 123. Nr. 9 
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liegende Widerfprud blieb Suarez freilich verborgen, indem er die 
geiitlihen Behörden nicht ald aus der compleren organifirten Kirche 
hervorgegangen betrachtete, was fie do ihrem Urfprunge und Weſen 
nad find, fondern als eine Einrichtung, weldhe mehr aus Gründen 
firchenpolizeiliher Zweckmäßigkeit getroffen worden. Die Religions: 
parteien, die Kirchengefellihaften und der Staat find übrigens nicht 
identifch, denn der Unterſchied der Kirchenhoheit (jus circa sacra) 
und der Kirchengewalt (jus in sacra) ift zugleih in Betracht ge 
zogen. Suarez ftatuirt ihn in der oben (bei Anm. 5) angegebenen 
Bemerkung über: Auffiht des Staats: und: jura collegialia 
der Kirchengeſellſchaften: ſodann im Contexte des Geſetzes ſelbſt. 
Im I, Entwurfe (Abſchn. II.) ſtellte er den Grundſatz an die Spige: 
„Die Kirchengeſellſchaften ſtehen unter der Direction ihrer geiſtlichen 
Obern“ (5. 76), und knüpfte daran Die Rechte der katholiſchen Biſchöfe 
u. ſ. w., unter Hinzufügung der aus der Hoheit des Staats ſich er— 
gebenden Beſchränkungen derſelben. In gleicher Weiſe entwickelte er 
dann ($$. 102 ff.) die Stellung der proteſtantiſchen Conſiſtorien, deren 
Anordnung vom Landesherrn abhänge und deren Gerehtjame in welt: 
lichen Angelegenheiten (Recht des Staats über die Kirche, weltliche 
Gerichtsbarkeit u. f. w.) ihnen durch bejondern Auftrag zufümen ®). 
Dazu erinnerte er: „Die Rechte des Staats und des Ober-Eonfiftoriums 
find meines Gradtens (in dem Entwurf) deutlich genug von einander 
unterjchieden. Alle Rechte, die . . namentlich und ausdrüdlich dem Staate 
beigelegt werden, gehören nicht vor die Gonfiftorien. Eben um dei 
willen aber damit der gewöhnliche Irrthum, al8 ob die Eonfiftoria das 
jus circa sacra hätten, ausgeichloffen werde, wünfche ich, Daß der 
8. 104 beibehalten werde‘. +») Bei der Revifton wurde daher monitt: 
„Sollte bier nicht des erften Grundjaßes des proteftantiichen Cano— 
nifhen Rechts gedacht werden, nad weldem der Landesherr das 
summum jus circa sacra nicht jure episcopali, fondern superioritatis 
territorialis ausübt?" ine Randgloffe v. Grolmann’s erklärte da 
zu: „Iſt unrichtig. Der proteft. Landesherr hat jure superioritatis ter- 
ritorialis feine mehrere Rechte in Abfiht der Religion, als ein jeder 
andere Regent. Sollte er in Abficht der proteft. Religion mehrere 
Rechte haben, fo müßte er fie jure episcopali haben. Ob er fie wirk- 
ficy habe, adhuc sub judice lis est. Ob es qut fei, daß er fie fih 
anmaaße oder wirklich Habe, ift wohl zu verneinen, weil die proteft. 
Religion fonft in jedem Regenten einen befondern Papft haben, und 
von defien ..... Gigenfinn und Einfällen abhängen würde‘, '°) 


8) Die $$. 102— 107 finden fih in v. Kampk Jahrbüchern 61, 112. Berk. 
unten $. 35. 

9) Materialien XV, 126. Nr. 41. 

10) Materialien LXXVI, 888. v. Kamptz a. a. O. S. 113. v. Grolmann 
folgte dabei Klein, welcher in feinem Entwurfe $. 16 (Materialien XXIII, 1065) 
mit Bezugnabme auf J. H. Boehmer (jus parochiale sect. I. cap. 2. $. 32) 
ausgefprochen: „Der Umſtand, daß der Zandesberr felbft Mitglied der Kirchenge: 
meinde ift, giebt ibm fein größeres Necht, fich in Neligionsfachen zu miſchen.“ Anderer: 
feitö hatte aber Klein auch geäußert: „Die Kirchengewalt oder die collegialifchen 
Nechte der Kirche follen, inwiefern fie nicht dem andesberrn gehören, der ganzen 
Gemeine zuftehen.‘ 
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Diefe Discuffion veranlaßte eine genauere Faſſung des Entwurfs, 
insbefondere die Aufnahme folgender Süße: „Die dem Staat über die 
Kirhengeiellichaften, nach den Gejegen zufommenden Rechte, werden von 
dem geiftlichen Departement in jo fern verwaltet, als ſolche nicht dem 
Oberhaupt des Staats ausdrüdlicd vorbehalten find.‘ ‚Außerdem aber 
ſtehen die Kirchengeſellſchaften, einer jeden vom Staat aufgenommenen 
Religionspartei, unter der Direction ihrer geiftlihen Obern.” Aus 
dem Il, Entw. $$. 93, 94 gingen diefe in’ A. L:R. 88. 113, 114 
jelbft über. Indem das Prinzip damit klar genug bezeichnet war, ließ 
man fih auf Die Frage über das Fundament der Confiftorialverfaffung 
nicht wieder ein, bediente fich auch nicht des Ausdruds: landesherrliche 
Epiifopalrechte :'') und bejchränfte fich darauf, diefelben dem wirklichen 
en gemäß mit der Eonfiftorialverfaffung im Geſetzbuche zu 
riren '?). 

Was die einzelnen Nechte des Staats über die Kirche (jura circa _ 
sacra) betrifft, jo find Ddieje, jedoch ebenfalld ohne die durch die Doc: 
trin eingeführte Sonderung des fog. jus reformandi, jus inspectionis 
und jus advocatiae, mit großer Bollitändigfeit ind Geſetzbuch aufge: 
nommen.) Daß dabei dem Staate Befugniffe beigelegt find, welche 
ihrer Natur nach eher der Kirche zugefprochen werden müßten, kann 
nah den oben gemachten Bemerkungen nicht auffallend erjcheinen. Die 
Kirche ift mach dem A. 2.-R. weder felbftftändig in der Ginrichtung 
ihred Cultus (58. 46— 49), noch ihrer Disciplin ($. 56), noch bei 
der Anftellung ihrer Beamten ($. 573), welche man als Staatsdiener 
betrachtete ($. 19. 96.) Man war bei der Redaction auch nicht ab— 
geneigt das von manchen AJuriften aufgeftellte dominium eminens als 
Beftandtheil des jus circa sacra') anzuerfennen und demgemäß dem 
Staate ein weitreichendes Dispofitionsrecht über das Kirchengut bei— 
zulegen. Dies beftritt indeffen Suarez als im Widerſpruche mit dem 
Eigenthumsrecht jeder einzelnen Kirchengefellichaft ftehend '*); indefjen 
wırde doch dem Staate die Oberauffiht und Direction über das 
Kirhenvermögen zugeiprochen. ($$. 161 ff.). 

Indem das A. 2-R. eine vom Staate verfchiedene felbititändige 
Kirche nicht Fennt, ſämmtliche Conſiſtorien unter die Oberdirection des 
dazu verordneten Departements des Staatsminifterii ftellt ($. 145), 
ein großer Theil der Eonfiftorien jelbft aber mit den Juſtiz- und Ver: 
waltungsbehörden verbunden ift (j. unten $. 34) und feit 1797 grund- 
ſätzlich die Confiftorien der neu erworbenen Gebiete den Kammern zu— 
gewiefen wurden (ſ. unten $. 36, Anm. 6 ff.), war es nur eine confes 





11) Beim $. 119 des U. Entw., der den Gonfiftorien die Rechte und Pflichten 
des Biſchofs in Kirchenfachen beilegt, wurde vom Gonfiftorialratb Irwing felbit die 
—8 e aufgeworfen: Warum will man noch dergl. offenbare landesherrliche Rechte bis 
Höfih nennen? Der $. ging aber doch unverändert ind &=R. $. 143, über. 

12) Die landrechtlichen Beftimmungen darüber f. m. im $. 35. | 

. 18) In meiner Schrift: Die Grundfäße des preuß. Nechts über das Verhält: 
ie wen —— Königsberg 1838, ſind die einzelnen. A. 2.EM’%. 
en drei Beitandtbeilen des jus circa sacra überiichätiz: N el 

14) ©. die Auszüge aus — Materialien in— ARM or 

15) 9. Beder, Gedanken und Erläuterungen 
Vohmers Lehrbuch (Bügow und Wismar 1772) 21. 
16) Materialien zum A. 2.:R. XV, 121 HE 
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quente Durchführung des Prinzips, daß 1804, 1808 und 1809 die 
noch vorhandenen, eigene Collegia bildenden, Conſiſtorien ebenfalls mit 
den Kammern (Regierungen) vereinigt, die höhern Gentralbehörden der 
Kirche aufgeboben, ihre Functionen der Section des Eultus im Mint 
fterium des Innern übertragen und die evangelifche Landeskirche über 
haupt dem Staate völlig einverleibt wurde”). 


8. 24, 
Sortfeßung;, feit 1809 bis zur gegenwart. 


Wenn gleich thatſächlich der preußifche Staat und die evangeliſche 
Landeskirche zu Einem Gefammtorganismus verbunden waren, fo fehlte 
doc) keineswegs das Bewußtſein, daß dies ein abnormes und deshalb 
vorübergehendes Verhältniß fei. Daß der Staat und die Kirche nicht 
identisch jeien, erfannte man fehr wohl und hielt demgemäß Die ber: 
gebrachte Unterfcheidung von Kirchenhoheit und Kirchengewalt aufregt, 
In dem PBublicandum vom 16. Dechr. 1808 über die veränderte Ber 
faffung wurden im $. 12 der Abtheilung für den Cultus im Mini 
fterium des Innern „die oberfte Auffiht und Fürforge des Staats 
in Beziehung auf Neligionsübung (jus circa sacra), wie Dieje das 
A. L.R. II. 11.8. 113 ff. beitimmt hat, ohne Unterfchied der Glaubens: 
verwandten‘ übertragen; zugleih audh „nah Maaßgabe der, den ver: 
fhiedenen Religionsparteien zugeftandenen Verfaſſung die Gonfiftorial- 
rechte (jus sacrorum), namentlich in Abfiht der Proteftanten nad 
$. 143 a. a. D. des U. 8.:R.”') Daffelbe wiederholte die Verordn. 
über die veränderte Verfaffung vom 27. Oct. 1810 Lit. C.*) Uebrigens 
wurde auch fofort nicht nur an die Herbeiführung des früheren Zu 
ftandes, fondern an eine mehr befriedigende Ausetinanderfegung von 
Kirche und Staat gedacht (f. unten $. 36). Die Zeiten hatten fid 
wefentlih verändert, „die Diftinction zwiſchen Kirche und Kirchen— 
geſellſchaft“ war den Staatsmännern nicht mehr unverftändlich, und 
„die Kiche‘ nicht mehr „ein dunkler Begriff‘ geblieben. Seit 1814 
that man geeignete Schritte für die Auseinanderjegung felbft. Zur 
Reorganijation der Gemeinden ergingen Anordnungen wegen Bildung 
von Presbyterien, Kreis: und Provinzialſynoden, und für Die Ber 
waltung folgte die Herftellung eigener Gonfiftorien, getrennt von den 
Regierungen, die Anordnung eines geiftlihen Miniftertums, die Eins 
fegung von Generaljuperintendenten und die Dem Unterfchiede des jus 
circa sacra und jus sacrorum entiprechende Vertheilung der einzelnen Ans 
gelegenheiten, Freilich waren in der befonderen Anwendung die Grundſaͤtze 
des U. L.⸗R. noch zu großem Theil feftgehalten und die Vermiſchung 
der weltlichen und firhlichen Adminiftration dauerte während der Re 
gierung Friedrich Wilhelm's II. (bis 1840) im nicht geringem Um— 
fange Kt Defto entſchiedener war Friedrich Wilhelm IV. bemüht, 


17) Die dagegen vom luth. DO.» Confiftorium ausgefprochene Verwahrung f. m. 
unten $. 36. Anm. 21. 

1) N. CC. XII, 527. G. ⸗S. 1806— 1810. ©. 361. 

2) 6.5. 1810. ©. 13. 
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diefelbe anfzubeben. Nachdem 1845 die Gompetenz der Gonfiftorien 
durh Unterweifung fogenannter Firchlicher Externa erweitert worden 
und der König den Plan einer felbftftändigen Kirchenverfaffung durch 
Grrihtung eines Oberconfiftoriums (28. Januar 1848) andzuführen 
— hatte, hemmten die politiſchen Bewegungen die Vollendung 
ded Werkes. 


Die engere Verbindung der evang. Landeskirche mit der preuß. 
Monarchie beruhte früher befonders darauf, daß der Staat ein evan— 
gelifher war. Im Allgemeinen war dies feit dem Anfange des jegigen 
Jahrh. nicht mehr der Fall, obſchon e8 nicht an mancher Prärogativen 
der Evangelifchen fehlte. Dies nahm grundiäglich ein Ende mit der 
am 21. März 1848 ertheilten föniglichen Verheißung ‚gleicher poli— 
tiiher und bürgerlicher Nechte für alle religiöje Glaubensbefenntniffe‘. 
Ihr gemäß beftimmte die B. von 6. April 1848 $. 5: „Die Ausübung 
Raatsbürgerlicher Rechte ift fortan von dem religiöfen Glaubensbefennt- 
niſſe unabhängig?) und der Eultusminifter erklärte zur Erläuterung 
diefer Beitimmung: „Se. Maj. der König bat den Grundfag für feine 
Regierung ausgeſprochen, daß fortan die gleiche Berechtigung aller 
Glaubensbefenntniffe ftattfinden foll, und es kann demnach von einer 
faatlihen Leitung irgend einer Kirchengefellihaft nicht mehr die Rede 
jein, vielmehr wird der Staat nur fein Recht den Religionsgeſell— 
ihaften gegenüber wahrzunehmen haben“. Gine damald weit ver: 
breitete Anficht war, daß nunmehr Staat und Kirche abiolut zu trennen 
jeien, die Behörden für die kirchliche Verwaltung als Organe des 
Staats aufgehoben und durch Firchliche Behörden erfegt werden müßten; 
das Sandesherrliche Kirchenregiment ſelbſt babe fein Ende erreicht und 
jei mit der conftitutionellen Staatsverfaffung nicht ferner vereinbar?). 
Diejer Anfhanung gemäß veranlaßte das Staatsminifterium den König, zu 
genehmigen, ,,daß das noch nicht in Wirkſamkeit getvetene Ober: 
confiftorium wieder aufgelöft werde und die vor Errichtung deffelben 
gitigen Beftimmungen über das Neffortverhältnig der Kirchenbehörden 
dißs dahin wieder in Kraft treten, daß die neue Kirchenverfaffung be— 
gründet iſt““). Am dieje Verfaffung herbeizuführen wurden auch fo; 
gleich die nothwendig fcheinenden Vorbereitungen getroffen und eine 
Gommiffion beftellt, deren Referat den Entwurf zu einer VBerordn., die 
Berufung einer evang. Landesſynode betr., ausarbeitete und zur öffent» 
lichen Kenntniß brachte, um einer vielleitigen Kritif unterworfen zu 
werden”). Das Ergebnig der Neußerungen über Diefen Entwurf?) 
war, dag in der bei weitem überwiegenden Mehrzahl die Auffaffung 


3) G.⸗S. 188. ©. 87. 

4) Allg. Preuß. Zeitung 1848. Nr. 97. ©. 845. 

5) Statt vieler andern f. m. Stabf in der evang. K.=}. 1848. Nr. 55. 58. 
derj.: Die Revolution und die conftitutionelle Monarchie. Berlin 1848. Mejer 
in der Berl. Allg. 8.3. 1848. Nr. 52. Otto: Süße, welche die Reorganifation 
ur cv.⸗luth. Kirche in Bommern betr. Naugard 1848. 

6) Bel. des Staatsmin. vom 15. April 1848 (G.⸗S. 5. 114). 

7) Allg. Preuß. Zeitung 1848. Nr. 116 und zugleich mit einer Motivirung von 
Richter, dem Verfaſſer des Entwurfs, in der Berl. Allg. 8.3. 1848. Nr. 36. 

8) Bortrag über die Berufung einer evang. Landesſhnode. Dem K. Min. der 
6.:%. zur weiteren Veranlafjung überreicht von Nichter. Berlin 1848, 

Jacobfon, evang. Kirchenrecht. 8 
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feftgehalten wurde, welche auf Die Berufung einer Landesſynode bin- 
führt. Eine wejentliche Differenz der Meinungen beftand jedod darin, 
daß einer Seits die jofortige Gonvocation gewünſcht wurde, entweder 
aus allgemeinen Urmwahlen, oder aus den ftufenweife berufenen Kreis: 
und Provinzialfynoden, anderer Seits der Antrag dahin ging, Diefe 
Stufen felbit ind Leben treten und erft nach einiger Zeit die be— 
fchließende und vereinbarende Landesſynode aus den Provinzialiynoden 
hervorgehen zu laſſen. Inzwiſchen fanden die Beratbungen über den 
Entwurf eined Berfaffungsgefeges für den preuß. Staat durch die 
Nationalverfammlung flatt. Da die beabfichtigte Vereinbarung aber 
nicht zu Stande fam, wurde die Verſammlung durch Eönigl. B. vom 
5. December 1848 aufgelöft und zugleich eine Berfaffungsurkunde 
oetroyirt?). Die im Art. 112 vorbehaltene Revifion derjelben erfolgte 
1849— 1850 und die Publication als Stuatsgrundgejeg am 31. Jan. 
1850'%). Das Verbhältniß der Staatsgewalt zu der Religion und den 
Religionsgemeinfchaften, und das öffentliche Unterrichtsweſen find im 
der V.U. von 1848 Art. 11 —23, von 1850 Art. 12 — 26 feftgeftellt 
und durch beiondere Motive des Cultusminifteriums erläutert"). 

Den Ausgangspunkt für die vorliegende Betrachtung bildet Art. 12 
der V.U. von 1848, reſp. der gleichlautende Art. 15 von 1850: 

„Die evang. und die röm.-kath. Kirche, ſowie jede andere Reli- 

ionsgeſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt⸗ 

ändig und bleibt im Beſitz und Genuß der für ihre Cultus-, Unter— 
richts- und Wohlthätigfeitszwede beftimmten Anftalten, Stiftungen 
und Fonds.“ 

Die Erläuterungen des Minifters bemerken hierzu, daß die von 
der Verfaſſungscommiſſion vorgefchlagene Beftimmung, ‚jede Neligions- 
gejellichaft folle in Betreff ihrer innern Angelegenheiten und der Ver— 
waltung ihres Vermögens der Staatsgemalt gegenüber frei und felbft- 
ftändig fein‘, offenbar eine ungeeignete ſei, weil die Grenze zwifchen 
den Äußeren und inneren Angelegenheiten nirgends feit beitimmt iſt, 
und weil es ein negatives Necht giebt, auf welches der Staat gegen— 
über den Religionsgefelichaften niemals verzichten kann, wenu er fid) 
nicht jelbft gefährden will. Deshalb hat die Verf.Urk. in Ueberein- 
ſtimmung mit dem von der Franffurter Verſammlung gefaßten, auch von 
der Gentralabtheilung angenommenen Befchluffe, den praktiſchen Ge— 
fichtöpunft feftgehalten und den Religionsgeſellſchaften das Recht, ihre 
Angelegenheiten jelbititindig zu ordnen und zu verwalten, verheißen, 
wonach fünftig eine pofitive Theilnahme von Seiten der Staatsgewalt 
nicht mehr ftattfinden wird. Hierbei iſt der evang. und röm.-kath. 
Kirche ausdrüdlih gedacht worden, um darzuthun, Daß diefe Gemein- 


9) G.⸗S. 1848. S. 375 ff. 

10) &.:9. 1850. ©. 17 ff. 

11) Erläuterungen, die Beftimmungen der B.= 1. vom 5. Dechr. 1848 über Res 
ligion u. f.w. betr., Berlin 1848. 4.; die über Neligion und Religionsgefellfchaften 
auch bei Bogt 1, 21 f.*und in den Beiträgen zum preuß. K.⸗R. I, 3 f. (Pader⸗ 
born 1854.) Ueber die Entjtebung und Reviſion der einzelnen Artikel f. m. die Zur 
jammenftellung bei v. Nönne, die B.-Urk. vom 31. Januar 1850. Berlin 1859. 
3. Aufl. (bloße Wiederholung der 1. Aufl. von 1852, mit einem Nachtrage der ſeit⸗ 
dem im Einzelnen modifieirten Verf. auf XXIII. Seiten.) 
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ihaften in der ihnen zuftebenden, feierlich vwerbrieften Stellung nicht 
beeinträchtigt werden follen. Die nähere Regulirung der Verhältniffe 
wird im gedachten Wege demuächft erfolgen. In bejonderer Beziehung 
auf die evang. Kirche aber verfteht es fich ichon nad der im Art. 109 
enthaltenen Beftimmung '*) von felbft, daß die gefchichtlich entwidelte, 
id an den Staat anlehnende Berfaffung Dderjelben, mithin aud) die 
Birfjamkeit der dermaligen Behörden fortbefleben muß, bis ein anderer 
Rechtszuſtand begründet fein wird. Die Einleitung zu deffen Herbei- 
führung find feit längerer Zeit vorbereitet, und es wird damit fo fehnell 
vorgei&hritten werden, als c8 die hier obwaltenden höchſt fchwierigen 
Verhältniffe geftatten. 

Während für die röm.sfath. Kirche die Vollziebung des Art. 15 
im Ganzen Teichter erfolgen fonnte**), da Ddiefe Kirche niemals mit 
fm Staate eigentlich verwachfen war und ſtets ihr von der Staats» 
gewalt gefondertes bifchöflihes Regiment beſaß, ericheint dieſes Ver— 
bältnig für die evang. Kiche gerade umgekehrt und darin liegen die 
großen Schwierigkeiten der Ausführung des Art. 15 der V.⸗U. für 
diejelbe ?= ), 

Bei den jeit 1848 angewendeten Bemühungen begegnen wir einer 
dreifachen Auffaffung, und diefer Mangel der einhettlihen ununter- 
beochenen Förderung dieſer Angelegenheit ift Schuld daran, daß bis 
jeßt diefelbe noch nicht zu einem erwünfchten Ziele gelangt ift. 

Unmittelbar nad) den Märztagen 1848 meinte man das fehmwierige 
Problem durch eine conftituwirende Kandesiynode löfen zu fönnen, indem 
man von der Vorausſetzung ausging, daß unter Selbftftändigfeit der 
Kirhe ein Aufhören des landesherrlichen Kirchenregiments zu verftehen 
jet. In diefem Sinne war auch die vom Gultusminifter, dem Grafen 
Shwerin, niedergejehte Commiſſion angemiefen, die erforderlichen Be— 
fimmungen über die Berufung einer folhen Synode zu beantragen, 
nahdem man fich darüber geeinigt hatte, daß durch die eingetretene 
Veränderung der Staatsform auch die gegenwärtig zu Recht beftehende 
Verfaffung der Kirche infoweit in Frage geftellt fei, als fie auf dem 
Princip der landesherrlichen Kirchengewalt berube. 

Don diefer Anfchauung entfernte fi der feit dem Septbr. als Ber: 
weſer am 8. Novbr. 1848 als Minifter eingetretene v. Ladenberg, indem 
er zwar die Nothwendigkeit der Umgeftaltung der Berfaffung durch die 
Kirche jelbit, vertreteu durch eine Landesfyunode, anerkannte, nicht aber die 
Veſeitigung oder Unzulaͤſſigkeit des landesherrlichen Kirchenregiments durch 
die Beränderung der Staatsform für geboten erachtete. Auf ſeine Berichte 


— 





12) „Alle durch die beſtehenden Geſetze angeordneten Behörden bleiben bis zur 
— “ der ſie betreffenden organiſchen Geſetze in Wirkſamkeit“, gleich Art. 110 
er tedid. Verf. 


8* 
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vom 14. Dectober 1848 und 7. Januar 1849 genehmigte der König 
am 26. Januar die Trennung der innern evang. Kirchenfachen vom 
geiftlihen Minifterium und deren felbftftändige collegialiſche Bearbei- 
tung durch die evangelijche Abtheilung deffelben. 

Auf den über Vollziehung des Art, 12 der Berf.eUrf, von den 
firhlichen Behörden und anderen Sacverftändigen eingebolten Rath 
ergingen dann proviforiiche Beftimmungen einer Gemeindeordnung, 
als Grundlage der Fünftigen Landesſynode, am 29. Juni 1850 (I. 
unten $. 54), zugleich mit der völligen Löfung der evang. Abtheilung, 
als des evang. Oberfirchenraths, vom Minifterium. 

Während v. Ladenberg die bisherigen Schritte als — 
ur Vollziehung des Art. 15 der revid. Verf. betrachtete, nahm jein 

achfolger v. Raumer an, daß dadurch bereits die Auseinanderfeßung 
von Staat und Kirche definitiv erfolgt und die Kirche zu der ihr 
garantirten Selbititändigfeit gelangt fei. Demgemäß erklärte der 
Minifter am 8. Februar 1851, daß es einer weiteren Ausführung des 
Art, 15 gar nicht bedürfe, und in dieſem Sinne wurde faktiſch die 
Entwidelung der Kirchenverfaffung fiftirt. 

Damit war aber der König Friedrih Wilhelm IV. fo wenig ein 
verftanden, daß er in Gemeinfchaft mit dem Oberfirchenrathe die Bil: 
dung einer Synodalverfafjung aus allen Kräften zu befördern ſich bereit 
erffärte und 1856 erneute Anordnungen dazu treffen lieg. König Wil: 
helm, der fchon als Prinz Regent in Uebereinftiiimung mit dem 
Minifter v. Bethmaun-Hollweg 1860 dieſe Angelegenheit weiter ge 
führt, ift denn nad dem Antritt feiner Regierung auch unter dem 
Minifter v. Mühler feſt entichloffen, den Art. 15 der Berfaffung zu 
vollftändiger Ausführung zu bringen, 

Daß die Schwierigkeiten hierbei ſchon überwunden feien, fanı 
man feider nicht behaupten: denn noch immer befämpfen fi) innerhalb 
der Landeskirche Anhänger der Meinung Schwerins, Ladenbergs (refp. 
Hollmegs und Mühlers) und Raumers. Daß Art. 15 der Verf. be 
reits vollzogen fei, kann nicht zugeftanden werden und Dies ift aud 
feineswegs die Anſicht des evang. O.-Kirchenraths, des Staats— 
miniſteriums oder des Königs ſelbſt“). Die Differenzpunkte der Ans 
hänger der beiden andern Meinungen beftehen aber vornehmlich in 
der Frage über die Zukunft des landesherrlichen Kirchenregiments und 
über die NRechtsbeftändigfeit der bisher Durch dafjelbe getroffenen An: 
ordnungen zur Auseinanderfegung von Staat und Kirche. 

Die Meinung, daß das Kirchenregiment des evang. Landesherrn fünf 
tig nicht mehr möglich fei, beruht auf dem Gedanken, daß das Fundament 
der landesherrlihen Kirchengewalt die Landeshoheit fei, weßhalb mit 


14) Abgefeben von den jonftigen Aundgebingen des O.⸗K.⸗Raths möge bier nur 
an die Erklärung defjelben in der Perf. vom 20. Juni 1861 zur Ausführung des 
fönigl. Erf. vom 5.d. WM. erinnert werden, worin es unter andern heißt: „— Art. 15 
der B.=1l. enthält zugleich die Aufforderung (an die ev. or ihre Verfaſſung fo 
auszugeftalten, daß fe den reicher geftalteten Formen des öffentlichen Lebens gegen: 
über, auch ihrerfeits fich als ein fraftool organifirted Ganze darftelle‘‘, (Aftentt. 13. 
129), jo wie an die Denkichrift des Gultusminifterd vom 21. Mai 1863, und den 
Allerh. Erlaß vom 15. Juni 1864 (6.5. S. 351) über die Errichtung von Kreids 
ſynodalkaſſen, wo auf den Ausbau der Berfafjung der Landeskirche ausdrüdlich Bezug 
genommen ift. 
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der Anerfennung der Selbftftändigkeit der Kirche von der Staatsge— 
malt auch nothwendig die aus diefer hervorgegangenen ſog. Epiſkopal— 
rechte des Landesherrn an die Kirche zurückfallen müßten. Die Kirche, 
biöher nur ein Theil des Staats, bedürfe daher eines von diefem, wie 
von feinem Dberhaupte unabhängigen eigenen Organs, welches Durch 
eine aus Urmwahlen hervorgehende allgemeine conftituirende Landes: 
fonode gebildet werden müſſe. Diefe in mehrfachen Petitionen) und 
anderweitig '*) aufgeftellten Behauptungen finden aber in der Verf.-Urk. 
jelbft feinen Anhalt. In dem Bericht der XI. Gommiffton über den 
Kraufe- Tehomichen Antrag: Ausführung des Art. 15 der Verf. vom 
16. Septbr. 1862 '”), wird Dagegen mit Recht geltend gemacht: „Auf 
Grund diefer Thatfachen kann micht zugeftanden werden, daß dem 
Art, 15 hiftorifch nachweisbar der Sinn zu Grunde liege, e8 folle von 
der Könige. Staatsregierung eine General»Synode berufen werden. 
Der Art. ſelbſt enthält über feine Ausführung gar feine Andeutung, 
fett der Zeit, Daß derfelbe Rechtskraft erlangt hat, Hat fih die Staats 
tegierung zu Feiner beftimmten Modalität der Ausführung bekannt, 
und die Landesvertretung ihrerſeits hat bei Revifion des Artikels 
Anträge über die Ausführung abgelehnt.‘ 

Dieſelbe Gommiffion erklärte fih aber gegen die Qualität des 
evang. Landesherrn als praecipuum membrum oder gegen das landes— 
herrliche Kirchenregiment aus Gründen des Staatsrechts. „Das 
Staatsgrundgefeß hat in Titel II. die Rechte des Königs im Innern 
und nach Augen, jowie feine Ehrenrechte genau umfchrieben: daß ihm 
ein perfönliches Ehrenrecht über die evang. Kirche referwirt wäre, da— 
von findet fich feine Spur. Die Verbindung der evang. mit der röm.- 
dath. Kirche im Art. 15 jpricht vielmehr deutlih aus, daß von einer 
bejondern Kirchengewalt des Königs in der ev. Kirche eben fo wenig die 
Rede ift, als in der röm.-kath. Kirche davon die Rede ift. Die Art. 
IT und 18, welche in den Erläuterungen zur Verf. nothwendige Con— 
jequenzen des in Art. 15 ausgeſprochenen Grundſatzes genannt werden, 
befeitigen die Einwirkungen bürgerlicher Gewalten,“wie das Patronat 
und das Territorialrecht des Staatd auf die Kirche und drüden ums 
meidentig aus, daß die Selbftftändigfeit eine vollftändige fein ſoll. 
Ehen fo.wenig aber als die Theorie des praecipuum membrum in der 
Staatsverfaffung eine Begründung hat, chen fo wenig findet fich eine 
jolde in dem A. 2.:R. Denn daffelbe fennt nur Rechte des Staats 
über die Kirchengefellichaften, welche von dem geiftl, Departement ins 
\ofern verwaltet werden, als fie nicht dem Dberhaupte des Staat 
ausdrücklich vorbehalten find ($. 113). Daß die fog. Eonfiftorialrechte, 
wie man es genannt Hat, nicht perfönliche Ehrenrechte des Staats— 
Dberhaupts find, beweift die Beftimmung in $. 145, daß Tämmtliche 





15) M. f. bef.: Die Selbftändigkeit der ev. Landesfirche in Preußen und ihre 
ve fehung durch das Eultusminifterium. Aktenmäßig dargeftellt und mit einer Petition 
fer H. II. Kammer überreicht von Jonas u.a. Berlin 1851. Petition von Dr. Jonas 
und Gen. betr. die Selbftändigkeit der preuß. ev. Kandesfirhe an S. K. H. den Prinzs 
Regenten, Herausgeg. von 9. Kraufe. Berlin 1860. 

)v. Rönne, Staatärecht I, 670 — 672. 
17) Attenſtücke des Haufes der Abgeordneten 1862. Nr. 141. 5. 1498 ff. 
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Gonfiftorien der Proteftanten unter der Oberdirection des dazu ver: 
ordnneten Departements des Staatsminifteriums jtchen. Will man aber 
in der Geſchichte noch weiter zurückgehen, etwa auf den weftfäl. Frie- 
den und Die alten K.O., jo kann jener als internationaler Vertrag 
zwijchen evang. und kath. Fürften fir das innere Staatsrecht nichts 
beweijen, am menigften wider die Grundjäße der Staatsverfaffung ; 
die K.“O. haben aber auch nur Bedeutung für provinztelle Verhältnifie, 
nicht aber für die Berfaffung der Geſammtkirche.“ 

Indem unten in den $$. 30 folg. eine ins Einzelne gehende Wider: 
legung diefer Ausführung enthalten ift, werden an diefer Stelle wenige 
Gegenbemerfungen genügen fünnen. Das Schweigen des Tit. III. der 
Derf. kann bier darum nichts beweifen, weil es fi darin um Die 
ſtaats- und nicht die Firchenregimentliche Stellung des Königs handelt. 
Bon der leßtern kann in der Verf.-Urk. für den preuß. Staat füglich 
nicht die Nede fein, da diejelbe ein Gegenftand der Kirchenverfaffung 
iſt. Wenn aber au die Abficht gewefen wäre, einen derartigen Ar: 
tifel aufzunehmen, fo hätte doc dies im J. 1848 oder 1850 nod) 
nicht geſchehen können, weil der Umfang der Rechte des Königs in 
firhlichen Angelegenheiten erſt nad) vollftändiger Ausführung des Art. 
15 der Berf. fo genau fpecialifirt werden fann, wie dies bezüglich der 
Gerechtiame des Königs ald Dberhaupts des Staats durch die Verf. 
feftgeftellt worden ift. Die Behauptung, aus der Nebeneinanderftellung 
der evang. und röm.-kath. Kirche in Art. 15 folge, daß das Verhält 
niß des (gar nicht im diefem Art. genannten) Königs zu beiden Kirchen 
das gleiche fei, ift unbegründet. ie von der Commiſſion am dieler 
Stelle überjehenen ‚Erläuterungen‘ der Berf. erflären ausdrüdlic, 
die beiden Kirchen wären genannt „um darzuthun, daß diefe Gemein: 
haften in der ihmen zuftehenden, feierlich verbrieften Stellung. nicht 
beeinträchtigt werden ſollen“. Wie nun, wenn die evang, Kirche eine 
Beeinträchtigung darin fünde, daß ihr die bisherige Verbindung mit 
dem evang. Könige erfchwert oder verhindert würde, im Widerfpruce 
mit Art. 16 der Verf: „Der Verkehr der Religionsgefellfchaften mit 
ihrem Obern ift ungehindert‘! Und fie würde nad) den bisher darüber 
von legitimirten Behörden der Kirche abgegebenen Erflärungen ') aller: 
dings fih für beeinträchtigt halten dürfen, wenn der Auffaffung der 
Commiſſton beigepflichtet würde. Die Commiffton bat fih in der Be: 
urtheilung diefer Angelegenheit ganz auf den territorialiftifhen Stand: 





18) Die Gründe, aus denen die Commiſſion den 411 eingereichten Petitionen von 
Gemeindefirchenräthen u.f.w. gegen den Krauſe-Techow'ſchen Antrag „keine große 
Bedeutung beilegen‘’ will, find allerdings höchft auffällig. Wenn die Commiffien ,,in 
den Petitionen nichts weiter ald den Ausdrud der ohnehin ſchon befannten Anfichten 
des zeitigen Kirchenregiments jeben konnte”, fo beweift dies nach unferem Ermeffen 
doch eben died, daß diefe Anfichten nicht fo grundfos feien, als die Commiffton anzu: 
nehmen beliebte. Es fommt aber dazu, daß ſehr Viele aus dem Grunde nicht petis 
tionirten, weil fie das Haus der Abgeordneten für gar nicht competent bielten, über 
diefe Frage zu entfcheiden und daher auch nicht fich dazu entichließen fonnten, fi an 
dad Haus zu wenden. — Bor allen wichtig find die Erklärungen der weſtfäliſchen 
und rheinischen Provinziaffynoden von 1862, welche der Commiſſion noch nicht vor: 
lagen; doch war derfelben bereits der Proteft des Moderamens der rhein. Synode zu 
gegangen. Beide Synoden fordern, daß der ev. König die oberfte Stelle im Kirchen: 
regimente behält (X. Weitf. Synode 5. 8 ff., XI. Rhein. Synode 5, 99 ff.) 
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punft einzelner Momenten bei der Reduction des A. 2N. begeben, 
welchem jedoh bei der Abfaffung des Geſetzbuchs in dieſer Materie 
fein Raum gewährt worden ift. Die Gefcichte der Gonfiftorialver: 
faffung überhaupt und im den einzelnen Gebieten des preuß. Staats 
insbefondere Liefert den bündigften Beweis dafür, daß das landesherr: 
lie Kirchenregiment nicht ein Ausfluß der Stantsgewalt fei, fondern 
ein firhliches Necht, welches der Landeshoheit hinzugefügt wurde ') 
und, nachdem es mit derjelben faft unterjchiedslos verbunden war”), feit 
dem zweiten Decennium des jeßigen Jahrh. nach und nad davon ge— 
löft wird und dem Art. 15 der Berf. gemäß vollftändig gelöft werden 
fol, Daß diefe Auseinanderfegung aber davon abhängig ift, daß dem 
Landesheren fein Antheil am Kirchenregiment ſoll zuftehen können, ift 
eine willfürliche Behauptung, für welche man fih nicht auf die Verf. 
Urf. berufen kann. Darüber, worin die Selbftftändigfeit dev Kirche 
beftehe, gebührt nur der Kirche felbft das Urtheil. Der Staat hat 
nad) der Verf. nicht das Recht, darüber eine Vorſchrift zu geben, fondern nur 
dazu ft er befugt, die Grenzen zu beftimmen, welche die Kirchengewalt 
nicht überfchreiten darf, um nicht das Gebiet der Kirchenhoheit zu verlegen. 

Sobald die evang. Randesfirche ſich über ihre fünftige Verfaffung ge: 
einigt Haben wird, ift von Seiten des Staats refp. der Factoren der Gefeß: 
gebung zu prüfen, ob und in wieweit Die frühere Gefeßgebung geändert wor: 
den und inwiefern diefe Modificationen blos Folgerungen und Ausführung 
der Verf.-Urk. oder ganz neue das beftehende Recht alterirende Vorfchriften 
find, Im legtern Falle gebührt den Organen der Gejeßgebung eine pofttive 
Mitwirfung, welche ihnen bei Fällen der erſten Art nicht zuftehen würde. 

Im Wege der Legislation würde hiernach Beftimmung zu treffen fein 
wegen der erweiterten Vollmachten der Gemeindefirchenrätbe auf folche 
außerordentliche Angelegenheiten, fir welche es nach dem A. 2.:R. II. 11 
$: 159 u. a. der Wahl bejonderer Bevollmächtigter oder Nepräfentanten 
bedarf (f. unten $. 67), eben fo wegen der Aufhebung der im A. L.:R. 
$.283 anerfannten Exemtionen (f. unten $. 59), wegen der etwa zu ver: 
längernden Amtsdaner der Kirchenvorfteher (m. ſ. 3. B. oftpreuß. 
Prov.“R. Zuf. 188 und unten $. 65) u. a. m. 


10) Es genüge an die Vorrede zur preuß. K.:D. von 1530 zu erinnern, worin 
Serzog Albrecht erffärt: „Cum videremus, multas graves causas in ecelesiis 
nostri Ducatus negligentius cnrari ab iis, quorum intererat, illas cognoscere, 
dijudicare et componere, ul omnia ordine et decenter fierent, quemadmodum 
Paulus ad Corinthios monet, coacti sumus, aljenum officium, hoc est, epis- 
copale in nos sumere, ul quantum fieri possit, corrigenda aligquo modo muta- 
rentur adeoque in meliorem formam ct statum dirigerentur * (f.meine Geſch. der 
Quellen I, 2, 53). Andere Zeugnifje für diefen Grundfag finden fich in großer Zahl 
in der Abhandlung: Ueber das bifchöfliche Necht in der evang. Kirche in Deutichland, 
nv Kamptz Jahrb. H. 61. S. 25 ff. und in befonderem Abdrude. Berlin 1828 
.. OD) Wenn die Commiſſion aus $. 145 des U. L.-R. folgert, daß die fon. Eon: 
Mtoriafrechte nicht perlönfiche Ehrenrechte (2!) des Yandesberrn waren, fo hat fie ganz 
auper Acht gelaffen, daß das geiftl. Departement und alle Gonfiftorien ihr Necht erft 
vom Landesherrn aufgetragen erhielten, daß fie alfo nur jura vicaria befaßen und es 
vom Landesherrn allein abbing, welche Gonfiftorialrechte er zu höchft eigener Verwal: 
tuna ſich referniren wollte (jura propria reservata). M. f. deshalb $. 33. Ann. 2 f., 10 f. 

- 35. und über das Rechtsverhältniß überhaupt Eichhorn, Grundfüge des K.-R. 
1, ff. Richter, Lehrb. des KR. (5. Ausg.) $. 158. Mejer, Inſti⸗ 
utionen des K.=R. (2. Ausg.) $. 108 u. a. 
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Dagegen folgt aus der der evang. Kirche garantirten ſelbſtſtän— 
digen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten, daß ohne Mit: 
wirfung der Factoren der Gefeßgebung die SH. AT—I9 des A. L.R. 
wegen der Mitwirfung des Staats bei Eultusorduungen fortfallen, fo 
wie $. 56 wegen Entſcheidung des Staats über Rechtmäßigkeit der 
Ausihliegung eined Mitglieds der Kirche, $$. 161. 162 wegen der 
ftaatlihen Oberaufict und Direction des Kirchenvermögens, $. 180 
wegen Genehmigung des Staats zur Veräußerung von Kirchengeräth: 
haften, $. 750 zur Einſammlung von Kirchencollecten u. a. m. 

Die für den Ernte üchemihrn Antrag beftellte Commiſſion des 
Haujed der Abgeordneten bat zulegt fid dahin geeinigt, den Antrag 
in folgender Faſſung anzunehmen: 

„Das Haus der Abgeordneten molle bejchließen: die Könial. 
Staatöregierung anfgufordern, unter Mitwirkung der Landesvertretung 
endlich Diejenigen Anordnungen zu treffen, welche erforderlich find, um 
die evang. Landeskirche auf Grumd des Art. 15 der Berfaffung mit 
dem Stante in Betreff ihrer beiderfeitigen Rechte auseinander und 
hierdurch im den vollen Befiß ihrer durch die Verfaſſung verbürgten 
Selbftftändigfeit zu feßen, auch nicht länger zu unterlaffen, die beiden 
Geſetze v. 26. Janugr 1849 — Ginrihtung der Abtheilung für Die 
innern evang. Kirchenfachen — und vom 29. uni 1850 — Ein— 
richtung des evang. O.Kirchenraths — der Landesvertretung zur vers 
faffungsmäßigen Prüfung (Art. 106) vorzulegen‘, 

Diefer Antrag ift bisher in dem Haufe der Abgeordneten ſelbſt 
noch nicht zur Berathung gefommen. Darüber, daß die von dem zu 
Recht beftehenden Kichenregiment getroffenen Anordnungen die geeig: 
neten find, die gewünfchte Auseinanderfeßung herbeizuführen und der 
Kirche zur Selbftftändigfeit zu verhelfen, haben die fegitimirten Organe 
der Kirche (ſ. Anm. 18) fih zur Genüge ausgefprohen. Die beiden 
Geſetze von 1849 und 1850 find aber firhliher Natur, ibre Rechte: 
ailtigfeit folgt daraus, daß fie der evang. Landesherr als Inhaber der 
Epifkopalrechte in der rechten Form erlaffen bat. Weber Weiteres zu 
befinden ift das Haus der Abgeordneten nicht berechtigt. *') 


$. 25. 
Der heutige Rechtszufland, 


Die Rechte, bez. Pflichten des preuß. Staats, welche aus feiner 
Kirchenhoheit hervorgehen, find: 

1) Das Recht der Anerkennung (jus reformandi) einer 
Religionsgefellfchaft‘). Daffelbe befteht gegenwärtig nicht mehr in dem 


21) Die Commiſſion erklärt ſelbſt, dan die ganze France ſehr einfach zu beants 
worten fei, wenn man den Landesherrn für das „vornehmſte Glied“ in der evany. 
Kirche annimmt. Dem Zinn nach ift dies daſſelbe, als wenn man den Landesherrn 
ald den Inhaber der Epiffopalrechte betrachtet. Daß man, ohne im Uebrigen den 
Standpunft v. Naumer’s einzunehmen, dies thun fünne, ja müffe, alaubt der Ber: 
faffer eben Gewiefen zu haben. 

1) Bergl. meine Ausführung: Ueber die Arten der Neligionsgefellichaften ... in 
Preußen, in Dove’ 3. f. KM. l. Nr. XI. S.422 f. und in dem Aufjage: Staat 
und Kirche: in Weiste’s Rechtslexikon X, 470 f. 
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mweitern Umfange, daß die Eriftenz einer ſolchen Gejellfchaft im Stante 
von deffen Genehmigung abhängig wäre, da die Freiheit der Ber: 
einigung zu Religionsgefellihaften durch Art. 12 der Verf.Urk. über« 
haupt gewährleiftet ift. Die Einwirkung des Staats auf foldhe Ver: 
einigungen äußert fi) noch in der Ertheilung der Gorporationsrechte 
gemäß Art. 13. 30 und 31 der Berf. Da die evang. Kirche fi be— 
reitö im Beſitze derfelben befindet’), bedarf c8 hier nicht mehr eines 
Gejeged (Art. 13), fondern im Wege der Verwaltung wird den fid) 
neu bildenden evang. Gemeinden das Necht einer moraliſchen Perſon 
verlieben ?). 

2) Das Recht der Aufſicht (jus inspectionis), indem 
den bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten durch die Ausübung 
der Religionsfreiheit fein Abbruch geſchehen darf (Verf. Art. 12 verb, 
At. 30). Da Ddiefes Auffichtsrecht wegen der den Religionsgefell: 
ſchaften durch Art. 15 der Verf. zugeficherten jelbftitindigen Ordnung 
md Verwaltung ihrer Angelegenheiten nicht mehr in einer poſitiven 
Theilnahme von Seiten der Staatögewalt befteben kann (f. S. 114 a. E.), 
io ift, da eine folche zur Zeit noch für die evang. Kirche geübt wird), 
Art. 15 für Diejelbe noch nicht vollzogen. 

3) Das Recht des Schußes (jus advocatiae) Zu dem 
Behufe übt der Staat fein Auffihtsreht und läßt die Berleßungen 
der Religionsgefellichaften beftrafen’). Im Befondern wird, nach der 
Verf. Art. 14, die hriftliche Religion bei denjenigen Einrichtungen des 
Staats, welche mit der Religionsübung im Zufammenbange ftehen, 
unbefhadet der in Art. 12 gewährleifteten Neligionsfreiheit, zum 
Grunde gelegt‘); aud garantirt Art. 15 der Kirche die felbftftändige 
Ordnung und DBermaltung der firhlichen Angelegenheiten und Die 
Hortdauer Des Befißed und Genuffes ihrer Anftalten, Stiftungen 
und Fonde. 

Die evangelifche Landesfirhe Preußens ift als eine „geſchichtlich 
und nach Staatöverträgen bevorrechtete“ (|. $. 7. Anm. 4) „öffentlich 
aufgenommen‘ und darnach 


I) im Befike des öffentlihen Gottesdienftes, mit dem 
Recht „ſich der Gloden zu bedienen’ und „öffentliche Feierlichkeiten 
außerhalb Den Mauern ihres Berfammlungsbanfes (Kicche) anzu— 
tellen’”). Sie hat 


2) die Rechte priyilegirter Eorporationen?), insbeſon— 


2) A. %.=:R. II, 11. $. 17 u. a. ſ. weiter unten. i 
3) S. A. L.-R. a. a. O. $$. 111. 176. 238. 306. 425. Bergl. Gen.⸗Cone. 
für die ... fich aetrennt baltenden Luth. vom 23. Juli 1845. 8.2. (G.⸗S. S. 516). 
Ueber die Ausführung ſ. m. unten $. 40. 111. 

6 4) In welcher Weiſe dies der Fall iſt, erhellt aus den Reſſortbeſtimmungen in 
. 30. 40. 


5) Vergl. Strafaefep vom 14. April 1851. $$. 102. 103. 135. 136. 102. 282. 
_, 6) Wie bei der Gidesleiftung, der Zeier des Sonntags und anderer Feittage, dem 
Schuße der Kirche für die Taufe, für die Einfegnung der Ehe u. a., der auch nad) der 
Einführung der Givilftandsregifter (Art. 19 der Verf.) nicht fortfallen würde, injofern 
das Disciplinarrecht der Kirche ungebemmt bliebe. 

TA 2.:R. I, 11. $$. 17. 18. 25. 

8) a. a. D. $. 17. verb. 11, 6. $. 22 f. 
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dere bei Erwerbung, Verwaltung und Veräußerung ihres Vermögens’), 
wobei fie überdies noch manche bejondere Vorrechte genießt), Sie 
ift befreit von Entrichtung der Stempelabgaben“), von Koften in ge: 
richtlihen Angelegenheiten‘), vom Porto"). 

Ehre Gotteshäufer werden Kirchen genannt, find als privilegirte 
Gebäude des Staats von gemeinen Laften frei, und haben die Bor: 
rechte der öffentlichen Staatsgebäude, daher auch Befreiung von der 
Grundftener und Gebäudeſteuer“). Ihre Beamten haben. mit andern 
Beamten im Staate gleihe Rechte"), ihre Amtshandlungen haben 
bürgerlihe Giltigfeit und die aus den Kirchenbüchern entnommenen 
Zeugniffe öffentlihen Glauben '*). 

Der Diftrict, in welchem evang. Glaubensverwandte zu einer ge: 
meinfchaftlihen Kirche angewiefen find, wird eine Parochie genannt; 
daraus folgen die Parochinlrechte des Pfarrers und die Parochial: 
pflichten der (nicht erimirten) Parochianen“), zu deren Erfüllung die 
Erecution im Wege der Verwaltung bewilligt iſt“). 

Die Handhabung dieſer Rechte im vollen Umfange erfordert die 
Mitwirfung des Staats, welcher der Kirche feinen weltlichen Arm feiht, 
weßhalb eine vollftändige Löfung des Bandes, welches Staat und Kirche 
verknüpft, nicht möglich ift und am wenigften von der evang. Kirche 
verlangt wird. Dagegen fann und ſoll eine folhe Auseinanderjegung 
der beiderfeitigen Gebiete erfolgen, daß die evang. Kirche zum Befige 
ihrer Autonomie fommt, Daß die Diener der Kirche darum, weil fie 
die Nechte der Staatsdiener befißen, nicht mehr Beante des Staats find, 
foweit fie nicht al8 Beamte des Eivilftandes und Schulinfpectoren im 
Auftrage des Staats fungiren“), und daß der Kirche fowohl die fogen. 


9) a.a.D. $. 193. verb. II, 6. $. 7W—72. 81 f. Vergl. noch Bud 3. 
Abſchn. 4. 

10) a. a. D. $. 228 ff. verb. 1, 9. $. 629 - 632. 

11) &. vom 7. März 1822. $. 3. 

12) G. vom 10. Ma! 1851. $. 4. (.:5. S. 623). Eben fo von Cautionsbe⸗ 
ftellung. U. G.⸗O. l, 21. $.2. 1, 20. $. 34. Sie hat die Doppelfrift zur Eins 
legung der Nechtömittel (f. Vogt, Kirchenrecht I, 56. 57). 

13) Requlativ v. 3. Febr. 1862 (j. 8. A.⸗B. v. Schlefien 1862. Nr. 9. Weſtf. 
Nr. 9. Amtl. Mitth. v. Preußen. Nr. 353.). 

14) A. %= N. II, 11. $$. 18. 174. 774— 776. ©. v. 21. Mai 1861, betr. 
die Regelung der Grundfteuer $. 4. e. $. 10., betr. die Einführung einer Gebäude: 
fteuer $. 3. d. e. (6.5. ©. 253 f.) 

15) A. L.⸗R. a. a. DO. $$. 19. 96 u. a. f. unten $. 59. 

16) A. L.⸗R. a. a. OD. ! 481 f. A. G.O. 1, 10. $. 128. 

IT) A. L.R. a. a. D. $$. 237. 260 f., 418 f., f. unten $. 63. 

18) Gab.:D. vom 19. Juni 1836, betreffend die Einziehung der Kirchen ... Abs 
gaben (8.5 5. 198. Boat I, 324). In wie weit der Rechtsweg dabei zuläſſig, 
j. m. ©. v. 24. Mai 1861 (G.⸗S. S. 241) und die Entih. bei Altmann, Praxis, 
S. 410 f., 421 f. 

19) In einzelnen Beziehungen ftand der Unterfchied bereits früher feft (m. f. z. B. 
den Erlaß des Ztaatsmin. vom 31. März 1826 in v. Kamptz, Ann. 14, 75. 76 
binfichtlich der Anftellung). Allgemeiner ift dies ausgefbrochen in der Gab.=D. vom 
8. April 1850 (Aftenft. aus der Verw. der Abtb. 1850, S. 55), nad welcer in 
dem Amtseide „ſo wie es einem Diener der chriftl. Kirche und des Staats ger 
ziemt‘‘ die Worte: und des Staats: fortgefallen find. M. f. auch das Circ. vom 
15. Jan. 1862 über das Verbalten der Geiftfichen zu den politifchen ragen, in den 
Aktenft. 15, 336 f. — Gegen die Vertretung der Kirche auf dem Yandtage im Serren: 
baufe erklärt fih 1862 die XI, rhein. Prov.:Spn. $. 60. 
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ihr gehörigen Interna als Externa zur eigenen Verwaltung über: 
wiejen werden 

Während die röm.-fatb. Kirche die ihrer Selbſtſtändigkeit ent: 
fprechenden Befugniffe der Verf.Urk. gemäß bereits erlangt bat, fieht 
die evang. Kirche der Gewährung derfelben noc entgegen. Die voll 
fändige Ausführung wird freilich für die ganze Landeskirche erſt dann 
möglich fein, wenn nad) dem Zuſammentreten der Landesſynode eine 
definitive Feftftellung der Kirchenverfaffung erfolgt ift. Inzwiſchen kann 
"aber füglid den einzelnen Provinziaffirchen annäherungsweiſe foviel 
zugeitanden werden, als, unbejchadet der für die ganze Landesfirche zu 
treffenden Ordnungen, die mehr oder weniger fortgeichrittene Organi— 
jation der Kirche in den einzelnen Provinzen felbft geftattet und räthlich 
ericheinen läßt. Bon diefen Gedanken geleitet haben auch die weſt— 
fälifche und rheiniſche Prov.Synode 1862 dem Kirchenregiment ihre 
Wünsche vorgetragen”). Diefelben find im MWefentlichen: 

1) Die Uebertragung der Verwaltung der firchlichen Externa an 
das Gonftftorium (joweit nicht allgemein polizeiliche Rückſichten eine 
Ausnahme bedingen); 2) Einführung der fehon früher beantragten 
Verwaltungsordnung, welche nocd zum Zweck der Bereinfachung zu 
repidiren fein würde; 3) die Mitwirfung bei Befegung der Stellen 
im Gonfiftorium; 4) die Freiheit der Pfarrwahl. 

Indem bei der Darftellung der sinzelnen Materien felbft weiter: 
bin näher auf diefe Punfte eingegangen werden foll, genüge an diefer 
Stelle die Bemerkung, daß ähnliche Auträge auch bereits in den öſt— 
lichen Zandestheilen bie und da unter Billigung der oberften Kirchen: 
behörde?) vorbereitet oder geftellt worden find. Die Nothwendigfeit 
einer Vollziehung des Art. 15 der Verf. Urk. wird aber um fo dringen; 
der, als nur dadurch die vielfachen Gonflicte ihr Ende erreichen fünnen, 
welche noch fort und fort durch Einmiſchung der Landesvertretung in 
wirflich firchliche Angelegenheiten hervorgerufen werden). 


B. Verdäftniß der evang. Landeskirche zu andern 
Keligionsgefelfchaften. 


Die Stellung der evang. Landeskirche zu den übrigen im Staate 
vorhandenen religtöfen Gemeinichaften ift eine verfchiedene, je nachdem 
diefelben die allgemeinen chriftlihen Befenntniffe oder felbit die refor— 
matorifhen Symbole anerfennen oder verwerfen, und zugleich vom 
Staate öffentlich aufgenommen, concefflonirt oder nur geduldet find‘). 
Darnady find in der folgenden Darftellung die Beziehungen der cv. 
Landesfirche zu den einzelnen Arten der Religionsgefellichaften gejondert. 


20) X. weft. Sun. 9.8 ff. XI. rbein. Syn. 5. 100 ff. 

21) S. $. 39. Anm. 13, 

22) Mit vollem Recht macht Dove in der 3. f. K.⸗R. EV, 139 f., 151 f. auch 
tiefen Geſichtspunkt geltend. 

1) Weber diefe Unterſchiede ſ. m. meine Abhdl.: Ueber die Arten der Religions— 
geiellihaften und die religiöfen Nechtsverhältniffe der Diffidenten in Preußen, in 
Dover Z. f. KM. J. Nr. XII. 


124 Bud 1. Anhang. Die Landesfirche, der Staat u. a. Eonfeffionen. 


$. 26. 


1) Berhältniß zu den concefjionirten und gedufdeten evangelifchen 
Sfaubensgenoffen. 


Diejenigen Evangelifchen, weldye in Hinfiht auf Lehre und Be 
fenntniß ſich mit den Durch den weftfäl. Frieden anerkannten Zutheranern 
oder Reformirten in wefentlicher Mebereinftimmung befinden, jedoch nicht 
unter dem landesherrlichen Kirchenregimente ftehen oder auch zugleich 
grundfägliche Gegner der evang. Union find, verzichten, indem fie ſich 
dadurch der evang. Landeskirche entziehen, auf die Borrechte, melde 
diefe als privilegirte (geihichtlih und nach Staatöverträgen bevor- 
rechtete) Gorporation im Staate befigt; fie bilden aufgenommene, con: 
ceſſionirte, nicht privilegirte Kirchengefellicjaften, mit einem exerecitium 
religionis publicum vel quasi publicum, nad) Maaßgabe der ihnen ver- 
liehenen Conceſſionen. Es gehören dazu die evaug. Brüderge 
meinden (Herrnhuter) al8 „wahre Augsb. Confeſſtonsverwandte“ 
mit den Gonceffionen v. 25. Dechr. 1742, 7. Mai 1746, 18. Juli 1763, 
20. April 1780, 10. April 17892); die von der Gemeinfchaft der ev. 
Landesfirhe fih getrennt baltenden Lutheraner, mit der 
General» Eonceffion vom 28, Juli 1845°) und die Reformirten 
niederländ. Confeſſion (Kohlbrüggianer in Elberfeld) mit der Gonceffion 
v. 24, Nov. 1849*). Alle diefe Gemeinfchaften befißen Eorporation®- 
rechte), können daher auch Grundſtücke auf ihren Namen mit Ge 
nehmigung des Staats erwerben, fowie eigene gottesdienftliche Gebäude 
befigen, welchen jedod der Name und die Rechte der Kirchen nicht 
beizulegen find. Ihre Bethäufer haben auch feine Gloden‘). Ihre 
Geiſtlichen befißen nicht die Privilegien der Staatsbeamten, doch haben 
die von ihnen verrichteten Amtshandlungen volle Giltigfeit und Die aus 
ihren Regiftern ertheilten Auszüge öffentlichen Glauben”). 


Anträge auf Erweiterung diefer Rechte, auf der Vorausfeßung be; 
ruhend, daß die getrennten Lutberaner die luth. Kirche in Preußen 
repräfentiren und diefelbe in der Landeskirche nicht enthalten und nicht 
vertreten jei?), find unter Ablehnung der Richtigkeit diefer Anficht nicht 
berüdfichtigt worden’). Die den Separirten gewährten Rechte beziehen 


2) Meine cit. Abhdol. S. 393 f. Fr. Wilh. 11. Conceffion .... vom 10. April 
1789. Mit erläuternden Anmerf. von $. €. v. Mofer. Mannheim und Leipzig 
1790. Gepdide, Annalen I, 3 (Berlin 1800). ©. 4 f. 

3) G.⸗S. 1845. 216. f. verb. Girc, vom 7. A . 1847 (Min.⸗Bl. d. Innem 

S. 317 f., beide aud) bei Boat, K.⸗R. 11, 231 ff.). eine Abhdl. S. 408 f., 416. 

4) Min. eRefer. vom 28, Aug. 1854 (meine abet, ha 416. 417.). Vergl. 


auch die weiteren Rezwelfungen in Dove’ 3. f. K.-R. III, 358. 359. 
5) ©. die eit. Gonceffionen. Verb. Dove, die zeit, "Stellung der ev. Brüder⸗ 
gemeinden in Preußen, in der 3. f. K.⸗R. III, 460 f. 


6) Meine Abhdl. S. 396. Bias 17. ©. 409. Anm. 60. 

7) * a. O. S. 306. 400. 

8 M. ſ. Huſchke über den Sinn der Gen.-Conc. .... von 1845. Liegnitz 
1846. Mabrung der Rechte der ev.sluth. Kirche in Preußen. Breslau 1848. 

>. Birc. des D.⸗Ki-R. vom 28. Septbr. 1853 (Aktenſt. 6, 9. Bogt ll, 
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fi übrigens nur auf Diejenigen Gemeinden und Geiftlihen, welche 
dem vom Staate beftätigten Oberfirhencollegium untergeben find und 
nicht auf folche, welche fih von dieſem Verbande getrennt haben’), 
wie denn auch die einzelnen Altlutherifchen zu Kirchen» und Schul: 
beiträgen der ev. Landeskirche ihres Wohnorts verpflichtet find"), info: 
fern fie nicht einer andern Parochie ihres Bekenntniſſes angehören"). 
Zur Befreiung von den bisherigen Verpflichtungen gegen die ev. Landes— 
firhe genügt aber der Lebertritt, auch ohne befondere Austrittserflärung '); 
dagegen joll, wenn Mitglieder der getrennten Gemeinden die Berrichtung 
einzelner geiftlichen Amtshandlungen in der ev. Landeskirche nachſuchen, 
daraus allein der Austritt aus ihrer Gemeinde nicht gefolgert werden’). 
Beim Mangel eigener Begräbnißpläge fann den Gliedern der Getrennten 
die Beftattung auf ev. Kirchhöfen nicht verfagt werden, der Zutritt ihrer 
Beiftlihen und die Verrichtung geiftlicher Handlungen auf denfelben 
hängt jedoch von freier Gewährung der cv. Gemeinden ab’). 

In einem andern Berhältniffe als die concefftonirten Kirchengeſell— 
ihaften befinden fich die geduldeten mit Privatgottesdienft, denen Die 
Gorporationsrechte fehlen und deren Prediger nicht zur Führung von 
Kirhenbücdhern mit öffentlihem Glauben befugt find‘). Zu ihnen ge: 
hören die Mennoniten, deren Gerechtſame in der Provinz Preußen 
auf dem Gnadenprivilegium v. 29. März 1780, dem Edict v. 30. Juli 
1789 u. a.“), in den übrigen Landestheilen auf der Cab.O. v. 16. 
Mai 1830'%) u. a. Erlaffen beruhen. Sie gehören beim Mangel 
eigener Parochien zum Sprengel der Evangelifhen ihres Wohnorts und 
müfen daher ihre Geburten, Tranungen und Begräbniffe bei dem betr. 
Pfarrer, refp. in die Givilftandsregifter (in der Rheinprovinz) eins 
tragen laffen; doc genießen ihre Prediger den befondern Staatsihuß 
der Religionsdiener). Ihnen gleich ftehen die Quäfer”) und 
Angliftaner?). 


10) S. den Erlaß der Reg. zu Poſen von 1862 in der Proteft. 8.3. 1862. 
Ar. 9, Sp. 187. 

11) Erf, des Streisgerichts Lippftadt vom 1. März 1850, in 2. Inftanz confirmirt 
Ulrich u. a., neues Archiv für preuß. R. 14, 632. Vogt II, 234. g. Altmann, 
Raxis, S. 309. 

12) S. A. 2.:R. U, 11. $. 261 (Gen.sGonc. von 1845. Nr. 10) und mehr⸗ 
fühe Anwendungen ded Grundfages bei Altmann, Praxis, S.109 f., 308 f., 398. 
61. 768. 769. Gben fo find auch die ev. Brüdergemeinden zu beurtbeilen. Alt— 
mann, S. 561 f. 

13) ©. Altmann a. a. D. ©. 768. 769. 

14) Gen.⸗Conc. von 1845. Nr. 9. Vergl. AU. L.⸗R. 11, 11. $. 42. 

15) Circ. vom 29. Septbr. und 30. Drtbr. 1850 (Aftenft. 1, 80. Boat I, 229). 

16) Meine Abhdl. S. 397 f. 

17) a. a. O. ©. 402 f. Vogt II, 238 f. 

18) G.⸗S. S. 82. 

19) Erf. vom 9. Br 1859. Altmann a. a. O. ©. 475. 

20) S. die Cab.⸗O. vom 16. Mai 1830. Nr. 6 (Anm. 18). 

21) 8. Altmann, Praxis, S. 559. 
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$. 27. 
2) Zur römiſch-katholiſchen Kirche. 


Während der preuß. Staat grundjäßlic für die römiſch.-kath. 
Kirche die Parität mit der evang. Landeskirche anerkannt bat!), ift die 
negenfeitige Beurtheilung beider Kirchen felbit feineswegs eine gleiche. 
Die römiſche Kirche betrachtet ſich als Die Kirche, die Evangeliſchen 
als Akatholiken (j. $. 1) und „den ganzen evang. Glauben als cine 
Nichtigkeit und bloße Leugnung““). Die Priefterichaft geht noch immer 
jo weit, Daß fie jogar ordnungsmäßig von evang. Geiftlichen vollzogene 
Zaufen bei fich Ddarbietender. Gelegenheit wiederhoft?), im iders 
fpruche mit den Vorſchriften der eigenen kirchlichen, wie bürgerlichen 
Gefeßgebung‘). Da noch fortwährend die Evangelifchen darüber zu 
Flagen haben, daß römiſcher Seits die Parität in Beziehung auf ge: 
miſchte Ehen, deren Ginfegnung, die religiöfe Erziehung der Kinder 
verlegt wird, jowie wegen Ungebührlichkeiten bei Gelegenheit von 
Prozeffionen, Wallfahrten, Begräbniffen u. a. m.’), fo bleibt nichts 
übrig, ald den Schuß des Staats in Anfpruch zu nehmen‘) und, fo 
weit es die eigenen Grundjäße der evang. Kirche, welche die römiſche 
als Schwefterfirche anerkennt, geftatten, die firchlihen Simultanen zu 
vermeiden. 

Da beide Kirchen von einander unabhängig find, befteht wechiel: 
jeitig feine Verpflichtung zu Leiftungen, infofern dergl. nicht vermöge 
bejonderer Rechtstitel begründet if. Bon Barohiallaften find die 
Mitglieder einer andern Gonfeffton in der Regel befreit und Stol— 
gebühren find dem fremden Geiftlihen nur dann zu entrichten, wenn 


1) Rel.-Ed. vom 9. Juli 1788. $. 1. 2. Vergl. Project des Corp. jur. Frid, 
1750. P.1, ib. II, tit. 2. $. 37. — Gab.=D. von 26. Dechr. 1808 (meine 
Geſch. I, 1. Urk. Nr. XCV). Verf.Urk. Art. 15., f. aub $. 7. Anm. 1. 

2) S. Erlaß des O.-K.-R. an das Gonf. zu Breslau vom 29. Juli 1852 
(Aktenft. 5, 27) aus einem Sirtenbriefe des Breslauer Biſchofs. 

3) ©. die B. des Conſ. zu Coblenz vom 7. Mai 1863 (K. A.=B. der Nbeins 
prov. 1863. Nr. 10). Es ift daffelbe Verfahren, welches 1818 in Spanien beim 
Vebertritt des v. G. aus Preußen vorgefommen ift (die Akten darüber in Selzer’s 
prot. Monatsblättern. B. 22. 9. 4 [October 1863]. S. 257 f.), 1858 in Ungarn 
bei einem Kinde aus gemilchter Ebe (Allg. R.e3. 1858. Nr. 47. S. 1500), 1862 in 
NordeAmerifg durch den Gen.-Vicar Ravaux bei einem von einem Preöbbterianer ges 
tauften Indianer (N. Ev. K.:3. 1864. Nr. 17. S. 269 

4) c. 112. d.4 de conseer, (Leo I) verb. ec. 6. X. de baptismo (3. 42). Innoc. 
II. a. 1215. Da das prot. K.⸗R. mit dem kath. die Taufe gleich beurtbeilt (Wals 
ter, Xebrb. [13. Aufl.) $. 279), ſo E „die Wiederholung der einen character in- 
— einprägenden Zaufe ein Verbrechen“ (Schulte, Lehrb. ſGießen 1863] 

. 117). ° 

5) Beifpiele in großer Anzahl f. m., außer den Mittheilungen in den Kirchen: 

deltungen, in den Protofolfen der Kreis: und Prov.= Synoden der Rheinprovinz und 

eftfalens, 3.8. II. rhein. Syn. $. 33. III. $. 27. 74. IV. $.75. 76. V. $.124[. 
u.f.w., und die weftfäl. Berbandlungen in dem ftehenden Rubrum : Das Confeſſionelle 
mit den dazu gehörigen Anlagen. 

6) S. $. 25. Anm. 5., vergl. A. L.⸗R. Il, 11. $. 37. 38. Ueber das Derbot 
der Gontroverspredigten Girc. v. 16. Mai 1827 (v. Kamp, Ann. 11, 497. Vogt 
II, 81). Ueber die Strafbarkeit des Gebrauchs des Ausdrucks Ketzer für Evangeliſche 
Erf, v. 13. Juni 1827 (Altmann, Praxis. S. 472. 473). 
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man fih feiner bedient Hat’), Wo aber Leiſtungen für Kirche und 
Schule dinglihen Art find oder die Natur einer Kommata baben, 
find Diejelben ohne Rüdjicht auf das Befenntniß zu gewähren”), 

Wo ein Simultaneumt befteht, müffen die Rechte jeder Religions; 
partei hauptſächlich nach den vorhandenen bejondern Gefeßen oder Vers 
fragen beurtbeilt werden. Maugelt es an folchen Beſtimmungen, ſo 

wird vermuthet, daß jede Gemeinde mit der andern gleiche Rechte 
habe“). Die am Ende des vorigen Jahrh. von der Regierung beab— 
fihtigte Einführung des Simultaneums in Weftpreußen wurde auf 
Vorſtellung der kath. Geiftlichkeit nicht vollzogen?) ; dagegen finden ſich 
viele Simultanca in der Rheinprovinz“), theils in Folge des weftfäl. 
Friedens"), der Religionsrecefie von 1666 und 1672), der fran- 
zöflihen Reunionen jeit 1682 und der berüchtigten Clauſel des Art. 4 
des Ryswicker Friedens 16978), fo wie anderer offenbarer Gewalt“). 
Auch fehlt es nicht an ſolchen Gemeinfchaften in Schlefien®), Die 
beftändigen Reibungen und Uebergriffe der Katholijchen '*) haben die 
Evang. gedrängt, möglihft die Simultanea aufzuheben”); ja die rhein. 
Spnode hat förmlih um je mehr den Antran geftellt, im Wege der 
Geſetzgebung die Auflöfung diefes Bandes herbeizuführen‘), als nad) 
Art. 46 des organifchen Geſetzes von 1802 die neue Begründung der 
Simultanea unterfagt it”). Im Allgemeinen find derartige Angelegens 
beiten durch die Vermwaltungsbehörde zu orduen'), gehören aber dann 





7) Die älteren entgegengejegten Beſtimmungen find jpäter Tortgefallen. A. %:R. 
it, 11. $. 261. 269 f., 872 verb. die fpeciellen und — Beſtimmungen bei 
zeibe, Erläut. des oſtpreuß. Prov.R. S. 98 f. Vogt 200 f. Altmann 
. 313 f. (Parochialfaften),_495 f. (det) u LEN. cit. $. 431 f. verb. 
Boat 1,341 f. HKagens, K.⸗D für Weſtf. S 
7a) So für Schulzwede in Ay Provin, he der der Schuld. v. 11. Dechr. 
1845. $. 39 (G.-S. 1816. S. 1). Vergl. R. v. 22. Septbr. 1863 (Stiebt, 
Gentratbfatt 1863. Nr. 228), für die Unterhaltung der ——— u. a. in der 
an (GSefeg vom 14. März 1845 in der G.⸗S. ©, 

8) Die näheren Vorfchriften des u. 2... II, 11. $. aa find fo zweck— 
mäßig, daß das baverijche Edict vom 28. Mai 1818, $$. 90— 99 fie wörtlich aufges 
nommen bat. 

2 Meine Geſch. 1, 2, 252. 253. Verb. v. Vegeſack, weſtpr. Prov.- NR. 1, 


L Ueberficht der &V, in X. rhein. Syn. $. 74. 

) Meine Geh. IV, 3, 433. 533. 718., vergl. 725. Auch in Weftfalen 
in — (a. a. O. . 433), Siegen u.f.w. (a. a. O. S. 666). 

12) a. a. O. 109 | 

13) a. 0. Od. Ser. 713. 714. 

14) M. ſ. 8. über Altlay die Bonner ev. Monats Bun. 1844, Septbr. 

. 125. So — in Weſtfalen im Corveyſchen, meine Geſch. O. S. 542 f. 

15) ©. Stylo und Weftarp, das Prov.eR. von Silefen. ©. 528 f. 

16) Beijpiele aus er ien j. m. in $ride’s fath. 8.3.1843. Nr. 38. S. 327, 
in der proteft. 8.3. 1855. Nr. 1. S. 16 f., aus der Rheinprowing in der rbein. 
Spn. IV, $. 76. V,$. 125. IX, $. 117. X, $. 74., im ev. Gen.= Bl. für Rheins 
(and-Weftfalen 1859. n. 14. 16. 18. 

17) Dies geſchah jhon früh durch Abkaufen (z. B. meine Geſch. IV, 3, 159 
Anm.49) und jpäter durch —— So in neueſter Zeit in Gütersloh (f. Annı. 11). 

18) Rhein. Syn. IX, $. 117. X, $. 74. 

19) „ — m&me temple ne pourra etre consacre qu’a un eulte.“ Hermens 
Handbuch F 

194) S. it deö Ser. zur Entſch. der Comp. v. 10. Det. 1863 (Juſt.-Min.⸗ 
&. 1354. S. 4 ff). 
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zur Gompetenz der Gerichte, wenn die Art der Benupung aus einem 
Ipeciellen Zitel hergeleitet und ein entgegenftehender Vertrag als nichtig 
angefochten wird). 

Faft mehr noch als die Kirchengebäude find die Simultan— 
Kirchhöfe ein Dbject des confeiftonellen Unfriedend. Während früber 
von beiden Seiten Abneigung oder Rüdhaltung bei den Begräbniffen 
fih geltend machte”), beftimmte der weftfäl. Friede, daß Katholiken und 
Gvangelifhe einander nicht von den öffentlichen Kirchhöfen und kirch— 
lihen Begräbniffen anschließen ſollten*). Dieſem folgte auch der 
Religionsreceß für Jülich-Cleve 1666 Art. 6, zugleich mit der Neben: 
beftimmung, daß wo auf den Kirchhöfen einer befondern Confeſſion 
bei Begräbniffen von Gliedern eines andern Bekenntniſſes liturgiſche 
Acte nicht üblich feien, Diefelben unterbleiben ſollten“). Wo es id 
irgend durchfeßen lich, verfagten aber die Katholifen den Evangeliſchen 
das anftindige Begräbniß, fo daß e8 ihnen abgedrungen werden mußte. 
So geſchah e8 durch Friedrich II. in Schleſien“) und in Weftpreußen”). 
Aus Beforgnig vor Retorfionen gaben aud) wohl einzelne Bifchöfe nach“), 
zumal da ſeit der Mitte des 18, Jahrh. mildere Grundjäße allgemeiner 
Durchdrangen; doch hemmte freilicd) noch mitunter Der Fanatismus des 
gemeinen Volks“). Seinem toleranten Standpunkte gemäß fchrieb 
das A. NR. 11. 11. 8. 189. 190 vor: „Auch die im Staate aufges 
nommenen Kicchengefellichaften der verjchiedenen Neligionsparteien dür- 
fen einander wechfelweije, in Grmangelung eigener Kirchhöfe das Be 
gräbnig nicht verfagen — Wo der Kirchhof erweislich nicht der 
Kirchengefellichaft, jondern der Stadt- oder Dorfgemeinde aehört, da 
kann jedes Mitglied der Gemeinde ohne Unterſchied der Religion auf 
das Begräbniß daſelbſt Anfpruch machen‘. Ueber das Verſtändniß 
des $. 189 waren indeffen Zweifel entftanden, welche durch Befchluß 
des Stantsminifteriums v. 18. März 1844 dahin befeitigt wurden: 
„1) Befindet ſich an dem Orte, wo fi) der Sterbefall ereignet hat, eine 
Kirche oder ein Bethaus von der Confeſſion des Berftorbenen , wobei 
ein Geiftliher fungirt, fo ift, wenn es der dazu gehörigen Genteinde 
an einem eigenen Gottesader mangelt, das Begräbnig auf dem Fried: 


— — — — — 


20) Erk. des D.=Trib. vom 30. Detbr. 1848 im Archiv für die Rheinprovinz 43, 
2, 73 gegen das Erk. des Appellhofes zu Cöln vom 10. Aug. 1847, a. a. D. 42, 
1. 132. 


21) M. ſ. z. B. Münfterfche Edicte von 1604 und 1606 (meine Gef. IV, 3. 
Urk. Nr. CCXXXII) und Schlüffe evang. Synoden von 1627 u.a. (a. a. D. Mr. 
LXIX. n. 75. LXXI. n. 88. CXL. n. 116. S. 179. 199. 359). 

22) J. P. O. art. V. $. 35. „,... multo minus publieis coemeteriis honoreve 
sepulturae arceantur.‘* 

a Vergl. auch den Rel.s Rec. von 1672. Art. 10. $. 13. 14 und die Rheins 
berger Gonferenz von 1697 (meine Seid. IV, 3. Urk. XCI. ©. 228 a. E.). 
24) Circ. vom 20. Septbr. 1742 (Sammlung ſchleſ. Gefege [Norm] 11, 36). 
Vergl. dazu Erf. v. 21. Det. 1861 (Archiv für —W 4,25 f. Dove, Z3. f. 
Ks. IV, 201 f.) 

25) 5. überhaupt R. v. 4. Det. 1773 (meine Gefch. 1, I, 195). 

265) M. f. 3.8. die Erlaffe für Münfter und Paderborn in meiner Geſch. Urk. 
Nr. CCXXXIV v. 1748, CCXXXVII v. 1755. Damit vergl. man das preuß. R. 
v. 6. Decbr. 1751 in meiner Gefch. I, 2. Urk. Nr. L. 

27) M. ſ. das ſehr bemerkenswerthe N. des Erzbiſchofs v. Cöln 1692 in meiner 
Geſch. IV, 3. Url. CCXXIX. 
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bote der andern Confeſſion durch den genannten Geiftlichen liturgiich 
zu volkiehen. 2) Außer dem oben erwähnten Fall ſteht es in der 
Wahl der Nachgebliebenen, entweder mit dem einer andern Confeſſion 
angebörigen Ortspfarrer, deſſen Gottesader die Leiche aufzunehmen hat, 
fh zu einigen, oder einen Geiftlichen ihrer Conf. herbeizubolen, welcher 
den liturgiichen Act im Sterbehauſe vollziebt, worauf die Leiche in 
filer Begleitung zu Grabe getragen wird“*). Auf den Antrag der 
weſtfäl. Provinzialitände ift für die Provinz Weitfalen, unter Auf 
bebung aller entgegenftebenden Berordnungen, Rechte und Gewohn— 
keiten, auch ohne Rüdficht darauf, ob fih eine Kiche oder ein Bet- 
baus von der Conf. des Berflorbenen mit einem Geiftlihen an dem 
Orte befindet, die Vollziehung eines liturgiihen Begräbniffes vorge: 
ihrieben?). Bon Seiten des Clerus wird indeffen dieſer Verordn. 
keineswegs nachgelebt). Die evang. Kirche verjagt den Katholiken 
auch dann nicht das Begräbniß auf den evang. Kichböfen, wenn es an 
einem kath. Gottesader nicht fehlt, won der römischen Kirche aber aus ihr 
eigenthümlichen Gründen, welche evang. Seits nicht als richtig oder 
bindend angefehen werden, einer ihr angehörigen font würdigen Per: 
ion die kitchliche Beftattung verfagt find). Ä 
Abweichungen hiervon beftehen für die linfsrheiniichen Lande. Das 
franz. Recht beftimmt, daß wo nur Ein Gottedader vorhanden tft, dev 
ſelbe für die verfchiedenen Confeffionen duch Mauern, Heden oder 
Gräben getrennt werde"). Nachdem durch Cab.O. v. 27. Aug. 1820 
dies aufgehoben war), entftanden Simultanfichhöfe, auf welchen jede 
Eonfeifion nad) ihrem Ritus beerdigte, was ebenſo von beiden Kirchen 
gebilligt wurde, wie die Gewährung eines folennen Begräbniffes auf 
den beiderfeitigen Kirchhöfen“). Nachdem feit den Gölner Wirren Die 
Spannung unter den Gonfejfionen wieder größer geworden, begannen 
auf's neue Gonflicte wegen der Kirchhöfe und Biſchof Arnoldi von 
Trier nahm den Erlaß v. Hommers (Anm. 33) förmlich zurüd durch 
Berordn. v. 29. October 1852, Diefelbe beruht aber auf dem 
Itrthum, als ob die Cab.O. von 1820 (Anm. 32) nur für einen 
Specialfall gegeben fei und ftatuirt an Kirhhöfen, die fih im Eigen 
!hume der Givilgemeinden befinden, das Gigentbum der Kirchen: 


28) S. Circ. vom 30. Mai 1844 (Min.⸗Bl. d. Innern 9.239. Bogt 1, 228, 
29). Es entfpricht dies der oben Anm. 23 berührten Entſcheidung des Nel. = NRecefjes 
in Ausnahmsfällen. F 

29) B. v. 15. Mär 1847 (G.-S. S. 116. Bogt I, 228). — dieſelbe 
ri De gehörigen Materialien in den Mittbeil. aus der geiftl. Verw. 

Br — 

30) S. die deshalb ergangenen geiſtl. Befehle und die dagegen exlaſſenen Anord⸗ 
aungen der Negierung in der Berliner Allg. 8.3. 1852. Nr.94. ©.747 f. Ger: 
lad, Paderborner Diöcefanrecht (Paderb. 1864). 2. Ausg. S. 123 — 125. 

303) B. des Conf. zu Breslau v. 23. Mai 1854 (8. A.⸗B. n. 12). 

31) Decret imperial du 23 prairial XII (12. Juni 1804). tit. IV. art. 15 
(dermens Handbuch 2, 281 verb. 3, 221. 222). 

32) Hermens’2, 281. Anm. 2. 

33) Erlaß des Biſchofs von Trier v.*12. Nov. 1830 und des Confift. v. Coblen 
»8. Juni 1833 (Hermens 2, 283 f. v. Kamptz, Ann. 17, 653 f.). 

4) Im Sinne derfelben verfuhr das Generafvicariat zu Trier bereits 1850 (j. 
derlm. Allg. 8.3. 1850. n. 99. ©. 780.). 


Jacobfon, evang, Kirchenrecht. 9 
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emeinden®). Es wurden daber Beftimmungen der hierzu berechtigten 
erwaltungsbehörden“) norbwendig, welche die bifchöflihen Anord— 
nungen auf ihr rechted Maag zurüdführten; doch war einmal der Friede 
geftört und das Bedürfniß von Anlegung befonderer Kirchhöfe für die 
beiden Gonfeifionen ift wieder fühlbar. 

In gleicher Weile hat man auch darauf Bedacht genommen, die 
confeffionelle Auseinanderfegung bei gemeinfamen milden Anftalten 
herbeizuführen und die Stiftung neuer Inſtitute nicht mehr für beide 
Kirchen zufammen zu bewirken”), dich auch auf die Gefängniſſe aus 
zudehnen geſucht). 

Was insbefondere die Lchranftalten betrifft, jo ift für Die 
Bolfsihulen fhon früher das Prinzip aufgeftellt, daß Diefelben im 
der Regel confejjionelle fein müßten und nur dann gemeinichaftliche, 
wenn die offenbare Noth dazu drängt oder die Bereinigung dad Werk 
freier Entichließung der von ihren Seelforgern berathenen Gemeinden 
ift und von den höheren weltlichen und geiftlichen Behörden genehmigt 
wird”). Die Verf.-Urk. Art. 24 bat dies aud lediglich beftätigt®). 
Die Nothwendigfeit der Stmultanjchulen tft indeſſen noch vielfach vor— 
handen und wird nach den darüber geltenden Grundfäßen beurtheilt*), 
eben jo die Pflicht der Unterhaltung diejer Schulen und ihrer Lehrer). 
Dafür, daß der Religionsunterricht ein confeffioneller ſei, ift überall 
Sorge zu tragen®) und zwar nicht nur in den Glementar:, fondern 
auch in den höheren Schulen. In Beziehung auf dieje bat die Majo- 
vität des Abgeordnnetenhaufes fich dahin ausgeſprochen, es jet die Staats: 
regierung aufzufordern, im Hinblick auf Art. 21 und 24 der Berf., 
foweit nicht die Saßungen fpecieller Stiftungen entgegen fteben, den 
confeffionellen Charakter der höheren Unterrichtsan— 
ftalten, unter fteter Pflege des confeſſ. Religions» und theol. Unter: 


35) Ueber die viel bejtrittene Arage, welche auch von den Berichten in entgegens 
efegter Weiſe entichieden ift, |. m. die Schriften von Muoren (1857), Maurer 
1857), Sräff (1860) u. a. und die Erfenntniffe von 1853, 1855 u. a. im Archiv 
für ... Recht der preuß. Rheinprovinz 49, 1,3 f. 50, 3, 69 f. 50, 4. B. 3 f. 
Strietborft, Archiv 1855. IV, 210 f. Ueber das Gigentbum an fatb. Kirchen und 
deren Zubehörungen in den vormaligen jog. vier neuen Departements Frankreichs. 
Darmftadt. 1859. u. a.m. 

36) Erf. des Ger. zur Entih. der Cumpetenzconflicte vom 7. Det. 1854 (Juft.: 
Min.⸗Bl. 1855. S. 13—16. Altmann, Praxis. S. 439). 

37) S. Rhein. Syn. IX. $. 118. 

38) Rhein. Syn. IX. $. 61. Verhandl. des Haufes der Abgeordneten v. 8. u. 
9. April 1858 (ſtenogr. Berichte S. 408 f.). 

39) Cab.⸗O. v. 4. Det. 1821, R. v. 27. April 1822 (v. Kampp, Ann. 6, 
381). S. aud (v. Hippel) Sendfhreiben über einige Mängel der preuß. Schul: 
verwaltung. Bromberg 1840. 

40) ©. v. Nönne, Staatsrecht I, 692.693. 

41) R. vom 13. Febr. 1855 für die Provinz Preugen (Amtl. Mittb. Nr. 106. 
Verb. Stiebl, Centralblatt 1860. Nr. 136). Ueber die Zufammenfegung des 
Schulvorftandes bei Simultan= und Confefftonsfchulen j. R. vom 31. Decbr. 1861 
(Stiebl 1862. n. 13. 8. A.⸗B. der Rheinprovinz 1862. Nr. 7). 

42) Die darüber geltenden provinziellen Beſtimmungen finden ſich in einer Zus 
fammenftellung bei Stiehl 1861. Nr. 248. Verb. 1859. Nr. 121. 


43) ©. Circ. v. 16. Juni 1859 (Stiebl 1859. Nr. 194). 
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richte zu befeitigen*), indem Art. 16 der Verf. fi nicht auf Die 
böheren Anftalten beziehe. 


Eine Gemeinfhaft in Eultusacten unter beiden Eonfelfionen fan 
immer nur eine freiwillige fein“). Eben fo wenig wie gegen irgend 
ein Mitglied ein Zwang zuläffig ift, kann ein Geiftlicher genöthtgt werden, 
Anhänger des andern DBelenntniffes als Pathen anzunehmen *). Ju 
Berreff der gemijchten Ehen, der Erziehung der Kinder aus denjelben 
tejp. Beftellung der Bormünder find Die meh der Parität auf: 
tet zu halten. Die in-einer andern Kirche erfolgte Ordination bat 
im Falle des Uebertrittd eines Geiftlichen feine Wirkung 9 


Die kath. Kirche iſt zwar zu kirchl. Proceſſionen, Wallfahrten und 
Bittgängen berechtigt und bedarf, wenn fie in hergebrachter Art ftatt- 
finden, nicht einer vorgängigen Genehmigung und felbft nicht einer 
Anzeige =), Da aber die „hergebrachte Art“ fih auf „den betreffens 
den Ort“ bezieht, jo ergiebt ſich von jelbit die desfallfige Beſchrän— 
fung *), indem insbejondere an Orten gemifchter Gonfeffion das Her: 
fommen nicht außer Acht gelaffen werden darf). Demnad find die 
Evang. in Weltfalen und der NRheinprovinz, wo die Relig. -Receffe 
von 1666 und 1672 noch gelten‘), oder das franzöſ. Recht entjchei- 
det *), berechtigt, fih Störungen durch ſolche Proceffionen *) nicht 
gefallen zu laffen. Die befonderen Feſttage der Katholiken können auf 
das Verhalten der Evang. nur dann von Einfluß fein, wenn fie die 
beiondere Genehmigung des Staats erhalten haben °*), 


Die Berfchiedenbeit des Bekenntniffes fann die aegenfeitige Uebung 
des Patronatrechts nicht verhindern *). 


44) Beichlüffe v. 30. Septbr. 1862 (ftenvar. nr S. 1909 f.), 3. u. 4. März 
1863 (dafelbft S. 51 f. verb. Altenft. Nr. 38. S. 137. Nr. 63. 66. S. 288 f. 
= Berhandl. über das Unterrichtögejeß v. 23. und a März 1863 in den Berichten 

. 64 f.). 

45) In dieſem Sinne — ſich z. B. auch Art. 11 des Warſchauer Tractats 
von 1768 aus (ſ. $. 11. Anm. 7). ei A. en. I, 11. $ 8. 

46) Wohl aber ald Taufzeugen. Was kathol. Seits in — Hinſicht vorge⸗ 
ihrieben iſt (im Rituale Rom. de baptismo allgemein. Vergl. auch z. B. die Corveyſche 
K.O. von 16% in meiner . IV, 3. Urk. S. 495 und Nicter, Kirchen: 
tebt. $. 254. Anm. 25), dazu find auch die Evang. berechtigt (j. die rhein. = weitf. 
K.⸗O. $. 92 verb. mit Rhein. Syn. V, S. 267. n. 8. VII. $. 80). 

47) Die nähere Ausführung bierüber im 3. Buche. 

48) Gef. v. 11. März 1850. $. 10 (6.:5. S. 278). 

49) 5. außer mehreren älteren Erf. De das des D.:Trib. v. 17. Septbr. und 
3. Octbr. 1862 (Juſt.⸗M.⸗Bl. S. 297 I, 314 f.), auch die Entic. des Haufes der Ab⸗ 
geordn. 1862. Aftenft. Nr. 74. 11, S. 472 f. Nr. 107 A. IV, S. 808 f. Vergl. 
auh Altmann in Dove’s 3. f. K.:R. IV, 225 f. 

50) R. v. 8. Mai 1852 über Ausführung der — ⸗Urk. in Weſtfalen. 2. b. 
(Beiträge 3. preuß. KR. H. 2 [Paderborn 1856). 

51) & meine Geh. IV, 3. Urk. Nr. OL. "Ce, von 27. Juli 1842. 
Bergl. III. weftfäl. Synode. S. 62. Nr. II. 

— Das Verbot der organifchen Artikel Art. 45 ift zurückgenommen, jedoch durch 

er polizeiliche Beftimmungen den Ausfchreitungen begegnet (Hermens Sands 
buch 1, 4 II, 18. 19. 1V, 330). 
55) Bersl. Rhein. Spn. V. $. 125. VII. $. 81. IX. $. 33. 

54) So ift rn früber entſchieden (ſ. auch die Rheinberg. u von 1697 

—**— Geſch. IV, 3. Urk. S. 229). Vergl. U. L.⸗R. II, 11. $. 34. 35. wie 

sim F * cit. R. 2. 0. 

55) A. L.⸗R. 11, 11. $. 582. Bergl. unten $. 71. 
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8. 28, 
3) Zu den jog. Diffidenten und Nichtchriſten. 


Das gemeine Recht in Deutichland unterfchied im Anſchluſſe an 
den Augsb. Relig.= und weftfäl. Frieden recipirte, tolerirte und verbotene 
Religionsgefellibaften. Zu den aufgenommenen und geduldeten fonn: 
ten nur vömijch- Katholiihe und Evangeliſche gehören, zu den ge 
duldeten auch Juden, während alle übrigen ausgeichloffen waren '). 
Indem nicht zum deutſchen Reiche gehörigen Herzogthume, dann König: 
reiche Preußen hatten aber verfchiedene Secten bereit8 vor dem weſtfäl. 
Frieden und nach demfelben Duldung erhalten. Auf den vorgefunde: 
nen Befigftand ?) und die damalige Doctrin und Praxis’) nahmen die 
Nedactoren des A. L.R. die erforderliche Nüdficht, Dob drang Suare; 
mit feiner Anficht, nad welcher die bloße Duldung einer Staatögeneb 
migung nicht bedürfe, bei der endlihen Beſchlußnahme nicht durch‘) 
und erft nach vielfahen Wechſel der Geſetzgebung find die Grund: 
füge, die bereits im erften Entwurfe des allg. Geſetzbuchs aufgeftelt 
waren, in Folge der Verf.-Urk. Art. 11 (revid. 12) zur Geltung ge 
langt. Darnach fichen gegenwärtig einander gegenüber: Religions: 
gefellihaften mit Gorporationsrechten (privilegirte und nichtprivilegirte) 
und ohne dieſelben. Zu den leßteren gehören theils ſolche, die ſchon 
früher die dDamald nothwendige Genehmigung erhalten haben (Menno— 
niten, Quäfer, Philipponen, unirte Griechen), theils folche, die ohne 
Anerkennung des Staats zu Stande gefommen find, wie die Baptiften, 
Irpingianer, Darbiften, Edwardianer, die fogen. freien Gemeinden, 
Deutſch-Katholiſchen, die von den getrennten Lutheranern Separirten 
u.0.°) Diefe nicht ausdrüdlicd, fondern nur factiſch geduldeten Diff: 
denten °) wurden Anfangs nicht al® beiondere Religionsparteien, Tom 
dern nur als Privatgejellichaften betrachtet und ihre Mitglieder in 
rechtlicher Beziehung, mad wie vor, ald Angehörige derjenigen Reli: 
gionspartei angejehen, zu der fie bis dahin gehört hatten, imfoweit 
nicht beiondere Gejege Ausnahmen davon begründeten. Ein ſolches 
Geſetz iſt das Patent, die Bildung neuer Religionsgeſellfſchaften betr., 
und die B., betr. die Geburten, Heiratben und Sterbefälle, deren 
bürgerliche Beglaubiqung Durch die Drtsgerichte erfolgen muß”). Dem 


A — — — 


1) Augsb. Religionsfriede $. 17. J. P. O. art, VII. $.2. „Sed praeter reli- 
iones supra nominatas nulla alia in sacro imperio Romano recipiatur vel toleretur.“ 
m $. 1 find genannt: catholici et Augustanae confessioni addicti et qui inter 

illos reformati vocantur. 

2) Meine Abhdl.: Leber die Arten der Neligionsgefellichaften ... in Preußen, 
in Dove’ 3. f. K.⸗R. I. Nr. X. S. 392. 393. 

3) a. a. O. S. 397}. 

4) a. a. O. S. 425. 

5) Ueber die Entſtehung aller dieſer Diffidenten a. a. O. S. 412 f. verb. den 
danfenswertben Bericht von ©. v. Hirſchfeld: Geſch. und Statiftif des Diffidenten: 
thums im preuß. Staate. Abtb. I. biftorifcher Theil in der Zeitichr. des kgl. preuß. 
ftatift. Bureaus. III. (Berlin 1863. Xol.) n. 12. 

6) a. a. O. ©. 418 f. 

7) G.⸗S. 1847. ©. 121 f., 125 f. Vogt 1,51f. 11, 228 f. Vergl. dies 
jelben nebft Materialien dazu in den Mittbeil. aus der Verwalt. des Geiftl, J. Berlin 
1847) S. 1 f., 12 f. 
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nad blieben die aus der evang. Kirche ausgetretenen Diffidenten zu allen 
Leiſtingen an diefelbe verpflichtet, mit Ausnahme der Stolgebühren 
megen der von den Drtögerichten vollgogenen Eivilftandsacte . Nach 
dem aber durch die Verf.Urk. die Affociattonsfreibeit prockamirt worden 
und der Staat auf Prüventivmaßregeln verzichtet bat, mußte der Un— 
terichted zwifchen ausdrüdlich geduldeten und faetiſch geduldeten Reli: 
gionsgeſellſchaften fortfallen, eben fo aud die Verpflichtung der aus 
einer Gemeinschaft Ausgeichiedenen gegen dieſelbe um jo mehr ein 
Ende nehmen ?), als die der Billigfeit entfprechende Befreiung folder 
diſſidenten eigentlich jhon bei dem Grlaffe der U. v. 30. März 1847 
ielbit ins Auge acfaßt war). Was, abgeſehen von Ddiefem Bunte, 
das Verhältniß der evang. Landeskirche zu den Diffidenten in den 
mannigfachen firchlichen Beziehungen betrifft"), jo wird die Behand» 
lung Einzelner, welche noch nicht in den Formen der V. v. 30. März 
1847 ausgeschieden *), aber ſich thatfächlih zu Diffidenten halten, na- 
türlih eine von den befonderen Umftänden abhängende “) und von 
der gegen Separirte felbft verfhiedene fein müffen. Im Allgemeinen 
wird aber Das Verhältniß ein abweichendes, je nachdem die Diffidenten 
noh in einem gewiffen Zufammenbange mit der evang. Kirche bleiben, 
indem fie die ökumeniſchen Befenntniffe mit derielben theilen, oder 
wenn fie Diefe verworfen haben. In mehreren generellen und fpeciellen 
Grlaffen Hat der Ev. O.Kirchenrath fich darüber in eingehender Weife 
ausgefprochen und die praftiiche Bedeutung der Unterfcheidung der 
beiden Glaffen von Diffidenten feftgeftellt ): „Denn wenn die Feft- 
baltung des apoftol. Glaubensbefenntniffes eine .... Doch nie ganz zu 
verleugnende Anerfennung der verichiedenen chriftl. NReligionsparteien 
unter einander, insbefondere eine Anerkennung der auf diefes Befenntniß 
vologenen Taufen übrig läßt"), jo bildet die in der Leugnung des 


0) S. Circ. v. 15. Mai 1861. (Aftenft. des O.-K.-R. 13, 160 f. Dove’s 
3. a. a. O. 5. 401 f.) Bergl. Altmann, Praxis. 5. 314 f., 768. 769. Vergl. 
de Remonftratien der XI. rbein. Son. $. 109 gegen das cit. Birc. 

11) Ein böchft reichbaltigaes Material über diefen Gegenftand bietet Mofer’s 
Ur. Ks Blatt für das evang. Deutjchland. M. f. die näberen Nachweifungen in dem 
Sabregifter u. d. W. Sectenwefen. Die allgemeinen Prinzipien, welche die Eifenacher 
Senierenz darüber aufgeftellt und mit denen fich auch der Ev. D.-Kirchenrath einverz 
** erklärt hat, ſ. m. im K.-Blatt 1855. S. 419 f., Aktenſt. des D.-K.-R. 8, 

f. 

12) In Beziehung auf den Austritt iſt durch $. 17 der B. v. 30. März 1847 
angeordnet, daß der Mustretende 4 Wochen vor und 4 Wochen nach der gerichtlichen 
Grflärung fich beim Richter zu Protofoll vernehmen laffen fol. Die Gerichte find ans 
xwieſen, von beiden Erklärungen dem zuftändigen Geiftlichen Kenntniß zu geben. (V. 
des Juftigmin. v. 3. April 1860, in den Aktenft. 12, 150. 151.) Ueber die Form 
der Austrittserflärung V. v. 23. Det. 1850 a. a. D. 1, 73. 

. |) R. v. 25. Kebr. 1852 (Aftenft. 5, 28). Beral. R. v. 21. Aug. 1852 (daf. 
-.29— 31) in DBeziebung auf einen von den Baptiften Wiedergetauften. — Ueber 
De Sorge für die Gemeinden gegen Sectirer f. m. die XI. rhein. Sun. $. 38. 39. 
vr, VOL $. 131. 

14 S. 2. v. 10. Juni und 14. Juli 1851 (Aktenſt. 1, 36 f. 3, 52) und 
a den andern in diefem $. cit. V. das Circ. vom 21. Febr. 1860 (Aktenft. 11, 


1) S. aber den vorigen $. Anm. 3. 4. 
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“ DOffenbarungsbegriffs überhaupt wurzelnde gänzliche Berwerfung des 
in dem Npoftolicum bezeugten Grundes des hriftlichen Glaubens eine 
abfolute Scheidewand ..... Demgemäß (ift anzunehmen), daß die 
in den Gemeinfchaften der leßteren Kategorie vollgogenen, und dafelbft 
mit den Namen von Zaufen, Trauungen, Gonfirmationen u. ſ. w. bes 
legten Handlungen, nur nod den Schein folder Handlungen an 
fih tragen, dem Wefen nad aber mit den in den chriftlihen Kirchen 
und Religionsparteien vollzogenen Handlungen gleiches Namens nichts 
mehr gemein haben und daher auch in der evang. Landeskirche nicht 
als foldye anerkannt werden können‘ '%). Es tft‘ ferner verordnet, „daß 
Diejenigen Perfonen, welche fih durch ausdrüdliche Erklärung vor dem 
Richter oder vor dem ‘Pfarrer, oder durch unzweideutige, offenkundige 
Handlungen von der evang. Landeskirche losgefagt haben, auh an den 
heiligen Handlungen und an den firhlihen Ehrenrechten derſelben 
feinen Theil mehr haben fönnen, aljo nicht an dem heil. Abendmahl, 
an dem Pathenamt bei der heil. Taufe und an kirchlichen Gemeinde— 
ämtern; Daß bei der Beerdigung ſolcher Perſonen eine Mitwirfung 
der Geiftlichen und des kirchlichen Geläntes nicht flattfinden fünne '), 
und daß auch die Geiftlihen der Landeskirche nicht im Stande ſeien, 
eine von ihnen beabfichtigte Ehe nah dem Firchlichen Rituale einzu: 
jegnen *). Endlich ift die Wiederaufnahme ') folder Perfonen in Die 
Landeskirche nur unter Bedingungen geftattet, welde die vorgängige 
Erkenntniß ihrer Berirrung, ihrer Neue darüber und eine Erneuerung 
ihres Gonfirmationsgelübdes unzweideutig befunden‘ ?). 

Was das Berhältniß zu den Kindern der Diifidenten betr., fo 
liegt der Kirche ob, durdy) Grmahnungen dahin zu wirken), daß die 
in ihr Getauften auch von ihr confirmirt werden. Die Annahme neus 
geborener Kinder diffidentifher Eltern zur Taufe tft dann nicht abzu— 
lehnen, wenn fie von den dazu berechtigten Perſonen dargebracht wer: 
den und Durch dieſe und durch chriſtliche Pathen die Berfiherung und 
Bürgichaft gegeben wird, daß die Kinder im evang. Glauben erzogen 
und unterwiejen werden follen *). Die die evang. Schulen bejuchen- 
den Kinder würden nur dann ausgewiejen werden dürfen, wenn fein 
anderes Mittel mehr bliebe, den chriftlichen Character der Schule zu 
erhalten *). 


16) S. Nhbein. Syn. X. $. 129. — K.«O. von Nb.:Meftf. $. 90. Sufab, 

17) Die Rhein. Sun. VII. $. 33 „tritt den Grundfügen des O.K.-R. in 
allen Stüfen bei (Anm. 14. cit. B. von 1851), -was aber die Firchliche Beerdigung 
der fraglichen Perfonen betr., fo find Ausnahmen mit Zuftimmung des Presbpterii den 
Geiſtlichen geftattet.’’ 

18) ©. dazu noch die Erlaffe v. 29. Januar und 1. Auguſt 1853 (Aktenſt. 6, 
11 f., 13 f. Verb. mit der VII. rbein. Syn. $. 51). 

19) Nach erfolgter Wiederaufnahme ift dem betr. Gerichte dies anzuzeigen (2. v. 
12. Zuli 1853 in dem Aftenft. 6, 96). 

20) Ueber den Fall nach Gingebung einer Givilebe ſ. m. Erfah des Eonf. au 
Breslau v. 20. Dechr. 1853 (KR. A.:B. 1858. n. 12) und 25. April 1859 (a. a. D. 
1859. n. 9. Aftenft. 11, 54 f.). 

21) Ueber die Nechtsfrage |. meine cit. Abhdl. S. 434 f. Vergl. den Erlaf 
des Gult.sMin. v. 19. April 1859 und das Girc. des D..K.:N, vom 12. Mai d. J. 
(Aktenft. 10, 315.7. Stiehl, Gentrafbf. Nr. 82. 

22) Circ. v. 21. Febr. 1860 (Aftenft. 11, 60). 

23) Das cit. Circ. 1860 (a. a. D. S. 63). Rhein. Syn. X. $. 130. 
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Einen Anſpruch auf den Mitgebrauch evangelifcher Kirchenanftalten 
haben die Diffidenten nicht. Die Benutzung evang. Gotteshäufer ift 
ihmen daher nicht zu geftatten *'), das Begräbniß auf evang. Kirch 
böfen in Ermangelung eines allgemeinen oder eigenen ftebt ihnen das 
ne unter Beobachtung der desfallfigen gefeplihen Beichränfungen 

19 


Die evang. Kirche tritt auch in mannigfachen Beziehungen zu 
Nichtchriſten, insbeſondere zu Juden. Hier beſteht vor allem das 
große Gebiet der Miffionstbätigkeit, deren hohe Bedeutung Die 
Kirbe dadurch anerfennt, daß fie eine diefelbe betr. Fürbitte in das 
ionntägliche allgemeine Kirchengebet aufgenommen hat). Für diefen 
zweck beftehben auch befondere Anftalten “), welche mit verſchiedenen 
Privilegien verfehen find). Während zur, Förderung der Gonverftonen 
früber, abgejehen von den den Juden auferlegten Beichränfungen in 
bürgerliher und flaatsbürgerlicher Hinficht ”), die Gefeße den Leber: 
tretenden mancherlei Gunft zu Theil werden liegen ), hat das fpätere 
Recht die Ungleichheit im Allgemeinen aufgehoben und felbft die Ayo» 
fafle vom Chriſtenthume geftattet "). Won einer eigentlichen Gemein- 
haft in Gultusacten zwifchen Gvangelifhen und Nichtehriften kann 
freilich nicht Die Rede fein, daher auch der Ausſchluß der Juden von 
dem Amte eines Taufzengen ®). Hierin liegt auch der Grund, aus 
welchem nach preuß. Nebt Eben zwifchen Chriſten und Nichtchriften 
unuläfftg find »). Daß eine Ffirchliche Einſegnung ſolcher Ehen den 


24) Erlaß v. 8. Novbr. 1850 (Aftenft. 1, 75 f.). 

3) Daber ihren Sprechern nicht aejtattet ift, dajelbft Grabreden gi halten (Erf. 
—— zu Liegnitz v. 14. Febr. 1853 und 5. Novbr. 1862 im A.⸗B. 1853. n. 9. 

2. n. 46). 

25) S. die Erlafie ded O.⸗K.⸗R. v. 22. März 1852, 19. Dechr. 1853 (Aftenft. 
5, 11. 6, 10). ©. aud den Erlaß vom 10. Mai 1853 wegen einer jübrl. kirchl. 
Feier (Mofer, alla. K.= Blatt 1853. S. 709). 

27) S. unten Buch II. Abſchn. IV. 

28) S. Circ. v. 26. Febr. 1859, betr. die Ginfammlung von Kirchencolleeten für 
de MRiſſion unter Iſrael (Aftenft. 10, nn Ueber die Förderung bei Gelegenheit 
der Bifitationen Erlaß v. 4. April 1853 (Mofer, alla. K.«Blatt 1854. S. 62). 

.. MM. f. darüber Eihborn, deutiches Privatrecht (5. Ausg.) $. 70— 82. 
Zimen, preuß. Staatsrecht I, 515 f. 

30) M. f. 3.8. die Vorfhriften über Fideicommiffe bei Amelang, neues Archiv 
kr preuß. Sefeßgebung 4, 86 f. 5. auch Anm. 36. 

31) M. |. die näheren Nachweifungen in meiner cit. Abhdl. ©. 411. 412. 
derb. Augufti, Beiträge zur Gefch. und Statiſtik der evang. Kirche. 3 (Leipzig 
1838). n. 15. Insbeſ. das auf Grund der Anträge der evang. Synoden eragangene 
Sir. v. 28. Juli 1848 (Min.Bl. des Innen S. 221). 

327) Berhandl. des D.-Gonfiftoriums über die Frage, ob ein Jude Taufzeuge fein 
durte 1789 (in Gedike's Annalen des preuß. Schule und Kirchenweiens. B. 1. 
‚Berlin 1800) 3, 463 --494. ©. K.⸗D. v. Rhi⸗Weſtf. $. 92. 

MAN -R. N, 1. $. 36. „Ein Chriſt fann mit ſolchen Perfonen feine Heiz 
rath fliegen, welche nach den Grundſätzen ihrer Religion fih den chriftlichen Ehe— 
xꝓſthen zu unterwerfen gehindert werden‘, d.h. der prieiterlichen Trauung mit dem 
delenntniſſe auf den dreieinigen Gott (meine Schrift: Ueber die gemiſchten Eben. 
reirzig 1835. S. 7. Verb. Altmann, Praxis. S.604). Zwar befteht für Juden, 
2ah Aufbebung des $. 25 des Edicts v. 11. März 1812 (G.:5. S. 20. Meine 

U. in Dove’s 3. S. 400. 401), nach dem Gefek v. 23. Juli 1847. $. 8 f. 
(8:5. S. 265. Meine cit. Abhdl. 5.417) die Civilehe, doch befchränft auf Juden 


jet, 
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evang. Geiftlichen nicht zugemutbet werden fönne, ift von den Behörden 
wiederholt ausgefproden *). Während in der Regel unchelihe Kinder 
in der Religion der Mutter erzogen werden *), außer wenn der Vater 
ein Ehrift und die Mutter eine Nichtchriftin iſt“), mithin in allen 
Fällen, wenn nur ein Theil der chriftl. Religion zugethan ift, das 
Kind getauft werden müßte, hat do der DK. R. davon Abftand ge: 
nommen, evang. Geiftliche zur Verrichtung einer Taufe zu nöthigen, 
wenn nicht die hriftlihe Erziehung eines Folchen Kindes zugleich fiher 
geftellt it”). Daß auf den Wunfch jüdtjcher Eltern deren Kinder ges 
tauft werden dürfen, tft unbedenklich *). 

Jüdiſche Grundeigenthümer haben der Kirche alle die Abgaben 
zu entrichten, welche nah Maaßgabe der Grundbefißes zu tragen find; 
eben fo auch die mit dem Patronatrechte verbundenen Laften, wie die 
auf ihren Grundſtücken zu Gunften der Kirche baftenden Reallaften. 
Das den Gütern jüdischer Eigenthümer zuftehende Patronatrecht rubt 
für die Befißzeit derjelben, und wenn der Patronat einer Gemeinde 
zuftebt, können jüdische Mitglieder an der Ausübung deffelben nicht 
Theil nehmen, während die Verpflichtungen Ddinglicher Natur fort- 
dauern ®). 

Die Anftellung von Juden an Unterrihtsanftalten, melde einen 
confeffionellen Character haben, tft nicht flatthaft ®). 





34) R. v. 27. Nov. 1849, 7. März 1850 (Aftenft. aus der Verw. des Geiftl. 
1850. S. 76. 77). 

35) U. Li⸗R. 11, 2. $. 642, 

.36) a. a. D. $. 643 f. Cab.:D. v. 21. Nov. und Circ. v. 31. Dechr. 1834 
(v. Kamptz, Ann. 18, 1001. 2. Jahrb. B. 44, 353). Vergl. aub Altmann, 
Prarid. ©. 717. Anm. 

37) Grlaffe v. 11. Dechr. 1855, 30. Jan. 1858 (Aftenft. 8, 131. 10, 240). 

. 88) Durch den Mebertritt eines jüdischen Kindes wird die väterliche Gewalt nicht 
aufgehoben (Erf. des O.-Trib. v. 29. Oct. 1846. Altmann, ©. 737. 738). 

30) A. %eR. I, 11. $$. 581—583. V. v. 30. Aug. 1816 (G.⸗S. S. 207). 
Gel. v. 23. Juli 1847. $.3 (6.5. 5. 263). Daß durch die Verf. = rk. hieran 
nichts geändert ſei, ift im Erf. v. 21. Novbr. 1850 und 13. Juli 1860 ausgeführt 
(Altmann, ©. 324 f.). Vergl. noch unten $. 71. 

40) S. über Anftellung von Juden an öffentlichen Schulen Stiehl's Eentraf: 
blatt 1860. n, 106. 5. 258—278. Verb. NR. v. 13. Novbr. 1860, dajelbft n. 318, 
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Die Verfaffung und Verwaltung der evangelifchen Kirche 
Preußens. 


S. 29. 
Aeberficht. 


Während die bisherigen Bearbeitungen des preußifchen Kirchen- 
rechts fich entweder auf einen Auszug), oder den vollftändigen Ab— 
drud der landrechtlichen Vorjchriften und der Ergänzungen derfelben 
überhaupt, oder mit Rüdfiht auf einzelne Provinzen nad der Reihen- 
folge der Baragrapben des Geſetzbuchs beichränfen, oder ſich der alpha⸗ 
betiſchen Ordnung oder gemiffer nach individueller Neigung gewählter 
Abihnitte bedienen ?), erfordert die wiffenfchaftliche Darftellung eine 
iotematifche Ordnung. | 

Das Syſtem des Kirchenrechts, des gemeinen wie des partifularen, 
muß fih an den Begriff der Kirche felbft anlehnen und zerfällt danad) 
in zwei Theile: Die Berfaffung und die Verwaltung ’). 

Das zweite Buch diefer Schrift enthält das Verfaffungsrecht der 
preußiſchen Landeskirche. Der Organismus beruht auf der noch in 
der Entwickelung begriffenen Vereinigung des Gonfiftorial» und Pres— 
hyterial: Principe. Damit ergab ſich von felbft die Nothwendigfeit 
der gefonderten Betrachtung der beiden Verfaffungsformen, mit ihren 
Stufen und Ordnungen und die fchließliche Erörterung über ihre zu 
erzielende Vereinigung. 

Den Gegenftand des dritten Buchs bildet das Verwaltungsrecht. 
Dieſes geftaltet fih verfchieden nach den einzelnen Objecten, melde 
daber auch den Gintheilungsgrund für die darin angenommenen vier 
Abſchnitte hergeben mußten. 


2) Die einzelnen Schriften der Art. find oben in den $$. 8 ff. nachgewieſen. 

3) Eine weitere Rechtfertigung f. m. in meinen firhenrechtlichen Verſuchen zur 
%egründung eines Syſtems des Kirchenrechtd. Königsberg 1831. 1833. Damit verb, 
Rihter, Lehrb. des KR. $. 6. 

YM.f. 3.2. von Eggers Lehrbuch des Naturs und allg. Privatrechts und 
ww preuß. Rechts (von der preuß. Geſetzcommiſſion gefränte Preisichrift). Th. II. 
30.(8 —— 1797) S. 200 bis 301 (Kirche und geiſtl. Geſellſchaften). S. 301 bis 

Schulen). 
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Zweites Bud. 
Die Berfaffung der Kirche. 


$. 30, 
Einleitung. 


Durch die Reformation erfolgte die Löfung des Bandes, welches 
‚die Gvangelifhen bisher mit dem Epijfopat und der römiſch-katholi— 
ihen Kirche vereinigt hatte und es traten an Die Stelle der früheren 
Berfaflung neue Organifationen. Lutherifcher Seits hatte man die 
Fortdauer der bifchöflihen Regierung gewünſcht, die Biſchöfe felbft 
aber, mit wenigen Ausnahmen, nicht gewinnen fönnen, worauf die 
evangeliihen Obrigfeiten veranlaßt wurden, ſich der oberen Leitung 
der Kirchen zu unterziehen, an Stelle der bifchöflichen Behörden die 
Gonftftorien zu begründen und die übrigen für die Berwaltung er: 
forderlihen Organe zu beftellen. Darnach wurde die Gonfiftorial: 
verfafjung die regelmäßige Form für die lutheriſchen Landeskirchen. 

In denjenigen Gebieten, in welcden die Obrigkeit ſelbſt dem 
römischen Befenntniffe treu blieb und die Neligionsänderung nur im 
Kampfe gegen Staat und Kirche durchgeführt werden konnte, vornebm- 
ih bei den Neformirten, bildeten die Gemeinden den Ausgangspunkt 
der neuen Einrichtung und es entfland die Presbyterial-Syno— 
dDalverfaffung. 

Eine förmlihe Epiffopalverfafiung, ein geiftlich-biichöfliches 
Regiment hat in Deutichland überhaupt und in Preußen insbeſondere 
feinen dauernden Beftand gewinnen können, Dagegen hat die Gonfifto: 
rialverfaffung presbpteriale und die Presbnterialverfaffung confiftoriale 
Elemente im Laufe der Zeit in fih aufgenommen und namentlich in 
Preußen dieſen gemifchten Character erhalten, während eine der neueren 
conftitutionellen Staatöverfaffung nachgebildete, Das Regiment und die 
kirchliche Vertretung einander geaenüberftellende Organifation aus: 
drücklich und mit Recht abgelehnt ift'). 


1) König Friedrich Wilbelm IV. erflärt in der Gab.-D. vom 30. Dechr. 1850 
(Aktenft. des D.eR.:R. II, 1, 6): „Auch Ich wünjche die Bildung einer Synodal⸗ 
verfaffung und werde eine folche aus allen Kräften befördern, aber die Synoden dürfen 
nicht als Vertreter der Kirche gegenüber den Firchlichen Behörden — nad Analogie 
conftitutioneller Kanımern — fondern fie müſſen felbft als Bebörden, als Bertretung 
der Kirche nach Außen gedacht werden.‘ M. ſ. noch die VBemerfungen gegen den ſog. 
firchlichen Sonftitutionalismus am Gnde von Buch II. und vergl. über die Cab.-O. 
ſelbſt ——— König Friedrich Wilhelm IV. S. 100 f. Dove, in ver. f. KR. 
1.1771 
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Erfter Abfchnitt. 
Die Eonfiftorialverfaffung. 
l. Geſchichte der Eonfiftorialverfaffung. 


8. 31, 
Arfprung der Eonfiftorien *). 


„Die Kirche ift die Verſammlung aller Gläubigen, bei welden 
das Evangelium rein gepredigt und die heiligen Sacramente laut des 
Grangelii gereicht werden“). Die ſächſiſchen Neformatoren hofften, 
daß die Einheit der Kirche erhalten werden könne und beftimmten 
daher nichts über eine gewiffe Organifation, doc leugneten fie die 
Divinität einer auf den Klerus allein gegründeten Berfaffung und 
verlangten, daß die drei von Gott geflifteten Ordnungen, der Haus— 
fand, die Obrigkeit und der Sehrftand gemeinfhaftlih und in einer 
teten gegenfeitigen Begrenzung ſich der kirchlichen Verwaltung unter: 
ziehen jollten. Die Ausführung einer ſolchen Verfaffung der Kirche, 
verihieden vom Staate, für welche fich Luther, Melanthon u.a. ers 
Märten?), verHinderten die Bewegungen Garlftadt’8 in Wittenberg, die 
Riedertäufer, die Aufftände der Bauern. Luther jelbft rieth nunmehr 
zu Beihränfungen °) und die Obrigfeiten, von den Neformatoren felbft 
wiederholt Dazu aufgefordert *), übernahmen die Leitung, für welde 
der Beichluß des Reichstags zu Speier vom 27. Aug. 1526 zugleich 
einen rechtlichen Anhalt darbot: denn derjelbe beftimmte, daß in den 
Saben, fo das Wormfer Edict (vom 8. Mai 1521 mider Luther und 
kine Anhänger) belangen möchten, ein jeglicher (Reichsſtand) fidh fo 
su halten hätte, wie er es gegen Gott und kaiſerl. Majeität zu ver 
antworten hoffe und vertraue ®). Seht folgte die Einrichtung des 





) Richter, Gefchichte der evang. Kirchenverfafjung in Deutfchland. Leipzig 
er Meine Darftellung in Herzög's Enchelopädie: Gonfiftoriafverfaffung Ill, 
[4 g. 

1) Augsb. Conf. Art. 7. Stahl (die Kirchenverfaſſung nad Lehre und Recht 
der Proteftanten [Erlangen 1862. 2. Ausg.]). S. 36 f.) tadelt mit Unrecht dieſen 
gtiff der Kirche als unvolfftändig. Die von ibm vermißte organifche Seite (Amt 
nd Regierung) ift ein aus den angegebenen Momenten nothwendig folgender Beftands 
!heil, deifen Erwähnung in der Definition es nicht bedarf. M. f. auch Calvin, 
instit, IV, 1, 9: Ubicumque Dei verbum sincere praedicari alque audiri, ubi sa- 
eramenta ex Christi instiluto administrari videmus, illic aliquam esse Dei eccle- 
sam nullo modo ambigendum est, 

2) Bergl. die Zeugniffe in meiner Abhandlung: Weber die Geltung der älteren 
Mana. Kirchenordnungen (Zeitjchrift für deutiches Neht XIX, 1). ©. 9 fa. 

3) Borrede zur deutfchen Meſſe 1526, Schreiben an Philivp den Gropmütbigen 
127 u.a. (f. Richter, Geſchichie. S. 23 fa., 40 fa.). 

4) Sp bereits 1520 in der Ermahnung Luther's an den chriftl. Adel deutſcher 
Aıtien von des aeiftl. Standes Befferung, dann 1527 in der Vorrede zum Unterricht 
ver Bifitatoren in Sachen u. a. m. 

5) Ranke, deutſche Gefch. (3. Ausg.) II, 296, 
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Kirchenweſens im Anſchluſſe an die politifhe Verfaſſung und es kam 
zu einer neuen Vermengung von Staat und Kirche, deren nachtheiligen 
Einfluß man bald fchmerzlih empfand, weshalb die Reformatoren 
wieder ernftliher darauf Bedacht nahmen, die ältere bifchöfliche Ne: 
gierung herzuftellen und durch möglichit weit gehende Gonceifionen die 
Bifchöfe zu gewinnen). Befondere Schwierigfeit machte die Uebung 
der firhlichen Gerichtsbarfeit, namentlich in Ehefachen, indem ftatt der 
biihöflihen Behörden (Bonfiftorien) gemiſchte Commiſſionen der neu 
beftellten Superintendenten mit den Pfarrern und Amtleuten oder 
Schöffen über diefelben urtheilten und große Verwirrung anrichteten. 
Die Notbwendigfeit bejonderer Ehegerichte ward deshalb anerfannt’”) 
und auf einen dahin gehenden Antrag des Ausichuffes der Stände zu 
Torgau an den Ehurfürften Johann Friedrich von Sachſen 1537 holte 
derfelbe ein Gutachten der Wittenberger ein 1538°), nad welchem 
1539 für die Ehefachen eine Behörde mit zwei geiftlichen und zmei 
weltlichen Räthen in Wittenberg beftellt wurde. Diefes Collegium er: 
weiterte aber der Churfürſt fchon 1542 zu einem förmlichen Gonfifte: 
rium, welchem zugleich die Handhabung der firchlichen Disciplin über 
wiefen wurde, und ftiftete außerdem zwei andere Gonfiftorien °), 

Aber auch jet gaben die Reformatoren den Gedanken der Wieder: 
vereinigung mit den Biſchöfen nicht auf’), melde indeffen nicht ge 
lang. Auf dem Gonvent zu Naumburg erklärten die Theologen am 
23. Mai 1554, daß unter den obmwaltenden Umſtänden die Gonfiftorien 
die Stelle der Bifchöfe einnehmen müßten ''), und im fola. Jahre fprad 
der Augsb. Neligionsfriede die Euspenfion der bifhöflichen Gerichts: 
barfeit über die Evangelifchen aus und an die Stelle der biſchöflichen 
Berfaffung trat damit reichsgefeglih die landesherrliche Eonfiftorial- 
verfaffung, welche feitdem wiederholt beftätiat worden iſt “). 


— .. 


6) Meine Abbandt. in der 3. f. deut. Recht. S. 16 fa. Deral. bei. Auagsb. 
Conf. Art. 28. Apologie. Art. 14 u. a. So erklären fih zur Genüge die Aeuße— 
rungen der Neformatoren für den Epiffopat. Dagegen folgert mit Unrecht Fr. Haupt 
(der Epiffopat der deutichen Reformation, oder Art. 28 der U. 6. Frankfurt a. M. 
1863) bieraus, daß die bifihörliche Verfaffung das eigentliche deal der Reformatoren 
geweſen ſei. 5. noch Anm. 10 folg. 

7) „Multae sunt injustae leges Papae de negotiis matrimonialibus, propter 
quas magistratus debent alia indicia constituere * (Artieuli Smalcald. a. 1537 de 
potestate episcoporum). 

8) „Bedenckenn von wegen der Gonfiftorien, fo vfgericht follen werden‘ hei 
Richter, Geſchichte. S. 82 Ha. 

9) „Conſtitution und Artidel des geiftl. Conſiſtorii“ bei Richter, Kirchenerds 
nungen I, 367 19. 

10) Melanthon 1541, Wittenberger Neformationsformel 1545 u. a. (Richter, 
Geſchichte. S. 69 fg.) 

11). ©. die Declaration Melantbons im Corpus Reformatorum VIII, 291. 

12) Vergl. Augsb. NRelig.= Ar. $.20., J. P. O. art. V. $.48. 


— 
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$. 32. 
Die erfie Entſtehung der Eonfiftorien in den einzelnen preußifchen 


Hertfchaften. 


In den meiften zur preußifchen Monarchie gehörigen Landestbeilen 
ft die Verfaffung der evangelifchen Kirche entweder gleih Anfangs 
nach ſächſiſchem Mufter begründet, oder doch ſehr bald nach demjelben 
eingerichtet worden. Da wo der Epiffopat, mochte er weltliche und 
geiftliche Gewalt zufammen oder auch nur die leßtere befiken, die Re— 
formation bifligte, war die Gonfiftortalverfaffung, dem Sinne der Re 
formation gemäß, nicht die urfprüngliche, während diefelbe gewöhnlich 
da fogleich eingeführt wurde, wo die weltliche Obrigkeit fih für die 
Religtondveränderung entichied. 

In der Mark wurde im Bisthum Brandenburg zupörderft Die 
bisherige bifchöfliche AJurisdiction in der K.O. von 1540 beftätigt 
und den ordentlichen Gorfiftorien gelaffen, für die Diöcefen Havelberg 
und Lebus Dagegen, deren Bifchöfe fi der Reformation nicht ange 
ihloffen hatten, 1543 ein neues geiftlices Gonfiftortum zu Köln an 
der Spree eingerichtet, für welches man zwar die Wittenberger Ord— 
nung von 1542 benußte, von der man jedod injofern abwich, als der 
Geihäftsfreis Ddejjelben bedeutend erweitert wurde, jo daß im Weſent— 
lichen aleih Anfangs derjelbe jo beftimmt war, wie er fih in der 
legten Geftalt der Gonfiftorialordnung von 1573 vorfindet'). 

Aehnlich war die Entwidelung im Herzogtbum Preußen. Den 
beiden evangeliich gewordenen Bilchöfen von Samland und Pomeſanien 
verblieb die geiftliche Verwaltung mit der Maßgabe, daß der Bann 
unter Zuziehung der Gemeinde verhängt, die Eheſachen durch Officiale, 
unter Beiordnung eines Rathmanns beurtheilt würden, während die 
Disciplin über die Geiftlihen Spnoden zuftehen follte (1525). Der 
Amtsfreis der Biſchöfe war übrigens nicht näher beftimmt, doch wurde 
ihnen 1540 und 1542 (durch die fog. Regimentsnotul) die Viſitation 
überwiefen. Dffenbar war Herzog Albrecht Schon längere Zeit der In— 
fitution der Bifchöfe nicht mehr geneigt, ließ 1550 und 1554 Die 
Stellen derjelben unbefeßt und entichloß ſich nur auf Andringen der 
Stände zur Erhaltung des Amts (Vertrag vom 4. Detbr. 1566. Kir 
henordnung von 1568 — jog. Biſchofswahl), deſſen Beſetzung den 
Ständen gebühren jollte. Bereits 1571 dachte aber Albert Friedrich 
daran, ftatt der Bifhöfe ein Conſiſtorium einzurichten und führte dies 
auch 1587 aus, als Biſchof Wigand von Pomefanien, der auch feit 
1517 Samland adminiftrirt hatte, geftorben war. Die Conſiſtorien 
zu Königsberg und Saalfeld traten an die Stelle der bisherigen von 
den Biſchöfen beftellten Officiale als landesherrliche Gollegia mit dem 
Recht der Präfentation, Prüfung und Ordination, der Cognition in 
Cheſachen und der Dispenfation in geiftlihen Angelegenheiten ®). 

In Pommern wurde bei der Durchführung der Reformation 
den Superintendenten und dem Bifchofe von Camin die Geridhtsbar: 





I) v. Mübler, Gef. der ev. Kirchenverf. S. 59 fg. . 
2) Meine Gefch. der Quellen I, 2, S. 2. 26. 35. 37. 47 fg., 55 fg. 
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feit zugewiejen, jo weit fie nicht die Landesherren felbft übernahmen ?), 
nächftdem aber in den dazu geeigneten Angelegenheiten die Mitwirkung 
von Synoden angeordnet. Da der Biſchof die neue Ordnung ver: 
warf, traten Generalfuperintendenten in feine Stelle. Auf der Synode 
zu Greifswald 1556 wurde aber der jhon 1545 gemachte Vorſchlag 
erneuert und genauer beflimmt, daß man ein Conſiſtorium, wie es zu 
Wittenberg ift, anrichte und zwar für ganz Pommern drei, was aud 
der Landtag zu Stettin genehm fand‘), worauf der revidirten K.-O. 
von 1563 Die erforderlichen Beflimmungen hinzugefügt‘) und die 
Gonfiftorien zu Stettin, Greifswald und Goldberg eingerichtet wurden. 
Außerdem hatte Stralfund ein eigenes geiftlihes Gericht, welches 
1525 in der Art beitellt wurde, daß nad dem Rath des oberften 
Predigers als eines Haupts und Auffehers (opfichtiger) über die ander 
ren Geiftlihen vom Magiftrat in kirchlichen Sachen verfahren wurde °). 
Später erfolgte die collegialifhe Einrichtung diefer unter dem Super: 
intendenten oder Pastor primarius flehenden Behörde ?). 

In den gegenwärtig zur Provinz Sachſen gehörigen Diftricten 
ift die Begründung der confiftorialen Ordnung jelbftverftändlih in 
engerem oder weiterem Anfchluffe an, die Wittenberger Inftitution er: 
folgt, infofem nicht die Berfaffung auf einer weniger entwidelten 
Stufe ftehen blieb. Es wurde mehrfach der Superintendent beftellt, 
bei welchem die Geiftlichen fi Rath holen fonnten und nad) deſſen 
Gutachten auch die mit Beurtheilung kirchlicher Sachen beauftragten 
weltlichen Beamten (Stadtrüthe, landesherrlihe Beamte) zu verfahren 
hatten (fo in Magdeburg, Stolberg, Mansfeld u. a.). Später ward 
dies dahin geändert, Daß der Superintendent in Gemeinfchaft mit geift- 
lichen und weltlihen Räthen ein Collegium bildete, alfo ein Conſiſto— 
rium, welches gewöhnlich-aud) zugleich als Ehegericht wirkſam wurde. 
So in Mansfeld 1546 °), Quedlinburg 1365, während in Erfurt (nad 
1555) der Rath und das geiftlihe Minifterium, in Mühlhauſen und 
Nordhanfen der Rath und der Superintendent das geiftliche Gericht 
bildeten’). Im Merfeburg hatte Biſchof Georg von Anhalt 1545 auf 
Melanthons Empfehlung ein Conſiſtorium beftellt '%). 


3) K.-⸗O. von 1535: Ban Graden ynn Eeſaken' „... ane (d. i. ohne) erfanthnis der 
Duericheit edder des biſſchopo“ — Ban Superattendenten — Ban Egaminatoridus : „... Dyt 
öuerft alle 98 gejecht vam Biffchoppe, fo ſyne Gnade deffe Drdninge würde annebmen, 
wo duerft anders, fo ſchöllen duch alle Suite Gades ſacken dorch de Duericheit jampt 
den andern, wo gefecht, vtbgerichtet werden vor dem Superattendanten des ördes“ 
(Richter, K.:D. 1, 250. 251). 

4) 3. 9. Balthaſar, Erfte Sammlung u.f.w. (Greifswald 1723. 4.) S. 58. 
132. 139. 147. Vergl. Richter, Geh. S. 124. 125. 

5) Richter, K.⸗O. II, 238 fa. 

N K.-⸗O. 1525. n. 3— 6, Verordn. vom Novbr. 1525 (Richter a. a. D. 1, 
23. 25). 

7) Ordnung ven 1555 (Richter a. a. O. II, 167), von 1608 (Balthasar, 
jus eccl. pastorale Il, 682 f.). 

8) Krumbaar, die Grafſchaft Mansfeld im Zeitalter der Reformation. S. 330. 

9) Die Belege für diefe Thatſache ſ. m. im $. 16. " 

10) S. das Schreiben Melantbons vom 21. Aug. 1544 (Corp. Reform. V. 469). 
„— De Senatu Ecclesiae, omnino nollem alium senatum constitui quam consi- 
storium, cui in causis difficilioribus Princeps ex aula et Academia viros optimos 
et eruditissimos adjungere potest. Non est politicum multas novas potestates, 
multa collegia, multa concilia, institure.‘* Vergl. $. 16. Anın. 70, 
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Die in Schlefien und Poſen, wie in Weftpreußen nad 
der Einführung der Reformation begründeten Kirchenbehörden wurden 
durh die Macht ded Katholicismus meiſtens wieder befeitigt. Was 
aber Rheinland» Weftfalen betrifft, jo war das Verhältniß in 
den einzelmen Zerritorien und Herrichaften während des 16. Jahr— 
hunderts und zum Theil auch fpäter verfchieden. In Jülich-Berg, 
Gleve-Marf-Ravensberg war Anfangs die Regierung den Evans 
geliihen abgeneigt. Diejelben hatte daher eine jelbitftändige Presby- 
terialverfaffung, ohne ein Landesherrlihe® Gonfiftorium begründet "). 
Grit jeit dem Eintritt der brandenburgifhen Herrſchaft fonnten con— 
fftoriale Einrichtungen eine Stelle finden. Diefe wurden jeit der 
Mitte des 17. Jahrh. für die Grafichaft Ravensberg angeordnet und 
1652 auch ein Gonfiftorium zu Bielefeld geftiftet. Den Städten Her: 
ford und Bielefeld jelbft wurde zugleich die eigene geiftliche Gerichts- 
barkeit beftätigt '*). Für Cleve-Mark kam ein befonderes Eonftftorium 
niht zu Stande und die vom evangeliſchen Landesherrn geübten Con— 
orialvehte wurden den Staatsbehörden überlaffen ?). Daffelbe Ver: 
bältnig wurde preußiſcher Seits aud für das Fürftentbum Mörs, 
dad Herzogtum Geldern, die Grafihaften Teklenburg und 
Se Feftaefteilt 4), Dagegen wurde für die Stadt Soeſt und 
die Börde 1532 die Leitung der firhlichen Angelegenheiten dem Ma- 
gitrate und Superintendenten überwiejen und 1575 aus einer Abtheis 
lung des Raths das Gonfiftorium und Ghegericht gebildet und mit 
zwei weltlichen Gliedern, dem Superintendenten und zwei Pfarrern 
beſezt). In Dortmund vertrat gleich feit der Begründung der 
Reformation 1570 der Rath im Verein mit den zwei andern Ständen 
und dem geiftlichen Minifterium die Stelle eines Eonfiftoriums, deffen 
1679 beantragte gelonderte Einrihtung fir Eheſachen nicht bemilligt 
wurde '*), In Ejjen wurde 1563 ein eigenes Kirchengericht (Conſi— 
flerium) beftellt, deffen Befchlüffe der Rath‘ zu vollziehen hatte '”). 
Auh in der Stadt Minden wurde 1530 eine folhe Behörde aus 
dem Superintendenten und dem Minifterium nebft dem Magiftrate ges 
bildet, welbe auch, nachdem 1650 für das Fürftentfum Minden die 
Regierung als Conſiſtorium beftimmt war, in Wirkfamfeit biieb. 
Ehen fo entftand in der Reichsſtadt Wetzlar 1563 das Eonfiftorium, 
3 — Rathe, dem erſten Syndieus und dem Pfarrer zuſammenge— 
ſetzt ). 

In den größeren weltlichen Herrſchaften von Rheinland-Weſtfalen 
hatten mit der Einführung des lutheriſchen Bekenntniſſes gleichfalls 
conſiſtoriale Einrichtungen Eingang gefunden, wie in den Grafſchaften 


— —— 


11) Meine Geſchichte der Quellen 1V, 3. ©. 113. 114. 123. Verb. ©, 
173 f., 183. 


12) a. a. D. ©. 128 fg. 

13) a. a. D. S. 261. 264. 265. 354 fa., 360. 

14) a. a. D. S. 400. 403. 414. 441. e 

155) a. a. O. S. 57. 62. 63. ’ 
16) a. a. D. ©. 69. 224. 300. 

1 a. a. O. ©. 72. 

18) a. a. O. S. 551. 556. 558. 561. 562. 

19) a. a. D. S. 755. 756. 
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Wittgenftein (nad 1534), Sayn (1577), Solms (1546), Naſſau— 
Weilburg (1526), Naffau-Siegen u. ſ. w. (1532) u.a.*), welche 
fih bald fo befeftigten, daß auch bei dem in einzelnen derjelben ein: 
tretenden Confeſſionswechſel die Gonfiftorien beibehalten und mit pres: 
byterialen Inftituten verbunden wurden, wie in Wittgenftein (1574), 
Sayn (1606), Solms (1579), Naffau (1575). Ya felbft in rein refor: 
mirten Gebieten blieb das confiftoriale Element nicht ausgeichloffen, 
wie in der Grafihaft Wied, der Kurpfalz u.a.*). 


8. 33. 


Die weitere Ausbildung der Eonfiftorialwerfaffung in Preußen bis 
zum Ende des 18. Jahrhunderts 


Ungeachtet der Mebereinftimmung in gewiffen Prinzipien tjt die 
Gonfittorialverfaffung in den einzelnen Territorien doch nicht in völli— 
ger Gleichartigfeit durchgeführt worden, weil die bejonderen Umftände, 
unter denen die Reformation angenommen wurde, vornehmlich aber 
die politifche Verfaſſung, an welche die kirchliche Organiſation fid an: 
lehnte, dabei von enticheidendem Einfluffe waren. Obfhon an fid 
rein kirchliche Behörden, wurden die Gonfiftorien doch bald ſtaatskirch— 
lihe Anftalten oder wohl ſelbſt bloße Stanteinftitute, wie dies der 
Gefhäftsfreis, die Art der Befegung und die ganze Gompofition ders 
jelben ergiebt '). . 

In den Marken batte das Eonfiitorium nah der Ordnung 
von 1573 die obere Leitung der Firchlichen Angelegenheiten; in wichtt: 
eren Fällen wurden zu dem ordentlichen Mitgliedern, dem General: 
J———— und drei oder vier Beiſitzern, noch einige Kammerge— 
richtsräthe binzugegogen. Die einzelnen Kreife flanden unter In— 
jpectoren, welche mit den Pfurrern des Bezirks Kreisſynoden 
bielten. Außerdem murden aud für ſchwierigere Sachen bin und 
wieder allgemeine Landesjvunoden gehalten. Im J. 1614 errichtete 
Johann Sigismund einen Kirhenrath als oberfte Kirhenbehörde, 
löfte fie aber ſchon 1618 wegen des MWiderftandes, den fie gefunden, 
wieder auf und übertrug die daher dem Gonfiftorium zuftändige Be: 
rufung zu den Stellen landesrechtlichen Patronats, jo wie zu den In— 
fpectoraten auf das am 10. (22.) Dechr. 1604 gegründete geheime 
Etatöminifterium, deffen Rath auch in fonftigen firhliden Re: 
fervefällen fi) der Landesherr bediente, während er in der Regel be: 


5. 573. 584. 611. 624 fg-, 656. 658 


20) a. a. O. S 
21) a. a. O. S. 576. 578. 580. 582—585 verb. 586. 587. 5390 613. 616— 
660. 662 


22) a. a. D. ©. 594 fg., 631-683. Verb. Lechler, Geſch. der Presbhterial⸗ 
verfaffung (Leiden 1854). S. 110 fa. 

1) Meine Ausführung in Herzog's Enchclopädie II, 123. 124. Für die 
Kenntnig der Gonfiftorien bis zum 18. Jahrhundert find fehr lehrreich die Quatuor 
disputationes juridiecae de consistorio auctore Theodor. Boltz. Regiomonti 
1705—1722. 4°, 
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jondere Gommiffarien für Die einzelnen bedeutenderen Geſchäfte 
beftellte ?). 

Im Herzogthbum Preußen batten die Stände gegen die 1587 
an Stelle der Biſchöfe eingerichteten Gonfiftorien Widerſpruch erhoben 
amd 1617 von Johann Sigismund die Jufiherung erhalten, daß jtutt 
der Biihöfe zwei Imfpectoren eingejegt werden follten; indeffen wurde 
diefe Angelegenheit verzögert und 1628 auf Grund, eines Commiſſions- 
gutachtens damit erledigt, daß ohne Anftellung von Infpectoren das 
oberländifche Gonfiftorium in der bisherigen Berfaffung verbliebe, in 
mihtigen Sachen an daffelbe appellirt und von ihm an den Kurfürften 
reeureirt werden ſolle)y. Im Sabre 1661 wurden aber die vier 
DOberräthe*) beauftragt, das fürftliche ‚‚jus episcopale und Alles, 
was davon dependiret, befonders auch die jura patronatus fleißig zu 
teſpiciten“ und überhaupt die Oberregierung an die Spiße der 
firhlihen Verwaltung geftellt. Diefer Behörde wurden manche bisher 
von den Conſiſtorien mwahrgenommene Gefchäfte überwiefen (einzelne 
Disyenfationen, ſelbſtſtändiger Erlaß von Verordnungen u. a.) und 
im Allgemeinen beitimmt: „daß jeder Erzjpriefter nebft dem Haupt: 
mann jedes Ambts wenigftens alle Jahre einmal die Viſitation voll: 
ziehen folle. Ueber die Erzprieſter jollen die Gonfiftorien und über 
diefe die Oberregierung die Aufficht behalten“). Hierbei blieben die 
andesherren auch fpäter, als ihnen von Seiten der Stände oder 
einzelner Adliger Bedenken dagegen geäußert wurden. Co beißt es 
in einem furfürftl. Refcript an die preuß. Negierung vom 16. Febr, 
1695: „— Es ift Euch befannt und wird hoffentlich niemand in 
Zweifel zieben, das Wir aldort der Obrifte Bifchof im Lande fein, 
und das Wir die Uns deshalb competirende Jura über alle ..... zu 
egereiren haben. Nicht weniger ift befannt, daß Wir die Beobachtung 
folder Unjerer Jurium episcopalium in eben dermaßen, wie Wir die: 
jelben in eigener böchfter Berjon exerceiven möchten (nur das die casus 
graiae Uns davon vorbehalten bleiben), Unſern dortigen Consistoriis 
demandirt haben ...“*). Vergebens bemühten fi die preuß. Stände 
noch jpäter um die MWiederherftellung der Biſchöfe °P). 

In Pommern war auch nad Einführung der Gonfiftorien (vor. $. 
Anm. 4) den Generalfuperintendenten und der allgemeinen 
Synode ein wefentliher Theil der Kirchenregierung verblieben. Seit 
1593 wurden aber feine Generaliynoden mehr gehalten ®) und die Ge— 
uhtäbarfeit der Generalfuperintendenten ging 1636 auf die Eonfiftorien 
über, welche angemwiefen wurden, die wichtigeren Sachen, befonders 
joldje, welche das landesherrliche jus episcopale oder die Landesobrig— 





2) v. Mübler, Gefh. der ev. Kirchenverf. S. 87 fg., 128. 129. 

3) Meine Gefch. der Quellen I, 2, 61. 62. 66—68. 

4) Landhofmeifter, Oberburggraf, Kanzler und Obermarſchall. j 

5) a. a. D. S. 72 folg. 

da) Aus einer Handichrift des Conſ. zu Königsberg. Fol. Nr.371. 5.55. Vergl. 
Ak Meine Abhdl.: über die Geltung der evang. K.⸗O., in der 3. für deut. N. 

ob) Vefcheid des Kurfürften v. 22. Decbr. 1696 (11. Jan. 1697) in dem M pt. 
#8 Conſ. des Königsberg. Fol. 371. S. 62 ff. 

6) Balthasar, jus ecel. pastorale 1, 262. 


Jacobion, evang. Kirchenrecht. 10 
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feit berühren, an die Regierung zu bringen, welder überhaupt die 
Dberauffiht zugemiefen war”). Das Eonfiftortum zu Stralfund wurde, 
nachdem die Stadt fih dem landesherrlihen Kirchenregiment unter 
worfen hatte, durch den Erbvergleih vom 11. Juli 1615 anerfannt, 
feine kirchliche Jurisdietion aber auf aeiftlihe Perſonen in getitlichen 
Sahen in erfter Inſtanz bejchränft ®), In den einzelnen Kreifen batten 
Präpofiti die Infpection, in deren Diftrieten die Generalfuperinten: 
denten Convente (PBarticularfunoden) Behufd der Viſitation 
alle 2 oder 3 Jahre abbielten ?). 

Als Theile Pommerns an Preußen fielen, wurde an diefer Ord— 
nung nichts geändert, denn das confiftoriale Regiment berubte bier 
wie dort auf denjelben Grundlagen, und dieſe erbielten ſich auch im 
Großen und Ganzen bis zum Ende des achtzehuten Jahrhunderts in 
den alten, wie in den neu erworbenen Provinzen, mit Ausnahme ein+ 
elner Theile von Rheinland: Weftfalen, unverändert, während in der 

rganijattion im Bejonderen nad und nad mancherlei Beränderungen 
eintraten, Die Befeftigung und Erweiterung des Landesherrlichen 
Kirchenregiments erfolgte vornehmlih durch den Kurfürften Friedrich 
Wilhelm und deffen Sohn Friedrich II.“) Die von leßterem im Ju: 
tereffe der Union verfuchte Einführung der evangelischen bijchöflichen 
Berfaffung (f. oben$.4. ©. 6. Anm. 23. 24) follte dem feinen Abbruch thun, 
wie der von dem Hofprediger Jablonski darüber entworfene Plan 
gleich im Eingange deutlich genug ausſprach“). Bis zum Antritt der 
Regierung Friedrich's TI. (1740) Hatte der Organismus der kirchlichen 
Verwaltung ſich alſo entwicelt. 

Das Oberhaupt der Landeskirche war der König, indem er mit 
jeinem Majeftätsrecht in Kirchenfachen (dem jus circa sacra) das Res 
giment (jus episcopale) in feiner Hand vereinigte. Eine ſtrenge Schei— 
dung beider beftand eben fo wenig bei dem Landesherrn, als bei den 
von ihm eingefeßten Behörden. Sich felbft und feinem Staatsmini- 
fterium refervirte der Negent die wichtigſten Fälle, während die übris 
gen in höherer Inftanz für die Reformirten im ganzen Staate eigenen 
reformirten Oberbehörden überwiejen waren. 

Für die franzsfifh-NReformirten ") war zuerft 1689 beftimmt 
worden, Daß in den dazu geeigneten Fällen von den Consistoires 
(Presbyterien) die Berufung an zu beftellende franzöfiihe Commiſſarien, 
unter der Direction der reformirten Staatsminifter und des Landes: 
beren ſelbſt, ftattfinden folle. Die Commiſſarien, zwei Geiftliche und 


7) a. a. D. S. 541. 550. 479. 
8) a.a. D. S. 473. 474. Ziemſſen, Eigenthümlichkeit der Kirchenverf. der 
Stadt Stralfund (Stralf. 1856. 4.) S. 14. 15. 

9) Balthasar a. a. O. ©. 545 fg. 

10) Es erbellt dies aus der damaligen Geſetzgebung in Kirchenfahen und den 
eigenen Grflärungen beider Negenten über ihre Stellung ala Oberbäupter der Kirche. 
sr. f. 3: B. das Decifum vom 22. Dechr. 1696 (meine Gefchichte I, 2, 77. 78 und 
vorige S. Anm. 5a und 5b). 

11) „— Au premier egard il faul faire voire qu’un Episcopat Protestant ne 
diminue ni n’enfraint en quoi que ce soit les Droits de la Souverainet€ sur les 
choses sacrees, qu’au contraire il les fortifie et les assure —.“ 


ME Vergl. meine Darftellung in Dove’s Zeitfchrift IL, 321 fg. und unten 


$. 33. Die Confiftorialverfaffung bis z. 18. Jahrh. ‘ 147 


zwei Weltliche, wurden 1694 als Commission Ecclesiastique 
eingefeßt, um diejenigen Firchlichen Sachen zu behandeln, welche zum 
Nachtheil der fürfttichen bifhöflichen Autorität (au. prejudice de l’au- - 
IhoriteE Episcopale du S. S. E.) und der durch die Discipline getroffe: 
nen Ordnung gereichen fönnten. Dieſe Kirchencommiffton wurde dan 
unterm 26. Juli 1701 zum DOberconfiftorium für alle franzöfifchen 
Gemeinden des Landes erhoben (Tribnnal Eccelesiastique et 
Consistoriale sur les colonies frangoises) und follte alle 
Kirchen: nnd Eonfiftorialfahen entjcheiden, wenn beide Parteien oder 
der beffagte Theil ein Mitglied der franz. Golonie fei, mit Ausnahme 
der Fälle, welche fih der König felbft vorbehalten habe, jobald über 
die Religion und die Gegenftände des Glaubens ein Streit entitebe ; 
auch follte von dem Eonftftorium feine weitere Appellation oder Provo— 
cation zugelaffen werden, infoweit nicht in causis arduis et dubiis 
etwad Anderes specialiter verordnet würde. Als Drgan des Ober: 
confiftoriums in den einzelnen Provinzen wurden 1736 Infpectoren 
beftellt. 

In ähnlicher Weife wurde auch für die deutſch-Reformir— 
ten”) geforgt, indem am 10. Juli 1713 die Fundation des res 
formirten Kirhendirectorit erfolgte, welchem die Oberaufficht 
über alle reformirten Kirchen und Schulen des Königreihs und der 
Provinzen übertragen wurde, mit Ausnahme der föniglichen Hofpredi- 
ger, welhe vom Könige ſelbſt abhängen follten, der Ehefachen, welche 
vor die Eonfiftorien gehörten, und der reformirten Kirchenfachen von 
Gleve, Marf und Ravensberg, weil dieſe bereits ihre eigene Einrich— 
tung hätten. Die dem Kirchendirectorium untergebenen Kirchen und 
Schulen wurden in Claſſen getheilt und der Leitung von Injpecto- 
ren anvertraut. 

Den Lutheranern fehlte eine Gentralbehörde für den ganzen Staat, 
dagegen war die Berfaffung in den Provinzen mehr entwidelt. In 
dieien war den oberen Juſtizbehörden (Negierungen) auch die Aufficht 
über Hoheits- und geiftliche Angelegenheiten zugewieſen. 

Fürdie Kurmarf gründete Friedrich 1. 1720 ein lutherifches Aemter— 
Kirhen-Directorium, weldem die Auffiht über die königlichen 
Amtsfirhen und über die Verwaltung ihrer Einfünfte und ihres Ver— 
mögend übertragen wurde '*), 

In der — Preußen war die Regierung, oder, nach dem ihr 
von Friedrich 1. verliehenen Prädicate, das Etatsminiſterium“), 
nur Verwaltungsbehörde, während die Juſtiz dem Hofgericht und Tri— 
bunal zuſtand. Den Regierungen waren die Conſiſtorien unter— 
geben, deren Geſchäftskreis im Weſentlichen unverändert geblieben 
war®), In der Provinz Preußen gründete neben denfelben Friedrich 


13) a. a. O. S. 337 fg. 
13a) S. Reglement vom 1. Febr. 1723 in Stengel’s Beiträgen IV, 323 f. 
ar (v.Baffemwig) die Kurmark Brandenburg ... im Octbr. 1806 (Leipzig 1847). 
. 119. 120. 


14) Vergl. Kurze Gejch. des vormal. Dftpreuß. Etats-Minifterii, in v. Rampb, 
Jahrb. für die preuß. — gebung LX (Berlin 1842), 501—515. 
} ey M. f. die Meberficht der einzelnen Objecte in meiner Gejch. der Duellen I, 
’ 0. 
10* 
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Wilhelm I. 1722 eine Kirhen- und Schulcommiffion und 1734 
ein Kirhencollegium'), mit der Sorge für das Kirchen» und 
- Schulwejen in Litthauen. In den einzelnen Kretien, welche dem Be— 
dürfniffe gemäß vermehrt wurden, fungirten wie bisher Inſpectoren 
(Erzpriefter, Superdntendenten). Es jollte „aus jedem Dis 
ſtriet der geichicdtefte Pfarrer und der ein exemplarijches Leben führt, 
Dazu beftellt werden, um auf der übrigen Pfarrer Leben und Wandel, 
auch Rejpicirung ihres Predigtamts Acht zu haben.‘ Die ummittel- 
bare Auffiht über die Inſpectoren hatten die Conſiſtorien, in Oft 
preußen war diejelbe aber fchon in früherer Zeit dem Oberhofprediger 
zu Königsberg Übertragen und 1736 wurde für den Zwed, zugleich 
au zur Ordination und Introduction das Amt eines General: 
fuperintendenten begründet '), 

Seit dem Ende des 17. Jahrhunderts war auch eine eigene Mi- 
litärsKirhenverfafjung zu Stande gefommen. Unterm 7. April 
1692 wurde ein lutheriſches „Conſiſtorial- oder Geiitlihes 
Feld-Kriegsgericht‘ begründet, welches aus dem Generalauditeur 
und einigen Feldprieftern beftehen und im Namen des Landesherrn 
die geiftlihen Sachen der Soldaten beurtheilen jollte. Spätere Re: 
glements von 1711 und 1750 gaben demjelben genauere Borjchriften und 
dann folgte Die Ausdehnung auf die Reformirten am 11. Decbr. 1751 '*). 

Auch unter Friedrih dem Großen dauerte diefe Ordnung fort, 
doch wurde fie weiter ausgebildet und namentlich erhielt die lutheriſche 
Kirche die ihr bisher nod fehlende Gentralftelle, das lutheriſche 
Dberconfiftorium, gemäß Inftruction vom 4. October 1750 '). 
Daffelbe war etigentlih nur eine Erweiterung des bisherigen mürfi- 
ihen Conſiſtoriums, deffen Functionen es auch ferner wahrzunehmen 
harte; doch wurden zugleich alle anderen Provinzialconfiftorien feiner 
Auffiht und Direction untergeben. Insbeſondere follte das Obercon- 
fiftorium dahin jeben, daß das Land mit eremplarijchen Predigern be: 
fegt werde und alle Umftände wohl examiniren, ehe dem Könige die 
Gonfirmation vorgetragen wird. Eben fo wurde ihm die Aufficht über 
Leben, Lehre und Wandel aller Prediger aufgetragen und den Provin: 
zialconfiftorien vorgefchrieben, ihm über die in einzelnen Fällen geichehene 
Remedur zu berichten; desgleichen erhielt es die Aufficht über Die 
Schulen, die Hospitäler, Armenhäufer und andere Pia Corpora (außer 
Schleften und Geldern), die Rechnungen von den Fföniglichen Kirchen 
und von den geiftlihen Stiftungen, Ertheilung von Gutachten bei 
Befegung theologifher Profeffuren u. Das Gollegtum erhielt zwei 
(meltliche) Präftdenten, fieben Räthe (darunter zwei Weltliche und 
unter den Getitlichen einen reformirten) und behielt die früheren Sub: 
alternen ®°), . 

Die Eonfiftorien in den Provinzen erfuhren mannigfache Ver— 
änderungen. In Preußen wurde 1751 das Gonfiftorium zu Sal: 


16) a. a. O. S. 88 fa. 

17) a. a. D. S. 96 fa. 

18) Mylius, corp, const, III, I. No. XCVI, %01.273 fg., 265 fg. Contin. 
IV. No. C. Fol. 237 fa. NCC. I. No. Cl. Fol. 237. 

19) Mylius a. a. D. Contin. IV. No. CVI. ol. 291 fg. 

20) Meine Gefchichte I, 2, 111 fg. 177 fa. 
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feld aufgehoben und das zu Königsberg erweitert; zugleich ftel auch 
das Kirhencollegium fort, der (Spectal:) Kirchen» und Schulcommiffton 
wurde dagegen die vollftändige Infpection über Die Landſchulen über: 
tragen. Die übrigen Organe der firdlichen Verwaltung wurden er: 
halten, doch änderten fi) die Reffortverhältniffe. Die Ehe» und anderen 
geitlichen Prozeffe wurden 1748 dem Gonftftorium und Etatsminiftertum 
abgenommen und an die Inſtizbehörden gewiefen, auf welche auch zum 
Theil die kirchlichen Externa (Rechnungsweſen, Baufachen u. dergl.) 
übergingen. Das Confiftorium übernahm dagegen 1752 aud die Con: 
firmation der Schulbedienten, 1775 der Vocationen der Patrone und 
1776 aller Prediger nach beftandenem Examen. 

In Schlefien befaßen die Gvangelifchen bereits vor der preußi— 
ſchen Befignabme theilweije confiitoriale Inftitute, den Beftimmungen 
des mweftfälifchen Friedens und der Altranftädter Konvention gemäß 
(j. oben $. 14). Namentlich hatten das Fürftentbum Dels und die 
Stadt Breslau ihre eigenen Gonfiftorien behalten und in den 
zürftenthümern Liegnig, Brieg und Wohlau war noch 1733 
ein neues Project zur Einrichtung des Conſiſtorialweſens aufgeftellt wor: 
den’), Durch das Notificationspatent vom 15. Jan. 1742, betreffend 
die Einrichtung des Juſtizweſens im Herzogthum Nieder: Schlefien *), 
wurden nun zwei Oberamtsregierungen und Gonfiftorien zu 
Breslau und Glaß angeordnet. Die Gonfiftorien übernahmen die 
geiftlihen Sachen der Evangeliſchen, „welche den geiftlihen Staat 
angeben und zum Aufnehmen der Religion gereihen: als Aufficht über 
die Prediger, Kirhen und Schulen, Eraminirung der Prediger, deren 
Confirmation und Introduction, item Ehefachen u. dgl.” Die Appel- 
lation von den Urtheilen des Conſiſtorii follten an das Tribunal nad) 
Berlin gehen. Die Oberamtöregierung „reſpieirt bauptfächlich die zu 
den Gonfiftoriis gehörigen Sachen: nur daß ein Gatholifcher Prälat, 
ein Evangeliſcher Geiftliher und zwey weltliche Gonfiftorialräthe als 
Assessores Dazu gefordert werden.‘ Die Gonfiftorien des Fürften- 
thums Del und der Stadt Breslau wurden beftätigt und die Appel 
lation von ihnen ebenfalld an das Tribunal gewiefen; die übrigen 
Fürſtenthümer und Standesherrſchaften, welche bisher fein eigenes 
Sonfiftorium gehabt, follten ihre geiftlihen Sachen an die Gonfiftorien 
von Breslau und Glogau bringen. Die Grafihaft Glag wurde noch 
inäbefondere unterm 23. Mai 1742 an die Oberamtsregierung und 
das Gonfiftorium zu Breslau gewieſen ?). Oberſchleſien, welches auch 
von demfelben reffortirte, erhielt nah dem Notificationspatent vom 
29. Febr. 1744 eine eigene gleiche Behörde zn Oppeln **), 

Die königlichen Gonfiftorien werden als ‚‚mit den Oberamtöregies 
tungen combinirte Oberconfiftoria ‘ bezeichnet ?*), denn fie beftanden 
aus dem Präfidium und den Mitgliedern der Oberamtsregierungen 





21) S. die v. Kamp, die Provinziafrechte der preuß. Monarchie I, 546. 
Rt. 51 cit. theolog. Arten von 1733. ©. 244—249. 

22) Korn's Sammlung fchlefifcher Geſetze 11, I. No. I. 

233) a. a. O. Nr. IV. 

23a) a. a. O. 11. Nr. XVI. S. 82 fg. 

24) Im Reglement vom 1. Aug. 1750 (a. a. D. II. Nr. XLIX. ©. 319). 
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und einigen geiftlichen Oberconfiftorialräthen. Sie wurden nidyt dem 
Dberconfiftorium zu Berlin untergeben, fondern flanden mit den Res 
gierungen felbft theil® unter dem Departement der Yuftiz, welches von 
1768 an ein eigener Yuftigminifter für Schlefien verwaltete, und feit 
Dieje Stelle nicht mehr befegt wurde, unter dem Departement für die 
DOberauffiht des Geiftliben im Zuftigzminifterium, theils unter dem 
Chef des Departements der geiftlihen Sachen. Die Eonfiftorial- 
fprengel wurden in Kreife getbeilt, welchen Infpectoren vorgejeßt 
wurden. Das Fürftenthum Brieg hatte einen eigenen Superinten: 
denten, dem die Auffict über die Infpectoren dieſes Gebiet zu— 
and. . Bon Oppeln wurde 1756 die Oberamtöregierung mit dem 
Dberconfiftorium nad Brieg verlegt und zu deffen Mitglied aud) 
der Superintendent ernannt ?). Für die Neformirten in Schlefien 
wurde der Hofprediger zu Breslau, welcher zugleih als geiftlicher 
Rath dem dortigen Oberconfifterium beigegeben wurde, als Inſpector 
beftellt und dem veformirten Kirchendirectorium unmittelbar unter 
geben *). 

In ähnlicher Weije wurden die kirchlichen Verhältniffe dev Evan 
gelifchen in dem 1772 erworbenen Weftpreußen geregelt. Die Re 
gierung zu Marienwerder wurde als Conſiſtorium beftellt und durch 
geiftlihe Näthe ergänzt. Die Auffiht in den Kreifen übernahmen 
theils benachbarte — theils neu beftellte. Die Refor: 
mirten wurden einem Inſpector in Elbing und diefer dem Kirchen: 
Directorium zugewiefen *). 

Während der Regierung Friedrich Wilhelm’s IL. (1786 — 1797) 
wurde an dem Gefammtorganismus der evangelifchen Kirche des Staats 
nichts geändert. Einige Berbefferungen erfolgten für das Schulmefen 
ganz nah dem Mufter des Kirchenwejens durch Gründung eines 
Dberfhulcolleaiums am 22. Februar 1787), welchem auch die 
Befeßung der fönigl. Küfter- und Schulmeifterftellen übertragen wurde. 
Diejes Collegium bildete zugleich Die Provinzialbehörde für die Kur: 
mark, während in den übrigen Provinzen die Gonfiftorialbehörden 
dieſe Function übernahmen, Daffelbe geſchah insbefondere in Oft: 
preußen, wo das Gonfiftortum als Provinzialſchulcollegium be 
ftätigt wurde *), Die Hauptichulanftalten hatten eigene Guratoria 
und Directoria, infofern fie unmittelbar vom Landesherrn abbingen, 
während die nicht zum landesherrlichen Patronate gehörigen Schulen 
unter ihren eigenen Patronen und den geiftlichen Inſpectoren ftanden. 








25) Ueber diefe Verbäftniffe |. m. das Handbuch über den königl. preuß. Hof 
und Staat von 1797 folg., und Vater's Mepertorium der preuß. fchlefifchen Ders 
faffung 1, 665. verb. 523. u 

26) Meine Darftellung in Do ve's Zeitfchrift III, 313. 345. 346. Verb. Vater’ 
Repertorium 11, 679. - 

27) Meine Gefch. der Quellen I, 2, 246, 247. 250. 251. 

28) NCC. VII. No, XXV. S. 617. 

29) Meine Gefh. a. a. D. ©. 192. 
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$. 34, 


Die Keffortverdältnifle zur Zeit der Abfaffung des allgemeinen 
Landrechts *). 


Seit den lebten Decennien des 18. Jahrh. hatte die nach den 
Grundfäßen der Gonfiftortalverfaffung entwidelte evangeliſche Kirche 
des preußifchen Staats folgenden Beftand gewonnen !). | 

1) Das Oberhaupt der Kirche ift der evangelifche Landes— 
berr, welcher ſich ſelbſt die fogen. Epiffopalrechte beilegte und in 
deren unbeftrittenem Beſitze befand. 

2) Aus dem dem Könige zur Seite ftehenden geheimen Staats— 
rathe oder Staatöminifterium find zwei Minifter mit der oberen Lei— 
tung der geiftlihen Angelegenheiten betraut und bilden Das geift- 
ide Departement, weldes in das Departement der reformirten 
und der futheriihen geiftlihen Sachen zerfällt und, infofern nicht die 
Intereffen der Gonfefftonen eine gefonderte Thätigkeit erfordern, zus 
jammen wirkffam find. Denjelben liegt ob, theild die Wahrnehmung 
der Rechte und Bortheile der Kirche, theild die Geltendmachung der 
Hobeitörechte des Staats. 

3) Mit den beiden Departements verbunden find das refors 
mirte Kirhendirectorium und das franzöſiſche Obercon- 
fikorium einer, und das lutheriſche Oberconfiitorium anderer 
Seits und zwar in der Weiſe, daß die beiden Auftizminifter, denen 
das geiftlihe Departement anvertraut if, zugleich die Chefpräfidenten 
der refp. geiftlichen Behörden find. Unmittelbar unter dem reformirten 
geiftlihen Departement ftebt auch das Directorium der Gaffe Mons 
pielatis und das Domfirchen:Directorium. Dem Chef des [utherifchen 
geiftlihen Departements find auch die drei ſchleſiſchen Obercon— 
fiftorten direct untergeben, desgleihen das Furmärfifche Amts» 
Kirhen:Revenüen-Directorium und das Guratorium der 
Dreifaltigfeitsfirdbe zu Berlin?) Außerdem ift das Kriegs- 
Gonfiftorium mit dem Militair-Juftigdepartement verbunden. 

Unter den Gentralbebörden ftehen unmittelbar 

4) die Provinzialbehörden und zwar 
a) unter dem reformirten Kirhendirectorium 
1) die reformirten geiitlihen Infpectoren der deutichen und 

wallonifchen reform. Gemeinden; 2) das mit der Tek— 
lenburgr-Lingenfchen Regierung combinirte Con— 
jiftorium; 3) das EConfiftorium bei der Regie: 
rung zu Mörs; 4) das Adminiftrationscolles 
gium zu Geldern’); 


Betgl. Darftellung der vor 1808 in den preuß. Staaten beftandenen öffents 
!iben Berwaltungsbebörden, vor v. Rabe’: Sammlung. Bd. IV, 
„dB Auf die nur vorübergehend zu Preußen gehörigen Gebiete von Ansbach, 
Afriesland, Süd: und Neu-Oſtpreußen ift bierbei feine Rückſicht ges 
Armen. . 

2) S. die cit. Darftellung bei Nabe. $$. 27. 32. 
m 2 Meine Gefch. der Quellen IV, 3, 418. 441. 444 (ad. 2). 400 (ad 3) f. 408 
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b) unter dem franzöfifchen Oberconfiftorium *) 

1) das franzöfiihe Confiftorium zu Berlin; 2) die 
franzöflihen Infpectoren und Gemeinden in den 
Provinzen °); 

c) unter dem lutheriſchen Oberconfiftorium 

die Brovinztalconfiftorien, fowohl diejenigen, welche 
jelbftftändige firchliche Gollegia bildeten, als diejenigen, 
welche nur Beftandtheile der Regierungen waren. Jenes 
war der Fall für die Marf Brandenburg (zu Berlin), 
das Fürftenthum Halberftadt, das Herzogtum Magde— 
burg, das Herzogthum Pommern (gu -Stettin und Cös— 
lin), die Provinz Preußen; das Leßtere fand Statt 
beim neumärfifchen Gonfiftorium (zu Eüftrin), für Cleve— 
Mark, LingensZeflenburg, Minden-Ravensberg, Mörs, 
Geldern, Weftpreußen. 

Bon den lutheriſchen Provinzialconfiftorien reffortiren 

5) die Borfteher der einzelnen Infpectionen, fo mie die 
Mediatconfiftorien. 
Unter dieſen endlich ftehen 

6) die Geiftlichen, bez. Lehrer der einzelnen Gemeinden in den 
beftimmten Kreifen (Didcefen). 


$. 35. 
Die Lonfiftorialverfaffung im allgemeinen Landrechte. 


An die im vorigen $. nachgewiefene Ordnung der evangelifchen 
Kirchenbehörden fchloffen fih die Beftimmungen des A. L.-Rechts über 
die evangelifche Kirchenverfaffung. Von dem landesherrlichen Epiffopate 
ift dabei aber eben fo wenig die Rede, als von dem Grunde des 
Kirchenregiments; von jenem nicht, weil unter den Nedactoren nod 
Zmeifel darüber beftanden, ob ein folder überhaupt annehmbar jei, 
von Diefem deshalb nicht, weil man in der Ddoctrinellen Auffaffung 
uneinig war (ſ. oben $. 23 ©. 110.). Man befchränfte ſich daher 
darauf, die jedem Drgane des Regiments zuftehenden Gerechtſame ge: 
hörigen Orts anzuführen, und ging dabei von der Unterfcheidung der 
jura circa sacra und in sacra aus (j. 8. 23 ©. 111), wenn gleich die 
Verwaltung beider fich zu großem Zheile in denfelben Händen befand 
und die evangelifche Kirche mit dem Staate faft völlig verwachjen war. 

Die Redactoren des A. L.-R. betrachteten als die eigentlichen 
Verwalter der jura sacrorum die Gonfiftorien ). In dem Entwurf 
des Kirchenrechts von Klein beißt es: 

„Bei den Proteftanten vertritt das Gonfiftorium in Kicchenfachen 
und in der Aufficht über die Geiftlichfeit die Stelle des Biſchofs.“ 


o ne ſelbſt ſtand unter dem franzöfifchen Departement des Minifteriums, 
e a. a 3 


5) Meine Abhandlung in Dove’s Zeitfchrift III, 3260. 
ö a Fe. v. Kamptz: Weber das bifchöfliche Recht, in den Jahrbüchern Heft 61. 
. g. 


Ra 
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Dafür ſchlug Suarez im I. Entwurf die Säße vor: 

„Bei den Proteftanten ift das Conſiſtorium das geiftlihe Ober 
haupt *) der Kirchengeſellſchaft“ ($. 102). 
„In Rückſicht der außeren Kirchenverfaffung haben die Gonfiftorien 
auf die Kirchengejellichaften und die Geiftlichfeit der ihnen ange: 
en gleiche Rechte, wie der Biſchof in feiner Diöces“ 
($. 103). 

Der I. Entwurf $. 119 und das A. L.R. $. 143 feßten dafür: 
„Bei den Proteftanten fommen die Rechte und Pflichten des Bifchofs 
in Kirhenfachen, der Regel nad, den Gonfiftoriis zu.‘ 

Ungeachtet dieſer Gleichftellung mußte es aber doch nothwendig 
iheinen, Die Competenz näher zu beitimmen, theils weil es an wirk— 
lihen Verfchiedenbeiten zwifchen dem Bifchofe und den Gonfiftorien 
nicht fehlte, theil® weil die Konfiftorien auch Rechte ausübten. die ihnen 
als geiftlichen Behörden eigentlich nicht gebührten und welche fie daher 
nur vermöge Auftrags des Staats verwalteten. Deshalb nahm Suarez 
in den I. Entwurf noch folgende Beftimmungen auf: 

„Die Rechte des Staats über die Kirche fommen ihnen obne be— 

fondern Auftrag nicht zu“ ($. 104). 

„Eben jo wenig gebührt ihnen eine weltliche Gerichtsbarkeit‘ 

($. 105). 

„Abweichende Beſtimmungen müſſen durch befondere Gefege und 

Conſiſtorialordnungen entſchieden ſein“ (8. 106). 
Hierzu ergingen aber verſchiedene Monita; namentlich äußerte Lamp— 
recht: „Es würde ſehr gut ſein, die Rechte und Befugniſſe der Con— 
ſiſtorien, der Oberconſiſtorien und des Staats, worunter ich das geiſtl. 
Departement verſtehe, genau zu beſtimmen, damit der Bürger des 
Staats wiſſe, an wen er ſich in dieſem oder jenem Falle zu wenden 
babe, auch wie weit dieſes oder jenes Collegium gehen könne“. Suarez 
erwiderte Darauf: „Das Geſetzbuch ift zwar fein Reffortreglement...., 
allein e8 follte doch billig beftimmt fein, was ad Reservata des Landes: 
berrn, was für feine weltlichen Gollegia und was für die Vorgefeßten 
der Kirchengejellichaften oder für die Gonfiftoria gehöre‘). Bei der 
Bearbeitung des Il. Entwurfs wurde demnach der allgemeine Ausdrud: 
Geiftliher Obere:, welcher auch die Eonfiftorien in ſich beariff, an 
vielen Stellen durch ausdrüdliche Bezeichnung derjelben erſetzt *), ftatt 
der 88. 104 — 106 aber disvonirt: 

„Der Umfang der Gefchäfte derjelben ift durch die Gonfiftorial- 

und Kirchenordnungen, nad den verichiedenen Berfaflungen der 

Provinzen und Departements, näher beftimmt.‘ 
Diefe Faſſung ($. 120) ging auch in's A. L.-R. $. 144 über. Das 
Letztere zog es aber wieder vor, in manden $$ den Nusdrud: Geift- 





2) Im erften Concept bieß es: Der Vorſteher. 

3) Materialien XIV, 155. XV, 123. 

4) M. f. insbef. $$. 267 (val. I. E. 283. 284. 2.-R. 336), 276 (L.⸗R. 345), 
WM (1. €. 313. 2.:R. 369), 379 (L.⸗R. 508), 385 (L.⸗R. 515. Vergl. I. E. 439), 
35 (%.:R. 527. Vergl. I. E. 457), 423 (8.=R. 563. Beral. I. E. 468. 479), 474. 
479, 480. 481 (I. €. 554. 556. 557. 2.:R. 630. 641. 643), 489 (X.:N. 655), 491 
(RR. 6°9), 517 (L.:R. 698), 522. 523. 524 (I. E. 486. 488, 2.:N. 704. 706. 
707), 608 (1. €. 610. 612. 616, 2.:R. 824. 830). 
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lihe Obere: berzuftellen, um zugleih die röm.sfath. Kirche und die 
verfchiedenen firhlichen Behörden zufammen zu faffen ); außerdem aber 
bob es noch mehrfah die Gleichftellung der Gonfiitorien mit den 
Biſchöfen bejonders hervor °). 

Daß der Landesherr Inhaber der fog. Epiffopalrechte fei, ift, 
wie bemerkt, im Gefeßbuche direct nicht ausgeſprochen; zwar findet fich 
die Anerkennung derjelben im I. Entwurfe $. 107: 

„Die Anordnung der Provinzialeonfiftorien hängt vom Landes: 

bern ab‘. 
Doch blieb dies im II. Entwurfe und im L.-R. fort, ohne daß dadurd 
etwa die Nichtigkeit dieſes früher und fpäter anerfannten Saßes in 
Zweifel gezogen wurde. Es genügte die Bezugnahme auf die Conſi— 
ftorial» und a Hahn ſowohl dafür, als für die fortdauernde 
Geltung der jonftigen firlichen Rechte des Landesherrn. Der Landes: 
herr wird, joweit e8 jih um fein Verhältniß zur evang. Kirche allein 
handelt, nur noch bei den proteft. Gtiftern und Klöftern erwähnt, in: 
dem ihm „in Beziehung auf diejelben, alle Rechte, welche den Biichöfen 
oder anderen geiftlichen Obern, auf fatholifhe Stiftungen gleicher Art 
eingeräumt worden‘, beigelegt find”) — 

Als unmittelbare Anftanz über den Eonfiftorien hatte der Landes— 
herr zwei Staatsminifter beffimmt. Deshalb wurde im I. Ent: 
wurfe 88. 121. 122 und A. 8.:R. 88. 145. 146 disponirt: 


„ Säimmtliche Gonftftoria der Proteftanten fteben unter der Ober 
direction des dazu verordnneten Departements des Stantdminifterii‘. 
„Ohne defjelben Borwiffen und Genehmigung kann in Kirchen: 
jachen feine Veränderung vorgenommen, noch weniger fönnen neue 
Kirhenordnungen eingeführt werden“. 


Als ein befonderes firchliches Organ war audh der Mediatcon: 
fiftorien zu gedenken. Während der 1. Entwurf ($$. 108— 111) 
nur von der „Oberaufficht des Staats" über dDiefelben ſpricht, welche 
auch den Provinzial: Eonfiftorien übertragen werden faun, wird im 
II, Entw. 88. 123 — 125 und im A L.-R. $$. 147— 149 mehr das 
firhliche Verhältniß in's Auge gefaßt: 

„Mediateonfiſtorien, wo dergl. vorhanden find, ftehen der Regel 
nad unter der Aufficht des Obereonfiftorti der Provinz‘. 
„Ausnahmen davon, und unmittelbare Unterordnung unter Das 
geiftl. Departement, müffen befonders dargethan werden‘. 

„Es Sollen aber auch die Oberconfiftoria den untergeordneten 
u in Ausübung ihrer Gerechtfame feinen Eintrag 
thun“. 


— 


5) Vergl. $$. 324 (11. E. 259), 336 (II. E. 267), 345 (11. E. 276), 369 (II. 
E. 290), 402 (II. E. 310), 639.641. 643 (II. E. 479. 480. 481), 655 (II. E. 480), 
659 (II. E. 491), 704. 706. 707 (li, E. 522. 523. 524), 824. 830 (II. €. 603). 
Ya felbft wo der 11. Entw. dem Staate eine Mitwirkung zugetbeilt hatte, überwies 
fie das N. L.⸗R., in Mebereinftimmung mit dem 1. Entw., den geiftlichen Obern. So 
beim Verzicht auf den Patronat (vergl. unten $. 70 a. E.). Dagegen umgefehrt bei 
den Mediatconfiftorien (f. diefen $. a. E.). 

6) Vergl.$$. 151 (11. E. 127), 227. 324 (11. E. 259), 386 (11. E. 300), 510. 
515 (II. €. 380. 385), 527 (11. &. 395). 

7) I. Entw. $$. 874. 875. 11. E. $. 917. &.:R. $. 1220, 
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Zulegt kommen als „Obere des geiftlihen Standes‘ noch in 
Betraht die „unter der Direction der Conſiſtorien“ ftehenden 
Superintendenten, Inſpectoren und Erjpriefter, als die 
„Aufieber einzelner Diöceſen oder Kreife‘°), Ihnen find untergeordnet 
„die Borfteber der einzelnen Kirchengeſellſchaften“, „die 
Kirhencollegia“?). 


8. 36. 
Spätere Schichfale der Lonfiftorialwerfaffung bis zum Jahre 1815. 


Bald nah feinem Regierungsantritt traf Friedrih Wilhelm II, 
eine neue Departementövertheilung beim Juſtizminiſterium, durch welche 
die bisherige Ordnung in der oberften geiftlichen Verwaltung beftätigt 
wurde '); nicht lange darauf wurde aber noch ein Militär:Zuftiz- 
Departement eingerichtet, welches in geiftlichen Angelegenheiten unter 
Zuziehbung des Chefs des geiftlichen Departements verfügen und Die 
Oberaufficht über da8 Kriegsconfiftorium führen follte*). Ver— 
änderungen bei den kirchlichen Provinzialbehörden wurden dagegen bei 
Selegenbeit der Bearbeitung der Provinzialrechte beabfichtigt, wie 
namentlich für Oftpreußen, wo eine Bereinigung des Gonfiftoriums 
mit der Special Kirchen» und Schulcommilftion, die Abfchaffung des 
Amts des Generalfuperintendenten u. a. m., vorgefchlagen murde®). 
Einige dahin gehörige Bunkte, namentlich die Stellung der Infpectoren, 
wurden auch in einem Gutachten berührt, welches im Jahre 1802 das 
Dberconfiftorium über VBerbefferung des Religionszuftandes in den preuß. 
Ländern auf Verlangen des Königs abftattete *). 

Eine Vereinfahung der gefammten Verwaltung, Verminderung 
der Behörden und größere Einheit im Staatsorgantsmus jchien dem 
Könige höchſt wünſchenswerth, nächftdem auch eine beftimmte Sonderung 
der Adminiftration von der Zuftiz. Die Gonfiftorialia, aud) wenn es 
fh nicht um Proceffe handelte, waren fchon früher mehrfah den Re: 
gierungen (Auftigbehörden) übertragen worden (j. $. 34). Das 
Reglement für Südpreußen vom 15. Decbr. 1795 hielt daran noch feft, 
indem „das gefammte proteft. Kirchen» und Schulwefen vor die mit 
den Regierungen vereinigten Gonftftoria gehört‘, wogegen alle fatho: 
lichen und griechijchen geiftlihen Sadhen an die Cammern gemiefen 
wurden®). Dies änderte aber bereit das Reglement für Neu-Oſt— 
prenßen vom 3. März 1797, indem dafjelbe ‚alle, ſowohl katholiſche 
und griechifche, als proteftantifche, geiftliche Kirchen» und Schulenange— 
legenheiten‘‘ zum Reffort der Gammern wies‘), „In allen diefen Ans 


8) I. Entw. $$. 112—116. 11. Entw. 4 126—130. 2.:R. $$. 150—155. 

9) I. Entw. $$. 117—123. II. Entw. $$. 131—133. %.:R. $$. 156—158. 

1) Refer. v. 2. April 1798 (NCC. X. n. 28. Fol. 1619 fa.). 

2) Patent v. 23. Octbr. 1798 (a. a. O. n. 81. Fol. 1781 fa.). 

3) Meine Gef. der Quellen I, 2, 203. 204. 

4) Bei Sad über die Bereinigung der beiden prot. Kirchenparteien (Berlin 
1812). S. 115 fa., 160 fa. 

5) Das cit. Reglement $$. 4. 54 (NCC. IX. n. 76. Fol. 2706. 2734). 

6) $. 4. Nr. VII. $$. 5. 6 (NCC. X, n. 18, Fol. 95). 
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gelegenheiten gebühret der Sammer allein das Necht, Anordnungen und 
Berfügungen zu treffen; die Regierungen dürfen fid) darin nicht um— 
fehen, fondern müffen . . . die Bartheien damit an die competente 
Kriegs: und Domänencammer verweilen” Daran lehnt fich 
auch das Neglement vom 2. April 1803 über die Vertheilung der Ge- 
fhäfte zwifchen den Zandescollegien in den preuß. Entihädiqungsläns 
dern. Darnach gehören zum Reſſort der Regierungen „alle Brogefle‘, 
darunter „die Sponfalten, Ehe: und übrigen geiftfihen Sachen der Pros 
teftanten‘‘; zum Neffort der Kriegs: und Domänencammern „— Alle 
Schul: und Erziehungsanftalten, ohne Ausnahme‘ — ‚Alle geiftliche 
Angelegenheiten, jowohl der Rönifch » Katholischen, als der Proteftanten, 
nebft der Auffiht und Verwaltung über ſämmtliche ntilde Stiftungen 
und Kirchen» Nerarien, wie aud die Befeßung der von Uns als Patron 
abbangenden geiftlichen Stellen, ingleichen die Beftätiqung der von 
andern Patronen zu ceonferirenden geiftlihen Stellen. Die Wahrneh— 
mung Unferes Landesherrlichen juris circa sacra...; desgleichen die 
Auffiht über die Amtsführung der Geiftlichfeit, infofern diefelbe auf 
Staats- und bürgerliche Angelegenheiten Beziehung hat. -— Wir werden _ 
den Cammern zur Beforgung dieſer ... Angelegenheiten fachveritändige 
Mitglieder zuordnen‘ ”). Hiernach fungirten die Gammern als 
„Provinzial-Conſiſtorien““). 

Dieſe Ordnung auf die alten Landestheile zu übertragen war 
bereits im Jahr 1803 beſchloſſen“), die Ausführung erfolgte aber zuerſt 
nur für Oftpreußgen und Littbauen durh das Reglement vom 
21. Juni 1804, mit wörtlicher Wiederholung der vorhin angeführten 
Säße") Das Etatsminifterium, das Gonfiftorium und die Special: 
commiffion wurden aufgehoben und die Bearbeitung der geiftlichen und 
Schulfahen ging auf die oftpreuß. und Litth. Kriege: und Domänen: 
cammern zu Königsberg über. Für litth. Kirchen: und Schulfachen 
jollten zwet Mitglieder der Kammer zu Gumbinnen der zu Königsberg 
beigegeben werden. Eine eigene (Eonfiftorial) Deputation wurde 
aus den bisherigen Gliedern des Gonfiftoriums, der Specialcommilfton 
und einigen Gammerrätben zur Bearbeitung der geiftlihen und Schul: 
jachen, unter Leitung des Gammerpräfidenten, gebildet und das Ber: 
bältniß Diefes neuen Gonfiftoriums zum Finanz: und Geiftl. Departes 
ment regulirt“). Diefe ganze Veränderung bezog ſich Übrigens nur auf die 
Lutheraner, indem für die deutſch- und franzöſiſch-reformirten Kirchen, 
Schulen und Armenanftalten die bisherige Berfaffung fernerbin be 
ftehen jollte, j 

Die fir Oftpreußen und Littbauen getroffene Maßregel blieb in 
Deffen nicht lange vereinzelt, denn der unheilvolle Friede zu Zilfit vom 
9. Juli 1807 nöthigte zu einer Berallgemeinerung derfelben mit Aus: 


7) Das cit. Reglement $. 3. n. 2. $.5. n. 8. 9 (NCC. XI. n.16. Fol. 1573. 
Rabe, Sammlung VII, 350. 352). 

8) S. meine Geſch. IV, 3, 360. 

9) Meine Geſch. T, 2, 204. 
10) Negfement $. 5. n. 6 (NCC. XI. n. 31. Rabe VIII, 106). 
9 Meine Geſch. I, 2, 205 und das Hofreſcr. vom 10. Fehr. 1805 (Urk. Nr. 
LXVII, dafelbft Anhang S. 158. 159). 
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dehnung auf die Reformirten und die Gentralbehörden. Die Aus— 
führung ging zuerſt bei einzelnen Regierungen vor ſich, wo die Geift- 
lichen- Schul = und ge auf die Cammern übertragen wurden. 
Dies geihab gemäß Eab.-Drdre vom 5. Dectober 1808 in Weft- 
preußen, indem für die genannten Angelegenheiten „mit Ausdehnung 
auf die reformirten Kirchen- und Schuliachen das PBrovinzialcollegium 
ua denfelben Grundfügen beftellt werden follte, als dies für Oft: 
preußen durch das Reffortreglement vom 23. Juni 1804 gejcheben iſt“. 
Litthauen erhielt zugleich für denfelben Zweck eine eigene, von Oſt— 
preußen gefonderte, Deputation *). 

Um „der Geſchäftsverwaltung die größtmöglichfte Einheit, Kraft 
und Regſamkeit zu neben, fie in einen oberften Punkt rn zu 
faffen und die Geiſteskräfte der Nation und des Einzelnen auf die 
zweckmäßigſte und einfachfte Art für folhe in Anfpruh zu nehmen‘, 
wurde nach dem Publ. vom 16, December 1808, betr. die veränderte 
Berfaffung der oberften Staatsbehörden der preuß. Monarchie in Bes 
ziehung auf die innere Landes= und Finanzverwaltung), die obere 
Directton fünf Miniftern übertragen. Das Auftizdepartement wurde 
vereinfacht und von der geiftlichen Verwaltung gelöft. Diefelbe ging 
auf da8 Departement des Innern über, welches zu dem Behufe 
eine (3te) Section: für den Eultus und öffentlidhen Unter: 
richt erhielt, welche in zwet Unterabtheilungen zerfiel, deren jeder ein 
geheimer Staatsrat als Chef vorgefeßt, jedoch dem Minifter des 
Innern untergeordnet wurde. Zum Gefchäftsfreiie der Abtheilung 
des öffentlichen Unterrichts jollten gehören: alle höbere wiffen- ° 
haftlihe und Kunftvereine, alle Zehranftalten, alle Anftalten, welche 
Einflug auf die allgemeine Bildung haben, die Genfur nicht politifcher 
Shriften. Die Abtbeilung für den Eultus erhielt das jus 
eirca sacra nad dem A. L.-R. Th. II. Tir. XI. $. 113 ff. ohne Unter: 
ihied der Glaubensverwandten,- fowie die Conſiſtorialrechte (jus sacro- 
rum), namentlich in Abjicht der Proteftanten nad $. 143 a. a. D. 
Der Abtheilung wurden untergeordnet die Deputationen für 
geitlihe und Shulfahen iu den Cammern, oder wie fie von 
jegt ab beißen ſollten: Regierungen, und wegen der fatholiichen 
geiftl. Sachen und des Eultus tolerirter Secten die Deputationen 
der Regierungen für Die Gegenflände der Landeshoheit. 
Den Regierungen von Oftpreußen, Litthauen und Weftpreußen, der 
Churmark, Neumark und Pommern, ſowie von Scylefien und der Stadt 
Berlin wurden noch eigene Oberpräfidenten, als perpetuirliche 
Commiſſarien des Minifters vorgefeßt. Zur näheren Beftimmung er: 
gingen die Inſtructionen für die Oberpräfidenten vom 23,, für die Re— 
gierungen vom 26. December 1808), fowie die Verordn. vom 27. Octbr. 
1810 über die veränderte Berfaffung aller oberften Stantsbehörden, 


2) a. a. O. S. 210. 
13) NCC. XII. Fol. 527. G.⸗“S. 1800 - 1810. S. 361. Mathis, Monats⸗ 
ſrift VII, 252. Rabe IX, 383. 

14) G.⸗S. 1806—1810. ©. 464 f, Mathis VII, 378 ſg., 446 fg. Rabe 
Al, 402 fg., 415 fg. 
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welche durch die Gab.sO. vom 24. April 1812'%) im Ganzen wieder 
beftätigt wurde. 

Die Ausführung diefer neuen Organifation zog wie die Aufhebung 
der Gonfiftorien auch die Aufldfung Des lutheriſchen Ober 
confiftoriums '),desreformirten Kirhendirectoriums"e), 
des franzöfifh=-reformirten Dberconfiftoriums'), des 
Kriegsconfittoriums"), des furmärfifhen Aemter-Kirdhen- 
dDirectoriumd, des Oberihulcollegiums'“) nah fi. 

Diefe Einverleibung der Kirche in den Staat war indefjen nur eine 
Nothmaaßregel, auf deren Befeitigung nad Erledigung der traurigen Lage 
des Vaterlandes mit Sicherheit gerechnet wurde: denn während man 
mit Vollziehung der vorgefchriebenen Aenderungen beichäftigt war, 
wurde bereits ernftlich am die fünftige Neorganifation der Kirche ge: 
dacht und dabei, entiprehend der Entwidelung des Staats, weldye auf 
eine Belebung der Nation und eine „angemeffene Theilnahme derjelben 
an der öffentlichen Verwaltung‘ Hinwies, die lange ungebührlid vers 
nachläffigte Mitwirfung der Gemeinden bei der kirchlichen Verwaltung 
vornehmlich ins Auge gefaßt. In dem Sinne machte 1808 Schleier. 
macher einen Vorſchlag zu einer neuen Verfaffung der prot. Kirche 
im preuß. Staate: ') und andere ſprachen ähnliche Wünſche aus ®), 
welche auch von den Behörden felbft getheilt wurden. Das luth. Ober: 
confiftorium unterließ nicht unmittelbar vorher, ehe es jeine Thätigfeit 
einftellte, fih darüber in einer Vorftellung an den König zu erklären: 
„Sollten Ew. Majeftät, als erfter proteft. Fürft und als oberfter 
Schutzherr der Kirche und Allerhöchſt dero Provinzen mit dem bisherigen 
Dberconfiftorio. diefelbe Anfiht zu nehmen und die oberbifchäfliche 
Regierung der Kirche ald eine von der oberherrlihen Regierung ded 
Staats durchaus verfchiedene Function der proteft. Fürften zu be— 
trachten geruben, fo dürfte die dringende Bitte, welche wir in deren 
Namen und als oberfte Stellvertreter derfelben auszufprehen wagen: 
die oberſte Zeitung der firdlichen Landes- und Provinzial» Angelegen: 
heiten durch ein jelbftftändiges DOberconfiftorium und fetbfifländige 
Provinzialeonfiftorien verwalten zu laffen: in Ew. Kol. Maj. Augen 
eben fo geredht als erfüllbar erjcheinen “ *). 

Die Section des Eultus und öffentlichen Unterrichts wurde auch 
durch den König ſelbſt veranlagt, dieſen Gegenftand in reifliche Er: 


15) Geſ.⸗“S. 1810 ©. 3 fg. 1812 ©. 40. 

16) Am 13. April 1809 erfolgte diefelbe (Aktenft. des D.⸗K.⸗R. 4, 39). 

16a) Am 1. Auguft 1809 aufgehoben. 

17) S. Cab: =D. v. 30. Detbr. 1809 (NCC. XII, 879. Mathis VIII, 533. 
Rabe X, 169). Ueber die vorangegangenen Verhandlungen f. m. die Anm. 18a cit. 
Särift. S. 194—197. 

18) MilitärsKlirchenreglement v. 28. März 1811. I. n. 9 (G.⸗S. ©. 172). 

18a) M. f. die näheren Nachweifungen uber alle diefe Veränderungen in: Die 
Kurmarf Brandenburg ... während der Sabre 1809 und 1810 von v. Baffewig, 
herausgeg. von v. Reinhard. Leipzig 1860. ©. 187 ff. 

19) In Dove’s Zeitjchrift I, 326 fg. S. Anm. 23. 

20) S. Neumann über die fünftigen Verbältniffe der Geiftlichen bei der neue 
Drganifation des Staatsrechted. Berlin 1808. (Vergl. v. Mühler a.a.D. ©. 209 f.) 
Gründler, Gedanfen über eine Grundreform der proteft. Kirchen⸗- und Schulvers 
faffung .... in der preuß. Monarchie. Züllihau und Freyſtadt 1809. 

21) Aktenftüde des D.⸗K.⸗R. 4, 39. 40, 
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wägung zu ziehen und darüber zu berichten. In einem Referat vom 
29. März 1810 heißt e8 deshalb: *) „Die Section.... bat insbe: 
fondere auch der NRevifion der äußeren Verfaſſung der luth. Kirche eine 
defto größere Aufmerfiamfeit gewidmet, da mehrere .... Vorſchläge fie 
dazu befonderd aufgefordert haben. Dieſe Vorſchläge . . fommen faft 
alle darin überein, daß dem Verfall der prot. Kirche am Fräftigften 
durch eine felbitftändigere, vom Staate unabhängigere Berfafjung ab— 
geholfen werden könne. Dad Beilpiel derjenigen prot. Länder, in 
welchen bei der Reformation diefe Berfaffung, nämlich das Eptffopal- 
Regiment *) ganz oder zum Theil beibehalten worden, empfiehlt die- 
jelbe zwar weder durch eine vorzügliche Beſchaffenheit der Geiftlichen, 
noch durch einen höhern Grad von Neligiofität des Volks; dennoch iſt 
unleugbar dieſe Verfaffung mit mehreren wefentlichen Bortheilen ver: 
bunden und die Section würde den auf die Wiederherftellung einer 
folhen Berfaffung abzwedenden Vorſchlägen beizuftimmen fich geneigt 
fühlen, wenn nicht ein zwiefaches Bedenken im Wege ftände — eine 
reihlihe Dotirung — die öffentlihe Meinung —“. Die Section 
ichlug daher die Einführung von Generalfuperintendenten vor. 


Auch die Regierungen erkannten die Nothwendigfeit der Reorga— 
nifation und wünſchten die Herftellung von Synoden “), welde eben 
fo wie die zur Herftellung der Kirchengemeinden geftellten Anträge den 
Beifall der Section erhielten. Bereits feit 1809 war das Anftitut der 
Synoden angebahnt *”) und 1814 hatten gemäß eines Girc. der Geifts 
lihen- und Schuldeputation zu Potsdam ſich 22 Superintendenten in 
Berlin verfammelt, um fich über Borfchläge zu einer neuen Kirchen: 
einrichtung zu vereinigen. Um aber den Schein der Anmaßung zu 
vermeiden befchloffen fie, fi) unmittelbar an den König mit der Bitte 
ji wenden, daß derjelbe geruhen möchte, eine Commiſſion von Geift: 
ichen niederzufeßen, welche ihm, dem Dberhaupte des Staats und der 
Kirche, Vorfchläge überreichen folle. Der König ‘erforderte hierauf den 
Bericht des Minifterd des Innern und genehmigte nach deffen Bor- 
ihlag die Bildung einer Commiſſion, welde über eine zeit- 
gemäße Verbefjerung des protcht. Kirchenweſens fowohl 
Pe Allgemeinen, als im Befondern, fih autahtlih Außern 
ollte *). 


Die glückliche Herftelung, bez. Erweiterung der preuß. Monarchie 
durch den Frieden zu Paris vom 30. Mai 1814 und den Wiener 
Gongreß von 1815 gab nunmehr aber dringenden Anlaß zu einer neuen 


22) A. Nicolovius: Denffchrift auf 9. G. 2. Nicolovius (Bonn 1841). S. 
184 folg. 

23) Darauf ging zum Theil auch der Vorſchlag von Schleiermacher von 1808 
(f. Anm. 19, verb. Richter, König Friedrich Wilbelm IV. S. 28 fa.). 

24) v. Mübler a. a. O. 5. 301 fa. eine Gefh 1, 2, 217. 

25) Meine Geſch. a. a. D. S. 250. 

26) Die Mitglieder der Commiſſion waren die Seiftlihen Saf, Ribbeck, Hans 
ftein, Hecker, Offelsmeyer, Eylert. Vergl. Publ. v. 17. Septbr. 1814. — (Schleier: 
macher) Glüfwünjchungsfchreiben an die H. Mitglieder der .. zur Aufftelung neuer 
liturgiſcher Formulare ernannten Commiffien. Berlin 1814 (wiederholt in Schleiers 
macher’3 fänuntlichen Werfen. Abth. 1. Th. V. S. 157 f. Berlin 1846). Antwort 
auf die ... Schrift (von der Commiſſion). Berlin 1814. _ 


160 Buch 11. Die Verfaffung. Abfchn. I. Die Eonfiftorien. 


angemefjenen und vollftändigen Organifation ihrer inneren Verwaltung. 
Bon Paris aus machte der König den Anfang dazu mit Befegung 
der Minifterien am 3. Juni 1814. Diefem folgte die Verordnung 
wegen verbefjerter Einrichtung der Provinzialbehörden d. d. Wien am 
30. April 1815) Die Section für Gultus und Unterricht blieb 
hiernach noch Beftandtheil des Miniftertums des Innern, von welchem 
nur die Angelegenheiten der höchſten geiftlichen Würden an den Staats— 
kanzler fielen; dagegen wurde die Begründung eigener Provinzialcon- 
fiftorien auf's neue bejchloffen. 


$. 37, 


Die Gonfiflorialverfaffung in idrer erneuten Heftalt feit 1815 6is zur 
gegenwart. 


Nach der B. vom 30. April 1815 jollte der preuß. Staat in zehn 
Provinzen getheilt werden mit 25 Regierungsbezirfen. Jede 
Provinz erhielt einen Oberpräfidenten, welchen auc übertragen 
wurde: die obere Leitung der Angelegenheiten des Eultus und öffent: 
lihen Unterrihtd. Am Hauptorte * Oberpräſidentur ſollten für 
dieſen Zweig der innern Verwaltung beſondere Behörden, Conſi— 
ftorien, gebildet werden, in welchen der Oberpräſident den Vorſitz 
führt. Das Gonfiitorium übt in Rückſicht auf die Proteftanten die 
Conſiſtorialrechte aus; in Rückſicht auf die Nömijch-Katholifchen hat es 
die landesherrlihen Rechte circa sacra zu verwalten. In Rückſicht 
auf alle übrigen Religionsparteien übt e8 diejenige Auffiht aus, die 
der Staatszwed erfordert und Die Gewiffensfreiheit geftatte. Alle 
Unterrichts- und Bildungsanftalten ftehen gleichfalls unter den Conſi— 
ftorien mit Ausnahme der Univerfitäten, welche unmittelbar dem Mini: 
fterium des Innern untergeordnet bleiben. In jedem Regierungsbezirk, 
worin fein Gonftftorium ift, beftept eine Kirhen- und Schulcom- 
miffion von Geiftlihen und Schulmännern, die. unter Leitung und 
Anmeifung des Conſiſtoriums diejenigen Gefchäfte deffelben beſorgt, 
die einer nähern perjönlichen Ginwirfung bedürfen. Die Direction 
diefer Commiſſion führt ein Mitglied der Regierung, welches im 
Regierungscollegium den Bortrag derjenigen Gonfiftorial » Angelegen- 
heiten hat, die eine Mitwirkung der Regierungen erfordern. Diefe 
Directoren müffen wenigftens jährlich einmal im Gonfiftorium er: 
fcheinen, worin fie als Räthe Sig und Stimme haben, und einen all: 
gemeinen Vortrag über die befonderen Verhältniffe der Eonfiftorial« 
Angelegenheiten ihres Regierungsbezirks machen. Die Gonfiftorien 
haben als bejondere Organe dem Schulenrath des Negierungsbezirfs 
und die geiftlihen und Schulinfpectoren‘). 


Noch vor der Ausführung dieſer neuen Ordnung hatte die für 
Berbefferung des prot. Kirchenwejens 1814 beftellte Commiſſion (f. vor. $. 


— 


27) G.S. 1814. ©. 40. 1815. ©. 85 fg. 
1) Die eit. DB. $$. 3. on, 5, 15 — 18. 42. 
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Anm. 26) ihre Gutachten erftattet *). Der Minifter des Innern brachte 
daffelbe zur Berathung des Staatöminifterium®, welches unterm 
9. Januar 1816 an den König berichtete. Darauf entfchied derfelbe 
über die einzelnen Anträge der Gommiffton durch Ordre vom 27. Mai 
1816). In Bezug auf die Kirchenverfaffung erklärte fih der König 
mit dem Vorſchlage der allgemeinen Bildung von Presbyterien und 
Synoden (der Geiftlichen) einverftanden, dagegen wurden abgelehnt: 
die Wahl der Superintendenten, die Befeßung der Gonfiftorien durch 
Wahl, die Wiederherftellung eines Oberconfiftoriums oder Einjegung 
eines Miniftertums der geiftlihen Angelegenheiten. Es follte viels 
mebr bei der in der V. vom 30. April 1815 beftimmten Organifation 
bleiben und die Inftruction für die darin bezeichneten Behörden abge— 
faßt werden. Eine nocdhmalige Erwägung führte jedoch zu einer theil- 
weijen Aenderung des Beſchluſſes. „Die Würde und Wichtigkeit der 
geiftlichen und der Erziehungs: und Schulfahen macht es räthlich, 
Diefe einem eigenen Minifter anzuvertrauen“, fprach der König in der 
Gab.:D. v. 3. Novbr. 1817 aus, ald er den Freiberen v. Altenftein 
zum Minifterder geiftlihen:, Unterrichts- und Medizinals 
Angelegenheiten ernannte *). Unmittelbar vorher, unterm 23, 
Detober 1817, waren die Inſtructionen für die Oberpräfidenten,, die 
Provinzialconfiftorien, die Regierungen publicirt worden ’). Diefelben 
binden fich aber nicht ftreng an die B. vom 30. April 1815, da ins 
zwifchen eine Veränderung der für die Reffortbeftimmung maaßgebenden 
Grundjäge theils durch engeren Anjchluß an die Sufkructior für die 
Regierungen vom 26. Decbr. 1808 (ſ. vor. $. Anm. 14), theils durch 
beiondere Beftimmungen genehm gefunden war’). Man fchied näm— 
lih die fog. inneren und äußeren Angelegenheiten der Kirche und über: 
wies nur jene den Gonfiftorien, diefe Dagegen den Regierungen, und 
zwar der erften Abtheilung derjelben, welche mit Inbegriff der bei ihr 
angeftellten geiftlichen und Schulräthe, die Kirchen» und Schulcommiſſion 
der Regierung bildet und auch bei denjenigen Regierungen, an deren 
Sig fi) das Conſiſtorium befindet, eingerichtet werden follte, damit 
in dieſer Hinfiht die Verfaffung überall gleich ſei). Dieſe Gleich— 
ftellung führte auch zur Aufhebung faft aller bisher noch erhaltenen 
Specialeonfiftorien (ſ. $. 41). Die Gonfiftorien find vorzüglich dazu 
beftimmt, in rein geiftliher und wifjenfchaftliher Hinficht die allgemeine 


2) v. Mühler a.a.D. S. 309 folg. A. Nicolovius, Denkſchrift auf Nicos 
lovius. S. 240 ff. 

3) Mitgetheilt in den Aktenftüdfen des D.-⸗K.⸗“R. H. 4. Beilage 2. S. 90 folg. 
und in Richter's Einleitung zu den: Verhandlungen der preuß. Generalfpnode u. f. w. 
Leipzig 1847. ©. 13 f. 

4) Geſ.⸗S. S. 200. n. III. Eines eigenen Minifterd der geiftlichen Angelegen⸗ 
beiten und des öffentlichen Unterrichts — bereits die Inftruction‘ für die Regie— 
rungen vom 23. Detbr. 1817. Abjchn. I. $. 1. 

5) Geſ⸗S. 5. 230. 237. 248. 

5a) M. vergl. deshalb die mul: der Oberpräfidien von 1816 und 1817. 3.8. 
für Sachſen aus dem A.⸗B. 1816. Nr. 4 (auch in Haupt’s Handbuch I, 273) mit 
den in v. Kamp, Ann. I, 4, 785 fg. ; 

&) Inftr. für die Eonfiftorien $. 14, für die Regierungen $. 2. Nr, 6. $$. 18. 
31. 46. 


Jacobfon, evang. Kirchenrecht. 11 
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Zeitung des evang. Kirchenweſens und der Schulangelegenheiten in der 
Provinz zu bejorgen. Die Verwaltung Der äußern Angelegenheiten 
der Kirchen und Schulen aller Confeſſionen, ſoweit diefe nicht den 
Gonfiftorieen ausdrüdlich übertragen worden, insbeſ. die Auffiht auf 
die Berwaltung des Kirchen: und Sculvermögens, gehört den Res 
gierungen ”). Außerdem find die Gonfiftorien in Anſehung der An— 
gelegenheiten der landesherrlichen Rechte circa sacra der röm.-kath. 
Kirche eine berathende Behörde der Dberpräfidenten, von denen es 
abhängt, welche von diefen Gegenftänden fie in den Gonfiftorien durch 
die fatholifchen Räthe zum Vortrage bringen laffen wollen. Ale übrigen 
Religionsparteien find in Anſehung des eigentlichen Eultus der Auf: 
ficht des Conſiſtoriums unterworfen. In Rüdfiht der Elementar: und 
Bürgerfchulen, jo wie der Privaterziehungs- und Unterrichtsanftalten 
fteht den Gonfiftorien nur die obere Leitung in wifjenfchaftlicher Hin- 
fiht und in Beziehung auf die innere Berfaffung zu, die gelehrten 
Schulen der Provinz ſtehen hingegen unter ihrer unmittelbaren Aufs 
fiht und Verwaltung ®). 

Nad) dieſen Beftimmungen entipradhen die Gonflftorien durchaus 
nicht ihrem ursprünglichen Charakter, indem ihnen einer Seits ein 
großer Theil kirchlicher Sachen (die ſog. Externa) entzogen, anderer 
Seits die Verwaltung von Angelegenheiten nicht evangeliſcher Religions— 
gejellfchaften übertragen war, welche jogar die Zuziehung röm.-kath. 
Räthe nothwendig machte. Indem dem Gouvernement die Mipftände 
diefer Einrichtung fih bald offen darlegten, mußte auf eine Bejeitigung 
derjelben Bedacht genommen werden. Zu dem Behuf erfolgten durch 


— die neue Inſtruetion für die Dberpräfidenten, und die Cab.-Ordre, 


betreffend eine Abänderung in der bisherigen Organifation der Pro- 
vinzialbehörden vom 25, Dechr. 1825 °) eine theilmweife Verbefferung. 

Die Wahrnehmung des jus circa sacra der röm.-kath. Kirche 
wird den „Conſiſtorien, als evangelifch »geiftlihen Behörden”, abge— 
nommen, der Geſchäftskreis in Beziehung auf Kirchen» und Schulfachen 
aber erweitert. Das Collegium foll aus zwei Abtheilungen beftehen, 
von denen die eine, unter dem Namen: irre die evan— 
gelifchen geiftlihen Sachen, die andere, unter dem Namen: Pro— 
vinztal-Schulcollegium, die Unterrichtsangelegenheiten, nad) der 
früheren Inftruction, bearbeitet. Dem Oberpräfidenten '), welcher 
den Borfig und die Leitung in dem Gonfiftorium und Schulcollegium 
bat, wird überlaffen, die Mitglieder, mit Berücfichtigung ihrer perfön- 
lihen Qualification, zu den Arbeiten der einen oder der andern, oder 
beider Abtheilungen zuzuziehen. Bei den Regierungen follte je nad) Be- 
dürfniß eine eigene: Abtbheilung für die Kirhenverwaltung 
und das Schulmwejen: gebildet werden, welche die kirchlichen und 
Schulangelegenbeiten zu bearbeiten hätte, fomweit Ddiefelben nicht dem 
Gonfiftorium und Prov.- Schulcollegium zuftehen. 


7) Inftr, für die Conf. $$. 1. 9. 

8) a. a. D. 88. 3—8. 

9) Geſ.⸗S. 1836. ©. 1 fa., 5 fe. 

10) Inftr. für die Oberpräf. $$. 2. n. 6, 3. Cab.⸗D. cit. B. D. 2. 
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Eine prinzipielle Aenderung in der Stellung der Eonfiftorien war 
hierdurch nicht bewirkt, wie eine ſolche auch gar nicht beabfichtigt war; 
eben jo wenig geſchah dies durch die gemäß Allerh. Beftimmung vom 
7. Februar und 29. Auguft 1828 angeordnete Anftellung von General: 
Superintendenten für alle Gebietstheile der Monarchie, welche 
dazu Dienen follte, den innigeren und feftern Zufammenbang der evang. 
Kirche zu befördern '). Die Verbindung des Provinzial-Schulcollegiums 
mit dem Gonfiftorium war übrigens wefentlichnur eine formelle. Nachdem 
der Umfang der Thätigfeit des Gollegiums dadurch erweitert worden, 
dag ihm auch die Bearbeitung der Externa der Gymnaften, Progym— 
naften und Seminarien, welde bisher von den Negierungen bejorgt 
waren, überwiejen wurde”), fonnte 1842 feine Trennung vom Con— 
fiftorium beichloffen werden. Dem Oberpräfidenten blieb die obere 
Zeitung des Gollegiums, der (Vice-) Negierungspräfident aber wurde 
Director deffelben "). 

Alle Schritte, weldye feit 1815 gethan waren, hatten der mit dem 
Staatdorganismug eng verbundenen Kirche nicht zu der Ordnung vers 
hoffen, welche ihr nach den urfprünglichen Grundfäßen der 325 
toren gebühren. Der evangeliſchen Landeskirche Preußens fehlte Die 
Selbftitändigfeit in einem eigenen Organismus. König Friedrich 
Wilhelm IV, beflagte dieje „, Einverleibung * der Kirche in den Staat’*). 
Bon der leberzeugung Durhdrungen „daß Die evangelifche Kirche, 
wenn ihr wahrhaft und dauernd geholfen werden foll, nicht von 
Seiten des Kirchenregiments allein geleitet, fondern vornehmlich aus 
eigenem, innern Leben und Antrieb erbaut fein will‘), hatte er die 
Wünſche und Vorſchläge der Kreis und Provinzialfynoden 1843 — 1844 
vernommen '‘), und da er Verbeſſerungen des Beftehenden, welche ſich mit 
dem Ziel feiner Wünfche vertrugen, mit Energie verfolgte '”), gern den 
Wirfungsfreis der Gonfiftorien durdy die B. vom 27. Juni 1845 er 
mweitert '*). Das Prinzip, von weldem diefe Verordnung ausgeht, ift, 
daß die nad den Beitimmungen von 1817 und 1825 zum Geichäfts- 
freife der Regierungen gehörigen Angelegenheiten der evang. Kirche, 
joweit fie nicht bejonders vorbehalten find, an die Konfiftorten über— 
geben. Der Leitung oder Mitwirkung der Regierung blieben manche 
evangelifhe Kirchenangelegenbeiten überlaffen, infofern Ddiefelben mit 
den bürgerlihen oder ökonomiſchen Verhältniffen der Gemeinden jo 
zufammenbängen, daß ohne Mithilfe der weltlichen Provinzialbehörde 
nicht wohl verfahren werden fann (wie bei Feflftellung der Stolgebühren- 
tagen, Bildung der Pfarrfprengel u. a.); während bei anderen Angelegen- 


0» Belanntm. vom 2. Januar 1329 (v. Kamptz, Ann. XIII, 66. Vogt 
I, 190). 
12) Erlaß des Min. v. 26. Dechr. 1835, 9. Auguft 1836. 

13) Cab.⸗O. v. 3. Juni, Min.⸗Erlaß v. 11. Juni 1842. 

14) Richter, Friedrih Wilhelm IV. ©. 21. 

15) Circ. v. 10. Juli 1843 und Vorwort zu den Protofollen der im J. 1844... 
abgebaltenen A inne (Berlin 1845. Fol.). S. III, VI, 

16) Wegen ber Ue rg der jog. Externa an die Confiftorien ſ. m. die in 
voriger Ann. eit. Protokolle S. XVI. und die Ueberſicht der Anträge der Provinzials 
— in den Verhandlungen der Generalſynode (Berlin 1846) II, 103 fg., 112. 

t. 4. 
17) Richter a. a. O. ©. 101. 
170) Geſ.⸗S. 1845. S. 440. Vogt I, 7. 


11* 


164 Buch II. Die Derfaffung. Abfchn. I. Die Eonfiftorien. 


beiten das landespolizeiliche ntereffe in Betracht fommt (wie bei 
Führung der Kirhenbücher, Anlegung und Unterhaltung der Kirchhöfe) 
und die Erhaltung der firhlichen Ordnung die Hilfe des weltlichen 
Arms erfordert (wie bei der Sonn- und Feittagdfeier, der Negulirung 
des Interimiſticums in Kicchenbaufachen, executiven Beitreibung kirch— 
liher Abgaben u. a. m.). Ein Grund der Wirkjamfeit der Regierung 
lag auch befonders in der ungenügenden Organifation der Gonfiftorien 
jeldft, dem Mangel von Unterbehörden und Beamten u. a. Der Bor: 
fig in den Conſiſtorien follte mit dem Amte der Oberpräfidenten in 
Zukunft nicht von felbft und unmittelbar verbunden fein, vielmehr bes 
hielt fi) der König vor, in jedem einzelnen Falle wegen Ernennung 
des Vorfigenden befonders zu beflimmen. Zur Beförderung der Selbſt⸗ 
ſtändigkeit der Kirche ſollte auch die Wiederherſtellung eines Ober: 
confiftoriums dienen, welche mit Rückſicht auf die Vorſchläge der 
1846 gehaltenen Generalſynode ") unterm 28. Januar 1848 fanctionirt 
wurde “). Was durch die V. von 1845 für die mittlere Inſtanz aus: 
eführt war, follte dadurch auf der oberen Stufe vollzogen werden. 
Noch ehe das Oberconfiftortum in Wirffamfeit getreten war, wurde 
aber in Folge der politifchen Veränderungen die Wiederauflöfung mit 
der Declaration ausgeſprochen, daß die vor Errichtung deffelben gültigen 
Beftimmungen über das Reffortverhältuig der Kirchenbehörden wieder 
in Kraft treten, bis daß die nee Kirchenverfaffung begründet if”). 
Nachdem Artikel 12 der Verfaffungsurfunde v. 5. Dechr. 1848?!) den 
Grundjaß aufgeftellt Hatte: „Die evangelifche Kirche... ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten felbitftändig — ", erflärte der König 
im Allerh. Erlaß vom 26. Januar 1849, die fünftige Verwaltung der 
evang. Kirchenangelegenbeiten betr. *), an den Staatsmin. v. Radenberg, 
ſich auf deffen Berichte damit eimverftanden, „daß in Folge der ein- 
etretenen Veränderung der Saatöverfaffung die oberfte Verwaltung der 
inneren evang. Kircheniachen Fünftig einer von dem Minifter der 
geiſtl. Angeleg. unabhängigen Behörde zu übertragen ift. Ich beftimme 
deßhalb, da bis zu dem Zeitpunfte, wann die evang. Kirche fi) über 
eine jeldftitändige Verfaſſung vereinigt haben, mithin Art. 12 der B.-U. 
vom 5. Deebr. v. 3. in Vollziehung zu feßen fein wird, die nach der 
Inſtr. v. 23. Detbr. 1817, der O. v. 21. Dechr. 1825 und Meiner 
V. v. 27. Juni 1845 8. 1 zu dem Reffort der Gonfiftorien gehörenden 
Angelegenheiten in der höhern Inflanz von der evang. Abtheilung 
Ihres Minifterinms unter dem Vorſitze des Directors derfelben jelbft: 
ftändig und collegialifh bearbeitet werden follen.... In Betreff der 
den Regierungen zur Zeit noch zuftehenden Befugniffe in Kirchen— 
ſachen bewendet e8 dagegen vorläufig bei der gegenwärtigen Einrichtung, 
während in Fällen gemijchten Refforts Sie des Einverftändniffes der 
evang. Abth. Ihres Min. Sich zu verfihern Haben. Berichte diefer 


18) Verhandlungen der Gen.» Spn. S. 591 folg. 
10) Geſ.⸗S. ©. 27, Vergl. Mittheil. aus der Verwaltung der geiftl. Ang. I, 5 
(Berlin 1848). ©. 381 '3 

20) Bekanntm. des Staatsminifteriumd v. 15. April 1848 in der Geſ.⸗S. S. 114. 

21) Geſ.⸗S. 5. 376. 

22) Geſ.⸗S. S. 125, Aktenſt. aus der Verw. der Abth. des Min. S. 1. 
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Abth. des Min. erwarte Ich, foweit fle deren Reſſort ausfchließlich ber 
treffen, unmittelbar mit der nähern Maßgabe, daß diefelben Ihnen zur 
Kenntnißnahme und etwanigen Wahrnehmung Ihrer reffortmäßigen Rechte 
vor der Erftattung vorzulegen find. Im gleicher Art und zu gleichem 
Zwecke find Ihnen alle allgemeinen Verfügungen der gedachten Abtb. 
und Meiner Erlaffe an diejelbe zur Kenntnignahme vorzulegen‘. 

Zur Ausführung diefer Anordnung des Königs publicirte der 
Minifter unterm 7. Februar 1849 eine: Inftruction, die Ge 
häftsführung bei der evang. Abth. des Min. der geiftl. 
Ang. betr. *) und theilte diejelbe den Gonfiftorien mit näherer Moti: 
virung der Allerh. 2.08 und deren Ausführung mit’). 

Nachdem die Verf.-Urk. einer Nevifion unterworfen und am 
31. Januar 1850 als Staatsgrundgefeh verkündet worden, Art. 12 auch 
unverändert als Art. 15 in daſſelbe übergegangen war *), mußten 
weitere Schritte zur Herbeiführung der der evang. Kirche garantirten 
felbftftändigen Ordnung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten gethan 
werden. Dem ſchon längit und wiederholt geäußerten Wunfche nad 
einer presbpterialen Synodalverfaffung in Berbindung mit der Con— 
filtorialverfaffung entfprad nunmehr der König, indem er gleichzeitig 
die Grundlage für jene durch Erlaß von Grundzügen einer Gemeinde: 
ordnung darbot, für die Gonftftorialverfaffung aber die bisher mit dem 
geiftlihen Minifterium verbundene evang. Abtheilung für die innern 
evang. Kirchenfachen von demfelben ablöfte und als evangeliſchen 
Dberfirhenrath an die Spiße der Verwaltung der evang. Kirche 
ftellte. Zugleich mit dem dafür gegebenen Allerh. Erlaß vom 29, Juni 
1850 wurde das vom Könige genehmigte Neffortreglement für 
die evang. Kirchenverwaltung zur öffentlichen Kenntnih ebracht *). 
Abgeſehen von einigen ſpäteren weiterhin anzuführenden — 
über die Competenz der Behörden beruht hierauf gegenwärtig der Orga— 
nismusd der evang. Landeskirche nach der confiftorialen Seite der Ber: 
faffung. Die einzelnen Organe Dderfelben, welche nunmehr in ihrer 
befondern Stellung betrachtet werden follen, find: 

1)der evangelifhe Landesherr; 

2) der evang. Oberfirdhenratb; 

3) die Gonfiftorien; : 

4) die Superintendenten. 


23) Staatdangeiger 1849. Nr. 47. Aftenft. aus der Verw. der Abth. S. 2 fa. 

* In den eit. Aktenſtücken S. 5 fg. Verb. den Erlaß der evang. Abth. vom 
13. Xebr. 1849, dafelbft S. 8 fa. 

235) Geſ.⸗S. S. 19. 
— — S. 343, Staatsanzeiger Nr. 187, Aktenſt. des Ev. O.⸗K.⸗R. 
N, , 1 g. 
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I. Die Gonfiftorialverfaffung nad ihrem gegenwärtigen 
Rechtszuftande, 


$. 38, 
l) Der evangelifche Landesherr. 


In Folge der Reformation ging das Kirchenregiment von den 
Biihöfen auf die Obrigkeit über, welche daffelbe als bifchöfliches Recht 
(jus episcopale, jus sacrorum) mit ihrer Kirchenhoheit (jus reformandi, 
jus majestalicum circa sacra) vereinigte. Beltandtheile des Kirchen: 
regiments find Die firchliche Gefeßgebung, Aufficht, Provifion der Aemter, 
obere Verwaltung der Kirchengüter, firhliche Gerichtsbarkeit. Die 
Uebung diefer Rechte und Pflichten erfolgte von je ber, ſoweit der In— 
haber des Negiments fich Diefelben nicht vorbehalten hatte (jura reser- 


vata) Durch von ihm beftellte Behörden (ald Bermalter der jura 
vicaria). 


In allen der preußifchen Monarchie angehörigen Gebieten haben 
die Landesherren die fogen. jura episcopalia erworben und theils höchft: 
perfönlich, theils durch verfhiedene Beamte verwaltet '), Der Urjprung 
dDiefes Regiments ift nicht Die Landeshoheit, daher ift durch die feit' 
1848 eingetretene Veränderung der Staatöverfaffung das auf firch- 
fiher Grundlage rubende Verhältniß direct nicht alterirt worden. 
Darum fonnte auch Friedrih Wilhelm IV., welder im Hinblid auf 
die von ihm gegebene Berfaffung in dem Erlaffe vom 30. Dechr. 1850 
erflärte, daß —— die evang. Kirchenverfaſſung die bisherige Gejeß- 
Bm ändert, e8 der Zuftimmung der Kammern bedürfen werde, un- 
vedenklich in der Cab.O. vom 30. Zuni 1853 den Minifter der G. 1. 
und den O.Kirchenrath ermächtigen „Die von den Prop.-Synoden in 
Weftfalen und der Rheinprovinz gemachten Verbefferungsvorfhläge (in 
der K.O. vom 5. März 1835) vorbehaltlich des Beſtandes des landes— 
herrlichen Kirchenregiments und der übrigen fandesherrlihen Rechte zu 
beſtätigen“?). So lange bis nad definitiver Feftitellung oder, in 
Folge der Auseinanderfegung des Staats und der Kirche nothwendigen, 

neuen Organifation der Landesherr über etwaige Modificationen in der 

Verwaltung des Regiments fich entſchieden haben wird, gehören ‚nad 
wie vor zu den refervirten Epiſkopalrechten: 

1) Die Gefeggebung in kirchlichen Angelegenheiten. Die Hebung 
dieſes Rechts kann aber nad den Grundfäßen der evang. Kirche 
wur unter der verfaffungsmäßigen Mitwirkung der Kirche felbft 
erfolgen ?). In der Verf.Urk. Art. 15 liegt die erneute Anerkennung 


1) M. f. darüber die fpecielle Ausführung in den $$. 31 ff. 


2) VII, rbein. Prov.s Syn. S. 13 — 15. Richter, Friedrih Wilhelm IV, 
S. Uf. 5. auch oben $. 19. = 


3) Vergl. deshalb noch unten $. 75 folg. 
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dieſes Prinzips. Daß wo die Natur des Gegenftandes es erfordert, 
die Mitwirfung der beiden Häufer des Landtages eintritt, folgt 
aus Art. 63 der Berfaflung *). 

2) Die Entjheidung über Angelegenheiten der Religion und des 
Glaubens (les contestations sur la Religion et les matieres du 
foi — de religione et capitibus fidei et credendorum) ), unter 
Beirath der Kirche. 

3) Die Enticheidung in befonder& wichtigen Angelegenheiten (in causis 
arduiset dubiis) auf Grund befonderer Provocation an den König °). 

4) Die Enticheidung in Fällen, bei welchen in dem zum gemeinjchaft: 
lihen Reffort des Minifters der G. A. und des evang. D.-Kirchen: 
raths ein Einverftändniß nicht erzielt werden kann, wie namentlic) 
in Anftellungsfacen 7). 

5) Die Belegung der Stellen im Oberfirchenrathe, in den Gonfiftorien, 
der Superintendenten und der erften Geiftlichen in den Reſi— 
denzen ®), welche auch ohne Zuftimmung des Königs nicht entfegt 
werden fönuen ?). Im wiefern auch andere dem Tandesherrlichen 
Patronate unterliegende Stellen der König fich zu referpiren für 
gi findet, hängt von feinem Ermeſſen ab’). 

6) Die befonderen Rechte an den evang. Stiftern, welche den Bifchöfen 

oder anderen geiftl. Obern auf kath, Stiftungen gleicher Art eins 

geräumt find '), 

Die bejoudere Ertheilung des Titels: Hofprediger: bei den Pfar— 

reien, zu welchen die Berufung nicht unmittelbar vom Könige 

ausgeht *). 

8) Die Ertheilung von Orden und Auszeichnungen an Geiftliche ') 
und fonftige Gnadenfadhen '*). 


7 


— 


4) Vergl. die Ausführung im Erlaſſe der evang. Abtheilung vom 30, April 1850 
(Aktenft. a. d. Verw. der Abth. 1850. S. 46 f.). S. auch oben $. 22. 

5) ©. Patent für das franz. O.-Conſ. v. 26. Juli 1701 (Mylius CC.M. 
1, 1, 423. VI. Anhang S. 191). ©. oben S. 147. Vergl. Cab.=D. v. 25. Nov. 1855 
über den Belenntnipftand der ev. Landeskirche in den rhein.= weftf. Prov.= Gemeinen 
(in der Ausg. der K.⸗O. von 1835 v. Bluhme und Hagens). 

6) S. das in vor. Anm. cũ. Patent a.a.D. Bergl. A. L.=R. 11, 11. $.311 
(wegen ded Simultaneums), $. 308 verb. ©. v.13. Mai 1833. 9.2 (G.⸗S. 5.51) 
(wegen des Erlöfchens einer Parocie). 

7) Alterb. D. v. 10. Ian. und 19. Yuni 1857 (Aktenſt. 9, 133). Zuſammen— 
ftelung über die Neifortverbältn. C. II. Nr. 4 (a. a. D. ©. 139. 140). 

8) V. v. 27. Oct. 1810 über die veränderte SELL aller oberften Staats 
bebörden (G.:5. S. 3 f.). Ueber die Genehmigung des Königs bei Befegung der 
Stellen des 8.» und Schulen» Inivectord der Stadt Breslau ſ. m. Reglem. für das 
Stadteonf. zu Breslau v. 2. Nov. 1850. $. 28 in den Aftenft. 13. 175. 

& Rn A L.-R. I, 10. $. 101. Cab.-O. v. 12. April 1822, n.5 (G. ⸗S. 
‚ 105). 

10) Ueber den fandesherrlichen Patronat überhaupt f. m. unten $. 70 ff. 

11) A. L.⸗R. I, 11. $ 1220. 1226 (vergl. Eihborn, K.⸗R. 1, 724. 
Richter, K.:R. $. 163). er Grundfag war ſchon früher in einzelnen Anwen 
dungen anerkannt, wie bei der Alternativa mensium. R. v. 6. Juni 1706 bei J. H. 
Boehmer, jus ecel. Prot, Il, V. $. CXX. 

12) Gab. D. v. 28. Dechr. 1846. Min. MR. v. 21. Jan. 1847. 

13) Verf. sUrf. Art. 50. Den Antrag dazu ftellen der Min. d. G. U. und der 
D.-Kirchenrath (Reffortreglem. v. 29. Juni 1850. $. 5. Nr. 4). 

14) Bergl. 3.8. oben S. 145 a. E. und Anm. 5a. 
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9) Die Genehmigung des Namens einer neuen evang. Kirche Fönigl. 

Patronats "), 

Berfchiedene Boncefftonen und Dispenfationen, foweit folche der 
König ſich noch vorbehalten hat, find nicht ein Ausfluß des landesher- 
lihen Epiffopalrehts, fondern der Kirchenhobeit, da fie eben fo für 
die Roͤmiſch-Katholiſchen als Evangelifhen gebt werden “). 


$. 39. 


2) Der evangelifche Dberkirchenrath und das Minifterium der geiftlichen 
Angelegendeiten. 


Unmittelbar unter dem Könige werden die evangelifchen Kirchen: 
angelegenheiten in oberfter Inftanz von dem evangelifhen Ober: 
firhenrath und dem Minifter der geiftlihen Angelegen- 
beiten wahrgenommen. Dem Oberkirchenrath liegt ob, ebenfowoht 
die evangelifche Landeskirche in ihrer Gefammtheit zu verwalten nnd 
zu vertreten, al8 das Recht der verfchiedenen Sonfeffionen und die auf 
dem Grunde Ddefjelben rubenden Einrichtungen zu ſchützen und zu 
pflegen. Er befteht aus Gliedern der lutherifchen und reformirten Con— 
feffion, wie der des Conſenſes beider Bekenntniſſe)y. Die Organi— 
fation des Oberkirchenraths felbit ift die gemwöhniliche der Gonftitorial- 
bebörden überhaupt, Die Bertheilung der Geſchäfte zmifchen ihm und 
dem Minifterium der geiftlichen Angelegenheiten beruht auf Der Ueber» 
tragung der Reffortbeftimmungen für die Confiftorien und Regierungen, 
als die untere Inſtanz, auf die obere, nad) dem Reffortreglement vom 
29. Juni 1850 (f. $. 37 ©. 165 Anm. 26) und einigen fpäteren 
Feſtſetzungen ?). 

Darnach gehören zum 

I) Refiort des evang. Oberkirchenraths: 

1) da8 Synodalmefen ; 

2) die Auffiht über den Gottesdienkt in Dogmatifcher und litur— 
giſcher J—— die Aufſicht über den kirchlichen Religionsunterricht, 
die Anordnung kirchlicher Feſte, die Einweihung von Kirchen und Ein— 
räumung von Kirchen zu anderen als ſtiftungsmäßigen Zwecken; 

3) die Aufſicht über das kirchliche Prüfungswefen und die Vor— 
bereitung zum geiftlihen Stande, einfchlieglih der Aufficht über das 
Prediger: Seminar zu Wittenberg; 


15) Cab.⸗O. v. 20. Jan. 1855. Circ. des D.⸗K.-⸗R. v. 14. Febr. 1855 
gr 8, 155). S. Bel. des Conſ. Kbg. vom 14. Mai 1855 (Amtl. Mittheit. 
r 


16) M. f. 3.28. wegen der Diöpenfation von allem Aufgebot A. 8.:R. II, 1. 
$. 153. Circ. v. 10. Dechr. 1796 (Stengel, Beitr. 10, 173. Rabe, 3, 636. 
Boat 2, 96). 

1) Cab.⸗O. v. 6. März 1852, verb. mit der Verhandlung v. 14. Juli 1852 
(f. oben $. 6. S. 17. Anm. 11). 

2) Bergl. die Zufammenftellung in den Aftenft. des O.⸗K.⸗R. 9, 134 fg., 
Staatsanzeiger 1858. Nr. 63, v. Mofer allg. Kirhenblatt 1857. S. 377 fg. 
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4) die Beichwerden über Pfarrbefeßungen und die Befeßungen 
niederer kirchlicher Aemter, fowie Streitigkeiten über firchliche Präſen— 
tations, und Wahlrechte, vorbehaltlich des Rechtsweges; 

5) die Aufficht über Ordinationen, Einführung und Vereidigung 
der Geiftlichen ; 

6) die Aufficht über die Disciplin der Geiftlichen ; | 

7) die Gmeritirungd» Angelegenheiten, die Berfügung über das 
Sterbequartal und das Gnadenjahr, fomweit dabei nicht die Staats: 
mittel in Anfpruch genommen werden, jo wie die vifarifhe Verwaltung 
erledigter Aemter; 

8) die Beichwerden über Anmaßung oder Verweigerung pfarramt- 
liher Handlungen Seitens evangeliiher Geiftlichen, die Ueberhebung 
von Stolgebühren und die Streitigkeiten über Parochialberechtigungen ; 

9) die Beftätigung der nicht für die Vermögensverwaltung bes 
ſtimmten, niederen Kirchenbedienten, insbefondere der Presbyter und 
Gemeindevertreter, wo ſolche erforderlich tit; 

» die Ertheilung kirchlicher Dispenfationen ; 
11) die Aufrechtbaltung der Kirchenzucht innerhalb der landes— 
gefeßlichen Grenzen; 

12) die Kirhenvifttationen und die Beauffichtigung der Pfarr» und 
Superintendentur » Archive ?*) ; 

13) das Auffichtsrecht über die unter dem Patronate Sr. Majeftät 
des Königs flehenden deutfchen evangelifchen Gemeinden zu Jassy, Bue- 
nos-Ayres und Rio de Janeiro, fo wie über andere deutſche evangelifche 
Gemeinden ded Auslandes, die ſich der preußifchen Landeskirche anger 
fhloffen haben, wie 3. B. zu Montevideo, Smyrna u. f. w.°); 

14) alleinige Dispofition über den Fonds, welcher fi aus den 
Erträgen der durch die abgehaltenen allgemeinen Kirchenfollecten, zur 
Hebung der eindringendften Notbftände in Firchlicher Beziehung, ge: 
bildet hat. 

Der evangelifhe Oberfirhenratb ftebt in Ddirectem Verkehr mit 
den fibrigen Behörden und berichtet unmittelbar an des Königs Majeftät, 
Derjelbe hat jedoh Generals Verfügungen im Concept und Immediat— 
berichte im Concept und in der Reinfchrift dem Minifter der geiftlichen 
Angelegenheiten zur Kenntnißnahme vorzulegen, welcher auf der Reins 
fchrift vermerkt, daß er davon Kenntnig genommen bat. Die Auss 
fertigungen vollzieht der Vorſitzende allein 9). 


I) Das Refjort des Minifters der geiftlihen 
Angelegenheiten 
umfaßt die höhere Bermwaltung der gegenwärtig den Provinzials 
Regierungen übertragenen äußeren Angelegenheiten der evangelischen 





2a) In diefen Angelegenheiten (n. 1—12) übt der O.⸗K.⸗R. die Befuaniffe 
der höhern Inſtanz und das Necht der allgemeinen Anordnung innerhalb der beftehens 
den Gefeße und Verordnungen aus (Reſſort-Reglem. v. 29. Juni 1850. $. 1). 
3) Cab.⸗O. v. 31. Juli 1852, — das evangeliſche Preußen im Auslande 
in der neuen evang. Kirchenzeit. 1862. Ar. 19— 21. 

4) Reffortregfement v. 29. Juni 1850. $. 2 verb. mit den näheren Beftimmungen 
der Allerh. Ordre v. 5. Februar 1855. n. 3 (Aktenft. des D.⸗K.⸗R. 8, 78). 
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Kirche, fomwie die Verwaltung und Berwendung der Staatsfonds zu 
* beſtimmten kirchlichen Zwecken. In erſterer Beziehung ſtehen 
ihm zu: 

1) die Regulirung des Interimiſticums in ſtreitigen Kirchen-, 
Pfarr- und Küſterbauſachen; 

2) die Aufſicht über die Kirchenbücher; 

3) die Sorge für Die Anlegung und Unterhaltung der Kirchhöfe ; 

4) die Aufficht über das Vermögen der dem landesherrlichen Patro— 
nate nicht unterworfenen Kirchen, Firdlichen Stiftungen und Juſtitute, 
jo wie Die Ausübung der Iandesherrlichen Aufſichts- und Verwaltungs: 
rechte in Anfehung des Vermögens der dem kandesherrlichen Patronate 
unterworfenen Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Inſtitute; 

5) die Emennung oder Beftätigung der für die Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens anzuftellenden weltlichen Kirchen Bedienten, fo 
wie die Aufficht über deren amtliche und fittliche Führung und die da— 
mit verfaffungsmäßig verbundenen DisciplinarsBefugntife ’). 

Bei dieſen Angelegenheiten bleibt e8 dem Minifter vorbehalten, 
in Fällen, welde dem Oberkirchenrathe befonderes Intereſſe bieten, 
demjelben die ihm wünſchenswerthe Kenntniß zu geben, bez. fein Gut: 
achten zu erfordern, wie auch dem Oberkirchenrath vorbehalten ift, in 
folhen Angelegenheiten Anträge an den Minifter zu ftellen ®). 

Il, Zu dem gemeinfhaftlihen NReffort des Eultusmini- 
fteriums und Des evang. Oberkirchenrathes gehören: 

1) die Angelegenheiten, in denen nach der Verordnung vom 
27. Juni 1845 8. 3 die Regierungen angewiefen find, fih mit dem 
Gonfiftorto in Einvernehmen zu feßen, mithin, wenn über das Bor: 
bandenfein eines kirchlichen Bedürfniffes oder die Abmeſſung feines 
Umfanges Zweifel entftehen, ingleichen wo c8 fih um die Verwendung 
der bei der Vermögensverwaltung einzelner Kirchen, firdylicher Stiftungen 
und Inſtitute ergebenden Ueberfchüffe handelt; 

2) die nach derfelben Verordnung 8. 5 zum gemeinfchaftlichen Ref: 
fort der Regierungen und Gonfiftorien aehörenden Angelegenheiten, 
alfo die Veränderung beftehender oder Einführung neuer Stolgebühren 
und Zaren °®), und die Veränderung beftehender oder Bildung neuer 
Pfarrbezirke 9). 

3) die Anftellungen oder die Anordnung fommiffariiher Beſchäf— 
tigungen in den Gonfiftorien, die Belegung erledigter Superintenden: 
turen, fowie die Anftellung der Directoren und Xebrer am Prediger 
Seminar zu Wittenberg ; 

4) der Antrag auf Ertbeilung von Orden und Auszeichnungen an 
Geiſtliche; 


5) Reſſortreglement cit. $. 3. 
6) a. a. O 4. 


Ga) Nah dem L.⸗R. II. 11, $.425 bat der Staat dieſes Recht. Gemäß V. v. 
27. Dct. 1810 (Geſ.⸗S. S. 13) und Gab. D. v. 3. Nov. 1817 (Gef.rS. S. 290) 
fief die Hebung deffelben an den geiftl. Minifter, welcher es gemäß der cit. V. und 
dem Meflortreglement $. 5 mit dem O.⸗K.⸗R. wahrnimmt. 

66) S. =. 11, 11, $. 238. 230. N. v. 5. Febr. 1824, 29. Juni 1829 
(v. Kamptz, Ann. Vill, 152, XVII, 369. Boat I, 252. 253). 

7) ad 1— 6. Nefjortreglement cit. $. 5. 
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5) die Angelegenheiten des Iandesherrlichen Patronats ; 

6) die Bewilligung von Unterftügungen an Geiftliche ”); 

7) die Beftimmung, reſp. Genehmigung der in den Volksſchnlen, 
den Schullehrer » Seminnrien und den höheren Schulen zu gebrauchenden 
Religiond-Lehrbücher ; j 

8) die Anftellung von ordentlichen und außerordentlichen Profef- 
foren der Theologie an den Univerfitäten und der Directoren der 
Schullehrer » Seminarien, foweit e8 fih um Lehre und Befenntniß der: 
felben handelt, worüber dem evangelifhen Oberkirchenrath die qutacht- 
liche Aeußerung vorbehalten ift ®); Ä 

9) die Bejegung der geiftlihen Rathöftellen bei den Regierungen, 
fofern mit dieſen Stellen eine Mitgliedfchaft im Gonfiftorium vers 
bunden ift ’); 

10) die Leitung des kirchlichen Gollectenwefens '%); 

11) die Aufficht über die Domfirhe und das Dom:Gandidatenftift 
zu Berlin ''); 

12) die ausnahmsweiſe ftatt der Wahl bei der erften Begründung 
eine® Gemeinde-K.-Raths, auf den Vorſchlag des Patrons und des 
Pfarrers, durch den Superintendenten zu bewirfende Denomination 
der Gemeindevoriteher '*). 

In den Fällen No. 1. 2, 6. 7. 8. 9, erfolgen die Entſcheidungen 
im Namen des Minifters, im Ginverftändniffe mit dem Oberfirchen- 
rath, der aber die sub No. 6 bezeichneten Unterftüßungen bis zu einem 
gewiffen Betrage in eigenem Namen zuweift, wie auch in den Fällen 
No. 3, 5. 10. 11. 12 in feinem Namen, in Uebereinftimmung mit 
dem Minifter enticheidet “). 

Dieſe im Vorftehenden mitgetheilten Reffortbeftimmungen beruben, 
wie bereits bemerft, auf den Prinzipien, welde feit früherer Zeit über 
das Berhältniß von Staat und Kirche in Geltung ftanden und die 
aus der Kirchenhoheit und dem Kirchenregiment fliegenden Gerechtfame 
nicht in gebührender Wetje auseinander bielten (ſ. oben $. 23 ff.). 
Mit Recht erklärt daher der evang. Oberfirchenrath in der Denkſchrift 
vom 4. Decbr. 1851: „Das auf den Vermaltungsprinzivien vom 
Jahre 1817 beruhende Syſtem fteht nicht mehr im Einflange mit dem 
Grundjage des Art. 12 der Verf. Urf. vom 5. Dechr. 1848 und des 
aleichlantenden Art. 15.. der Verf. v. 31. Zan. 1851. Der evangelijchen 
Kirche ift in dieſen Artikeln das durch die Gefeßgebung von 1808 vers 
dunfelte Recht auf eine felbftftändige Ordnung und Verwaltung ihrer An— 
gelegenheiten nicht blos in den jogen. Internis, fondern aud in Exter: 
nis, wiederum anerfannt worden, und es ift Daher eine Notbwendigfeit 
geworden, nunmehr auch die Externa von dem Reffort der Regierungen 


8) ad 7.8. Allerh. D. v. 5. Febr. 1855 (Aftenft. des DO... 8, 77 fa.). 

9) Die eit. O. v. 5. Febr. 1855 und die Drdres v. 10. Januar und 19. Juni 
1857 (Aftenft. 9, 133. 134). 

10) D. v. 16. Febr. 1856 nebft dem dadurch genehmigten Nequlativ (Aktenft. 
8, 124. 125, Staatsanzeiger Nr. 101). 

11) D. v. 26. April 1854. Statuten des Domcandidatenftiftd v. 22. Nov. 1853 
(Aktenft. 8, 102 fa. Min.⸗Bl. d. Inn. 1855, 89 fa.). 

12) Allerb. Erlaß v. 27. Febr. 1860. Nr. 3 (Aftenft. 11, 1). 

13) D. v. 10. San, und 19. Juni 1857. Zufammenftellung zum NReffortregfes 
ment €. II. (Aftenft. 9, 133. 130. 140.) 
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und des Minifters der geiftlichen Angelegenheiten abzuzweigen und fie 
den mit der Leitung der Interna beauftragten Kirchenbehörden zu 
überweifen —. In der fatholifchen Kirche iſt dies in denjenigen 
Zandestheilen, in denen bis dahin Die Regierungen die Externa in der 
Hand gehabt hatten, wie 3. B. in Weftpreußen, bereits gefchehen, und 
find diefe Erterna ... den Bifchöfen übergeben worden. In der evang. 
Kirche hat man bisher damit noch zurücd gehalten. Der Grund ..... 
ift der, daß die (evang.) Behörden zur Zeit noch nicht mit den er— 
forderlichen Arbeitöfräften ausgeftattet feien, um dieſe Mebrarbeit über: 
nehmen zu fönnen’ “). Deshalb beantragt der Oberfirchenrath eine 
entfprechende Erhöhung der Dotation für die evang. Landeskirche, welche 
füglich nicht wird verfagt werden dürfen. 


$. 40, | 
3) Die Provinziafconfiftorien und die Regierungen. 


Die gegenwärtige Organifation und Gompetenz der onfiftorien 
berubt auf den 1817, 1825 und 1845 ergangenen Verordnungen 
(j. oben $. 37). Da nad der V. v. 30. April 1815 im SHauptorte 
jeder Provinz ein Conſiſtorium beftehen follte, wurden zehn Gonfiftorien 
eingerichtet und mit erforderlicher Inftruction verfehen. Nach der im 
3. 1822 erfolgten Bereinigung der Provinzen ElevesBerg und Nieder > 
rhein und mit Rüdficht auf die Gab.-D. vom 31. Dechr. 1825 wurde 
das Gonfiftorium zu Cöln 1826 mit Dem zu Goblenz verbunden '), und 
eben fo 1832 das weſtpreuß. Gonfiftorium zu Danzig mit dem oftpreuß. 
zu Königsberg ?). Demnach beftehen acht Gonfiftorien als Provinzial: 
behörden der evangelifchen Landeskirche. Der uriprünglichen Einrichtung 
emäß ?) find fie mit geiftlichen und nichtgeiftlichen Mitgliedern beſetzt. 
Das Präfidium wurde fchon zeitig einem der Bertwaltung fundigen 
Nichtgeiftlichen übertragen. Dem Borgange Sachſens *) folgte man in 
Preußen?) bei der erften Begründung des Gonfiftoriums, bald darauf 
auch in Brandenburg °) und In den übrigen Provinzen, Seit 1815 er: 
hielten die Oberpräfidenten den Vorfiß und 1829 wurden die Generals 
fuperintendenten beauftragt, fi) den Directorialgefchäften und der Stell- 
vertretung des Dberpräfidenten im Gonfiftorium zu unterziehen ?). Nach 


14) Aftenft. des D.:N «MR. 4, 32 verb. 35 fo. 

1) Meine Gefch. der Quellen IV, 3, 874. 

2) a. a. ©. 1, 2, 219. f. $. 11. Anm. 14. 

3) M. f. 3.8. die brandenb. Viſitations- und Gonfift.zD. v. 1573 (Mylius 
C. ©. March. 1, 1, 322), die preuß. Gonf.=D. v. 1587 (meine Gefch. 1, 2, 54 im 
Anbange) u. a. 

4) Sächſ. Kirchenordn. 1580 (Richter, Kirchenordn. Il, 418). 

5) Preuß. Conſiſt.“O. 1587 (meine Gef. I, 2, 55): „Politiei follen fein 
1) Einer aus unfern fürftl. Hofrätben, welcher an unfer Statt allda präfidiren, und 
das richterliche Amt führen full .. 

6) An die Stelle des »präfidirenden Generalfuperintendenten wurde 1598 ein 
Mechtögelehrter, unter dem Titel Ganzler, zum Präfidenten ernannt (v. Mübler, 
Geh. S. 100. 101). 

7) Inftr. für die Gen. Sup. v. 14. Mai 1820. n. 4 (v. Kampp, Ann. XII, 
277. Bogt I, 192). 
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der V. v. 27. Juni 1845 $. 6 foll der Vorfiß im Prov.-Conſ. nicht 
mehr von felbft und unmittelbar mit dem Amte des Oberpräfidenten 
verbunden fein und darnach find auch öfter andere Perfonen mit der 
Direction ”*) beauftragt worden. Außer den befonders angeftellten 
Räthen hat auch der Militärs Oberprediger des betr. Armeecorps Siß 
und Stimme im Gollegium (f. $. 43 Anm. 42). Da die Eonfiftorien 
Organe der evang. Landesfirche find, müfen die Mitglieder auch der: 
jelben angehören und follen demgemäßg in Bezug auf Union und Gons 
feifion bejonders verpflichtet, fein®). Als rein ewangelifche Behörden 
verwalten die Gonfiftorten nicht mehr die ftantliche Kirchenhoheit über 
andere Religionsgefellfhaften, eben fo wenig aber Acte des Regiments 
über Evangeliſche, welche nicht zur Landeskirche gehören. Während 
die legteren der betr. Gemeinfchaft jelbft zuftehen, werden die jura 
circa sacra von den Oberpräftdenten und Regierungen wahrgenommen, 
Daffelbe geichieht, wenn e8 zu Gonteftationen von Gliedern der evang. 
Landesfirche und anderer Befenntniffe fommt, nur daß dem Gonfiftorium 
dann Gelegenheit gegeben werden muß, die Intereſſen der Landesfirche 
zu vertreten, Mit Rüdfiht hierauf, wie auf die noch feitgehaltene 
Unterfheidung der Interna und Erterna it von den Miniftern der 
geiftl. Angelegenheiten, des Innern und der Finanzen unterm 1. Dct, 
1847 ein Erlaß, betr. die Feftitellung der Reffortverhältniffe der Con— 
fiftorien und der Regierungen in evang. Kirchenangelegenbeiten, durch 
alle Amtsblätter befannt gemacht ’). 

Darnad gehören zum 

I. Reſſort der Gonfiftorien: 

1) Die Sorge für Ginrihtung der evang. Synoden, die Aufficht 
über die bereits beftehenden; die Prüfung und nad) Befinden die Be— 
richtigung oder Betätigung der Spnodalbefchlüffe, auch die Berichte 
erftattung über jelbige, wo fie erforderlich ift '°); 

2) die Aufficht über den Gottesdienft im Allgemeinen, insbefondere 
in dogmatifcher und liturgifcher Beziehung, zur Aufrechthaltung deffel- 
ben in feiner Reinheit und Würde '). Dabin gehört insbejondere 
auch die Aufficht über den kirchlichen Religionsunterriht, über den 
Gebrauh von Katehismen und Lehrbücern für den firchlichen Reli: 
ee über den Kirchengefang, über die Bildung fiturgifcher 

höre, über Gefangbücher ; 

3) die Auffiht und Vorſorge für die Bildung des geiftlichen 
Standes auf allen vorbereitenden Stufen, foweit dieſelbe nicht den 
öffentlichen Unterrichts» und Lebranftalten felbftftändig anvertraut if, 
die Prüfung der Eandidaten, fowohl pro facultate concionandi, als auch 


7a) Statt eigentlicher Präfidenten find auch weltlihe Directoren eingefept 
worden, wie in neuefter Zeit in Sachen und Schlefien, oder es find (jedoch nur in— 
terimiftifch) die Seneralfuperintendenten mit der Leitung der Bräfidialgejchäfte betraut 
worden - in Weftfalen und der Rheinprovinz). 

8 Cab.⸗O. v. 6. März 1852, Inftr. des D.⸗K.⸗R. v. 12. Mai 1852 (Aftenft. 
des D.⸗K.⸗R. 5, 2 fg. Bogt 1, 301 fg.). Beral. oben $$. 6 und 7. 

9) Auch im Min.s Bf. der inn. Berw. 1847. ©. 278. Bogt 1, 9. 

10) $. 2. Nr. 1 der Inftr. v. 23, Det. 1817. 

11) a. a. O. Nr 2. 


J 
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pro ministerio *), und die Abhaltung der colloquia pro munere; die 
Aufficht über die Fortbildung und fittlihe Haltung der Gandidaten und 
die Disciplin über diefelben, fomwie die Berwendung der Bandidaten 
zu geiftlicher Amtshilfe '*); 

4) die Beftütigung der von Patronen und wahlberechtigten Ge— 
meinden berufenen Seiftlichen '*). Bei der Beftätigung eines vom Aus— 
lande berberufenen Gandidaten oder Geiftlihen bedarf es jedoch zuvor 
einer Erklärung der zuftändigen Regierung, daß der Berufung in all- 
gemeiner landespolizeiliher Hinficht nichts entgegen ftehe *); 

5) die Berufung zu denjenigen geiftliben Stellen, über welche 
dem Landesheren der Patronat zufteht '*), wobet aber in jedem Falle 
die Meußerung der Regierung, in deren Bezirk die zu befeßende Stelle 
liegt, über die Perſon des in Ausficht genommenen Gandidaten einzu— 
holen ift '"); 

6) die Einleitung wegen der Wiederbefegung erledigter Superin- 
tendentur: Stellen und der Antrag auf Ernennung, nad) vorgängiger 
Communication mit der Negierung *); 

7) die Ordination, Vereidigung und Einführung der beftätigten 
evangelifhen Geiftlicen in das geiftlihe Amt '); 

8) die Aufiicht und Diseiplin über ſämmtliche evangelifhe Geift- 
fihe jowohl in Betreff ihrer geiftlichen Amtsführung, als aud in Be— 
ziehung auf Leben und Wandel”); 

9) die Urlaubsertheilung an Geiftlihe *'); 

10) die Ertheilung der Heiraths-Conſenſe für Geiftlide durd den 
Borfigenden des Gonfiftoriums, zugleih mit der Gontrole über den 
Einkauf in die Wittwenkaffe ; , 


11) die Bewilligung anßerordentliher Unterftüßungen und Grati: 
ficationen an Hilföbedürftige und würdige Geiftlihe aus den dazu bes 
flimmten Fonds; 


12) der Antrag auf Ertheilung von Orden und Auszeichnungen 
für Geiftliche, insbefondere bei der Feier von Amtsjubiläen ; 

13) die Feſtſetzung von freiwilligen und unfreiwilligen Emeriti- 
rungen und die Beftimmung des den Emeritus als Rubenehalt vers 
bleibenden Antheils au den Einkünften der Stelle; 


oft * die dabei ſtattfindenden provinziellen Verſchiedenheiten ſ. m. Buch IT. 
’ ni ” 
13) Die eit. Inftruction $. 2. Nr. 3 und 6. 
14) a. a. D. Nr. 4 Cab.⸗O. v. 31. Der. 1825. B. Ar. 3. B. v. 27. Juni 
4. 


15) Vergl. Cab.⸗O. vom 11. April 1845. Nr. 3 (Min.⸗Bl. des Inn. 1846. 
S.5. Boat I, 9). 

16) B. v. 27. Juni 1845. $. 2. 

17) Berf. v. 1. und 30. Nov. 1845. 

18) Gab.=D. v. 31. Der. 1825. B. Nr. 4. Berf. v. 1. Nov. 1845. 
. 2 Cab.-O. v. 31. Der. 1825. B. Nr. 2. B. vom 27. Juni 1845. $. 1. 
r. 2. 

20) S. darüber unten das Nähere im dritten Buch. 

21) B. v. 27. Juni 1845. $. 1. Nr. 4. 
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14) die Beftimmung und Anmweilung des Antheild an den Ein- 
fünften der Stelle, welde im Falle einer Amtsfuspenfion dem feiner 
Funktionen enthobenen Geiftlichen verbleibt, und die Anordnung der er 
forderlichen Stellverrretung ; 


15) die Feſtſetzung der Dauer des Sterbequartals und der Gnaden— 
zeit; die Anordnung der Vertretung während der Vacanz und die Feft- 
jeßung der aus den Ginfünften der Stelle zu entnehmenden Ber: 
tretungsfoften ; 

16) die Anftellung von Hilfsgeiftlihen oder die Beftätiqung der 
jelben, ſowie die Feitjegung der Ddenfelben zu bewilligenden Remunes 
rationen; 

17) die Entiheidung von Anfragen und Beichwerden in Bezichung 
auf die pfarramtlichen Handlungen der Geiftlihen, 3. B. wegen Auf: 
gebot und Trauung, Gonfirmation u, ſ. w.; 

18) die Feſtſetzung der Stolgebühren für Geiftlihe und Kirchen: 
Diener und die Enticheidung über die desfalls entitehenden Befchwerden, 
vorbehaltlich des den Betheiligten zuftehenden Rechtsweges; 

19) die Entjcheidung von Streitigkeiten über den Umfang von 
Parochialberechtigungen; 

20) die Berufung und Beſtätigung derjenigen weltlichen Kirchen— 
bedienten, welche nicht für die Verwaltung des kirchlichen Vermögens 
angeſtellt ſind, ſowie die Aufficht über deren Amtsführung und ſitt— 
liches Verhalten und die Disciplin über dieſelben *); 

21) die Beſtätigung von Presbytern und kirchlichen Gemeindever— 
tretern, desgleichen die Aufſicht und Disciplin über dieſelben; 

22) die Geuehmigung zur Benutzung der Kirchen und anderer 
dem Gottesdienſte gewidmeten Gegenſtände zu anderen als den 
ſtiftungsmäßigen Zwecken, ſo wie die Aufſicht und Genehmigung bei 
Ausſchmückung der Kirchen mit Altar-Ornamenten, Gemälden u. ſ. w.”); 

23) die Anordnung firhlicher Feſte *); 

24) die Einweihung von Kirchen, Kirchhöfen und anderen zu 
er Gebrauche beftimmten Räumlichkeiten, fo weit eine folche 
üblich iſt; 

25) die Ertheilung aller Arten von kirchlichen Dispenfationen *); 

26) die Aufrechthaltung der Kirchenzucht innerhalb der durch die 
Landesgeſetze beftimmten Grenzen *°); , 

27) die Anordnung von Kirchen BVifltationen und die Ertheilung 
von Viſitations-Beſcheiden; 


23) die Beauffichtigung der Pfarr» und Superintendenturs Archive, 


Außer den bereits im Vorſtehenden berührten Befugniffen und 
fonftiger Einwirkung auf die kirchlichen Verhältniſſe, wo es fih um 
die Erterna handelt, gehören zum 


22) B. v. 27. Juni 1845. $. 1. Nr. 3 und 4. 

23) Beral. die rhein.⸗ weſtf. K.⸗O. v. 5. März 1835. $. 75. 

24) Inftr. v. 23. Oct. 1817. $. 2. Nr. 11 

25) Die eit. Inftr. $. 2. Nr. 10. D. v. 27, Juni 1845. $. 1. Nr. 6. 
26) DB. v. 27. Juni 1845. $. 1. Nr. 5. 
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I) Refjort der Regierungen *"). 


1) die Regulirung des Interimifticums in ftreitigen Kirchen », 
Pfarr: und Küfterbanjachen ); 

2) die Aufficht über die Kirchenbücher *) ; 

3) die Sorge für Anlegung und Unterhaltung der Kirchhöfe *) ; 

4) die Anordnung und Bollftrefung der zur Aufrechthaltung der 
äußeren kirchlichen Drdnung erforderlichen polizeilihen Vorſchriften °); 

5) die Oberauffiht über das Vermögen der dem landesherrlichen 
Patronate nicht unterworfenen Kirchen u. ſ. w. rejp. die Verwaltung 
des Vermögens der Kirchen, kirchlichen Stiftungen und Inſtitute landes— 
herrlichen Patronats ); 

6) die Ernennung oder Beſtätigung der für die Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens anzuſtellenden weltlichen Kirchenbedienten, ſowie 
die Aufſicht über deren amtliche und ſittliche Führung und die damit 
verfaſſungsmäßig verbundenen Disciplinarbefugniffe *); 

T) in den ihnen vorbehaltenen Angelegenheiten, ſowie in Bezug 
auf das Schulwefen Hat die Regierung die Befugniß, die Geiftlichen 
ihres Bezirks durch Ermahnungen, Zurechtweifungen und Drdnungs- 
ftrafen zu Erfüllung ihrer Obliegenheiten anzubalten ®). 

Bei den der Regierung zunächſt überwiefenen Gegenftänden tft 
auch auf den verfaffungsmäßigen Einfluß der Eonfiftorien Rüdjicht zu 
nehmen. 8 gilt in diefer Beziehung dDaffelbe, was die NRegierungs: 
Inftruction vom 23. Dctober 1817 $. 18 dem Bifchofe beilegt “). 
Deshalb Hat auch das Eultusminifterium im Einvernehmen mit dem 
Ev. Oberfirhenrathe durch Circ. v. 22. Dechr. 1857 erinnert, daß die Re- 
gierunen bei dieſen Angelegenheiten mehr als bisher den befondern 
Standpunkt der Gonfiftorien, fo wie die Möglichkeit in Betracht ziehen, 
dag das Gonfifterium die Angelegenheiten abweichend beurtheilt oder 
Zweifel begt. Bor der definitiven Befchlußnahme foll deshalb die 
Mittheilung an das Gonfiftorium erfolgen. So bei Anlegung von 
Kirchhöfen, oder Orts- refp. Familienbegräbniffen, Heilighaltung der 
Sonne, und Fefttage, bei Kirchenbauten, kirchlichen Vermögensver— 
hältniffen u. a. m. 

Insbeſondere gehören aber zum 

II) gemeinfhaftliden Refjort der Conſiſtorien und 
Regierungen: 

1) die Veränderung beftehender, fo wie die Einführung neuer 

Stolgebührtagen. 





26a) M. vergl. überhaupt bierbei auch das Reſſort- Reglement vom 2. Juni 
1850. $. 3. 
27) ®. v. 27. Juni 1845. $. 3. Nr. 1. 


28) a. a. O. F. 3. Nr. 2. 
29) a. a. O. $. 3. Nr. 3. ö 
30) a. a. D. $. 3. Nr. 4. Dahin gehören insbefondere die Erlaffe wegen Heilige 


haltung der Sonn» und Feittage. 
31) Die fpeciellen Beitimmungen darüber |. m. im II. Buche. Abfchnitt IV. 
32) V. v. 27. Juni 1845. $. 3. Nr. 6. 
33) a. a. D. $. 4. 
34) arg. A. L.⸗R. 11, 11. $. 143. 
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2) die Veränderung beftehender, fo wie die Bildung neuer Pfarr 
bezirfe ®). 

Das Eonfiftorium und die Regierung kann die dazu erforderlichen 
Ginleitungen und Vorbereitungen mit Hilfe ihrer Organe felbftftindig 
treffen. Die Behörde, welche dies zuerst thut, hat der andern gleich 
eitig Mittheilung zu machen und vor der in diefen Fällen allemal er- 
Torderfichen Berichterftattung an den Oberfirchenratb und das geiftl. 
Minifterium die Erklärung der andern Behörden einzuholen. 

Eine Abweichung von Ddiefer Vertheilung der Geihäftöfreife be- 
fteht in der Provinz Brandenburg, indem das Gonfiftorium derjelben 
auch die Aufficht über die kirchlichen Bermögensangelegenheiten 
der Stadt Berlin übertragen iſt. Daß aber überhaupt die Verbindung 
der 18. inneren und Außeren firchlichen Angelegenheiten allgemeiner bet 
den Gonfiftorien erfolge, als dies bis jegt der Fall ift, haben auf 
Grund des Art. 15 der Verf.-Urk. und mit Bezugnahme auf die Aus: 
führung deffelben für die römiſch-kath. Kirche die Provinzialiynoden 
von Rheinland» Weftfalen und andere kirchliche Organe neuerdings 
beantragt *). 


8. 41. 
Die Eonfifiorien der Standesherren und die Mediatconfiftorien. 


Die Provinzialeonfiftorien üben ordentlicher Weije die ihnen zus 
ſtehenden Befugniſſe in der ganzen Provinz, ſoweit nicht befondere Aus: 
nahmen rechtlich beftehen. Dies ift namentlich der Fall, wo das Recht 
zu eigenen Gonfiftorien hergebracht ift, ſei e8 daß dieſe jelbft entweder 
dem Provinzialconfiftorium untergeben find oder unmittelbar unter dem 
evang- DOberfirchenrathe ftehen '). 

Die Reformation wurde in Deutichland nicht blos von Reiches 
unmittelbaren, Fürften, Herren und Städten, jondern auch von mittel 
baren Herrihaften und Obrigfeiten, vornehmlich unter römiſch-katho— 
liiher Regierung, begründet und durch kirchliche Einrichtungen JErlaß 
von Kirhenordnungen, Errichtung von geiftlihen Behörden u. f. w.) 
befeftigt. Der Religionsfriede von 1555, wie der weftfülifche Friede '*) 
beftätigten die bergebrachte Ordnung. Da, wo der Landesherr felbit 
der evang. Kirche angehörte, -trat für die feiner Landeshoheit unterworfenen 
Herren und Städte entweder eine vollftändige Subjection unter fein 
Kirchenregiment und die von ihm beftellten Behörden ein, oder Die 
früher getroffenen Anordnungen "wurden zwar kraft bejonderer Ber- 
träge aufrecht erhalten, jedoch der Dberaufficht des landesherrlichen 


35) Inftr. für die Regierungen v. 23. Det. 1817. $. 18. Cab.-O. v. 31. Der. 
— Pe Nr. 5. 6. B. v. 27. Juni 1845. $.5. Vergl. die cit. Stellen beim vor. $. 
nm. 6b. 


36) ©. oben $. 25 a. E., f. auch vor. $. Anm. 13, 


1) Bergl. A L.⸗R. II, 11. $$. 147—149 (oben $. 35 a. E.). 

la) Nah dem J. P, O. art. V. $. 31 wurden inäbef. die im 9. 1624 auf 
unter kathol. Herrfchaft vorhandenen Gonfiftorien als rechtöbeftändig anerkannt. 

Zacobſon, evang. Kirdenredt. 12 
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Kirchenregiments untergeben. Bisher unmittelbare Eonfiftorien wurden 
fomit mittelbare (Mediatconfiftorien, Unterconfiftorien). 

In den jeßt unter preußifchem Scepter vereinigten, früher politifch 
oder Firchlich felbftftändigen Landestheilen find ſolche Verhältniffe häu— 
fig vorhanden gewefen, doch die meiften im Laufe der Zeit unterges 
gangen. Zum Theil wurde gleid) beim Erwerbe des betr. Gebiets die 
Umwandlung vollzogen oder erft fpäter herbeigeführt. Die feit dem 
Ende des vorigen Jahrhunderts und dann 1808 erfolgte Verfchmelzung 
der Eonfiftorien mit den Kriegd- und Domänenkammern (Regierungen) 
fonnte hierbei nicht ohne Einfluß bleiben (ſ. $. 36); nächſtdem hatte 
die 1815 begonnenen Neorgantjation und der Grundjaß, Daß jede 
Provinz nur Ein Gonfiftorium befigen ſolle, weitere Aufhebungen zur 
Folge und endlich erlagen manche dieſer Anftalten den Ereigniffen von 
1848, wie den 1849 getroffenen Veränderungen in der Rechtöverwal- 
tung. Hiernach find zur Zeit nur wenige Mediatconfiftorien im preuß. 
Staate vorhanden und in Bezug auf den Umfang ihrer Befugniffe 
von einander jehr verfchieden. 

Nachdem jchon oben bei der gefchichtlihen Darftellung der Conſi— 
ftorialverfaffung, wie bei der Ueberſicht der Provinziafrechte die Älteren 
Berhältniffe in Betracht gezogen find, genügt am diejer Stelle die Be- 
fhränfung anf diejenigen Veränderungen, welche feit der Reorganifation 
des Staats und der Kirche im Jahre 1815 eingetreten find, mit Rück— 
fiht auf die einzelnen Provinzen. 

1) Die zur Provinz Brandenburg gehörige Nieder-Laufig 
befaß, als fie an Preußen fiel, das Gonfijtorium zu Lübben, ald das 
höchſte geiftlihe Gericht des Landes, und Die Lnterconfiftorien zu 
Forfta (für die gräflich v. Brühlſchen Herrichaften Forfta und Pfördten), 
zu Sorau und Sonnewalde (für die gleichnamigen Stundesherr: 
haften). Die in Folge der Bel. des Oberpräf. der Provinz vom 
5. März 1816 eingetretene Wirffamfeit des brandenb. Eonftftoriums ?) 
befeitigte die firhlihe Verwaltung jener. Behörden, an deren Stelle 
Superintendenten traten, und die von ihnen nad der füchfifhen Ber; 
faffung verwaltete geiftliche Gerichtsbarkeit (Ehe und Sponfalien, Juris— 
diction über die Geiftlihen) wurde den ordentlichen AJuftizbehörden 
übertragen °). 

2) Aus der Provinz; Pommern kommt bier nur Neu-Vor— 
pommern und Nügen in Betracht. Preußen übernahm diefelben mit 
dem Landesconfiftorium Greifswald und ‚dem Stadtconfiftorium zu 
Stralfund. Beide befaßen, jenes für die ganze Landichaft, Ddiefes 
für die Stadt die geiftlihe Verwaltung überhaupt und eine, durch die 
ſchwediſche Juſtizverordn. vom 8, Detbr. 1810 $. T u. 8 befchränfte 
firhliche Zurisdiction +). Nach der Bekanntm. vom 1. Jan. u, 2, Dechr, 





2) A.⸗B. v. Potsdam 1816. S. 92. 

3) 3. des D = Landeögericht® v. 3. Sept. 1816 (A.-B. v. Frankfurt. ©. 477). 
Bergl. auh Starke, Daritellung der beftebenden Gerichtsverfaffung in dem preup. 
Staate (Berlin 1839). ©. 92. 93. 

4) Die vollftändigen Nachweifungen der Reflortverbältniffe, mit Bezugnabme auf 
Gadebufch, ſchwediſch-pommerſche Staatsfunde und Fabricius, der Stadt Stral: 
fund DVerfaffung und Verwaltung. Stralj. 1831, finden fih bei Starke a. a. O. 
S. 287 folg-, 311 folg. 
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1818 wurde aber die Leitung des Kirchenweſens, den Inftructionen 
vom 23. Detbr. 1817 gemäß, auf das Eonfiftorium zu Stettin und 
die Regierung in Straljund übertragen, doch follten beide Behörden 
bis zur neuen Juftizorganifation als Specialgerichte für Streitigkeiten 
zwijchen Predigern, Kirchen und Schuldienern, für Ehefachen, Verlöbniſſe, 
Scheidungen und Uneinigkeiten zwiichen Eheleuten, über Erhaltung der 
geiftlichen Güter u. a. m. fortbeftehen °). Durch die Verordn. v. 2. Jan. 
1849 über Die Aufhebung der Privatgerichtöbarfeit hat die geiftliche 
Aurisdiction der beiden Behörden ein Ende genommen, wegen der 
übrigen kixchlichen Rechte blieb nach der Cab.O. v. 12, Septbr. 1821 
und 10. Mai 1856 die weitere Feititellung vorbehalten °). 

3) In Schlefien hatte Friedrich 11. die auf Grund des Maje- 
ſtätsbriefs Rudolph II. d. d. Prag d. 20. Auguft 1609 errichteten 
Gonfiftorien des Herzogs von Dels und der Stadt Breslau im 
Batent vom 15. Januar 1742 beftätigt”). Das erftere °) ift fpäter- 
bin fortgefallen, das andere befteht dagegen noch jeßt. 

Das Stadtconfiftorium (oder Kirchenamt) zu Breslau’) 
ift am 22. April 1615 zur Ausübung der Gonfiftorialrechte über die 
Augsb.»Eonf.- Verwandten des Stadtgebietd eingerichtet, im weftfäl. 
Frieden '), im Executionsrezeß der Altranftädtiichen Convention vom 
8. Februar 1709 8. 14°) und öfter beftätigt worden. Nach dem cit. 
Erecutionsreceß follte e8 „in derjenigen Verfaſſung, wie joldye tempore 
pacis westf. gewejen annod ferner verbleiben. Und nachdem die bis- 
berige notoriihe Praxis gezeigt, daß zwiſchen dem bifhöflichen Eonft- 
ftorio und breglauifchen Kirchenamte das jus praesentalionis et electionis 
allezeit flattgefunden, und in der litigirenden Parteien freier Willkühr 
beftanden, zu welchen fie ſich aus beiden wenden wollen, aljo müßte 
ed auch dabei um jo viel mehr ind Künftige verbleiben, als derlei zu 
dem bifchöfl. Konfiftorio freiwillig recurrirenden Parteien von demfelben 
entweder secundum Canones in Aug. Religione receptos et quidenm 
salva semper appellatione immediata an Ihre Kaiſ. Maj. judieirt, oder 
aber gleih anfangs .... an das breflauiiche Kirchenamt vemittirt werden 
follen“. Dieje Praxis wurde jpäterhin abgefchafft und nad dem Patent 
vom 15. Januar 1742 die Appellation an das Tribunal zu Berlin, 
refp. au dad geiftl. Departement gewiefen; auch wurde das ftädtiiche 
Gonfiftorium dem bürgerlichen zu Breslau untergeben *). Ueber manche 


5) A.-B. v. Str. 1818. S. 2 und 411 fg. Verb. Cab.-O. v. 27. April 1821 
(Starfe a. a. O. S. 287. 212). 

6) Ziemſſen, Eigenthümlichkeit der Kirchenverfaſſung der Stadt Stralſund 
(Straf. 1856. 4). ©. 17. 18. 

7) Korn’s Edictenfanmf. 1. Nr. 1. $. 21. 

8) Vater, Nepertor. der fchlef. «preuß. Berfaffung 2, 667. 

9) S. Vater a. a. O. 9.663— 670, Altenft. des D.:K.:N. 13, 167. Vergl. 
den Bericht von Schmeidler in der Berliner allg. 8.3. 1850. Nr. 70, 3. für die 
unirte ev. Kirche 1850. Bd. 10. Ar. 39. S. auch Anm. 14. 

10) J. P. O. art. V. $. 38. 

11) Kuzmäny, Urkundenbuch 3. öfterreich.sevang. Kirchenrecht (Wien 1856). ©. 71. 

12) Schmeidler (Anm. 9 behauptet wohl zu allgemein das Gegentbeil : denn daß 
eine gewiſſe Subjection und nicht unmittelbare Abhängigkeit vom geiftl. Departement 
ftattfand, erhellt aus der Mittheilung von Batera.a.d. ©. 069: „Jedoch werden 
die allgemeinen Landes = Confiftoriafverordnungen * Stadteonſ. durch das königl. 
Conſiſtorium zu Breslau infinuirt, jo wie denn auch Tabellen von jenem durch diefes 
nach Berlin gehen.“ 
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Berbältniffe beftanden indeffen Zweifel, welche nad) dem Juſtizreglement 
für den Magiftrat der ... Studt Breslau vom 1. Novbr. 1787 durch 
eine befondere Inftruction gehoben werden follte. Da Dies nicht fo 
bald geſchah, entftanden Eonflicte, welche ſogar 1842 zu einem PRoffefforien- 
progeife ?) und anderen Streitigkeiten *) führten. Endlich erging das 
Reglement v. 2. Nov. 1859 *), durch welches beftimmt ift: Es befteht 
das Stadtconfiftorium aus 3 weltlichen und 4 geiftlichen Mitgliedern, 
welche der evang. Landesfirche angehören, unter der Direction des 
DOberbürgermeifters, für die ev. Kirchen magiftratualiihen Patronats 
in der Stadt, jowie die Landfirchen Herenprotih, Domslau, Riemberg, 
Schwoitſch“). Das Reffort des Eonfiftorii umfaßt die Befugniffe über 
die inneren und Äußeren Kirchenangelegenheiten, wie fie den geiftlichen 
Dbern beigelegt werden, jedoch unter der Aufficht des Provinzialcon- 
fiftoriums und der Regierung zu Breslau. Die Befugniffe, le den 
kirchlichen Provinzialbehörden auf Grund befonderer Beftimmungen und 
Einrichtungen anvertraut find (wie gewiſſe Dispenfationen, dad Devo— 
lutionsrecht u. a.), Stehen ihnen aber eben fo wenig zu, wie die in das 
Hoheitd> und Auffichtäreht des Staats fallenden. Als Drgan des 
Stadtconf. erfcheint der Kirchen- und Schulinfpector, welchem inner- 
halb des Bezirks alle Rechte und Pflichten der königl. Superintendenten 
uftehen und deſſen fih das Stadtconf. hauptjächlich ale Commiſſarii 
Kir geiftl. Angelegenheiten bedient. | 

In der mit Schlefien verbindenen Ober-Lauſitz hatten vor der 
preugiichen Beſitznahme das Dberamt zu Baußen, die Standesherrihaft 
Muskau, die drei Sechsſtädte und andere Herrichaften theils förmliche 
Gonfiftorien, theild übten fie wenigſtens gewiſſe Conſiſtorialrechte, ins— 
befondere geiftliche Gerichtöbarkfeit 7). Dies nahın jedody mit der Ein- 
führung der preuß. Ordnungen 1816 ein Ende. 

4) In der Provinz Sachſen, nach ihrem jeßigen Beftande, hatte 
bis 1815 die kirchliche Verwaltung ſächſiſcher Seits das Oberconfifto- 
rium in Dresden und in Leipzig, das Conſiſtorium zu Wittenberg, die 
Stiftsconfiftorien Merjeburg, Zeig, Wurzen (für das Meifnifche), das 
Conſ. zu Schleufingen, zu Stolberg, zu Rosla und das gemeinfame 
Unter:Gonfiitorium zu Heringen und Kelbra, jo wie weftfälifher Seits das 
Eonfiftorium zu Magdeburg (für das Herzogthum Magdeburg, die Grafs 
fhaft Mansfeld, die Herrichaften Barby und Gommern), zu Stendal 
(für die Altmark), zu Heiligenftadt (für das Eichsfeld, Mühlhauſen, 
Nordhaufen, Treffurt und Dorla), zu Halberftadt (für das Fürſtenthum 
Halberftadt, die Graficbaft Wernigerode, den preuß. Antbeil der 
Grafſchaft Hohenftein, den ſächſiſchen Antheil von Mansfeld), zu Blanken— 
burg (für die Abtei Quedlinburg u. a.) ). Nach der Befanntm. der 


13) Erf. des Gompetenzgerichts vom 3. Juni 1848 im QJuft.» Min. Bf. 1848 
S. 285. 286. Altmann, Praxis. S. 206 f. 

14) S. R. v. 20. Juli 1850 (Berl. A. 8.3. 1850. n. 73). 

15) In den Aktenft. des D.-K.-R. 13, 168. fg. 

16) Die früheren Bedenken wegen diefes Patronats find neuerdings erledigt. 

17) Vergl. oben $. 14. S. 49 und Anm. 42 folg. und die dafelbit cit. Literatur. 
Vergl. auch J.H.Boehmer, jus eccl. Prot. lib. 1, tit. XXVIII. $$. XXXVlI seq. 

18) S. oben $. 16. Verb. (Göbel) Urſprung, Geſch. und Berfafjung der 
Gonfiftorien in den Churſächſ. Landen. Freiburg 1794. G. Schlegel, Anleitung 
zum prot. Kirchenrecht im Königreihe Sachen (Leipzig 1812). S. XXI1V fa. Hof— 
und Staatshandbuch des Köngreichs Weftfalen (Hannover 1811). S. 296 folg. 
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Neg. zu Merfeburg vom 21. Mär und des Oberpräf. vom 27. April 
1816 !?) wurden die bisherigen Stiftsconfiftorien im Herzogthum Sachſen, 
wie das zu Wittenberg aufgelöft umd ihre Gefchäfte dem Prov. Conſ. 
zu Magdeburg übertragen, in Wirkſamkeit blieben dagegen die Stol— 
bergiſchen Conſiſtorien und das frühere Stadteonfiftorium zu Magde— 
burg behielt einzelne Gonfiftorialrechte. 

Das Eonfiftorium des Grafen zu Stolberg-Wernige 
rode befteht nah dem Receſſe vom 13. Auaufi (17. Septbr.) 1822 
8. 26 und vom 8. Januar (25. Auguft) 1862 $. 10%) aus den bes 
ſtimmten Gliedern der graͤflichen Regierung, dem Superintendenten 
und einem Prediger, oder dem erſten Prediger des Lyceums, als Be— 
hörde für die Grafihaft in Kirchen- und Schulſachen. Rückſichtlich der 
Dberauffiht des Staats ift es dem geiftlihen Minifterium, vefp. dem 
Dberpräfidenten, unter Beirath der Fönigl. Provinzialbehörden, unter: 
geben. Im Allgemeinen übt das Gonf. Die Rechte in Kirchen - und 
Schulſachen aus, welche die föniglihen Gonfiftorien und Schulbebörden 
befigen, und tet unmittelbar unter dem evang. Oberfirchenrath in 
Abficht derjenigen kirchlichen Acte, welche diefem durch die Allerh. DO. 
vom 26. Sanuar 1849 und 29, Juni 1850 übermiefen find, 

Die Eonfiftorien der Grafen zu Stolberg-Stolberg 
und Stolberg-Roßla befinden fih nah der Eonceffionsurfunde 
vom 28. März 1836 $. 26°) in einer gleichen Stellung. In Folge 
der Aufhebung der Patrimonialgerihte durch B. v. 2. Jan. 1849 if 
jedoch vüdfihtlih des Perjonald die Anordnung getroffen, daß ein 
Mitglied des königl. Kreisgerichts den Vorſitz führt. 

Das ftädtiiche Eonfiftorium zu Magdeburg wurde aufachoben 
und durch das königl. Statut vom 16. April 1830 beftimmt **), daß 
die Geiftlichfeit der ſechs Stadtfirhen unter einem Superintendenten 
ftehen folle, welcher vom Magiftrate gewählt und dem Brov.» Eonfi- 
forium präjentirt wird. Der Superint. übt die Rechte eines landes— 
berrl. geiftl. Obern in der Subjection unter dem Confiftorium. Die 
Verfügungen des Conſ. und der Regierung ergehen direct am den ftädt. 
Superintendenten und Den. in Abjchrift an den Magiftrat, welcher 
die Auffiht über die Studtgeiftlichen durch den Sup. führt. Das Ver: 
bältnig des Magiſtrals zu den einzelnen Kirchencollegien ift durch Ein: 
führung der Gemeindeficchenräthe 1861 modificirt worden. 

5) Während in Weftfalen die Confiftorien einzelner Orte und 
Herrſchaften bereitS vor der Vereinigung mit Preußen aufgehoben 
waren, die Grafen von Wittgenftein aber auf ihr Recht des Unter 
confiftoriumg »*) verzichteten, erhielten fich Dagegen nod in der Rhein— 


19) A. DB. Merfeb. S. 6, Magdeb. S. 47. 
Br v. Kamptz, Ann. vü, 512 fg. A.⸗B. Magdeb. 1823. S. 140 fg. 1862 
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21) Minder, das Provinzialrecht der preuß. vormals ſächſ. Landestheile 1, 
$$. 2345— 2349. 11, 585. 

22) Funk, firhenhiftorifche Nittheilun en aus .„... den 6 Parochieen der Alt: 
ftadt Magdeburg (Magdeb. 1842). ©. 126 Fi 

23) Weber die Firchlichen Nechte der ee; welche fie nach der Nheinbundacte 
befaßen, f. m. meine Gefch IV, 3, 832 ff. und über Die — in Preußen auf 
Grund der deutſchen Bundesacte Art. 14 a. a. O. S. 879 
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provinz in den Graffchaften Sayn, Wied und Solms die 
ftandesherrliden Confifiorialconvente, melde im 3. 1807 
reip. 1809 unter naſſauiſcher Oberherrfchaft entftanden waren und ge: 
wife Conſiſtorialia in erfter Inftanz zu enticheiden batten *). Am J. 
1816 wurden fie dem Gonfiftorium und dem Juſtizſenat des Land- 
gerichts zu Coblenz untergeben ®), doch 1826 in der Grafſchaft Wied, 
1838 in Solms aufgeboben *) Die den Standesherren nach der 
Berordn. v. 21. Juni 1815 und der Inſtruetion vom 36. Mut 1820 
gebührenden Rechte in Beziehung auf Kirhen, Schulen und milde 
Stiftungen *”) wurden bis 1848 ungehindert ausgeübt, erfuhren dann 
Schmälerungen und find, foweit nicht auf Ginzelnes verzichtet worden, 
durch bejondere Vereinbarung neuerdings hergeſtellt. Durd den mit 
dem Fürften von Wied eingegangenen Receß vom 25. und 26. Juni, 
confirmirt am 5. October 1860 2), find demſelben zugeftanden $. 12.: 
1) die Uebung des Kirchenpatronats, namentlich binfichtlid der Be: 
fegung von Pfarr- und andern Kirchenämtern, unter Beachtung des 
$. 53 lit. d. der Inſtr. von 1820 (Zuftimmung der betr. fönigl. Ober: 
behörden); 2) die Befegung der Schullehrerftellen bleibt der Regierung, 
nah zuvor eingeholtem inverftindniß des Fürften; 3) die Aufficht 
über die Schulen und Griiehungsanftalten wird durch Die von Der 
Bezirksregierung nach eingebolter Zuſtimmung des Fürften zu ernennen 
den Schulinjpectoren ausgeübt. Die Befuaniffe deffelben beichränfen 
fi) jedoch auf die eines königl. Schulinſpectors; 4) im übrigen begiebt 
fid) der Fürft der ibm durch die Inſtr. von 1820 $. 53. 54. einge 
räumten Sonfiftorialrechte nebft den daraus berflichenden Emolumenten, 
fowie des Rechts zur Beauffichtigung des Schulwefens und behält fid 
nur die and dem Kircbenpatronat herrührenden Rechte vor. Ferner wird 
nach $. 13 dem Fürften die jelbitftändige Verwaltung derjenigen milden 
Stiftungen, welche ihre Entſtehung dem fürſtl. Haufe verdanken, fo 
wie derjenigen, welche der Fürft außerdem bis zum Jahre 1818 her: 
kömmlich ſelbſtſtändig werwaltet bat, unbefchadet des gefeglichen Ober— 
auffihtsrcchts des Staats belaffen reſp. zurüdgegeben. 


Mit dem Fürften von Solmd-Braunfels ift am 22. Rovbr. 
1861, confirmirt 26. April 1862, ein Receß *) zu Stande gefommen, 
nach welchem demfelben zugeftanden find $. 12: 1) die Uebung des 
. Kirhenpatronats (wie für Wied); 2) die Belegung der Schullehrer— 
ftellen; 3) wegen der Wahl und Beftätiqung des Superintendenten 
bleibt es bei der Borfchrift der K.“O. vom 5. März 1835 ($. 36); 
4) die Aufficht über die Schulen und Erziehungsanftalten, insbef. über 
die gewiffenhafte Verwaltung der diefen Gegenftänden gewidmeten Fonds, 
jo wie die fonftigen in $. 53 und 54 der AYufte, von 1820 gewährten 
Rechte, fo weit fie ohne Beftehen einer collegialifhen Behörde ausge: 
übt werden können, werden theils durch die fürftl. Oberbeanten, theils 


24) Meine Geſch. a. a. D. ©. 857 ff. 
25) a. a. O. S. 875. 881. 

20) a. a. O. S. 886. 912. 913. 

27) &.:5. 1815. 5. 105. 1820. S. 81 f. Meine Geſch. S. 879. 
28) A.r®. Coblenz 1861. Nr. 21. S. 101 f. 

29) A.⸗B. Coblenz 1862. Nr. 28. ©. 155 f. 2 
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z \ 
durd zwei vom Fürften refp. für Braunfels und Greifenftein’ zu ers 
nenmende Schulinfpectoren ausgeübt; 5) im Uebrigen fallen die dem 
Fürften durch die cit. Gejeßesftelle eingeräumten ausgedehnteren Rechte 
nebft den daraus berfliegenden Emolumenten fort. $. 13 megen Der 
milden Stiftungen (wie bei Wied). 


4) Die Superintendenten. 


$. 42, 
Geſchichte *). 


Wo bei der Einführung der Reformation die bisherigen geiſtlichen 
Oberen ſich derſelben anſchloſſen, wurde ihnen ein der neuen Ordnung 
entſprechender Antheil an der kirchlichen Verwaltung gelaſſen; wo ſie 
den Beitritt verſagten wurden andere Obere an ihre Stelle geſetzt, 
meiſt mit Beibehaltung der hergebrachten oder ähnlicher Namen. In 
Stralſund wurde 1525 ein „oberſter Prediger" als „Hönet“ 
(Haupt) und „vpſichtiger“ (Aufſeher, episcopus, Biſchof) über die 
anderen Prediger beftellt '); in Sachſen wurden in einigen der vor— 
nehmften Städte „die pfurnner zu fuperintendentben und auff 
jeher’ verordnet 1527). Diefe Einrichtung ging in die von Bugen- 
bagen bearbeitete 8.:D. für Braunfchweig 1528 °) und darnach in die 
übrigen derfelben folgenden K.⸗O. über, und wurde ein Gemeingut 
aller Iutherifchen Landesfirchen *). 

Der Titel: Superintendens: ift eigentlih mit Episcopus gleichbe— 
deutend °), wurde aber evang. Seits fhon um des Unterfchieds willen 
gegen die römische Kirche vorgezogen; aud erhielten von Anfang an 
die Superintendenten Eleinere Sprengel, obſchon unter der für die 
Bisthümer hergebrachten Bezeihnung Didcefen oder gewöhnlicher 
Inſpectionen, Ephorien. Da, wo die Bilchöfe jelbft mit über: 
traten, oder wo man diefelben zu gewinnen hoffte, wurde das Aufſeher— 
amt wo möglich auf die früheren Organe der Inſpection übertragen. 
So geſchah es im Herzogthbum Preußen, wo die Erzpriefter (Archi- 
presbyteri) beibehakten wurden ), neben denen jpäter noch Inſpecto— 


— 


*) Meine Darftellung in Herzog's prot. Anchelopädie 15, 256 f (Super: 
intendent) verb. 2, 245 f. (Bifchof) 12, 196 f. (Propft). 

1) 8.:D. und Raths-O. 1525 (Richter, K.=:D. I, 23. 25). 

2) Inftruction für die Bifitatoren 1527, Unterricht der Viſitatoren an die Pfarrs 
berren in Sachen 1528 (Nichter a. a. D. I, 80. 99). 

3) Ridter a. a. O. 1, 109. 

4) Nach der oben $. 31 f. mitgetbeilten Meberficht bedarf es bier nicht des be— 
fonderen Nachweiſes. 

) „»+..Episcopatus ... Graecum est atque inde ductum vocabulum, quod ille, 
qui praeficitur, eis, quibus praeficitur, superintendit, curam eorum seilicet ge- 
rens „... Ergo episcopos, si velimus, latine superintendentes, possumus dicere‘“ 
(Augustinde eivit. Dei 19, 19 und c. 11. C. VII. q. 1. — Hieronymus in c. 24. 
d. 93 — Isidor. in ce. 1, $. 7. d. 21 u.a.). 

6) Arnoldt, Kirchengefch. des Königreichs Preußen S. 358. 370 f. Meine 
Geſch. I, 1, 120 f., 1, 2, 69. 73. 74. 96. 97 u.a. 
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ren (Senioren) ”) und andere Erzpriefter unter dem Namen Bröpfte‘) 
beftellt wurden. Webnlih in der Mark Brandenburg, wo die Archi— 
diafonate in Defanate und Propfteien zerfielen ?), welche nad) der Re— 
formation unter Bröpfte und Inſpectoren kamen ); desgleichen 
in Pommern, wo die Archipresbyter durch Pröpſte eriegt wurden '!), 

Während in den Fleineren evangeliichen Herrichaften ein Superins 
tendent in Berbindung mit dem Rathe, bez. dem Minifterium der Geift- 
lihen die firhliche Verwaltung übernahm (f. oben $. 32), traten in den 
größeren Gebieten nah dem Bornange Sachſens die Gonfiftorien in 
die Stelle der Biſchöfe (ſ. $. 31 ff). Schon vorher waren aber zum 
Behuf der beffern unmittelbaren Auffiht über die neu beftellten In— 
fpectoren General-Superintendenten eingelegt. So hatte die 
Wittenberger K.O. von 1533 dem Pfarrer zu Wittenberg und Kam— 
berg die „Oberfuperatendenz‘ beigelegt, da „Wittenberg die Haupt: 
ftadt in der Chur zu Sachen .... die firh im Lande zu Sachen ein 
Metropolis ... haben ſoll“*). In Neumark nebft Sternberg, Kroffen, 
Gottbus und Peitz beftellte ebenfo 1549 Markgraf Johann einen Ge— 
neraljuperintendenten zu Küftrin, welcher mit der Regierung dafelbft 
die Leitung der Kirche übernahm); desgleichen nad dem Abgange 
des Bifchofs für die Kurmark Joachim I. einen „gemeinen Superin- 
tendenten‘ “). Daffelbe geſchah in Pommern (ſ. oben $. 32 Anm. 3 f.). 
Nach der Errichtung der Eonfiftorien wurden die Generalfuperintendenten 
Mitglieder derfelben und behielten die Oberauffiht über die Inſpecto— 
ren (Special»Superintendenten). So in Brandenburg, wo nad) der 
1571 erfolgten Vereinigung der Kur: und Neumark nur Ein „gemeiner 
(Generals) Superintendent” zu Frankfurt beibehalten wurde ®), deffen 
Stelle aber feit 1632 in Folge der Beſetzung des Gonfiftoriums mit 
einem luther. und reformirten Geiftlihen erledigt blieb %. Für die 
Altmark und Priegnig verwalteten der Oberprediger in Stendal, für 
die Mittels und Ukermark die Pröpfte von Göln und Berlin aud) 
fpäterhin die geiftlihe Generalinfpection. Eben fo wurde dem In— 
ſpector zu Güftrin die Stelle des Gen.- Sup. der Neumark übertragen. 
Die drei leßteren waren zugleih Mitglieder der betr. Eonfiftorien. In 
Pommern dauerte das Amt in befchränfter Weiſe fort (f. 8.33 ©. 145. 
146.). In Preußen hatten nach Abfchaffung der Bifhöfe 1587 fich die 
Stände vergeblich bemüht ein Ähnliches Organ dafür zu erhalten (ſ. 





7) Meine Geh. I, 2. Urk. Nr. XXXIV v. 1723. 

8) a. a. D. If. Nr. XXXV v. 1725. 

9) Niedel, die Mark Brandenburg im 3. 1250. 2, 563 f. 

10) Vifitat.-D. v. 1573, Viſit.-Abſchied v. 1574 u.a. (Mylius C. C. March. 
1, 1. Nr. VII I, 2. Nr. XI). 

11) v. Balthasar, jus eccl. pastorale 1, 561. In den stat. synod. v. 1574 
(Richter, K.sD. 11, Nr. CXLV) heißen fie befonderd auch provisores synodi. 
Ueber diefe f.m. M. P. Michaelis, Pastor dioecesin suam dirigens, d. i. der 
— ———— synodo wohl fürſtehende Praepositus ꝛc. Roſtock und Par— 

m 1731. 

12) Richter, K.⸗O. 1, 220. 

13) v. Mübler, Geſch. der ev. Kirhenverf. S. 90. 

14) v. Mühler, S. 81 f. 

15) S. Viſitat.⸗O. v. 1573. 

16) v. Mübler, 5. 148. 149. 
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$. 33. ©. 145). Die Confiftorien erjeßten daffelbe vollftändia und im 
Auftrage derjelben übte der Oberbofprediger zu Königsberg dic Auf: 
fiht über die Erzpriefter. Durch die Eab.-D. vom 22. und 28. Aug. 
1736 wurde aber der D. H.: Prediger Quandt mit entfprechenden Funs 
ctionen zum Generalfuperintendenten ernannt und Ddiefe Würde auch 
feinem Nachfolger im Predigtamte ertheilt '). 

Auch in allen übrigen jetzt preußifchen Landestheilen hatten die 
Evangeliſchen, ſowohl Lutheraner wie Reformirte, befondere Infpectoren 
(Präfides, Subdelegaten u. a.) und nicht nur da, wo die Gonfiftorial- 
verfaffung beftand, fondern auch mo das Kirchenregiment ein presby— 
terial» fonodales war, freilich mit dem Unterfchiede, daß die Präfides 
oder Inſpectoren nicht lebenslänglich als ſolche beftellt wurden '). In 
den nad der Mitte des 18. Jahrh. erworbenen Gebieten wurde die 
Infpectionsordnung theild vorgefunden “), theils wie in den übrigen 
Provinzen eingerichtet "*), Durch die im Anfange des 19. Jahrh. ge— 
troffenen Beränderungen (f. $. 36) wurde Das Inſtitut der Anfpectoren 
an ſich zunächft nicht berührt und die Vorfchriften des A. L⸗R. II. 11. 
5. 150 — 155 nebft den befonderen Inſtructionen in den Kirchen- und 
Gonfiftorialordnungen blieben im Ganzen in Geltung. Zwar dachte 
man daran, die Generalfuperintendentur in Preußen abaufchaffen, weil 
„dieſes Amt nicht mehr auf die jeßigen Zeiten und die Verfaſſang der 
geiſtlichen Behörden paſſe. Es ſei mehrentheild ein bloßer Gharafter 
ohne eigentlihe Amtsverrichtungen geworden. Die Ordination fünne 
füglih ein jeder Eonfiftorialrath verrichten, und eben fo aud die In— 
troduction der geiftlichen Infpecteren‘‘ *); indeffen unterblieb die Aus: 
führung, ja man erfannte vielmehr, daß diefes Amt nur der Neuber 
lebung bedürfe, um bei der nöthig gewordenen Reorganifation der 
Kirchenverfaflung von wejentlichem Nußen zu fein und machte 1810 dem 
Könige den Vorſchlag, für fämmtliche Landestheile Generaliuperinten- 
denten anzuſtellen“). Deßhalb wurden aud die beim Erwerbe von 
Reuvorpommern und Rügen *), wie der Niederlaufig *) vorgefundenen 
Aemter des Gen.-Sup. beibehalten und durh Gab.-D. v. T. Februar 
1828 die Anftellung folder für die ganze Monarchie befohlen. 


Darauf folgten die näheren Beftimmungen und Inftructionen jo, 
wohl für die General», als Specialfuperintendenten, welche das heute 


17) Meine Gefch. I, 2, 94. 98. 113. 114. 180. Urk. Nr. XLIV. XLV. Die 
dem Oberbofprediger übertragene aroße Infpection wurde 1777 dem Bedürfniſſe gemäß 
verffeinert. Urk. Nr. LVII. 

18% Außer den Rachweifungen in $. 33 f. m. den folg. $. Anm. 7. 

19) In pofnifch Preußen aab es superattendentes aut seniores (Synod. Thorun. 
a. 1595 can. 4. 6. Declar. Thorun, a. 1645 nach den linterfchriften). 

19a) Meine Geſch. 1, 2, 250. 251. 253. 

20) Sofrefer. v. 28. Jan. 1802 (meine Gef. I, 2, 203. 204). 

21) S. $. 36. S. 159. $. 4. S. 1. 

22) Der Gen.» Suverint. zu Greifswald (v. Baltbafar, jus ecel. past. 1, 
538 f.) war durch das fünigl. * Publ. v. 12. Juli 1800 (v. Kamptz, Jahrb. 
118, 429 f.) beftätigt worden. 

23) Die Gen. Superintendentur war 16693 begründet (f. Eit. $. 12. S. 38. 
Anm. 13). Wegen der Oberlaufig f. m. Augufti, über das Amt eines Gen. Sup., 
bef. in Preußen (Beiträge zur Geſch. und Statiftit der ev. Kirche IL. [Leipzig 1838] 
n. XVI). S. 802. 803. 
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geltende Recht enthalten. Für Weftfalen und die Rheinproving wurde 
die 1829 angekündigte Anftellung eines Gen.Sup. erft durch die K. O. 
von 1835 wirklich fanctionirt *), jedoh, wie auch für die Special: 
Superintendenten, mit manden Abweichungen von den übrigen 
Provinzen. (©. $. 44. ©. 192. Anm. 15.) 


$. 43, 
Die Special= Superintendenten *). 


Die legte Stufe in der Verwaltung des landesherrlichen Kirchen, 
regiments nehmen die Superintendenten '), als Borfteber der Diöcefen *), 
ein. Diefelben find aber zugleih Organe der Kirche und des Staats 
und treten in beftimmte Beziehungen ſowohl zu den Gonfiftorien, bez. 
den Generalfuperintendenten, als zu den Regierungen wegen der ihnen 
überwiefenen fogen. Interna, Externa und Schulfahen. Daher erfolgt 
aucd die Anftellung der Superintendenten unter Mitwirfung der bet- 
derjeitigen Bebörden. Es liegt nämlich dem Gonftftorium ob, nad 
vorgängiger Communication mit der Negierung den Antrag auf Ers 
nennung der dazu geeigneten Perfon ?) an den evang. DO. Kirchenrath 
au richten, mwelder in Gemeinfchaft mit dem Eultusminifterium Die 
Entibeidung des Königs einholt%. Uriprünglih batte fih Luther 
dafür erflärt, daß „die Bifhöffe (d. i. Pfarrer) .... einen oder meh— 
rere aus ihnen wählen, die die oberften unter ihnen wären, d.h. die 
ihnen Ddieneten und fie beinchten ....°) und Ddiefer Vorſchlag ift auch 
in manchen Landeskirchen befolgt worden‘). Insbeſondere ift in den 
Presbpterialfirhen die Wahl der nfpectoren durch die Synoden 
üblich und Diefe Ordnung ift für Rheinland-Weſtfalen anerkannt wor: 
den. Der Superintendent wird darnach von der Kreisſynode auf ſechs 
Sabre gewählt und kann nah Berlauf diefes Zeitraums wieder ges 


24) Meine Gefh. IV, 3, 910. 

*) W. % Schmidt, der Wirfungsfreis und die Wirkungsart des Superint. in 
der evang. Kirche. Mit bei. VBerüdfichtinung der Kirchen» und Schulverwaltung im 
preuß. Staate. Quedlinb. und Leipzig 1837. 

1) Durb Gab.sD. vom 4. und Circ. des Oberconſ. vom 2%, Aug. 1806 ift 
diefer Titel fämmtlichen lutheriſchen Inſpectoren, Decanen, Erzprieſtern und Präpofiten 
beigelegt (N. C. C. 1806. Rr. 117. Boat I, 190), demnäcft den reformirten Ins 
fpeetoren durch königl. Erlaß v. 31. Jan. und Mefer. v. 2. Febr. 1808. Derfelbe 
wurde auch auf die ſpäter Preußen zugefalfenen Gebiete übertragen. So gemäß 
Gab. D. v. 9. Aug. 1818 auf Neuvorpommern (A.-B. Stralfund 1818. ©. 324). 

2) Die Sprengel fallen nicht durchweg mit den fandrätblichen Kreifen — 
da auf die Größe der Bevölkerung zugleich Rückſicht zu nehmen iſt. In überwiegend 
kath. Diſtricten genügt Ein Superintendent für mehrere Kreiſe, während in rein evang. 
Bezirken nicht immer Gin Suverintendent für den Kreis ausreicht. Der preuß. Staat 
bat 336 landrätbliche Kreife und 392 Superintendenturen (f. die die Meberfichtstabelle 
1. C. 9 bei Dieterici, Handb. der Statiftif des preuß. Staats [Berlin 1861]. 


S. 134). 
3) Daß auch Nichtgeiftliche dazu fähig feien, ift feltene Ausnahme (Schmidt 
0.0.0.5. 13. 14). 

4) ©. $. 39. 111. Nr. 3. $. 40. 1. Nr. 6. Anm. 18. 

5) Schreiben an den Rath und die Gemeinde der Stadt Prag 1524 (Yutber’s 
Werke von Wald 10, 1814 f.). | 

6) Herzogs cit. Enchel. 15, 261. 262. 
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wählt werden ?). In einigen Didcefen der öftlichen Provinzen haben 
einzelne berechtigte Familien oder Gorporationen ein Präfentations- 
recht’). Der VBocation zur Uebernahme des Anıtes ?) geht ordentlicher 
Weiſe ein Eolloguium !°) vor dem Gonfiftorium vorans. 

Der Gefhäftsfreis der Superintendenten ift durd all: 
gemeine Inflructionen und bejondere Verordnungen genan beftimmt ''). 
Es gehört vorzünlich dahin: 1) die Aufſicht über jämmtliche ewang. 
Kirchen und kirchl. Anftalten, die Geiftlihen, Gandidaten und firchlichen 
Beamten, die Glementarjchulen mit Einfchluß der Privat-Schul- und 
Erziehungsanftalten, die Lehrer und Lehrerinnen feines Spreugels. 
Zu dem Behufe find Vifitationen zu veranftalten und über deren Er: 
gebnig dem Konfiftorium wie der Synode Bericht abzuftatten *). 

2) Der Erlaß provifortiiher Entfheidungen"), um den 
bei Gelegenheit der Viſitation entdeckten Mängeln und Gebrechen fo: 
fort abzubelfen. Dabin gehört aud die Bermittelung von Mißhellig- 
feiten zwiſchen Gemeinden, Prediaern, Presbpterien '). 

3) Die Ertbeilung gewiifer Dispenfationen und Con— 
ceffionen vermöge befonderer Uebertragung, mic von den gefeßlichen 
GErforderniffen der Gonftrmation ®), insbefondere vom Alter in Bezug 
auf das laufende Jahr, vom dritten Aufacbot '%), zu Haustranungen “), 
zur Zranung während der gefchloffenen Zeit‘), zu Haustanfen '), 
Ertbeilung des Urlaubs für Prediger (f. Anm. 25) u. a. m.?). 


7) Rbein.eweftf. K.-D. $.36. Die Beſtätignng erfolgt wie in den öftlichen Provinzen. 

8) Aftenft. des O.-K.⸗R. 4, 43. So in Stralfund, wo die Vocation zur betr. 
Pfarrei dem Magiftrate zuftebt, in Greifswald (Landſynode), wo der Patronat der 
Univerfität Greifswald gebübrt, welche auch zur Suverintendentur in Grimmen die 
Präjentation und in Greifswald die Nominationbat (das Provinziafrecht von Neuvorpommern 
und Rügen). B. IV (Greifswald 1837). S. 27. 28. Leber Magdeburg f. m. S. 181. 

9) Die Form der Berufungsurfunde bei Schmidt a. a. D. ©. 16. 

10) S. Inftruct. v. 12. Febr. 1799. 111. (N.C.C.X. 1799. Nr. 7. Bogt 1, 
103.) R. v. 22. April 1823 (v. Kamp, Ann. VII, 292. Schmidt a. a. O. ©. 15). 

11) M. f. die Citate im vorigen $. und außer den bier und bei den einzelnen 
Materien, insbef. der Viſitation (Buch III. Abſch. 3) anzufübrenden Geſetzen die Erz 
gänzungen zum U. %.=R. II. 11. $$. 150— 155, fo wie die Dienftinftruct. der Sus 
perintendenten der Mark Brandenburg vom 9. Febr. (vubl. 16. März) 1830, in 
v. Kampp, Ann. XIV, 79f. Boat 1, 196 f., Die Rhein. zweiti. 8.:D. $$. 38. 
145. 146. Vergl. die Meberfiht über den Gefchäftsfreis in Bord’s Handbuch 
(11. Ausa.) I, 607 f. und den Geſchäftskalender bei Schmidt a. a. D. ©. 508 f. 

12) Die Details ſ. m. bei Schmidt a.a.D. und vergl. außerdem Erf. d. Eonf. 
von Preußen v. 12. Novbr. 1855 (Amtl. Mittbeil. n. 80). 

13) Nach dem A. L.-R. cit. $. 155 find fie zu entjcheidenden Verfügungen ohne 
befonderen Auftrag ihrer Obern nicht befugt. 

14) Rhein. =weitf. K.⸗O. $. 38. n. 2. $. 145. 

15) Circ. v. 14. Aug. 1848 (Min. Bl. des Innen S. 268. Vogt |, 320); 
Erlaffe des Conſ. v. Schleſien v. 4. Febr. 1847, 23. Dct. 1851. 

16) Schmidt a. a. D. S. 136. 

17) Schmidt a. a. O. S. 137. 

18) Erfah des Conſ. zu Magdeb. v. 22. März 1858 (Mojer, allgem. KR.» Blatt 
1858. n. 23). Bergl. Schmidt a. a. O. S. 138. 

19) Shmidt a. a. D. S. 127. 

20) Die nach dem A. L.-R. II, 11, $. 431 erforderliche Erlaubniß zur gegen— 
feitigen Verrichtung von Parochialhandlungen durch Geiftliche beider Neligionsparteien, 
welche für Evangelifche den Suverintendenten defegirt war (Girc. v. 21. März 1829. 
v. Kamptz, Ann. XI, 73; Bel. des weſtf. D.:Präf. v. 20. Mai 1833 a.a.D. XVII, 
378; Cab.-⸗O. v. 6. Nov. 1841 u. a.), ift durch Cire. v. 11, März 1849 aufgehoben 
(Vogt I, 431. 432). 
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4) Die Hebung einer gewiſſen Disciplin. Der Super: 
intendent führt die Disciplinarunterfuhungen gegen Kirchenbediente, 
Geiftlihe, Schullehrer und Presbpterien feines Kreifes allein oder, 
infofern e8 der Zuziehung richterlicher Perfonen bedarf, mit deufelben 
aemeinfchaftlich *') und Hat das Recht, die von der Synode beftimmten 
Drdnungsftrafen, in Gemäßheit des von der Prov. »Synode dafür auf 
aeftellten und beftätigten Reglements feſtzuſetzen und einzuziehen *). 
Dagegen ift er fonft zur Verhängung dienftliher Strafen gegen Geifts 
liche nicht befugt *). 

5) Die Vollziebung beftimmter Eultus- und anderer 
Acte, wie Einweihung neuer Kirhen und Kirchhöfe (nad) der Obfer: 
vanz)?*), Ordinationen und Antroductionen *). 


6) Die Drdnungder Gefhbäfte bei einer vacanten Gemeinde **), 
die Beforgung der Wahlangelegenheiten der Gemeinde. 


1) Die Leitung der Predigerwabhlen, die Mitwirfung 
bei der Beftellung von Pfarrgebilfen”). 

8) Die Leitung der Kreisfpnodalconferenzen”) fo 
wie der Kreisſynoden“), als deren Borfigende die Superinten: 
denten auch Mitglieder der Provinzialfynode find. 


9) Die Ausführung der Verordnungen der Behörden. 
Die Verfügungen derfelben in kirchlichen Angelegenheiten und über 
die Amtsführung der Geiftlihen gehen durd den Superintendenten 
an die Prediger und Gemeinden, wie deren Gefuhe durch ihn wieder 
zu den Behörden ”), 

10) Die Schulinfpection”) Wenn Diefelbe einem anderen 
Geiftlihen zufteht, fo fommen doch alle die Schule betreffenden Anger 
legenheiten an den Superintendenten, durch ihn an die Behörden 
und von diefen durch ihn an die Schulinfpectoren *). 


Der Superintendent ift eine öffentlihe Behörde, befißt ein 
entjprechendes Amtsfiegel”) und Befugniffe, welche daraus hervor— 


21) Rhein.-weſtf. 8.0. $. 38. n. 2. $. 142. Zuſatz. 

22) Die cit. K.⸗O. $$. 121 — 128 nebft dem Zuſatze von $. 128 verb. mit den 
Ergänzungen bei Hagens und Blubme. Boat II, 225. 

23) Min.R. v. 28. Novbr. 1840 (Min.s Bl. des Innern S. 456). 

24) Erlaß des preuß. Gonf. v. 19. Novbr. 1858 (Amtl. Mittheil. Nr. 212). 

25) A. %.=N. UI. 11. $. 405. Rheine-weſtf. K.⸗O. $. 38. n. 5; 62, 63. 113. 

26) A. L.-R. cit. $. 527. Rhein.-weſtf. K.⸗O. $. 38.n.4.9.53 ff. — 
auch bei Schulvacanzen Schmidt a. a. O. $. 151. Ueber Ertbeilung des Urlaubs 
bis zu 4 Mocen f. U. L.⸗R. & 413 —416. Rhein.-weſtf. K.⸗DO. $. 72. 

27), Schmidt a. a. O. S. 61. Rhein.-weſtf. K.⸗O. $$. 20. 38. n. 5, 
59. 64 a. 

28) S. unten $. 53. 54. 

29) Alferb. Erlaß v. 5. Juni 1861. 11. 1 (G.⸗S. ©. 372). Mbein. = weftf. 
K.:D. $$. 36. 38. n. 6. 45, f. unten $$. 75— 77. 

30) Rhein.-weſtf. K.—O. $. 38. n. 7. Schmidt a. a. D. ©. 18. . 

31) Schmidt a. a. D. Abfchn. 11. $. 128 ff. Ueber die Stellung in den 
weſtlichen Provinzen f. m. die Verf. v. 19. Aug. 1859 (Stiehl, Gentralbfatt n. 193. 
Staatsanz. n. 265) und über das Verhältniß zu den ftädtifchen Schuldeputationen R. 
v. 24. Juli 1863 (Stiehl, Nr. 160). 

32) Rhein.-weſtf. K.⸗O. $. 38. n. 8, 

33) Schmidt a. a. O. S. 47. 
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gehen *). Ihm gebührt amtlih das Prädicat: Hochwürden ®). Er 
bat den Rang eines Föniglichen Raths, fteht aber dem Landrathe 
nach *), außer bei geiftlichen Feierlichkeiten, wenn er dabei in Function 
iſt 7). Außer den Gebühren, worauf der Superintendent nad deu 
Tarordnungen Anfprucd bat”), find demfelben auch die mit feiner 
Amtsführung verbundenen Auslagen und Koften zu erfegen, was jes 
doch ungeachtet der für diefen Zweck durch Cab.O. vom 15. Januar 
1847 extbeilten Bewilligung, bieher in ausreichender Weife noch nicht 
geichteht ”)., Den Stellvertretern der Superintendenten *) find die 
gleichen Diäten u. |. w. zu gewähren “). 

Früher waren den Superintendenten auch die Militairgeiftlichen 
untergeordnet #). Nah der Militair- KO. vom 12. Februar 1832 
ift dagegen für jedes Armeecorps cin Militair-Oberprediger 
dem Generalcommando zugeordnet, bei dem er die militairfirhlichen 
Angelegenheiten des Armeecorps zu vertreten und demjelben in Bezug 
auf jene Vortrag zu halten Hat. Zu den Divifionspredigern des Ars 
meecorps, fo wie zu den in deffen Bezirk fid) befindenden Gärnifon- 
und fonftigen Milttairpredigern fteht er in dem Berhältniffe eines 
Superintendenten zu den Geiftlihen feiner Diöcefe. Im Gonfiftorium 
der Provinz bat er Sig und Stimme und ift bei demfelben Organ 
und Bertreter für alle, die militairfirchlihen Verhältniffe des Armee: 
corps betreffenden Angelegenheiten #). Bon Seiten der Minifterien 
der geiftlihen Angelegenheiten und des Krieges ift den Militair-Obers 
predigern, aut Belehrung über ihre eigenthümlichen Amtsobliegenheiten 
und Verhältniffe eine befondere Zuftruction unterm 28. Oetbr. 1833 
ertheilt worden *). 


34) Wie die Wiederincoursfegung von au porteur fautenden Werthpapieren (Circ. 
v. 9. Septbr. 1859. Erf. der Reg. zu Frankf. v. 29. Juni 1861 in Stiebl’s Gens 
tralblatt d. 3. Nr. 170; der Reg. zu Breslau v. 19. Mai 1862 im K. A.-B. von 
Schlefien d. J. Nr. 12). Ueber die dabei anzuwendende Form ſ. Circ. v. 24. Dctbr. 
1846 und 11. April 1863 (Stiehl, Nr. 272). 

35) Nah Cab.-O. v. 8. Juni, mitgetb. durch Circ. v. 1. Juli 1846. (Damit 
fällt das N. vom 28. April 1838 [v. Kamptz, Anm. 22, 639. Vogt I, 190]). 
Dem Superintendentur-Verweſer fteht nur das Prädicat: Hochehrwürden zu (Eire. v. 
13. März 1847). 

36) S. R. v. 14, Dechr. 1813 (meine Gefh I, 2. Urk. LXXV), v. 8. Novbr, 
1817 (a. a. D. Urk. LXXXD, ſ. noch Schmidt, ©. 17. 18. 

37) R. v. 2. Ian. 1817. n. 7 (v. Kampp, Ann. 1, 1, 127). 

38) Ephorals Gebübrtaxe v. 21. April 1832 (G.⸗S. S. 138 f.) für Sachfen. 
Dazu Min.-R. v. 4. Mai 1836 mit Erläuterungen, befannt gemacht durch die 
Reg. zu Merjeburg v. 14. Juni 1836 (v. Kamptz, Ann. 20. 004 f.). S. Schmidt 
a. a. O. 95.42 f. Bord’ Handbuch I, 610. 

39) S. die Denkſchrift d. d. Berlin, 4. Decbr. 1851 (Aftenft. 4, 42 — 46). 
Provinziell find einzelne Abgaben, wie in Oft» und Weitpreußen aus den vermögens 
den Kirchenfaffen (Erl. v. 27. Febr. 1815. A. B. Kbg. S. 197; — v. 31. Juli 
2. Aug. 1817 in v. Kamps, Ann. I, 4, 100). Die Entrichtung von 21), Sar. 
von jedem, nicht notorifch armen Konfirmanden (R. v. 11. Novbr. 1802). 

40) Nach $. 36 der rbein.eweitf. K.⸗O. ift der Affeffor der Synode der Sub: » 
ftifut des Superintendenten. In der Mark Brandenburg werden befondere Superint.⸗ 
Vicare vom Gonf. und der Neg. für ihre Amtszeit ernannt, welche ohne Weiteres 
im Kalle des ——— eintreten. 

41) Borck a. a. D. I, 610. 

42) Mil. R.s Reglement v. 28. März 1811. I. Nr. 9 (G.⸗S. 172). 

43) Mil.⸗K.⸗O. 9.3 (G.⸗S. ©. 172). 

44) Diefelbe ift bejonders gedrudt worden. 
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8, 44, 
Die eneral= Superintendenten (Bifchöfe). 


Der Verſuch, die Biſchöfe der alten Kirche für die Reformation 
zu gewinnen, hatte nur bei wenigen Erfolg und felbft dieſe waren 
gegen Ende des 16. Jahrh. den Gonfiftorien gewichen (f. $$. 31. 32). 
Zur Beförderung der Union batte Friedrich I. bei feiner am 18. Januar 
1701 vollgogenen Krönung und Salbung dem reformirten Hofprediger 
Urfinus und dem futher. Oberbhofprediger von Sanden die bifchöfliche 
Würde verliehen und diefelben durch den Bilchof der böhmiſchen Brüder 
Sablonsfi weihen laſſen)y. Indeffen war dieſes eine vorübergehende 
Einrichtung, indem ſchon 1703, als von Sanden flarb, der König es 
„zur Zeit nicht für rathſam hielt, die Biſchofsſtelle zu vergeben.‘ 
Erft feit 1808 wurde der Gedanfe einer Herftellung des Epiſkopats 
wieder angeregt), aber verworfen. Die Section für den Eultus 
ihlug dagegen vor, die in Folge der Reformation meiftens in Stelle 
der Bitchöfe getretenen Generalfuperintendenten wieder herzuftellen. 
Es möchte denfelben übertragen werden: 1) die Ordination der Candi— 
daten zum Predigtamte; 2) die Einführung der Superintendenten; 
3) die Auffiht über die Amtsführung der Superintendenten, die Be: 
fugniß, Diejelben zu Berathungen in kirchlichen Angelegenheiten zu 
convociren und die Berpflichtung zu Generals Kirchenvifitationen; 4) 
die Bekleidung der vom Könige feftgefegten geiſtlichen Mitdirectorftelle 
in den geiftlihen Regierungsdeputationen; 5) die erfle und zu Ver: 
meidung des Aergerniffes geheime Unterfuchung der bei der Regierung 
angebrachten Beichwerden über den Lebenswandel oder die Anıtsfüh- 
rung eines Geiftliben. Die Befugniffe ad 1 — 3 follten aber nur im 
Auftrage oder mit Einſtimmung der Regierungsdeputatton und die 
ad5, mit Wiffen des Regierungspräfidit übernommen und verrichtet wer— 
den, damit durch dieſen großen und wichtigen Wirkungsfreis der Gen.: 
Superintendenten das Anjehen der Provinzialbehörde nicht leide. So— 
bald die Verhältniffe günftiger geworden, jollten 9 Präbenden der 
proteft. Stifter den Gen.⸗Sup. ertheilt werden, ohne daß fie dadurch 
auch in die Rechte und Pflichten der Gapiteldmitglieder eintreten. 
Als Abzeichen könnte ihnen auch ein einfaches goldenes Kreuz an einer 
Kette verliehen werden’). Der König war indeffen nicht geneigt, dieſen 


1) Meine Geich. 1, 2, 79 und die dajelbft cit. Lit. verb. Nichter, Geſch. der 
evang. Kirchenverf. S. 232 f., wo das: Projet du Dr. Jablonski pour introduire 
l’Episcopat dans les Etats du Roi de Prusse, prösente au Baron Printz: wieder 
abgedrudt ift (aus der Relation des mesures qui furent prises 1711— 1713 pour 
‚introduire la liturgie Auglicane daus le roiaume de P’russe etc. A Londres 1767 
[deutich einzig 1842) p. 85— 99). . 

2) Don Schleiermacher in dem: Borfchlag zu einer neuen Berfafjung (Dove, 

.f. 8. R. 1, 329. 336 f.), Gründler (Gedanfen über eine Grundreform der 
prot. Kirchen und Schulverfaffung ... in der preuß. Monarchie. Züllichau und Frey—⸗ 
ftadt 1800. 5. 28 f.). ©. $. 45. 5. 197. Anın 13. 

3) Bericht der Section v. 29. März 1810 bei A. Nicolovius, Dentihrift auf 

G. H. 8%. Nicolovius (Bonn 1841), S. 186. 187, 
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auch 1815 in mehr epifkopaler Weife erneuten Vorfchlag *) zu geneh— 
migen, doch gab er wenigitend den Plan auf, die noch vorhandenen 
Generaljuperintendenturen abzuichaffen, ja er reftituirte felbit den Bis 
ihofstitel. Am 18. Januar 1816 wurden nad dem Beifpiele Königs 
Friedrich8 I. zwei Bifhöfe ernannt (O.-C.-Rath Hofprediger Sad 
u Berlin und Gen.-Sup. Borowsfi zu Königsberg) mit der Be— 
fimmung, „daß dieſe Würde eine Anerkennung ausgezeichneter Bere 
dienfte im geiftlihen Stande fein und zur Emporhebung auch des 
äußeren Anjehens der evang. Kirche beider Gonfeffionen gereichen foll, 
weshalb die ernannten Bilchöfe den Rang der O:berpräfidenten haben 
und ihnen das Prädikat Hochwürdiger, fo mie alle übrigen Vorzüge 
und Ehrenrechte eines Bifchofd beigelegt und ertheilt werden ſollen“ ?), 
Seitdem erfolgten nody mehrere Ernennungen zu Bifchöfen und unterm 
19, April 1829 ertheilte der König dem Biſchofe Borowski die Würde 
eine® Erzbiſchofs“). Friedrich Wilhelm IV. war einer eigentlich 
epiffopaliftifchen Richtung, welche ſich an dieſe derfelben fern liegens 
den Borgänge hätte anjchließen fönnen, durchaus nicht zugethan”) und 
neigte mehr zu einer eigentbümlich aufgefaßten Wiederbelebung apoftos 
liſcher Ordnung mit einer Art von Biſchöfen, welche von der bisherigen 
ſehr abwichen). Da es jedodh zur Einführung derjelben nicht Fam, 
blieb die Einrihtung Friedrih Wilhelm's IN. unverändert. Dieſer 
hatte fih nämlich entihloffen, die 1810 von der Section für den 
Cultus gemachten Vorfchläge mit gewiffen Modiftcationen anzunebmen 
und fo erfolgte die allgemeine Anftellung von Generaljuperinten- 
denten gemäß Gab.:D. vom 7. Febr. und 29. Aug. 1825’), Für 
diefelben erging cine Inftruction unterm 14. Mat 1829, durch die 
Cab. :D. vom T. d. M. genehmigt). Nach der Abfiht des Königs 
jollte jede Provinz einen Gen.-Sup. haben; Daher fielen einzelne 
Stellen in Folge der neuen Einrichtung fort, wie die in Greifsmald, 
welche mit der in Stettin verbunden "), die für Erfurt, welche Magde— 
burg einverleibt wurde). ine Ausnahme machte dagegen die 
Provinz Brandenburg. Für dieſe wurden zwei Gen.-Sup. ernannt, 
von denen der erfte die Ordinationen und ſolche Arbeiten, welche fi 
auf die ganze Provinz bezichen, übernehmen ſollte. Nur die Aufſicht 


4) v. Mübler, Gefch. der Kirchenverfaffung der Marf. S. 314. Grundfinien 
einer —— Verfaſſung der prot. Kirche im preuß. Staate. Drei Vorſchläge der 
Superint. Küfter, Neumann, Tiebel. Berlin 1815. 

5) S. das Publ. v. 9 Febr. 1816 in den A.-Bl., auch bei Haupt, Handb. 
1, 148 und Nicolovius (folg. Anm.). 

6) Nicolovius, die bifhöfl. Würde in Preußens ev. Kirche (Königsb. 1834). 
S. 95. 96. Der König erklärte: ‚Warum follten unſere Yandesgeiftlichen nicht eben 
diefelben Anfprüche auf fie (die Würde) haben, als die Seiftlihen in mebreren anderen 
großen ev. Ländern, in welchen diefe Würde unausgefept bejteben geblieben iſt.“ 

7) Richter, König Friedrih Wilhelm IV. S. 32. 70. 

8) a. a. D. S. 82 f. 

9) S. Publ. v. 2. Jan. 1829 (v. Kamp, Ann. 13, 66. Vogt I, 190). 

10) v. Kamp, Ann. 13, 277 1. Boat 1, 101 f. 

11) Bel. des D.-Präf. v. 8. Mai 1823, betr. die Emennung eines Gen.-Sus 
perint. und ev. Bilchofs von ganz Pommern (A.=B. S. 167. Das Prov.=R. von 
Neuvorpommern und Nügen 4, 25). 

12) Cab.⸗O. v. 1. Dct. 1829 (A.⸗B. von Erfurt S. 379). 
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wurde getbeilt, indem der erſte den Reg. Bezirk Potsdam und die 
Stadt Berlin, der zweite den Reg.» Bezirk Frankfurt zu infpiciren 
hatte). Einem Theile des lebtern, der Niederlaufiß, war der bes 
jondere Gen.»Sup. aus früherer Zeit (f. $. 12. Anm. 13) gelaffen. 
Derfelbe (damals Brescius) behielt auch ferner die obere Leitung der 
Niederlaufig und erließ in Gemeinfchaft mit dem zweiten brandenb., 
Gen.sSup. (Rep) einen gemeinfamen Hirtenbrief an das Departe- 
ment‘). Als für die Rheinprovinzg und Weftfalen die Gen.= Super: 
intendentur eingerichtet wurde “), erhielt Dr. Roß dieſe Stelle '*) und 
Brescius wurde für den ganzen Neg.« Bezirk Frankfurt zum Gen. = 
Sup. ernannt. Seitdem werden bejondere Gen.»Sup. für die Kurs 
mark und für die Neumark nebit Niederlaujig beftellt, für den leßtern 
nod) ein Stellvertreter zu Lübben. 

Das Amt des Gen.-Sup. bei der Militärgeiftlichfeit verwaltet 
der Feldpropſt. Die Stelle deffelben, welcher ein Mitglied des 
Militär» Gonfiftortumd war"), ging mit dieſem felbft ein’), wurde 
aber 1832 wieder hergeftellt “). 

Die Anftellung der General:-Sup. erfolgt durch den König. 
Die 8.:D. von Rheinland» Weitfalen $. 148 fegt Diefelbe auch vor: 
aus, indem es darin heißt: „Neben dem Conſiſtorio und den Regier 
rungen beauffichtigt in jeder Provinz ein vom Landesherrn ernannter 
Geiftliher .... unter dem Titel: Gen.-Sup. .... die Superintendens- 
turen: Sprengel der Provinz.” Dieſe Aufſicht erfcheint nach der Rubrif 
der K.⸗O. als: Staatsaufficht über das Kirchenmwefen. Die Synoden 
äußerten gegen dieſe Zufammenftellung des Gonfiftoriums und Gen.⸗ 
Sup. mit den Regierungen ihre Bedenken und wünſchten den darin 
enthaltenen Territorialismus befeitigt zu fehen. Sie ſchlugen deshalb 
in der 1851 berathenen K.O. im $. 62 die Aenderung vor: „Bei 
Erledigung der Stelle eines Gen.-Sup, wählt die Synode mit zwei 
Dritteln der Stimmen drei Perfonen ... Die Dreizahl wird dem ev. 
Könige vorgelegt, welcher daraus, auf Vortrag der oberen Kirchenbe— 
hörde, Einen ernennt.” Dieſer zugleich auf Die Beſetzung der Stellen 
im Gonfiftorium ausgedehnte Antrag wurde höhern Orts nicht be— 
ftätigt; indeffen hatte bereits die (damalige) Abtheilung des geiftl. 





— — — 
⁊* 


13) R. v. 21. Mai 1829 (v. Kamptz, Ann. 13, 277. Vogtl, 101). 

14). Am 1. Auguſt 19829 (Spiefer, Darftell. aus dem Leben ded Gen. Sup. 
Bredcius ſFrkf. 1845). S. 232 f.). 

15) Cab.⸗O. v. 1, April 1835 —. Die Inftruction v. 14. Mai 1829 (Anm. 
10) ift durch R. v. 31. Mai 1836 (bei Hermens, Handbuch 3, 590—593) wefents 
fich modificirt. Auf die Abweichungen macht das Publ. v. 6. Juli 1836 aufmerkſam 
(v. Kamptz, Ann. 20, 609. Vogt I, 194. 195). 

16) Am 7. Febr 1836. Vergl. das Sendichreiben vom März 1836 in Rhein- 
wald, acta hist. -ecel. 1836. ©. 470 f. 

17) Mit. = Gonf. sNeglem. v. 15. Juli 1750. Tb. I (Mylius, C.C.M. Contin, 
IV. Rr. C., 237 f.). 

18) Mil. KR.» Meglem. v. 23. März 1811. 1. Nr. 10 (G.⸗S. ©. 172), Die 

unctionen des Feldpropftes während des Krieges waren dem Conſ.-R. Offelömeier 

übertragen, wurden nach Wiederberftelung des Friedens und der Rückkehr der Armee 
aus Berlin den betr. Negierungen und —* dem Cult.⸗Miniſterium zugewieſen (Bel. 
v. 15. Aug. 1814 und 19. Decbr. 1819 in den A.⸗Blättern). 

19) Mil.K.rD. v. 12. Febr. 1832, I, $$. 1.2 (6.:5. S. 69). 
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Minifteriums für die inneren ev. Kirchenſachen auf die Schlüffe der 
Synode von 1849 unterm 28. Juli 1850 erwidert: „— Wir werden 
in vorfommenden Bejeßungsfällen vor Abgabe unferer Erklärung yns 
zuverläffig verfihern, daß der zu Grnennende das Vertrauen der 
Brovinzialfiche beſitzt“*) und im diefem Sinn ift feitdem auch vers 
fahren *'), 

Der Gen.:Sup.*) .ift Director im Gonfiftorium und Stellver: 
treter des Präfidenten **), Gr bildet feine Zmifcheninftang ?) und 
fteht unmittelbar unter dem O.-Kirchenrath refp. dem geiftl, Minis 
fterium. Er hat mit dem Regierungs- Director gleichen Rang, bei 
geiftl. Feierlichkeiten aber, wenn er dabei in Function iſt, den Vor: 
tritt”). Die Amtstracht untericheidet fich von der der übrigen Geift- 
lichen dadurch, dag der Zalar (Chorrock) von ſchwarzem Seidenzeuge 
ift und der Biſchof über demjelben ein glattes goldenes Krenz an 
einem fchmwarzfeidenen gewäflerten Bande bis auf die Mitte der Bruft 
berabhängend tragen foll?*). 

Die Beftimmung des Gen.:Sup. im Allgemeinen ift, die Ange: 
legenheiten der ev. Kirchen der Provinz perfönlich zu beauffichtigen 
und auf fic einzuwirken. Er hat ſich deshalb eine genaue, auf eigene 
Anſchauung gegründete, aus Erfahrungen an Ort und Stelle geſammelte 
Kenntniß von der Beſchaffenheit des ev. Kirchenweſens in feinem Be— 
zirf zu verfchaffen, die wahrgenommenen Gebrechen möglichft ſchnell zu 
entfernen, die immer gedeihlichere Entmwidelung des Beifallewürdigen 
zu befördern, nach Befinden jene wie dieſes zur Kenntniß der geift- 
lihen Behörden zu bringen, und fo die denſelben übertragene Aufs 
fihtsführung zu erleichtern und wirfjamer zu machen. Zunächſt liegt 
dem Gen.-Sup. ob: 1) das Gejchäft der Kirchenviſitation an 
den Drten, wo den Geiftlichen die Special: Superintendentur über: 
tragen ift ). Er bedient fi dabei der in der Provinz eingeführten 
Kirchenviſitations ⸗/O.; insbefondere tft eine Revifion- der Regiftratur 
und des Archivs der Sup. jedesmal damit zu verbinden. Der Eyclus 
der Vifitationen foll in —6 Jahren vollendet fein. Bei der Gele 


20) Altenft. aus der Verw. der Abth. (1850) S. 26. 

21) S. VI. rbein. Syn. (1850) $$. 42. 61. 63. 108. XI. $. 26. Damit 
vergl. m. VII. weſtf. Syn. (1856) S. 10. 11. 17. 18. 

22) Die folgenden Sätze find, foweit nicht andere ®. angeführt werden, den Ins 
ftruetionen für die Gen.» Sup. entlehnt. 
s 22 7 — Abweichungen von dieſem geſetzlich ausgeſprochenen Grundſatze ſ. m. 
. 40. Anm. 7a. 

23) Er ift aber Vermittler zwifchen den Special» Superintendenten und dem Con» 
fftorium; nad der rhein. = weitf. K.⸗O. gehen durch feine Hand dem Conſ. die Bes 
richte der Superint. zu; nach $. 43 die Protokolle der Kreisfunoden, $. 64 Berichte 
über erfolgte Ordinationen, $. 146 über die Vifitationen. Er ertheilt auch den Sup. 
Urlaub bis 4 Wochen. Die Beitimmungen der K.⸗O. $$. 72, 73 find durh R. vom 
30. Juni 1836 darnach ausgedehnt (v. Benne Ann. 21, 456. Boat I, 305). 

24) R. v. 2. Januar 1817 (v. Kamp, Ann. 1, 126. Bogt I, 174). Wenn 
der Gen.s Sup. die Würde des Bifchofs erhäft, theilt er den Rang des D. = Präfis 
denten (f. Anın. 5)- 

25) Erlaß v. 14. Detbr. 1816. 

25) Nach der Inftr. für Rheinland MWeftf. bat der Gen.» Sup, nicht ſowohl die 
Mer ald die Aufficht bei derfelben, doch find fie auch zu eigener Bifitation bes 
rechtigt. 

Jacobſon, evang. Kircheurecht. 13 
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genheit joll der Gen.Sup. aud der Diöceſan-Geiſtlichkeit näher 
treten... Er bat BD die perfönlihe Einmweifung der neu er- 
nannten Superint. in ihre Ephoralämter. 3) Theilnahme an 
den Berfammlungen der Geiftlihen, vorzüglih der Kreis— 
ſynoden. 4) Theilnahme an den Prüfungen der Eandidaten. 
5) Das DOrdinationsgefhäft”). 6) Regulirung ftreitiger 
Berhältniffe und Befeitigung entflandener Unordnungen auf Re— 
quifition des Gonfiftoriums und der Regierungen in außerordentlichen 
Fällen. 7) Theilnahme an den Sigungen der Regierung» 
abtheilung für Kirhen- und Schulweſen in den dazu geeigneten 
Fällen. 8) Ertheilung von Gutahten bei Ernennungen 
zu geiftl. Stellen, Stimmredt in den Sigungen des Gonfifto- 
riums und der Regierungen, wobei, wenn die Mehrheit gegen die 
Anfiht und den Antrag des Gen.-Sup. ausfällt, die Sache auf fein 
Berlangen zur höheren Entfcheidung zu bringen ift. Insbeſondere liegt 
ihm ob 9) die Auffiht über den Religionsunterricht der 
höheren Schulen und evang. Schullehrerfeminare *). Er hat 10) jähr— 
lih ausführlihde Verwaltungsberichte durch den PBräfidenten 
des Eonfift. an den ev. O.⸗K.⸗Rath zu fenden. 

Nach der Rh.W. K.⸗O. 8.148 wohnt der Gen.-Sup. als Ber- 
treter des landesherrl. Kirchenregiments den Verhandlungen der Pro- 
vinzialfynode bei. 

Für den Aufwand, den das Reifen und die Gefhäftsführung 
verurfacht, erhält der Gen.-Sup. eine angemefjene Entfhädigung aus 
Staatsfonds, 


$. 45. 
Die Domcapitel. 


Wo die Bifchöfe fih für die Reformation entfhieden, konnten die 
ihnen zur Seite ftehenden Domcapitel nicht füglih in der alten Weife 
fortdauern. Die NReformatoren waren eben fo wenig gegen die Er: 
haltung der Gapitel, wie gegen die der Bifchöfe, doch begehrten fie eine 
Rückkehr zu der frühern Beer Drdnung, eine Umwandlung in Ers 
ziehungsanftalten ). Zum Theil wurden indeffen die Gapitel ſogleich 
aufgelöft, wie im SHerzogthum Preußen das von Samland und 
Pomefanien, indem die Bifchöfe das ihnen und den Gapiteln gehörige 
Territorium dem Landesherrn abtraten ?). Die meiften Gapitel befaßen 


27) Nach der rhein.= weitf. K.⸗D. $$. 62. 113 liegt dies den Specials Sup. ob. 

28) S. Inſtr. v. 1829. $.6. lit. g. Erf. v. 26. Juli 1851 und 14. Novbr. 
1854 (Aftenft. 7, 39 f.). 

1) „— Wenn fie ihre Stifte und Klöfter ... alfo brauchten, daß man die na 
Jugend darin erzöge und den Glauben und Zucht fehrte, damit man feine Perfonen 
zuß zu chriſtl. Aemtern, und wären alſo nichts Anderes, denn chriſtl. Schufen, wie fie 
vom mE geftiftet find, und die Namen der Präfaturen, als Propft, Dechant, Schos 
laſticus, Gantor u. dergl. noch wohl anzeigen; fo wären es feine Stifte u. |. w. 
(Luther, an den chriftl. Adel deutfcher Nation 1520 bei Walch 5, 1673 u. a. m.) 
S. aud Schmalf. Artikel. Th. 2. Art. 3. 

2) Meine Gef. der Quellen I, 2, 22. 
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aber eine größere Macht, als die preußiichen und benußten Diefelbe 
zur Gelbiterhaltung auch da, wo der Epiſlopat jelbit unferging ‚oder 
an die Stelle der bifchöflichen Regierung eine weltliche Adminiftration 
trat. So in der Mark, wo Johann Georg 1571 in Brandenburg, 
Joachim Friedrih 1598 in Havelberg und Xebus die bifchöfliche 
Würde der Kur einverleibte. Das Gapitel von Lebus wurde zugleich 
aufgehoben, die beiden anderen dagegen erhalten ). Aehnliches geſchah 
im Kurfürftentfum Sachſen (f. weiterhin). In den durch. den weftfäl. 
Frieden Brandenburg zugefallenen jecularifirten geiftlichen Herrichaften 
Halberftadt, Magdeburg, Minden, Camin nebft Golberg 
wurden die Gapitel mit gewiflen Bejchränfungen dem Normaljahr 1624 
gemäß erhalten *). ö . 

Die Einrichtung diefer theils vein evangeltichen, theils gemifchten 
Gapitel ?) beruhte auf befonderen Statuten, Obfervanzen, gerichtlichen 
Entiheidungen °) und den gemeinen fanonijchen Sagungen. Aus diefen 
Materialien wurden die VBorfchriften des A. L.-R. zufammengeftellt °*). 
Bei der Bearbeitung dieſes Abfchnitts erklärte Suarez ”): „Die proteft. 
Stifter, Klöfter u. |. w, die noch hie und da exiſtiren, find nad) gegen» 
würtiger Lage der Sachen gar feine Religionsgefellichaften mehr. 
Die Ueberbleibjel der vormaligeu Berfaffungen, Das a des Chores, 
die Horae find nichts als Geremonien, Die zum Weſen der Sache gar 
nicht gehören, und die der Staat, injofern ihm nicht durch den weftfäl. 
Frieden die Hände gebunden find, zu jeder Zeit abjchaffen kann, obne 
die wefentliche Berfaffung folder Stifter und Klöfter im geringften zu 
alteriren. Solche Stifter müffen alfo lediglih nach ihren Statuten 
und Objervanzen, und bei, deren Ermangelung nach den allgemeinen 
Grundſätzen von privilegirten orporationen beurtheilt werden. Alle 
Folgen, die aus dem Begriffe einer Religions = oder Geiſtl. Gefellfchaft 
fließen, paffen auf fie gar nicht; und obwohl nicht zu leugnen fteht, 
daß man dabei in vielen Fällen noch immer auf das jus canonicum 
reeurrirt, ohnerachtet man die Principia deffelben. weageworfen hat, 
jo ift doch dies offenbar ein Mangel und eine Inconſequenz, die in 
das allg. Geſetzbuch aufgenommen zu werden nicht verdient. Ach würde 
daher bei der Materie von geiftl. Geſellſchaften ausdrüdlich jagen, daß 
bier nur von geiftl. Gefellih. der kathol. Religion die Rede tet, daß 
die Rechte der proteft. Stifts- und Kloftergejellich. lediglich nad ihren 
vom Staat genehmigten Statuten und biernächft nach den allgemeinen 
Grundſätzen von privileg. Eorporationen zu beurtheilen, daß die äußeren 


Nr. 160 ff. Verb. (v. Baffewiß) die Kurmark Brandenburg ... vor 1806 (Leip— 
jig 1847). S. 387 f. 

6) M. ſ. z. B. Hymmens, Beitr. zur jurift. Lit. in den preuß. Staaten 4, 40 f. 
6, 117 f. 3. H. Boehmer, jus ecel. Prot, an vielen Stellen u. a. m. 

6a) Klein hatte in feinem Entwurfe die einzelnen Säge über die Gapitel vorz 
züglich aus J. H. Boehmer entlehnt, der auch auf die preuß. Verhältniſſe dabei bes - 
En Rücklicht nimmt. 

7) Materialien zum A. X. R. 15, 14Mv, 


13* 
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perfönlihen Rechte und Verbindlichkeiten der einzelnen Mitglieder ſol— 
cher Gefellichaften jowohl gegen den Staat al8 gegen die übrigen Ein- 
wohner defjelben, Durch die Aufnahme in das Stift und Klofter gar 
nicht geändert werden ‘, 

Man ging indeſſen darauf in dem Umfange, wie es Suarez vor- 
geichlagen, nicht ein, kürzte den erften Entwurf ab und nahm fort- 
während auf das kanoniſche Necht Bezug ?). 

Durch den Reichsdeputationsreceg vom 25. Februar 1803 $. 34 
wurde beftimmt: „Alle Güter der fundirten Stifter, in den alten ſowohl 
als in den neuen Befißungen, kath. ſowohl ald Augsb. Conf.-Ver— 
wandten, mittelbarer fowohl al8 unmittelbarer .... werden der freien 
und vollen Dispofition der rejp. Landeshern, ſowohl zum Behuf des 
Aufwandes für Gottesdienst, Unterrichts- und andere gemeinnüßige 
Anftalten, als zur Erleichterung ihrer Finanzen überlaffen, unter dem 
beftimmten Vorbehalte der feiten und bleibenden Ausftattung der Dom: 
firchen, welche werden beibehalten werden, und der PBenfionen für Die 
aufgehobene Geiſtlichkeit“. Preußen machte von diefer Bewilligung fo 
lange feinen Gebrauch, bis die Noth dazu drängte. Das Edict vom 
27. Dct. 1810 über die Finanzen des Staats ſprach die desfallſige 
Abficht aus, welche Durch das Edict vom 30. Det. d. 3. über die Ein- 
ziehung fämmtlicher geiftlichen Güter in der Monarchie zur Vollziehung 
gelangte’). Es erfolgte demnach die Aufhebung der damals dem Staate 
noch angehörigen Stifter Brandenburg, Havelberg, Gamin und Col— 
berg '°). Gleichzeitig wurden auch die Domcapitel von Minden, Magde- 
burg und Halberftadt, welche dem Königreich Weftfalen damals zuges 
hörten, von diefem aufgehoben ''). 

In Sachſen hatte nad dem Wegfall der Didceianbifchöfe in 
Merjeburg 1561, in Naumburg-Zeitz 1564 die Landesherrichaft 
die Adminiftration der GStiftslande übernommen, jedoch unter wieder: 
bolter, zuleßt perpetuirlicher Poftulation und Gapitulation Seitens der 
Gapitel deren Fortbeftand und Gerechtſame anerkannt). Bon der 
Conceſſion des R.-D.-Neceffes von 1803 hatte die Regierung feinen 
Gebrauh gemaht und fo famen die genannten Gapitel mit den Stiftss 
landen 1815 an Preußen. Das Domcapitel in Brandenburg war in- 
zwifchen nicht aufgehoben und die Fortdauer deffelben genehm gefunden. 

Der Zufammenhang der evang. Gapitel mit der kirchlichen Ver— 
faffung und Verwaltung hatte längft aufgehört und die Vorſchläge, 


8) I. Entw. Abfchn. 14. $$. 1092—1142, im II. Entw. Abfchn. 20. $$.915—028, 
bis auf geringe Abweichungen in den drei feßten $$. im U. L.-⸗R. $$. 1218—1232 
wörtlich wiederboft. Gleich im $. 1219 beißt es: Als Corporationen werden fie .... 
— den Geſetzen, wie kath. Stifte gleicher Art, beurtbeilt. Verb. $$. 1220. 


9) G.⸗S. 1810. S. 35. 32. Boat I, 604. 605. 

10) Zugleich aufgehoben wurde die Ballei Brandenburg des Johanniterordend, das 
Heermeiftertbum und die Gommenden derjelben. Die Ballei ift unterm 15. Detbr. 
1852 hergeſtellt (G.⸗S. 1853. ©. 1). 

11) Eben fo die Gollegiatftifter zu Magdeburg, Halberftadt, Walbet, Herford, 
Dielefeld und Lübbecke. S. die Aufbebungsdeerete v. 1. Decbr, 1810 und 3. April 
1812 in dem Bulletin des lois de Westphalie 9, 361. 11, 331. 

12) S. Pinder über die evang. Dom- und Colfegiatcapitel in Sachen. Weimar 
1820, Laspeyres a. a. D. S. 610. 611. 
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welche fpäterhin gemacht wurden, um Ddiefelben für die Kirche zu ver- 
wenden '), hatten feinen Beifall gefunden. Es erfolgte daher die 
Auflöfung und theilmeife Verwendung der Fonds für Kirche und Schule, 
gemäß $. 4 des Edictö vom 30, Det. 1810. So find die Einnahmen 
von Gamin und Goldberg durh Cab.O. v. 7. Juli 1822 für die 
pommerfhen Seminare und Gymnaſien angemwiefen '). Die noch be— 
ftehenden ev. Domftifter Brandenburg, Merjeburg und Naumburg find 
für gefchloffen erflärt und durch die Ordre v. 28. Febr. 1845 und 15. 
Sanuar 1847 der ev, Kirche mit der Beftimmung überwiefen, daß die 
davon auffommenden Einfünfte, fobald diefelben nah Abgang der 
zeitigen Präbendarien und Anwärter disponibel werden, zur Ausftattung 
der Gonfiftorien verwendet werden follen; eben fo die Ginfünfte des 
Gollegiatftifts Zeiß zur Verforgung von Emeriten; desal. gemäß Ordre 
v. 20. Febr. 1846 die Gompetenzen, melde an die ehemaligen Mit- 
alieder und Exſpectanten der aufgehobenen Domftifter Havelberg, 
Magdeburg, Eolberg, Kamin, Halberftadt, Minden und der übrigen 
Gollegiatftifter zu zahlen waren, für den Dispofitionsfond zur Bes 
friedigung der Mehrbedürfniffe der evang. Kirche). Insbefondere 
follen auch aus den eingegangenen Domberrnftellen in der Provinz 
Sachen befondere Eandidatenconvicte gegründet werden, indem an 
den Domſchulen zu Magdeburg, Naumburg, Merfeburg Domcandidaten 
als Hilfslehrer angeftellt werden “). 

Die noch beftehenden Domcapitel find geiftliche privilegirte Cor: 
porationen “), deren befondere Verbältniffe ftatutariich beftimmt find '®). 
Die Stiftsregierungen und Gonfiftorien von Merfeburg und Zeig 


13) Schleiermacher in dem Kirchenverfaffungs = Entwurf von 1808 (in Dove’s 
3. f. K.⸗R. 1, 327 f.) hatte vorgefchlagen, in jeder Provinz ein aus etwa fechs ans 
gefebenen Theologen zufammengefehtes Capitel mit einem Bifchof als Vorfteher zu bes 
aründen, welches über Klagen wegen Amtsfübrung oder Wandel der Prediger urtheilt, 
ein Seminar für Gfementarfchulfebrer unter feiner Aufficht bat, Synodalverhandlungen 
bequtachtet , je nach Umftänden Verordnungen giebt, Sirtenbriefe erfäßt, den Cultus 
u.f.w. revidirt, die Gandidaten beauffichtigt. — Diefe Vorfchläge werden vom Verf. 
des Auffages: ZurKirchenverfaffungsfrage: in der Erlanger 3. f. Proteftantismus und 
Kirhe 42, 317 (Novbr. 1891) nicht fehlechthin verworfen, infofern ein epiſkopales Ele— 
ment wünjchenöwerth fei. 

14) ©. Landtagsabfchied v. 14. Febr. 1830. Stenogr. Berichte 1854— 1855. 
1. Aammer. S. 390. 

15) Denffchrift des Ev. O.-K.-R., betr. die Vermehrung der Dotation der Ev. 
K. in Pr. von 1851, in den Aftenft. 4, 12. 13 verb. S. 95 f., wo die eit. königl. 
Sun gedrudt find. Darnach erledigen fich die Anträge, welche bereits Pinder in 
der Anm. 12 cit. Echrift neftellt bat und welche wiederboft find in der daraus ents 
lehnten Brochüre: Die ev. Domcapitel in der Provinz Sachſen. ine Denffchrift zur 
Mahnung an die Vertreter des preuß. Volks. Salle 1850. 

16) Damit ift feit 1856 ein Anfang gemacht. Vergl. Statut des mit dem Pä— 
dagogium des Klofters 11. 2, Frauen zu Magdeburg verbändenen Gandidatenconvicts 
v. 31. Ort. 1861 nebſt Circ. v. 5. Febr. 1862 (Aftenft. 14, 249 f.). 

17) Ueber mannigfache damit zufammenbängende Nechtöfragen |. m. die Entſchei— 
dungen der Gerichte in Altmann’ Praxis. S 19 f. (Ablöfung), 203 (Stellun 
der Beamten), 239 (überhaupt), 241 (Eigenfchaft des Cap. Brandenburg), 241. 2 
(erfte Bitte), 490 (Verjährung). 

18) Neue Statuten für Brandenburg v. 30. Novbr. 1826 (veral. V. v. 23. April 
1827 im A.-B. Potsd. S. 85. Fürftenthal, Sammlung 1, 275). — Ueber die 
Kar Sun f. Pinder, Prov.⸗R. $$. 1739— 1747, in B. 1, 306, 307 verb. 2, 

4— 378. 
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wurden 1816 aufgehoben "). Den Domcapiteln fteht das Recht zu, als 
erfter Stand durch einen aus ihrer Mitte zu ernennenden Bevoll: 
mächtigten auf den Provinziallandtagen refp. für die Mark Branden- 
burg und die Provinz Sachſen zu erfcheinen *). 


Zweiter Abfchnitt. 
Die Presbyterial- Synodalverfaffung. 


l. Gefhihte der Presbyterial:, Synodalverfaffung. 
1) überhaupt. 


$. 46. 
Hefhichtliches vor der Keformation. 


Die den Siraeliten gewordene göttlihe Verkündigung: „Werdet 
ihr meiner Stimme geboren und meinen Bund halten, jo follt ihr 
mein Gigenthum fein vor allen Völkern... Und ihr follt mir ein 
priefterlich Königreich und ein heiliges Volk fein‘ (2. Mofe 19, 5. 6) 
wurde durch das Evangelium allen VBölfern zu Theil, welde ſich gläu— 
big dem ihnen von Gott gefendeten Mittler verbanden (1. Betri 2, 5. 9. 
Dffenb. Joh. 1, 6.5, 10). Indem Jeſus Chriftus allen, die ihn lieben 
und fein Wort halten, verfihert, daß er bei ihnen wohnen werde 
(Ev. Joh. 14, 23), wird jeder aufrichtige Verehrer des Herrn ein 
Tempel (1. or. 6, 19. 2. Cor. 6, 16 u. a.), ein lebendiger Stein 
des geiftigen Bans (1. Petri 2, 5), ein Heiliger in Ehrifto (Röm. 1,7. 
1. Eor. 1, 1. 2. Ebr. 2, 11 u. a.), ein Priefter (1. Betri 2, 9), ein 
Geiftiger, (Geiftliber, mrevusrıxos Rom. 8, 9). 

Diefem Prieftertfum aller Gläubigen gemäß bat jedes Mitglied 
der chriftlichen Gemeinfchaft einen feinen Gaben und feiner Stellung 
entiprehenden Antheil an den gemeinfamen religiöfen Angelegenheiten. 
Daher findet fi) die Gemeinde mitwirfend auf dem Konvent der Apoftel 
bei Enticheidung der Frage, ob den übertretenden Heiden das Gere- 
montalgejeß aufzulegen ſei (Upoftelgeih. 15, 22 f.), bei Schlichtung 
von Streitigkeiten (1. Cor. 6. vergl. Matth. 18, 16. 17), bei Hand: 
babung der Zucht (1. Cor. 5, 1 f. 13. 2, Cor. 6, 2. Thefjalon. 3, 6. 
7. 14. 15), bei Beftöllung der Beamten (Apoftelg. 1,15 f. 6,1 f. 
14, 23); auch ift der Gemeinde der Gottesdienft, Wort und Gejang 
überwiefen (Col. 3, 15—17T). Bon Anfang an bringt es aber Die 


19) S. oben $. 41. Anm. 19, vergl. Inftr. für die Reg. v. 23. Octbr. 1817, 
$. 18 (G.⸗S. 5. 260. Bogt 1, 4). 

20) G. v. 1. Juli 1823. $. 3 (6.5. S. 131), v. 27. März 1824. $$. 2. 3. 
(G.:95. S. 70) 
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Ordnung in der Gemeinde’mit fih (1. Cor. 14, 23 f. 40), daß auch 
befondere Beamte als Diener in derjelben beftehen, deren Anordnungen 
willig befolgt werden, da fie nicht herrfchen, fondern Vorbilder der 
Brüder fein follen (1. Petri 5, 3. 1. Eor. 16, 16). 

Das normale Verhältnig erhielt fih indeffen nicht für die Dauer 
und der Uinterfchied der Beamten (xA7gos) und der Gemeinde (des 
Volks, Auos, Laien)) geftaltete fich zu einem Gegenfaße von Herrihern 
und Beherrfhten. Die urfprünglih von der Gemeinde oder unter 
ihrer Mitwirkung geübten Functionen gingen allmälig auf die Bes 
amten über?) und die Gemeinden blieben nicht weiter, als ein Objekt 
priefterlicher Wirkfamkeit; eben fo follte nad) der Forderung des Klerus 
der Staat nur ein Werkzeug fein, welches die Befehle der Kirche zu 
vollziehen hätte. Ä 

In voller Gonjequenz fonnte indeffen die römiſche Kirche ihre 
Prinzipien nicht aufrecht erhalten, denn fie bedurfte nicht nur des 
Volks, der Laien für ihre Zwede, fondern e8 hing in mancher Hinficht 
jelbit ihr eigenes Beftehen von der Hilfe der Laien ab. An den Bifl- 
tationen und der Hebung der Disciplin nahmen Laien als Sendihöffen, 
Sendzeugen (testes synodales) Theil, wenn ſchon das Urtheil zu 
füllen ihnen unterjagt war ). Eben fo erforderte die Verwaltung des Kir- 
chenguts die Heranziehung von Laien. Wir finden ſolche ald: provisores 
seu vitrici, qui altirmanni ... nuncupantur:, welche jährlich dem Pfarrer 
u. ſ. w. Rechnung zu legen haben, feit dem 13. Jahrh. und allge: 
meiner feit der Mitte des 16. magistri fabricae el mensae pauperum 
(Kirchmeiſter und Armenpfleger) ). Selbft die Wahl ihrer Pfarrer 
ift mitunter den Gemeinden zugeftanden °). 

Was hier nur als eine locale consuetudo tolerata zualaffen mar, 
das mußte bei der Reformation der Kirche den Grundfägen des Evangeli: 
ums gemäß als ein Recht behauptet und allgemein wieder hergeftellt werden. 


8. 47. 
Hefchichte feit der Reformation *). 


Die Reformatoren des 16. Jahrhunderts mißbilligten eben fo, 
daß die römifche Kirche den hriftlichen Gemeinden die ihnen nach Gottes 





1) S. Richter K.:R. (5. Ausg.) $. 10. Anm. 7. 

2) Ribtera. a. O. verb. meine Abhdl.: Ueber die Grundlagen der Bere 
faffung der ev. Kirche nach den Zeugniffen aus dem Zeitalter der Reformation, in der 
deutfchen Zeitfchr. für chriftl. Wiffenichaft 1852, Nr. 10 f. 

3) ©. Richter, K.eR. $. 211 u.a. z — 

4) M. ſ. die von mir geſammelten Zeugniſſe in der deutſchen Zeitſchrift 1855. 
Nr. 3. ©. 183. * 

5) Beiſpiele bei Richter, K.⸗R. $. 195. Anm. 11. Dove, in der Zeitſchr. 
2, 421. Dazu füge man 5.8. aus dem 3. 1148 die Urk. bei Lüntzel, die alte 
Didcefe Hifdesheim (Hild. 1837). Nr. XXIV. ©. 375 u. a. 

*) Mergl. Richter, Geh der ev. Kirchenverfaffung in Deutfchland (Leipzig 
1851), Buch 1. Abfchn. I. ©. B. Kechler, Gefch. der Presbpterials und Shnos 
dalverfaffung feit der Neformation. Leiden 1854. Meine Abhdl.: Ueber die Bil⸗ 
dung der Presbyterien und der größeren Vertretung, in der deutſchen 3. für chriſtl. 
Wiſſenſchaft 1855, Nr. 23 f. 
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Wort gebührende Zheilnahme an der firchlihen Verwaltung entzogen 
habe, als die vorhandene Vermengung des geiftlihen und weltlichen 
Regiments. Sie wünfchten eine jelbftftändig verfaßte Kirche in Eins 
tracht mit der Obrigkeit, dem Staate, welchem als Theil des Gottes= 
reichs auf Erden die Pflicht obliege, für Herftellung und Erhaltung 
des rein evangelifchen Glaubens Sorge zu tragen. Die ſächſiſchen Re— 
formatoren erwarteten, daß mit der Erneuerung der evang. Predigt und 
Sacramentöverwaltung alsbald neu befebte wahrhaft chriftliche Gemein— 
den entftehen und unter der Leitung der ihnen beitretenden Biſchöfe 
die evang. Kirche neu geftalten würden. Da fie jedoch in Beidem irrten, 
ließen fie den Gedanken einer eigenen kirchlichen Organijation fallen 
und mwendeten ſich in der Noth an die Obrigfeiten, welche wieder beide 
Regimente vereinigten und die Eonfiftorialverfaffung begründeten '). 
Günftigere Erfolge durften da erwartet werden, wo, ohne auf die 
Beihilfe des jeder Neuerung abgeneigten Epiffopats zu rechnen, ſogleich 
eine Reorganifation unter Mitwirkung der Gemeinden in Angriff ges 
nonmen wurde, wie 1526 in der Neicheftadt Hall nach der von Joh. Brenz 
ausgenrbeiten 8.:D.*) und in der von Franz Lambert auf der von 
Philipp dem Großmüthigen verfammelten Homberger Synode redigirten 
Rcformatio ecclesiarum Hassiae °), Die leßtere fcheiterte aber an dem 
Gedanken, aus den vorhandenen Gliedern der Kirche erft durch Aus— 
wahl eine wirkliche chriftliche Gemeinde zu bilden, indem der bejchloffene 
einjährige Aufichub der Vollziehung für immer entjcheidend wurde; in— 
defien gelang "es wentgftens fpäter in Heffen dem aus der Gemeinde 
bervorgehenden Amte der Aelteften einen mefentlihen Antheil an der 
Drdnung der Kirche ji gewähren *). In der Schweiz erhielt zwar das 
Laienelement Mitwirkung an der Verwaltung der Kirche und die Ge- 
meinde wurde ald Inhaberin des Regiments betrachtet, nach den Grundfäßen 
Zwingli's bat aber doch die Obrigkeit die Gemeinde zu vertreten, fo 
dag im MWefentlichen Zuftände hervorgerufen werden, welche denen der 
jächfiichen Verfaſſung in den freien Städten gleich ſind“). Auf Die 
presbyterinlen Einrichtungen der niederrheiniihen Kirche, welche fir 
die preußifche Landeskirche manßgebend geworden find, haben diefelben 
feinen Einfluß geübt; bier haben vielmehr Umftände anderer Art den 
Ausschlag gegeben. 

Ueberall wo die Obrigkeit mit dem Bolfe zufammen die Refors 
mation durchführte fam es zu einer mehr oder weniger engen Verbin: 
dung des weltlichen und geiftlichen Negiments und Unterwerfung der 
Kirche unter den Staat. Wo dagegen der Staat felbft der Reformation 
fremd oder gar feindlich gefinnt blieb und die Gemeinden mit ihren 
Seelforgern fjelbitftändig das Band löften, welches fie an die römifche 
Kirche nüpfte, wurde eine Berfaflung begründet, welche dem Mufter 
apoftolifher Einrichtungen folgte. Den erften Anftoß hierzu gab 
Frankreich, 





1) ©. oben $: 3l und die weitere Ausführung in der daſelbſt Anm. 2 cit. 
Abhdl. in der 3. für deut. Necht 19, 1 f. 
2) Richter, K.⸗O. Nr. XV. 
3) a. a. O. Rr. XVII. 
8 D. der chriſtl. Kirchenzucht 1539 a. a. O. Nr. LXI. 
5) Richter, Geſch. $. 11. Lechler a. a. O. S. 21 f. 
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Wilhelm Farel‘), einer der erften Neformatoren Frankreichs, 
begab fi ald die Verfolgungen der Evangelifhen begannen nad dem 
Elſaß und der franzöſiſchen Schweiz und fuchte nach den aus der heis 
figen Schrift gewonnenen Grundfägen die Gemeinden zu beleben. Es 
geſchah dies zuerft feit 1525 in Straßburg, wo er die Prediger 
Martin Bucer, Wolfgang Eapito und Caspar Hadio heranzog und in 
den einzelnen Kirchipielen Presbyterien (consistoires) begründete, 
beftehend aus dem Pfarrer, Nelteften und Diaconen (anciens et diacres) 
zur Disciplin, Armenpflege und Bermögensverwaltung, fo wie Synos ' 
den der Geiftliben und Aelteſten zur Enticheidung allgemeiner kirch— 
liher Angelegenheiten. Unter Farels wefentliher Mitwirkung gelang 
auch die Reformation in Genf und bier ward durd ihn 1536 Der 
ebenfalls aus Frankreich geflohene Johann Ealvin”) zur Mitarbeit 
gewonnen. in von Farel entworfened Slaubensbefenntnig nebft Die- 
ciplinarartifeln wurden am 20. Novbr. 1536 anerfannt ®). Im J. 1538 
vertrieben, aber 1541 zurüdgerufen bearbeitete Galvin in Gemeinfchaft 
mit einer Gommiffton des Raths eine K.O. °), welche am 20. Novbr. 
d. 3. eingeführt wurde und die Grundlage der meiften fpäteren Pres- 
buterordnungen bildete. So zunächſt für Offfriesland, wo Johannes 
Lasky 1544 in Emden eine foldhe entwarf); dann für England, 
wo die Wallonen (Frangofen) in London fih der Genfer — 
bedienten, während für die deutſchen Proteſtanten daſelbſt Lasky 155 
mit Benutzung derſelben eine neue K.«O. bearbeitete ''). ALS bereits 
1553 die Proteftanten England verlaffen mußten, fam ein Theil der 
Flüchtlinge nah Frankfurt a M.'), wo die Wallonen eine neue 
K.⸗O. duch Balerandus PBollanus, im Ganzen nad dem Genfer 
Borbilde, 1554 erhielten *), während die Deutfchen die Lasfyfche Ord- 
nung beibebielten, jedoch nach der walloniichen 1555 modiftcirten '). 

Schon 1561 wurden die Fremden in Frankfurt des reformirten 
Belenntniffes wegen gedrüdt und zogen num weiter an den Niederrhein, 
nah den Niederlanden und Frankreich, wo fie theils den dort vorhan- 
denen Glaubensgenoffen ſich anfchloffen, theild neue Gemeinden mit 
preöbyterialer Berfaffung begründeten, 





6) S. Herzog, prot. Enchclopädie 4, 325 f. und die dafelbft cit. Lit. 

7) Herzog, prot. Enchelop. 2, 511l., verb. Stäbelin, das Reben Joh. als 
vins. 1862, 
8) Ruchat, historie de la Reformation de la Suisse (a Geneve 1728), 5, 
590 f. Kirchhofer, das Leben Farels (Zürich 1831). 1, 214 f. 

9) Die Ordonnances ecclisiastiques de l’eglise de Geneve in Richters K.«O. 
Nr. — in ai Meberfegung in der Bonner evang. Monatsfhrift (1846). 
v‚4 © 157 f. 

10) Richter, Gefh. a. a. O. S. 175. 

11) Richter, 8.:D. Nr. XCL. 

. 12) Unter den Flüchtigen befand fihb au Joh. Kuox, der mit Calvin in 
re trat und die Preöbpterialverfaffung in Schottland begründete (Xechler 
0. a. D. S. 52. 86 f.). . 

12 Richter, K.—⸗O. Nr. XCIX. 
14) Deutfche Zeitfchrift a. a. D. 1855. S. 189. 
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2) Gefchichte der Presbyterialverfaflung im preußifchen 
Staate. 


$. 48, 


Die Verfaffung in den jülich= clevefchen Hebieten bis zum Ende des 
18. Jadrdunderts *). 


Presbyterial: jynodale Einrichtungen wurden zuerft von den Re, 
formirten getroffen, denen auch da, wo fonft die Reformation Eingang 
fand, anfangs Feine Duldung gewährt wurde. Im Herzogthum Gleve 
fehlte e8 fchon feit dem zweiten Drittel des 16. Jahrh. nicht an eins» 
zelnen reformirt Geftunten, namentlich in Weſel. Dabin flohen die 
1545 aus den Niederlanden vertriebenen proteft. Wallonen, denen auch 
die 1553 aus England und 1567 aus Holland geflüchteten Gvangelifchen 
folgten. Alle diefe brachten die bisher von ihnen benußten kirchlichen 
Ordnungen mit und entwidelten fie in der neuen Heimat weiter. Das 
nächte Bedürfniß war immer die Organijation der einzelnen Gemein: 
den felbft durch Beftellung der Diener am Wort, fowie der Xelteften 
und Diafonen, und die Beftimmung der denfelben obliegenden Pflichten 
für die Gemeinde. Die Verbindung der Gemeinden als Theile der 
größeren kirchlichen Gemeinſchaft wurde hierauf gleichfalls befonders 
ind Auge gefaßt. So wie fehon in der alten Kirche die Ortsgemein- 
den in organifcher Gliederung in Archipresbyteraten, Archidiakonaten, 
Didcefen zufammenbingen, mußte auch nad der Einführung der Re— 
formation darauf Bedacht genommen werden, tin angemeflener Weiſe 
den Zufammenbhang der Gemeinden zu erhalten, bez. herzuftellen, So 
waren ſchon von Zwingli, Brenz, Lambert u. a. Vorſchläge wie für 
die Presbyterien, auch für Synoden gemacht und zuerft in der Schweiz 
eingeführt. In Zürich wurde bereits 1528 durch ein Reglement be- 
ftimmt '), daß die Geiftlichen des Cantons in 8 Glaffen oder Gapitel 
zerfielen, je unter einem Decan, welcher nad) vollgogener Bifitation feine 
Glaffe unmittelbar vor Abhaltung der jährlich zweimal zufammen treten: 
den Generaljunode zur Vorbereitung derjelben convociren folle. Zur 
Synode jelbit follen außer den Geifllihen von Seiten der O:brigfeit 
einer der Bürgermeifter und 8 andere Bürger aus dem großen und 
feinen Rath zugezogen werden. Diefem Borgange folgten die übrigen 
Gantone der Schweiz, insbejondere auch das Wandtland ?). 

Die Synoden waren bisher nur von Geiftlihen und Vertretern 
der Obrigkeit gebildet. Der Vorſchlag Lamberts, auch Aeltefte dazu 
zu nehmen, war nicht zur Vollziehung gekommen und erſt in Frankreich 
wurde jeit 1559 die Vertretung der Gemeinden durch Geiftliche und 
Aeltefte zugleich eingeführt (f. $. 50). Von Franfreih aus wurden 
die Wallonen in den füdlichen Provinzen der Niederlande für Diefe 


*) Vergl. meine Sefchichte IV, 3. Buch 1. i 

1) Ruchat, historie de la Reformation de la Suisse (a Geneve 1728). 
2, 224. 

2) S. Ruchat.a. a. D. 6, 409 f. 
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Einrichtung gewonnen ®), welche fie bei der Vertreibung aus ihrem 
Baterlande auch am Niederrhein befeftigen halfen. Demgemäß wurde 
am 3. Novbr. 1568 zu Wefel cine Borjynode gehalten, auf weldyer 
deputirte Geiftlihe und Aeltefte aus Holland, Seeland, DOftfriesland, 
Geldern , Frankfurt a M. u. a. vorläufige Beflimmungen über die 
Grundfäße der Presbyterial: Synodalverfaffung trafen, dem Rath ges 
mäß, den fie von den am Beſten organifirten reformirten Kirchen ein- 
geholt Hatten (de quibus apud optime reformatas ecclesias consultatum 
est) 4). Die zu weiterer Beſchlußnahme noch vorbehaltene Synode 
trat dann zu Emden am 4.— 14, Dctober 1571 zufammen ). An 
die Spike ftellte diefelbe den Grundfaß, daß die Kirchen und ihre 
Diener feinen Vorzug oder eine Herrichaft unter einander haben follen, 
wie dies in ähnlicher Weife ſchon die erfte franzöfifche Nationalfonode ®) 
und Die niederländifhe Synode v. 1. Mai 1564 7) als Fundamental— 
artifel aller Presbyterialkirchen ausgefprochen hatten. Indem damit 
jede Hierarchie zurückgewieſen wurde, jollte feineswegs die Unterordnung 
verworfen werden, welche der organiiche Zufammenhang mehrerer Ges 
meinden nothwendig erforderte. Daher bilden mehrere Gemeinden ein 
Quartier (Elafje), mehrere Quartiere eine Are, und mehrere 
Provinzen die Nationalfirhe. Die firhenregimentlihen Organe 
derfelben find die Eonfiftorien (Presbpterien), die Quartier- 
oder Glaffenconvente, die Provinzials und Generalſyno— 
den, welde in ftufenmweifer Folge als höhere Inſtanzen übereinander 
geftellt find. 

Die Emdener Synode, ald Vertreterin der Reformirten von Deutſch— 
land nebft Oftfriesland, der Niederlande und England, als der drei 
Provinzialfirhen des Gefammtverbandes, ordnete zugleich die Quar— 
tiere diefer Provinzen. Die (hier allein zu berüdfichtigende) erfte 
Provinz follte aus vier Quartieren befteben: 1) das pfäßziiche, 2) das 
jülich’iche, 3) das clevefche, 4) das Emdenfche, mit den Quartierftädten 
(Bororten) Heidelberg, Cöln, Wefel und Emden. 

Die Grundfäge über die Bildung diefer Organe lehnen fih an 
die auf der Grundlage der fchmweizertfhen Anordnungen weiter ent 
widelte Verfaſſung der franzöſiſchen Kirche, mit welcher man ſich wie 
in Geftaltung der äußeren Ordnungen auch im Befenntniß einig er: 
fannte. Die Synode von Emden beſchloß deßhalb die gleichzeitige 
Unterfohrift des niederländifchen Belenntniffes ®) und des franzöftfchen 


3) M. ſ. vorzüglib Kist, De Synoden der Nederlandsche Hervormde 
Kerken onder het Kruis 1563—1577, uit het N, Archief voor Kerkelyke Geschic- 
denis, D. IX, 113 f. 1849. Bergl. Lechler S. 130 f. 

4) S. oben $. 17. ©. 66. Anm. 10., f. auch Lechler S. 110. 

5) Bor. Anm. und Fehler S. 118 f. 

6) a. 1559. Mat. gener. art. 1 (bei Aymon, tous les synodes nationaux etc, 
[a la Haye 1710. 4.) I, 1.) und öfter wiederholt. 

7) Kista.a. O. p. 29. i 

8) Die confessio Belgiea (Niemeyer, collectio p. LIl f., 306 f. von 1561 
(eonfession de foy) war Philipp 11. und dem Kaifer Marimilian II. 1566 durch den 
Kurfürften Friedrich III. von der Pfalz zur Anerkennung überreicht (J.J. van Tooren- 
bergen, eene bladzyde uit de Geschiedenis der Nederlandsche Geloofsbelydnis. 
Grafenhaag 1862). 
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(ſ. $. 50 ©. 209) und die Benußung des Genfer wie des Heidelber- 
Katechismus, 

Die alfo feftgeftellte Verfaffung blieb bi8 zum Jahre 1609, im 
Einzelnen weiter durchgeführt und an sr, gewinnend, in ihren 
Grundlagen unverändert °) und auch fpäterhin bis zum Ende des 
18. Jahrb. ift das Weſentliche dDerfelben nicht umgeftaltet worden. Nach: 
dem die Zahl der Gemeinden fid bedeutend vermehrt hatte, nahmen 
die bisherigen Glaffen den Charakter von Provinzen an, für welche 
nun befondere Glaffen neu eingerichtet wurden und die Provinz Deutich- 
land am Niederrhein bildete eine eigene, von der niederländiichen 
Kirhe unabhängige Nationalfirhe. Die durch den außerordent- 
fihen Eonvent zu Düren am 17. Auguſt für die Reformirten tin 
Jülich, Eleve, Berg und den angehörigen Graf» und Herrfchaften vor- 
bereitete &eneralfvnodezu Duisburg am 7.— 10. Geptbr.d. J.“) 
wurde num der Mittelpunkt der mit einander verbundenen Provinzen 
Jülich mit 3 Claffen, Bera mit 4 (Elberfeld, Solingen, Düffeldorf, 
Mühlheim), Cleve mit 3 (Duisburg, Wefel, Eleve), Marf mit 4 
(Hamm, Unna-Gamen, Ruhr, Süderland), denen ſich dann noch die 
Gebiete von Gehmen, Mörs, Geldern, Nahen, Cöln, Wer— 
den, Ravensberg u. a. anſchloſſen ). Die Gemeinden hatten ihr 
Gonfiftorium (Presbyterium), gebildet von den Pfarrern und 
Aelteften, einzelne Dderfelben auch eine größere Vertretung '”). 
Die Elaffen fanden unter der Leitung eines Moderamens (In— 
fpector, Affeffor, Scriba) und verfammelten fih ordentlicher Weiſe eins 
mal jährlihd. Die Gemeinden waren dabei durch die Geiftlichen und 
je einen elteften vertreten. Dem Infpector als Präfes der Claſſe 
lag die Bifitation od. Auch die Brovinzialiynoden murden jähr- 
lid) einmal gehalten. Gigentlich follten diefelben durch Deputirte aller 
Gemeinden befucht werden, doch beicdränfte man ſich aud auf eine 
Vertretung der Glaffen durch Die Moderatoren und einige deputirte 
Geiftliche und Ueltefte. Die Generalfynoden famen alle drei Jahre 
zufammen,. Mitglieder derjelben waren Anfangs aus jeder Provinz 
vier Geiftliche und zwei Aeltefte, Doch wurden fpäter einige Aenderungen 
beliebt "). Auch die Provinzial» und Generalfunoden hatten ihre Mo- 
deramina, welche indeffen zur Behandlung der wichtigen Sachen außer 
der Zeit der Synode nicht für ausreichend gehalten wurden, weshalb 
bereits 1565 beichloffen wurde, daß aus jeder Provinzialfynode ein 
Deputirter zur Afliftenz dev Moderatoren der Generalfunoden gewählt 
werden jollte. Im J. 1668 wurde ferner beftimmt, daß beim Beginn 
der Provinzialfynode vier Moderatoren (Präfes, Affeffor, 2 Seribä) 
gewählt würden, damit jede Provinz einen Gommoderator habe und die 
Ausfertigung der Acten fchneller geſchehe. Demnach wurde 1689 ans 


9) Mit Nüdficht auf die einzelnen darüber ergangenen Verordnungen ift dies ber 
reits in den $$. 17. S. 65. lit. a. und 18. ©. 81. lit, a folg. nachgewiefen. 

10) 5. oben $. 17. S. 67. Anm. 14. 15. 

11) ©. $. 17.Kk. S. 75. 8. 18. S. 84 ff. b. c. d. f. 

12) ©. die Nachweiſungen in der deutſchen Zeitſchrift 1866. Nr. 25. S. 193 f., 
verb. unten 8. 66. 

13) Die Details find in meiner Geſch. IV, 3. für die einzelnen Gebiete ge— 
nauer dargeftellt. 
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erfannt, „daß ein Conventus Moderatorum Syn..Gen. eines ganzen 
Synodi provincialis Schluß cum cognilione causae aufheben möge; 
weilen ſolcher Conventus al® ein Collegium qualificatum den 
Synodum Gen. ex commissione repräfentiret, bis derſelbe wieder in 
pleno gehalten wird’ !. Bejchwerden gegen das Collegium qualific. 
Gen. gingen an die verfammelte Generalfynode jelbft ®), Für die 
Provinzen ftellte fich ebenfalld das Bedürfniß eines Collegium quali- 
fieatum heraus. Im 3. 1723 erfolgte deshalb eine Anregung von der 
Glaffe Eleve und 1735 wurde ihrvon der Prov.-Synode entiprochen. Dars 
nach jollte daffelbe aus den stehenden und abgeſtandenen Moderatoren 
zuſammengeſetzt fein und ihm in allzukritifhen Sachen nad Befinden: 
auc zwei Meltefte beigefügt werden. Im 3. 1739 wurden ihm nod) 
examina praeparatoria übertragen “). 


Im Kampfe gegen die römifch gefinnte Obrigkeit hatten die Reformir— 
ten in den aljo vereinigten Landen fich die Freiheit ihres Befenntniffes er— 
rungen und ihre freie VBerfaffung begründet. Nachdem aber jeit 1610, bez. 
1614 Gleve und Marfan Brandenburg, Jülich und Berg an Pfulz Neuburg 
gefallen, fongte das gleiche Bekenntniß der Landesherrſchaft mit den 
erfteren und der confeffionelle Gegenjaß bei den leßtern nicht ohne 
Einfluß auf die firchliche Verwaltung beider Gebiete bleiben. Obſchon 
die vier Provinzen in der kirchlichen Gommembration durdy die Generals 
ſynoden und fonft vereinigt blieben, das Regiment auch eigentlich den 
fonodalen Organen zugefichert war, jo mußte doch das Kirchenhoheits- 
recht (jus circa sacra), welches dem brandenburgifchen wie dem pfalz: 
neuburgiihen Haufe über ihre Landestheile zuftand, in Gleve-Marf 
um des fürftlihen evang. Belenntniffes willen eine Modiftcation ers 
leiden, welche fih in einer nah und nach erweiterten Theilnahme des 
Landesherrn an dem ſynodalen Kirchenregiment (jus sacrorum) an den 
Tag legte”), Nie konnte aber das Verhältniß des Staats zur Kirche 
in Gleves Mark zu einer ſolchen Bernichtung der Selbftitändigfeit der 
Kirche und einer derartigen Einverleibung in den Staatsorganismus 
führen, wie dies in den öftlichen Theilen des preuß. Staats der Fall 
war (f. $$. 23. 24). 

Bon den Reformirten ging die Presbyterialverfaffung auch auf 
die Zuthberaner in den rheiniſchen Gebieten über") Die 
Grundlage bildeten Presbyterien (Kirhenräthe, Kirchenge— 
richte) der Geiftlihen und Aelteften. An Cleve-Mark waren die 
Gemeinden gewiffer Kreife, gewöhnlich eines Amtsbezirks, zu einer 
Elaffe vereinigt, welhe Elafficalconvente bielten, zu denen die 


14) Meine Geſch. IV, 3, 142. 229. Dazu die Urkunden S. 1%. Nr. 56. 57. 
S. 264. 265. Nr. CVII., verb. S. 354. Nr. 79. 

15) Gen.⸗Syn. 1716. $. 63. a. a. D. Urk. S. 290. Nr. 234. 

16) Meine Gefh. a. a. O. ©. 248. 

17) Die fveciellere Darlequng diefer re j. m. in meiner Gef. a. a.O. 
$$. 30. 46. 62, insbef. wegen Abfaffung der K.=D. daf. $. 24. Ueber die neben 
den Synoden und deren Moderamen zu Cleve berindlihe fandesherrlihe Kir— 
hencommiffion j. m. auch den Beſchluß der Gen.» Syn. 1653. $. 17 in der 
Bonner Monatsichrift 1851. I, 243. 

18) lieber die wäh für die (utherifche Kirchenverfaffung f. m. oben $. 17. S. 68. 
Anm. 23 f. S, 83. $. 18. Anm. 16 f. 
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Geiftlihen und je ein Aelteſter jeder Gemeinde gefendet werden follten. 
Jährlich follte auch eine Synode (Conventus provincialis) von 
abgeordneten Geiftlihen und Nelteften, mit Stimmredyt, berufen wer: 
den. Gleve hatte nur 3 Claffen (Eleve, Wefel, Dinslaken), Mark 
zulegt (feit 1797) 7 (Gamen, Unna, Bochum, Hattingen, Wetter, Ifer- 
lohn, Lüdenſcheid). An der Spike der Glaffe fand der von der Pro- 
vinzialfynode auf je drei Jahre gewählte Subdelegat (Spectalin- 
jpector), die Provinzialiynode leitete neben zwei Affefforen und einem 
Scriba der gleichfalls auf drei Jahre erforene Generalinfpector. 


In Jülich-Berg bildeten die Lutheraner Anfangs drei Quars 
tiere (Elafjen) (Zülih, die Unter» und die Oberbergiiche), ipäter 
zwei Minifterien oder Infpectionen, indem die Glaffe Jülich 
dem Unterbergijchen verbunden wurde. An der Spike jedes Mini- 
fteriums fland ein (Anfangs lebenslänglich, fpäter auf oder 5 Jahre 
gewählter) Inſpector, von denen der eine ald Generals der andere 
als Specialinfpector fungirte. Erft 1704 erfolgte die Eintheilung 
in Glaffen, für das Unterbergifhe: Jülich, Lennep, Düffeldorf, für das 
Dberbergifhe: Miſeloh, Windel, Blanfenberg. Jede Glaffe erhielt 
einen Affeffor, der mit dem Senior den Glaffenconvent leitete. 
Die gemeinfame Synode beider Minifterien (Generalfynode) wurde 
in der Negel jährlich gehalten '%), doch eigentlih nur von Geiftlihen 
befuht. Im J. 1691 wurde bejchloffen, daß nad) dem Beifpiel des 
märfifhen Minifterii neben den geiftlichen Affefforen auch theils nobiles, 
theil8 literati zu Mitaſſeſſoren angenommen würden. Man wählte 
ſogleich drei und trug ihnen auf, ſo oft es nöthig wäre, den Conventen 
beizuwohnen; eine ſonſtige Theilnahme von Aelteſten an den Synoden 
findet ſich dagegen nicht und ſelbſt 1801 und 1802 wurde der Plan, 
Kirhenältefte in gemiffen Fällen zur Synode zu ſchicken „aus wichtigen 
Gründen‘‘ wieder abgelehnt). Die wiederholten Anträge, daß alle 
Lutheraner der rheiniichen Provinzen, wie die Reformirten, fich zu Generals 
ſynoden vereinigen möchten, gelangten nicht zur Vollziehung. 


$. 49. 


Die Presbyteriawerfaffung in den übrigen gebieten des 
preußifchen Staats. 


In andern Theilen von Rheinland Weftfalen fehlte e8 auch nicht 
an presbytertalen Einrichtungen, indeffen ftehen diefe ohne Ausnahme 
an Großartigfeit dem Organismus der Kirchen in den jülich » clevefchen 
Zanden nad und fommen mehrfach nicht über die erften Grundlagen 
der Presbpterialverfaffung hinaus. Bei den Lutberanern finden fich 
gewöhnlich Neltefte als Almofenpfleger und zur Mitwirfung bei Uebung 
der Disciplin unter dem Namen: Kirchengeſchworene, Kirchen» 


19) Im 3. 1678 war beftimmt, daß fünftig alternative ein Synodus specialis 
und im dritten Jahre ein Syn. generalis abwechfelnd im Ober- und lnterquartier 
zu halten fei (meine Gefh. a. a. O. ©. 196 a. E.). 


20) Meine Geſch. a. a. O. S. 108. 278. 
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fenioren, Synods(Send-)ihöffen, Genforen, Rügen: 
meifter u. a. '), von einer Theilnahme derfelben an Synoden ift ins 
deffen nicht die Rede. 

Mehr entmwidelt wurden die presbyterialen Elemente in der Kur: 
pfalz?) mit Kirchencollegien, Glaffenconventen und Generalfunoden, 
duch hatten auch bier die Aelteften feinen Antheil an den Synoden. 
Eben fo verhielt es fih mit der Presbyterialverfaffung, welche unter 
der Anregung von Naſſau im Verein mit Wittgenſtein, Solms 
und Wied 1586 definitiv feftgeftellt wurde, die Theilnahme der Aelteften 
aber auf die Elafficaleonvente befhränkte ). Zu einer kirchlichen Com— 
membration Diefer Landfchaften Fam es übrigens nicht. Auch in 
Teflenburg*) wurde feit 1588 die presbyteriale Ordnung einge: 
führt und unter Schwankungen bis zur Mitte des 18. Jahrh. aufrecht 
erhalten; wenigſtens hörten feitdem die Synoden auf. Die Teflen- 
burger Ordnung wurde auch auf Steinfurt, Rheda und Hohen> 
Limburg ausgedehnt’), In Lingen‘) wurde 1678 die Presbyterial— 
verfaffung nad) niederländifhem Mufter eingerichtet und fpäter wie in 
Teklenburg unter der preußifhen Verwaltung modificirt. Indem diefe 
weftfälifchen Presbyterialficchen dem für alle Reformirten des preußifchen 
Staats, mit Ausnahme von Eleve-Marf, am 10. Zuli 1713 gegründeten 
reformirten Kirhendirectorium untergeben wurden, auch die 
reformirte Inſpections-, Presbyterials, Glaffical-, Gymnaſien- und Schul: 
ordnung vom 24, October 1713, revidirt 1737”), für Diefelbe zur Ans 
wendung fam, geftaltete fih im Wefentlichen ihre Berfaffung fo, wie 
für die Reformirten der öftlichen Landestheile ®). 

Der Unterfchied der Drdnung von 1713 und der Presbpterial- 
verfaffung der Rheinlande befteht vorzüglich darin, Daß nach jener 
eigentlich nur die presbpteriale Bafls in der Gemeinde vollftindig vors 
handen ift, das ſynodale Element in der Claffe, Provinz u. f. w. da— 
gegen nicht zu rechter Entwidelung fommt, fondern daß das Kirchen— 
regiment des Landesherrn beftimmter ausgeprägt ift und ſich theils in 
den umfangreichen Reſervaten defjelben, theild in der Uebertragung 
anderer Gerechtſame auf das Kirchendirectorium, die Infpectoren und 
die mit * Regierungen verbundenen Conſiſtorien an den Tag legt 
(i. 8. 34). 

Jede Gemeinde hat ihr Presbyterium in der bergebradhten 
Weiſe aus den Predigern und Aelteften zufammengefegt. In gewiffen 
Diftricten bilden diefelben eine Elaffe, unter der Leitung von In— 
jpectoren, welche aber nicht aus der Wahl der Claſſe oder Synode, 


1) Minden 1530, Nieders Kapenellenbogen 1535, Wittgenftein 1555, Hüttenber 
1566. 1703, Solmss Braunfels 1582, Naffau 1570. 1617, Wild = Nheingraffcha 
1690 u.a. (meine Ilrk.- Samml. S. 505. 601. 528. 574. 581. 561. 56%. 596. 


2) S. $. 18. lit. p. 5. 92., verb. meine Geſch. a.a.D. 5.6795. Lechler 
2.0.8. S. 111 f., 222 f 

3) S. $. 17. lit. p. ©. 79. $. 18. lit. k. 1. 0. 89 ff. 

R S. 17. S. 74. lit. e. 

5) S. $. 17. ©. 74. 75. lit. g. h. i 

6) S. 17. ©. 74. lit. £. 

7) ©. $. 8. S. 28. Anm. 31. $. 17. S. 69. Anm. 37. 

8) Vergl. meine Darftellung in Dove’ 3. f. K.⸗R. II, 337 ff. 
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fondern des Kirchendirectorit und der Beftätiqung des Königs hervor: 
gehen. Zährlich wird in der Regel ein Elaflicalconvent gehalten, 
zu weldem an dem vom Inſpector bezeichneten Orte aus jeder Ge: 
meinde ein Pfarrer und Weltefter erfcheinen. Die nächte Aufgabe des 
Convents ift die Kirchen- und Schulvifitation des Orts der Zufammen: 
funft, außerdem die Berathung über den Zuftand der einzelnen Ges 
meinden und eine brüderlihe Genfur über alle Anwefenden. Dem 
Bedürfniffe nad foll dann auch alle Drei Jahre eine Provinztals 
funode gehalten werden, in welcher jedody nur die nfpectoren und 
einige deputirte Pfarrer Theil nehmen, 

Zur Berufung der Synode ift ed niemals gekommen, die Claſſical— 
convente fcheinen zum Theil gar nicht gehalten zu fein und gingen feit 
der Mitte des 18, Jahrh. ein), jo daß ald am 31. Juli 1789 die 
Berordn. von 1713, 1737 für Schlefien eingeführt wurde (ſ. oben 
S. 47T. Anm. 35), dies nur in der Beichränfung auf die Inſpections— 
und Presbyterialordnung gefchah. 

Bei den Lutheranern in den öftlihen Provinzen fehlte es auch 
feit der Reformation nicht an Organen in den Gemeinden zur Ber 
handlung firhliher Angelegenheiten und zur Unterfügung der Geift- 
lihen in ihrem Amte. Zum Theil bedurfte e8 nur der Gonfervirung 
und angemeffenen Fortbildung der ſchon in der römiſch-katholiſchen 
Kirche vorhandenen Einrichtungen (f. $. 46). Aus den Neltermännern 
gingen die Kirhenälteften, Kirchväter, Kirhenftief- (fliftungs-) 
väter, Kaftenberren, Kirhenproviforen, Kirhenjuraten 
u. a, ') hervor, theils zur Verwaltung der Kirchengüter (Kirchenkaften), 
theils zur Mitwirkung bei der Hebung der kirchlichen Disciplin. Das 
bei beftcht unverkennbar der Zufammenhang mit den älteren Kirchen- 
vifitationen und Sendgerichten, wie in den Gebetverhören und ähn— 
lichen Inftitutionen “). Auh an Synoden fehlte e8 nicht, jedoch 
ohne Theilnahme eigentlicher Nelteften ). Durch den überwiegenden 
Einfluß der Eonfiftorien und landesherrlichen weltlihen Behörden 
hörten dieſelben jedod früher oder fpäter faſt allgemein auf '*). 


M S. a. a. O. S. 34. 34. 

10) Im Herzogthum Preußen die K.-O. und andere Erlaſſe ſeit 1525 (im Ans 
bange zu meiner Gefch. I, 2.), die fog. Bifhofswahl (K.-O. 1567 — 1568) u.a.; 
in Pommern die K.=D. für Stralfund 1525 u.a., die K.⸗O. v. 1530, 1563; in 
Sachſen die Generals Artikel von 1557, K.⸗O. von 1580, Synudalderrete von 1624, 
1673 u. a.; in den Marfen die Viftt.=D. von 1573 u. a. 

11) S. meine Abhdl. über die ſogen. Gebetverhöre, in der deutfchen Zeitfchrift 
für hriftl. Wiffenfchaft 1855. Nr. 43 —45. 

12) Für Preußen ſ. m. die K.⸗D. von 1525 und die fih daran anfchließenden 
päteren Erlaffe (meine Gefch. der Quellen I, 2, 26 ff. nebit den dazu gehörigen Ur— 
unden); für die Marfen f. m. die Nachweifungen bei v. Mübler, Geſch. der Kirs 
henverf. S. 91. 92., vergl. oben $. 33. ©. 145; für Pommern außer den Erlaffen 
von 1541, 1543 u.a. die K.⸗O. von 1563, Statuten 1574 (Balıhasar, jus 
ecel. pastorale I, 101. Richter, Gef. der Kirchenverfaflung, S. 123 f.); für 
Sachſen f. m. die Mansfeld. Viſitat.-O. 1554, die ſächſiſchen Generals Artikel 1557. 
Ueber Schlefien ſ. m. 3.8. die K.D. von Liegnig 1542 (Richter, K.⸗O. 1, 361) 
und Pofen meine ng 1, 2, 267 ff. 

13) In Preußen feit 1577 (meine Geſch. I, 2, 59.), in den Marken feit dem 
Anfange des 17. Jahrh. (v. Mühler, vor Anın. cit.), in Pommern feit 1593 (Bal- 
thasar a. a. D. 1, 262. 203, vergl. oben $. 33. ©. 145. 146), in Sachfen dur 
die Ke⸗O. von 1580 u. ſ. w. 
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$. 50. 
Die Sranzöfifch - Reformirten *). 


Die 1555 zu Paris nah dem Mufter von Genf gegründete vefor- 
mirte Gemeinde wurde die Mutter der in wenigen Jahren Höchft um— 
fangreichen franzöfifchen Nationalkirche. Schon 1559 wurde eine Nationals 
ipnode gehalten, welche das Glaubensbefenntniß und die Kirchenvers 
faffung feſtſtellte. „La confession de foi“ den Grundfäßen 
Calvins gemäß wahrfcheinlich von deffen Schüler Chandieu, reform, 
Prediger zu Paris, verfaßt, wurde 1561 dem Könige Karl IX. über 
reicht und 1571 von Heinrich I, beftätigt. Im 3. 1562 wurde es 
ins Deutfche übertragen und von den franzöfiichen Gemeinden in Deutſch— 
land um fo mehr beibehalten, als c8 die Anerkennung der Synode 
zu Emden 1571 erhalten hatte‘). Nachdem die fiebente Nat.» Syn. 
von la Rochelle 1571 e8 aufd neue approbirt und die zu Zonneind 
1614 e8 einer erneuten Nevifion unterworfen hatte ?), wurde es in 
diefer legten Geftalt allgemein gebraucht ). Die Verfaffung wurde in 
Frankreih von Anfang an nad den Principien des Presbyterialfyftems 
confequent entwidelt. Die erfte Parifer Gemeinde erhielt fogleid) 
ihr Presbyterium (Consistoire) mit Aelteften und Diaconen (an- 
ciens et diacres)*) und in gleicher Weife jede feitdem gebildete 
neue Gemeinde. Die erfte Nationalfynode von 1559 wurde von Pre- 
digern und Melteften der an derfelben Theil nehmenden Gemeinden 
gebildet und auf diefer Synode die gefammte Verfaſſung (la dis- 
cipline ecclesiastique) beraten und geordnet. Dieje Discipline 
wurde zwar im Einzelnen ſpäter weiter entwidelt ’), die Ordnung felbft 
aber wurde ſtets im Ganzen unverändert in der Geftalt beibehalten, 
welche die Parifer Synode von 1559 genehm gefunden hatte °). Dar: 


*) Dergl. meine —— in Dove's 3. für K.-R. III, 303 f., 321 f. 
für Preußen und im Allgemeinen Lechler a. a. O. S. 64 j., 155 f. mit der dafelbft 
angeführten Literatur. 

1) Niemeyer, coll, conf. pag. XLVIII f., 327 f., f. $. 48. S. 203 a. €. 

2) Aymon, tous les synodes I, 98. 11, 7. 

3) So in Preußen nad) dem R. v. 9. Novbr. 1717 (Mylius 1, 1. Nr. XCVIII. 
‚deutfch), 9. Dechr. 1717 (a. a. D. VI. Anbang Nr. LXXXVIN. franzöfifch). 

4) Die Genfer Drdnung war dabei maaßgebend. S. Lechler a. a. O. S. 67. 


nm. 2, 

5) M. ſ. deshalb die Ueberſicht der einzelnen Bejchlüffe beit Aymon a. a. D. in 
der table alphabetique zu T. I und II u. d. W.: diseipline ecelesiastique. In 
Folge des Befchluffes der legten Nat.» Syn. zu Loudun von 1660 (chap. X. art. VII 
bei Aymon.a. a. D. II, 774) wurde eine revidirte Zufammenftellung der einzelnen 
Schlüffe vollzogen, diefe von den Gonfiftorien zu Saumur, Paris und La Rochelle 
geprüft und darauf von dem Prediger d’Huisseau in Saumur herausgegeben 1666 
a la Rochelle, wiederhoft a la Haye 1710. Nach dem letztern Abdruck ift die disci- 
pline am Ende des jechften Bandes von Mylius C.C.M. mitgetheilt, doch obne die 
in der Ausgabe von d’Huisseau jedem Artikel binzugefügten Auszüge aus den Acten 
der Synoden. . 

6) Eine Modification ift nur infofern erfolgt, als das Colloquium (Colloque), 
welches 1559 im Sinne von Synode provincial gefaßt ift, erft 1567 davon unters 
fhieden und 1572 als Mittelftufe zwifchen Consistoire und Synode prov. feftgeftellt 
ift (Syn. VI, à Vertueil a 1567. Avert. gen. art.30. Syn. VIIl a Nimes a, 1572. 
Observ, sur Ja conf, etc. art. 11. 18. 23 bi Aymon.a. a. O. I, 76. 114 f.). 
Vergl. auh Lechler a. a. O. S. 83. 


Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 14 
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nach bat jede Gemeinde ihr Consistoire. Die Gemeinden beſtimmter 
Diftricte bilden eine Glaffe (Colloque), welche durch deputirte Pre- 
diger und Ueltefte einmal jährlich auf einem Konvent (Colloque, Kreis» 
ſynode) zufammen tritt. Die abgeordneten Prediger und Aelteften der 
Gemeinden innerhalb einer Provinz verfammeln fih jährlich ein= oder 
zweimal auf einer Synode provincial und Deputirte der einzelnen 
Provinzen jährlich auf einer Synode national’), 

Dem Staate gegenüber) behauptete die Nationalfirhe ihre voll- 
ftändige Autonomie, indem fie zugleich gewiffenhaft darüber wachte, die 
Hoheit des Staats in feiner Weife zu verlegen, aber auch die Ver: 
mengung der beiden Regimente entſchieden verwarf. Die Synode von 
la Rochelle erflärte in Diefem Sinne 1571... „Notre confession rejette 
l’erreur ... de tous.., qui veulent abolir la discipline de l’Eglise, en 
la eonfondant avec le Gouvernement Civil et Politique des Magi- 
strats ..““) Anerkennung wurde der reformirten Kicche erft durch das 
Edict von Nantes am 13, April 1598 von Heinrich IV. gewährt; nad) 
deffen Tode 1610 begannen aber aufs neue Befchränfungen, fo daß 
die drei legten Nationalfynoden 1637, 1645 und 1660 nur mit Mühe 
gehalten werden fonnten. Die Verfolgungen wuchfen feitdem bis zur 
Aufhebung des Edictd von Nantes am 22. October 1685. Das Bes 
ftehen irgend einer proteft. Kirdye und Schule ward verboten und Die 
Auswanderung aller Geiftlichen befohlen. 

Bereitd früher hatte Churfürft Friedrih Wilhelm den bedrängten 
Glaubensgenofjen eine Zuflucht in Brandenburg angeboten und Diefe 
hatten in nicht geringer Zahl eine franzöjifhe Gemeinde in Berlin ge: 
gründet. Dem zu Fontainebleau von Ludwig XIV. unterzeichneten Edict 
ftellte fchon nach fieben Tagen der große Ehurfürft zu Potsdam als 
Gegen-Manifeft ein Edict gegenüber, durch welches er den franzöſiſchen 
Reformirten Brandenburg als ein neues Baterland eröffnete, in wel: 
chem fie Freiheit des Eultus genießen und in bürgerlicher und focialer 
Hinfiht nad) ihrer altwäterlichen Sitte jollten leben dürfen'). Nach $. 11 
des Ediets follten fie ihren Eultus üben „selon les conlumes et avec 
les m&mes ceremonies qui se sont parliquees jusques A present parmi 
eux en France‘. Dies declarirte der Erlaß vom 7. Dechr, 1689 
duch) Bezugnahme auf die discipline ecclesiastique, unter Vorbehalt 
der Rechte der Magiitrate und der Berufung von den Urtheilen der 
Consistoires an Die zu beftellenden franzöſ. Gommiffarien, unter der 
Direction der churfürftl. veformirten Staatsminifter und Des Landes: 
herrn felbft ''). Demgemäß erfolgte am 4. Mai 1694 die Einfegung 
der Commission ecelesiastique zur Behandlung der firchlichen 
Berlegungen und Streitigfeiten der Refugies, welche zum Nachtheil 


7) Die näheren Beftimmungen über diefen Organismus, auf deren Mittheilung 
ed bier nicht ankommt, finden fich in der discipline chap. 1. art. 30. 50. 53 — 56. 
chap. 5. art. 31. 32. chap. 8, art. 9. 10. 12. 14. chap. 9. art, 7. chap. 14, 
art. 33. 

8) S. Lechler a. a. O. S. 75. 85. 160 f. 

9) Mat. generales art 5 (Aymon |, 99). 

10) Das Edict v. 29. Det. 1685 bei Mylius C.C.M. Il, 1. Rr. 65 (deutſch). 
Vi. Anhang. Nr. 8 (franzöſiſch). 

11) Mylius a. a. ©. VI. Anhang Nr. 20. 


$. 50. Die Frangöfifchs Reformirten. 211 


der fürſtl. bijchöflichen Autorität und der Disciplin gereichen könnten 
(au prejudice de l’authorite Episcopale du S. S. E et du bon ordre 
establi par la Diseipline BEeclesiastique Frangoise) *), Durd Patent 
vom 26. Juli 1701 wurde die Kirchencommiſſton zu einem franzöf. 
DOberconfiftorium erhoben (TribunalEcclesiastique et Con- 
sistorial sur les Colonies Francoises) und Ddenfelben alle 
Kirchen und Eonfiftortalfachen in legter Inftanz überwiefen, fo weit die- 
jelben der König fich nicht ſelbſt —— hatte ). Damit war die reine 
Presbyterial» Synodalverfaffung der Franzöſiſch-Reformirten wefentlich 
modificirt,: indem das confiftoriale Element des landesherrlichen Epiffopats 
hinzu trat und das Oberconjiftorium die Stelle der früheren Synode ein- 
nahm. (Notre Consistoire Superieur Frangois, qui par plusieurs raisons, 
lient par rapport aux Eglises Francoises de Nos Etats, la place des 
Synodes) '), zugleich auch in jeder Provinz Infpectoren angefegt 
wurden, die indeffen dem Geifte der Disciplin entiprechend feinen 
weitern Borrang haben follten ®). 


Nur die presbyteriale Gemeindeordnung mit dem Consistoire 
blieb im Wefentlichen unverändert und geftaltete fih je nach den lokalen 
Bedürfniffen verfchieden. Als Mufter dienten dabei die für Berlin 
1791 zu Stande gefommenen Reglements '%). Die Conlession de foi 
und discipline blieben im Uebrigen in beftändiger Geltung (f. vorhin 
Anm. 3 und 5). 


$. 51. 


Die Preshyterial: Synodalverfaffung in Rheinland» Weflfaten feit dem 
Ende des 18. Jadrh. bis 1835. 


Bis zum Ausbruche der franzöftichen Revolution erhielt fih in den 
jülih=clevefhen Landen im Ganzen die bisherige Presbpterialver- 
fafjung, namentlich die Generalſynode der vereinigten Provingialficchen. 
Die legte (56ſte) Synode wurde 1793 zu Duisburg gehalten; 1794 
folgte die franzöflihe Dceupation des Niederrheind und die Löfung 
des firchlichen Verbandes der beiden Rheinufer. Schon vor der defini— 
tiven Abtretung der linfsrheinifchen deutſchen Länder wurde die fran- 
zöſiſche Verwaltung eingeführt '), dem inzwifchen aber in die größte 
Verwirrung gerathenen Kirchenwefen nur bie und da einigermaßen 
aufgebolfen. Eine neue allgemeine Ordnung wurde durdy die orgas 
nifchen Artikel vom 18. Germinal X (8. April 1802) begründet ?). 


12) Mylius a. a. O. 

13) Mylius a. a. O. 
13. Novbr. 1736 (a. a. O. 
copaux.“ 

14) Das cit. Negl. v. 1736. Art. 8. 
. 15) S. vor. Anm. und die Inftruction v. 23. Febr. 1737 (bei Mylius a. a.O 

r. 133). 

16) Das Nähere in der cit. Abbdl. bei Dove, ©. 326 f. 

1) Meine Geſch. a. a. DO. IV, 3, 777 f. . 

2) a. a. O. 771 f. (verb. Kehlera. a. D. ©. 238 f.), 780 f., 786 f. 

* 
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1, 1. Nr. 63 (deutfb). VI. Anhang Nr. 38 (franzöſiſch). 
I, 1. Nr. 68. VI. Anhang. Nr. 48. verb. Realem, vom 
vi. Anh, Nr. 131. art. 1. „sauf Nos droits Epis- 
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Die Reformirten haben hiernach Prediger, Localconfiftos 
rien und Synoden. Auf 6000 Seelen kommt eine Gonftitorial- 
firche, deren fünf eine Synode bilden. Das Localconfiftorium beftebt 
ans den Pfarrern und Nelteften (Notabeln, 6—12, aus den am höch— 
ften befteuerteu Hausvätern gewählt) und hat die Sorge für Erhal- 
tung der K.:D., die Berwaltung des Vermögens und der Armen: 
gelder. Zu den nicht gewöhnlichen Sigungen ift erft die Erlaubniß 
des Unterpräfeeten oder Maire einzuholen. Die Synode beftebt aus 
den Pfarrern und je einem Melteften jeder Gemeinde. Ihr Geſchäfts— 
kreis bezieht ih auf Eultus, Lehre und kirchliche Verwaltung, doch 
bedürfen ihre Beichlüffe der Beftätigung des Gouvernementd und nur 
mit deffen Gonfens fann fie fih auf Höcftens 6 Tage im Beifein 
eines Präfecten oder Unterpräfecten verfjammeln. Die Augsburg. 
Gonfejjionsverwandten haben außer den BPredigern und Lo— 
calconfiftorien, wie bei den Reformirten, Inſpectionen und 
Generalconfiftorien. Fünf Gonfiftortalficchen bilden eine In— 
fpection, für welche die Grundfäße über die reform. Synode im All 
gemeinen gelten, eben jo wie fir die Gen.»Gonfiftorien, deren Drei 
beftehen follten, zu Straßburg für den Ober» und Mittelrhein, zu 
Mainz für Das Departement der Saar und des Donnersberged, zu 
Cöln für das Rheins, Mofel» und Roer- Departement. 

Am rechten Rheinufer ?) erhielt fich unter der Fremdberrichaft die 
frühere Kirchenverfaffung im Allgemeinen unverändert, obſchon die 
funodalen Zufammenkünfte bisweilen unterbrochen wurden; doch ges 
wann bier die evangeliiche Kirche durch Ausdehnung auf Gebiete, von 
denen fie bisher arundjäglich ausgefchloffen war ®). 

Nachdem 1813 die franzöfiihe Macht überwunden war, trat eine 
proviforische Verwaltung von Generalgonvernements in den rheinijch- 
weftfäliichen Landen ein’). Durch diefelben wurde die vorgefundene 
fichlihe Berfaffung nicht alterirt, außer im Großherzogthum Berg, 
wo mit Nüdjicht darauf, daß das proteftant. Kirchenwejen feine ges 
hörige organische Verbindung mit dem Gouvernement gehabt, beſon— 
ders demjelben eine eigene Ober-Gentralbehörde gefehlt, 1814 für 
beide proteft. Gonfejionen ein DOberconfiftorium zu Düſſel— 
dorf errichtet wurde, gegen den Wunſch beider Mintjterien, welche fich 
vergebens um die Erhaltung ihrer hergebrachten Synodals und Pres- 
byterialverfaffung bemübten. Die Verfammlung der Glaffen und Sy— 
noden wurde gehemmt. 

In den 1814 — 1815 zur Nheinprovinz und Provinz Weftfalen 
vereinigten preußischen Befigungen beftanden folgende Berfaffungs 
formen: °) 1) die Presbyterial: Synodalverfaffung am rechten Rheins 
ufer, vornehmlich in der Grafihaft Mark; 2) die Goufiftorialverfaffung, 
zum Theil mit presbytertal organifirten Gemeinden; 3) die LKocalcon- 
fiftorien am linfen Rheinufer; 4) die dem confiftorialen Prineip im 


3) a. a. O. 5. 791 f. 

4) S. $. 17. S. 76. 78. lit. I. mn. $. 18. ©. 86. lit. e. 

5) Meine Gefh. a. a. O. S. 845 f. 
6) Die näheren Nachweifungen für alle einzelnen Zandfchaften ſ. m. in meiner 
Geſch. a. a. D., verb. oben $$. 17. 18. 
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Weſentlichen entſprechende 1814 getroffene Einrichtung im Bergiſchen. 
So wie die letztere, hatten auch die Localconſiſtorien noch nicht feſte 
Wurzeln ſchlagen können und die kaum zehnjährigen neuen Formen 
waren nicht mächtig genug geweſen, um die Anhänglichkeit an die ſeit 
Jahrhunderten von Geſchlecht zu Geſchlecht vererbte Presbyterialver— 
faſſung abzuſchwächen. Im Gegentheil, je mehr die organiſchen Ar— 
tikel durch die angeſtrebte Centraliſation, unter Vernichtung der Pres— 
byterien der einzelnen Gemeinden, und durch die verſuchte Aufhebung 
jeder Selbſtſtändigkeit der Kirche Mißfallen hervorgerufen, deſto leben— 
diger wurden die älteren Traditionen gepflegt und die Wünſche nach 
Herſtellung einer denſelben entſprechenden Verfaſſung der preußiſchen 
Regierung aufs Dringendſte ans Herz gelegt. Dieſe zu befriedigen 
war jedoch nicht möglich, indem die frühere Presbyterialordnung in 
Jülich-Berg auf dem Gegenſatze des römiſch-katholiſchen Bekenntniſſes 
des Landesherrn mit der evang. Kirche beruhte, auch überdies den 
durchaus veränderten Zeitwerhältniffen nicht mebr entiprach. Indem 
fich die Evangeliſchen der Rheinlande davon uüͤberzeugten von Seiten 
der Regierung aber auf die Verſchiedenheit dieſer Landestheile von 
den öſtlichen Provinzen nothwendig Rückſicht zu nehmen war, gelang 
endlich eine vorläufige Ausgleichung der beiderſeitigen Intereffen 9 
durch eine gemiſchte presbyterial-conſiſtoriale Verfaſſung 
für die ganze ge und Weftfalen in der Kirhenordnung 
vom 5. März 1835 (j. $. 19). 


8. 52. 


Die Presdyterial- Synodalerfaffung in Aheinland: Weftfalen feit 1835 
bis zur Hegenwarf. 


Auf den nad der 8.:D. von 1835 gehaltenen Kreis= uud Pros 
vinzialſynoden kamen die Differenzen zwiſchen dem, was durch das 
Geſetz gewährt war und was in den Wünſchen der Gemeinden lag, 
zu neuer Erwägung. Dieſelben bezogen ſich vornehmlich auf die gegen— 
ſeitige Stellung der landesherrlichen Kirchenbehörden und der Provin— 
zialſynode, auf die inneren Gemeindeverhältniſſe, namentlich die ſtatt 
der Cooptation nach dem Vorbilde bürgerlicher Berfaffungsformen ents 
lehnte Art der Repräjentation, auf die Nothwendigfeit jelbftftändiger 
firchlicher VBermögensverwaltung u. a.). Es erging deshalb auf An- 
ordnung des Königs das Min. Mefer. v. 30. April 1844 °), durch 
welches die Synoden aufgefordert wurden, bei ihren Berathungen über 
die K.O. das praktiſche Bedürfniß ſich zu vergegenwärtigen und ſtets 
auf die apoſtoliſche Grundlage im Zuſammenhange mit der geſchicht— 


7) Ueber die Umwandlung der bisherigen vier Fa a dur Berwals 
tung und Gefeßgebung f. m. meine Gefh. a. a. D. S. 861 N, Ueber die, wie im 
ganzen Staate, gebaltenen Kreid = und Provinzialfynoden daſ. S. 864. 866. 893 f. 
vergl. $. 53. S. 216. Anm, 6 

re . meine Gefch. IV, 3, 914. 915., vergl. das in der folg. Anm. cit. Reſer. 
von 1 

2) —X in der IV. rhein. Syn. S. 13 f. IV. weſtf. Syn. Fol. 6 f. 
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lihen Entwidelung der deutſch-evang. Kirche zurüdzubliden. Die in 
demfelben Jahre gehaltenen Provinzialfynoden unterzogen fich der Prüs 
fung mit größtem Eifer und famen zu dem Antrage, daß die in der 
firhlichen Verwaltung vorhandene territorialiftiihe Vermengung des 
Staatlichen und Kirhlichen aufgehoben, die Regierungen als Stauts- 
behörden auf das jus eirca sacra beichränft, die Conſiſtorien, das Mi— 
nifterium und der evang. Landesherr in Firchlicher Weife mit den 
Synoden verbunden würden. Die weitfäliiche Synode begehrte cine 
Gombination der Presbyterial- und Gonfiftorialverfaffung, die rheinifche 
eine principielle Verſchmelzung der leßteren mit der erfteren®). Eine 
theilweife Befriedigung erfolgte durch die V. v. 27. Juni 1845, da 
auch Die Synoden der öftlichen Provinzen aleiche Wünſche geäußert *), 
wegen der Reffortverhältniffe, eben fo wurde die Disciplinarordnung, 
welche die rhein. und weftf. Synode proponirt hatten, unterm 21. Juni 
-1844 und 20. Auguit 1847 genehmiat’). Die Enticheidung über Die 
Hauptſache, durch die inzwifchen 1846 gehaltene Berliner General: 
ſynode verzögert, erging durch Min +R. v. 2. Septbr. 1847 ablehnend 
und Fam erſt zur Publication, nachdem die fünfte Synode beider Pro- 
vinzen bereits gehalten waren. 

Nicht lange nachher traten die Ereigniſſe ein, welche zu einer er— 
neunten Erwägung der noch fehwebenden Fragen drängten. Darüber 
war man fi) jofort Klar, daß die rheiniſch-weſtfäl. Kirche auf anderen 
Grundlagen ruhe, als den VBorausfeßungen des Entwurfs zu einer 
Berordn., die Berufung einer Landesſynode betr. Das Moderamen 
der rhein. Prov. ‚Syn. erflürte fih in einer Vorftellung d. d. Wetzlar, 
13, Mai, Lennep, 16. Mai 1848 (Schmidtborn, Präfes; Wiesmann, 
Aſſeſſor) gegen den Eultusminifter entichieden ablebnend: „Wollte die 
rhein. Provinzialficche nach vorliegendem Gefeßesentwurf ihre Depus 
tirten zur Landesſynode wählen, fo müßte fie ihre bisherige Organi— 
fation fallen laſſen, womit fie felbft ihr Zodesurtheil ausfpräche “, und 
ähnlich viele andere aus beiden Provinzen. Das Ergebniß der num 
folgenden Gonferenzen und außerordentlichen, wie ordentlichen Synoden 
beider Provinzen war im MWefentlichen die Wiederholung der 1844 
geftellten Anträge, welche indeffen im Hinblick auf die für die ganze 
Landeskirche zu bewirkende Reorganiſation auch jetzt nicht genehm ge— 
funden wurden °). 

Einzelne, die Auseinanderfegung des Staats und der Kirche und 
Damit auch die Berfaffung der [eßteren berübrende Beichlüffe der bei: 
den Synoden, haben zwar inzwischen Die höhere Bertätiqung erhal: 
ten ?), zu Definitivem Abſchluſſe kann aber Diejfe ganze Angelegenheit 
erft dann gelangen, wenn auch Die öftlihen Provinzen ihre presbyte— 
rialen Synoden erbalten baben werden. | 


3) S. IV. rhein. Syn. $. 14 f., $$. 68. 69 und Anlage I. S. 273 5. IV. 
weftf. Syn. Fol. 6 f., 63 f. und Anlage IT. III. Fol. 6 f., 15 f. 

4) ©. $. 37. S. 163. Anm. 16 f. 

5) 111. rhein. Syn. S. 96. 97. IV. ©. 77 f. IV, weilf, Syn. S. 78 f. und 
Anlage V. S. 21 f., vergl. die Ergänzungen zu $. 120 der 8:0. bei Bluhme 
und Hagens. 

6) S. oben $. 19., verb. deutiche Zeitichr. 1854. Nr. 50 -52. 

7) Bei der Darftellung’des heutigen Nechtszuftandes ift darauf gebührende Nüds 
ficht genommen. 
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$. 53. 


Die Presdyterial= Synodalverfaffung in den öftlichen Provinzen feit dem 
Ende des 18. Jahrh. bis 1840. 


Zur Zeit der Abfaffung des Allg. Zandrechts befagen in den öſt— 
lihen Landestheilen die deutfch- und franzöfifch » Reformirten Presbys 
terien, die Zutheraner Kirchencollegia der Geiftlihen und Vorſteher. 
Spnoden hatten weder dieſe, noch jene und an die Stelle derfelben 
waren fchon lange nur die Kirchen» und Schulvifitationen getreten. Der 
Gedanfe einer vom Staate verfchiedenen felbftftändigen Kirche war 
beinahe dem Bewußtſein entjchwunden und die vollftändige Einverlei: 
bung der firhlichen Organe in den Staatsverband fonnte ohne Schwie: 
rigfeit vollzogen werden. Die große Noth, welche feit dem Anfange 
des jeßigen Jahrh. zur Herrichaft kam, drängte jedocd aufs neue zur 
Pflege der höheren Güter und zur eifrigeren Wahrnehmung der reli— 
giöſen und Firchlichen Intereſſen. Was früher wiederholt von Einzel: 
nen vergebens gefordert war, Die Betheiligung der Gemeinden an 
den Angelegenheiten der Kirche, wurde jeßt von allen, die damals 
ihre Stimme erhoben, als ein unumgänglices Bedürfniß bezeichnet '). 
Man befchränfte fich jedody bei den darüber gemachten Vorſchlägen 
rüdfihtlih der Gemeinden felbft auf die Bildung von Presbyterien; 
für die zugleich begehrten Synoden ſetzte man nur geiftliche Mitglie— 
der vorans?). Beiden Anträgen genügte die Cab.“O. vom 27. Mai 
1816 (ſ. $. 37. ©. 161. Anm. 3), weldye unterm 27. Novbr. dahin ergänzt 
wurde, daß die von den zu haltenden Kreis» und Provinzialfynoden 
gemachten Vorſchläge nad Ablauf von fünf Jahren von einer General: 
ſynode in Berlin berathen werden follten. 


Das Min. »Refer. v. 2. Januar 1817 brachte den Inhalt diefer 
föniglihen Erlaffe zu allgemeiner Kenntniß“) und beftimmte zugleich: 
„Da, wo foldhes noch nicht ftattfindet, ſoll in jedem Kirchfpiel ein 
Presbyterium oder Kirchencollegtum aus dem Geiftlihen und dem 
Patron bei PBatronatsfirhen und einigen Gemeindegliedern beftellt 


1) S. oben $. 36. S. 158. Anm. 19 ff. $. 37. 

2) Sp Schleiermacher in dem Entwurfe von 1808, Abfchn. II (Dove, 
Zeitihr. 1, 333 f.) mit allen übrigen. Im 3. 1817 erflärt derfelbe (über die für 
die proteft. Kirche des preuß. Staats einzurichtende Synodalverfaſſung S. 17, in den 
Werfen Abtb. I. B. 5. S. 218 f., 232): „Ja, ich würde es fehr zweckmäßig finden, 
wenn in der Folge — nicht von allen Gemeinden, denn das würde die Verfammlung 
zu zabfreich machen, aber abwechfelnd von einzelnen — auch auf den Synoden felbit 
Abgeordnete aus dem Collegium der Aelteften zugelaffen würden, um fich von dem 
Gange der Verhandlungen zu überzeugen, und um auf Befragen fowol über das, was 
ihre Gemeine bef. betrifft, Auskunft zu neben, als auch über andere in ibrem Bereich 
liegende Gegenftände ihre Meinung zu jagen.’ — ,,In der rbeinifhen Geiftfichfeit 
ift der Wunſch geäußert worden, die Synode möchte zu gleichen Theilen aus Pfarrern 
und Gemeineälteften zufammengefeßt werden. Das dürfte aber bei und zu viel fein 
und große Schwierigkeiten haben.‘ — Bon einer eigentlich presbuterialen Spnodalz 
verfaffung ift Schleiermacher noch gang fern; ihm lag zunächft nur daran, daß übers 
haupt erſt Synoden wieder ind Leben treten möchten. 

3) v. Kamp, Ann. 1, 1, 126. Vogt I, 188, 206. 
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werden, welche das Wohl und die Gerechtfame der Kirche wahrzuneh- 
men haben.‘ Dieje Anordnung, durch melde der Geſchäftskreis der 
bisherigen Kirchencollegia nicht mehr auf die Verwaltung der äußeren 
Rechte der Kirchengefellihaft befchränft *%) blieb, wurde indeffen nicht 
allgemein befolgt, indem nad wie vor die inneren firhlichen Ange: 
legenheiten vielfach nur Sache der Pfarrer blieben, und ſelbſt da, wo 
wirklich Presbyterien a" Stande gefommen, verfielen fie wieder, weil 
fie eben nur vereinzelt begründet und nicht organiſch der Kirchenver- 
faffung einverleibt wurden. Der Mangel der Kreisfunoden, als einer 
aus den Presbyterien hervorgegangenen und über ihnen flehenden Ins 
ftanz, zog ihr Hinfiechen nad) fich. 

Die 1808 erfolgte Anregung der Herftellung der Synoden mar 
nicht ohne Frucht geblieben und hatte 1812 einen von der Regierung 
zu Breslau ausgearbeiteten Entwurf einer Synodalordnung veranlaßt, 
welcher den übrigen Regierungen zur Begutachtung mitgetheilt wurde °), 
indeffen nicht zur Einführung gelangte. Den Anordnungen von 1816 
gemäß folgten 1817 und 1818 Kreisſynoden, denen Die Regie— 
rung im erften Jahre einen: Entwurf der Synodalordnung für 
den Kirchenverein beider evang. Gonfeffionen im preuß. Staate: zur 
Berathbung und Begutachtung mittheilte. Daffelbe geſchah im zweiten 
Jahre mit einer: Anleitung zum Entwurf der Kirhenordnung. 
Nachdem im ganzen Staate diefe Verfammlungen gebalten waren $ 
traten 1819 die Provinzialivnoden der Superintendenten’) 
ufammen, um die beiden Entwürfe und die Vorſchläge der Kreis» 
ee einer abermaligen Prüfung zu unterwerfen. Die zum Theil 
auf denfelben geäußerten Anfichten, welche fid) einem conjequenten 
Presbyterianismus näherten und dem laudesherrlihen Kirchenregiment 
Eintrag thaten ®), Die noch immer von einflußreihen Staatsmännern 


4) U. L.⸗-R. 11, 11. $. 157. 

5) v. Mübler, Gefh. S. 301 f., meine Geſch. I, 2, 217. Anm. — Auch 
von Schleiermacher wurde der Entwurf new redigirt dem Minifterium überreicht. 
> R 5 chte , in der Einfeit. zu den Verhandlungen der preuß. Generalſynode. Leipzig 
1847. ©. 3. 

6) Wegen der Marken f. m. v. Mübler a. a. O. S. 327 f. Ueber den Ent— 
wurf der Spn.=D. erflärte fich in eingehender Weile Schleiermader in einem 
Nachtrage zu der Anm. 2 cit. Schrift, S. 54 f., in den Werfen a. a. D. ©. 264 f. 
— lieber Preußen meine Gef. I, 2, 218. — Ueber Schlefienf. m. den Er: 
faß des Conſ. v. 12. Septbr. 1317 und den Bericht über die Synoden von 1817 
nebft dem Entwurf der Shpn.=D. bei Gaß, Jahrbuch des prot. Kirchen und Schuls 
wefens von und für Schlefien. B. I (Breslau 1818). 9.289— 428 ; desgl. den Erlaß 
des Conſ. v. 24. Septbr. 1818, den Entwurf der K.⸗O. und den Bericht über die 
Synoden von 1818 bei Gap, B. II (Bresfau 1819). S. 218—400. — lieber 
Sachſen die Grlaffe des Conſ. v. 12. Auguft und 7. Det. 1817 (A.-B. Magdeb, 
S. 39. 475) nebft Entwurf der Syn.-O. bei Haupt, Handbuch 3, 649 f. Kire. 
v. 7. Aug. 1818 (a. a. O. 3, 668 f.) und Anleitung zur 8.=D. (a. a. O. 2, 140f.). 
Beide Aftenftüce find auch in den rbein. und weſtf. Verhandlungen der Prov. = Spnoden 
von 1818 und 1819 abgedruckt (f. meine Geſch. IV, 3, 864. Anm. 23a, 897. 
Anm. 119). 

7) Diefe Synoden wurden mit theilweifer Rückſicht auf die früheren Zerritoriale 
verbältnifje gebalten. So aefondert in der Marf und Niederlaufig, im —— 
Magdeburg, Sachſen (Wittenberg), Fürſtenthum Erfurt und Zubehör, in Schleſien, 
der Oberlauſitz u. a. 
== 2 Mühler a. a. D. S. 328. Dove, in der Zeitfchrift für K.eR. 2, 
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pertheidigten territorialiftifchen Anfhauungen, welche in jeder jelbft- 
ftändigen Regung der Kirche ein Wiederaufleben der Hierarchie er: 
bliten ?) und die Beforgniffe vor dem Einfluffe firchlicher Vertretungen 
in Synoden auf die Entwickelung der politifchen Repräfentation ') 
benimten den weitern Fortgang Ddiefer Angelegenheit. Die mehr und 
mehr durchdringende Ueberzeugung, daß von Geiftlichen allein gebildete 
Synoden nicht ein dem Geift der evang. Kirche entfprechendes Organ 
feien "), Fonnte auch das Kirchenregiment nicht ignoriren. In der 
Gab.-D. vom 9. April 1822 beftimmte daher auch der König noch, 
daß die im Ausfiht genommene Generalſynode „eine Verſamm— 
fung der angefebenften evang. Geiftlihen aus allen Provinzen mit 
einer angemeffenen Anzahl von zwedmäßig ausgewählten Männern 
weltlichen Standes, von beiden Glaubensbefenntniffen, zur Berathung 
über alle dahin gehörigen, das Heil der evang. Kirche betreffenden 
Gegenſtände und vorzüglich zum Entwurf einer Unionsurfunde‘ fein 
folle. Der Vorgang Baierns und Badens'*) ift Dabei unverfennbar vor 
Banden; indeffen wußte der Könta die Union in amderer Weiſe zu 
fördern und ließ aus den obigen Gründen weder eine Generaljunode 
berufen, noch überhaupt das Synodalinftitut weiterhin pflegen. Eben 
fo wie die Presbyterien nahmen daher auch die Kreisſynoden meiftens 
ein Ende oder wurden durch Predigerconferenzen erfeßt. So 
in der Provinz Preußen, wo indeffen wegen vorgefallener Mißbräuce “) 
1833 die fernere Beranftaltung derjelben von der befonderen Erlaub: 
niß des Gonjiftorii abhängig gemacht und zugleich die Fortdauer und 
zwedmäßige Haltung der Synoden dringend empfohlen wurde “). Am 
J. 1834 wurden die Gonferenzen ganz unterfagt, das Halten "der 
Synoden angeordnet (am 31. März d. 3.) und feitdem in der ganzen 
Provinz wieder jährlich berufen ei dom Gonfiftorium geregelt "). 


Aud in anderen Provinzen drängte das Bedürfniß zu ähnlicher 
Bereinigung der Geiftlihen. So wurden mit Genehmigung des 


92) M. f. z. B. v. Bülow (D.:Präf. von Sachen) über die gegenwärtigen Vers 
gättnke des chriftl. ev. Kirchenweſens in Deutfchland, bef. in Bes. auf den preuß. 
Staat. Magdeb. 1818, bei. S. sr 

10) S. v. Mühler a. a. D. S. 330 f. 

11) Schon auf den 1817 — Kreisſynoden wurde das bie und da ges 
äußert (Gaß, Jahrbuch 1, 354 — 356). Daß man in Rheinland und MWeftfalen dies 
befonders farf betonte, ift felbftverftändlih. M. f. vornehmlich: die Verhandlungen 
der weftfäl. Prov.= Synode. Eſſen 1819. Fol. 

12) Lechler, Gefch. der Presbpterialverf. S. 274 f. 

13) S. die Andeutungen in dem Art, Schönberr, in Herzog's prot. Enchelos 
pädie 13, "612. 

14) S. Circ. des Gonf. vom 30. Aug. 1833, in meiner Geſch. 1, 2. Urk. 
Nr. CIV. 

15) S. meine Geſch. I, S. 219; die Circ. v. 20. Mai 1835, 20. Dechr. 
1837, daſelbſt ar Nr. CIX, oxıX ‚ vergl. auch Lebenszeichen der altpreuß. Kirche, 
in der Evang. K.»Zeit. 1841. Nr. 27., verb. Beitrag zur Kenntniſ des Standes der 
geiſtl. Sunoden in der — Preußen, in der Alla. 8.3. 1841. Nr. 141. mit 
dem Circ. des Conſ. v. 8. April 1840. Die fpätern Seneralbefcheide - * ar 
die zung. gr in den beiden cit. R.« 3. mitgetbeilt (m. |. z. B. Ev. 8.:3. 

0. 58. 75. A. 8.:3. 1845. n. 139 u. a.). 


, 
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Minifteriums in der Provinz Poſen die Predigerconferenzen einges 
führt n im Negierungs » Bezirf Bromberg feit, 1835, Poſen feit 
1838 '°). 


$. 54. 


Die Presbyterial: Synodalverfaffung in den öftlichen Provinzen 
feit 1840 his zur gegenwarf. 


Gleich nah dem Antritt jeiner Regierung machte Friedrih Wil: 
beim IV. es zu einer feiner wichtigften Aufgaben, die feit 1817 ver 
juchte, aber nicht bewirkte Belebung der evangelifhen Gemeinden ins 
Werk zu jegen. In dem Gircular vom 10. Juli 1843 erffärte darüber 
der Eultusminifter Eichhorn '): „Des Königs Maj. haben bereits vor 
längerer Zeit über den ungünftigen Zuftand ſich zu Außern gerubt, in 
welchem Das kirchliche Gemeindeweſen ...... der evang. Landeskirche 
ſich befindet, und zugleich auch zur Einreichung ſolcher Vorſchläge auf 
gefordert, die geeignet fein möchten, den betreffenden Mängeln und 
Uebelſtänden abzuhelfen“. Einſehend, daß „eine gründliche Abhülfe .... 
von der allgemeinen Anerkennung des Uebels und von der Vereinigung 
gemeinfamer Kräfte, befonders aber von den Gemeinden ausgehen 
muß’, empfahl der Mintfter dem Könige die Einführung einer pres— 
byterialen Synodalverfaflung. „Die Synoden, wenn auch zur Zeit 
nur aus geiftlihen Mitgliedern beftebend, find vornehmlich 
als diejenigen firchlichen Organe zu betrachten, von welchen die Vor: 
ſchläge für eine beffere Geftaltung und Entwidelung der kirchlichen Ber: 
hältniſſe zunschtt angeregt und entwidelt werden können”. Unter Zu: 
ftimmung des Königs erfolgte daher auförderft die Berufung der Kreide 
ſynoden der (Civil- und Militär-) Geiftlihen, nad ihren 
Superintendenturbezirfen, unter dem Borfiße und der Leitung ihrer 
Ephoren. Die Protofolle der im Auguſt 1843 gehaltenen Synoden ?) 
wurden mittelit Reſer. des Minifterd vom 21. Septbr. 1844 den 
Generaliuperintendenten der ſechs öftlichen Provinzen übermwiefen °), um 
die von jenen Berfammlungen in Beziehung auf wahrgenommene Be: 
dDürfniffe gemachten Anträge und Vorſchläge, fo wie andere praftifch 
wichtige firchliche Gegenſtände vom Standpunkte der provinziellen Ins 
tereffen einer erneuten fynodalen Berathung zu unterwerfen. Demnad 
wurden im Novbr. und Dechr. 1844 die Provinzialſynoden ge 
haften. Unter dem Borfiße des Generalfuperintendenten beftand Die 
Synode aus einem Mitgliede der betr. theologifhen Facultät, den 
Superintendenten mit Einjchluß des Militär» Oberpredigers und einem 


— — — — 


16) Vergl. den Bericht in den theolog.-kirchlichen Annalen von Hahn I, 1 
(Breslau 1842). S. 62 f. 

1) In den Protofolfen der im 3. 3844 abachaltenen Provinzialfonoden (Berlin 
1845 Fol.). S. VII f., auch in der Einleit. zu den Verhandlungen der preuß. Gen.⸗ 
Syn. von Richter. S. 25 f. 

2) S. AJufammenftellung der qautachtlichen Anträge und — — Ver⸗ 


handlungen der Kreisſynoden, in den Protokollen der Prov.-Syn. ©. 
3) ©. die cit. Protokolle der Prop.-Syn. IX 
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aus jeder Ephorie von fümmtlihen Predigern derjelben gemähblten 
Geiftlichen. 

Die 1845 durh den Drud veröffentlichten Protofolle der Pro: 
vinzialfynoden gaben den erfrenlichen Beweis von der in leßter Zeit 
wejentlic geförderten Cinficht diefer Verfammlungen, nicht minder von 
dem befonnenen Beftreben, der Kirche zu einer ſolchen Selbftftändig« 
feit zu verbelfen, welche eben fo wohl die Nechte des Staats und des 
evang. Zandesherru unverfürzt ließe, als den Gemeinden die ihnen 
bisher noch nicht gewordene Mitwirfung an den Angelegenheiten der 
Kirche gemähren könnte. Faft allgemein gingen die Borichläge dahin, 
die Landesfircbe in presbyterial-ſynodaler Draganifation in der Haupt: 
fache fo zu geftalten, wie dies in Rheinland-Weſtfalen der Fall fei, 
jedoch mit denjenigen Modificationen, welche durch die Eigenthümlich— 
feiten der einzelnen Provinzen geboten fehienen *). 

Das Verlangen nach einer Presbyterial-Synodalverfaffung wurde 
jegt immer allgemeiner und ging aus den kirchlichen Kreifen auch in 
die weltlichen über. Man hoffte auf einen Abjchluß durch eine Landes» 
funode und dahin zielten die Anträge der Provinzial: Landtage von 
Preußen, Sachſen und Schlefien, welche den König mit der Bitte an— 
gingen, eine jolche Synode unter Zuziehung von Nichtgeiftlichen halten 
zu laffen. Sie wurden indeffen dahin beſchieden, der König fei ent: 
ichloffen „Anträge über Geftaltung und Berfaffung der evang. Kirche 
nur von den firhliden Organen entgegen zu nehmen. — Zu weiteren 
Verhandlungen mit den Provinzialftinden eignen fid) dieſe Anträge 
nicht, weil die Angelegenheiten der evang. Kirche den Beratbungen 
der ohne Rückſicht auf das Bekenntniß zu der einen oder andern chrift- 
lihen Gonfeffion zufammengefegten ftändifchen Berfammlungen nicht 
unterliegen dürfen “ °). 

Der Entſchluß, auch eine Landesſynode zu berufen, fand inzwifchen 
bereit8 feit. Auf Grund einer Cab.O. vom 20, März 1846 erging 
der öffentliche Erlaß des Minifters vom T. Mai‘), in welchem es 
unter andern beißt: „— Der Gang diejer Entwidelung ift in diefem 
Mege jo weit fortgeichritten, daß gegenwärtig Die Berufung einer 
allgemeinen Landesſynode als den Schluß ſich berausftellt, durch 
welchen die aus den untern kirchlichen Kreiſen heraufgeſtiegene Be⸗ 
rathung in ein Reſultat zufammengefaßt, und der Weisheit des oberſten 
Schutz- und Schirmberen der Kirche anheimgeftellt werden fann. Des 
Königs Maj. haben bereits bei verfchiedenen Gelegenheiten, und zuleßt 
in den Landtagsabjbieden des vorigen Jahres, dieſe Ihre Allerh. Ins 
tention audzufprechen gerubt. Gegenwärtig ift Die definitive Allerh. 
Enticheidung erfolgt, und der Zufammentritt einer evang. Gen.-Syn. 
für Die ganze Monarchie wird unter dem Vorfiße des Minifters der 
geiftl. Angel. zu Pfinaften d. J. in der Hauptlladt des Landes ftatt- 





4) M. f. die aedrängte Weberfiht der Verhandlungen der Prov. » Synoden über 


diefen Segenftand, in den Verhandlungen der evang. Gen.-Syn. (Berlin 1846) II, 
106 f N 


5) Neunter Landtagsabichied v. 27. Dechr. 1845 für Preußen II, 6., Sachſen 
11, 7., Schlefien 11, 6., in der preuß. allg. Zeit. 1845. n. 362. 1846. n. 1. 5. 
6) Berhandl. der Gen. Syn. S.1f. Richter a. a. O. S. 30 f. 
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finden —. An der Gen.-Syn. werden Theil nehmen 1) an geiftf. 
Mitaliedern: füämmtliche Gen. = Superintendenten, der Viee-Gen.-Sup. 
der Nheinproving und der ftellvertretende Gen.-Sup. des Markgraf— 
thums Niederlaufiß, der Biſchof Eylert, die vier Hof- uud Domprediger 
und der Feldpropft ..., Die ſechs Aſſeſſoren und die ſechs Seribä der 
legten Prov.- Syn. in den öftlichen Provinzen, die beiden Präfides 
und die beiden Affefforen der rhein. und der weftf. Prov.:Syn., ſechs 
Profefforen der Theologie von den ſechs Landesuniverfitäten; 2) an 
weltlichen Mitgliedern: die acht Präfidenten der Prov. » Eonfiftorien, 
ſechs evang. Profeſſoren des Rechts .... und aus jeder der acht Pro— 
vinzen noch drei Laienmitglieder (nad) näber beftimmtem Modus ges 
wählt) —. Die Gen.-Syn. wird hiernad ans 75 Mitgliedern, und 
* möglichſt zu gleichen Theilen aus geiſtlichen und weltlichen be— 
ehen“. 

Die Generalſynode wurde vom 2. Juni bis 29. Auguſt 1848 
—— und berieth die wichtigſten Angelegenheiten der Landeskirche. 
on ihren 56 Sigungen bezogen fid 16 ausfchliegend auf die Kirchen» 
verfaffung, für welche die Synode im Wefentlihen zu denſelben Ans 
trägen Fam, welche bereits die Mehrheit der Provinztalfynoden befür— 
wortet hatte”). Am die Selbftitändigfeit der Kirche herbeizuführen 
bedurfte es hiernach einer zweifachen Maaßregel, der Löfung der Bande, 
durch welche der Staat die Kirche hemmte, und der Gründung Der 
Drgane, mittelft deren die Kirche ſich felbft verwalten fonnte. Zu dem 
Zwed hatte die Gen.-Syn. die Stiftung eines vom Eultusminifterium 
unabhängigen Obereonfiftoriums und zur Grundlage für die Synode 
die möglichft baldige Einführung einer neuen firchlichen Gemeinde: 
verfaffung vorgeſchlagen ). Mit dem erftern war kaum der Anfang 
gemacht (20. Januar 1848), als in Folge der eingetretenen politijchen 
——— die Wiederaufhebung ausgeſprochen wurde (15. April 
d. %.)°). Den hierauf folgenden Bemühungen der evang. Landeskirche 
durch eine vom landesherrlichen Kirchenregiment abſtrahirende, aus 
Urwahlen ohne kirchliche Qualification zu begründende co nftitnirend e 
Landesſynode zur Selbſtſtändigkeit zu verhelfen, ſetzte die Verf.⸗ 
Urkunde vom 5. Dechr. 1848 cin Ziel. Unterm 15. Januar 1849 
erforderte der Gultusminifter von Behörden und Sachverftändigen „Guts 


7) Indem vorbehalten bfeiben muß, bei den einzelnen Materien auf die Verbands 
(ungen und Bejchlüffe der Gen. Syn. gebührende Nücficht zu nehmen, genügt es an 
diefer Stelle auf den amtlichen Abdruck 1, 361 ff., 11, 103 f. und Richter a. a. O. 
S. 469 f. binzuweifen, wo ſich die beir. Denkſchrift, Entwürfe und Verhandlungen 
ſelbſt, dort vollſtändig, hier in ausführlichen Auszügen vorfinden. Der Entwurf der 
Verfafjung, wie er aus den Beratbungen der Synode hervorgegangen ift, bei Richter 
a.a. D. ©. 553 f. Bon anderweitiger Literatur über die Gen. Spn. |. m. außer 
den vielen Abbandl. in 8.3. u.f. w. befonderö J. Müller, die erfte Gen.» Syn. 
u. ſ. w. Breslau 1847. Lücke, über die erfte Sen.» Syn. u.f.w. Götting. 1847 
(aus den Gött. gel. Anz. n. 114— 120). Krüger, Berichte u.f.w., Weiß, die 
Generalſynode. — 

8) Verbandl. der Gen. » Syn. 5. 591. 607. 


9) Vergl. oben $. 24. S. 113. Anm. 3 f., $. 37. S. 164. Anm. 19 f., wo 
auch die näberen Nachweilungen über die Beftrebungen für die conftituirende Zanz 
hell Ant einer, und die Begründung des ev. D. » Kirchenrathbs anderer Seits mitges 
tbeilt find. 
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achten über die Maaßregeln, deren es bedürfe, um der evang. Kirche 
auf dem rechtlihen Wege zu einer Berfaffung zu verhelfen, welche ihr 
jowohl eine Vertretung ihrer Rechte und ihres Antereffes gegenüber 
dem Staate und den übrigen Religionsgejellichaften, als eine felbfts 
fländige Leitung ihrer Angelegenheiten fichert“ "). Die (19) Gut- 
achten ") ſtimmen übrigens darın überein, Daß eine der rhein. «weft. 
K.:D. und dem von der Gen.:Syn. vorgefhlagenen Entwurfe der 
Kirchenverfaffung entjprechende proviforifche Gemeindeordnung erlaſſen 
werden möchte, auf deren Bafis dann die höheren Stufen der Synoden 
bi3 zur Landesſynode ind Leben gerufen werden fönnten. Das Kirchen- 
regiment folgte dieſem Rath, zugleich mit der ebenfalls für nothwendig 
erklärten Einrichtung einer vom geiftlihen Minifterium unabhängigen 
höchſten Kirchenbehörde (evang. O.-Kirchenrath). So erichien der: 
Aller. Erlag vom 29. Juni 1850, betr. Die Grundzüge einer 
Gemeindeordnung für die ev. Kirchengemeinden der dft- 
lihen Provinzen und die Einfeßung des Ev. O.⸗K.-Raths nebft 
Reffort-Reglement für die ev. Kirchenverwaltung nebft den dazu gehörigen 
Aktenſtücken *). 

Von zwei Seiten her fanden die Grundzüge heftigen Widerſpruch. 
Bon der einen tadelte man die Oetroyirung einer Anordnung durch 
das bisherige Kirchenregiment, dem nach der Verfaſſung nichts weiter 
zuſtehe, als das Wahlgefeh zu einer conftitwirenden Landesfynode zu 
erlaffen, welcher es obliege eine neue Berfaffung zu beichliegen. Die 
Anhänger Ddiejer Auficht leiten mit Unrecht aus der Verf. Urf. Die 
fünftige Unzuläffigkeit des Inndesherrlichen Kirchenregiments her “) und 
behaupten durchaus irrig eine Einfeitigkeit des Verfahrens des Regi— 
ments, während doch Ddaffelbe nur den Wünjchen und Ratbichlägen 
Gehör gab, welche ſeit Decennien von den legitimen Vertretern der 
Kirche und zahllofen urtheilsfühigen Freunden derfelben ausgefprochen 
waren =), Mährend das Regiment durch die Grundzüge eine an die 
vorhandenen Einrichtungen ſich anlehnende presbyteriale Grundlage für 
die Synodalverfaffung zu gewinnen beftrebt ift, wollen die Gegner mit 
einem die ganze Vergangenheit der Kirche ignorirenden Schritte den 
Anfang machen, den unzweifelhaft.der Vorwurf der Einfeitigkeit treffen 
würde, da gleich nach dem Auftauchen dieſes Gedanfens von den ver: 
fchiedenften Seiten gegen denfelben Proteit erhoben wurde. Der 
gegnerifhe Vorwurf verliert eigentlich jedes Fundament, wenn noch 


10) Der minifterielle Erlaß und die demfelben zugefügte: Denkfchrift, die in Bes 
treff der Einfeitungen zur Xortbildung der ev. Kirchenverfaffung an das Min. der ©. 
A. gelangten Antr. und Erklärungen betr.: finden fich im Eingange der in folg. Ann. 
eit. Schrift. 

11) Amtliche Gutachten, die Verfaffung der ev. Kirche in Preußen betr. Im 
Auftrage zum Druck befördert durch Dr. 2. Richter. Berlin und Leipzig 1849. 

12) S. G.⸗S. 5. 343. Gin amtlicher Abdruck erfchien ſogleich. Berlin 1850 
bei Deder, wiederholt in den Aftenft. des O.⸗K.-R. H. 1. und öfter. S. auch 
Vogt, K.:R. 1, 15 f. 2, 225 f. 

13) Vergl. darüber die Ausführung in $. 24. 

13a) So erklärt ſich auch die fpätere Mebereinftimmung der Gemeindefirchenräthe 
und Spnoden mit den Schritten des Kirchenregiments und die Berwerfung der ent— 
gegenftehenden Anträge (ſ. $. 24. 5. 118. Anm. 18). 
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dies erwogen wird, daß die Grundzüge nur als provijorifche gegeben 
und ihre Annahme den Gemeinden frei geftellt wurde '*). 

Bon der andern Seite wurden Bedenken confefftoneller und poli— 
tifcher Art geltend gemadht. Das Bekeuntniß der einzelnen Gemeinde 
werde durch Beförderung einer indifferenten Union in Frage geftellt, das 
firhlidde Amt, dem es allein zuftebe Seeljorge in der Gemeinde zu 
üben, werde durch die Zuziehung von Nichtgeiftlichen beeinträchtigt, 
überhaupt werde die Herrfchaft der Maffen, die Demofratie befördert. 
Die Widerlegung dieſer Anſchanung konnte eigentlich leicht erfolgen: 
denn in dem nach den Grundzügen für jede einzelne Gemeinde ent— 
worfenen Localftatute follte der Befenntnißftand jeder Gemeinde fiher 
geftellt werden ®). Die angebliche Beforgniß vor der Geführdung des 
geiftfichen Amts war nad dem $. 1 der Grundzüge und der Motive 
Dazu fo ſehr befeitigt, daß vielmehr diejenigen, welche einen hierarchiſchen 
Zug darin zu finden vermeinten, Grund zur Klage zu haben jchienen '°). 
Den politifch Beforgten fonnte man entgeguen, daß die Presbyterialverfaf- 
fung ihrem ganzen Wefen nad) ariftofratiich und nicht demofratifch fei “). 

Die Folge des Widerftrebens, bei der Freiheit der Annahme oder 
Ablehnung der Grundzüge, war, daß Dielelben in verbältnigmäßig 
wenigen Gemeinden eingeführt wurden. Zu der Läffigfeit vieler Geift- 
lichen, denen eine größere Thätigfeit zugemuthet wurde, fam nod die 
Abneigung von Patronen, welche durch die neue Ordnung ihre Gerecht— 
ſame verfürzt hielten. Am günftigften geftaltete fih das Verhältniß 
in den Provinzen Preußen, Sachen und Schlefien, am ungünftigften 
in Pommern und Brandenburg “). 

- Sn der Provinz Preußen wurden zur Beförderung der Sache die 
üblichen Kreis» Synodalconferenzen (f. vor. $. Anm. 15) in der Weife 
benußgt, daß außer den Geiftlihen auch Kirchenpatrone und andere 
würdige Laien zugezogen und zur Einficht in die eigentliche Abficht und 
Zwedmäßigfeit der getroffenen Maaßregel geführt wurden. Die Pro: 
tofolle der Synoden gaben dem Gonfiftorium die befte Gelegenheit in 
dem Generalbeicheide vom 23. Mai 1851 die vorhandenen Bedenfen 
u erledigen und dadurch die Einführung der neuen Ordnung mwejent: 
lic zu erleichtern '%). Der gewünfchte Erfolg bfieb denn auch nicht aus *). 


14) Dieje Gedanken habe ich bereits vor Erlaß der Grundzüge in meinem Guts 
achten (bei Nichter a.a.D. Nr. II, befonders S. 79 f.) ausgeführt. ine Wider: 
fegung der Gründe für diefelben ift mir nicht befannt geworden. . 

15) Bergl. Erl: des O.-K.-R. v. 14. Det. 1850, 27. Januar, 10. Juni 1851 
u.a. (Aftenft. 1, 21 f. 2, 6. 8). 

16) Bergl. Erl. des O.-K.-R. v. 28. Novbr. 1850 (Aktenft. 1, 29 f.). 

17) Dies ehrt die Entwidelung der Presbyterialverfaffung vorzüglich in Krank: 
reich und anderweitig, wo die Srundfäße Galoin’s befonders maafgebend geworden find. 

18) Ueber den Stand der Dryanifation der Kirchengemeinden am 1. März 1852 
verbreitet fich, zugleich unter Anführung und Widerlegung erhobener Bedenken, die 
Denkſchrift des O.-K.e-Raths vom 15. März d J. (Mofer, allg. 8.» Blatt 1852. 
S. 1 ff.). Ueber den Stand im J. 1854 vergl. Aftenft. de D.:R.:N. Br. 3. 
Lief. 1. 2. 17. Amtl. Mittheil. des Conf. zu Kbg. Nr. 19. 

19) Vergl. Generals Befcheid auf die Kreis-Synodal-Conferenzen der Provinz Preußen 
über die Grundzüge u. ſ. w. Königsberg 1851. und mit einem Anbange wiederboft. 1860, 

20) M. j. Mitteilungen über Yulnahıne und Wirfjamfeit der ev. Sem = Kirchen: 
räthe während des erſten Jahres ihres Beſtehens in der Provinz Preußen (Bericht v. 
12. Jan. 1853). Königsberg 1853, Mitth. u. f. w. während des zweiten Jahres (Bes 
richt v. 30. Auguft 1854). Berlin 1855. 
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Die durch die Verf.-Urk. der evang. Kirche garantirte Selbft: 
tändigfeit blieb indeffen immer uoch ein frommer Wunſch, deffen Ev 
füllung dadurch vereitelt wurde, daß mit der Ausführung der Grund: 
lage gezögert ward. Der O.-Kirchenrath war feiner Seits bemüht, 
ungeachtet der mannigfacdhen Hemmungen, „auf dem betretenen Wege 
mit Ernft und Befounenheit, aber auch mit Geduld und Schonung 
weiter vorwärts zu gehen, und dadurch thatjächlidy zu beweifen, daß es 
ihm jelbit Ernſt gewefen tft, als er die Gemeindeverfaffung zum Gegen: 
ftande jeiner Fürforge machen zu wollen erklärte *). Alsbald nad) 
jeiner am 29. Juni 1850 verordneten Einjeßung hatte der D.:K.: Rath 
dem Könige eine Denfjchrift überreicht, worin es unter andern beißt: 
„AS ein ... unabweisbares Bedürfnig erkennt der O.K.⸗R. die Bes 
gründung einer ſynodalen Vertretung in der Kirche an. Gr achtet es 
nidyt für möglich, daß der evang. Kirche .... fortan. in dem Organis— 
mus der firchenregimentlichen Aemter allein eine binreichend ftarke 
Vertretung und Stüße gegeben werden könne, und erflärt fih daher 
mit Entihtedenheit für die Nothwendigkeit einer, die Kirche in allen 
ihren Gliederungen umfaffenden funodalifhen Vertretung“ *). Der 
König ſprach in der Gab.-D. v. 30. Dechr. 1850 feine Zuſtimmung 
aus ?); der O.⸗K.-R. felbft äußerte ſich dann weiter über die Mo: 
dalitäten der Ausführung. Zu einer nähern Erwägung fam es ins 
deſſen erft, ald dev König die Löſung mehrerer wichtiger Aufgaben im 
Gebiete der Liturgie und des Nechts in Die Hände ciner allgemeinen 
Landesſynode Legen zu wollen erklärte (5. Mat 1855) und deshalb 
eine fchriftliche Vorberathung anzuordnen beftimmte (12. Novbr. 1855) *). 
Indem der O.-K.-R. diefem Befehle gemäß bejondere Denkſchriften 
ausarbeiten ließ, nahm er zugleich auf die firchlihe Gemeindeordnung 
die nothwendige Nüdfiht. Außer den mannigfachen oben berührten 
Bedenken war nämlich in einem Berichte des Gonfiftoriums zu Magde— 
burg der Antrag auf eine NRevifion der Gem. Ordnung geftelt und 
dabei das derfelben zum Grunde liegende Prinzip einer Repräfentation 
überhaupt beanftandet worden. Die Eonftftorien zu Königsberg, Poſen 
und Breslau wurden zuvörderft veranlaßt, darüber ihre Erklärungen 
abzugeben (21. April 1855) und Ddiefe wurden dann der Denkichrift 
mit einverleibt ?). Demnächit erforderte der O.-K.-R. über ſämmtliche 
vorliegende Gegenftände (Kandesſynode, Diafonie, Gem.:D., litur— 
gifche Bedürfniffe und Ehen Gefchiedener) unterm 28. April 1856 
Gutachten Sachverftändiger *%), welche zur Vorlage einer auf Allerh, 
Befehl zu Berlin zufammentretenden Gonferenz dienen follten. Dieſe 
kirchliche Conferenz wurde ſodann vom 2. Novbr, bis 5. Dechr. 


21) Worte der Anm. 18 eit. Denkfchrift gegen das Ende. 
22) Aftenft. des D.⸗K.-R. II, 1, 5. 

3) a. a. O. S. 6. 

24) a. a. O. ©. 1. 

25) a. a. O. ©. 20 f., 24 f. 

26) Gedruckt in den Aftenft. Bd. III. Lief. 11. 
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1856 gehalten ”). Die Majorität der Berfammlung gab den Rath, 
die Grundzüge der Gem.sD. nah den feither gemachten Erfahrungen 
zu modifictren und die allgemeine Einführung im Wege der Verord— 
nung zu befehlen *) und ſprach fi) dahin aus, daß die fofortige Ein- 
berufung einer Landesſynode durd das Bedürfniß der Erledigung der 
liturgifhen, Diakonie- und Ehefrage nicht geboten fei, jondern für 
diefe Erledigung auf Grund der bier gepflogenen Berathungen den 
aus den Erwägungen des gefammten Kirchenregiments zu erwartenden 
Beichlüffen volle Autorität zukomme *). 


In der Provinz Preußen war inzwiſchen die Gemeindeordnung 
ſchon im weiteften Umfange eingeführt; dem Antrage der Gonferenz 
gemäß wurde daher für fie nad der Cab.O. v. 2. Aug. 1858 durch 
DB. des D.:K.:R. v. 13. Novbr. d. 3. die Gem.+D. felbft revidirt ®) 
und beftimmt, daß für diejenigen Gemeinden, welche einen firchlichen Vor— 
ftand fich jeßt nicht beftellten, ein folher dur die Behörde anzuordnen 
jet’), Für die übrigen Provinzen folgte in gleihem Sinne der 
Allerh. Erlaß v. 27. Februar 1860), zu deffen Ausführung das 
Eirc. des D.-K.:R. v. 7. März d. 3. nebft den erforderlihen In— 
firuetionen und fonftigen Erlaffen v. 7. März, 11. Juni 1860 u. a. ®) 
ergingen. Auch von Seiten des Eultusminifters wurden die Regie— 
rungen durch Girc. v. 19. März 1860 *) zu den nöthigen Anordnungen 
veranlaßt *). 


Aufs neue wurden jegt die alten Bedenken mieder geltend ge: 
macht. Die Beforgnig wegen des Befenntnißftandes fonnte damit zu: 
rücfgewiejen werden, Daß die Verpflanzung confeffioneller Fragen auf 
das Gebiet der Gemeindeorganifation überhaupt unzuläſſig fei’). Die 
Meinung, daß man der Landesfirche eine Anſchauung Galvins auf: 
dränge ”), fonnte al8 eine blos individuelle Anficht theoretifcher Natur 
bejeitigt werden »). Diefe Meinung wird überdies durch die h. Schrift 


2 a Verhandlungen erfhienen Berlin 1857 als Bd. IV. der Aftenft. des 
De R.:M. 
28) Mit 28 gegen 16 Stimmen (Verhdl. S. 149). 
R 2 Mit 35 gegen 2 Stimmen, während 4 fich der Abftimmung enthielten (Verhdl. 
. 595). 
30) S. Verf. des Conſ. v. 16. Novbr. 1859 (Amt. Mitth. Nr. 249). 
31) Erf. des Gonf. v. 17. Novbr. 1859 (vergl. amtl. Mittb. Nr. 268). 
32) G.⸗S. ©. W. 91. Staatsanz. Nr. 65. Alktenft. des D.⸗-K.⸗R. 11, 1f. 
33) Erlaß an die Conf. zu Berlin, Breslau, Stettin, Magdeburg, Pofen vom 
7. März 1860, betr. die Ausführung (Staatsanz. Nr. 128, Aktenft. 11, 3 f.); Er— 
laß an diefelben Conf., betr. die Ginrichtung nebft Entwurf einer Inftr. für die Sur 
perint. u.f. w. v. 7. März 1860 (Staatsanz. Nr. 138, Aftenft. 11, 8 f.); Gire. v. 
11. Juni 1860 nebft Inftr. für die Gem.-K.-Räthe und Andeutungen über deren 
Aufgaben (Aktenft. 12, 77 f.); Erlaß v. 31. Auguft 1861 (Aftenft. 13, 138 f.) 
34) Staatsanz. Nr, 85. Aftenft. 12, 99. 100. 
35) M. f. z. B. Circ. der Reg. zu Königäberg v. 28. April 1860. 
6) Verf. des O.-K.-R. vom 30, Mai (22. Juni) 1860 in den Aftenft. 12, 


102 f 


37) Stahl in der evang. K.=3. 1860. n. 47, Hengſtenberg dafelbft 1861. 
n. 7, Sofmeier u.a. in einer in den Aftenft. 12, 108. 109 mitgetbeilten Petition. 


38) Erf. des O.⸗K.-⸗R. v. 20. Juni 1860 in den Aftenft. 12, 104 f. 
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felbft und die Gefchichte der evang. Kirche gerichtet ?). Die Patrone, 
welche über Verlegung von Rechten Flagten, fonnten rectiftcirt, bez. 
berubigt werden ®). 

Inden mit vegem Eifer und, wo ed Noth that, mit Entichieden- 
heit *) dieſe Angelegenheit nunmehr gefördert wurde, mußte die Ein: 
führung jeßt allgemeiner gelingen *) und Damit die Möglichkeit der 
Begründung der höheren Stufen der SOpnodalverfaffung ſich eröffnen. 

Auch hierbei hatte die Provinz Preußen den übrigen öftlicyen 
Landestheilen den Vorſprung abgewonnen. Die feit 1834 regelmäßig 
gehaltenen Kreisſynoden (j.vor.$. S.217. Anm. 15) wurden nur von den 
Geiftlihen der betr. Diöcefen gebildet. Mit Nüdficht auf die fchnelle 
Einführung der Gemeindefirchenräthe und die Beftimmung der Grund» 
züge $. 12. I, 10, daß denfelben die Pflicht obliege, die Gemeinden 
auf der Kreisfpnode zu vertreten, verordnete das Gonftiftortum am 
31. März 1852: „Wo fih Gem.-K.-Räthe fchon gebildet haben, if 
es nicht nur zu geftatten, ſondern zu wünſchen, daß Glieder derfelben 
an den Synodalberathungen theilnehmen“. Um dies noch befonders 
zu fördern, ftellte das Gonf. doppelte Synodalpropofitionen auf, von 
denen eine auf die Nelteften Bedacht nahm *), Die günftigen Er 
folge riefen die B. des Conſ. v. 24. Januar 1855 bervor, durch welche 
alle G.-K.-Räthe ohne Ausnahme zur Theilnahme an den Synoden 
verpflichtet wurden #). Diefe blos beratbenden, nicht befchliegenden Vers 
jammlungen mußten natürlich einen andern Charakter erhalten, jobald 
fie als eine höhere Stufe im firchlichen Organismus zu wirken beftimmt 
wurden. Nachdem die vorbereitenden Schritte dazu getban waren *#), ers 
wirkte der D.-R.:NRath in Gemeinfchaft mit dem Gultus- Min. den 
Allerh. Erlaß vom 5. Juni 1861, betr. die Einrichtung von 
Kreisfynoden in der Provinz Preußen ®) Zur Ausführung 
erging die Juftruction Les O.K.-Raths vom 20. Juni d. 3. #), 
mit DB. des Gonf. vom 12, Novbr. d. J. nebft Grundzügen einer Ge: 


— — — — 


30) S. oben 88. 46. 49., vergl. auch Tholuck: Die Laienhülfe im geiſtl. Amt 
innerhalb der lutheriſchen Kirche, in der deutſchen 3. für chriſtl. Wiſſenſchaft 1861. 
S. 153 — 157. ö 

40) R. des Cult. Min. v. 16. April 1860 (Aktenſt. 12, 101), des O.⸗K.-R. 
v. 31. Januar, 16. Februar, 23. April 1861 (a. a. O. 13, 119 f.) u.a. 

41) M. f. das Reſolut des O.-K.-⸗R. v. 13. Novbr. 1862 gegen den Pfarrer 
Hofmeier (f. Anm. 37) in den Aftenft. 15, 316 f. 

42) Näbered enthalten darüber die kirchl. A.“B. u.f.w. Die Befürdtungen 
vor Seceffionen find grundlos gewefen, indem auch die früheren Gegner fich willig der 
ihnen geftellten Aufgabe unterzogen haben. M. ſ. 3.2. Wangemann, Monats 
fchrift für die ev. = luth. Kirche Preußens. B. 13 (1860). H. 5. 11 u.a. 

42a) S. den Synodalbejcheid v. 31. Mai 1854 in den amtl. Mittb. Nr. 20. 

43) 5. amtl. Mitth. Nr. 46., vergl. Nr. 3. Mofer, allg. KR.» Blatt 1856. 
S. 83 f. 

44) S. Circ. des Conſ. v. 28. Septbr. 1859 (in den Mittb. Nr. 240 und in 
Mofer’s allg. K.⸗Bl. 1860. S. 2 ff). Auf Grund der MWittheilungen der Su— 
perintend. erging der Bericht des Conf. vom 8. Februar 1860 an den O.-K.-Rath. 
Darauf ſtützt fich der Bericht des O.-Ke.-Raths ud Mi König vom 


11/15. April 1861. ARY DET 
UNIO 





45) 8.55. 5. 372 f., Staatsanz. Nr. 1 


Nr. 316, 
46) Aktenft. 13, 128 f. 
Jacobfon, evang. Kirchenrecht, 
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häftsordnung ”), und die Kreisſynoden jelbft wurden 1862 zum 
erftenmal gebalten *%). 

In ähnlicher Weife wurden auch in den übrigen Provinzen die Vorbe- 
reitungen für die Kreisfynoden getroffen, duch Anordnung und Rege— 
lung der Synodalconferenzen ®), Heranziehung der Aelteften zu deniels 
ben °%) umd die jonft erforderlihen Schritte, zu welchen der Erlaß des 
O.K.R. vom 20. Juni 1861 °) den Anftoß gab, Darnad) erfolgte die 
Ginrihtung der Kreisſynoden in Der Provinz Pofen durch 


den Allerh. Erlaß vom 5. April 1862°%), Bommern vom21. Juni 1862 °), 


Brandenburg, Schlefien und Sachſen vom 13. Juni 1864 %), 
für welche auch der Allerh. Erlaß vom 5. Juni 1861, die Snftruction 
vom 20. Juni d. J., die Gejchäftsordnung von 1862 als Grundlagen 
maaßgebend bezeichnet wurden *). | 

Der Allerh. Erlaß vom 5. Juni 1861, ald das FZundamentalgefeg 
für die Kreisfunoden der öſtlichen Landestheile, beftimmt unter 1., die 
Aufgabe diefer Synoden ſei „zugleich für die höhere Spnodalftufe 
(Brovinzialfvnode) die Grundlage zu bilden‘). Es fteht da: 
ber demnächſt nach der allgemeinen Einführung der Kreisfynoden Die 
Bildung der Provinzialfunoden, wie der aus Ddiefen hervorgehenden 
Landesſynode in ficherer Ausficht. 

Die Reformirten, deutfche wie franzöfifche, wurden durch Die 
neueren Anordnungen unmittelbar meiftens nicht berührt. Diefelben 
behielten nach wie vor ihre auf der Presbyterinlordnung von 1713 
und der Discipline ecelesiastique ruhenden Gemeindeordnungen, 
mit den bergebrachten localen Modificationen ”) oder ihren fonjtigen 
eigenthümlichen Einrichtungen °%). Nur wenige reformirte Gemeinden 


47) Amtl. Mittb. Nr. 331., Aftenft. 14, 205 f., ergänzt durch V. v. 21. Mai 
1862 und den Gen.» Beicheid v. 11. Febr. 1863 (a. a. O. Nr. 356. 357. 396. Der 
Beſcheid auch in den Aftenft. 15, 274 f.), fowie die Verf. v. 2. Auguft 1864 ( Amt. 
Mittb. Nr. 448), auf Grund des Erf. des O.-K.-Raths v. 11. Juli d. 3. 

48) S. den Generals Befcheid v. 11. Febr. 1863 (vor. Anm.). 

49) M. j. 3.8. Circ. des Gonf, zu Magdeburg v. 31. Mai 1855 (Moier, 
allg. 8.» Blatt 1855. S. 329 f.), Spnodal=dD. für Schlefien v. 3. Juni 1857 (X. 
A.:B. 1857. S.61f. Mofera. a. O. 1857. ©. 356 f.). 

50) Circ. des Conf. zu Magdeburg v. 14. Juli 1857 (Mofer a. a. D. 1857. 
©. 359). 

51) K. A.-⸗B. für Schlefien 1861. S. 97. 

52) G.:5. ©. 134., Staatsanz..n. 101, Aktenſt. 14, 219. 

5.-S. 5. 223., Staatsanz. mn. 183., Aktenſt. 14, 220. 
54) G.-S. S. 350., Staatsanz. n. 146., verb. die in der folg. Anm. cit. Er⸗ 
fafle des O.-K.-Raths und der Gonfiftorien. 

55) Nach dem Erlaß des O.-K.-Raths v. 11. Juli 1864 ift die Annahme 


N 


diefer Inftructionen in Polen und Pommern erfolgt und für die drei andern Pros’ 


vinzen die Ginführung im Allgemeinen wegen der gemeinfamen Grundlage für alle, 
des Allerh. Erlaffes v. 3. Juni 1861, als ſelbſtverſtaͤndlich vorausgefegt. M. f. des— 
halb Circ. des Conſ. zu Poſen v. 1. Octbr. 1862, die befonders gedruckte Rublicationsverordn. 
des Conſ. zu Stettin v. 7. Febr. 1863, des Conf. zu Magdeburg v. 1. Auguft 1864, 

56) Der Allerb. Erf. v. 15. Juni 1864 (8.25. 5. 351., Staatsanz. n. 146), 
betr. die Bildung von Synodalkaſſen, nimmt gleichfalls auf das Bedürfniß für die 
Prov.s Synoden dabei Bezug. | 

57) M. f. 5.2. Gillet, die Gem. =D, der evang. Hofficche zu Bresfau. Breslau 
1849. Vergl. auch $. 69. 

SHM. f. 3. B. wegen Danzig die Nachweifungen in meiner Abhdl. in Dove’s 
3. für K.-R. II, 355 f., vergl. $. 69 a. €. 
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nahmen die Grundzüge der Gem.⸗O. von 1850 an’). Nach dem 
Mufter des gemeinfamen Statuts der luth. und reform. Gemeinde 
(Domkirche) zu Halle von 1855 lieg das Königsberger reform. Burg: 
fichencollegium ein Statut oder Nequlativ der luth. und reform. Ge: 
meinden ausarbeiten und höhern Orts beftätigen; daffelbe ift dann 
den übrigen ref. Gemeinden der Provinz Preußen zur Berüdfichtigung 
empfohlen ®). 

Im 3%. 1817— 1819 bielten die Franzöftich - Reformirten der Mark 
ihre gefonderten Synoden °'), jpäter nicht mehr alfo. Auf den Pro- 
——— von 1844 vereinigten ſich die Reformirten mit den 
übrigen. Als ſeit 1850 das ſynodale Element der Verfaſſung wieder 
lebhafter gepflegt wurde, erfolgte auch die Herſtellung der lange ver— 
nachläſſigten Claſſicalconvente*). Da die Beſtimmungen der 
GlafficalsD. in dem Geſetze von 1713 nicht mehr genügten, erfolgten 
Ergänzungen und Modiftcationen derjelben für die Provinz Preußen 
durh Statut vom 19. Dechr. 1860 *). Die Stellung einer förmlichen 
Kreisfynode nimmt der Gonvent weder. nach feinem Urſprunge, noch 
nach dem neuen Statut ein. Durd den Allerh. Erlaß vom 5. und die 
Snftruction vom 20. Juni 1861 (Anm. 45. 46) ift der Verband der 
reformirten Gemeinden aber gar nicht berührt. Darnach bleibt noch 
im Hinblid auf die fünftige Provinzialfynode entweder die Anerkennung 
des Gonvents als Kreisfpnode oder die Verſchmelzung der zerftreuten 
reform. Gemeinden mit den betr. unirten Diöcefen jelbit notbwendig %), 
was auch in den übrigen Provinzen für die reformirten- Gemeinden un— 
befchadet ihrer confeffionellen Eigenthümlichkeiten bevorfteht ®). 


I, Die Presbyterial-Synodalverfaffung nah ihrem 
gegenwärtigen Rechtszuſtande. 


8. 55, 
Ueberſicht. 


Die Presbyterialverfaſſung geht von dem Grundſatze aus, daß 
die Kirhengewalt (potestas ecclesiastica) ein Recht der Kirche fei, die 
Ausübung derfelben, die Kirchenregierung (regimen ecclesiasticum), 


59) So in der Provinz Sachen. 

60) S. das Halleiche Tageblatt 1857. Nr. 145., vergl. den preuß. 7. Claſſical— 
convent 1863 (neue ref. K.⸗3. 1863. S. 351). 

61) v. Mühler a. a. O. S. 328, 

62) S. $. 49. S. 208. Anm. 9., meine Abhdl. bei Dove cit. ©. 348 f. 

63) Publ. durch das Gonf. zu Königsberg am 29. Januar 1861 (Amtl. Mitth. 
Nr. 308., Aktenft. des O.K.⸗R. 13, 177 f. Mofer, Kirchenblatt 1861, 269 f. 

d 


u. d.). 
64) Auf dem Gonvent von 1863 iſt diefe Angelegenheit noch vertagt worden (neue 


ref. 8.3. 1863. ©. 351 1% 
s 65) M. ſ. deshalb den Erlaß des O.-K.-R. v. 11, Juli 1864 und vergl. unten 
. 77. 


15 * 
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das Kirchenregiment, daher auch der Kirche zuſtehe. Die Kirche befteht 
zwar aus allen glänbigen Ghriften, die Gemeinfchaft derfelben ift aber 
eine organifche, geordnete, daher Feine unterichiedslofe Menge, fondern 
eine in ftufenweifer Gliederung verbundene Einheit, Die Kirche, als 
eine complexe Gemeinichaft, umfaßt alle Gläubigen, als unter einander 
in Familien, Gemeinden und größeren Kreijen, alſo Orts-, Kreis:, 
Provinzial:, Landes-Gemeinden zufammenbängend. Die organifche Ver: 
einigung als natürliche und fittlihe Ordnung fchließt das unterfchieds:- 
(oje Handeln Aller aus und bedingt eine Vermittelung und Vertretung 
derſelben durch die dazu geeigneten ordnungsmäßig berufenen Glieder 
der Gemeinichait. Daß eine ſolche Vertretung beftche ift, weil natür— 
fich » fittliche Ordnung, Gottes Wille und diefem gemäß hat fih außer 
der NRepräfentation der einzelnen Gemeinde auch die der größeren 
Kreife in der Kirche feit der Älteften Zeit gebildet und unter wechfelns 
den, von biftorischen Umfländen abhängenden Geftaltungen bis jeßt 
erhalten '). In Preußen beftebt dieſe Presbyterial- Synodalverfaffung 
in Verbindung mit der Gonfiftorialverfaffung für alle Stufen in den 
Provinzen Weltfalen und Rheinland, während fie für die öftlichen 
Zandestheile noch in der Gntwidelung begriffen iſt. Die einzelnen 
Stufen felbit find: 

I) die Einzelgemeinden mit ihren Vertretungen; 

2) die Kreifgemeinden mit den Kreisſynoden; 

3) die Provinzialgemeinden mit den Provinzialfynoden, 

In Ausfiht ftehen dann noch 

4) die Landesiynoden 
und die innere Verſchmelzung des confiftorinlen und preöbyterialen 
Prinzips der Verfaſſung der Landeskirche. 


I. Die Einzelgemeinden und ihre Vertretungen. 


$. 56. 
Die Yemeinden (Parochien), deren Errichtung und Veränderung. 


» 

Die Kirche befteht aus Gemeinden, welche von den Glaubensge- 
noffen in beſtimmten Bezirken gebildet worden. Die Evangelischen 
fonnten natürlich nicht umbin, diefe uralte Einrichtung aufrecht zu 
halten, wenn gleich die Verhältniffe bei der Einführung der Nefor- 
mation zu mannigfachen Aenderungen der einzelnen Sprengel jelbft 
Anlaß gaben '). 

Die Grundfüße, welche mit der Zeit über die Bildung, Ber: 
änderung und die fonftigen Mechtöverhältniffe der Gemeinden zur 
Geltung gekommen und vorzüglih in 3. 9. Böhmer’s jus parochiale 
zujammengeftellt waren, fuchten die Nedactoren Des A. L.-R. mit ihren 


1) Außer dem, was in den $$. 46 folg. darüber nachgewiefen ift, möge bier 
auf das, was über das Wefen der Nepräfentation überhaupt in meinem Öutachten, 
die Berufung einer Landesſynode betr., in den Aftenft. des D.-K.:R. 111, 2, 5 f. 
ausgeführt ift, Bezug genommen werden. 


1) Vergl. meine Darftellung in Herzog's prot. Enchel. 11, 469 f., 471. 
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allgemeinen Prinzipien über Kirchengefellfchaften und den vorhandenen 
Specialgefeßen zu einem Ganzen zu verbinden (f. oben $. 23) und fo 
entftand der fünfte Abſchnitt des K.-R.: Bon Parochien. Im erften 
Entwurfe ging Suarez in den $$. 213 f. von dem Grundiage aus, 
dag die im Staate aufgenommenen größeren Kircheugeſellſchaften zur 
ordentlichen und dauernden Erreichung ihres Endzwecks in mehrere 
einzelne Gemeinden vertheilt werden müßten. Daran knüpfte er die 
Pflicht der Gemeinde, fir die Unterhaltung des Gottesdienſtes zu ſorgen, 
zu deren Erfüllung ein Zwangsrecht beftehe, fobald ihr die Eigenichaft 
einer Parocialgemeinde Belgeir eat jet. Als Bedingungen einer folchen 
bezeichnete er eine Kirche, einen Pfarrer und ein Kirchipiel, innerhalb 
deſſen der Pfarrzwang flattfinde, Bei der Revifion vechtfertigte er dieſe 
Seftfeßungen alfo: „Die 88. 213 — 217 entwideln die Entſtehungs— 
art und den Grund des Parochialzwangs ex notione socielatis. Dieſe 
Entwidelung babe ich um fo weniger für überflüffig gehalten, da 
es primo intuitu ſcheint, als ob der Begriff einer Kirhengefellichaft 
qua socielas aequalis allen Zwang ausfchließe, und da es ein jehr 
gewöhnlicher Irrthum iſt, die Parochialverfaſſung blos auf den Willen 
eines vermeintlichen superioris, welcher bei den Katholifen der Bapft und 
bei den Proteftanten der Landesherr jet, zurückzuführen. Die ss. 218—219 
beftimmen die partes constitutivas einer Parodie, welche ich cben fo 
wenig für überflüfftig halte, als die jubftituirte Definition der Barochie, 
bei der ich erinnern muß, daß fie den Begriff einer obligalionis per- 
fectae, unter welcher die Parochiani ftehen und die zum Weſen der 
Sache gehört, auch die Parochie von andern Kirchengeſellſchaften unter⸗ 
ſcheidet, nicht enthalten“). Dennoch wurden die 88. 213 — 219 fort— 
gelaſſen und nur die neue Definition ind A. L.-R. 8. 237 aufgenom— 
men. „Derjenige Diſtriect, in welchem Glaubensverwandte einer vom 
Staate öffentlich aufgenommenen Religionspartei zu einer gemeinſchaft— 
lichen Kirche angewieſen find, wird eine Parochie genannt‘, 


Daraus ergiebt fih, daß Die Parohialgemeinde?), das Kirc« 
fpiel*) und die Ortsgemeinde nicht notbwendig zufammenfallen und 
daß eben fo mehrere Ortichaften zu derjelben Parochie gehören, wie 
daß mehrere Parochien fih an demfelben Orte befinden fünnen ?). 
Jenes ift in der Regel bei Landgemeinden, diefes in den größeren 
Städten der Fall. Die Grenzen der Parochie find durch Urkunden 
oder das Herfommen (Gewohnheit der legten 10 Jahre) bejtimmt °); 


2) Materialien zum A. X. NR. 
3 Dieſes Ausdrucks bedient ſich ———— der J. Entwurf. 
D. i. der Diſtrict, in welchem Sprache (spel), 5*— an Autorität der Kirche 
vernommen wird (Graf f, altbochdeuticher Sprachſatz 6, 333 
5) Rur die Barschial?, nicht die Ortägemeinde, bildet für fi fih eine Kirchengefells 
Em IRRE (vergl. Erf. bei Vogt 1, 56. 57. Altmann, Praris 
217 1.) 


6) A. L.⸗R. $$. 241. 242. Rhi⸗W. K.⸗O. $. 1. Der im Hinblick auf 
Boehmer ausgefprochene Sak im I. Entw. S. 220: Die Grenzen des Kirchipiels 
find an die Grenzen der weltlichen Gerichtsbarkeit nicht gebunden: wurde bei der Mes 
vifion fortgelaffen, eben fo aber auch der bei der Gelegenheit (am Rande, zur Erklä— 
rung von ri von Garmer) zugefügte Sa: In defectu einer ausdrüdlichen oder 
per — ee Beftimmung enticheidet die Juriediction (Materialien XV, 129), 
vergl N. $. 
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ſind die Grenzen in öffentlichen Urkunden deutlich beſtimmt, ſo findet 
dagegen eine 50jährige und bei einer nach erfolgtem Widerſpruche fort— 
geſetzten Uebung eine 30jährige Verjährung ſtatt ”). 


Die Einrichtung der Parochie iſt eine gemiſchte Ange— 
legenbeit ®) und erfolgt durch die competenten Staatsbehörden, unter 
Zuziehung der geiftlihen Obern. Bei Veränderungen in fon 
errichteten Parochien find auch Diejenigen rechtlich zu hören, welche 
Dabei ein Antereffe haben, und ift die ihnen etwa zufommende Ent— 
ſchädigung feftzufeßen ). Beränderungen (Innovationen) ') fönnen 
in ſehr verfchiedener Art vorgenommen werden, doc darf dies in feinem 
Falle ohne aenügenden Grund, Nothwendigfeit oder Nutzen der Ges 
meinden, geſchehen ''). 


Die Errichtung einer neuen Parodie fann notbwendig werden, 
wenn in der Zerftreuung (Diafpora) lebende Evangelifhe zu Einer 
Kirchengemeinde mit einander verbunden werden. Durch ein befon- 
deres Einpfarrungsdecret wird die fünftige Matrifel oder das 
neue Statut feftgeftellt, welches die Grenzen des Diftricts, das Patro- 
natverhältniß, die Abgabenverbältniffe u. a. m., fo wie den Hinweis 
auf die reſp. Gemeindes, Kirchen und Werwaltungsordnung zu ent: 
halten pflegt. Die Bekanntmachung erfolgt von Seiten der Regierung 
und des Gonfiftoriums durch das Amtsblatt ?). Eben fo erfolgt eine 


7) A L.-R. $. 241., verb. I, 9. $$. 660— 663 (veral. R. v. 29. Jan. 1838 . 
in v. Kampk Ann. 22, 344. Vogt 1, 250). Der I. Entw. $.222 und II. Entw. 
§. 203 hatten Unverjübrbarfeit angenommen (f. J.H.Boelımer, jus paroch. sect. 
III. cap. 111. $. XI). 


8) Vergl. U. %.= N. 88. 111. 238., f. Erf. des O.-Trib. vom 31. Mai 1861 
(Entf. 46, *31 f. Dove, 3.f.8.:NR. 4, 207 f.) vergl. auch Eichhorn, K.⸗R. 
1, 567. 650. 651. 752. 

9) A. L.-R. 8. 239. Der I. Entwurf hatte $$. 226. 227 im Fall einer Ber: 
änderung die Vernebmung der Parvochialgemeinde vorgefchrieben und für den Fall des 
Widerfpruchs der Eingepfarrten dem Staat die Enticheidung beigelegt. Der Il. Entw. 
batte diefe $$. fortgelaffen; an ihre Stelle trat A. %.=- N. $. 239. Gine Verneh— 
mung der Gemeinde ift Dadurch nicht ausgefchloffen, aber keineswegs die Genehmigung 
derjelben unumgänalich nötbin, wie im Fall des A 249 U. L. ⸗R. (im I. Entwurf 
; 234. 11. Gntw. $. 211) die Einwilligung der Mutterfirche bei der Trennung einer 

ochterfirche. Demnach würden auch nur diejenigen Streitigkeiten über Beränderungen 
der Parochie zum Rechtswege zu weifen fein, bei welchen es fih um pecuniäre Anters 
efien bandelt (f. U. %=R. $. 240., verb. R. v. 5. Febr. 1824, 29. Juni 1829, 
25. — 1830 ſv. Kamptz, Ann. 8, 152; 17, 369; 14, 77. Vogt 1, 253. 
255). N. v. 29. Aug. mit Circ. v. 17. Octbr. 1851 [Aftenft. des O.⸗K.⸗R. 3, 
50 f. Min. Bl. des Innern 1852. S. 2. Boat 1, 182. Altmann, Praxis 
S. 335], dad Anm. 13 cit. Erf. v. 9. April 1864), vergl. auch Richter, K.⸗R. 
6. 186. Anm. 18. 19. 

10) M. f. im Allgemeinen darüber Eichhorn, K.-R. 11, 665 f. Richter, 
K.-R. $. 186. 313. . 

11) So im Allgemeinen I. Entwurf $. 225, im Befonderen A. L.⸗R. $$. 245. 
246. 300. 

12) M. f. Nachweifungen folher Erectionsurtunden für das Ermland in 


meiner Geſch. 1, 2. ©. 257, für MWeftfalen in Hagens K.⸗O. für Weftfalen 
S. 10 u.v.a, 
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neue Grection,, wenn eine Parodie getheilt werden muß’), weil fie 
in Folge der Zunahme der Bevölferung zu groß geworden iſt “). 
Das A. L.R. Disponirt: Zum Gebrauch einer Parochie können mehrere 
Kirchen errichtet, jo wie mehrere Parochien zu Einer Kirche, oder unter 
Einem gemeinfchaftlichen Pfarrer zuſammengeſchlagen werden “). Wenn 
in einer PBarochie, außer der Haupt» und urfprünglichen Pfarr: 
firche, mehrere Nebenfirchen in entlegenen Gegenden, zur Bequemlich— 
feit der dajelbft wohnbaften Eingepfarrten errichtet werden: ſo werden 
diefelben Tochterkirchen genannt. Diefe find von der Haupt: 
oder Mutterfirde abhängig und fönnen fih von ihr, obne Ein: 
willigung der Hauptgemeine, nicht trennen. In zweifelhaften Falle 
ftreitet Die Vermuthung gegen die Gigenfchaft einer Tochterfirhe. Wenn 
erbellt, daß die eine Kirche aus den Mitteln der andern errichtet oder 
dotirt worden, fo ift dies zum Beweiſe, daß jene eine Tochterkirche von 
diefer fei, wenn nidıt das Gegentbeil aus den vorhandenen Urkunden 
flar erhellt, hinreichend *). Berfchieden davon ift das Verhältniß ver: 
einigter Mutterfirden (Schwefterfirhen), wenn nämlid 
nad Grfordernig der Umftände und um die Koften der Unterbaltung 
zu erleichtern, mehrere Parobien und deren Kirchen zufammengefchlagen 
werden: denn jede dieſer Kirchen behält ihre urfprünglichen Rechte, 
und fie können nach Beichaffenheit der Umſtände unter Genehmigung 
der geiftlihen Dbern mieder getrennt werden '). Die geaenfeitigen 
Rechte bei vereinigten Kirchen beruhen meiftens auf befonderen Verträgen 
und Objervanzen “), doch fehlt es auch nicht an gemeinen Borfchriften 
vorzüglich wegen der Pfarrwahl und der Reiftungen für die Kirdyen: 
gebäude *). 

Das Verhäftniß dieffeitiger Untertbanen, welche ſich zu einer aus— 
wärtigen Kirche halten oder wenn inländifche Kirchen durch auswärtige 
Pfarrer mit beforgt werden, oder das Verhältniß inländiſcher Unter 
thanen oder ihrer Kirche mit der auswärtigen Kirche oder dem Pfarrer 
fol nah gleichen Grundfägen beurtheilt werden. Insbeſondere find 


13) Durh Diemembration (Auspfarrung) J. H. Boehmer, jus pa- 
roch. III, III. $ IX. Gegen dergleichen durch die Firchlichen Berwaltungsbehörden ans 
eordnete Veränderungen oder Neubildungen der Parochien ift der Rechtsweg unzus 
I eTe F Ger. zur Entſch. der Comp.-Confl. v. 9. April 1864, im Juſt.-Min.⸗ 

(. S. 194 ff.). 

13a) M. f. 3. DB. die Decrete vom 10. Septbr. 1863 über die Begründung des 
Kirchen» und Pfarrſyſtems durch Abzweigung eines Theiles von Alt» Schöneberg, im 
— 1863. Nr. 228. 

14) U. 8... $. 244. 

15) U. L.-R. $$. 245. 249—251 nebft Ergänzungen. Der bloße Name: 
Tochterfirche: enticheidet nicht, denn bei vereinigten Mutterfirchen beißt im gemeinen 
Spracgebrauche die Kirche fo, bei welcher der Prediger nicht wohnt. MW L.-R. 
6. 248 (vergl. J. H. Boehmer, jus paroch. VI, 1. $. XXVIII). Filialparo— 
bien im eigentf. Sinne find nicht annehmbar (MR. vom 6. Mai 1836 in meiner 
Geſch. I, 1. Nr. CXVIl. Bord 1, 460). S. den folg. $. S. 237. Anm. 27. 

16) U. L.-R. $$. 246. 247. 

IT) A. 2.:N. $. 252. Wegen ihrer Presbpterien f. $. 66. Anm. 2. $. 67. 
Anm. 6. Wegen des Patronats $. 73. Anm. 10. 

18) M, ſ. 3.8. wegen der eigentlichen Tochterfirchen (Rilialen) A. X.R. $$.333. 
348. 366 f., 725 f., 791 f. und wegen der vereinigten (zufammengefchlagenen) Kirchen 
68. 332. 367. 368. 752 ff. 
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dabei die hiefigen Gefeße enticheidend, infoweit es fih um die Zu: 
fäffigfeit und Wirkung einer Firdlichen Handlung für diefjeitige Unter: 
thanen handelt '). 


Die firhlihe Ordnung bringt es mit fih, daß Jeder einen be— 
flimmten Kirchſpiel angeböre, infoweit nicht Exemtionen beſtehen 
(f. $. 59). Die BVerbältniffe zerftreut lebender Evangelifchen, ja felbft 
ganzer Gemeinden hatten aber Abweichungen von Ddiefer Ordnung ver: 
anlaßt, welche man durch beſondere Feftiegungen bei der Redaction 
des Gefegbuchs zu erledigen fuchte. Die im erften Entwurfe $. 253 — 
257, im zweiten $. 241 — 247 über Diftricte, welde noch zu feiner 
Parodie geſchlagen find, enthaltenen Beftimmungen, gaben bei der 
Revisio Monitorum Suarez zu folg. Erflärung Anlaß: ‚Diele S$. ents 
halten das Nöthige von den ecclesiis vagantlibus ... Sie reden 
eigentlich von ſolchen Gemeinden, die ſich bald zu dieſer bald zu jener 
Kirche, gemeiniglih ad dies vitae des Predigers halten und wenn 
dieſer abgebt fid) wieder pro lubitu zu einer andern Gemeinde fchlagen. 
Allein ich halte diefe Einrichtung, die zu vielen Unordnungen Anlaß 
giebt, nicht der Aufnahme im Died allg. Geſetzbuch würdig. Soll fie 
in den Provinzen, wo fie bisher flattgefunden, z. B. in der Neumark, 
dennoch beibehalten werden, jo mag es im Prov. Geſetzbuch geichehen ®).* 
Man entichied fih aber doch für die Aufnahme ins A. L.⸗R., weldyes 
über vagirende Diftricte und Einwohner?) vorfhreibt: Eins 
zelne (vagirende) Einwohner müffen eine Kirche ihrer Religionspartei 
wählen, zu welcher fie fih Halten wollen ”*), Auch ganze Gemeinen, 
welche noch zu feinem Kirchipiel gewieſen find, müffen fih unter Ge: 
nchmiqung der geiftl. Obern zu einer benachbarten Kirche jchlagen. 
Das Verbältniß einer folhen zugeichlagenen oder Gaftgemeinde 
zu der Kirche, welcher fie überwiefen wird, in Bezug auf Abgaben und 
Beiträge *) und den Autheil an der Pfarrwahl *), ift durch Vertrag *) 


19) U. L.-R. 88. 253 — 258 und wegen der Amtshbandfungen auswärtiger Geiſt— 
lichen in Preußen 88. 257— 259. Als ein Mufter, wie dergleichen VBerbältniffe durch 
befondere Verträge feftaeftellt wurden, |. m. die Convention der Neumärf. Reg. (Cü— 
ftrin) und des ſächſ. Merjeb. Conſ. (Xübben) über die combinirten preuß. und merfeb. 
Mutter und Filialkirchen d. d. 28. Septbr. 1737 (Mylius, C.C.M. contin, 1. 
ar. LV. Fol. 81 f.). Ueber das Verhältniß ausländifcher Gemeinden innerhalb eins 
beimifcber Diöcefen zur Kreisfpnode f. m. $. 76. Anm. 3. 

20) Materialien zum U. %.:N. LXXX, 149. 

21) A. %.=R. $$. 203. 294. Während $. 295 in der Regel die Wahl der 
Kirche der Maforität der Gemeinde überläßt, enthält das märkiſche Prov.-R. Ab: 
weichungen (m. f. den revid. Entwurf [1841) $$. 6—8 und Motive dazu). 

21a) Während Ginzelne, die noch nicht einer beftimmten Gemeinde zugebören, zu 
den Reiträgen der Kirche des Wohnort verpflichtet find (j. wegen der Altlutberaner 
Erk. v. 1. März 1850 bei Bogt 2, 234. g. Altmann, Prarie. S. 309), bört 
dies auf, ſobald fie, wenn auch zerftreut wohnend, einem auswärtigen Pfarrbezirke zus 
gewiefen find (Cire. vom 7. Auguft 1847. Nr. 3. Min. Bl. des Innern ©. 317. 
Boat 2, 232). 

22) A. &:R. $$. 723 f., 743 f.. 791 f. 11, 12. $. 35. 

23) A. L.⸗R. 370 f. 

24) A. L.-R. $. 297. Fehlt es am Vertrage, fo iſt nach Billigkeit und dem, 
was unter ähnlichen Umſtänden im Kreiſe oder in der Provinz üblich iſt, Beſtimmung 
au treffen. $. 208. Ueber die Zuläffigkeit des MNechtöweges dagegen ſ. m. Erf. des 
D.-Trib. v. 21. März 1859 im Archiv für Rechtsfälle 33, 80 f. Altmann, Praxis 
S. 435. Nr. 48, 
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feftzuftellen. Ein folcher Zufchlag bat nicht die Wirkung einer beftän: 
digen Einpfarrung ”), doch können Zugefchlagene nur aus erheb— 
lihen Gründen *%) und unter Approbation der geiftl. Obern von der 
einmal erwählten Kirche wieder abgeben ”). So lange der Pfarrer, 
welcher für die zugefchlagene Gemeinde mit berufen tft, noch im Amte 
ſteht, kann zu feinem Nachtheile die Abtrennung nicht erfolgen *). 
Die Aufhebung einer Parochie wird ausgeiproden, jobald 
diefelbe als erlofchen zu betracbten ift. Dies ift der Fall, wenn binnen 
zchn Jahren feine PBrarrgenoffen in dem Bezirke einen ordentlichen 
Wohnſitz hatten, oder fein Pfarrgottesdienft dajelbit ftattfand, oder Fein 
Bedürfuig dazu vorhanden war. Das Vermögen foll dann zum Bor: 
theil der Religionspartei der Provinz; verwendet werden, der Die er: 
lofhene Parochie angehörte ”), das Kirchengebäude aber nebit dem 
zu deffen Erhaltung beftimmten Vermögen der Ortsparocie einer andern 
chriſtl. Religionspartei im Fall des Bedürfniffes zugewiefen werden ®). 


$. 57. 
- Die Eingepfarrten und die Perfonalgemeinden. 


Die innerhalb eines Kirchipiels einem Pfarrer verbundenen Ghriften 
bilden die Gemeinde, find die Eingepfarrten (Parochiani), 
Pfarraenoffen, Pfarrfinder Während Anfangs der Ordnung 
gemäß jede Parodie Eine Gemeinde enthält, fommt es in Folge der 
Reformation zu einer Trennung und in demſelben Diftriet entftcht 
neben der ältern eine nene (evang.) Gemeinde, jo daß die Eigenfchaft 
des Parochianen zugleih von dem befondern Befenntniffe der Einwohner 
abhängig wird. Indeſſen juchten die Pfarrer der alten Kirche ihr 
früheres Recht and gegenüber den Evangeliſchen aufrecht zu Halten, 
wie umgekehrt, wo die Römiſch-Katholiſchen die bisherige Herrſchaft 
und ſelbſt ihren Geiftlichen verloren, als Eingepfarrte des neuen evang. 
Pfarrers betrachtet wurden. Die Verwickelungen, welche Dadurch herbei— 
geführt wurden, fuchte man durch Verträge zu erledigen, bis der weſt— 
fälifche Friede nach dem Normaljahr 1624 das Verhältnig für die 
Zukunft regelte '). So entftanden verfchiedene Zuftände, deren Mannig- 
faltigkeit dadurch noch qrößer wurde, als die Beftimmung des Friedens 


25) U. L.⸗R. $. 209 (vergl. über Kriterien der Einpfarrung Altmann S.278. 
Nr. 4). Desbalb fann auch ein Gonfiftorium felbftftändig darüber beftimmen. S. 
R. v. 27. April 1861 (Aftenft. 13, 176). 

26) So nah A. L.⸗R. $. 371, wenn ein Pfarrer gewählt wird, zu dem fie 
fein Bertrauen haben. 

27) A. 2.=R. $. 300. 

28) R. v. 23. Febr. 1775 (v. Kunow, Prov.= N. der Neumark. 2, 242). A. 
2,=R. $. 301., verb. $. 302. 

29) A. 8.0.88. 306—308., verb. I, 6. $. 189 f. G. vom 13. Mai 1833 
über erlofchene Rarochien (8.5. S. 51. Vogt 1, 279). Ueber das Verhältniß 
der Filiafen f. m. die Anm. 15 cit. Stellen, bei. das R. v. 6. Mai 1836. 

30) ©. v. 13. Mai 1833. 6.4.5 (ſ. A. :R. 8. 172). Beral. Löwen: 
berg über Parochien und deren Erlöfchen, in den Beiträgen zur Kenntnik der Motive 
der preuß. Gefepgebung I (Berlin 1843). Nr. XV. 


1) J. P. ©. art. V. $$. 31. 34. 


— 
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nicht überall befolgt ward, überdies auch in manchen Gebieten gar 
nicht galt. 

Der Drud, den die Evangeliſchen durch den Parochialnexus mit 
den Römiſch-Katholiſchen in Schlefien ?) und den früher polniſchen 
Territorien ) zu leiden hatten, juchte Friedrich der Große aufzuheben *) 
und an den bei diefer Gelegenheit geltend gemachten Grundfügen hielten 
die Nedactoren des A. L.-R. natürlich feſt, indem fie zugleich auf den 
Zufammenbang der Vorfchriften über die Gerichtscompetenz mit dem 
Parochialverhaͤltniſſe die erforderliche Rückſicht nahmen. Im erſten und 
zweiten Entwurfe geſchieht dies mit ausdrücklicher Verweiſung auf das 
Corpus juris Fridericianum (Buch J. Theil IV, Tit. 11.) und unter be- 
fonderer Benußung von J. H. Böhmer's jus parochiale. Die im Ganzen 
furzen eu des erften Entwurfs wurden Dann im zweiten und 
mehr noch im U. L.-R. felbft wejentlich ergänzt und erweitert. 


Die Negel: „Wer innerhalb eines Kicchipiels feinen ordentlichen 
Wohnſitz aufgefchlagen hat, ift zur Parochialkirche feines Bezirks ein- 
aepfarrt  ®), wurde demnach beichränft: „doch muß dieſe Kirche dem 
Gottesdienft derjenigen Religionspartei, zu welcher er ſich befennt, ges 
widmet fein‘ °). Bei der Revisio Monitorum bemerkte Suarez dazu: ?) 
„Hieraus folgt, dag niemand angehalten werden fann, onera parochia- 
lia taın personalia quam realia zu einer Pfarrfirche von verfchiedener 
Religion zu präftiren. Died wird Ddeutlih zu fagen jein .... Zwar 
eifert .v. Gr.(olmann) ſehr gegen das befannte Ediet, wodurch der 
nexus parochialis unter diverſen Religionsverwandten aufgehoben wor⸗ 
den, ſoweit nämlich das Geſetz auch auf praestationes reales }. 
B. decimas ſich erftredt ®). Allein fo bedenklich ed mir geweſen fein 
würde, auf ein ſolches Gefeß anzutragen, fo und nod mehr bedenflid) 
Du id) 08, Died Gefeß wieder aufzuheben‘. Demnach beftimmte das 

L.-R. $. 261: „Doch fol Niemand bei einer Parochialkirche von 
—* andern als derjenigen Religionspartei, zu welcher er ſelbſt ſich 
bekennt, zu Laſten oder Abgaben, welche aus der Parochialverbindung flie— 
ßen, angehalten werden; wenn er aleich in dem Pfarrbezirfe wohnt oder 
Grundftüde darin befißt »). Diefes Prinzip ift dann im Einzelnen 
weiter ausgeführt. Wer noch feinen beftändigen Wohnfig bat, behält 


2) ©. * 14., verb. Laspeyres kath. Kirche Preußens. S. 328 f. 

3) Meine eich. 1, 2, 227 f., 264 f. 

4) Vater, Repertorium der ſclef Verfaſſung II, 596 f. Merckel, Comm. 
zum A. %=NR. II, 11. $$. 261. 872. Laspeyres S. 357 f. — Ueber Weite 
preußen R. v. 4. Januar 1773 (meine Geld. I, J 1* cvlli), Inſtt 5 die 
weftpr. Reg. v. 21. Septbr. 1775. $. 10 zu e (N.C.C. 1773. nr. 52. F. 21 

5) I. Entw. $. 235. 11. €. $. 215 (j. Corp. jur. Frid. eit. $$. 5. 6., 5 — 
J. H. Boehmer, jus paroch. Il, I. $. IV. VII). A. L.-R. 6. 200. Der 
bloße, ſelbſt langwierige Aufenthalt genügt er 1. E. $. 234. 11. E. $. 223. A. 
LEN. $. 208 ‘ . Boehmer, cit. $. XIII). ; 

6) 1. E. $. 236. 11. E. $. 216. 

7) Materialien zum U. %:R. LXXX, 148. 

8) Gab.=D. v. 31. Dec. 1757 und Oberamtscurr. v. 29. Dec. 1758 für Schles 
ya m 4 und über die fpäteren Mopdificationen Lasvyepres S. 363. Boat 
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9) Dergl. J. U. Boehmer, cit. $. XIV—XVI., f. oben $. 27. 
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die Parodie der Eltern"), welcher überhaupt Kinder unter väterlicher 
Gewalt, jedoh mit Rüdfiht auf ihr Glanbensbefenntniß, angehören "). 
Eben fo theilt die Frau die Barochie des Mannes, falls fie nicht wegen 
anderer Confeſſion ihre eigene Parodie hat”). Das Geſinde gehört 
ur Parodie jeiner Religionspartei am Drte, wo es dient ®), wie Ge— 
' len und Burſchen am Wohnort des Meiſters“). Wer einen doppelten 
Wohnfig hat, it in beiden Parochien eingepfarrt ®), wenn aber Jemand 
an einem Orte wohnt, wo mehrere Parochien feiner. Religionspartei 
find, R beftimmt Die Rage des Hanfes, in dem er wohnt, feine Pas 
rochie 

Gigenthümtichfeiten beftanden ſchon früher für das Verhältniß der 
deutſch-lutheriſchen, deutſch- und franzöſiſch-reformirten Kirchen '”). 
Suarez erklärte, daß diefe zu ſpeciell feien, als daß fie ins allg. Ge: 
feßbud) aufgenommen werden könnten '); man ließ fie daher fort “), 
doch machte man nod folg. Zufag im A L.-R. $. 274: „Wo 08 
zwijchen den verſchiedenen proteft. Gemeinden bisher eingeführt ge- 
weien, daß die Parochialeigenichaft der jümmtlichen Mitglieder einer 
Familie nach der Religionspartei, zu welcher das Haupt derfelben fich be: 
fennt, beurtheilt worden, bat e8 auch ferner Dabei fein Bewenden“ *). 

Du nur die Glaubensgenoffen zur Parodie — ſo bilden 
die Mitglieder eines andern Bekenntniſſes innerhalb eines beſtimmten 
Diſtriets eine eigene Gemeinde, reſp. Parochie. In den Landestheilen, 
in welchen a Zeit nur die lutherifche Kirche herrſchte, wurde feit 
der Aufnahme der Reformirten der Grund zur Entitehung folder neuen 
Gemeinden in den lutbertichen Pfarriprengeln gelegt. Dies geſchah 
nach dem Uebertritt Johann Sigismund's 1613 in Berlin, wo die 
Domkirche den Reformirten, die in ſämmtlichen Parochien der ganzen 
Stadt zerſtreut wohnten, zugewieſen wurde. Dieſelben bildeten Babe 
eine Perfonalgemeinde. Gin Gleiches geſchah in anderen größeren 
Städten, mährend die wenigen an verſchiedenen Orten in der Zer: 
ftreuung lebenden Reformirten einem Prediger ihres Befenntniffes als 


10) I. €. $. 237. 11. €. $. 217. U. L.⸗R. $. 262. (Das Corp. jur. Frid. 
cit. t vun, eigentlich auf das forum originis zurüd, S, au J. H. Boehmer, 
cit. $. VIII). 

11) 1. e.$ 227. 228. A. 8.=R. $$. 272. 273. 

12). 1. $. 224. 225. A. 8.:R. $$. 269. 270. 

13) 1. 229. Der Antrag auf Anerfennung der parochia originis wurde 
ir aebilliat er Anm. 7. cit. Material.),, A. L.-R. $. 275., vergl. B. v. 16. März 

1818 (G. ⸗S. ©. 20. Qogt 1, 273). 

14) 9. — ⸗R. $. 276, in Folge der Revifion zugefügt (Anm. 7 cit. Mat.). 

15) I. €. $. 239. I. * §. 219 (Corp. Frid. cit. $. 7. J. H. Boeh- 
— cit. * x). A. L.⸗NR. $. 264 (N. duo. 1, 2. $. 15. Bogt 1, 272. 

nm. 16a 

16) 1. €. $. 242. II. €. $. 222. N. L.⸗R. $. 267 (J. H. Boehmer, cit. 


$. — 
M. ſ. Circ. vom 2 Aug. 1760 are au nr. 63. F. 1327), 20. April 
1762, fi Funi 1775 (a.a. D. X. or. 1. #. 1493 f.). 

18) S. 11. Entw. — zu $. 228. Seitdem kamen noch dazu Circ. v. 19.Nov. 
1783 (NCC. VI, nr. 54 F. 2515), Reglem. vom 1. März 1790 (Rabe 2, 19, 
Boat 1, 344 f.). 

19) Nur in Betreff der Trauung wurde in Folge eines Monitums $. 436 ins 
A. 2: R. aufgenommen. 

20) M. f. auch J. H. Boehmer cit. & XXVll. 
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Perfonalgemeinde überwiefen wurden. Eben fo geftalteten fich auch 
vielfach die Verhältniffe der Franzöſiſch-Reformirten. 

Diefer Vorgang blieb nicht ohne Einfluß auf die allgemeinere Ent: 
ftehung von Perfonalgemeinden an den Orten, wo ſich mehrere Paro— 
chien befanden, indem die Obfervanz entftand, nicht blos außerbalb des 
Wohnſitzes den Gottesdienſt zu befuchen, fondern auch dem Pfarrer 
der Domicils zuftehende Eultusacte von einem Geiftlichen einer andern 
Parochie verrichten zu laffen. Die ältere Eintheilung der Kirchfpiele verlor 
die frühere Bedeutung, nach welcher fich in ihnen ein jelbftftändiges kirch— 
liches Gemeindeleben für die Eingepfarrten darftellen follte, und bfieb 
nur für die Bewohner des Sprengel® rüdfichtlich der Acte des Eivil- 
ftandes, Geburt, Ehefchliegung und Begräbniß, in teihtlißjer Wirkſam— 
keit. Durch das ausgedehnte Exemtionsprivilegium (ſ. $- 59) und in 
Folge der Union *') wurde Diefe Abweichung von der urfprünglichen 
Ordnung nocd mehr erweitert zum großen Nachtheil der einzelnen 
ftädtifchen Parocien. Daß mit Ausnahme der um des abweichenden 
Befenntniffes willen wirklich berechtigten Perfonalgemeinden diefem 
Uebelftande abgeholfen und willfürlihe Obferwanzen ?*) befeitigt werden, 
fheint ein dringendes Bedürfnig, auf deffen Befriedigun neuerdings 
auch mehr Bedacht genommen wird. So iſt in Berlin bei der 
Gründung neuer Kirchen für die Befeſtigung des 5 pre 
hältniffes Sorge getragen *), außerdem aber 1859 beitimmt. daß 
alle von auswärts nad Berlin zichenden Gvangelifchen fib binnen 
Sahresfrift der Zocalparochie, in der fie wohnen, oder der PBerfonals 
emeinde der Domkirche, bez. der Parochialfirhe anzufchliegen haben. 

folgt ein ſolcher Anſchluß nicht, fo werden fie al8 Glieder der Local— 
vn betrachtet und ihr Parochialverhäftnig mwechfelt mit der Woh— 
nung. Diefe Beftimmung ift auch auf die jhon früher von auswärts nad) 
Berlin gezogenen Evangelifchen, welche eine Wahl noch nicht getroffen 
haben, für anwendbar erklärt 2), 

Zu den Perfonalgemeinden gehören auch die Militärperjonen, 
welche zur Parochie des Negiments oder der Garnifon um ihres Dienftes ‘ 
willen gewiefen find”). Zur Militärgemeinde gehören die ent— 
laffenen Offiziere, fo lange fie den Mil.» Gerichtöftand behalten, die 
Mittwen und Kinder verftorbener Militärs gehören zur Civilgemeinde; 





— 


21) S. Cab.-O. v. 30. April und Circ. v. 5. Mai 1830 (v. ———— Ann. 
14, 324. — 81 f.. ©. — Altmann, Praxis S. 324. Nr. 1. a. 

22) Dabin gebört 3.8. die Eitte in arofen Städten (namentlich in Königsberg), 
die gefeplichen Beftimmungen über Aufgebot und Trauung Ju umgeben, indem die dem 
Pfarrer der Parochie zuftebende Berechtigung dadurch ent; jogen wird, daß die verfobte 
Braut vor dem Aufgebot bei einem beficbig gewählten Prarrer das Abendmahl ent: 
Blängt (gegen? F L.-R. II, 1. $$. 139. 140. 11, 11. $$: 260. 290. 424. 435). 
Beral. $. 59. 242. Anm. 35. 

Pi Berl. , Berlins Kirchfpiele und freie DVereinsthätigfeit. Berlin, W. Schultze. 


24) — ⸗O. v. 6. Septbr. 1858. DB. des brandenb. Conſ. v. 21. Nov. 1859 
(Proteft. 8.28. 1859. Spy. 1222. 1223). 

25) I. Entw. $. 245. 11. 6. $. 231. A. L.-R. $. 278. 11. E. $. 232. N. 
X =. $. 279. Die $$. 230— 282 fehlen beiden Be Genauere Beftims 
mungen enthält die Miſ.-K.-O. v. 12. Febr. 1832 (G.⸗S. ©. 69 f.). $. 34 ff. 
(Bogt 1, 194), 
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die Dienfiboten gehören nur während der Zeit, da fie der Herrichaft 
ind Feld folgen, zur Mil.» Gem. Kriegsreſerviſten und Landwehrleute 
jheiden während der Beurlaubung mit Einfchluß der Zeit gewöhnlicher 
Uebungen aus der Mil.-Gemeinde *). 

Ein ähnliches Verhältniß beftebt auch für fegenannte Anftalts- 
Gemeinden, wie Rettungs-, Diakonen- und Diafoniffens Hänfer, 
Hospitäler und andere Pia corpora, unter der Leitung von Anftaltss 

farrern,, welche für die dieſen Anftalten zugehörigen Perjonen, wie 

öglinge, Pfleglinge, Lehrbrüder und Lehrſchweſtern, Beamte nebft 
deren Familien n. |. w., einen beflimmten Kreis von Amtsfunctionen 
verrichten. Es gehören dazu befonders Predigt, Katechefe, Confir— 
mation, Adminiftration des Abendinahls, Austellung der Kirchenzeugniſſe 
und Seelſorge; wogegen an fih Zaufen, Proclamationen, Zrauungen, 
Austellung von Dimifforialien und außer der anftaltsmäßigen Disciplin 
anderweitige Kirchenzucdt durch das Anftaltsbedürfnig nicht geboten 
ericheinen. Ob und in wie weit diefe den Hausgemeinden fich näherns 
den Anstalten förmliche Parochialrechte erlangen, alfo zu Anſtalts— 
Parochien ?) erhoben werden, hängt von den befondern Umftänden ab. 
Sie werden dann eximirte Pfarrverwaltungsbezirfe, ohne aber an fich die 
volltändigen Gemeinderechte bezüglich der Kirchenverfaſſung im Großen 
und Ganzen zu erhalten. Das Curatorium diefer Anftalten bat aud) 
nicht die volle Bedeutung eines Presbyteriums oder Gemeindekirchen— 
raths und deshalb feinen Anfpruch auf die vollftändige Theilnahme an 
den Synoden *). 


$. 58. 
Pflichten und Kechte der Eingepfarrten. 


Die eingepfarrten Glanbensgenoffen find verpflichtet „ſich chrift- 
lihen Wandels zu befleigigen, durch Leiſtung der erforderlichen Bei— 
träge zur Erhaltung der firchlichen Gemeinde Anftalten Handreihung 
zu thun und durch Theilnahme an Wort und Sacrament fich als Glieder 
der Kirche zu befennen”'). Daher follen fie fih der eingeführten 
Ordnung, Berfaffung und Kirchenzucht unterwerfen ®), der Uebernahme 
von Gemeindeämtern ohne genügende, erhebliche Gründe fich nicht ent- 
zieben ), bei ihren Religionshandlungen, zu deren Bollziebung es der 


26) Mil. K.:D. $. 37., Min. R. v. 17. Mai 1838. Wegen der Eximirten, 
die fih zur Garnifongemeinde halten dürfen, |. m. $. 50. S. 239. Anm. 8. 

27) Da diefe Anjtalten gewöhnlich aus Localgemeinden bervorgeben und gewiflers 
maaßen als Filialen derfelben erfcheinen, ift der Begriff der Parochie eigentlich nicht 
paffend (f. vorigen $. S. 231. Anm. 15). Es giebt aber doch dergleichen Parochien, 
wie in Duigpurg, Kaiferswertb, Düfjeltbal (ſ. Citat in folg. Anm.) u. a. 

28) In diefem Sinne baben fid) die rbein. Synoden X. $. 70. XI. $. 125 in 
ausführlich motivirten Befchlüffen ausgeſprochen. M. ſ. noch unten $. 75. Anm. 8. 
Bon einem anderen Gefichtspunfte ift man in Weftfalen (X. Syn., Beſchluß 52) 
und in den öftlichen Provinzen ausgegangen. S. $. 70. Anm. 9. 

1) RH.:W. 8.0.8.3 Gem.⸗O. $. 2. S. Ann. 10. 

2) A %=R. I, 11. $$. 50. 109. _ 

3) A. L.⸗R. 9.555 nebft Ergänzungen. Rh.⸗W. 8.0.9.9 S. auch unten 
$. 65. Anm. 29. 
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Mitwirfung eines Pfarrers bedarf, fid) des Amts ihres Geiftlichen bes 
dienen *) und ohne deffen Erlaubniß durch feinen anderen Pfarrer ihre 
Traunngen, Taufen und Begräbniffe vornehmen laffen ). Die Eine 
gepfarrten find jchuldig, ihrem Pfarrer für die volljogenen Handlungen 
die feitgefeßten Stolgebühren zu entrichten %) und die zur Erhaltung 
des Prarrers, jo wie der Firchlichen Anſtalten nothwendigen Beiträge 
aufzubringen ”). Außer den Parodhiallaften, welche dinglicher Natur 
find und daher auch von Nichteingepfarrten entrichtet werden müffen, 
deren Grundſtücke innerhalb der Parodie liegen ®), haben fie auch die 
Abgaben perfönliher Natur für ihre Kirche zu leiften ). Wenn eine 
Gemeinde ſich zu der Leiftung der erforderlichen Beiträge verpflichtet, 
— —— dadurch nicht auf die dritten Perſonen obliegenden Lei— 
ſtungen ”). 

Die Rechte der Eingepfarrten beſtehen in dem geordneten Antheil 
an den firhlichen Gnadenmitteln, Anftalten und Einrichtungen in der 
Gemeinde "). 


$. 59. 


Der Parochialzwang gegen Andersgläubige und die Eremtion 
von der Parochie. 


Bon der Regel, daß die innerhalb des Kirchſpiels mwohnenden 
Glaubensgenoffen zur Parodie gehören, tritt nach zwei Geiten bin 
eine Ausnahme ein, indem auch Glieder eined andern Bekenntniſſes 
den Parohialpflichten unterworfen, dagegen Anhänger derfelben Eon- 
feffion von denfelben befreit find. 

Der urfprünglihe Grundjaß, daß jeder im Kirchipiel Wohnende 
al8 Eingepfarrter parochialpflichtig jei, wurde in den Kämpfen der 
Reformation und Gegenreformation von der herrichenden Religions: 
partei nicht felten mit voller Strenge geltend gemacht und möglichit 
auch in fpäterer Zeit aufrecht erhalten '). Obgleich das N. 2.:R. das 
Prinzip der Unabhängigkeit der verjhiedenen Glaubensgenoffen in dies 
fer Beziehung im $. 261 ausgeſprochen hatte (ſ. $. 57), dauerte doch 


* 
m 


.L.-R. $. 423;, f. unten $. 63. 

TA %.:R. $. 261. Rb.:W. 8.:0.$. 18. d. $ 131. 

8) A. 2... $$. 280. 859., verb. 872., vergl. Altmann, Praxis ©. 324 f., 
328 f., 513 f., 521 f., 532 f., 569 f. 

9) Dazu gehören indbefondere die mannigfachen Leiftungen bei der Inftallation 
des Geiftlihen (U. L. ⸗R. 9° 406. All), die für die * zu leiſtenden (Sand: 
und Spannz) Dienfte (m. }. 3. B. Oſtpr. Prov.-R. Zufap 174. 179. M1 u.a.), fo 
wie die Dienfte und Beiträge zum Bau und zur Erhaltung der Kirchengebäude und 
Kichböfe (A. 8.:R. $. 710 ff.), die Entrichtung der Perfonafzehnten u.a. (Oftpr. 
Prov.-R. Zufaß 213). 

10) Als Zufag zum $. 2 der Gem.-⸗O. durch Erfah des O.⸗K.⸗R. v. 20. Febr. 
1851 gebilligt (Aftenft. 2, 8). 

11) Gem.⸗O. $. 3. Rh.⸗W. K.-O. $. 2. 

1) Beifpiele bei Eihhborn, K.-R. 1, 651. 652 und dafelbft cit. Literatur. 
Richter, K.⸗R. $. 142. 


L.⸗R. $. 418. 
5) A. 8%. NR. $. 422., verb. $$. 435. 446. 453., f. unten $. 63. 
8. 
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die local und provinciell davon abweichende Berfaffung fort und wurde 
erft allmählig aufgchoben ?). 

Diefe Abhängigkeit Andersgläubiger von dem Parochialredyt wurde 
zugleich die Beranlaffung zu einer andern Ausnahme, nämlich den 
Barobialexemtionen Wie die römiſch-katholiſchen Priefter ihre 
Zurisdiction gegen die Gvangelifchen zu behaupten fuchten, nahmen 
auch die lutherifchen Geiftlichen darauf Bedaht, die NReformirten in 
Abhängigkeit von fih zu erhalten und dadurch die Bildung eigener 
teformtrter Gemeinden zu verhindern. Dagegen wurde nad dem 
Uebertritt Johann Sigismund's zur reform. Kirche 1613 von Seiten 
der brandenburg. Randesherren die Freiheit für die Reformirten behaups 
tet, jelbitftändige Gemeinden zu begründen und in gewiffen Diftrieten 
unabhängig von den luth. Pfarrern ein Religionserercitium mit deffen 
Anneris zu befigen. Dieſes Recht erkannte auch der weſtfäliſche Friede 
ausdrüdiih an’) und demgemäß folgte die Löfung der Neformirten 
von der bisherigen Parochialpflicht gegen die luth. Kirchen aud da, 
wo der weflf. Friede nicht galt). Insbefondere nahm der Landesherr 
das Recht für fih in Anſpruch, daß die ihm gehörigen Häufer und 
deren Bewohner von der Parohialpflicht befreit feien ?) und überhaupt, 
wie er felbft, auch die ihm repräfentirenden Beamten an feine Barochie 
gebunden wären °). 


Theil durch Obſervanz, theils durch beiondere Berordnungen 
wurde das Verhältniß der Lutheraner und Neformirten feitdem mehr 
geregelt, wegen der Beamten aber zunächſt in der Mark überhaupt 
anerfannt, daß „die Eximirten, d. i. Diejenigen, die der Gerichtöbars 
fett des ordentlichen Unterrichters ihres Orts nicht unterworfen find, .... 
völlige Freiheit behalten, die Taufe verrichten zu laffen, von welchem 
Prediger fie wollen, ohne nöthig zu haben, dem ordentlichen Parocho 
die Gebühren dafür zu entrichten).  Duffelbe gilt auch won der 
Eheſchließung. Daher wurde „den Erimirten, die feine wirfliche Bür— 
ger oder in einer Parochie angeſetzt find, frei (geftellt), zur Garniſons— 
gemeinde fich zu halten‘ fowohl bei Zaufen ald Trauungen °). Diefe 
Freiheit der Eximirten galt indeffen nur in den größeren Städten der 
Mark mit mehreren Kirchen °). 


2) M. f. die Meberficht der deshalb ergangenen Gefege und Entfcheidungen bei 
Boat 1, 260 f. Altmann, Praxis S. 328. 329. Anm. 4. 

3) J. P. O. art. VII. . 1. 2. Pütter, Geiſt des weſtf. Friedens. 5.376 f. 

4) M. ſ. 3.8. die Cab. =D. v. 9. Jan. 1682 für die Stadt Memel in weiner 
Geſch. I, 2. Urk. Nr. XXI. verb. von 1700. 1734. 1736., dafelbft Nr. XXIV. 
XXXVII. XLII für andere Städte in der Provinz Preußen. 

5) R. v. 9. Juni 1608 (J. H. Boehmer, jus paroch. III, II. $. XX). 

6) R. v. 21. (31.) Aug. 1606 (J. H. Boehmer, a. a. O. IV, I. $. XIII). 
Vergl. Denkichrift, betr. die Exemtion der Eivilbeamten von den ordentlichen Parochien, 
den Gonfift. mitgetbeilt dur R. v. 12. Mai 1849 (Aftenft. der Abth. 1350. ©. 
104 ff., auch bei Altmann, Prarie ©. 225 T.). 

T) Neal. v. 15. Juli 1771. & 2 (N.C.C. 1771. nr. LI %. 297). 

8) Mil.-Conſ.-Regl. v. 15. Zufi 1750. I, 2. $.3 (Mylius, C.C. March. VIII. 
or. C. %. 244), auch in der autbent. Erfl. v. 28. Dechr. 1786. n. 2 anerkannt 

Boromwstfi, neue preuß. Kirchenregiftratur [Königsb. 1788. 4). S.57.58. Stengel, 
eiträge 11, 258). 
9) M. f. die Anm. 6 cit. Denkſchrift. 
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Wie dem luth. Pfarrer gegenüber die Reformirten, fo wurden 
die Evangeliſchen auch von dem Parochialrecht der römiſch-kath. Prie- 
fter befreit, namentlich in Schlefien und zum Theil in Preußen '%). 


Bei der Redaction des allg. Geſetzbuchs 1) fnüpfte man hieran 
an. Im I. Eutw. ftellte Suarez folgende Säße auf: „Aus der Be- 
freiung von der ordentlichen Gerichtöbarkeit des Orts folgt nod nicht 
die Nusnabme von der Parodie “2, Befreit ift das Militair '). 
„Gleicher Befreiung genießen ſämmtliche zum Eivil- Etat gehörige Kö— 
nigliche, in wirklichen Dienften ftehende, oder Zitular-Räthe und 
Bedienten. — Wo durch befondere Privilegien oder hergebrachte vom 
Staat genehmigte VBerfaffungen auch Königl. Bedienten dem Pfarr: 
zwange des Kirchipield bisher unterworfen geweſen, da fol es aud) 
ferner dabei fein Bewenden haben “, Im I. Entw. wurde dies im 
Ganzen fo geändert wiederholt, wie es ſich im A. L.⸗R. felbft fin- 
det: „Sämmtliche zum Givilftande gehörige Königl., in wirklichen 
Dienften ftehende, oder Zitularräthe, und andere ediente, find der 
Regel nah von der ordentlichen Parodie ihres Wohnorts ausgenoms 
men. Wo jedoch dergl. Givilbediente unter der ordentlihen Gerichts: 
barkeit des Orts fichen, da gilt die Vermuthung, Daß ſie auch zur 
Parodie deffelben gehören ” '), denn vergeblich hatte v. Grolmann bean- 
tragt, die Gremtionen aufzubeben '). 


Durch diefe Beſtimmung — das bisher nur in gewiſſen Pro— 
pinzen, namentlich dev Mark und Schlefien, geltende Privilegium der 
Beamten '), und nit nur gegenüber dem Pfarrer eines andern Bes 
fenntniffes, auf den ganzen Staat ausgedehnt. Befeitigt iſt Diefes 
Privilegtum — in der Rheinprovinz und Weſtfalen gemäß $. 2 
der 8.-D. vom 5. März 1835 '%), wie in der Grafichaft Stolberg » 
Wernigerode nad) Dei Receß v. 13. Auguſt 1822 $. 27 8). 


Auf Grund der Obſervanz wird die Unterwerfung der Beamten 
unter Die ie auch für die Altmark und den Kreis Lan— 


10) S. $. 57. Anm. 4. 8 und die cit. Denkſchrift. 

11) S. die Materialien zum $. 283 des A. L.-⸗R. in einem Erf. des D.: Trib. 
v. 6. April 1857 (Entſch. 35, 448 f. Altmann, Praxis S. 231. 769). 

12) $. 244 (j. J. H. Bochmer, jus paroch. 11, 11. $. XXX). Gben fo 
1. Entw. $. 230. A. L. ⸗R. 2 

13) Statt des $. 245 im — des Militärs finden ſich ausführlichere Ber 
—— im 11. E. $$. 231. = und im A. L.⸗R. 88. 278 -282. M. ſ. 8. 57. 

. 236. Anm. 25. 

14) $. 246 (vergl. Corp. jur. Frid. B. I. Th. IV. Tit. II. $. 41). $. 247. 

15 II, Entw. $$. 233: 234. U. L.⸗R. $$. 283. 284. Dazu famen noch die 
im 1. Entw. fehlenden $$. en — des II. Entw. (gemäß Corp. jur. Frid. cit. 

. 42. 44). U NER. $$. 235. 230. 

16) Zuarez erklärt bei der Revisio Monitorum (Materialien LXXX, 148): „Dem 
Antrag des v G., die Officianten dem Pfarrzwang zu unterwerfen und folchergeftalt 
alle Exemtions = Privilegia u fann ich nicht beitreten.” 

17) In der Ann. 6 cit enkichrift wird erinnert, daß in den übrigen Provin, en, 
außer der Kurmark und Schlefien, bis zur Emanation des A. L.-R. ein folches Pris 
Pr nicht erfichtlih, ja vielfach fogar das Gegentheil davon ftreng nachweis— 

ar fe 

18) Erf. des D.»Trib. 14. Aug. 1838. R. v. 17. Juni 1848 (Hagens, 
K.⸗O. S. 11. Bluhme, — S. 6. Anm.). 

19) v. Kamp, Ann, 7, 525. 
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genfalza behauptet %). Hier, wie in anderen zur Provinz Sachſen 
gehörigen Gebieten beftand vor der Publication des A. L.-R. das 
Eremtionsprivtlegium wohl nicht. Nach der Einführung des A. LR. 
fcheint fih eine dem $. 283 derogirende Gewohnheit gebildet zu haben. 
Die Altmark und der Kreis Langenfalza gehörten von 1807 — 1814 
um Königreih Weftfalen, in welchem die Eremtionsprivilegien über: 
— nicht galten, ſo daß, wenn jene Landestheile eine derartige 
Obſervanz gehabt, dieſelbe in Folge der allgemeinen Aufhebung des 
Privilegiums ihren Character als Obſervanz verlor. Nach der 
Wiedervereinigung beider Gebiete mit dem preuß. Staate und der 
neuen Einführung des A. &,-R. mußte daher auch 8. 283 ſelbſt zur 
Geltung fommen *). Bon der Neubildung einer Gewohnheit gegen 
diefen $ kann aber nicht die Rede fein (f. oben $$. 21. 22). 
Darüber, welden Beamten die Exemtion zuftche, hat es nicht 
an Zweifeln aefeblt:e In dem Edict vom 25. Nov. 1754 für Schle— 
fien beißt es: „Daß feiner Unferer Bedienten von dem höchſten bis 
zum legten, nemlich weder die Subalternen Unferer höchſten Landes» 
Dicafterien, noch Unjere Poſt-, Salz-, Zoll-, Accis- und Proviant-, 
auch Kreiß-Bediente, wie auch die Membra der ſubordinirten Landes— 
Collegiorum, Medici et Sanitatis und Criminalis, welcherlei Religionen 
dieſelben auch ſeyen, irgend einem Parochialzwang ſollen unterworfen 
ſein“*). Demnach find ſämmtliche königliche Civilbediente eximirt *). 
Durch die Penſionirung verlieren dieſelben ihre Exemtion nicht *), 
indem fie doch wenigſtens den Titulaturräthen gleich ſtehen. Der 
bloße Zitel eines Commerzien= oder geheimen Gommerzienraths giebt 
übrigens die Eremtionsrechte Fönigl. Zitularbedienten nur denjenigen, 


20) Götze, Prov.-R. der Altmark. Entwurf $. 421 und revid. Entwurf $. 5 
(f. folg. Anm.). Darauf beruft fich auch die Anm. 6 eit. Denkſchrift S. 108, 

21) Bei der ftändifchen Beratbung über den Entwurf von 1836 wurde für die 
Altmark der Parochialzwang als beftehend bezeichnet und die Aufrechtbaltung bes 
hloffen (Berbandfungen ... mit den ftänd. Deputirten. Das K.- und Schulrecht betr. 

erlin 1836. S. 19) und zum $. 5 des revid. Entw. (Berlin 1844. 4.) S. 5 ber 
merft, daß der vom Altmärk. Obergericht auf Grund einer notorifhen Obfervanz bes 
bauptete Grundſatz auch durch die Berichte der Superintendenten beftätigt worden. 
Das Auffällige bleibt nur, daß bei der Nedaction der Prov.-Rechte nicht überhaupt 
nach gleichem Prinzip verfabren wurde. Wie mit der Altmark verbäft es fih auch 
eigentlich mit dem Fürftentbum Halberſtadt. Von diefem heißt es im revid. Entwurfe 
(Berlin 1836) S. 168. 169: In der Provinz Halb, jollen die königl. Beamten nad 
der Behauptung des Conſ.-Rath S. binfichtl. der Taufen, Trauungen und Begräbniffe 
dem Parochialgwange unterworfen gewefen fein. Andere Nachrichten über diefe Obſer— 
vanz finden ſich nicht vor. Sollte fie aber wirklich ftattgefunden baben, fo ift fie nad) 
* 2 des Publ.» Pat. v. 19. Septbr. 1814 abgeſchafft, da unter der weſtf. Regierung 
eine Art von Exemtion beſtand und die unter derſelben aufgehobenen Prov.-Rechte 
nicht wieder bergeftellt find. 

22) Sammlung fehlef. Prov.-Geſetze (Korn) Il, 2, 691. Bogt 1, 275. 

23) Die Hinzufügung des Wortes „andere“ Bediente im $. 283 des A. L.-R. 
ändert offenbar hieran nichts, da nach der Intention des Geſetzgebers nur an die könig— 
fihen Beamten gedacht werden fann (m. f. auch Erf, des O.-Trib. v. 6. April 1857. 
eit. Anm. 11). Zu diefen Beamten gebören auch Navigationsiebrer (R. v. 20. März 
1862 in den Aftenft. 14, 242). 

24) Das Argument der A. G.-⸗O. 1, 2. $. 83 wegen Fortdauer des erimirten 
Gerichtsſtandes wäre nicht genügend (j. A. L.-R. II, 11. $. 277). M. f. aber die 
Analogie der Mil.K.-⸗O. v. 12. Febr. 1832. $. 34. n. 2. $. 35 (j. $. 57 a. E.). 

Jacobfon, evang. Kirhenredt, 16 
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welche nicht Handlung treiben *). Die Wittwe eines Erimirten ver- 
liert dieſes Recht eben jo wenig, wie andere Nechte, welche fie wäh» 
rend des Lebens ihres Mannes mit diefem theilte *%) und die Kinder 
der Eremten behalten das Recht fo lange, als fie nicht felbftftändig 
geworden find ?”), 

Nicht eximirt find die nicht föniglihen Beamten, wie Rechts— 
anmwalte und Notare”), die Mitglieder landihaftlicher Ereditinftitute “), 
die Beamten ftädtifher oder ländlicher Gemeinden und Anftalten ®): 
denn das Privilegium der Eremtion ift ſtriet auf die den Landesherrn 
repräfentirenden Diener zu befchränfen, nicht aber auf andere Beamte 
und Staatödiener auszudehnen. 

Da die (früber beftandene °')) Eremtion - von der ordentlichen 
Gerichtsbarkeit des Orts nicht für Die ‚Ausnahme von der Parodie 
enticheidend ift (f. Anm. 12), fo Hat der Adel an fich feineswegs 
dDiefes Recht. Das den a. und Perfonen des höheren Bürger: 
ftandes in Sachſen früher beigelegte Vorrecht der Haustaufen und 
Haustrauungen befteht nicht mehr *): eben fo tft die vermöge des 
jus capellae einzelnen evang. Familien im Eichöfelde beigelegte Exem— 
tion den evang. Pfarrern gegenüber befeitigt *). 

Dagegen fommt den Bewohnern der Häufer, welche innerhalb 
eines Kirchipield von der Parochie ausgenommen find, die Eremtion 
zu ftatten »). Befonderheiten treten außerdem nach partifularen Vor— 
Ichriften ein *). 

Der Inhalt der aus der Gremtion bervorgehenden Rechte tft 
urfprünglih nur auf Die Freiheit bejchränft, flatt des eigentlichen 


25) A. G.⸗O. I, 2, $. 80. Ueber die Exemtion von Landesunterthanen mit 
auswärtigem Charakter f. m. II. Entw. $.236 (Corp. jur. Frid. cit. 9.44). AU: R. 
. 286 


26) A. L.⸗R. U, 1. 6. 193. I, 1.$. 269. U. G.⸗O. I, 2. $. 90. (Der 
Berluft würde aus der Scheidung folgen, wenn fie der fchuldige Theil war. A. = R. 
II, 1. $$. 738. 739). Dagegen fpricht nicht die Mil.-K.⸗O. $. 35., denn die 
Wittwe eines Militärs tritt aus der Militär- in die Civilgemeinde über und war 
überhaupt nie eximirt (f. $. 57. S. 236.). j 

27) AU.2.=R. U, 8. $. 70. II, 11. $. 272 —. Die Beftimmung der. G.-⸗O. 
1, 2. $. 20 wegen des Gerichtäftandes fteht dem nicht entgegen wegen AU. L.-R. II, 
11. $. 277 (f. auch Anm. 24). 

28) R. v. 19. Märı 1856 (Aftenft. 8, 114). 

29) S. das Anm. 11 cit. Erf. des D.: Trib. 

30) R. v. 13. Juli 1828 (v. Kampk, Ann. 12, 682. Bogt 1, 274) wegen 
der Oberbürgermeifter u. a. — Nicht erimirt find daher Lehrer ftädtifher Gymnaſien 
und anderer Schulen (der etwaige eximirte Gerichtsſtand, den folche Lehrer als rite 
promoti früher befaßen, begründet feine Ausnahme, S. oben Anın. 12), 

31) Durh ®. v. 2. Jan. 1849. $. 9 ift der eximirte Gerichtsftand aufgehoben 
(8.:9. S. 1. Vogt 1, 174). 

32) Rinder, Prov.zR. von Sachen $. 1424 (1, 255. 2, 328). Der revidirte 
ge 8 157 übergeht es mit Stillſchweigen; die weſtfäliſche Geſetzgebung hatte 
es beſeitigt. 

33) Hartmann, Prov.-R. des Eichsfeldes. Entw. $. 281. Motive S. 384 
(A. =. II, 11. $. 260 ff). Revid. Entw. $. 224. Motive S. 225. 

34) 1. Entw. $. 248 (f. oben Anm. 5). 11. E. $. 237. U. L. ⸗R. $. 287. 

35) So befteht unter den Lutheranern in Königsberg wegen der Taufen und des 
Abendmahls fein Pfarrzwang, nad dem oftpr. Prov.=R. Zuf. 180. Ueber die fidh 
daran anlehnende Obſervanz bei Aufgebot und Trauung f. $. 57. S. 236. Anm, 22. 
$. 63. S. 2355. Anm, 32. 
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Pfarrers fi eined andern bedienen zu dürfen. In dem R. v. 21. 
(31.) Auguft 1696 (ſ. Anm. 6) wird ſogar vorausgejegt, daß den 
Predigern dadurch an ihren Accidentien nichts abgeht. In dem Ediet 
von’ 1754 (ſ. Anm. 22) erſtreckt fi die Eremtion dahin, „daß fol: 
hen frei ftehen folle, die Actus ministeriales, als Taufen, Trauen 
und Begraben ꝛc. von denen Geiftlichen ihrer Neligion zu begehbren, 
wo fie wollen, denen fie ... die jura stolae davon zu entrichten vers 
bunden find.” Bei der Redaction des allg. Geſetzbuchs befchränfte 
man ſich hiernach auf folg. Beitimmungen: ‚Alle die vom Pfarrzwange 
ausgenommen find, haben im jedem einzelnen Falle die Wahl, welcher 
Kirhenanftalt fie fid) bedienen wollen. Haben fie nicht gewählt, ſo 
gebührt der Parodie des Kirchſpiels, in welcher fie zulegt gewohnt 
haben, der Vorzug. Doch muß das Aufgebot bei Heirathen in der 
Parochialkirche des Wohnſitzes nothwendig geſchehen.“ Aus dem 
Il. Entw. 8. 249— 251 gingen dieſe Vorſchriften, mit Ausnahme des 
zweiten Satzes ($. 250) in den II. Entw. $. 238. 240 und U. &-R. 
$. 288. 290 über *). Die Praxis hat dieſelben dahin ausgelegt, daß 
die fönigl. Beamten aud zur Zragung der allen Eonfefftonsverwandten 
obliegenden Beiträge zur Erhaltung der Kirchen und kirchlichen Ans 
ftalten der Parochie nicht verpflichtet ſeien ). 

Der Grund der Eremtion liegt, wie oben nachgewiejen ift, in 
der Uebung des Pfarrzwanged gegen Andersgläubige. Durch den 
Grundjag des A. L.-R. 8. 261, welcher diefen aufhebt, ift eigentlich 
für $. 283 des A. L.-R. fein haltbares Motiv mehr vorhanden. Das 
Privilegium der Eyemtion der Eönigl. Beamten enthält eine Unbillig- 
feit gegen die Eingepfarrten, welche die Anftalten erhalten müffen, 
deren fih auch die Erimirten bedienen, da die von diefen zu entrich- 
tenden Stolgebühren ja außer den übrigen Leiftungen aud von den 
Parochtanen entrichtet werden. Die Exemtion iſt mit einer geord- 
neten Gemeindes und Kirchenverfaffung nicht wohl vereinbar *), ins— 
befondere ift es für die einzelne Parochie und die Landeskirche ein 
großer Berluft, dag die Eximirten, da fie den Gemeindepflichten nicht 
unterworfen find, auch an den Gemeinderechten nicht Theil haben und 
dadurch der Wirkffamfeit für das Wohl der Gemeinde als Glieder 
ihres Vorftandes und demgemäß auch den ſynodalen Organen entzogen 
werden »). Bei den jeit 1814 getroffenen Anordnungen zur Hebung 
des firchlichen Lebens wurde wiederholt die Aufhebung der Eremtion 
beantragt. Die Cab.-O. v. 27. Mai 1816 und die B. v. 2. Yan, 
1817 kamen aber eben jo wenig zur Vollziehung %), als die Wünſche 


36) Die Beftimmung des I. Entw. $. 252, daß man gleich dem Gingepfarrten 
fih den Anordnungen und Abgaben der gewählten Anftalt zu unterwerfen babe, bildet 
im 11. €. den $. 230 und im A. L.-R. $. 259. In Folge der Revisio Monitorum 
(Materialien LXXX, 148 a. €. 149) famen dazu noch die $$. 290. 291 des A.L.=N. 

37) ©. die Anm. 6 eit. Denkſchrift. S. 108. Ueber die einzelnen Leiftungen im 
Allgemeinen f. m. $. 58. 

38) Die Nachtheile in der Hinſicht für Berlin find nachgewiefen in der Denk— 
fhrift v. 6. Dechr. 1855, in den Aftenft. 9, 160 f., 175 f. 

39) Nur durch Verzicht auf das Vorrecht der Exemtion werden fie activ und 
paffiv wahlberechtiat (f. Inftr. v. 7. März 1860. Nr. A. Aftenft. 11, 11). 

40) v.Kampk, Ann. 1, 1, 127. Serthünnfich ift die nur intendirte Aufhebung als 
eine wirklich verordnete betrachtet von Bielig, preuß. K.:R. ©. 128. Ann. r., 
Binder, Prov.⸗R. von Sachſen 2, 329 u.a. 
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der Prov.Synoden 1844 und der Gen.Syn. 1846, Nachdem Art. 4 
der Verf.-Urk. Die Standesvorrechte aufgehoben, 1849 der privilegirte 
Gerichtsitand fortgefallen (j. Anm. 31) *), aud beide Häufer des 
Landtags fih für Die Bejeitigung der Eremtion ausgeſprochen haben *), 
jheint kaum ein gewichtiges Bedenken derjelben entgegen zu ftehen #). 


8. 60. 
Die kirchlichen Femeindeämter. 


Die Kirche als Organismus ift nicht ein Aggregat von ns 
dividuen und Gemeinden, fondern Ddiefe find vielmehr ihr wahrhaft 
einverleibte integrirende Theile. Daher empfangen Ye als Glieder 
vom Ganzen ihr Xeben, mit welchem fie zugleich felbfttbätig dem Gan- 
zen dienen. Die Individuen, wie die Semeinden find demnach fowohl 
Object, al8 Subject firhlicher Thätigfeit. 

Die geordnete Uebung der Pflichten und Rechte in der Gemeinde 
ift bedingt durch die rechte Vertheilung der vorhandenen Kräfte und 
Thätigfeiten. Da der Zweck der chriftlichen Gemeinichaft überhaupt 
die Pflanzung des Glaubens und die Heiliqung des Wandels ift, fo 
fann die Aufgabe aller firchlihen Wirkſamkeit nur in dem Dienfte für 
dDiefen Zweck beftchen. Der Dienft, das Amt (ministerium) tft aber 
im MWefentlichen zwiefab, Dienft am Worte (ministerium verbi et 
sacramentorum) und in der Regierung (ministerium jurisdielio- 
nis), wenn ſchon die damit Betrauten nicht immer ftreng auf den 
einen oder anderen befchränft waren. Schon zeitig beruht darauf die 
Unterfheidung der potestas ordinis und jurisdietionis, welde aus 
der römischen Kirche auch in die evangelifche überging, aber yıit den 
Modificationen, weldye die veränderte Nichtung und der Geift der 
evangelifchen Kirche mit fih bradte')., Indem man mit Nüdficht 
Darauf neben den Geiftlihen auch Aeltefte aus den weltlichen Gliedern 
der Gemeinde als firdliche Beamte annahm und dadurch zu rechtfer— 
tigen ſuchte, daß die heilige Schrift lehrende und nicht lehrende Neltefte 
unterfcheide, wurde von denjenigen, welche dieſe Begründung für 
unrichtig halten, die Statthaftigfeit von Laien-Aelteſten als kirchlichen 
Beamten geleugnet. Diefe Meinung tft indeffen vom Standpunkte 
der evangelifhen Kirche verwerflih, weil Diefelbe in der heiligen 


41) Daß daraus noch nicht die Aufbebung der Parochialeremtion folge, ift mit 
Recht in dem Circ. vom 14. Jan. 1850 angenommen (Aftenjt. aus der Abth. 1850. 
S. 110). ©. auch Erf, des O.-Trib. v. 16. Jan. 1857 und 23. Jan. 1860 (Entſch. 
34, 204. 42, 26 fa.). 

42) ©. — Berichte. Haus der Abgeordneten 1856. S. 98. 1858 ©. 320. 
321. sSerrenbaus 1859 S. 187. 

43) Billige Nüdficht würde jedoch für den Fall der öfteren ak der Ber 
amten zur Vermeidung jeder Toberbarkuns zu nehmen fein. Nomberg (die drei 
Perioden meines fircbenamtlichen Lebens. Bromberg 1862. S. 280) fchlägt vor, die 
Beamten, foweit fie nicht einen feften Wobnfig in der Parochie haben, oder auf welche 
$. 744 des A. L.-R. nicht Anwendung findet, als Kirchengäfte zum Beitrage des 
vierten Theils der Abgaben nach $. 743 des U. L.-R. zu verpflichten. 

1) S. meine Ausführung in Herzog's prof. Enchelopädie u. d. W. Kirchen 
gewalt. Bd. 7. S. 034 f. . 


$. 60. Die kirchlichen Gemeindeämter. 245 


Schrift feine für alle Zeit fanctionirte Verfaffung anguerfennen vermag 
und die Kirchenverfaffung überhaupt nicht auf einem Dogma berubt ®). 
Die Schriftwidrigfeit von Gemeindeälteften zu beweifen, menn dieſe 
ordnungsmäßig zu ihrem Amte berufen werden, faun denen, welche 
den berübrten Unterichied in der Schrift nicht finden, nimmermehr 
gelingen, da nach der Echrift und den Derfelben folgenden evan— 
geliihen Befenntnißfchriften feineswegd den Geiftlihen das Amt der 
Regierung allein übertragen tft. Die Beforgniß, daß durd) das Amt 
der Helteften dem Dieuft am Wort Abbruch geichebe, ift fo ungegrün— 
det, daß im Gegentheil demjelben vielmehr dadurch Vorſchub gethan 
wird. Bon einer Gleichitellung der beiden Aemter it übrigens auch 
nicht entfernt die Rede, und der Streit, ob die Beftellung der Geift- 
lichen auf unmittelbar oder mittelbar göttlicher Anordnung beruhe, 
fteht mit den Differenzen über das Amt der Nelteften in gar feinem 
Zufammenbange. 

Daß das Predigt: und Pfarramt göttlichen Urfprungs fei, wird 
von denjenigen, welche den Begriff der evangelifchen Kirche nicht in 
natnraliftifcher Weile verflüchtigen, übereinftimmend mit der heiligen 
Schrift und den Belenntniffen anerfannt, Nach der einen Anficht ift 
aber der Auftrag Ehrifti, daß die Gnadenmittel wermaltet werden, 
nicht von Anfang an uud für immer an beftinmte SBerfonen gebunden 
und der göttliche Segen feineswegs davon abhängia gemacht, daß nur 
diefe fih der Verwaltung unterziehen. Indem Ghriftus zuerft Die 
Apoftel beauftragte, zeigte er feinen Willen, daß ftet3 gepredigt und 
die Sacramente verwaltet würden, er fchloß aber die übrigen Jünger 
nicht Davon aus, Sein Befehl ift nicht bejonderen Perfonen, fondern 
der von ihm gegründeten Kirche gegeben, welche die geeigneten Amts» 
träger im geordneter Weile beftellt. Dieſer Auffaffung ſteht eine 
andere Anficht gegenüber, nad) welcher das geiftliche Amt urfprünglich 
als ein von den der ganzen Kirche zuftehenden Rechten ausgefondertes 
den Apofteln von Ehrifto übertragen und von dieſen durch continuirz 
lihe Succeſſion auf die Verwalter der Gnadenmittel fortgepflanzt wor: 
den jet. Diejes in Verbindung mit dem Primat des Apoftels Petrus 
in der römifchen Kirche durchgeführte Dogma läßt ſich aus der hei— 
figen Schrift und der Geſchichte der apoftolifhen Kirche nicht begrün— 
den; diejenigen Gvangeliichen aber, welche die apoſtoliſche Succeſſion 
En Fundament des Pfarramts machen, ziehen nicht alle Eonjequenzen 
iefer Doctrin, zumal in der Praxis). Ungerecht iſt der Vorwurf 
der Anhänger diefer Lehre, daß die Annahme der anderen Auffaffung 
die Geiftlihen nur zu Beauftragten der betr. Gemeinden made, nad) 
deren Abficht und BBillen fie das Amt zu führen hätten: denn das 
Amt an fih ift eine Stiftung Gottes und die Amtsinftruction ift in 
der Kirhenordnung enthalten, welche die heilige Schrift als alleinige 


2) 5. meine Abhandlung: Leber die Gründe der Verfcbiedenbeit der luth. und 
reform. Kirchenverfaffung, insbelondere über ihren dogmatiſchen Charakter, in der deut: 
fchen Zeitfchrift für chriſtl. Wiſſenſchaft 1852. Nr. 49 f. 

3) Literatur bei Nichter, Kirchenrecht. $$.91— 98. Ueber den Gegenſatz beider 
Anfichten in Bezug auf Sacramente, die Ordination, Gonfirmation u. f. w. |. m. die 
betr. $$. im dritten Buche. 
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Glaubensnorm und die Belenntniffe der Reformation ala Zeugniffe 
für diefe Norm anerfannt *). 


Die Geiftlihen und die niederen Kirchendiener. 


$. 61. 
Begriff und Arten der Heiftlichen. 


Unter einem Geiftlihen wird derjenige verftanden, welcher bei 
einer Kirchengemeinde zum Unterrichte in der Religion, zur Beforgung 
des Gottesdienftes und zur Verwaltung der Sacramente beftellt iſt . 
Im Allgemeinen gleihbedeutend, obichon zunächſt von der einen oder 
andern Amtsverrichtung entlehnt, find die Bezeichnungen Prediger?), 
PBriefter’), Paitor‘), Pfarrer’) Die geiftlihen Functionen find 
in vielen Gemeinden, in der Regel in den Städten, unter mehrere 
an demfelben ftehende Geiftliche aetheilt, nach Herfommen, Vertrag, 
Geſetz, und darnach erhalten diefelben auch verfchtiedene Namen, öfter 
mit Anfrüpfung an ältere vor der Reformation vorhandene Einricdh- 
tungen, wie Oberpfarrer (pastor primarius), Arhidiafonus, 
Diafonus, Subdiafonus, Bapellan u. a. Das A. L.⸗R. 
unterfcheidet bei größeren Parocialkirchen die Pfarrer und Neben- 
geiftlihe, welche zufammen unter dem Vorfiße jenes ein Gollegium 
ausmachen und deren Berhältniffe nach der Berfaffung einer jeden 
ſolchen Kirche befonders beftimmt find ). Dem Pfarrer ift bisweilen 
nur die Hauptpredigt, Schulinfpection u, a., nicht aber die Seelforge 
übertragen ”), oder die Konfirmation vorbehalten ?) und dergl. Nach 
dem A. L.-R. foll der ‚eigentliche Pfarrer " das Kirhenbucd führen ’); 
auch fteht ihm die Aufficht über die Nebengeiftlichen zu '). Wo der 


4) S. Gem.:D. $. 1. Rh.-Weſtf. K.⸗O. die $$. über den Belenntnipftand. 

1) U. L.-R. II, 11. $. 59. Denfelben Sinn bat der Ausdruck ministre du 
culte, pasteur (j. Schr. des Juſt.-Min. v. 16. Detbr. 1862 in Stiehl's Central: 
blatt 1863. ©. 399. 400). 

2) Mit Nücdticht auf den Unterricht f. U. L.-R. II, 12. $. 49. 

3) Im Sinblif auf den Gultus u.f.w. So foricht das A. L.-R. II, 1. $. 136 
von der priefterlichen Trauung. 

4) Wegen der Seelforge und Leitung der Gemeinden j. Anm. 1. 

5) ‚, Derjenige Geiftliche, welcher zur Direction und Verwaltung des Gotteds 
dienftes bei einer Parochialkirche beftellt worden, wird der Pfarrer des Kirchfpiels ges 
nannt.“ A. L.-R. II, 11. $. 318. Vergl. Rh.-W. K.-⸗O. 9.66. M. f. Claus 
Harms Raftoraltheologie in drei Büchern: der Prediger, Priefter, Paſtor. Kiel 
1837. 2. Ausg. i 

6) A. L.-R. II, 11. 88. 539—540. Solche Nebengelftliche find oft an die 
Stelle der kath. Vicare getreten (meine Gefch. IV, 3, 53. 54). 

7) Diefer Brauch, der fich bereits in der Hamburg. K.=D. 1529. Art. IX. XLIN 
(Richter, K.=D. 1, 128. 132) findet, befteht auch jetzt noch bie und da in der 
Provinz Preußen und anderweitig. 

8) In der Mark berfömmlich (v. Mühler, Geh. S. 82). 

HA %.=R. I, 11. $. 500. 

10) a. a. D. $. 541. Oſtpr. Prov.-R. BZuf. 187. 8. 1. Nach $. 2 dafelbft 
ſoll fein Iuth. Diaconus oder Gavellan ohne des Pfarrers Vorwilfen zur Probepredigt 
verftattet werden und nach derfelben muß der Pfarrer mit feinem Gutachten vernommen 
werden. 
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Pfarrer Vormittagsprediger ift, liegt den Nebengeiftlihen (Diakonen, 
Prediger'°*)) meiftens ob die Haltung der Liturgie, die Vorlefung der 
Perifope vor der Predigt, die üblichen Frühmetten, die Vesperpredigt u.a. 

Der Character eines Geiftlihen hängt von der ertheilten Ordina— 
tion ab‘). Daher gehören zu den Geiftliben auch Militair-, 
Schiffs- und Gefandtfhaftsprediger"),, Miffionsreife- 
prediger"), Prediger an Zuchthäuſern, Kranfens, öffent: 
liben Armen» und anderen VBerforgungsanftalten“), 
Hilfsgeiftlihe‘*), öfter Schulrectoren und Hilfsprediger ”), Sub: 
fituten, beftändige Amtsaehilfen eines Geiftlichen ') oder eines 
Minifteriums, Generalfubftituten, Generalvicare”), Syno— 
dalcandidaten"), Provinzialfynodalvicare'*), Eben fo die 
in Litthauen vorlommenden Präcentoren, fobald fie ordinirt find '). 


10a) Der Titel Caphan ift dur: Prediger: erſetzt (Circ. v. 18. Aprif 1817, 
in meiner Gef. I, 2. Urk. Nr. LXXVII). 

11) A. L.-R. I, 11. $. 63 (verb. $. 59). Ueber die Ordination felbft unten 
Buch III. Abſchn. 1. 

12) a. a. D. $$. 548. 549. 

13) Circ. v. 2. Septbr. 1853 nebft Inftruction (Aftenft. 6, 73 f.). 

14) Bel. des Gonf. zu Kbg. v. 27. Mai 1856 (Amtl. Mittb. Nr. 103). 9. 
2.:R. II, 19. $$. 77— 79. Vergl. noch $. 57. S. 237. 

14a) lleber deren Stellung im Gemeindefirchenrath f. $. 67. Anm. 5, in den 
Kreisipnoden f. $. 75. Anm. 10. $. 76. Anm. 8. 

15) S. das Anm. 10a cit. Circ. v. 18. April 1817. Diefe find jedoch nicht 
ſtets Geiftliche, wie 3.8. die früheren Kateheten und Rectoren im Ermlande; 
f. R. vom 14, Februar 1811 (meine Geld. I, 2. S. 256 und Urk. Nr. CXXIX). 
Bergl. Berf. v. 6. Septbr. 1862 (Aktenft. des O.⸗K.-R. 15, 273). 

16) A. L.-R. 11, 11. $. 516 f., R. v. 25. März 1854 (Uftenft. des D.:K.:R. 
7, 9), verfchieden von nicht ordinirten Gandidaten oder Adjuncten (a. a. O. $. 515. 
R. v. 24. März 1836. in meiner Geſch. I, 2. Nr. EX 

17) Seit 1619 finden fih folche in Breslau, feit 1710 unter diefem Namen 
(Hahn, theolog.-kirchl. Annalen I, 3, 227 f.). Die künftigen Generalvicare 
werden Ddiefelbe Bedeutung haben (f. Bet. vom 27. Septbr. 1857 im K. A.-B. für 
Schlefien 1857. Nr. 20). 

18) Vergl. Wiesmann, die Ordination der Synodalcandidaten, in der Bonner 
Monatsfchrift II, — 1844). S. 19 f. Rh.-Weſtf. K.⸗O. $. 64a. Vergl. 
Inſtruction für die Synodalcandidaten IX. rhein. Syn. S. 320 f. 

18a) S. 111. rhein. Syn. $. 61., VII. weſtf. Syn., Befhluß 54. 55 nebſt Bes 
fcheid, X. weftf. Syn., Befchluß 118, 

19) Bor der Reformation bedienten fich die Pfarrer zur Interweifung der alten 
Preußen befonderer preußifcher Gapläne oder Dollmetfher (m. f. 3.8. Ermländ. Syn. 
1449. c. 29. in meiner Gef. I, 1. Ur. S. 223). Much nach der Reformation 
bedurfte man folcher Tolfen, welche auf einer Nebenfanzel dem des Deutfchen uns 
fundigen Volke die Predigt verdollmetfchten (a. a. DO. I, 2, 30. Anm. 25). In Kits 
thauen dienten als folche Interpreten die Potabeln (a. a. D. S. 98. Ann. 54), 
weiche zugleich Küfterdienfte übernahmen. An ibre Stelle traten nah R. v. 23. Novbr. 
1722 (a. a. D. I, 2. Urk. Nr. XXXIII) Küfter oder Präcentoren. Nicht felten 
hatten diefe fchon früher erwähnten Diener die Leitung der Kirchfihulen und waren als 
Gebilfen des Pfarrers „geordinirte Capläne“. Der Gen. Neceh der K.-Viſitation 
von 1638 erklärt fie für tüchtig zum Predigtamt (Grube, corp. const, 1, 54). In 
Folge der V. vom 3. April 1734 (meine Gef. I, 2, 93) find ftudirte Präcentoren 
allgemeiner an den Kirchfchufen beftellt, zugleich mit der Verpflichtung, die Pfarrer 
auch beim Predigen und fonft zu unterftüßen. Auf Grund des Herfommens ift durch 
R. des Min. v. 30. Mai 1835 (f. Eirc. des Conſ. v. 18. Juni d. J., a. a. D. |, 
2. Urf. Nr. CX) und Min. R. v. 10. Yan. 1855 anerkannt, daß den Präcentoren zus 
ſteht: 1) Taufe; 2) Ausftellung von Kirchenzeugnifien; 3) Unterricht der Katechumenen ; 
4) Katechifation; 5) Predigen; 6) Leitung der Schullebrerconferenzen; 7) Zeichens 
predigt und Mitwirfung bei Begräbniffen. — Sie unterfcheiden ſich von den ordent— 
lichen Geiftlihen nur dadurch, daß ihnen die Abhaltung der Beichte, der Communion 
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$. 62, 
Pflichten der Keifllichen. 


„Jede evang. Gemeinde hat die Aufgabe, unter Leitung und 
Anregung des in ihr beftehenden geiftlichen Amtes ſich zu einer Pflanz- 
ftätte chriftlicher Gefinnung und chriftl. Lebens zu geſtalten“). Daher 
muß der Geiftliche „mit einem unbefcholtenen exemplarifch - chriftlichen 
Lebenswandel der Gemeinde, welde ihm anvertraut ift, vorleuchten, 
und überall den Ernft und die Wirde eines Geiftlihen behaupten “?). 
Der Umfang der zur „vitae honestas‘ und dem „decorum clericale‘* 
des Geiftlihen gehörigen Verpflichtungen ift fo groß, daß er „auch 
in gleichgiltigen Dingen alle Gelegenheit zum Anftoße für die Gemeine 
forafältig vermeiden" muß’). Die älteren Gonfiftorial» und Kirchen» 
ordnungen enthalten darüber öfter Vorfchriften, welche hie und da 
durch die Sitte aufrecht erhalten find und daher von den Geiftlichen 
beobachtet werden müſſen y. Ihre Kleidung ſoll ſtets dem Stande 
und der Würde angemeffen fein’), auch wenn fie nicht in der Amts» 
tracht °) erfcheinen. Nach der Cab. D. v. 20. März 1811?) gehören 
zur Amtäfleidung ein Zalar (fchwarzswollene Nobe), weißer Halsfras 
gen (Bäffhen), ein Barett. Chorhemde und deral., wo e8 bei 
beftimmten Amtsverrichtungen hergebracht ift, bleibt geftattet, eben fo 
für Geiftlihe über 55 Jahr die Perrüde °), oder ſtatt ihrer ein Käpp— 
hen’). Die Amtstracht ift auch bei Nepräfentationen, befonders vor 
dem Könige, anzuwenden “). Bei ftellvertretender Ausübung des Pre: 
digtamts haben auch Candidaten Dieje Kleidung anzulegen. Auch die 
niederen firdhlichen Beamten müffen fich bei amtlihen Functionen einer 
angemefjfenen (fchwarzen, auf dem Lande auch anderer Dunkeln) Tracht 
bedienen und wo es üblich ift des Fleinen Mantels "), 


und die Trauung nicht gebührt. In wie weit ihnen die Ordination zu ertbeilen fei, 
ift nach den Umftänden des bei. Falles zu enticheiden. Wegen ibrer Stellung j. m. 
auch die ftenoar. Berichte de3 Haufes der Abgeordneten 1862 (Aktenſtücke Nr. 164. B. 
S. 1753— 1735). 

1) Gem.-O. $. 1. 

2) A L.-R. 1, 11. $. 67. Rh.-W. K.-⸗O. $. 67. Ueber das DVerbalten der 
Geiftfichen in politifchen Angelegenheiten |. m. V. v. 18. Auguft 1849 (Aftenft. aus 
der Abth. (1850) S. 40. Circ. v. 2. April 1862 (Aktenft. des DirK.:R. 14, 246), 
vergl. Fabri, die Stellung des Chriften zur Rolitif. Barmen 1863. v. Harleß, das 
Berhältnigdes Ebriftentbums zu Eulturz und Xebensfragen der Gegenwart. Erlangen 1863. 

3) A. L.-R. $. 08. 

4) Beifpiele in der Urk.Sammlung zu meiner Gefch. IV, 3., verb. Richter, 
K.⸗O. II, 513. Nr. 4. 

5) Diseipline ecclesiast. chap. 1. $. 20. NR. des O.-Conſ. v. 29. Sept. 1794 
(Gedide, Annalen I, 4, 110. 111). Cab.-O. vom 20. März 1811. n. 5. (f. 
Anm. 7). 

6) S. Herzog, prot. Enevel. VII, 733 f., 733 (Kleider und Infignien). Vogt, 
K.-R. 1, 134 f. Bord, Handbuch (2. Ausg.) 1, 26. 27. 

7)v. Kamptz, Ann. I, 1, 140. An diefe Cab. =D. fchliegen fich nähere Ber 
ftimmungen der Behörden (eit. Anm. 6). 

8) Nah B. des Samländ. Gonfe von 1660 bereits nachaelaffen (Boltz, de 
consistorio diss. III. pag. 133). 

9) Bef. der Reg. Gumbinnen v.19. Juni 1817 (A.-B. v. ©. S. 490., v. Kamptz, 
Ann. 1, 2, 121). 

10) Circ. v. 18, Nov. 1824. 
j 1% Erl. des Conſ. v. Schlefien v. 11. Det. 1857 (8. A.-B. Nr. 24), v. Preus 
pen v. 13. Det. 1857 (Amtl. Mitth. Nr. 165). 


$. 62. Pflichten der Geiftlichen. 249 


Die Theilnahme an Jagden ift unpaffend für Geiftliche. Daber 
follen ihnen königl. Jagden nicht verpachtet werden), Bon einer 
Verpflichtung zum Cölibate kann füglich nicht die Nede fein"), 
dagegen muß von Geiftlihen erwartet werden, Daß fie eine Ehe nur 
mit ſolchen Berfonen ichliegen, welche nicht Anftoß in der Gemeinde 
aeben ). Das Betreiben meltliher Gefchäfte, bürgerlicher Gewerbe 
it ihnen unterſagt“); die Uebernahme von Nebenämtern if 
ihnen ohne höhere Genehmigung nicht aeftattet %). Ausgeſchloſſen find 
fie von Gommunalämtern und fonftigen öffentlichen Verwaltungen, 
durch welche ibre geiftlihe Amtsthätigfeit verhindert werden fünnte '”), 
Zur Uebernahme einer Vormundſchaft find fie nur gegenüber Ber: 
wandten und Amtsgenoffen verpflichtet, in jedem Falle aber bedürfen 
fie der Genehmigung des Eonfiftoriums 'Y). Bei der Ernennung von 
Vormündern mitzuwirken fliegt ihnen übrigens befonders ob) und 
wo möglich auch auf die Führung der Vormundſchaften *). 

Die Geiftlihen find zur Reſidenz verpflichtet und bedürfen 
daher, menn fie verreifen, des Urlaubs der geiftlihen Oberen *'), 
Bei der Verrichtung der einzelnen Amtshbandlungen haben fie ſich 
genau nach den für Diejelben ergangenen Verordnungen und Anftrucs 
tionen zu richten, alfo bei Abhaltung des Gottesdienftes nad) der 
Agende, bei der Prediat nah den Befenntnißfchriften u. f. w., tie 
dies bei den einzelnen Materien genauer nachgewiejen ift. Bei Aus: 
ftellung der Kirchenzeugniffe baben fie den tarifmäßigen Stempel zu 


12) Gab. =D. v. 10. Aug., Circ. v. 20. Aug. und 4. Dechr. 1829 (v. Kampk, 
Ann. 13, 818. 830). 

15) S. Herzog, prot. Enchel. 11, 771 f., 775. In wie fern für Miffios 
nare Eheloſigkeit nöthig fein fünne, darüber a. a. D. ©. 776. Eben fo bringt es 
die vorläufige Stellung von Candidaten als Bicaren mit füh, daß diefelben in der 
Regel nicht verheirathet fein dürfen (f. R. des O.-K.-R. v. 25. März 1854 (Aftenft. 
des O.⸗K.⸗R. 7, 9). Erl. des Conf. zu Münfter v. 3. Auguſt 1855. 

14) 3.8. mit einer Gefchiedenen, welche für den fchuldigen Theil erklärt ift (Alle. 
8.23. 1839. Nr. 32). 

15) U. L.-R. II, 11. $. 93 (Handel). Gegen das viele Procefiren der Geift: 
lichen, befonders mit den Patronen, erging die Gab. -D. v. 6. San. 1744 (Mylius, 
C.C.M. Contin. II. 1744. Nr. 1. Fol. 169). — Neber die befchränfte Befhäftigung 
mit der Landwirthſchaft U. NR. $$. 94. 05 (Paalzow, obsery. ad jus comm, 
Boruss. 11. Nr. 24. de clerico agrum colente). Rh.-W. K.-⸗O. $. 71. 

y 6) Circ. v. 31. Octbr. 1841 (Min. Bl. ded Innern 1842, S. 10. Bogt ll, 
2f. 

17) Amt eines Schiedsmannes, Geſchwornen u.a. ſ. R. vom 3. Septbr. 1833, 
(v. —— Ann. 17, 652). B. v. 3. Jan. 1849. $. 63 (G.⸗S. ©. 14) u.a. 
Vogt 1, 169 f. 

18) U. 8.= 8. II, 18. $$. 161. 213. 214 und Ergänz. dazu (Vogt 1, 109 f. 
Bord 1,35 f.). 

19) Circ. des Conſ. von Sachſen v. 2.Novbr. 1854, des D.⸗-K. ⸗R. v. 6. Kebr. 
1855 (Aftenft. des D.⸗K. ⸗R. 8, 58. 59), des Conſ. v. Preußen v. 18. März 1856 
(amtl. Mitth. Nr. 95). 

20) Circ. des Conſ. v. Schlefien v. 25. Juli 1855 (K. A.-B. Nr. 16), dur 
welches vormundjhaftliche Konferenzen eingeführt find. 

21) WER. I. 11. 99. 413 — 415., verb. 8.506 f., Rh.⸗W. K.⸗O. $. 72, 
ſ. das Nähere $. 43. Anm. 25. Das Verreiſen ohne Genehmigung der Obern ver— 
boten ſchon die Circ. v. 18, Jan. 1733, 1734, 18, Juni 1742, 14. Septbr. 1769 u.a. 
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verwenden, bei Vermeidung von Drdnungsftrafen *). Insbeſondere 
liegt ihnen ob die Führung ordentliher Pfarr-Regiftranden, 
worin alle von den vorgejegten Behörden ihnen mitgetheilten Verord— 
nungen eingetragen werden follen ”), fo wie der Kirhenbüder**). 
Ueberhaupt Haben fie fih den Wohlftand der Kirche und die Sorge 
für die Gebäude und das Bermögen Dderfelben angelegen fein zu 
laffen *), zumal fie als Nußnieger die diefen auferlegten Berpflichtun- 
gen zu erfüllen haben *). 

Befondere Pflichten beftehen für die Geiftlihen auch dadurch, daß 
fie als Vorfigende der Gem.⸗K.-Räthe thätig find”) und ganz vors 
zünlih, daß fie als Schulinfpectoren fchuldig find, nicht nur 
durch Aufficht, fondern auch durch eigenen Unterricht des Schulmeifters 
fowohl, als der Kinder, zur Erreichung des Zwecks der Echulanftal- 
ten thätig mitzuwirken *). 


$. 63. 
Rechte der Heiftlichen, insbefondere der Pfarrzwang. 


Den Pflichten der Geiftlihen ftehen auch entfprechende Rechte 
gegenüber. Die älteren evang. K.O. wiederholen bereits zum Theil 
die Vorrechte, welhe dem Klerus gebührten ') und diefelben werden 
dann auch durch befondere Verordnungen in den einzelnen preuß. 
Gebieten fpäterhin anerfannt. Das U. L.-R., indem es die Geift- 
lihen als Beamte betrachtet, befreit fie der Regel nad) von den per- 
fönlichen Laſten und Pflichten des gemeinen Bürgers, gewährt ihnen 
einen privilegirten Gerichtsftand und überläßt den Provinzialgefegen 
die nähere Beftimmung darüber, in wie weit fie von Acciſe, Abſchoß 
befreit find und ihnen fonftige perfönliche VBorrechte zukommen). Es 
macht aber, den Grundſätzen des evang. K.-R. gemäß, den Anſpruch 
darauf davon abhängig, Daß fie bei einer Gemeine oder Kirche wirk— 
lic) angefegt find’). Die jchwierige Lage des Staats führte feit 1806 


22) M. vergl. überhaupt die Stempelgefeßgebung, wie fie unter anderen im Aus— 
zuge Vogt II, 281 f. mittbeilt und ſ. 3.8. Erf. des fchlef. Conf. v. 22. Aug. 1855, 
18. Mai 1864 (8. A.-B. 1855 S. 101. 1864 ©. 73). 

23) Girc. v. 10. Juni 1826 (v. Kampk, Ann. 10, 352. Vogt 1, 320). Ueber 
die Einrichtung derfelben f. m. die Bel. der Neg. zu Pofen vom 18. Septbr. 1826 
(v. Kamptz a. a. D. 744. Vogt 1, 321) und die Pfarrarhive. Circ. der Ren. 
zu Göslin v. 1. März 1812 (Min.= Bl. des Inn. S. 116. Boat 1, 322). 

24) A. L.-R. 1, 11.9. 481. NM. K.-O. $. 68 nebft Ergänzungen 
f. unten im dritten Buche. 

25) U. %.=:R. II, 11. 8 321. 627 u.a. ſ. unten. 

26) A. L.-R. II, 11. $. 778 ff. nebft Ergänzungen f. unten. 


27) Gem.⸗O. $. 13., veral. Circ. v. 11. Juni 1860 nebft der dazu gehörigen 


Inftruction (Aftenft. des O.⸗K.-⸗R. 12, 77 ff.). 

28) A. L.⸗R. 11, 12, * 12 folg. 49., verb. Oſtpr. Prov.-R. Zuſatz 216 und 
die Ergänzungen zu dieſen $$- 

1) S. meinen Art. Immunität in Herzog’ prot. Enchel. 6, 641 f., vergl. 
Richter, 8.:D. 11, 513. Nr. 3. 

2) A. %.=R. 1, 11. $$. 96. 97. 775. 821. 

3) A. =N. $. 547. 
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zu verjchiedenen Befchränfungen der bisherigen Immunitäten, doc 
erfolgte die Herftelung des frühern Zuſtandes durch die Cab.-O. 
vom 13. Septbr. 1815, 11. März 1816, 30. Zanuar 1817 4). Aber: 
mals wurde feit 1848, da man alle Standesvorrechte aufzuheben 
gedachte, den Geiftlihen der Genuß mehrerer Freiheiten entzogen °) ; 
tes wurden ihnen doch diefelben meiftens °) bald wieder zuges 
anden. 


Die Geiftlihen, Kirchendiener und Glementarfchulfehrer find jeßt 
von den Directen perfönlihen Gemeindeabaaben binfichtlid ihres 
Dienfteinfommens infoweit befreit, ald ihnen diefe Befreiung zur Zeit 
der Verkündigung der Gem.O. vom 11. März 1850 zuftand. Geift- 
liche und Schullehrer bleiben von allen perfönfihen Ge meindedien- 
ten, ſoweit Diefelben nicht auf ihnen gehörigen Grundftüden laften, 
befreit; Kirchendiener infoweit, als ihnen dieſe Befreiung 1850 
zuſtand'). Bon der Gebäudefteuer find befreit die Dienfthäufer 
der Pfarrgeiftlichen und fonftiger mit geiftlichen Functionen befleideter 
Perjonen, ferner der ... Beben. Küfter und anderer Diener des 
öffentlihen Cultus). Die Geiftlihen find von der allgemeinen 
Wehrpflicht ausgenommen’), eben fo frei von der Ginquartis 


4) M. f. wegen der darauf ergangenen DB. der Behörden die Ergänzungen zu den 
Anm. 1 cit. Stellen des L.-R. und Zeihe zum Zufak 204 des oftpreuß. Prov. = M. 
S. 58 —61. 

5) ©. Art. 4 der Verf.-Urk., vergl. indbefondere G. v. 7. Dechr. 1849 (fola. 
Anın.); Gemeinde-D. v. 11. März 1850 (G.-S. ©. 213), $$. 3. 49. 110. Schr. 
des Min. des Inn. an den O.Ke-⸗R. v. 11. Novbr. 1850 (Aftenft. des O.-K. -R. 
1, 79, Boat 1, 166), wodurch alle perfünfichen Befreiungen von Gemeindeabgaben 
und Leiftungen ohne Entſchädigung aufgehoben wurden; V. v. 12. Nov. 1850 wegen 
der Krieasleiftungen (6.5. S. 493), wodurd den Geiftlichen die Einquartirungs— 
faft auferleat wurde; G. v. 24. Febr. 1850, betr. die Aufbebuna der Grundfteuers 
befreiungen u. |. w. (G.:&,. S. 62) 9. aud Anm. 9 und die Denffchrift des 
DO.⸗K.-R. in den Aftenft. 4, 17 f. 

6) Die nach dem ©. v. 30. Mai 1820. $. 1 (G.:5. S. 140) verb. Inftr. v. 
9. Det. 1820 u.a. (Bord, Handbuch 1, 39) den Geiftlichen gewährte Befreiung 
von der Klaffenfteuer, welche durch G. v. 7. Dechr. 1849 (G.-S. ©. 436) aufge: 
hoben wurde, ift nicht wieder bergeftellt (veral. auch G. v. 1.Mai 1851 [GO.⸗S. ©. 
193) u.a. Boat 1, 144 f.). 

7) Städte: D. für die 6 dftl. Provinzen v. 30. Mai 1853. $. 4 (G.⸗S. ©. 
267). StädtesD. für die Provinz Weftfalen v. 19. März 1856. $. 4. Landgem.-⸗O. 
für Weftfalen ej. d. $$. 61. 64., G., betr. die Gemeindeverfaffung in der Rheins 
provinz v. 15. Mai 1856. Art. 10 (G.-⸗S. 5. 240. 283. 284. 437)., vergl. R. v. 
19. Aug. 1861 (Stiehl, Gentralblatt Nr. 209). 

8) &. v. 21. Mai 1861. $. 3. Nr. 5 (G.⸗S. S. 318). 

9) Cab.-O. v. 6. April 1813 (G.-S. S. 63) wegen der Landwehr. B. v. 
11. Nov. 1818 (v. Kamptz, Ann. II, 1165). Die entgenengefeßte Vorfchrift der 
VBerf.-Urk. Art. 34. ift durch befondere V. modificirt. Das Bedürfnig an wablfäbigen 
evangelifchen Theologen bat die Begünftigung veranlaßt, daß diefelben bis zum Ablauf 
des 2dften Lebensjahres vorläufiz ren ade und diejenigen, welche bis dahin unter 
die Zahl der zum Predigen berechtigten Sandidaten aufgenommen worden find, günzs 
(ih von der Mititärdienftpflicht befreit werden follen. Diefe auf dem Beſchluſſe des 
Staatämin. v. 15. Septbr. 1854 berubende Beltimmung wird von 5 zu 5 Jahren 
nach Bedürfnig erneuert (vergl. die Erſ. v. 14. Jan. und 12. Juni 1851 in den 
Aktenit. des D.⸗K.⸗R. 2, 11—14; Verf. v. 21. Septbr. 1850 nebft Circ. v. 
18. Jan. 1860 (Aftenft. 11, 75. 76. Stiehl, Gentralblatt 1859. Nr. 206). 
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rungslaft'%), wie von der Borfpannspfligt und Aushebung 
der Pferde für die Armee). 


Die Geiftlihen find auch befreit von den Deichbaulaften und 
Deishreparaturkoften ?), ſowie von Beiträgen zu Kirchen- und Schuls 
zweden bezüglich ihres Dienfteinfommens '), desgleichen von der Ent- 
vichtung des MWege-, Damm» und Brüdengeldes innerhalb der 
Parochie nach bisheriger Obſervanz“), wie des Ehauffeegeldes auf den 
Stantschauffeen vom Fuhrwerk und Thieren bei Amtäverrichtungen in 
ihrer Parochie ”). ALS Befreiung von ftantsbürgerlichen Verpflichtun— 
gen erſcheint theilweife die Unzuläfftgfeit der Uebernahme von Neben: 
amtern (j. vor. $& Anm. 16 f.). 


Ein befonderes Vorrecht der Geiftlihen als Beamten ift die Bes 
freiung von der Erecution und die Wohlthat der Gompetenz 
(beneficium competentiae) '), Im Falle der Berurtbeilung eines Geift: 
lichen wegen Schulden follen demfelben die zur Verwaltung des Dien— 
fte8 erforderlichen Bücher, das unentbehrlichſte Hausgeräth, Betten, 
anftändige Kleider und Wäfche nicht genommen, auch deffen Frau und 
unerzogenen Kindern nothdürftige Wäfche, Kleider und Betten gelaffen 
werden, es ſei denn, Daß die Grecution Folge einer unerlaubten 
Handlung if. Bon dem Dienfteinfommen muß ibm die congrua 
(sustentalio) mit 400 Thlen. frei bleiben und von dem, was Diefe 
Summe überfteigt, darf ihm nur die Hälfte genommen werden, gleich 
fall8 unter der Vorausſetzung, daß die Schuld nicht aus einer uner: 
laubten Handlung entftanden iſt“). Megen Schulden findet gegen 
ordinirte Geiftlihe auch Fein Perſonalarreſt ftatt '9). 


Der erimirte Gerihtsftand der Geiftlihen bat mit der Auf: 
hebung des privilegirten Forums ein Ende genommen '). Außer den 


10) R. v. 13. Det. 1860 mit Girc. v. 26. Febr. 1861 (Aftenft. des D.-K.-R. 
13, 164 — 166. Stiebl, 1861. Nr. 14 verb. 269). Gine Heranziehung der Geifts 
fihen während des mobilen Zuftandes ift aber infofern möglich, als eine Gemeinde 
fie zwar nicht gegen das U. L.-R. $.775 in Anſpruch nehmen kann, aber wohl durch 
theilweife Auferlegung der Gommunalfteuer (Erl. v. 28. Juli 1863. Stiebf, Nr. 
155. Nr. 271). | 

11) Circ. v. 18. Januar 1855 (Min. = Bl. des Inn. ©. 2. Vogt 1, 172). 
R. v. 31. Aug. mit Give. v. 26. Septbr. 1856 (Aftenft. 9, 228. 229). 

12) Mehrere Grkenntniffe bei Altmann, Praxis S. 213 f. und in Dove’s 
3. RR IV, 190 8. A.⸗B. für Schlefien 1862. Nr. 21 u. a., ſ. duch 
Boat 1, 547. 

13) R. v. 18. Dechr. 1861 ( Stiebl, 1862. Nr. 37), verb. Vogt I, 171. 
172. 2.5.6. Daß fie bei Umfagen auf die Gemeinde nicht herangezogen werden 
dürfen, enticheidet N. v. 19. Septbr. 1854 für Rheinlands Weftfalen (j. Hagens 
zur 8.:D. $. 18.5 ad d. ©. 28). 

14) Boat 1, 171. n. 3. 

15) Gab. =D. v. 29. Febr. 1840 (G.⸗S. 5. 94. 96. Vogt, eit. n. 4). 

16) S. Herzog, prot. Enchel. 2, 50. . . 

17) Vergl. Anhang zur U. G.-O. $. 156 f. und mehrere ergänzende V. cit. 
bei Bielitz, preuf. KEN. $$. 53. 54. Bord 1, 39—42. Vogt 1, 175— 178. 

18) Cab.-O. v. 28. Febr. 1806. Nr. 4 (neues Archiv 4, 305). ©. v. 27. Mai 
1863, betr. die allg. deut. Wechſel-O. Art. 1. Nr. 2. d (6,9. ©. 357). 

19) A. 2.=R. 11, 11. $. 97. A. G.⸗O. 1,2 $. 45. Ausnahmen beftanden 
fhon früber (f. U. G.-O. eit. $. 46 und überhaupt oben $. 41, vergl. auch Zeibe 
zum Zuſatz 173 des oftpr. Provp.-R. ©. 16). Durch V. v. 2. Jan. 1849. $. 9 
(8.9. S. 1) ift der eximirte Gerichtsftand bejeitigt. 
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bejonderen Ehrenrechten ”) genießen die Geiftlichen einen vorzüg- 
lihen Schuß des Staats, nach deffen Gefeßen Beleidigungen derfelben, 
zumal bei der Berwaltung ihres Amts, mit verfchärften Strafen 
bedroht find *), 


Wie andere Beamte hat der Geiftlihe Anfpruch auf den Genuß 
der mit feiner Stelle verbundenen Einkünfte, für den Fall der 
Emeritirung auf ein Rubegehalt und auf Sicherftellung feiner nach 
gelaffenen Wittwe und Kinder *), Zu den Einnahmen gehören aud) 
die Stolgebühbren, d.h. Nebeneinkünfte (Accidentien) zur Vergels 
tung für Amtshandlungen, welde gelegentlich zu verrichten find (daber 
Ealualin), deren Größe nad) den Matrifeln, dev Verfaffung und dem 
Herfommen der einzelnen Kirchen feſtgeſetzt iſt). Vermöge feines 
Parochialrechts (jus parochiale, jog. Pfurrzwang) ift der Pfarrer 
berechtigt, von den Eingepfarrten zu fordern, Daß fie fich in ihren 
Religionshandlungen, zu deren Vollziehung e8 der Mitwirkung eines 
Pfarrers bedarf, nur feines Amts bedienen ?*), und dag zur Vornahme 
einer folchen Religionshandlung durch einen andern Pfarrer feine Ein: 
willigung eingeholt werden muß, welcher gegen Empfang der ihm 
zufommenden Gebühren nicht verfagt werden fann ”). Durd das 
Dimifforiale wird der nun gewählte Pfarrer nicht zugleich berech— 
tigt, die Handlung in der Heimatskirche des Dimittirten zu vollzies 
ben *). Die Vollziehung einer dem Pfarrer gebührenden Handlung 
fann in einem andern Sprengel nur mit Einwilligung des Pfarrers 
deffelben und gegen Empfang der halben Gebühren erfolgen, ohne daß 
dem die Handlung verrichtenden Pfarrer feine Gebühren verkürzt wers 
den dürfen ?”), 


Der Pfarrer fteht zu den Eingepfarrten im Berbältniffe des 
Seelforgerd. Die evang. Kirchenordnungen machen es daher auch den 
Pfarrfindern zur Pfliht, dem Gottesdienfte in der Parochialkirche 
regelmäßig beizumohnen und fegen felbit Strafen feft, wenn dem nicht 


20) Weber den Rang im DVerbältniffe zu den weltlichen Beamten j. m. V. v. 
2. Jan. 1817 (v. Kampitz, Ann. I, 1, 126) und oben $. 43. Anm. 30. 37. $. 44. 
Anm. 24, wie über den Titel $. 43. Anm. 35. 

21) Die einzelnen Beſtimmungen des Strafgefeßes v. 14. April 1851 (6.5, 
S. 101 ff.) bei Vogt 11, 205. 296. ER 

22) Ueber alle diefe Verhältniſſe ſ. m. Buch 111. Abſchn. 4. 

23) I. Entw. 8$. 387390. 11.6. $$. 323 — 326. N. L. ⸗R. $$. 423 — 426 
nebft Ergänzungen (f. Vogt 1, 324 ff.). 

24) U. %.:R. $. 418 (11. Entw. $. 322). 

25) A. 8.=R. $$. 427. 428 (1. E. $$. 391. 302. 11. E. $$. 327 f., 338). 
Die Einwilligung wird jchriftlich "ertheiltt (Dimifforiale) und berechtigt jeden zu 
folher Handlung befugten Geiftlichen zur Bornabme. AU L.-R. $$. 429. 430. 

26) R. vom 24. März 1858 und 5. Detbr. 1860 (Akterft. des O.-K. ⸗R. 13, 
163. 164). 

27) I. Entw. $. 393. 11. E. $$. 329. 330. A. L.⸗R. $$. 432. 433, Diefe 
Vorſchrift bezieht fich übrigens nur auf die Eingepfarrten. Die Grimirten baben 
weil fie zu feiner Parochie gebören, die völlig freie Wabl des Geiftlichen, ohne daf 
der Pfarrer des Sprengels, in welchem fie ihren Wohnſitz baben, einen Anjpruch auf 
Stofgebühren erheben fann (Circ. v. 20. März 1862 in den Aftenft. des D..K.= N. 
1 


’ . 
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genügt wird *). Dies hat zwar aufgehört *), Dagegen erſcheint es 
durchaus in der Ordnung, daß alle gottesdienftlihen Verrichtungen 
für die Parochianen von deren Pfarrer vorgenommen werden. Bei 
der Feftftellung der Grundfäße über den Parochialnezus und Die 
Exemtion befhränfte man fi aber nur auf diejenigen Actus, welde 
zugleich für den Givilftand von entſcheidendem Einfluffe find und dem— 
gemäß disponirte der I. Entwurf des Gefegbuhs im $. 378: „Auf: 
gebot, Trauung, Taufen und Begräbnig find dem Pfarrzwange unter: 
worfen.“ Dies wiederholte 8. 323 des II. Entw. 9) unter Weglaffung 
des Aufgebots. Im $. 322 wird außerdem als Ausflug der Rechte 
des Pfarrers überhaupt beitimmt: „Er (der Pfarrer) hat das Recht, 
von den Eingepfarrten zu fordern, daß fie fih, bei ihren Religions: 
bandlungen, feines Amts bedienen ſollen.“ In Folge der Repifion 
traten aber einige wefentliche Aenderungen ein. Der $. 322 ift im 
A. 8.:R. als 8. 418 nicht mehr unter dem Marginale: Rechte des 
Pfarrers überhaupt:, fondern: Vom Pfarrzwange: wiederholt. Dann 
find die $. 419 — 421 neu binzugefommen, nad welden die Einge— 
pfarrten von der Verbindlichkeit, fih ihres Pfarrers zu bedienen, 
durch Erlaubniß der geiftlihen Obern aus erheblichen Gründen befreit 
werden fönnen, daß aber, wenn dies ohne Schuld des Pfarrers 
gefchieht, für feine Entfhädigung zu forgen iſt. Dann folgt ftatt des 
$. 323 des 11. E. (ſ. vorhin) im U. L.-R. $. 422 mit der Aenderung: 
„Auch in einzelnen Fällen dürfen Eingepfarrte ihre Trauungen, Tau— 
fen und Begräbniffe, durch einen andern, als den in ihrer Parochie 
beftellten Pfarrer, ohne deſſen Einwilligung nicht vornehmen laſſen.“ 
Hieraus ergiebt ih, daß nad) dem A. L.⸗R. nicht nur Trauungen, 
Taufen und Begräbniffe dem Parochialrecht unterliegen, fondern daß 
gemäß der allgemeinen Regel im $. 418 alle Religionshandlungen, 
alfo auch Beichte, Abendmahl, Gonfirmation u. a. dahin zu ziehen 
find. Der Unterfchied dieſer leßteren, insbefondere der Beichte und 
des Abendmabls von den Trauuugen u. ſ. w. beſteht nur darin, daß 
jene nicht Gegenſtand der Stolgebühreneinrichtung find. Daher findet 
dem einzelnen Eingepfarrten gegenüber fein directer Zwang hierbei 
ftatt und es beruht Das Recht des Pfarrers lediglich auf der freien 
Anerkennung des natürlichen Berhältniffes zwiſchen Geelforger und 
Pfarrkind. Umgekehrt aber ift fein Gingepfarrter beredhtigt, von dem 
Geiftlihen einer andern-Parochie zu fordern, ihm bei einer folchen 
Handlung zu Hilfe zu fommen, und eben fo wenig ift ein ſolcher Geift- 
licher dazu verpflichtet, außer im Notbfalle. Ohne einen folhen oder 
wenn nicht beiondere Umftände, wie Familienverhältniffe, es rechtfer— 
tigen, wird daher auch fein gewiffenhafter Geiftlicher das natürliche 
Band zwiſchen Prarrfind nnd Seeljorger lodern und daher ein Dimiffo: 


— — — 


28) M. ſ. z. B. die Nachweiſungen bei Richter, K.⸗O. 11, 514. IN. B., verb. 
deſſelben Kirchenrecht $. 250. 

29) Im 1. Entw. des Geſetzbuchs beftimmt $. 376: „Zur Beiwohnung des 
Sottesdienftes und I” Gebrauch des Abendmahles findet fein äußerer Zwang ftatt.’ 
S. 11.6. 8.74. U.%eN. $. 91. 

30) Die Beftimmungen des II. Entw. und deren Verhältnis zum A. L.-R., 
unter Mittbeilung der Motive aus den Materialien, find durch Circ. v. 24. Auguft 
1847 veröffentlicht in den Mittheilungen aus der Verw. der geiftl. Angel. 1, 4, 341 f. 
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riale oder Autorifation der geiftlihen Obern von fremden Parochianen 
fordern "). Ausnahmen beftehen in größeren Städten nach Herfommen, 
Rocalftatuten und für die Erimirten *). 


$. 64. 
Die niederen (fog. weltlichen) Kirchendiener. 


Die evang. Kirche kennt nicht die Hierarchie der Weihen, daher 
empfangen die für den niedern Kirchendienft beftellten Beamten nicht 
die Ordination und die Bezeichnung Clerus minor für fie tft nicht 
paffend '); aber auch der Ausdrud mweltlihe Kirhendiener ift 
nicht zu billigen, da die evang. Kirche ihre Glieder nicht in geiftliche 
und meltliche theilt. Schon die älteren K.-D. beftimmen, daß jede 
Gemeinde außer den Borftehern einen Kirchner oder Küfter, Orga: 
niften, Schullehrer babe und verbinden auch öfter die verfchiedenen 
Functionen in derjelben Hand ?). Bei der Abfaffung des alla. Gejeß: 
buchs wurde im Abſchn. 7: Bon weltlichen Kirchenbedienten: im We— 
fentlihen nur auf die Beftellung derfelben Rüdficht genommen ?), 
wegen ihrer Pflichten und Verrichtungen aber auf die Prov.K.-⸗O. 
und die befondern Berfaffungen jeder Parochialkirche bingewiefen *). 
Die gewöhnlich vorfommenden Diener?) find: Küfter (Kirchner, Meß: 
ner, Altarift), mit der Pflicht die Kirche zu öffnen und zu fchließen, 
über Reinlichkeit derfelben, wie auch der heiligen Geräthe, zu wachen, 
«für das Geläute zu forgen (fall8 nicht ein befonderer Glöckner vor 
handen ift), bei den kirchlichen Aeten rn zu thun, die Dus 
plicate der Kirchenbücher zu führen und fonftige Zabellen und dergl, 
zu fchreiben ®), nah Bedürfnig eine Predigt vorzulefen”) u. a. 


31) In diefem Sinne wurde auf Grund einer Entf. des Min. vom 8. Novbr, 
1821 durch die Reg. zu Arnsberg unterm 7. März 1822 (A.-B. Nr. 198) verfügt, 
daß fein Pfarrer — inder aus einer andern Parochie zur Confirmation 
annehmen dürfe. Die Rh.-W. K.-O. ſetzt die Parochialpflicht auch voraus für das 
Abendmahl $. 87, tie Confirmation $. 109. 

32) Nach dem oftpr. Prov.-R. Zuf. 180 findet in Königsberg unter den Luth. 
wegen der Taufe und des Abendmabls fein Pfarrzwang ftatt. Wegen der Gonfirs 
mation wird ed eben jo gehalten (j. Zeihe zum Prov.=R. 5. 28). 

1) G. L. Boehm er, principia juris can. $. 88. not. a. 

2) Vergl. die Ueberficht bei Richter, K.-O. II, 513, 518. 

3) Der I. Entw. ſpricht, abgeſehen von den Kirchenvorftebern, von den niederen 
Kirhenbedienten nur in 88. 478— 481, ausführlicher der II. E. $$. 420 — 425 und 
das U. 2. NR. $$. 556 — 567. 

4) 11. E. $. 424. A. 2%: NR. $. 565. Außer den nftruetionen für einzelne 
Ortskirchen giebt es auch folche für größere Diftricte, 3.8. für Schullebrer und Küfter 
im Neg.e Bez. Magdeburg v.1837 (Allg. 8.3. 1838, Nr. 81), Merfeburg v. 1. Aug. 
1858 (Stiebl, Centralblatt. Nr. 191), fo wie eine im Anfchluffe an die Rh.-W. 
K.:D. $$. 138— 143, entworfene für Weftfalen von 1842 (bei Hagens, K.⸗DO. 
Anl. V. 5— 118 f.), für die Rheinprovinz von 1844 (IV. Syn. $. 58 und Ant. F. 
©. 205 f.). 

5) ©. Boche, der preuß. legale evang. Volksſchullehrer, Cantor, a und 
Küfter. Steinfirh 1831. Dreifing, das Amt des Küfterd in der evang. Kirche. 
Berlin 1854. . 

6) A. L.-R. $. 501. MWeftf. Inftruct. $. 20. Ueber ibre Hilfsfeiftung beim 
Militärdienft Circ. v. 17. Febr. 1825 (v. Kampp, Ann. 19, 101. Vogt 1, 414). 

7) J. H. Boehmer, jus ecel. Prot. I, 27. $. 11. Circ. des Conſ. Brob. v. 
30, März 1835 (v. Kampp, Ann. 10, 102. Vogt 1, 413). 
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Draanift, Cantor (Borfänger), Calcant (Balgentreter), TZodten: 
gräber, Zodtenfrauen, Hocdzeitlader, Leihenbitter, 
Boten’), Hebammen (bejonderd wegen der Notbhtaufen) ®). 
Außer den beionderen Amtsobliegenbeiten befteht für dieſe Kirchens 
Diener die allgemeine Pflicht des anftändigen Wandels, damit fie jeden 
Anftoß bei der Gemeinde vermeiden ’). Inſofern fie zwar bei der Kirche 
angeftellt find, doc aber ihre Hauptnahrung ein bürgerliches oder bäuer— 
liches Gewerbe ift, genießen fie nicht die ihnen fonft zuftehenden bejon- 
deren Vorrechte der Geiftlichen in Beziehung auf Abgaben und Dienfte '°), 
Einen großen Einfluß auf die Stellung der Küfter, Organiften 
und Gantoren übt die Vereinigung mit einem Schulamte‘). Die 
Beftellung der niederen Kirchenbedtenten erfolgt in der Regel vom 
Patron ), doch öfter vom Kirchencollegium oder auf deffen Vorſchlag 
von den geiftlihen Obern oder vom Pfarrer oder den Gemeinden "). 
Die Anftellung der Scullehrer erfolgt nah A..L.-R. (ll. 12 $. 22) 
in der Negel durch die Gerichtsobrigkeit, alfo jet der Inſtanz, welche 
früher die Gerichtsbarkeit hatte. Dies ift auch (nah AU. L.-R. I. 11 
$. 561) der Fall, wenn mit dem Schulamt eine Küfter-, Gantors 
oder Organiftenftelle verbunden ift. Ein Schullehrer kann auch zwei 
Küfterftellen wahrnehmen '), doch müffen die Küftereien an Filialfirchen 
von denen an Mutterfirchen getrennt werden “). Iſt der Küfter zugleich 
Borlefer oder Vorfänger, jo muß er eine Probe vor der verfammelten 
Gemeinde ablegen ’%) und dieſe hat aus erheblichen Gründen ein Necht 
zum Widerfpruche “). Uebrigens muß der Küfter vor feiner Einſetzung, 
dem Superintendenten zur Prüfung vorgeſtellt werden ). An den 
auf Koften des Staats beftehenden Kircyenanftalten follen die Stellen 
der niederen Kirchendiener mit Eivilverforgungsicheinen verjehenen In: 
validen befegt werden ®), Dies gilt insbefondere auch von Mili- 


7a) Befondere Diener find bisweilen zum Aufwarten bei den Verfammlungen und 
onft beftellt. So eigene Kreisfunodalboten (M. f. 3.2. X. weflf. Syn., Bes 
chluß 113 nebft Statut in Anlage G der Acten). 

8) Anauer, die Hebammen und Todtenfrauen in der Kirche und im Staate. 
Sannover 1841. S. 13 f., 53 f. 

9) Weftf. Inſtr. H. 21. Wegen ihrer Kleidung daf. $. 22, vergl. $.62. S. 248 a. €. 

10) S. $. 63. Anm. 7 f. R. v. 12. April 1819 (v. Kamp, Ann. 3, 329). 

11) Die über das niedere oder gemeine Schulrecht Aeltenden Borfchriften des N. 
L.-R. 1, 12. $. 1 ff. nebft Ergänzungen bei Vogt 1, 256 f. 

12) A. 8.=R. $. 556. 

13) ©. J. H. Boelımer, jus ecel. Prot. 1, 27.9.3 ff. A. L.⸗R. $. 562., 
f. oftpr. Prov.=R. Zuf. 189; im Eichsfelde nach der K.=D. v. 1609 (Hartmann, 
Prov.;R. ©. 404. Revid. Entw. ©. 234); nah der Rh.⸗W. 8.-D. $. 140 ges 
fchiebt die Wahl, wo nicht der Patron eintritt, vom Presbyterium aus drei vom 
Prediger vorgefchlagenen Zubjecten (nach den Grundzügen der Gem.-O. $.12. Nr. 7 
vom Sem. K.:Natb). Die Beftätigung gebt vom Superintendenten aus. Nadı dem 
A. L.-R. $. 563 ift demfelben nur die Wabl anzuzeigen. 

14) Min.sErl. v. 12. Aug. 1859 in Stiehl's Gentralbfatt Nr. 197. 

15) 2. v. 2. März 1811 (G.⸗S. ©. 193). 

16) Diefe Beftimmung des A. L.-R. $. 559 gilt nad dem oſtpr. Prov.= N. 
Zuf. 190 nicht bei ref. Kirchen königl. Patronats; auch nicht nach märfifchem Necht 
(j. v. Kaınpk, Jahrb. 130, 254— 256). \ 

17) U. 8.=R. $: 560. Ueber das Berfabren dabei ſ. m. Circ. der Reg. Liegnitz 
v. 26. März 1862 im K. U, B. von Schlefien S. 96. 

18) A. L.-R. $. 564 (Circ. v. 27. Aug. 1761 in N. O. C. II. Nr. 68). 

19) Schluß des Staatsmin. v. 12. Ort. und Cab.-O. v. 22. Decbr. 1837 (publ. 
durch R. v. 28. Mai 1838 in v. Kamptz, Ann. 22, 3 f). Auf Stellen Privats 
patronats gebt dies nicht (R. v. 19. Juni 1830. a. a. O. 23, 373). 
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tärküſtern. Jede Militärgemeinde, bei welcher ein wirklicher 
Militärprediger angeſtellt iſt, erhält auch einen beſondern Küſter, 
vorzüglich aus der Zahl der ſich dazu eignenden halbinvaliden Unter: 
offiziere. Die Auswahl dazu geichieht von dem betr. Militärprediger, 
welcher den von ihm Gemwählten feinem Militärbefeblshaber zur Be- 
Eu ur vorzufchlagen hat. Die erfolgte Anftellung. wird dem Mili— 
tär»Oberprediger und durch diefen dem Gonfiftorio, von der Militär: 
behörde aber dem Kriegsminifterium angezeigt, damit dieſes die 
Anweifung des Gehalts und der übrigen Emolumente veranlagt ). 


6 
Kirchencollegia und Kepräfentanten. 


Jede Corporation verwaltet ihre Angelegenheiten theils durch 
gemeinfame Beſchlüſſe, theil® durch Nepräfentanten, theil® durch Vor— 
fteher und Beamte. Die allgemeinen bei der Redaction des Geieh- 
buchs darüber aufgeftellten Grundfäge ') wurden auch auf die Kirchen» 
gejellichaften angewendet und mit denjenigen Modificationen durch— 
geführt, welche deren Natur zu erfordern fchienen. 


Im I. Entw, des Kirchenrechtd hatte Suarez in den $. 118—121 
mit Hinweis auf die Beftimmungen über privilegirte Geſellſchaften nur 
die Süße aufgeftellt, daß den Obern des geiftl. Standes die Vorfteher ?) 
der Kirchgefellfchaften untergeordnet feien und von dieſen ſich die Re— 
präfentanten unterjcheiden, welchen die Ausübung folder NRechte 
gebühre, die weder den Vorftehern übertragen, noch den ſämmtlichen 
Mitgliedern vorbehalten worden. Eine weitere Ausführung folgte dann 
in den $. 470 —477 über die Kirchenvorfteher, als weltliche Kir: 
chenbediente und $. 482 ff. über die Thätigfeit derfelben bei Verwal— 
tung Des Kirchenvermoͤgens. In zum Theil abweichender Ordnung 
ſind dieſe Vorſchriften im Ganzen mit nicht prinzipieller Aenderung 
wiederholt im I. Entw. $. 131 —134, 416 - 419. 471 ff. und im 
A. L.-R. 8.156 — 159. 552 —555 und 618 ff. Bei der Revifion 
der Monita erflärte Suarez zu den $$. 131 f. des IL. E.): „Sch 
jubmittire, ob die für $. 118— 121 fubftituirten neuen $. diefe völlig 
erhauriren. Die Sache ift eigentlich folgende: Jede K.-Geſellſchaft 
bat ihre Vorfteher, melde in allen ordinären und gewöhnlichen 
Vorfällen die jura societatis verwalten. Die 3. E. die Pachtgelder der 
Kirchenhuben, Stellengelder, Abgaben von Taufen und Begräbniffen, 
Klingelbeutelgelder 2c. einziehen, davon Die ordinären und currenten 


20) Militär-K.-O. v. 12. Febr. 1832. $$. 109— 112, wo zugleich nähere Bes 
ftimmungen über die fonftigen Pflichten und Nechte der Mititärfüfter enthalten find. 

1) S. A. L.-R. II, 6. * 51 — 71. $$. 114 - 136. $$. 137—176 (vergl. 
mit I. und II. Entw. Th. I. Abth. II. Tit. 1). 

2) Anfangs hatte Suarez: Nepräfentanten: gefegt, was jedoch nicht pafjend war. 
Im $. 470 ift der Ausdrudf im weitern Sinne no zn eblieben, indem die Kir— 
a und Presbyteria als NRepräfentanten der —— bezeichnet werden. 

uch im $. 292 (ſ. Anm. 20 ſcheint dies der Fall zu fein. 
3) Materialien zum A. &:R. XV, 126v. 127. 


Zacobjon, evang. Kirchenrecht. 14 
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Ausgaben präftiren ꝛc. Außerdem giebt ed noch, zwar nicht bei allen, 
aber doch bei vielen bejonders größeren K.-Geſellſchaften Repräſen— 
tanten, welde eigentlich die jura collegialia der K.»Gefellichaft exer— 
eiren. Diefe können in der Regel Alles thun, was die Gefellichaft 
ſelbſt thun fann. Sie revidiren die Rechnungen der Vorfleher und 
quittiren darüber. Sie faſſen Beſchlüſſe in kirchlichen Angelegenheiten, 
welche die Berfaffung und Einrichtung des Gottesdienftes betreffen, 
Sie müfjen zugezogen werden, wenn Passiva contrahirt oder Immobilia 
veräußert werden follen. Sie find alſo von bloßen DVorftehern weit 
unterfchieden. Dieſe find bloße Beamte und Adminiftratores der K.- 
Geſellſchaft; jene ftellen die Gefellihaft jelbft vor und fünnen in casi- 
bus non exceptis Alles thun, was die Geſellſchaft felbft zu thun 
berechtigt ift. Die Vorſteher find alfo als Officianten der Geſellſchaft 
den Obern d. i. reip. dem Biſchof und Gonfiftorium untergeordnet. 
Sie haben, wenn fie jura collegialia societatis ausüben wollen, die 

Afumtion wider fi, fo wie die Repräfentanten ſolche für fih haben. 

8 ift aber nicht durchgehende, befonders nicht bei kleineren K.-Ge- 
jellihaften nothwendig, daß Repräfentanten beftellt werden. Auch 
findet fih, daß die Vorfteher zugleih Repräjentanten der Commune 
find. Deswegen aber bleiben beiderlei Verhältniffe immer wefentlic) 
verſchieden.“ 

In dieſem Sinne’) beſtimmt nun das AU. L.-R., daß die einzel— 
nen Kirchen Eollegia befigen, beftehend aus den Geiftlichen und 
Borftehern und betraut mit der Verwaltung der Außeren Rechte der 
K.-Geſellſchaft). Ueber den Umfang ihrer Thätigkeit entjcyeiden die 
etwa vorhandene Beftallung und Anftruction, in deren Ermangelung 
aber die gefeglichen Vorſchriften“). Hiernach fteht ihnen zu: 1) die 
Berwaltung des Bermögend ‘), wobei fie die Pflichten der Vormünder 
haben”); 2) die Sorge für die Güter, Gebäude und Geräthe der 
Kirche ); 3) die Goncurrenz bei der Pfarrwahl und in den zuftäns 
digen Fällen die Beftellung der niederen Kirchenbedienten °); 4) die 
Aufiiht über die Amtsführung und den Wandel des Pfarrers “). 


3a) Darüber berrihen indeffen in der Doctrin, wie in der Praxis, abweichende 
Meinungen. M. f. Altmann, Praxis. S. 277. 377 ff. und außer der dafelbft 
eit. Lit. noh E. Scheele in Gruchot: Beiträge jur Erläuterung des preuß. Rechts. 
VII (Hamm 1863). H. 3. S. 319 ff. — Es giebt Fälle, in welchen die Mitglieder 
der Gemeinde nicht als integrivende Deftandtbeile derjelben, fondern ald gefonderte 
Individuen in Betracht kommen, verfchieden von der Gemeinde als Corpus mit indie 
viduellen Interefjen, welche ſelbſt mit den Intereſſen der Gemeinde collidiren fünnen. 
Dann bedarf es auch einer befonderen Vertretung ſolcher Einzelnen. 
4) A. %.=R. $. 156 (verb. $. 539). $. 157. 
5) Dies ſpricht der I. Entw. $$. 476. 477 fürmlih aus, mit Verweifung auf 
$. 180 f. (Verwaltung des Kirchenvermögens), $. 192 f. (Wirkjamfeit bei Wahlen), 
. 540 f. (Berwendung firchliher Einnahmen). nftructionen enthalten bereit# zum 
eil die älteren K.⸗«O., doch fehlt es auch nicht an befonderen fpäteren derartigen 
Anweifungen. M. f. z.B. die oftpreuß. v. 24. Octbr. 1801 (bei Bord 1, 616 F., 
vergl. meine Geſch. I, 2, 206). Publ. der Reg. zu Breslau vom 4. Januar 1825 
(v. Kampp, Ann. 9, 94). 
6) A. %.=R. $$. 217 ff, 619 ff. Ueber die Einzelnheiten f. m. Anm. 11 und 


TA L=R. $. 623. 
8) U. &=R. $$. 699 f., 757. 779 f., 321. 

9) U LeR. $$. 354. 376. 388. 562 (f. $. 64. Anm. 13). 
10) U. &=R. $. 323. 
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Während die Vorftcher theils felbitftändig, theils unter Zuſtim— 
mung der geiftlichen Obern, bez. des Patrons (oder des Kirchencol—⸗ 
legiums) die gewöhnlichen Gefchäfte beforgen, auch ſolche, für melde 
ed fonft einer Specialvollmacht bedarf ''), ift bei wichtigeren und außer: 
ordentlihen Angelegenheiten Die Berathſchlagung und Beſchlußnahme 
der ftimmfähigen Mitglieder der Kirchengefellihaft ſelbſt nothwendig Ma), 
Dies ift insbejondere der Fall bei Auflegung neuer Beiträge oder 
Erhöhung der bisherigen *), Gontrahirung von Schulden ®), Beſtel—⸗ 
fung von Repräfentanten 4), Ausftellung einer Vollmacht *), Wahl der 
Borfteher und Beamten *), Veräußerung von Immobilien ”) u. a. m. 
Die Ausübung diefer Rechte, welche übrigens mehrfach von der Ge- 
nehmigung der geiftlihen Dbern und des Staats abhängig ift '*), 
fann aber auch einzelnen Perſonen als Repräfentanten oder Stell- 
vertretern der Gejellihaft übertragen werden, melde zu dem Behuf 
von der Gemeinde bevollmächtiat und mit der erforderlichen Inſtruction 
verſehen werden müffen “). Dies geſchieht immer nur für gewiffe 
außerordentlihe Fälle und Angelegenheiten “) und demgemäß ift in 
der Vollmacht der betr. Gegenftand genau zu bejtimmen *). 


Bas die Beftellung der Kirchencollegiag betrifft, fo find, 
abgefehen von den geiftlihen Mitgliedern ?') und dem Patrone, die 
Borfteher, deren jede Pfarrkirche wenigſtens zwei haben foll?*), in der 
Regel vom Patron und, wo e8 an einem folden fehlt, von der Ge- 
meinde zu wählen, es fei denn Daß nach hergebrachter Gewohnheit 
andere Perfonen oder Behörden das Recht dazu haben *). In Oft 
preußen findet fih von der Regel nur die Abweichung, daß bei den 
Reformirten königl. Patronats das Presbytertum wählt und die Bes 


11) A. L.-R. $. 227 (Verpfändung von — $. 629 f. (Aufkündigung 
und zinsbare Unterbringung von Kirchencapitalien), $. 650 f. (Führung von Pros 
ceſſen), $. 662 (Abſchluß von en, $. 668 (Vermietben und Verpachten von 
Kirhengrundftüden) , $. 687 (GEntrichtung ANDERSEN: Ausgaben aus dem Kir: 
henvermögen). Beral. A. L.⸗R. 1, 13. $. 98 ff. 

1la) A. L.-R. 11, 6. $. 53. 

12) A. L.⸗R. II, 6. §8. 64 f., 119, Nach II, 11. $. 678 können die Vor— 
* die hergebrachten Kirchenftellen = Gelder ohne Einwilligung der Eingepfarrten nicht 
erhöhen. 


18) A. L.-R. II, 6. © 81 f., 91 f., 119. 11, 11. $. 645. 

14) U. —— II, 6. 

15) U. Ce R. ii, 6. 136. 

16) U. € eR. II, 6. 3, 140. 168. 

17) A. &.=N. 11, 6. $. 119. 11. 11. $. 647., verb. 663. 

17a) Meiftens weifen fhon die Geſetze ſelbſt darauf bin. M. ſ. aber noch ins= 
befondere die betr. gerichtlichen Entfcheidungen bei Altmann zu den eit. Stellen. 

18) U. %.=NR. 11, 6. $. 114 f. 11, 11. $. 159. 
* = J KEN. g 159. Beſtändige Repräfentanten in diefem Sinne fennt das 

efe 

A % firchlihen Angelegenheiten ift von Nepräfentanten befonders die Nede im 
Fall des $. 645. 647 (ſ. Anm. 13. 17). 691. 693 (bei der Nechnungslegung) und 
allgemeiner im $. 159. Die Feftfegung des I. Entw. $. 292: Die Pfarrwahl gehört 
der Regel nad nicht zu denjenigen Nechten, welche die Gemeine ibren Nepräfentanten 
aufgetragen bat: ift bei der Reviſion fortgefaffen (m. f. übrigens Anm. 2). 

A. L.⸗R. $. 324 und unten. 

2 AU. L.-R. $. 624. 

© I. A. L.⸗R. $$.552. 553., vergl. Weſtpr. Prov. = R. von 1844, $.29 (G.⸗S. 
07 
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ftätigung beim Kirhdirectorium, feit 1809 der Regierung, einholt *), 
Da bei den luth. Kirchen königl. Patronats der Regierung die Ernen- 
nung zufteht, ließ Diele fih Vorſchlaͤge machen, zuerſt durch die Geift- 
lichen *), dann durch die Gemeinden *). In den übrigen Landestheis 
len gilt entweder die landrechtliche Regel, oder es beftehen abweichende 
Dbjervanzen *). 

Wo die Gemeinde wegen einer Wahl oder fonft zu berufen ift, 
ift Diefelbe durch dreimalige Befanntmahung bei dem fonntäglichen 
Hauptgottesdienfte in der Pfarrkirche, und wenn die Gemeinde noch 
andere Kirchen befißt, in melden an Sonntagen Hauptgottesdienft 
gehalten wird, in dieſen wenigftens einmal —— unter Angabe 
des Gegenſtandes, der Zeit und des Orts der Verſammlung. Wo es 
zweckmäßig erſcheint, kann außerdem die Einladung durch die öffentlichen 
Blätter bekannt gemacht werden *). 

Wählbar zu Kirchenvorſtehern ſind nur Mitglieder der Ge— 
meinde, welche das betr. Amt allein aus den Gründen ablehnen kön— 
nen, aus welchen die Annahme einer Vormundſchaft abgelehnt werden 
darf*). Die Amtsdauer iſt gewohnheitsrechtlich beftimmt “). Die 
Verpflichtung der Vorſteher erfolgte früher durch die Juſtizämter, 
nach ſpäterer Anordnung durch den Pfarrer, bez. den Superintenden— 
ten mittelſt Handſchlags oder eines förmlihen Eides "). Das Amt 
eined VBorftehers ift ein Ehrenamt, im Allgemeinen ohne befondere 
Vorrechte. Nach dem Herfommen erhalten aber einzelne Mitglieder, 
insbefondere der Rendant, außer eigenen Kirchenfigen Adel Befreis 
ungen von firhlihen Abgaben und eine beftimmte Beſoldung *). 

Diefe Vorſchriften find in manchen Beziehungen vornehmlich in 
der Mark Brandenburg da, mo die Conſiſtorial- und Bifltationsord- 


24) Dftpr. Prov.eR. Zufaß 188. M. f. dazu meine Ausdeinanderfeßung in 
der deut. Zeitfchr. 1855. Nr. 24. S. 188. 

25) S. Inftr. v. 24. Det. 1801. $. 4 (Bord 1, 617). 

26) R. v. 22. Febr. 1808 an das Gonf. und deflen Circ. v. 3. Mai 1808. 
Daran ſchließt fih das Min. R. v. 14. und die Cab.-O. v. 28. April 1848, fo wie 
das Circ. der zu Kbg. v. 12. Mai 1848 (Acta Gen. der Reg. Nr.28. Kirchens 
vorſteher). Im Litthauen blieb die Peg. bei der Inftr. v. 1801 und übertrug die 
Beftätigung dem Superintendenten (3. v. 19. Juli 1816 aus dem A.-B. Nr. 32 bei 
Bord 1, 727). 

27) M. ſ. 3.82. $. 66. ©. 265 a. E. 266. Anm. 44. 

28) ©. v. 23. Januar 1846 (G.⸗S. S. 23. Bogt 1, 206. 207). Wegen 
der von einer Gemeinde auszuftelenden Bollmachten f. m. die Erlaffe bei Vogt 
a. a. D. Bord, 62 


Dienfteide die Formel des Eides: „Ich gelobe Treue und Geborfam gegen den König, 


Diafonen „wegen ihrer Mübe und daherigen VBerfäumniffe, von Einquartirungen, 
Wachten, Service und dergleichen bürgerlichen Oneribus frei gemacht.“ 


8. 65. Kirchencollegia und Mepräfentanten. $. 66. 61: 


nung von 1573 (f. $. 12 Anm. 8) gilt, weſentlich modiftcirt, indem 
die Rechte der Gemeinden einen geringeren Umfang haben, ald nad 
dem A. L.⸗R. und insbefondere e8 der nad) $. 159 und 647 Th. IL. 
Zit. 11 des N. L.-R. erforderlihen Zuziehung der Gemeinde, refp. 
außerordentliher Bevollmaͤchtigten nicht Baer fomweit e8 fih um die 
Berwaltung des Vermögens handelt ®). 


$. 66, 
Presbyterien und größere Kepräfentationen in Rheinland » Weftfalen *). 


Als Grundlage der Presbpterial- Synodalverfaffung wurde von 
jeher die Bildung eines Gemeindeorgans, beftehend aus den Geiftlichen 
und Xelteften, unter dem Namen: Sonfiflorium. Presbyterium, Kir: 
hengericht u. f. w., als notbwendig anerkannt. Unter Berüdfichtigung 
der älteren reform. und luth. K.⸗O., fo wie der Entwürfe zur Syn. 
und K. ⸗O. von 1817 und 1818 wurde daher auch in der Rh.-W.⸗ 
K.⸗O. von 1835 der betr. Abjchnitt redigirt und durch fpätere Bes 
ſchlüſſe ergänzt '). 

Jede Ortsgemeinde bat zur Bertretung ein Presbyterium. 
Mutter» und Tochtergemeinden haben in der Regel nur daffelbe Presb,, 
während für vereinigte Muttergemeinden befondere Presbyterien befte- 
ben’), Den Borfiß hat der Prediger und mo mehrere find diefe 
abwechſelnd ). Außer dem Pfarrer gehören zum Presb. wenigitens 
zwei Weltefte, ein Kirchmeifter und ein Diafonus (Armenpfleger) 9). 
Diefelben werden in Feineren Gemeinden (bi 200 Seelen) von allen 
bei der Predigerwahl Stimmfähigen, in größeren Gemeinden vom 
Presb. und der größeren NRepräfentation in der Regel auf 4 Jahr 
gewählt. Alle 2 Jahr fcheidet die Hälfte aus, doc find die Abgehen- 
den wieder wählbar‘), In Stelle eines vor Ablauf der Dienftzeit 
Abgehenden wird ein Subftitut für die noch übrige Zeit durd Das 
Presb. gewählt. Wählbar find nur jelbitftändige Gemeindeglieder, 
welche einen ehrbaren Wandel führen und am Gottesdienfte und 
Abendmahl fleißig Theil nehmen. Aelteſte und Kirchmeifter müffen 


33) Cab.=D. v. 11. Juli 1845 (G.-S. ©. 485). nftruction v. 6. Auguft 
1845 (Min. » Bl. a ©. 210 f. Boat 1, 425 ff.). Vergl. v. Kampp, 
Jahrb. 130, 256 f. . f. das Nähere im dritten Buch, Abſchn. IV. 

*) Vergl. meine Abhdl. über die Bildung der Presbyterien und der größeren 
Dertretung, in der deutſchen 3. für chriftl. Wiſſenſchaft 1855. Nr. 23— 26. 

1) M. f. den Nachweis in meiner Gef. IV, 3. Urk. S. 652 f. zum $.5 ff. 
der K.⸗O. nebft Hagen’ und Bluhme's Ausgabe. 

2) 8.:D.$.5. Min.=R. v. 18. Yan. 1840 (Min.:Bl. ©. 47). 

3) 8.:D. $. 6 nebft Zuſätzen. Den verhinderten Präfes fann auch ein Aeltefter 
—— ——— Hilfögeiftliche haben eine berathende Stimme —. Vergl. auch 

FE . . 


.⸗D. 8.7. 

5) Die K. ⸗O. $. 8 hatte für arößere Gemeinden nur eine zweijährige Amts— 
dauer beftimmt. Wo es zweckmäßig erjcheint, kann diefelbe mit Zuftimmung der Kreis— 
fonode beibehalten werden. Ein Aiedernewähfter fann abfebnen ; die übrigen Gründe 
zur Ablehnung find die bei der Exeufation von einer Vormundſchaft zufäffigen. ©. 
8.:D. 9. 9 nebft Zufäßen. 
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das 30fte, Diakonen das 2Afte Lebensjahr vollendet haben; Vater und 
Sohn, Großvater und Enkel, wie Brüder fünnen nicht zugleich Pres⸗ 
byter ſein, und Glementar-Schullehrer find nicht mwäblbar, weil das 
Presbyterium die nächte vorgefegte Behörde für fie iſt ). Die Ge: 
wählten werden der Gemeinde an zwei Sonntagen öffentlich angezeigt 
und dann feierlich eingeführt ?). Das Presbyterium verfammelt fi 
in der Regel einmal in jedem Monate ”°). Zur Faſſung eines Beſchluſſes 
müffen 2/3 der Glieder zugegen fein; bei Stimmengleihheit bat der 
Präfes die Sciedsftimme ’). Der Gefhäftsfreis des Pres— 
byteriums begreift a) Kirchendisciplin. b) Einleitung zur Prediger: 
wahl. c) Wahl der unteren Kirchendiener und Antheil an der Wahl 
der Lehrer und Presbyter ($. 8). d) Aufnahme der Gonfirmanden. 
e) Ertheilung der Kirchenzeugniffe. N) Deputation zur Kreisſynode. 
g) Verwaltung des Kirhen-, Pfarr-, Schul» und Armenvermögens,. 
h) Auffiht über die Gemeinde und Ordnung beim Gottesdienfte. 
i) Sorge für Wahrnehmung des Gottesdienfte8 und fatechetifhen Un— 
terrichtö während einer Pfarrvacanz. k) Leituna der firchlichen Einrich- 
tungen für Armen- und Sranfenpflege. !) Schulvorftand für Die 
Pfarrichüler und Wahrung der firchlihen Rechte über die Schulen ®). 
Die Presbyter haben außer der allgemeinen Thätigfeit im Presbyterio 
felbft noch, je nach ihrer befondern amtlichen Stellung 10), beftinmte 
Obliegenheiten. Die Aelteften follen dem Prediger zur Erreihung 
des Zweds in feinen Amtsverrichtungen hilfreiche Hand leiften, ins— 
beſondere durch Ueberwachung der Ordnung beim Gottesdienſte, An— 
zeige der Anſtoß erregenden Gemeindeglieder, Begleitung des Pfarrers 
bei den jährlichen Hausbeſuchen, Sorge für Wahrnehmung des Got— 
tesdienſtes und der Katecheſe während einer Vacanz, Förderung chriſt— 
licher Ordnung, Theilnahme an den Synoden. Den Kirchmeiſtern 
liegt ob: Die Einnahme und Ausgabe, Rechnungslegung, Aufſicht 
über die Kirchengebäude, Geräthe u. a. m. Die Diafonen haben 
die Sorge für die Armen, Berwaltung der Armenfonds und Samm- 
fung der Beiträge und Collecten“). Die Gefchäfte des Rendanten 
fünnen auch gegen Remuneration einem Beamten, der nicht Mitglied 
des Presbyteriums ift, übertragen werden ®). 


-, an 3 .6. nebſt Zuſätzen und Ergänzungen. 

) 

7a) — —— können Gäſte fein (VII. rhein. Syn. $. 38). 
8) K.⸗O. $$. 12. 13., vergl. Geſchäfts-O. bei Hagens S. 108 f. 


9) * ⸗O. $. 14 nebſt Nachträgen. Verb. 88. 100. 111. 116. 147. ©. Ver— 
waltungs=d. NZ das Vermögen der Kirchengemeinden in Weftfalen bei Sagens, 

=D. Anl. 157 f. und den noch ae la ie Gntwurf für die Rhein— 
(ande in der * rn Syn. Anl. H. ©. 


10) Sie erfcheinen bei Ausübung | — An als Mitalieder einer hear 
Behörde und bez. Neligionsdiener im Sinne des $. 102 des Strafgeſetzb. v. 14. April 
1851 (Bonner Ronatejchrift 1852. Juli. S. 291. 292). ©. auch IX. Rhein. Prov.⸗ 
Syn. $. 132. 

11) 8.:D. $$. 15—17. Zur Synode fünnen übrigens Aeltefte, Kirchmeifter 
und Diafonen deputirt werden. S. 8.0. $$. 35. 45. Zuſätze (R. v. 25. Auguft 
1853, 17. Auguft 1854). Vergl. X. Rhein. Prov. : Syn. 6. 110. 

— Zuſaß sus 8 16. 17. Die Kirchenvorſtände verrichten ihre Geſchäfte unent— 
geltli 
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Außer dem Presbyterium Haben Gemeinden über 200 Geelen 
noch eine größere Nepräfentation oder Vertretung”). Die 
Beranlaffung zur Bildung einer folhen gaben im 16. Jahrh. Die 
Wahlen der Pfarrer und Xelteften und die Uebung der Disciplin. 
Indem man nah dem Borgange Calvin's und Lasky's von den Aels 
teften (ministri ac seniores, die in Wort und Lehre arbeiten und die 
ed nicht thun) die Diafonen fonderte und nur die erfteren als das 
eigentliche Presbpterium betrachtete, ſchien es angemeſſen für gewiſſe 
ſchwierigere Angelegenheiten die Diakonen zuzuziehen. Da man das 
Presbyterium als Repräfentation der Gemeinde anfah, erfchien daffelbe 
mit den Diafonen als eine größere Nepräfentation. In den Nieder 
fanden erweiterte man diefelbe noch durch die gewefenen Xelteften und 
Diafonen. Diefem Vorbilde folgte aud die rheinifch- wertfäliihe 
Kirche, Doch entftanden lokale Verfchiedenheiten, zumal in neuerer Zeit, 
als duch die theilweife Einführung der franzöfifchen organifchen Artikel 
und die Uebertragung der Einrichtung der Stadtverordneten aus der 
preuß. Städterrdnung von 1808 das Inſtitut allgemeiner wurde, Da 
überdies die Provinzialfynoden 1818 und 1819 dieſe Inftitution bil 
figten, wurde fie bei der Abfaffung der K.-D. 1835 allgemein aufge 
nommen. Indeſſen fand fie fpäter Anftand, weshalb bei der Revifion 
der 8.:D. 1844 ihre Befeitigung beantragt wurde; doch erklärten ſich 
die Provinzialfynoden für ihre Beibehaltung. Als fpäter wenigſtens 
eine Umgeftaltung in Anregung gebracht wurde, um ein eigentlides 
größeres Presbyterium an die Stelle der größeren Vertretung zu ſetzen, 
ging man auch darauf nicht ein, nahm aber Bedacht darauf, bisher 
erfannte Mängel, befonders binfichtlih der Wahlen, zu befeitigen. 

Die größere Bertretung bat im Gemeinfchaft mit dem Presby— 
terium **) a) die Prediger zu wählen; b) über die Veränderung in der 
Subftang des Grundeigenthbums der Gemeinde, Erwerbung oder Ber: 
äußerung Dderfelben, mozu aud Erbverpachtungen und Gonceffionen 
gegen Erbzins gehört, zu berathen umd zu befchliegen '); c) Gehälter 
und Gehaltszulagen für Kirchenbeamte oder Kirchendiener zu beftim- 
men *); d) bei Unzulänglichkeit des Firchlichen Vermögens der Ge- 
meinde, Die Herbeiihaffung der nöthigen Bedürfniffe zu berathen, 
nöthigenfall® die.Umlage auf die Mitglieder der firhlichen Gemeinde‘), 
nah Berhältniß der von denfelben zu zahlenden direkten Staats» und 
Gommunalfteuern, zu bewirken und diefelbe der Regierung zur Bolls 
ztehung vorzulegen. 

Außer diefen Angelegenheiten können die Gemeindevertreter vom 
Presbyterium, wo es dieſem angemefjen ericheint, auch zur Unters 


13) Ueber die Entjtebung und Entwickelung derfelben f. m. meine cit. Abhands 
fung. Nr. 25. 26. und mein Gutachten in den Verhdl. der VII. Rhein. Prov.s Syn. 
S. 218 — 221. 

14) K. ⸗O. $. 18. 

14a) Vergl. Min. NR. v. 19. Dechr. 1837. 

15) Wenn der Pfarrer aus Gründen der Schidlichkeit bei folchen Anläffen fich 
entfernt, kann der älteſte Presbyter ihn vertreten (III. Weftf. Syn., Befchl. 59. 60 
und Beicheid v. 25. Juni 1842. Hagens zu $. 18 c. ©. 27). 

16) Dap der Pfarrer felbft nicht zu den alſo Beitragenden gehört, ift mehrfach 
auögefprochen. M. f. überhaupt $. 63, insbeſondere S. 252. Anm, 13. 
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ftügung für Interna benußgt werden ”), dagegen ift die größere Ver— 
tretung nicht berechtigt, in anderen Fällen, mo geſetzlich Die ganze 
Gemeinde oder bejondere Repräjentanten erforderlich find, 
deren Stelle zu erſetzen “). 

Die Zabl-der Gemeindevertreter in Gemeinden über 200 Seelen 
hängt von der Größe der Bevölkerung ab und beträgt bei 200 bis 
500...16, 500 bis 1000...20, 1000 bis 2000...24, 2000 bis 
5000,..40 und über 5000 Seelen 60 Repräfentanten ')., Im Jahre 
1862 wurde feftgeleßt, Daß bei der nächſten Erfeßungswahl die Ver: 
mehrung oder Veränderung der Bevölferungen feftgeftellt und demges 
mäß die Zahl der Nepräfentanten beftimmt und von 8 zu 8 Jahren 
damit fortgefahren werden folle ?°). 

Die Wahl der Nepräjentanten *') erfolgt zum erften Male unter 
den Vorſitze des Kreis - Superintendenten *), mit Zuziehung des 
Pfarrers und eines evangelifchen Beigeordneten (Bürgermeifter oder 
Stadtrath). 

Wähler *) find alle Gemeindeglieder *) nach zurüdgelegtem 24ften 
Sabre, welche zu den Bedürfniffen der Gemeinde concurriren *) und 
a) ein öffentliches Amt befleiden, b) oder einem eigenen Gefchäft vor» 
ftehen ?°), c) oder eine eigene Haushaltung führen *). 

MWählbar *) find felbftftändige Gemeindeglieder über 24 Jahr, 
welche unbefcholtenen Ruf haben, ehrbaren Wandel führen und am 
Gottesdienft und Abendmahl fleißig Theil nehmen *). 


17) R. v. 25. Auguft 1853, ald Zuſatz 2 zu $. 18 der K.⸗O. 

18) M. ſ. desbalb $. 65. Dahin gebört 3.8. der Befchluß über die Vereinigung 
zweier Gemeinden (M. v. 6. März 1836, Befcheid v. 25. Juni 1842 auf Beſchluß 25 der 
‘ 111. weftf. Syn., |. Hagens zu 8.18 der 8.0. 1 ad b., 3 ad d. Nr. 8). 

19). 6. 19. 

20) IX. Weftf. Prov.-Syn., Befchl. 112. Befcheid v. 20. Dechr. 1860. Regu— 
lativ v. . * 1862 (K. W=®B. von Weſtfalen 1862. Nr. 7). 

21) 8.: 


. 8. 20. 

22) Oder Aſſeſſors f. Rhein. Eirc. v. 10. Mai 1835 (Hermens Handbuch II, 
661), nicht des Scriba. 

23) K.⸗O. $. 21. 

24) Darüber, ob mit dem $. 21 der K.⸗O. auch $. 3 nothwendig zu verbinden 
fei, find die Meinungen getheilt. M. ſ. Hagens zum $. 21. Nr. 3, S. 30 und 
IX. Rhein. Sun. $. 101. — Frauen find bei pair rag na nicht ſtimmbe⸗ 
rechtigt. Hagens, S. 30. Nr. 2., I. Weſtf. Syn. S.24., R. v. 16, Novbr. 1836. 
Vu. Weſtf. Syn. ©. 19. 

25) Notorifh Arme haben fein Wahlrecht (f. Eitat der vor. Anm.). Sofern die 
Gemeindevertretung einzelne Klaffen der Gemeinde von der Beitranspflicht dur Bes 
ur —— erliſcht das Wahlrecht derſelben nicht (R. v. 25. Auguſt 1853. Zuſatz 
u $. 21 der K.-⸗O.). 

' 26) Der Sohn einer Wittwe, welcher deren Geichäft führt und das 24. Zahr volle 
endet hat, ift berechtiat (R. v. 25. Auguſt 1853. Zufag zu $. 21). j 

27) Die Entfcheidung, wo im einzelnen alle Unfelbitftändigkeit aufböre und 

er ig beginne, bat das Presbpterium in jedem Falle zu ermeffen (X1. Rhein. 
un. $. 103). 

28) 8.:D. $. 22. Auch Schullebrer, wenn fie nicht zugleich Küfter find, 
find mit Genehmigung der Negierung zuläffig (R. vom 9. April und 2, Mai 1840, 
Hermens III, 666. Hagens ©. 31). 

29) Das Presbuterium ift zu forgfältiger Prüfung verpflichtet. Im Kal der 
Beanftandung der Wahl, wenn fein freiwilliger Rücktritt erfolgt, ift gemäß $. 11 der 
K.-O. und R. v. 10. Octbhr. 1839 ein Necursverfabren zuläffig $ agens ©. 30. 
en Syn. S. 25. 26 und Anlage F. ©. 58. 50; 1X. Rhein. Syn. ©. 

. 178. 177). 
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Bei der Wahl) nennt jeder Wähler foviel Namen, als Stell 
vertreter der Gemeinde zu ernennen find, in verfchloffenem Zettel “), 
oder öffentlich zu Prototoll *). Je nach den drtliben Berhältniffen 
fann die Wahl much mit Berüdfihtigung der einzelnen Abtheilungen 
der Gemeinde erfolgen. Wegen der Wahlformen können befondere 
Bahlordnungen ergeben, welche nah Anhörung des Presbyteriums 
auf Antrag des Superintendenten durch’3 Conſiſtorium feftgeftellt wer- 
den *). Bei der Wahl enticheidet die relative Mehrheit der Stimmen 
und bei Stimmengleichheit enticheidet das Loos *). Die Ermählten 
werden an zwei auf einander folgenden Sonntagen von der Kanzel vers 
fündigt, und fönnen nur bis zur vollzogenen zweiten Bekanntmachung 
Einfprühe gegen die Wahl angenommen werden ®). Alle zwei Jahre 
tritt der vierte Theil der Repräfentanten ab *). Die neuen Repräjen: 
tanten werden von den flimmberechtigten Gemeindeglicdern unter dem 
Vorſitz des Pfarrers, bez. des Präſes des Presbyteriums gewählt; 
die Abgehenden find wieder wählbar ”). Geht in der Zmifchenzeit ein 
Repräfentant ab, fo erfolgt in der erften Sitzung der Gemeindevers 
tretung eine neue Wahl, und es bleibt der Gewählte fo lange, bis 
fein Vorgänger durch den regelmäßigen Wechfel ausgeichieden fein 
mürde *). 

Die Gemeindevertretung befchließt unter dem Vorſitze des Präfes 
des Presbyterii, der auch ihr Präfes ift und die Verſammlung wenig— 
ftend am Tage vorher unter Angabe der Hauptgegenftände der Ver: 
handlung *) einzuladen hat %), in Gemeinfhaft mit dem Presbyterium, 
über die vorgelegten Gegenftände durh Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit giebt der Präfes den Ausſchlag. Das Presbpterium 
führt die Beſchlüſſe aus"). Zur Beſchlußnahme genügt, daß die 
abſolute Mehrheit der Mitglieder des Gollegii zugegen war. *). Dies 
bezieht fih aber nicht auf Gemeinden unter 200 Seelen. Bei diefen 
genügt, daß fie ordnungsmäßig eingeladen find, alfo im Gebiet des 
A. L.-R. nah Maßgabe des Geſetzes v. 23. Januar 1846 ®), in den 
übrigen Diftricten in Gemäßheit des aus der Natur der Sache fi 


30) K..D.$.23., |. Negulativ für Weftfalen, X. Syn., Beſchluß 96 und Anlage F. 

31) Stimmzettel müffen perfönlich übergeben werden (R. vom 9. Februar 1838. 
Yen S. 32. Nr.5). Gedrufte Zettel nd unzuläffig (IX. Nhein. Syn. S.140. 
146. 152). 

32) R. v. 25. Auguft 1853. Zuſatz zu $. 23. 

33) Gitat der vor. Anm. Vergl. IX. Rhein. Syn. $. 101. 

34) 8.:D. 8 24. 25. 

35) Allerh. D. v. 22. Auquft 1847. Zufab zu $. 24. Wegen des Einſpruchs 
f. m. Anm. 29. 

36) Allerh. D. v. 22. Auguft 1847. Zufaß zu b; 26. Nah $. 26. follte jähr- 
fich der Wechſel ftattfinden. Die zuerft Austretenden beftimmt das Loos. K.⸗O. g 27. 
37) 8.rD. $. 28, 


38) K.:D. $. 29. Allerh. D. v. 22. Auguft 1847. Zufaß zu $. 29. 

39) Diefe Segenftände müffen vorher im Presbpterium geprüft fein und mit 
defien Anträgen an die Nepräfentanten gelangen. Befcheid v. 11. Dechr. 1844 (V. 
Rhein. Syn. S. 41). 

40) K. ⸗D. en R. v. 25. Aug. 1853. Zufag zu $. 31. 

30. 


.v. 2. Auguft 1847. Zuſatz zu $. 32 der K.-O., welcher die 
Anwejenbeit von zwei Drittheilen gefordert hatte. 
43) G.⸗S. S. 23., f. $. 65. S. 260. Anm. 28, 
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ergebenden Grundfaßes fchriftlih, unter Bezeichnung des zu verhandeln- 
den Gegenflandes *). Die Beichlüffe des Eollegit, weldhe in das Pro- 
tokollbuch eingetragen werden *), find von allen Anwefenden zu unter- 
ſchreiben ®). 

Eine Berfammlung der Gemeindevertreter, welche wiederholt und 
hartnädig ihre Pflichten vernachläffigt und in Unordnung oder in Par— 
teiung verfällt, ift vom Gonfiftorium anfzulöfen und ebenfo den erwie— 
jenen Schuldigen die Wählbarfeit auf eine Zeit oder auf immer zu 
entziehen *). 


8. 67, 
Die Vorflände (gemeindekirchenrätde) in den öſtlichen Provinzen 


Die Organe der firhlihen Verwaltung in den Parochien der öſt— 
lihen Provinzen waren bis zur Einführung der neuen Gemeindeord- 
nung von 1850 die Pfarrer, Patrone, Kirchenvorfteher und Kirchen- 
collegin, NRepräfentanten und bez. ſämmtliche ftimmfähige Glieder der 
Gemeinden jelbft (f. 88. 54. 65). Die Abfiht bei dem Erlaß der 
Grundzüge einer Gemeindeordnung ging nun dahin, ein Organ zu ges 
winnen, welches außer den äußeren auch die inneren kirchlichen Ange: 
legenheiten übernehmen und die Beftellung außerordentlicher Repräfen- 
tanten oder die öftere Berufung der ganzen Gemeinde erfegen könnte. 
Die Bildung einer größern Bertretung, nad dem Mufter der Rhein.⸗ 
Weſtf. 8.-D. (f. $. 66), Hatte zwar die Gen.»Syn. 1846 auch für 
die öftlihen Landestheile vorgefchlagen '); indeffen hatte man bei der 
Nedaction der Grundzüge vorgezogen, es vorerft bei dem bisherigen 
Rechte bewenden zu laffen und zuerwarten, ob das Bedürfniß zu einer 
anderweiten Ginrihtung bindrängen werde ?), indem man Die der 
größern NRepräfentation durd die Rhein.» MWeftf. K.⸗O. überwiefenen, 
efeglih der ganzen Gemeinde gebührenden Beſchlüſſe über die Sub: 
Ks des Grundeigenthums, über Umlagen auf die Mitglieder der Ge: 
meinde und ähnliche, dem Gemeindefirhenrath durch von der Gemeinde 
ertheilte befondere erweiterte Vollmachten auftragen zu laffen für qut 
fand’). Allein der dermalige Stand der Gefeßgebung tritt diefer Ans 


44) R. v. 11. Dechr. 1861 (K. A.-B. v. Weftf. 1862, n. 2., der Rheinprovinz 
n. 6), vergl. Ev. Gem. Bl. für Rh.-Weſtf. 1861. n. 9., 1862. n. 4. 

45) 1. Weftf, Son. ©. 30., f. Hagens zu $$. 13 und 33 der K.⸗O. 

46) 8.:D. $. 33. 

47) Alterb. D. v. 22. Aug. 1847. K.⸗D. Zuſatz $. 33. a. 

1) ©. $- 19 des Entwurfs und die Berathungen darüber in den Verhandl. der 
Gen.⸗Syn. It, 131. 1, 500 ff. 

2) S. Erläuterung zu g 12 der Gem.:D. a. &. Auch bei vereinigten Ges 
meinden erklärt fih der D.-K.⸗R. gegen die Bildung einer arößern Repräfentation 
in dem Erlaß v. 27. Januar 185: an das Conf. zu Poſen (Aftenft. 2, 7), indem es 

enügen werde, daß die in jeder der vereinigten Gemeinden zu beitellende Behörde die 
ocalen Gefchäfte verforgt und ein Zufammentreten nur bei allgemeinen Angelegens 
heiten Statt findet. 

3) S. Gem.:D. $. 12. Nr. 3. Die bier in Bezua genommenen $$. des U. 
8, R. 11, 11. 219. 227. 645. 647. 707. 756 find dem Eitat in $. 19 des Entw. 
der Gen.⸗Syn. (f. Anm. 1) entiehnt. 
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ordnung bindernd entgegen und erfordert ein anderes Erpediens (f. 
weiterhin). Im Uebrigen fchließt fi die neue Gemeindeordnung in 
* weſentlichen Beſtimmungen der Rhein.-Weſtf. K.⸗O. fchlechte 
in an. 

Jede Gemeinde erhält als Organ für ihre kirchlichen Angelegen— 
beiten einen Borftand (Gemeindekirchenrath, Presbyterium), 
beftehend *) aus dem Pfarrer (bez. den Predigern) und aus mindeftens 
vier weltlichen Mitgliedern. Hilfsprediger nehmen mit berathender 
Stimme an den Geihäften des Gem.-K.:R. Theil’). Vereinigte 
Mutter- und Filialgemeinden ftellen zu dem Kirchenrath der Mutter: 
nemeinde die entiprehende Zahl von Mitgliedern °). Die von dem 
Patronat ernannten Kirchenvorfteher gehen in den Gemeindefirchenrath . 
über .. Die Wahl zum Gem.+K.:Rath °) erfolgt durch die ſtimmbe— 
rechtigten Mitglieder?) d. i. ſelbſtſtändige Kamilienhäupter und Haus: 
väter '%), welche das 24fte Lebensjahr vollendet haben, im vollen Be: 
fite der bürgerlichen Ehrenrechte find und denen wegen lafterhaften 
Wandeld oder Verachtung der Religion und Kirche das Stimmrecht 
nicht abgeſprochen ift ''). 

Wählbar '*) find Familien= oder Hausväter, welde 30 Jahr alt, 
fih im vollen Befige der bürgerlichen Ebrenrechte befinden und ſich 
durch ihr fittliches und Firhliches Verhalten des Ehrenamts in der Ges 
meinde würdig erwiefen haben. Aus diefen Perfonen bat der Gem.: 
K.: Rath) mindeftens die doppelte Anzahl der zu Wählenden in Bor: 
chlaq zu bringen. Für das erſte Mal gefcbieht der Vorſchlag dur 
den Pfarrer, den Patron und die Kirchenvorfteher gemeinfhaftlich unter 
Dberleitung des Superintendenten. Bei den Tandesherrlichen. Batronaten 
werden die Gonfiftorien zur Theilnahme an Ddiefer Defignation an ges 
eignete Perſonen Auftrag ertheilen "). 


4) Gem.sDd. $. 6, Allerh. Erlaß v. 27. Febr. 1860. Nr. 1. 2 (mindeftens 2, 
höchſtens 12 Hausväter). 

5) Die Hilfsprediger müflen aber als Geiftliche ordinirt fein (j. Verf. vom 
6. Septbr. 1862 in den Altenft. des O.-K.-R. 15, 273). ©. $. 61. 

6) In jeder mater conjuncta beftebt ein befonderer Kirchenrath (Erläut. zu $. 6 
der Gem.=:D. Nr. 3). S. auch vor. $. Anm. 2. ! 

7) Den Rechten des Patronats überhaupt und insbefondere in Beziehung auf die 
Gmennung der Vorſteher geſchieht dadurd Fein Abbruch, wenn jener auf diejes Necht 
nicht verzichtet. M. j. das Normals Localftatut der Provinz Preußen $. 6 (Generals 
Beiheid auf die Kreide Spnodal = Gonferenzen der Provinz Preußen v. 23. Mai 1851. 
Königsberg 1860. ©. 27. 28). Verf des O.-K.-R. v. 31. Auguſt 1861 in den 
Aktenft. 13, 138 ff., 1. auch Erlaß v. 27. Rebruar 1860. Nr. 2. 

8) Gem.-D. $. 7. Erlaß v. 27. Kebruar 1860. Nr. 3. 

9) Gem. =D. $. 5. 

10) Aub Wittwen und unverbeiratbete Arauenzimmer, die nicht 
einem mitwählenden Ramilienhaupte untergeordnet find, fünnen durch aualificirte Stell- 
vertreter ihr Necht üben (A. L. ⸗R. II, 11. $. 356. Anbang $. 129, aus dem Guts 
achten der Gefegcomm. v. 5. und Neier. v. 22. Febr. 1802 in Amelang’s Archiv 
2, 331. Rabe 7, 61). S. auch Erläut. zu $. 5 der Gem.⸗O. a. €. 

11) Ueber den Ginjpruch und das Verfabren ſ. m. $. 5 der Gem.⸗O. Verf. v. 
19. Decbr. 1850 in den Aktenft. des D.⸗K.-R. 1, 33. 34. Leber den Necurs an 
die Kreisſynode Allerb. Erfaß v. 5. Juni 1861. Art. V. Nr. 4 (j. $. 76. Anm. 25). 

12) Gem =D. $. 8. Elementarlebrer find nicht ausgefchlofeen. S. Verf. 
v. 3. Juni 1860 in den Aftenft. des D.-K.⸗R. 12, 102 

13) Gem.O. $. 7. Dagegen, daß der Borfchlag zu den Wahlen von der Ges 
meinde felbft ausgebe, erflärt fih der O.-K.-R. „nach der reiflichften Erwägung ‘ 
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Die Wahl) ift in Gemäßheit der für Die Gonvocation der Ge— 
meinde beftehenden gefeglihen Beftimmungen *) an drei aufeinander 
folgenden , Sonntagen von der Kanzel abzufündigen. Acht Zage vor 
dem Wahltermin iſt die Liſte der vorgeichlagenen Perfonen zu ver: 
öffentlichen *). Wo es die örtlichen Verhältnifie als räthlich ericheinen 
faffen, fann die Wahl abtheilungsmeife an verſchiedenen Tagen erfolgen. 
Wo außer der Mutterfiche auch mebrere Filialen vorhanden find, ift 
die bejondere Bekanntmachung in jeder befonders zu bewirken. Die 
Wahlhandlung“) wird durch den (älteften, bez. erften) Pfarrer ge— 
leitet und in der Kirche — Die Baht erfolgt mündlich zu 
Protofoll und wird durch abjolute Stimmenmehrheit entichieden *°), 
das Ergebniß fofort und am nächſten Sonntage von der Kanzel ver: 
kündigt, worauf die gewählten Mitglieder am darauf folgenden Sonn 
tage Vormittags nad beendigtem Hauptgottesdienfte durch den Pfarrer 
vor der Gemeinde eingeführt und durch Handſchlag verpflichtet werden '*). 
Die Amtsdauer der Nelteften hängt zum Theil vom frühern Herfommen 
ab (f. $. 65 Anm. 30), Es ift neuerdings beabfichtigt, allgemeiner 
diefelbe auf 6 Jahre mit der Möglichkeit der Wiederwahl, feftzufeßen '*). 

Dem Gem.:K.-Rath liegen folgende Pflichten ob ®): 

1) Die Förderung chriftliher Gefinnung und Sitte in der Ges 
meinde *) durch re a Warnung und Anzeige *). 


im Erfaß v. 27. Januar 1851. Nr. 5 (Aktenft. 2, 7). M.f. dagegen auch die Zeug⸗ 
niffe der Synoden von Frankreich, der Niederlande, des Niederrheind, in meiner 
Abhandlung in der deutjchen Zeitichr. für chriftl. Wiffenfchaft 1855. S.186 ff. — Nah 
dem Erfah v. 27. Febr. 1860. Nr. 3 kann als Ausnahme unter befonderen Umſtänden 
ftatt der erften Wahl, auch die Denomination durch den Superintendenten, auf Bors 
Ichlag des Patrons und des Pfarrerd, treten, jedoch nur mit Genehmigung des 
O.-K.-R. unter Beiftimmung des Minifters der geiftl. Angelegenheiten. (Vergl. auch 
$. 76. Ann. 26). 

14) Gem.-O. $. 9. 

15) S. $. 65. S. 260. Anm. 28. $. 66. S. 266. Anm. 44. 

16) Durch Anfchlag an der Kirchenthür (Gem.=D. a. a. DO.) oder Abfündigung 
von der Kanzel (Erf. v. 19. Dechr. 1859 in den Aktenſt. 1, 35). 

17) Gem. =D. $$. 10. 11. 

18) Vergl. Kormufar eines Wahlprotofolls, mitgetbeilt durh Erlaß des O.⸗K.-R. 
v. 7. März 1860, in den Aftenft. 11, 22 — 24. Einer —— bedarf es nicht 
(Verf. des Conſ. zu Königsberg v. 10. Juni 1863 in den Amtl. Mittheil. Nr. 410). 

19) Vergl. Formular für die kirchl. Einführung der Mitafiederdes G.⸗K.⸗Raths inden 
Aftenft.11,24— 27. Wegen der Ergänzungswablen ift im Anjchluffe and. Anftr.v. 11. Juni 
1860, eine dr Inftruction vom Eonfiftorium zu Stettin unterm 3. April 1861 ergangen. 

19a) S. Gen.» Beicheid des Conſ. zu Königsberg vom 11. Febr. 1863 (Amtt. 
Mitth. Nr. 396. S. 19. 20 des Jabra. 1863. Aftenft. des D.:K.:R. 15, 205 — 297). 

20) Gem.-O. $. 12., verb. Circ. vom 11. Juni 1860 nebft Anhang: A. ent⸗ 
baltend eine Inftruction über die den Gem. K.s Näthen — Berathungs⸗ 
gegenſtände und über die beſonderen Pflichten der Geiſtlichen als Vorſitzender der Gem.⸗ 
Ke-⸗Räthe; B. Andeutungen über die Aufgaben der Gem.⸗K.-Räthe, in den 
Aktenft. 12, 77 ff. Die Inftruction ift von den einzelnen Confiftorien mit dr 
Movificationen befonders publicirt, z. B. vom Conf. zu Königsberg unterm 22. Aug. 1860. 

21) Die einzelnen Mitglieder find für die chriftlihen Gemeindethätigkeiten in Anz 
fpruch zu nehmen. Die Art, wie dies geſchehen fol, bildet einen Gegenftand der Vers 
—— des Gem.-K.-Rathé (ſ. Inſtruction $. 15). Ueber die Betheiligung der 
Gem.-K.-Räthe, bei den Trauungsgefuchen Geſchiedener ſ. m. Erlaß v. 28. April 
1862 (Aktenſt. 14, 240 — 242), ſowie zur Verminderung des Laſters der Völlerei und 
Trunfenbeit Circ. v. 30. Juni 1863 (Netenft. 15, 360). 

22) Wo der Ausdruf Bedenken erregt, fann dafür „Berichterſtattung“ im Rocals 
ftatut gebraucht werden (Erlaß v. 19. Decbr. 1850. Nr. 5, in den Aftenft. X, 35). 
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2) Die Sorge für Erhaltung der äußern gottesdienftlichen Ord: 
nung ımd Heilighaltung des Sonntags, die Mitwirkung bei örtlichen 
liturgifchen Einrichtungen >) 

3) Die Beauffichtigung und Verwaltung des firchlichen Vermögens 
und die Vertretung der Gemeinde in den darauf bezüglichen Rechts: 
angelegenheiten **). 

4) Die Führung einer Liſte der Gemeindeglieder *°). 

5) Die Anzeige eingetretener Pfarrvacanzen und Ausführung der 
diesfalld ergangenen proviforiihen Anordnungen. Ä 

6) Die Mitwirkung bei der Befeßung des geiftlihen Amts nad) 
Maßgabe der desfalls beftehenden Berechtigung, jo wie der Borfchlag 
zur Ergänzung des Kirchenraths (j. Ann, 13). ! 

7) Die Emennung der niederen Kirchendiener, ſoweit nicht dies— 
fall mohlerworbene Rechte beftehen ). 

8) Die Vertretung der Kirchengemeinde in ihren Beziehungen 
zur Schule. j 

9) Die Leitung der kirchlichen Einrichtung für Armens und 
Krankenpflege 7). 

10) Die Vertretung der Gemeinde auf der Kreisfynode. 

Was die Gefchäftsordnung betrifft, fo hat den Borfig im Gem.» 
K.Rath der (erfte, bei. ältefte) Pfarrer ?*), den in Verbinderungsfällen 
derjenige vertritt, welcher auch in den übrigen Amtöverrichtungen fein 
Stellvertreter ift *). Der Gem.⸗K.Rath behandelt die ihm übertragenen 
Angelegenheiten in feinen regelmäßig einmal im Monate an einem 
beftimmten Tage zu haltenden Berfammlungen ” *). In dringenden Fällen 
wird derſelbe von dem Vorfitzenden schriftlich zu außerordentlichen 
Sigungen berufen. Zu gültigen Beichlüffen ift die Zuflimmung der 
abjoluten Mehrheit der anweſenden Mitglieder nothwendig; im Fall 
der Stimmengleichbeit entjcheidet die Stimme des Vorfißenden. Die 
Beichlüffe des Gem.⸗K.-Raths werden regelmäßig in ein Protofollbud) 
eingetragen und von fämmtlichen Anweſenden unterzeichnet. Die Vers 


Im Fall der Uebung von Acten von Disciplin bleibt der Recurs an die Kreisſynode 
(f. $. 76. Anm. 28), wie beim Ausſchluß von firchlichen Ehren u. ſ. w. (Vergl. Berf. 
des O.-K.-⸗R. v. 20 Juni 1861, des Conſ. zu en v. 12, Novbr. 1861, 
in den Amtl. Mittheil. Nr. 331. ©. 38 des Sabr . 1861 und Buch IM. Abſchn. 3). 
Aktenft. des D.⸗K.⸗R. 13, 134. 14, 210. 211; Beicheid v. 11. Febr. 1863 in den 
Amtl. Mitth. Nr. 396. S. 18 des Jahrg. 1863 und Aftenft. 15, 203). 

23) 3. B. Eröffnung von Erbauungsftunden, Abhaltung von eg Gottes⸗ 
dienſten u. dergl. (Erlaß v. 20. Januar 1851. Nr. 4., in den Akltenſt. 2, 5). 

24) Nach $. 14 der Gem.=:D. und dem Erlaß v. 27. Februar 1860. Nr. 5 ift 
den vom Patronat ernannten Kirchenvorftebern die Vermögensverwaltung vorbehalten 
(gemäß A. L.-R. 11, 11. $$. 619— 621). Ebenſo ift das Recht der Gemeinde felbft, 
En = keniste > Befchluß derfelben fordern, vorbehalten (f. Ann. 3 und den 

uß dieſes $.). 

25) Vergl. Gem.⸗O. $$. 2. 4. 

26) S. 64. S. 256. Anm. 12 folg. 

27) und für die innere Miſſion en des Conſ. zu Königäberg vom 
23. Mai 1851. S. 21. Nr.9 mit Rüdfiht auf den Erlaß ded D.-K. ⸗R. v. 20. Jan. 
1851. Aftenft. 2, 4). 

2% Gem. -D. $. 13. 

29) Inftruftion $. 2. 
29a) Hierauf hat mehrfach gedrungen werden müfjen. M. h 3. B. den Erlaß des Con. 
von Brandenburg v. 7. Januar 1864, in deffen amtl. Mittheil. d. 3. Nr. 1, 
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theilung der Verwaltungsangelegenheiten unter die einzelnen Glieder 
erfolgt auf den Borichlag des Vorfißenden Durch einen Beſchluß des 
Gem.⸗K.⸗Raths und fann auf dieſe Weife auch wieder geändert 
werden °), 

Die nothwendigen Koften und Ausgaben bei der Verwaltung der 
Gem.:K.:Räthe find aus den Ginfünften des Kirchenvermögens zu 
beftreiten °'). 

Die Wirkſamkeit der Gem.+K.-Räthe ift zur Zeit noch eine ber 
ſchränkte, infofern dieſelben nad) der beftehenden Gefeßgebung nicht die 
Gemeinde jelbft in vollem Umfange zu vertreten vermögen. Zmar 
beftimmen die Grundzüge der Gem.»D. $. 12 Nr. 3: Der Gem.» $.r 
Rath „hat, wenn ihm nicht durch die Gemeinde befondere erweiterte 
Vollmachten ertheilt find, in allen den Fällen den Befchluß der Ge— 
meinde einzuholen, in denen Die Gefeße dies erfordern‘ *). Das 
A L.-⸗R. kennt indeffen die Ertheilung erweiterter Vollmachten in 
diefem Sinne nicht, fondern geftattet nur für außerordentliche Fälle, 
in denen es eines Beſchluſſes der Gemeinde bedarf, die Beftellung 
befonderer NRepräfentanten. Die für immer dauernde Repräfen - 
tation ift eine Modiftcation des Geſetzes und müßte durch ein be» 
fonderes Geſetz für flatthaft erklärt werden, in der Weife, wie dies 
in beftimmtem Umfange für Rheinland und Weftfalen duch die K.O. 
vom 5. März 1835 aefcheben ift. Die Grundzüge der Gem.⸗O. von 
1850 find aber fein Gejeg, welches im Stande wäre das A. L.-R. zu 
ändern. Es fommt aber nod dazu, daß auch der Allerh. Erlag vom 
27. Februar 1860 Nr. 5 ausdrüdlih beitimmt: „Wo e8 nah Vor 
fchrift der Gefeße der Wahl befonderer Repräfentanten der Gemeinde 
bedarf, wie bei der Auflegung neuer firhlicher Abgaben, behält es da— 
bei fein Bewenden“*). 

Damit die Gem.⸗K.-Räthe zu einer ihrem Zwede entipredenden 
vollftändigen einheitlichen Thätigkeit gelangen, ift zuvörderſt nothwendig, 
daß die noch beftehende Scheidung der von Patronen ernannten Kirchen 
vorfteber, welden die Wermögensverwaltung reſervirt ift, und der 
Aelteften aufgehoben werde. Wo der Patronat dem Landesheren gehört, 
ift dies dur bejondere Anordnungen bereits angebahnt. ES foll dem» 
nach vorzüglich darauf Bedacht genommen werden, daß fortan bei der 
Wahl der Mitglieder des Gem.-K.-Raths auf folbe Männer der Blid 
gerichtet werde, welche zur Uebernahme des Amts eines Kirchvorftehers, 
namentlich eines Rendanten der Kirchenkaſſe qualificirt find *). Daß 


30) Gem.-O. $. 14; nftruftion $. 3 folg.; vergl. $. 14 des Entwurfs eines 
Rocalftatuts für die Provinz Preußen. 

31) Erlaß v. 16. Febr. 1861. Nr. 2 (Aftenft. des D.-K.-⸗R. 13, 122), Cire. 
v. 5. Mai 1862, im Staatsanzeiger 1862. Nr. 119; Min, Bl. des Inn. Nr. 141). 

32) Hier find die Ann. 3 cit. Stellen des A. L.-R. angeführt. M. f. aber 
überhaupt oben $. 65. A 

33) Dadurch ergiebt fich übrigens von felbft, dag Nr. 4 diefes Erlaſſes, welcher 
überdied auch nur Verordnung und nicht Geſetz ift (f. Art. 62 der Verf.-Urk.), 
„Der neugebildete firchliche Gemeinde -Borftand hat den Beruf, die chriftlichen Ges 
meindes Ihätigfeiten zu fördern und zu pflegen und die Kirchengemeinde in ibren 
inneren und äußeren Angelegenheiten zu vertreten‘ nur in beſchränktem Sinne aufges 
faßt werden darf. 

34) M. f. die $.54. .S.224, Anm. 33—35 cit. Erlaſſe, insbe. der Reg. zu Königs⸗ 
berg v. 28. April 1860, fo wie des D.⸗K.⸗R. v. 31. Aug. 1861 (Altenft. 13, 138 f.). 
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dieſem Vorgange auch die Privatpatrone folgen und dazu mitwirken, 
daß dad Verwaltungsrecht der Externa dem ganzen Gem.⸗K.-Rathe 
übertragen werde, bleibt demnächſt ein Wunſch, defjen Erfüllung wohl 
erwartet werden darf, fobald die neue Kirchenverfaffung zu vollftändiger 
Ausführung gelangt fein wird, Dann wird auch leichter diejenige 
Aenderung der landrechtlichen Borfchriften. anf Tegislativem Wege 
fid) bewirfen laffen, welche die Ernennung von Repräfentanten für den 
Zeitraum der Amtsfunction der Aelteften gegenwärtig noch unzuläffig 
erjcheinen läßt”). Auch ohne eine eigentliche größere Vertretung, wie 
fie die 8.-D. vom 5. März 1835 eingeführt hat, wird jih dann das 
gleiche Reſultat herbeiführen laffen. | 


§. 68. 
Die Gemeindeordnung der Franzöſiſch-Reformirken. 


Ihrer urfprünglichen Einrihtung gemäß (1. $. 50) haben die 
FSranzöfifch-Reformirten fortwährend die presbyteriale Grundlage in der 
Drdnung der Gemeinden nad den Beftimmungen der Discipline ec- 
clesiastique aufrecht erhalten. 

Jede Gemeinde hat ein Consistoire (Gonfiftorium oder 
Presbyterium), welches aus den Predigern und Melteften (Pa- 
steurs et Anciens) befteht und in deffen Berfammlungen die Pre- 
dDiger den Borfiß haben. Die von den Melteften verfchiedenen Dia; 
fonen (Diacres), deren Amt in der Fürforge für die Armen, Ge: 
fangenen und Kranken befteht, während jenen die Theilnahme an der 
Auffiht der Kirhenordnung und dem Kirchenregiment neben den Pres 
digern obliegt, gehören eigentlich nicht zum Confiftorium, können aber 
je nad) Bedürfnig mit dem Charakter der Aelteften verfehn und zuge— 
zogen werden '). 

Die Wahl der Aelteften und Diafonen erfolgt bei neubegründeten 
Gemeinden durch eine Urwahl der Prediger und aller jtimmfähigen 
Gemeindeglieder, jpäterhin aber durch Cooptation, indem dad Conſi— 
ftorium wählt, der Gemeinde jedoch ein Widerfpruchsrecht zufteht ?). 
Eigentlih jollen Neltefte und Diafonen ihr Amt Tebenslänglich ver: 
walten, doch dauert Die Verwaltung ordentlicherweife 6 Jahre und Die 
Ausſcheidenden find mieder wählbar °). 

Während died die allgemeinen Grundzüge find, haben einzelne 
Gemeinden ihre lokalen Bejonderheiten. Bor allen find in Berlin die 
vorhandenen fünf Parochien einen gemeinfamen Confiftorium unters 
worfen, welchem die Aufſicht über den fittlichen Zuftand der Gemeinde 
und die Aufrechthaltung der reinen Lehre überwiefen ift, desgleichen 


35) Hierauf macht mit Recht auh Dove aufmerkſam in der Zeitfchr. für K.⸗R. 
IV (1864). S. 136. 137. 

1) Das Gonfiftorium ift auch befugt, wenn es die Sachen erfordern, andere ges 
eignete Mitglieder der Gemeinde zur Berathung zuzuziehen. M. f. überhaupt die 
Discipline chap. Ill, IV. 

2) Discipline chap. III. art. I und die in Dove’s Zeitfhr. für K.-R. I 
(1863). S. 328. 329 von mir cit. it. 

3) Diseipline chap. III. art, VII und in Dove’ 3. a. a. O. 
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die Discipfin, die Auffiht über den Gottesdienft, die Aufſicht über 
die verfchiedenen gemeinfamen Anitalten, die Nusfertigung der Kirchen: 
zeugniffe, die Haltung der Kirchenbücher, der Verzeichniffe der Kirchen- 
glieder u. a. m. ). 

Die Diafonen bilden für fih unter der Leitung eines Geiftlihen 
ein befonderes Collegium. Zum Geſchäftskreiſe deffelben gehört die 
Armen» und Krankenpflege im weiteften Umfange, dabei insbefondere 
die Sorge für den Schulbejyh der Armenfinder, die Befchaffung der 
Schulbücher, die Anmeifung von Zehrgeldern °). 

Die frranzöſiſch-reformirten Gemeinden nehmen fraft befonderer 
ihnen verlichener Privilegien eine ſelbſtſtändige Stellung ein. Gemäß 
Gab.-D. vom 3. Februar 1812 ift zunächft für Berlin, dann aber auch 
für die übrigen Gemeinden beftimmt: °) „I1) daß die milden Stiftungen, 
Armens und Grziehungsanftalten derfelben ihre bisherige Verfafjung 
behalten und die Vorfteher diefer Stiftungen, Armens und Erziehungs: 
anftalten ac. wie bisher, nur der Gemeinde verantwortlich fein follen ; 
2) dag die vorhandenen Gapitalien und fonfligen Befigungen diefer 
milden Stiftungen und Anflalten in feinem Falle zu anderen Zmeden 
verwendet und eben fo wenig die Vorfteher genöthigt werden follen, 
Perſonen, die nicht zur Gemeinde gehören, in dieſelben aufzunehmen; 
3) daß es in Nüdficht der Rechnungsabnahme und der zu ertheilenden 
Decharge bei der bisherigen Dbfervanz verbleiben foll und 4) daß das 
Gonfiftorium die Familienväter der Gemeinen nad) der vorgefchriebenen 
Form verfanmeln fol, um über neue Anlagen oder außerordentliche 
Ausgaben ihre Einwilligung nachzuſuchen“. 

Durch die Einführung der Grundzüge der Gemeindeordnung vom 
29. Juni 1850 ift die Stellung der franzöfifch=reformirten Gemeinden 
nicht alterirt worden. Vielmehr Hat der Evang. Ober-Kirchenrath die 
Fortdauer der bereit in anerkannter Geltung ftehenden kirchlichen Ge- 
meindeordnungen derjelben ausdrüdlic garantirt ”). 


8. 69. 
Die Hemeindeordnung der Deutfch  Reformirten. 


Die Deutih-Neformirten haben mehrfah fi die Grundzüge der 
Gemeindeordnung von 1850 angeeignet, doch fehlt es aud nicht an 
einer großen Zahl von Solden, melde ihre eigenthümlichen älteren, 
theilwetje in neuefter Zeit einer Revifion unterworfenen Gemeindeord- 
nungen beibehalten haben. Urfprünglich beruhte die Organifation der 
Sa Gemeinden in den öftlichen Zandestheilen auf Aus 
tonomie und Herfommen und erhielt erft durch die Presbyterialord- 
nung vom 24. October 1713 ') eine feftere übereinftinmende Grund— 


4 





a. D. S. 330. 331. 


) a. a. 
5) a. a. O. ©. 331. 
6) a. a. O. ©. 333. 
7) S. die Erklärung in dem Erlaſſe v. 22. Juli 1850 in den Altenft. 1, 22. 
1) Mylius, Corp. Const. March. I, 1. nr. LXXXIN (f. oben $. 8. S. 28. 


) 
Anm. 31). Abſchn. 11. 
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fage. Hiernach jollen „‚bei jeder Kirche nebft dem Paſtor oder Prediger 
Kirhenvorfteher fein, die der. evang.sreform. Religion zugethan und 
redlihe, fromme Männer fein müſſen, welche jambt den Predigern das 
Presbyterium ausmachen, wo ed noch nicht würflich geſchehen, nad) 
jeder Gemeinde Zuftand angeordnet und befländig erhalten werden ‘ ?), 
Ueber die Zahl der Vorſteher enthält das Geſetz feine Beſtimmung 
und diefelbe war daher ftet3 je nach Bedürfnig in den einzelnen Ge: 
meinden verjchieden °). Ueber die Beftelluung der Vorſteher beftimmt 
die Preöbyterialordnung: „Solches .... Ambt, joll nad dem Zuftand 
jeder Gemeind, entweder oflicium perpetuum oder ambulatorium feyn. 
Wenn Jemand zu folhem Dienft durch die Prediger und Kirchen— 
Vorfteber, oder da, wo noch feine Vorfteher ſeyn, vom Prediger und 
den Haus-Vätern ordentlich gewählet worden, ſoll er fich deffen keines— 
wegs weigern, er babe denn hochwichtige Urfachen, die ihn davon ab— 
balten‘‘ %. Demnach tritt nur bei der eriten Einrichtung eine Wahl 
dur) die Gemeinde ein, fpäterhin aber Gooptation. Diefe in Frank 
reich entftandene und dann weiter verbreitete Ordnung °) ift auch ferner- 
bin aufrecht erhalten °), doch fehlt e8 auch nicht an Abweichungen, be: 
fonders — der Cooptation und Wahl”). Die Amtsdauer 
iſt verſchieden, bald lebenslänglich, bald mehrjährig 9). Die ans 
ſcheidenden Mitglieder find mieder wählbar, aber zur Annahme, des 
Amts nicht verpflichtet, wie bei der erften Wahl’). Die fonftigen die 
Wahl betreffenden Beftimmungen weichen im Ganzen von denen der 
Rhein.» Weftf. K.-D. und Gem.-D, von 1850 gegenwärtig nicht ab. 

Das Presbyterium verfammelt fid) regelmäßig in jedem Monat 
einmal und außerdem je nah Bedürfnig '). Den Vorfiß führt der 
Prediger, bez. der ältefte (erfte) unter mehreren, welche bet fonftiger 
Gleihftellung auch alterniven fönnen !). Ohne Theilnahme eines Pre- 
digerd an der Berathung kann das Presbyterium feinen giltigen Bes 
ſchluß faſſen *): überhaupt follen weder die Prediger, nody die Vor— 
ſteher allein Kirchenſachen oder andere Differenzen der Gemeinde ent: 


2) Gay. II. $. 1. 

2 So in der reformirten Gemeinde zu Königsberg zehn Mitglieder, nämlich die 
drei ——— ein Director und ſechs Aſſeſſoren, außerdem ein Seriba und ein Ren— 
dant, jedoch ohne Stimmredht. Die Hoffirhe in Breslau bat außer den zwei Predigern 
acht Vorfteher, vier Aeltefte und vier Diaconen. 

4) Gap. 1. $. 11. 

5) M. ſ. die fpecielle Nachweifung in meiner Abhandlung über die Bildung der 
Presbyterien, in der deutfchen 3. für chriftl. Wiſſenſchaft 1855. Nr.24. S. 186 ff. 

6) So nach dem oftpreuß. Provinzialreht Zuſatz 188 bei den reform. königl. 
Patronatkirchen. 

7) Das Presbyterium präfentirt der Gemeinde (zwei oder) drei Subjecte zur 
— (Gem.⸗O. der Hofkirche zu Breslau von 1851. $. 27. Ebenſo in Kö— 
nigsberg). 

8) Die Directorftelle ift öfters lebenslänglich (fo in Königsberg), das Amt der 
Aelteften ſonſt gewöhnlich dreis oder vierjährig (jenes in Oſtpreußen nach Zuſatz 188 
= —— dies in Breslau nah der Gem.⸗O. $$. 24. 31., früher lebens— 

aglich). 

9) Gem.-O. Breslau $. 24. 26. 

10) Presb.=-D. $. V. Gem.=:D. Breslau $. 33 ff. 

11) Presb.=D. $. Il. Gem.-O. Breslau 8.36. In Königsberg ift der Director 
ein Richt » Geiftficher. 

a chon nach älterem Herkommen in Königsberg; ebenjo Gem.⸗O. Bres— 
au 6. 36. 


Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 18 
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ſcheiden »). „In der Verfammlung foll berathichlagt werden, was zur 
Erbaus, Bermahn» und Befeſtigung jeder Gemeinde insbefondere dien- 
lich fein mag.” Dieſe allgemein gefaßte Vorſchrifte“) ift in den ein- 
zelnen Gemeindeordnungen genauer fpecialifirt, indem die rechtliche 
Stellung des Presbyteriums beſtimmt bezeichnet if. Gewöhnlich ift 
dem Presbyterium übertragen, mas fonft dem Kirchencollegium nach 
dem A. L.-R. zuftebt (ſ. $. 65), bisweilen mit gewiffen Erweiterungen. 
So ift nad) der Gem.-O. für die Hoffirhe in Breslau das Presby- 
terium der gejeßliche Vertreter der Gemeinde, übt Namens derfelben, 
foweit nicht ausdrüdlih Ausnahmen oder Befchränfungen feftgeftellt 
find, alle ihr zuftehenden Rechte und Freiheiten. Insbeſondere ift es 
ermächtigt, Verträge aller Art zu fchliegen, felbft Grundftüde zu faufen 
und zu verkaufen, Proceſſe zu führen u. ſ. w. *). Bornehmlich liegt 
aber dem Presbyterium die Verwaltung des gefammten Kirchen und 
Stiftungsvermögens ob, jowie das Armenweſen '), Das Presbyterium 
erfällt bisweilen in mehrere Abtheilungen mit befonderen Gefchäfts- 
treifen, nämlicd das Kirhencollegium, das Repräfentanten- 
collegium, das Armencollegium. So bilden in Breslau die 
Diakonen “) und die vom Preöbytertum gewählten Armenpfleger 
unter dem Borfiß des zweiten Baftors das Armencollegium, wel« 
ches fi regelmäßig monatlib an einem der gewöhnlichen Sigung des 
Presbytertums — Tage verſammelt und das geſammte 
Armenweſen zu verwalten bat. Während die Aelteſten (Presbyter) mit 
den Pfarrern gemeinjchaftlich die Aufjicht über die Gemeinde führen und 
für deren innere und äußere Erhaltung und Vervollfommmung forgen 
Sollen *), find die Diafonen verpflichtet, die äußere — bei den 

gottesdienſtlichen Verſammlungen aufrecht zu halten, die Liebesgaben 
einzuſammeln und für die Armen und Hilfsbedürftigen der Gemeine 
zu ſorgen. Die Armenpfleger ſollen die Diakonen unterſtützen, insbe— 
ſondere die beim Gottesdienſt zu veranſtaltenden Sammlungen beſorgen 
und die Hauscollecten halten. Jeder Armenpfleger hat die Sorge 
für die Armen, vorzüglich deren Kinder, welche zur Schule anzuhalten 
find u. a. m. in einem ihm zugewieſenen Stadtbezirk. 

In außerordentlihen Fällen tritt die ganze Gemeinde zufammen. 
Die Eonvocation aller ftimmberechtigten Gemeindeglieder erfolgt jähr- 
lih einmal ordentlicyerweife und außerdem in bern dringenden 
Fällen. Die regelmäßig wiederkehrenden Gegenftände der Verhand— 
lung *) find: Die Rechnungsabnahme über ſämmtliche vom Presbyterium 
verwaltete Gemeindefaffen; die Erfawahl für die ausfcheidenden Press 
byter und Diafonen; der Bericht, welchen das Presbyterium über die 
im verfloffenen Berwaltungsjahre vorgefallenen Ereigniffe und Verbands» 


13) Presb.= D. $. VII, 

14) Presb.⸗O. $. IV. Dazu kommt noch befonders $. VIIL. IX und Gav. VI 
wegen Uebung der firchlichen Dieciplin, $. XI. Sorge für die Armen und Waijen, 
&. XII. für Gottesdienit und Schulen. 

15) Gem.:D. Breslau $$. 43 — 45. 

16) Gem.-D. Breslau $$. 54 —65. 

17) Presb.⸗O. Cap. II. Gem.-O. Breslau $$. 30. 32. 

18) Gem.:D. Breslau $ 2L 

19) Gem.⸗O. Breslau HH. 48 — 53. 
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fungen in Gemeindeangelegenbeiten von allgemeinem ntereffe oder 
grögerer Wichtigkeit abzuftatten hat; jodann alles das, worin das Presby— 
terium felbftftändig zu verfahren Bedenken trägt. Endlich bat jedes 
Gemeindeglied das Recht, die Gemeindeverhältniffe betreffende Gegen: 
ftände zur Sprache zu bringen, reſp. Beichwerden oder Wünſche und 
Anträge zu verlautbaren, wenn dieſe dem Presbyterium 8 Zage zuvor 
angemeldet find. 

Die Stelle der ganzen Gemeinde für die Rechnungsabnahme und 
jonftige allgemeine Intereffen pflegen auch in manchen Gemeinden Re: 
präfentanten zu übernehmen, welche zu dem Behuf von allen ftimm- 
fähigen Gliedern gewählt werden 9). Die Berufung der Gemeinde 
und des Preösbyteriums, die Art und Weile der Berhandlungen, 
fo wie der Nbftimmungen, die Eintragung der Beihlüffe in Pro: 
tofollbücher u. ſ. w. weicht von den fonit üblichen Einrichtungen 
nicht ab”), 

Ganz eigenthümlich iſt die Verfaffung der Gemeinde St. Petri und 
Pauli zu Danzig”). Hier befindet ſich die oberfte Leitung in den Hän— 
den de8 Seniorencollegiums”), beftehend aus Nbis 10 Gliedern, 
mit den Rechten eines Batrons, der Verwaltung der Stiftungen und der 
Ernennung des Gollegiums der Dreizehner. Bacante Stellen im Senio— 
rencollegium werden aus 3, von den flimmfähigen Mitgliedern der Ge: 
meinde präfentirten, Gandidaten von den Senioren felbft durch Ernennung 
eines erfegt. Die Regierung bat das Recht der Beſtätigung. Nad) 
dem Statut gehört der Prediger nicht zum Collegium, wird aber obfer: 
vonzmäßig bei Berathung innerer Angelegenheiten zugezogen *%). Unter 
den Sentoren ſteht das ſog. Kirhencollegium (Kirchenvorſteher, 
Presbyterium). Es gehören dazu vier weltliche Mitglieder und der 
Prediger; ihm liegt die Berwaltung des Kirchenvermögens ob, So: 
bald eine Stelle im Kirchencollegium vacant wird, bringt daffelbe den 
Senioren 3 Gandidaten zur Auswahl eines in Borfchlag; der Pre— 
diger wird aber durch die Senioren unter Zuziehung der Kirchenvors 
fteher gewählt. Unter den Senioren fteht auch das Eollegium der 
Dreizehner, gebildet von 4 meltlihen Mitgliedern des Kirchen: 
collegiums und 9 anderen Gemeindegliedern, welche von den Senioren 

ewählt werden. Nach der Obſervanz haben die Dreizehner fpecielle 
icchliche Angelegenheiten wahrzunehmen und bei wichtigeren Anläffen 
auf Erfordern der Senioren Gutachten zu ertbeilen. 


20) Sp war es früher in Königsberg. Mipbräuchlich war aber auch öfter ein 
en Repräjfentantencollegium bleibend beftellt , im Widerfpruch mit dem 
A. L.⸗R. 


21) S. Presb.⸗O. Cap. 1. $. VI. XIT—XV. Gem.-O. Breslau. 

22) Dove, Zeitſchr. f. K.⸗R. III, 356. 357. 

23) Statut und Gefhäftsordnung v. 3. Auguft 1833, beftätigt durch Allerh. O. 
v. 1. Mai 1834 (nicht gedrudt). 

24) Nah dem Statut von 1833 fteht dem Seniorencollegium die Verwaltung der 
Interna nicht zu, wesbalb die Bildung eines eigentlichen Presbuteriums noch erforz 
derlich Bleibt. 


18* 
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Die Kirchenpatrone. 


$. 70. 
Einleitung. 


Aus der Altern Kirche ging das Batronatreht auch in die evans 
geliiche über, indeffen geftaltete fich daffelbe verfhieden in den einzelnen 
Landeskirchen, indem theils die faftifhen Grundlagen von einander 
abwichen, theils die Rechte der Gemeinden, der Privatpatrone und der 
Landesherren einen verjhiedenen Umfang hatten oder durch Doctrin- 
und Praxis erhielten ’). 

Das fanonifhe Recht war dem Patronate, befonders der Laien, 
nicht geneigt und fuchte foviel als thunlich den Bifhöfen überall eine 
von demſelben unabhängige Verwaltung zu fihern. Im Allgemeinen 
bildeten daher auch die privaten PBatronate eine Ausnahme von dem 
freien bifchöflichen Collationsrecht. Da nun die evangelifchen Landes: 
herren vermöge des durch die Reformation erworbenen jus episcopale 
in die Stelle der Biſchöfe traten, gelangten fie zu fehr vielen Patro— 
naten, noch vermehrt durch Diejenigen, welche bisher Stiftern und 
Klöftern angehörten und in Folge der Secularifation derfelben ihnen 
zufielen, wozu endlich die fchon ohnedies den Landesherren überall zu: 
ftebenden Patronate felbit kamen. Ueberall, wo nicht ein befonderes 
privates Patronatrecht hergebracht war, legte man ihnen demnach daffelbe 
bei, ja man ging noch weiter, indem man ein allgemeines Staats 
patronatrecht flatuirte, nad) welchem auch die vorhandenen Privat- 
patronate erft als ein Ausflug deffelben betradytet wurden. Nur da, 
wo die Reformation im Kampfe mit dem Epiftopate und der Landes; 
berrfchaft fih die Eriftenz errang, erwarben die Gemeinden felbit zu 
großem Theile den Patronat. 

Hieraus erflärt fih Die Mannigfaltigfeit der Patronatverhältniſſe 
in den einzelnen Gebieten des preußiichen Staats !*). In den Marken 
hatten die Randesherren viele ihrer PBatronate als Zehn Privaten über: 
laffen, fo daß ihre eigenen Rechte zum Theil erft Folge fpäterer 
Stiftungen und der Gecularifation wurden ?) und die Zahl ihrer 
Batronatfirhen der der Privaten bei weitem nahftand’), Es gilt 
daher die Vermuthung, daß wenn ſich bei einem Rittergute eine Kirche 
befindet, der Patronat darüber auf demfelben ruhe *). Dagegen war 
und ift das Verhältniß in der Provinz Preußen ein umgefehrtes. 


1) M. f. darüber im — die Kirchenordnungen des 16. Jahrhunderts, 
überfichtlih bei Richter, die K.⸗O. II, 512, 

1a) M. f. 9. Hellmar, der Batronat nah Preußiſchem Landes- und Provinz 
ziafrecht und die Verfuche feiner Aufhebung. Elberfeld 1850. 

2) Niedel, die Mar — Ir 3. 1250. II, 594 ff. 

3) Die Kurmark batte im Jahre 1806 Mutterfirchen Fönigl. Patronats 247, privaten P. 
553, Tochterkirchen reſp. 287 und 575. (v. Bajfewig) Die Kurmark Brandenburg 
unmittelbar vor dem October 1806 (Leipzig 1847). S. 338. 

3a) S. Nevid. Entwurf des Prov.s N. der Mark Brandenburg. Th. III. $. 23. 
(Darauf rubt U. L.⸗R. II, 11. $. 579, M. f. den folg. $. S. 286. Anm. 30.) 
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Hier hatte der deutjche Orden in jeder Didcefe zweit Drittheile des Landes 
und über die Kirchen Dderjelben das Patronatreht. Den Bifchöfen 
gehörte je ein Drittheil, in welchem ihnen Kraft ihres Epiſkopalrechts 
verbunden mit der Landeshoheit das volle Recht über die Kirche zus 
fand). BVerhältnigmäßig wenige Privatpatronate beftanden außerdem, 
indem der Orden oder die Bifchöfe ihren Untertbanen Ddiefelben ver: 
lieben. Durd die Reformation und Secularifation des Herzogthums 
Breußen vereinigte der Landesherr das frühere Ordensgebiet mit dem 
biichöflichen und erhielt nun auch das Patronatreht in dem leßtern. 
Die Stiftung neuer Kirchen ging feitdem ebenfalld regelmäßig von dem 
Landesheren aus und die Zahl der Privatpatronate blieb ftets im 
Ganzen viel geringer, al& die des Fürften ’). 

In Pommern, mit Einfchluß von Neuvorpommern und Rügen °), 
behaupteten eben fo die Fürften das Patronatreht im vollften Maaße, 
wie dies auch die K.-D. von 1563 förmlich anerkannte ”); doc) fehlte 
ed auch nicht an vielen Privatpatronaten, wie denn für Alt-, Bor: 
und Hinterpommern die Beſitzer der Rittergüter, ſowie diejenigen, 
welche in den vormaligen Mediatſtädten grundberrliche Rechte ausüben, 
die Vermuthung für ſich haben, daß ihnen das Patronatrecht auf die 
in den Nittergütern und in den gedachten Mediatftädten belegenen 
Kirhen zuftehe 72). Eben fo in den meiften Theilen Sachſens H, jes 
doch wie aus verfhiedenen Gründen aud) in verfchiedenem Umfange ?°), 
in Bofen und Schlefien®) » 

In der Dberlaufig und einem großen Theile von Rheinland: 
Beftfalen befteht dagegen ein landesherrliches Patronatrecht gar 
nicht, was fi) aus der Gefchichte der Einführung der Reformation in 


4) Voigt, Gefchichte Preuffens VI, 740 ff. 

5) Arnoldt, Kirchenrecht des Königreichs Preußen S. 12 ff. Im Jahre 1849 
waren in der Provinz Preußen 319 Kirchen landesherrlichen Patronats, 313 Privat: 
patronatd. Dabei ift aber zu bemerken, daß in Oſtpreußen das Verhältniß anders 
ift, als in Weftpreußen. Im Reg.-Bezirk Gumbinnen fteben 110 Kirchen des Landes— 
bern 15 der Gutsherrſchaft —— im Reg.-Bezirk Königsberg 146 des Yandess 
berrn 88 privaten Patronats; in Weftpreußen refp. 40 und 113 (Evang. Gemeinde: 
bfatt 1849. Nr. 18). 

6) Nähere Nacweifungen bei Balthasar, jus pastorale I, 273 ff. Bieder— 
ſtedt, Samml. aller kirchl. Verordn. 2, 23 ff. 

7) „Als auch Wir, die Landesfürften, in unferen Städten gemeiniglich durchaus 
mediate, aut immediate Patronen der Kirchen find.’’ 

7a) S. Nevid. Entwurf des Prov.=R. des Herzogtbums Alt-Vor- und Hinter: 
pommern (Berlin 1836). $. 305 und Motive S. 113. 114. Diefer Grundſatz ift 
auch für Neusr Vorpommern und Rügen anerkannt (Prov.=R. von Neu s Vorpommern 
6.1154 und dazu Motive Theil IV. S. 128. 129), vergl. folg. $. S.286. Anın. 30. 

HM. ſ. Beber, foftemat. Darftellung des in Sachfen geltenden K.=R. II, 2, 
296 f. nebft der dafelbft cit. Lit. j 

9) Im Wittenberger Kreife befaß zur Zeit der Neformation Kurfachien 25, der 
Adel 5 Patronate, der Bifchof batte nur die Confirmation (m. ſ. Niedner, Zeitſchr. 
für die hiſtor Theologie 1863. Heft II. S. 300). Im Mansfeldfihen erwarb der 
Landesherr viele Patronate von den fecufarifirten Klöftern ( Krumhaar, Gefh. von 
Mansfed S. 19). In Stolberg: Stolberg hat nur in der Stadt der Magiftrat ein 
Gompatronat und in Roßla nur die Gemeinde Heinrode ein Wahlrecht (Binder, 
Prov.= N. der preuß. vormals ſächſ. Yandestheile I, 418. 8. 2354). 

10) Die im $. 14. ©. 42. Anm. 3. S. 45. Anm, 25 cit. Lit., befonders die 
Schriften von Anders, geben darüber genügenden Aufſchluß. 
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diefen Gebieten vollftändig erklärt "). Aus der eigenthümlichen Ber: 
änderung mit den einzelnen geiftlihen Stellen in Folge der Neforma- 
tion erklärt fih auch der Patronat der ftädtifhen Magtftrate, befonders 
in Beziehung auf die Befegung der Diakonatftellen u. a. m. "®). 

Die im Patronate enthaltenen Gerechtſame geftalten fich — 
provinziell verſchieden, doch ſind gewiſſe Grundſätze, wie ſie von Alters 
bereits hergebracht waren, überall anerkaunt, und bei der Abfaſſung des 
allgemeinen Geſetzbuchs Fonnte man mit Rückſicht darauf und auf die 
gangbare Literatur, vorzüglid Van Espen und J. H. Böhmer, generelle 
Beftimmungen aufftellen, die zur Ergänzung der partifularen Bors 
ihriften dienen ſollten. Es erſchienen 35 aber um ſo mehr noth— 
wendig, als die ältere preußiſche Geſetzgebung bei dieſer ganzen Ma— 
terie im Weſentlichen ſich auf das ——— und die Bau— 
pflicht der Patrone beſchränkte *). Darauf nahm daher vorzugsweiſe 
Klein in ſeinem Entwurfe Rückſicht “), indeſſen ſtellte er auch all— 
gemeinere Grundſätze über Entſtehung, Inhalt und Verluſt des Patro— 
nats auf“). Insbeſondere disponirte er: „Eine Gemeinde, welche 
noch mit feinem Patronate verſehen iſt, kann Jemanden mit Einwilligung 
des Conſiſtorii oder Biſchofs das Patronatrecht übertragen“ *). Dazu 
bemerkte Carmer: „In dieſem Falle gebührt das Patronatrecht dem 
Landesherrn, unter deſſen Schutze alle Kirchen und Kirchengeſellſchaften 
ſtehen. Es kann ſich Jemand ein Recht dazu erwerben, es muß ihm 
aber der Gebrauch dieſes Rechts vom Staate zugeſtanden werden. Er 
muß damit beliehen werden“, 

Eine weitere Ausführung erfolgte in dem I. (ungedrudten) Ent— 
wurfe von Suarez im Abjchnitt X. $. 694— 763. Derfelbe umfaßt 
das gefammte PBatronatreht, mit Ausnahme der Rechte und Pflichten 
bei Beftellung und Berufung des Pfarrers, ſowie der Befugniffe und 
Dbliegenheiten in Anfehung des Kirchenvermögens “). Die Ueberein: 
fimmung mit dem damaligen gemeinen Recht ift unverkennbar, dagegen 
ift die von armer ſchon Klein gegenüber ausgeſprochene Anficht über 
- den allgemeinen Staatspatronat nicht berüdfichtigt. Suarez nennt als 
Gründe des Erwerbs des Patronats Erbauung, hinlängliche Ausitat: 
tung, Wiederherftellung einer verfallenen oder verarmten Kirche, Auf: 
trag der Kirchengefellichaft ($. 695 — 700) und fährt dann fort") 
8.701: „Auch der Staat fann jemand das Patronat- Recht verleihen.‘ 
$.702: „Dadurch aber kann weder der Kirchen » Gemeinde, noch den geift- 
lichen Obern, von. ihren bisher ausgeibten Gerehtfamen etwas ent- 
zogen werden. ‘ 


11) M. ſ. desbalb oben $. 14. S. 49. Anm. 40 ff. $$. 17. 18. 

11a) Bergl. für Brandenburg v. Mühler, Gefch. der evang. Kirchenverfaffung 
S. 57 a. €. 58. 83; für Preußen Arnoldt, Kirchengefch. Preußens S. 680 und 
Kirchenrecht S. 15; für Pommern Balthasar, jus paroch. 1, 275 u. a. 

12) M. vergl. 3.8 G. F. Müller, Entw. eines fönial. preuß. geiftlichen 
Givilrechts (Halle 1781). S. 315. 316, 345 — 348 und unten Buch III. 

13) Materialien zum U. &=R. XXI, 171 ff. 

14) Materialien XIV, 18 ff. Abfchnitt V. 

15) Entwurf $. 126, a. a. D. Fol. 28. 

16) Es verweilen $$. 739 und 740 deshalb auf den Abichnitt VI und VII 

17) Die diefen Punkt berührenden Erklärungen find aus den Materialien XIV, 
87. XV, 69 und 70. 139. 140 mitgetbeilt in v. Kamp, Jahrb. 115, 71 - 76, 


$. 70. Patronatrecht. Einleitung. 279 


Dazu machte Carmer folgende Randbemerfungen: „Dieſes tft 
wohl mehrentheils der Fall und follte die Negel machen. Das Ober: 
Kuratorium über die Kirchen gebühret dem rer fowie über 
unmündige, und fann nur von dem Oberhaupt des Staats, dem der— 
leihen Pflicht obliegt, an beftimmte Perfonen übertragen werden, 

8 heißt deswegen auch kirchlich. Iſt der Landesherr befugt, jemand 
mit dem Patronatreht zu belehnen, jo kann er ihm auch alle dahin 
gehörige Rechte übertragen. Hat er aber jemand einen Theil diefes 
Rechts ſchon conferirt, jo kann er es ihm freilich nicht wieder weg— 
nehmen. Ueberhaupt bin ich von der bier angenommenen Theorie 
noch gar nicht überzeugt. Auch der Erbauer einer Kirche erhält erft 
das jus patronatus ex infeudalione Wenn eine Kirche einen Patro- 
num haben will, muß fie ſich foldhen von dem Staat ausbitten.‘ 
„NB. Die Kirche verlieret nicht, fondern fie gewinnt, wenn ihr ein 
Patronus gegeben wird. Man muß die Kirche felbft und ihre Rechte 


von der Kirchengemeinde und andern Rechten unterfcheiden. — Bon 
Rechtswegen joll eine Kirche jo wenig ohne einen Patron, als ein 
Minorenner ohne Vormund im Staate gelaffen werden. — Wo Fein 


PBarticulier zum Patron beitellt ift, da wird der Landeöherr felber qua 
talis in Anſehung dieſer Kirche angeſehen.“ 

Dieſe ganze Anſchauung beſtritt Suarez. Er erklärte: „Der Staat 
kann jemand das Patronatrecht nur in fo fern verleihen, als er ſol— 
ches —*— bat. Er hat es aber de regula nicht; ſondern nur in ein— 
zelnen Fällen, wenn es ihm z. E. mit dem Lehngut, cui annexum, 
anheim gefallen if. Ih würde alfo den $. 701, 702 weglaſſen.“ 
Ausführlicher begründet Suarez feine Anſicht bei der Revisio Monito- 
rum. Er fagt: „Die dieſem Abſchnitt häufig entgegengefegten Er— 
innerungen beruhen bauptiächlich auf einem dreifachen Sage, 1) daß 
jede Kirche nothwendig einen Patron haben muß, und daß, wo fein 
Barticulair- Patron beftellt ift, die Patronatrechte dem Landesherrn 
zufommen; 2) daß ein Privatus das Patronatreht nirgend anders her 
al® vom Staate haben könne; 3) daß das Patronatrecht immer nur 
ein jus reale fei, Das entweder einem Gut oder Amt anflebe; und daß 
ed fein perjönliches Patronatreht gebe.’ Dagegen erinnert er, daß 
die Kirhe den Minorennen nicht zugezählt werden fönnen, weil fie 
gewiffe Rechte derfelben Habe; auch jei eine Kirchengefellichaft, Die 
einen Patron babe, eber eingefchränfter und deterioris conditionis. 
Die Rechte der Auffiht des Staats oder des Landesherrn feien auch 
vom Patronate jehr verfchieden. „Ich fehe daher weder eine Noth- 
wendigfeit, noch einen Nußen, aus der bier adoptirten neuen Theorie. 
Die bisherige feheint mir ex notione societalis, den man doch bei dem 

anzen Kirchenrecht zu Grunde legen muß, und auch wirklich gelegt 
* uatürlich zu folgern.“ Für den zweiten Satz laſſe ſich nirgend 
ein Grund noch Beweis finden und die Geſchichte ſei dagegen. Den 
dritten Satz widerlege die Theorie anerkannter Schriftſteller. 

Suarez drang indeſſen mit ſeinen Gegenbemerkungen nicht durch 
und der II. Entwurf wurde dem Sinne Carmers gemäß umgearbeitet. 
Nah der Erinnerung von Suarez, daß der Abjchnitt X. am füglichiten 

leich Hinter Abfchnitt VII.: won weltlichen Kirchenbedienten: abzuhandeln 
kin würde, damit Alles was die zur Parodie gehörenden Patrone 
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betrifft binter einander zu ſtehen fomme '), bildet im Il. Entwurf 
und dann auch im A. L.-R. dieſe Materie Abfchnitt VII. Im We- 
jentlihen ift mit Ausnahme des bezeichneten Gegenftandes in dem 
II. Entw. $. 426 — 469 der I. Entw., jedod) in mehrfach veränderter Form 
und Ordnung, wiederholt und dann mit geringen Modiftcationen in’s 
A. L.-R. $.568— 617 übergegangen. An die Stelle der $. 701, 
702 (f. vorhin) trat im II. E. $. 431: „Doch wird in allen vorftehen- 
den Fällen das Kirchenpatronat jelbft, erft durch die Verleihung des 
Staat3 erworben‘, und gleichlautend das A. 2.:R. $. 573. Mit 
Rückſicht auf diefen Staatspatronat find einige andere Abweichungen 
im II. @. vorhanden. So beim Erwerb durch Verjährung, wo €. 1. 
$. 704 „die Erforderniffe der Verjährung im Kirchenſachen“, €. IL 
8.433 (N. L.-R. 8.575) „bei Regalien“ vorfchreibt, als Verjährung 
„gegen den Staat.‘ Neu binzugefommen find im II. €. $. 439, 440: 
„Sn fo fern, als dem Patron die Auffiht über die Kirche und deren 
Vermögen zufteht, übt derfelbe Rechte des Staat? aus. — Kirchen 
aljo, die feinen befondern Patron Haben, find der Auffiht und Direc- 
tion des Staats, noch näher und unmittelbarer, als Patronatkirchen 
unterworfen.’ Bei der Revisio Monitorum ſchlug Suarez vor '), dieſe 
beiden 88. wegzulaffen. „Sie enthalten feinen legem, fondern bloße 
Lehrfäße, die nicht einmal ganz richtig fcheinen: denn die Rechte des 
Patrons find nicht jo ſehr jura des Staats, als jura collegialia oder 
Rechte der Geiftlihen Dbern. Bon den eigentlichen Rechten des 
Staats circa temporalia hat der Patron im Grunde nichts. Dem 
Staate bleibt immer die Oberauffiht: nur die geiftlihen Obern find 
zu einer unmittelbaren Auffiht reſp. weniger berechtigt und verpflichtet 
bei ecclesiis juris patronatus, als bei non patronatis. Man ging 
hierauf ein, da ſchon durch $. 431 das Princip gewahrt war und das 
A. L.-R. enthält daher beide 88. nicht. 

Die abweichende Grundanfhanung von Suarez und Garmer ift 
übrigens nicht ohne Einfluß geblieben, infofern nicht überall die volle 
Gonjequenz des Prinzips feitgehalten it). igentlih hätte Suarez 
beim Wegfall des Patronats die Gemeinde in deſſen Nechte eintreten 
faffen müffen; dagegen disponirt er im I. Entw. $. 755, 756: „Iſt 
der letzte Befiger eines erblihen Patronatrechts erblos verftorben, fo 
füllt das Patronatrecht als ein berrenlofes Gut dem Landesherrn ans 
heim. — Ein Gleiches gefchieht, wenn die Familie oder das Kollegium 
oder Gorporation, denen das Patronatrecht zugeftanden hat, gänzlich 
erlofchen find °'). Kine interimiftiihe Verwaltung wird dem gericht: 
lichen Adminiftrator reſp. dem Staat beigelegt (I. Entw. $. 751. 752, 
I. Entw. :$. 457. 458. U. L.⸗R. $. 602. 604). Ueber den Berzicht 
beftimmt $. 749 des I. Entw.: „Dem ganzen Inbegriff des Patronat- 
rechts kann der Patron wider den Willen der Kirche und deren geift: 


18) Materialien XV, 39. 

19) Materialien LXXX, 152. 

20) Eine Inconfequenz zeigt fih auch, indem die Vorfchrift des I. Entw. 8.201: 
„Bei Kirchen, welche feinen Patron haben, gebührt das Wahlrecht der Gemeine ‘ 
nur mit dem Zufaße „der Negel nach“ in den II. Entw. $. 277 und ind A. L.-⸗R. 
6. 353 übergegangen ift. 

21) S. noch $. 73. An. 9. 


‘ 


8. 71. Patronatrecht, Begriff, Erwerb, Ausübung. 281 


fihen Obern nicht entjagen. Dagegen beißt e8 im $. 461 des 
I. Entw.: „Den zum Kirchenpatronat gehörigen Pflichten kann, ohne 
Einwilligung des Staats und der Kirchengefellichaft, niemand entfagen‘, 
was das A. L.-R. S. 610 wieder im Sinne des I. Entw. ändert: 
„Niemand kann, ohne ausdrüdliche Einwilligung der Gemeine, und 
ohne Genehmigung der geiftlichen Obern, des Patronatrechts, und der 
damit verbundenen Obliegenbeiten fih begeben.‘ 

Die Theorie vom Staatspatronate, abgefehn von der nicht con— 
fequenten Durchführung im Gefege ſelbſt, ift übrigens niemals in die 
Praris vollftändig übergegangen. Nach der neueren Entwidelung des 
Rechts Hat fie jeden Boden verloren *). 


%. 31. 
Kegriff, Erwerb und Ausübung des Patronafrechts. 


Nach gemeinem Recht ift der Patronat der Inbegriff von Rechten 
und Pflichten, welche fih vornehmlih auf die Provifion kirchlicher 
Acmter und die Sorge für das Kirchengut beziehen und durch Stiftung 
einer Kirche oder eines Kirchenamts begründet wird‘), keineswegs aber 
felbft ein Amt der Kirche überhaupt oder der Kirchenregierung im Befons 
dern ?), Durd) die Reformation ift diefer Begriff nicht geändert, eben fo 
wenig wie im Allgemeinen die einzelnen Rechtöverhältniffe des Patro— 
nats9. Da aber faftifch die Obrigfeiten und Randesherren, welche zugleich 
air Beftge fichenregimentlicher Befugniffe gelangten, viele ‘Batronate 
efaßen oder durch die eintretenden Veränderungen erhielten, als 
eigentliche Inhaber aller Patronate betrachtet wurden und das jus ad- 
vocatiae (die Vogtei) ald jus patronatus eminens mit dem jus circa 
sacra und dann auch dem jus episcopale zufammengemorfen murde *), 
und die Patronate der PBrivatperfonen als Ausflug des obrigfeitlichen 
Patronats erfhienen, fonnte man auch den Privatpatronaten den Cha— 


22) Vergl. noch mit Nüdfiht auf Art. 18 der Verf.-Urk. $. 73 a. E. 

1) J.H.Boehmer, jus ecel. Prot. UI, XXXVIII. $. LIX. G.L. Boelhhmer, 
rineipia juris can. $. 524. Nichter, Lehrbuh $. 152. Schulte, Lehrbuch 
. 79 und eit. Lit. 

2) Es ift nicht ſelbſt ein spirituale, fondern nur ein temporale oder seculare 
spirituali annexum (c. 3 X. de judiciis. II, 1). 

3) Die Einwirfung auf die Beſetzung des Pfarramts erfcheint als die Haupt⸗ 
face, daher die Ausdrüde Eollator und Collatur jo oft mit Patron und Pa— 
tronat gleichbedeutend gebraucht werden (m. f. 3. B. Magdeb. Bifitationsartifel 1562, 
Sächſiſche K.=D. von 1580 bei Richter, die Kirchenordn. 11, 228. 403. 404). ©. 
auh $. 76. Anm. 20. 

4) M. ſ. über diefe Auffaffung z. B. die Erklärung bei Balthasar, jus pasto- 
rale 1, 267: Es „ſtehet auch denen Landes-Heeren vi superioritatis territorialis das 
Jus circa sacra und mithin das jus patronatus superius zu über alle Kirchen, Klöfter, 
Hospitale und andere geiftlihe Stiftungen im Lande, wenn aleich auch eine commune, 
oder ein privatus, über felbige das jus Patronatus hatte; und beftehet in einer gene— 
ralen Aufſicht über alle Kirchen u.f.w. Welches Recht ein Connexum juris circa 
sacra if. Zu Catholiſchen Zeiten hatte folches der Pabft und die Biſchöfe an ſich 
gejogen,, daber es den Namen juris episcopalis erhielt. Nach der Neformation aber, 
da die Proteftantifchen Landes Herren das päpftfiche Joch abfehüttelten, vindieirten fie 
ar jure postliminii das jus episcopale und folglich auch das jus Patronatus 

ens, 
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rafter einer firchenvegimentlichen Behörde beilegen und damit den Ver— 
juchen der Patrone, fid Acte des Kirchenregimentd anzueignen, Vor— 
(hub tbun. Zwar wurde felbft von denjenigen, welche das jus patro- 
natus eminens als Theil des jus episcopale anfahen, das jus patrona- 
tus vulgare nit in folhem Sinne aufgefaßt’) und die Inhaber des 
Regiments traten auch einer ſolchen Deutung fehr entfchieden entge- 
gen ); dennoch ift fpäter, wie früher, jene Gonfequenz öfter gezogen 
und die Anficht vertheidigt, daß „das Patronatrecht und das Recht 
der landesherrlichen Kirchengewalt in der Idee und in der gefchichtlichen 
Wurzel Eins‘ feien ?). 

Die Grundanfiht des preußifcen Rechts erhellt ſchon aus dem 
bei der Redaction des A. L.-R. aufaeftellten allgemeinen Staatspatro- 
nate (j. den vorigen $.). Die Begriffsbeftimmung im Gefegbuche felbft 
ift nicht ausreichend für Ddiefen Zweck. Im I. Entwurfe $. 694 heißt 
es: „Kirchenpatrone find die Schußherren und Bertheidiger einzelner 
Kirchengeſellſchaften.“ Das N. L.-R. $. 568 wiederholt mit geringen 
Abweichungen $. 426 des II. Entw.: ‚, Derjenige, welchem die unmittel- 
bare Auffiht über eine Kirche ®), nebft der Sorge für deren Erhaltung 
und DVertheidigung obliegt ?), wird der Kirchenpatron genannt.‘ 


Ein Kirhenamt follte damit dem Patron nicht überwiefen werden, 
denn es hätte fonft des Patrons doch menigftens im Abfchnitt II: 
Bon den Oberen und Borgejeßten der Kirchengefellichaften:, wo aud 
der Kirchencollegia und Kirchenvorfteher gedacht ift, Erwähnung gefche- 
ben müffen. Zwar bat der Batron Kirchenvorſteher ald DBerwalter des 
Kirhenvermögens zu beftellen '%), aber ihm felbft fteht nad dem A. 
L.R. die Verwaltung nicht zu: denn der ganze Abfchnitt IX, welcher 
von der Verwaltung der Güter und des Blake der Pfarrkirchen 
handelt, Sprit von den Rechten und Pflichten der Kirchenvorfteher 


5) Balthasar (vorige Ann.) jagt daber auch nleich hierauf: „Letzteres, nemlich 
das vulgare ift, welches privatis und Communen, auch wohl dem Prineipi, ut privato 
in denen Städtjchen Kirchen, auch wol auf dem Lande in feinen Domainal » Pfarren 
competiret, welches ex jure dotationis Ecclesiae feinen Urſprung bat, und ordents 
licher Weife in jure vocandi Pastores beſtehet.“ 

6) Abgefeben von den Fällen, wo die Patrone in Gemeinſchaft mit den Ständen 
auf die Pirchliche Verwaltung einzuwirfen fuchten und zurüdgewiefen wurden (Beifpiele 
in meiner Abbandf. über die Geltung der älteren evang. Bienen in der 
3. für deutfches Recht XIX, 1, 26 ff.), finden ſich auch fpecielle Erlaſſe gegen die 
Matrone allein. M. f. 3.8. das N. d.d. Berlin, 2. Juni 1723 (bei Bedber, 
preuß. Kirchenregiftratur, berausgeg. von Bod. S. 91): ‚, Diejenigen vom Adel oder 
andere, welchen das Jus patronatus über einige Kirchen zuftehet, follen dafjelbe nicht 
zu weit extendiren, fondern unter demfelben und dem Jure supremo Episcopali einen 
Unterfchied machen, und in dem äufferlihen Gottesdienfte in ihren Kirchen, fich nach 
denen Kirchenordnungen und Königlichen Edicten und Verordnungen richten, auch ihre 
zn der Infpection des Erzpriefters überlaffen.‘” (Verb. meine Gefchichte I, 2. 
S. 97). 


7) M. ſ. z. B. Hellmar, der Patronat S. 22. 23. 29 u.a.m. Evang. K.⸗3. 
1851 Nr. 90 u.a. Dergleichen Anſichten (m. ſ. z. B. die Verhandlungen der Confe— 
tens von 1856 in den Altenft. des D.:M.:R. IV, 101) befimpft mit großer Ent: 
ſchiedenheit Kliefotb in den liturgifchen Abbandlungen Bd. J (Schwerin und Roſtock 
1854). S. 364. 371. j 

8) Der II, Entw, bat: „Pfarrkirche.“ 

9) Im II. Entw.: ‚aufgetragen wird.’ 

10) U %.=R. II, 11. $. 585. 
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und Verwalter, räumt aber dem Patron nur die Aufficht über diejels 
ben ein“). Der Patron ift als folder nicht ſelbſt Kirchenvorfteher, 
daber auch nicht ein geborenes Mitglied des Gemeinde - Kirchenraths 
oder Presbyteriums *). Auch als ein Bormund der Kirchengefellfchaft 
fanı der Batron nicht betrachtet werden. Bei der Redaction des all 
gemeinen Gefeßbuchs wurde diefer Punkt in’s Klare geſetzt. In Folge 
eined Monitums zum Il. Entw. $. 441, daß der Patron gleidy einem 
Bormunde für die üble Wirthſchaft haften müſſe, bemerft Suarez bei - 
der Revisio Monitorum '): „Die AZunction des Patrons in Anfehung 
des Vermögens mit den Functionen eined Vormundes zu vergleichen, 
iheint mir nicht nöthig, da in dem nächften Abfchnitt feine Functiones 
ſchon an und für fid) genau beſtimmt werden. Die Vergleihung ift 
auch nicht ganz richtig. Der Patron adminiftrirt nicht fo unmittel— 
bar wie. der Bormund. Er bat mehr Nebnlichfeit mit dem Bormunds 
ſchaftsgericht““. 

Dieſe Auffaſſung wird dadurch weiter unterſtützt, daß man die 
Entſtehung des Patronats nach der landrechtlichen Doctrin in's Auge 
faßt. Während nach gemeinem Recht“), mit welchem auch der I. Entw. 
zum allgem. Gejegbuche übereinftimmt '*), durch Erbauung, Dotirung, 
bez. Wiederherftellung einer Kirche, wie auch durch Auftrag einer 
Kirhengefellihaft '”) der Patronat begründet wird, erhält man nach dem 
A NR. Hierdurch nur ein Recht zum Patronat '%), der Kirchenpatros 


11) Diefer Gefichtspunft ift wiederbofentlich in gerichtlichen Entfcheidungen geltend 
gemacht und näher begründet (m. j. Altmann, Praris S. 382. 383. 385. 771). 

12) S. Erfaß v. 19. Dechr, 1850. Nr. 2., in den Aftenft. des O.⸗K.-R. 1, 
34. M. vergl. die ausführliche Erörterung über dieſe Frage in den Verhandlungen 
der Gen.sSpn. von 1846. 1, 489 ff. — Daß der Patron doc, zur Kreisfonode ger 
—— kann, ſteht dem nicht entgegen (vergl. $. 74. Anm. 4 ff., $. 76. Anm. 
13) Materialien zum A. %.=R. XLIV, 20. LXXVI, 521. LXXX, 152 (f. den 
Ertract in dem Plenar=» Schluß des DO.» Trib. vom 17. Juni 1861, cit. in der folg. 
Anm,, auch in Dove’ 3. für K.—R. IV [1864]. ©. 235. 236). 

14) Mit Rückſicht bierauf ift die Frage, ob ein Kirchenpatron die unter feinem 
Patronate ftehenden Kirchen- und Pfarrgüter mittelft Verjährung durch Beſitz zu erz 
werben fähig fei, bejabend entfchieden worden (Plen.s Schluß des DO.» Trib, vom 
17. Juni 1861, im Juſtiz-Min.-Bl. d. 3. S. 161— 166. Altmann, Praxis 
S. 351— 357, und vollftändiger in den Entich. des D.=Trib. 45, 33 —47.; vergl. 
auch Archiv für Rechtsfälle 42, 367—371) und die Anficht aufgegeben, welche im Erf. 
des D.:Trib. v. 22. Mai 1856 Solar 33, 121 ff. Altmann, Praxis S. 221— 
223) ausgefprochen war, daß auf den Patron analog die Vorfchrift des A. = NR. 1, 
9. $.526 anwendbar jei: „Kein Bormund fanneine Verjährung gegen feinen Pflege: 
befohlnen anfangen, jo fange er der Vormundſchaft über ihm noch nicht förmlich ente 
laſſen iſt.“ Das fächfifche Necht urtbeilt aber anders. S. Pinder, Prov.= MR. 1, 
$. 1410. Motive II, 326. 

15) c. 32. Cau. XVI. qu. VII. ec. 25 X. de jure patronatas (III, 38). 

16) $$. 605— 698. 

117) Ueber diefen dem gemeinen Necht nicht befannten Entjtehungsarund disponirt 
im Anſchluſſe an Klein's Entwurf (f. vor. $. S. 278. Anın. 15) der I. Entw. $$. 699. 

: ,, Auch durch den Auftrag einer Kirchengefellfhaft, die bisher unter feinem Paz 
tron geftanden hat, fann Jemand das Patronatrecht erlangen —. in ſolcher Auf: 
trag muß jedoch einmütbig von allen Mitgliedern der Gemeine, und unter Genehmigung 
der teiftfichen Obern geſchehen.“ Der Il. Entw. $. 430 und das U. L.-R. $. 572 
modifieiren, unter Fortlafjung des $. 700, den $. 669 des I. Entw. alfo: ,, Auch 
durch den Auftrag u. ſ. w. fann Jemand ein Recht zum Patrenat erhalten.’ 

18) U. L.⸗R. 68. 569— 572, aus dem II. Entw, $$. 427 — 430. 
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nat jelbft wird erft durch die Verleihung des Staats erworben '). 
Auch dur Verjährung kann der Patronat erlangt werden, und zwar 
gegen den Staat oder die Kirchengejellihaft, wenn die Erforderniffe 
der bei Regalien flattfindenden Berjährung (von 44 Jahren) vorhanden 
find, während beim Streit unter Privatperfonen die gemeine Verjäh— 
rung (von 30 Jahren) hinreichend ift *). 

Diefe Beftimmungen, fo wie die weiterhin noch anzuführenden 
Grundfäge über das Patronatrecht zeigen ganz fiher, daß auch das 
preußifche Recht demfelben nicht die Qualität eines kirchlichen Amts 
beilegen wollte, daß es ihn vielmehr als ein niederes Regal betrachtet, 
welches der Staat, unter Vorbehalt feines unveräußerlihen Hoheits- 
rechts, auf einzelne Perfonen, Familien, Gorporationen und Gemein- 
den übertragen oder an den Befiß von Grundftüden geknüpft hat. Es 
ift hier offenbar ein ganz ähnliches Verhältniß, wie bei der Privat-, 
insbefondere Patrimonialgerichtöbarfeit, mit welcher aud der Gejep: 
geber den Batronat in vielen Beziehungen gleichgeftellt hat *'). 

Auch in dem Recht der einzelnen Provinzen des preußifchen Staats 
ift der Beariff des Patronats fein anderer: denn die Kirchenordnuns 
gen, für welde man fih auf das Gegentheil beruft, bemeiien Dies 
nicht. Die Meinung, als ob in den Marken die Patrone ein fürm- 
lihe8 Eigentbum an der Kirhe und deren Vermögen befaßen, reip. 
befigen *), ift mit Grund zurüdgemwiejen *), da das einmal der Kirche 
gewidmete Gut nicht mehr im Privateigenthum fein fann “). Aller 
dings nähert fih in den Marken wegen der ausgedehnten Rechte des 


19) U. L.⸗R. $. 573, aus dem 1. Entw. $. 431. Darüber, wie über den 
‚abweichenden $. 701 des 1. Entw. f. ın. den vorigen $. — Es tritt alfo bier ein, 
* ach 1, 2. $. 131 ff. über Erwerbart dinglicher Rechte und Titel bes 

mmt bat. 

20) ©. 4. %.=R. $$. 574—576 (II. Entw. $$. 432. 433., verb. I. Entw. 

. 703-705 und über diefe f. m. den vorigen $.), vergl. mit A. L.⸗R. I, 9. 

. 625 ff., 629 ff. In der VBerjährungsfrift muß der Patron fih als folcher, ſowohl 
binfichtlich der Nechte als Pflichten gerirt halten (Erf, des O.-Trib. vom 3. Februar 
1840, Plenars Schluß vom 5. Februar 1849. Altmann, Praxis S. 339 ff., 
43). 

21) M. ſ. A. 8. R. 11, 17. 88. 18 ff. Im $. 29 heißt es: „Ueberhaupt 
gilt von dem Beſitze, und der lebertragung der mit dem Befige verbundenen Ehren: 
— eben dad (von der Patrimonialgerichtsbarkeit), was von dem dinglichen Patronat⸗ 
recht verordnet iſt (Tit. XI. $. 598 ff.)“ Zur Begründung des Plen. = Schluffes v. 
17. Zuni 1861 (Anm, 14) wird in diefem Sinne auch bemerkt: „Der Patronat ftellt 
fih als eine Art Unterobrigkeit dar, welcher ein Peiner Antheil an den Rechten der 
Kirhengewalt delegirt fei.‘ Der Meinung, „daß der Patron zu den Kirchenvers 
waltern im eminenten Sinne gezählt werden müſſe“, wird die Ausführung entgegen: 
nefept ‚daß der Patron nur als ein die Aufficht führendes Organ anzufehen ſei.“ 
M. f. auch das Anm. 36 eit. N. vom 15. März 1809 wegen der Parallele der Ge: 
richtäbarfeit und des Patronats, jo wie das $. 73. Anm. 7 cit. Gefeg vom 8. Mai 
1837 über die perfünliche Fähigkeit und Ausübung der Gerichtsbarkeit und des Pas 
tronats. j 

22) Darauf beruft ſich Göge, das Prov.=R. der Altmark I, 163 a. E., 164. 

23) In der Inftruction v. 6. Auguft 1845 über die Ausführung der Cab. =D. 
v. 11. Juli 1845, betr. die firchliche Vermögensverwaltung nach märkiſchem Prov.=R. 
(Min.= Bl. des Innern S. 210. Vogt 1, 426). 

24) Schon feit dem 12. Jahrhundert fteht feit, daß den Patronen das Eigen— 
thum nicht mebr gehöre. (f. c. 25 Cau. XVI. qu. 7 [Cone. Lateran I. a. 1123]. 
C. 11. X de jure patronatus [IIII. 38] u. a.). 
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Patrons (f. den folg. $.) die Stellung defjelben fehr der eines wirk— 
lichen Bormundes. Daß in Pommern den Patronen nach der dorti- 
gen 8.:D. nicht die Stellung einer Kirchenbehörde gebühre und 
namentlich dem Pfarrer gegenüber daraus nicht hergeleitet werden 
fönne, daß der Patron verpflichtet ift, über das Leben und Verhalten 
des Pfarrers zu wachen, wird mit Recht darauf gegründet, daß der 
Patron dadurch zwar das Recht erhält, bei gegebener Beranlaffung 
den mit der Disciplin über die Geiftlihen betrauten Kirchenbehörden, 
dem Superintendenten refp. dem Gonfiftorium (Theil II. der K.O.) 
Anzeige zu machen, felbft aber zur Ausübung firchenregimentlicher 
Functionen nicht berechtigt wird *). 

Daß übrigens zu Zeiten mwirflih bie und da die Patrone auch 
firhenregimentlihe Acte vn haben, ift unbeftreitbar. Mögen der: 
leihen Rechte auf gejeglicher Sanction oder Obfervanz beruhen, jo 
Hecht doch anderer Seite feft, daß fie entweder ausdrüdlid oder ftill» 
ſchweigend abgeichafft find und daß dergleichen, dem Geifte der evan— 
gelifhen Kirche öfter entjchieden widerfprechende, Befugniffe der Patrone 
mit den veränderten VBerfaffungsverhältniffen völlig unvereinbar gewor— 
den find *). Der Natur eines Kirchenamts widerfpricht aber jedenfalls 
fo wie die Art der Begründung, der Vererbung u. f. w. auch die 
Ausübung des Patronats durch Nicht-Evangelifche =). 

Das Patronatreht kommt entweder der Perjon des Erwerbers 
und feinen Erben (jus patronatus personale hereditarium) oder einer 
gewiffen Familie zu (gentilitium), oder ift mit einem Amte, oder mit 
dem Befige eines Guts verbunden (reale) ”) und in vorfommenden 
Fällen nah den darüber fprechenden Erwerbungsurfunden zu beftim- 
men”). Auch einem Collegium, Gorporation oder Kommune fann der 
Batronat zufommen und von jenem die Ausübung jemanden aus feinem 
Mittel übertragen oder mit einem gemiffen Amte verknüpft werden, 
ohne fih aber damit der Batronatpflichten zum Nachtheil der Kirche 
zu entledigen »). Im zweifelhaften Falle wird vermuthet, daß es auf 


25) N. des O.⸗K.-R. vom 8. Mai 1861 (Aktenft. des D.:R.=:N. 13, 177. 
178)', vergl. auch das Prov.=R. von Neuvorpommern und Rügen $. 1160 (Tb. 1. 
Abtb. 3. S. 83) und die Motive Th. IV. S. 130. 

26) M. f. Beifpiele in meiner Abhandl. über die Geltung der älteren evang. 
K.-O. in der 3. für deutfches Neht XIX, 1, 81 ff., 91 ff. 

25a) Nach preußiichem Recht unterliegt die Mebung des Patronats römifch = Ka 
thofifher über evangelifche Kirchen und Evangelifcher über römiſch-Katholiſche feinem 

weifel (A. L.⸗R. 11, 11. $.582). Vol. Anm.41. Daß nach gemeinem deutfchen Recht die 
vangelifchen Patronate über röm. = fath. Kirchen nicht follten erwerben können, ijt eine 
neuerdings öfter — aber doch unerweisliche Behauptung. (M. ſ. über dieſe 
Streitfrage Dove in der 3. f. K.⸗R. II, 13—1%. Schulte im Archiv für 
kath. K.⸗R. Neue Folge I, 2, 209 ff.). 
BE, Ueber diefe Unterſchiede ſ.m. J.H.Boehmer, jusecel. Prot. III, XXXVIIL, 


28) A. 2.:R. $. 578, eine Erweiterung des $. 469 des II. Entw. und ein 
Auszug aus den $$. 709— 719 des 1. Entw., welche über die Art der Vererbung 
und Ausübung Näheres enthalten. 

29) A.2.-R. 89,615 — 617 aus dem II. Entw. $$. 466 — 468. Der I. Entib. 
batte abweichend beftimmt: $. 720. „Wenn einem Gollegio, Corporation oder Commune 
das Patronatrecht zufommt, können die damit verbundenen Befugniffe nur von dem 
ganzen Collegio zufammengenommen ausgeübt werden.’ $. 721. „Die Ausübung 
geſchieht fediglich nach der Mehrheit der Stimmen.‘ Dann fügt aber $. 227 und 
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einem Gute oder Grundftüde hafte “), von welchem es ohne ausdrüd- 
lihe Einwilligung der geiftlihen Obern nicht abgefondert werden 
darf *), mit dem Gute jelbft aber auf jeden Befiger, ohne Unterſchied 
der Religionspartei, wozu er ſich befenut, übergeht *). 

In Bezug auf dieſe Beftimmungen ergingen modiftcirende Vor— 
ſchriften. Unterm 2. October 1808 wurde auf föniglichen Specialbefehl 
die oftpreußifche Kammer angewiefen, die erforderlichen Vorſchläge zu 
machen, um die auf den Domänen haftenden PBatronate den Gemein- 
den zu überlaffen ®). Die hiermit ausgeſprochene Abficht wurde indeſ— 
jen nicht vollzogen, dagegen wurde in der zur Ausführung des Edicts 
und Hausgefeßes vom 6. November 1809 über die Veräußerlichkeit der 
Domänen’ erlaffenen Snftruction vom 25. October 1810 im $. 16 be: 
ftimmt, daß beim Berfauf der Domänen und der aufgehobenen geift- 
fihen Güter die Patronatrechte mit veräußert werden follten. Diefe 
Maaßregel erſchien indeffen „ſowohl in Betrachtung der kirchlichen Ver— 
faſſung und einer guten Kirchenzucht, als in finanzieller Rückſicht“ 
nachtheilig und wurde durch den königl. Befehl vom 9. Januar 1812 
aufgehoben *). Es ſollten fernerhin „die Patronatrechte nicht mit 
verkauft, ſondern dem Staate vorbehalten bleiben, die Patronatlaſten 
der zu veräußernden Güter aber, nach ihrem jährlichen Durchſchnitte 
veranſchlagt, als Canon auf die Güter gelegt, und von den Erwer— 
bern derſelben, jährlich zum Kirchen- und Schulbau- und Unterhal— 
tungs-Fonds, an die Regierungen gezahlt werden.” Dieſer Patro— 
natcanon iſt nicht ablösbar *). 

Da der Patronat präſumtive auf dem Grundſtücke haftet, ſo fragt 
ſich, welchen Einfluß die Theilung eines Guts *) auf das Recht übt. 
Nachdem die früher verbotenen Dismembrationen durch das Edict vom 


723 binzu: „Das perfönlihe Patronatrecht, welches gewiffen Erben, Familien oder 
Gorporationen zukommt, ift unveräuſſerlich.“ „Doch fann die Ausübung einzelner 
Befugnifje in gewiffen Fällen andern übertragen werden.’ M. f. G.L. Boehmer, 
prineipia juris can. $. 531. 

30) A. 2.=R. $. 579. Der I. Entw. $. 724 und Il. Entw. $. 435 fprechen 
die Thatſache aus: ‚, Gewöhnlich haftet das Patronatrecht aufeinem Gute oder Grunde 
ſtücke.“ Der Sap des A. L.⸗-R. gilt in mebreren Provinzen (vergl. den vorigen $. 
5. 276. Anm. 3a und S. 277. Anm. 7a. 

31) U. L.-⸗R. $. 780. Diefer $. fehlt im 1. und II. Entw., entjpricht aber 
den gemeinen Rechte (j. J. H. Boehmer a, a. D. $. 109). 

32) A. L.-R. $. 581, beworgegangen aus dem I. Entw. $. 707 und 729, 
IT. Gntw. $$. 436. 437 (f. J. H. Boehmer a. a. D. $. 109 ff.). 

33) Der Erlaß in den Ucten der Regierung zu Königsberg Tit. 29. Nr. 1: Abs 
tretung der Domanial = Patronatrechte. 

34) G.⸗S. 9.3. Bogt 1, 416. Ueber die in Folge diefer Trennung des 
Patronatrechts eintretende Beitragspflicht zu Kirchenbauten f. m. das R. v. 21. Detbr. 
1818 (v. Kamp, Ann. 2, 1040. Vogt 1, 527 ff., Anm. 75). 

35) Vergl. Geſetz v. 2. März 1850. $. 6 (6.5. S. 82). Erf. des Revifions- 
coll. für Landescultur-S. vom 31. October 1862 ( Stiehl, Gentralblatt 1863. 
Nr. 222). 

36) Bei Parcellirungen find die unmittelbaren Vertreter der Kirche, Pfarre und 
Schule zum Regulirungsverfabren zuzuziehen, um die nöthige Sicherheit feftzuftellen 
(Min.eR. v. 21. Auguft 1860. Stiebl, Gentrafblatt 1860. Nr. 246). Wegen der 
Eintragung von Abgabetheilen ins Hypothekenbuch |. m. R. des Kammergerichts vom 
3. Septbr,. und Eirc. der Reg. zu Potsdam v. 3. Detbr, 1862 (Stiebl, Gentrals 
blatt 1862. Nr. 242). 
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9. October 1807 geftattet waren, entjchied man’), „daß e8 zwar der 
freien Dispofition überlaffen werden könne, zu welder Parcelle man 
das Recht Ichlagen, oder wie die Rechte, Die ihrer Natur nad theil- 
bar find, unter mehrere Parcellen vertheilt werden follen; dagegen fei 
es ſchon mit der Natur (der Gerichtöbarfeit und) des PBatronatrechts 
unverträglih, daß foldhe fo oft zertheilt, als Theile des Aders ver- 
äußert werden, vielmehr verftehe es fih von jelbft, daß, im Falle 
fogen. Zotaldismembrationen die Ehrenrechte (Gerichtsbarkeit und 
Patronat) zwar den Acquirenten, mithin auch einer ganzen Dorfge- 
meine felbft, jedoch nicht anders als in Gemeinfhaft und zwar nur 
dergeftalt überlaffen werden fönnen, Daß das Patronatrecht von der 
ganzen Gemeine, oder von allen Erwerbern der dDismembrirten Do- 
minial- Ländereien zufammen, als von einer moraliichen Perſon, ge— 
meinfchaftlih und unzertheilt ausgeübt werden.‘ Dieje, nicht unbe: 
ftrittene ”) Anfiht ift durch die Praris der Gerichte *) und Berwal- 
tungsbehörden“) aufrecht gehalten. Daß die Batronatpflichten gemein 
fame bleiben müflen, unterliegt feinem Zweifel %). Da übrigens die 
Patronatlaften Reallaften find, muß jeder Beſitzer auch für die Nüd: 
ftände auflommen * »), 

Indem das N. L.-R. das dingliche Patronatrecht auf jeden mit 
dem Gute felbft übergehen läßt, befchränft es doc die Ausübung, 
indem „Perſonen, welche zu feiner von den im Staate aufgenommes 
nen oder geduldeten hriftlihen Religionsparteien gehören, das Pas 
tronatrecht über eine Kirche nicht ausüben können““). „Es fteht 
ihnen zwar frei, dieſe Ausübung einem Andern während ihrer Befißzeit 
u übertragen; die Beiträge und Leiftungen aber, welde aus dem 
taste fließen, müffen in allen Fällen aus den Ginfünften des 
Guts beftritten werden“), Diefe Vorfchrift ift aber durch die Verord— 


36a) N. v. 15. März 1809 (Nabe, Sammlung 10, 46. Matbis, jur. Mos 
natsfchrift 10, 69. Vogt 1, 418, Ann. 13). 

37) Koch (zum A. 2. NR. II, 11. $. 598. Anm. 93. Bd. 4. S. 358) ift der 
Meinung, daß das Subject der Ehrenrechte untergegangen fei, die Laften aber an den 
Schollen baften. 

38) Erf. v. 29. Octbr. 1858, im Archiv für Nechtefälle 31, 89 f. Altmann, 
Praxis S. 358. 

39) N. des O.-K.-R. v. 9. Septbr. 1857 (Aktenft. des D.:K.:R. 9, 209 ff. 
Altmann S. 359 f. Anm. 15). 

40) Vergl. Erf. v. 14. Juli 1856 (Archiv für Nechtsfälle 22, 129 f. Alt: 
mann, Praxis S. 345). Min.s Befcheid v. 3. Juli 1858 (Staatsanzeiger Nr. 170. 
©. 1462). Circ. v. 21. Auguft 1860 (Zeitfchr. für Landescultur-Geſeßgeb. in den 
preuß. Staaten 1861. XIII, 2. Nr. 19. Stiehl, Gentralblatt 1860. Nr. 246). 

40 a) Präjudiz v. 26. Juni 1843 (Altmann, Praxis S. 350). 

41) A. L.-R. $. 582, aus dem 11. Entw. $. 438. Der I. Entw. $. 708 
fpriht nur von „öffentlich aufgenommenen Neligionsyarteien.’ Die Beftimmung 
biieb aber nicht ar indem v. Grolmann gegen diefelbe proteftirte und fie 
ungerecht fand. Bei der Revisio Monitornm erwiderte Suarez (Materialien zum 
A. L.-R. LXXX, 152): „Ich würde den $. fteben faffen. Es ift und bleibt immer 
unſchicklich, wenn ein Jude oder Türke Patron einer chriftfichen Kirche wäre und den 
ch gi Allenfalls kann man beifeßen: ohne bejondere landesherrliche Er— 
aubnip. 

42) A. 8:8. $. 583. Diefer $. fehlt den früheren Entwürfen und ift erit 
in * der Berathun Hinzugefügt. Suarez (f. vor. Anm.) jagt: „Die aufges 
worjene Frage: ob ein folcher Beſißer demohnerachtet die Onfiegenbeit des Patronats 
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nung vom 30. Auguft 1816 *«) dahin geändert, daß das auf Gütern 
und -Grundftüfen, Die fih im Befigthum jüdifcher Glaubensgenoffen 
befinden, haftende Patronatrecht über chriftlihe Kirchen, für die Be- 
figzeit jüdifcher Erwerber und deren Benußung, fo lange gänzlich 
rube; daß daher der Pfarrer, die Kirchenbedienten und der Schulleh— 
rer von den Behörden aanz in derjelben Art beftellt werden, als ob 
fein Patron vorhanden oder defien Recht auf fie übergegangen ſei; es 
ebenſo auch mit der Aufficht über das Kirchenvermögen und mit der 
Abnahme der Kirchenrechnungen gehalten werde **). Uebrigens ift 
auch angenommen, Daß die Hebung des Patronats auf griehifch- 
fatholifhe Ehriften nicht übergebe ®). 

Die Ausübung des auf einem Gute haftenden Patronatrechts ge- 
bührt demjenigen, weldem das bürgerliche Gigenthum (dominium ci- 
vile) des Guts zukommt )y. Wem die Geſetze die Berwaltung des 
Inbegriffs der Güter und Gerechtſame eines Andern übertragen haben, 
der ift auch den dazu gehörenden Patronat in deffen Namen auszuüben 
berechtiat *). Gin bloßes Verwaltungs-, Nutzungs- oder Erbpadts- 
recht giebt noch nicht die Befugnig zur Ausübung des Patronats *), 
der Leibgedingsfrau ift e8 Dagegen während ihres Beſitzes zugeftanden *”). 
Wenn ein Gut Schulden halber in Beichlag genommen wird, bleibt 


behalte? wer die Nechte exerciere? ac. würde ich nicht aufnebinen. Es ift nicht wahr: 
icheinlich, daß der Fall je bei uns vorfommen würde, und ereignet er fich, jo wird es 
dann noch immer Zeit fein, die nötbige Beftimmung Tandesherrlich feſtzuſetzen.“ Ins 
deffen wurde doch am Nande hinzugefügt: „Sie fünnen die Ausüdung der Rechte 
einem Andern übertragen; die Onera aber müſſen fie von dem Gute tragen‘ und 
daraus der $. des U. L.-R. gebildet. M. ſ. auch das Erf. des Gerichtäbofes zur 
Entſch. der Comp. = Gonfl. v. 13. Febr. 1858 (Juft. «Min. Bl. S. 271 f. Staatsanz. 
Nr. 264. S. 2166). 

42a) 8.:9. S. 206. Boat I, 417. 

42b) ©. v. 23. Juli 1847. $. 3 (G.⸗S. S. 264). Circ.⸗R. v. 5. Juni 1949 
(Min. Bl. des Inn. S. 129. Vogt II, 254). 

43) R. v. 1. Auguft 1861 in den Aftenft. des O.-K.-R. 13, 178. Dazu 
vergl. Dove in der Zeitichrift für Kirchenrecht II, 122. 123. 

44) A. %.=R. 8. 598 (1. Entw. $. 727, II. Entw. $. 453). U. L.⸗R. I, 21. 
$: 45. Die Ausübung fällt aber dem Nießbraucher zu, fobald er die Tragung der 
aften übernimmt. a. a. D. $. 46. Das bürgerliche Eigentbum fteht demjenigen zu, 
defjen Name im Hypothekenbuche eingetragen ift. (A. X. R. II, 17. $. 27). M. f. die 
Gnticheidungen bei Altmann, Praxis 5.344. Die Eintragung des Patronats auf ein 
Gut ift übrigens nicht Bedingung des Uebergangs diefes Rechts auf den neuen Er— 
werber (Erf. v. 29. Novbr. 1849 bei Altmann a.a. D. Boat 1, 416. Anm. 9), 
indefjen ift diefe Fintragung zur Vermeidung verfchiedener Nachtbeile doch nothwendig 
(Min.zR. v. 30. März 1857). 

45) A. 8%. N. $. 599 (1. Entw. $. 728, 11. Entw. $. 454). Der I. Entw. 

. 729— 731 nennt insbejondere den Mann, wenn die Frau es fih nicht ausdrück— 

lich vorbehielt, den Vater für die unter feiner Gewalt befindlichen Kinder, den Vor— 
mund (f.J.H.Boehmer, jus ecel. Prot. III, XXXVIII. $. 116). Den Zebncurator 
nennt das U. L.⸗R. Il, 18. $. 909 noch beſonders. Dahin gebören auch die reſp. 
Magiftrate (R. v. 25. Januar 1821 in v. Kamptz, Ann. 5, 79) ohne Concurrenz 
der Stadtverordneten (R. v. 2. Juli 1833 in v. Kampp, Ann, 17, 678. Boat 1, 
419. Ann. 15). 

46) A.R.=R. $. 600 (Il. Entw. $. 455. 1. Entw. 6$. 732. 733). A. &R. 1, 
21. $. 410. Anderer Meinung ift aber zum Theil die gemeinrechtliche Praxis (J. H. 
Boehmer a. a. D. $. 111 folg. Prov.=R. von Neu = Vorpommern und Rügen. 
Ib. IV. S. 129), f. übrigens Anm. 44. 

AT) A. 8.2. $. 601 (1. Entw. $. 734. II. Entw. $. 456). Vergl. 8. H. 
Boehmer a. a. ©. $. 116. f 
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die Ausübung des Patronats dem Eigenthümer; und nur die Befug- 
niffe und Pflichten, welche ſich auf das Kirchenvermögen bezishen, 
müffen von dem geiftlihen Adminiftrator wahrgenommen werden *). 
Verfällt ein mit dem Patronat verfebenes Gut aus anderen Urjachen, 
als Schulden halber, auf den Antrag des Fiseus in gerichtlichen Bes 
ſchlag, fo bat während defjelben der Stunt für die diesfülligen Nechte 
und Priichten zu jorgen ®). 

Wenn das Patronatrecht über Ddiefelbe Kirche auf mehreren Gü— 
tern mit gleihem Rechte haftet, fo find die Befißer folder Güter, in 
Anjehung der damit verbundenen Befugniffe und Pflichten, als In— 
baber eines gemeinfamen Rechts oder einer gemeinfamen Verbindlich 
feit zu betrachten ®). Hat eine Kirche mehrere Patrone, jo fann der- 
jenige, in deffen Gute die Kirche liegt, in gemeinfchaftlichen Gefchäften 
das Directorium und den dahin gehörigen Borzug in der Unterjchrift 
verlangen °'). Sind mehrere Kirchen unter gemeinfchaftlichen Geiftlichen 
und Patronen vereinigt, jo fommt das Directorium in gemeinfchaft 


lihen Angelegenheiten dem Patrone des Orts zu, wo der Pfarrer 
wohnt ”). 


$. 72, 
Nechte und Pflichten der Patrone. 


Der Inhalt des Patronatrechts ift mad gemeinem und provin- 
ziellem preußiichen Recht von verfhiedenem Umfange Das U. U R. 
beftimmt: „Die dem Patrone obliegende Sorge für die Erhaltung der 
Kirche, begreift die Pflicht dazu, bei Ermangelung eines binlänglichen 
Kirhenvermögend, aus eigenen Mitteln beizutragen, unter ſich“. 


48) A. =. $. 0602. Dies ift auch im Fall des Goncurfes anzunehmen (f. 
Concurs-O. v. 8. Mai 1855. $. 4. 6.5. S. 321). Dadurch wird die entgegen 
ftebende Anficht, welche für den Goncurs das A. 2. NR. $. 599. (Anm. 45) ange— 
wendet wijfen will, mit Recht zurücgewiefen (Bogt 1, 419. 420. Anm. 16). 

49) U. L.-R. $. 604 (Il. Entw. $. 458). 

50) U. L.-R. $. 605 (Il. Entw. $. 459). Der I, Entw. bebält dagegen fol— 
gende Beftimmungen: $. 735. „Wenn mehrere Gutsbeſitzer das Patronat niit gleichem 
Rechte haben, fo kann jeder derfelben die damit verfnünften tbeilbaren Befugniffe für 
fih jelbft ausüben.”  $. 7306. „Ueber die wechlelsweife Ausübung der untbeilbaren 
Rechte fünnen fie ſich unter einander vereinigen.’ $. 737. „Wollen fie diefe Nechte 
gemeinfchaftlich ausüben, fo muß ſolches nach der Mehrbeit der Stimmen geſchehen.“ 
$. 738. „Es werden dann fo viele Stimmen gerechnet, als Güter find, auf welchen 
das Patronatrecht haftet.” Verb. I. Entw. $. 200 und U. L.-R. $. 352. 

51) A. 2.=R. $$. 607. 609. Diefe Beitimmungen fehlen den eriten Entwürfen. 
Es ift aber bei diefem Directorium der Fall vorausgefeßt, daß die Beſitzer verfchiedener 
Güter von Haufe aus ein felbjtftändiges Patronatrecht haben, nicht aber der Kalt, 
daß der Gütercomplex des urjprünglich allein berechtigten Guts getrennt, und dem 
Befiger der abgetretenen Güter ein Mitpatronatrecht übertragen iſt (Erf. v. 30. März 
1855, im Archiv für MNechtsfälle 17, 105— 107. Altmann, Praxis S. 358). 
Ueber die Anwendung auf die Aenntnifnahme der Verbandlungen der Gen. = Kirchen: 
rätbe f. Erlaß v. 16. Kebruar 1861 (Aktenft. des D.-K. -R. 15, 121. 122). 

52) U. L.-R. $. 608., fehlt auch in den früheren Entwürfen. 

I) A. %.= NR. $. 584 (aus dem 11. Entw. $. 441; der I. Entw. $. 740 ver: 
weilt wegen der Beruaniffe und Obfiegenbeiten des Patrons in Anjebung des Kirchen— 
vermögens auf Abichnitt VII). Die ſpecielle Erörterung dieſes Gegenftandes ſ. m. 
im dritten Buch. Vergl. auch Altmann, Praxis S. 345 f. 

Jacobfon, evang. Kirchenrecht. 19 
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„Dagegen iſt aber auch der Patron berechtigt, die Verwalter des Kir— 
chenvermögens zu beſtellen, und Rechnungslegung von ihnen zu for— 
dern“*). „Er bat das Recht bei Erledigung der Pfarritelle den neuen 
Pfarrer zu präfentiren *°). „Er it befugt, feinen Kirchenftuhl im 
Chor oder fonft in einem vorzüglichen Orte der Kirche zu baben ‘*). 
„Der Patrone und ihrer Familien muß im öffentlichen Kircyengebete 
befonders gedacht werden °). „Auch bei der Beerdigung gebührt dem 
Patrone, feiner Ehefrau, chelichen Abkömmlingen und bei ihm woh— 
nenden Geitenverwandten, ein Plaß in dem Begräbnißgewölbe““). 
„Kann in dieſem Die Beerdigung nad) den Gefeken des Staates nicht 
ftattfinden, fo fann der Patron die unentgeltlihe Anweiſung einer 
vorzüglichen Stelle auf dem der Kirchengejellichaft zuftehenden Begräb- 
nißplaße fordern. „Auch ift er berechtigt, Ehrenmäler für fih und 
feine Familie in der Kirche zu errichten “?). „Bei feinem und feiner 
Ehegattin Abfterben findet, durch den nach jedes Orts Gewohnheit 
beftimmten Zeitraum, das Zrauergeläute ftatt. Wo die Kirchentrauer 
für den Patron und feine Familie bei deren Abfterben hergebracht ift, 
bat e8 dabei auch fernerbin fein Bewenden’’®). „Verarmte Patrone 
genugfam dotirter Kirchen haben aus dem Kirchenjchage nothdürftigen 
Unterhalt zu fordern. Doc ift die Kirche nur in fo fern verpflichtet, 
als die Einfünfte des Vermögens, womit fie dotirt worden, nach Ab- 


2) U. L.-R. $. 585 (aus dem II. Entw. $. 442). 

3) A. L.-R. $. 587 ($. 327 ff.) (aus dem Il. Entw. $. 444 Der |, Entw. 
$. 739 verweift auf den Abjchnitt VI wegen der Rechte und Pflichten bei Beftellung 
und Berufung des Pfarrers). M. ſ. deshalb Buch 111. 

4) A L.-R. $. 585 (f. I. Entw. $. 741. 11. Entw. $. 445). Vergl. J. H. 
Boehmer, jus ecel. Prot. Il, XXXVIII. $$. 138. 130. 

5) A. L.⸗R. $. 589 (f. I. Entw. $. 742 T„namentlich gedacht werden“). II, 
Gntw. $. 446). Dergl. J. H. Boehmer a. a. D. $$. 125 — 131. 

6) A. = NR. $. 500 (ſ. I. Entw. $. 743 [j. folg. Anm.). 744). Vergl. J. H. 
Boehmer.a.a. O. $. 140. 

TJA. L=N. $. 591 mit Hinweis auf $. 185: „Bei Verlegung der Begräbniß— 
plätze können diejenigen, welche bisher erbliche Zamilienbegräbniffe in den Kirchen 
bejeffen baben, Die unentgeltliche Anweifung eines ſchicklichen Plages dazu auf dem 
neuen Kirchhofe fordern.“ Der I. Entw. $. 743 hatte disponirt: „Wo es des Orts 
Verfaſſung erlaubt, muß der Patron und feine Kamilie in die Gruft beigefegt wers 
den. Der 11, Entw. $. 448° batte dagegen bejtimmt: „Kann in diefem die Ber 
erdigung nach den Geſetzen des Staats nicht ftattfinden, ſo ift dennoch der Patron, 
Grab- und Ehrenmäler, für fi) und feine Familie in der Kirche zu errichten befugt,’ 
Das AU. L.-R. hat daraus Die H$. 501. 502 gebildet, indem zugleich in Aulge ge: 
machter Erinnerungen der als $. 185 (f. oben) in’s U. %.=%. übergegangene Zufag 
angenommen wurde. Gegen die Errichtung der Grabmäler hatte fih auch eine Stimme 
erflärt. Suarez bemerkte dazu: „Ich finde den $. 448 fo wenig unfchidlich als 
überflüffid.  Anataphia find unſchädlich und zieren die Kirche, Nicht jeder bat ein 
jus perfectum dergleichen zu verlangen.” (Materialien zum A.L.-R. LXXX, 152). 
Es ſchwebte ibm dabei offenbar der Erecutionsrecep der Altranftädter Convention vor 
(ſ. oben $. 14. S. 46), nad) defjen Art. VIII „ſich die Collatores in diejenigen 
Kirchen, bey weichen ihnen das jus patronatus zuftebet .... begraben, auch daſelbſt 
ihre Epitaphia und Monumenta aufrichten laſſen fünnen.‘ 

8) A. Y.=R. $$. 593. 504. Der I, Gntw. $. 745 und Il. Entw. $. 449 
jprechen nur von der Kirchentrauer, und nicht dem Trauergefäute (vergl. J. H. Boeh- 
mera.a. D. $$. 133 — 137). Näbere Beitimmungen enthält das Trauerreglement 
v. 7. Detbr. 1797 (N.C.C. X. Nr. 78. Fol. 1432 f.), von welchem aber nur $. 1 
wegen der Landestrauer noch in Geltung it (Gab. =D. v. 28. Novbr. 1845 in der 
G.S. 5. 830. Bogt 1, 354). 
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zug aller zur Unterhaltung ihrer Anftalten erforderlihen Ausgaben 
dazu binreihen. Auch tritt die Verbindlichkeit der Kirche nur alsdann 
ein, wenn außer ihr niemand mehr vorbanden ift, der zur Emäbrung 
des verarmten Patrons verpflichtet iſt“?). 


Die dem Patron als MWohlthäter und Erhalter der Kirche zuge— 
ſprochenen Ehrenrechte, legt das Gejeß den bürgerlichen Befigern 
adliger Güter nur in fo fern bei, als diefelben in der Gonceffion aus: 
gedrückt find '), was in Folge ipäterer Beftimmungen nicht mehr in 
Geltung it’). Im Falle des Mitpatronats hat übrigens Jeder An- 
fpruch auf die Ehrenrechte '' =). 

In den einzelnen Provinzen find die Pflichten umd echte der 
Patrone weder mit diefen VBorichriften, noch unter ſich felbft in Ueber- 
einftimmung. An ausgedehnteften find die Vefugniſſe der Patrone in 
der Mark Brandenburg "), nächitdem in Pommern und Ditpreußen 
tbeil8 bei der Verwaltung des Kirchenguts, theild und befonders bei 
Beftellung der Pfarrer und Kirchendiener, indem, wie auch im Eichs— 
felde, der Gemeinde nicht einmal das votum negativum zugeltanden ift, 
in offenbarem Widerfpruche mit den Principien des evangelifchen Kir: 
chenrechts, Daher aud neuerdings geändert), ALS befondere Ehren: 
rechte find in der Mark herkömmlich das Trauergeläute und die Lei: 
chenfolge der Eingepfarrten '); das erftere auch im Herzogthum Sachen”), 
im Gichsfelde '%), desgleichen in Pommern, wo neben den übrigen Be— 
fugniffen das Recht hervorgehoben wird, daß des Patrons außer im 
gewöhnlichen Kircbengebete, auch beim Neujahrswunſche Erwähnung 
geſchehe, und daß ibm geftattet ſei, jowohl in der Mutter» ald Zoch: 
terfirhe den Empfang des heiligen Abendmahls auch an anderen, als 
den allgemein beftimmten Feft-z und Spnntagen zu verlangen '). Der 
Anſpruch auf Alimente tft in der Mark nicht berfömmlich “), wogegen 
fi) andermwärts felbft Lehngelder finden, weldhe dem Patron von dem 


— — —— — 


9) A. L.-R. 88. 595. 506, aus dem I. Entw. $$. 747. 748. II. Entw. 88. 451. 
452, mit Hinzufügung des $.597 wegen der nur ſubſidiären Verpflichtung der Kirchen. 
Beral. J. H. Boehmer a. a. O. $. 18. $. 141. 

10) A. &=R. $. 586., verb. II, 9. $$. 43. 44. 59. 

11) Diefe Befchränfung iſt zum Theil ſchon früher befeitigt, namentlich in Folge 
des Ediets vom 9. Octbr. 1807, betr. den erleichterten Befig des Grundeigentbums 
($.:5. S. 171) und des R. v. 30. Septbr. 1812 (v. Kamptz, Jahrb. I, 256), 
wonach die Grtbeifung einer Gonceffion der mit dem Bell von Nittergütern vers 
bundenen Ebrenrechte für nichtadlige Befiger nicht mebr erforderlich ift. Gegenwärtig 
ift allgemein Art. 4 der Verf. = Urf, entjcheidend. 

la) U. 8%=NR. $. 606 (II. Entw. $. 460). 

12) M. f. Kirchenrechtl, Apborismen über Patronatrecbt, beſonders in Rückſicht 
auf die Mark Brandenburg, in v. Kamptz Jahrb. 130, 247 ff. 

13) Die Details f. m. im dritten Buche. 

14) v. Kamptz (Ann. 12 cit.) S. 248 ff. 

15) Binder, Prov.-R. 1. $$. 1508. 1509. Mevid. Entw. (Berfin 1841). 
$. 753 nebit den Motiven. 

16) Hartmann, Prov.-R. des Eichsfeldes HS. 305. 307 und Motive S. 406 
(im revidirten Entwurf ſtillſchweigend übergangen). 

17) Balthasar, jus ecel. pastorale I, 271. Das Prov.-R. von Neu = Bor: 
vommern und Nügen $$. 997. 998. $$. 1164. 1165 (Tb. 1. Abth. II, S. 52. 84 
nebft Motiven Th. IV. S. 86. 130. 131). 

18) S. v. Kamps Jahrb, eit. S. 250. Anm. 2. 
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(römiſch-kathol.) Geiftlihen bei Uebernahme des Amts zu entridh- 
ten find 9). 

Durch die Einführung der neuen Gemeinde» Drdnung und der Ge: 
meinde = Kircbenräthe it grundfäßlich an den Rechten der Patrone nichts 
verändert. Es befteht nach wie vor das Recht der Beftellung der Kir— 
chenvorfteher ?°), die Aufficht über die Verwaltung des Vermögens der 
Kirche?), die Gelegenheit zur fortwährenden Kenntniß von den Ber: 
bandlungen der Gemeinde» Kirchenräthe *) u. a, m.*). Daher haben 
die Patrone zwar wejentli bei der Neugeftaltung der Verfaffung mit: 
zuwirken, Doch tit dieje weder von ihrem Ermeſſen, noch von ihrer 
Zuftimmung abhängig *). 

Mit dem Patronat über die Kirche ift ordentlicher Weile auch der 
über die Kirchfchulen verbunden und im Allgemeinen nach gleichen 
Grundſätzen zu beurtheilen *). Der Begriff eines Schulpatronats 
überhaupt iſt dem gemeinen preußifchen Recht nicht befannt ?%), die 
Praxis hat aber einen folhen angenommen und mit Nücficht auf die 
beitehenden Rechte und Prlihten analog dem kirchlichen beurtheilt *°=). 
Das Recht bezieht fih befonders auf die Beſtellung des Lehrers, ſowie 
auf die Aufficht über die mit der Verwaltung betrauten Vorſteher, 
zumal wenn dieſe zugleich die Kicchenvorfteher find, wie in der Regel 
bei den Kirchſchulen“). Uebrigens fällt der Kirchen» und Schulpatro: 
nat nicht ſtets zuſammen, indem Dabei auch die Rechte der (früheren) 
Gerichtsobrigkeit mit in Betracht zu ziehen find), Dabei fehlt es 
auch nicht an provinziellen Abweichungen *), ebenfo wie bei den Pflich— 
ten ®). In den Füllen, wo der Staat Patronatsverpflichtungen durch 


19) Sp im Eichsfelde. Vergl. Hartmann, Prov.-R. $$. 309. 310 u. Motive 
S. 406 ff. Rev. Entw. $$. 248 —250 u. Motive 5. 252. 253. 

R 20) 5 Gem.-⸗O. 88. 6. 14. Erlaß v. 31. Auguſt 1861 (Aktenſt. des O.⸗K.⸗R. 
13, 138 ff.). 

21) Grlaß v. 31. Nanuar 1851 (Aktenſt. 13, 119. 120), 

22) Erlaß v. 16. Kebruar 1861 (Aktenſt. 13, 121. 122). 

23) M. ſ. 3.8. Erlaß v. 23. April 1861 (Aftenft. 13, 123). Ueberbaupt vergl. 
man die über die Gonfervirung der Rechte der Patrone gepflogenen Verhandlungen, 
bejonders auf der Generalſynode 1846 (1. deren Verhandlungen I, 489 ff.), der Ber: 
liner (Monbijou) Conferenz 1856 (Aftenit. des D.-K.-R. Bd. III und IV) w.a.m. 

24) R. v. 16. April 1860 (Aftenft. 12, 101). 

25) Genauere Beftimmungen entbalten die an die befonderen Kirchen und Schul⸗ 
ordnungen ſich anlehnenden Provinziafrechte (m. ſ. darüber die $$. 11 folg. erwähnten 
Ordnungen). Die perfönlichen Borausfegungen find im Allgemeinen die gleichen (fo 
wegen der Juden j. $. 71. Ann. 41 Pi u. a.). 

26) S. die Erf. von 1340 und 1841 bei Borck, Handbuch (2. Ausg.) 2, 294 ff. 
Nr. 44. 

25a) M. j. 3.8. Zeibe, Grläut. und Ergänzungen der Zufäße des oſtpreuß. 
Prod. N. 5. 138 f., 143. 154 ff. und die Erf, eit. in vor. Anm. 

27) M. ſ. z. B. B. der Meg. zu Königsberg v. 17. Febr. 1834 (Bord, Hands 
buch 2, 290. Nr. 42., verb. dv. 20. Juni 1827 (dajeleft 2, 255. Nr. 23). 

29) A. L.-R. 11, 12. $$. 12. 22. Ueber die desfallfigen Rechte der Standess 
berren j. m. Geſetz vom 30. Mat 1820. $$. 52— 51 (G.⸗S. 5, 05) und die bes 
jonderen Receſſe (vergl. $. 41). 

29) Auf diefe weit A. L.- R. a. a. O. $. 23 bejonders hier. Wegen Oftpreußen 
ſ. m. Ann. 26a. . 

30) Dazu gehört befonders die Pflicht, bei Schulbauten auf dem Gute aer 
wonnene Materialien unentgeltlich zu liefern (U. L.-R. II, 12. $. 36 verb. Zujag 
221 des oftor. Prov.=R.). 
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ftehende Beiträge erfüllt, übt er auch einen Gompatronat durch von 
den Regierungen beftellte Commiſſarien und in höherer Inftanz Durch) 
die Regierungen jelbit). Das Beitragsverhältniß des Schulpatronats 
und der Sculfocietäten berubt theils auf Vertrag oder verjährtem 
Herfommen, fheild, wo e8 daran fehlt, auf gefeßlichen Borfehriften®), 


$. 73, 
Verluft und Aufhebung des Patronatrechts. 


Die Ausübung von Patronatrechten kann für einen einzelnen Fall 
verloren gehen, wenn von denſelben in der gejeglichen Frift nicht Ge- 
branch gemadt wird, indem das Necht den geiftlihen Obern aubeims 
fällt (Devolutionsredht)'); auch können einzelne Rechte durch 
Verjährung verloren achen, inden der Patron es geſchehen läßt, 
daß jolche Befugniffe von Andern als ihnen zufommende Nechte wäh- 
vend der Verjührungszeit (30 Jahre) genbt werden ?)., Dagegen ver: 
liert der Patron feineswegs feine Rechte durch bloßen Nichtgebrauch °). 
Ginfeitiger Verzicht, ohne ausdrüdliche Einwilligung der Gemeinde und 
Genehmigung der geiſtlichen Obern, befreit den Patron nicht von ſei— 
nen Obliegenbeiten *), wie auch eine moralifche Berfon, welche fid) ver: 
treten läßt, dadurch zum Nachtheil der Kirche fich ihrer Pflichten nicht 
entledigen kann ). 

Das Wahl- und Präſentationsrecht geht verloren für ein Indivi— 
duum, welches um Beſtechung, oder anderer unerlaubter Privatvortheile 
willen, jemand zu einer Pfarrftelle präfentirt, bei dieſer und allen 
folgenden Bacanzen ). Auch geht überhaupt das Patronatrecht den 
PBerjonen verloren, welde wegen Mangeld unbeicholtenen Rufs von 
der Standichaft ausgeichloffen find”). Bet der gefepmäßig entichiedenen 
perjönlichen Unfühigkeit eines Patron zur Ausübung des Putronat: 
rechts gebt die letztere der Negel mac fediglich auf die geiftlichen 





31) Cab.⸗O. v. 10. Januar 1817 (v. Kamp, Unn. I, 1, 157). 

32) ©. Prineipia regulaliva v. 30. Juli, 1. Auguſt 1736; Geſetz v. 30. Novbr, 
1840 (G.⸗S. 1841. ©. 11). — Min. R. v. 19. Dechr. 1846 u. a. m. 

1) A. L.-R. 11, 11. $$. 398 ff. (ſ. Anm. 6). Das Nähere f. m. im dritten 
Buche bei der Lehre von der Provifion. 

2) A. 8.8. $. 612. So kann an die Stelle der Ernennung von Mitgliedern 
des Presbpteriums Die Gooptation begründet werden (Erk. vom 19. Mai 1852, im 
Archiv Für Nechtsfälle 6, 165 - 170. Bogt 1, 420. Anm. 19. Altmann, Praxis 
S. 357). Uebrigens ift eine Uſucapion der Freibeit Seitens der Gemeinde überhaupt 
möglich (A, L.-R. 1, 9. 8. 607). 

3) A. L.-R. $. 611 (1. Entw. $. 758. 11. Gntw. $. 465). Die Frage über 
diefen Punft ift ſonſt nicht unbeftritten. =. Gichbern, Kirchenrecht 2, 719. 
Richter, Lehrbuch $. 156. Anm 4 Vergl. noch U. L.-R. J, 19. $. 29. 

4) A %= NR. $. 610 (1. Entw. $. 470. IL, Entw. $. 461., vergl. $. 70 u. E. 
über die abweichende Auffaffung). A. w. =. 1, 19. $. 30. 

5) A. %.= MR. 8. 617., verb. $$. 615. 616 (ſ. $. 71. Anm. 29). 

6) A. L.⸗R. $. 613 (1. Entw. $. 760. I. Entw. 8. 464). Auch bier treten, 
wie bei der fonftigen Devofution (f. Anm. 1), Die geiftlichen Oben ein. AU. L.-MR. 
$. 614 (1. Entw. $. 761. 11. Entw. $. 465). 

7) Geſetz v. 8. Mai 1837 (G.⸗S. S. WM. Vogt l, 221). 
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Dbern, ohne Goncurrenz der Familien» Angehörigen, foweit eine ſolche 
ſich nicht auf befondere Verbältniffe des in Frage ftehenden Patronats 
gründet, rücfichtlich aller der Berechtigungen über, welche der Patro— 
nat im Bezug auf die NRechtövertretung der Kirche und ihrer zugehö— 
rigen Inſtitute, nächtte Beauffichtigung ihrer Vermögens - Adminiftras 
tion u. ſ. w., Wahl und Berufung des Pfarrers und Beftallung der 
Kirchenvorfteher und unteren Kirchenbeamten in ſich fchließt. Für die 
eigene Berfon eines folchen Patrons fallen auch die gefeglich anerfannz- 
ten Ehrenrechte hinweg. Den Angehörigen bleiben bingegen dieſe 
Ehrenrechte fo weit vorbehalten, als ihnen eine Theilnahme an den: 
jelben gejeß= und verfaffungsmäßtg zugeftanden bat®). Der Patronat 
über eine Kirche gebt unter ’), wenn beim Zuſchlagen einer Gemeinde 
u einer andern der Patron’ der zugefchlagenen Gemeinde mit Ginwil- 
igung des Hauptpatrons ſich zu deſſen Gunften feines Rechts begeben 
bat”). Wenn cine Gemeinde eingeht ''), erliſcht auch das Pa— 
tronatrecht. 

Während die römifch-katboliihe Kirche den Patronat als ein die 
Gelbitjtäudigfeit der geiftlichen Obern hemmendes Inſtitut nicht billigt, 
iſt evangelischer Setts befonders wegen des patronatifchen Präfen: 
tations- und VBocationsrechts vielfach Darin eine Hemmung der Auto» 
nomie der Gemeinden gefunden und Die Befeitigung für wünſchens— 
werth erklärt worden, aud öfter erfolgt. In Preußen iſt von Zeit zu 
Zeit die Aufhebung angeregt '*), indeffen daran gefcheitert, Daß Die 
Uebernahme der Patronatpflihten von Seiten der Gemeinden nicht 
wohl erfolgen konnte. Vornehmlich führten die fett 1817 begonnenen 
Bemühungen zur Begründung einer Presbyterial- Synodalverfaffung 
zu erneuten Unterfuchungen über die Entbehrlichfeit und zu Anträgen 
wegen Abichaffung oder Beichränfung des Patronats "), welche indefjen 
feinen mweitern Erfolg hatten. Indem man fich fpäterhin davon über: 
zeugte, daß es nicht ſowohl darauf anfommen könne, den PBatronat zu 
bejeitigen, als Die wigebührliche Hintanfegung der Gemeinden bei 
der Pfarrwahl abzuichaffen und die Mitwirkung der Patrone bei der 
Reorgantfation der Kirche zu erlangen, wurden auf den Kreisiynoden 
1843, der Provinzialſynode 1844 und der Generalfynode 1846 des— 
fallfige VBorjchläge gemacht '), und dabei von dem leitenden Gedanken 
ausgegangen: „Die erworbenen Nechte des Patrons follen durch Die 
neue Gemeinde» Einrichtung nicht verlegt werden.‘ Einen andern 
Weg betrat man dagegen 1848, indem Die frühere Auffaffung 


8) Inftruction des geiftl. Min., zum ©. v. 8. Mai 1837, v. 16. Detbr. 1838. 

9) Der Fall, deſſen der I. Entw. $$. 755. 756 gedenkt (f. $. 70. Anm. 21), 
nach welchem der perſönliche Patronat, ſobald er erlofchen ift, an den Landesherrn 
fällt, würde jeßt wohl fo zu entfcheiden fein, daß die Gemeinde in das Necht eintritt. 

10) U. 2.28. $. 727., vergl. noch $. 56. Anm. 16 ff. 

11) 8.56. a. €. 

12) Hellmar, der Patronat ©. 146 ff. 

13) Den Anſtoß aab die Anleitung zum Entwurf der 8.0. 1818 () oben 
$. 53. Anm. 6). $. 33 ff. Die Verhandlungen ter Synode von 1819 hierüber find 
voll ven Wünjchen für die Aufbebung (m. ſ. 3.8. aus Schlefien in Gap, Jahrbuch 
des prot. Kirchen- und Schulmwelens II, 320 ff.) oder Beſchränkung (Verhandl. der 
wetfäl. Prov.sSpn. zu Lippſtadt 1819, 5. 44. 48). 

14) M. ſ. Verhandlungen der Generalfunode I, 489 ff. II, 124. 125. 
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wieder genehm gefunden wurde. An den Borgang der Nationalver: 
jammlung ſchloß fih Art. 14 der Verf.-Urk. vom 5. Dezbr. 1848 
‚Ueber das Kirchenpatronat und die Bedingungen, unter welchen dal: 
jelbe aufzubeben tft, wird ein befonderes Geſetz ergehen”, welcher bei 
der Revifion weſentlich modificirt wurde, indem in Art. 17 die Worte: 
aufzuheben ift: in: aufgehoben werden fann: verändert wur- 
den ®). Statt der zuerft behaupteten Nothwendigfeit wird die Mög: 
fichfeit der Aufhebung des Patronats beftimmt und ein Geſetz dafür 
in Ausficht geftellt. Die Möglichkeit beftand aber bereits früher für 
den Fall der Uebereinftimmung beider Theile; es fonnte daher bei dem- 
zu erlaffenden Geſetze wohl nur an eine Erleichterung der Auflöfung 
des Bandes gedacht fein. Dieſes Gefeß ift aber bisher nicht erſchienen, 
obfchon wiederholt daran gemahnt iſt “). Won Seiten des Kirchen: 
regiments ift außerdem darauf Bedacht genommen, die erhobenen Be: 
denken und Befchwerden der Patrone möglichit zu erledigen. Da in 
den Grundzügen der Gemeindeordnung vom 29. Juni 1850, der Berf.: 
Urf. entfprechend, an die Abichaffung des Patronats erinnert {ft “), 
ift im Jahre 1856 in Folge der zu Berlin flattgefundenen Berathuns 
gen über die Nevifion der Gemeindeordnung “) und des Befchluffes: 
„Aus den Grundzügen ift auszufcheiden, was die Aufhebung des Pa— 
tronats vorausfegt oder deffen Rechte beeinträchtigt") die Gem. -D. 
jelbft modifteirt worden. 

In der erften Faffıng lautete der Artifel 20 des Entwurfs der 
Gommiffion der Nationalverfammlung: „Das Kirchenpatronat, ſowohl 
Des Etaats, als der Privaten, foll aufgehoben werden... Die Verf. - 
Urf. vom 5. Decbr. 1848 theilte den Artifel und bildete daraus den 
Art. 14 (jet 17) und 15 (jeßt 18). Der leßtere lautet: „Das dem 
Staate —— Vorſchlags-, Wahl- oder Beſtätigungsrecht bei Be— 
ſetzung kirchlicher Stellen iſt aufgehoben“ und in der revidirten Ge— 
ftalt: „Das Ernennungs-, Vorſchlags-, Wahl- und Beſtätigungsrecht 
bei Beſetzung kirchlicher Stellen iſt, ſoweit es dem Staate zuſteht, 
und nicht auf dem Patronat oder beſondern Rechtstiteln beruht, auf— 
gehoben. Auf die Anſtellung von Geiſtlichen beim Militair und an 
Öffentlichen Anſtalten findet dieſe Beftimmung feine Anwendung““?). 


15) Die Entſtehung dieſes Artikels lernt man gut aus den Extracten kennen, 
welche v. Rönne's Ausgabe der Verf.-Urk. S. 42. 43 mittheilen. S. auch 
v. Rönne, Staatsrecht 1, 656. 

16) So bereits 1854 (v. Rönne, Staatsrecht a. a. O. Anm. 3). Eine Petition 
wegen Aufhebung des Patronats 1859 wurde vom Hauſe der Abgeordneten am 9. März 
d. J. abgelehnt (Stenogr. Berichte S. 335). Auf die wiederholte Petition hat die 
Commiſſion des Abgeordnetenhauſes am 28. Auguſt 1862 den Antrag geſtellt (Druck— 
ſachen Nr. 124. B. S. 1144 — 46), dieſelbe der Staatsregierung zur Berückſichtigung 
zu überweiſen, was das Plenum einſtimmig am 4. Octbr. 1862 gut geheißen (Stenvar. 
Berichte S. 2079 ff.). 

17) 9.12. Nr.3. $.14. Cine Verkürzung der Rechte ſelbſt it übrigens dadurch 
nicht erfolat (f. $. 67. Anm. 7. 24). 

18) Beral. die Gutachten, in den Aftenft. des O.-K.-⸗R. Bd. III, Lieferung HH 
und die Verhandlungen, daſelbſt Bd. IV. 

19) Dieſer Beichlup wurde einftimmig von der Gonferenz gefaßt (j. die cit. 
Aktenſt. Bd. IV. ©, 125). 

20) ©. v. Nönne, die Verfaffungss Urfunde S. 43 — 45. Deffelben Staats: 
recht 1, 647 f. 
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Diefe Vorfhrift ift nah der urfprünglichen Erklärung des Mis 
nifters v. Ladenberg (in den Erläuterungen zur Verf.-Urk. v. 1848 
über Neligion u. ſ. w.) nur eine nothwendige-Gonjequenz des Grund 
ſatzes der felbitftändigen Ordnung und Berwaltung jeder Neligionsges 
jellichaft. Sie erftreden ſich jedoch ſelbſtredend nicht auf den Patro— 
nat, der bis zu der (im Art. 14) vorbehaltenen Gefeggebung in Kraft 
bleiben muß. Kerner bedürfe es nicht exft der Bemerfung, daß für 
das Gebiet der ewangeliihen Kirche die aus dem Recht der Kirchenge: 
walt hervorgehenden Befugniffe in Betreff der Befeßung der Kirchen: 
ämter fo lange fortdauern, bis die fünftige Kirchenverfaſſung feftgeftellt 
fein wird). Die Richtigkeit dieſer Anficht wird im Allgemeinen zwar 
anerfannt??), im Belondern aber doch mehrfach beftritten, Nameut— 
(ih it von Seiten des Abgeordnetenbanfes die Meinung aufgeftellt 
worden, Daß die aus dem jus episcopale des Landesherrn bergeleiter 
ten Rechte bei Belegung kirchlicher Stellen durch Art. 18 der Berf. 
Urk. aufgeboben feten, Die Kommiffion’ des Haufes erflärte: „Art. 18 
der V.-U. enthält unbedenklich einen Berzicht des Staats auf Alles, 
was aus feinen Souveränitätsrechten bezüglich der Belegung der Kir: 
chenämter folgt, joweit Patronat oder ein befonderer Rechtstitel feine 
Ausnahme mache. Der Rechtsgrund, kraft deſſen Landesherren Die 
Kirchengewalt befigen, man mag diefelbe auf das jus majestaticum circa 
sacra oder das jus episcopale beziehen, kann immer nur in der Lan: 
deshoheit geſucht werden und es ift felbftverftändlich, daß jeder Landes— 
herr fid) in der Ausübung der ihm auftehenden Iandesherrlichen Rechte 
Einfhränfungen unterwerfen kann. Dies ift durch Art. 18 der B.:U. 
gefcheben, und kommt es nicht darauf an, auf Unterfchiede wieder ein— 
zugeben, welde die Doctrin nach allen Seiten hin ausgebeutet, das 
Berfaffungsgefeg aber bei uns glüdlicherweife befeitigt bat‘), 

Diefe, noch öfter mit Zurückweiſung der „Doctrin vom oberften 
Bifchofe‘’ *) verbundene Ausführung beruht auf derfelben irrigen 
Borausfegung, welche in dem Krauſe-Techow'ſchen Antrane geltend 
gemacht uud bereits zur Genüge (1. oben $. 24) widerlegt ift. Es ift 
eben Die Landeshoheit nicht der Rechtsgrund für das wirklich recht— 
mäßig beftehende und feineswegs durd die Verf. -Urf, aufgehobene 

jus episcopale oder Kirchenregiment des evangelifchen Landesherrn. 
Das landesherrliche jus episcopale, deffen Rechtsgrund nicht ein polis 
tifcher, fondern ein Eirchlicher ift, bildet einen felbfiftändigen Rechte: 
titel und die auf Diefem beruhenden PBatronate find Daher durch die 
Verf.-Urk. nicht befeitigt. Ob aber ein einzelnes geltend gemachtes 
Patronatrecht auf diefem Titel beruht oder auf dem der Randeshoheit, 
ift in jedem befondern Falle zu enticheiden *). 


21) Erläuterungen u. j, w. (Berlin 1848. 4) zum Art. 15. ©. 12. 

22) v. Rönne, Staatsrecht 1, 650. Anm. 2. 

23) S. Stenvar. Perichte des Abgeordnetenbaufes. Drudiachen 1862. Nr. 142. 
A (28. Auquft 1862). 5. 1142 — 1144. 

24) 5. beſonders die Verbandlungen v. 9. März 1863, in den ftenogr. Berichten. 
Abgeordnetenhaus 1863. S. 522 ff. S. 525. 532. 

25) In diefem Sinne bat fih mit Necht der Eultusminifter und der O.«K.-⸗Rath 
erflärt, ohne die Zuftimmung des Daufes zu erlangen (f. ſtenogr. Berichte 1861. 
Aftenit. Nr. 202. S. 69. Bericht S. 1054 1862 Berichte & 2073 ff. 1863 
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2) Die Kreisgemeinden und Kreisfpnoden. 


8, 74, 
Einleitung. 


Keine Ortsgemeinde, bez. Parodie, als Theil der evangeliichen 
Kirche überhaupt, der Landeskirche insbefondere, fann in ifolirter und 
independenter Stellung verbarren, wenn fie nicht der Iandesfirchlichen 
Gemeinſchaft verluftig geben will, jondern muß mit allen übrigen Ge— 
meinden wie im Glauben und Befenntniffe, fo auch im Leben und 
Wirken im einer gemwiffen Verbindung fteben. Erſt Dadurch realiftrt 
ih die Kirche, Daß die Gemeinden ald Glieder deffelben Organismus 
zuſammenhängen, daß der au fih unfichere Beltand jeder einzehten 
Gemeinde die aus der Gemeinjchaft hervorgehende Berejtigung erhalte, 
daß die porhandenen Mängel ergänzt, Die eintretenden inneren Gons 
fliete ausgealichen werden und allen eine Theilnahme und Mitwirkung 
an ſolchen Firchlichen Angelegenheiten ermöglicht werde, melde über 
die Sphäre der Localgemeinde binausgehen und der ſelbſtſtändigen 
— nen Beſchlußnahme derfelben allein nicht überlaffen werden 
önnen. 


Diefe und andere NRüdfichten haben von Anfang au, wie in der 
katholiſchen, fo in der evangelifhen Kirche, Berbindungen unter den 
Drtögemeinden begründet, melde ſich naturgemäß an die vorhandene 
politische Einteilung der Länder und deren Bezirke anſchloſſen und 
Ordnungen ins Dafein riefen, wie fie ſtets für größere Gemeinschaften 
entfteben müffen und auf dem Princip der Nepräfentation beruhen. 
Naturgemäß bilden die benachbarten Gemeinden innerhalb des einzelnen 
amtlich begrenzten Kreifes als Gefanmtheit die Kreisgemeinde, 
deren von den Repräfentanten der einzelnen Gemeinden felbft gebildete 
Vertretung die Kreisſynode iſt'). Daß alle zur Landesfiche ge— 
börigen Gemeinden diefem Verbande angehören, etwaige exemte Ge— 
meinden ihm einverleibt werden, dafür zu forgen liegt dem Regiment 
der Kirche 0b ?). 

Aus der obigen gefchichtlichen Ueberſicht) erhellt, daß die Synoden 
in der Anlehnung an die Eonfiftorialverfaffung fih anders geftalteten, 


Berichte S. 522 ff.). Die Streitfvage ift veranlagt durch den Zweifel, ob $. 4 der 
Rhein.-Weſtf. K.⸗O. von 1835 durch Art. 18 der B.⸗U. aufachoben fei. Auf die 
Unterfcheidung des aus der Landeshoheit und aus dem Kirchenregiment bervorgebenden 
Patronatrechts macht auch aufnerffam Hellmar, der Patronat S. 40—42., verb. 
Hinſchius, das fandesberrliche Patronatrecht gegenüber der kath. Kirche (Berlin 
1856). S. 16. 17. 

1) Vergl. Nigfch über die Organifation der Diöceſan-(Kreis-) Synode und 
deren Ausfchuffes, in den Berbandfungen des vierten deutfchen evang. Nirchentages zu 
Elberfeld. I (Berlin 1851). S. 42 ff. 

2) M. f. die deshalb getroffenen Anordnungen unten $. 76. ©. 304. $. 77. 

3) 5. $. 48 folg., vernl. Dove über Spnoden in der evang. Landesfirche 
Preußens, mit befonderer Berücfichtigung des Inftituts der Kreisſyneden, in der }. 
für 8-9. 11 (1862). ©. 131 ff. IV (1864), 
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al8 auf der Grundlage presbyterialer Ordnungen. Jene waren in 
der Negel nur Verſammlungen der Geiftlihen und in den Diftricten 
der einzelnen Diöceſen im FBefentlichen nur Gonferenzen, welche nicht 
die Bedeutung eines zur Kirchenverfaffung aehörtgen Organs befaßen 
und in feinem notbwendigen Zuſammenhange mit der Kirchenverwal- 
tung fanden; in den Gebieten der presbyterialen Verfaffung wurden 
dagegen die Synoden ein integrirender Beftandtbeil des geſammten 
Organismus und dabei ward auch zeitig die große Wichtigkeit der 
erften Synodalftufe richtig gewürdigt. Zuerſt wurde in Frankreich das 
Prinzip in voller Conſequenz erfaßt und durchgeführt und diefem Vor: 
gange folgten die niederländiichen und deutſchen Presbyterialficchen. 
Dem franzöftihen Colloque entipriht das Quartier, die Elaffe, die 
Kreisgemetnde und Die refp. Quartierverfammlung, Glafficalconvent, 
Kreisivnode, von deputirten Dienern am Morte und Melteften der 
Zocalgemeinden des Kreifes gebildet, als Mittelglied diejer Gemeinden 
jelbft und der aus den Kreisgemeinden der Kirchenprovinz hervorgehen 
den Provinzialſynode. 

Der Zweck der Kreisivnode, die Ginzelgemeinden des betr. Be: 
zirks einheitlich zu verbinden, erfordert, daß jede vollftändig abge; 
Ihloffene und organifirte Gemeinde in der Synode durch beide Arten 
von Aemtern (ſ. $. 60) vertreten jet, ſowohl durch die Pfarrer als 
geborene Mitglieder, ald dur die Aelteſten, welche Fraft bejouderer 
Wahl abgeordnet werden. Patrone haben Fein firchliches Gemeinde: 
amt und fönnen eigentlich nur, wenn fie felbft deu Character als 
Heltefte orduungsmäßig erworben haben, auch zur Synode Ddeputirt 
werden 9; indeffen haben fie doch durch ihre patrimonialen Rechte 
einen großen Einfluß auf Die ganze Gemeinde und fönnen dem Wohl 
der Kirche aroßen Vorſchub thun. Deshalb find fchon früher die Pa; 
trone mehrfach zu den Synoden gezogen worden, wie von den böh— 
mischen Brüdergemeinden ’), den Evangelifchen Ungarns nnd Polens, 
und es ift hiernach nicht unangemeffen, daß den Kreisſynoden felbft 
geftattet werde, einige Patrone der Diöceſe, weldye befonders qualiftcirt 
erjcheinen, zu Mitgliedern der Synode zu wählen. Daß bei Golle: 
gien, welche jich im Befiße des Patronats befinden, die Wahl nur 
auf beftimmte Vertreter gelenft werden kann, licat in der Natur der 
Sade®). 

Die Synode bedarf notbwendig eines dirigirenden Organs (Mo: 
dDeramen) während der Berhandlungen ſelbſt, welches zugleih in 
der Zeit, da die Synode nicht verfammelt ift, als Ausihuß thätig 
iſt. Inſofern derſelbe als Collegium im Namen der Synode handelnd 
auftritt, muß er wenigſtens aus drei Mitgliedern beſtehen“), gewöhn— 


4) S. $. 71. Anm. 12., vergl. Nitzſch a. a. O. S. 44. 

5) Köppen, die K.-O. und Dideiplin der alten Huffitiichen Brüderfirche u. f.w. 
(Leipzig 1845). ©. 55. 

6) Nitzſch a. a. D. äußert: Stadtbehörden und Bürgercollegien, welche aufge— 
hört haben, confeffionel zu fein, follten entweder die Patronatsrechte aufgeben und 
fich in die Negion eines juris circa sacra zurüczieben, oder durch confefltonelle Aus— 
ſchüſſe fie ausüben. 

7) „Tres faciunt collegium “ 1. 85 D. de V. S. (50, 16.) 
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ih zwei Geiftlihen (als Vorſitzendem und Stellvertreter) und einem 
Aelteften °). 

Die Befugniſſe der Kreisſynoden umfaffen nur Firchliche 
Angelegenheiten, über welche fie in Folge ordnungsmäßiger Anrequng 
von Gemeindegliedern, Synodalen oder den Behörden zu berathen und 
zu bejchliegen haben °). 

In Preußen tritt, wie überhaupt, fo auch in der Einrichtung der 
Kreisfynoden der verfchiedene Charafter der weſtlichen und öftlichen 
Provinzen beftimmt zu Tage. Für Rheinland» Weftfalen ift das pres— 
buteriale Element auch in dem Presbyterium der Kreisgemeinde, d. 1. 
der Kreisſynode, confequenter ausgebildet. Im Wefentlichen folgen 
war die fir die öftlihen Landestheile getroffenen Anordnungen der 
K.⸗O. v. 5. März 1835, allein es befteben manche Modiflcationen, 
theils aus Nüdfiht auf das Gonfiftorialprinzip, tbeild wegen der 
localen Bedürfniffe, theils im Hinblid auf gewiſſe Erfahrungen, welche 
feit dem Grlaffe der 8.-D. von 1835 gemadt find. Daher find die 
Verhältniffe der Kreisfynoden in beiden Landestheilen gefondert dar— 
zuftellen und zugleich ift auf die eigenthümlichen Elaffical-Gonvente der 
Reformirten bejondere Rüdficht zu nehmen. 


$. 75. 
Die Kreisfynoden in der Nheinprovinz und in der Provinz Weflfalen. 


Der Umfang der einzelnen Kreiögemeinden beruht in 
beiden Provinzen theil® auf dem Herfommen, theils auf bejonderer 
Anordnung der Behörden. Das Herfommen Hat feinen Grund mehr: 
fach in früheren territorialen oder eigenthümlichen kirchlichen Zuftän: 
den, wie dieſe fi fhon aus den in den 88. 17 und 18 nachgewielenen 
vor und jeit der Berbindung mit Preußen beftandenen Gebietsverhält- 
niffen meiftens erfennen laffen. Die Eintheilung der Claſſen, wie fie 
im Wejentlihen in den presbyterial verfaßten Ländern feit dem 17. 
Jahrhundert eingerichtet waren, dann die Durch die organischen Artikel 
von 1802 beftimmten Localconfiftorien bilden die Grundlage‘), Die 
gegenwärtige Gircumfeription it in Folge der 1817 getroffenen neuen 
Einrichtungen auf dem Fundament der Union, unter möglichiter Be: 
rückſichtigung der landräthlichen Kreiseintheilung, zu Stande gefommen ?). 





8) Damit beide Aemter vertreten find. Bisweilen find drei Geiftliche im Aus: 
ihuffe, „weil die beiden Beiſitzer zugleich Affiftenten bei der Ordination jein follen 
und die zum Schriftführer oder deiiker erforderlihe Kenntniß und Fertigkeit in 
manchen Spnoden nur bei den Paftoren zu finden geweſen.“ Nitzſch a. a. D. 
S. 45 


9) Näher gebt auf das Einzelne Nitzſch a. a. D. S. 46—48 ein, Bezüglich 
der Kirchenordnung, Discipfin, Vocation und Ordination, Verwaltung des firchlichen 
Vermögens, 

1) Die Entftebung und Umgeftaltung ift in meiner Gefchichte IV, 3 für bie 
einzelnen Landſchaften nachgewiefen. ‚ 

‚ 2) Ueber die Bildung der jetzigen 25 Kreisgemeinden in der Rheinprovinz ſ. m. 
in meiner Geſch. a. a. D. 5. 803 f., 872 f., 912, der 19 in Wejtfalen ebenda 
S. 895 f.,-917. 98, 
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Nah dem Min.» Pejer. v. 25. Anauft 1853 °) joll der Umfang „durch 
einen von dem Gonftitorium mit Genehmigung der höheren Kirchen: 
behörde und nad Anhörung der betbeiligten Presbyterien und Kreiss 
fonoden, fo wie der Provinzialſynode gefaßten Beſchluß beftimmt ‘ 
werden. 

Die Kreisſynode befteht*) aus den Pfarrern des Kreifes 
und eben fo vielen deputirten Aelteſten, als Gemeinden zum Kreife 
gehören. Alle wirklichen Pfarrer der mit Presbyterien verjehenen Ges: 
meinden haben Siß und Stimme auf dev Synode). Auch ordinirte 
Pfarrverweſer find berechtigt), Adjuncten aber nur im Behinderungs- 
falle des Pfarrers”). Anftaltsgeiftliche °), Militärprediger ), ordinirte 
Hilfsgeiftliche, Adjuneten und Bicare '%), die Mitglieder des Conſi— 
ftortums ''), der Univerfitätsprediger zu Bonn!) haben das Recht, mit 
berathender Stimme an der Kreisfunode Theil zu nehmen. Darüber, 
ob auch die dem Moderamen beigeordneten Xelteften (f. Anm. 32), 
jo wie der Provinzials Veltefte zur Theilnabme an den Kreisfynoden 
mit beratheuder Stimme berechtigt fein follen, ift eine befondere Feft: 
jegung in dem Kreisiynodal: Statut derjenigen Synoden, welche diefe 
Einrichtung wünfchen, erforderlich “). 

Statt des Nelteften (im engem ©.) kann aud ein Diakon ') oder 
Kirchmeiſter“) deputirt werdem Aus einer Mutterfirhe und Filiale 
wird nur Ein Meltefter abgeordnet '*), ans zwei unabhängig von eins 
ander beftehenden Gemeinden, deren jede ihr befonderes Presbyterium 
hat, welche aber Gin Pfarrer verwaltet, fendet jede einen Aelteſten“). 


3) Nr. 16 zu $. 34 der rhein.-weſtf. 8.0. 

4) 8.0. $. 35. 

5) II, weſtf. Syn., Beſchluß 105 (beftätigt 25. Juni 1842 im Anbange der 
Verhandlungen). II. rbein. Syn. $. 30 (betätigt 22. Juni 1842). Gin Pfarrer, 
der zwei zu verfchiedenen Kreisfunoden gehörige Gemeinden bedient, bat beide auf den 
betr. Synoden zu vertreten (Beicheid v. 6. Novbr. 1839. Nr. 12 zur II, weſtf. Spn.). 
Wenn bei einer Gemeinde zwei Prediger angeftellt find, baben nicht beide die Ver— 
pflichtung, der Synode beizuwohnen, auch nicht beide das Necht, an den Abitimmungen 
Theil zu nebmen (a. a. O.). Diefen legten VBefcheid bat aber das Min. unterm 
22. Juni 1842 zum $. 25 der 111. rhein. Syn. für nicht gerechtfertigt erklärt. 

6) III. weit. Syn., Beſchluß 29 (beftätigt 25. Juni 1842). 

7) I, wett. Syn., Beichluß 28. 106 (beftätiat 25. Juni 1842). 

8) Eine fürmliche Einordnung der Anftaltsgemeinden reſp. Anftaltsparocien (I. 
57. S. 237) in den ſynodalen Organismus bat die rbein. Prov.: Spn. (X. 

. 79. XI. $. 125) nicht für angemejjen gefunden ; wobl aber die weſtf. Syn. X., 
Beſchluß 51, wenn fie eine Parochie haben. Vergl. den folg. $. S. 305. Anm, 9. 

HR. v. 21. Novbr. 1836. IL weitf. Syn. S. 20, 

10) R v. 25. Auguft 1853. Nr. 17, 2 (Zufaß 2 zu $. 35 der 8.-D.), vergl. 
dagegen den fola. $. ©. 305. Anm. 8. 

11) 8.:0. $. 52. b (R. v. 25. Auguſt 1853. Nr. 24). 

12) XI, rhein. Syn. $. 71. 

13) Vergl. rbein. Syn. IX, $. 126. X. $. 126, worin eine allgemeine derartige 
Beftimmung zur Zeit abgelehnt wird. 

14) R. v. 25. Auauft 1853. Nr. 17, 1 (Bufak 1 zu $. 35 der K. ⸗O.). 

15) VIE weſtf. Syn., Beſchluß 68 (beftätigt 17. Auauft 1854. Nr. 21). X. 
rhein. Syn. $. 110. 

16) R. v. 10. März 1835 für Rheinland (dermens, Handbuch 3, 660), verb. 
I. vhein. Syn. S. 17 ad $. 14. f., wonach zwei jelbftitändige Gemeinden mit zwei 
Presbpterien und Ginem Pfarrer nur Ginen Aelteſten deputiren. 

n III, weitf. Syn., Beſchluß 27 (beftätigt 25. Juni 1842), j. aber die 
vor. Ann. 
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Den zur Synode erwählten Aelteften müſſen Stellvertreter gegeben 
werden “). Die erfte weftfül. Brov. Syn. hatte befchloffen, daß, wenn 
ein Mitglied der Deputirten and dem Presbpterium feiner Gemeinde 
durch Tod oder fonft ausfcheide, ſofort feine Stelle durd eine neue 
Wahl zu erjegen ſei). Durch Min. Verf. vom 10. April 1837 if 
demnächſt declarirt, daß die deputirten Aelteften bis zur nächſten Sy— 
node ihre Einenfchaft als Synodalglieder nicht verlieren, wenn fie in— 
zwifchen auch durch den gewöhnlichen Wechjel aus dem Presbyterium 
ausiheiden. Wenn aber ein Syuodal: Aeltefter um feine Entlaffung 
einfommt, ift an deffen Stelle ein anderes Mitglied des Presbyteriums 
zu wählen ®). 

Als Säfte, ohne alle Stimme, find zu den Sigungen der Spnode 
zugulaffen die Pfarramts-Candidaten“), auswärtige Pfarrer und 
Neltefte und andere mit Bewilligung der Synode felbft **), wie insbe- 
jondere die geiftlihen Näthe der Htegierungen ?). Der Prüfes der 
Prov.-Synode hat aber das Recht, der Kreisiynode mit vollem Stimm: 
recht beigumwohnen *). Die Betheiligung der Patrone an den Synoden 
ift vorbereitet ** ®). 


Jeder Kreisfynode ift ein von derfelben gewähltes Directortum 
(Moderamen)?) vorgejegt, welches aus dem Superintendenten, dem 
Afeffor und Seriba befteht. Der Superintendent hat, abgejehen 
von feinen fonftigen Functionen *), die Synode bei ihrer Berfamm: 
lung zu feiten, den Gang der Verhandlungen anzuordnen, bat den 
Vorſitz und das Recht der Entjcheidung bei Gleichheit der Stimmen 
und ftcht an der Spiße der von der Synode ernannten Commiſſtonen“). 
Bei Einweihung neuer Kirchen in der Didcefe vertritt er die Kreis: 
innode 7°). Der Aſſeſſor ift der Subftitut (und Beiftaud) *) des 
Superintendenten. Stirbt der Superintendent aber oder hört er auf, 
Pfarrer in dem Synodalkreiſe zu jein, fo verwaltet der Aſſeſſor das 


— — — er) 


18) Verf. v. 10. Septbr. 1835 (1. weſtf. Syn. S. 3). Dagegen iſt die Wahl 
von zwei Stellvertrelern, alſo von Subſtituten der Stellvertreter ſelbſt, nicht zuläſſig 
(1. XI. rbein. Spn. $. 36). 

10) I. weftf. Syn. S. 31. 

20) Hagens, K.=:D,. Ergänz. 3 zu $. 39. 2. 42., verb. I, rhein. Syn. 
$. 26. ad $. 30. 

21) Il. rhein. Syn. $. 17 (beftätigt 22. Juni 1542). IV. weſtf. Syn., Ber 
ſchluß 34 (beftätigt 5. März 1847). 

22) III. rbein. Syn. $. 17 cit., verb. Beicheid v. 6. Novbr. 1830, Nr. 17. 18 
zur II. weftf. Syn. 5. 24. j 

23) Beſcheid v. 22. Juni 1842 zu $. 40 der III. rhein. Son. 

24) 8.:D. $. 50. Der Superintendent fann dagegen, obyleich er Präſes Pres— 
byterüi einer vacanten Gemeinde ift, für dieje fein Stimmrecht ausüben (X. weſtf. 
Syn., Beſchluß 50). 

24a) X. weſtf. Syn., Beſchluß 52. 

25) K.⸗O. $. 36. Ueber die Wirkſamkeit des Moderamens in Angelegenheiten 
der Disciplin ſ. m. K.⸗O. $$. 123. 124. 126. 129 und Buch III. Abfchnitt 3. 

26) M. f. darüber oben $. 8. 

27) 8.20. $. 37. Ar. 6. 

27a) IX. weitf. Syn., Beſchluß 87, beftätiat. 

28) „Beiſtand und Stellvertreter‘, IV, rhein. Syn. S. 133. Insbeſondere bei 
Kirhenvifitationen ſ. K.⸗O. $. 38. Nr. 3., vergl. noch X. weſtf. Spn., Beſchluß 
109 und Anlage K. IV. 6. ©. 63. 


\ 
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Amt des Superintendenten bis zur nächſten Synodalzuſammenkunft. 
Der Scriba führt bei Synodalzufammenfünften das PBrotofoll. 

Das Directorium wird von der Synode auf 6 Jahre gewählt *) 
und fann nad Verlauf diefes Zeitraums wieder gewählt werden. Die 
getroffene Wahl des Superintendenten und Affeffors wird durch das 
königl. Gonfiftorium dem Oberfirhenrath und Minifterium der .geiftl. 
Angelegenheiten zur Beltätigung vorgelegt). Für den Affeffor und 
Scriba werden Stellvertreter gewählt”). Nah dem Beſchluſſe der 
Kreisiynode können im wichtigen Angelegenheiten, nad Maßgabe der 
Gefhäftsordnung, zwei von der Kreisfynode auf ein Jahr gewählte 
Aeltefte zu den Verhandlungen des Moderamensd mit Stimmrecht zus 
gezogen werden. Die Wahl derfelben bedarf der Beftätigung des 
Gonfiftoriums *). 

Zu dem Gefhäftsfreife der Kreisſynode *) gehört: 

a) Berathung der Anträge an die Prov.-Syn. über alle fird- 
lihen Gegenftände, worüber nach $. 49 der K.-D, die Beſchlußnahme 
der Prov.- Syn. zufteht; b) die Aufficht über die Pfarrer, Ortspres— 
byterien, Gandidaten, Bfarrfchul: Lehrer und Kirchendiener des Krei- 
ſes; c) die Handhabung der Kirchendisciplin innerhalb der geſetzlichen 
Grenzen; , d) die Aufficht über die Bermwaltung des Kirchen» und Armen: 
vermögend aller Gemeinden des Kreiſes; e) die Verwaltung der 
Prediger» Wittwen Kaffe des Kreiſes und der Synodalkaſſe; f) die 
Leitung der Wablangelegenheiten der Pfarrer des Kreifes, fo wie Die 
Ordination *) Dderfelben und Introduction; g) die Wahl des Direc- 
torii der Synode und der Deputirten zur PBrov.s Synode”). Die 
Auffiht über die Verwaltung der Presbyterten läßt die Kreisivunode 
durch einen bleibenden Ausihuß ausüben, welcher aus dem Super: 
intendenten, einem geiftlichen und einem weltlichen zu diefem Zwecke 
von der Kreisfunode erwählten Deputirten befteht ?*). Diefer Sy— 
nodal-VBerwaltungs- (Nehnungs:) Ausihuß, defien Wirk 
famfeit als eine bleibende auch in der Zwifchenzeit dev Synodalver: 
fammlungen fortdauert, wird alle ſechs Jahre durch Wahl erneuert °°). 


29) Jedes einzelne Mitglied des Moderamens bleibt aucd 6 Jahre in Function, 
da ein qleichgeitiner Gin» und Austritt aller nicht notbwendig ift (V. weſtf. Spn., 
Beſchluß 49). Wählbar find auch geiftliche Näthe der Gonfiftorien und Regierungen, 
welche zugfeich ald Pfarrer fungiren, bedürfen aber zur Annahme diefes Nebenamtes 
der a ihrer Vorgeſetzten (Befcheid v. 4. Octbr. 1836 auf die I. weitf. Spn. 
u S. 

30) Yerb, Erl. v. 20. Juni 1850, ss. 5. 6., ſ. oben $. 39. 

31) NR. v. 25. Auguft 1853. Nr. 18, (Zufah I zu $. 36 der K.-O.). 

32) R. v. 25. Auguſt 1853. Nr. 18, 2 (Zufat 2 zu $. 26 der K.-⸗O.). Vergl. 
Anm. 13. 

33) K.O. $. 37. „Meber die Feitftellung ftatutarifcher Beftimmungen 8. = 
$. 43. a (f. oben $. 20. ©. 99). 

34) Der Auftrag dasn "geht vom Gonfiftoriun aus (Entjch. des D. =» Präf. der 
Nheinprovinz vom 10. Mai 1835 bei Sermens, Handbuch 3, 671. Anm. 1). 

35) Dieje find jofort von der auf fie gefallenen Wahl au ee Erlaß 
des O. «Prüf. v. Weftfalen v. 10. Septbr. 1835. 1. weftf. Syn. ©. 3). 

35a) S. Verwaltungsordnung für das Vermögen der Kirchengemeinden in Weſt⸗ 
falen v. 7 , Mai 1838. $. 3 (Hagens, 8.0. S. 158), vergl. den mod) nicht ber 
ftätigten Entwurf der rbein. Verwaltungsordn. J 3 (thein. Syn. IV. 214). 

36) IV. weft. Syn., Beſchluß 207. Min. Bejcyeid v. 5. März 1847 (Bagens, 
K.:D. ©. 38. Nr. 3). 
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Der Presbyter, welcher dem Ausſchuſſe angehört, bleibt ſechs Jahre 
defjen Mitglied, auch wenn er nicht mehr Presbyter fein follte ”). 
Für die Ausichußmitglieder, denen noch ein vereideter und bejoldeter 
Galculator beigegeben wird, find aud) Subftituten zu ernennen ®). - 
Die Kreisiynode verfammelt fih ®) in der Negel jährlich 9) ein- 
mal an dem Orte, der von derfelben beftimmt wird, Die Berufung 
ejhieht durch den Superintendenten menigftens 4 Wochen vor der 
a In dringenden Fällen kann er fie auch nußerordent- 
lih berufen *) oder die fchriftlichen Stimmen der Mitglieder einholen. 


Nach vorhergegangenem Gottesdienſte, wobei der in der vorigen 
Sigung dazu gewählte Geiftliche *?) die Predigt hält, eröffnet der Super: 
intendent Die Verhandlüng mit Gebet, ftattet Bericht über den Zus 
Hand der Gemeinden des Kreijes ab und Legt die Gegenftände der 
Berathung vor. Es können nur kirchliche Gegenſtände, welche nach 
$. 37 der 8.:D. zum Gefchäftsfreife der Synode gehören, beratben 
werden. Der Superintendent fchliegt die Verhandlungen mit Gebet *). 
Die Befchlüffe #) werden durch Mehrheit der Stimmen gefaßt *). Zur 
Faſſung eines Beichluffes wird die Anwefenheit von zwei Drittel der Glieder 
der Kreisfyn. erfordert. Die Verhandlungen “) werden protofollirt, und 
die Protokolle 7) müffen von dem Superintendenten, Affeffor, Protokoll: 
führer und allen anweſenden Gliedern der Kreisſynode unterjchrieben 
werden. Die Protokolle werden jpäteftens 14 Tage nad der Synode 
vom Superintendenten durd) den General-Superintendenten ans Cons 
ſiſtorium gefandt; außerdem cireuliren fie bei den Pfurrern zur Ab— 
ſchriftsnahme und Aufbewahrung im Kirchenarchiv, nachdem fie zuvor 
dem Presbyterium mitgetheilt worden *). Ste werden auch dem Präfes 
der Prov.: Syn. und in der Negel fümmtlichen Kreisfynoden mitges 


37) Min. R. v. 14, Juli, Eonf.sR. v. 26. Juli 1849 (Hagens a. a. D.). 

38) Min.⸗R. v. 3. März 1844 (Hagens a. a. D. Nr. 4). 

39) K.-O. $. 39., vergl. die Geſchäfts- und Disciplinar-d. für 
Weſtfalen bei Hagens a. a. D ©. 108 f. 

40) Diele ähnliche ordentliche Synode muß gehalten werden. Vergl. TI. weftf. 
Syn., Beſchluß 36 (beftätigt 25. Juni 1842) und den Befcheid v. 22. Juni 1842 
auf die II, rhein. Syn. $. 49. Im dem Jahre, in welchem fich die Prov. = Syn. 
verfanmmelt, follen die Kreisſynoden bis Ende des Monats Junius abgebalten fein 
(V. rbein. Syn. $. 79). 

41) Die Mitglieder der Kreisſynode bfeiben nämlich bis zur nächſten Jahres— 
figung verpflichtet, im Falle außerordentlicher Berufung zu erfcheinen (Befcheid vom 
4. Detbr. 1836 zu S. 31 der 1. weftf. Syn.). Für Stellvertretung ift auch aeforgt 
(}. Anın. 18). 

42) Kür den Goncionator ift ein Stellvertreter zu wäblen (I. weſtf. Syn. 9.31). 

43) 8.0. $. 40. 

44) 8:0. $. 41. 

45) Solche Mitalieder der Kreisfynode, welche an perſönlichem Gricheinen erweis— 
lich verhindert find, dürfen bei Wahlen ihre Stimme nicht Ichriftlich abgeben (11. weitt. 
Syn, Beſchluß 31, beftätigt 25. Juni 1842). 

46) 8.0. $. 42. 

47) Dielelben enthalten auch eine kurze Chronif und Berichte über die Candi— 
non, Bibelverbreitung, Gefängnißgeſellſchaft (1. weft. Syn. ©. 9. 49. 
53. 54 

48) K.⸗O. $. 43. Die Mittheilung erfolgt auch an die Regierung. Rhein. 
Circ. v. 10. Mai 1835 (Hermens, Handbuch 3, 674). Beſcheid auf die II, weſtf. 
Syn. v. 6. Novbr. 1839. Nr. 10. 11. 
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theilt und zu diefem Ende der Regel nad durch den Drud verviel- 
ältiat “). 

l Für die Dienftleiftungen, deren die Synode bedarf, jind bisweilen 
eigene Kreisfpnodalboten beitellt ®). 

Was die Koften betr., welche durch Abhaltung der Kreisiynoden 
veranfaßt werden, als Reiſekoſten der Deputirten, Tagegelder für die 
jelben, fo werden jene aus den Kreisſynodalkaſſen, dieſe von den Ge: 
meinden gezahlt °'). | 


$. 76. 
Die Kreisfynoden in den öſtlichen Landestheilen. 


Die Kirhenfreife (Didcefen, Superintendenturbe: 
zirke) in den öftlidhen Provinzen des Staats beruhen zum Theil 
ihon auf älteren Anordnungen, zum Theil find fie aber erft in Folge 
der Stiftung neuer Gemeinden, zumal unter überwiegend fatholifcher 
Bevölkerung, in fpäterer Zeit eingerichtet, mit forgfältiger Berückſich— 
tigung der landräthlichen Kreife'). An die Einthetlung der Diöceſen 
ſchließt fih die Einrichtung der Kreisſynoden, indem in der Regel 
für jede jeßt beftehende Diöceſe auch eine eigene Kreisfynode gebildet 
wird?) Menn der Umfreid einer Didcefe in ausländifches Gebiet 
eingreift, nehmen ausländifche Gemeinden, die als vereinigte Mutter: 
gemeinden von Ausländern bedient werden, in der Negel an der Sys 
node Theil, nicht aber auswärtige Filinlgemeinden inländiſcher Pfars 
rer’). Ausnahmsweife können jedody einige Fleinere Didcefen zu einer 
Kreisſynode vereinigt werden. Dies hängt zunächſt vom Umfange ab, 
indem zu Peine Verſammlungen nicht im Stande find, ein Fräftiges 
Syuodalleben zu entwideln. Außer der Zahl der Gemeinden * find 
aber noch andere Momente, wie 3. B. Die Localverbältniffe für Die 
Frage der Bereinigung von Bedeutung. Die Vereinigung mehrerer 
Superintendenturbezirfe zu einer Synode aus einem andern Grunde, 
als dem des Umfangs, 3. B. wegen der Localverhältniffe größerer 
Städte, ift unftatthaft; ebenfo Die Trennung eines Superint. » Bezirks 
in zwei Synoden; wo zwei Sprachen tn der Synode im Gebraud 


40) R. v. 25. Auauft 1853, Nr. 19 (Zufap zu $. 43 der K.⸗D). 

50) S. $. 64. ©. 256. Ann. 7a. 

51) K. ⸗D. $. 134 und Zufap dazu (R. v. 25. Auguſt 1853. Nr. Al). Die 
näberen Feſtſetzungen über die Bildung der Synodalkaſſen, den Maßſtab der Beis 
träge der Gemeinden u. ſ. w. j. m. Buch 111. Abichnitt 4. 

I) M. f. über die allmälige Bildung der Diöcefen in der Provinz Preußen 
meine Geſch. I, 2, 96. 114. 181. 251. 253— 255. 257. 250. Ueber Polen vergl. 
m. Nomberg, die ev. Kirche im Reg.-Bezirk Bromberg. Bromberg 1844 und Ber: 
liner U. K.⸗3. 1845. Nr. 91. 

2) Alterb. Erlaß v. 5. Juni 1861. Art. II. 

3) Grlaß des O.⸗K.-Raths v. 11. Juli 1864. M. vergl. übrigens $. 56. 
S. 232. Anm. 19. 

4) Der O.-K.-R. in dem cit. Erlaffe von 1864 erflärt: ,,Wir bezeichnen den 
Gompfer von 8 Gemeinden als den Umfang, unter den jchieflich die Synodalbildung 
nicht berabzugeben bat, wollen jedoch biemit einen mehr zu beachtenden Geſichtspunkt 
für die Ausführung, als eine bindende Norm aufſtellen.“ 
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find, ift über die Modalttät der Verhandlungen durch das Special- 
ftatut fo weit erforderlich nähere Feſtſetzung zu treffen ?). Diejenigen 
Kirchen und Gemeinden, weldye bisher feiner Didcefe angehört haben, 
werden mit einer benachbarten Didceje zu einem Kreisſynodal— 
Berbande (Kirchenkreis) vereinigt °). 

Die Kreisfpnode beftebt”): 1) aus dem Superintendenten 
der Diöceſe ald dem ie ee (Präfes) der Synode. Werden mebs 
tere Didcefen zu einem Kreisſynodal-Verbande vereinigt, fo führt 
* Vorfiß derjenige Superintendent, welcher am längſten das Ephorat 
befleidet ; . 

2) aus jümmtlihen, ein Pfarramt innerhalb des Kirchenfreifes 
definitiv oder vicarifch verwaltenden Geiftlihen. Außer den eigent: 
lihen Pfarrern find nicht nur die Diafonen (ſ. oben $. 61) als’ voll- 
berechtigte Mitglieder anzuerkennen, fondern aud) diejenigen ordinirten 
Hilfsgeiſtlichen, welche nicht aus einer in perſönlichen Berbältniffen 
des Pfarrers liegenden Beranlaffung, fondern im öffentlichen Fichhlichen 
Intereſſe berufen find und eine dauernd fundirte Stelle befleiden; jo- 
weit Letzteres nicht zutrifft, haben Dieje nur berathende Stimme ). 
Auch die Geiftlichen der. Strafanftalten und Kranfenhäufer, obwohl 
ihnen fein Gem.K.⸗-Rath zur Seite fteht, fofern fie mit Parochialrech— 
ten verjehen find, wohnen der Synode mit Stimmrecht bei’); Dagegen 
find andere Geiftlihe von Gemeinden, in denen ein Gem.-K.: Rath 
noch nicht gebildet ift, nur mit berathender Stimme zugulaffen '%); in 
gleicher Weife auch Militärgeiftliche ); | 

3) aus je einem, von dem Gem.-K.-⸗Rath auf drei Jahre gewähl— 
ten, im Amte stehenden Gemeinde sAelteften aus jeder Gefammt 
Parochie*). Sollte jedoch in einzelnen Fällen in Folge der obwalten- 
den bejonderen Berhältniffe die Zahl der mit Stimmrecht berufenen 
Geiſtlichen dergeftalt überwiegen, daß auch eine Vermehrung der Gem. 
Aelteften angemeſſen erichiene, jo wird das Conſiſtorium nad) Anhörung 
der betr. Synode die entfprehende Ergänzung anordnen »). Sind 





5) Darüber giebt auch bereits der Generals Bejcheid des Confiftoriums zn Königs: 
berg v. 11. Februar 1863 nähere Beftimmungen (Amtl. Mittbeil. Nr. 306. S. 12. 
13 des Jahrgangs 1863, Aftenft. des D.:K.:N. 15, 281. 282). 

6) Allerb. Erf. v. 5. Juni 1861. Art. II., verb. die näberen Erläuterungen aus 
dem Erf. v. 11. Juli 1864 im folg. $. S. 312. 

7) Allerb. Erf. v. 5. Juni 1861. Art. II. 

8) Erl. des O.⸗K.-R.v. 11. Juli 1864, des Conſ. zu Königsberg v. 2. Aug. 
1864 zu 111, 2. 3 (Amtl. Mittheil. Nr. 448). Hierdurch wird der Allerh. Erf. vom 
5. Juni 1861. III, 2, welcher den vrdinirten Hilfsgeiftlichen auch nur eine berathende 
Stimme beifegt, mit Rückſicht auf die refte Anftellung, näber declarirt. Vergl. noch 
$. 75. S. 300. Anm. 10. In Zweifelsfällen entfcheidet übrigens das Confiftorlum , 
bez. der O.-K.-Rath nach Anhörung der Synode (ſ. den cit. Allerh. Erlaß). 

9) Erl. des Conſ. zu Königsberg v. 12. Novbr. 1861. Nr. 3 (Amtl. Mittheit. 
Nr. 331, Altenft. des O.-K.⸗R. 14, 208). 

10) Erl. des O.-K.-R. v. 23. Novbr. 1863, 11. Juli 1864, des Conſ. zu 
Königsberg v. 2. Auguſt 1864 zu 111, 3. 

11) Alferb. Erl. v. 1861. Ill, 2. 

12) Allerb. Erf. v. 1861. 111, 3. Die Aelteſten baben fich durch eine vom 
——— unter Siegel und Unterſchrift ausgefertigte Beſcheinigung zu legi— 

miren. 
. 13) So iſt > vom Gonf. zu Königsberg unterm 13. Mai 1863 genehmigt, 
dag eben fo viel Aeltefte, als ftimmberechtigte Geiftliche zur Synode gehören, berufen 

Zacobſon, evang. Kirdenredt. 20 
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mehrere Mutter, Tochter» oder Gaftgemeinden, deren jede einen 
eigenen Gem.:K.:Rath hat, unter Einem Pfarrer vereinigt, fo findet 
die Wahl in einer gemeinfchaftlihen VBerfammlung aller Gem.- RK.» 
Räthe der gefammten Parodie ftatt '); 

4) es bleibt den Synoden vorbehalten, unter Beftätigung des 
Gonfiftoriums, Einen bis drei Patrone “) aus ihrem Kirchenkfreife zu 
Ehrenmitgliedern mit vollem Stimmrecht für die Dauer ihres Patro— 
natrechts zu erwählen '%). Die von patronatsberechtigten Gorporationen 
zur unmittelbaren Wahrnehmung ihrer Rechte bei den Gemeinden be; 
ftellten Patronatsvertreter genießen für die Dauer ihrer Function als 
ſolche die Wahlfähigfeit zur Kreisfpnode gleih den Privatpatronen '), 
Die Wahl derfelben ift aleich der der — ————— zu behandeln, 
namentlich ſind für die Beſtätigung der Wahl hier wie dort dieſelben 
Requiſite zu erfordern »). Wo Patronatsvertreter nicht vorhanden 
find, muß es den Betheiligten überlaffen bleiben, ob fie deren Beftels 
lung bewirken wollen; der Synode aber ift der Entſchluß, in wiefern 
fie auf einen Patronatvertreter die Wahl zum Ehrenmitglied richten 
wollen, vorzubehalten '). In der Provinz Schlefien find die Collatoren 
der Kirchengemeinden in gleicher Weiſe wie die Patrone zur Kreis: 


funode wahlfähig *). 


werden dürfen. Uebrigens iſt wiederholt darauf aufmerkſam gemacht (Erl. des Conſ. 
zu Königsberg v. 12. Novbr. 1861 Icit. Anm. J des O.-K.-⸗R. v. 11. Juli 1864), 
daß es nicht auf ein genaues Gleichſetzen der geiftlichen und der nicht geiftlichen Mit— 
glieder der Synode ankommt; Vacanzen und andere Zufälligkeiten würden die etwan 
angeftrebte Gleichheit vielfach wieder befeitigen; es befteht auch fein Bedürfniß, diefelbe 
aufrecht zu erhalten, da erfabrungsgemäß nur felten der Fall eintritt, daß fich auf 
Synoden aefchloffene Parteien nach dem geiftlichen oder nicht aqeiftlichen Stande bilden. 

14) Der Antrag, daß auch von jeder verbundenen Mutters oder Tochtergemeinde 
ein Abgeordneter an der Synode Theil nehme, ift daher abgelehnt (Gen. = Befcheid des 
Conſ. zu Königsberg v. 11. Februar 1863 in den amtl. Mitth. Nr. 396., S. 9 des 
Zabra. 1863, Aftenft. des O.-K.-R. 15, 275); desgleichen der Antrag, daß für Die 
abgeordneten Aelteften regelmäßig Stellvertreter beftellt werden mögen (a. a. D.). 
Vergl. dagegen $. 75. ©. 301. Anm. 18. 

15) Allerh. Erf. v. 1861. TIL, 4. 

16) Obgleich die Patrone nicht geborene Mitglieder des Gem.-K.-Raths find 
(j.$.71. S.283. Anm. 12), fo erfcheint doch die Wahl der Patrone, welche dazu qualificirt 
find, als Ebrenmitalieder der Kreisfonoden in mancher Sinficht erwünfcht, infofern nur 
der zu Necht beftebenden Ordnung dadurch nicht Abbruch geichiebt (1. $. 74. S. 298. Anm. 
4ff). Der Ev. O.-K.-Rath erklärt fich in dem Erfaffe v. 11. Jufi 1804. I11, 4 ganz ans 
gemefjen darüber: „— Das Patronat ift nach feinem materiellen Inhalt und feiner 
biftorifchen Entwicelung nicht als Kirchenamt anzuerkennen, auch fommt es nicht darauf 
an, daß in der Synodalverfammlung die Patrone fich felbft und ibr Necht vertreten, 
ondern daß fie als Mitarbeiter zu gleichem Recht und gleicher Pflicht wie die übrigen 
Mitglieder an den Aufgaben der Synode ſich betheiligen.‘” Dagegen ift ed unzu— 
läſſig, „die Patrone viritim als Theilnehmer der Synode zu erflären, noch die Pas 
trone eines Kirchenfreifes, die unter fich in gar feiner rechtlichen Gemeinschaft fteben, 
zur Wahl von Deputirten zu veranlaffen, die fih auf der Synode zu vertreten berufen 
würden‘ u. ſ. w. (f. auch Anm. 33a). 

17) Alterb. Erlaß v. 13. Juni 1864. Nr. 2 (G.-⸗S. S. 350). 

18) Gem.:Dd. $.8. S. F. 87. ©. 2367. 

19) Erl. des O.-⸗K.-⸗R. v. 11. Juli 1864, des Conf. zu Königsberg v. 2. Aug. 
1864 zu II, 4 (Amtl. Mitth. Nr. 448). 

20) Allerh. Erf. v. 13. Juni 1854. Nr. 1 (6.5. 5. 350). Der Erf. des 
O.-K.-R. v. 11. Juli 1864 bemerft hierzu, dag dieſe Beftimmung ald durch bie 
gefchichtliche Entwidelung der fircblihen Verbältniffe begründet babe anerfannt werden 
müjjen, während in den übrigen Provinzen das Rechtsverhältniß der Collatur weder 
in gleicher Ausdehnung, noch mit derfelben hiſtoriſchen Grundlage vortomme. 
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Die Kreisſynode verfammelt jih*) auf Berufung des 
Vorfigenden, welhe 6 Wochen vorher ergangen jein muß *), regel: 
mäßig alle Jahre einmal. Die Beftimmung über Zeit und Ort hängt 
vom Spynodalvorftande ab, nachdem er die vorhergehende Synode 
darüber gehört hat. Ihre Dauer erftredt ſich nicht über zwei Tage, 
Eine längere Dauer ift nur mit ausdrüdlicher Genehmigung des Con— 
fiftoriums zuläfftg. Außerordentliche Berfammlungen beruft im Falle 
des Bedürfniffes, deſſen Anregung auch vom Synodalvorftande aus— 
gchen kann, das Conſiſtorium. 


Die Kreisfpnodalconferenzen der Geiftlihen zur Bes 
rathung befonderer SBropofitionen des Eonftftortums beftehen noch da— 
neben fort ®). 


Die Befugniffe der Kreisfynoden) find: 


1) Die Mitauffiht über die Gemeinden, Geiftlihen und andere 
in firhlihen Berufsämtern ftehende Perjonen des Kreifes. Zu diefem 
Behuf erhält fie bei ihrem jedesmaligen Zufammentritt durch den 
Superintendenten oder Durch die von ihm dazu beftellten Referenten 
über die firhlihen und fittlihen Zuftände der Gemeinden Bericht. 
Es fteht ihr zu, in eine nähere Beiprechung darüber einzutreten und 
Daran Die- geeigneten Anträge -an das Gonfiftorium zu Fnüpfen. Sie 
ift aber auch außerdem, kraft ihres Auffichtsrechts berufen, von fitt- 
lichen Berftößen unter den Geiitlihen und Kirchenbeamten Kenntniß 
zu nehmen, und fo weit ihr nicht (unter Nr. 5) eigentliche Discipli- 
narbefugniffe übertragen find, beim Conſiſtorium Abhilfe zu fuchen, 
wenn die von ihr angewandten Mittel der brüderlihen Ermahnung 
nnd Warnung ihren Zwed verfehlt haben “2); | 


2) Begutachtung der von dem Gonftitorium ihr zugehenden Vor— 
lagen. Insbeſondere jollen die Kreisſynoden gehört werden: bei fünf: 
tiger Revifion der firhlihen Gemeindeordnung und der gegenwärtigen 
Kreisinnodalorduung, fo wie bei der Einrichtung höherer funodaler 
Berbände und der damit in Zuſammenhang flehenden weitern Ausbil: 
dung der firchlichen Verfaſſung; 

.3) die Berathung von Anträgen an das Gonfiftorium und die 
Provinzialivnode, melde von Mitgliedern der Synode oder von den 


21) Allerh. Erl. v. 5. Juni 1861. Art. IV., verb. mit der in der folg. Anm. 
eit. Gefchäftsordnung $. 5 fola. Ä 

22) Ertl. des D.⸗K.⸗R. v. 11. Juli 1864, des Conſ. zu Königsberg v. 2. Aug. 
1864 zu $. 4 der Gefhäftsordnung für die Kreisſynoden von 1861 
rg: ieh des Conf. zu Königsberg Nr. 331., Aktenft. des O.K.⸗R. 14, 
212 ff.). 

23) Verf. des D.-K.-R. v. 20. Juni 1861 (Aktenft. des O.-K.-R. 13, 132), 
des Conf. zu Königsberg v. 12. Novbr. 1861. Nr. 4 (a. a. D. 14, 209). In dem 
Erf. v. 11. Juli 1864. Nr. IV, bemerkt der D.-K.-Rath: „Die practiſche Erfahrung 
wird berausftellen, in wie weit diefe Gonferenzen durch die Kreisfpnodal= Inftitution 
übertragen werden und ob ein Bedürfniß fich ergiebt, die ihnen zu Grunde liegende 
Inftruction zu modificiren. Diefelben, während fie bisher auf adminiftrativer Anords 
nung berubten, gelegentlich der jeßigen Organifation unter eine gefesliche Sanctior 
zu ftellen, befteht feine Veranlaſſung.“ 

24) Allerb. Erl. v. 5. Juni 1861. Art. V. 

24a) S. unten Anm. 29 eine nähere Deelaration darüber. 
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dem Kirchenfreife angehörigen Gem. K.-NRäthen, den Vorftänden kirch— 
licher Anftalten oder auch von einzelnen Gemeindegliedern ausgehen; 

4) die Entiheidung in der Recursinftang über die ftreitige kirch— 
liche Stimmberedtigung von Angehörigen der Gemeinden des Kirchen: 
freifes »2), jo wie die Entjheidung über die beftrittene kirchliche Qua— 
Lification der vom Gem.K.-Rath zu Aelteften Vorgejchlagenen *). In 
diejen Fällen findet gegen die von der Kreisſynode getroffene Entſchei— 
dung eine weitere Berufung an das Gonfiftorium nur wegen Verlegung 
wejentlicher Erforderniffe des Berfahrens flatt; 

5) Die Disciplin über die Gemeindeälteften des Kirchenfreiies *”). 
Ferner entſcheidet die Kreisfynode in der Recurdinftanz in den Fällen, 
wo von den Gem.-K.-Räthen Acte der Disciplin ausgeübt worden 
find *), auch bat fie in anderen dazu geeigneten Firchlichen Discipli- 
narfällen auf Erfordern des Gonfiftoriums ein Gutachten abzugeben ®) ; 

6) die Aufficht über die in den Gemeinden beftehenden Anftalten 
fur chriftliche Liebeswerfe, jo wie die Verwaltung und Leitung der, 
jämmtlihen Gemeinden des Kirchenfreifes gemeinfamen Inſtitute für 
Miſſion, Krankenpflege u. ſ. w., jedody unbefchadet etwa fchon befte- 
hender ftatutarifcher Einrichtungen ®); 

T) die Einrichtung von flatutariichen Beftinnmungen in dem den 
Kreisſynoden angewieſenen Geſchäftsgebiete unter Beftätigung des Con— 
fiftoriums und Genehmigung des Ev. O.-K.-Raths *); 

8) die Wahl der zu den Provinzialfynoden abzuordnenden Geift- 
lihen und Gem.-Nelteften. Alle Befchlüffe der Kreisſynoden, worunter 


25) Gemäß $. 5 der Gem.⸗O. ©. $. 67. S. %67. Ann. 9—11. 

26) Gem.-D. $. 7. Allerb. Erlaß vom 27. Februar 1860. $. 2. ©. $. 67. 
S. 267. Anm. 13. 

27) Eine dazu erforderlihe Disciplinarordnung foll von den kirchlichen Ber 
börden entworfen und unter Mitwirkung der Kreisfpnoden feftgeitellt werden (Allerb. 
Erl. v. 5. Juni 1861. Art. V. Nr. 5. Verf. des O.-K.⸗R. v. 20. Juni 1861 
[Aktenft. des O.⸗K.-R. 13, 134), des Com. au Königsberg v. 12. Novbr. 1861 
la. a. ©. 14, 210]; vergl. Erf. des Gonf. zu Magdeburg v. 7. Decbr. 1857 über 
Ausübung der Kirchenzudt). „ 

28) Gem.-O. $. 12. Nr. 1., vergl. $. 67. S. 268. 269. Anm. 22. 

29) ‚„‚Wenn wegen fittlicher Verftöge die Synode gegen einen Geiftlichen zur Er— 
mahnung und Warnung er jo dies ein brüderlicher Act fein (j. Nr. 1), 
der nicht dem Disciplinawverfabren angehört, jondern nur unter Umſtänden einen folchen 
vorbeugen oder auch es vorbereiten fann. Deshalb ift es unthunlich, die Grade, in 
wie weit gegen einen Geiftlichen zur Ermabnung und Warnung für die Synode Anlaß 
fei, der Vorentſcheidung des Conſiſtorii oder einer andern Inſtanz au unterwerfen, 
oder vor Vollziehung der Mahnung den Necurs an das Conſiſtorium vorzubebalten: 
auf diefe Weife würde nur dem Ginfchreiten der Synode der Character eines auf Erz 
fenntnig berubenden Acts des Disciplinarverfahrens aufgeprägt werden —. Die 
Betbätigung der Synode auf dieſem Gebiete ſtellt fich nicht dar als ein Richten des 
Beichtfindes über den Pfarrer, fendern als die Function einer dem Kirchenregimente 
eingegliederten kirchlichen Inſtanz. Deshalb kann die Synode auch nicht in dieſem 
Punkte auf ein einfaches Kenntnißnehmen und das Verweiſen an eine andere Injtanz 
eingeichränft werden.” Grund zu fonftigen Bedenken ift bei richtiger und einſichts— 
voller Handhabung der gegebenen Vorſchriften nicht vorhanden, zumal jeit der Synodal⸗ 
vorftand zur Aufbebung der Deffentlichkeit der Verhandlung ermächtigt worden (f. unten 
Anm. 47. Erl. des B.-K.-⸗R. v. Il. Juli 1864 zu V, 1 und 5). 

30) Nähere Erläuterungen bierzu giebt der Gen. » Bejcheid v. 11. Februar 1863 
(Amtl. Mittb. Nr. 306. 5. 14. 15 des Jahrg. 1863, Aftenft. des D.⸗K.⸗R. 15, 
285 — 287), verb. Erl. des D.:8.=R. v. 11. Juli 1864 zu V, 6. 

31) S. oben $. 20. S. 100, 101. 
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auch die Wahlbandlungen zu begreifen find, werden nach der abioluten 
Stimmenmehrheit der Anweienden gefaßt. Im Falle der Stimmen: 
gleichheit hat der vorfißende Snperintendent die Schiedeftimme aus- 
zuüben *). In außerordentlihen Fällen kann auf Anordnung des 
Goniiftoriums eine fchriftliche Abftimmung der Synodalen ftattfinden. 

Die Kreisſynode erhält einen Kreisfvnodal-Borftand (Mo— 
deramen) *), welcder beſteht: aus dem Superintendenten als Vor» 
fipenden, und aus zwei von der Synode auf drei Jahre gewählten 
Beifißern, von denen der Eine aus der Zahl der immberechtigten 
Geiftlihen, der Andere aus den Übrigen Mitgliedern gewählt wird °») 
Für die Beifißer wählt die Synode je einen Stellvertreter. In grö— 
Beren Synoden fann auf den Antrag des Vorftandes eine Verſtärkung 
deffelben mit Genehmigung des Gonfiftortums ftattfinden. 

Im Falle der Vereinigung mehrerer Diöcefen zu einem Kreis— 
funodalverbande nimmt derjenige Superintendent, welcher nicht Vor: 
fißender der Synode ift, die Stelle des geiftlichen Beifigers ein. Der 
geiftlihe Beifiger hat den Superintendenten in Verhinderungsfällen in 
allen Synodalgefchäften zu vertreten. Jedoch bleibt e8 dem Gonfifto- 
vium überlaffen, in ſolchen Fällen, in welden eine Vertretung des 
Superintendenten in allen Superintendentur: Berrihtungen von Amts 
wegen angeordnet werden muß, insbejondere aljo in WBacanzfällen, 
auch die Synodalgeichäfte dem geordneten Vertreter der Superinten- 
dentur zu übertragen *2). Der weltliche Beifiger hat den Superint. 
beionders in den fich aus der oben unter Nr. 6 (Anm. 30) bezeichneten 
Berwaltung ergebenden Gefchäften zu unterftügen. 

Der Superintendent als VBorfißender der Synode *) 
bat: | 

a) die Vertheilung der Gejchäfte unter die Mitglieder des Vor— 
ftandes und der vorbereitenden Arbeiten unter die geeigneten Mitglieder 
der Synode; b) die Beftimmung der Reihenfolge für die zu behan— 
delnden Gegenftände; c) die Ertheilung des Worts an die von einem 
der Beifiger aufgezeichneten Redner; d) den Ruf zur Ordnung; 
e) die Zufammenfaffung der Verhandlung am Schluffe derjelben und 
die Frageftellung; N die Verkündigung des gefaßten Bejchluffes; 
&) die Entiheidung über den Schluß der Sitzung. 

Der Kreisivunodalvorftand hat die Aufgabe ®): 


a) den Superintendenten in den Präfidialgefchäften zu unter: 
ftüßen; b) für die Medaction und die Bealaubiqung der Synodalpro— 





32) Alterb. Erl. v. 5. April 1862 (Aftenft. des D.-K.-R. 14, 219), Berf. des 
Gonf. zu Königsberg v. 21. Mai 1862 und 2. Auguſt 1864 zu V, 8 (Amtl. Mittb. 
Mr. 357. 448), nah dem Erl. des O.-K.-R. v. 11. Juli 1864 —. Daß, wenn 
bei Wahlen Stimmengleichbeit vorbanden ift, das Loos entfcheiden dürfe, geſtattet der 
Gen. sBeiheid vom 11. Februar 1863 (Amtl. Mittb. Nr. 306. S. 13 a. E. 14 des 
Jabra. 1863, Aftenft. des D.-K.-R. 15, 283). S. auch $. 79. Anm. 39a). 

33) Allerb. Erl. v. 5. Juni 1861. Art. VI. S. noch unten Ann. 42. 

33a) Auch Patrone, welche Ehrenmitglieder der Synode find, können in den 
Borftand gewählt werden (Erl. des Gonf. von Pommern v. 27. Juli 1804). 

34) Gefhäftsordnung a. a. D. ©. 2. 

35) Allerb. Erl. cit. Art. VI. Verb. Gefchäftsordnung $- 3. 

35 a) Vergl. auch $. 43. S. 189. Anm. 40. 
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tofolle zu forgen; c) die Einreichung der Syn.» Protofolle an das 
Gonfiftorium und die Vollziehbung der von demielben beftätigten Be: 
ihlüffe, fo weit Dies nicht dem Superintendenten oder einer andern 
Stelle übertragen wird, zu bewirfen; d) die Vorlagen für die nächte 
Kreisſynode vorzubereiten; e) in den Fällen des Allerh. Erl. V, 4 
und 6 (Anm. 25. 26. 30), wenn die Synode nicht verfammelt ift, 
vorläufige Feitießung zu treffen, welche bis zur nächſten Verſammlung 
in Kraft bleibt; in dem Falle V, 5 (Anm. 28. 29), vorbehaltlich des 
Recurfes an das Conſiſtorium, anftatt der nicht verfammelten Syuode, 
jedoch unter Zuziehung der Stellvertreter, zu enticheiden; g) in fchleu- 
nigen Zwifchenfällen dem Gonftftorium auf Erfordern mit feinem Gut: 
achten zu dienen; h) den Schriftwerfehr der Synode zu führen, das 
Namensdverzeichnig ſämmtlicher Synodalmitglieder vollftändig zu erhal- 
ten, das Synodalardiv in Ordnung zu halten. 

Jede Sikung”) beginnt und ſchließt mit Geſang und Gebet ”). 
Sämmtliche Mitglieder find zur regelmäßigen Theilnahme an der Ber: 
jammlung von Anfang bis zu Ende verpflichtet und haben im Verhin— 
derungsfalle die Genehmigung zum Ausbleiben vom VBorftande, zum 
Verlaffen der Synode vor deren Scluffe vom Vorſitzenden einzu— 
bolen *). 

Bei der Reihenfolge der zu verhandelnden Gegenftände ’) bat 
der Borfißende folgende Ordnung einzuhalten: a) Die Einführung 
der neu binzutretenden Mitalieder; b) die erforderlihen Wahlen 
durb Stimmzettel; e) die Berichterftattung des Vorſitzenden über 
die Zuftände der Gemeinden; d) die Mittheilung der vorläufigen 
Feſtſetzungen des Synodalvorftandes Behufs fihließlicher Anerfen- 
nung, bez. weiterer Fortführung, fowie der fonftigen Enticheidun- 
gen *); e) Berichterftattung über die Ausführung von Beichlüffen der 
vorigen Synode dur die damit Beauftragten; f) die Vorlagen 
der firhlihen VBerwaltungsbehörden, durch welche ein Gutachten oder 
eine Beſchlußnahme der Synode erfordert wird; 8) Anträge im Ber 
reiche fämmtlicher den Kreisſynoden beigelegten Befugniffe (Anm. 24 ff.), 
welche dem Borftande fpäreftens 4 Wochen vor der Synode zugegan- 
gen fein müfen, Damit diefer fich entfcheiden fann, ob er e8 für zus 
läſſig und zweckmäßig hält, Ddiejelben 14 Tage vor der Synode den 
Gem.⸗K.⸗Räthen des Kreifes mitzutheilen *). Ueber die Reihenfolge 
bei der Berhandlung der Anträge entjcbeidet der Vorſitzende nad ihrer 
Wichtigkeit oder Dringlichkeit; h) die Anträge, welche erft unmittelbar 
durch den Gang der Verhandlungen hervorgerufen find; i) Zeit und 
Drt der nächſten Verſammlung betr. Vorſchläge. 


36) Gefchäftsordnung $. 5. Die Vorlefung des Protofolls der legten Kreisſynode 
ift ftatthaft. 

37) Der Sitzung felbft fann auch ein fürmlicher Gottesdienft vorangeben Geſchl. 
der II. Synode der Königsberger Domdidcefe 1863). Das Eon. zu Pofen findet im 
Girc. v. 30. Mai 1863 einen vorbergehbenden Gottesdienft, auch eine vorangebende 
Abkfündigung von der Kanzel, verbunden mit einer Fürbitte, durchaus angemeffen. 
Allgemein beftimmt dies das Conſ. zu Magdeburg unterm 1. Auauft 1864. II, 2. 

38) Sefchäftsordnung $. 4 a. E 

39) a. a. O. $. 6. 

40) Nach der Gefchäftsordnung $. 3 ff. 

41)a..D,9.6g,, verb. mit Erl. des O.-K.-R. v. 11. Juli 1864, des 
Conſ. zu Königsberg v. 2. Auguſt 1864 zu diefer Stelle der Gefchäftsordnung. 
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Ueber die Verhandlungen wird unter Auffiht und Verantwortlich 
feit de3 Borftandes von einem oder mehreren durch denielben damit 
beauftragten jüngeren geiftlihen oder nicht geiftlihen Synodalmitglie— 
dern *) ein Brotofoll*) geführt, welches vom Borftande mit Nas 
mensunterfchrift beglaubigt und jpäteftens 14 Tage nad der Synode 
an's Conſiſtorium gefendet wird und von diefem zur Aufbewahrung im 
Synodalarchiv an den Vorſtand zurüdgebt. Das Protokoll circulirt 
auch bei allen Pfarrern des Kreifes, welche daffelbe den Gem. HK.» 
Räthen mitzutheilen haben “). 

Bei den Verhandlungen der Kreisſynode findet eine bejchränfte 
Deffentlichkeit #) ftatt. Den Gandidaten und nicht ordinirten Gehilfen 
der Geiftlichen des Kreifes, den Aelteften und Ehrenälteſten deffelben, 
den evang. Kircchenpatronen, den Mitgliedern der Kreis- und Prov.⸗ 
Behörden evang. Befenntniffes, fo wie denen der Firdhlichen Central: 
bebörden ift der Zutritt ald Gäften geftattet. In wie weit nod) 
andere Perfonen ausnahmsweiſe als Zuhörer zugulaffen, hängt von 
dem Beichluffe des VBorftandes der Synode ab. Der Generalfuperin- 
tendent der Provinz oder ein von ihm beauftragtes neiftliches Mitglied 
des Conſiſtoriums *) hat das Recht, jederzeit den Verhandlungen der 
Synode beizumohnen, dabei das Mort zu ergreifen und Anträge an 
die Synode zu ftellen. Der Borftand der Kreisfynode hat das Necht, 
geeigneten Falld bei den Berathungen der Synode die Deffentlichkeit 
auszuſchließen *). 

Die durch Abhaltung der Kreisipnoden veranlaßten Koften find 
für die erfte Einrichtung vom Kirchenregiment aus Gentralfonds dar: 
geboten worden, für die Zukunft liegt aber die Beichaffung der erfors 
derlihen Mittel den Local-, reſp. Kreis:-Gemeinden ob. Durch Er: 
richtung von Kreisſynodalkaſſen wird diefem Bedürfniffe zu ent— 
jprechen fein ®). 


8. 77. 


Das ſynodale Verhältniß der reformirten Femeinden in den öſtlichen 
Provinzen. Die Elafficalconvente. 


Die Grundlage der Bildung der Kreisivnoden ift die beftehende 
Gintheilung der Diöcefen (. vor. $. im Eingange ©. 304) in der ganzen 


42) Deshalb ift davon abgefehn, den Scriba als drittes Mitglied dem Synodal— 
vorftande einzuverleiben (Verf. des O.-K.-R. v. 20. Juli 1861. Nr. 6, in den 
Aktenft. des O.⸗K.-R. 13, 135). 

43) a. a. O. $.7. 

44) Gen.-Beſcheid v. 11. Febr. 1863 (Amtl. Mitth. 1863. S. 14., Aktenſt. des 
O.-K. R. 15, 283). 

45) Allerh. Erl. v. 5. Juni 861. Art. VII. Geſchäftsordnung $. 8. 

46) Dabei ift vorauszufegen, das über die Wahl des Beauftragten mit dem Prä— 
fidium des Gollegii eine Verftändigung ftattfinde (Erl. des D.:K.:R. v. 11. Juli 
1564 ad VII). 

47) Allerb. Erl. v. 5. April 1862. Nr. 2. Berf. v. 21. Mai 1862 und 2. Aug. 
1864 des Conſ. zu Königsberg (Amtl. Mittbeil. Nr. 357. 448). 

- 48) Die Be immungen hierüber ſ. m. Buch II. Abjchnitt 4 (Vergl. Allerh. Erlaß 
v. 15. Juni 1864 [G.:S. ©. 351], Erl. des O.K.-R. v. 25. Juni, des Con!. 
zu Königsberg v. 14. Juli 1864 [Anitl. Mitth. Nr. 444]). 
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Zandesfirhe. Die confeifionellen Bejonderheiten der einzelnen Ge: 
meinden werden dadurch nicht alterirt. Dies ergiebt ſich theild aus 
der Eigenthümlichfeit des unirten Charafters der Landesfirche jelbft 
(vergl. oben $. 7.), theil$ aus der Bedeutung, welche den Kreisfynoden 
durd Die für Diefelben ergangenen Allerhöchften Erlaffe und darauf 
gegründeten Juftructionen und Verfügungen der Behörden beigelegt 
ift (ſ. SS. 54. 76). Demgemäß erflärt der Ev. O.K.-Rath in dem 
Grlaffe vom 11. Juli 1864: Die Kreisfynode „iſt nicht berufen und 
nicht befühigt, Die confejfionelle Stellung der einzelnen Gemeinden zu 
verändern und e8 findet Die der Bildung des Gem. K.⸗Raths voraus⸗ 

geſchickte Allerh. Zuſicherung, daß durch die Organiſation in dem Be— 
kenntnißſtande der Gemeinde und ihrer Stellung zur Union nichts 
geändert werde, auf die Synode dieſelbe Anwendung, wie auf den 
Gem.-K.: Rath. Dieſer Gefihtspunft iſt auch bei der Abgrenzung des 
den Synoden zufommenden Wirfungsfreifes mit beftimmend gewejen: 

jo weit die Thätigfeit der Synode eine bejchließende fein wird, betrifft 
fie Gebiete, die außerhalb der confejfionellen Verichiedenheit liegen : 

jo weit fie eine berathende fein foll, befteht bei der zur Betätigung 
oder Benußung der Beihlüfie berufenen kirchlichen Behörde nah wie 
vor die amtliche Pflicht, den befondern Bekenntnißſtand der einzelnen 
Gemeinden, für welche die Beichlüffe wirffam werden jollen, zu beach» 
ten und zu ſchützen.“ Es wird auch daran erinnert, daß ſolche Ange» 
legenbeiten, die wie z. B. das Gutachten über einen Katehismus aus 
dem ſpeciellen Befenntniffe zu beurtbeilen find, nur felten vorfommen, 
und daß bei ihnen fih die Mitglieder des unbetheiligten Befenntniß: 

ſtandes der Abftimmung zu enthalten haben würden; auch bietet das 
Synodalftatut (nad dem Allerh. Erlaß vom 5. Juni 1861, Art. V, 

Nr. 7) das Mittel, für concrete Verhältniffe, jo weit fi ein Bedürf- 
niß dazu ergiebt, eine befondere Ordnung aufzuftellen. 


Mit Rüdficht Hierauf ift das Verhältniß der deutfch- und frans 
zöſiſch-reformirten Gemeinden bezüglih der ſynodalen Einrichtungen 
feftzuftellen. Der cit. Erlaß vom 11. Juli 1864 beftimmt darüber: 
» Wo reform. Gemeinden innerhalb des Diöcefanverbandes ftehen, 
geben fie in der Diöcefe zur Synode; wo fie einen eigenen Superin- 
tendenturverband ausmachen, der fräftia und an Gliedern zahlreich 
genug tft, um ſynodales Leben zu entwickeln, baben fie eine befondere 
Synode zu bilden; Diejenigen Gemeinden, auf welde beides nicht zus 
trifft, und die auch nicht durch den Zutritt verwandter Gemeinden in 
aleiher Lage eine zu befonderer Spnodalentwidelung ausreihende Ber: 
ftärfung gewinnen können, find gleich den fonft in feiner Diöcefe ftes 
benden Gemeinden zu behandeln (Allerh. Erlaß v. 5. Juni 1861, Art. 
II. a. E.) und einer benachbarten Discefe für die Synodalbildung an⸗ 
zuſchließen. Soweit in dieſer Beziehung nach den Verhältniſſen eine 
Wahl zwiſchen mehreren Diöceſen thunlich iſt, find zuvörderſt die 
exemten Gemeinden mit ihrer Aeußerung zu en wo der Ans 
ſchluß an eine beftinnmte Synode durch Die Localverhältniffe geboten 
ift, wird: bierüber dem betr. Gem. K.:Rath Mittheilung zu machen 
und demnächft die Einladung deffelben zur Synodalverfammlung zu 
veranlaffen jein.‘ 
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Nach diefen Grundiägen würde in den Provinzen Preußen, Posen, 
Sachſen und Brandenburg refp. für die deutſch- und franzöftich- refor— 
mirten Gemeinden Derjelben an die Bildung bejonderer Synoden 
gedacht werden fönnen, während in den übrigen Provinzen, da die 
dortigen Gemeinden den Diöcefen, in deren Kreifen fie fih befinden, 
einverleibt find, auch zu den Kreisiunoden derjelben zugezogen werden 
müßten. Der Erlaß vom 11. Zuli 1864 disponirt darüber: Hiernach 
werden in Schlefien'), wo die 7 reformirten Gemeinden ſämmtlich 
in den Local: Superintendenturen ſtehen und nur zwei exemte Kirchen 
nambaft gemacht find, die Verhältniſſe ohne Schwieriafeit zu ordnen 
jetn. Daſſelbe gilt von den Ddeutichen Reformirten in Branden- 
burg?) und zum Theil von den NReformirten in Sachſen. Hier 
follen die drei reformirten eximirten Gemeinden in Magdeburg mit 
der reformirten Diöceſe Halle » Wettin als befondere Synode im’s 
Auge gefaßt werden. Für die eyimirte Magdeburger Domgemeinde 
fol das Synodalftatut ala Mittel dienen, um die nad den vorwals 
tenden Umſtänden erforderlihen Modalitäten ihres Anſchluſſes aufzuftel- 
len und dieſe Gemeinde veranlaßt werden, unter einem Darauf zu 
rihtenden Vorbehalt fi der Synode der Stadt» Didcefe anzufchließen. 
Die Stolberg: Stolberg’ihen Ortſchaften Oftramondra und Roldisleben 
find zur Localſynode (Heldrungen) zu zieben ?). 

Da der D.:8.-Rath den Complex von wenigftens 8 Gemeinden 
für eine Synode vorausfeht *), fallen auch die 4 Gemeinden in Pom— 
mern unter die betr. Sprengel °). 

Hinfichtlih der franzöftich » reformirten Gemeinden in Branden— 

bura®) ift der O.-K.-Rath damit einverftanden, daß diefelben unter 
dem franzöfifch »reformirten Rathe des Conſiſtoriums zu einer befondern 
Synode formirt werden, vorausgefegt, daß der desfallſige Vorichlag 
des Gonfiftorium® der in den Gemeinden vorhandenen Stimmung 
entipricht. 
. In der Provinz Bofen ’) bilden die 5 Unitätsgemeinden eine 
eigene Kreisfunode (zweiter Sprengel der Pofener Diöcefe, oder Diöceſe 
Poſen I1.). Die frübere Sentoratöverfaffung derfelben wurde bereits 
durch das Meglement vom 25. Auguft 1796 wmefentlich verändert und 
die noch damals erhaltenen Eigenthümlichfeiten wurden meiftens in 
Bere der Union befeitigt. Es gelten daher die im vorigen $. darge— 
ellten Grundfäße auch für diefe Synode. Die Stelle des Superins 
tendenten beffeider in ihr der Senior der Unität, welcher zwar Die 
Biſchofsweihe befigt, aber doch dem Generalfuperintendenten eben fo, 
wie alle Specialfuperintendenten, untergeben ift. 


1) S. meine Abbdl.: Ueber die kirchlichen Verbältniffe der Neformirten in 
Preußen in Dove’ 3. f. K.-R. II. Nr. VI. S. 347 

2) Meine cit. Abbdl. a. a. D. . 

3) Demgemäß find die Anordnungen des Gonf. zu Magdeburg unterm 1. Auguft 
1864 getroffen. 

4,5. $. 76. S. 304. Anm. 4. 

5) So ift auch durch Publ. DB. des Conſ. zu Stettin unterm 7. Februar 1863 
verfügt worden. . 

6) Meine cit. Abhdl. S. 354. 335, 

N) ©. oben $. 15. S. 52. Anm. 10, 
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In der Provinz Preußen fteben zehn reformirte Gemeinden °) 
unter der Infpection eines eigenen reformirten Superintendenten und 
bilden mit Einichluß der deutſch-ref. Gemeinde zu Danzig °) und der 
erimirten franzöfiich ref. Gemeinde zu Königsberg eine beiondere Claſſe, 
deren BVerhältniffe auf der Inſpections- und Glaffical» Ordnung vom 
24. D:ctober 1713 und dem Statut von 19. Dechr. 1860 beruben ®*). 
Die zur Claffe gehörigen Gemeinden bilden eine Gemeinfchaft, welche 
durch je Einen deputirten Geiftlihen und Aelteſten '%) unter dem Prä— 
fidium des Inſpectors (Superintendenten), zu einer Berfammlung 
(Glafficalconvent) aufammentritt, um die Dderfelben beigelegten Befug- 
niffe auszuüben. Der Geſchäftskreis des Konvents umfaßt: 

j Ay die Bifitation der Gemeinde, bei welcher er fid verfammelt 
“3 

b) die Enticheidung über Streitigkeiten und Bejchwerden, melde 
in einzelnen Gemeinden vorgefommen find, und bei welder Die 
ſhiederichterliche Vermittelung des Convents in Anſpruch genommen 
wird '*); 

c) die Berathung von firdhlichen Angelegenheiten, welche durd) 
einzelne Mitglieder entweder in ihrem Namen oder in dem ihrer Ge: 
meinden vor den Gonvent gebradht werden '); 

d) die qutachtliche Weußerung über Gegenftände des Firchlichen 
Gemeindelebens, welche von der geiftlichen Behörde vorgelegt find “); 

e) Wahl des Moderamens *); 

f) Beftimmung des Orts, an welchem fi der Gonvent Das 
nächfte Mal verfammelt '%); 


8) In meiner cit. Abhdl. S. 347 find Samrodt und Mobrungen, wie Gum— 
binnen genannt.- In der Anm. zu dem Statut von 1860 in den Aftenft. des O.⸗ 
K.:R. 13, 118 find 10 Gemeinden mit Ginfchluß von Danzig und der franzöſ. 
Gem. zu Königsberg erwähnt, da Samrodt die Mutterfiche von Mobrungen  ift. 
Gumbinnen ftebt zur Zeit in der dortigen unirten Didcefe. { 

9) Die früber eximirte Gemeinde St. Petri und Pauli zu Danzig (f. $- 69) ift 
1854 in den Infpectionsverband der Superintendentur Königsberg aetreten. 

9a) S.$.8. S.28. Anm. 31. $.17. 5.69. Ann. 37. $. 54. 9.227. Anm. 60. 

10) „Wo mehr als ein Prediger bey der Gemeind, wird unter ihnen, wie auch 
den Elteſten alternirt, welche bey der Claſſe erjcheinen ſollen“ (Claſſicalordn. $. TI). 

11) Glafficalerdn. $. VI folg. Statut $. 6. a. Die dazu gebörinen Gegen 
ftände find wie bei Kirchenvifitationen überhaupt, worüber Buch III. Abfchnitt 3 das 
Nähere mitgetheilt ift. 

12) Statut $. 6. b. Dazu würden auch die Discipfinarfälle gehören, deren 
die Gefchäftsordnung für die Kreisſynode von 1861 gedenkt (f. $. 76. Anm. 27. 29), 
indem ſchon die Gfafficalordn. $$. VI. VII desbalb vorfchreibt : Der Infpector ‚‚meldet, 
daß, wann die Kirchen=Eiteften, oder ein oder andere der Haußväter, und Glieder der 
Gemeind, .... mit Wabrheitägrund gegen den Prediger und Schul=PBediente, etwas 
zu lagen bätte, daß fie ibrem Ambt, Krafft ihrer Beftellung fein Genüge thäten, 
daß fie zu der Claſſical-Verſammlung fommen und folches vor derjelben bejcheidentlich 
entderfen möchten.” — „Dieſes (Sachen, die der Prediger und Schuls Bedienten 
Ambt, Lehre, Leben und Wandel betreffen) nun bätte Inspector und Pastores Classici, 
fambt den Deputirten Eiteften zu unterfuchen, die Febler nach Möglichkeit in der 
Stilfe abzuftellen, oder, wann es nicht verfangen will, es an das KirchensDirectorium 
gelangen zu laſſen.“ Vergl. $. XII. über ee brüderlicher Genfur. 

13) Statut $. 6. c. Vergl. Claſſicalordn. 88. VI. VII. 

14) Statut $. 6. d. 

15) Statut $. 4. Nah Beſchluß des Gonvents von 1863 find auch Stellvers 
treter der Moderatoren zu wählen (Neue ref. K.=3. 1863. S. 349). 

16) Statut $. 5. 


* 


i 
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Der Convent bat das Recht, aus dem Kreife der mit ihm vers 
bundenen Prediger und. Aelteften zwei Mitalieder, unter denen ein 
Geiftliher fein muß, zu dem Zwede zu wählen, Damit Diefe im Ver— 
ein mit dem Superintendenten den Gonvent in der Zeit, da er nicht 
verfammelt ift, vertreten. Es bilden Diejelben unter dem Namen 
Moderamen ein Collegium, in dem der Superintendent den Vorſitz 
führt. Ihr Amt iſt auf die Zeit von einem Gonvent zum andern bes 
ſchränkt, d. ı. regelmäßig auf 2 Jahre. Jeder einmal Gewählte fann 
wieder gewählt werden. Die Mitglieder des Moderamens haben aud, 
wenn fie nicht als Vertreter einzelner Gemeinden zum Gonvent gewählt 
fein follten, auf demfelben Si und Stimme”). Dem Moderamen 
liegt die Feitfegung der Zeit und der Einberufung des Gonvents ob; 
auch ift daffelbe berechtigt, wenn Umftände eintreten, welche den vom 
Convent felbft für Die nächſte Verſammlung gewählten Ort als unge: 
eignet erjcheinen laffen, einen andern Ort zur Zufammenfunft zu 
beftimmen 9). 

Die Art und Weiſe der Verhandlungen beruht theils auf der 
Natur der Sache, theils auf den befonderen Beftimmungen der Glaf- 
ficalordnung, nad welchen dem Präſes Die Leitung des Gonvents zu— 
fteht (Bortrag der Deliberanda, Sammlung der Vota, Direction der 
Bifitation u. f. w.). Ueber die Verhandlungen läßt der Anfpector 
durch den jüngften PBaftor als Seriba *°) ein Protofoll führen; dafjelbe 
wird zweimal mundirt für das Gonfiftorium und die Acten des Ins 
jpectord. Die Koften find bisher aus kirchlichen Gentralfonds und 
aus bejonderen reformirten Stiftungen beftritten worden. 

Die Eonvente, wie fie dermalen beftehen, enthalten zwar die 
Borausfegungen wirklicher Kreisſynoden, doch fehlen ihnen einer Seite 
manntafache Attribute derielben und andrer Seits ift das den Synoden 
zuftebende Auffichtsrecht bei ihnen zu einer volftändigen Viſitation, 
wie fie font den Superintendenten u. 1. w. zufteht, entwidelt. Wenn 
ihon mit einzelnen Modificationen von den übrigen Kreisiynoden 
würde doch erft eine wefentlihe Veränderung der Attribute und eine 
darauf geftügte neue Nedaction des Statuts der Convente nothwendig 
werden, um diefelben zu wirklichen Kreisfynoden umzugeſtalten. Sollte 
es aber vorgezogen werden, die in den einzelnen Didcefen befindlichen 
Gemeinden den dortigen Kreisfynoden einzuverleiben, dann würden die 
Bonvente in anderer Weile geftaltet, die Stelle der Synodalconferens 
zen einzunehmen, wohl geeignet fein fönnen*). 


17) Statut $. 4. 

18) Statut $. 2. Der Gonvent wird „regelmäßig alle zwei Jabre aebalten.‘‘ 
Nach der Claſſicalordn. $. I „alle Jahre oder fo oft ed die Noth erfordert.’ 

19) Statut $. 5. Alle diefe Befugniffe batte nach der Claſſicalordn. $. LI der 
Infpector. 

20) Claſſicalordn. $. VII. XI. 

21) Uebrigens dürfte es nicht unzweckmäßig fein, überbaupt neben den reformirten 
Spnoden noch die Convente, wo fie bergebracht find, mit Ausdehnung auf die refors 
mirten Gemeinden, welche nicht zur ref. Synode gebören, als Conferenzen fortbefteben 
zu laſſen, um die reform. Intereſſen befonders für die Fünftige Provinzialſynode beſſer 
vorbereiten zu laffen (j. $. 76. ©. 307. Anm. 23). 
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3) Die Provinzialgemeinden und Provinzialfpnoden. 


$. 78. 
Einleitung. 


So wie die Localgemeinden mit Ortspresbpterien in beftimmten 
Bezirken zu Kreisgemeinden mit Kreisfynoden vereinigt find, bilden 
die legteren in größeren Zerritorien innerhalb einer Provinz eine 
Provinzialgemeinde mit einer Brovinzialfynode Die Bil- 
dung dieſer größern Kirchenfreife beruht vor und nach der Reformation 
auf denjelben Gründen, welche die Entftehung der Diödcefen und ihrer 
Bertretungen veranlagt haben (ſ. $. 74). Auch dafür it in der evan— 
geliſchen Kirche das Mufter Franfreihs, der Niederlande, Schottlands, 
des Niederrbeins u. ſ. w. maaßgebend geweſen (f. $. 42 ff.). So wie 
die Kreisfynode dasjenige Organ ift, welches die Verhältniffe der eins 
zelnen Gemeinden der Diöcefe unter einander zur Einheit bringt und 
mit der Kirchenprovinz in Verbindung feßt, jo wird die Provinzial 
ſynode das Mittelglied zwiſchen den einzelnen Kirchenfreifen und der 
ganzen Landesfirche. Für die Herftellung diefer organischen Berbin- 
dung dit ein zwiefaches Verfahren möglich. Die Abgeordneten zur 
Provinzialiynode können nämlich zuvörderſt als unmittelbare Repräfen: 
tanten aller einzelnen Gemeinden der Provinz jelbft aufgefaßt werden 
und darnach aus jeder Localgemeinde befonders hervorgehen; oder die 
Deputirten erfcheinen nur ald mittelbare Vertreter der Ortögemeinden, 
indem fie direct aus den Kreisfynoden gewählt werden. In Frankreich 
wurde Anfangs die erſte Weife belicht, indem, da die erjte National: 
ſynode zu Paris 1559 hierüber nichts vorgefchrieben hatte, Die zweite 
Synode zu Poitierd 1560 beftimmte, daß aus jeder Gemeinde neben 
dem Geiftlichen ein bis zwei Aeltefte gefendet werden follten '). Dies 
änderte aber die fünfte Synode zu Paris 1565: „Weil eine große 
Zahl von Dienern und Velteften auf der Nattonalfynode ſehr hemmend 
und uns ſelbſt gefährlich ift, jo hat man beichloffen, daß die verfam: 
melten Brüder auf jeder Provinztaliynode ?) einen oder zwei Diener aus 
ihrer Mitte und eben fo viel Neltefte, welche die tüchtiaften und erfab- 
renften in Kircheniachen find, wählen follten, um fie zur National: 
ſynode zu ſchicken, zu welcher fie im Namen ihrer ganzen Provinz 
fommen >’). Dieje Ordnung, für welche abgefehn von der zu großen 
Zahl der Synodalmitalieder auch befonders fpricht, Daß nur folde 
Pfarrer und Aelteſte zu den höheren Kreifen als Vertreter gelangen 
jollen, welche ſich bereits in den unteren hinreichend bewährt haben, 
ging auch auf die niederländifche, cheinijche und andere Kirchen über *) 
und ift fpäterhin unverändert in Preußen beibehalten. 

Die Provinzialiynoden bedürfen wegen der fchwierigen Aufgaben 
die ihnen obliegen, wegen der Stellung, Die fie als obere Inſtanz 


1) Art. II (Aymon, tous les synodes nationaux I, 14). 

2) Kreiöfonoden (Colloques) entftanden erft 1572 (j. $. 50. S. 209. Anın. 6). 

3) Art. XXIII (Aymon, cit. I, 68). Vergl. Xechler, Geſch. der Presbpterials 
verfaffung ©. 82. 83. 

4) Synode von Emden 1571. Art. 85. 86 (meine Geſch. IV, 3. Urkunden 
S. 68) und in allen fpäteren Ordnungen feftgehalten, 
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über den Kreisſynoden einnehmen, wegen der umfangreicheren VBerwals 
tung, der tüchtigften Kräfte aus dem Bereiche der ganzen Provinzial: 
firhe. Daß dem presbpterialen Prineip entiprechend  Geiftliche und 
Aeltefte Mitglieder der Synode fein müffen, tft felbflverftändlich °). 
Frühere Provinzialfvnoden, befonders im Bereiche reiner Conſiſtorial— 
verfaffung beftanden nur aus Geiftlichen und landesherrlichen Beamten 
und fonnten fih für die Dauer nicht behaupten. Die im Jahre 1819 
in der ganzen preußiihen Monarchie gehaltenen Synoden wurden nur 
von den Superintendenten und einigen deputirten Pfarrer gebildet, 
die von 1844 in den öjtlichen Provinzen waren ebenfall® nur Geiſt— 
licyfeitöfpnoden. Seitdem find Feine Prov.-Synoden in den öftlichen 
Kandestheilen berufen; daß aber diefelben aus den Kreisivnoden her: 
vorgehen und zur Grundlage der Landesſynode dienen follen, ift wie 
derholentlicy früher und fpäter an manßgebender Stelle ausgeiprochen‘). 
Die Vorſchläge, welche in neuerer Zeit über die Bildung, Einrichtung 
und den Gejchärtöfreis der Prov.Synode gemacht worden find, fchlie- 
Ben ſich theild an die Anträge der Prov.-Syuoden von 1844, theils 
und vorzüglich, wie dieſe jelbft, au die rheiniſch-weſtfäliſche K.-O. 
an, So die Generalfynode von 1846 und die wiederholt abgegebenen 
Gutachten über Vollziehung des Art. 15 der Verf.-Urk., auch die 1856 
zu Berlin gehaltene (Monbijou :)Eonferenz, deren Vorſchläge, wie die 
der jegt beſtehenden Kreisiynoden bei der demnächſt erfolgenden Ein: 
richtung der Prov.-Synoden von den höchſten Behörden in forgfältige 
Erwägung zu ziehen fein werden. 

Gewiſſe Abweichungen der Zufammenjegung und Attribute der 
Prov.-Synoden in den öftlihen Provinzen von denen in Rbeinland - 
Weſtfalen, analog den Unterfchieden beider in der Geftaltung der 
Presbyterien und Kreisiynoden (1. 88. 66. 67. 75. 76), erſcheinen 
vollfommen gerechtfertigt, weshalb auch bei den früheren Borfchlägen 
ſtets dahin zielende Anträge geftellt wurden. 8 erfcheint daher nicht 
unangemeffen, da die rhein. =weitf. Ordnung im folg. $. ihre befondere 
Darftellung erhält, Hier den Entwurf mitzutheilen, den die Gen.s 
Synode 1846 für die öftlichen Provinzen aufgeftellt hatte 7): 


5) Ueber das Verbältnig der Anzahl der Geiftlihen und Nelteften ift viel ges 
ftritten. Es gilt bier im Allgemeinen daffelbe, was darüber in Beziebung auf die 
Kreisfonoden bemerkt ift (ſ. $. 76. Anm. 13); im Befondern ift aber zu erwägen, 
dag mannigfache Fragen auf den Prov. = Spnoden erörtert werden, welche eine gründ— 
fichere , theoͤlogiſche Bildung der Urtheilenden vorausfegen, daber eine größere Anzabl 
Geiftlicher erfordern. Die zweite franzöfifche Nationalſyn. von Poitiers 1560 befttmmte, 
daß bei fragen der Verwaltung (Faits etreglemens de police) alle Stimmen gezählt werden 
follten, wenn auch die Nelteften und Diafonen auf der Synode den Geiftlihen an Zahl 
überlegen frien, wogegen bei Fragen der Yehre (sur les articles de foi, de doctrine, ou 
d’heresie), wenn man fich nicht einigen fünne, die Nelteften und Diakonen erfucht werden 
jollten, ihre Stimmen auf einen mit der den Geiftlichen gleichkommenden Zahl zu_vedus 
ciren (Faits generaux art. X bei Aymon a.a.D. p. 17. Lechler a.a.D. ©. 82). 

6) Zu von Friedrich Wilhelm IV (j. $. 30. S. 138. Anm. 1) und dem Könige 
Wilbelm (ſ. 3. B. $. 54. 5. 226. Anm. 56). os 

7) Verhandlungen der Generalfpnode I, 552 f. 11, 132. Richter, überfichtl. 
Darftellung der Verhandlungen S. 558 — 560. Die den Beftimmungen über die Ge: 
meindefirchenräthe und Kreisfonoden analog fort zu bildenden Prov. = Synoden werden 
mebrfach anders geftaltet werden müſſen, als die Gen. = Synode vorgejchlagen batte. 
Da ohne fpeciellere Motivirung eine Darlegung dieſer Modificationen nicht wohl thun— 
lich erfcheint, enthalten wir uns bier derfelben. 
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| Die Provinzialiynode, 

I. ($. 22.) Die Mitglieder der Provinzialfynode find: 

1) Der General» Superintendent der Provinz. 2) Die ſämmtlichen 
Superintendenten aller Kreife und der Militär: Oberprediger. 3) Ein 
Geiftliher und ein Xeltefter, die von jeder Kreisfynode hierzu gemäblt 
werden. 4) In Provinzen, welde eine Univerfität haben, ein Pro— 
feffor der theologiichen und ein Profeſſor der juriftifchen Facultät, die 
von den epangeliichen Mitgliedern der betreffenden Facultäten gewählt 
werden. In den ofen welche Feine Univerſität befigen, treten 
zu der Synode Profefforen der Univerfität einer andern Provinz, 
welche das Kicchenregiment beftimmt. 5) Ein Director: des theolo: 
gifchen Seminars, 6) Ein Schulfeminar» Director. Sind deren meh» 
rere in einer Provinz, fo alterniren fie. 7) Ein evangelifher Gym: 
nafial- Director, welchen die ſämmtlichen evangelifchen Directoren der 
Provinz wählen. 

11. ($. 23). Der General» Superintendent ift der Vorfißende der 
Provinzialiynode.. Er wird vom Könige auf Lebensdauer ernannt, 
aber vor feiner Ernennung der Provinzialfynode bezeichnet und deren 
Gutachten über ihn vernommen. Dazu wählt die Synode auf ſechs 
Jahre einen Affeffor, der zugleih der Vertreter des General: Superin: 
tendenten in feiner Gigenfchaft als Präjes der Synode ift, und einen 
Schreiber aus den geiftlihen Mitgliedern. Diefe bilden das Mode: 
ramen der Provinzialiynode. 

III. (8. 24). Ein Königliher Commiſſar ift befugt,. der Synode 
beizumohnen, und die Rechte der Stuatsgewalt wahrzunehmen. Auch 
fönnen die ſämmtlichen Veitglieder des Conſiſtoriums mit Dienftlicher 
Grlaubnig an der Beratbung der Synode Theil nehmen, doch ohne 
Stimmredt. 

IV. ($. 25). Die Provinzialfynode verfammelt ſich mindeftens 
alle 3 Jahre. 

V. ($. 26). Die Provinzialfynode hat den kirchlichen Zuftand 
der Provinz in Lehre, Eultus und Disciplin zu überwachen und bei 
wahrgenommenen Gebrehen Anzeige und Beſchwerde an das Conſiſto— 
rium gelangen zu laffen. Es müffen ihr zu dem Ende auch die Ans 
träge der Kreisiynoden duch das Conſiſtorium mitgetheilt werden. — 

Sie nimmt an der Prüfung der Gandidaten dur Abgeordnete 
aus ihrer Mitte mit Stimmredt Theil. 

Wenn gegen einen Geiftlihen wegen der Lehre oder wegen eines 
Berhaltens, das ſich auf feine Anficht von der Lehre gründet, ein 
Disciplinars» Verfahren eingeleitet wird, jo darf das Conſiſtorium das 
Endurtheil allein nicht füllen, fondern nachdem die Inſtruetion ges 
fchloffen ift, werden zur Füllung deſſelben eine den Conſiſtorial-Mit— 
gliedern gleiche Anzahl Mitglieder der Provinzialiynode, welche diefe 
auf drei Jahre zu dieſem Zwecke, und zwar zu gleichen Theilen aus 
geiftlihen und weltlichen Mitgliedern wählt, und ebenjo zwei Mitglie- 
der der theologischen Facultät, deren eines das Mitglied der Synode 
ift, deren anderes von der Facultät auf drei Jahre gewählt ift, ein» 
berufen. Diefe bilden mit dem Confiftorium zufammen das Disciplis- 
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nargericht. Die vorläufige Suspenfion eines angefhuldigten Predigers 
ift-dadurd nicht ausgeſchloſſen. 

Die Synode faßt über die Firhlihen Angelegenheiten Bejchlüffe, 
dieſe werden aber erſt, wenn fie Die Genehmigung der landesherrlichen 
Behörden erhalten, zu firdlichen Anordnungen. Die Synode gieht 
Gutachten über firhlihe Gegenftände, welche ihr von der Kirchenbe- 
hörde zur Begutachtung vorgelegt werden. 

Die Einrihtungen, welche die eigenthümliche und rechtlich aner- 
fannte Grundverfaflung der beftimmten Provinz in Lehre, Gultus oder 
organifchen Einrichtungen ausmachen, können nicht abgeändert werden 
ohne Zuftimmung der Provinzialſynode diefer Provinz; Doch find Die 
PBrovinzialiynoden den Beihlüffen der Landesſynode in allgemeinen 
Angelegenheiten untergeordnet. 


8. 79, 
Die Provinzialfynoden von Aheinland und Weflfalen. 


„Die in derjelben Provinz zu einem kirchlichen Verband vereinig- 
ten Kirchengemeinden bilden die Provinztalgemeinde.“ „Die Pro: 
vinzialgemeinde hat ein Presbyterium, genannt Provinzialfunode, 
zur Beforgung der Angelegenheiten der Provinzialgemeinde “'). 

In Weftfalen und der Nheinprovinz beftand bis zum Ende des 
vorigen und zum Theil bis zum zweiten Decennium des jeigen Jahr— 
hunderts wegen der verjchiedenen Landesherrſchaften eine größere Zahl 
von reformirten und lutheriſchen Provinzialgemeinden und Provinzials 
ſynoden, welche aber mehrfach durch bejondere Deputirte mit einander 
in Gorreipondenz traten. In Weftfalen bildeten die Lutheraner und 
Reformirten bejondere Provinzialiunoden in der Grafſchaft Mark, die 
Erjteren in Berbindung mit der Claſſe der Herrihaft Gimborn : Neu: 
ftadt (bis 1783) !), der Grafihaft Hohen» Limburg (bis 1807) ?), die 
Zegteren gleichfalld verbunden mit Hohen» Limburg (bis 1788) u. a. ®). 
In der Rheinprovinz beftanden eben jo confefftionell gefonderte Provin- 
eher in Gleve, Jülich, Berg, von denen die beiden leßteren 
utherifcher Seitd vereinigt waren. ı Zu Cleve gehörte auch Gehmen 
reſp. bei den Lutheranern und Neformirten, zu dieſen auch Geldern 9). 
Weitere Vereinigungen hatten zeitweife auch ſonſt flattgefunden oder 
waren wenigftens verfudht worden. Erſt nad der Begründung der 
preußiichen Herrichaft in allen dieſen Gebieten eröffnete fid) die Mög— 
lichkeit zu einem allgemeineren Zufammenfchluffe derſelben. Zuerſt 
ging das Gouvernement dabei von der Abſicht aus, es ſolle in der 
Negel jeder Negierungsbezirt eine firchlihe Provinz enthalten, außer 
wo nur ein geringer Theil von Proteftanten beſtehe ’). Seit 1817 
wurde num nad und nad die Erweiterung der Kreife herbeigeführt. 


1) Rhein. = Weitr. K.:D. $$. 44. 45. 

2) Meine Geich. IV, 3, 285. 286. 394. 427. 

3) a. a. D. 428, 
. . 391. 392. 403. 

. 864. 


320 Buch II. Die Verfaffung. Abſchn. IT. Presbpterien — Synoden. 


In Weſtfalen bildete die Grafihaft Mark, in der die Provinzialiyn: 
oden faſt ohne Unterbrechung fett dem Anfange des 17. Jahrh. gebalten 
wurden, den Mittelpunft der Bereinigung %). Nachdem die 18Tfte 
Synode der Neformirten im Juni 1817 zufammengetreten war, folgte 
im Septbr. d. 3. die vereinigte futherifch > reformirte Provinzialſynode, 
welche im folgenden Jahre und ſeitdem öfter unter Theilnahme von 
Deputirten der früher ſelbſtſtändigen Bezirfe Dortmund, Soeſt, Lipp— 
ftadt, Zeflenburg, Hoben Limburg u. a. wiederholt wurde. Im J. 
1830 ftand bereits der Beichluß feft, ganz Weitfalen in Eine Kirchen: 
provinz unter eine gemeinfame Ordnung zu bringen. In den Rhein 
landen ”) beftanden zuerſt wie zwei polttiiche audy zwei firdliche Pro— 
vinzen mit zwei Gonfiftorien und zwei Provinzialivnoden von Jülich— 
Cleve⸗ Berg und vom Niederrhein, welche feit 1818 mit Ausdehnung 
auf die früher nicht presbyterialen Diftricte- wiederholt gehalten wur: 
den. Eben jo wie Weftfulen hierauf als Eine Kirchenprovinz aner— 
fannt find fie feit 1835 zu tvegelmäßigen die gefammten Rheinlande 
umfaffenden gemeinfamen Provinzialfynoden zufammengetreten. 

Die im dritten Abſchnitt in der 8.-D. von 1835 enthaltenen 
Beitimmungen über die Provinzialfynoden beruben im Wefentlichen 
auf den Älteren reformirten und futherifchen K./O. von 1662, 1687 
dem luther. Summarifchen Beariff und der Synodalordnung von 1817). 

Die Provingialfynode befteht?) aus dem Präfes, Aſſeſſor 
und Scriba diefer Synode, aus den Superintendenten der Provinz’) 
und aus geiftlichen und weltlichen Deputirten der Kreisfunoden. Jede 
Kreisfynode wählt dazu einen Pfarrer und einen Nelteften « Kird)- 
meifter *%) oder Diafonen ") aus dem Kreife. Für die Deputirten 
Pfarrer und Helteften oder Dinfonen (veip. Kirchmeifter) werden Stell: 
vertreter gewählt). Verzieht ein Abgeordneter aus dem Kreisfunodal: 
bereiche,, fo tritt eine Neuwahl ein). Gin auf der Kreisfunode nicht 
zugegen gewefener Kreisältefter Fann dennoch zum Mitglied der Prov.= 
Synode gewählt werden; e8 tft jedoch wünſchenswerth, daß nur folche 
zu Mitgliedern der Prov.- Syn. gewählt werden, welde den Kreis- 
iunoden beigewohnt haben '%). Die evang.-theologiſche Facultät (zu 
Bonn) bat das Recht ſowohl zur weſtfäl. als zur rbein. Prov.-Syn. 
einen aus ihrer Mitte gewählten Deputirten mit vollem Stimmredt 


6) u.a. D. S. 808 ff. 

7) a. a. O. ©. 868 ff. 

8) Vergl. ga Gefh. a.a.D. Urkunden 9.658 ff. (vergl. oben $$. 17—19). 

9) 8.20. $. 85. 

Ya) Wenn der Aſſeſſor der Prov.-Syn. ein Superintendent ift, wird die betr. 
Sireisfpnode duch ibren Affeffor befonders vertreten (VII. weftf. Syn., Beſchluß 257, 
anerfannt durch Beſcheid v. 15. Mai 1857). 

10) S. $. 75. Anm. 15 cit. 

m) R. v. 25. Auguſt 1853. Nr. 21, 1 (Bufaß 1 zu $. 45 der 8.:0.). 

12) R. v. 1853. Nr. 21, 2 (Zufaß 2 zu $: 45) und zwar für Jeden zwei 
Stellvertreter (VII. weitf, Syn., Beſchluß 96, beftätigt 17. Auguft 1854. Nr. 78). 

13) N. v. 1853. Nr. 21, 3 (Zufap 3 gu $.45). Die im $. 75. Anm. 19. 20. 
Al angeführten Vorfchriften gelten, wie Für die Deputirten der Kreisfpnoden, auch für 
die Deputirten der Prov. = Ennoden. 

14) R. v. 6. Novbr. 1839. Nr. 1 (Bejcheid auf die weſtf. I. Synode). Das 
das Mandat des deputirten Prarrers und Aelteſten fich auf zwei Synoden erſtreckt, ift 
abgelehnt (f. IV. rhein. Syn, $. 09. V.$. 19. X. $. 26). 
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abzufenden, unter VBorausfegung der Fortdauer ihrer flatutarifchen 
firhlihen Stellung und einer angemeffenen Einwirkung der Kirche auf 
die Belegung der Facultät '). 

Dem Militärs Oberprediger tft die Theilnahme an den Verband: 
lungen der Prov.-Syn. ohne Stimme, auch ohne berathende, zu ge— 
ftatten '%). Dazu find auch vom Präſes einzuladen die geiftlihen Mit: 
glieder der Landesbehörden und der Präfes der rhein. Prov. - Syn. "). 
Wahlfähige Candidaten find, mit Vorbehalt der Erwägung des Er— 
folgs, als Zubörer zuzulaffen '%). Gelegentlicyhe Erklärungen und thats 
ſächliche Aufflärungen anmwefender Gäfte, wenn fie von Erheblichfeit 
find, könuen zum Protofoll genommen werden *2). 

Das Präfidium der Prov.-Syn. ') befteht aus einem Geiſt— 
lichen, -welcher den Titel: Bräfes der Prov.-Syn. führt, und einem 
geiftlichen Subftituten, welcher Affeffor der Prov. Syn. heißt. 
Beide werden von der Prov.:Syn. aus Geiftlichen des Prov. - Syn: 
odalbereich8 durch abfolute Stimmenmehrheit *) auf 6 Jahre gewählt, 
und treten in ihre Functionen, wenn fie die — —— des Ev. O. 
Kirchenraths ?') erhalten haben *!*). Wird die Wahl nicht genehmigt, 
jo jegt der bisherige Präfes und Affeffor fein Amt bis zur nächften 
Synode fort ?). Fur den Affeffor wählt die Synode einen Stellver- 
treter auf 6 Jahre *»). Präſes und Affeffor können nach Ablauf der 
ſechsjährigen Frift wieder gewählt werden, Fir die Dauer der Ver: 
ſammlung wird ein Geiftlicher aus ihrer Mitte zum Scriba (Pro— 
tofolifühbrer) gewählt und für denfelben, ein Subftitut “). 

Die Prov.-Synode verfammelt fih °) in der Regel alle 
3 Sahre in einer Stadt des Synodalbereichs nah Wahl der Synode, 
und zwar, wenn fein entfchiedenes Hinderniß eintritt, fpäteftens im 
Monat Auguft *). In außerordentlihen und dringenden Fällen kann 
der Präfes, mit Genehmigung des Kirchenregiments, die Stimmen 


15) R. v. 1853. Nr. 21, 4 (Zufaß 4 zu 8.45). Vergl. IN. rhein. Syn. $.8. 
Ueber die ſämmtlichen Facultätsmitalieder als Gäfte ſ. m. eben dafelbft. 

16) R. v. 6. Novbr. 1839. Nr. 13 (Befcheid auf die weftf. Il. Synode). 

17) 1. weftf. Syn. S. 24. 

18) IV. weitf. Syn., Beihluß 35 (beftätigt 5. März 1847). 

18a) V. weſtf. Syn. S. 79. 

19) K. ⸗O. $. 46. 

20) Die Vorſchrift der K.=D., welche nur relative Majorität fordert, ift geändert 
durch R. v. 25. Auguft 1853. Nr. 22, 1 (Zufaß 1 au $. 46). 

21) Allerb. Erl. v. 29. Juni 1850. $. 1. Nr. 1 (f. $. 39. S. 168. I, 1). Die 
K.⸗O. nennt noch das geiftl. Minifterium. 

21a) Die bei den Conflitorien und Regierungen angeftellten geiftlihen Räthe, 
welche zugleich als Pfarrer fungiren, fünnen zu Moderatoren erwählt werden; doch 
haben fie zur Annahme diefes Nebenamtes die Erlaubniß ihrer Vorgefegten nachzu— 
fuchen (Beicheid v. 4. Octbr. 1836 auf die 1. weftf. Syn. zu S. 42). 

22) 1. weſtf. Syn. ©. 31. 

23) NR. v. 25. Auguft 1853. Nr. 22, 2 (Zuſatz 2 au $. 46). 

24) 1. weſtf. Syn. S. 31. Nach der rhein. Gefchäftsordnung $. 9 (IX, Syn. 
S. werden dem Scriba zwei Gehilfen aus den Mitgliedern der Synode bei— 
gegeben. 

25) 8.:D..$. 47. 

26) VII. weitf. Syn., Beichluß 97 (beftätigt 17. Auguſt 1854. Nr. 28). Beide 
Zroo. « Spnoden balten ibre Sigungen möglichft gleichzeitig. K.-O. 8. 52. a (f. unten 

nm. 52). 
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der Mitglieder Ichriftlich erfordern, oder auch die Prov.»Syn. außer- 
ordentlich verfammeln “). Im Verhinderungsfalle wird der Präſes 
durch den Affeffor vertreten. Beim Abfterben oder Abzug deſſelben 
ſchreitet die Prov.“Son. bei der nächſten Verſammlung zu einer neuen 
Wahl, bis wohin der Aſſeſſor die Stelle des Präſes vertritt *). 

Die Provinzialfynmode*”) wacht über die Erhaltung der Rein: 
heit der Lehre im Kirchen und Schulen ») und der in der Provinz 
geltenden 8.:D. Sie prüft und genehmigt die zum Leitfaden beim 
Religionsunterrichte zu gebrauchenden Lehrbücher und Katehismen “), 
wie auch die Geſangbücher *). Ste bringt ihre Bejchwerden über Ver— 
legung der firhlihen Ordnung, über eingeihliene Mißbräuche im 
Kirchen: und Schulweien, jo wie über die Führung von Geiftlichen 
und Kicchenbeamten, und ihre desfallfigen Anträge an die betr. Be— 
börden. Sie beräth die Anträge und Gutachten der Kreisfpnoden 
hres Bereichd und faßt Über die inneren firchlichen Angelegenheiten 
Beichlüffe. Die Beichlüffe der PBrov.- Syn. treten aber erft dann in 
Kraft und Ausführung, wenn fie die Beftätigung der competenten 
Behörden erhalten haben). Ste nimmt an den Prüfungen der Gans 


27) R. des Eult.-Min. v. 6. Septbr. 1836, v. 19. Septbr. 1836 (Hermens, 
Sandbuch 3, 680), des O.-K.-Raths v. 25. Auquft 1853. Außerordentliche Synoden 
find bisher gehalten in Weſtfalen die fünfte im Märg 1849 zu Dortmund, in Rhein— 
(and gleichzeitig zu Duisburg (als fechfte Synode beionders gezählt). 

28) 8.0. $. 48. Vergl. Anm. 22. 

29) 8.:0D. $. 40. 

30) Vergl. K.-⸗O. $. 117. „Die Grziebung der Jugend zur chriftlichen Er: 
fenntnig und Frömmigkeit in den Schulen fteht unter der Aufficht der Kirche.’ Der 
Synode bleibt unbenommen, vermeinte Uebelftinde bei Ertheilung des Religionsunter— 
rihts auf den Gymnaſien, höheren Bürgerſchulen und Schullebrers Seminarien, Die 
ur Anzeige fommen, in Beratbung zu nehmen und deshalb Anträge bei der vorges 
jepten Behörde zu machen (Beſcheid v. 9. Februar 1840 auf die 11. weitf. Syn. 
Beral. VII. rhein. Sun. $. 136). Die Ueberwachung der Neinheit der Lehre in 
Kirhe und Schule befchränft fich nicht auf das Lehren innerbalb der Mauern der 
Kirchen und Schulgebäude. Daber übt die Prov.= Synode auch ihr Genfuramt über 
die fchriftitellerifche Thätigkeit der GSeiftlichen außerbalb der Kirhe und Schule (V. 
weitt. Syn., Beichluß 112. Vergl. Il. weitt. Syn., Beſchluß 155 nebft dem Bes 
fiheide v. 25. Juni 1842). 

Veber die frühere Pirchliche Büchercenfur j.m. Syn. Emden 1571. $.51. 
Nef. K.-O. v. 1662. $. 27 und viele Schlüffe der Spnoden (meine Geſch. IV, 3. 
Urkunden S. 60. 183. 252 u. a.). 

Ueber das Verhältniß der Synode zu den Schulrequlativen v. 1854 f. m. !X, 
rbein. Syn. $ .94. 95. 

31) K. -O. S. 106, gedruckte wie ungedrufte Bücher, V. weftf. Syn., Beſchl. 130. 

32) K.⸗O. $. 77. Die Berbandlungen beider Spnoden enthalten fpecielle Ver— 
bandlungen über die einzelnen Katechismen und Sefangbücher, welche für beide Pros 
vinzen zuläffig find. M. j. auch Buch II, Abſchn. II. 

33) Ausdrüdliche Beftätigung des geiftl. Minifterii fordert N. v. 6. Nov. 1839, 
Nr. 3 (zur 11. weſtf. Syn.). Aus dem Bercheide auf die VI. weitf. Spn. vom 
27. Auguft 1853. Nr. 1 (f. VI. weltf. Son. S. 77) „Die Befchlüffe 1— 134 
find tbeils folche, welche fih auf den innern Geſchäftsgang der gehaltenen Synode bes 
ziehen und daber einer Beftätigung nicht bedürfen ’’ ift jedoch zu viel gefolgert (j. VII. 
weitf. Spn., Beſchluß 13. Dazu Beſcheid v. 17. Auauft 1854. Nr. 1), doch ift im 
Beſcheide v. 28. Juni 1850 auf die außerord. V. weſtf. Syn. zu 2 bereits erklärt: 
„daß die Nechte der Prov. » Syn. gewilfenbaft anerkannt und gefihügt werden follen, 
und das Die Behörde fich nicht für berechtigt balte, in Sachen der Lehre und des 
Gultus anders als im Einvernehmen mit der Synode Anordnungen für die Provinz 
zu treffen.” Eben fo in dem Beſcheide vom 28, Juni 1850. Nr. 3 auf die rbein. 
außerord. VI. Synode. 
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didaten pro licentia und pro ministerio durch Abgeordnete aus ihrer 
Mitte, deren Zabl der der Räthe des Eonfiftoriums der Provinz gleich 
ift, mit vollem Stimmrecht Antheil ). Sie bequtachtet die Firchlichen 
Gegenftände, welche ihr von der aeiftlichen Behörde zur Begutachtung 
vorgelegt werden. Sie führt die Auffiht über die Kreisſynodal— 
Wittwen-*) und die Synodals Kaffen “) ihres Bereichs. Sie wählt 
ihren Präſes, Affeffor und Scriba. 

Der Präfes der Prov.:Synode?”), im Berhinderungsfalle 
der Affeffor, beruft die Prov.-Spnode *), leitet die Verhandlungen 
derjelben *), jorgt für die Beobachtuug der äußern Ordnung, fammelt 
die Stimmen, giebt bei deren Gleichheit durch feine Stimme den 
Ausschlag **), und faßt die Beichlüffe nad der Mehrheit der Stimmen 
ab). Zur Faſſung eines Beichluffes der Prov.Synode wird Die Anz 
weſenheit von zwei Dritteln der Glieder derfelben erfordert *). Aus 
der Wahl der Synode gehen auch die erforderlihen Commiſſionen 
oder Deputationen hervor, welche aus ihrer Mitte einen Vorfigen- 
den und Referenten ernennen *). 





—— 


35) Auch die Aufiicht über die märfifch = lutberifche und alle Wittwen = Kajfen, 
die nicht Kreisfonodal = Wittwenkaffen find, und über den reformirten Synodalfund ftebt der 
Prov. = Synode zu Ell. weitf. Synode, Beſchluß 35 nebſt Beſcheid vom 25. Juni 
1842). Daß tümmtliche Wittwen- und Waifenfafjen der Provinz zum Neffort der 
Prov. = Spnode gehören, jprach auch die IV. rhein. Synode $. 74. verb. $. 22. aus. 
M. ſ. noch — 52* Buch II. Abſchn. 4 

36) S. unten Buch III. Abfchn. 4, 

37) 8.0. $. 50. . 

38) Zu einen von ibm beftimmten Tage (I. weſtf. Syn. S. 31). 

39) Die Gejhäftsordnung für die weftfäl. Prov.-Syn., entworfen 
auf der I. Synode, Anlage F. S. 116 ff., ift fpäter geändert. Die von der IV. 
Syn. (Befhluß 291) angenommene (Anlage XIV. Kol. 54. 55. Hagens, K.-⸗O. 
Anlage Il. a. S. 110 — 112) ift beftätigt im Befcheide vom 5. März 1847. Dazu 
f. m. Ergänzungen IX. Syn., Beſchl. 103. 322; X. Syn., Beſchl. 2. 1499. Die 
Sefhärtsordnung für die rbein. Prov.-Syn. der Il, Synode, nah er- 
folgter Revifion auf der II. Synode $. 7 nebit Anlage A. S. 157—161, proviſoriſch 
beftätigt am 22. Juni 1842, ift erjegt durch Die auf der IX. Synode $. 127 (vergl. 
vi. Spn. $. 52) feitgeftellte, in der Anlage R. S. 392 — 395, genehmigt unterm 
11. Februar 1857. Dazu Nachträge X. Syn. $. 115. XI. $. 111 und neuer Ente 
wurf dafelbft Anlage X. S. 377 f. 

39a) Bei Wablen, die mit geichloffenen Zetteln gefcheben, fann der Präfes durchs 
2008 entjcheiden fafjen (Rhein. Geſchäftsordn. $. 22). 

40) Separatvota der Minorität werden weder verlefen, noch die Namen der in 
derfelben Stehenden zum Protokoll vermerkt, noch erftere mit abgedrudt. Sie bleiben 
als Beilagen beim Brotofol (Weſtfäl. Gefchäftsordnung 8. 18. Vergl. V. weſtf. 
Syn. S. 35. 61. — Rheiniſche Geſchäftsordnung $. 24. VI. rhein. Syn. $. 47). 
41) R. v. 25. Auguft 1853. Nr. 23 (Bufap zu $. 50 der K.⸗O. ). ß 
12) Rhein. Geſchäftsordn. $$. 13. 14., weſtfäliſche $. 9. Verb. VII. weſtf. 
Spn., Beſchluß 825 X. Syn., Beſchluß 2. Der Präſes ift Mitglied aller Commiffionen, 
aber nicht berechtigt, folche jelbft zu ernennen (IM. weftf. Syn., Befchluß 2). _Die 
rhein. Synode beftellt bald mehr, bald weniger Commiſſionen; zufeßt hatte fie 6 Com— 
"miffionen: 1) für Berfaffung und K.⸗“O., 2) für äußere —, 3) für innere firchliche —, 
4) für liturgifche Angelegenheiten, 5) für Schuls Angelegenbeiten, fowie für Lehre und 
Bekenntniß, 6) für Finanzen. Die weftfälifhe Synode hält 11 Gommiffionen: 1) für 
Kirche und Berfaffung, 2) Schulfahen, 3) Liturgie, 4) Gollectenwefen, 5) Katechismen 
und Sefangbücher, 6) Innere Miffion, Hausandacten, 7) Dotation der evang. Kirche 
und Armenpflege, 8) Adrefien und Petitionen, 9) die märk.-luther. Predigerwittwenz 
Gaffe, 10) den märk, reform. Synodalfond, 11) das Prov.s Sehnunstwelen. 


21* 


324 Buch II. Die Verfaffung. Abfchn. II. Presbyterien — Synoden. 


Der Prüfes ift der.erfte Abgeordnete der Prov.- Syn. zu den 
Prüfungen der Bandidaten; er bat das Recht den Kreisſynodalver— 
jammlungen mit vollem Stimmrecht beizuwohnen; er führt die Corre— 
jpondenz mit den Behörden über alle Angelegenheiten der PBrov.» 
Synode *); er repräfentirt bei der Einweihung neuer Kirchen Die 
Prov. Synode *), 

Die Prov.:Syn. wird mit Gebet und Rede des Präfes eröffnet 
und gefchloffen *). Nachdem die Arbeiten des erften Tages beendet 
find *), wird in’der Kirche eine kurze Vorbereitungsandadht zur Abend: 
mahlsfeier gehalten. Am zweiten Tage ift feterlicher Gottesdienft und 
die Synode feiert die Communion *), Die Predigt wird von dem— 
jenigen gehalten, welcher von der Synode beauftragt worden *). Der 
Präjes theilt das heilige Abendmahl aus, wobei ihm der Geiftliche, 
welcher die Synodalpredigt gehalten, affiitirt. 

Der Generalfuperintendent wohnt den jedesmaligen Verhandlun— 
gen der Provinzialfynode bei, um die Rechte des Staats wahrzuneh- 
men, und kann an die Synode Anträge machen %). An die Stelle 
des Gen.-Superint. fann auch ein anderer königlicher Commiſſarius 
evang. Bekenntniffes als Vertreter des Iandesherrlichen Kirchenregi: 
ments zur Prov.-Syn. abgeordnet werden, welcher den Berhandlungen 
beizuwohnen, das Wort in denfelben jederzeit zu ergreifen und Anträge 
an die Synode zu mahen befugt ift ®). 

Die Acten der Prov.-Syn.°') werden ald Manufeript gedrudt. 
Jedes Presbyterium erhält davon 2 Exemplare, von Denen eins unter 
den Presbyterialen cireulirt, das andere im Kirchenarchiv aufbewahrt 


43) Darnach bat er auch den nöthigen Sefchäftsverfehr im Gange zu erhalten, 
und die von der Synode oder den geiftlichen Behörden getroffenen Ginfeitungen weiter 
zu führen. Dagegen folgt aus der K.-O. nicht, daß der Präfes in der Zwifchenzeit 
von einer Synode zur andern, gewiffermaßen die Synode felbft reprälentire und daß 
deren Befugniffe interimiftifh auf ihn übergingen (Befcheid vom 25. Juni 1842 auf 
den Beſchluß 132 der III. weftf. Spn.). Zur Dedung der Correfpondenzkoften erbält 
der Prüfes jährlich 100 Thlr. (11. rhein. Syn. $. 74, beftätigt 10. Detbr. 1839). 

44) Die Einweihung neuer Kirchen erfolgt durch den Gen. = Superintendenten (NR. 
v. 6. Novbr. 1839. Nr. 4, Befcheid auf die IL. weſtf. Spn.). 

45) 8.0. 8. 5l. 

46) Die Sigungen beginnen jedesmal mit Gebet und mit Anftimmung eines 
Liederverfed und werden mit dem Segenswunfch befchloffen (VII. weftf. Syn., Bes 
ſchluß 5. Gefhäftsordnung $. 6. Rheiniſche Sefchäftsordnung $. 28). 

47) Diejenigen Synodalen, welche Bedenken haben, daran Theil zu nehmen, find 
nicht zwangsweife verpflichtet (f. IX. weftf. Syn., Beihluß 119. X. Beſchluß 150. 
Vergl. dafelbft 5. 64. 65); doch wird erwartet, daß Niemand das Mandat zur Syn. 
annehmen werde, der fich in feinem Gewiffen behindert fieht, an der gemeinfamen 
Abendmahlsfeier Theil zu nehmen. 

48) Die Wahl der Concionatoren erfolgt durch relative Majorität in der legten 
Sigung (Rhein. Gefchäftsordnung $. 29, weſtfäl. $. 21). 

49) K.:D. $. 148. 


50) R. v. 25. Auguft 1853. Nr. 47 (Zufaß zu $. 148 der K.⸗O.). 

51) 8.=D. $. 52. Der Bericht des Präſes wird in feiner urfprüngfichen Form 
mit abgedruckt, doch bfeibt es dem Präfes überlaffen, über den Abdruck fvecieller Ber 
fege und vertraulicher Mittbeilungen des Berichts frei zu verfügen (III. weftf. Syn., 
Beſchluß 37. 38, beftätigt unterm 25. Juni 1842). Das Präfidium theilt auch den 
ſämmtlichen Kreisfynoden am Ende jedes Jahres die allgemein intereffanten Verbands 
lungen der Kreisfynoden in berichtlicher Ueberfiht mit (Rt. v. 6, Rover. 1839. Nr. 9 
jur Il. weftf. Syn.). 
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wird. Außerdem erhält jeder Deputirte ein Exemplar *); desgleichen 
fendet der Präfes die Acten an die Behörde. Den Drud und die 
Bertheilung der Verhandlungen Hat der Präjes binnen drei Monaten 
zu veranlaffen °°). 

Für den Zwed einer einheitlichen Fortbildung und weiteren Ent: 
wickelung der die Provinzen Weftfalen und Rheinland verbindenden 
Kirchenverfaffung werden beide J———— ihre Sitzungen mög— 
lichſt gleichzeitig halten und ſonſt in angemeſſener Weiſe in Verbin— 
dung kreten ). 


$. 80, 
4) Die Landeskirche und die Landesfynoden. 


Die fynodale Ordnung findet in einer einzelnen Landeskirche ihren 
natürliden und nothwendigen Abihluß in der Landesſynode: 
denn der Synodalverband als ein landesfirhlicher kann nicht auf ein- 
elne Fleinere oder größere Theile der Landeskirche felbit in ihrer Son» 
erung und Trennung von den übrigen befchränft, bleiben, fondern 
bat die Aufgabe fowohl die einzelnen Gemeinden mit den Kreijen und 
dDiefe mit den Provinzen, als die legteren ald Glieder der Kirche des 
ganzen Landes unter» und mit einander in Verbindung zu fegen. 

Wenn der Allerb. Erlaß vom 5. Juni 1861 zunächſt für Die 
Provinz Preußen und dann für die übrigen öftlihen Landestheile ver- 
ordnet: „In ſämmtlichen Didcefen find regelmäßige Kreisfynoden eins 
— deren Aufgabe es ſein ſoll, die kirchlichen Intereſſen der zu 
hnen verbundenen Gemeinden . . ...zu fördern und zu vertreten, und 
zugleich für die höhere Synodalftufe (Provinzialfynode) zu bilden“ '), 
womit dem Sinne nah auch die K.⸗O. für Rheinland» Weftfalen 
übereinftimmt ?), fo gilt daffelbe von den Provinzialfynoden in Bezug 
auf die Förderung und Vertretung der Kreisfpnoden?) und die Bildung 
der Landesſynode *). 


52) I. weftf. Syn. S. 31. 32, 


1) Nr. 1 (Aktenft. des D.-K.-R. 13, 124). 

2) K.-O. $. 37. 

3) K.-D. von Rheinland = Weftt. Abfchn. III. $. 44 fola. 

4) Es Bene dies die mannigfachen Berbandlungen über Bollziebuna des Art. 15 
der Verf.-Urk. (f. oben $$. 24. 54) und die übereinjtimuus AAr 
geiſtlichen Minifteriums und evang. Oberkirchenra 
. B. den Beſcheid v. 27. Novbr. 1860 auf 
127 Gerhandlungen S. 63. 64) wegen Be 
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Während in den Ländern, in welchen die Kirchenverfaffung eine 
presbyteriale Grundlage hatte, die Generalſynoden fib dauernd erbiels 
ten, es jet denn Daß, Die evang. Kirche ſelbſt gewaltiam ausgerottet 
wurde oder fonftige außerordentliche Hemmungen eintraten, gewannen 
in den Zerritorien reiner Gonfiftorialordnung die Synoden feine bfei- 
bende Stätte. So auch in der preußifhen Monarchie, wie Dies mit 
Rückſicht auf die Verſchiedenheit in den weitlichen und öftlichen Pro: 
vinzen oben ($. 48 folg.) bereits dargeftellt ift. Als 1815 die Reor— 
ganifation der Landesfirche begonnen wurde, faßte man auch fogleidh 
eine Landesiunode ind Auge. Der Cab.-O. v. 16. Novbr. 1816 ge 
mäß erflärte das Eirc.-R. v. 2. Januar 1817 No. 8°): „Um Diele 
Vorbereitungen eines beffern Zuftandes der evana. Kirche (No. 1—T) 
zu einem feften und großen Ziel zu führen, wollen des Königs Mar 
jeftät, Daß nach Verlauf von 5 Jahren über Die Vorſchläge der Kreis— 
und Prov.-Synode zur Verbeſſerung des Kirchenweſens eine Generals 
ſynode in Berlin zufammenberufen, und deren Beſchlüſſe Sr. Majeftät 
vorgelegt werden follen.‘ In dem Entwurfe der Synodalordnung 
von 1817 (f. oben $. 53 ©. 216) tft deshalb ein weiterer Plan nod) 
nicht mitgetheilt und am Schluffe nur bemerft: ‚Was endlich Die 
Landes » Gemeine und Generalfynode angeht: fo werden die Confiſto— 
vien darüber zu feiner Zeit die näheren Gröffnungen erhalten.‘ Der 
König ſelbſt erinnerte in der Cab.“O. v. 4, Octbr. 1821 an die vor: 
behaltene Generalfunode und erflärte ſich beftimmter darüber in der 
Cab.O. dv. 9. April 1822 %. Der Minifter follte zur Vorberathung 
durch die Gonfiftorien , ee N Ortöpfarrer und Presby— 
terien eine Jmftruction entwerfen. „Dann, fagte der König, will id 
die Zufammenberufung einer Generalſynode bier in Berlin genehmigen, 
und, im guten Vertrauen, zugeben, daß zu deren Abhaltung in jedem 
Gonfiftorialbezirfe durch freie Wahl zwei Geiftliche von jeder Eonfeifton 
und ein weltlicher Beamter ernannt werden, die, im Befiße der erfor 
derlichen religiöien Bildung und der achörigen Gefhäftsgewandtbeit, 
das Öffentliche Vertrauen haben, und die man in folder Qualität als 
Repräfentanten ſämmtlicher Gemeinden einer Provinz anfeben fann, 
fo daß fih in allen Deputirten, wenn fie bier verfammelt fein’ werden, 
die Wünſche und Beichlüffe der acfammten evang. Kirche in einem 
ganzen Königreiche eintrachtsvoll Fundtbun. Die Ernennung zweier 
Doctoren der Theologie (eines veformirten und eines futherifchen) von 
zwei theologifchen Facultäten zur Mitberathung bei Abhaltung der 
Generalfynode, behalte ih Mir vor. Diefelbe muß jedoch noch in 
dDiefem Jahre zufammentreten, denn Sch will, dag man diefe Sache 
mit Ernft und Eifer betrieben und fie endlich einmal zu Stande 
bringen.‘ 


die Erwägung darüber erft dann aufgenommen werden, wenn die von der Prov.r 
Synode anerkannte Vorbedingung der Organifation von Kreis- und Prov.-Synoden 
in den öftfichen Provinzen in Sa gegangen fein wird (K. A.-B. des Con]. 
von en 1861. Nr. 18. 5. 76), f. auch unten Anm. 16. 17 und das Ende 
diejes 
5) v. Kampp, Ann. I, 1,127. Bogt 1, 188. 
s 6) — ——— Geſch. der —* Sirchenverfaffung S. 30—331. 5. oben 
58. S. 217. 
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Sie wurde aber nicht zu Stande gebracht: denn nachdem zwei 
von einander abweichende AInftructionen im Minifterium entworfen 
waren, von denen nicht erhellt, ob fie dem Könige vorgeleat find”), 
wurde der ganze Plan aufgegeben, wie es beißt, aus politifhen Rück— 
fihten, indem Dadurch dem Verlangen nach einer Repräfentativverfaf- 
fung auf dem flaatlichen Gebiete eine verftärfte Nahrung gegeben 
werden würde °), Wieder aufgenommen wurde diefe Angelegenheit erft 
feit 1840 und gemäß dem, auf Grund der Cab.-D, vom 20. März, 
unterm 7. Mai 1846 erlaffenen Min.-R. im Sabre 1846 eine außer: 
ordentlihe Generalfyuode gehalten“.  Diefe Synode befland aus 
176 Mitgliedern, zur Hälfte Geiftlihe und Weltlihe. Die erfteren 
waren: die Gen. = Superintendenten, der Vice: Gen.:Sup. der Rhein- 
proving und der flellvertretende Gen.» Sup. der Niederlaufiß, Biſchof 
Eylert, die 4 Hof» und Domprediger und der Feldpropft, letztere in 
Betracht ihrer amtlichen Stellung zum Minifterium der geiftlihen Ans 
gelegenbeiten; die 6 Affefforen und 6 Scribä der legten Prov. : Syn: 
oden in den öftlihen Provinzen, die beiden Präfides und die beiden 
Affefforen der rhein. und weſtfäl. Prov.-Syn., 6 Profefforen der 
Theologie, durch die theolog. Faenltäten der 6 Landesuniverfitäten 
gewählt. Als weltlihe Mitglieder wurden berufen: die 8 Präfidenten 
der Prov.-Conſiſtorien, 6 evang. Profefforen des Rechts, von den 
evang. Gfiedern der 6 juriſtiſchen Facultäten gewählt, und aus jeder 
Provinz noch drei Laien, von denen die für die 6 öftlichen Provinzen 
durch Wahl der Mitglieder der letzten Prev.-Syn. aus 18 von dem 
betr. Dberpräfidenten und Gen.-Eup. Vorgeichlagenen, Die für Die 
beiden meftlichen Provinzen aus den Provinzialfynodal : Nelteften durch 
das Moderamen der beiden Prov.-Syn. beflimmt wurden. Der Bor: 
ig, bejchränft auf die formelle Leitung, ward dem Minifter der geiftl. 
Angelegenheiten übertragen, der Synode felbft aber die Wahl eines 
Bicepräfidenten überlaffen. Das in den vorbereitenden Kreis- und 
Prov.-Synoden entwidelte Material wurde der Gen. Sum. zur weitern 
Verarbeitung überwiefen, doch ihrem Ermeffen frei geftellt, auch andere 
Gegenftände, die fie dem Wohle der Kirche für heilfam erachtete, auf 
zunehmen und fi darüber auszufprecen. 

Als eine vollfommene Bertretung der Landesfirhe konnte Die 
Gen.-Syn. von 1846 freilich nicht angefehen werden, aber unter den 
damaligen Berhältniffen war eine folche überhaupt wohl nicht leicht 
möglich. In dem erwähnten R. v. T. Mai 1846 Außert der Miniſter 
aber jehr richtig: „Durch diefe Zufammenfegung werden Die Elemente 
der firchenregimentlichen Grfabrung, der mit der evang. Kirche in 
Deutfchland ſtets innig verbundenen Wiffenfchaft und der unmittelbaren 
Anſchauung der Gemeindeverhältniffe, fowohl von geiftlicher, als von 
weltlicher Eeite, zu den Berathungen der Gen.-Syn. herangebracht 
werden, um aus deren Bereiniqung ein reifes Urtheil über die Be— 


7) sh zum ging fpäter in das Circ. v. 5. Mai 1830 über (f. oben $. 5. 
12 a. &.). 


8) v. Müblera. a. D. ©. 332. 
9) S. Verhandlungen der Gen.» Syn. (Berlin 1846) S. 2. Die Verhandlungen 
v. Richter, ©. 30., }. oben $. 54. S. 219. 


©. 


328 Buch I. Die Verfaſſung. Abſchn. II. Presbyterien — Synoden. 


dürfniſſe der evang. Landeskirche nach allen Seiten hin zu gewinnen.“ 
Die Synode ſelbſt machte folgende Vorſchläge '): 

„Die Mitglieder der Landesſynode find: 1) die Präftdenten der 
Gonfiftorien; 2) die Gen.- und Pice-Gen. »Superintendenten und der 
Feldpropft; 3) die vier Hofprediger (nad der Entichliegung St. Maj. 
des Königs); 4) drei geiftliche und drei weltliche Mitalieder der Pro- 
vinz, welche die Prov.- Syn. aus ihrer Mitte wählt, 5) Ein Mitglied 
der theolog. und ein Mitglied der juriftifchen Facultät von jeder der 
fünmtlichen Zuandesuniverfitäten in der oben bezeichneten Weiſe. 

Den VBorfigenden ernennt der König innerhalb oder außerhalb der 
Synode. Die Synode wählt einen Vicepräſes und die Secretäre. 

Die Gen.⸗Syn. tritt alle 9 Jahre zufammen, und wird bei be- 
fonderen Veranlaſſungen nach dem Ermeſſen des Königs berufen; doch 
fann der Antrag hierauf von der Brov.- Syn, geftellt werden. 

Die Landesſynode faßt über firhliche Angelegenheiten Beſchlüſſe, 
die jedoch erft Durch die königl. Beftätigung zu firdlichen Anordnunz 
gen werden. Ste giebt Gutachten, die von der oberften Kirchenbehörde 
von ihr gefordert werden. Nbänderungen in den Bundamenten der 
Landeskirche, was Lehre, Liturgie und Verfaffung betrifft, können nicht 
erfolgen ohne Zuftimmung der Landesſynode.“ 

Seit 1846 ift feine Landesſynode bisher berufen worden, obgleich 
in Folge der 1848 eingetretenen Veränderungen vielfach beantragt. 
‚Daß die Landesſynode, wie das Syuodalinftitut überhaupt, zur Ber: 
ftürfung des Kirchenregiments, namentlich für die kirchliche Geſetz— 
gebung nothwendig fer, ift von Friedrich Wilbelm IV. aufs beftimmtefte 
anerfannt und durch die Vorbereitungen zu einer neuen Synode mit— 
telft einer doppelten Berathung durch Gutachten und Berufung der 
(Monbijou ») Conferenz zu Berlin 1856 insbefondere an den Tag ge: 
legt "). Des jegigen Königs Majeftät; hat die von feinem Bruder begon— 
nenen Cinrichtungen weiter geführt, fo daß eine aus den Prov. » Syn: 
oden aller Provinzen bervorgebende Generalfunode demnächft wird 
gehalten werden fönnen. Die Vollziehung des Art. 15 der Verf.— 
Urk. giebt auch dringenden Anlaß dazu, Darüber ift im Ganzen 
weniger Diffens, da diefer fih vielmehr auf die Art und Weile der 
Begründung der Synode bezieht "*)5 Doc fehlt e8 auch nicht an Geg— 
nern Der ſynodalen Anftitution überhaupt, welde aus manniafachen 
Grinden die Zwedmäßigfeit, ja die Möglichkeit einer Landesſynode 
bejtreiten, weil durch eine ſolche vielfache Berleßungen veranlaßt wer: 
den *). In den Vordergrund treten confefiionelle Bedenken ). Dies 
felben find jedoch nicht ſtichhaltig, denn die Landesſynode ift eine 
Vertretung der unirten Landesfirche und hat dem Wefen der Union 
entfprechend die Bejonderheit jedes Befenntniffes, fo weit Ddiefe mit 


10) Berbandfungen I, 587 f. 11, 133. Nichter’s cit. überfichtliche Darftellung 
S. 545. 546. 561. 

11) ©. 8. 54., 1. bei. Aktenft. des O.⸗K.-R. Bd. IV. ©, 593. 595. 

12) S. deshalb oben $. 54. 

13) M. ſ. darüber z. B. Dengftenberg in jeinem Gutachten, betr. die Ber 
rufung einer allg. Zandesfpnode, in den Aftenft. des D.«K.-R. Bd. II. Liefer. 2. 
©. 20 ff., verb. Bo. IV. 

14) M. ſ. z. B. die cit. Aktenft. III, 2, 23. 24. 61. IV, 560 ff. 
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der Union verträglich ift, zu refpectiren, erforderlihen Falls aber 
durch itio in partes jeder Gonfeffion gerecht zu werden *). Ein ande- 
res früher mehrfach geäußertes Bedenfen bezieht fih darauf, daß die 
DOrganifation der Gemeinden und höheren Kreife die notbmendige 
Borausiegung für eine Gencralinnode fei '). Dies ift vollfommen 
richtig ')5; aber diefer Einwand fann jeßt nicht mehr erhoben werden, 
da die Fünftige Landesſynode gerade ein Product der reorganifirten 
Gemeinden fein wird. Ansbefondere wird aber auch die Behauptung 
aufgeftellt, daß die Landesiynode „mit dem landesherrlichen Kirchens 
regiment in einem unauflöslichen Widerfpruche ſtehe“, und „die ftille 
Arbeit des Geiftes Gottes durch Hervorzerren ſynodaler Einrihtungen 
zu ſtören, ein für das wahre Leben der Kirche gefahrdrobendes Expe— 
riment ſei““2). Indem auf diefe Anficht im folg. $. näher eingegan- 
gen werden joll, bleibt bier nur übrig, Die allgemeinen Grundzüge 
der Landesſynode anzudeuten, da es nicht die Abficht an diefer Stelle 
jein fann, zu den vielen bereits vorhandenen Entwürfen über die 
Landesſynode noch einen neuen hinzuzufügen, und c8 hier mehr allein 
darauf anfommt, die beftinnmten Grflärungen des Kirchenregiments 
jelbft in Betracht zu ziehen. 

1. Der Zwed der Landesfynode tft der des ganzen Syn— 
odalinftituts überhaupt, den Organismus der firdenregimentlichen Aem— 
ter zu erweitern und zu ergänzen “). 

2. Als Mitglieder der Landesſynode fönnen nur Träger 
der Nemter berufen werden, meil fie das Amt tragen und mithin 
vorausjeglih in dem Beſitze derjenigen Gaben fih befinden, welche 
fi in dem Dienfte der Kirche betbätigen follen *). 

3. Die Gompetenz der Landesſynode beſteht in Beichlüffen 
und Gutachten über ſolche Acte des Kirchenregiments, welche nur 
dann ihre rechte Bedeutung und ihren rechten Erfolg haben fönnen, 
wenn fie ſich wahrhaft al8 Acte der Gemeinfchaft ermwetien ). 


15) M. f. deshalb oben $. 6 a. E., $. 7 und vergl. die Bemerkungen über die 

Kreisfonoden aus dem Erlaſſe des D.:K,.= NR. v. 11. Juli 1864 in $. 77. 9. 312. 
: 16) Bergl. ftatt Vieler z. B. die cit. Aktenft. IIT, 2, 35. 36. 40. 48. 40. 67. 
75 u.a. 

17) Dieje Anficht babe ich auch jelbit in dem Gutachten von 1849 (Amtliche 
Gutachten, die Verfaffung der ev. Kirche in Preußen betr. .... v. Richter, ©. 71 ff.) 
und 1856 (Aftenft. Ed. IT, 2, 1 ff.) aeltend gemacht. 

17a) Sengftenberg: Zur Spnodalfrage: in feiner K.r3. 1864. Nr. 49, ©. 
den folg. $. Anm. 11. 

18) S. Denfjchrift, die Berufung einer allg. Landesſynode betr. 1856 (Aftenft. 
des O.-K.-R. 1, 1,5. 7. 8). Verf. des O.-K.-R. v. 20. Juni 1861 (Aftenft. 


13, 129). 
19) ©. die cit. Denkihrift S. 6. 7. \ 
20) a. a. O. — Uebrigens folgt aus dem Verbäftnifje der Provinzen zur Landes— 


firche und der Provinzialfynode zur Landesſynode (f. noch diefen $. am Ende), daß 
die Gegenftände, über welche die feßtere zu befchließen bat, in der Regel nur folche 
fein können, welche für die Landeskirche im Ganzen oder mehrere Provinzen zugleich 
von Bedeutung find, Ueber die das Intereſſe einer einzelnen Provinz allein berüh— 
renden Kragen würde nur dann die Landesſynode zu befinden haben, wenn an diejelbe 
von Seiten der Provinz, es fei der Minorität der Synode oder von fonft dazu gez 
eigneten Stellen, provoeirt würde. Aber auch dann wäre die Landesſynode wohl zum 
Einfchreiten berechtigt, wenn eine Provinzialſynode Grundfage geltend zu machen 
fuchte, durch weiche allgemeine Prinzipien der Landeskirche alterirt werden müßten. 
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4. Die Drganifation der Landesſynode, die Art der 
Verhandlung u. ſ. w. ift durch eine Geſchäftsordnung feftzuftellen, für 
welche mit Berücfihtigqung der befondern Stellung der Landesſynode 
theils auf die Gefhäftsordnungen anderer Synoden, insbejondere der 
Provinzen, theild auf die für die Gen.-Syn. von 1846, die Con— 
ferenz von 1856 u. a. Das nöthige Statut entworfen werden muß. 

Die Details find unter Benupung der reichen Materialien in den 
Verhandlungen der früheren Generals und Provinzialfynoden im Be— 
fondern zu beftimmen. 

Da die Landesſynode ein Organ der Landesfirche, als der orgas 
nisch gegliederten Randesgemeinde, fein foll, fo it damit auch das Bil: 
dungsgeſetz für fie fchon gegeben und ihr Verhältniß zu den Theilen 
der Landesfirche felbft beftimnt. Die Gründe, welche für die Einrich- 
tung der Synoden aus den Preshbyterien der Einzelgemeinden und der 
Kreisgemeinden (Kreisivnoden), nicht aus fänmtlichen Urwählern ent: 
icheidend find (f. 8. 74 ff. 8. 78) fallen für die Entſtehnng der Lan- 
desſynode aus den Presbyterien der Provinzen (Provinztalfunoden) 
verftärft ins Gewicht und fprechen entichieden gegen Ddirecte Wahlen 
der Deputirten aus den einzelnen Gemeinden, nah Analogie politiicher 
Repräjentationen. Die Gegenftände, welde zur Beratbung und Ber 
ſchlußnahme der Landesfynode gelangen, find Die wichtigften und 
ihmierigften, deren Bearbeitung nur folchen Mitgliedern der Kirche 
übertragen werden fann, welche abgejehn von ihrer fonftigen Quali— 
fication bereit8 durch fortgefegte Beihäftigung mit ſolchen Angelegen- 
heiten, namentlich in Presbyterien, Kreid- und Prov.»Synoden, die 
erforderliche Tüchtigfeit erlangt haben. in Zurüdgreifen bet der 
Wahl auf Geiftlihe und Neltefte der Localgemeinden, ohne Nüdficht 
darauf, ob diefelben bereits durch das Vertrauen der betr. Gemeinden 
und Kreife zu den höheren Stufen gelangt find und fi auf denjelben 
bewährt baben, verdient ſchon an ſich nicht Billigung, weil fo Die 
. bereit8 vorhandenen Organifationen der Kirche ignorirt werden; es 
fommt aber dazu, daß wie auf den Kreid- nnd Prov.-Synoden die 
Abgeordneten die Intereffen der Gemeinden, bez. der Kreife, von 
denen fie deputirt find, im Bejondern zu vertreten haben, eben jo die 
Deputirten auf der Landesivnode vornehmlich ihre reſp. Provinzen zu 
repräfentiren beftimmt find. Zwar haben die Mitglieder der Synoden 
in allen Verfammlungen ftets auch das Wohl der reſp. Gefammtheit 
ind Auge zu faffen, ja immer ihren Blid auf das Heil der ganzen 
Landeskirche zu richten, aber doc jo, daß fie für Herbeiführung der: 
jenigen Modificationen allgemeiner Beſchlüſſe bejonders thätig find, 
weldye das Gedeiben der von ihnen vertretenen Bezirfe erfordern. 

Auf Uniformität fchlechtbin kann in der preußiichen evangelifhen 
Landesfirche nicht gedrungen werden. Die Landesfirhe beftebt aus 
einer großen Anzahl früher felbitftändiger kirchlicher Gemeinfchaften, 
welche unter Beibehaltung befonderer Gerechtiame mit dem preußifchen 
Staate verbunden wurden. Dieſe Eigentbümlichfeiten zu vernichten 
fann nimmermehr die Aufgabe des Kirchenregiments fein. Der Charafter 
der Union, den die Landesfirche in Bezug auf das Befenntniß fefthält, 
muß eben fo binfichtlicdy der ganzen Berfaflung und’Berwaltung maaß— 
gebend bleiben. Daher können nur foldhe provinzielle Eigenthümlich— 
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fetten nicht aeduldet werden, durch welche die Einheit der Landesfirche 
felbft angetaftet werden müßte. Da alle fonftigen Differenzen ftatthaft 
find, kann feiner Provinz durch Befchluß der Majorität der Landes: 
ſynode eine Beftimmung aufgedrungen werden, welche mit der rechtlic) 
beftebenden PBartifularität in unvereinbaren Widerfpruch träte ?'). Am 
dergleichen Gonflicte zu verhüten ift es nothwendig, daß jede auf der 
Landesſynode vertretene Provinz ihre derfelben anaebörigen, mit den 
provinziellen Verhältniffen völlig vertrauten Deputirten babe — und 
nur Solche dürfen als wählbar betrachtet werden *). 

Daß die Landesfunode in beftimmten Zeiträumen wiederkehre, 
dürfte ald Grundfaß aufgeftellt werden. Ob dies, analog dem Ber: 
bältniffe der Provinzial» zur Kreisſynode, alle 9 Zahre oder jeltener 
geſchehen möge, kann fraglich fcheinen. Für Preußen haben die Pro: 
vinzialfunoden wegen der Eigenthümlichkeit und relativen Selbftitäns 
digfeit der einzelnen Provinzen eine höhere Wichtigkeit. Das wirkliche 
Bedürfnig dürfte meiftens eber zur Berufung außerordentlicher Landes— 
innoden Anlaß geben, zumal da ein bleibender Ausſchuß der Landes— 
ſynode — oder vereinigte Ausfchüffe der Provinzialfynoden — zur 
Unterftüßung des Kircenregiments beftellt werden können. Vornehm— 
fih wird e8 die Aufgabe der erften Landesfunode fein, dem bisherigen 
proviforifhen Auftande der landeskirchlichen Organiſation ein Ende zu 
machen, das Definitivum herbeizuführen und die Auseinanderfegung 
mit dem Staate zu ermöglichen *). 





21) In diefem Sinne hat fich auch die Generalſynode 1846 in ihrem Entwurfe 
der 8.=D. ausgeftrochen (f. die betr. Stelle $. 78 a. E. S. 319) und eben fo bat 
die rhein. eweftf. Kirche dem revidirten Entwurfe ibrer K.-O. von 1851 im Abſchn. 
XV: Bon dem Verhältniß der Provinziale Kirche zur Landes= Kirche: folgende Ber 
ffimmungen binzugefügt: 

8. 1509. Als Glied der evana. Landeskirche bebauptet die evang. Kirche von 
Meftfalen und Mbeinland zwar ihre provinzielle Eigenthümlichkeit und Selbſtſtändig— 
feit in Lehre, Gultus und Verfaſſung, erfüllt aber im Bewußtſein des von der Yanz 
desfirche ihr zufließenden Senens willig jede Verpflichtung, welche, unbefchadet jener 
Gigenthünlichteit und Eelbftftändigfeit, der auf der Ginbeit des Bekenntniſſes rubende 
organische AZufammenbang mit der Landesfirhe ihr auferlent. 

$. 160. In diefem Sinne wird fie eine von der höchſten Staatsverwaltung ges 
ſchiedene, rein Pirchlihe, Inneres und Aeußeres (Interna und Externa) umfaffende 
höchſte Verwaltungsbehörde, und als geſetzliches Organ der Landesfirche eine auf 
organischer Vertretung der Kirche rubende Landesſynode anerfennen. 

Vergl. noch den vorigen s: S. 325. Anm. 54. 

22) Fraglich kann bier fein, ob die refp. Prov.- Son. nur aus ihren gerade 
genenwärtigen Gliedern die Abgeordneten zur Landesſynode zu wählen haben foll, 
oder ob ihr aeftattet werden fünne, auch folche Provinzial sAeltefte zu deputiren, die 
bereits früber auf allen Sunodalftufen tbätig ageweien find. Das Prinzip einer ges 
ordneten presbyterialen SHpnodalverfaffung würde durch die AZuläffigfeit der letztern 
Alternative in feiner Weije verlegt werden, wenn man auch nicht die früheren Prov.z 
Aelteften als Ebrenältefte in fonftigen Beziehungen anyuerfennen geneigt if. 

23) M. f. deshalb 4. ®. die Örundzüge der Gemeindeordnung v. 29. Juni 1850. 
$. 15: „Die nach voritebenden Grundfägen angenommene Ordnung und die in Ges 
mäßbeit derfelben beftellte firchliche Gemeinde s Behörde bleiben in Wirffamfeit, bis 
die Kirche durch ihre Vertretung eine allgemeine Ordnung begründet haben wird.’ 
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Die Lonfiftorial= und Presbyferial-Synodal- Verfaffung in ihrer 
Vereinigung. 


In der evangeliichen Landeskirche Preußens beftehen zur Zeit zwei 
Verfaffungsformen neben einander, zum Theil noch in Widerfprücen 
begriffen, deren Löſung jedod mit Eifer gegenwärtig erftrebt wird. 
Man hat aber wie in früheren Zeiten auch jet noch die Erfolglofig- 
feit Diefer Bemühungen behauptet und davon Abftand zu nehmen ge— 
rathen, weil die Gonftftorialverfaffung, auf dem Grunde des landes- 
herrlichen Kirchenregiments, umd die presbyteriale Synodalverfaflung, 
aus dem kirchlichen Gemeindeprincip entfprungen, fich fo zu einander 
verhielten, wie im flaatlihen Leben die monarchiſche Verfaſſung zur 
republifanifchedemofratifchen, und weil die erftere dem Bekenntniſſe 
der lutheriſchen, die andere dem der reformirten Kirche eigenthümlich 
angehöre, 

Beide Einwürfe entbehren indeffen einer rechten Begründung und 
finden ihre Widerlegung in folgenden Erwägungen. Die Kirche bat 
ihr eigenthümliches Weſen, weldes von dem des Staats völlig ver- 
ſchieden iſt, ſowohl nah ihrem Urſprunge, als ihrer Fortbildung '). 
Bon der Verfaſſung des Staats entlehnte Analogien auf die Kirche 
anzuwenden, erjcheint durchaus unftatthaft und ein ſolches Verfahren 
kann damit nicht gerechtfertigt werden, daß in der That zu Zeiten die 
Kirche in die Politik hineingezogen wurde oder ſich jelbft zum Staate 
gemacht hat. Die evangeliihe Kirche — und nur von Ddiefer ift hier 
die Rede — verwirft den Nomanismus, welder das flaatlihe Papit- 
thum als monarchiſches Prinzip der bierarhifchen Berfaffung zum 
Grunde gelegt hat, nicht minder auch den Territorialismus, welder 
die Kirche dem Staate einverleibte und ihrer Selbftftändigfeit bes 
raubte. | 

Aus der Annahme des allgemeinen Prieftertbums aller Ehriften, 
jelbft wenn man dies zum Ausgangspunfte der Organtfation machen 
wollte — was aber reformirter Seits nicht aefchehen ift — mürde 
für den demokratischen Charafter der Berfaffung nichts aefolgert werden 
fönnen, e8 jet denn, daß man zugleich die firchlichen Aemter und deren 
Nothwendigfeit in Frage ftellen wollte ?). 

Daß das lutheriſche Bekenntniß die Gonftftortalverfaffung fordere, 
ift eben jo unrichtig, als daß lutheriſche Kirchen nicht das presbyteriafe 
Prinzip befeffen hätten, wie umgefehrt Reformirte auch Gonftftorien 
batten, ja felbft Bifchöfe beſaßen und befigen ®). 





— 


1) M. ſ. E. Herrmann: Die nothwendigen Grundlagen einer die conſiſtoriale 
und ſynodale Ordnung vereinigenden Kirchenverfaſſung (Berlin 1862). S. 12 f. 

2) Daß der Charakter der presbyterialen Synodalverfaſſung nicht ein demokra— 
tiſcher, ſondern ariſtokratiſcher ſei, zeigt das Weſen und die Geſchichte dieſer Ver— 
faſſung. M. ſ. z. B. Lechler, Geſch. der Presb.-Verfaſſung S. 74. 78 f., 84, 
85. 101 u,a. m. 

3) Einer weitern Auseinanderjeßung diefes Gegenftandes bedarf es bier nicht, da 
derjelbe ſchon vielfach erörtert worden if. M. f. auch meine Abhdl.: Ueber die 
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Beide Verfaffungen ftehen an fich jo wenig in unlösbarem Wi: 
derſpruche, daß vielmehr das ihnen zu Grunde liegende Prinzip ihre 
Bereinigung fordert: denn in einfeitiger Gonfequenz durchgeführt, leiden 
beide an Mängeln, deren Befeitigung nur dadurch bewirkt werden 
fann, daß die eine das ihr feblende Element der andern fich aneignet. 
Die Eonfiftorials Berfaffung bat den Bortheil, daß durch ftändige Des 
börden, ald Drgane des Inhabers des Kirchenregiments, eine einheit- 
lihe Leitung und feite gleichmäßige Berwaltung der firchlichen Ange: 
legenheiten herbeigeführt werden kann. Die Sicerftellung der Tra— 
Dition, welche für die Kirche unentbehrlich ift, wird zwar auf Ddiefe 
Weiſe erwirft, aber doch entiteht zugleich Die Gefahr, daß das Tras 
dDitionelle einen ftereotyp unveränderlihen Gharafter erbält, wodurd 
es der lebendigen Gegenwart entfremdet und, weil ihr nicht mehr 
adäquat, kraftlos geworden den urfprünglich im ihm rubenden Gegen 
nicht mehr zu gewähren im Stande ift. Die Empfänglichkeit für die 
älteren kirchlichen Güter ift den fpäteren Gefchlechtern verloren gegangen, 
weil ihr Inhalt zum Theil corrumpirt, ja abgeftorben ift, und weil 
die urfprünglichen mit ihnen verfnüpften Gedanken unverftändlich ge— 
worden find, und dies befonders auch deshalb, weil die confiitorialen 
Drdnungen die Theilnabme der Gemeinden an den Angelegenheiten 
der Kirche nicht zu erweden im Stande waren. Es bedarf deshalb 
eined Gorrectivs, Durch welches diejen Gefahren begegnet und den 
wirklich eingetretenen Uebeln abgeholfen werde, Die vielen und treff- 
lien in der Kirhe vorhandenen Kräfte, welche gebunden unbenußt 
geblieben, find für den heiligen Zwed zu beleben und fruchtbar zu 
machen. Die Gemeinden, weldhe von den firchlichen Thätigfeiten aus: 
gefchloffen waren, find für Diejelben zu gewinnen. Dadurch wird zus 
gleich Das Verſtändniß für die Beftrebungen der Kirche wieder geweckt 
und das geſchwundene Vertrauen aufs neue bergeftelltt). Dieſes 
Eorrectiv bietet aber die presbyterinle Synodalverfaffung, welde das 
geloderte Band zwifchen Regiment und Gemeinden wieder fefter knüpft 
und alle Glieder der Kirche zu Firchlicher Arbeit veranlagt. 

Die einfeitin durchgeführte presbyteriale Synodalverfaſſung iſt mit 
Gefahr einer Progreſſion verbunden, welche auch die feften Organe 
der Kirche leicht in eine rubelofe und ſchwankende Rage bringen fann. 
Sie ift mit einer gewiffen centrifugalen Neiqung bebaftet, welche unter 
Umftänden die Handhabung der bejtehenden Kirchenordnung erjchweren, 
ja felbft hemmen fann. Daher bedarf fie fefter centraler Elemente, 
welche das Gleichgewicht zu erhalten vermögen — und als folche er: 
en Diejenigen Organe, welche der Gonfiftorialverfaffung eigenthüm— 
ih find, 

Der reformatoriihe Geift der evangeliſchen Kirche in ihrer Ber: 
waltung fordert das Zuſammenwirken confiftorialer und preöbyterialer 


Grundlagen der Verfaffung der evang. Kirche aus dem Feitalter der Reformation, in 
der deutſchen Zeitfchr. für chriftl. Wiffenfchaft 1852. Nr. 10—13, und: Ueber die 
Gründe der Verfchiedenbeit der luther. und reform. Kirchenverfaffung, daſelbſt Nr. 
40 — 51. 

4) In der Abhdl. über die Geltung der älteren evang. wa hihi in der 
3- f. deut. R. XIX, 1. Nr. 1, S. 85 f. ijt dies in befonderen Anwendungen weiter 
nachgewiefen und begründet, 
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Einrichtungen und zu keiner Zeit hat es ſeit der Reformation an Be— 
mühungen gefehlt, die Verfaſſung in dieſer zwiefachen Richtung zus 
gleich ind Leben zu rufen. Gewöhnlich wurde aber da, wo eine ent: 
wickelte Goufiftortalverfaffung entitand, nur die presbyteriale Grundlage 
in den Gemeinden feftgeftellt, oder aud wohl der Organismus für 
die Kreife, Claſſen in beiondern Kreise, Glafjicalconventen weiter ge— 
führt und nicht bis zu presbpterialen Landesſynoden ausgebildet. So 
in der zweiten Hälfte des 16. Jahrh. in der Pfalz, wo Presbpterien, 
Kreisconvente und Generaliynoden, jedoch nur aus Geiftlihen be— 
ftehend, fih neben den Anfpectoren und dem landesberrlihen Kirchen: 
rath befanden ?), Pesaleichen im Naſſauiſchen ), und Berfuche einer 
folhen Ginrihtung machte man in Württemberg), Nicht um der 
Natur der Sache willen, jondern aus biftoriihen Gründen jchloffen 
fih in der Regel die beiden Organtfationen aus (f. oben SS. 30 f., 
47 f.), bis unter veränderten Umjtänden eine Bereinigung derjelben 
erfolgen Fonnte. Bor allen iſt es gerade der preußifche Staat, welcher 
von der Vorſehung der hohen Aufgabe gewürdigt wurde, wie im Be: 
fenntniffe, jo auch in der Berfaffung der unirten Landeskirche Die 
Stätte zu bereiten. 

In den rheiniich -wehtfäliichen Gebieten, wo eine reine Presby- 
terialverfaffung für Die Anfänge der Neformation nothwendig geboten 
war, trat feit der Berbinduug mit dem Haufe Brandenburg das con— 
fiitorinle Regiment moderirend ein und es entftand die gemiſchte Ver: 
faffung, welche ihren Abſchluß in der Kirchenordnung von 1835 fand. 
Eben jo gelangten in den sftlichen Theilen des preußiichen Staats 
die franzöſiſch- umd Deutjch- Reformirten zu confiftorial= vresbpteriafeu 
Ordnungen ?). Ein wahrhaft befriedigender Zuftand war aber dadurch 
nicht herbeigeführt, wetl der herrſchende Zerritorialisinus überall hemmend 
und ftörend -eingriff und Gegenſätze zwifchen dem ftantlichen Kirchen: 
regiment und der erftrebten Scelbftverwaltung der Kirchengemeinden 
hervorrief. Ohne innere Einigung fhanden die beiderfeitigen Organe 
einander gegenüber und es fehlte das Vertrauen, ohne welches eine 
geſegnete Wirkſamkeit der Kirche nicht möglich iſt. Indem Friedrich 
Wilhelm IV. dies erfannte und abzuftellen fuchte, auch zugleih darauf 
Bedacht nahm, diejenigen Theile der Lundesfirche, welche in den For: 
men der reinen Gonjiftorialverfaffung verwaltet wurden, zu fräftigerem 
Zeben anzuregen, gab er den Auftch zu einer ernenten Prüfung der 
Grundlagen der Berfuffung der ganzen Landesfirhe. Faſt allgemein 
fam man zu dem Antrage auf Herftellung einer vereinigten confiltorial 
presbyterialen Ordnung. Dieje Vereinigung durfte aber nicht in einer 
einfachen Gombination beftehen, wie fie in den weftlichen Provinzen 
bereits vorhanden war, fondern jollte zu einer innerlich durch ein ge: 
meinfames Prinzip befeftigten Ordnung erhoben werden. Cine foldye 


5) S. vben $. 49. S. 207. Anm. 2. 
6) a. a. O. Anm. 3. 
7) Lechler, Geh. a. a. D. 5. 126— 128. Ueber die desfalls geäußerten 
in und veranftalteten Bemühungen von Holla z, Spener u.a. f. m. eben da 
. 226 f 
8) Vergl. oben $$. 49. 50. 


— 
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fhien zu fordern, daß die ganze evangeliſche Kirchenverwaltung von 
dem Meffort der Staatsbehörden getrennt und kirchlichen Behörden 
überlaffen würde, ſodann daß der evangeliſche Landesherr, als Dber: 
ältefter der Kirche, im Uebereinftimmung mit den Synoden eine Firch- 
liche Oberbehörde beftelle, welche mit der Presbyterinlfirche organisch 
verbunden fei?’). 

Die Ausführung unterblieb, weil der Umfang der Rechte des 
landesherrlichen Kirhenregiments dadurch Einbuße erlitten hätte. Seit: 
dem ift aber vielfach die Zuläffigfeit diefes Negiments überhaupt in 
Frage geftellt worden “), wogegen gerade von Seiten derjenigen, welche 
defien Erhaltung für das Wohl der Kirhe wünſchenswerth finden, als 
die nothwendige Maaßregel dafür die Begründung presbpterialer Syn , 
oden empfohlen wird, die mit den confiltorialen (landesherrlich - firch- 
lihen) Organen verbunden werden müffen, damit das Regiment der 
Kirche nicht wie früher ein den Synoden gegemüberitehendes, geſpal— 
tenes und geichwächtes, fondern durch fie ergänztes, vervollitindigtes 
und damit Fraftvolles ſei“). 

Mit der Annahme diefes Grundfages iſt der neuerdings empfohlene 
fogen. firhlihe Gonftitutionalismus *) unvereinbar, indem 
derjelbe der Kirche, welche doch vom Staate weſentlich verfchieden ift, 
ein ihr fremdes Drganifationsprinzip aufdrängt, und den durch die 


I) M. ſ. darüber befonders die Verbandlungen der IV. rbeinifchen und weftfäs 
lifchen Synode von 1844. 

10) S. obeo $. 21. 

11) In diefem Sinne wurden bereits auf der Gen.-Synode 1846 die Verbands 
lungen über die Kirchenverfaffung gepflogen. M. ſ. auch die (Anm. 1 cit.) Abbandt. 
von Herrmann S. 22. Ann u. a. m. a. Stellen. v. Scheurl, zur Xebre vom 
Kirchenregiment (Erlangen) 1862 5. 135 ff. Dove in der 3. f. KR. II, 171 f. 
IV, 139 f. u.a. — Dagegen betrachtet Mejer, die Grundlagen des futberifchen 
Kirchenregiments (Roſtock 1864) 5. 288 f. das landesberrfiche 4 irchenregiment und 
die Spnodalverfafjung an fich als unvereinbar und eine landesfirchliche Synode als 
einen innen Widerfpruch enthaltend, und hierauf ftügt fih Hengſtenberg (ſ. vor. $. 
5. 329. Anın. 17a), um vor der Shpnodalverfaffung überbaupt zu warnen: „Man 
jollte fidy nachgerade aus den Erfahrungen auf politifchem Gebiet überzeugt haben, daß 
eg nicht im Stande find, vom Krankbeitsftoffe zu befreien. Ind nun will 
man der Kirche, deren Schäden nur durch innere Mittel, durch Wort und Sacrament 
gebeilt werden fann, diefelben Mittel vetropiren u. ſ. w.“ Gr gebt aber noch weiter 
als Mejer, der es ‚‚nicht für richtig’ erklärt (a. a. DO. 5. 201) „wenn man .... 
aus der Unhaltbarkeit des Instituts der Yandesfpnode folgern wollte, dap fie beffer zu 
vermeiden jei. — Als Uebergangsgeftaltungen vielmebr bieiben Landesſynode und 
landesfirchliches Regiment immer noch von entjchiedener Beveutung.” Die Auffaffung 
Mejer’s ſelbſt beruht jedoch auf Vorausfeßungen über die Entitebung des landess 
berrlichen Kirchenreniments, deren Michtigfeit nicht zugegeben werden fann und anderer 
Seits auf einer leberfpannung des Synodalweſens, für welche weder in der Doctrin 
noch in der Praxis eine Nöthigung vorhanden iſt. In ſehr befriedigender Weife er: 
Härt fih über diefe Angelegenbeit Ripfe unächſt in Beziehung auf die Kreisſynode 
(in den Verhandlungen des Eiberfelder Kirchentags 1851. 9. 42): „Daß das Amt 
der Zeitung nicht blos paftoral oder lehramtlich fei, daß leßteres der Gemeine in Ge— 
meinſchaft mit Aelteften vorſtehe, daß auf jeder Stufe des kirchlichen Verbandes Einzel: 
und Gollegiatamt fich in Beziehung trete, 3. B. Paſtor und Kirchenvorftand (Kirchenz 
rath, Presbpterium), Superintendent und Synode, General: Suverintendent und Gons 
Nitorium; daß Verwaltung und vrdnunggründende Ihätigkeit verbältnigmäßig gefchieden 
feien, und es überall eine Berfaffung gelte, darin confiftoriale und funodal = presbys 
teriale Elemente fih durchdringen — gilt mir als Borausfegung.‘ 

12) ©. oben $. 30. S. 138. Anm. 1. Verb. Herrmann a. a. O. S. 10 f. 
Dove in der 3. für Kirchenrecht 1V, 155. 
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Einigung des conſiſtorialen und presbyterial-ſynodalen Elements auf— 
gehobenen Dualismus und Gegenſatz eines monarchiſchen und demo— 
kratiſchen (parlamentariſchen) Elements wieder hervorruft. Durch 
denſelben würde insbeſondere auch der föderative Charakter der Landes— 
fiche, welche aus einer Vereinigung der relativ ſelbſtſtänbigen Pro— 
vinztalfiche auf der Landesſynode ihre NRepräfentation erhält (f. den 
vorigen $.), ignorirt und verlegt werden. 

Aus dem für Die Verfaſſung beanjpruchten Unionsprincip ergiebt 
fih dagegen als nothwendige Folge, daß für die Herftellung der Or 
ganijatton felbft, wie für die geſammte firhlihe Verwaltung der Ka- 
non entjcheidend werde, daß der Wille der ganzen Kirche maaßgebend 
fein joll. Weder von den ftündigen Behörden allein, noch von den 
Presbyterien der Orts-, Kreis-, Provinzials und Luandesgemeinden 
allein dürfen hiernach die Firhlichen Maaßregeln für die reſp. Gemein 
haften ausgegangen erjheinen. Die Bejegung der Nemter erfolgt 
daher nicht als eine einfeitige Anftellung. So erfordert Die Bejegung 
des Prarramts eine Theilnahme der Einzelgemeinde, unter dem Eins 
fluß der Kreisiynode und des Conſiſtoriums. Die Anftellung der 
Superintendenten, Gonfiftorialräthe, Generalfuperintendenten, Mitglie- 
der des Oberfirchenraths erfolgt biernadh vom Landesherrn unter Be: 
rüeffihtigung der Wünſche der Kreis-, Provinzials und Landesſyn— 
oden ?). Die Superintendenten, Gonfiftorten, der Oberfirchenratb dür— 
fen um des Unionsprincips willen nicht als bloße Organe, reip. 
Ausichüffe der Synoden erfcheinen, wie früher die Collegia qualifi- 
calta'): fie find, namentlicd die Gollegien, ftündige Behörden, „welche 
nicht als Mandatare der unter ihnen verbundenen Gemeinden, jondern 
ald Träger eines objectiv sfirchlichen Berufs erfcheinen, und eine darin 
begründete Autorität über die Glieder ausüben müffen” ®). Die Wirk: 
famfeit der ftändigen und centralen Organe und der Synode ift aber 
eine gemeinfame. Daher werden jene durch diefe, auch wenn fie nicht 
verfammelt find, alfo duch ihre Moderamina und Ausfchüffe je nach 
der Wichtigkeit der zu berathenden Gegenftände ergänzt, wie auch die 
Provinzialiynode durch das Gonftftortum, die Landesſynode durch den 
Oberfirhenrath, das nothwendige Supplement erhält. 

Bor allem wichtig wird aber das Zufammenmwirken beider Factoren 
beit der Gejeggebung Wenn fhon nad gemeinem evangelifchen 
Kirchenrecht neue gejegliche Beftimmungen über Lehre und Befenntniß, 
jo weit jolde überhaupt nad den Principien der evang. Kirche zuläſſig 
find, da die Aenderung der ökumeniſchen und fpecifiich proteftantifch - 
evangeliihen Grundlagen nicht erfolgen darf, desgleichen über den 
Cultus, insbefondere die Xiturgie, die Disciplin, die Berfaffung 
überhaupt ohne Zuftimmung dev Kirche nicht erlaffen werden follen '*), 
fo kann die preußifche evangeliihe Landesfirhe, nachdem früher oft 


13) Auf völlige Uniformität für die einzelnen Provinzen fann es dabei nicht 
ankommen: denn es bejtehen eben Berfchiedenheiten, inden in der Nheinprovinz mebr 
die presbpteriale, in den öftlichen Yandestheilen die confiftoriale Seite hergebracht ift, 
während Meftfalen in der Mitte fteht. 

14) S. oben $.45. S.205. Die Anerkennung des Bedürfniffes derfelben foricht 
übrigens für die Notbwendigkeit des confiftorialen Elements überhaupt. 

15) Herrmann a. a. O. ©. 28. ; 

16) M. f. Richter, Lehrbuch $. 177. 
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genug die im Geifte des Territorialismus geführte Verwaltung diefen 
Grundjag verlegt hatte '”), vorzüglich aber feit dem zweiten Decennium 
des jegigen Jahrhunderts derjelbe mehr wieder zur Geltung gelangte, 
der jegigen Berfaffung gemäß!) nicht forafältig genug fi die Aufs 
rechthaltung diejer Vorfchrift angelegen fein laffen. Daß aber Die 
ganze Kirhe in geordneter Weiſe fih darüber nicht füglih anders 
äußern fann, als durch die landesherrlich » firchlichen Behörden und die 
in den Synoden zufammengefaßten Gemeinden der ganzen Landeskirche, 
fann wohl nicht mehr mit Grund bezweifelt werden. Der Art. 15 der 
Verf.-Urk. wird fo in befriedigender Weife zur Vollziehung gelangen 
und Die Zandesfirche der ihr verheißenen Gelbftftändigfeit — 
werden, ſowohl für den Organismus ſelbſt als hinſichtlich der Attri— 
butionen aller einzelnen kirchlichen Organe, über welche die Staatsbe— 
hörden Fünftig feine anderen Gerechtiame zu üben befugt jein werden, 
als Diejenigen, welche ihnen kraft der Kirchenhoheit verfaffungsmäßig 
zuſtehen (j. 8. 25). 


17) S. die Beifpiele in der 3. für deutfches Neht XIX, 1. S. 26 f. 
18) S. oben $. 22. S. 104. $. 38. S. 166. 167. 
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Drittes Bud. 
Die Verwaltung der Kirche. 


$. 82, 
Aeberficht. 


Die Verfaffung der Kirche (Buch IL) dient dazu, die’ Erfüllung 
der kirchlichen Zwede zu ermöglichen oder wenigftens zu erleichtern. 
Nur eine wohl organifirte Kirche, in welcher jedes jelbftitändige Glied 
der Geſammtheit mit allen anderen Gliedern in einer gewiffen Verbin: 
dung ſteht und zum allgemeinen Beften wirkſam zu werden Gelegenheit 
findet, vermag alle ihre Angelegenheiten befriedigend und felbftitändig 
zu verwalten. Dieſe Angelegenheiten find aber eben fo die jogen. 
Interna als Externa und beziehen fich auf die Beftellung der firchlichen 
Beamten und die firchliche Amtsführung, auf die Einrichtung des Got- 
tesdienfted und alle Acte des Firchlichen Lebens, auf die Ueberwachung 
der firhlichen Drdnung überhaupt und die Handhabung der Disciplin 
im Bejondern, auf den Befig, Genuß und die Adminiftration der kirch— 
lihen Güter und Anftalten. Darnad zerfällt die Darftellung der Ber- 
waltung der Kirche in folgende vier Abjchnitte: 

1) Die Provifion der Firchlichen Aemter. 

2) Das firchliche Leben. 

3) Die kirchliche Auffiht und Disciplin. 

4) Das firhlihe Vermögen. ') 


1) Einer weitern Rechtfertigung diefer Anordnung des Stoffes wird es nicht 

bedürfen, da fie auf der Verfchiedenbeit der Dbjecte der firchlihen Verwaltung felbft 
berubt. Darin liegt zugleich der Grund der Abweichung von den fonftigen Daritellun: 
gen, in denen meiltens Verfaſſung und Verwaltung nicht ftreng geſchieden und die 
ehre von der Beltellung der Uemter wegen des Zuſammenhango von Dfficien und 
Beneficien mit der Lehre vom Kirchenqut verbunden wird u. a. m. Die Ordnung des 
allgemeinen Landrechts zu befolgen war nicht möglich, weil daffelbe zufammengebörige 
Materien mehrfach getrennt und unter Gefichtspunfte geftellt bat, welche nicht durch 
das Wefen der Kirche ald einer eigentbümlichen und felbitftändigen Xebensordnung 
beftimmt find. 


Iacobfon, evang. Kirchenrecht. 23 
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Erſter Abſchnitt. 
Die Proviſion der kirchlichen Aemter. 


$. 83. 
Einleitung. 


Ale evangelifhen Ehriften find des allgemeinen Prieſterthums 
theilhaftig, haben unmittelbaren Zugang zu Gott durch Jeſum Ehriftum 
und bedürfen feines andern menschlichen Vermittlers mit dem Heilande. 
Als clerus naturalis bilden alle Evangelifhen die ecclesia syn- 
thetica, mit den entiprechenden Pflibten und Rechten (j. oben 
$$. 46. 58), zur Ergänzung des clerus posilivus, welchem als der 
ecclesia repraesentativa!) das amtlihe Handeln in der Ge— 
meinjchaft von derjelben übertragen ift?). Seit Beginn ber beftebt in 
der Kirche das Amt als göttliche Ordnung (ſ. $. 60), welche es mit 
ſich bringt, Daß die Aunctionen innerhalb der Kirche von denjenigen 
vollzogen werden, welche dazu tüchtig find und, als geeignet anerfannt, 
dazu ordentlich berufen werden. 

In den erften Jahrhunderten hatte bei der Verleihung der Acm- 
ter die ganze Kirche einen geordneten Antheil, ſpäter fiel die Sorge 
dafür (Provisio) den geiftlichen Obern allein zu und nur ausnahms— 


1) Ueber den Begriff der ecclesin syntbetica und repraesentativa ſ. m. ©. 
Schmid, die Doamatif der evang. » lutberifchen Kirche (4. Aufl. Erlangen 1858). 
Pars IV. $. 57. Diefer Unterfchied wird nur dann verwerflih, wenn darin der Ge— 
genſatz des Yaienftandes und der Priefterfchaft im römifchen Sinne gefunden wird. 
(ſ. Ebrard, chriftliche Dogmatif. Bd. 1. [Königsberg 1852) $.482). Die lutberifchen 
Dogmatifer (Hollaz, Cuenftädt u. a. bei Schmid a. a. DO.) verfteben aber unter der 
ecelesia synthetica die Gefammtbeit der Gläubigen mit Ginfchlug der Beamten, und 
unter der repraesentativa die Diener am Worte ſowohl, wie die Nelteften der Ges 
meinden. 

2) Amtliches Handeln heißt ein folhes, wenn es von denjenigen geübt wird, 
welchen die Inhaber des Nechts dazu den Auftrag ertbeilt haben. Dies ift die allge— 
meine, ſchon urfprüngliche Bedeutung des Ausdrufs (Deutjches Wörterbuch von 3. 
und W. Grimm I, 250), welche auch von den Reformatoren und den Bekenntniß— 
jchriften feftaebalten ift. Daber beißt Predigtamt das aufnetragene Abbalten der Pre— 
digt. „Dieſes (Sonn-) Tages eigentlich Amt ift das Predigtamt‘ (Xutber’s großer 
Katechismus, das dritte Gebot), Äbnlich wie Amt (der —3 das Singen und Leſen 
derſelben (Schreiben des Erzbiſchofs Albrecht an den Biſchof Adolf von Merſeburg von 
1526, bei Erhardt, Ueberlieferungen zur vaterländiſchen Geſchichte. Heft III. 
[Magdeburg 1828). S. 37). In dieſem Sinne heißt es in der Augsb. Conf. Art.5: 
„Gott bat das Predigtamt eingeſetzt“, Gott bat das Predigen verordnet als ein ords 
nungsmäßiges, nur von denjenigen zu vollgieben, welche dazu ordentlich berufen find 
(Augsb. Conf. Art. 14), d. b. von der Kirche den Auftrag erbalten haben. (M. f. 
auch die Apologie der Augsb. Gonf. Art. 7.) So find auch „die Schlüffel ein Amt 
und Gewalt der Kirchen von Chriſto gegeben‘’ (Schmalkald. Artifel, Tbeil IN, Art. 7, 
verb. Anbang von der Gewalt und Oberfeit des Babftes), daber in Auftrage der Kirche 
zu — wie ſchon Luther 1521 in der Schrift: Von der Beichte, ob die der 
Ma ft Macht babe zu gebieten: (MWittenb. Ausg. von Xutber’s Werfen VII, 266) 
erffärte: „Daß die Macht ift bei der Gemeinde oder dem Pfarrer anftatt der Ge: 
meinde den Sünder zu binden auch obne feinen Willen.‘ 
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weife blieb den Patronen oder Gemeinden eine gemife Mitwirkung. 
Die evangelifche Kirche bejchloß principiell die Rückkehr zu der altkirch— 
lichen Einrichtung, welche indeffen im Beſondern ſich jehr verfchieden 
geftaltete. Außer den nothwendigen perjönlihen Eigenſchaften der Be- 
werber um firchliche Aemter (Habilität und Regularität) betrach— 
tete man längere Zeit aud) die fofortige Heberweilung einer beftimmten 
Amtsftelle (Titulus) als Bedingung zur Ertheilung der Amtsgemwalt 
(Ordination); jpäter ordinirte man auch abſolut (ohne Titel oder Amt) 
und fnüpfte an die Ordination als Sucrament die Fähigkeit zur Ver: 
rihtung der mit der verlichenen Weihe verbundenen kirchlichen Funec— 
tionen, zu deren wirklicher Vollziehung jedoch erft der Erwerb eines 
Amts oder der befondere Auftrag durch den dazu Berechtigten Die 
Befugniß giebt. Die evangelifche Kirche kehrte auch hierbei zur Praxis 
der alten Kirche zurück, und, indem fie den Sacramentscharacter der 
Drdination verwarf, erflärte fie Diefelbe nur für eine öffentliche kirch— 
liche Beftätigung der ordnungsmäßig erfolgten Berufung zum Kir: 
chenamte. 

In der evangeliſchen Landeskirche Preußens ſind im Allgemeinen 
dieſe Grundſätze der evangeliſchen Geſammtkirche beibehalten und im 
Beſondern durch die Geſetzgebung näher beſtimmt worden. 

Die Proviſion der kirchlichen Aemter beſteht in der Verleihung 
derjelben an die geeigneten Perſonen. Demnach find die ſubjektiven 
und objektiven Requiſite nachzuweiſen, von deren Vorhandenſein die 
Befegung des Amts abhängig tft. Die einzelnen Acte jelbft, die bier 
gefondert werden müflen, find die Wahl des Subject für eine Stelle, 
die Berufung der defignirten Perfon zu derfelben, die Ordination des 
Berufenen und feine Ginweijung in das Amt felbft. Endlich find die 
Grundfäge über die Erledigung und Wiederbefegung der Kirchenämter 
mit in Betracht zu ziehen. 


1) Borausfegungen der Berleihungen eines geiftlichen Amts. 


$. 84, 
Vorausfeßungen in der Perfon der Kewerber um ein geiflliches Amt. 


Die Borjchriften des kanoniſchen Rechts über die perfönlichen 
Eigenichaften der Ordinanden find in der evangelijchen Kirche für Die 
Bewerber um ein Pfarramt fo weit beibehalten, als nicht der Unter 
ſchied des evangelifchen Dienftes am Worte vom Prieftertbum Der 
römiſch-katholiſchen Kirche die Anwendbarkeit der Kanones von jelbft 
ausfchliegen mußte. Die evangelifhen Kirchenordnungen ') und die 
fih daran anlehnenden Schriftiteller ?) und partifularen Geſetze find 


— — — — 


1) M. ſ. das Verzeichniß derſelben bei Richter, die K.⸗O. I, 312. 
2) J. H. Boehmer jus parochiale Sect. II. cap. I. F. LX M. Eichhorn, 
Grundfäpe des Kirchenrechts I, 702 ff. und die daſelbſt eitirte — 
2 * 
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aber nichts weniger als erichöpfend und Die Praxis ift daher nicht ſel— 
ten genöthigt der Analogie des Fanonifhen Rechts zu folgen. 


Die älteren Firhlihen Verordnungen enthalten meiftens nur all: 
gemeine Vorjchriften, daß der anzunehmende Pfarrer „tuchtig aefchigkt 
das wort gots erfaren jet”®), „düchtig Gades wort tho leeren vnde 
jeelen forge up fid tho nehmen ”%), „Gottforchtig from, gelert vnd ges 
trew“), daß er „nicht in öffentlichen Laftern lebe, vnd nicht faliche, 
fondern Die reine Lere des Goangelit befenne, auch nicht zenckiſch 
oder haderhafftig ſei, vnd Luft habe Secten und Spaltungen anzurich⸗ 
ten“) und dergleichen mehr.“ Auf eine weitere Spectalifirung ließ 
man fi) auch bei der Abfaflung des allgemeinen Geſetzbuchs nicht ein, 
fondern beichränfte ſich, abgeſehn von dem verlangten Conſenſe des 
Staats, der Vorgefegten u. |. w. zur Wahl des geiftlihen Standes, 
auf die Forderung einer gehörigen Prüfung der Tüchtigfeit des Gans 
didaten, jowohl in Anfehung feiner Kenntniffe, als des bisher geführten 
Wandels. Zu den desfallfigen Beftimmungen des I. Entwurfs $$. 49 
— 54, U. Entw. 88. 49 — 52, WR. IL, 11, 68. 60. 61. 63— 65; 
l. Entw. 88. 272 — 275, I. Entw. §. 254, A. 8, N. 8. 319, fügte das 
Landrecht noch im $. 62: „Die übrigen GErforderniffe zu einem geift- 
lihen Amte bleiben, nah Verichiedenhbeit der Religionsparteyen, den 
vom Staate genehmigten Grundgeſetzen und Berfaffungen derjelben 
vorbehalten.” 


Die evangeliiche Kirche fordert, wie die römiſch-katholiſche, daß 
der Fünftige Geiftliche eine persona habilis und regularis ſei. 
Die Habilität befteht darin, daß die Perfon getauft und männlichen 
Geſchlechts °) jet, Die Negqularität aber darin, daß die Perjon nicht 
an Gebrechen-leide, welche fie der Verwaltung eines geiftlihen Amts 
unwürdig oder unfähig machen. Die Irregularität als ein firchliches 
Hinderniß (impedimentum canonicum) der Anftellung ift die Folge 
eined Mangels oder eines verübten Verbrechens. 


3) Landesordnung des — Preußen 1526, Art. 1 (meine Geſch. 1, 
‚Mk. S.7. Richter, die K.⸗ 33), Artickel von. (&rwelung . der Pfarrer 

1840 (meine Geſchichte cit. S. 22, Richter a. a. O. S. 334), preufifche Bifchofs: 

wabl 1568 (Richter a. a. D. 11, 300). 

4) PARMERIONE K.⸗O. 1535: Bon Graminatoribus (Richter a. a. O. 1, 

250 a. E.). 

5) Brandenburg. K.⸗O. 1540: Bon Beruffung u. ſ. w. (Richtera.a.D. I, 331). 

6) Brandenburg. Gonfift.= DO. 1573: Don der Boration, en den —— 
jrem Ampte, | — Sitten und Leben (Richter a. a. DI, .363 f.). 

7) M. ſ. z. B. Wittgenſteiner K.⸗O. 1555, Sächſiſche — Artikel 1557, 
Sächſiſche KR. 1580: Vom Beruff u. f. w. (Richter a. a. O. II, 161. 183. 
403 f.) u. a. m. 

8) I. Gorintb. XIV, 34. Luther (Werke von Walch 2, 1000. 9, 702 u. a.): 

„Weiber jollen nicht in der Gemeinde reden, fondern Die Männer predigen laſſen, 
um des Gebotes willen, daß fie ibren Männern folfen untertban fein. Wo aber nicht 
Männer da wären, fondern eitel Weiber, als in Nonnenklöftern, da möchte man auch 
ein Weib unter ihnen aufwerfen, das da predigte.“ Zwitter (dermapbroditen), 
bei denen die münnliche Seite prävalirt, find nicht abfetut mans (f. Gloſſe zu ec. 3 

. 22. Can. IV. qu. 2 und 3. v. ad testimonium. vgl. 1. 10 D. de statu homi- 
vum (1. 5)). Vergl. überbaupt U. ER. I, 1. $$. 19— >. 
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a) Zrregularität wegen eines Delicts. 

Die evangelifhe Kirche fordert mit dem Apoftel?) von ihren Dier 
nern unfträfliben Wandel '') und fann, daher denjenigen, melde fi 
eines infamirenden Verbrechens ſchuldig gemacht haben, Fein Amt 
anvertrauen '). Wenn Jemand einen ſchlechten Ruf bat oder ſonſt Ans 
ftoß erregt, kann derſelbe gegen den Willen einer Gemeinde bei ihr 
nicht angeftellt werden ?); ebenſo kann aber von Seiten der Kirchen— 
behörde die Beftätigung einer Perfon verfagt werden, wenn ihr der 
Wandel derjelben als anftößia befannt geworden, wenn die Kunde 
auch nicht auf Notorietät oder einem gerichtlichen Erfenntniffe beruht “). 

b) Irregularität wegen des Mangels gewiſſer per: 
ſönlicher Gigenfchaften. Be 

1) Das fanonifhe Alter. Die älteren Kirbenordnungen 
machen die Fähigkeit zur Anftellung nicht von einem gemiffen Alter 
de8 Gandidaten abhängig und überlaffen Died der Beurtbeilung der 
geiftlichen Obern. Mit Bezugnahme auf I. Zimoth. III, 6 forderte man 
nur, daß die Perfon nicht zu jung fei “) und entſchied fich für den 
Termin der Großjährigfeit, das erreichte oder zurüdgelegte 25. Jahr. 
In Preußen war der Zeitpunkt der Majorennität früher für die ver 
ihiedenen Stände nicht derſelbe; ohne Rückſicht darauf beſtimmte das 
Edict vom 13. Novbr. 1736 8. 23 für die Franzöſiſch-Reformirten, es 
jolle fein Gandidat zum Predigtamt angenommen werden, Der nicht 
25 Jahre alt fei"). Durh Patent vom 19. Februar 1738 murde 
dieje Vorfchrift auf die deutichen Reformirten und die Lutheriſchen 
übertragen, fo daß fein Gandidat, „welcher nicht das 25. Jahr zurüd- 
gelegt“ zum wirklichen Predigtamt befördert werden folle *). Nur wo 
das Bedürfniß dazu drängte, machte man Ausnahmen ”). Der Termin 
der Großjährigfeit ift vom 25. Jahre ſpäterhin auf das 24. allgemein 
verlegt worden '*), doch iſt dadurch die ſpeciell das kanoniſche Alter 

9) I. Timotb. Gap. 3. Br. an den Titus. Gap. 1. 

r Darauf weilen ſchon die vorhin angeführten Kirchenordnungen und Geſetze 
bin. M. f. befonders die Anm. 6 eit. Conſ.⸗O.: Von den Pfarrern. 

11) Es fann das um fo weniger gefcheben, als Griminalverbrechen oder grobe 
Bergeben fogar die Entiegung von dem bereits erlangten Amte nach fich zieben. U. 
L.⸗R. 11, 11. $. 103. (vergl. unten Abſchn. III). Die Fanonifchen Vorfchriften 
über die Aufbebung der Irregularität wegen eines Delicts durch Buße und Dispen— 
fation finden bier feine Anwendung, da auch den Gemeinden der Widerfpruch zufteht. 

12) Es kommt dabeiauf „„erbebliche Ausftellungen, Ginwendungen, Gründe 
gegen die Grundſätze oder das moralifche Verbalten der Perfon an (l. Entw. $$. 282. 
285. 286. 11. Entw. $$. 260. 269. WU %.= NR. 88. 336. 338). Eichhorn 
a. a. D. 1, 703 Anm. la. erffärt ganz richtig: „„Erbeblich ift alles, was die Achtung 
der Gemeinde oder das Zutrauen zu ihrem fünftigen Seelſorger ſchwächt.“ 

13) Laspeyres im Art.: Ordination (Erſch und Gruber Gnchelopädie). 
S. 40 a. E. S. Al. 

14) Würtemberg. ſummariſch. Begriff 1559 und darnach die kurſächſ. K.O. von 
1580. (Richter 8.0. II, 109. 405.) 

15) „qui n’ait atteint l’age de vingt-cing ans“ (Mylius C. C. M. VI, 
II, 623). 

16) Mylius C. C. M. Contin. 1. no. XI, Fol. 131. 

17) So für fittbauifche und polnifche Predigerftellen durch R. v. 16. Dechr. 1736, 

2 — und 26. April 1738 (Arnoldt, Kirchenrecht des Königreichs Preußen. 
ap. 3. $. 6. S. 20). 
2 un v. 5. Novbr. 1790 (v. Kampp Jahrb. LII, 1.117). A. L.-R. 
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normirende Vorſchrift nicht geändert und in der Gefeßgebung und Ver: 
waltung dieſelbe aufrecht erbalten '’). Indeſſen kann davon dispenfirt 
werden. Die Gefuche um Dispens find von den Bandidaten oder Pa— 
tronatöbehörden dem betr. Conſiſtorium einzureihen, weldes unter 
Beifüqung feiner autachtlihen Aeußerung die Entjheidungen des O.— 
K.-Raths einholt ?°); doch foll, weil es an tüchtigen Candidaten nicht 
fehlt, die Dispenfation nur in den Fällen ertbeilt werden, wenn der 
Gandidat die Genfur: vorzüalich beftanden: erhalten bat”). 

2) Integrität des Körpers und des Geiftes. Körper: 
fihe Mängel, infofern die vorhandene Gebrechlichfeit oder Verunſtal— 
tung die Verwaltung des Amtes verhindert oder Anftoß bei der Ge- 
meinde erreat, jchließen von der Anftellung aus. Zum Theil berühren 
diefen defectus corporis jchon die älteren 8.:D.*); die Beurtheilung 
muß mit Rüdfiht auf den einzelnen Fall den geiftlihen Obern über: 
laffen werden ?), Mangel geiftiger Unverfehrtbeit (defectus animae), 
wie Blödfinn, Wahnſinn u. f. mw. bildet ſchlechthin ein Hinderniß, 
auch wenn ein folcher Zuftand fein dauernder ift. 

3) Ehelihe Geburt. Während nach fanonifhem Recht deren 
Mangel (defectus natalium) erft beionders aufgehoben werden muß, 
nehmen die epang. K.-O. darauf feine Rückſicht. Da aber früher 
außer der Ehe Geborene für „unebrlih, anrüchtig“ gehalten wurden, 
nahmen mande Schriftfteller bei ihnen ein aefeßliches Impediment 
an?), Wenn dies auch nicht begründet ift”), fo kann doc darin 


19) Das MilitärsKirchenrealement v. 28. März 1811, 11. Ar.5 (G.-S. S. 173) 
beſtimmt daber : „Jeder anzuftellende Militärprediger muß das geſetzmäßige Canoniſche 
Alter von 25 Jahr baben ” (als felbftverftändlich in der Militär-K.-O. v. 12. Febr. 
1832 nicht wiederboft). Bergl. auch R. v. 15. Jan. 1817, Publ. des rbein. Conſ. 
v. 24. Ian. 1817, 31. Ian. und 27. Mai 1818 (v. Kamptz, Ann. ı, 1. 131. 
U.:B. Cöln S.40. Koblenz S. 121 u. a.). „Das angetretene 25. Lebensjahr gilt 
für das fanonifhe Alter ; Publ. des Conſ. zu Magdeburg v. 9. Auauft 1826 (A.-B. 
Magd. S. 200. v. Kamptz, Ann. 10, 740. Vogt 1, 126), ‚mit Bollendung des 25. 
Lebensjahres (ift) das fanonifche Alter erreicht.” Dadurch werden die früher in ande: 
ten Zandestheilen geltenden abweichenden Termine befeitigt, wie z. B. das 21. Jahr 
in Sachſen (v. Weber, Kirchenrecht des Königreichs Sachſen [2. Ausg.] 2, 247). 

20) Das R. v. 18. Juli 1828 (v. Kamptz Ann. 12, 680. Boat 1, 131 a. E.), 
13. Juli 1834 (j. Publ. des Con. zu Königsberg v. 13. Auguft 1834 im A.-B. 
S. 255, des Conſ. zu Magdeburg v. 30. Juli 1834, in v. Kampb Ann. 18, 712) 
weifen noch auf das geiftlihe Minifterium bin. Jetzt entjcheidet das Neffortreglement 
v. 29. Juni 1850 (f. oben S. 168. 169). 

21) Circ. v. 19. März 1836 (v. Kamptz, Ann. 20, 114. Vogt 1, 132). 

22) So ſoll nah der kurſächſ. K.:D. v. 1580 (Richter a. a. DO. 2, 404) 
darauf nefeben werden, ob der Gandidat „beredt, eine ftarde oder weiche ftimme babe, 
ftardfes leibs oder ein Valetudinarius, auff das er, nach derſelben, mit nuß der Kir: 
chen, an fein gebürend ort, möge verordnet werden.‘ Die Inftruction v. 12. Februar 
1799. II, $. 9. a. E. Nr. 9 verordnet die Abweifung eines Gandidaten, „wenn er 
eine jo unverftändliche Stimme oder Ausfprache bat, daß offenbar die Gemeinde, zu 
der er berufen werden foll, feine Vorträge nicht würde verftehen können.“ 

23) Die jperiellen Beftimmungen des fanon. Rechts (Tit. X: de corpore viliatis 
ordinandis vel non [1, 20). Tit. X. de clerico aegrotante vel debilitato IVVIII, 6] 
u. a.), 3. B. wegen der Lahmen, Ginäugigen u. a. find nicht bindend. Kür die 
Semeinde fann aus einem ſolchen Defect „ein Einwand gegen die Perſon“ erwachſen. 

24) Schnaubert, Kirchenrecht der Proteftanten $. 87. Wiefe, Kirchenrecht 
III, 1, 160. vergl. Eihborn a. a. D. 1, 704. Anm. 4. 

25) Das preuß. Mecht ftellt in Angelegenheiten des bürgerlichen Lebens unehelich 
und ehelich geborene Kinder gleich und aeftattet zum beffern Fortkommen der erjteren 
eine Ausfertigung der Legitimation (A. L.-R. II, 2, $$. 662 — 665). 
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unter Umftänden z.B. wenn die Perfon im Ehebruch erzeugt und dies 
allgemein befannt ift, ein Anftoß für die Gemeinde liegen, deren Wis 
derſpruch nicht für „unerheblich“ gehalten werden dürfte ). 

4) Milde des ECharacterd. Die fanonifchen Beftimmungen 
über den defectus perfectae lenitatis, wenn jemand durch Mitwirfung 
im Gerichte oder als Soldat den Tod einer Perfon herbeiführen balf 
und damit den Grundfaß: Ecclesia non sitit sanguinem: verlegte, find 
von der evang. Kirche nicht anerkannt), Sonftige Robheit einer 
Perfon würde einen erheblihen Grund zum Widerfpruce (f. Aum. 13) 

eben, 

e 5) Eontinenz in der Ehe. Das fanoniihe Recht fatuirt 
eine Irregularität ex defectu sacramenti für bigami, während Die 
evang. Kirche niemals in dem Abichluffe einer zweiten Ehe ein Hin 
derniß gefunden hat’). Das Eingehen einer Ehe mit einer unwür— 
digen Perfon, welches Anftoß in der Gemeinde veranlaffen fann, ges 
hört zu den erheblichen Widerfpruchsgründen *). 

6) Perfönlihe Unabhängigkeit. Der Geiftlihe fol nicht 
nur aus eigner Wahl fih ungehindert für feinen Beruf beftimmt (f. 
folg. $.), Sondern auch ohne Die Verwaltung des Amts beeinträchtigende 
Perpflihtungen daffelbe übernommen haben. Das kanoniſche Necht 
fießt aber als defectus plenae libertalis an, wenn Jemand verheirathet 
ift und fordert den Conſens der Frau, welche Keufchheit geloben oder, 
wenn fie noch jünger tft, fi in ein Klofter begeben ſoll; desgleichen 
wenn Jemand ein Amt werwalter und noch nicht Rechnung gelegt hat. 
Der erfte Fall kommt wegen der Aufhebung des Cölibats in der evang. 
Kirche gar nicht in Betracht), Der zweite könnte nur infofern eintres 
ten, ald der Verdacht einer WVeruntreuung dadurch aufzuheben fein 
würde *). | 

1) Der Indigenat. Das ältere Recht jchließt Ausländer oft 
von der Anftellung in Staats- und Kirchenämtern aus, gewährt 
wentgftens den Inländern den Vorzug vor jenen, und macht jedenfalls 
die Annahme von der Staatsgenehmigung und der Aufnahme in den 
Staatsverband abhängig. In Preußen war die Berufung auswärtiger 
Theologen und Geiftlichen feit der Reformation gar nicht felten und 
durch Die Lebertragung eined Amts erhielten Ddiejelben zugleich die 
Eigenfchaft preußiicher Untertbanen, wie dies auch bei der Reduction 


26) J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. I, tit. XVII. $$. Vilfg. Gihborn 
a. a. D. Laspehres a. a. O. 5.4. Richter, Kirchenreht, $. 199 a. E. 

27) Ueber die Militärverhältniſſe ſ. m. $. 63. Anm. 9. S. 251. 

28) Die apvftofifche Negel 1. Timotb. 11, 2. 12. Titus I, 6. „Ein Biſchef 
und Diakonus ſei Eines Weibes Wann’ bat die evangelifche Kirche nur auf Die 
gleichzeitige, nicht die fucceftive Bigamie bezogen (ſ. J. H. Boehmer jus eccl. 
Prot. lib. 1. tie XXI. $. I0). 

20) M. f. 3. 2. den $. 62, Anın. 14. 5. 240 berübrten Fall. Vergl. auch 

47. 


Laspevyres a. a. D. S. 

30) Nah dem A. v.⸗R. I. 11. $. 1166 dürfen Verehelichte gar nicht in ein 
Kiofter aufgenommen werden. Dies würde auch auf evangel. Arauenftifter zu beziehen 
fein, welche als Verforgungsanftalten für Unverheirathete befteben (ſ. Abichn. IV.). 


31), Eihborna.a. OD, S. 705, Anm. 5. Laspeyres a. a. O. S. 4. 


346 Buch IN. Die Verwaltung. Abſchn. 1. Provifion der Aeınter. 


des U. L-R. ausgeſprochen wurde *). In der Regel follten freilicy 
nur Inländer angeftellt werden ®), denen auch das Studiren *) und 
der Erwerb der Ordination”) im Lande zur Pflicht gemacht war. 
Durd) die Inſtr. für die Gonfiftorien v. 23. Dctbr. 1817 1. Nr. 4*) 
ift denjelben die Beftätigung der von außerhalb Landes vocirten Geift- 
lichen übertragen, was |päterbin mehrfach modifteirt und näher decla- 
rirt if), Insbeſondere hatte die Cab.O. v. 17. Dctbr. 1847 *) 
beftimmt, daß Perfonen, welche die Eigenſchaft als preuß. Unterthanen 
erft durch Ertheilung einer Naturalifationsurfunde (nad) Gefeß v. 31. 
Dechr. 1842 $. 1 Nr. 4 und 8.5) erworben haben, ohne vorgängige 
Genehmigung des Departements» Chefs nicht angeftellt werden follen 
und daß dieſe Genehmigung nur dann zu ertbeilen fei, wenn von der 
Anftellung befonderer Nugen für den Staats-, Kirhen- oder Schul: 
dienst zu erwarten iſt und der Anzuftellende, wenu er noch im mili- 
tärpflichtigen Alter ſich befindet, der Pflicht genügt oder feine Untaug— 
lichfett zum Militärdienfte nachgewiefen hat. Nah dem Allerh. Erlaß 
vom 27, Januar 1862 *) iſt diefe Genchmigung nicht mehr nothwen— 
Dig, fo daß das betr. Gonfiftorium nur darauf zu halten hat, daß der 
zu beftätigende Geiftliche naturaliſirt ift 9. 


32) Gntwurf des allg. Geſetzbuchs. Tb. I, Abtb. III. Tit. V. $. 79, wiederholt 
im A.L.-R. 11,17. & 131. 


33) Daß fie den Ausländern vorgezogen werden follten, ift auf Andringen der 
Stände öfter beftimmt worden. M. f. 3. B. die Churf. Verficherung v. ‚30. Auguſt 
1610 (Mylius C. C. March. VI, 1. nro. LXIX. Fol, 191), Xandtagsabichied v. 
23. Dechr. 1614 (a. a. O. Nr. LXXVII, Rol. 255), Nefelution v. 1. Mai 1652 
Nr. 11 (a. a. O. Nr. CXV, Fol. 403), Landtagsreceh v. 26. Juli 1653 Nr. 11 
(a. a. DO. Nr. CXVIN, Fol. 432), Nefolution v. 22, März; 1670 Nr. 6 (a. a. D. 
Nr. CXLVI, Fol. 622. 623) u. a. m. 


34) Gdict v. 19. Nuni 1751, Befehl v. 24. Auauft 1758 (N. C. C. I. Nr. XLIX. 
Fol. 97. 1, Nr. XL. Fol. 309), Eir. v. 24. October 1783 (a. a. O. VU. für 
1783. Nr. L. %ol. 2507, mit Ginichärfung der Edicte v. 14. Octbr. 1749 u. 2. Mai 
1750). Vergl. U. = R. II, 12. $. 1209. 


35) A. L.-R. II, 11. 6. 64. 
36) G.-S. ©. 237. Vogt 1, 2. 


37) Die Kab.-O. v. 31. Dechr. 1825 B. Nr. 3 (G.⸗S. S. 5. Vogt 1, 6 
hatte dies dahin beſtimmt, daß die Regierungen von außerhalb Landes, Geiſtliche nur 
mit Genehmigung des Miniſterii anftellen dürfen; wenn dagegen Privatpatrone von 
außerhalb Yandes Geiſtliche vociren, fo müffen diefelben, ebe deren Beftätigung erfolat, 
vom Gonfiftorio zur Verwaltung einer geiftlichen Stelle im Staate für geeignet erachtet 
worden fein. Durch Girc. v. 10. Juni 1835 (v. Kampiz, Ann. 19, 388. Voatl, 
298 a. E.) ift für notbwendia erflärt, daß das Gonfiftorium, um fich über die 
Anftellungsfäbigkeit auszufprechen, mit dem Geiftlichen ein fürmliches Collogquium pro 
munere abbalte. Das Necht der Negierungen zu vociren ift feit 1845 auf die Con— 
fiftorien übergegangen, welche im vorliegenden Kalle die Aeußerung der betr. Regierung 
einzubolen haben, daß der Berufung in landespolizeilicher Hinſicht nichts entgegen ſteht 
(j. die cit. Stelle $. 40. S. 174. Nr. 4). 


38) Mitgetbeilt durch Girc. v. 11. Dechr, 1847 (Min. Bl. des Innern 1847. 
S. 305. Vogt I, 283 a. E.). 


39) Mitgetbeilt durch Circ. v. 21. März 1862 (Aktenſt. des O.-K.-Raths 
14, 245). 


40) Weber die Prüfung Auswärtiger ſ. m. den folg. $. 


IR 
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‚Insbefondere Vorausfeßung der erforderlichen tHeologifchen Bildung. 
(Die theologifchen Prüfungen.) *) 


Die Gefege der Kirche wie des Staats dringen ſeit den älteften 
Zeiten darauf, daß die Geiftlichen diejenigen Kenntniffe haben follten, 
welche fie fähig machten, die Gemeinde zu belehren und zu leiten. 
Von dem Mangel ausreichender wifjenichaftliher Bildung (defectus 
scientiae) zu Dispenfiren war unftatthaft. Da aber doch bei der Geift: 
fichfeit zur Zeit der Reformation vielfach große Unwiſſenheit berrfchte, 
wurde evangelifcher Seits um jo mehr gerade auf die Körderung, wie 
des Schulweſens überhaupt, auch der tüchtigen Ausbildung der Lehrer 
und Geiftlichen Bedadht genommen. Bei der zur Befeftigung der neuen 
Ordnung veranftalteten Viſitation erhielten deshalb die mit derſelben 
Beauftragten die Weifung, ſich nad der „Gefchielichfeit der Pfarrer, 
wie fie das Wort Gottes predigen und handeln” zu erkundigen und 
wo fie Unverftändige fünden, welche eine gutwillige Berichtung nicht 
willig annehmen wollten, an deren Stelle andere taugliche Perjonen 
zu fegen '). Bei der Wahl neuer Pfarrer follten die von den Dazu 
Berechtigten ausgefuchten Subjecte bez. den Bifchöfen ?) oder anderen 
damit Betrauten, als den Superintendenten ’), geiſtlichen Miniſterien 
u. ſ. w.) zugeſchickt werden, um fie zu examiniren, und wenn fie 
tüchtig und geichiet befunden worden, ihre Anftellungsfähigfeit zu bes 
zeugen. Auch die Univerfitäten ) wurden zu den Prüfungen benußt, 
nächſtdem aber fpäter allgemeiner die Eonfiftorien‘). Wo preöbyterial - 
ſynodale Einrichtungen beftanden, gehörten die Examina zu den Ge- 
ihäften der Spnoden”),. Die Prüfung felbft bezog fih auf Gelehr- 

*) Vergl. v. Mühler, über die Ordnung der kirchlichen Prüfungen, in der 
'Zeitfchr. für das Mecht und die Potitif der Kirche von Jacobſon und Richter. 
Heft IT. (Leipzig 1847) ©. 127 — 161. verb. J. H. Boehmer jus eccl. Prot. 
lib. I. ti. XI. 8. IM. v. Harleß die tbeofogifchen Sandidatenprufungen u. f. w., 
im Allgem. Kirchenbfatt für das evang. Deutfihland 1863. S. 423 — 489, 

1) Inftr. im Serzogtbum Preußen für Adrian von Waiblingen und Paul Spe— 
ratus 1526 Nr. 7. (meine Gefch. der Quellen IT, 2. S.15 der Urkunden). Sächſiſche 
Inftr. v. 1527 (Richter, K.⸗O. 1, 78) u. a. 

2) So im Herzogthum Preußen (vergl. die im vorigen $. Anm. 3 cit. Stellen). 

3) So in der Mark Brandenburg (voria. $. Anm. 5. 6) unter Theilnabme ande: 

rer Geiftlichen. = Ar), 
. 4) In Pommern follten alle Prediger zufammen in Stettin, Greifswald, Strals 
fund, Colberg bejondere Eraminationsorgane bilden (R.=D. 1535. ſ. voria. $. 
Anm. 4), unter Zuziehbung des Superintendenten (8.0.1563. Ib. IV: Von Exami— 
natoribus, Richter K.=d. 11, 242 a. E.). 

5) In Heſſen (8.0. 1566. Richter a. a. DO. I, 291), Sachfen (Generals 
Artikel 1557, Nichter a. a. D. II, 183). 

6) In Sachſen (8.08. 1580, Richter a. a. D. II, 404), in Preußen (nad 
dent Wegfall der Bilchöfe). j 
77) Die Synode au Wefel 1568 beftimmte, dap bis zur_erfolgten Organijation 
jedes Presbpterium (Gonfiftorium) felbft prüfe, dann der Claffenconvent (meine 
Geſch. IV, 3. 5.46 der Urkunden, Nichter a. a. D. II, 312). Auch die Synode 
u Emden 1571. Art. 16 (meine Gefh. a. a. D. S. 52, Nidtera.a O. II, 
340) überwies das Examen denen, von welchen der Diener erwäblt worden. Die 
Glaffical:D. von Jülich 1573. Art. 33 (meine Gefh. a. a. O. 101) fehrieb Prüfung 
durch die Synode vor, und außerhalb der Zeit der Synode an dem Ort, da eine ziems 
lihe Anzahl von Dienern beifammen fei, oder nach Art. 34 mit Borwifjen der Synode 
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famfeit, die Reinheit der Lehre und die Tüchtigfeit im Katechifiren 
und Predigen. Schon die früheren 8.:D. entbalten darüber jpecielle 
Beftimmungen, welche ſpäterhin durch eigene Inſtructionen ergänzt 
wurden. Melanchthon bearbeitete für Diefen Zwed das Examen Or- 
dinandorum, welches in mehreren Zandesfirchen förmlich recipirt wurde ?). 

In Preußen ergingen außer den für einzelne Gebiete erlaffenen 
‚Beftimmungen auch allgemeinere Verordnungen, welche fih im Wefent: 
lihen an die in allen deutſchen Kirchen beſtehende Uebung anſchloſſen. 
Um nämlicd das Vocationsreht der Gemeinden und Patrone nicht zu 
beeinträchtigen, hielt man es für angemeffen, nicht im Voraus be- 
flimmte Gandidaten als mahlfähig zu bezeichnen, fondern die Wahl 
der Perfonen völlig frei zu laffen, die Anftellung der Gemäbhlten aber 
von einer Prüfung ihrer Tüchtigfeit abbängiq zu maden. - Daß aber 
ein in der Prüfung nicht tüchtig befundener Candidat abgewiefen wer: 
den jollte, wurde ausdrücklich eingeſchärft). Das Mipliche einer jol- 
hen Rückweiſung, Das noch dadurch verftärft wurde, daß ſolche Gan- 
dDidaten bereit8 die Kanzel beftiegen hatten, auch durch die Vocation 
ſchon ein Recht auf die Pfarrei zu haben glaubten, gab Anlaß zu der 
Beftimmung, daß fein Bandidat predigen und vocirt werden folle, che 
er eine Vorprüfung (praevium tentamen) beftanden babe. Dem 
Borgange anderer Länder ') folgte Preußen zunächſt durd eine des— 
fallfige Anordnung für die Provinz Preußen, in welcher aus einer 
Lifte der geeigneten Gandidaten nach der Reihe der Vorfchlag für 
vacante Stellen erfolgen jollte '), dann allgemeiner durch Erlaß des 
Edictd v. 14. Dechr. 1709). Hierauf erging 1713 die gleiche bes 
fondere Beftimmung für die Deutichen NReformirten ) und dann durch 


von anderen evang. Kirchen oder Univerfitäten. Die Generalſynode 1610 Rr. I. 
(meine Gefh. a. a. O. S. 106) und die fich daran anfchließende K.⸗O. von 1662 
8. 2. (a. a. D. ©. 181) forderte das Examen von der Claſſe oder Deputirten der 
Spnode, die lutb. clevesmärf, K.«O. 1687. $.4, in Uebereinftimmung mit der Gen.: 
Synode zu Unna 1659 $. II, Nr. 3 und Add. 1 (meine Gefh. IV, 3. Urk. ©. 
131) übertrug dagegen die Prüfung dem Inſpector nebft anderen Geiftlihen. M. f. 
aud er Jülich berg. ſummariſchen Begriff 1677. Gap. I. $. 4 (meine Gef. 
a. a. D. ©. 234). 

8) Daffelbe erfchien zuerſt 1552 in deutfcher Sprache in der medlenburg. K.⸗O. 
(Richter a. a. ©. IT, 115), aus der es 1554 in die pfälziihe K.=D. überging 
(a. a. D. 146), welche auch in einzelnen rbeinpreußifchen Gebieten ” (vergl. oben 
$. 18. S. 92. 03) Yateinifch findet es fich im Corpus doctrinae Philippieum und 
anderweitig. M. j. überhaupt das Corpus Reformatorum Tom. XXI. 

9) M.f. 3. 8. die (utb. Gen.= Synode zu Unna 1650. $. 11, Nr. 3. Add. 2 
(meine Gef. IV, 3 Ur. S. 131), Brandenb. Circ. v. 30. Mär) 1662 (Mylius 
e C. M. I, 1. No. XXVlll. Fol. 373), ®. v. 28. Octbr. 1679 (a. a. ©. Nr. XLIV, 

ol. 401). 

10) Jülich Berg. ref. K.:D. 1854. Gay. I. $. 2. Sädf. Erörterung »der Xans 
desgebrechen in Gonfiftorialfachen 1689. (v. Müblera. a. O. S. 142.) 

11) 3. der preuf. Regierung v. 25. Sentbr. 1698, gemäß Sofrefer. v. 31. ar 
(10. Septbr.) d. 3. (bei Grube corp. const. Pruten. P. 1. No. XXV. Fol. #9), 
wieder eingefchärft 24. Novbr. (4. Dechr.) 1699 (a.a.D. Nr. XXVI). Vergl. Erlap 
v. 14. Juni 1709 (a. a. D. Nr. XIX) wegen der Prüfung in der bebräifchen und 
griechifchen Sprace. 

12) Mylius C.C.M. I, 1. No. LXXV. Fol. 431. Grube a.a. 0. P. 1, 
No. XX, Fol. 94 

13) Fundation des reform. Kirchendirectorii v. 10. Juli 1713. Art. II, $. 13 
(Stengel, Beiträge VII, 102). Inſpections .... Ordnung v. 24. Octbr. 1713. 
Nr. 5. (MyYlius a. a. 08.1, 1. Fol. 449). 
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die Verordnung wegen der fludirenden Jugend auf Schulen und Uni: 
verfitäten, wie auch der Candidatorum Ministerii v. 30. Septbr. 1718) 
eine lutheriſche Candidatenordnung, welche Die Ausbildung der Geift- 
lichen auf allen Stufen zufammenfaßte. Seitdem ergingen nod mehr 
fache Anordnungen, bejonders wegen der Prüfungsbebörden, mit Rüd: 
ficht auf Die einzelnen Landestheile. So 1729 für die Provinz Preu— 
Ben, in welcher 1732 der theologiſchen Facultät zu Königsberg Die 
Ertheilung der Zeugniffe zu Predigtämtern übertragen wurde “), wäh— 
rend in den Marken und anderweitig den Provinzialconfiftorien die 
Weiſung zuging, die lutheriſchen Gandidaten zu examiniren und an 
den Minifter, welchem die Direction der Geiftlihen und Kirchen anvers 
traut war, zu berichten, Damit dieſer unter Zuziehung anderer vom 
Zandesherrn beftimmter Perfonen Die Approbation ertheile “). Nach 
der Inftruction v. 4. Detbr. 1750 ging dies auf das neu errichtete 
luther. Oberconfiftorium über, welches zugleich für die Churmark das 
Eramen abbielt, während die Eandidaten aus der Altmark und Prieg- 
nig vor ihm nur eine Probepredigt zu halten Hatten und vor dem 
‚eigenen Gonfiftorium tentirt und eraminirt wurden '). Außer den beis 
den Prüfungen war auch cin Colloquium üblich im Full der Verfeßung - 
eines Pfarrers zu einer andern Stelle"). Wegen den Franzöſiſch— 
Reformirten wurde im Aufchluffe an die Discipline ecclesiastique die 
Zeitung der Prüfungen dem franz. Oberconfiftorium übertragen “). 
Milttärgeiftlibe (Feldprediger) eraminirte bis 1791 der Feldpropft'’*). 

Bei der Abfaffung des allgemeinen Geſetzbuchs befchränfte man 
fih auf die Beftimmungen, Daß ohne vorbergegangene genaue Prüfung 
feiner Kenntniffe Niemand zu einem geiftlihen Amte gelaffen werden 
folle *). Speciellere VBorjchriften rief das NReligionsedict v. 9. Juli 





14) Mylius a. a. O. I, No. CXVIII. fol. 229 f., Grubea. a. O. No. LIV. 
fol. 125 f., auszugsweife bei v. Müblera.a. O. S. 143 f. 

15) Inftr. v. 31. März 1729 (Ar noldt, Hiſtorie der Königsb. Univerſität 
[Königsberg 1746] 11, Beilage 31.), Berf. v. 18. Detbr. 1732. Nr. 4. (a. a. O. J. 
Beilage 53.) verb. V. v. 1735 ff. (a. a. O. II, Beil. 33 ff.) verb. Beckher, preup. 
ie erde (2. Ausg. 1769) S. 02. 

16) M. f. 3. 2. 2. v. 18. April 1733 (M ylius a.a. O. I, 1. No. CXXVl. 
fol. 559). 

17) Mylius a. a. O. Contin. IV. No. CVI. (Tom, VII. fol. 201). Dazu 
vergl. noch Declar. v. 14. Februar 1756 (N. C. C. III. No. XVI. fol. 590) wegen 
der Prüfungsvrediaten und vom Gramen pro Ministerio. 

18) Nach der Declaration v. 16. Dechr. 1736 jollte in Preußen dies vor ber 
tbeolog. Facultät gehalten werden (Arnofldt a. a. D. II, Beil. 33. Bedber 
a. a. O. 5. 9M). 

19) ſ. Discipline cap. I, $. 5. verb. cap. 11. $. 5. Reglement v. 13. Novbr. 
1736 (Mylius a. a. O. VI, Anhang Nr. CXXXI, Fol. 617 f.). 

19a) Das R. v. 31. Mai 1791 verordnet die Prüfung angebender Feldprediger 
bei dem Zandesconfiftorium. Für die Aurmarf wurde aber noch durch R. v. 30. April 
1801 die Prüfung durch den Feldpropft vorgefchrieben (vergl. Militär-Confiſt.-Reglem. 
v. 15. Juli 1750. II, 1.$. X ff.). 

20) I. Entw. $. 54. 11, Entw. $. 50. U. %.: NR. II, 11, $. 61. Nur im Als 
emeinen wies auf die Tüchtigfeit beim Pfarrer der 11. Entw. $. 254 und das U. L.⸗R. 
$ 319, obne die $$. 273. 274 des I. Entw. zu mwiederbolen. „Er muß die Gottes s 

elahrtbeit auf einer hohen Schule ftudirt haben.“ — „Er muß darüber. . „ unvers 
dächtige Zeugnifje beibringen.’ 
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1788 hervor °'), insbefondere den Grlaß eines Schema examinis Can- 
didatorum s. s. ministerii rite instituendi *®), welches ein dogmatifches 
Syſtem als maaßgebend vorfhrieb, dann die Beftellung einer Exami— 
nationscommiffton in geiftlihen Sachen am 14. Mai 1791, als ein 
mit dem Oberconftftorium verbundenes, aber unabhängiges Eollegium ”), 
weldyem in den einzelnen Provinzen beſondere Untercommiffionen bei: 
gegeben wurden *). Bei diefen, bez. den Infpectoren follte dem wirk— 
lihen Gramen eine Prüfung des Glaubens vorheraehen”). Das 
Examen felbft verblieb den Gonfiftorien. in Oftpreußen der theolog. 
Facultät *). 

Nachdem jeit 1797 die durch das Religionsedict feftgeftellten Grund: 
fäße ”) wieder befeitigt worden ?), ergingen auch neue Vorſchriften 
über das Prüfungsweien, vor allen das Neglement v. 12. Februar 
1799 ®), das noch gegenwärtig in Geltung ftebt. Schon vorher aber 
war eine mefentliche Umgeftaltung erfolgt, indem die früher für Oft: 
preußen 1698 getroffene, aber fpäter nicht mehr befolgte Einrichtung 
(j. Anm. 11) arundiäglich und allgemein durchgeführt wurde ®). 

Im 3.1779 hatte nämlich das Dom-Miniſterium zu Berlin, wel: 
ches Die veformirten Gandidaten in den öftlichen Provinzen eyaminirte, 
dem Kirchendirectorium vorgeſchlagen, auf eine Bejeitigung der Miß— 
ftände Bedacht zu nehmen, welche daraus hervorgingen, wenn die erft 
nach erfolgter Vocation geprüften Gandidaten nicht tüchtia gefunden 
würden. Es möchten daher immer die beiden älteften Gandidaten, 
welche die möglichfte Ausficht auf Verforgung bätten, im Voraus era 
minirt werden. Dem Borfchlage wurde entiprochen. Im Jahre 1790 
beantragte darauf Hofprediaer Sad eine Erweiterung diefer Einrich— 
tung, damit nicht die älteften Kandidaten fih auf ihre Anciennität 
verliegen, und dies genehmigte das Kirchendirectorium unterm 31. 
März 1790°%) Es follten daher nur folhe Gandidaten zu einem Pre- 
Digtamte vorgefchlagen werden, welche bereits, nachdem fie die Freiheit 








21) N. C. C. VIII. No, XLIX. fol. 2175 f, 

22) In Gedife’s Annalen des preuß. Kirchen- und Schulwejens. B. 1. (Berlin 
1796.) H. 1. S. 43 f. Vergl. Verbandlungen über das für die Prüfung der Can: 
didaten vorgefchriebene Schema vom Dechr. 1790 bis März 1791 von 8. 9. Sad 
in Niedner’s 3. für die biftorifche Theologie 1862. 9. 3. ©. 428 f. 

23) Beral. die Inftruction v. 31. Auauft 1791 bei Gedike aa. O. IT 
4.35 — 4. 

24) Deren Inftruction v. 3. Februar 1793 bei Gedike a. a. D. I, 4, 53—64. 

25) Nefer. v. 13. März 1792 (N. C. C. T. IX. v. 1792 Nr. XXI. %of. 879.). 

265) Nach Nefer. v. 31. Dechr. 1793. 

27) Nüberes in meiner Geſch. I, 2. 194 ff., v. Mübler, Geſch. der Kirchen= 
verfaffung in Brandenburg. ©. 258 ff. K. H. Sack, zur Gefch. des Neligionsedicte, 
in Niedner’s cit. Zeitjchrift 1850. ©. 1, verb. 1862. ©. 3. S. 412 ff. 

28) Ueber die Nemenftrationen jeit 1788 ſ. m. (v. Balfewig) Die Aurmarf 
Brandenburg vor 1806 (Keipzig 1847). 5.352 ff., die in meiner Geſch. (vor. Anın.) 
cit. Literatur und befonders Henke, Archiv für die neuefte Kirchengeſchichte. Weimar 
1798 ©. 378 f. 552 f. (Herſtellung des Oberconſiſtoriums in feine volle Thätigkeit 
d. 27. Dechr. 1797, Cab. D. an v. Wöllner v. 12. Zanuar 1708 u. a.) . 

29) N.C.C. T.X. 1799, No. VII. fol. 2203 f. Nabe, Sammlung 13, 364 f. 
wieder mitgetbeilt durch Girc. v. 24. Octbr. 1827 (v. Kamp, Ann. XI, 931 f. 
Boat 1,95 f). 

30) v. Mühler in der Zeitichrift a. a. DO. S. 150. 

31) N. C.C, T. VIII. a, 1790. No. XXI. fol. 2917 f. 
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u predigen erlangt, auch das Examen pro ministerio (in Berlin beim 
om-Minifterium, außerhalb Berlins bei den vom KirchensDirectorium 
ernannten Graminatoren) beftanden hätten, 

Nachdem in Folge der feit 1804, bez. 1808 eingetretenen Vers 
änderungen (j. oben $. 36 ©. 157. 158) die Prüfungen auf die Geiſt— 
lichen- und SchulsDeputationen der Regierungen übergegangen waren, 
und Ddiefelben ähnliche Erfahrungen, wie früber das Dom-Miniftertum 
gemacht, wurde auf den Antrag der Regierung zu Potsdam die Section 
für den Cultus im Minifterium des Innern veranlagt, die Cab.Ordre 
v. 15. Auguft 1810 zu erwirfen, nad) welcher im ganzen Lande nur 
bereitö pro winisterio geprüfte und tüchtig befundene Gandidaten mahls 
und präfentationsfähig zu chriftlichen Aemtern jein jollten ®). 

Die bisher angeführten gejeßlihen Beftimmungen find jeitdem 
zwar vielfach ergänzt und im Befondern genauer fixirt, die Prüfungs: 
ordnung ſelbſt und Die derjelben zum Grunde liegenden Principten 
find aber nicht verändert worden. Auf die 1807 verloren gegangenen 
und 1814 reoccupirten Gebiete, wie auf die neu erworbenen Territo» 
rien wurden diefelben daher auch gemäß Min.-Reſer. v. 15. Januar 
1815 übertragen ®). Außerdem nahm das Kirchenregiment vorzüglich 
darauf Bedaht, die Borbildung zum geiftlichen Stande zu verbeſſern 
und die Fortbildung der Gandidaten zu befördern. Zu dem Behufe 
wurden auch die Provinzialfynoden 1844 und die Generaliynode 1846 
veranlaßt, dieſen Gegenftand in veiflihe Erwägung zu ziehen. Das 
Ergebniß der desfallfigen Erörterungen *) iſt für die fernere Behand: 
lung des Prüfungsmweiend und der Damit zufammenhängenden Einrich- 
tungen nicht ohne großen Einfluß geblieben. Die dadurch bervorgerus 
jenen einzelnen Anordnungen erhielten einen beftimmten Abſchluß in 
den Eandidatenordnungen für die einzelnen Provinzen in den 
Jahren 1852 und 1853 *), Mit Nüdficht hierauf ift der gegenwärtige 
Rechtszuftand darzuftellen. 

1) Die Vorbereitung zur erften Prüfung. Die Gandidaten der 
Theologie. - 

Der fünftige Geiftlihe bedarf einer gründlichen VBorbildung auf 
dem Gymnaftun und der Univerfität **). Um derjelben theilbaftig zu 


32) v. Mühler a. a. O. ©. 151 f. 

33) In Sachſen durch Conſ.-V. v. 4. Febr. 1817 (A.B. von Magdeburg S. 79, 
v. Kampp, Ann. I, 1. 135), in Weftfalen durch V. v. 6. Febr. 1817 (AU. -B. von 
Münfter S. 60), in der Rheinprovinz durch 3. v. 24. Febr. 1817 (v. Kamptz 
Ann. T, 1. 131 f.), in Poſen durh 2. v. 3. März 1817 (U.=B. von Polen S. 476). 
In Pommern beftand bis dahin auch die Ältere Ordnung, doch nicht ftets und überall 
gleib, indem wenigjtens die Aushändigung der Bocation vor zurücaelegtem Examen 
mebrfach unterfagt war (Baltlıasar jus pastorale 1, 654. 655. verb. Biederftedt 
Sammlung 11, 3 ff.). Durch das Publ. v. 18. März 1817 erfolgte die Gleichſtellung 
mit den übrigen Zandeötbeilen. (PBrovinzialrecht von Neu =: Vorpommern u. |. w. 1V, 11.) 

34) M. f. die Verhandlungen der Generalſynode, im amtlichen Abdruf 1, 70 — 
136. 11, 19 — 59, in der überfichtlichen Darftelung von Nihter, S. 78—116. 
... 35) Beral. die Sandidatenordnung für die Rbeinprovinz v. 15. März 1852, Weit: 
ralen v. 15. Septbr. 1852, Schlefien v. 20. Detbr. 1852, Sachſen v. 22. Januar 
1853, Pommern v. 13. Mai 1853, Poſen v. 15. Juli 1853, Preußen v. 7. Septbr. 
1853, in den Aftenit. des D..K.:Naths 6, 30—65, auch in Mofer’s allg. Kirchen: 
blatt von 1852 u. 1854, und mit Ausnahme der rheinifchen bei Vogt 1, 111— 126. 

35a) Moſer, allg. Kirchenbfatt 1863, 424 ff. 
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werden, hat derjenige, welcher fih zu einem geiftlichen Amte beftimmt, 
fih die Einwilligung derer zu verichaffen, ohne deren Borwiffen und 
Genehmigung ein.Zebensberuf nicht gewählt werden ſoll, alio des Va— 
ters, bez. des Bormundes *). Zur erfien theologiſchen Prüfung wird 
nur zugelaffen, wer die Univerfität mit dem Zeugniß der Reife bezo— 
gen ”) und die hebräiſche Sprache fo weit erlernt hat, daß er den 
bebräifchen oder verftehen fann *»). Das Univerfitätsftudium jelbit 
ift ein dreijähriges »), von welchem nicht Dispenfirt werden joll %). 
Das frühere Verbot, fremde Univerfitäten zu befuchen, ift aufgeho— 
ben), doch follen drei Semefter auf einer inländifchen Univerfität 
zugebracht werden, injofern nicht der VBermwaltungschef, in deſſen De: 
partement die erfte Anftellung geſucht wird, davon Dispenfirt, was 
aber in der Regel ſich nicht auf das legte Studienjahr erftreden ſoll *). 


Jeder Studirende der Theologie fteht unter der fpeciellen Aufficht 
der Facultät), nah Vollendung feiner akademischen Studien tritt er 
unter kirchliche Aufſicht“). Wenn er nicht etwa bei der betr, Facultät 
die erfte Prüfung zu beftehen bat, muß er fi Behufs derfelben an 
die dazu beftimmten kirchlichen Organe wenden. 


2) Die erfte Prüfung **). 


Nach dem Abgange von der LUmiverfität joll der Candidat jich 
binnen vier Wochen bei feinem Ortspfarrer und dem Superintendenten 
feiner Diöcefe perfönlich melden *) und unter Einreichung feines Le— 
benslaufes in lateinifcher Sprache md der erforderlichen Zeugniffe “*) 


36) A. 2.:R. II, 11. $. 60 und die dafefbft cit. II, 2. $. 100 f., IL, 18. 
Abfchn. 6 ($$. 312— 314. 329— 332). Die Älteren Bejchräntungen von Seiten des 
Staats, der grundherrjchaftlichen oder andern bürgerlichen Gewalt, des Regiments, 
deffen Canton Jemand unterworfen war, auf welche der 1. Entwurf $$. 49. 51. 52 
noch außerdem aufmerffam macht, find fortgefallen. 

37) R. des Staatsminifterii v. 31. Juli 1820, mitgetheilt durch B. des Oberpräf. 
gu Münfter v. 20. Octbr. (v. Kamptz Ann. 4, 765. Vogt 1, 208), Circ. des 

randenb. Conſ. v. 22. Novbr. 1833 (v. Kamp Ann. 17, 941). 

38) f. B. v. 1709 (Anm. 11), Inſtr. v. 1799 (Anm. 29), Circ. v. 6. Septbr. 
1823 (v. Kamp Ann. 7, 844. Bogt 1, 105). 

39) Kab.-O. v. 7. April, Circ. v. 27. Novbr. 1804 (Mathis Monatsfchrift L, 
61 f.), Circ. v. 19. März 1810 (v. Kamptz Ann. 7, 844. Bogt 1, 105). 

40) .f. das Girc. v. 19. März 1819 (vor. Anm.). 

41) Kab. =D. v. 13., Publ. v. 28. Aprif 1810 (N. C. C. XL. Nr. LXIV, Kot. 
2791, Mathis 9, 46), Kab.⸗O. v. 13. Octbr. 1838 (G.⸗S. S. 501). 

42) Kab. -O. v. 30. Juni 1841 (G.⸗S. S. 130). 

43) Die älteren wie neueren Facultätsſtatuten enthalten darüber genaue VBorfchriften. 

44) Circ.⸗R. v. 7. Dechr. 1842. (Min. Bl. des Innern 9.414. Vogt 1, 111.) 

4a) Moſer alla. Kirchenblatt 1863, 439 ff. 

45) f. das Girc. von 1842 (Anın. 44) und fünmtliche Gandidaten = Ordnungen. 
(Anm, 35.) 

46) Dieſe find der Taufſchein, das Zeugniß der Neife, das Abgangszeugniß von 
der Aniverfität, das Atteft eines Geiftlichen über das Firchliche Verhalten während der 
Studienzeit und des legten Aufenthalts, das Militärzeugniß (Erlaffe v. 12. Januar 
und 14. Juni 1851 in den Aktenſt. des O.⸗K.⸗Raths 2, 11 f. Bogt 1, 94. vergl. 
oben $. 63. Ann. 9. S. 251), in der Nheinproviny auch die Erklärung über den 
Beitritt zur Union (GandidatensD. $. 1). 
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beim Eonfiftorium *) auf feine Prüfung im nächften, nah 6 Monaten 
eintretenden Prüfungstermine antragen, oder die Gründe eines län- 
gern Aufihubs angeben. | 

Auswärtige Theologen zu den Prüfungen zuzulaffen hatte ein Be- 
fehl des Königs v. 7. Dechr. 1839 unterfagt #); um aber eine wechjel: 
feitige Beziehung der verjchiedenen evangeliichen Landeskirchen in 
Deutfchland zu befördern, hat die Cab.O. v. 11. April 1845 ®) bes 
ftimmt, daß die Unterthanen anderer deutſcher Bundesftaaten zur eriten 
tbeologifhen Prüfung vor einer preußifhen Prüfungsbehörde zu ver: 
ftatten find, wenn fie im Stande find, alle Bedingungen zu erfüllen 
und Nachmeife zu erbringen, welde von preußiichen Unterthanen ger 
fordert werden. 

Die erfte Prüfung (Tentamen pro venia, licenlia con- 
cionandi, Gandidatenprüfung) ift theils fchriftlich, theils münd— 
(ih; auch hat der Candidat eine Predigt zu halten“). Die Prüfung 
wird bei jedem Gonfiftorium, beftehender Obferwanz oder fonftiger Ans 
ordnung gemäß abgehalten *). Im der Provinz Preußen erfolgt fie 
durch die theologische Facultät zu Königsberg), in Sachen durch eine 
Commiſſion der Facultät zu Halle), in Pommern, Poſen und Schle- 
fien durch eine Commiſſion des Gonfiftoriums unter Zuziehung theolo- 

iſcher Profefforen, in der Rheinprovinz und Weftfalen durch eine 
Eommifon, welche aus einem Vorfigenden, zwei Räthen des Con— 
fiftoriums und zwei Abgeordneten der betr. Provinzialſynode beſteht“). 
Dem Geprüften find nur drei Hauptprädicate: beftanden, gut beftan- 
den, vorzüglich beftanden, zu ertheilen. Wenn ein Gandidat auf Zeit 
oder gänzlich abgewiejen werden muß, ift dies mit dem Prädicat: 
nicht beftanden, im Zeugniß zu bemerken *), im letztern Falle aber 
jämmtlihen Eonfiftorien davon Mittheilung zu machen’). 


47) Das Conſiſtorium ift dasjenige, in deffen Bezirf der Gandidat geboren ift 
oder fein Domizil bat (Circ. v. 30.Mai 1833 in v. Kamptz Ann.17, 650. Bogtl, 
93). Zum leptern gehört auch der Aufenthalt, den der — als Hauslehrer ges 
nommen hat v. 4. März 1838 inv. Kamptz Ann. 22, 91. Vogt 1, 105). 

48) M. |. desbalb Girc.=R. v. 18. Dechr. 1839 (v. Kamyp Ann. 23, 834). 
— er Beftimm. v. 4. Juli 1826 (v. Kampk Ann. 10, 740) wurde dadurch 
aufgehoben. 

ss) Mitgetbeilt dur Eirc. v. 6. Septbr. 1845 (Min. Bl. ded Innern 1846. 
S. 5. Vogt I, 9. 9). , 

50) Wegen der Gegenſtände der Prüfung felbft ſ. m. die Inſtruction von 
1799 unter Nr. I, das Publ. v. 24. Febr. 1817 (v. Kamp Ann. I, 1. 131 f.). 
Ueber den Gebrauch der lateinifchen Sprache bei der Prüfung ſ. m. die 
Snftr. v. 1799 1, 8. 10. Erlaß des O.-K.-Raths v. 31. Decbr. 1861 (K. A.⸗B. 
der Rheinprovinz 1862. Nr. 13). 

51) Inſtr. v. 1799. 1. $. 4. 

52) |. oben Anm. 15. 26. 51. Publ. des Gonf. zu Köngsberg v. 6. Juni 1832 
(A.⸗B. Kbg. S. 165, u S. 194). 

53) Reglement v. 17. Dechr. 1826 (v. Kampp Ann. 12, 96 f.). Publ. v. 
10. Januar 1828. 

54) Rhbein.sweiti. K.⸗O. $. 49 (verb. II. rhein. Synode S. 78. 79). Der 
a. der Provinzialfynode ift bei diefen Prüfungen der erfte Abgeordnete. (R.=:D. 


55) Circ. des O.-K.-Raths v. 15. Novbr. 1853 (Aftenft. des O.«K.«Raths 6, 
27. Bogt 1, 109). 
56) Circ. v. 19, Febr. 1824 (v. Kamp Ann. 8, 782. Vogt 1, 9). 
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3) Die zweite Prüfung ’”). 


Nach beftandener Prüfung ift jeder Candidat der bejondern Auf 
ficht feines Superintendenten unterworfen und tft demjelben binfichtlich 
feiner Studien, feiner praktiſch kirchlichen Thätigfeit und feines Wan: 
dels Rechenſchaft ſchuldig. Amsbefondere bat er fih den an ihn 
ergebenden Einladungen und Aufforderungen zum Predigen und Ka: 
techifiren jowohl bei Vacanzen als auch bei anderen Fällen Folge zu 
leiften, und, wenn ihm dies geftattet wird, den Berhandlungen feiner 
Kreisiynode beizumohnen, ſowie aud den Ortspfarrer nad Kräften tim 
Dienfte der Gemeinde zu unterftüßen *). Gin Jahr nad dem erften 
Examen foll der Gandidat fi zum zweiten anmelden (Examen pro 
ministerio, Anſtellungs- Wahlfühigfeitsprüfung). Wäh- 
rend das erfte im Allgemeinen mehr wiffenjchaftlic) ift, tritt beim zwei: 
ten zugleich der praftifhe Gefihtspunft in den Vordergrund; Daher 
wird, da fonft die Gegenftände der Prüfung im Ganzen diefelben blei- 
ben ), ftatt der Philofophie die Pädagogik befonderd in Betracht ge- 
zogen. Der Gandidat ift deshalb zu einem ſechs- bis achtwöchentlichen 
Bejuche eines Scullebrer- Seminars verpflichtet %), von weldem er 
dispenfirt ift*), wenn er das Examen pro schola beftanden und ein 
Jahr an einer Volks- oder Bürgerfchule, oder ein halbes Jahr bei 
den Francke'ſchen Stiftungen in Halle unterrichtet hat, oder als wirk- 
lich angeftellter Xebrer fungirt, oder die facultas docendi an gelehrten 
Schulen erworben *) und das Probejahr abgehalten, oder den Curſus 
auf dem Prediger-Seminar in Wittenberg ®) durchgemacht hat. Auch 
ift einigen Gonftftorien verftattet, die Anleitung der Gandidaten durch 
einen befonders qualificirten Superintendenten oder Pfarrer als Erſatz 
anzunehmen °). Insbeſondere fol die Prüfung aud auf die Kenntniß 
der Gejege zur Führung des Predigtamts vorzüglid mit gerichtet wers 
den *), Bei der Meldung zum Gramen bat der Bandidat Die zur 
eriten Prüfung erforderlichen Zeugniffe (f. Anm. 46) einzureichen, falls 


57) Mofer allg. Kirchenblatt 1863, 465 f. 
ß Candidatenordnung der Rheinprovinz $. 2, von Weſtfalen $. 6, von Schle— 
en 8. 2 u. a. 

59) f. Anm. 50. verb. Inſtruct. von 1799. II. 

60) Eirc. v. 30. Januar 1842 (Min.Bl. des Innern ©. 64. Vogt 1, 107.). 
M. f. auch III. rhein. Synode (1841) $.63. nebft Befcheid v. 22. Juni 1842 (S. 190 
der Verbandl. der III. Synode). Bergl. die Anm. 64 cit. Inftructionen. 

61) R. v. 7. Novbr. 1859 (Stiebl, Gentralblatt Nr. 351. ©. 745). N. v. 
13. Januar 19062 (Aftenft. des O.«K.⸗Raths 14, 2358). MR. des Gonf. Breslau v. 
30. Nanuar 1862. (K.-A.-B. von Schlefien 1862. Nr. 3.) 

62) ſ. Circ. v. 10. Auguſt 1853 über die Ertbeilung der facultas docendi an 
Gandidaten der Theologie (Aftenft. des O.«K.-Raths 6, 26.). 

63) Circ. v. 19. März 1843 (Min.⸗Bl. des Innern S. 75. Vogt 1, 109). 

64) M. f. noch N. v. 19. März 1863. (Stiehl, Centralblatt Nr. 56. S. 149 f.) 
v. 8. Mai 1863 (Aktenſt. des O.-K.-Raths 15, 343 f.) über die Erfolge. Veral. 
Inftruetion des Gonf. zu Breslau v. 30. Juli 1863 (K.«A.«B. von Schlefien. Nr. 18. 
Stiebl, Gentralblatt 1863. Nr. 190. ©. 487 f.), des Gonf. zu Königsberg v. 
7. Novbr. 1863 (Beilage zu Nr. 425 [d. d. 17. Novbr. 1863] der amtlichen Mit: 
tbeilungen) nebft Erlaß v. 26. April 1860 (amtl. Mittbeil. Nr. 272). Allgemeine In— 
ftruction v. 15. Auguſt 1864 (K.-A.-B. der Nbeinprovinz Nr. 17, von Weſtfalen 
Nr. 18. Sachen Nr, 20. Amtl. Mittheil. Preußen Nr. 454). 

54a) Min.-R. v. 3. Februar 1818. 
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er nicht in der Provinz geprüft worden ®), dann das Zeugniß über 
Die erfte Prüfung felbit, außerdem eine Darlegung des Ganges feiner 
Studien und feiner praktiſch-kirchlichen Beichäftigung feit der erften 
Prüfung, ein Zeugniß des Superintendenten über feinen Kirchendienft 
und feine wiffenfchaftlihe Fortbildung, ein Zeugniß über feine Theil: 
nahme am Gottesdienfte und heiligen Abendmahl, wie über feinen 
fittlihen Wandel, das Atteft über den pädagogiihen Eurfus u. ſ. w. 
(f. vorhin). Die Prüfung jelbit ift eine doppelte, nämlich ein praevium 
tentamen vor den dazu beſonders committirten Gliedern des Conſiſto— 
riums ) und das Examen felbft in pleno collegii ). Auch auswärtige 
Theologen können zur zweiten Prüfung zugelaffen werden, wenn fie 
die erite Prüfung vor einer dieſſeitigen Pruͤfungscommiſſion oder vor 
einer collegialifch bejegten Prüfungsbehörde ihrer Heimath beftanden 
haben, den Nachweis erbringen, daß fie der Militärpflicht genügt haben 
oder davon befreit find und zugleih das 25. Lebensjahr vollendet 
haben, ingleihen daß ihnen von einem Privat» Patron eine Anwart- 
ſchaft auf eine inländifche Pfarritelle eröffnet worden, und menn fie 
endlih alle fonft von inländifhen Gandidaten geforderten Zengniffe 
ihrer wiffenfchaftlichen und praftifchen Vorbildung für das Predigtamt 
und ihres fittlihen Wohlverhaltens beibringen ®). 

Nach beftandenem zweiten Eramen °) bleibt der Predigtamtss, 
Minifterial-Candidat unter fortwährender Auffiht und Leitung 
jeined Superintendenten und bez. des Ortöpfarrerd. Er hat nicht nur 
ihren Ermahnungen und Weifungen über feine Studien, feine firchlich - 
praftifche Thätigkeit und feinen fittlichen Wandel Folge zu leiften, 
jondern auch jährlich einmal vor dem Superintendenten oder einem 
von Diejem beauftragten Geiftlihen zu predigen und zu fatechifiren, 
erforderlichen Falls auch die Predigt und Katechifation fihriftlich ein- 
zureihen, wie auch jährlich alternirend eine lateinifche oder deutiche 
Arbeit wiſſenſchaftlichen oder praftifhen Inhalts an den Ephorus abzu— 
liefern 9), Die Aufgaben ftellt der leßtere, der fie felbft cenfirt oder 
durch feine Synodalen beurtheilen läßt. Wenn der Gandidat währeud 
des Jahres eine theologische oder wiſſenſchaftliche Prüfung zu befteben 
bat, kann ihm die Abhandlung erlaffen werden. Mit der Arbeit hat 
der Candidat aud einen Bericht über feinen Studiengang und feine 
kirchliche Beichäftigung, wie ein Zeugniß des Ortspfarrers einzureichen. 
Wenn die Zeugniffe und Urtheile über die Zahresarbeiten ernfte Bes 


65) M. f. die Gandidatenordnungen, die hierauf aufmerffam machen. 
66) In Königsberg fteht dies der theologiſchen Facultät zu (Inftruction von 
3 


‚1, $. 3). 

67) Auch hierbei entjcheidet die Obſervanz (f. die cit. Inftruction $. 7), daber 
erfolgt in Rheinland und Weftfalen die Zuziehung von Synodaleraminatoren (ſ. Anm. 
54). Die früher 1718 (j. Anm. 14) und 1799 vorgefchriebene Deffentlichfeit des 
Eramens ift durch Circ. v. 29. Auguft 1810 (j. Anm. 71) abgefchafft, und befchränft 
fih auf die Anwefenheit des Gollegiums. 

68) ſ. das Anm. 49 cit. Circ. v. 6. Septbr. 1845. 

69) Wegen der Prädicate ſ. m. das Anm. 55 cit. Eirc. von 1853. Wenn ein 
Gandidat nur: mittelmäßig beftanden, fo foll er innerhalb eines Jahres fih noch 
einem Colloquium unterwerfen (Inftr. v. 1799. II, $$. 10. 13. Boat 1, 103). 

69a) Die nn Ablieferung — Arbeiten iſt eingeſchärft durch den Erlaß 
des Conf. zu Königoberg v. 6. Septbr. 1854 (Amtl. Mittheil. Nr. 28). 

Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 24 


1799 
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denken über des Candidaten Wandel und feine Vernachläſſigung der 
theologifhen Wiffenichaft erweden, jo darf das Gonfiftorium ein Gollos 
quium mit ihm abhalten, deffen Ausfall die Entziehung der Licenz und 
des Wahlfähigfeitszeugniffes zur Folge haben kann ”), ft dies ge- 
heben, fo fann der Gandidat nur durd dasjenige Gonfiftorium feine 
Wahlfühigfeit wieder erhalten, weldyes den wieder aufjuhebenden Dis— 
eiplinarbeichluß zu feiner Zeit gefaßt hat. 

4) Die dritte Prüfung. | 

Bis zum Erlaß der Kab.-Ord. vom 15. Auguft 1810 (f. ©. 351 
Anm. 32) wurde der pro ministerio Geprüfte und tauglich) Befundene fofort 
ordinirt und angeftellt. Durh Die neue Einrichtung wurde dagegen 
die wirkliche Anftellung oft in eine weite Ferne gerückt und daher gleich 
erfannt, daß mit der Ertheilung des Wahlfühigfeits-Atteftes die Kirche 
fi) nicht unbedingt jeder nochmaligen Prüfung bei der Fünftigen An: 
ftellung des Candidaten entäußern könne. du dem Ende beftimmt 
das Eirculare vom 29. Auguft 1810”) eine nohmalige Nahprüfung 
durch ein Collogquium pro munere vor dem Gonfiftorium, dem 
fid) jeder Gandidat zu unterwerfen Babe, der nicht innerhalb eines 
Jahres nad) der zweiten Prüfung zu einer Pfarrftelle berufen würde. 

Diefes Colloquium beiteht in den öftlihen Provinzen, mit Auss 
nahme von Schlefien, unter verfchiedenen Formen und Modalitäten. 
In einigen Provinzen wird die zweite Prüfung vollftändig wiederholt, 
in anderen nähert e8 fid) mehr nur der Form einer freien Befprechung 
über den pfarramtlichen Beruf. In einigen Provinzen wird felten oder 
nie von dem Golloquium Ddispenfirt, oder doch nur von einzelnen Aufs 
gaben und Arbeiten für daſſelbe; in andern find die Konfiftorien mit 
der Dispenfation bei ausgezeichneten Gandidaten freigebiger; wieder 
andere betrachten es nur als eine exceptionelle Maagregel bei ſchwachen 
oder ihnen nicht genügend bekannten Candidaten“). In der Rhein— 
provinz und Weftfulen kommt das Golloquium der Negel nah nicht 
por. Das Hauptgewicht wird bier auf die fortdauernde Aufmerffamfeit 
der Superintendenten und Ennoden gelegt. Auch wird möglichft Darauf 
bingewirft, daß jeder Kandidat vor feiner Anftellung ein Bicariat 
befleidet habe”). Der Wunſch, daß Dies allgemein gefchehen möge, 
war bereit8 auf der Generalfunode 1846 ausgeſprochen und wird jegt 
auch öfter befriedigt. Die fürmlihe Abichaffung des Colloquii pro 
munere ift bisher zwar nicht genehm gefunden; doch fcheint es in der 
That, daß wenn die neueren.Candidatenordnungen und die darin vor— 
geichriebenen Colloquien in voller Strenge durchgeführt werden, die 
Nachprüfung unmittelbar vor der Anftellung weniger nothwendig blei- 
ben dürfte. 


70) f. die Candidatenordnung der Nheinprovinz $. 8, von Sachſen $. 14 u. a. 
(Altenft. des D.K.: NR. 6. 32. 44). 

71) v. Mübler über die Prüfungen a. a. D. S. 155 f. 

72) v. Mübler a. a. O. Ausprüflich gedenfen das Colloquii nur die Gans 
bidatenordnung für Pommern $. 18, für en $. 6. Die dur das Eirc. zugleich 
eingeführte Teffentlichfeit der Abhaltung ift nicht zur Anwendung gekommen. 

73) Rhein. Synode Il, $. 69. 111. $. 62. X. $. 136. XI. $. 47. 107. Die 
en wünfchen dafjelbe mit der Zeit obligatorifch zu machen (f. Xl. Synode, 

* l. 2)« 


Sa 
$. 85. Die theologifchen Prüfungen. 357 


Die Franzöfifh-Reformirten haben ein Jahr nad ihrer 
Ausbildung auf dem (franzöfifhen) Gymnaſium, der Univerfität und 
dem Seminar in Berlin ihr ſogen. Bropojant»Eramen zu beſte— 
ben, worauf fie die Erlaubniß zu predigen erhalten. Die Propoiants 
üben fih nun zwei Jahre in der Verfündigung des göttlichen Worts 
in franzöftfcher und Deuticher Sprache und jeßen die höheren Studien 
der Theologie fort, nach deren Beendigung dad Candidatenexamen 
im Seminar beftanden wird. Das föniglihe Provinzial: Eonfiftorium 
beftätigt die Propofunts und Gandidaten auf Grund der ihm eingereich— 
ten fchriftlichen Arbeiten nah dem günftigen Ausfall der mündlichen 
Prüfung und unterwirft Die Gandidaten einem legten Examen vor dem 
Eintritt in das geiftlihe Amt ”*), 

Mit der erforderlichen Wiffenihaftlichfeit muß der Gandidat auch 
evangelijch = kirchliche Ueberzeugung und Glaubensftärfe verbinden. Das 
ältere Recht betrachtete als bindernd den defectus fidei und verbot 
mit Rüdjiht auf das apoftoliihe Wort, daß man feinem Neuling 
(veopvrog) Schnell die Hände auflegen jolle »), die Ordination von 
Perjonen bald nad ihrem Uebertritt zur Kirche. Die evangeliiche 
Kirche wendete dies befonders auf Gonvertiten an, und erfchwerte oder 
verbot felbft ihre Anftellung. So verordnete die erfte franzöfiihe Nas 
tionalfyunode von 1559 ”) und nad) ihr die Discipline ecclesiastique ”*), 
daß Neubefehrte (les nouveaux introduits en l’Eglise), fonderlic) 
Mönche und Priefter, nicht zu Predigern erwählt werden follten, ohne 
eine fleißige und von ihrer Belehrung menigftens zweijährige Unter— 
fuhung und Probe ihres Lebens und ihrer Lehre u. ſ. w. Ebenſo 
verordnete die reformirte Nationalſynode der niederländiichen, deutfcben 
und wallonifhen Kirchen zu Dordreht 1578”), daß „die Neulinge, 
mweldye das Papftthum oder andere Secten zuvor verlaffen haben, zum 
Dienft des göttlihen Worts nicht zugelaffen werden follen, bis die 
Gemeinden genügende Sicherheit Haben von ihrer Reinheit und Bes 
ftändigfeit in der Lehre und der Aufrichtigfeit ihres Lebens.” In 
Preußen war ihre Anftellung in Kirhen- und Schulämtern längere 
Zeit völlig verboten ””) und ed bedurfte einer bejondern Fföniglichen 
Dispenfation ”), um die Möglichkeit einer neuen Ordination herbeizu- 








74) M. f. den befounderd gedrudten Bericht über das theofonifhe Seminar der 
feangöfildgen Kirche von dem Eonftftorium der franz. Kirche zu Berlin. d.d. 13. Juni 
1853 2.8 


74a) I. Timoth. III, 6. V, 22. 

75) Aymon tous les synodes etc. I, 4. Art, XIX. Diefe Beftimmung ging 
auch in die rheinifche reform. K.-⸗O. von 1654 $.35, 1662 $. 33 und in die luthe⸗ 
rifche von 1687 $. 12 über (meine Gejchichte IV, 3. Urkunden S. 183). 

76) Chap. 1, art. 2. 3. 


77) In Art. 2 (in der Ausgabe der Kirchenordnungen der Reformirten in den 
Niederlanden. Tot Delf. 1612 pag. 31). 

78) M. ſ. 3. B. Cab.⸗O. v. 6. Auguft 1726 (meine Geſch. I, 2. Urkunden 
Nr. XXXVIS. 123). Edict v. 15. Noobr. 1738 (Mylius C. C. M. Contin. I, 
no. XLVIl. fol. 223), daß diejenigen, welche römiſch-katholiſch geweſen und zur 
proteftant. Religion übergetreten, zu Kirch» und Schulämtern bei DBerluft des Juris 
patronatus nicht vocirt, noch befördert werden follen. 

79) So noch am 17, Februar 1827 für Goßner (j. deutjche Zeitſchr. für chriftl. 
Wiffenfchaft 1858. Nr. 24. ©. 187). * 
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führen %). Später hat dies zwar aufgehört, doch find zu Zeiten beions 
dere Glaubensprüfungen üblich geweſen“), deren Unftatthaftigkeit aber 
jegt außer Zweifel fteht. Dagegen bat fih aud die Generaliunode 
1846 ſehr beftimmt erflärt, da man nur die traurigen Früchte eines 
gemachten, erzwungenen, unwahren Wort: und Gefühlweſens davon 
erwarten dürfte, und da die Prüfungen in den theologiihen Dizciplis 
nen, weile, ernfthaft und mit religidjer Sammlung des Geiſtes ange 
ftellt, binreichen würden, um in, mit und aus den Kenntniffen und 
Erkenntniſſen zugleih die Grundrichtungen eines jugendlichen Gemüths 
in Meberzeugung und Gefinnung mit annähernder, aber zugleich genü— 
gender Sicherheit zu erkennen und zu beurtheilen ®). Dadurch wird 
aber nicht die Verpflichtung auf die Belenntniffe der Reformation bei 
der Ordination ausgefchloffen (m. f. deshalb unten $. 93): 


$. 86, 
Das Amt (der Titel). 


Eine notbwendige Vorausfegung einer Provifion bildet natürlich 
das zu verfeihende Amt ſelbſt. Die Fähigkeit, bez. die Berechtigung 
anıtlihen Handelns abfolut, ohne ein beftimmtes Amt (Titel), dur 
Drdination zu verleihen, bielt die Kirche Jahrhunderte lang für unftatt- 
haft. Die fätere fanoniiche Abweichung davon verwarfen die Refor: 
matoren und die evangelifche Kirche ordinirt regelmäßig nur für ein 
gereiffes Amt einer beftimmten Gemeinde '). 

Die dem erften Entwurfe des allgemeinen Geſetzbuchs zum Grunde 
liegende Anficht über den geiftlihen Stand’) veranlaßte die Beftim: 
mung im $. 53: „Niemand foll, ohne vorbergängigen Nachweis ſei— 
nes fünftigen ausfömmlichen Unterhalts, zum geiftlihen Stande zuge: 
faffen werden.’ Da nun nad $. 47: „der geiftlihe Stand durch die 
Ordination erlangt wird“, war der fanonifche titulus congruae susten- 
tationis einfach) angenommen. Diefe Auffaffung wurde jedoch bei ber 
ferneren Redaction aufgegeben. In Uebereinftimmung mit einem Mo; 
nitum des Herrn v. Tevenar erflärte Suarez ’): „Sobald ih mir einen 
proteftantifchen Geiftlihen gedenfe, denke ich mir allemal eine Gemeine, 
bei welcher er als Prediger, Lehrer oder Seelforger beftellt iſt. — 
Denke ich mir aber einen proteftantifchen Geiftlichen außer Verbindung 


80) Ueber die Nothwendigfeit derfelben ſ. m. unten $. 93. 

FL) Wie 5. B. im Zufanmenhange mit dem Neligionsediet von 1788 (ſ. oben 
S. 350. Anm. 25). 

82) Vergl. auh v. Mühler a. a. DO. ©. 159. 160. 

1) M. f. 3. 2. die clevesmärt, K.:D. 1662 $. 6 (jülihsberg. 8.0. 1654 
$. 8) ‚Reiner fol zum Predigtamte des Evangelii ordinirt und angefteit werden obne 
gewilie Gemeine, die ihm durch den Beruf, als eine Braut anvertraut wird, vor 
derfelben Seligfeit er zu wachen hat 2.” Die entgegengefegte Auffaffung, für die in 

ewiffer Meife felbft J. H. Boehmer jus paroch. seet. Iil. cap. I. $. XLV aufs 

titt, vertheidigt Loescher de ordinatione sine Litulo elerico Protestantium collata 
lieita et utili. Erford. 1729, 

2) f. unten $. 101. vergl. v. Kamptz, Jahrb. LVIII, 63 f. 

3) Materialien zum A. L.⸗R. XV, 122v. 124, 125. 
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mit einer Kirchengemeine z. E. einen Prediger, der fein Amt nieder 
gelegt hat, einen bloßen Gandidaten, fo weiß ich nicht, was ihm als— 
dann für jura oder obligationes ex statu zufommen follten.‘‘ Dem— 
gemäß follte nach Suarez’ Vorſchlage in dem ganzen hierher gehörigen 
Abichnitte „nicht vom geiftlihen Stande, fondern immer nur vom 
geiftlihen Amte“ die Rede fein, und hiernach wurde folgende Faſſung 
der cit. 88. beliebt: „Die Befugniß zur Ausübung der geiftlichen Amts» 
verrichtung, wird durd die Ordination verliehen. Die Ordination fol 
niemanden ertheilt werden, ehe er ein geiitliches Ant, welches ihm 
feinen Unterhalt gewährt, zu übernehmen Gelegenbeit hat“ *). 
Das zur Provifion — Amt iſt vor allem das ordentliche 
Pfarramt bei einer gewiffen bereits conftituirten Gemeinde ſelbſt, oder 
bei einer neu errichteten oder einer erft zu begründenden Gemeinde. Unter 
dieſen legtern Gefichtspunft fällt and eine Gemeinde in der Diafpora 
oder eine Miffionsgemeinde ’). Wie diefe erjcheint auch das Amt am 
Schiffsvolke, an milden Anftalten u. ſ. w. als ein ausreichender Titel ®). 
Dies gilt aud) von dem Amte eines GSubftituten, welcher mit dem 
Rechte der Nachfolge angeftellt wird, dagegen nur in beichränfter Weife 
und unter beftimmten Gautelen, wenn dem Gandidaten die Succeffion 
in das erledigte Pfarramt nicht zugeftanden, aber dod die Ordination 
ertheilt wird’). Auch die Aemter der Präcentoren in Litthauen gehören 
hierher, deögleichen einzelne Pfarr» und Kreis» Vicariate ®). 
Das Amt muß ordnungsmäßig, ohne Simonie, den geſetzlichen 
Vorſchriften entfprechend erworben und verliehen werden ?). 


2) Die Verleihung des Amts felbft. 
a) Bon der Wahl und Bocation der Pfarrer. 


$. 87. 
Einleitung. 


Die Befegung der geiftlihen Aemter ift an fih ein Recht der 
Kirche, welche in geordneter Weiſe daffelbe auszuüben bat. Nachdem 
vor der Reformation im Allgemeinen den Bifchöfen im Zufammenhange 
mit dem ihnen gebührenden Ordinationsreht auch die Auswahl der 
Perjonen für die einzelnen Stellen überlaffen war, im Befondern aber 


4) A L.⸗R. II, 11. $$. 63. 65 (aus dem II. Entw. $$. 51. 52) vergl. G. L. 
Boehmer prineipia juris can, $. 103. 

5) Vergl. Min. R. v. 19. Juni 1829 (für das Miffionsinftitut in Barmen. f. 
Monatsfchrirt für die ev. Kirche der Rheinprovinz und Meftfalens 1845. ©. 8). f. 
oben $.61. S. 247. Anm. 13. Ueber die Annahme des Titels in diefem Falle fpricht 
fib bereitö J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. I. tit. IX. $. XXVI aus. 

6) M. f. die betr. Gefegesftellen oben $. 61. S. 247. 

7) Ueber diefen Fall ſ. m. die weitere Ausführung unten $. 102. 

8) ſ. oben $. 61. S. 247. 

9) Vergl. $. 89. S. 365. Anm. 11. Ueber das frühere juramentum simoniae 
u. f. w. f. m. $. 95. Anm. 25 f. 
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die Defignation der Subjecte den Patronen und anderen Berechtigten 
zuftand und dann nur Die Betätigung der Borgefchlagenen durch die 
Biſchöfe erfolgen mußte, entfchieden fid die Neformatoren urfprünglic 
dafür, den geiftlichen Obern nicht mehr das allgemeine Beſetzungsrecht 
der Pfarreien beizufegen, fondern den Gemeinden die Wahl der Geift- 
lichen zu aeftatten, Die hergebrachten Patronate aber fortbeftehen zu 
laſſen)y. Die Eonfirmation der gewählten Subjecte blieb indeflen den 
Dbern, melde ſich durd) eine Prüfung der Präfentirten die Ueberzeu— 
gung verihaffen follten, ob diejelben zur Verwaltung des geiftlichen 

mid geeignet wären. Mannigfahe Mißbräuche führten aber bald zu 
Beichränfungen ?) und in den einzelnen Landeskirchen zu verſchiedenen 
Gimichtungen ). Bald wurde den Gemeinden die Wahl gelaffen, bald 
den Kirchenobern unter einer gewiffen Theilnahme der Gemeinden, die 
fib aber öfter nur auf den Widerfpruch gegen die Perſon des anzus 
ftellenden Pfarrers befchränfte. Aud gegen die von dem Patron deſig— 
nirten Geiftliben blieb das Einſpruchsrecht beftehen, fall nicht gar 
die Behörde oder der Patron nur dazu befugt waren, den Gemeinden 
einige Subjecte zur Auswahl zu präfentiren, worauf entweder alle 
ftimmberechtigten Hausväter oder nur ein Ausfchuß aus denfelben die 
Wahl zu vollziehen hatte. 

Alle dieje Beftellungsarten fanden die Redactoren des Geſetzbuchs 
auch in den einzelnen Landestheilen des preußifchen Staats im Ges 
brauche und ftellten daher im I. Entwurfe $. 276 den Grundfag an 
die Spitze: „Wem die Wahl und Präjentation des Pfarrers zufomme, 
muß bauptfählih nad) den vorhandenen befonderen Privilegien oder 
Bertränen, fodann nah Provinzial oder flatutarifhen Rechten, in 
deren Ermangelung aber nad folgenden allgemeinen Vorſchriften be: 
ftimmt werden.“ Der II. Entwurf $. 259 und damit übereinftimmend 
das A. L.-R. 11.11. 8.324 gaben diefer Vorfchrift folgende Faſſung: 
„Ob die Wahl des Pfarrers von dem Biſchof, dem Gonfiftorio, einem 
Privatpatron oder den Gliedern der Gemeine abbange, wird durd) die 
beiondern Verfaffungen jeder Provinz und jedes Orts näher beftimmt.“ 
Am Allgemeinen wurde bei Ddiefer Materie das Herföümmliche wieder: 
holt) und bei der Nevifion darauf Bedacht genommen, das Recht der 
Gemeinden eher zu erweitern), nnd durch Hinzufügung fpeciellerer 
Feftiegungen Gontroverfen zu erledigen und fünftigem Streit vorzubeu— 
gen’). Differenzen famen befonders oft zwijchen den Patronen und 


I) M. vergf. die von mir zufammengeftellten Zeugniffe in der deutſchen Zeitjchrift 
für hriftt. Wiſſenſchaft 1552 Nr. 11. _ 

2) Auch hierbei waren ed, wie bei anderen anfänglichen Eonceflionen, die aufs 
ftändifchen Yauern, welche deren Rücknahme veranlaßten (Richter, Geſch. der evang. 
Kirchenverfafiung ©. 24 f.). 

3) Man findet diefelben in den K.=D. des 16. Jahrhunderts, nach der Ueberficht 
bei Richter (die K.=D. 2, 512). 

4) Die Bejonderbeiten überlieg man, wie immer, dem Particularrecht. M. f. 
. B. die Magdeburg. K.⸗O. Gap. 16. $. 17. Mevidirter Entwurf von Magbdes 

urg $. 254. 
8 Daher wurden hinzugefünt $$. 260. 261, wiederholt im A. L.⸗R. $$. 325. 
326. (veral. $. 89. Anm. 2). M. f. auch $. 89. Ann. 6. 

6) M. ſ. z. B. 1. Entw. $. 287 (j. $. 89 Anm. 13) und Il, Entw. $. 270, 

wiederholt im A, &=R. $. 339. Dazu maht Suarez in den Vorträgen über bie 
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Gemeinden vor; um diefen zu begeanen wurden die ungenünenden 
Disvofitionen des erften und zum Theil des zweiten Entwurfs ergänzt”). 
Manche Beftimmungen des I. Entwurfs fonnten aber fortgelaffen oder 
abgefürzt werden, da fie felbftverftändlich waren ®), wogegen wicder der 
zweite Entwurf bei der nochmaligen Umarbeitung theil® durch modi— 
fieirte Herftellung einzelner Vorfchriften des erften Entwurfs, theild in 
anderer Weife verbeffert wurde ®). 


$. 88. 
Das landesherrliche Rominations- und Patronafrecht. 


Zwar entfchieden die Neformatoren urfprünglich, daß den Gemeins 
den die Wahl der Pfarrer überlaffen werden folle, doch machten fie die 
Uebung diefes Rechts bald von einer weitern Entwidelung der Gemeinde 
abhängig und übertrugen proviforifh die Belegung der geiſtlichen 
Stellen den evangelifhen Obrigkeiten. In folhem Sinne fprab fid 
bereit8 1526 die reformatio ecclesiarum Hassiae aus'). Das Provis 
forium wurde aber ein Definitivum und das freie Beſetzungsrecht der 
Zandesherren als ein Theil des jus episcopale fo weit, als nicht be= 
fondere Rechte der Patrone oder Gemeinden daffelbe beſchränkten, faft 
überall anerfannt. So geſchah es auch meiftens in den jegt zum preus 
Bifhen Staate gehörigen Provinzen, wo überdies die vielen landes— 
De Patronate und andere Rechtstitel von entſcheidendem Einflufle 
wurden ?®). 


Schlufrevifion (v. Kamvp, Jahrb. XLI, 176. 177) die Bemerfung : „‚Befanntermaken 
war durch verſchiedene, in den festen Neaierungsjabren des hochſel. Königs erarngene 
Gab. s Ord. das Necht der Patrone in Pefegung vacanter Pfarrftellen, dergeftalt eins 
aefchränft worden, daß es faft Tediafich auf Die Gemeine...... anfam, inwiefern 
fie den vom Patron rechtmäßig vocirten und im jeder Rückſicht qualificirten Pfarrer 
annebmen wollten oder nicht. Diele obnebin nur in einzelnen Fällen declarirte und 
nie in die Form eines wirklichen Gefeges übergegangene Principia nach ibrem ganzen 
Umfange in das Geſetzbuch aufzunehmen, bielt man für bedenflih, weil dadurd in 
der That die wefentlichfien jura quaesita des Patronate, obne die Perechtiaten darüber 
zu hören, avertirt wurden. Dagegen warb es für billig, dem Zwecke des Predigtamtd 
gemäß und fogar zur Schonung der durch die Nachgiebiafeit des hochſel. Königs bei 
den Mitgliedern febr vieler Kirchengemeinen einmal in Umlauf gebrachten Idee für 
notbwendig angeſehen, nicht zu geftatten, daß ein Patron einer Gemeine ein subjeetum 
aufdringen fünne, gegen Weices bei einer überwiegenden Mehrbeit derjelben ein declas 
rirter Widerwille obwaltet ; wenn auch diefer Widerwille juft nicht aus legalen Grüns 
den, felbft wenn er aus einem Vorurtbeile entfpringt, fobald nur nicht eine unerlaubte 
und unlautere Quelle deffelben nachgewiefen werden fann. Daraus entftand $. 339.’ 
7) M. ſ. — A. L.-R. $. 327 ($. 89. Anm. 3), $. 328 (Anm. 4), 8. 330 
(Anm, % 6. 332. 333 (Anm. 8). 
8) M.f. 4. B. I. Entw. 6$. 295. 206 (Bekanntmachung des Wahltags), $. 301 
rer Bellegung des Streitö), 68. 304— 306, 314—316 (f. II. Entw. $. 386, 
. E.-R. $. 385), $. 319 (Niemand ift ſchuldig, eine Vocat on wider Willen anjus 
— $. 325 (Iſt die Wahl nicht rechtmäßig geſchehen, fo bedarf es feines Wider⸗ 
rufs) u. a. m. 
9 = — B. Ink . u Don) 
) Cap. XXIN, ( ter 8.:D.1, 66), vergl. deutfche Zeitfchrift für chriftliche 
Wiffenfhaft 1855 ©. 184. En un 
2) M. f. deshalb oben $. 70 ff. S. 276 f. 
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Don je ber haben die preußifchen Landesheren die ihrer Beſetzung 
unterliegenden Kirchenämter theils höchftperfönlich verliehen, theils durch 
ihre bejonders damit betrauten Behörden vergeben laſſen. Nach dem 
Borgange von Johann Sigismund verordnete der Kurfürft Friedrich 
Wilhelm unterm 16. Februar 1660 °) wegen der Pfarrftellen feines 
Patronats, dag diefelben aus feinem geheimen Rathe erjeßt, auch nebft 
den DBocationen die Gonfirmationen und Schreiben pro introductione 
allda ausgefertigt werden follten. Friedrich Wilhelm I. lieh fi) die Be- 
fegung der Stellen jelbft angelegen fein, fo daß ohne befondern Be: 
richt an ihn auch die Fleinfte reformirte Pfarrftelle, die er zu vergeben 
hatte, nicht bejegt werden durfte‘). Dies dauerte auch feitdem grund» 
fäglich fort, bis Friedrich I. duch Kab.:D. v. 28. Februar 1768 °) 
beftimmte, daß Die Bocationen der fünftigen Prediger, da er die 
Subjecte doch niemals fenne, zur allerhöchften Vollziehung nicht mehr 
eingefandt, fondern nur von den Gtatöminiftern des geiftlichen Depar- 
tements autborifirt und unterzeichnet werden follten. Nur die bedeu- 
tenderen Stellen blieben feitdem refervirt, Die übrigen aber wurden dem 
geifllihen Departement und den Provinzialbehörden überlaffen ®*). 
Daher wurde aud im AU. L.-R. auf die Conſiſtorien bingewiefen *), 
von denen ſeit 1797 (bez. 1803, 1804, 1808) die Befeßung der Pfar— 
reiten landesherrlichen Patronats auf die Kammern ——— über: 
gingen”), Nah der Wiederherſtellung der Gonfiftorien verblieb den 
Regierungen die Befegung fämmtliher dem landesherrlichen Patronat- 
rechte unterworfenen geiftlichen Stellen ?), mit Ausnahme derer, welde 
der König fih vorbehalten hatte’), bis durch die Verordn, vom 27. 


Suni 1845 $.2 den Gonfiftorien das frühere Recht wieder eingeräumt 
wurde *). 


Bei der Hebung dieſes Rechts find übrigens die Behörden an die 
jelben gefeglihen Beftimmungen über die Auswahl der Perfon und die 


3) Mylius C. C. March. I, 1. No. XXV. fol. 367 f. 

4) A. F. W. Sack's Lebensbefchreibung. Bd. 1. (Berlin 1789.) S. 35. 

5) N. C. C. IV. 1768 No. 14. Fol. 2053. Es war dies eine allgemeine Anorbs 
nung, welche der König während des fiebenjährigen Krieges bereitö der preußiſchen 


Regierung und dem reformirten Kirchendirecterium durch Cab.-O. v. 30. Auguft 1756 
aufgetragen hatte (N. C. C. II. No, LXXIX. Fol. 161). 


5a) Dur Cab.⸗O. v. 24. Novbr. 1786 beftimmte der König Friedrich Wils 
heim I1., daß in Zukunft die Gollation der offen werdenden Predigerftellen verfaſſungs⸗ 
mäßig durch das geiftliche Departement gefcheben folle. 


6) A. ER. $ 324 (f. den vorigen $.). 
7) M. vergl. oben $. 36. S. 155 f. 


8) Inftruction für die Megierungen v. 23. Octbr. 1817 $. 184. Cab.⸗D. v. 31. 
Dechr. 1825. B. Nr. 3. 


9) Leber diefe f. m. oben $. 38. ©. 167. Rr. 6. 
10) f. oben $. 40 S. 174 Nr.5. Wegen der Rheinprovinz und Weſtfalen in&bef. 


f. m. $. 90 und vergl. die Erlaffe des Conf. zu Coblenz v. 18. Januar 1846 und 
18. Januar 1847 (Bonner Monatsichrift für Die ev. Kirche 1847. Derbr. S. 333 ff.). 


$. 89. Wahl der Pfarrer bei Privat s Patronatfirchen. 363 


Zuztehung der Gemeinde gebunden, wie die Privatpatrone '') (ſ. den 
folg. $.), infofern nicht bejondere Abweichungen bergebracht find '). 

Während das Nominationsrecht des evangeliihen Landesherrn 
ordentliher Weife auf dem Epiffopalrechte deffelben beruht, erſcheint 
die Anftellung der Geiftlichen beim Militär und an öffentlichen Anftal: 
ten nicht als ein Ausfluß des kirchlichen Rechts, fondern des Rechts 
des Staats. Zmar ift nämlich das früher dem Staate gehörige Recht 
der Ernennung u. |. w. bei Beſetzung Firchlicher Stellen, jo weit es 
nicht auf dem Patronat oder befonderen Rechtstiteln beruht, in Folge 
der Auseinanderjegung von Staat und Kirche verfaffungsmäßig aufges 
hoben, zugleich aber auch die obige Ausnahme ausdrücklich anerkannt “), 
weil die Geiftlichen beim Militär und an öffentlichen Anftalten für 
Inftitute des Staats wirkſam find und daher auch von diefem beftellt 
werden. Daß eine Theilnabme der Kirche dabei fo weit ftattfindet, 
als es fih um die Anerkennung der Firchlihen Qualification der Ans 
zuftellenden Handelt, ift felbitwerftändlich “). 


$. 89. 
Von der Wahl der Pfarrer bei Privat = Patronafkirchen. 


In den Fällen, in welchen nicht fraft landesherrlichen ‘Batronats 
oder Kirchenregiments eine Pfarrftelle bejeßt wird, find Privat: Patrone 
oder Gemeinden berechtigt, den Pfarrer zu mählen. 

Der Pfarrer ift ald Mittelpunkt der Gemeinde dazu berufen, Dies 
jelbe zu einer Pflanzftätte chriftlicher Geſinnung und chriftlichen Lebens 
geftalten zu helfen‘), Der Gemeinde darf daher niemals ein Subject 
zum Pfarrer aufgedrungen werden, weldes mit ihr in Streit uud 
Feindſchaft lebt, oder gegen deſſen Grundfäge oder moraliſches Verhal— 
ten ſie erhebliche Einwendungen zu machen hat. In allen Fällen muß 
deshalb das Subject, welches zum Pfarrer beſtellt werden ſoll, der 
Gemeinde zuvor bekannt gemacht werden ?). Dieſen Grundſatz ſpricht 
das preußifche Recht bei der Wahl des Pfarrers überhaupt aus und 


11) Die Befolgung der allgemeinen aefeglichen Vorfehriften ift auch im Fall der 
Devolution den geiftlihen Obern zur Pflicht gemacht. AU. UN. $. 402 (11. Entw. 

. 310 mit Sinweifung auf $$. 260. 261 d. i. U. L. -R. $$. 325. 326, was beim 

. 402 nicht wiederholt ift). Daß aber in diefem Falle es einer Anfrage bei der Ge: 
meinde, ob fie gegen den ernannten Pfarrer Etwas einzuwenden habe, nicht bedürfe, 
da die Negierung bier nicht in Ausübung des Patronatrehts, fondern in der Eigens 
fhaft des geiftlichen Obern handelt, ift im zweiten Beſcheid auf die I. weitf. Syn. 
Rr. 2 ausgefprochen. (Hagens rhein.sweflf. K.⸗O. S. 17 oben.) Vergl. auch unten 
&. 105 Anm. 15. 16. 

12) M. f. 3. B. den folg. $. Anm. 26. 30. 

13) Berfaffungsurf. Art. 18. 

14) Wegen der von den fonftigen Grundfägen bei der Anftellung der Militärgeifts 
fihen und der Geiftlichen an öffentlichen Anftalten eintretenden Abweichungen tft bei 
der folg. Darftellung überall die nöthige Rückficht genommen. 

1) Grundzüge der Gem.⸗O. $. 1. 

2) A. L.⸗R. II, 11. $$. 325. 3%. (Il. Entw. $. 260. 261). f. J. H. Boeh- 

mer jus eecl. Prot. lib. II. tit. XXXVIII. $$. LXXVII ff. 
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wiederholt ihn noch infonderbeit bei Patronatfirhen. Indem e8 den 
Patronen, welde, fofern fie derfelben Neligionspartei angehören, der 
Regel nad) die Berufung eines neuen Pfarrers gebührt ?), auferlegt, 
bei ihrer anzuftellenden Auswahl nur auf folhe Subjecte Rüdfiht zu 
nehmen, die entweder fchon in einem geiftlichen Amte ftehen, oder doch 
als Gandidaten, von den geiftlihen Obern ihrer Provinz, nad ange 
ftellter vorläufiger Prüfung, die Erlaubniß zum Predigen erhalten 
baben ), fügte es noch hinzu: Das von dem Patrone ausgewählte 
Subject muß der Gemeinde vorgeftellt, und zur Haltung einer Prober 
predigt und Gatechifation angehalten werden’). Hat der Gemählte 
fhon vorhin in einem geiftlihen Amte aeftanden: fo muß er dennoch, 
mwenn ihn nicht die Gemeinde fchon hinlänglich fennt, eine Gaftpredigt 
und Gatechifation halten). Der Tag der zu Haltenden Probe» oder 
Gaftpredigt muß der Gemeinde wenigftens 14 Tage vorher befannt 
emacht werden”), Sind zwei oder mehrere Kirchen unter Einem 

farrer zufammengefchlagen, fo muß in jeder eine Probepredigt gebals 
ten werden. Ob auch in eigentlihen Filtalfirhen die Haltuna einer 
Probepredigt nöthig fei, oder ob die Mitglieder einer folben Tochter 
nemeinde zu deren Anhörung in der Mutterfirhe fich einfinden müffen, 
bleibt der hergebrachten Berfaffung bei einem jeden Kircheninfteme 
überlaſſen“. Die Gemeinde muß, nach Verlauf von mentaftens acht 
Tagen, mit ihrer Erklärung über das vom Patrone ausgewählte Sub: 
ject vernommen werden. Iſt der Gandidat aus einem andern Con— 
fiftorialdepartement, fo fann die Gemeinde eine längere Frift, allenfalls 
bis vier Wochen zu ihrer Erklärung verlangen’). Der zu der Verneh— 


3) A. L.⸗R. $. 327 (I. Entw. $. 262 nebit dem Marginale.. Der I. Entw. 
$. 277 drückt ſich ganz allgemein aus: Iſt die Kirche mit einem Patron verfehen, fo 
gebührt diefem die Berufung des Pfarrers). 

4) A. L.-R. $. 328 (fehlt in den Entwürfen). Gegenwärtig wird übrigens das 
von dem Befteben des zweiten Examens abhängige MWablfähigfeitszeugnig bei Inlän— 
dern vorausgefeut (f. $. 85). 

5) A. L.⸗R. $. 329 (Il. Entw. $. 263. Der I. Entw. $. 278 gebenft der 
Gatechifation nicht). 

6) A. L.-R. $. 330 (der II. Entw. $. 264 fordert: Probepredigt und Gatechis 
fation auf Verlangen der Gemeinde:, der I. Entw. $. 279 dagegen disponirt: Steht 
der Gewählte ſchon in einem geiftlihen Amte, fo bedarf es feiner Probeprediat). Zur 
Predigt ift ein beftimmter Tert zu geben (Circ. des Conſ. v. Schleſien v. 3. Dechr. 
1833, vom 11. Juli 1856 im K. U.» Bl. 1856 Nr. 16). Die Catechifation ift ”: 
überall erforderlich, 3. B. nicht in der Mark (Riedel, Magazin des Prov. «N. 
S. 391). 

TJA. %.= MR. $. 331 (der 1. Entw. hatte im $. 280 beftimmt: Nach der Bes 
kanntmachung [der — muß der Gemeinde 6 Wochen Zeit gelaſſen werden, 9 
nach dem Gewaͤhlten zu erkundigen:, der Il. Entw. dies ganz übergangen). Vergl.en 
V. v. 14. Juli 1857 (Aftenft. des O.-K.:R. 9, 204. 205). |. auch Anm. 9. 

8 A. L.-R. $$. 332. 333 (Tl, Entw. $. 265, aus dem das U. L.⸗-R. bervors 
gegangen, da der I. Entw. die Beftimmung noch nicht enthält, weicht infofern ab, ale 
er überbaupt beftimmt: Filialiſten müffen fi zur Anhörung der Probepredigt in der 
Mutterfirche einfinden). 

A. L.-R. $$. 334. 335 (der I. Entw. $. 280 be faßt die beiden 
Friften des $. 331 und $. 334. 335 zuſammen und beftimmt $. 281: nach Berlauf 
diefer Frift muß die Gemeinde mit ihrer Erklärung vernommen werden. Der II. Entw. 
$. 266 fpricht nur an diefer Stelle von einer „„binlänglichen Friſt“ zur Erklärung 
wegen des Subjects), Day auch Arauen von dem geltend zu machenden votum 
negativum nicht ausgeſchloſſen find, ift in dem Girc. des D,:A.:R. v. 26. Dctbr. 
1855 ausgeführt (Aktenft. des D..K.:R. 8, 112 f.). 
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mung angefeßte Termin °*) darf ſich übrigens nicht zu einer Wahlab» 
flimmung geftalten umd jede auf ein anderes Subject gerichtete Wunſch— 
äußerung ift zurüczumetien '). Auf den Widerſpruch einzelner Mit: 
glieder der Gemeinde ift nur dann NRüdficht zu nehmen, wenn derfelbe 
durch) erhebliche Gründe unterflügt wird, wohin insbejondere Beitechung 
oder andere unerlaubte Wege, ſich in ein geiftliches Amt einzufchleichen, 
u rechnen find‘). ft die Gemeinde mit dem Patrone über die Würs 
u des ausgewählten Subjectd uneins, fo müflen die geiftlichen 
Obern, ohne proceſſualiſche Weitläufigfeiten, über die Erbeblichfeiten 
der Einwendungen entiheiden *), Wenn aber ein Subject wenigftend 
zwei Drittel der Stimmen fämmtlicher Gemeindeglieder gegen ſich hat, 
fol er zur Pfarrftelle nicht anders gelaſſen werden, als wenn ſich bei 
der Unterfuhung findet, daß der Widerſpruch durch bloße Verhetzungen 
und Aufwieglungen veranlagt worden "). 


Don diefen ald gemeine preußifches Recht geltenden Vorfchriften 
weichen theilweife einzelne Provinzialrchte ab, indem fie fih den Bes 
flimmungen des kanoniſchen Rechts nähern, welches in diefer Materie 
dem Organismus der römiſch-katholiſchen Kirche gemäß im Allgemeinen 
dem A. L.-R. vorgeht. Daß in dem früher unter, der Herrfchaft des 
Erzbistums Mainz ſtehenden Eichsfelde die Gemeinden von jeder 
Theilnahme an der Wahl ausgeichloffen waren und nicht einmal ein 
Widerfpruchsrecht Hatten, fann nicht befremden. Wenn Geitens der 
Regierung zu Erfurt die landrechtlichen Beftimmungen Dagegen zur 
Anwendung gebracht wurden, fo fann dies nicht für unbedenklich ge— 
halten werden, obwohl die völlige Ignorirung der evangelifhen Ge— 
meinden bei der Beitellung ihrer Pfurrer mit den abfoluten Dispofitionen 
des U. 8.-R. 88. 324. 329 ff. nicht wohl vereinbar iſt“). Auffällig 
bleibt aber die Beftimmung des oftpreußifchen Prov.-R.'): „Wo e8 
nicht befonder8 hergebracht ift, da bedarf e8 feiner Zuziebung der Ges 
meinde bei Beftellung des Pfarrers, und das dazu gemählte Subject 
wird der Gemeinde weder vorgeftellt, noch meniger Diefelbe mit ihrer 


Ya) Uebrigens ift zu vermeiden, daß vor dem Dernebmungstermine fchon eine 
Erflärung der Gemeinde erfolge (veral. Eire. des Conſ. von Sachſen v. 16. Auguft 
1849, des Gonf. von Pommern v. 12, Februar 1852). 

10) Eirc. v. 26. Januar 1839 (v. Kamptz Ann. 23, 98. Vogt 1, 285). 

11) A. L.⸗R. $$. 337. 338 (vergl. I. Entw. $$. 285. 286. II. Entw. $$. 337. 
338). Ueber das juramentum simoniae f. m. unten $. 95. Ann. 25 f. Bu den 
unerlaubten Wegen würde auch der Fall zu rechnen fein, wenn jemand eine Stelle 
dadurch erlangt, daß er durch Zuſicherung ungewöhnlicher Vortheile den Inbaber des 
Amts zur Refignation veranlapt (vergl. Gab.=D. v. 17. Auguft 1801, im neuen Ars 
chiv der preuß. Gefeßgebung 4, 79 f. Rabe Sammlung 6, 574). 

12) U. %.=R. $. 336 (1. Entw. 66. 282— 284. II. Entw. 6. 267). ſ. J. H. 
Boehmer.a. a. D. $. LXXVII. und die dajelbft cit. Magdeburger K.:D. 

13) A. L.-R. $. 339 (II. Entw. $. 270. Im I. Entw. $. 287 beißt ed: Wenn 
jedoch wenigftens zwei Drittel der Mitglieder eine gänzliche Abneiqung gegen den Ges 
wählten beharrlich erklären, fo foll derjelbe der Gemeinde nicht aufgedrungen werden). 
Die $. 87. S. 360. 361. Anm. 6 mitgetheilten Motive, wie der Zufammenbang bes $. 339 
mit den vorhergeh. 88. ergeben, daß, wenn eine Berhegung oder Aufwiegelung nicht vor— 
handen war, auf die etwaigen Gründe des Proteftes nicht weiter geachtet werden darf. 

14) Hartmann, Prov.=R. des Fürftentbums Eichsfeld $. 289 und die Motive 
Th. 2. S. 391 f. Nevidirter Entwurf $. 230 und Motive 2, 231. 

15) Zuſatz 177. 
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Erklärung darüber vernommen, fo wie e8 auch bei der Niederlegung 
des Amts der Anzeige an die Gemeinde nicht bedarf.” Diefelbe ftehr 
mit dem urfprünglichen und lange Zeit in Hebung geweſenen Recht 
Dftpreußens im entichiedenften Gegenjaße. Schon die Landesordnung 
von 1525 fchreibt vor, daß fich der Lehnherr (Patron) um einen tüch— 
tigen Mann umfehen und denfelben den Pfarrfindern anzeigen foll und 
wenn fie fih fämmtlih mit Annehmung des Pfarrers vertragen und 
vereinigt haben, dann foll das Examen erfolgen u. f. w., und Diefe 
Feftfeßung galt unzweifelhaft bis zum legten Drittel des 18. Jahrhun— 
dert). Geftügt auf ein unbegründetes Herfommen haben die Re- 
dactoren des Prov.:R. den Zufaß 177 abaefaßt, Ddeffen Anwendung 
auch für Weftpreußen behauptet wurde”). Mit den dagegen erhobenen 
Erklärungen “) einverftauden bat aber der Gefeßgeber in dem mweftpreuß. 
Prov.:R. von 1844 dieſer Vorfchrift feine Stelle gewährt. Die Re 
pifion des oftpreuß. Prov.-R., bei welcher man jedoch nicht die bean» 
tragte Aufhebung des Zufaß 177 befürmortete “), ift nicht zum Abfchluffe 
gekommen. Das Gonfiftorium von Preußen beichloß daher, da der 
cit. Zufaß die Kirchenpatrone nur von der Pflicht entbinde, das im 
A. L.-R. vorgefchriebene Verfahren inne zu halten, nicht aber denjel- 
ben unterfage, fi diefem Verfahren zu conformiren, im Einverftänd- 
niffe mit dem geiftlihen Minifterium, auch bei den oftpreußifchen und 
litthauiſchen Kirchen feinen Geiftlichen zu beftellen, welcher nicht zuvor 
der Gemeinde befannt gemacht worden, aucd in der Negel den Anzus 
ftellenden zur Haltung einer Probe- oder Gaftpredigt anzumeifen und 
über ihn die Gemeinde mit ihrer Erklärung zu vernehmen”). Das 
landrechtliche Verfahren gilt auch nicht in der Mark Brandenburg. Die 
Bifitations- und Gonfiftorialordiumg von 1573 fpricht nur aus, daß 
bei der Einweifung der Superintendent mit dem neuen Pfarrer vor 
den Altar trete, ihm Die Kirche und Gemeinde, in Gegenwart aller 
Zuhörer befeble und die Gemeinde zu billigem Gehorfam ermahne ?'). 
Der hieran ſich anfchliegenden Praris gemäß fteht in der Mark bei 
Patronatfirchen die Wahl des Pfarrers den Patronen allein zu, mit 
Vorbehalt der Beftätigung der geiftlihen Obern, der Gemeinde gebührt 
in der Regel, und wo nicht Rocalverfaffung etwas Anderes beftimmt, 
feine Theilnahme an der Wahl e). Der Gemeinde fteht jedoch frei, 


16) Bergl. Artifel von 1540, Biſchofswahl 1568 (meine Gefchichte I, 2. S.7. 8, 
22 der Urkunden. Nichter K.:D. 1, 334. 2, 300). Die febtere verweift auf den 
Receß v. 5. October 1566 , wo es heißt: „Der Pfarrer foll von den Kirchſpielskindern 
gehört und da er ihnen gefällig vom Biſchof (auf Anfuchen des Patrond) beftätigt 
werden.’’ Die fortdauernde Geltung diefer Beftimmung ift noch von Arnoldt, K.M. 
Des ey Preußen (1771) Gap. 3. $+2. S. 19 anerkannt. 

17) Entwurf des weſtpr. Prov.-R. (Berlin 1837) $. 1060. Revidirter Ents 
wurf $. 414, 

18) ſ. die Motive zum revid. Entwurf S. 62. 

19) Zeihe Erläuterungen S. 3. 

20) Gire. des Gonf. zu Königsberg v. 2. Auguft 1848. Ausdrüdlich bemerkt 
das Gonf., daß feine Werfünung fich felbftredend nur auf die Befekung der Stellen 
des fandesherrlichen Patronatd beziehe. Daß die Ausdehnung auf die Stellen der 
Privatpatronate wünfchenswerth fei, fann aber nicht zweifelbaft fein. 

21) Richter K.⸗O. 2, 362. 

21a) Bei der St. Georgen= und Sophien » Kirche in Berlin wählt die Gemeinde 
ihren Prediger (Ebmeder Prov.K.⸗R. S. 8 mit Bezugnahme auf Niedef). 
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gegen die Lehre, den Wandel und die Berfon des ernannten Predigers 
erhebliche und erweisliche Erinnerungen zu machen, über welche die 
eiftlihen Obern zu entjcheiden haben *). ben jo in Schlefien *=), 
In den übrigen Provinzen gelten die Vorfchriften des A. &-R. bei 
Patronatkirchen *). 

Die bisher angeführten Beſtimmungen beziehen ſich, wie oben 
erinnert iſt, auf den Patron, welcher das Bekenntniß der Gemeinde 
theilt. Wenn dagegen derſelbe dem römiſch-katholiſchen, die Gemeinde 
aber dem evangeliſchen Glaubensbekenntniß zugethan war, ſo ſchien dies 
Verhältniß anders geordnet werden zu müffen ). Der I. Entwurf be 
flimmte deshalb: Iſt der Patron einer verſchiedenen Neligionspartei, 
fo hat die Gemeinde der Regel nah das Recht, ihm drei Subjecte 
vorzufchlagen, aus welchen er eins zu der erledigten Stelle berufe. 
($. 288). Der Patron muß alfo HR an fih zum Pfarramt taug- 
lihe Subjecte der Gemeinde darftellen und zur Probepredigt laſſen 
($. 289). Dies modificirte der II. Entwurf alſo: Iſt der Patron dem 
römiſch-kathol., die Gemeinde aber dem proteftant. Bekenntniffe zuge: 
than, fo hat die Gemeinde das Recht, dem Patron drei Subjecte zur 
Auswahl vorzufchlagen ($. 271). Iſt feins von diefen Subjecten dem 
Patron anftändig, fo muß der fernere Vorſchlag dem Confiftorio der: 
jenigen Religionspartei, zu welcher die Gemeinde gehört, überlaffen 
werden ($. 272). Aus den alsdann vorgeichlagenen Subjecten muß 
der Patron ohne fernern Aufenthalt wählen, oder gewärtigen, daß das 
Eonfiftorium den Fünftigen Pfarrer jelbft ernenne ($. 273). In allen 
Fällen, wo es hergebradt ift, daß der Patron der Gemeinde drei 
Subjecte vorfchlage, muß die Gemeinde nothwendig eins derjelben 
wählen. $. 260 (3. 274). — Hiergegen wurden verfchiedene Monita 
erhoben, welche Suarez aber zu widerlegen ſuchte. Gr bemerkte zum 
88. 271. 272: „Es ift wohl der offenbarften Billigkeit und dem Grund» 
zweck der Kirchengefellichaft völlig angemeffen. Da der Patron die von 
der Gemeinde vorgefchlagenen Subjecte pro lubitu verwerfen kann und 
dann vom Gonfiftorio drei andere vorgefchlagen werden.müflen, jo daß 
er im Grunde unter ſechs Subjecten die Wahl bat, ift wohl für fein 
Recht hinlänglicy geſorgt.“ Berner erinnerte er zum $. 274: „Die 


22) NRevidirter Entwurf des Prov. = MR. der Marf $$. 9— 11 nebft den Motiven 
©. 7.8. Wegen der Niederlaufig f. m. den revid. Entwurf des Prov.-R. derfelben. 
$. 382 und Motive S. 67. 68. 

- 22a) Nevidirter Entwurf $. 114. Motive S. 116. 117. 

23) Lehrreich find die Austührungen für Pommern in dem Prov.eR. von Neus 
vorpommern und Nügen $$. 933 — 951 nebft Motiven IV, 63 f.; für Sachſen bei 
Pinder, Prov.e N. $$. 1524 ff. nebft Motiven. (Die revidirten Entwürfe enthalten 
bierüber nichts, indem fie das U. L.⸗R. ald anwendbar anfehen). Für die Rhein— 
provinz und Weftfalen ift in der Kab,=D. v. 25. Septbr. 1836 (Rheinwald, 
Acta historica-ecel. seeuli XIX, 1836. S. 495. Blubme zu $. 4 der rbein. 
K.-O.), auch den Gemeinden, welche nicht zum Spnodalverbande von Jülich = 
Cleve-Berg⸗ Mark gebört haben, die Befugnig der H$. 329. 334 des U. L.-R. 


MIR 

24) Vergl. J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. III. til. XXXVII. $. LXVIII. 
LXIX; jus parochi.le seet. III. cap. 1. $. XI. M. f. noch oben $. 71. S. 285. 
Anın. 26a. S. 287. Anm. 41. S. 288 wegen der confeffionellen Verhältniffe beim 
PBatronate überhaupt ; vergl. Erf. v. 27. März 1854 (Altmann, Praxis S. 365 — 
367); f. auch U. L.⸗R. $. 360 verb, mit $. 364. 
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dunkle Bezugnahme auf $. 260 wird dabin deutlicher zu erprimiren 
fein, daß die Gemeinde zur Auswahl unter den Dreien nicht gezwun— 
gen werden fann, wenn fie gegen alle drei erhebliche Ausftellungen 
nah $. 260 bat” *). Darauf folgte die Finalredaction im U. L.-R.: 
Iſt der Patron dem röm.sfathol., die Gemeinde aber dem proteftant. 
Slaubensbefenntniffe zugethan, oder umgekehrt, fo muß der Patron 
menigftend 3 Subjecte zur Probepredigt zulaffen ($. 340). Dem- 
jenigen unter diefen, welcher bei der Gemeinde nad der Mehrheit der 
Stimmen derfelben, den vorzüglichften Beifall hat, kann er die Voca— 
tion nicht verfagen ($. 341). In dieſem fowohl, als in allen übrigen 
Fällen, wo es hergebracht ift, daß der Batron der Gemeinde mehrere 
Subjecte zur Auswahl vorfchlage, muß die Gemeinde nothwendig eines 
derjelben wählen, infofern fie nicht allen dreien erhebliche Einwendun— 
en nad Vorſchrift 88. 336. 337. 338 entgegenfeßen kann ($. 342). 
ben Ddiefes findet, im umgefehrten Falle, in Anfehung des PBatrons 
ftatt, wenn nach mwohlbergebrachter Berfaffung demielben mehrere Sub» 
jecte von der Gemeinde vorgefchlagen werden ($. 343) ?”). 

Ueber den Fall, wenn mehrere Batrone vorhanden find ®), 
gab der I. Entwurf $. 290 nur die Vorjchrift, dag wenn mehreren ein 
gleiches Recht zufommt, die Mehrheit der Stimmen den Ausſchlag 
ebe. Der II. Entwurf wiederholte dies im $. 275 und fügte $. 276 
Ban: Iſt feine überwiegende Mehrheit der Stimmen vorhanden, fo 
muß das Eonfiftorium, unter den von den verſchiedenen Patronen ge 
wählten Subjectis, den Ausfchlag geben. Damit war aber feineswegs 
diefer Gegenftand erfhöpft und bei der Revisio Monitorum erfaunte 
Suarez die Nothwendigfeit, noch verichiedene Zufüge zu machen. Als 
ſolche ftellte er auf: 1) Der Patron der eigentlichen Filia hat in der 
Regel fein Mitwahlreht, fondern nur ein votum negativum, fo daß 
er den vom Patron der Mutterficche vorgefchlagenen Gandidaten nur 
aus erheblichen Gründen verwerfen kann; 2) die Stimmen der meh— 
reren Patrone werden de regula nah Köpfen gezählt, infofern nicht 
ungleiche Antheile nad den mit dem Patronatredht berfehenen Gütern 
per pacta vel praescriptionem eingeführt find; 3) das Conſiſtorium 
muß im Fall des $. 276 die mehreren Subjecte gegen einander prüfen 
und den tüchtigften wählen; 4) wenn im Fall des $. 271 der eine 
Patron von den drei vorgejchlagenen Subjectis einen wählt, fo fann 
der andere nicht alle Drei verwerfen, wenn er nicht gegen alle drei 
erheblihe Ausftellungen hat; 5) wenn im Falle des $. 273 der Ge— 
meinde drei Subjecte vorgefchlagen werden jollen und die Patrone fich 
darüber nicht vereinigen fünnen, fo muß das Conſiſtorium unter ſämmt— 
fihen Subjectis, worauf die Patrone reflectiren, die Drei vorzufchlas 
genden ausfuchen *). 


25) Materialien zum U. L.-R. LXXX, 149. 

26) Diefe Beftimmung gilt auch in der Mark (Nevidirter Entwurf $.12. Motive 
©. 8) und auch ohne Rüdfiht auf das Bekenntniß des Patrons im Halberftädtifchen 
nah dem Edict v. 21. Kebruar 1724, jedoch nicht bei Stellen föniglichen Patronats 
(Revidirter Entwurf von Halberſtadt $. 106. Motive S. 155 f.). 

27) So in Schlefien in der Regel bei den feit 1740 erbauten Kirchen. (Revidirter 
Entwurf $. 115, Motive S. 117). 

28) j. J. H. Boehmer a. a. D. tit. XXXVIII. $$. LXX ff. 

29) j. die cit. Materialien a. a. D. zu 275. 276, 
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Bei der endlihen Feftftellung des Gefeßes wurden dieſe Punkte 
einer weitern Deliberation unterworfen. Der $. 275 des ll. Entw, 
ging ins U. L.-R. $. 344 über, an die Stelle des $. 276 traten aber 
die 88. 345 — 352: ft feine überwiegende Mehrheit der Stimmen 
vorhanden, fo müflen die geiftlihen Obern den Batronen aufgeben, 
fih binnen einer gemwiffen nad den Umftänden zu beftimmenden Frift, 
über ein vorzufchlagendes Subject zu vereinigen ($. 345). Erfolgt in 
der beffimmten Frift fein Einverftändniß, jo fällt die Beſetzung der 
Stelle für diesmal den geiftlihen Obern anheim ($. 346), Diefe müfs 
fen aber die Stelle in der Negel einem Dritten, welcher von feinem 
der uneinigen Patrone vorgejchlagen worden, verleihen ($. 347). Hat 
eine eigentliche Zochterfiche einen bejondern Patron, jo muß Diejer 
in der Regel dem Patrone in der Mutterfirche beitreten ®), wenn er 
nicht gegen das von Leßterem ausgewählte Subject Einwendungen 
nad) $. 336. 337 zu maden vermag ($. 348)°). Wenn in dem Fall 
des $. 340, 342 der Gemeinde von den mehreren Patronen Drei 
Subjecte vorgefchlagen werden follen, fo finden, wenn die Patrone 
fi über Ddiefe Auswahl nicht vereinigen fünnen, die Worjchriften 
88. 344— 347 Anwendung ($. 349). Wenn aljo-die mehreren Patrone 
ohne ein vorhandenes Uebergewicht von Stimmen auf mehr als drei 
Subjecte Rüdfiht nehmen, fo müffen die geiftlihen Obern der Ges 
meinde drei andere vorſchlagen ($. 350). Wenn jedoch alle oder die 
meiften Patrone fid über ein oder zwei Subjecte vereinigt hatten, fo 
müffen Ddiefe auch von den geiftlihen Dbern mit vorgeichlagen, und 
nur flatt derjenigen, wegen welcher fein foldes Ginverftändniß getrof- 
fen werden kann, andere genommen werden ($. 351). In allen Fällen, 
wo es auf die Stimmenmehrheit unter den Patronen anfommt, werden 
die Stimmen, wenn das PBatronat blos perfönlich ift, nach den Gütern, 
ohne Rüdfiht auf den Werth oder die Größe derfelben, gezählt; info- 
fern nicht, vermöge vorhandener Verträge, oder einer rechtöverjährten 
Gewohnheit, ungleihe Antheile für Die mit dem Patronatrecht vers 
fehenen Güter beftimmt find ($. 352), Wo einer Stadtcommune 


30) Hiervon weicht das märfifche Prov. «NR. ab, indem, wenn der Landesberr 
Patron der Tochterkirche ift, demſelben ein felbftftändiges Wahlrecht zufteht (V. v. 
8. Octbr. 1673, R. v. 14. Dechr. 1709 bei Mylius C. C. March. I, 1. No, XL, 
LXXV. Fol. 309. 431. Revidirter Entwurf $. 13. Motive S. 9. v. Kamptz 
Jahrb. LXV, 253), dagegen hat die Ältere auf V. v. 3. Detbr. 1633 beruhende und 
durch R. v. 7. April 1708 (Mylius a. a. D. Nr. LXXIU. Fol. 429) beftätigte 
Obſervanz, vermöge deren der Patron in matre felbft der landesherrlichen Vocation in 
Alia folgen müfje, länaft aufgehört. (N. v. 10. Septbr. 1778. Revidirter Entwurf. 
Motive undv. Kamvs, Jahrb. a. a. O. Darnach iſt Vogt 1, 288. Ann. b zu berichtigen.) 

31) Auf diefe Einwendungen befchränft fi das Recht des Patrons der Tochters 
firhe. Da er feine eigene Stimme bat, giebt auch fein Beitreten der Stimme des 
Patrons der Mutterkirche fein Uebergewicht gegen die Stimme eines andern Patrons 
der Mutterfirhe. R. v. 12. April 1802 (Amelang Archiv 2, 424. Nabe Samıns 
fung 7, 137. Vogt 1, 286. 287. Anm. 15). 

32) Die Stimmenzählung bei der Goncurrenz von Compatronen, fei das Ratros 
natrecht ein perfönliches oder Dingliches, erfolgt nah dem Maaße der Antheile, welche 
den einzelnen Mitbefigern an jedem Gute zuftehen. (Erf. des D.sTrib. v. 5. Dechr. 
1825 in Simon und v. Strampff, Nehtsfprühe 4, 244 f. vergl. 3, 131 fl. 
Boat 1, 286. Anm. b. Altmann, Praxis S. 358. 359). M. f. auch Verf. des 
S.⸗K.Raths v. 9. Septbr. 1857 (Aktenftüde 9, 209— 212. Altmann 9. 359 
— 362) und A. 8.:R. $. 605 (oben $. 71. S. 289. Ann. 50). 
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der Patronat zufteht”),- übt das Wahl- und Befegungsreht der Pres 

Digerftellen der Magiftrat und zwar, wo die Gemeinde Theil zu neb: 

men berechtigt ift, mit deren Zuziehung °%), jedoch ohme Concurrenz der 

Stadtverordneten *). Bei der Befeßung der Diakonntftellen durch den 

Magiftrat *) iſt ordentlicher Weife die Mitwirkung des Pfarrers ber: 
un und je nah dem Herkommen auch die Theilnahme der 
emeinde. 

In allen Fällen des Streits über das Berufungsrecht unter meh— 
teren Patronen ift nah den Grundfäßen zu verfahren, welche bei 
Streitigfeiten über das Stimmrecht gewiffer Gemeindeglieder vorge 
ſchrieben tft (ſ. folg. $.) *). 


$. 90. 
Von der Wahl der Pfarrer durch die Zemeinden. 


Bei Kirchen, welde feinen Patron haben, gebührt der Regel nad 
die Wahl des Pfarrers der Gemeinde‘). Obgleich diefer Grundfaß 
bei den Gvangelifchen in Geltung ftand, juchte man doch fchon zeitig 
durch einfchränfende Borfchriften den vielfahen Mißbräuchen bet den 
Gemeindewahlen zu begegnen. So murde lutheriſcher Seits öfter be- 
flimmt, daß der Gemeinde von dem Inſpector (Superintendenten) ein 
oder mehrere Gandidaten vorgeichlagen werden follten und ohne feine 
Zuziehung feine Wahl flattfinden dürfe). Die Neformirten waren 
aber von je her einer förmlichen Gemeindewahl-wenig geneigt. Calvin 
wünfcte die Wahl der Pfarrer durch die Amtögenoffen und die Zu: 
ftimmung der Obrigfeit und Gemeinden’), Später wurde im Prinzip 
daran feſtgehalten, indem die Wahl ſtets unter Mitwirfung der Synode 
(Elaffe) erfolgen follte und der Gemeinde das Widerſpruchsrecht einges 
räumt wurde. Die franzöfifche und niederrheinifche Kirche haben dies 


33) f. oben $. 71. ©. 278. 285 a. E. 288. Anm. 45. 

34) R. dv. 25. Januar 1821 (v. Kampp Ann. 5, 79. Bogt 1, 419. 
Anm. 15a). | 

35) R. v. 2. Juli 1833 (v. Kamp Ann. 17, 678. Bogt 1, 419. Anm. 
15b.). Daß nichtchriftliche Mitglieder des Magiftrats nicht concurriren dürfen, folgt 
aus den oben $. 71. S. 287. 283 mitgetbeilten Geſetzen. M. f. auch V. der Meg. 
zu —— v. 16. Auguſt 1811 (A. Bl. S. 200. Bord 1, 106). 

36) f. oben $. 71. S. 278. Anm. 11a. 

37) J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. II. ti. XXXVIII. $. LXXVI. Erf. 
des O.⸗Landesgerichts zu Königsberg v. 12. Septbr. 1839 (Bord Handbuch 1, 162. 
Altmann, Praxis 5. 369. 370). 

38) A. L.⸗R. $. 364. verb. $$. 357 — 363 (f. folg.$.). Dies tritt auch dann 
ein, wenn der Fiscus zu den Patronen gehört. R. v. 23. Septbr. 1831 (Bogt 1, 
203. Anm. 22). 

—1) A. L.⸗R. $. 353 (1. Entw. $. 291 [ohne die Worte: der Regel nah], 
U. Entw. $. 277). 

2) M. f. 3. B. fummar. Begriff der Lutheraner in Jülich » Berg 1677. Art. 2 
und verfchiedene darauf gegründete Schlüffe der Synode (meine Geſch. der Quellen 
IV, 3. Urkunden ©. 233. S. 236. 237. Nr. 4—6). Cleve-märk. lutber. K.⸗D. 
1887. $. 7 (e a. D. ©. 22), 

3) Genfer K.⸗O. 1541 (Richter K.O. 1, 342 a. E. Goebel in der Mor 
natöfchrift für die evang. Kirche der Rheinprovinz u. f. w. 1846 I, 165). Bergl. 
Richter, Geſch. der Kicchenverfaffung S. 169 f. 
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auch als Regel beſtätigt). Die Synode zu Emden 1571 geftattete 
ausnahmsweiſe die Gemeindewahl, wünjchte aber deren Befeitigung ’), 
Darnach fam es zu mannigfachen Obſervanzen, doch unter Mitwirkung 
der Synode in allen Fällen‘). Eine fernere Beſchränkung der Wah— 
len Seitens der Gemeinden wurde endlich auch dadurch herbeigeführt, 
daß ein Ausſchuß als eine größere Vertretung der ſämmtlichen Haus: 
väter zur Vollziehung der Wahl beftellt wurde’). 

Die Redactoren des Gefegbuchs faßten für die Gemeindewahl fol- 
gende Beichlüffe: „Die Kirhenvorfteher haben der Gemeinde drei Sub- 
jecte vorzufchlagen ®), dabei aber nur auf folhe Perfonen Rüdfiht zu 
nehmen, die der Gemeinde durd) Probepredigten oder jonit hinlänglich 
befannt find, und befouders ſolche nicht zu übergeben, von welchen fie 
Urſache haben zu glauben, daß mehrere Mitglieder der Gemeinde Zu— 
neigung und Vertrauen gegen fie hegen““). — Die fi hieran ſchlie— 
gende Beftimmung: „Die Gemeinde ift aber an diefe Subjecte nicht 
gebunden “), jondern kann noch fernere Vorſchläge verlangen *'), lieg 
man fallen *), eben fo die Säge: „Den Vorftehern fommt es zu, nad) 
gehaltener Probepredigt den Wahltag zu beflimmen. Dieſer muß in 
der Gemeinde öffentlich befannt gemacht werden “'), indem man auf 
das hinwies, was wegen Verhandlung und Entfcheidung gemeinjchaft: 
licher Angelegenheiten bei Gemeinden überhaupt verordnet iſt“). 

Ueber das Stimmrecht wurde zuerft (. Entw. $$. 297. 298) 
vorgejchrieben: Jedes Mitglied der Gemeinde, welches nicht einem 
mitwählenden Oberhaupte der Familie untergeordnet ift, Hat ein 
Stimmrecht; doch kann das Stimmrecht durch befondere Verträge oder 
Statuten auf Die angejefjenen Wirthe eingefchränft, oder auch ander, 
außer den Hausvätern, beigelegt jein. Der II. Entw. $. 280 behielt 
nur den erften Satz, unter Hinzufügung: in der Regel: bei. Dagegen 


4) La diseipline_ecclesiastique chap, I, art. 4 f. Synode zu Wejel 1568 
Min, Geſch. a. a. D. Ir. S. 45. 46. Richter K.-D. 2, 311). 

5) Art. 13 (meine Gef. a. a. O. Ir. S. 52. Richter a. a. D. 2, 340), 
vergl. dazu meine Ausführung in der deutichen Zeitfchrift für chriftliche Wiffenihaft 
1855 ©. 189 f. 

6) m: Er —— 1610. III, K.O. für Cleve-Mark 1662. Gap. 1. 
(meine Gefh. a f. S. 166. 181. 182) u. a. m. 

7) Ueber wi —— und Fortbildung |. m. oben $. 66. ©. 263 und die 
— in der —— Lean 1555. S. 192 f 

L.⸗ 354 (l. Entw. $. 293. II. — $. 278). Ueber den ng 

yon m geffobenen * 292 des I. Entw. ſ. m. oben $. 65. ©. 259. Anm. 20. 
355 (der 11. Entw. übergebt Dies. Der 1. Entw. $. 293 batte 
es — * ſollen taugliche Subjecte vorſchlagen und zur Probepredigt be— 
ſcheiden). Gegen das Sammeln von Unterſchriften dabei Publ. des Eonf. des Nieder: 
rheins v. 15. Auguft 1817 (v. Kamp Ann. 1,3. 80. Vogt 1, 289. Anm. 18). 

10) I. Entw. $. 294. 

11) U. Entw. $. 279. 

12) Zum II, Entw. $. 270 erflärte Suarey bei der Revisio Monitorum (Mas 
terialien LXXX, 149v.: „Aus diefer Korderung fann nichts herausfommen, Wie 
oft fann die Gemeinde ihr Verlangen wiederholen? Beſſer iſt's, man laſſe der Ge: 
meinde das Ban ihre Wahl aud auf ein nicht vorgefchlagenes Subject zu richten.‘ 

13) I. Entwurf $$. 204. 295. vergl. Anm. 18. ns erfolgt die Con— 
voration der Gemeinde nad) er V. vom 23. Januar 1846 (G.-S. ©.23. Boat, 
206. 207). ſ. oben $. 05. S. 260. 

14) A. L.-⸗R. $. 365 (ll. Entw. $. 286). 

Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 25 
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wurde aber Bedenken erhoben. Suarez bemerft darüber »): „Ginige 
Monenten wollen nur den angefeffenen Wirthen und in Städten den 
Zünften das Stimmrecht beilegen. Die Berfaffungen find bier unend- 
lich) verichieden. Am Sicherſten ift’8 aljo, die Regel fo zu nehmen, 
wie fie aus der Natur der Sade fließt, nad welcher ſich wohl nicht 
bezweifeln läßt, daß wer ein Mitglied der Kirchengemeinde ift, auch 
ein Votum haben müſſe, da Anfälfigkeit oder Zunftmäßigfeit auf dieſe 
blos perfönliche Befugniß feinen Einfluß haben fann. Einige Monen- 
ten wollen Weiber, wenn fie auch ein caput familiae vorftellen, dens 
noch ausichliegen. Mulier taceat in ecclesia. Submitto.” Man beichloß 
bierauf den $. 280 des I. Entw. unverändert zu laffen '%) und fügte 
nur noch bejonders hinzu, daß fih Niemand ein Stimmrecht anmapen 
fönne, der zu einer andern, als der Religionspartei gehört, für welche 
der Pfarrer gewählt werden ſoll“). Wegen der Frauen wurde erft 
jpäter entjchieden, daß auch Wittwen und unverheiratheten Frauen» 
zimmern unter der gedachten Einjchränfung (der Selbitftändigfeit) Die 
Coneurrenz durch qualificirte Stellvertreter nicht zu verſagen je»). 
Nur ein Mitglied der Gemeinde ift zur Stellvertretung . geeignet "). 
Insbejondere wurde noch ausgeſprochen: Wer entweder ſelbſt ſchon in 
einem ähnlichen Falle ein Stimmrecht bei der Gemeinde ausgeübt hat, 
oder wer zu einer Claſſe gehoͤrt, deren Mitglieder in vorigen ähnlichen 
Fällen zum Stimmen zugelaffen worden, dem muß aud bei der gegen: 
mwärtigen Wahl die Abgebung feiner Stimme verftattet werden ”). Ein 
Gleiches ailt von dem, der ein Grundftüd befißt, deſſen vorige In— 
haber, als Glieder der Gemeinde, in ähnlichen Fällen zur Wahl ge— 
laffen worden »). Dagegen baben fein Stimmrecht die Eximirten ?') 
und Mitglieder blos ugei@lagener Gemeinden, wenn nicht bei der 
Zufchlagung ein Anderes feftgejeßt worden *). 

Kommt e8 zum Streit über die Befugniß zum Stimmrecht, fo joll 
die Wahl niemals aufgehalten werden *). Ueber den gegenwärtigen 
Fall fteht die Feftfeßung den geiftlihen Obern zu, die Entfcheidung 


15) Revisio Monitorum (cit. Anm. 12) zu 280. 

16) A. %=R. $. 356. Die für Halberftadt — Vorjehrift: Nur die 
Gigentbümer der in der Barochie belegenen Wohnhäuſer haben ein Stimmrecht: 
(Lentze, Prov.-R. des Aürftentbums Halberſtadt $. 82) ift im revidirten Entwurfe 
rortgelafl A 

A. L.-⸗R. $. 360. j. noch den vorigen $. Anm. 2 
e 1) Anhang zum U. L.-R. $. 120 (binter $. 356), nr oben $. 67. S. 267. 
nn. 

* A Me. II, 6. $. 61. Der I. Gntw. batte noch befonders beftimmt : 
Wer felbit ein Stimmrecht bat, Bann ſolches auch einem andern übertragen. Doch 
muß der Auftrag einem Mitgliede der Gemeinde geſcheben ($$. 304. 305). Man ließ 
died fort und wies nur auf das Necht bei Gemeinden überhaupt bin (j. Anm. 14). 

19) U. L.-R. $. 358 (der 1. Entw. $. 300 bält es für ausreichend, wenn Jes 
mand bei der nächſt vorbergebenden Wahl obne Widerjpruch ein Stimmrecht geübt bat. 
Der I. Entw. $. 282 fpricht auch nur von einem äbnlichen Falle). 

20) A. L.⸗R. $. 359 (der 1. Entw. $. 300: Iſt er in ein ſolches Necht getres 
ten: —. 11, Gntw. $. 283). 

21) f. oben $. 59. S. 253. 

* =) A. L.⸗R. $. 370. verb. $$. 297. 744 verb. $. 722. ſ. auch oben $. 57. 

23) A, L.-R. $. 357 (1. Entw. $. 299. II. Entw. $. 281). 
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über das ftreitige Stimmrecht jelbft aber gehört vor den ordentlichen 
weltlihen Richter *). Die nach der Feftiegung der geiftlihen Obern 
vorgenommene Wahl verliert für den gegenwärtigen Fall nichts von 
ihrer Giltigfeit, wenn auch biernächft durch richterliches Erfenntniß 
Jemanden das Stimmrecht ab», oder wenn daſſelbe einem Ausgeſchloſ— 
jenen zugeiprochen wird *). 

Nehmen mehrere Gemeinden an der Pfarrwahl Theil, fo find, 
wenn nicht ein Vertrag oder rechtöverjährte Gewohnheit etwas Ande— 
res beftimmt, die Mitglieder der Filialgemeinde ihre Stimme unter 
der Hauptaqemeinde abzugeben befugt). Sind mehrere Pfarrgemeins 
den (Mutterfirchen) unter einem gemeinfchaftlichen Pfarrer vereinigt, 
fo bat jede foldhe Gemeinde nad) der Regel ihre eigene Stimme *). 
Entfteht durch Zählung der Stimmen dieſer vereinigten Kirchengemein- 
den feine überwiegende Mehrheit, jo müffen die einzelnen Stimmen 
der Mitglieder, ohne Rüdficht auf die verfchiedenen Gemeinden, gezählt 
werden *). In allen Fällen, wo feine enticheidende Mehrheit der 
Stimmen zu finden ift, gebührt den geiftlichen Obern die Ernennung 
unter den mit gleich vielen Stimmen gewählten Perfonen ®). 

Die Leitung der Wahl der Geiftlihen mar ſchon nad früherem 
Recht den landesherrlihen Beamten übertragen). Deshalb beftimmte 
das neue Geſetzbuch: Es kommt auch bei Pfarrwahlen der Gerichts: 
obrigfeit des Kirchſpiels in allen Fällen zu, die Wahl zu dirigiren 
und auf Ruhe und Ordnung dabet zu ſehen“). Auf Grund eines 
Monitums ſchlug Suarez nod einen Zufaß vor: Wenn im Kirchfpiele 
mehrere Gerichtsobrigfeiten find, gebührt die Direction der Wahl dem 
Jurisdictionarius des Drtd, wo die Mutterfirche gelegen ift ); doch 
nahm man jchließlih an, daß es der Gerichtsobrigfeit des Orts ges 
bübren folle, wo jede Stimmenfammlung geichieht *). Späterhin ift, 


24) U. L.-R. $$. 361. 362 (der I. Entw. hatte disponirt: Zur Beftimmung 
auf fünftige Fälle müffen die geiftlihen Obern den Streit gütlich beisulegen bemüht 
fein. $. 301. In Entjtebung der Güte muß der Streit vor dem weltlichen Nichter im 
ordentlichen Wege Nechtens erörtert und entichieden werden, $. 302. Der Il. Entw. 
$. 284 lieh $. 301 fort und gab dem $. 302 die jegige Faſſung). Daß der Nechtss 
Fr in Bezug auf den gegenwärtigen Fall unzuläffig jei, ift vom Gerichtshof zur 
Entf. über Pin En vom 10. Jammar 1852 demgemäß entichieden Sul.» 
Min.» Blatt 1852. ©. 67. Boat 1, 292. 293. Anm. 21. Altmann Braris 
S. 409 

25) A. L.-R. $. 363 (I. Entw. $. 303. Il. Entw. $ 285). 

26) A. 2.=R. $. 366 (I. Entw. $. 308. 312. 11. Entw. $. 287). 

27) U. L.-R. $. 367 (I. Entw. $. 308. 309. 310. 311. II. Entw. $. 288). 

28) A. L.-R. $. 368 (11. Entw. $. 280). Ueber die Form der Wahl für zwei 
Schweftergemeinden |. m. Min. Verf. v. 28, Auguſt 1840 (Min. Bl. des Innern 
©. 351. Vogt 1, 280. Ann. 17). 

29) A. &.=N. $. 369 (1. Entw. $. 313. I. Entw. $. 290). 

30) So verordnet das Neglement wegen Verwaltung der Juſtiz in den königl. 
Domänenämtern v. 28. Juli 1773, daß wo den Antägemeinden das Wablredt In 
die Direction den Domänen-Beamten unter Concurrenz des Juſtizbeamten gebührt. 

31) A. L.-R. $. 372 (1. Entw. $$. 314— 316. Hier iſt allgemeiner die welt— 
fiche Obrigkeit genannt und zugleich beftimmt, daß fie fich nicht in die Wahl einmifchen 
fol. 1. Entw. $. 291). 

2 Materialien zum A. &:R. LXXX, 149 v- 

33) U. L.⸗R. $. 373. 

25” 
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wie es jchon früher zuläffig war), gewöhnlich der Polizeibehörde *) 
in Gemeinjhaft mit dem Superintendenten oder auch legterem allein 
diefe Leitung überlaffen. 


Die Wahl felbft erfolgt in der Weife, daß nach vorangegangener 
Anſprache des Superintendenten die ordnungsmäßig convocirten Wahl: 
berechtigten, deren Verzeichniß ſchon vorher mit Hilfe der Ortsbehörde 
feftgeftellt ift, nach der Reihe ihre Wahlzettel“) in eine bereit ftehende 
Urne legen. Haben alle Wähler ihre Stimmen abgegeben, fo erfolgt 
durch den Superintendenten und einen ibm beigegebenen Commiffarius 
die Zählung, deren Nefultat fofort befannt gemacht wird. Ueber die 
Handlung felbft ift ein Protokoll aufzunehmen, welches von den Com: 
miffarien und den Kirchenvorftehern unterfchrieben und dem Berichte 
des Superintendenten an das Gonfiftorium beigelegt werden muß ”). 
Der Superintendent hat nämlid einen Bericht über den Ausfall der 
Wahl einzureichen, und als Beilagen deffelben das gedachte Protokoll, 
das gehörig atteftirte Verzeichniß der fimmberechtigten Mitglieder und 
die mit der Infinuationsbefheinigung verfehene Borladung zum Wahl- 
termine, wenn nicht die Einladung dur die gefeglich zuläffige Bes 
fanntmachung erfolgt ift, was vom Berichterflatter zu atteſtiren ift *). 


Die rheinifch» weftfäl. 8.-D. enthält über die Wahl eines Pfar- 
rerd durch die Gemeinde oder deren Pepräfententen folgende Feſt— 
jegungen: 

Bei Kirhen, welche feinen Patron haben, hat die Gemeinde das 
Recht, ibre Geiftlichen zu wählen *»). Nachdem dies authentifch dabin 
interpretirt worden, daß nur denjenigen Gemeinden, welche vor dem 
Gintritt der Fremdherrfhaft im unbeftrittenen Beſitz des Wahlrechts 
fih befunden haben, durch dieſe Beftimmung die Berechtigung zur 





34) A. L.⸗R. II, 17. $. 10. 

35) Koch erinnert zur cit. Stelle des A. L.-R., daß nach Aufhebung der Paz 
trimoniafgerichtsbarfeit bier überhaupt die Ortspolizeiverwaltung zu verfteben fei. Ge: 
wöhnlich ift es übrigens der Landrath. 

56) Wo gedruckte Zettel im Gebrauche find, ſtehen auf diefen die Namen der 
Gandidaten, dur Einfchnitte von einander getrennt, jo daß der Name des zu Wäh— 
fenden leicht abgelöft werden fann. Diefer wird dann in die Wablurne gelegt, wähz 
rend die andern Abfchnitte in ein anderes Gefäß geworfen werden. 

37) A. L.-R. $. 390 (1. Entw. $. 328. II. Entw. $. 302). 

38) Ueber die zum Bericht gehörige Mittbeilung wegen der Verhältniffe der betr. 
Stelle u. f. w. f. m. $. 92. Anm. 8. Bergl. noch überbaupt Schmidt, Wirkungs— 
freis des Superintendenten. S. 61. 02. 

39) 8.0. $. 4 M. vergl. dazu: Beſſel, über die Beſetzung der evang. 
Pfarrämter in den Neg.s Bezirfen von Trier und Coblenz (in der Bonner Monatee 
fehrift für die evang. Kirche der Nheinprovinz und Weftfalens II, 2 [Februar 1843] 
65 f.). PM. in E. über Predigerwablen (a. a. D. Il, 7 [Juli 1843], 36 f.). 
Fr. Nees, die Pfarrwahlen (a. a. D. II, 7 [Juli 1844], 27 f). Windel, 
über den Patronat (a. a. DO. IV, 8 [Auguſt 1845], 51 f.). Meg, Prüfung der am 
31. Januar 1846 publ., bei der Pfarrbefeßung des Uberrbeins anzuwendenden Grunds 
jibe an dem Maafftabe der K.-O. (a. a. D. V, 8 [Auquft 1846), 49 f.) und dazu 

emerfungen von Uſener (a. a. DO. VI, 5 [Juni 1847], 254 f.). Goebel, die 
Befeßung der ev. Prarritellen landesherrl. Patronats in der Rheinprovinz in a. O. 
vi, 12 (Dechr. 1847], 333 f.). M. ſ. auch das evang. Gemeindeblatt für die Rhein— 
provinz und Weftfalen 1860 Nr. 8 und 7. 
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Wahl ihrer Geiftlichen wieder beigelegt werden follte %), ift von Seiten 
derjenigen Gemeinden, denen das Wahlrecht hiernach nicht zufteht, der 
Wunſch, defjfelben theilhaftig zu werden, wiederholt umd dringend an 
den Zag gelegt und von den Synoden aufs angelegentlichite unterftüßt 
worden. Im obern Theile der Rheinprovinz befinden fich viele Ges 
meinden in Diefer Lage und deshalb ift ununterbrochen für dieſelben 
petitionirt worden *). Der bei Gelegenheit der Nevifion der K.-O. 
1844 gefaßte Beihluß: „Bei Gemeinden, deren Pfarramt bisher lan— 
desherrlich bejeßt worden ift, hat das Presbyterium mehrere Gandidas 
ten in Vorſchlag zu bringen: erklärt da8 Moderamen der Kreisſynode 
fi) mit dem Borlhlage einverftanden, jo wird fofort auf den Grund 
des Vorſchlags von der Gemeinde oder dem ordnungsmäßigen Wahl: 
collegium zur Wahl gefchritten. Findet aber zwifchen dem Presbyterium 
und den Moderamen eine Bereinigung nicht ftatt, fo bat die obere 
Kirchenbehörde der Provinz vor der Gemeindewahl über die Feftitellung 
der Wahllifte zu entfcheiden ‘‘*), wurde bei den jpäteren Berathungen 
gewöhnlich zum Grunde gelegt, auch bei der 1880 — 1851 erfolgten 
erneuten Reviflon der R.:D., mit der nähern Beitimmung, daß das 
Presbpterium drei Candidaten vorzuſchlagen babe »). Schon vorher 
hatte das rheiniſche Gonfiftorium nachgegeben, daß denjenigen Gemein» 
den, welche ein dem zehnten Theil ihrer Grund- und Klaffenfteuer 
entfprechended Ergänzungsgehalt für ihre Pfarrer aufbringen, Drei 
Geiftlihe zur Auswahl vorgeichlagen werden follten*). Die Prov.- 
Syn. wünihte 1859 ohne dieſe Bedingung „ed möge der Modus der 
Befegung der Pfarritellen in den oberländifchen Gemeinden dahin ab- 
eändert werden, daß das H. Eonfiftorium in Verbindung mit dem 
Moderamen der Kreisiynode drei Gandidaten der betr. Gemeinde zur 
Auswahl vorichlage “*), ftellte aber 1862 den Antrag auf die Freiheit 
der Pfarrwahl, gemäß Art. 18 der Verfaffungsurkfunde »). Die meft- 


40) Cab.⸗O. v. 25. Septbr. 1856 (f. vor. $. Anm. 22). Daß die Beſitzer 
adliger Güter, welchen bei Pfarrwablen in ſolchen Gemeinden, in welchen die Güter 
liegen, ein Stimmrecht zuftand, diefes durch die K.-O. nicht verloren haben, fo wie 
überbaupt ein titulo singulari erworbenes Necht durch die A.=D. nicht bat genommen 
werden fönnen, fpricht das Min. R. v. 6. Septbr. 1836 gegen die I. weitf. Syn. 
©. 19 aus. 

41) 11. rhein. Spn. $. 63. UI. Syn. $. 73. IV. Syn. $. 69. V. Syn. 
$. 87. VI. Son. $. 104. VII. Syn. $. 141. IX. Son. $. 80. X. Syn. $. 73. 
xl. Syn. $. 76. 

42) IV. rhein. Spn. ©. 131. 

43) VII, rbein. Syn. S. 253 — 282, 


44) Verf. des Gonf. zu Coblenz v. 18. Januar 1847 (mitgetbeilt in der Bonner 
Zeitfhrift 1847. Dechr. S. 330 — 338). 

45) X, rbein. Sun. 5. 140. 

46) XI. rbein. Syn. S. 100. 111. Die Synode trat der Commiſſion bei, welche 
Ah alio äußerte: — „Da das Ernennungs- x. Recht des Staatd, ſofern es in 
Art. 18 für aufgehoben erklärt ift, nicht Patronatrect fein fann, den Gemeinden 
alſo, bei welchen dDiefes Ernennungsrecht des Staats bisher zur Anwendung gekom— 
men ift, nah $. 4 der K.⸗O. das freie Wabfrecht zuftebt, — fo trägt die Commiffion 
einfach auf Ausführung des Art. 18 der Verf. an und fiebt in Betreff der etwa bes 
ftehenden wirklihen Patronate der Ausführung des Art. 17 entgegen.’ Ueber diefe 
Auffaffung ſ. m. oben $. 73. Anm. 19. S. 296. 297. 
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fälifhe Synode von 1862, obwohl mit dem Beichluffe der rbeinifchen 
befannt, vertagte ihre definitive Enticheidung und beſchränkte fid) darauf, 
gewiffe Anträge zur Erweiterung der Rechte der Gemeinden zu ftellen, 
welche fih den rheinischen Beichlüffen von 1859 nähern *). 

Die Einleitung zur Wahl des Predigers nad den Beſtimmungen 
des Wahlreglements gehört zum Geichäftsfretfe des Ortspresbyteriums *), 
die Wahl jelbft aber erfolgt in Gemeinden bis zu 200 Seelen durch 
alle ftimmfähigen Mitglieder, in Gemeinden über 200 Seelen durd) 
das Presbytertum und die größere Vertretung gemeinfchaftlich *). So— 
bald eine Gemeinde erft in der Bildung begriffen ift, mie befonders 
in der Diajpora, erfolgt die Sendung eines Pfarrverwefers zur Samm— 
lung und Bedienung der Gemeindeglieder und zur Anbahnung der 
SGemeindebildung durd) das Gonfiftortum 9). Sobald jedoch die förm— 
liche Gonftitwirung der Gemeinde erfolgt und eine geſetzliche Gemeinde: 
vertretung aufgeftellt ift, wird dieſer in dem unterrheinifchen Theile 
der Rheinprovinz, wo als Regel das freie Wahlreht der Gemeinde 
befteht, die Wahl des neuen Pfarrers angeeignet, während in dem 
obern Theile der Provinz, wo die Mehrzahl landesherrlich beſetzt wird, 
das Conſiſtorium die Pfarrer an den neugebildeten Gemeinden ernennt”). 
Die Leitung der Wablangelegenheiten jelbft ift Sade der Kreisſynode 
und des Superintendenten *). Nachdem der Tag der Wahl der Ges 
meinde wenigftens 14 Tage vor derfelben' durch eine Proclamation von 
der Kanzel befannt gemacht iſt“), begiebt ſich der Superintendent, oder 
im Fall feiner Abwefenheit der Affehlor, in Begleitung des Scriba am 
Wahltage zur beftimmten Zeit in die Kirche der vacanten Gemeinde’); 
dann wird nad Gröffnung der Handlung mit einem Gottesdienfte zur 
Wahl geichritten. Die Stimmberechtigten werden aufgerufen, einzeln 
nad der Ordnung, wie fie in dem Verzeichniß aufgeführt find, an den 
Chortifch zu treten und ihre Stimme abzugeben *). Niemand fann 
feine Stimme durch einen andern abgeben laffen, ausgenommen, wenn 


47) X. weitf. Syn.⸗Beſchluß 157 — 159 (vergl. 53. 54) verb. mit dem Commiſ⸗ 
fonebericht in den Verhandl. diefer Synode, Anlage E. S. 55—59. In diefem Bes 
richte ift die Anficht feſtgehalten, welche ich —T oben $. 24 und $. 73 näber zu bes 
aründen verfucht babe. Uebrigens ift diefe Angelegenbeit auch bereits in früberen 
Spnoden zur Sprache gekommen, doch im Ganzen weniger dringlich bebandelt, als in 
der Rheinprovinz (m. ſ. 3. B. VI. weſtf. Syn.-Beſchluß 161 f. VII. Beſchluß 259. 
vm. Befhlup 21. IX. Beſchluß 28. 190. 191. u. a. m.). 

48) K.:D. $. 14b. 

49) 8.:0. $. 18a. $. 19. f. oben $. 66. ©. 261 f. 

50) ſ. IX. rbein. Syn. $. 130. X. weftf. Syn. Befchluß 157. verb. S. 58. 

51) IX. rbein. Syn. $. 130. 

52) K.⸗O. $. 37. lit. 1. $. 38 Nr. 5. 

53) 8.:D. $. 59 Nr. 4. 


54) K.-⸗O. 8. 59 Nr. 5. vergl. IX. rhein. Son. $. 88. 

55) K.:D. $. 59 Nr. 6—8. Das Abgeben der Stimmen erfolgt in der Nbeins 
provinz durch einen verfchloffenen Zettel (1. rbein. Sun. $. 28. Erl. des Conf. v. 
31. Octbr. 1836. veral. V. rbein. Syn. S. 170); eben jo in Weftfalen, wenn die 
neftattete vorgängige Bildung einer Dreizabl zur Anwendung fommt. (Beicheid auf die 
II. weſtf. Spn. v. 6. Novbr. 1839 Nr. 32. Min." v. 20. Novbr. 1841, vergl. 
gt Syn. Beihluß 115. 116 und Beſcheid v. 25. Juni 1842. Dagend 

.⸗O. S. 58,) 
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nachgewieſen worden, daß er frank oder verreift it”). Wer auf die 
Aufforderung oder vor dem Schluffe der Mahl nicht erjcheint, wird 
als abweſend notirt und jeine Stimme nicht mehr angenommen “). 
Der Scriba und ein vom Presbyterio deputirtes Mitalied Ddefjelben 
fchreiben zu dem Namen des Stimmenden den Namen deffen, welchem 
die Stimme gegeben worden iſt“). Nachdem alle anwefenden Stimm: 
berechtigten ihre Stimme abgegeben haben, wird zum Zählen der Stim: 
men geichritten. Wer unter den Goncurrirenden die meiften Stimmen 
bat, iR der erwählte Prediger. Der Superintendent verfündet das 
u. der Wahl). Bei Gleichheit der Stimmen entjcheidet das 
008”). 

Es wird ein Wahlprotofoll aufgenommen und vom Superinten: 
denten und feinem Alfiftenten, fo wie von dem Presbyterio unterichrie- 
ben. An den nächften drei Sonntagen wird das Refultat der Wahl 
der Gemeinde vor Schluß des öffentlihen Gottesdienftes von der Kanzel 
befannt gemacht *). Geſchehen Ginfprühe gegen den Gemäblten, 
welche jedoch innerhalb der, auf die erfte Bekanntmachung von der 
Kanzel folgenden, 14 Zage beim Guperintendenten eingelegt werden 
müffen, fo werden diefelben auf der Stelle von denjelben mit Zuzie— 
bung des Presbyterii unterjucht und (dem Gonftiftorium) mit autacht: 
lihem Bericht des GSuperintendenten zur Gnticheidung vorgelegt ®). 
Nimmt der Grmwäblte die Berufung nicht an, fo muß innerhalb 
4 Wochen nach der ablehbnenden Antwort des Berufenen zu einer nenen 
Wahl geichritten werden ®), 


&. 91, 
Die Vocation. 


Demjenigen, welcher rechtmäßig zur erledigten Stelle gemählt 
worden, muß eine fchriftliche Wocation zugefertigt werden '). Dies 
geichieht durch den Patron und in deffen Ermangelung durch. die Kir: 


5) K.-O. 8.59 Nr. 9. Verreiſt beißt bier fo viel als legitime absens, 
(Schr. des rbein. Eonf. v. 7. Juni 1837. Hermens Handbuch 3, 686). 

57) 8.08. $. 59. Nr. 10. 

58) 8.0. $. 59 Nr. 11, veral. V. rbein. Sun. $. 87. Die Stimmliften und 
Stimmzettel werden von Superintendenten bis zur Introduction des gewählten Prars 
rers aufbewahrt. Die Gemeinde fann bei der Mabl gegenwärtig bleiben. (IT. weftf. 
Syn. S. 33. Beicheid dazu v. 4. Dectbr. 1836.) 

59) K.:D. $. 59 Nr. 12. vergl. X. weftf. Syn. = Beichluß 53. 

60) Zuſatz 26 zur K.⸗O. $. 59 Nr. 12. Min. R. v. 25. Auguſt 1853. 

61) 8.20. $. 59 Nr. 13. 

62) K.:D. $. 59 Nr. 14. An die Stelle der Regierung, welche genannt ift, 
tritt das Gonfiftorium nach der Allerb. V. v. 27. Juni 1845 $. 1. 

63) K.:D. $. 59 Nr. 17. (Nr. 15. 16 f. folg. $. Ann, 7). 

1) A. L.-R. $. 374 (1. Entw. x 317. II. Entw. $. 292). Die Beftimmung 
des $. 375 (neu binzugefommen) : ‚Wo es bisher gebräuchlich geweien, daß die Dos 
cation erft nach erfolgter Prüfung ertbeilt worden, da muß dem Gewäblten eine fchrifte 
liche Bekanntmachung, welche die Bedingungen zur Fünftig zu ertbeilenden Vocation 
enthält, geſchehen“, ift bereits durch die Inftruction vom 12. Kebruar 1799. 11. $. 1. 
ag ogt 1, 100) zu allgemeiner Geltung nelangt. Leber die Formulare bei Borationen 
. m. den folg. $. Anm. 8 folg. 
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henvorfteher *). Der Berufene muß in der ihm beflimmten Friſt, oder, 
rg eine ſolche nicht gefeht war, che ein Widerruf ergeht, binnen 

4 Tagen fi über die Annahme der Bocation erflären, indem, wenn 
er Ablauf diefer Zeit eine neue Wahl erfolgt ift, jeine fpätere Aus 
nahme feine rechtliche Wirkung bat’). Die einmal aiftig angenommene 
Bocation *) kann ohne erhebliche Urfachen nicht widerrufen werden °). 
Es ift dies nur aus den Gründen, aus weldhen ein fchon beftellter 
Pfarrer feines Amts entjegt werden kann, zuläffig, gleich viel, ob 
diefe Gründe ſchon vor der Vocation vorhanden und befannt gewefen, 
oder ob fie erſt nachher entitanden oder befannt wurden °). 

Die rhein.sweftf. K.O. beftimmt: Der Erwählte erhält eine vom 
Presbyterto, Namens der Gemeinde, unterfchrieben, vom Superinten: 
denten als richtig befcheinigte und vom Eonfiftorium beftätigte Bocation. 
Der Erwählte fann fih eine Bedenkzeit von 4 Wochen nehmen, jedoch 
muß er im Fall der Annahme des Berufs ipäteftens innerhalb 9 Wochen 
nac gegebener Zulage fein Amt antreten ”). 

— der Vocationen der niederen Kirchendiener ſ. m. oben 
8.64 ©, 255 f. 


b) Die übrigen zur Verleihung gehörigen Acte. 
8. 92, 
Die Präfentation und Confirmation. 


Sobald der Berufene die Wahl angenommen bat, muß er den 
geiftlichen Obern zur Beftätigung präfentirt werden '). 

Nach kanoniſchem Recht bat der Biihof überhaupt das jus provi- 
sionis plenae, vermöge deffen er im Allgemeinen die Pfarreien frei 





2) A 8.=R. 8. 376 (1. Entw. $. 318. II. Entw. $. 293). Wo mehrere Pas 
trone vorhanden find, erfo ER die lege; der Vocation ET, nach den 
Beſtimmungen des A. X.» . 605 J 608 (ſ. oben $. 71 a. E. S. 289). Ab: 
weichungen finden fich —— M. ſ. z. B. Magdeburg. K 78 Cap. 16. 6. 19. 
Revidirter Entwurf 8. 259. 

3) A. %=R. $. 377 (Il. Entw. $. 204). $. 378 (1. Entw. $. 321. II. Entw. 
8. 206). $. 379 (II. Entw. $. 206). $. 380 (1. Entw. $. 320: „Er muß fid 
innerbatb 4 Wochen erflären). Wenn der Bocirte J ſelbſt beworben hatte, — es 
natürlich feiner befondern Annahme (U. L.-R. 1, $. 82). Uebrigens gelten von 
der Annabme der Vocationen Die von der — bei Verträgen überbaupt vorges 
fchriebenen Geſetze (F. 381. verb. 1. 5. $. 78 f. Der I, Entw. batte $. 319 aus 2 
fprochen: Niemand iſt fchuldig Ar ibm zufommende Bocation wider feinen Bi 
anzunehmen). 

„® Durch die Annahme erhält der Berufene ein Necht zu der Stelle (Min. 4 

2. Auguft 1824 (Ergänzungen — gt — $. 374), vergl. Us 1], 

12 4. c. 17 de praebendis in VI ( 

5) A. L.⸗R. 38 (1. Entw. Il. Entw. $. 207). 

6) A. &=R. 8%. 384. 385 (1. Entw. $$. 323. 324. 11. Entw. $% 208. 209). 
Die Diepofition des ? Gntw. $. 335: Findet fih, daß die Wahl ſelbſt nicht recht— 
mäßig geichehen, fo bedarf es eines Widerrufs: ift als jelbftverftindlich bei der Res 
vifien fortgelafien. 

7) K.2D. 8. 509 Nr. 15. 16 (die fechswöchentliche Friſt it auf 9 Wochen verläns 
gert ae Min.zR. v. 25. Auauft 1853 Nr. 27, 1). 

AR. $. 386 (I. Entw. $. 526. II. Entw, $. 300). 
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bejeßt (collatio libera), indem er fowohl die Perfon für eine Stelle 
defignirt, als derfelben das Amt conferirt. Wo dagegen einem Andern 
fraft befondern NRechtötiteld die Auswahl der Perfon zufteht, hat der 
Biſchof nur ein jus provisionis minus plenae, indem er dem tauglichen 
ihm präfentirten Subjecte die Beftatigung nicht verfagen darf (collatio 
non libera, necessaria, institutio verbalis, collativa). Daran fchloß ſich 
mit gewiffen Modificationen das evangelifche Kirchenreht. Da Die 
Mitwirkung des Kirchenregiments bei der Provifion überhaupt gefordert 
wurde, legte man dem Landesherrn als ein jus episcopale die collatio 
libera in den Fällen bei, wo ihm die Nomination gebührt (f. $. 88), 
obfhon eine beftinnmte Theilnahme (menigftens ein Widerſpruchsrecht) 
den Gemeinden zugeftanden wurde. Wo aber den Patronen oder Ge— 
meinden ein wirklichen Wahlrecht gehört (j. 88. 89. 90), ſtatuirte man 
die landesherrliche collatio non libera, als eine Beftätiguung des Prä- 
jentirten ?), Hiernach wurde auch in Preußen bald vom Landesheren, 
bald von den damit beauftragten Behörden den Präfentirten, welche 
geeignet befunden wurden, die Gonfirmation ertbeilt. 

Die Präfentation geſchieht vom Patrone, bez. allen zur Theil: 
nahme an der Wahl und Vocation berechtigten Patronen’), in Ermans 
gelung von Patronen durch die Vorſteher). Der Präfentation muß” 
eine Abfchrift der Vocation und das Protofoll über die Erklärung der 
Gemeinde wegen Annahme des Berufenen nach der von ihm gehaltenen 
Predigt beigelegt werden. Wo eine Wahl der Gemeinde flattgefunden, 
ift auch die Beilegung des Wahlprotofolld erforderlich ). 

Die Bebörde, jept regelmäßig das Eonfiftorium®), prüft nunmehr 
die Formgiltigkeit der getroffenen Wahl und die allgemeine Fähigkeit 
des Berufenen, wie aud die fpeciellen Verhältniffe der zu bejegenden 
Stelle und des betreffenden Orts, jo mie die befonderen Eigenichaften 
und Fähigkeiten des Gandidaten”). Auch die Vocationsurfunde ift 
einer forgfältigen Prüfung zu unterwerfen und jede zum Nachtheil der 
Pfarre oder des Geiftlichen neu binzugefügte Bedingung oder Beſchrän— 
fung nicht zu genehmigen ?). Insbeſondere hat fi das Gonfiftorium 


2) En Eichhorn Kirchenrecht 2, 686. 687. R 
3) AR. $. 387 (1. Entw. $. 327. 11. Entw. $. 301). 
4) AL NR. $. 388 (1. Entw. $. 328. II. Entw. $. 302). 

5) A. %=R. $$. 389. 390 (1. Entw. $$. 327. 328. 11. Entw. $$. 301. 302). 

6) Die Neffortverbältnifje baben bier jo Er, wie bei der Hebung des lan— 
desberrlichen Nominationsrechts. M. f. desbalb $. 88 und außer den dafelbit cit. Ber: 
erdnungen das Circ. v. 3. März 1657 (Mylius C. C. March. I, 1. No. XXIII. 
Fol. 367 mit Bezugnahme auf das fandesberrliche jus episcopale), RN. v. 9. Mai 
1774 (N. C. C. V. 1774. No. 35. Fol. 297). Meine Gefchichte I, 2. S. 180. 216. 
Sofrefer. v. 6. Februar 1800 (dajelbft Urk. CXXV. S. 221). Vergl. oben $. 40. 
5. 174. Nr. 4. 

T) A L.R. $. 391 (1. Entw. $$. 329. 330. 11. Entw. $. 303). Circ. v. 
8. Juli 1854 mit R. v. 7. Juni d. J. (Aktenft. des D.-K.-Raths 7, 18. 19. Vogt1, 
297. 298). j. Anm. 12. 

8) R. v. 20. April 1836 (v. Kampp Ann. 20, 341. Vogt L, 204), vergl. 
K.⸗O. für Rheinland Weftfalen $. 60 (j. Ann. 11). Es liegt deshalb den Superin— 
tendenten ob in den lleberreichungsberichten das Erforderliche zu bemerken (Give. der 
Meg. zu Königsberg v. 7. Dechr. 1836. Bord Handbuch 1, 111 a. E. 112). In 
Rheinland: Weitfalen (K.=:D. $. 59. Nr. 14. 15) wird mit Rückſicht auf das vorbans 
dene Lagerbuch die Becheinigung des Presbyteriums und Zuperintendenten ausgefers 
tigt (1. weitf. Prov.» Syn. S. 110 f. Befcheid v. 25. Juni 1838 Nr. 4). 
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davon zu überzeugen, daß der der Urkunde binzugefügte Nachweis des 
Pfarreinfommens ?) richtig fei- Nach dem Min.» Erlaffe vom 10. Juli 
1823 ift ein beſonderes Schema für alle Predigervocationen ausgefer— 
tigt, deſſen fich alle Patrone bedienen follten '%). Später ift in den 
einzelnen Provinzen in geeigneter Weile das Formular geändert. und 
fo eingerichtet, daß die von dem Gonfiftorium angemendete Form auch 
von den Privatpatronen benugt werden fann ''). Für einzelne Arten 
der Geiftlihen find bejondere Formulare vorgeichrieben "'*). 

Wird von den geiftlihen Obern der Präfentirte untauglich“) oder 
die Wahl unregelmäßig befunden, jo muß eine neue Wahl und Prä: 
fentation *») erfolgen '*), Iſt der Patron, welcher ein untaugliches 
Subject vorgefchlagen bat, felbit ein Geiftlicher, fo verliert er für dies 
jen Fall jein Präjentationsreht und die Befegung der Pfarre geſchieht 
durch die geiftlihen Obern *). Daffelbe ift der Fall, wenn nidt in 
der geſetzlich beftimmten Frift die Befegung der Stelle erfolgt iſt (ſ. 
unten $. 105 über die Devolution). 





9) Dap eine tabellarifche Ieberficht der Amtseinfünfte der Docation beigefügt 
"werde, ift allgemein angeordnet (die einzelnen desfallfigen Negierungserlaffe ſ. m. bei 
Kürftentbal Sammlung 3, 221 f.). 

10) M. ſ. 3. B. DB. der Neg. zu Rranffurt v. 9. März 1826 (A. Bl. S. 91). 
Gin älteres Formular tbeilt Boat 1, 295. Anm. e. mit. Aehnliche, aber vollitänz 
digere Kormulare hatte das Departement des Cultus unterm 27. October 1813 mit 
Rüdficht auf die verfchiedenen Fälle erlaffen. 

11) Für die Provinz Sachen ift das durch Erlaß des eh vom 4. Mai 1854 
mitgetbeilte Formular gemäß Girc. v. 1. Juli 1858 und 10. Februar 1859 zu allges 
meiner Anwendung gelangt. In gleicher Weife bat das Conſ. zu Königsberg am 16. 
Juli 1858 (Amtliche Mittheilungen Nr. 197) darauf hinzuwirken gejucht, eine größere 
llebereinftimmung und zweckmäßigere Ginrichtung der ausjufertigenden Beitallungen 
für die ganze Provinz Preußen herbeizuführen. Nach der K.=D. für Rheinland Weit: 
falen $. 60 ſoll jede Vocation nach einen von der Provinzialfpnode entworfenen und 
vom Minifterium genehmigten Formular angefertigt und vollzogen werden. Demgemäß 
ift ein folches für Weftfalen unterm 7, Mai 1838 zu Stande gefommen (f. I. Prov. = 
Spn. ©. 33. 110 f., gedrudft bei Hagens 8:0. S. 113 — 115) und etwas erweis 
tert für die Nbeinprovinz unterm 10. October 1839 (11. Prov.-Syn. $. 24. III, Spn. 
88. 40. 73. Hermens Handbuch 3, 689 f.). 

» 11a) M. ſ. 3. 2. das Cire. des O.⸗K.-—R. v. 15. Novbr. 1854 mit den Voca— 
tions= und Gonfirmationsurfunden der Strafanftaltsgeiftlichen (Aktenft. des O.-K.⸗R. 
7,7.8. 

12) Dies ift auch dann der Fall, wenn die Präfentation zwar formell gültig und 
auf einen mit der allgemeinen Mäblbarfeit vwerfebenen Gandidaten gerichtet war, aber 
aus fachlichen, in den befonderen Verhältniffen der Gemeinde oder des Defignaten fies 
genden Gründen die Beftätigung verfagt werden muß (ſ. das Anm. 7 cit. R. v. 
7. Juni 1854). 

13) A. L.-R. $. 391 (I. Entw. $$. 320. 330. II. Entw. $. 303). ſ. noch 
A. L.-R. $. 309 (unten $. 105. Anm. 10). 

14) Ein Nechtäverfabren ift dagegen nicht zuläffig, wohl aber eine Bejchwerde bei 
den vorgefegten Behörden (R. v. 24. Auguft 1829, v. 20. Juli 1830 in v. Kamptz 
Jahrb. XXXVI, 138 f. Boat 1, 296. 297. Anm. 28). 

15) A. L.-R. $. 392 (1. Entw. $$. 331. 332. 11. Entw. $. 304). 1leber 
diefe mit dem gemeinen Necht übereinftimmende Vorfehriit (j. Eichhorn Kirchenrecht 2, 
715. Nichter, Kirchenrecht $. 193. 196) find verfchiedene Motive aufgeftellt worden 
(m. f. Herzog's proteft. Enchelopädie 17, 47. 48). Suarez erflärt darüber bei 
der Revisio Monitorum , in den Materialien LAXX, 150: „Der allgemeine Grund 
diefer Dispofition ift, weil ein Geiftlicher, der jelbft einen Taugenichts präfentirt, den 
Verdacht, das folches aus unlautern Abfichten geichab, wider fih bat. Der bejondere 
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$. 93. 
Die Drdinafion. 


Iſt der Präfentirte beftätigt, fo muß ihm die Ordination, wenn 
er felbige nicht wegen eines vorher befleideten Amts ſchon erbalten 
bat, verliehen werden !), | 

Ordination ift urfprünglic die Uebertragung des Ordo oder Titels 
d. i. eines beftimmten Amts für eine Gemeinde (f. oben $. 86 ©. 358), 
jpäter iſt es die umabbängig davon verlichene Fähigkeit zu gemiffen 
Amtsverrichtungen. Die NReformatoren fehrten zur Auffaffung der alten 
Kirche zurüd und Ordination wurde demnach die Berufung und Ueber: 
weifung des Pfarramte. Der von den dazu Berechtigten Grforene 
wurde geprüft und wenn er beftanden ordinirt und eingewiefen. Seit 
die Wahl aber nur auf die bereits pro winisterio Geprüften gerichtet 
werden darf (1. $. 85 S. 350 a. E. 351) ift die Stellung der Ordination 
eine andere geworden *). Insbeſondere ift die früher mit dem Examen 
verbundene firhliche Verpflichtung des DOrdinandus der Drdination 
felbft nunmehr eingefügt worden. 

Als eine folenne Öffentliche Beftätigung der ordnungsmäßig erfolg- 
ten Bocation ericheint die Ordination fowohl den Lutheranern, als 
Reformirten ) und Unirten und dieſe Bedeutung ift auch in der evan— 
geliichen Landeskirche Preußens anerkannt. 

Die Ordination wird daher immer nur auf Grund eines beftimm- 
ten Titels ertheilt. Es bilden darum auch für den Ordinandus ale 
zur Grlangung des Amts erforderlichen Requifite Die nothwendige 
Boraudfegung der Ertheilung der Ordination y. Da die Ordination 
ein für allemal die Tüchtigfeit der Perfon zur Amtsverwaltung bes 
zeugt’), To bedarf e8 beim Wechſel der Stelle nicht einer erneuten 
Drdination ®). | 


Grund kommt aus Schlefien, wo fo viele katholiſche Kiöfter und Stifter das jus pa- 
tronatus über futberifhe Kirchen haben, die nur allgugeneigt find, untaugliche Subs 
jecte einfchleichen zu laſſen.“ 

1) A. L.-R. $. 403 (I. Entw. $. 341. II. Entw. $. 311). 

2) v. Mühler in der von mir und Richter herausgegebenen Zeitfchrift für 
Das Recht und die Politit der Kirche 2, 154. 155. 

3) Klietotb: Bon der Ordination und Introduction, in den liturgifchen Ab: 
bandlungen I. (Schwerin und NRoftod 1854) Nr. II. ©. 341 f., beſonders S. 400 
f. ſtatuirt ganz willfürliche Gegenſätze zwifchen beiden Kirchen und legt der Ordination 
einen felbftjtändigen Charakter bei, nach welchem fie als Conſecration eine facramentale 
Bedeutung erhält. Ihm folgen Mejer (Inftitutionen des Kirchenrechts [2. Aufl. 
— 2 Stahl, die Kirchenverfaffung nach Lehre und Necht der Proteftanten ei 

. 128 f. 

4) Bergl. oben $ 84 1. 

5) Zwar ift die Ordination nur eine Veftätigung der Vocation, aber dieſe ift 
felbft eine zwiefache, nämlich der einzelnen Gemeinde und der ganzen Kirche. Die Or: 
dination erfolgt im Namen der fegtern und erhäft dadurch ibren allgemeinen Charakter, 
weicher ſich auch in der Art der Verpflichtung manifeftirt (f. weiter unten). Damit 
erledigen fih die Bedenken von Kliefotb a. a. O. ©. 436. 

6) Daß katholiſche Priefter nach ihrem Uebertritt «ur evangelifchen Kirche, wenn 
fie in derfelben ein geiftliches Amt übernehmen (f. oben $. 85. 5. 357. Anm. 78 f.), einer 
neuen Ordination bedürfen, folgt aus der Stellung der evangelifchen Kirche zur römifchen 
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Die Ordination ift Pflicht und Recht der Kirche, welche Diefelbe 
durch ihr Regiment ertheilen läßt. Die evangelifche Kirche überließ den 
zu ihr übertretenden Bifchöfen das ihnen früher refervirte Ordinationg- 
vcht, welches nad) der Bejeitigung des Gpiffopats, wie überbaupt 
lutheriſcher Seits den Conſiſtorien oder den befonderen geiftlihen Mini: 
fterion aufgetragen murde ’), während die Reformirten den Synoden 
daffelbe zumiefen )., Das Gonfiftorium oder die Synode giebt dann 
einer beftimmten Perfon den Auftrag zur Vollziehung, infofern nicht 
ihon bleibend an gewiffe Aemter das Mandat gefnüpft ift *). Nach 
den neueren Reffortbeftimmungen ift in Preußen allgemein den Eon: 
fiftorien die Ordination übertragen), Die Bollziehung Dderfelben 
gehört aber in den öftlihen Provinzen zu den Amtöbefugniffen der 
Seneralfuperintendenten '), in Rheinland » Weftfalen des betr. Kreis; 
juperintendenten''). Zandesuntertbanen dürfen ohne bejondere Erlaub— 
niß der geiftlihen Obern die Ordination bei auswärtigen Behörden 
nicht nachfuchen oder annehmen ‘*), 

Die Ordinatien als Ueberweifung des Pfarramts follte eigentlich 
mit der Einweiſung in Ddaffelbe verbunden werden und unmittelbar 
vorhergeben **). Dies fordern auch öfter die ältern K.O., welde 
daher vorfchreiben, daß, wenn der Vocirte die bifhöflihe Beftätigung 
erhalten hat, er von der Gemeinde, welcher er zu dienen beftimmt ift, 
die ſolenne Beftätigung empfange. So beftimmt die pommerſche K.-O. 
1555 19): Darnda (d. h. nachdem der Bifchof ihn befkäitigt und der 
Kirche, die ihn gefordert, gefchieft) up einen Sondach ſchal de predicant 
vor dem altare, fo ydt eine Stadt 98, na der Epiftel mit vplegginge 
der hende dorch de anderen predicanten, vnde etlide van der gemeene, 





überhaupt und der verfchiedenen Bedeutung, welche beide der Ordination beilegen. 
Daber fordern die evangeliichen K.:D. die neue Ordination (m. f. 3. B. K.⸗O. von 
Soeft 1619. e. IX. in meiner Geſch. IV, 3. Urk. S. 153) und cben fo Dectrin 
a (Gerhard loci theol. XIIb, 160 ff. Kliefoth a. a. O. S. 437. 
a. E. 438). 

7) M. ſ. 3. 2. die preuß. Conſiſt.“O. 1584 (meine Geſch. I, 2. Urk. S. 60. 
61). Leges ministerii Montensis 1055 $. 3. Gen.» Spnode Unna 1650. & 1. 
Add. 1. 8.:D, Soeſt 1619 ce. IX, Summar. Begriff 1677. Gap. 1. Nr. 5. Cleve⸗ 
Märf. 8.:D. 1687. Gap. I. $.9 u.a. (meine Gefh. IV, 3. Urk. S. 125. 131. 
153. 233. 242). 

8) Synode Emden 1571. Art. 16. Gen. Syn. Duisburg 1610. Nr. II, 8.=0D. 
von Gleves Marf 1662. Gap. I. u. v. a. (meine Geſch. IV, 3. Ur. ©. 52. 166. 
181 — 182). Die discipline ecelesiastique chap. 1. $. 4 ſetzt auch die Thätigkeit der 
Synoden dabei voraus, 

3a) Die Ordination der Militärgeiftlichen war früher ein Amtsrecht des Feld— 
propftes (Militär - Eonfift. « Reglement v. 15. Juli 1750 1, 1. $.X f. Mylius 
C. €. M. Contin. IV. T. VII, Fol. 242 f. Hof-R. v. 31. März 1701 u. a.). Das 
Militärs Kirchenreglem. v. 28. März 1811. 11. Nr. 3 (G.⸗S. S. 173) wies fie an 
die gewöhnliche geiftliche Behörde. 

9) Cab.O. v. 31. Dechr. 1825 B. Nr, 2. 2. v. 27. Juni 1845. $. 1. Nr. 2. 

10) Anftruction v. 14. Mai 1820. 8. 22 (v. Kamptz Ann. 13, 279. Boat 
1, 193). 

11) Rhein.⸗weſtf. K.-D. $. 62. 113. E 

12) A. L.-R. $. 64 (feblt in den Entwürfen. S. noch Merkel in der Zeitichr. 
für futb. Theologie 1860 I, Al), vergl. Girc. v. 8. Detober 1845 (Min. Bl. des 
Innern S. 205. Boat 1, 132. Anm. 5). 

12a) i. J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. I. til. X1, 88. XVII—ãXX. 

13) Richter K.=0. 1, 152. 
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vnde den Dideften angenamen merden vnde der ferden beualen mit 
den Geremonien pn der Lübeſchen Drdeninge voruatet 4). So ydt 
öuerft ein Dorp 98, fchölen de negſten beyde Parhern ehn annemen, 
vnde beftedigen ynn ſyner ferden, nba der fulnigen wyſe“*). Spä- 
ter wurde die Ordination und die Introduction häufig getrennt, indem 
die erjtere vom General» oder Specialfuperintendenten an bejtimmten 
Drten vollzogen und der Ordinirte dann in der Kirche feiner Gemeinde 
eingeführt wurde. So gefhah es in Pommern feit der Einrichtung 
der Eonfiftorien und der neuen Drdnung wegen der Superintendenten 
1556 *), was dann die K.-O. 1563 und Das fpätere Recht beftätiat 
bat’). Eben fo in Preußen feit dem Ende des 16. Jahrhunderts 9 
In Brandenburg iſt gleich ſeit der Einführung der Reformation dieſe 
Ordnung zur Anwendung gekommen '). 

Die Reformirten febten als Regel voraus, daß die Ordination 
vor der Gemeinde des Geiftlihen vollzogen werde und nur dann anders 
wärts, wenn die betr. Gemeinde noch nicht gehörig geordnet fei. Im 
Anfchluffe an frühere Beftimmungen ſetzte deshalb die jülich = bergifche 
und eleve-märkiſche K.⸗O. fett): „Wenn ein Prediger zu einer Ge- 
meine, die noch nicht formiret, noch in rechten Stand gebradt, oder 
die unter dem Kreuz ift, gefandt wird, fann die Ordination, mit 
Auflegung der Hände in der Glaffical» oder Synodal- Berfammflung 
geichehen.‘ Auch die Lutheraner in Cleve-Mark hielten darauf, daß 
vor der betr. Gemeinde ihr Pfarrer ordinirt wurde”), Demgenäß 
bat die rhein.-weſtf. K.O. von 1835 disponirt: „Iſt der Berufene 
ein nicht ordinirter Gandidat, jo wird er am Zage feiner Introduction 
vor der verfammelten Gemeinde, bei welcher er fein Amt antritt, ordi— 
nirt“*). In den öftlihen Randestheilen befteht diefer Gebrauch nicht. - 


14) Die 8.:D. von Lübeck 1531 (Richter K.O. 1, 146. 150) folgt bierbei 
der von Braunfchweig 1528 und Hamburg 1529 he a. D. 110. 129). 

15) Obne Zweifel war dies auch der Brauch im Herzogthum Preußen, feit der 
erften K.⸗O. von 1525, nach welcher der präfentirte und vom Bifchof aeprüfte und 
beftätigte Gandidat dem Patron und der Gemeinde wieder zugefandt wurde (vergl. die 
Gitate $. 89. Anm. 16). Ueber die Ordination beftimmt dann die Bifchorswabl 1568 
im Zufanmenbange mit der Einführung in ganz ähnlicher Weife, wie die ponmerfche 
und andere 8.:D. (Richter a. a. D. ©. 300). 

16) Greifswalder Synode 1556. Nr. XII. KIN. (Baltbafar, Erfte Sammlung 
einiger zur ponmerfchen Kirchenbiftorie gebörigen Schriften S. 139 f.). 

17) Richter K.⸗O. 2, 242 f. Balthasar jus ecel. pastorale 1, 653. 

18) Arnoldt, Kirchenrecht Buch I. Cap. 4. Seit 1736 tft die Schloßkirche zu 
Königsberg zur Vollziehung der Ordinationen beſtimmt (a. a. O. $. 12. S. 3). 

19) Die 8.-T. von 1540 überweift dem Bifchofe von Brandenburg, in den andern 
Sprengeln den Superintendenten die Ordination (Richter K.-O. 2, 331. 332). Die 
Agende von 1572 (a.a.D. S. 348) wiederholt die K.=D. von 1540, nur mit Korts 
laffung des nicht mehr vorhandenen Biſchofs, und die Gonftft.= Ordn. von 1573 
(a. a. D. 5. 361) beftimmt, daß in der Domkirche ordinirt werden foll. 

20) Synode Wefel 1568 (meine Geſch. IV, 3. Urk. S. 45. 46. Richter 
K.-O. 2, 312), Emden 1571 Art. 13 (meine Geh. a. a. D. ©. 52. Richter 
a. a. O. S. 340), jülihzberg. 8.0. 1654. Gap. 1. $. 17, clevesmärf, K.-O. 
1662. Gap. 1. $. 15 (meine Geſch. a. a. O. S. 182). Vergl. la discipline ecele- 
siastique chap. I. $. 8 

21) 8:0. 1687. Gap. J. 8.9. 10 (meine Geſch. a. a. O. Urk. S. 242, 243). 

22) K.⸗O. $. 62. verb. $. 113. 
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Ueber die Zeit der Bollziebung ſelbſt“) entfcheidet meiftens die 
Obſervanz; doch ift öfter vorgefchrieben, daß es an einem Sonn« oder 
Fefttage, nad) der Predigt geichehe *). Die rhein.=weilf. 8.:O. von 
1835 — ausdrücklich, daß an einem Wochentage ordinirt 
werde *). 

Was die Ritualien der Ordination?*) betrifft, fo iſt bei 
den Lutheriichen ziemlich allgemein die von Zuther bearbeitete Forma 
der Ordination ”) angenommen. Die Beftandtheile find: Gefang, eine 
Lection (Gollecte) mit den Stellen der heiligen Schrift, welche ſich auf 
das Amt des Wortes beziehen, eine Fürbitte für den Ordinandus mit 
Admonitionen, auch gewiffen Verpflichtungen, Handauflegung des Or- 
dinirenden und der demfelben affiftirenden Geiftlihen, Grtbeilung der 
Amtsvollmacht, und zum Schluſſe gewöhnlid Empfang des heiligen 
Abendmahls. Aehnlich war auch fletd die Form bei den Reformirten *). 
Mit NRüdfiht auf die in den einzelnen Landestheilen hergebrachten 
Formulare ift daher auch in der Agende für die- evangelifche (unirte) 
Landeskirche der Ritus für die Ordination im Ganzen übereinftimmend 
gefagt worden”). Nach den ARubrifen in der Agende gejchieht die 
Ordination der Prediger in der Regel an einem Sonntage (oder Feft- 
tage), nach geendigtem Hauptgottesdienft, wo nad der Predigt, zunächft 
vor dem Segen, die bevorftehende Handlung befannt gemacht und für 
die Drdinanden gebetet wird. Nah Endigung des Gottesdienftes und 
einem Gefange der Gemeinde, unter weldem der weihende Geiftliche, 
die Affiftenten und die Ordinanden zum Altar treten, bält der Ordi— 
nator vom Altar eine Rede, die fih auf die Ordinanden individuell 
bezieht, betet dann, lieſt hierauf die Namen der DOrdinanden unter 
Angabe des Dienftes, zu dem fie berufen find und läßt von den aſſi— 
ftirenden Geiftlihen abwechſelnd beftimmte Stellen der heil. Schrift 
vorlefen. Es folgt nun eine furze Fräftige Ermahnung des weihenden 
Geiftlichen, die Ablegung des apoftolifchen Glaubensbefenntniffes durc 
den Drdinandus, eine Vorbaltung zu reiner Predigt nad dem Worte 
Gottes, verzeichnet in den drei Hauptiymbolen und (wie herkömmlich zu 
nennenden) ſymboliſchen Schriften u. j. mw. mit beftimmten Fragen, 
welche bejaht werden. Nach einer ſich daran jchließenden Anſprache 
legen ſämmtliche Geiftliche ihre Hände auf die Häupter der Ordinirten 
und der Weihende ertheilt den Segen. Wo es üblich ift wird unmit: 


23) J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. J. tit. XI. $. XXI. 

24) M. ſ. z. B. die brandenburg. Gonfift.sO. 1573 (Anm. 19). So aud die 
luth. K.«O. von Gleves Mark 1687. Gav. I. $. 9 (Anm. 21) u. v. a. 

25) K. ⸗O. $. 62. 

26) Balthasar jus eccl. pastorale 1, 658 f. Kliefotb a. a. O. ©. 458 f. 

27) Sie findet fi in Yuthers Werfen von Walch 10, 1874 f. und in ſehr 
vielen Agenden, meift im Anjchluffe an die mecklenburg. K.=D. 1554 und deren Ries 
verhofung. Wittenberg 1559 (vergl. Richter K.⸗O. 2, 222). Daraus ift fie unter 
andern auch in die preuß. K.-O. von 1567 und in den Anbang der preußifchen Agende 
1740 und 17809 übergegangen. — Beral. Höfling, liturgifches Urkundenbuch (Leipzig 
1854) ©. 137 f. 

28) M. f. die oben angeführten Geſetze, insbefondere wegen der Sranzöfife ı 
Reformirten die discipline ecel. chap. I. $. 8 und überhaupt die Formulare bei 
Ebrard: Neformirtes Kirchenbuch (Zürich 1847. 4) S. 235 f. 

29) Daß dabei der Lehrconſenſus enticheidend war erbellt aus dem, was oben 
$. 6, S. 20 bereitö bemerft ift. 
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telbar nad der Ordination den Drdinanden das heil, Abendmahl 
ereicht. 

i Die K.:D. von Rheinlands Weftfalen beftimmt: Die Ordination 
geichieht dur) den Superintendenten, im Beiftande des Affeffors und 
Scriba, und derjenigen Pfarrer der Kreisfunode, welche auf die Ein: 
ladung des Superintendenten, welcher alle Pfarrer der Kreisfunode 
ur Beiwohnung dieſer Feierlichkeit einladen muß, erſcheinen werden. 
Nach einer furzen Rede des Superintendenten wird der Einzuführende 
nach Borjchrift der Kirchenagende, unter Ablegung jeines Gelübdes, 
verpflichtet und erhält demnähft unter Auflegung der Hände der 
anmefenden Geiftlichen die Weihe zu jeinem Amte, unter Segenswunſch 
und Gebet; alles nach Vorjchrift der Landeöngende. Unmittelbar nad 
der Ordination hält der Ordinirte feine Eintrittspredigt “). Ueber die 
geichehene Ordination (und Introduction) hat der Superintendent Be- 
richt durch den Generalfuperintendenten an das Gonfiftorium zu erftats 
ten ®'). Ueber diefelbe wird auch nad Bedürfnig ein Ordinations: 
ſchein ausgefertigt *). 

Durch die Ordination wird die Befugniß zur Ausübung aller 
geiſtlichen Amtsverrichtungen verliehen ?). Mit dem Verluſte des Amts 
hört auch in der Regel dieje Befugniß auf, da die Ordination feinen 
unauslöfchlichen Character verleiht). 


$. 94, 
Die Einweifung. 


Der erwählte und beftätigte Pfarrer muß in fein Amt und zu 
allen Verrichtungen deſſelben ordentlich eingewiefen werden '). 

Nach der Ordination folgt die Introduction, Juſtallation (insti- 
tutio corporalis, realis), die Einweifung in das Amt und deffen Ein 
fünfte (officium et beneficium). Diejelbe wurde Anfangs von Goms 
miffarien des Biſchofs und nad defien Wegfall des Eonfiftoriums voll, 
zogen’). Das Letztere bediente fi) dazu regelmäßig der Euperinten- 


30) 8.:D. $$. 62. 113, 

31) a. a. D. $. 63. 

32) Bom Tage der Ordination an wird die Dienftzeit gerechnet, wenn bei eintres 
tender Jubelfeier auf Auszeichnung eines @eiftlichen a wird (Min.=®B. v. 
19. März 1827. Bord Sandbuh 1, 115 zu $. 403. Boat 1, 300. Anm. 32). 

33) A. L.-R. $. 63 (11. Entw. $. 51), vergl. $. 515. (Nach dem I. Entw. 
* 47 wird der geiſtliche Stand durch die Ordination erlangt. M. f. über dieſe Auf— 
affung oben $. 86.) Ueber die Stellung eines nicht ordinirten Gonfiftorialratbs ſ. m. 
Min.R. v. 31. Octbr. 1822 (meine Geſch. 1, 2. Urk. CXXXIV. ©. 228). 

34) J.H.Boehmer jus ecel. Prot. lib. I. tit. XIII. $. VII. Vergl. Min. R. v. 
8. Auguft 1822 (meine Gefchichte I, 2. Urk. Nr. CXXXIII. S. 227. 228), welches 
den Mebergana eines Geiftlihen zur Stelle eines Gonfiftoriafrathbs (ohne Pfarramt) 
berücffichtigt (f. auch vorige Anm.). Ebenſo erfcheint ein Seminardirector, der rüber 
ein geiftliches Amt bekleidet bat, nicht mehr als Geiftlicher, fondern nur als Staats— 
beamter (R. v. 9. Septbr. 1860 in Stiehl's Gentralblatt Nr. 331. 9. '723). 
Vergl. auch $. 101. 

1) A, &=R. $. 404 (1. Entw. $. 343. II. Entw. $. 312). 

2) M. ſ. Arnoldt, Kirchenrecht von Preugen S. 26. 
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denten, was and das A. L.R. beibehalten bat’). Bei Stellen lan- 
desherrlichen Patronats tritt dazu ein befonderer Regierungscommif- 
farius, bei Stellen privaten Patronats der Patron und die Kirchen» 
vorfteher ®). 

Die Form der Ginweifung war bereits durch die älteren K.⸗O. 
zum Theil ſehr genau vorgejchrieben °), mehrfach in Verbindung mit 
der Ordination, aber auch gefondert ). Ein gleihmäßiges Berfahren 
ift in Preußen durch R. vom 9. November 1836 angeordnet ”). Hier: 
nach erfolgt die Introduction durch den unmittelbaren geiftlihen Vor— 
gefegten des Einzuführenden (den Superintendenten) in der Kirche vor 
verfammelter Gemeinde, nachdem die Handlung mit einem geeigneten 
Kirchengefange eröffget ift, der geiſtliche Gommiffarius nach einem fur: 
zen Gebete und einigen einleitenden Worten, den Kirchenpatron oder 
defien Stellvertreter zur Uebergabe der VBocation an den zu Antrodus 
eirenden aufgefordert Hat und dieſe Uebergabe demnächft erfolgt ift ®). 
Daran fchließt fih die feierlihe Einweifung mit entiprechender Ber: 
pflihtung (j. den folg. $.), Die aber nicht eine eigentliche Weihe, 
ähnlich einer Ordination, fein darf?). 

An Rheinland: Weftfalen folgt nad der Ordination die Intro— 
duction und Eintrittspredigt. Iſt der Berufene ſchon ordinirt, fo fin- 
det blos die Introduction durch den Guperintendenten ftatt, worauf 
die Einführungspredigt vom Vocirten gehalten wird. Darüber beric): 
tet der Superintendent durch den Gencraljuperintendenten and on: 
fiftorium “). Stand der Berufene fchon in einem geiftlichen Amte, To 
tritt er in dem Augenblide, in welchem er von Ddeffeu Verwaltung 
enthoben wird, in die Rechte und Einkünfte des neuen Pfarrers ein‘). 


3) A. %.=NR. $. 405 (I. Entw. $. 345. 11. Entw. $. 313). Der $. 344 des 
I. Entw. batte noch bin — Die Einweiſung geſchieht von den geiſtlichen Obern 
entweder ſelbſt oder durch beſtellte Commiſſarien. 

4) A. L.-R. $. 822 (J. Entw. $. 606. 11. Entw. $. 599), verb. Circ. der Reg. 
u Königsberg v. 1. Febr. 1837 u. 24. April 1838 (meine Geſch. 1, 2. Urk. CX VI. 

ord, Handbuch 1. Ark. 55. 56. S. 0663. 664). 

5) Vergl. die Meberfiht bei Nihter K.:D. 2, 512. Nr. 2c. 

6) Kliefotb liturgifche Abhandlungen 1, 477 f. 492 f. Ueber Pommern ſ. m. 
Balthasar jus ecel. pastorale 1, 665 f. 674. 675 und die cit. Yiteratur. Bie— 
derftedt Sammlung 2, 36 f. Ueber Sachſen Schmidt, der Wirfungsfreis des 
Superintendenten. ©. 450. verb. S. 68. Lutberifche und reformirte Formulare zur 
Ginfegung eines Pfarrers findet man bei Höfling, liturgifches Urktundenbuh S. 137 f. 
158 f. und bei Ebrard, reformirted Kirchenbuh S. 243 T. 

7) v. Kamptz Ann. 21, 959. Bogt 1, 303. Daran lehnen fih die Anm. 4 
cit. Gircufare. 

8) Es muß aber bereits früher dem Neuberufenen die Urkunde vorgelegt und bei 
der Einreichung zur Beftätigung eine befondere Erklärung En ‚daß er fie geleien 
und angenommen babe, beigefügt werden, damit nicht etwa bei der Vorlefung der Vo— 
cation ein Widerfpruch eintrete (B. der Reg. zu „ieguis von 1828 [A.-Bl. S. 106. 
Vogt 1, 294. Ann. 26a lit. c.). 2. des Gonf. zu Magdeburg v. 23. März 1860). 

9) Erlaß des Conſ. au Königsberg v. 15. April 1862 in den Amtl. Mittbeit. 
Nr. 348. Das N. v. 9. Novbr. 18306 (Anm. 7) ſpricht von einer ‚‚eigentlichen Ein 
weihung in das Amt“ (Falld dies nicht ein Druckfehler ift). 

10) Rhein. s weitt. K.⸗O. $$. 62— 64. Die Introduction fann auch an einem 
Sonntage Er (1. weftf. Prob.⸗Syn. S. 33). 

11) Zufag 2 zur K.⸗O. $. 50, Nr. 16 (Min. R. v. 25. Auguft 1853. Nr. 27. 
Min.zR. v. 7. April 1857). 
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Bei der Einweifung werden dem Pfarrer alle zur Kirche gehörigen 
Gegenftände übergeben und darüber befondere Lagerbücher und Inven, 
tarien '*) angefertigt, Damit fpäter auf Grund derjelben die Auseinans 
derfegung des neuen Prediger mit dem abgebenden oder deffen Erben 

erfolgen fann (f. unten 8. 106). 

Was die Militärgeiftlihen betrifft, jo erfolgt die förmliche 
Einführung der Oberprediger in ihr Amt duch einen Deputirten des 
Eonfiftoriums, die der übrigen Militärprediger, im Auftrage des Con 
fiftoriums, durch den betr. Militär -Oberprediger, bei den mobilen 
Truppen im Kriege aber durch den deffen Function verfebenden Divi: 
fionsprediger, auf Anweifung des Feldpropftes. Der Einführende bat 
darauf zu jehen, Daß dem neuen Prediger die Kirchenregiftratur und 
die Kirchenbücher, Die Heiligen Geräthe und jonft etwa vorhandene 
Amts» Effecten vom abgebenden Prediger, oder dem Befehlshaber, der 
fie in Berwahrung genommen bat, richtig übergeben werden, und dem: 
naͤchſt darüber, jo wie über die geſchehene Einführung, dem Gonfiftorio, 
während des Kriegs aber dem Feldpropſt Bericht zu erftatten *). 


$. 95. 


Die mit der Anftellung der Heifllichen verhundenen Verfprechen 
und Eidesleiftungen. 


Die Gelöbnifje eines Geiftlihen in Beziehung auf die mit feiner 
amtlihen Stellung verbundenen Verpflichtungen können verjchieden fein, 
je nachdem das Verhältnig zur Kirche im Ganzen, zur einzelnen Ge: 
meinde, welche er bedient, im Befondern, und Km bürgerlichen Leben 
und zum Staate in Betracht gezogen wird, arnach find auch die 
Geiftlihen im Laufe der Zeit in mannigfaltiger und wechjelnder Weife 
in Eid und Pflicht genommen worden in Anfnüpfung an die Berufung, 
die Betätigung, die Ordination und die Introduction. Außer der 
allgemeinen Lehrverpflichtung und dem Berfprechen der firhenordnungss 
mäßigen Amtsführung ift eine fpecielle Verpflichtung auf befondere 
Bekenntnißſchriften und beftimmte Dienftleiftungen zur Anwendung 
gefommen. 

In den ae jetzigen Landestheilen des preußiſchen Staats 
waren bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts nad den vorhandenen 
K.:D. und fonftigen Geſetzen nicht wenig von einander abweichende 
Uebungen, im Allgemeinen aber der damaligen Zeitrichtung entſprechend 
eher die Neigung zur Löfung, als zur Befeftigung der confefftonellen 
Eigenthümlichkeiten vorbanden. Mit Hinweifung auf J. H. Böhmer 9) 


— 


12) Ueber die Entſtehung und den Gebrauch derſelben ſ. m. den Artikel: Kirchen— 
inventar in Herzog's prot. Enchelopädie 7, 642. 643, vergl. auch unten Abſchn. 
II und IV. 


13) Militärs. D. vom 12. Februar 1832 $. 16. Ueber die Einführung der 
bei den Feldfazarethen anzuftellenden Prediger j. m. dafelbft $. 17 (8,:5. S. 9 f. 
Vogt 2, 191. 192). f. auch unten $. 96. Anın. 6. S. 401. 
1) Jus parochiale sectio I. cap. III, $. V. 
Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 26 
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erklärte Klein in dem Gntwurfe des Kirchenrechts ?), daß in Glaubens: 
jachen fein Zwang durch canones und ſymboliſche Bücher geübt werden 
dürfe, legte aber dem Landesherrn das Necht bei, die öffentliche Lehre 
einzufchränfen, Damit dem Staate nicht durch Unfrieden ein Nactbeil 
erwachſe. Glaubensfahe dürfen jedoch durch den Staat nicht beſtimmt 
werden). Unter die unverletzlichen Lehren beider proteſt. Kirchen, die 
Niemand ohne von ihnen auszuſcheiden leugnen kann, gehört die Lehre 
von der chriſtlichen Freiheit oder der Satz, daß Religionsüberzeugungen 
fi) durch feine Kirhengemalt beftimmen laffen, ferner der Glaube an 
Gott und feine Fürfehung, an ein anderes Leben nad) dieſem und an 
die Wahrheit der göttlichen Sendung Chriſtiy. Im einem andern 
Entwurfe proponirte Klein: Wollte ein proteftantifher Pfarrer von 
denen beftimmten wejentlihen Lehren feiner Kirche ſchlechterdings ab- 
weichen, jo ift er fchuldig die Pfarre zu verlaffen. Bliebe er zwar 
denen beftimmten Hauptlebrfäßen treu, wiche aber in anderen Stüden 
von Lehrſätzen ab, welche von feiner Religionspartei für richtig gehal— 
ten werden, und beftände die Gemeinde auf dem Verträge der berge- 
brachten Lehrmeinungen: Sp muß er, wenn er fi dazu nicht verftehen - 
will, für einen immerwäbhrenden tüchtigen Subftituten auf eigene Koften 
forgen — 

Einer modificirten Auffaſſung folgten Suarez und Carmer. Außer 
der Hinweiſung auf die Conſiſtorial- und K.O. wegen der Rechte 
und Pflichten proteftantifcher Geiftlihen überhaupt), wurde erklärt: 
„Sn ihren öffentlichen Vorträgen müffen fie, zum Anstoß der Gemeinde, 
nichts einmifchen, was den Grundbegriffen ihrer Religionspartei offen- 
bar widerfpriht. In wiefern ſie, bei innerer Ueberzeugung von der 
Unrichtigfeit diefer Begriffe ihr Amt dennoch fortfegen fönnen, bleibt 
ihrem Gewiffen überlaffen ‘‘”). Diele Süße riefen lebhafte Debatten 
hervor ®), indem die Dberamtsregierungen von Breslau und Glogau 
für die Anerkennung der ſymboliſchen Bücher fich entfchieden ausſpra— 
hen, wogegen v. Grolman mit der Behauptung auftrat: Die Ehriften 
follen fein andres ſymboliſches Buch als die Biebel (!) haben. Bei 

der Revifion der Monita äußerte Suarez?): „Sch würde fchlechterdings 


— — — — 


2) $. 5. Materialien XXIII, 105 f., vergl. auch Merkel, das proteſtantiſche 
AR des 18. Zabrbunderts, in der Beitichr. für {utb. Theologie 1860 
I, 35 f. 

3) $. 17. Materialien a. a. D. mit Nüdfiht auf J. H. Boehmer a. a. O. 
88. xt CKXKXIV. 
. Ma. a. O. En 

5) S. 147. 148 a.a. 0. 199. veral. $.62. Dazu machte Spalding (a.a. 
203 v.) die Bemerkung: denn ein Prediger, der die wefentfichen proteftant. Fehren bei 
behält und treibt, fonftiger Abweichungen von Kirchenlehren befchuldigt wird, fo müß— 
ten */, der Gemeinde durch ihre Erklärung enticheiden fünnen, ob fie ihn bebalten oder 
feiner los fein wollen, da der Nußen feines Amts auf dem Vertrauen bei dem arößern 
Theile feiner Gemeinde berubt. Die Subftitution würde ibn nicht von dem allgemei— 
nen Miftrauen und deſſen jehr unangenehmen Aolgen befreien; und die Erregung 
befelben aefchiebt gemeiniglich nur durch Unbeſonnenbeit oder Unvorſichtigkeit der 
& eitliien 

a Entw. $. 56. II. Entw. $. 53. 4. L.-R. $. 66. 
I, Entw. $$. 359. 360. II, Entw. $$. 59. 60. A. W=R. $$. 73. 74. 
ſ. Ann. 10. 
8) Merkel a. a. O. S. 36 — 40. 
9) Materialien LXXX, 146. ad 59. 60. Merkel S. 40, A. 
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bei der Faſſung des Textes fliehen bleiben, welcher jo vorfichtig und 
forgfältig gewählt ift, dag feine von den beiden jegt befanntermaßen 
ftreitigen Partheyen, wenn fie fih nicht felbft lächerlich machen wollen, 
etwas Dagegen jagen fönnen. Was die Grundbegriffe der Neligions- 
parthey betrifft, zu der ein Geiftlicher gehört, fo ift e8 eine fo natürs 
liche Sache, daß ein Religionslehrer dieſer Parthey derſelben nicht 
widerſprechen muß, daß die Heterodoxen dieſen Satz nie werden um— 
ſtoßen können. Dagegen ſtehen in den ſymboliſchen Büchern viele 
Dinge, die offenbahr nicht ad Essentialia dieſes oder jenes Religions— 
begriffes gehören. In einem Geſetzbuch, welches nicht blos für eine 
einzige Generation beſtimmt iſt, muß man in ſolchen wichtigen Dingen 
bloße Zeitgeſetze nicht aufnehmen, und dieſes ſind doch offenbahr nur 
unſere jetzigen ſymboliſchen Bücher. So orthodox Herr Silberſchlag 
iſt, ſo ſind ihm doch in ſeinem Catechismus Verſtöße gegen die ſym— 
boliſchen Bücher nachgewieſen worden; die Würde des Geſetzbuchs 
erlaubt es auch nicht, ſich auf die jetzigen Zänckereyen über ſymboliſche 
Bücher einzulaſſen. Auf der andern Seite aber kann ich auch der Mev- 
nung des Herrn v. Grolman nicht beytreten, welcher einige Säße vor: 
ſchlägt, durch weldhe dem Staat alle Befugnig genommen werden joll, 
ohne eine fürmliche Klage der Gemeine gegen einen Lehrer, der offen- 
bahr wider die Grundbegriffe feiner Religionspartbey Tehrt, irgend 
etwas zu verfügen. Dieſe Sätze können zu nichts beffen, da man fie 
nicht -aufnehmen Fann, ohne dem Könige darüber Vortrag zu machen: 
ein folder Vortrag aber gewiß Feine ginftige Refolution erhalten und 
alfo dadurch nur Uebel ärger gemacht werden würde. Beſſer man 
ra 3 generaliorihus und läßt der Nachwelt die nähere Beſtimmung 
über *'), 

Durch diefe Beihränfung auf die Generaliora fonnte den befon: 
dern Kirchen: und Gonfiftorial-D. nicht präjudicirt werden und mit 
Berüdfihtigung derfelben hat auch die fpätere Zeit ergänzt und berich— 
tigt, was Die Redactoren des A. L.-R. nad) der damals vorherrſchen— 
den Auffaffung in fo mangelhafter Weile feftgeftellt hatten. 

Die Verpflichtung auf Bekenntniſſe“), zuwörderft die Augsburg. 
Eonfeffion begann gleich nad ihrer Meberreichung bei der Promotion 
der Doctoren der Theologie und dann folgte allgemeiner, gemäß der 
ihon vorher erflärten Notbwendigfeit der einträchtigen Lehre nad 
Gottes Wort), bei den Ordinationen fowohl in der lutherifchen als 
veformirten Kirche eine Verpflichtung zur Predigt des reinen und lau- 
tern Evangeliums, unter Bezugnahme auf die in einzelnen Gebieten 


10) Indem hiernach die frühere öaffung (Anın. 7) beibehalten wurde, trat nur 
die Modification ein, daß im $. 73 des A. L.⸗R. am Eingange genauer beftinmt 
wurde: In ihren Amtsvorträgen und bey dem öffentlichen Unterrichte müffen fie u. f. w.: 
und das Wort: offenbar: fortfiel. Weber die fpätere Deutung und Anwendung diefes 

. f. m. das Refolut des Conſ. zu Königsberg v. 17. Septbr. 1845 (in: Das Verfabe 
ren des Königsb. Conſ. gegen Dr. Rupp von J. Rupp. Wolfenbüttel 1846. S.319 f.), 
Rejolut. des Conſ. zu Magdeburg v. 23. April 1846 (8. U. Wislicenus, die 
Amtsentjegung des Pfarrers G. N. MW. Leipzig 1846. ©. 69 f. 72 f.). 

11) M. vergl. die literarifchen Nachweifungen bei Richter, Kirchenrecht $. 240. 

12), M. |. } B. die preußifche Inſtr. zur Bifitation 1526 Nr. VII. (meine 
Geſch. I, 2. Urk. Nr. IV. S. 15), die churſächſ. Inftr. 1527 (Richter 8.0. 1, 
78 a. E.), Unterricht der Vifitatoren 1528. Vorrede (a. a. O. 1,83 a. €.). 


26 * 
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angenommenen Corpora doctrinae, welche die Befenntnißfchriften be— 
fonders aufführen. Es find ordentlicher Weife außer den drei öfume: 
nifchen Symbolen für die Lutheriſchen: die Augsburgifche Eonfeffion, 
deren Apologie, die Schmalfaldifchen Artifel, Luthers Catechismen, 
und vielfach auch die Concordienformel, für die Deutich -NReformirten : 
der Heidelberger Catechismus, aud wohl die (veränderte) Augsburg. 
Conf., die Confessio Sigismundi, das Leipziger und Thorner Geſpräch 
u. a., für die Franzöftfch-Reformirten die Discipline ecclesiastique 
und die Confessio Gallicana von 1559), Was aber die Art der 
Verpflichtung betrifft, jo wurden in der Regel bei DBocationen und 
Eonfirmationen die betr. Schriften genannt und bei der Ordination 
wurde auf diefelben hingewieſen. Eine förmliche eidlihe Verpflichtung 
auf das Corpus doctrinae Prutenicae wurde im Herzogthum Preußen 
1567 eingeführt, hörte aber ſchon am Anfang des 17. Jahrhunderts 
wieder auf). Anderwärts war eine Promiffion durch Handſchlag 
üblich), an deren Stelle aber in den fächftfchen Ländern Unterfchrift und 
eidliches Gelöbnig, fo wie durch Mandat vom 1. Auguft 1602 förper- 
lihe Eidesleiftung trat”). Für die Deutfch» Reformirten wurde in 
ganz Preußen 1737 die Ausftellung eines eidlichen Reverſes auf die 
Confessio Sigisınundi angeordnet '*), für die Zutheraner aber die Un: 
terfchrift eines Reverſes nebft Verpflichtung durch Handſchlag auf die 
Augsburg. Confeſſion 1794 '”), 

Die an fih ſchon große Verſchiedenheit wurde durch die zum Theil 
willführlihe Praxis noch mannigfaltiger, fo dag das Bedürfniß der 
Herftellung einer gewiſſen Einheit dem Kirchenregiment höchſt dringend 
ericheinen mußte. Zu dem Behuf verordnete durch Eirc. vom 27. October 
1813 das Departement des Gultus “), daß bei allen Vocations- und 
Eonfirmationsurfunden, ohne Hinweiſung auf die Symbole, den Geift- 
lihen nur zur Pflicht gemacht werden follte, „die ihnen anvertrauten 
Gemeinden mittelft fleißigen Unterrichts in dem Worte Gottes, mie 
ſolches in der heiligen Schrift enthalten ift, wie auch durch Ausipen- 
dung der heil, Sacramente, als treue Seelforger zu lehren, tröften, 
warnen, trafen und zu ermabnen.” Dies hatte für die Ordination 
die Folge, dag die Verpflichtung durch Handfchlag und Jawort ſich 
meiſtens darauf befhränfkte: „Das Wort Gottes lauter und rein zu 
verfündigen.“ Die erneuten Untonsbeftrebungen, befonders feit 1817 


13) Eines fpeciellen Nachweifes, welche Symbole in den einzelnen Provinzen und 
Herrſchaften des preuß. Staats die Anerkennung erbalten hatten, bedarf es bier nicht, 
da ein folcher fich in der Denkfchrift findet, welche 1846 der Generaffynode mitgetheilt 
wurde. M. ſ. die Verhandlungen der Gen.=Spn. II, 45—52 und in der lleber- 
fiht von Richter S. 128— 146. vergl. defjelben Beiträge zum preuß. KH. NR. 
(Reipzig 1865) ©. 21. 22. 

14) Meine Gefh. I, 2, 45. 46. vergl. Arnoldt, preuß. K.⸗R. I, 4. 
8§. 5. S. 28. 

15) Cod. Augusteus 1, 777. Codex des im Königreich Sachſen geltenden Kir— 
chen⸗ und Schulrehts S. 53. 

16) j. die Anm. 13 cit. Denkſchrift (Richter S. 132). 

17) Gire. vom 2. Mai 1794 (Gedike Annalen I, 4, 99 — 103). M. f. das 
Ordinationsformular, wie es Teller brauchte, in Henke's Archiv I die neuefte 
Kirchengeichichte II. (Weimar 1796.) S. 734 f. 

18) Richter Weberficht der Verhandlungen der Generalfynode S. 146 a. €. 147. 
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(j. oben $. 5) und die Sorge für die Einführung einer Landesagende 
‘ übten bierauf einen enticheidenden Einfluß auf diefe Angelegenheit. 
Sp erfolgte durch Cab.O. vom 18. November 1818 die Aufhebung 
der eidlihen Reverfe auf die Conf. Sigismundi (f. oben ©. 12. Anm. 
18) und durch mehrere minifterielle Verfügungen die Beftimmung, 
nicht auf Die einzelnen Symbole zu verpflichten ®). Der Gedanfe, die 
Symbole jelbit abzufchaffen, war bei diefen Maaßregeln jedoch fern, 
weshalb aud in der Kirchenagende für die Hof- und Domkirche in 
Berlin von 1822 auf die Drei Hauptſymbole und die allgemein in der 
evang. Kirche angenommenen jumbolifchen Bücher, wie ſolche in Preu- 
gen als Glaubensnorm übereinftimmend angenommen find, die Ber: 
pflihtung erflvedt wurde’). Indeſſen vief die agendariſche Feftfegung 
Widerſpruch hervor und veranlaßte die Cab.O. v. 12. Februar 1827, 
nach welcher die Verpflichtung in einer VBorhaltung, mit darauf folgen: 
dem Angelöbniffe ausgefprochen werden follte. In Betreff der Bekennt— 
niffe ward beftimmt: „Hier werden, wie herfömmlich, die ſymboliſchen 
Bücher genannt“*). Nach der demgemäß umgearbeiteten Agende 1829 
wird feitdem verfahren, Inzwiſchen war gegenüber der Union die con- 
feffionelle Strömung ftärfer geworden, welche auch dazu nöthigte, nad) 
dem die Provinzialivnoden 1844 die Sade in Angriff genommen, auf 
der Generalfynode 1846 Ddiefelbe der gründlichften Prüfung zu unter: 
iehen. Die im Geifte der pofitiven Union von der Synode gefaßten 
eihlüffe gelangten aber nicht zur Vollziehung. Mit gemwiffen Modi: 
fteationen in den einzelnen Provinzen *) finden fih nun folgende Ber- 
pflihtungen: 

l. Die Lehrverpflichtung geht a) in der Negel auf das Wort 
Gottes, wie folches in den prophetifchen und apoftolifchen Schriften 
des alten und neuen Zeftaments enthalten und in den Bekenntniß— 
jchriften der evang. Kirche, infonderheit der Augsburg. Gonf. wiederholt 
ift. b) Bei deutfch-reformirten unirten Gemeinden erhält Diefe Formel 
nur den Zulag: der Augsb. Gonf,, in ihrer Uebereinftimmung mit 
dem Befenntniffe des Kurfürften Joh. Sigismund von 1614 wieder: 
holt ift. ce) Bei deutich=reformirten nicht unirten Gemeinden, beit denen 
die Augsb. Conf. feine Geltung hatte, erfolgt die Hinweifung auf die 
1822 gebrauchten reformirten Symbole. d) Bei — 
Gemeinden geht die hergebrachte Formel auf Lehre und Predigt des 
Wortes Gottes, enthalten in den prophetiſchen und apoſtol. Schriften 
des N. und N. Teſtaments und auf Austheilen der heil. Säcramente, 
dem Gebrauch der franzdi.»reform. Kirche gemäß. e) Bei Eonfenfud 
Gemeinden, denen auch evang. Militir- und Strafanftaltsgemeinden 
gleich ſtehen lautet die Formel auf: das Wort Gottes u. f. w. enthals 
ten und wießerholt in den Bekenntnißſchriften beider Gonfeffionen in 
ihrer Uebereinftimmung, injonderheit der Augsb. Conf., als dem 
Grundbefenntmiß der geſammten deutich- evangeltfhen Kirche. 


19) a. a. D. 152. Der damals eingeführte Unionsrevers (f. $.5. S. 12) wurde 
1848 wieder aufgehoben (f. $. 6. ©. 18). 

20) Heberficht der Praris feit 1813 — 1826 a. a. O. S. 158, 159. 

21) a.0.0D. 5.150 f. 

22) a. a. D. ©. 161 f. 
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I, Bei Bocationen ift neben der Augsb. Conf. auch Die jpecielle 
Anführung anderer fumbolifcher Schriften dem Herkommen gemäß zu— 
läffia, zugleich aber auch die Rückſicht auf die Union nicht hintanzus 
fegen *). 

’ I. Bei Ordinationen wird die durch die betr. Agende vorge- 
fchriebene Formel dahin ergänzt, daß der Ordinandus verheißt, feine 
andere Lehre predigen und ausbreiten zu wollen, als die, welche ges 
gründet ift in Gottes lauterem und Harem Wort, den prophetiichen 
und apoftolifchen Schriften des A, und N. Zeflaments, unferer alleis 
nigen Glaubensnorm, verzeichnet in den drei Hauptfumbolen, dem 
nen, Nichn. und Athanafian., und wiederholt in der Augsb. 

onf. *). 

Bor der Drdination mußten die Gandidaten früher das Jura- 
mentum simoniae”*) leiften, indem fie eidlich verficherten, nicht 
Durch Beftehung zum Amte gelangt zu fein, insbefondere nicht dadurch 
befördert zu fein, daß einer Perfon die Ehe verfprocden worden. Wenn 
der Bandidat dies zu beſchwören fid) weigerte, follte er niemals eine 
Anftellung erhalten *). Durch Gemohnheit ift diefer Eid außer An: 
wendung gekommen “). "Während das preußiſche Recht ein derartiges 
Eheverfprehen als Simonie betrachtete, erfchien daffelbe in Pommern 
fo jehr gerechtfertigt, daß ein Gandidat durch den Patron fogar ver: 
pflichtet werden fonnte, die Wittwe oder Tochter des Anıtsvorgängers 
zu beirathen *), was als noch geltend anzunehmen auffallend ge: 
nug iſt ”), 

Allgemein haben die Geiftlihen auch bei der erften Anftellung 
einen Dienſt- oder Amtseid zu leiften. Es gehört Dies zu der 
gejeglih eingeführten Ordnung der Mebergabe des Amtes”). Die 
Geiftlihen wurden dabei den übrigen Staatödienern gleih behandelt, 
da man fie überhaupt als mittelbare Staatsdiener * u), inſofern 
nicht die beſondere Natur ihres Amts ſie als unmittelbare Beamte 


23) Es kann dies geſchehen durch Hinweiſung auf die Cab.-O. vom 28. Februar 
1834 oder die Anführung des Thatſächlichen oder in einem das Weſen der Union be— 
eichnenden Ausdrucke (m. ſ. oben $$. 5. 7). Ueber den Gebrauch des confeſſionellen 
Ramene einer Gemeinde bei Vocationen |. m. die oben $. 7. S. 22. Anm. 17 eit. 


Erlaſſe. 

— Für lutheriſche Gemeinden in Pommern ſind als herkömmlich anerkannt die 
Augsb. Conf. und der luther. Katechismus (Verf. des O.K.-R. v. 5. Auguſt 1852, 
in den Aktenſt. des O.⸗K.-R. 5,9. Boat 2, 304). 

25) Reinh. Fr. Sahme de juramento simoniae a candidatis s. ministerii 
in consistoriis regni Prussiae praestando. Regimont. 1719. 

26) B. Friedrichs 111. d. d. Königsberg 25. Septbr. 1698, Cöln an der Spree 
24. Novbr. (4. Decbr.) 1699 bei Sahme a. a, O. und öfter (f. au J. H. Boeh- 
mer jus ecel. Prot. lib. V, tit. 111.8. XXVII). 

27) Arnoldt, Kirchenrecht von Preußen 2. 1. Cap. 4. 9.6. S. 23 (1771) 
bezeichnet ihn noch als üblich. 

28) M. ſ. G. Slevogt qualuor juris sacri et ceiv. opuscula. Jenae 1722. 4. 
No, II. pag. 48 f. und die in dem Prov.-R. (folg. Anm.) cit. Literatur. 

Bi Prov.⸗R. von Neu sBorpommern $. 051. verb. $. 940 nebft den Motiven 
IV,65 7. 69. — Der revidirte Entwurf übergeht aber diefe Beftimmung als eine obfolete. 

30) A. L.-R. 11, 10. $. 81. 

31) Vergl. A. N. II, 11. $$. 19. 96. verb. v. Kampp, Jahrbücher 
LVIIl, 63 f. 
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erfbeinen ließ. Die früher vor der Ordination und Introduction 
üblihe Admonitton und Verpflichtung wurde durch die B.v. 26. Dcto- 
ber 1799 wegen zwedmäßigerer Einrichtung der Eidesleiftungen *) 
wejentlich verbeffert. Die darin vorgefchriebene Vorhaltung ift im 
Ganzen auch fpäter beibehalten, das Gidesformular felbft aber unterm 
24, April 1815) modiftcirt worden. Da die Abnahme eines Dienft- 
eides nicht eine Handlung ift, welche nur gerichtlich vollzogen werden 
fann, vielmehr die Dienfteide bei den VBerwaltungsbehörden ohne Zu— 
ziehung einer Gerichtsperfon abgenommen werden *), beflimmte das 
Min.:R. vom 4. Februar 1836 *), Die BVereidigung der evang. Geift- 
lien, welche der Landesagende gemäß der Ordination nachfolgen muß, 
joll vor der Regierung, in deren Bezirk die Anftellung erfolgt, in 
pleno collegii *) vorgenommen werden. Ueber den Hergang iſt ein 
Protokoll 7) aufzunehmen und zu den Dienftacten des betr. Geiftlichen 
zu bringen. Nach der 1845 eingetretenen NReffortveränderung wurde 
durb R. v. 30. Juni 1846 genehmigt, daß die Ableiftung des Dienft- 
eides nach der Ordination im Gonfiftorium erfolge.  Gigentlih joll 
dies in pleno geſchehen, indeffen ift es auch nach der Introduction in 
der Kirche oder Safriftei, im Beifein des Superintendenten, des Kir 
chenvorftandes und der etwa im Orte anmefenden obrigfeitlichen Per— 
onen zuläffia*), ja ausnahmsweiſe felbit vor einem einzelnen Mitgliede 
des Gonfiftoriums ), 

In jedem Falle muß bereits vor der Ordination und Vereidigung 
außer der Vorhaltung das Eidesformular ſelbſt vorgelegt und die 
Mittheilung des Inhalts der Disciplinargeiege erfolgen 9). Wenn ein 
königlicher Beamter entweder in dem bisherigen Reſſort eine ander— 
weitige Amtswirkſamkeit erhält oder zu einem andern Verwaltungs— 
zweige übergebt, bedarf es nad der Gab.-O. vom 10. Februar 1835 *) 
nur der ſchriftlichen oder protofollariihen Erklärung, daß er ſich durch 
den früher geleifteten Eid für das neue Amtsverhältniß eidlich verpflich- 


32) N. C. €. X. 1799. Nr. 60. Rabe Sammlung 5,586 f. 

33) In v. Kamp Ann. 19, 386. Bord (2. Ausg.) 1, 658. Nr. 52. 
Vogt 1, 301. Anm. 34. Die durch Gab.= OD. v. 5. Novbr. 1833 (G.⸗S. S. 201), 
für die Dienfteide der Givilbermten normirte Formel ift auf Geiftliche nicht anwendbar 
(f. das auf Grund eines Min. N. ergangenen Girc. der Reg. zu Potsdam v. 24. April 
1835 bei v. Kamptz und Voata. a. D.). 

34) Min.» Schr. v. 24. Februar 1829 (v. Kamp Ann. 13, 2). j 

35) v. Kamptz Ann. 20, 112. Borck Handbuch , 116, verb. R. v. 9. Novbr. 
1836 (v. Kamp Ann. 21. 059 f. Boat 1, 303). 

36) Nah den R. v. 9. Juni 1836 auch in der Sigung der Abtheilung für Kir— 
chen⸗- und Schulweien (Bord 1, 116). 

37) Dazu ift ein Stempel von 15 Sar. zu verwenden. 

38) Girc. der Reg. zu Aachen v. 15. Novbr. 1833 (v. Kampiz Am. 17, 942). 

39) In diefem Falle tritt an die Stelle eines Protokolls die fchriftlihe Bol: 
ziehung des Eidsformulars durch den betr. Geiftlichen. 

40) Insbeſondere war früher vorgefchrieben, dap nad der Gab.=D. vom 24. 
Derbr. 1836 (an das Staatsminifterium), mit Nücficht auf das U. &.= NR. II, 20. 
$. 363 und die Reg. = Inftr. v. 25. Detbr. 1817 $. 38 die Geiftlichen vor dem Laſter 
der Trunfenheit und vor Schuldenmachen gewarnt werden follten. Nach dem Circ. des 
O.⸗K.⸗R. von 30. Januar 1864 find die Seiftlichen bei der Anftellung mit der Cab.⸗O. 
vom 24. Auguſt 1849 (Aktenſt. aus der Verw. der Abth. 1850. ©. 45. Vogt 1, 
409) wegen der Disciplin überhaupt befannt au machen. 

41) v. Kampk Jahrb. XXI, 471. Ann. 19, 9. 
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tet erachte. Wenn ein Geiftlicher zugleich ein Schulamt bekleidet, ge- 
nügt der Eid, den er als Geiftlicher geleiftet hat *). 

Die Eidesformel von 1815 (Anm. 33) verpflichtet den Geiſtlichen 
ale „Diener der riftlichen Kirbe und des Staats.” Die Aus- 
einanderjegung von Staat und Kirche, nach der Verf.» Urfunde Art. 
12 (bez. 15) und die daraus gezogenen Folgerungen für die Disciplin 
der Geiftlichen *) bringen e8 mit fih, daß die Geiftlihen aufgehört 
haben, als ſolche Staatsdiener zu fein. *). Demnach mußten im Amts« 
eide die Worte: „und des Staats“ als nicht mehr zutreffend fort: 
bleiben *), slei aber auch der von Seiten aller Staatsbeamten zu 
leiftende Eid auf die Verfaffung den Geiftlihen und Kirchenbe— 
amten erlaffen werden *). 


$. 96. 
Die Koflen der Proviſion. 


‚Die Verleihung geiftlicher Stellen fol ohne Simonie erfolgen, 
mithin auch umentgeltlih; indefjen find doch verfchiedene Ausgaben 
unvermeidlich, welche von den Betheiligten aufgebracht werden müffen. 
Inſofern folhe Koften dadurch veranlagt werden, dag eine beftimmte 
Gemeinde einen Pfarrer erhält, erfcheint c8 gerechtfertigt, daß diefelbe 
diefe Ausgaben felbft übernehme, und von diefem Gefichtspunfte aus 
entfheiden bereits die älteren K.-O.!), wie Doctrin und Praxis ?), 
daß die Kirche dafür auffomme. Indefien hielt man dody nicht durch 
weg an diefem Grundfaße feft und es bildeten ſich wegen der einzelnen 
Koften und Gebühren von einander abweichende Obferwanzen und Pros 
vinzialrechte. Bei der erften Benrbeitung des allgemeinen Geſetzbuchs 
hielt man dieſe für ausreichend und beichränkte ſich auf eine Worfchrift 


— — —— 


42) Nach dem Circ. v. 29, Detober 1847 iſt nur einfach auf den erſten Eid 
hinzuweiſen. 
153), Die nah Cab.-O. v. 12. April 1822 (G.-S. S. 105) zum Reſſort des 
Staatsminifters gehörige Disciplin über die evang. Geiftlichen ift nach Cab.-O. v. 
26. Januar 1849 zur jelbftftändigen Goanition der evang. Abtbeilung des Minifterums 
und nach der Cab.-O. v. 20. Juni 1850 des evang. D.:R.:NRatbs — Deshalb iſt 
auch die B. v. 11. Juli 1849 über die Dienſtvergehen der nicht richter ichen Beamten 
und das an deren Stelle getretene Gefeß v. 21. Juli 1852 (9.5. ©. 465) auf 
Seiftliche und Kirchenbeamte nicht anwendbar (f. meine Abhandlg.: Das Disctplinars 
recht der Gonfiftorien in Dove’s Zeitfchr. für K.= N. II (1862), 284 f. 

44) Ztaatödiener werden fie dur Uebernahme eines Staatsamts (4. B. eines 
Schulamts. Verf.-Urk. Art. 23). 

45) Gab. D. v. 8. April 1850, Schr. der evang. Abth. vom 13. Mai 1850 
(Aftenft. aus der Verwaltung der Abtb. 1850 5. 55. Vogt 1, 302). 

46) Denkſchrift der ev. Abtb. v. 18. Februar 1850, Schr. des Min. v. 6. März 
1850 (Aftenft. aus der Verw. der Abtb. 1850. S. 11 f. Vogt ı, 44 f. vergl. 
auch oben $. 25. S. 122. 


1) M. f. 3. B. die pommerfche K.:D. 1535 (Richter K.-D. 1, 251): „Wat 
hyr öuerſt tho geuende ſy vor breue vnde fegell (Examinationskoſten und dergl.), De 
* * vthrichten;“ ſächſiſche Generalartikei 1557: Bon der Ordination: (a. a. D.2, 

u. a. m. 

2) Bened. Carpzov jurisprud. ecel. lib. I. defin. LIII. LVI—LVII. J. H. 
Boehmer jus ecel. Prot. lib. I, tit. XT. &. XXIX und bie dafefbft cit. Autoren. 
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über die von der Gemeinde zu bewirkende Abholung der zur Einweifung 
des Pfarrers erforderliben Perſonen, ingleichen des Pfarrers jelbft, 
feiner Familie und feiner Habjeligfeiten, fo wie auf die Beftimmung, 
Daß, wenn der Patron einen Pfarrer berufen, der ſich außerhalb des 
Departements aufbält, die Gemeinde denſelben nur von der Grenze zu 
holen ſchuldig ſei'). Dazu fügte der I. Entwurf nad) dem $. 316: 
„Die Koften der Vocation, Prüfentation und Ginweifung, müffen, der 
Regel nah, aus der Kirchenfaffe, oder in deren Ermangelung, von 
der Gemeine; die Koften der Prüfung und Ordination bingegen, von 
dem neuen Pfarrer getragen werden.” Dieſe Feftießung im Allgemeis 
nen beizubehalten, fchien den Redactoren des A. L.-R. angemeffen, 
doch beichlofien fie einige fpeciellere Beftimmungen aus dem märkfifchen. 
Provinzialrecht *) zur Ergänzung aufzunehmen. Demnach tft vorges 
ichrieben: „Die Koften der Vocation, Präfentation und Einweifung, 
wozu auch die Reifefoften der zur Einweiſung nöthigen Perfonen ges 
hören’), müffen, wo nicht bejondere Provinzialordnungen ein Anderes 
feftfegen, aus den Ginfünften der Kirche, und in deren Grmangelung 
von der Gemeinde beftritten werden‘). Die Koften der Prüfung 
und Drdination hingegen muß der nene Pfarrer tragen”). Auch 
muß, der Regel nach, der neue Pfarrer fich auf feine eigenen Koften 
an den Ort feiner Beftimmung hinbegeben“. Wo c8 aber durch Pro: 
vinzialgefeße, oder nad einem ununterbrochenen Herfommen eingeführt 
ift, daß die Neifefoften aus der Kämmerei- oder Gemeindefaffe gegeben, 
oder daß die Fubren von den Mitgliedern der Gemeinde unentgeltlich 
verrichtet werden, da bat es noch ferner dabei fein Bewenden’). Doch 
joll in feinem Fall der Gemeinde zugemutbet werden, einen Prediger, 
welchen fie nicht felbft gewählt hat, weiter, als in einer Entfernung 
von zwei ZTagereifen abzuholen '). An Orten, wo die Gemeinde den 
Prediger zu Holen fchuldig ift, muß fie auch die zu feiner Familie 
gehörenden Perfonen, und was er an Kleidung, Wäſche, Hausrath 
und Büchern mitbringt, herbeiführen “ "). 

Diefen jubfidiären Vorſchriften geben nun die provinziellen Ab» 
weichungen vor. In der Mark Brandenburg trägt die durd) die Ag 
fung, die Präfentation, Bocation und Confirmation entftehenden Koften, 
wie auch die Reifefoften der Berufene allein, die Ordinations- und 


3) 1. Entw. $$. 346. 347. 1. Entw. $$. 314. 315. R 

4) M. ſ. befonders das Circ. an die Injpectoren der Kurmatf vom 1. October 
1772 (N. C. C. Marelı. Ve. Nachtrag No, XI. fol, 489, 490), verb. Landtags-Receß 
v. 1653. $. 3 Min C. C. M. VI. 1, 429). 

5) Auch die Diäten und Fuhrkoſten der Superintendenten für Beiwohnung von 
Gaſt- und Probepredigten (Min.-R. v. 14. Dechr. 1837 in v. Kampp Ann. 21, 
957. Bogt 1, 304). 

6) A. Le. I. 11. $. 406. 

T) A 2.8. $. 407. rg yo gilt von den Koften für die Gonfirmation der 
Bocation, nach dem Erf. des Kammergerichts v. 4. Nanuar 1819 und D.=Trib. v. 
7. Februar 1820 (v. Kamp Yahrb. VII, 279 f. 288, 289), geftügt auf die Anm. 4 
eit. Gefepe. ; 

8) U. L.⸗-R. $. 408. 

9) A. L.⸗R. $. 409. 

10) A. 8.:R. $410. 

11) A. L. ⸗R. $. all. 
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Transportkoften die Gemeinde, oder nad) der Obſervanz werden dier 
jelben aus den Kirchen» oder Kämmereimitteln beftritten, wie and) die 
Introductiondfoften. Die Fuhre für Hin- und Rüdreife des Commiſ— 
fartus zur Introduction ftellt die Gemeinde, wenn nicht die Obfervanz 
etwas Anderes feitftellt. Eben fo ift e8 mit der Abholung des zu intros 
ducirenden Pfarrers, feiner Familie und feiner Effecten, jedoch nur inner: 
bald Landes und nicht weiter als zehn Meilen oder zwei Tagereijen **). 

In DOftpreußen hatten mannigfahe Mißbräuche Anlap zu dem 
Reglement vom 5. Novetnber 1737 gegeben ). Nah $. 2 und $. 5 
defielben foll jeder Eivilprediger '% bei der erften Anftellung die fogen. 
Mantelgelder, gewöhnlich im Betrage von 33% Thlr., aus Kir- 
chenmitteln erhalten; ift aber die Kirdye zu arm, jo foll diefe Summe 
von fämmtlichen Kirchen deffelben Amts oder der ganzen Inſpection 
zufammengelegt, in den Städten aber, wo Das jus vocandi diaconum 
der-Magiftrat bat, aus der Kämmereifaffe gezahlt werden. Wenn ein 
Prediger von einer Kirche zur andern vocirt wird, foll die letzte der 
eriten Kirche das Geld zurüdgeben. Durd das Oftpreuß. Prov.: MR. 
Zufag 179 $. 2 und 3") ift Died aber dahin geändert, daß (lutherifche) 
Prediger nur an den Orten, wo e8 bisher üblid war, die Mantelgel: 
der erhalten jollen und dag im Fall der Verſetzung eines Predigers zu 
einer andern Kirche die Mantelgelder, die der neu angefeßte Prediger 
erhält, von der Kirche getragen werden, bei der und durch weldye Die 
Bacanz entitanden ift, wenn fie bei diefer Kirche bisher üblich geweſen 
find. Zweifel über den Sinn Ddiefer Dispofition '%) find durch R. v. 
18. Dechr. 1847 '7) dahin entichieden, daß beim $. 3 des cit. Zufages 
vorausgejegt ift, daß die Mantelgelder bei der Kirche, bei welcher der 
neue Pfarrer jein erftes Amt erhält, ebenfalls gezahlt zu werden pfles 
gen, daß er fie alfo nicht erhält, wenn fie zwar bei der Kirche, an 
welche fein Amtsvorgänger verfeßt war, aber nicht bei feiner Kirche 
üblich find. Sodann ift durch R. vom 1. Dechr. 1855 '%), nad) vor: 
gängiger Communication mit dem Juftizminiftertum und O.-K.-Rath 
Tefgeftelt, daß die Erhebung der Mantelgelder auch dann zuläfftg ift, 
wenn Geiftliche zu Pfarrftellen berufen werden, welche an Kirchen, bei 


12) Die weitere gefeßliche Begründung findet fich in den Motiven zum revidirten 
Entwurf $. 16. S. 10. 11. Der Entwurf felbft aber beftimmt im $ 16, dap wegen 
der Vocatſons-, Confirmations- und Urdinationskoften in Ermangelung von Orkts— 
obferwanzen das Ü. ER. $$. 406 ff. gelten fol, und $. 17, daß die Gemeinde den 
Pfarrer nicht weiter ald 10 Meilen abzuholen babe. Zwar ift von den Ständen der 
Kurs und Neumarf diefe Drdnung des Prov.-R. genebm gefunden, doch ift dieſelbe 
nicht wirkliches Gejeß geworden. 

13) Daffelbe findet fih in Bord’s Sandbuch 1, 650— 652. Die Verhandluns 
gen über die Entſtehung diefes Neglements enthalten die Acten der Reg. zu Königsberg 
Sen.» Kinßenfen Tit. 15. A. Ill. No. 1. 

14) Nicht Militärprediger,, wenn fie nachher eine Civilpredigerſtelle erbalten, nah 
Hof-R. v. 26. uni 1800 (Bord 1, 117). 

15) Er dazu Zeihe's Erläuterungen 5. 27. 28. Das dafelbft in Bezug 
genommene R. v. 25. Juni 1829, welches Streitigfeiten hierüber zum Prozeſſe vers 
weißt, findet fih in meiner Geſch. 1, 2. Urk. Nr. XCV. ©. 151. 182. 

16) ſ. das N. v. 25. Juni 1829 (vor. Anm.), Gonclufum der Reg. zu Könige: 
berg v. 11. Octbr. 1830 (Bord 1, 117). 

17) Acten des Conf. zu Königsberg U. 111. Nr. 2. vol. 1. 

18) Cit. Ncten. vol. 2. 
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denen Mantelgelder üblich find, neu gegründet worden, jo wie, daß 
die Erhebung auch in nen gegründeten Parochien "zuläfftg ift, wenn 
legtere aus Theilen ſolcher Kirchſpiele zufammengefeßt find, in denen 
die Obfervanz befteht. 

Das Oftpreuß. Prov. NR. beſtimmt außerdem: Die zur Einweijung 
eines neuen Predigers nöthigen Perfonen werden von der Gemeinde 
herbeigeholt und zurüdgeführt “). Die Beköftigung Ddiefer Perjonen 
muß der neue Pfarrer beforgen, wofür er bei den Kirchen, wo es her— 
gebracht ift, die dazu ausgeießte Summe aus der Kirchenkaffe erhält’). 
* Meilen weit iſt die Gemeinde den luther. Pfarrer mit ſeiner 
Familie und feinen Effecten zu holen ſchuldig). Bei reformirten 
königl. Patronatfirhen trägt der Berufene die Koften der Prüfung, der 
Drdination, der Bocation und Präfentation, die Koften der Einweifung 
aber die Kirche. Der Berufene muß fid auf eigene Koften an den 
Ort jeiner Beftimmung begeben. Inwiefern eine Grftattung aus der 
Kirchenfaffe ganz oder Theil ftatt finde, hängt von den jedes: 
maligen Umständen der Kaffe und der Beſtimmung der Regierung ab’). 

In Weftpreußen muß der neue Pfarrer außer den Koften der 
Prüfung und Ordination aud Diejenigen der Bocation, Präfentation, 
Beftätigung und Einmweifung tragen. Die Introductionscommiffarien 
werden durch Fuhren, welche die Gemeinde ftelt, berbeigeholt und 
zurüdgebracht, die bei der Einweifung Hilfe feiftenden benachbarten 
Geiftlihen müfen fi auf eigene Koften einfinden, der neue Pfarrer 
aber muß für ihren Unterhalt forgen ®). Für Danzig und Gebiet ift 
beftimmt, daß die ſämmtlichen Koften der neue Pfarrer trägt, die der 
Ginmweifung aber aus der Kirchenfaffe beftritten werden “). 

In Alt-, Vor: und Hinter: Bonmern erhält der Geiftliche bei 
der erften Uebernahme eines Pfarramts, wenn die Kirche arm ift, 
8 Thlr., ſonſt aber 10 Thlr., außerdem immer, wenn er auch jchon 
ein Pfarramt beffeidet bat, an Einweifungsfoften 3 Thlr., und bei 
Kirchen fönigl. Patronats noch 2 Thlr. als Opfergeld, aus der Kir: 
chenkaſſe. Die übrigen Koften muß der neue Pfarrer tragen *). Für 
Neur Vorpommern und Rügen find die Koften der Vocation, Ordi— 
nation und Inftitution dem neuen Prediger aus Kirchenmitteln zu 
erjeßen. Dazu gebören auch. die Diäten des Superintendenten und die 
Koften der Inftitutionsmahlzeit, deren Ausrichtung jedod die vorge: 
ihriebene Summe (bi8 10, refp. 5 Thlr.) nicht überfchreiten darf”). 

In Sachſen finden fih auch einzelne Abweichungen vom A. KM. 
Im Herzogthum Magdeburg trägt der Berufene die Koften der Voca— 
tion, der Präfentation, der Prüfung und der Probepredigt, dagegen 
itbernimmt in der Regel die Gemeinde die Koften der Ordination und 


19) Zufag 179. $. 1. 

20) Zufak 179. $. 4. 

21) aufah 179. 8. 5. 

22) Zufaß 179. 6. 7. 

23) Prov.-R. von Weſtpreußen $. 25. 26 (G.⸗S. 1844. S. 107). 

24) Provd.sR. von Danzig Art. IX. $. 1 (G.⸗S. 1857. S. M). 

25) Revidirter Entwurf $. 303, nach dem Neglement vom 6. Mai 1734. 

26) Die fpecielferen DVBorfchriften im Prov.:R. von NeusBorpommern u. ſ. w. 
6$. 975— 979, nebft den Motiven Th. IV. S. 81— 83. 
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Einweifung, wie aud die Fuhren bei der legtern”). Die Parochianen 
jedes Orts ftellen auch dem anziehenden Prediger die nöthigen Fuhren 
innerhalb der Grenzen des Herzogthums, fo weit nicht die Obferwanz 
davon abweicht”). Am Fürftentbum Halberftadt beftehen örtliche Ob— 
fervangen, nad welden die Koften der Wahl und der Einführung 
theild von der Gemeinde, .theild von der Kirche allein, theils von bei- 
den gemeinjam getragen werden. In Anfehung der Abholung entſchei— 
det aleihfalls das örtliche Herkommen *). Die vor der Vereinigung 
des Herzogthbums Sachen mit Preußen in jenem geltenden Beftimmuns 
en des Regulativs vom 18. Februar 1799 wegen der Koften bei Ans 
ellung und Verfegung der Kirchen» und Sculdiener “) haben dur 
die Einführung des A. L.-R. ihre Anwendbarkeit verloren *). Für 
Rheinland : Weftfalen werden die Koften der Wahl aus den Einkünften 
der Kirche, und wo dieſe mangeln von der Gemeinde -beftritten ®); 
fodann geichieht die Abholung des Grwählten an den Drt feiner Bes 
flimmung auf Koften der Gemeinde, welche auch verpflichtet ift, feine 
zen und Effecten unentgeltlich abzuholen, ingleihen die mit der 
rdination und Introduction verbundenen Koften zu tragen =), 

Was den Koftenbetrag felbit betrifft, fo ift von je ber darauf 
Bedacht genommen, die Befegung der geiftlihen Stellen nit zum 
Gegenftande einer Erwerbsquelle zu machen und die nothmwendigen 
Ausgaben möglichft zu vermindern. Die Gebühren für das jedesmalige 
Examen betragen gewöhnlih 5 Thlr.*). Durch Cab.-O. v. 30. Juni 


27) Nevidirter Entwurf 88. 203 — 265, nach der Kirchenordn. von 1739. Gap. 
17. 88.16 — 18. Motive S. 193. 194. ; 

28) Nevidirter Entwurf $. 267, nach der 8.:D. Gap. 18, $. 2. Motive ©. 
195 — 197. 

29) Nevidirter Entwurf $. 106. Motive S. 158. 159. 

30) Cod. August. C. I1. T. 1. 5. 223. Codex des im Königreich Sachſen gels 
tenden Kirchen = und Schulrechts S. 185. 

31) ſ. oben $. 22. S. 106. Das Nequlativ war allgemeines fächfifches Landes: 
geſetz. Die im revidirten Entwurf des Prov.sR. des Herzogthums Sachen aufgeftellten 
88.729 — 738, welche dem Regulativ entlehnt find (Motive S. 139), können deshalb 
nicht für geltend angefehen werden. Daffelbe gilt auch von der Nieder s Laufig (Mevid. 
Entwurf N 383 f. otive S. 68). 

32) Rhein.= weitfäl. 8. D. $. 59. Nr. 18. 

32a) 8.:D, $. 61. Bei Wahlen und Introductionen dürfen feine gemeinfchafts 
lichen Mabfzeiten auf Koften der Kirchenfaffe aebalten werden (1. weftf. Prov.s Syn. 
5. 32). Gemeinden, welche nicht das freie Wahlrecht haben, brauchen nur die obfers 
vanzmäßigen Koften zu tragen (Bejcheid v. 4. October 1836 auf die 1. weftf. Syn. zu 
S. 33), es fei denn, daß die Vernehmung und Berüdfichtigung ihrer Wünfche bei der 
Ernennung ibres neuen Pfarrers ftattgefunden hat (Beſcheid v. 25. Juni 1838 auf 
die I. weftf. Syn. Nr. 5). Daß übrigens eine angemefjene Sparfamfeit und Vermei— 
dung alles unnötbigen Aufwandes ftattfindet, dazu werden die Presbpterien verpflichtet 
(Eire. der Meg. Fi Düffeldorf v. 31. October 1837). Koften, welche durch Leichen = 
Mahlzeiten bei Beerdigung der Pfarrer entftehen , desgleichen bei Einholung und Ein— 
ſetzung der Pfarrer aus der Bewirtbung derjelben und ihrer Kamilie hervorgehen 
möchten, find nicht auf die Kirchenfaffe zu bringen (III. rbein, Syn. $. 19. & 31. 
vergl. V. Syn. $. 111). 

33) So beftimmt das Publ. v. 10. Januar 1828 (A. B. der Reg. Merfeburg 
S. 38), daß die Gebühren 4 Thir. find, dazu 1 Thlr. für die Genfur, 1, Thlr. 
Stempel (nach der Conf.s®. vom 14. Octbr. 1816. A. B. Magdeburg S. 443. Mer: 
feburg S. 449, Erfurt S. 458. 31, Thlr.). — Nah dem HofsR. v. 28. Januar 
1806 find für Abhaltung eines Colloquiums 5 Thlr. jr entrichten. Die rhein. = weftf. 
K.5D. $. 136 beftimmt: Die Candidaten erlegen bei ihrer jedeömafigen Prüfung die 
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1810 wurde zum Beſten der Gandidaten des Predigtamts befohlen, 


daß die bisher üblihen Eraminationd- und Ordinationdgebühren, mit 
Ausnahme der den untern Kirchenbedienten zufommenden Douceurgel- 
dern, wegfallen follten, worauf das Departement des Eukus unterm 
9. Auguft 1810 die näheren Anweifungen erließ. Die früheren Be: 
ftallungsgebühren für Anftellungen, Beftätigungen oder Beförderungen *) 
find durch V. vom 22. Novbr. 1842 abgeihafft). Die Intro— 
Ductiondfoften find nach den provinztellen Gebührentagen verſchieden »). 

Darüber, in welchen Fällen ein Geiſtlicher die für ihn aufgebrach— 
ten Koften zurüdzuerftatten hat, ſ. m. unten $. 101. 


3) Bon der Erledigung und Wiederbefegung der Kirchenämter. 


$. 97. 
Bon der Erledigung der Kirchenämter überhaupf. 


Ein Geiftliher, welder ordnungsmäßig zur Verwaltung eines 
Pfarramts berufen und eingemwielen worden, erfcheint fo lange zur 
Wahrnehmung feines Dienftes verpflichtet, wie berechtigt, als er fi 
nicht aus guten Gründen veranlaßt findet, feine Stelle aufzugeben, 
oder diefelbe ferner zu befleiden unfähig geworden ift. 

Zur Zeit der Reformation und öfter auch fpäter erfolgten Anſtel— 
lungen der Geiftlihen auf gewiſſe Zeit oder mit Vorbehalt einer Kün— 
digung '). Diefelben bildeten aber doc nur eine Ausnahme von der 
Regel febenslänglicher Beftellung, auf welche aud Die Kirchenordnun— 
gen mitunter ausdrüdlih Bezug nehmen’). Für die Gegenwart er: 
fcheint eine blos temporäre Verleihung von Pfarreien?) völlig unmo— 


Summe von 10 Thlrn. in die Prov.» Syn. Kaffe, aus welcher die Mitglieder der 

Prüfungscommiffton für Reiſe- und Zebhrungstoften an dem Orte ber Prüfung ſchadlos 

— werden. — Dazu kommen noch für Sporteln und Stempel 1', Thlr. (Rhein. 
irc. v. 19. Novbr. 1836). 

34) Sportels Tarordnung v. 25. April 1825. 89. 6—13 (G. ⸗S. S. 130 f.). 

35) 8:5. ©. 30. Boat 1, 304 not. h. 

36) Vergl. für Preußen. Sportel-D. für Weftpreußen v. 21. Septbr. 1773, 
Dftpreußen v. 30. Juli 1774 (N. C. C. XI, 2239. 2240. XII, 635. 636. Bord1, 
118. 119, verb. Bedber, preuß. — a a S. 63. 64. Borowski'é 
Kortfehung 5.70. 147 f.). Wegen der Marf ſ. m. die Gitate oben Anm. 4. 12, 

arnach erhält der Introducirende auf dem Lande von der Mutterficche 2 Thfr., von der 

Ita 1 Thlr., in ter Stadt nach der Obfervang gewöhnlich 4 Thlr. Weber Sachfen 

chmidt, der Wirkungäfreis des Superintendenten S. 78; über Pommern j. oben 
Anm. 25. 26. UNeber Rheinland» Weftfalen 8.:D. $. 61 f. F. 133 nebft den Grgäne 
zungen bei Blubme und Hagens. 

1) M. ſ. Beifviele der Art und Beurtbeilung folcher Verbältniffe bei: J. H. 
Boehmer, jus ecel. Prot. lib. I. tit. XXXVI. $. CXXXIV und in der bafelbft 
eit. Literatur. Der Grund lag übrigens oft darin, daß es ſich nur um Hilfsleiſtung 
bei der Einführung der Reformation oder dergl. handelte. : 

2) Dem Beſchluſſe der Generalfynode von 1619 $. 2 gemäß verordnete die clever 
märkiſche 8.:D. 1602 8. 7 (vergl. die — von 1654 8. 9), daß der Beruf 
für dad ganze Leben verbinde (meine Geſch. IV, 3, S. 181 

3) Wie in der Schweiz (Aebli, die 

2 * 


— der Beiftlichen. Wintertbur 
1849. Reform, K. Zeit. 1852, Nr. 2) 
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tivirt und durchaus unpaffend. Die Vacanz einer Stelle tritt daher 
ordentlicher Weife erft mit dem Zode eines Geitftlihen ein, außerdem 
im alle freiwilliger Niederlegung, oder Berfegung oder der Entlaffung 
wegen Unfähigkeit der fernern Amtöverwaltung. Ueber den legtern 

all, infofern derjelbe Folge eines Disciplinartichen oder ftrafgericht: 
lihen Verfahrens ift, wird im dritten Abfchnitt die Rede fein, wäh— 
rend hier Dagegen die anderen Gründe, zugleich mit Berüdfichtigung 
der dadurd) entftehenden Rechtsverhältniffe, einer fpeciellen Auseinans 
ſetzung bedürfen *). 


8. 98. 
Erledigung des Kirchenamts durch den Tod des Pfarrers. 


Sobald eine Pfarrftelle durch den Zod des bisherigen Inhabers 
erledigt ift, hat der Kirchenvorftand dies jofort dem Superintendenten 
zu berichten, und binnen acht Tagen nad der Beerdigung unter der 
Leitung deffelden für die Aufbewahrung der Kirchenfaheu und Schrif- 
ten, welche der Berftorbene in Händen batte, Sorge zu tragen !). 

Der Superintendent bat von der eingetretenen Bacanz dem Con— 
fiftorium Anzeige zu machen ?) und die Berhältniffe darzulegen, welche 
für die Art und Weife der interimiftifhen Berwaltung der Stelle ent— 
ſcheidend find). Zwar iſt die ri re Superintendenten felbft 
zunächſt übertragen %), doch gehört die Beftimmung über Diefe ganze 


4) Die in den folgenden $$. behandelten Segenftände werden gewöhnlich mit der 
Lehre vom Kirchenvermögen verbunden. Dies geſchieht auch im A. ER. welches die 
bereitö im I. Gntwurfe dafür gewählte Ordnung feitbält. Zwar fehlt bei diefer Mas 
terie die vermögensrechtliche Seite nicht, doch ift fie nicht die weſentliche, weshalb auch 
die Redactoren der preußiſchen Gefeggebung fie tbeifweife in dem Abjchnitte von den 
Pfarrern zu berüdlichtigen für nöthig gehalten baben. Der Zufammenbang zwifchen der 
Griedigung des Anıts mit der Wiederbefeßung, der Verwaltung während der Bacanz 
u. f. w. fpricht aber wohl zur Senüge für die von ‚mir befolgte Verbindung diefer Ins 
ftitute, wie diefelbe auch ſchon im vierten Abſchaitk der theinifch = weitfäl. 8.0. ans 
genommen ift. 

1) Erlaß des Eon. von Brandenburg v. 28. Juni 1847. Rhein.-weſtf. K.:D. 

. 54. Nr. 1. 5. Verf. des Gonf. von Weftfalen v. 18. Juli 1838 (Hagens zur 
.⸗O. 8. 54. S. 53. Nr. 4). 

M. ſ. z. B. ältere Erlaffe in Beckher's, preuß. Kirchenregiftratur S. 133, 
Borowski, neue Kirchenregiſtratur S. 163. Spätere Verordnungen fordern die Ans 
zeige an die Regierung. vergl. D. der Reg. Coblenz v. 26. April 1821 im A.-Bl. 
S. 207, zu Danzig v. 15. Octbr. 1837 im U. Bl. S. 256 u. a.), was in Folge ber 
Refjortveränderung von 1845 wieder modifieirt ift. 

3) Die Anzeige des Superintendenten full enthalten 1) Nachrichten über die Hin— 
terbliebenen des Pfarrers und wie für diefelben geforgt ſei; 2) über die getroffenen oder 
zu treffenden Ginrihtungen für die interimiftifche Verwaltung der Stelle; 3) über den 
Patronat und ſonſtige für Die Beſetzung der Stelle maaßgebende Verhältniſſe; 
4) über die Einkünfte der Stelle und die ſeit der letzten —— eingetretene Vers 
änderung in dieſer Beziehung; 5) vb die Gemeinde der Union beigetreten ift, der 
Unionsritus beobachtet wird und die Agende in unverändertem Gebrauch it u. a. m. 
(vergl. Schmidt, der Wirkungsfreie des Superintendenten S. 99. 100. Erlaß des 
Brandenburg. Conſiſtorii Anm. 1 cit. V. der Reg. zu Königsberg v. 16. April 1824, 
A.⸗Bl. S. 154. Bord Handbud 1, 1). 

4) A. L.-R. II, 11. $. 395. Rhein. wett. K.⸗O. 8. 38. Nr. 4. 
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Angelegenheit zum Reſſort des Conſiſtoriums“). Wenn eine Militär: 
Oberpredigerftelle erledigt wird, bat das Konfiftorium dem geiftl. Mi- 
nifterium Anzeige zu machen. Wenn eine Milttär- Predigerftelle vacant 
wird, hat der Militärbefehldhaber dies dem Oberprediger des Mili- 
tärcorps und dieſer dem Gonfiftortum zur Veranlaffung der Wieder- 
bejegung anzuzeigen °). 

Die anzuordnenden Manfregeln werden verfchieden, je nachdem 
der verftorbene Pfarrer Erben hinterließ, denen noch für eine gemiffe 
Zeit der Anfprud auf den Genuß der Einkünfte der Stelle zuftebt, 
oder wenn Dies nicht der Fall iſt. Wenn berechtigte Erben fehlen, fo 
treten im Wefentlichen mit gewiffen Modiftcationen die Grundjäge ein, 
welche bei der Erledigung einer Stelle durch Niederlegung oder unfrei- 
willige Emeritirung u. f. w. zur Anwendung fommen. Indem dieſe 
weiterhin zu erörtern find ($. 101 — 103), müſſen bier erit die Ber- 
hältniffe beiprochen werden, welche durch das Vorhandenfein von Witt: 
wen, Kindern u. f. w. der mit Tode abgenangenen Geiftlichen entite- 
ben fönnen. 


8. 99. 
Die Sterbe-, Werdienfl- und Anadenzeit. 


Durch die Reformation wurden die evangelifhen Geiftlihen von 
der Verpflichtung zum Gölibate befreit. Mit dem Recht, eine eigene 
Familie zu begründen, mußte aber auch die Möglichkeit gegeben wer— 
den, diefefbe ausreihend zu verforgen, zumal wenn der Familienvater 
bei feinem Abfterben der Hilfe bedürftige Erben hinterließ. Da ſchon 
das fanonifche Recht dem Klerus geftattet hatte, über die Erjparniffe 
aus der Amtsverwaltung wenigftens zu einem beftimmten Theile zu 
Gunften der Verwandten und Hausgenoffen legtwillig zu verfügen '), 
fonnte bei den N um jo meniger darüber ein Zweifel ent: 
ſtehen, daß die Beerbung bier völlig frei fein müſſe, ald das Bedürf- 
niß ein größeres geworden, während zugleih im Allgemeinen die 
äußere Lage der evangeliichen Pfarrer fih eher zum Nachtheil verändert 
batte?),, Man verordnete deshalb, Daß der gefammte Nachlaß der 


5) Verf. v. 22. März 1847 (Min. Bl. des Innern S. 250, Vogt 1, 299). 
Circ. v. 1. Octbr. 1847 (f. oben &. 40. ©. 175. Nr. 14. 15). 

6) Militär KR. OD. vom 12. Februar 1832. $. 8 a. E. $. 9a. E. vergl. $. 10 
wegen der Modificationen des Berfabrens während des Be Nach $. 11 muß bei 
jedem Todesfalle eines Mifitärgeiftlichen der betr. Militärbefehlshaber die in Deffen 
Berwahrfam gewefenen amtlichen Vapiere und Gerätbfchaften an fich nehmen und bis 
zur Wiederbejegung aufbewahren laffen. 

1) Meine Darftellung in Herzog's vroteft. Enchelopädie 15, 572 ff. (Teftas 
mente). 

2) Faft überall wird geklagt, daR den Geiftfichen ſelbſt ihr ſpärliches Einkommen 
nicht ordentlich entrichtet wird und fortwährend ergeben Verordnungen zur Abftellung 
der Bejchwerden darüber. (M. f. 3.8. die preuf. K.-O. von 1568, die brandenburg. 
Gonfiftorial=D. v. 1573 bei Richter K.-O. 2, 301 a. E. 302. 370. u. v. a.) 
Mefftiftungen u. f. w. waren aufgehoben und die Unterhaltung der Geiſtlichen den 
Gemeinden auferlegt, deren Ovferwilligkeit nicht groß war. (M.f. z. B. die ſächſiſchen 
Generalartifel 1557 bei Richter a. a. O. 2, 188.) 


402 Buch III. Die Verwaltung. Abfehn. I. Provifion der Aemter. 


Geiftlihen ihren Erben gebühren jolle ’) und nur wenn es an jolchen 
fehle, der Kirche das Vermögen zu überautworten fei*). 

Mit der freien Beerbung des Hausvaterd war aber der Noth nicht 
abgeholfen. Indem man erwog, daß „Pfarrherrn gemeiniglichen nichts 
laſſen, denn einen Hauffen armen Kinder und Waifen; weren fie 
Handwercks⸗Leut geweien, jo beiten Sie ja fönnen etwas vor Die 
Handt bringen; nun haben Sie umb der armen Kirchen willen, der» 
felbigen zu dienen, ihrer Weib und Kind vergeſſen; fol nun die Kirche 
diefe laffen, wo ifts doch für Gott immermehr zu verantworten “ °), 
ſuchte man noch anderweitige Aushilfe, zum Theil im Anfchluffe an 
fhon früher vorhanden geweſene Einrichtungen. 

Bor allem mußte es gerechtfertigt jcheinen, daß den Hinterblie— 
benen die Einkünfte des Geiftlihen bis zu feinem Tode gelaffen wurs 
den, indem Ddiejelben von ihm bereit8 erworben, verdient waren (daber 
Deservitum, annus deservitus, das Deſervit, verdien; 
ter Lohn, Berdienftjahbr)‘). Hierbei machte fid) der Gefichtspunft 
geltend, daß die noch nicht gezogenen Hebungen den Erben entrichtet 
wurden entweder mit Nüdficht auf den Zeitraum, welchen in dem leß- 
ten Amtsjahre der Berftorbene noch die Stelle inne gehabt, oder mit 
Rücficht darauf, daß derfelbe beſtimmte Termine erlebt hatte, von 
deren Gintritt der Genuß gemwiffer Einnahmen abhängig gemacht war. 
Dabei bildeten fich verichiedene chungen, welche theils mit älteren 
religiöjen und rechtlichen Anfichten, theild mit der befondern Art der 
Berwaltung der Kirchengüter im Zufammenbange ftehen. 

Nah alter Firhlicher Sitte fand ein wiederholtes geiftliches Be— 
gängnig eines Verftorbenen als ein Seclendienft am fiebenten und am 
dreigigiten Tage nach dem Zode ftatt”). Bis zu dem dreißigften Tage 
wurde der Verftorbene gleichſam als noch lebend betrachtet, deshalb 
blieb die Wittwe in der vollen Wirtbichaft und theilte erft dann das 
Gut mit den fonftigen Erben des Mannes’), Daran anfnüpfend ges 


— | — 


3) So beſtimmen z. B. die preuß. Artikel von Erwelung vnd vnderhaltung der 
Pfarrer 1540 (meine Geſchichte I, 2. Urkunden S. 24. Richter K.⸗O. 2, 335): 
„Wo ein pfarrer etwas darüber (ald er bei der Einweifung in die Stelle erhalten 
batte), ed wer an farender habe, bargeldt, oder anderen, wie das namen baben möcht, 
verbefjert, vnd durch ſeyn mühe und arbeyt erobert, fol nach ſeynem abzug — vnd 
nach abſterben, ſehynen erben und freunden, on eynicherley eintrag oder verhindernus, 
des Lehnsherrn oder Biſchoffs, gevolgt werden.’ 

4) So ſchon nady Älterem gemeinen Recht (c. 20. C. de episcopis et clericis 
1, 3]. Nov. CXXXI. cap. 13 a. €.) M. vergl. 1 B. die in voriger Anm. eit. 
Artikel von 1540: „So ein pfarrer verftirbet, und nicht weyb oder finder, vnd aud 
gar feyne angeborne rechtliche freunde oder erben, nach fich verlaffen würde, diefelbigen 
pfarrers verlaffene habe, fol der Kirchen, der er gedienet, und der armut jnn gemeinen 
faften, bleyben vnd verordnet werden.’’ 

5) Preußifhe K.-⸗O. 1568: Bon den alten verlebten Pfarrherren u. ſ. w. 
(Richter K.⸗O. 2, 302). 

6) M. f. darüber J. I. Boehhmer de anno deservito in den Exercitatioues 
ad Pandectas T. Ill. exerc. 55. p. 572 f. und im jus ecel. Prot. lib. II. tit. V. 
$$. CCXLI f. : 

7) Homeyer über den Dreißigften, in den Abhandlungen der Akademie der 
Wiffenfhaften zu Berlin 1864, philofopb. = hifter. Claſſe S. 87 ff. und daraus im 
bei. Abdrud. 

8) Sacjenjpiegel. Landrecht. Buch I. Art. 22. 
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währte man der Wittwe des Pfarrers einen Sterbemonat®*). Die 
Praxis juchte diefes Recht nod in anderer Weife zu begründen, indem 
fie das dem Gefinde zugeftandene längere Verweilen im Sterbehaufe 
hierher zog. 

Der Sterbemonat ald annus deservitus auf höchftens vier Wochen 
beſchränkt“) wurde allgemeiner angenommen und bald aud) erweitert’). 
In der Mark Brandenburg beftimmte die Gonfiftorialordnung von 1573 
ausdrüdlih: „Nach Abiterben eines Pfarrers follen feine Widwe vnd 
Erben, wie vor alters, den dreißigften, al® vier Wochen ober, in der 
Pfarren figen bleiben, die Pfarrampte in des beftellen laffen, vnd 
dagegen die Einfommen vnd accidentalia, fo in den vier Wochen fal— 
fen, einnehmen”). Die urjprüngliche Bedeutung des Sterbemonats, 
welche noch annäherungsweife durch Gebräude der römiſch-katholiſchen 
Kirche erhalten war, fand bei den Evangeliichen feine Stütze mehr. 
Daber wurde ihm der Sinn eines Deſervits beigelegt und zugleich Die 
Rückfſicht auf den Eintritt von Fälligfeitsterminen geltend gemacht. 
Die Einnahmen der Geiftlihen beftandın nämlich theil® aus einem 
feften in Gelde zu entrichtenden Gehalt (salarium), theild aus Nußuns 
gen von Pfarrgütern und andern Leiftungen. Das Gehalt wurde ge- 
wöhnlicd in beftimmten Zerminen, meiftens vierteljährig ") entrichtet, 
während die Früchte u. |. w. zu verfchiedener Zeit geerntet oder gelie— 
fert wurden. Der verdiente Lohn konnte daher eigentlih nur mit 
NRüdfiht auf die Dauer der Zeit, während welcher der Geiftliche dem 
Amte vorgeftanden, berechnet werden; doch war man nicht fo ſtreng 
umd hielt entweder nur darauf, Daß die GEmolumente „fait verdient“ 
waren '*) oder man gewährte den Erben die Einnahme unverfürzt bis 
zum nächften Zahlungstermine, alſo namentlid von der baaren Beſol— 
dung die ganze vierteljährige Rate, wenn der Erblaffer auch bald nad 
deren Empfang oder jpäter während des betr. Quartal geftorben war. 
Aus dem Sterbemonat wurde fo ein Sterbequartal, freilich im 
— Falle von verſchiedener Dauer. Die brandenburg. Eonfifto: 
rialordnung von 1573 ſchrieb darüber vor, es folle der Wittwe und 
ihren Kindern „an der Pfarren einfommen, fo weit der verftorbene 
Pfarrer jehliger die pro rata temporis verdient, nichts entzogen wer: 
den“). Großes Gewicht legte man aber befonders der Declaration 


12) „So der Vater feliger faft vordienet bat.‘ Sächſiſche Generalartifel 1557, 
ol). 

= Richter K.:D. 2, 363. In gleicher Weife wurde auch) a des Abzugs 

eines Geiftlichen beftimmt: „Darnach foll ein jeder Pfarrer das Einkommen und 

u — Pfarren, zu jeder zeit, pro rata temporis, haben und behalten” (a. a. O. 


Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 27 


En 
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der pommerichen Theologen von 1572 bei: „Das Viertel Jahr, darin 
ein Prediger ftirbet, jonderlih, wo ein Monath, oder mehr, Wochen 
verfchienen, wird mit ad annum deservitum gerechnet u. f. w.““). 
Um der Wittwe zu helfen wurde zum Sterbemonat oder Sterbe- 
quartal noch eine andere Bewilligung gefügt. Die fähflihen General: 
artifel von 1557 verordneten nämlich, daß wenn ein Pfarrer mit Tode 
abgehe, der Superintendent einem benachbarten oder jonft geeigneten 
Geiftlihen die Verwaltung der Kirche übertrage „biß die Witfraw 
aus den Pfarrgütern abgefertigt werde, welches dann nah ausgang 
eines viertel Jars ungefehrlich gejcheen ſol“, damit dann ein neuer 
Pfarrer eingewiejen werde ’). Diefes Quartal erweiterte Die fächftiche 
K.-O. von 1580 zu einem halben Jaßre: „Und zu ferner Gnad, wollen 
wir derer verftorbenen Baftoren und Kirchen » Diener Wittwen und 
Kindern, ein balb Jahr nah ihres Ehewirths und Vatern Abjterben, 
in der Pfarr. .... Behaufung, den Sitz, darzu den halben Theil jeiner 
Fahr» Befoldung, von Zeit feines Abfterbens an, folgen... .. laffen “'%), 
Bon dem außerdem üblichen Sterbemonat tft dabei nicht die Rede; 
doch wurde deshalb verfügt, daß ſowohl der verdiente Lohn als das 
halbe Gnadenjahr bewilligt fein follte ”), was jedoch jpäterhin wieder 
reftringirt murde '%). Nach diefem Borgange wurde eine bejondere 
Gnadenzeit allgemeiner eingeführt, die Dauer derfelben aber ver- 
jhieden beftimmt, indem, wo die Gefege ſich nicht völlig klar aus- 
ſprachen, durd die Praxis umd Obfervanz die Sterbe : Verdienftzeit 
bald in die Gnadenzeit eingerechnet, bald außer derjelben zugeftanden 
wurde “). Bei der großen Mannigfaltigkeit der vorhandenen Bors 
fchriften über die Rechte der Hinterbliebenen eines Geiftlihen waren 
die Redactoren des allgemeinen Geſetzbuchs befliffen, Diejenigen Grunds 
jäße zur Geltung zu bringen, welde in der gemeinrechtlichen Praxis 
im Ganzen die Herrihaft erlangt Hatten. Ste ſchloſſen fih vornehm— 
lid an Samuel Stryck®) und J. H. Boehmer?), zum, Theil 
gegen Benedict Carpzov*) an, verwiefen aber fortwährend auf 


14) Bei Balthasar, jus ecel. pastorale 2, 600, 

15) Richter 8.:D. 2, 185 a. E, 186. 

16) Die cit. 8.-D.: Bon Immunitatibus, im Codex Augusteus 1, 534. Codex 
des im Königreich Sachſen geltenden Kirchen = und Schulrecht (Leipzig 1840) S. 11. 
Die Stelle if im Ganzen wörtlih dem Württemberg. fummar. I von 1559 ent⸗ 
lebnt (Richter K.⸗O. 2, 204), nur mit Veränderung des balben Jahres ftatt des 
Duartals. 

17) Refer. v. 1632 u. a. bei Carpzov, jurisprud. ecclesiastica lib. 1, 
defin. CLXX. 

18) Befehl v. 18. Auguft 1721 im cit. Codex (Leipzig 1840) S. 126. 

19) Selbſt in Sachſen hatten fih, ungeachtet des Befehls von 1721 (vor. Anm.) 
darüber Verſchiedenheiten gebildet, welche erft durch ®. v. 28. Februar 1839 (Codex 
cit. S. 498) aufgehoben wurden. Es ſoll darnach das Gnadenhalbjahr vom erften 
Tage des auf den Sterbemonat folgenden Monats gerechnet werden. 

20) Diss. de anno gratiae, Francof, 1660 und in des Berf, disserlationes 
vol. I. uro. 16. 

21) j. Ann. 6. Im jus ecel, Prot, eit. ift auch vom annus gratiae die Rede. 
22) M. f. 3. B. über den Emeritus (unten $. 102). Stengel, Beiträge zur 
jurift, Ziteratur in den preuß. Staaten. 11, 147. 
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die Provinzial» Kirhenordnungen, Gewohnheiten und Berfaffungen 
jedes Orts. Das Anfangs fürzer gefaßte Gefeß ergänzte fie durch Hin— 
zufügung der Beichlüffe, welche bei der Berathung der in Revisorio 
zur Sprache gefommenen Gontroverjen genehm gefunden waren *). 
Der Grundjag der freien Verfügung auch über die Grfparniffe 
aus den Ginfünften des geiftlihen Amts wird anerfanut *). Das 
Sterbequartal und Gnadenjahr oder die Gnadenzeit find 
beibehalten, und zwar das erftere ohne eine Befchränfung, welche beim 
(egtern angenommen tft, obgleich das Sterbequartal feineswegs allge: 
mein hergebracht war. Daſſelbe findet fi) in der Provinz Preußen *), 
den Marken **), Bommern ?”), in den anderen Zandestheilen nicht durch— 
gängig, Sondern nur theilweiſe*). Nach der Abſicht des Geſetzes 


23) I. Entwurf $$. 624— 640. 11. Entw. $$. 609— 621. A. 8&.=N. II, 11. 
$$. 833 — 856. 

24) A... 11, 11. $$. 99. 100. Die Beftimmung des $. 101 über das 
Erbrecht der Kirche auf einen gewiſſen Theil des Erwerbs beyiebt fich auf die fathofifche 
Kirche. Erbloje Güter der Geiftlihen fallen an den Staat (UL. NR. II, 16. $. 16 
f.). Uebrigens fünnen die Geiftlichen auch Lehen erwerben (a. a. D. I. 18. $. 370), 
dagegen nehmen und binterlaffen fie fein Seergerätbe (a. a. ©. II. 1. $. 506). 

25) Im Anfchluffe an die K.=D, von 1568 (Anm. 5) war es in dem (nicht ges 
drucdten) Initerburger Vifitationsreceß von 1590 und dem landesberrlich am 29. Juni 
1639 confirmirten Receß von 1635 beftätigt (Grube, corp. const, Pruten. I. No. V. 
fol. 53). Vergl. auch Zuſatz 207 $. 1 des oftpreuß. Prov.:R.—. In Weftpreus 
Ben batten die Landſtände 1798 daffelbe ald obſervanzmäßig anerfannt (Entwurf des 
weftpr. Prov.=R. Berlin 1837. $. 1163. S. 239), im Jabre 1836 es aber beftritten 
(Nevidirter Entwurf. Berlin 1837. Motive zu $. 504. 5. 79). Das Prov.= NR. v. 
19. April 1844 (G.-S. S. 103 f.) übergebt es mit Stilffchweigen, die Geltung der 
fandrechtlichen Vorfchrift anerfennend, da die wechjelnde Anficht der Stände fih nur 
auf die Frage über die berechtigten Perfonen bezogen zu haben ſcheint (f. Anm. 32). 
Anders ift das Verhältniß in Danzig, da die Gnadenzeit ſchon acht Tage nach dem 
Tode des Geiftlichen anfängt (Geſetz v. 16. Februar 1857. Art. 9. $. 6. in der 
G.⸗S. S. 90). 

26) Hier galt Anfangs nur der Sterbemonat (Anm. 10), ſpäter allgemein das 
Sterbequartal (m. ſ. die V. v. 6. Octbr. und 20. Novbr. 1704, von 20. October 
1763 bei Mylius im C. C. March. I, 2. No. 79. 80. Fol. 152 f., und N. C. C. 
III. No. 75. Fol. 295). 

27) 1. Anm. 14 verb. Balthasar jus ecel. pastorale I, 551 und die dafelbft 
angeführten Schriftfteller. 

28) In Sachſen war der Sterbemonat üblich geblieben (Ann. 8. 9. 19), vergl. 
Pinder Prov.: N. 1, $. 1578 (5. 280); 2, 361. 362. Der revid. Entwurf des 
Prov.sR. des Herzogtbums Sachfen (Berlin 1841) $. 780 feßt unter Bezugnahme 
auf diefelben Quellen: Sterbequartal. Es beiteht aber gar nicht im Serzogthum 
Magdeburg (ſowohl nad der K.=D. von 1685, als 1750). M. ſ. J. H. Boeh- 
mer jus ecel. Prot. lib. III. tit. V. $. CCLXIL v. Klewig, Prov.-R. des Her⸗ 

ogtbums Magdeburg $. 311 f. (2, 56. 57) nebft den Motiven 1, 230 f., verb. 
iR. B. Shielen, das halbe Gnadenjahr ... nad) Inhalt der im Herz. Magdeburg 
eingeführten 8.:D. Magdeb. 1767. — Der revid. Entwurf des Prov.=R. (Berlin 
1841) $. 313 nebjt den Motiven S. 246 ftellt den Sap auf: Gin Sterbequartal 
findet nicht Statt —. Ebenſo im Fürftentbum Halberſtadt (Lentze, Prod. R. 
$. 110. Revidirter Entwurf (Berlin 1836) $. 110 und Motive S. 163. 164). Daß 
in der Ober-Lauſitz das Sterbequartaf beftebe ift in der Verfügung des O.-K.⸗— 
Raths v. 4. März 1858 (Aftenft. des D.:K.=R. 10, 250 f.) ausgeführt. Die darin 
geltend gemachten Gründe würden auch für die Nieder-Lauſitz enticheidend jein, 
doch ift aus dem revidirten Entwurfe des Prov.-R. der Nieder » Laufiß (Berlin 1841) 
$. 423 (verb. Motive 5. 80) das Gegentbeil zu entnebmen —. In Schlefien 
befteht fein befonderes Sterbequartal im Fürſtenthum Dels, Glogau, Sagan (Revis 
dirter Entwurf des Prov.sR. des Herzogthums Schlefien. [Berlin 1841] $H$. 248. 288. 
271” 


F 


406 Buch IN. Die Verwaltung. Abfchn. I. Provifion der Aemter. 


follte das Sterbequartal nämlih als ein befonderes Recht der Erben 
außer der darauf noch folgenden Gmadenzeit gewährt werden. Daher 
wurde ausgeiprohen: „Das Sterbequartal wird in die Gnadenzeit . 
nicht mit eingerechnet”). Dennoch behauptete ſich mehrfach eine 
bereits beftebende Ordnung, nad welcher das Sterbequartal entweder 
gar nicht angenommen oder mit Rüdfiht auf daffelbe die Gnadenzeit 
verfürzt wurde, indem der Genuß der Einkünfte der erledigten Stelle 
ſchlechthin auf eine gemiffe Zeit feftgeießt wurde.  " 

Nah gemeinem Recht gehört das Sterbequartal als verdienter 
Lohn zur Erbichaft, gebührt alio allen Erben und bez. den Gläubigern 
des Berftorbenen ®), Die beiden erften Entwürfe des allgemeinen 
Geſetzbuchs Sprachen das Sterbequartal auch fchlechtbin „den Erben” 
zu »), Das U. L.-R. 8. 833 aber nur der Wittwe und den Kindern ”) 
des im Amte verftorbenen Pfarrers ?). Nach Provinzialreht und Ob: 
ſervanz haben aber auch jeßt noch alle Erben diefen Anſpruch »). Das 
Recht der Gläubiger ift anerfaunt®), Vom Sterbequartal haben Die 
Erben die Begräbnißkoften, jo weit die Einfünfte dazu binreichen, 
zu beftreiten %). Den Berechtigten fann der Mann und Vater den 
Genuß durch lehtwillige Verordnung, zu Gunften anderer Erben, nicht 


296), desgleichen auch im Allgemeinen nicht in Weftfalen und in der Rheinpro— 
pinz, gemäß der K.⸗O. vom 5. März 1835. $. 65_(f. unten Anm. 78 f.). Nur 
fo viel Mn nachgegeben , daß die Erben, welche nicht auf das Nachjahr Anſpruch baben, 
noch ſechs Wochen nad dem Tode des Pfarrers das Pfarrhaus bemobnen dürfen, ohne 
aber die Einkünfte zu beziehen (Min. R. v. 19. Februar 1840. Hagens zur K.:D, 
S. 61. Ergänz. Nr. 3). 

29) A. 8. $. 845 (I. Entw. $. 628. II. Entw. $. 613). 

30) J. HB. Boehmer jus eccl. Prot. lib. III. tit. V. $. CCLXXII. Bal- 
thasar a. a. O. 1, 551. 

31) I. Entwurf $. 624. II. Entw. $. 609. 

32) Bielitz (preuß. Kirchenrecht. 2. Ausg. $. 114. S. 236. Nr. 3) erflärt 
dagegen: „Da die Einfünfte des Sterbequartale zu dem Nachlaffe des verftorbenen 
Geiftlihen gerechnet werden, jo gehört es nicht, wie dad Gnadenjabr, bios der 
MWittwe und den noch in der väterlichen Gewalt des verftorbenen Geiftlichen befindlichen 
Kindern, fondern auch den anderen Erben deſſelben.“ Er beruft ſich auf $. 839 des 
A. L.⸗R. Allein daraus folgt nichts für das Erbrecht der Adcendenten und Seitens 
verwandten. Webrigens fünnte der Ausdruck Erben in den beiden erften Entwür— 
fen (vor. Anm.) ſchon in engerer Bedeutung gebraucht jein, in welcher nur die Witts 
wen und Kinder darunter begriffen find. | f. J. H. Boelımer a. a. D. 
$. CCXCIV. Bergl. Publ. v. 10. März 1818 in v. Kamptz Ann. 2, 10.) 

.33) Das Gejeg fordert, daß der Pfarrer im Amte verftorben fei. "Hier drängt 
fih die Frage auf: ob im Fall des Selbitmordes eines Geiftlihen Sterbequartal und 
Gnadenzeit bewilligt werden darf? Dies jcheint unbedenklich, Für die Berneinung darf 
man fich auf die Statuten der Wittwenfaffen nicht berufen, da die darin enthaltene 

ierauf —— Feſtſetzung eine ganz ſinguläre iſt (Reglement v. 28. Decbr. 1775. 

. 20. d. $. 26. d. Boat 2, 310. 311 u. a.), während das Geſetz den Hinter— 
bliebenen der Geiftlichen das Erbrecht und die Gnadenbewilligung ſchlechthin und ohne 
eine derartige Bedingung zuerkannt bat. 

34) So nach dem Dftpreuß. Prov.-R. Zufag 207. $. 1. Für die Marfen 
‚nm. die V. v. 20. Octbr. 1763 (Anm. 26), Matbis, jur. Monatsſchrift 5, 277. 

r. 201. Mevid. Entwurf — $. 109. Ueber Pommern vergl. Balthasar 
aa O. 1, 551. Prov.⸗R. von NeusBorpommern $. 1434 (I, 4, 140, verb. 
IV, 226). 

35) U. 8:0. $. 855. 

36) U. L.⸗R. 8. 834. Die Uebernabme der Begräbnißkoſten auf die Kirchens 
kaſſe ift im Allgemeinen unſtatthaft. (M. ſ. 3. B. rhein. Syn. V. $. 111.) 
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entziehen *). Die Berechnung des Quartals erfolgt fo, daß man das 
Jahr mit den Monate beginnt, in weldem der Pfarrer eingewiefen 
war *). Davon weichen indeffen die Provinzialrechte mehrfach ab. In 
Oſtpreußen wird in Abfiht des dem Pfarrer aus öffentlichen Kaffen 
ausgeiegten Gehalts das Amtsjahr vom 1. Juni, in Abficht der übri- 
gen Einkünfte vom 1. October berechnet *), in den Marken dagegen 
ift das Sterbequartal vom Todestage bis zum Anfange des nächſten 
mit dem 1. Jannar, April, Zuli, October beginnenden Quartals zu 
berechnen ®), 

Nach Ablauf des Sterbequartals haben die Hinterbliebenen ges 
wöhnlich eine Gnadenzeit. Das preußifche Recht erfennt diefelbe 
an, wo fie befonders hergebracht ift*), und zwar zu Gunften der hin— 
terlaffenen Wittwe und der Kinder, die fich beim Abfterben des Pfar— 
vers noch in feiner väterlichen Gewalt befanden *). Enkel und blos 
angenommene Kinder des verftorbenen Pfarrers haben nur dann einen 
Anspruch darauf, wenn fie zur Zeit feines Ablebens fi in feinem 
Haufe und in feiner Verpflegung befunden haben ). Wittwen, Die 
nach der Ortöverfaffung einen Wittwengehalt empfangen, fönnen in 
der Regel fein Gnadenjahr fordern #). Der Wittwe und den Kindern 
bleibt daſſelbe, wenn fie auch nicht des Mannes oder Baterd Erben 
geworden find *), dagegen fönnen rechtmäßig enterbte Kinder darauf 


37) AU. L.⸗R. $. 836. Die Entziebung in den suläffigen Enterbungsrällen ift 
aber dadurch nicht ausgefchloffen. A. L.-R. 8. 847. verb. Dftpreuß. Prov.s R. 
Zufaß 207. $- 2. Mevid. Entwurf für die Marken $. 110 nebft Motiven. 

38) A. L.⸗R. $. 837. War alſo ein Pfarrer im Kebruar eingewiefen, fo läuft 
das Amtsjahr vom 1. Februar und das Sterbequartal beginnt mit dem 1. Februar, 
Mai, Auauft, November. 

39) Oſtpr. Prov.:R. AZufa 207 $. 3. Demnach würden für die am 2. Juni 
verftorbenen Pfarrer das Sterbequartal aus den Pöniglichen Kaffen für Juni, Juli, 
Auauft, aus firchlichen Einnahmen nur für den Juni zu berechnen fein (veral. Zeihe, 
Grläuterungen zu der cit. Stelle S. 64). 

40) Mathis, jurift. Monatsfchrift 3, 277 Nr. 202. Revidirter Entwurf $. 108 
nebft Motiven S. 49, mit Pezugnabme auf ®. ven 1704, 1708 u. a. (f. Anm. 
26. 70). 

41) MR. $. 838 (I. Entw. $. 610) mit Rücklicht auf die Provinzial-Kir— 
chenordnungen und Sewohnbeiten. Der I. Entw. $. 625 nimmt Bezug auf Provins 
salgefeße und langwierige Gewobnheit. 

42) A. L.-R. $. 859 (I. Entw. $. 626. 11. Entw. $. 611), Kinder, welche 
ein eigenes Gewerbe treiben, find ausgefchloffen (Erf. des O.-Trib. v. 4. Februar 
1852, in den Entjheidungen 22, 378 f. Altmann Praxis S. 249. 250). 

43) U. 8:8. $. 840. Dieſe Beftimmuna, welde fih in den Entwürfen nicht 
befindet, ift im Anfchluffe an die gewöhnlich geltenden Grundfäge, neu binzugefonmen 
(veral. J. H. Boehmer jus eecl. Prot. a. a. O. $.CCXC). Nur wegen der Enkel 
herrſchte die entgegengefepte Anficht (j. a. a. D.), indem diefen ohne Beſchränkung die 
Repräfentation der verftorbenen Eltern zugeftanden war. Uebrigens fünnen Enfel dies 
ſes Necht auch dann haben, wenn ihr Vater noch am Leben ift (Erf. des DO, = Trib. 
es. Si 1850 in den Entfcheidungen 19, 2834. Altmann, Praxis 

„44) A L.-R. $. 841, ebenfalls neu hinzugefügt. Durch eine Penfion aus der 
allgemeinen Wittwenfaffe wird der Anjpruch nicht ausgefchloffen, da jene nicht auf 
Ortöverfaffung beruht. Vergl. den folg. $. S. 414. Anm, 7. 

45) A. 8: NR. $. 846 (I. Entw. $. 629. II. Entw. $. 614). M. vergl. Bal- 

thasar a. a. D. 1, 553. 554. J. H, Boehmer a. a. D. $. CCXCV, 
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feinen Anfpruch machen *) Iſt eine Wittwe vorhanden, fo gebührt 
ihr das Gnadenjahr allein; fie muß aber dagegen für den Unterhalt 
der Kinder unentgeldlih forgen. Stirbt die Wittwe während des 
Gnadenjahrs, fo wird der Genuß von den dazu berechtigten Kindern 
des Pfarrers fortgefegt ) Genießen nur Kinder das Gnadenjahr 
und ftirbt während des Genuffes eins derfelben, fo wächſt deffen Por— 
tion den übrigen zu). Andere, als die Wittwe und Kinder (Anm- 
42. 43) des verftorbenen Pfarrers fünnen auf eine Gnadenzeit niemals 
Anſpruch machen). Das Gnadenjahr wird nicht gewährt, wenn ein 
Pfarrer fein Amt gänzlicy niedergelegt, wohl aber, wenn er nur einen 
Suhjtituten erhalten batte 9%). Kommt das Sterbequartal und Gna— 
denjahr verichiedenen Perfonen zu, fo müfen die Nußungen unter fie 
nah Verhältniß der Zeit getheilt werden ®), 

Die Dauer der Gnadenzeit iſt ſehr verfchieden. Der I. Ent: 
wurf hatte indefjen im $. 127 dieſelbe befchränft: „Das Gnadenjahr 
foll nirgend über ſechs Monate ausgedehnt werden.” Der I. Entw. 
8. 612 hatte dagegen nur beftimmt, fie folle „der Regel nach“ nicht 
länger fein. Das N. L.-R. $. 844 überläßt aber Ddiefelbe „jedes 
Orts Gewohnheit.‘ Auch binfichtlihd der Gegenſtände, melche den 
Berechtigten zufallen, findet feine UWebereinftimmung ſtatt“). Was 
insbefondere die Stolgebühren betrifft, fo gehören fie in der Regel 
nicht dazu umd find denjenigen zu entrichten, welcher die betr. Hand- 
lung verrichtet hat. Wo aber die Stolgebühren zum Gnadenjabr ae 
hören, müflen die Berechtigten dem fungivenden Geiftliden die Reiſe-— 
und Zehrungsfoften erjegen ’?), Was von den Einkünften der Pfarre 
während der Bacanz, nach Abzug der Vertretungsfoften, übria bleibt, 


46) A. 2.8. $. 847 (1. Entw. $. 630. 11. Entw. $. 615). Da der Anfvrud 
ein finqulärer, vom Erbrecht unabbängiger ift (f. Gitate in vor. Anm.), erklärt J. H. 
Boehmer aud die Enterbten für vercentionsfübig. Uebrigens fpricht das Geſetz nur 
von den Kindern und nicht von der Wittwe. Der Grund, der für den Genuß ber 
Feen angeführt werden fann (A. WeM. Il, 1. $. 660), ließe fih auch für vie 
Kinder geltend machen. 

47) A. LER. $. 848 (1. Entw. $$. 631. 632. U. Entw. $. 616), $. 849 
(1. Entw. $. 633. 11, Entw. $. 617). 

45) A. L.-R. $. 850, neu hinzugekommen. 

49) A. L.R. $. 851. Im J. Entw. $. 634 ftebt dafür: ,, Sind dergleichen 
Kinder nicht vorhanden, fo bört das Gnadenjahr auf‘ und im 11. Entw. $. 618: 
‚Andere Verwandte oder Erben — baben — niemals Anfpruc zu machen.” Bielitz 
(Kirchenrecht $. 115) ftatuirt doch verfchiedene Ausnabmen (5. 238. Anm. m. n. r.), 
indem er ohne Weiteres die Cab.O. v. 27. Nil, 27. Mai 1816 und 15. Rovtr. 
1819, welche für königliche Beamte erlaffen find, auf Geiftliche überträgt. Allein 
die analoge Anwendung derartiger, insbefondere auch die Penfionirung weltlicher Bes 
amten betr. Sefeße fann nicht für zuläffig gehalten werden (vergl. Erlaß des DH... 
vom 27. Novbr. 1854 in den Aftenft. des D.:R.:R. 7, 16). 

50) A. MEN. $. 842. 843. verb. Circ. v. 6. Januar 1844 (Min.«Bl. des Inn. 
S. 29. Boat 1, 580. 581) und unten Ann. 62 f. 

508) A. L.-R. $. 856 (1. Entw. $. 639. II. Entw. $. 621). 

51) Die Vorfchrift des 1. Entw. $. 635: „Alle gewöhnliche Ginfünfte von der 
Pfarre werden zum Gnadenjahr gerechnet” hatte als jelbftverftändlich ſchen der 11. Entw. 
nicht wiederholt 

52) U. L.-R. $. 853 (1. Entw. $. 636. I. Entw. $. 619), $. 854 (11. Entw. 
$. 620. Der I. Entw. $. 638 beftimmt nur, daß für diefen Fall die Stolgebühren 
der Wittwe oder den Kindern berechnet werden). 
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wählt, wo fein Gnadenjahr ftattfindet, dem Pfarrwermögen zu ®). 
Daffelbe gefchteht auch, falls nach Ablauf der Gnadenzeit, Die Pfarre 
noch nicht wieder befegt ift “). 

Bon dieſen landrechtlichen VBorfchriften finden fih in den einzelnen 
Provinzen wieder mannigfahe Abweichungen. Zuvörderſt giebt es 
Zandestheile, in welchen nur obfervanzmäßig an einzelnen Orten über 
haupt eine Gnadenzeit hergebracht it’). Was die Berechtigten be: 
trifft, fo gilt die Beſchränkung der 88. 839. 840 des A. L.⸗R. (Anm. 
42. 43) nicht in Oftpreußen °%), den Marken °), Sachfen ) und ander: 
wärts *), und die Befchränfung des $. 841 (Anm. 44) nicht in den 
Marken %), Bonmern ®) u. a Dagegen ift mebrfah ohne Grund 
eine provinzielle Gigenthümfichkeit in Bezug auf das Recht der Wittwe 
eines emeritirten Pfarrers, als Modiftcation des 8. 842 des ULM. 
(Anm. 50) behauptet worden. Da, mo die Provinzialrechte Diejes 
Falls aedenfen, ift nicht von einem ſolchen Geiftlihen die Rede, mwels 
cher fein Amt vollftändig niedergelegt bat, fondern von der Beftellung 
eines Subftituten oder Adjuncten, Durch welche die Gnadenzeit für Die 
Wittwe und Kinder des Pastor ordinarius nicht ausgefchloffen wird. 
Daher ift mit Grund die Annahme eines befondern Provinzialrechts 
in der Mark) zurückgewieſen ®) und mit Rüdfiht auf die Vorarbei— 
ten im rewidirten Entwurfe Disponirt: „Der Wittwe und den Des» 
cendenten eines Pfarrers, welcher jein Amt gänzlich niedergelegt und 
an einen Nachfolger abgegeben hat, ftebt nur dann ein Anſpruch auf 
ein Gnadenjahr zu, wenn ibm daffelbe in einem zwifchen dem abge- 
gangenen Pfarrer und feinem Nachfolger abgeichloffenen Vertrage unter 
Genehmigung der geiftlichen Dbern und des Patrons zugefihert ift. 
War aber der Pfarrer noch im Amte geblieben und ibm nur ein 
Stellvertreter zugeordnet worden, fo genießen feine Wittwe und Des- 
cendenten die ihm vorbehaltenen Einfünfte während der Gnadenzeit ®). 


53) A. L.-R. 6. 852, neu binzugefügt. 

54) Erf. des D.=Trib. v. 25. Septbr. 1837 (Präjudicien» Sammlung 1, 209. 
Boat 1, 581. 582, Altmann Praris S. 252). 

55) So in Weftpreußen. Die Beftimmung des revid. Entwurfs des Prov. » 
R. $. 505: „Das Gnadenjahr findet nur da ftatt, wo daffelbe bisher üblich gewe— 
fen ’” bedurfte feiner Aufnahme im Prov. = Gefege von 1344. 

56) Prov.s RM. Zufaß 208 $.5. 

57) B * * über das Gnadenjahr der Predigerwittiwen in der Kurmarf, in 
Stengels Beiträgen 11, 139. athis Monatsfchrift 3, 278. Nr. 206. Revidirs 
ter Entwurf $. 117 —. Wegen der Neumark f.m. Hoffmann, Repertorium 3, 122. 

58) Carpzov, jurisprud, ecel. ib. I. def. CCXI. Binder, Prov.⸗R. 
$. 1581. Mevidirter Entwurf $. 782 nebft Motiven. 

59) Was Pommern betrifft (Balthasar.a. a. O. 1, 551), fo tft Died nicht 
unbeftritten (veral. Prov.sR. von Neu = Vorpommern $. 1436 [1, 4, 141] und die 
Motive [IV. 228 f.]). Der revidirte Entwurf entjcheidet daber für die landrechtliche 
Beftinnmung in den Motiven S. 117. 

60) Stengel, Beiträge cit. E. 144. Matbis a. a. O. Nr. 210. Revidirter 
Entwurf $. 213. 

61) Balthasar cit. 1, 881. Prov.⸗R. von NeusDorpommern $. 1444 nebft 
den Motiven. MNevidirter Entwurf $. 312. 

62) Stengel Beiträge 1, 85. 11, 146. 147. Mathis aa. D. Nr. 216. 

63) Bergl. Das Anm. 50 cit. Circular v. 6. Januar 1844 a. E. 


64) Revidirter Entwurf $$. 124. 125. Motive S. 35. 
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Da diefe Grundfäße dem A. L.-R. felbft conform find, bat das Eirc. 
vom 6. Januar 1844 (Anm. 50) auch allgemein diefelben für anwend— 
bar erflärt ®). j 

Während manche Prov.-Rechte die Vorſchrift des A. L.-R. $. 848 
(Anm. AT) im Ganzen feithalten‘), beftimmen andere, daß im Fall 
der Concurrenz einer Wittwe und eines oder mehrerer Descendenten 
jene die eine, Diele die andere Hälfte beanfprucen können “). Der 
Anfangspunft und die Dauer der Gnadenzeit find ſehr verfchieden. 
In Oftpreugen haben nah Ablauf des Sterbequartals (f. Anm. 39) 
die Lutheraner noch ein Gnaden- Quartal, die Reformirten ein Gna— 
denjahr *). In Danzig fängt die Gnadenzeit act Zage nad dem 
Tode des Prediger an und Dauert bei den Kirchen in der Stadt, 
fowie zu ©. Salvator und zum beiligen Leichnam ein ganzes, auf 
dem Lande ein halbes Jahr ®). In der Mark befteht nad Ablauf des 
Sterbequartals (Anm. 40) ein halbes Jahr”), tm Eroffen- und Zül- 
lichauſchen“), wie nad) der Obſervanz in vielen andern Diftricten ein 
ganzes Gnadenjahr“). Den geiftlihen Dbern ſteht jedoh in allen 
Fällen die Befugniß zu, die Gnadenzeit aus befonderen Gründen da, 
wo fie nur ſechs Monate dauert, bis auf ein ganzes Jahr zu verlän- 
gern. Bei Patronatfirhen ift aber hierzu die Einwilligung des Pa- 
trons erforderlich ”)._ In Pommern dauert die Gnadenzeit (gerechnet 


65) Auh für Pommern findet hierbei feine Abweichung ftatt (Balthasar 
a. a. D. 1, 555), weshalb die neuen Entwürfe ftillfchweigend das A. 2%. MN. als gel: 
tend anerfennen. Kür Sachfen war früher in dem Kalle, daß ein Emeritus aanz 
refignirt batte, feine Gnadenzeit bewillint. (Beyer addiliones ad Carpzov. lib. 1, 
defin. CCXIX.) Die auf Grund der Nefolutionen von 1786 Nr. 3 getroffene Xen: 
derung (f. Binder, Prov.=M. $. 1583. Mevidirter Entwurf $. 784) ift aber nicht 
maaßgebend, da die Nefolutionen als allgemeines Landesgeſetz durch das U. L.-M. 
befeitiat find (j. oben $. 22. S. 106). 

66) So für Danzig das Geſetz vom 16. Febr. 1857. Art. 1X. $$.6. 7 (G.⸗S. 
S. 90). Wegen Pommern ſ. folg. Anm. 

67) Ueber Sachſen f. m. Carpzov, jurisprud. ecel. lib. I. defin. CCXII. 
Binder, Prov.-R. $. 1578 f. Nevidirter Entwurf $. 780 f. Revid. Entwurf von 
Magdeburg $. 320. —. Oftpreußen. Prov.-R. Zufaß 208. $. 5. — Die Mar: 
fen: Matbis a. a. D. Nr. 218. Nevid. Entwurf $. 120 nebft Motiven S. 51.— 
Was Pommern betrifft, jo entjcheidet Balthasar a.a. D. 1, 555 fih mit ande— 
ren für die Concurrenz; indefjen fteben doch Bedenken entgegen (Prov. = N. von Neu— 
Borpommern $. 1463 und die Motive (IV, 228 f.), ho bei der neuen Redaction 
bed Prov.=R. die Rückkehr zur Vorfchriit des $. 848 des U. UN. zu empfeblen 
ſchienen (Revidirter Entwurf. Motive S. 117. 118). 

68) Infterburg. Gen.-Viſit.-Receß von 1638 (Anm. 25). Ditpreuß. Prov.⸗R. 
Zufag 208. $. 1. $. 4. Hier iſt nur von den deutjch= reformirten Geiftfichen die 
Rede; die franzöfiichen baben dajjelbe nach dem Neglement vom 19. Novbr. 1739 
(befonders gedrudt). j 

69) Geſetz v. 16. Februar 1857. Art. IX. $. 5. 6 (G.⸗S. S. W). 

70) Eonf.sD. von 1573 (Mylius C.C.M. I, 1, 304 Richter K.⸗O. 2, 
372). Nefolution v. 1. Mai 1652 Nr. 6 (Myliusa. a. DO. VI, 1, 402. 431). 
R. v. 6. Octbr. und 20. Novbr. 1704, v. 9. Mai 1708 (Iylius a. a. O. 1. 2. 
Nr. LXXIX. LXXX. LXXXVI, Fol. 151 f. 171). 

71) Revers v. 12. Juni 1611 (Mylius C. C. M. VI. I, 239). 

72) Dies ift zugleich mit ausgedehnt auf die franzöftfch = reformirten Prediger und 
Schuldiener (Circ. v. 23. März 1740 bei Mylius a. a. D. Contin. I. von 1740, 
Nr. 8. Fol. 331). | 

73) Hoffmann Nepertorium 3, 124. Nevidirter Entwurf $$. 113 — 115 nebft 
den Motiven S. 49. 50. 
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vom Ablauf des Deiervit- Quartals, auf Rügen vom Ende der 6ten 
oder Sten Woche nah dem Tode des Predigers) ein volles Jahr ”*). 
Sp auch in Halberftadt (ohne Sterbequartak |. Ann. 28). In Sachſen 
beträgt fonft die Zeit ein halbes Jahr, nah Ablauf der Sterbezeit”), 
wie auch meift in Schlefien ”*). 

In der Rbeinprovinz und in Weftfalen hatten ſich allmählig ver: 
ihiedene Normen über das Nachjabr der Wittwe und Kinder der 
Geiſtlichen gebildet“). Außer der eigentlichen Gnadenzeit, Die ordent: 
licher Weife ein aanzes Jahr betrug”), wurde noch gewöhnlich ein 
Zeitraum von einigen Wochen als verdient unmittelbar nad dem Tode 
des Pfarrers bewilligt”). Daran ſchloß fih die 8.-O. von 1835, 
indem fie im $. 65 der Wittwe und den noch unverforgten Kindern 
ein Jahr und ſechs Wochen vom Todestage an gerechnet den Genuß 
der Stelle zugeftand, Durch Eab.-DO. vom 17. Dechr. 1839 wurde 
Dies auf alle evangeliichen Prediger beider Provinzen ausgedehnt ®) 
und durch Gab.-D. vom 29. Juli 1840 dabin erläutert ®'), daß die 
Wohlthat allen noch unverjorgten Kindern "°) eines Pfarrers zu Theil 
werden follte, welche ſich bei deſſen Ableben nod in der väterlichen 
Gewalt befunden haben, gleichviel ob fie majorenn oder minorenn 
feien *). Nur die Gattin, welche mit dem Pfarrer verheiratbet war, 
während er noch im Amte ftand, nicht aber Die, welde er als Emerts 


74) Balthasar a. 0. ©. 1. 552. Prov.:R. von Neus Rorponmern ss 1435. 
1437 nebſt Motiven (IV, 228 f.). Nach Umſtänden ift felbft ein doppeltes Gnaden—⸗ 
jahr bewilligt (Biedersftedt, Sammlung 2, 209). 

75) MR. f. die Ann, 67 eit. Lit. Nevidirter Entwurf von Magdeburg $. 313. 
Revid. Entwurf für das Eichsfeld $. 283. (B. v. 17. Mai 1805. Motive S. 269.) 

75) PresbyteriafsO. v. 13. Septbr. 1742. Nr. V (Korn’ä weh) 2, 27), 
Circ. v. 1. April 1746 (a. a. ©. 5, 185), vergl. Revidirter Entwurf (Berlin 1841) 
$$. 141. 248. 288, 296. 

77) Bergl. Beſchluß der Gen.: Synode zu Duisburg 1610 (meine Geſchichte IV, 
8. S. — der Urkunden). Vergleich des Minifterii zu Soeſt 1610 (a. a. D. Nr. LVIII. 
S. 147). 

73) K.O. 1662 $. 30. 40. 8.0. 1637 $. 2. 3 (meine Geſchichte IV, 3. 
Urfunden 5. 184. 242), Summarifcher Begriff 1677. $. 14 (a. a. D. ©. 234). 

79) Ueber das Nachjahr in Soeft 1658. 1684. 1694 (meine Gefchichte a. a. D. 
Nr. LIX. Cıll. CIv. S. 148. 258. 260). 

80) Min. Dl. des Inn. 1840 ©. 49. Vogt I, 578. Hermens Hands 
bud 4, 826). 

81) Hermens a. a. D. 3, 606. Bogt 1, 579. f. meine Geſchichte a. a. D. 
Urf. zu $. 85 der 8.:D. S. 664. Blubme und Hagens zum $. 65 cit, Beral. 
Heſſel, das Gnadenjahr u. f. w. in der Bonner Monatsfchrift III. (1844) Heft 9 
(Septbr.) S. 143 — 159. 

Ela) Zum Berforgtiein im Sinne des $. 65 der K.:D. wird bei dem Sobne 
ein Amt vder ein einener Nahrungsbetrieb, bei der Tochter ein Ehemann erfordert. 
Erlaß des O.-Ki-Raths v. 22. Auguft 1860 im K. A.«Bl. der Rheinprovinz 1860 
5. 29— 31). M. ſ. noch überhaupt die XI. rbein. Syn. $. 152 und Erlaß des 
D.-K.⸗R. v. 1, Octbr. 1863. 

82) Wo die väterliche Gewalt in der Rheinprovinz (nach dem Code civil art. 488 
verb. en mit dem 21. Xahre des Kindes aufbört, genügt ed, daß das Kind bie 
zum Ableben des Baters von demſelben unterbaften wurde und noch unverforgt ift. 
(Gab, D. v. 19. April, Min. R. v. 14. Mai 1847. Min.-Bl. des Inn. ©. 125. 
Mittheil. aus der Verwaltung des Geiftl. [1847] 9. 3. ©. 244. 245. Hermens 4, 
950. Vogt 1, 570.) 
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bereit3 vorhanden waren, fönnen auf den Genuß des Rubegebalts 
während des Gnadenjahrd Anfpruch machen *). Diefe Vorfchriften 
finden auf alle Pfarreien, unter Aufhebung aller entgegenftebenden 
Dbfervanzen und PBarticnlargefege, gleichmäßige Anwendung ). 

Die zum Gmadenjahr aebörigen Gegenftände find gleichfalls 
nicht überall diefelben. In Dftpreugen muß, wenn in der Gnadenzeit 
der neue Pfarrer eingewieien wird, die Wittwe mit den Kindern, 
wenn ein Wittwenhaus vorhanden ift, die Wohnung ſogleich räumen ; 
wenn fein Wittwenhaus vorbanden ift, oder blos Kinder das Gna— 
denquartal aenießen, müſſen fie mit dem neuen Pfarrer die Wohnung 
theilen. Die Berechtigten der reformirten Prediger ziehen alles fixirte 
und zufällige Ginfommen ®). Der bereits eingewiefene lutheriſche 
Pfarrer erhält die Stolgebühren *). In Danzig gehören die Stol- 
gebühren zur Gnadenzeit, das Beichtgeld und die Gebühren für Für- 
bitten und Leichenpredigten fommen jedoch demjenigen zu, der die 
aeiitlibe Handlung verrichtet bat). Yu der Marf erbalten die Erben 
alle Revenüen, mie beim Sterbegquartal, von der Hauptfirche und 
damit verbundenen Filialen und Gaftgemeinden 7%) Ebenſo in 
Sachſen ®), Pommern ®) und Rheinland» Weftfalen “). In wie weit 
aber die Berechtigten zugleich gewiſſe Leiſtungen zu übernehmen haben, 
beruht auf hefonderen Feſtſetzungen (1. unten $. 104). 

Die Vorfchrift des N. L.-R. $. 852 (Am. 53) gilt aud in Oft: 
preußen ®'). In Weftpreußen if anerfaunt, daß auch mande Pre: 
Diger » Wittwenfaffen an den Einkünften des Guadenjahrs Antheil 
baben *) und in Danzig erhält bei Landfirchen die Prediger» Witt: 
wenfafle derjenigen Superintendentur, zu welcher die Kirche gehört, 
die Erfparniffe *). Auch in der Mark ift dies bisweilen hergebracht“), 
ebenfo in Halberſtadt“) und zum Theil in Magdeburg °). Dieje Ab: 


83) 8.:0. von 1835. $. 65. Nr. 2. 

84) Auf Grund der beiden Anm. 80. 81 angeführten Gab,» Ordres und des 
Bubl. Pat. zur K.⸗O. angenommen (Hagend Zufaß 2, S. 60 zur 8.=D.). Daß 
für den Kreis Siegen die früheren Nachjabröverbältniffe durch die Rs D. aufgehoben 
worden, hatte ſchon ein N. v. 19. Februar 1840 ausgeſprochen, für Soeft war dages 
gen die Fortdauernde Geltung der Convention vom 4. Detbr. 1756 (26. Mai 1758) 
(in meiner Gefchichte a. a. DO. Nr. CXXXVI. 5. 341 f.), durh R. v. 4. Octbr. 
1836 (verb. mit der I. wetfäl. Synode S. 34) behauptet worden. Bei der Revifion 
des Prov.-R. ift dies jedoch nicht anerfannt worden. (Mevidirter Entwurf des Prov.s 
Kirchene und Schulrechts der Graffchaft Mark u. f. w. Berlin 1841. S. 32. 33.) 

85) Oftpreuß. Prov.=R. Zuſatz 208 $$. 2. 4 verb. das Anm. 68 cit. Neglem. 
von 1730. 

85a) Oſtpr. Prov.-R. Zufag 210. (Statt Zufaß 207 ift übrigens 206 in diefem 
Zufag zu yefen.) 

86) Geſetz v. 16. Februar 1857. Art. IX. $. 8. (6.5. S. 9). 

87) Nevidirter Entwurf $$. 112. 116. 126b. 

88) Binder, Prov.= N. $. 1578. Mevidirter Entwurf $. 780. 

89) Balthasara. a. O. 1, 554. Prov.-R. von Neu: Borpommern $. 1437. 
Mevidirter Entwurf $ 314. 

90) K.⸗O. $. 65. Nr. 1. Hagen zur K.⸗O. S. 61. Ergänz. Nr. 1. 

91) Dftpreuß. Prov.-R. Zufag 209. 

92) Weſtpreuß. Prov.⸗R. 1844. $. 50. 

03) Geſetz v. 16. Februar 1857. Art. IX. $. 9. 

94) Nevidirter Entwurf $. 126a. 

95) Nevidirter Entwurf $. 113 und Motive S. 165. 

96) Revidirter Entwurf $. 324. 
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weichungen vom U. 2.:R. beruben aber nicht ſowohl auf Obfervanzen, 
da jenes anf folche nicht verweift, als vielmehr auf geießlicher Vor— 
fchrift oder befonderen Fundationen ”). Bisweilen beftehen übrigens 
eigene Pfarrvacanzfaffen, welchen die Erſparniſſe (Intercalar- 
frücte) zum Beften der Pfarrei überwiefen werden 8). 


$. 100. 
Andere Hebührniffe der Prediger = Wittwen und Waifen. 


Außer dem Sterbequartal, der Verdienſt- und Gnadenzeit find 
von je ber den Hinterbliebenen der Geiftlihen noch andere Wohlthaten 
zugeftanden, theils im ganzen Staate, theils eigenthümlich in den ein- 
zelnen Provinzen. Die früher bewilligten Freibeiten von Steuern 
und Abgaben‘) find in Allgemeinen aufgehoben )). Cchon zeitig 
wurde auch auf Bewilligung von Wittwenpenfionen Bedaht ge 
nommen. Cine allgemeine Wittwen-Verpflegungs-Anſtalt gründete 
Friedrich 11.1775). Zum Eintritt in diefelbe find nur die im eigent— 
lichen Seelforgeramt angefteflten Geiftlihen berechtigt‘). Biel früber 


97) Publ, der Reg. zu Merfeburg, mit einem R. des Geiſtl. Min., v. 1. März 
1825 (A.⸗Bl. von Merfeburg S. 137. Boat 1, 581. Anm. 406). Leber die Gels 
tendmachung folcher Anfvrüche auf dem Rechtswege f. m. das Erf. des Gerichtäbofes 
für Gomvetenzeonflicte von 8. Juni 1848 (Juſt.“Min.«“Bl. S. 305. 306. Altmann 
Praxis 5. 432). 

98) Nach dem in voriger Ann. cit. Publ. vom 1. März 1825 ift die Gapitalis 
firung der Grfparniffe zum fünftigen Nuben des Pfarrers angeordnet (Binder Prov.s 
R. $$. 1575. 1586. Motive im Theil 2. S. 361. Mevidirter Entwurf $. 777). 
Leber die Verwaltung diefer Kaſſen durd die Gonfiftorien f. m. den Min. s Erlaß v. 
6. Septbr. 1858 (Nftenftüfe des O.-K.-Raths 10, 264. 265). 

1) M. ſ. z. B B. v 23, Mär 1740 (Mylius C. C. M. Contin. I, von 1740 
Nr. 8. Kol. 331), R. v. 27. März 1755 (erneuert B. von 1717. 1728. 1752), 
17. April 1770 (N C. ©. 1. Nr. 27. Fol. 787. IV. Nr.35. Kol. 6781) u.a. Acciſe⸗ 
Meglement v. 3. Mai 1787 (a. a. O. VIN. Nr. 51. Fol. 1114 f. Borowski, neue 
preuß. Kirchenregiftratur S. 6. 7.) u. a. m. f. oben $. 63. S. 2350. 

2) f. oben $. 63. S. 250. 251. 

3) Reglement vom 28. Dechr. 1775 (N. C. C. T. V.e. Nr. 63. Kol. 381 f. 
Nabe Sammlung I, 6, 146 f. Boat 2, 307). Die fpäteren Ergänzungen bei 
Vogt S. 324 f. und befonders bei E. Wegener, das Patent und Reglement für 
die königl. preuß. allg. WittwensVerpflegungssAnftalt. Berlin 1862. 

4) Cab.-O. v. 10. Dechr, 1816, v. 17. April 1820 (v. Kamptz Ann. 16, 102. 
4, 789. Boat 2, 325. 326), Publ. v. 29. Januar 1859 (in den .s Blättern ; 
ſ. auch Amtliche Mittheit. des Conſ. Königsberg Nr. 229), dazu aebören auch die bes 
reits ordinirten Silfsgeiftlichen,, bez. Präcentoren in Littbauen (f. $. 61. S. 247), 
welche nur eine Beſcheinigung des betr. Superintendenten beizubringen baben, daß 
ihnen die gefammten prarramtlichen Aunctionen übertragen find. (Min. NR. vom 10. 
Januar 1855.) Den ®eiftlihen, deren Ginfommen jäbrlich nicht 400 Thlr. beträgt 
und welche nicht eigenes Vermögen befigen, wurden auf Grund der cit. Gab.=O. von 
1816 und 1820 die Beiträge für eine ihren rauen zu verfichernde Penſion von 100 
Thlr. jährlich aus Gentralfonds erftattet, wogegen fie die Zinſen für den ftatt des 
Antrittögeldes einzulegenden Wechjel aus eigenen Mitteln berichtigen mußten. Durch 
Geſetz ym 17. Mai 1856 (G.-S. ©. 477 f.) ift die Beftimmung wegen Zablung 
des Antrittögeldes und reſp. der Berzinfung aufgehoben und dagegen der Jahresbeitrag 
erhöbt. Demgemäß find die früher von den Geiftlichen gezahlten 8 Thlr. nicht mehr 
zu entrichten, dagegen, wenn der Beitrag jährlich 26 Thlr. beträgt, nach Abzug der 

Thlr., noch 16 Thlr. zu zablen. Die Cab.-O. v. 26. Juli 1823, welche den 
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batten jich aber bereits im einzelnen Landestheilen befondere Pfarr— 
wittwenfaffen gebildet. So 1691 für die Lutheriſchen der Kur: 
mark, denen bald viele andere folgten ’), fo Daß nicht nur jede Pro- 
vinz, ſondern auch viele Didcefen ihre befondere Kaffe erhielten, deren 
Berbältniffe durch eigene Statuten geregelt wurden °). 

Defter erhalten die Wittwen auch einen befondern Wittwen- 
gehalt neben den übrigen Intraden?) In Oftpreußen ift dies auf 
die lutheriſchen Wittwen bejhränft und beträat in der Regel 33% Thlr., 
welche bei Stadtgemeinden nah den Feuerftellen, bei Landgemeinden 
nad) der Hufenzahl aufgebracht werden 9). Auch die Patrone und der 
Fiscus müſſen dazu Beitrag leiften’). Wenn mehrere Wittwen vor- 
handen find, fchließt Die Ältere die dem Todesfall des Geiftlichen nad) 
jüngere aus, falls nicht durch Stiftungsurfunden oder Obfervanz ein. 


MWittwen die Penfion aus Staatsfonds gewährt, bis Ddiefelbe aus der allgemeinen 
MWittwensVerpflegunasanftalt bezogen werden fann, gebt nur auf die Wittwen eigent= 
(iher Staatöbeamten und nicht der Weiftlichen (MR. v. 23. Aug. 1832 in meiner 
Geſch. I. 2. Urk. Nr. CH. S. 187). 

5) B. wegen (futberifcher) Prediger: Witben » Fisci (der Kurmark) vom 2. April 
1691, erweitert 24. Dctbr. 1706 (Mylius C. C. M. I, 2. No. LV. Fol. 113. 
No. LXXXIII. Fol. 163 f.), vergl. B. v. 12. Novbr. 1767, 16. Dechr. 1771, 3. Res 
bruar 1780 (N. C. C. M. IV. Nr. 76. Fol. 993. Ve, Nr. 7. Kol. 463. VI. Nr. 4. 
Fol. 1865). Darauf folgten das Statut vom 15. Detbr. 1804, 17. October 1832 
(20. Mai 1833), 11. Februar (22. Juli 1847 verb. Cab. D. v. 26. April 1847 in 
der G.⸗S. S. 286) und zu leßteren der Nachtrag vom 11. Februar 1863 (beftätiat 
durch Cab.⸗O. v. 26. Octbr. 1864, in der G.⸗S. 9.702 f., Staatsanzeiger Nr. 301). 
DB. wegen der reformirten furmärf. Kaffe vom 13. Auauft 1716. Reglement v. 
14. Noobr. 1800 (N.C.C.M. I, 2. Nr. CVIII. Fol. 200 f. X. Nr. 72. Fol. 3174 f. 
Nabe Sammlung 13, 429 F.). —. Weftpreufen: Berf. 26. April 1815 (A.-B. 
S.170) für die Mittwenkaffe der Diöcefen Marienburg und Neuteih.—. Pommern, 
Kaffe in Straljund feit 1639, Greifswald 1728 (Statut v. 10. Januar) u. a. m. 
vergl. Biederftedt Sammlung'u. f.w. 2, 216 f. — Sachſen. lieber die Kaffen im 
Herzogtbum Sachen |. m. die Nachweifungen bei Binder Prov.⸗R. 2, 362. 363 zum 
$. 1594. Ueber Galberftadt f. m. die Reglements v. 1. März 1700 und 30. Mai 
1713, Statut vom 5. Juli 1837 (beftätiat durch Gab.-D. v. 17. Januar 1838). 
Schlefien. Societät für die Kreife Bolfenbain und Yandsbut (Cab.⸗“O. v. 4. Mai 
1844 im Juſt.-Min.-Blatt S. 145). Ueber die oberlauſitziſche Priefters, Wittwen s 
und Waifenfaffe von 1708 f. m. die Nachweilungen im Prov.-R. der preuß Ober: 
Lauſitz (Breslau 1837) 5.179. —. Weftfalen. Das firchliche Amtsblatt tbeilt ſucceſſive 
die Statuten aller Wittwenfaffen mit. M. ſ. das für die Diöceſe Siegen v. 1775 
(A.⸗B. 1860 Nr. 18), für die frübere füderläudifche reform. Claſſe 1778 (Nr. 19), 
für Terflenburg und Überlingen 1832 (Nr. 23), für die (ehemalige) Rubriche Kaffe v. 
1792 , geändert 1850 (a. a. D. 1861 Nr. 18), für Wittgenftein = Berleburg 1755 
(Nr. 19), für ah Be 1746, modificirt 1842 und 1844 (Nr. 21), 
für MindensNavensberg 1736 und 1756 (Nr. 22. 23), für die Lutheraner der Graf— 
fchaft Mark 1754 (a. a. O. 1862. Nr. 17), für die ehemalige reformirte Weſelſche 
Glaffe (Nr. 19.20), für Navensbera 1736 (Nr. 19). —. In der Nheinprovinz be 
fteben tbeils ältere, tbeils fpäter gegründete Jnftitute der Art für verfchiedene Kreiſe, 
mit manpigfachen Privilegien. (M. |. über einzelne diefer Anftalten V. rhein. Syn. 
$. 109. IX. Syn. $. 106. X). Spn. $. 138. 139.) 

6) Wegen der einzelnen desialligen Beſtimmungen f. m. unten den vierten 
Abfehnitt. 

7) Dies ift aber nach dem U. L.-R. $. 841 nicht der Fall (m. ſ. den vorigen 
8. ©. 407. Unm. 44). 

8) Dftpr. Prov.⸗R. Zufaß 212 $. 6—11 (vergl. Arnoldt, preuß A. NR. 
S. 118. $. 5. Zeihe zum Prov.:R. S. 71). 

0) Prov.⸗R. a. a. D. §. 10. Hof⸗ R. v. 12. Auguſt 1805. Min.-R. v. 28, Fe⸗ 
bruar 1839 (Borck Handbuch 1, 238. Nr. 3). Vergl. Zeihe a. a. O. S. Tl. 72. 
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Anderes feftftebt '). In Pommern gebührt der Wittwe in der Regel, 
und infofern nicht für einzelne Orte Ausnahmen beftehen, als Gehalt 
der achte Theil aller firirten Ginnahmen, jedoch nicht der Stolgebüh- 
ren. Sind mehrere Wittwen da, fo müffen fie fih in der Regel in 
dieſe Hebung des Achtels theilen. Den Erben einer Wittwe fteht 
hieran. das Sterbequartal zu’). Am Herzogthum Sachſen erhalten 
die Wittwen und Waifen der Geiftlichen (leßtere bis zu ihrem vol- 
fendeten 15. Lebensjahre) gewiſſe jährlihe Provifionen aus dem 
Auguſteiſchen Stiftungsfond *). 

Gewöhnlidh wird den Wittwen auch eine freie Wohnung oder 
das entjprechende Miethageld gewährt. In Oſtpreußen gebührt den 
Wittwen da wo Wittwenhaus und Garten vorhanden und befondere 
Predigerwittiwen = Hufen zur Pfarre gefchlagen find, der Genuß derſel— 
ben, injofern ſich nicht bereits eine ältere Wittwe im Genuſſe befin- 
det. In Ermangelung des Wittwenhaufes wird die etwa befonders 
ausgejegte Wohnungomiethe “) entrichtet. Aehnliche Beftimmungen 
gelten auch in Pommern “) und anderwärts *). Ebenſo ift mitunter 
der Anſpruch auf gewiffe Naturallieferungen bergebradt. Dazu 
gehört namentlich Holz oder Holzgeld in Dftpreußen '), ſowie in Pom— 
mern die verjchiedenen Nußungen, welche zu dem den Wittwen gebüh— 


— — 


10) Prov.-R. a. a. O. $. 6. R. v. 17. März 1832 (meine Geſch. T. 2. Urk. 
Nr. Cl. S. 186. Bord a. a. O. Nr. 2). 

11) Die im Einzelnen genauer beftimmten Objekte des Achtels u. j. w. find 
nachgewiefen bei Balthasar a. a. D. 1, 876 f. Prov.⸗R. von Neu: Borpommern 
88. 1439 — 1445 nebft den Motiven IV, 232. Biederftedt Sammlung 2, 215. 
216. Nevidirter Entwurf $$. 316 —321. Der im legtern proponirte Antrag einer 
mehrfachen Modification diefer Vorfchriften bat Widerfpruch gefunden und ift bisher 
nicht berücffichtiat worden. Als befonderes Recht kommt Wohl auch die Ausfteuer 
armer Predigertüchter vor (Balthasar.a. a. D. 1, 559). 

12) Pinder Prov.=R. $. 1593 (dazu die Motive 2, 362). 

13) Die Bifchofswahl 1568 verordnet bereits: „Daß beneben einer jeden Pfarre 
ein ziemlich Häuslein gebauet werde, darin die alten verlebten Pfarrherren ..... die 
Zeit ihres Lebens ihre Wohnung baben mögen und die arme verlaffene Wittwe .... 
mit ihren armen Nindlein und. Mägdlein einfriechen mögen.‘ Verb. Gen.=Bifitationds 
receß v. 1638, Inſtr. zur Kirchenvifitation v. 5. Jan. 1699 u.a. (Zeibe zum Oftpr. 
Prov.-R. S. 06 f.). Oſtpr. Prov.-R. Zufap 212. $$. 1.5. Wo an einer Kirche 
mehrere Geiſtliche angeftellt find, pflegte auch für mehrere Wohnungen geforgt zu fein. 
(ſ. Zeibe cit. S. 68) Ueber die Grbaltung der Wittwenbäufer u. |. w. ſ. m. unten 
Abfchnitt IV. (Oſtpr. Prov.zR. Zuſatz 201. 212. $. 2.) 

14) Balthasar a. a. DO. 1, 920. Biederftedt a. a. O. 2, 214. 215. 
Prov.:R. von NeusBorpummern $$. 1356 — 1390 und Motive IV, 214, Revidirter 
Entwurf $. 316. 

15) So im Serzogtbum Magdeburg nah der K.:D. von 1739. (Erf. v. 
11. Novbr. 1859 in den Entfcheidungen des O.-Trib. 43, 315 f. Altmann Pragis 
S. 376. 377.) 

16) Hier war 1735 den Wittwen die Lieferung von jührlih 2 Achteln Depu— 
tatbolz bewilligt. Durch Cab.O. v. 6. Septbr. 1810 (publ. 15. Detbr. ej. 
u. 23. Auguft 1819 [A.⸗Bl. Königsberg S. 379.] Zeihbea.a.d. S. 72. Bord 
Sandbuh 1, 238. Nr. 4) erfolgte die Erneuerung für jede arme Wittwe in Oſtpr. 
und Littbauen an Orten, wo der König Patron if. Die Anweifung gefchiebt an 
bequem gelegenen Mevieren, doch fann auch, wo es räthlich ift, die Bezahlung in 
Gelde geſchehn. Die Gemeinde ift verpflichtet nach dem im A. L.⸗R. $. 715. 716 
beftimmten —** das (zwei Achtel nicht —— — zu ſchlagen und 
anzufahren (Oſtpr. Prov. = R. Bunt 212. $. 13), vergl. noch die R. von 1815 und 
1839 (Zeibe und Bord a. a. D.). 
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renden Achtel (f. Anm. 11) gehören, und anderweitig obfervangs» und 
ftiftungsmäßig begründete Hebungen. 


Nur in befonders dringenden Fällen erhalten die Wittwen und 
Kinder verftorbener Geiftlichen aus Staatsfonds Gnadenpenfionen, 
Erziehungsgelder und dergl. '”). 


Alle vorerwähnten Gebührniffe nehmen regelmäßig ein Ende, 
fobald die Wittwe eine neue Ehe ſchließt“), auch wohl zum Theil 
durch unmürdigen Lebenswandel "). 


$. 101. 


Erledigung des Kirchenamts durch freiwillige Niederlegung 
und Verfekung. 


Der einmal ordentlih angeftellte Geiftlihe darf nicht willführlich 
entlaffen werden, aber ebenjo wenig foll er jelbft ohne dringende Ur: 
ſache das einmal übernommene Amt aufgeben. Die Kirhenordnungen 
unterjagen e8 daher den Predigern „ehres aefallens, ahne erhefflide 
orfaden, die Kerden tho vorlatben” und gebieten „Wo od einer van 
ſynem ampte affitehen wil, fchal be foldes dem Superintendenten vnde 
Patronen vngefehr ein halff jhar thouorne ankündigen, vnde deffüluen 
afftages nodtwendige erhefflide billife orjafe anthogen vwnde darup von 
den Patronen vnde Superintendenten, vdder.... van dem ordentlifen 
groten Gonfiftorio billifes bejchedes gewaren, vnd nicht eigens gefallens 
van einer Barren vp die ander ruden”'): denn „der ordentlich be: 
rufen worden, der joll fih erinnern, Daß ein folder Beruf ihn Die 
Tage feines Lebens, Gott darin zu dienen verbinde, deffen er nicht 
ohne anugfame erhebliche Urfachen, worüber Provincials Synodus zu 
erkennen abe. ſich entſchlagen ſoll“*). Beſonders gemißbilligt wird 
das Wechſeln der Stellen ). Doctrin und Praxis der Theologen und 
Juriſten entwidelten fpecieller, aus welden Gründen und unter wels 
hen Modalitäten es geftattet jei, das Amt entweder gänzlich aufzu— 
geben oder mit einer andern Stelle zu vertaufhen und begründeten 
die Abweichungen vom fanontjhen Rechte, da die evangelifche Kirche 
weder die Sacramentalität der Ordination, noch den unauslöfchlichen 


— — 


17) Lirc. v. 28. Februar 1835, R. v. 21. Auguſt 1837 (v. Kamptz Ann. 21, 
668 f. Bord Handbuch I, 702 f.). 

18) Oſtpr. Prov.=R. Zufaß 212. $. 13. — Balthasara.a. O. 1, 881. 
Prov.sR. von NeusBorpommern $. 1444. Pinder, ſächſ. Prov.:R. $. 1593. 

19) Balthasar.a.a. D. 1, 881. 

1) Pommerſche K.:D. 1563 (Nihter 8.0. 2, 233 a. €. 244), vergl. Preuß. 
Bifchofswahl 1568, Sächſiſche K.-O. 1580 (a. a. D. 2, 300. 403 a. E.). 

2) La diseipline des &glises reformees de France chap. I. art. 11. Rhein. = 
weftfäl. Generalſynode 1619 $. 2. K.-⸗O. 1054 $. 9. 1662 $. 7. (meine Ges 
[dichte IV, 3. ©. 181 der Urkunden). 

3) Die Glevesmärk. luth. K.⸗O. 1687 $. 13 verbietet in Webereinftimmung mit 
der reform. von 1654 $. 32. 1662 $. 30 den Nuf an eine andere Stelle vor 2 Jabs 
ren anzunehmen. ſ. noch Anm. 20. 
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Eharafter der Weihe anerfannte %), Darauf, wie auf den alten 8.0. 
felbft, beruht das ſpätere gemeine und ftatutarifche Recht und Diefes 
mie Die Natur der Verbhältniffe bot das Material für die betreffenden 
landrechtlichen Vorſchriften. Dieſe ſelbſt erhielten aber erſt durch 
weſentliche Veränderungen während der Nedaction °) ihre jetzige Geſtalt. 

Der I. Entwurf enthält folgende Beftimmungen: 

„Bei den Proteftanten kann ein Jeder dem geiftlihen Stande 
entfagen“ ($. 69). „Aus der bloßen Niederlegung eines geiftlichen 
Amts folgt noch nicht die Entfagung des geiftlihen Standes“ ($. 70). 
„Dagegen wird durch die Entfegung vom Amte der Stand felbft ver- 
loren‘ ($. 71). 


Der Entwurf acht hiernach von der Anfiht aus, Daß die Geift: 
lichen einen eignen Stand bilden, welder an fi vom Amte verſchie— 
den und unabhängig ift, daber auch micht durch Verleihung eines 
Amtes, fondern durch Die Ordination erlangt wird). Daher erklärt 
fih auch die Beftimmung des $ 70. Da aber nad proteftantifcher 
Anſchauung die Ordination feineh character indelebilis verleiht, Fonnte 
der Verluft Des geiftlihen Standes fowohl durch Reſignation als De- 
pofition, bez. Degradation angenommen werden, im Gegenfaße gegen 
die römiſch-katholiſche Lehre“). Da Suarez aber wenigftens im Ber: 
hältniffe der Kirche zum Staate Died anzuerkennen nicht alien war, 
der Kirche für ſich jedod ihre Doctrin nicht beftreiten wollte, zugleich 
auch bei den proteftantifchen Geiftlichen den befondern Standescharafter 
negirte und den als Beamte des Staats bei ihnen betonte, änderte 
er demgemäß den II. Entwurf?) alſo: 


„Seinem geiftlihen Amte fann ein jeder entjagen‘ ($. 85). 
„Durd Gutiagung oder Entiegung eines Geiftlihen von feinem 
Amte, aeben alle damit verbundene äußere Rechte verloren “ 
($. 87) 9). 
Dagegen wurden aufs neue verfchiedene Monita erhoben, denen gegen: 
über Suarez die Grundfäge des 11. Entwurfs aufrecht hielt ') und 
durch weitere Ausführung ergänzte. 
Das A. L.-R. II. 11. $. 102 wiederholte den $. 85. Der $. 87 
erhielt im $. 104 die Faſſung: „Durd) öffentliche den geiftlichen Obern 


4) M. f. die Gutachten und Entjcheidungen von Dedeken, Speneru.a,, 
auf welche J. H. Boehmer jus eccl. Prot. lib. I. tit. IX. $$. IX f., Balthasar 
jus eccl. pastorale 1, 313. 675 befondere Rückſicht nehmen. 

5) M. vergl. v. Rampe Jahrbücher LVIII, 63 f. 

6) f. I. Entw. $. 47. vergl. oben $. 86. 

7) Der I. Entw. batte desbalb disvonirt: „Bei den Kathofifen kann Niemand 
obne Dispenfation des Oberbauptes der Kirchengeſellſchaft dem geiſtlichen Stande ent» 
fagen‘ ($. 73). „Durch die Entfegung von einem geiftlichen Amte gebt der Stand 
jelbft nicht verloren ” ($. 74). 

8) Die darüber gepflogenen Verhandlungen find bei v. Kampp (Anm. 5) 
mitgetbeilt. 

9) An die Stelle der $$. 73. 74 des 1. Entw. (Anm. 7) trat im 11. Entw. 
$. 88: „Wann und wie ein katholifcher Priefter, bey der Entſetzung, auch feines 
geiftlichen Charakters verluftig werde, beftimmt das canonifche Recht.‘ |. Anm. 13. 

10) Materialien zum AU, L.⸗R. LXXX, 146. 
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angezeigte Entfagung des geiftlihen Standes"), jowie durch Entſetzung 
gehen... . alle äußern Rechte verloren. Gegen den $. 87 war aber 
monirt worden, daß die Entfagung nicht den Verluft der äußeren Rechte 
z. E. des privilegium exemtionis nach fich ziehe. Suarez erwiderte: 
„Ih bin aber entgegengefegter Meinung. Der Beifag ift nicht übers 
flüjftg, daß ein jolcher geweſener Geiftlicher ſich aller ferneren Amts» 
bandlungen enthalten müffe, daß Diejenigen, die er gleichwohl vor: 
nimmt, feine effectus civiles haben und daß er denjenigen, die Dadurch 
Schaden leiden, rejponfabel ſei“*). Aus diefer Ermiderung gingen 
dann die $$. 105. 106") des U. L.⸗R. hervor "). 

Ueber die Niederlegung des Amtes felbft wurden noch befondere 
Beftimmungen getroffen. Der I. Entwurf $$. 453 — 457 ift mit nicht 
wejentlihen Modificationen '%) in den I. Entwurf $$. 391 — 395 
übergegangen und aus leßterem wörtlih im A. L.-R. $$. 523 — 527 
wiederholt. Hiernach muß ein Pfarrer, wenn er fein Anıt niederlegen 
will, dem Patron und der Gemeinde Anzeige machen und die Geneb: 
migung der geiftlichen Oberen nachfuchen. Finden Ddiefe dabei nichts 
zu erinnern, jo gebührt weder dem Patrone noch der Gemeinde ein 
Recht zum Widerfpruhe ’). Nimmt jedoh ein Pfarrer, innerhalb 
zehn Jahren von Zeit feiner Beftellung einen anderweitigen Ruf an, 
jo it er ſchuldig der Kirchenfaffe und der Gemeinde alle bei feiner 
Anfegung und feinem Anzuge verwendeten Koften zu erftatten. 

Dieje Borfchrift des $. 525 des U. L.-R. berubt auf dem R. an 
die pommerſche Regierung von 24, Novbr. 1756 und dem Gircular 
an alle Injpectoren vom 8. Februar 1770 '%, Nicht überall galt aber 
diefer Zeitraum, denn für die Kurmark und Oftfriesland waren 5 Jahre 


11) Der Ausdrufd: Stand: ift bier nicht correct. 

12) Materialien cit. ad 87. 

12a) Ueber $. 105 f. Anm. 23. 24. Zu $. 106 vergl. A. =. 11. 10. $. 76 
— 82. (Bogt 1, 179.) 

13) Bei der Revisio Monitorum wurde auch zu $. 88 (Anm. 9) (Materialien 
cit. ad 88) bemerkt: „Dieſer $. fünnte ieggelaffen und damit auch die immer nicht 
fehieflihe Beziehung auf das canoniſche Necht vermieden werden. Der Charakter mag 
noch fo unaustöfchlich fein, fo fann doch auch ein katholiſcher Geiftlicher, der feines 
Amtes entjegt worden, feine actus ministeriales mit bürgerlicher Wirfung mehr vors 
nehmen.‘ Indeſſen behielt man den $. bei, nur wurde ad marginem binzugefügt: 
Der $. bleibt mit Beziehung auf die Neligionsgrundjäge feiner Kirche. Darnadı ift 
A. = N. $. 107 geändert worden. 

14) Der I. Entwurf enthält eigentbümlich nur den nachher fortgefaffenen $. 455 : 
„Hat der Pfarrer durch einen befondern Vertrag, die Pfarre nicht zu verlaffen, fich 
anbeifchig gemacht, ſo fann er wider den Willen des Patrons und der Gemeine feinen 
anderweitigen Nuf annehmen.” Die Stelle ift erfegt dur $. 393 des II. Entw., 
A. L.⸗R. $. 525. ; 

15) Diefe Beftinunungen des U. X. R. $$. 523. 524 find Ähnlich auch provins 
ziafrechtlich befonders ſchon vorber ausgeiprochen, wie in Pommern (ſ. Anm. 1 und 4. 
verb. Prob.⸗«R. von NeusBorpommern $. 820). Nach märkifchen Necht ift das Ges 
fuh durch den Patron bei der Behörde anzubringen (j. Revidirter Entwurf $. 19 
nebft Motiven ©. 12). Das oftpreuß. Prov.sR. Zufag 177 enthält die Borfchrift, 
daf es bei Niederlegung des Anıts der Anzeige an die Gemeinde nicht bedarf; im 
Widerfpruche mit der K.⸗O. von 1568 (eit. Anm. 1) (vergl. $. 80. S. 366 über 
diefen Zufaß). . 

16) N. C. C, March. Il. No, CX. Fol. 189, IV. No, XVll. Fol. 6657. 
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beftimmt '”). Der er demgemäß die Verordnung zu modiftciren '*), 
wurde zwar nicht berüdfichtigt, doch wurden provinzielle Abweichungen 
anerfannt ). Die rheiniſch-weſtfäliſche K.-D. von 1835 beftimmt 
darüber im $. 53: Einem Pfarrer fteht es frei, der Berufung zu 
einer andern Gemeinde zu folgen. Wenn jedoch ein dienftfähiger Pre: 
diger vor Ablauf von 2 Jahren *) nach feinem Amtsantritt feine Stelle 
verläßt, jo ift die Gemeinde, welde ihn berufen hat, gehalten, die 
Koften feiner Erwählung, Berufung und Einfeßung der Gemeinde, 
die er verläßt, zu erftatten *'). 

Auch nad erhaltener Genehmigung der geiftlihen Obern darf der 
Pfarrer fein Amt nicht cher verlaffen, als bis fein Nachfolger ernannt 
und eingewiejen worden. Sind erhebliche Gründe vorhanden, warum 
dies nicht abgemwartet werden kann, jo muß der Superintendent, unter 
befonderer Approbation des Conſiſtorii, für die Verſehung des Amts 
in der Zwiſchenzeit jorgen ”*), Die rheinifhe K.:D. $. 54 jchreibt 
bier vor, daß der fein Amt niederlegende Prediger feine Amtsführung 
noch ſechs Wochen *) nad) feiner Niederlegungs:Erflärung fortzuführen 
bat und Diefelbe durch eine Abichiedspredigt beſchließt, mit welder 
jeine Functionen und die Beziehung des Gehalts aufhören. Bei der 
Niederlegung des Amts übergiebt der abziehende Prediger alle bei ihm 
berubenden Kirchenacten und Kirchenbücher dem Presbyterium. Dies 
geichteht in Gegenwart des Guperintendenten oder feines Eubftituten, 
welcher ein Inventarium anfertigen läßt, wovon er das Duplicat be: 
bält. Der Superintendent übergiebt ihm, wenn er die Kreisiynode 
verläßt, nad) vorhergehenden Bericht des Presbyterii und eingeboltem 
Gutachten der Kreisiynode ein Zeugniß über feine Amtsführung. Ein 
Geiftlicher, der fein Amt niedergelegt hat, darf bei Vermeidung nach— 
drüdlicher Strafe, fi Feiner Amtsverrichtungen mehr anmaßen *). 
Er darf insbefondere nicht eher die Kanzel befteigen, als bis er dazu 
die Erlaubniß erhalten hat, die ihm erft dann zu ertheilen ift, wenn 
er ſich über feine ehrenvolle Entlaffung und den jeit Diejer Zeit ge- 
führten Lebenswandel ausgewieſen hat **) 





17) Circ. v. 28. Dechr. 1769 und 7. Septbr. 1775 (N.C.C. cit. IV. Nr. LXXXVIl. 
Kol. 6593. V. e. Nr. XLI. Fol. 233). Ä 


18) Materialien zum A. &:R. XIV, 182 v. 
19) Ueber Oftpreußen nad Zufaß 179 des Prov.= NR. ſ. m. oben $. 96. S. 397. 


20) Diejer Zeitraum beruht fchon auf älterer Anordnung (f. Anm. 3) und ift 
conftant feftgebaften (m. f. die Beftimmungen in meiner Geſchichte IV, 3. Urkunden 
Ar. CXXXIX. Nr. 17. S. 347. 348 und Nr. CCCLII. ©. 646). 


21) Diefe Koften dürfen 80 Thlr. nicht überfteigen (j. die in vor. Anm. cit. Urk. 
CCCLIl. von 1831 und darnad die K.«O. cit. $. 53). Wegen der Berfegung 
f. m. auch noch unten $. 105. 


210) U L.-R. $$. 526. 527. _ 


22) Diefe ſechs Mochen find von dem Tage an zu rechnen, wo die Niederlegungs s 
Erklärung angenommen und fomit in Kraft getreten ift (DB. des Min. v. 22, Detbr. 
1839. Hagens zur K.O. $. 54. Ergänz. Nr. 3. ©. 59). 


23) A. L.⸗-R. $. 108. 


24) Girc. v. 5. Juli 1821 (v. Kamptz Ann. 5, 625). 
Jacobfon, evang. Kirchenrecht, 28 
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8. 102. 
Von der Subflitufion und Emerifirung eines geiftlichen. 


Während im Falle einer kürzeren oder. vorausfichtlid bald vorüber: 
gehenden Berbinderung für Die Vertretung eines Geiftlihen durch eine 
dazu geeignete Perfon von ihm felbft Sorge getragen werden Faun, 
wird das Verhältniß ein anderes, wenn eine dauernde Vertretung 
notbwendig wird. Die Mitwirkung der Gemeinde, bei. des Patrons, 
fowie der geiftlihen Obern ift dabei felbftwerftändlich geboten, Die ge 
meinjam zu treffende Ordnung wird aber eine verſchiedene, je nachden 
der Pfarrer ſelbſt noch wenigſtens einen Theil der Amtsgefhäfte zu 
führen im Stande ift, oder das Amt völlig niederzulegen fich veran— 
laßt fieht. 

Die ältere firhlihe Geſetzgebung faßte vorzüglich nur den legten 
Fall ind Auge, Doctrin und Praxis berüdfichtigte aber auch die ande. 
ren Fülle’). Mit Benußung dev desfallfigen Entſcheidungen, fowie 
einzelner in Preußen ſelbſt früher ergangenen Berordnungen ?) wurde 
dieje Materie im allgemeinen Geſetzbuche bearbeitet. 

Ein Pfarrer, der nur bei einer einzelnen Handlung oder nur auf 
kurze Zeit gehindert wird, kann fi durch einen andern Geiftlichen 
vertreten laſſen“. Dauert die Vertretung länger als drei Tage, fo 
ift dies dem Superintendenten anzuzeigen *), und wenn länger als 
vierzehn Tage, To tft die Genehmigung des Conſiſtorii einzuholen °). 
Zu Dauernder Vertretung kann er mit Vorwiffen des Gonfiitorii einen 
Gandidaten, jedoch nur beim Unterricht der Gemeinde, nicht aber bei 
anderen Amtshandlungen annehmen‘) Gin folder, nicht ordinirter 
Adjunet oder Pfarrgehilfe”) erhält dadurch feinen weitern Au: 
jpruch auf die dereinftige Nachfolge im Amte °), Dies ift aber unter 
beftimmten Borausfegungen der Fall bei der Annahme eines Sub: 
ftituten. 

Der 1. Entwurf disponirt SS. 440 — 448, dag ein Pfarrer fid 
feinen beftändigen Amtsgehilfen oder Subftituten eigenmächtig beftellen 
dürfe. Wenn Alter oder Kranfbeit ihn dazu nötbigen, foll er unter 


1) M. vergl. Carpzov jurisprud. ecel. lib. I. defin. XVI— XVII. CLU. 
CLIII. J. H. Boehmer jus parochiale sect. VIII. cap. Il. $, XXI, jus eccl. 
Prot. lib. III. tit. VI. S. XXV. Balthasar jus eccl. pastorale I, 675. 876 und 
die dafelbft angeführte Literatur. j 

2) So namentlicd die Beftimmungen über das Berreifen der Geiftlichen (vergl. 
oben $. 62. Anm. 21. ©. 249). 

ZA L.-R. $. 506 (I. Entw. $$. 35 — 437. II. Entw. 88. 376. 377). 

4) U NR. $. 507 (I. Entw. $. 438. I. Entw. $. 378). Vergl. ir. v. 
14. Septbr. 1769 (N, C. C. IV. a. Nr. 57. 60), zugleich die Quelle von $. 415 des 
A. L.⸗R. 

5) A L.-R. $. 508 (1. Entw. $. 439 „vier Wochen.“ 11. Entw. 8. 379. 
„la4 Tage’) vergl. Rhein. zweitfäl. 8.0. $. 72. 73. 

6) A. L.-R. $. 515 (I. Entw. $. 385). 

7) f. oben $. 61. Anm. 16. ©. 247, 

8) Circ. v. 17, März 1841 (Min. Bl. des Innen S.115. Bord Handbuch 1, 
156. Vogt 1, 379). 
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Bezeihnung der Perjon und der Bedingungen, über die er fi ge 
einigt, den geiftlichen Obern dies anzeigen, welche darüber den Pa- 
ton, bez. die Kirchenvorfteher zu vernehmen haben. Wenn dieſe fich 
die Subftitution gefallen laffen, fo ift wegen der Prüfung und Ordi— 
nation fo zu verfahren, ald ob dem Subitituten ein wirkliches Pfarr— 
amt anvertraut werden follte; Doc erhält derfelbe nicht die Anwart— 
ſchaft auf die Stelle ſelbſt. Wenn der Patron oder die Vorfteher der 
Berfon widerſprechen, ift eine andere vorzufchlagen, wollen fie über- 
haupt feine Subftitution, jo muß der Pfarrer Damit abgemwiefen wer: 
den und den Umſtänden nach fein Amt niederlegen, 


Diefe in gang abftracter Weiſe aufgeftellten Säße wurden bei der 
Revifion verworfen. Der U. Entwurf jchloß ſich der ſonſt hergebrach— 
ten Uebung an und ging mit geringer Aenderung wörtlich ins 
A. L.-R. über, welches folgende Vorſchriften enthält. 


Wenn ein Pfarrer, durch Krankheit, Schwahheit oder Alter ver- 
hindert wird, fein Amt nach defien ganzen Umfange felbft gehörig zu 
verwalten, und daher einen beftändigen Gebilfen zu allen 
feinen Amtsverrihtungen (Subftitut) verlanat, fo muß er 
dies denjenigen, welchen bei einer erfolgenden Erledigung das Wahl: 
recht zuftcht, anzeigen). Dann muß bei der Beftellung des Amts 
aehilfen alles das beobachtet werden, was bei der Wahl eines neuen 
Pfarrers erforderlich iſt“). Ehe zur Wahl gefchritten wird, muß dem 
Subftituten fein auskömmlicher Unterbalt aus den Ginfünften der 
Pfarre beftimmt werden. Diefer Ausfag darf niemals in einem An- 
theile dev einzelnen Pfarreinfünfte (pars quota) befteben, ſondern er 
muß auf einen gewiffen Betrag an Gelde oder Naturalien, melden 
der Pfarrer dem Subftituten, oder diejer jenem abzugeben bat, be: 
ftimmt werden ). Gin folder Subftitut tritt, wenn die Pfarre erle: 
digt wird, fofort an die Stelle und in alle Rechte eines wirklichen 
Pfarrers *). 


Verſchieden hiervon iſt der Fall der Subſtitution, in welchem dem 
Subſtituten nicht das Recht der Nachfolge in die erledigte Pfarrei 
zugeſichert wird. Der II. Entwurf übergeht ihn ſtillſchweigend, das 
A L.-R. aber gedenft feiner, indem es beftimmt: „Dagegen hat ein 
nicht förmlich gemählter, sondern nur von dem Pfarrer jelbft, mit 
Erlaubniß der geiftlihen Obern, wenn auch unter Einwilligung des 
Batrons oder der Gemeinde, angenommener Subftitut fein Recht zur 
Nachfolge in die erledigte Pfarre” "). Es ift hier alfo der im J. Ent: 
wurfe vorausgefeßte Full hinzugefügt, jedoch mit der Modiftcation, 
daß es der Genehmigung des Patrone oder der Gemeinde nicht bedarf, 


— nn un — 


M A. L.⸗R. $. 516 (II. Entw. $. 360). 
10) A. L.-R. $. 517 (Il. Entw. $. 361), nad J. U. Boehmer Anm. 1 cit. 
11) U. 8.=R. 66. 518. 519 (II. Entw. $$. 388. 389) |. Anm. 19 über den 
I. Entwurf. 
12) 4. 2.:R. $. 520 (Il. Entw. $. 390). 
13) A. L.-R. $. 521. 
28 * 
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fobald nur die geiſtlichen Obern es angemeſſen finden '%). Bedenken 
fönnen bierbei dadurch veranlaßt werden, daß ein Candidat als Sub» 
ftitut ordinirt wird, ohne den nothwendigen Titel zu baben (j. $. 86). 
Eben daher kann auch nur aus wichtigen Motiven ein ſolches exceptionelles 
Verhaͤltniß begründet werden, dann nämlich, wenn es für eine Ge— 
meinde beſonders vortbeilhaft ift, daß der bisherige Geiftlice nicht 
fogleich emeritirt, jondern aus feelforgerifchen Rückſichten noch im Amte 
gelaffen werde. Ein Eonfiftorium, welches ſich mit Vorſicht im öffent: 
lichen Intereſſe zu einer folchen Maapregel entichließt, übernimmt 
damit die Pflicht, den folcher Geftalt ordinirten Hilfsgeiftlichen zur Zeit 
mit einer Stelle königlichen Patronats zu verforgen ®), 

In beiden Fällen der Subftitution ift auf Grund der Vereins 
barung zwijchen dem pastor ordinarius oder senior und dem substi- 
tutus in Die Vocationsurfunde das Erforderliche aufzunehmen, damit 
insbefondere für den erften Fall, wenn der ordinarius fein Amt nie: 
derfegt, das für feine Lebenszeit noch erforderliche Ruhegehalt demiel- 
ben gefichert iſt“). 

Die rbheinifch » weftfäliihe K.O. beftimmt: Bei der Nuftel- 
lung ordinirter oder nichtordinirter Gandidaten für unbeftimmte 
Zeit, welcde die Gemeinde beioldet, genügt ed, Daß der Superinten: 
dent mit der Gemeindevertretung ein Wablprotofoll abfaßt und zu 
ordentlicher Bejtätigung vorlegt. Bei Anftellung von Gebilfen, Die 
der Pfarrer jelbit befoldet, findet feine Wahl durch die Gemeindever: 
tretung ſtatt; Die Anftellung jelbft aber unterliegt der Zuftimmung des 
Presbyteriums und des Superintendenten '*). Außerdem disponirt 
die 8.:D.: Der durch langwierige Krankheit verhinderte Prediger 
erhält auf Berlangen einen Subftituten, den er entihädigt '®). 

Erſcheint eine Subftitution nicht mebr möglih, fo erfolgt Die 
Emeritirung des Pfarrers, 

Wenn ein Geiftlicher feinen Dienft nicht mehr wahrnehmen kann 
(emeritus, defectus, Deficient), bat die Kirche die Pflicht, ibm bis 
zu feinem Lebensende den nötbigen Unterhalt zu gewähren. Demge: 
mäß enthalten die K.O. des 16. Jahrhunderts entfprechende Bor: 
ichriften wegen. Gewährung eines Leibgedings, einer Wohnung, eines 
gewiffen Theils der Pfarreinfünfte u. a. m. 7), welche bin und wieder 
bis zur Gegenwart in Geltung geblieben find. Zur Ergänzung der 
vorhandenen Spezialbeitimmungen ergingen bei der Redaction des Ge: 
ſetzbuchs nur die Feſtſetzungen: Einem Pfarrer, der fein untadelhaft 
geführtes Amt wegen Alters oder Krankheit niederlegen muß, gebührt 
ein lebenswieriger Gnadengebalt '). Bei ermangelnder Bereinigung 


5 14) M. vergl. das R. v. 26. April 1792 (N. C. C. IX. Nr. 41 v. 1792. 
ol. 471). 
15) . diefem Sinne bat fih das Minifterium in einem Erlaffe vom 14. Octbr. 

1844 für eine folche Subftitution ausgefprochen. 

a Ueber An — feſtzuſtellende Gnadenzeit für die Hinterbliebenen 
ſ. m. oben $. 99. S. 408. Anm. 50. 
16 a) K.sD. 7 1835. $. 64. a. — (Min, ⸗R. v. 25. Auguft 1853 Nr. 28). 

16b) K.:D. $. 74. Dazu — . rhein. Syn. $. 110. 

17) M. vergl. S pommerſche K.D. — die nn 1568 , die märkiſche 
— a F ſiſche 1380 (Richter die K.⸗O. 2, 255. 302. 373). 

AU. L.⸗R. $. 528 (1. Entwurf $. 20. "11. Entw. s. 390). 
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über den Betrag und Fonds deffelben muß das Gehalt auf ein Drittel 
der jämmtlichen Pfarreinkünfte, nach einem gemäßigten Anfchlage feft- 
gelegt und der Amtsfolger zu deſſen Entrichtung auf die $. 519 
(ſ. Anm. 11) beftimmte Art angewiefen werden '). 

Die märfifhe Conſiſtorial-O. von 1573 (Anm. 17) hatte bes 
ftimmt, daß ein Pfarrer, welcher fein Amt nicht länger verwalten 
fönne, wenn er über-zehn Jahr treu gedient und fih Armuths halber 
nicht zu erhalten im Stande fei, jährlich den achten Theil des Pfarr: 
einfommens Zeit feines Lebens empfangen oder „fonft durch ein Ab- 
ſchnidt, verjehen werden möchte.“ Diele BVorfchrift declarirte ein Hof: 
refeript vom 3. Novbr. 1746), „daß fünftig denen Emeritis (fals 
fie fihb mit ihren Substitutis nicht anders vergleichen) allemabl der 
dritte Theil von deren ſämmtlichen Pfarr-Reventen bis zu ihrem Ab: 
fterben gereichet, übrigens auch auf deren vitam anteactam, etwaiges 
Vermögen, und ob fie zehn Jahre derjenigen Kirche, bey welcher fie 
unvermögend worden, gedient haben, nicht geiehen werden, ſondern 
fie alle indistinete dieſes beneficii theilhaftig fein ſollen.“ Diefe Ans 
ordnung wurde demnächſt aeneralifirt und ging ins U. L.-R. über. 
Da in den Provinzialgefegen das dem Emeritus zu bewilligende Ein- 
fommen nicht genau bezeichnet war, mußte die landrechtliche Beftim- 
mung um jo mehr zu allgemeiner Geltung fommen *'). In der Rheins 
provinz und Weftfalen, wo im Uebrigen die landrechtlichen Vorſchriften 
über die Subftitution u. j. w. ebenfalls gelten *), erhält aber der 
emeritirte Pfarrer wenigftens die Hälfte) feines bisherigen Dienft- 
einfommens *). Auch bat die Gemeinde dafür zu forgen, daß der 
u bis zum Tode des emeritixten Pfarrers anſtändig befoldet 
werde *). 

Der dem Gmeritus zufallende Antbeil ift in fehr vielen Fällen 
nicht ausreichend und es muß noch anderweitige Hilfe binzutreten. 
Auf die den Staatsdienern aus den Mitteln des Staats gebührende 
Penfion ?*) haben Geiftliche im Allgemeinen feinen Anfpruh ”) Man 





19) A. =. Er 529 (11. Entw. $. 397). Der 1. Entw. batte bejtimmt: Für 
die Ausmittelung deſſelben müſſen die geiftlichen Obern forgen (5. 450). Ste müſſen 
fich angelegen fein faffen, den Pfarrer über den Betrag defjelben und den anzumeijen: 
den Fond mit dem Patron oder den Kirchenvorftebern zu vereinigen ($. 451). Findet 
dergleichen Vereinigung nicht ftatt, fo muß ihn ein Drittel von allen Pfarreinfünften 
zu feinem Unterhalt ausgejept werden ($. 452). 

20) Mylius C. C. M. Contin. TI. No. XXIV. Fol. 91 (an die neumärf, Res 
aterung und Eonfiftorium). 

21) Dies ift auch für Neus Vorpommern der Fall (f. Denkſchrift v. 4. Decbr. 
1851 in den Aftenft. des O.-K.-Raths 4, 78). 

22) ſ. Hagens zur 8.:D. von 1835 $. 74. Ergänz. 2. S. 64. vergl. ‚aber 
oben Anm. 16. 

23) NRhein.sweftfäl. K.-O. $. 74. 

24) Darunter ift jedoch die Dienftwohnung nicht mit beariffen,, da diefe in der 
K.-⸗O. $. 131 ausdrüdlih vom Dienfteinfommen unterfchieden ift (Min.-V. v. 
7. Novbr. 1839, Hermens Handbuch 3, 699), wohl aber die Accidenzien (1. Befcheid 
a Er 1. weftfäl. Prov.s Synode zu S.34. Hagens zur K.-O. $.74. Ergänz. 1. 


) 
25) Rhein. sweftf. K.⸗O. a. a. O. 
26) M. f. darüber v. Rönne, das Staaterecht des preuß. Staats 2, $. 302, 
27) —— v. 30. April 1825 $.5 (v. Kamptz Ann. 16, 845). 
Berechtigt find die Militärgeiftlichen (Mil, K.:D. v. 12. Febr. 1832 $. 30), fümmts 
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hat daher darauf Bedacht genommen, provinzielle Penſions— 
kaſſen für die evangeliſchen Geiſtlichen zu begründen, welche theils 
aus eigenen Beiträgen der Geiſtlichen, theils aus Staatszuſchüſſen 
fundirt werden und zu den Einkünften aus der Stelle einen Zuſchuß 
gewähren ſollten. Nach den von den Provinzialſynoden 1844 und der 
Generalſynode 1846 gemachten Vorſchlägen“?) iſt in Folge miniſteriel— 
len Berichts vom 15. Februar 1847 durch Gab.-D. vom 23. April 
d. 5.) ein Reglement des Unterftügungs: Fonds für die emeritirten 
evang. Geiftlichen der Provinz Brandenburg “) beftätigt worden. Nach 
dieſem Vorgange ift aud die Bildung befonderer Emeritenfonds für 
andere Provinzen zu Stande gefommen. So fir Pommern durch 
den Allerb, Erlaß vom 9. Juli 1856 °), Preußen ’) vom 24. Auguft 
1864 *), Sacfen von demſelben Tage *), Ober-Lauſitz vom 21. 
Novbr. 1864 *), Rheinprovinz v. 6. März 1865 *). Kür die übrigen 
Landestbeile fteht Die Ausführung bevor ’r). 

Außerdem werden den Smeritirten auch noch andere Wohlthaten 
gewahrt. Dazu gehören theils gewiſſe Freiheiten, wie die von der 
Gommunalftener ”), theils auch wohl beiondere Beneflcien, wie Be: 
nung eines Emeritenhauſes ) u. a. un. 


liche bei den Straf- und Gorrectionsanftalten angeftellte Hausgeiftlicbe (Circ. v. 
19. Januar 1844. Min. Bl. des Innern S. 13. Vogt 1, 385 a. E.), die Mit: 
alieder der Eonfiftorien u. f. w., welche nad Verhältniß der Einfünfte ihres Nebens 
amts auch Penftionsbeiträge zu entrichten haben. 

28) Berbandfungen der Seneralfpnode 1, 117—183,. 2, 40— 44. Ueberſicht⸗ 
liche Darftellung von Richter ©. 117 — 127. 

29) Min. Bl. des Innern 1847. S. 61. Vogt 1, 381. 

30) Das Reglement vollftändia in dem vor. Anm. cit. Bl., auch im A. Bl. der 
Reg. zu Potsdam, Beilage zu Stück 78 und bei Bogt a. a. O. Gemäß Cab.-O. v. 
29. Rover. 1847 find die $$. 2 und 15 des Reglements durch die Geſetzſammlung zur 
allgemeinen Kenntniß und Nachachtung gebracht. (6.5.1848. 5.22. Vogt 1,385.) 

31) G.-S. 1856 ©. 753. Staatsanzeiger Nr. 215. Das Neglement findet fidı 
im A.-Bl. Stettin S. 316 f., Cösfin 426 f., Stralfund 352 f. 

32) @ine frühere Penfionsanftalt für Oftpreugen und Litthauen war 1508 us: 
vendirt worden (f. Amtl. Mittbeil. des Conſ. zu Königsberg Nr. 153). Ueber bie 
fpäteren Bemühungen zur Begründung des neuen Inftituts ſ. m. die Erlaffe in den 
amtl. Mittheil. Nr. 335. 398. 414. 447. 

33) Nebit dem Reglement v. 20. Auguft 1864 G.⸗S. ©. 563 — 566, Staates 
anzeiger Nr. 222, Grlaß des Conſ. v. 25. Oftbr. 1864 in den amtf. Mittheil. Nr. 
453. Dazu |. m. die Erlaffe zur Ausführung in Nr. 467. 471. 

34) Nebft dem Reglement v. 20. Auguft 1864. G.⸗S. 2. 567, Staatsanz. 
Mr. 222. 

35) Nebft dem Reglement v. 14. Dezember 1864 im 8. A.-Bl. Tür Schlefien 
1865 Nr. 1. 

36) Nebit dem Neglement vom 1. März 1865 in der G.⸗S. ©. 132 f., Staatss 
anzeiger Nr. 75. Damit vergl. rhein. Prov.:S. 1. $. 47. 11. 8.01. III. 8. 45, 
v. 68. 97. 113. VI. $. 87. IX. $. 113. X. $. 117. X. $. 148. 

36a) Weber MWeftralen f. m. Brov.: Syn. VII, 116. IX, 66. 113 f. X. Beſchl. 
121. 122. Anlage R. 8. 75— 77. 

7) R. v. 22. Juli 1854, 19, Juli 1855 (Min. Bl. des Innern 1854. 8. 133. 
1855. 5. 133). 

38) ſ. von der Provinz Preußen $. 100. Anm. 13; Pommern Balthasar jus 
eccl, pastorale 1, 559 — 919, Erf. v. 2. Juli 1840 (Boat 1,3801. Nits 
mann Praxie S. 376). 
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8. 103. 
Anfreiwillige Amtsniederlegung , Verfeßung und Emeritirung. 


Die Erledigung einer Pfarrftelle kann aud wider den Willen des 
Inhabers derjelben herbeigeführt werden, indem er aus Gründen der 
Disciplin zur ferneren Verwaltung diefes Amts nicht weiter zugelaffen 
werden darf. Abgeſehn von der in Folge einer gerichtlichen oder Dis: 
eiplinar » Unterfuhung ansgeiprschenen Amtsentjeßung (vergl. unten 
Abichnitt II.) kommt bier der Fall in Betracht, wenn ein Geiftlicher 
jeine Stelle niederlegt, um der Unterjuchung zu entgehen. Sobald 
nämlich ein Pfarrer in jeinem Amte grobe Exceſſe begangen bat, 
müſſen die geiftlichen Obern ihm die Führung feines Amts vorläufig 
unterfagen, wegen deffen Wahrnehmung die erforderlichen Anftalten 
treffen, die nähere Unterfuchung verhängen und nad dem Befund der: 
jelben ihm die Entjegung andeuten '), Der Pfarrer kann nun gleich 
nad) erfolgter Suspenfion, um jede weitere Unterfuchung zu vermeiden, 
oder Sobald ihm die Entfegung angedeutet worden, um jonftige Wei- 
terungen abzuſchneiden, fein Amt niederlegen). In dieſem Falle 
bleibt übrigens der Oberaufſichtsbehörde das Recht vorbehalten, dem 
Geiſtlichen nach Befinden der Umſtände ausnahmsweiſe eine über den 
Betrag des jährlichen Zuſchuſſes der Emeritirten nicht hinausgehende 
fortlaufende Unterſtützung aus den dazu vorhandenen Fonds zu be— 
willigen ?). 

Auch durch unfreimwillige Verſetzung (Zranslocation) *) wird 
eine geiftlihe Stelle varant. Wenn nämlich ein Pfarrer ohne böfen 
Borjaß, Durch unvorjichtiges Betragen, das Vertrauen feiner Gemeinde 
verloren, jo müfjen die geiftlichen Obern feine Verſetzung an einen 
andern Ort veranftalten ’). Die dem Translorirten zugewiefene neue 


1) A. Se. II, 11. 9, 532 (l. Entw. $. 464. 11. Entw. $. 400), vergl. 
dazu meine Abhandlung: Das Disciplinarreht der Konfiftorien in Preußen (in 
Dove’s 3. für Kirchenrecht 11. [1862] Nr. IV. ©. 243 f.) S. 263 f. 275. 

2) A. L.-R. $. 533. 534 (I. Entw. $. 465. Il, Entw. $. 401), verb. meine 
cit. Abbandfung a. a. D. 263. 274 f., beionders Suarez in den amtlichen Vorträ: 
gen bei der Schluprevifion des A. L.⸗R. inv Kamp Jabhrb. XLI, 177. 178 
(meine cit. Abbdl. S. 265. 266). Selbftverftändlich iſt es „daß wenn eine Anz 
Ichufdigung zugleich gemeine noch bejunders verpönte Vergehen in fich fapt, die ganze 
(nticheidung den Gerichten überlafien werden muß u. ſ. w.“ Circ. v. 27. Auguft 
1824 (v. Kamptz Ann. 8, 784, meine cit. Abhdl. 9.276). Circ. v. 20. Septbr. 
1827 (m. Kamptz Ann. 11, 663, die cit. Abhdl. S. 279). ſ. A. L.-R. $. 536. 

3) Reglement des Ilnterftügungsfonds für die emeritirten evang. Geiftlichen der 
Provinz Brandenburg v. 23. April 1847. $. 1 (Min. » Blatt des Innern S. 161. 
Vogt 1, 381). Das Reglement des Emeritenfonds für die Provinz Preupen v. 
20. Auguft 1864. $. 2 (Amtl. Mittheil. Nr. 453) gejtattet dies nicht und Ähnlich die 
übrigen. 

4) M. ſ. überhaupt J.H.Boehmer jus ecel, Prot. lib. L ULV 
Balthasar jus pastorale 1, 312 und die von Dielen gi M.O 

5) A. =. 8. 531 (1. Entw. $. 464. 11, € 


T 
| * dict TE 
Mai 1760 im N. C. C. 1. 1760. Nr. XI. FZul£ Abhandlun 


- f. 
S. 205 1. 263. Daß die Gerichte darauf nicht kennen bef 9 N 
s ; 


XIX f. 












Nefer. vom 10. Nevbr. 1809 ausgefprochen (me n er AERO 
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Stelle (Pönitenzpfarre) wirdrje nad) den Umftänden eine minder 
gute fein ®). 
In den Fällen, in melden die ſonſt gerechtfertigte Strafverfegung 
wegen böberen Alter® oder megen jonft verminderter Dienſtfähigkeit 
des zu Berfeßenden für nicht anwendbar zu erachten ift, ift die uns 
freiwillige Emeritirung oder Penftonirung mit einem nach dem 
Grade der Verſchuldung abzumeffenden geringeren Emeritengehalte oder 
Penfionsbetrage, als demfelben gebühren würde, feſtzuſetzen). Außer 
Diefer Strafemeritirung fann aber auch dann eine unfreiwillige Benz 
fionirung herbeigeführt werden, wenn ein Geiftliher wegen Mangele 
geiſtiger oder förperliher Kräfte nicht mehr im Stande ift fein Amt 
zu verwalten und Ddaffelbe doch nicht Freiwillig niederlegen will. Dann 
{ft nad vorgängiger förmlicher Unterfuchung durch ein Refolut der 
eiftlihen Obern, gegen welches auch der Necurs in der oberiten In— 
anz innerhalb vier Wochen zuläffig tft, die erforderliche Feſtſetzung 
zu treffen °). 


$. 104, 
Von der Werwaltung geiftlicher Stellen während ihrer Erledigung. 


In früherer Zeit pflegte eine Kirche, welche ihren Pfarrer. durch 
den Tod verloren hatte, einige Wochen ohne Predigt und Gottesdienft 
zu bleiben, worauf die benachbarten Geiftlihen während des Nachjahrs 
zu Gunften der nachgelaffenen Wittwe oder Kinder die Stelle verwal- 
teten ').. Es bildeten fib aber in der Hinficht überhaupt verfchiedene 
Uebungen, bäuftg abhängig von befonderen Gonventionen einzelner 
Minifterien oder von Vereinigungen zur Berjorgung der Hinterblie- 
benen der Geiftlichen innerbalb beftimmter Kreiſe). Ohne dieje au 
befeitigen wurden bei der Abfaffung des allgemeinen Geſetzbuchs gene: 
relle das Bedürfniß befriedigende Vorfchriften zur Ergänzung binzuge: 
fügt. Da übrigens faft allenthalben der Grundiaß galt, Daß während 
der Guadenzeit die benabhbarten Amtsbrüder das Amt des Verſtor— 
benen zu Gunften der Hinterbliebenen oder der Kirhe wahrnehmen 
follten, ohne dafür eine Belohnung in Anspruch zu nehmen’), fo be- 
flimmte und zwar zunächſt megen des Gottesdienftes der I. Entw. 
8. 335, Daß derfelbe während der ordentlichen Erledigung von ſechs 


6) Die Gründe zur Translocation find ordentlicher Weiſe Verletzungen der Pflich⸗ 
ten, deren das N. = NR. $$. 66 ff. gedenkt. Vergl. J. H. Boehmer «it, 

7) Cab.-O. v. 27. April 1830 (G.-S. S. 81). Eire. v. 21. März 1831 
(v. Kamptz Ann. 15, 47. Boat 1,309. Meine cit. Abhandl. S. 282). 

8) B. v. 28. Februar 1844 (Min. Bl. des Innern ©. 67, Vogt 1, 397). 
Gire. v. 27. Novbr. 1854 (Aktenſt. des D.:R.:Ratbe 7, 15 —17). 

1) M. ſ. 3. 8. die Erfaffe für die Stadt Soeft von 1610 und 1658 in meiner 
Geſch. IV, 3. Urk. Nr. LVIII. LIX. ©. 147. 148. 

2) M. f. darüber die oben $$. 99. 100 angeführten Statuten und jonftigen 
Beitfegungen. 

3) Es ergeben dies die Anm. 10a. und folg. cit. K.⸗O. und Provinzialrechte. 


— 
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Monaten bei der vacanten Kirche auf Veranftaltung des Inſpectors 
Durch benachbarte Pfarrer wechſelsweiſe verſehen werden follen. Der 
IT. Entwurf $. 307 modifteirte dies, indem er flatt der benachbarten 
Pfarrer „qualifizirte Perſonen“ nannte und diefe Faſſung übernahm 
Das A. L.R.“). Diefe Vorfchrift erſchien indeffen nicht ausreichend 
und auf Grund verfebiedener Erinnerungen erhielt fie folgende Ergän⸗ 
zung: „In der Regel find bei Pfarrkirchen, wo nur Ein Geiftliiher 
angejeßt ift, die benachbarten Pfarrer derfelben Infpection, nach der 
Anweifung des Erzprieſters oder Inſpectors, gegen die bergebrachte 
Vergütung aus den Einkünften der erledigten Pfarre, dazu verpflich— 
tet’). Auch bei Kirchen, wo mehrere Geiftliche find, findet eine ſolche 
Vertretung der vacanten Stelle ftatt, wenn nach dem Befinden des 
ee die übrigen Geiftlichen die Arbeit allein nicht beftreiten 
önnen “ °) 


Was den Anſpruch der Geiftlihen auf Entihädigung für die Ab- 
haltung des Gottesdienftes betrifft, fo ift nad) dieſer Dispofition den 
an Berielben Kirche angeftellten Predigern eine ſolche nicht gewährt, 
den benachbrten Pfarrern aber nur da, wo die Vergütung bergebradht 
ift, Da der predigende Geiftliche gewöhnlich auch andere Amtshand» 
lungen verrichtet, fommen aber zugleich die übrigen für dieſe gegebe- 
nen Beftimmungen des Gefeßes bier mit in Betracht. Diefelben find 
gleichfalls erft nach wiederholter Berathung, zum Theil erjt bei der 
legten Redaction hinzugefügt, nämlich die Vorichrift: „Was von den 
Einkünften der Pfarre während der Bacanz, nah Abzug der Vertres 
tungsfoften,, übrig bleibt, wächſt, wo fein Gnadenjahr ftattfindet, dem 
Pfarrvermögen zu“?) und „Sowohl im Sterbequartale, ald im Gna- 
denjahre müſſen diejenigen, welche die Pfarreinfünfte genießen, den: 
jenigen, welche den Gottesdienft verfehen, die in der Provinz oder im 
Kreife gewöhnliche Entihädigung, fomweit fie nicht durch die Stolge- 
bühren erfolgt, gewähren ”%. Die Stolgebübren fommmen (dev Regel 
nach) demjenigen zu, der die Handlung, wofür fie erlegt werden müſſen, 
verrichtet hat). Wo die Stolgebühren zum Gnadenjahre gehören, 
müffen die im Genuffe des legtern befindliche Wittwe und Kinder 
diejenigen, welche die Handlung verrichtet haben, für die dabei vor 
gefallenen Reife- und Zehrungsfoften ſchadlos halten “). 


Wo feine Gnadenzeit ftattfindet, tritt daher eine Entihädiqung 
für die Vertretung im Ganzen und Bollen ein, in beichränkterer Weife 
im entgegengejegten Falle. Dies ift auch in den partifularen Beftim- 
mungen durchgreifend feftgehalten, und zwar in dem märkiſchen Prov. » 
R. im Allgemeinen obne Abweichung "°). Das oftpreuß. Prov.:R. 


.-⸗R. 11, 11. $. 398. 


4) A. 8 

5) A. L.-R. © 306. verh. $. 855, unten Anm. ». 

6) A. L.-R. % 397. 

TA L.⸗R. 852 

8) J L.⸗R. $. 855 

OA Le. 853. (1. Entw. $. 637. ver X 635. 636. IT. Entw. 6. 619). 


10) AREN. $. 854 (1. Entw. $. 638. . 620) 
10a) Revidirter Entwurf $$. 14. 112. 16 verb. in = Motiven S. 9 zu 
8. 14 eit. ®. vom 20. October 1763 (Nov. C. C. M. 111. No. LXXV, Fol, 295). 
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verordnet, daß während der Vacanz dem fungirenden Geiftlihen nur 
danu die Stolgebühren gezahlt werden, wenn ihn die Erben des 
Berftorbenen nicht beföftigen, fowie dag während der Bacanz einer 
luther. Pfarre die Gemeinde Die Fuhren zur Abholung und Zurück— 
führung des Bicars unentgeldlich leiſten müſſe“). In Pommern find 
die Pfarrer in der Synode in der Regel verpflichtet, während der 
Dauer des Sterbequartald und Gnadenjahrs den Gottesdienit obne 
Bergütigung und nur gegen die von denen, welche die Pfarreinfünfte 
genießen, zu aewährende Bewirthung zu veriehen; lebtere müſſen 
jedody, inſofern durch beftätinte Synodalbejhlüffe ‚oder ſonſt nicht ein 
Anderes beftimmt ift, dem Pfarrer auch das Futter für feine Pferde 
unentgeldlidh verabreichen %). Im Herzogthum Sachen gelten im 
Ganzen gleiche Grundfäße; doch find die vicarlirenden Geiftlichen, wenn 
fie über eine Halbe Meile entfernt wohnen, unentgeldlih abzuholen 
und zurüdzubringen ?), Im Fürftenthum Halberftadt ift dies näher 
dahin geordnet, dag in der erften Hälfte des Gnadenjahrs die Ge- 
metnde, in der zweiten Hälfte diejenigen, welde die Pfarreinfünfte 
genießen, die Fuhren für den Geiftlichen zu leiften haben '), während 
im Herzogthum Magdeburg dies der Gemeinde allein obliegt *). Es ift 
dabei feftgefeßt, dag zwei Sonntage hinter einander der Gottesdienft 
von den vicarlirenden Geiftlihen, am dritten aber von dem Küfter 
des Orts umeutgeldlid bejergt werden muß. Gewöhnlich find von 
Alters her die Ortſchaften fchon beftimmt, deren Prediger bei einer 
eintretenden Bacanz in einer Kirche die Vacanzgeſchäfte zu verrichten 
haben. Der Superintendent bat einen ſog. Bacanzzirkel auszu— 
jchreiben, der, wenn Prediger einer andern Diöcefe dabei find, dieſen 
durch ihren Superintendenten-mitgetheilt werden muß. Taufen, Trau— 
ungen und dergleichen werden gewöhnlich an einem Sonntage von den 
vicariirenden Predigern verrichtet. Andere mit der erledigten Stelle 
verbundene Geſchäfte, wie die Auffiht über die Schule, die amtliche 
Correſpondenz, der Gonfirmandenunterricht, die Führung der Kirchen— 
bücher u. ſ. w. find, weil bierbei nicht aut ein Wechfel ftattfinden 
fan, beftimmten Predigern zu übertragen '*). 





11) Oſtpreuß. Prop.-R. Zufap 206. 21L., 

12) Pommerſche K.-O. 1563. Th. 111, Nr. 5 (Michter K.O. 2, 241). Sta- 
tuta synodalia 1574. cap. VI. S. 1 (a. a. O. S. 301) u. a. m. Bergl. Baltha- 
sar jus eccl, pastorale 1, 557 ſ. Revidirter Entwurf von Alt, Borz und Hinter: 
bommern $. 315. Die jehr jpeciellen zum Theil abweichenden Beltimmungen für 
Neu » Vorpommern und Rügen |. m. in dem Prov.-R. für Diefelben 88. HH — 98. 
1437 nebft den Motiven Theil IV. ©. 75 f. 2331. 

13) Auf Grund der K.⸗O. von 1580 ift dies durch beſondere Entſcheidungen 
und Obſervanzen beftimmt (Carpzov jurisprud. ecel. lib. 1. defin. CLXIN. 
CLAXXIX u. a. Binder Prov.-R. 1. $. 1580. Revidirter Entwurf 88. 763. 
764. 786). 

14) Nevidirter Entwurf $$. 118. 114 115. (Cab.-O. v. 20. Auguft 1747. 
Motive zum Entwurf ©. 164. 165.) 

15) 8.0. 1730. Gap. 16. $$. 5.7. Cap. 32. $. 7. Nevidirter Entwurf 
$. 328. Motive S. 249. 

16) Schmidt der Wirkungsfreis des Zuperintendenten 9. 102. Wegen ber 
Führung der Kirchenbücher ſ. m. Bekannt. der Reg. zu Frankfurt v. 8, Juni 1839 
E. KRamps Ann. 23, 624. Vogt L, 380). 
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Sobald übrigens die Ordnung und Reihenfolge der Bacanzge: 
ichäfte vequlirt ift, dürfen auswärtige Geiftliche, in der Abficht en 
der Gemeinde näher befannt zu machen und Ddadurd Für Ihre Bewer: 
bung um die Stelle eine günftigere Ausficht zu gewinnen, ausnahms— 
weife flatt eines der vicartirenden Geiftlihen eine Gaſtpredigt halten, 
ohne die Genehmigung des Enperintendenten einzuholen. Der Zurs 
nus jelbit ift fireng einzuhalten und ohne Genehmigung des Superin: 
tendenten nicht ein anderer zuzulaflen '). Wenn der Geiftliche zu den 
Bewerbern um die Pfarrei gebört, ſoll (nad) der zufäßglichen Beſtim— 
mung des Bon. von Brandenburg ')) erſt Die Zuftimmung des Eon: 
ſiſtorii durch den Superintendenten nacdgefucht werden, dagegen kaun 
der Superintendent auswärtige andere Geiftliche ſelbſtſtändig zulaffen, 
wenn einer der vicariirenden Geiftlichen gehindert ift oder der Küfter 
die Predigt ableien follte. 

Die rheiniſch-weſtfäl. K.O. enthält über die Bedienung einer 
erledigten Stelle folgende Beftimmungen. 1.) Wenn fein Wittwenjahr 
ftattfindet a) predigen während der Vacanz die Gandidaten der. Sy: 
node und Diejenigen Bandidaten aus andern Synoden, welde der 
Superintendent aus eigener Bewegung, oder auf den Wunjc der Ge: 
meinde zu Gaftpredigten auffordern wird. Sie haben auch Nachmit- 
tags Öffentliche Catechiſation zu halten. b) Zu den übrigen Amtöhand: 
lungen find, wenn fein zweiter Prediger bei der Gemeinde ift, dem 
Herfommen gemäß, die benachbarten Prediger gegen die jura slolae 
verpflichtet *). II. 1) Wenn die Wittwen oder Waiſen das Nachjahr 


16a) Circ. des Gonf, der Provinz Sachſen vom 9. März 1849, 

16b) d. d. 14. Juli 1849, 

17) Rheinifch= weftf. K.⸗O. $. 55. 

18) Wenn der vorhandene zweite Prediger — ————— nicht ſelbſt verrichten 
kann, ſo erhalten die Amtsbrüder, deren Hilfe er in Anſpruch nimmt, die jura stolae 
— inſofern ein Nachjahr nicht ſtattfindet (11. weſtf. Syn.-Beſchluß 29, beſtätigt 
+. Februar 1840). Die Vertheilung der Accidenzien für verrichtete Antsbandlungen 
einer erledigten Stelle unter die fämmtlichen Vicare, auch die Gandidaten, ift Sache 
des Suverintendenten unter Zuziebung des betr. Presbyterii (Min.-R. v. 7. Dechr. 
1837. I. weitf. Syn. sBefchluß 44, beftätigt 25. Juni 1842, vergl. noch unten 
Anm. 26). Die Candidaten eines Diöceſanbezirks, auch nachdem für das erlediate 
Paftorat ein neuer Pfarrer gewählt worden, müſſen während der übrigen Dauer der 
Dacanz die Predigten gegen Vergütung übernehmen. (IV. weſtf. Syn. Beichluß 57, 
beftätigt 5. März 1847, mit dem Beifügen, daß cs überall feinem Bedenfen unter: 
liegt, daß Gandidaten, welche während einer chne Nachjahr eintretenden Vacanz in 
einer Pfarrei Predigtamtsgeſchäfte beforgen, aus den disponibeln Pfarreinfünrten eine 
Entſchädigung gewährt werde. Der betr. Superintendent bat deshalb im einzelnen 
Falle in der geeigneten Weiſe dahin zu wirken, da diefer Grundſatz zur Anwendung 
gebracht werde.) — Die V. rhein. Syn. J 109 beſchloß: Daß a) für die Verſehung 
der erledigten Prarritellen, wenn fein Wittwen- und Waijenjabr eintritt und fein 
Inftitut irgendwie Anſprüche an die Prarritellen habe, eine entjprechende Nenuneration 
aus dem Prarrgebalte oder der Kirchenkafie geboten werde ; b) für die Verſehung fols 
cher Stellen, wenn eine Wittwens und Mailen = Ilnterftügungsanftalt oder ein anderes 
Inftitut Rechte auf die Betheiligung an dem Bacanzgebalte befipt, die Beſtimmung 
der betr. Statuten eintrete, wobei jeder Pfarrer Accidenzien und Stolgebübren für 
die von ihm bejorgten Verrichtungen bezieht; e) wenn aber im letztern Falle eine Ges 
nieinde wegen ihrer ifofirten Lage von benachbarten Pfarrern nicht verjeben werden 
Pann, alddann eine eigene Verwaltung durch das betr. Presbyterium und den Supers 
intendenten mit Zuftimmung des Moderamens der Synode und Genehmigung des 
Konfiftoriums unter den möglichft billigen Bedingungen angeordnet werde. 

19) 8.58. $. 56. 
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baben, a) predigen bei Gemeinden, bei denen fein zweiter Prediger 
ift, die Prediger und Gandidaten der Kreisfunode *°) und fatechifiren 
Sonntags nad) einem vom Superintendenten zu beftimmenden Turnus. 
Sie haben weder Remuneration nod NReifekoften zu fordern, werden 
aber von der Wittwe oder den Waiſen bewirthet. b) Iſt der Turnus 
einmal beendtat, fo predigen die Gandidaten, welde zu Probepredig- 
ten aufgefordert find. c) Hierauf beginnt der Turnus von Neuem, 
bis das Jahr beendigt ift. d) Die vorfallenden Kindtaufen und Co— 
pulationen werden fo viel wie möglich auf den Sonntag verlegt, damit 
dDiefelben von den irenlars Predigern verrichtet werden. Diejenigen 
Amtshandlungen aber, welche fi nicht auf den Sonntag verlegen 
laffen, werden von den benachbarten Predinern verrichtet. Diefe alter: 
niren wöchentlich, jedoch ſteht es ihnen frei, ein Abfommen unter fich 
zu treffen, nach welchem jedem der Theil der Gemeinde, welder ibm 
am nächtten liegt, angewtefen wird). Für alle fonft vorfommenden 
Fälle, befonders die Führung der Kirchenbücher, ernennt der Super: 
intendent einen Stellvertreter des Pfarrers. Die Geiftlichen, welche 
die kirchlichen Amtshandlungen verrichtet haben, find verpflichtet, fofort 
dem Stellvertreter die zur Eintragung ind Kirchenbuch erforderlichen 
Notizen schriftlich mitzutbeilen *) Wenn noch ein zweiter Prediger 
bei der Gemeinde it”), übernimmt derfelbe alle während der Vacanz 
vorfallenden geiftlichen Amtshandlungen, die Führung der Kirchenbücher, 
das Präfidium im Presbyterio, umd die aanze fpecielle Seelforge. In 
Betreff der Prediaten an den Sonn- und Fefttagen findet aber Die 
$.56 der 8.:D. angeordnete Ginrichtung auch in diefem Kalle ftatt *). 

In Fällen einer Erledigung aus anderen Gründen, als wegen des 
Todes des Pfarrers, wird e8 nur ausnahmsweiſe zu einer interimiftiichen 
Verwaltung der Stelle kommen”). Diele erfolgt dann im Allgemei- 
nen nah den Grundfäßen, melde für den Fall der Vacanz obne 
Nachjahr zur Anwendung fommen. Die den Stellvertretern zu gewäh— 
rende Entihädigung {ft vom Gonfiftorium den Umftänden gemäß feft- 
zufegen. Neichen die Einnahmen der Stelle nicht bin, fo ift ander: 
meitig für die Beſchaffung der Mittel (aus Kirchenfonds u. f. w.) 
Sorge zu tragen und dabei wirken Gonfiftorium und Regierung ge: 





20) In vacanten Gemeinden ſoll die Stellvertretung durch Schulfehrer, wo fie 
bie dahin nicht üblich war, nicht ſtattfinden, und dem lebelftande überhaupt abaehof- 
fen werden. Mhbeinifche Circ. v. 30. Aufi 1836, 13. März und 18. Novbr. 1837 
(v. Kamp Ann. 21, 81. 959. Hermens Handbuch 111, 703). 

21) Die Pfarrer müffen alle pfarramtlichen Arbeiten während des Nachjabıs uns 
entgeldlich verrichten (IV, weſtf. Syn. Beſchluß 54, beftätigt d. 5. März 1847). 

22) Ebenſo erfolgt der Auftrag zur Führung des Präfidii im Presbhterium der 
vacanten Gemeinde (II. weitf. Syn. Beſchluß 43, beftätigt d. 25. Juni 1842). Der 
Kreisſynode liegt es ob, dafür zu forgen, daß den Bebürfniflen der Gemeinde rück— 
fichtlich des Neligionsumterrichts der Jugend und der fyeriellen Seelforge nah Mög: 
fichfeit abgebolfen werde (TV. weftf. Syn. Beſchluß 55, beftätiat d. 5. März 1847). 

23) 8.8. $. 57. 

24) Wo der zweite Prediger während des Gnadenjahrs nicht alle une 
felbft und allein beftreiten fann, muß er die Hilfe benachbarter Prediger in Aufpruch 
nehmen , die folche gern und unentgeldfich wohl feiften werden (U. wett. Son. Zwei⸗ 
ter Bejcheid zu $. 29 (d) des erften Beſcheids). 

25) Vergl. U L.⸗R. $. 527. 
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meinſchaftlich ebenſo, wie wenn Erjparniffe der Kirche zu anderen 
Zweden zu verwenden find *). 


$. 105. 
Die Wiederbefeßung erledigter Pfarrfteilen. 


Eine erledigte Stelle joll jo bald als möglich wieder bejeßt wer: 
den; daraus folgt aber nicht, daß jchon vor Eintritt der Vacanz durch 
Ertheilung einer Anwartſchaft (Exſpectanz) auf die betr, Stelle 
für Diefelbe zu forgen jein würde, MWebereinftimmend mit dem älteren 
gemeinen Recht unterfagen jowohl die K.-D.'), als befondere Manz 
Date?) und das Bartikularrecht überhaupt, wie die Praris?) derartige 
Berleihungen und geftatten nur Subititutionen mit dem Recht der 
Nachfolge, wenn dringende Gründe dieſelben rechtfertigen (j. oben 
$. 102 ©. 421). Bei Stiftspräbenden beftanden jedody ſchon zeitig 
Ausnahmen, welche auch das preußiiche Recht den vorhandenen Sta— 
tuten gemäß anerkannte *). 

Während das gemeine kanoniſche Recht die Friſt zur Wicderbe- 
jegung einer Pfarrei für den geiftlihen Patron auf ſechs, für den 
weltlihen auf vier Monate beftimmt Hat, ergaben fi für die evans 

eliihe Kirche in Folge des Nachjahrs oder einer Gnadenzeit Modi- 
cationen, welche außerdem durch partifulare ee noch mebr 
verändert wurden. Das Princip des gemeinen Rechts aber, daß Falls 
der zur Präfentation Berechtigte in der geleßlichen Frift, berechnet von 
dem Moment der Bekanntichaft mit der Vacanz, von feiner Befugniß 
nicht Gebrauch gemacht, die Provifion für dieſen Fall auf den geift: 
lihen Obern devolvirt, behielt die evangeliiche Kirche überhaupt bei ®). 


26) Bergl. R. v. 26. Auguft 1838 (v.Kampb Ann. 22, 641. Vogt 1, 380). 
An die Stelle der in diefem N. genannten Regierung tritt das Conſiſtorium, vermöge 
der 1845 erfolgten Neffortveränderung (f. Circ. v. 1. Octbr. 1847. I. Nr. 17). B. 
v. 22. März 1847 (Min. Bl. des Innern S. 250. Boat 1, 209. 300. Anın. 30a). 
Nebrigens hat der Superintendent nur die Accidentien zu vertbeilen (j. Anm. 18), die 
aus den feſten Ginfünften der Stelle zu entnehmenden Vertretungsfoften dagegen das 
Gonfiftorium (Verf. des weftf. Conſ. v. 28. April 1857. f. VII. weftf. Syn. Befchluß 
32. IX. weftf. Sun. S. 15 a. E.). 


1) Diefe unterfagen insbefondere die Adjunction der Kinder des Pfarrers, denen 
die Nachfolge in einer Zeit, wo das Bedürfniß der Unterſtützung noch nicht einmal 
vorhanden ift, zugefichert werden ſollte. M. ſ. z. B. die pommerfhe K.⸗O. 1563. 
Tb. IV: von ordentlicher Bocation (Richter K.⸗O. 2, 244), welche eine Verſchrei— 
bung „dat de Prediger de Parre ad vitam edder vor [une kinder bebolden .. . ſchöle“ 
für nichtig und unfräftig erflärt. Vergl. N. an die preuß. Reg. v. 8. Januar 1715 
(Arnoldt preuß. K.⸗R. 1, 3. $. 7. S. 20. 21). 

2) Pommerjcher Landtagsabjchied v. 10. März 1614. 

3) Näbere literarifche und gefegliche Nachweifungen bei Carpzov jurisprud, 
eonsist. lib, I. defin. 16. J. H, Boehmer jus ecel. Prot. lib, III. tit. VII, 
Balthasar jus pastorale 1, 675 f. Beral. Binder Prov.:R. von Sachen 
* > Prov. sR. von Neu s Vorpommern $. 1107 nebft den dazu gebörigen 

otiven. 

4) AR. 8:3. $$. 1227 f. (Il. Entw. $. 924 f. ). 

% Carpzov jurisprad. eccl. lib. I. def, 15. J. H. Boehmer jus eccl. 
Prot, lib. I. tit. X. 8. VII. Balthasar jus past, 1, 669 und bie von dieſen ans 
geführten K.-O., Geſetze und Schriftfteller. Vergl. auch G.L.Boehmer principia 
juris canoniei. $. 552. 
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Das Verfahren war aber ein verfchiedenes, indem bald erſt eine noch— 
malige Erinnerung und Beftimmung einer neuen Friſt, nach Ablauf 
des Zermins, erfolgte, bald jofort die Devolution eintrat. 

Die Redactoren des allgemeinen Gejegbuchs ſchloſſen ih im Gan- 
zen an das Hergebrachte an und flatuirten ein Devolutionsredht 
theils für den geiftlihen Patron, der ein untangliches Subject vor: 
gefchlagen °), theil® allgemeiner für den Fall der Simonie ’), fo wie 
wenn nicht in der geſetzlichen Zeit die Präfentation bewirft wird. Es 
ward Deshalb vorgefchrieben: Die Präfentation zu einem erledigten 
Pfarramte muß innerhalb ſechs Monaten von Zeit der Erledigung ge— 
ichehen ”°). Iſt der Pfarrer auswärts verftorben, fo läuft die Friſt 
von der Zeit an, wo jein Zod dem Patrone oder den Kirchenvorfte: 
hern befannt geworden’). Kommt die Präfentation innerhalb ſechs 
Monaten nicht ein, und ift auch vor Ablauf diefer Frift eine Verlän— 
gerung derjelben nicht geiucht oder nicht zugeftanden worden; fo füllt 
die Bejeßung der Pfarre für Ddiefen Fall den geiftlihen Obern an— 
bein’). Wenn ein hiernäcdhft bei der Prüfung untangliches Subject 
präfentirt worden, fo fommt dem WPräfentirenden, wenn er ein Welt: 
licher ift, noch eine Nachfriſt von ſechs Wochen zu ftatten %. Muß 
die Gemeinde dem Patron Snbjecte zur Auswahl vorfchlagen''), oder 
muß ein ſolcher Vorichlag der Gemeinde von dem Patrone geſchehen *), 
jo fällt nur das Recht desjenigen, welder in feiner Obliegenbeit 
ſäumig gewefen ift, den geiſtlichen Obern anheim *). So lange die 
geiftlichen DObern von ihren Anfallsrechten noch feinen Gebrauch ge- 
macht haben, fönnen der Patron oder die Gemeinde das Berfäumte 
nachholen *). Auch die geiftlichen Obern müffen, fo oft ihnen die 
Ernennung des Pfarrers anheimfällt, wegen Auswahl eines tauglichen 
Subjects die allgemein gefeglichen Vorſchriften beobachten ') ; indeſſen 
erfcheinen dieſelben auch in den Fällen, wo fie kraft (landesberrlichen) 
Patronats ihr Recht ausüben, doch immer zugleid als geiflliche Be— 
hörde, auf welche die Grundjäße über Privatpatrone bei Uebuug der 
Präfentation nicht anwendbar find. Bon einer Devolution Fönnte 
nur infofern die Nede fein, als etwa der über dem Conſiſtorium fte: 
henden Behörde eine ſolche verfaflungsmäßig zugemiefen wäre, was in 


6) U. L.⸗R. $. 392. Bergl. dazu oben $. 92. S. 380. Anm. 15. 

TJA 8. =. $. 614. (1. Entw. $. 761. II. Entw. $. 465) f. $. 73. S. 2u8. 
$. 80. S. 365. Anm. 11. 

Ta) A. 2. NR. $. 393 (I. Entw. $. 333. 11. Entw. $. 305). 

8) A. v.-R. $. 304 (1. Entw. $. 334. II. Entw. $. 306). _ 

9) A. =N. $. 398 (1. Entw. $. 336. 11. Entw. $. 308, jedoch obne der 
Verlängerung zu gedenken). Vergl. dazu auch A. L.-R. $$. 345. 346 und darüber 
oben $. 89. &. 363. . 

10) A. 2.0. $. 399 (das A.L.-R. nimmt bier Bezug auf $.302. j. Anm. 6). 
Da nad) den fpäteren Necht das Examen pro munere von Inländern ſchon vorber 
abgelegt fein muß, jo fommt bier dad Colloquium, wo dafjelbe noch anzuftellen if, 
in Betracht (ſ. oben $. 85. ©. 3506). 

11) Nah A L.-R. $. 343 f. oben $. 80. S. 368. Anm. 27. 

12) Nach U. 2. NR. $$. 340. 342. ſ. oben $. 80. S. 368. 

13) A. L.-R. $. 400 (fehlt nody in den Entwürfen). 

14) U. X.=R. $. 401 (I. Entw. $. 337. II. Gntw. $. 309). 

15) A. NR. $. 402. Vergl. dazu oben $. 88. S. 363. Anm. 11. 
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Preußen nicht der Fall iſt. Sonft kann die Verzögerung der Colla— 
tion u. ſ. w. von Seiten der beibeiligten Gemeinde oder des Patrons 
nur eine Befchwerde an den O.K.-Rath oder den Landesherrn felbft 
rechtfertigen '*). 

Hiervon giebt es einzelne provinziele Abweichungen. So be: 
jtimmt das oftpreuß. Prov.R.“), daß der weltliche Patron eine 
erledigte Iutherifche Stelle binnen drei, der geiftlihe Patron binnen 
ſechs Monaten wieder zu beſetzen bat, widrigenfalld das Recht an den 
Landesherrn fällt ''). In Pommern ') und Sachen?) gelten im All 
gemeinen die landrechtlichen Vorjchriften; im Herzogthum Magdeburg 
muß aber die Präfentation in vier Monaten geicheben, berechnet von 
der Zeit, da die Gemeinde beim Patrone die Beſetzung gehörig nach— 
geiucht hat, doch find Diele vier Monate gegen den Patron nicht zu 
rechnen, wenn zwifchen ihm und der Gemeinde ein Streit fiber Die 
Züchtigfeit der Perſon durch die geiftliben Dbern zu enticheiden iſt?. 
In Rheinland» MWeftfalen wird bei Erledigung einer Stelle ohne Nach— 
jahr in 3 Monaten von dem Zage ab, am welchem die Erlediamy 
der Gemeinde bekannt gemacht worden ift, und wo das Nadjabr 
ftattfindet, 9 Monate nach dem Tode des Predigers zur Wahl ae: 
ichritten *). | 

Für die Wiederbeſetzung der Stelle jelbit gelten übrigens Die 
Beftimmungen, welche oben $. 88 ff. im Zuſammenhange dargeitellt 
find *). Die rhein.: weflf. K.O. enthält darüber, wie die Wieder: 
beiegung erfolgt, sobald die freie Wahl der Gemeinde oder deren. Re— 
präientanten eintritt, Folgendes *): Der Superintendent fadet die 
Gandidaten, welche die Nepräfentation, oder wo feine ift, die Ges 
meinde zu bören wünfcht, und Die er außer dieſen der Gemeinde 
empfohlen bat, zur Haltung einer Probepredigt und Catechiſation ein, 
Unter den Eingeladenen müſſen fich fämmtliche Gandidaten der Kreis- 


16) Bergl. Eichhorn K.-R. 2, 738. 

17) Für Oftpreußen batte der Receß v. 1566 beftimmt, dag ohne Verzug vacante 
Stellen zu befeßen feien und, wenn ein Patron ſäumig wäre, der Gemeinde freifteben 
ſolle, demjelben ein Subject zu vräfentiven. Nach der K.:D. 1568 (Richter K.O. 
2, 300) wurde die Frift auf 6 Wochen feftgejegt. Später wurde diefelbe auf Jabr 
erweitert, die Beſetzung der Stellen aber für den Fall der Verſäumniß der Yandes- 
regierung zugewiefen (U. v. 25. Detbr. 1735 bei Arnoldt, Hiſtorie der Königsb. 
Univerfität B. 1. Beilage 54. Beckher, preuf. Kirchenregiftratur 5.133). Daran 
ſchließt fich das Prov.-R. Zufak 178. 

18) Beim geiftlihen Patron fcheint man übrigens wohl nur an die katbofifche 
Kirche gedacht zu haben, obſchon ja evangeliſche Geiftliche als Gutsbeſitzer auch Pa: 
fronatrechte haben fünnen. 

- 19) Prov.-R. von Neu-Vorpommern $. 958. verb. Motive Tb. IV. 5.74. 75. 

20) Binder Prov.-R. 1528 f. nebit Motiven. 

21) Revid. Entwurf $$. 260. 261, nach der K.-D. von 17309. Bay. XVI. 
$$. 2. 4, 10. ſ. auch J. H. Boehmer Anm. 5 cit. 

22) 8.0. $. 58 1. noch oben $. 88. S. 363. Anın. 11. 

23) M. ſ. auch die gedrängte Meberficht in der Verf. der Reg. zu Danzig v. 
15. Detbr. 1837 (A.-Bl. S. 2356. Borfs Handbuch [2. Ausg.) 1, 650. 651), 
fowie bei Schmidt, Wirfungsfreis des Swverintendenten S. 59 f. (Dabei ift jedod) 
in die Stelle der Megierung feit 1845 das Gonfiftorium getreten.) 

24) K. O. $. 59. Nr. 1—3. Ueber Nr. 4 fola. ſ. m. $ MW. S. 376. 377. 
Anm. 53 folg. 
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funode befinden *). Die Eandidaten baben feine Anſprüche auf Reiie; 
und Zebrungsfoften zu machen, in der Gemeinde aber werden fie 
unentgeldlich anftändig bewirthet. Wünſcht die Gemeinde einen ſchon 
im Amte flehenden Prediger, fo darf er ſich nicht zu einer Probepre: 
digt anbieten), kann aber von der Gemeinde zu einer Gaftpredigt 
aufgefordert werden, oder die Wahlglieder können aus ihrer Mitte 
eine Deputation ernennen, welche den Prediger an feinem Wohnorte 
bört, fih nach feinen Gigenjchaften erfundigt und den Wahlberechtig— 
ten darüber Bericht erftattet 7). 

Bei der Wiederbefegung einer geiftlichen Stelle find ſtets mehr 
oder weniger gewiſſe Rüdfichten vom Kirchenregiment ind Auge gefaßt 
worden, nämlich jowohl die VBedürfniffe der betr. Gemeinde und der 
Kirche im Ganzen, als die Qualification der anzuftellenden Geiftlichen 
und, infofern dabei etwaige Beförderungen in Betracht fommen, Das 
Dientalter. Die evangeltjhe Kirche Fennt nicht, wie die römiſch— 
katholiſche, Snterftitten, welche durch die Hierarchie der Weihen ver: 
anlagt werden, Da fie nur Einen Drdo befißt, indeffen fehlt es doch 
nicht an Borfchriften über eine gemwiffe Stufenfolge beim Erwerbe der 
Aemter, mit Rückſicht auf deren Wichtigkeit. Schon Luther hatte den 
Wunſch ausgeiprohen: „Ih wollte daß feiner zu einem Prediger 
erwählt würde, er wäre denn zuvor Schulmeifter gewefen. Spt wollen 
die jungen Gejellen von Stund an Prediger werden und fliehen der 
Säulen Arbeit“), Die älteren K.-D. dringen daher auch bereits 
darauf, Daß niemand als Pfarrer angeftellt werde, che er eine Zeit 
lang, als Hilfs» oder Nebengeiftlicher, Diafonus, Gapellau u. f. w. 
fungirt hat”). Die Pragis und fpätere Mandate entwidelten dies 
weiter ©). Auch in Preußen ergingen deshalb befondere Verordnungen, 
welche einfchärften, daß ein Unterfhied unter den Gemeinden gemacht 
und wichtige Predigtämter, befonders die Erzpricfterftellen und Pfar— 
ren in den größeren ‚Städten, nur mit jolchen Subjecten bejegt werden 
follten, welche fih in geringen Stellen treu und eifrig erwieſen bät- 
ten °'). Später wurden fümmtliche Pfarreien in gewiſſe Claſſen getheilt 


25) Iſt die Zahl der Canditaten ſehr groß, ſo müſſen zwei an Einem Sonntage 
Vor- und Nachmittags predigen und catechifiren, und wo in einer Gemeinde mehrere 
Prediger — find, müſſen dieſe, — Fälle aus —— ihre Pre⸗ 
digten den Candidaten überlafjen (Schr des rhein. Con]. v. 12. Dechr. 1836). Silfös 
mol find rüdfichtlich der Arobepredigten den Gandidaten gleich zu achten (I. weſtf. 

Spn. ©. e 33). 

26) Goebel, das Urtheil der K.⸗O. über das Bewerben der Geijtlichen um 
Pfarrftellen, in der Bonner Monatsfchrift V, 4 (April 1846) S. 198 — 209. ſ. noch 
N unten, 

) Zufaß zu $. 59. Nr. 3 der K.⸗O. (Min. R. v. 25. Auauft 1853. Nr. 25). 
Die R n hatte die Aufforderung Seitens der Gemeinde unterfagt. 
28) J. H. Boelimer jus eccl. Prot. lib. I. tit. Xl. $. XXI. 


29) j. Württemberg. fummar. Begriff > (Richter K.⸗O. 2, 202), wiedere 
boit in der ſächſiſchen 8.0. 1580 (a. a. D. 406), der Magdeburg. K.⸗O. (die 
Stelle auch bei Boehmer, vor. Ann, eit.) u. a. m. 

30) J. H. Boehmer a. a. D. und lib. 1. tit. XIV. $. 7 * dem daſelbſt 
cit. Brunnemann u.a. Balthasar jus pastoralel, —— 

31) B. v. 31. Auguſt 1738 (Arnoldt preuß. K.⸗R. I, 3. 8.8 S. 21. 
Meine Geh. 1, 2. Üürk. Ar. XLVIII). 
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und über die Verleihung derfelben nähere Beftimmungen getroffen *). 
Die neueiten darüber ergangenen Grlaffe find das Circ. v. 16. Fe— 
bruar 1843, die B. des O.-K.-Raths v. 9, Juli 1860, vom 28. Fe- 
bruar 1862 ®), 

Bei der erften Anftellung jollen Aemter mit einem Cinfommen 
bis 600 Thlr. Gandidaten und Predigern je nach ihrer Tüchtigfeit und 
bereit8 vorhandenen Leiftungen verliehen werden. Zu befferen Stellen 
bis 900 Zhlr. ſind ſolche Geiftliche iu nehmen, welche mindeften& 
10 Jahre auf einer Stelle der vorigen Claſſe treu gearbeitet oder nod) 
länger ein mit firdlicher Thätigfeit verbundenes Schulamt verwaltet 
haben). Candidaten, welche fih darum bewerben, find nicht zu bes 
rücfihtigen. Stellen über 900 Thlr., mo nicht Firchenzeitliche Func- 
tionen, wie eine Superintendentur, Natböftellen bei einem Gonfiftorium 
oder einer Regierung und dergleichen verbunden find, oder bedeutende 
anderweitige Gründe, 3. B. Berwaltung für das Ganze der Kirche 
wichtiger Acmter, wie die der Profefforen der Theologie, Directoren 
und Profefforen an Gymnaſien und Schullehrerfeminarien eine Aus— 
nahme motiviren, find nur nach mindeftens zchnjähriger treuer Amts— 
führung auf einer Stelle ‘der zweiten Claſſe zu verleihen. Bei ehe— 
maligen Superintendenten, welche nad quter Verwaltung ihres Amts 
in eine vacante rubigere Stellung zurüdtreten wollen, fann die zehn: 
jährige Verwaltung einer Stelle der zweiten Claſſe nicht bindende 
Megel fein, Auch verfteht fi) von jelbft, Daß es bei der bisherigen 
Marime der Gonfiftorien, von einer gewiffen höhern Altersftufe (60 — 
65 Jahre) an Geiftliche nicht mehr zu verfegen, auch ferner zu belaj- 
fen, wenn nicht für fie eine rubigere Lage gemünfcht wird oder für 
ihre umfangreichere Arbeit jüngere Kräfte zu gewinnen find. 

Die Bewerbungen der Geiftlichen um ein Amt find im Allgemeis 
nen nicht verboten, ja bejcheidene Bewerbungen werden grundfäßlich 
jelbft unter Umftänden gefordert ®). Daher follen auch bei jeder Ba: 
Ser öffentliche Bekanntmachungen in dem A. Bl. erfolgen %), ohne 
freilich zur Bewerbung felbft förmlich aufzufordern“). Es wird 1 bis 





32) Die Inftr. für geiftliche Sachen v. 15. Rovbr. 1791. $.10 fegte eine Efaffis 
fieation der Zandpfarren in drei Stufen voraus und ein Hofe. v. 15. Mär 1792 
verordnete, daß angehende Bandidaten, welche nicht etwa jchon 8 Jahre in einer 
fönigl. Anftalt gedient haben, Anfangs nur zu einer Pfarre der dritten Claſſe und 
dann zu einträglicheren befördert werden follten. 

33) M. ſ. dazu noch die Verhandlungen der Gijenacher Conferenz von 1861 in 
v. Mofer’s allg. Kirchenblatt 1861, bei. ©. 412. 448. 456 und |. oben $. 92. 
S. 379. 380. Anm. 7. 12. 


11. $. 14 (G.⸗S. S. 69 5. Vogt 2, 191), Circ. v. 15. Dechr. 1852, 28. Novbr. 
1853 über die Anftellung der Strafanitaltsgeiftlihen (Aktenftüde des O.-K.-Raths 


8, 78). 
j 33 S. Min.eR. v. 3. Februar 1820 an die Reg. zu Gumbinnen, vergl. aber 
oben Anm. 26. 

36) Erf. des Min. v. 27. und 31. Juli und 5. ng 1839. Auch durch Die 
kirchl. A.⸗Bl. erfolgen diefe Bekanntmachungen. (ſ. Amtl. Mitth. des Con. Königds 
berg Nr. 349.) 

37) NR. des Min. v. 5. Auguft 1839. 

Zacobfon, evang. Kirchenrecht. 29 
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3 Monate vor dem Termine der Wiederbefegung die Bacanz nebft 
Nennung der Zahl der Kirchen und Schulen der Parodie, fo wie bes 
ungefähren, jedoch nicht damit gemwährleifteten Einkommens befannt 
gemacht. 


$. 106, 


Von der Auseinanderfeßung zwifchen dem abgehenden Pfarrer 
oder deflen Erben und dem neuen Pfarrer. 


Bei der Einweiſung eines neuen Pfarrers (ſ. $. 94) erfolgt zu: 
gleicy die Auseinanderjegung mit dem abgehenden Pfarrer oder *5* 
Erben. Die dabei anwendbaren Grundſätze beruhten früher meiſtens 
auf ſtatutariſchem Recht, in deſſen Ermangelung man theils nach der 
Natur der Verhältniſſe, theils nach den Beſtimmungen über die Son— 
derung der Gerechtſame des Nießbrauchers und Eigenthümers Entſchei— 
dung zu treffen pflegte‘). Eigentlich lag es bier viel näher an die 
Trennung des Lehns vom Allod und die Auseinanderfegung des neuen 
Beneftciaten (Vafallen, Lehnfolgers) und der Allodialerben des abge— 
gangenen zu denken. Im Wejentlihen Fam man aber in der Praxis 
zu gleichen Refultaten, indem man nothwendig auf die Verſchiedenheit 
der zur Theilung gelangenden Objekte Rüdfiht zu nehmen veranlagt 
wurde. Dies geſchah auch in den diejen Gegenftand berührenden 
K.⸗O.?) und der fpäteren Gejeggebung überhaupt. Die Redactoren 
des preußifchen Nechts gingen jogleich auf die Principien zurüd, welche 
fie als beim Nießbrauch geltend angenommen hatten und fonnten dies 
um jo mehr, als fie diejelben auch für das Lehnrecht zur Anwendung 
braten’). Nur diejenigen Modificationen wurden dabei bejonders 
hervorgehoben, welche die Stellung der in Betracht fommenden Per— 
fonen, bez. der Pfarrer, Vaſallen und deren Erben, fo wie die Natur 
der DObjecte zu fordern ſchienen. Die beiden wenig von einander ab» 
weichenden erften Entwürfe des allgemeinen Geſetzbuchs erhielten bei 
der Finalredaction nod einige nähere Beflimmungen, dagegen wurden 
mehrere Feſtſetzungen fortgelaffen, indem außer der Verweifung auf 
die Beftimmungen über den Ufusfructus die Geltung der Provinzial: 
rechte noch ausdrücklich beftätigt wurde. 

Bei der Einweifung eines neuen Pfarrers muß demfelben Woh— 
nung und Wirtbichaft von den Vorftehern, unter Auffiht und Direc- 
tion des Patrons oder des Kreisinjpectord nad) dem Inventario 
übergeben werden %). Die Auseinanderjegung zwifchen dem abgebenden 





1) M. f. bei. J. H. Boehmer lib, III. tit. V. $. 223 folg. Die von demfels 
ben erhobenen Bedenken find, infofern fie das Deſervitjahr betreffen (f. oben $. 99), 
nicht ungegründet. 

2) M. f. die Ueberfiht bei Richter K.=D. 2, 518. 519 in Beziehung auf das 
Kirhengut im Ganzen und insbef. unten Anm. 14 ff. 

3) f. A. L.-R. 1, 18. $. 506 ff. 

4) U L.⸗R. $. 822 (1. oben $. 9. S. 387). R. v. 8. Novbr. 1817, in 
meiner Geſch. I, 2. Urk. Nr. LXXXI. 5. 169. Ueber das Verfahren bei Ueber: 
abe von Dienftwohnungen j. m. Befchluß des Staatsmin. v. 22. Auguft 1864 (Juft. » 

in.Bl. 5. 243. Stiehl Gentralblatt Nr. 210. 5. 513 und anderweitig). 
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Pfarrer oder deffen Erben und der Kirche, in Anfehung der Subftanz, 
fo wie mit dem neuen Pfarrer in Anfehung der Nußungen geſchieht 
nah den in der Lehre vom Nießbrauche vorgefchriebenen Geſetzen °). 
Wo dafelbft zu Berbefferungen, die dem Sriekbraucer vergütet werden 
müffen, die Ginwilligung des Eigenthümers ®*) erfordert wird, da ift 
bei einem Pfarrer die Einwilligung des Patrons oder Kirchencollegii 
und die Genehmigung der geiftlichen Obern erforderlid ®). So weit 
dergleichen Verbeſſerungen dem abaehenden Pfarrer oder deffen Erben 
vergütet worden, werden Diefelben der Pfarre einverleibt; und es gilt 
davon, in Anfehung der folgenden Fälle, alles das, was von Pfarr» 
gütern überhaupt verordnet iſt. Hat der neue Pfarrer die Vergütigung 
ſolcher Verbefferungen aus eigenen Mitteln geleiftet, jo können er oder 
feine Erben, bei feinem erfolgenden Abgange, die VBergütigung des 
dafür Gezahlten von dem Nachfolger fordern. Dergleichen einem Bor: 
gänger von feinem Nachfolger zu leiftende Vergütung dauert, auch bei 
nachherigen Amtsveränderungen, fo lange fort, als nicht etwa aud) 
diefer Werth der Verbefferung, ſowie die Verbefferung felbft der Pfarre 
einverleibt worden. Hat aber der neue Pfarrer dem abgehenden oder 
deffen Erben Berbefferungen, für welche diefelben feine Bergütung 
fordern, ſondern fie nur zurücdnehmen fonnten, bezahlt, fo werden 
diefelben der Pfarre dadurch nicht einverleibt, der Pfarrer kann aber 
auch dafür bei feinem demnächſt erfolgenden Abgange feinen Ei 
fordern. Bielmehr tritt er, in Anfehung der Befugniß der Zurüd- 
nahme, nur in die Rechte des urjprünglichen Verbeſſerers“). Soll 


5) A. 8.:R. $. 823. (1. Entw. $. 607. 1. Entw. $. 600: Der abgehende 
Pfarrer oder deilen Erben müſſen alles das vertreten und leiften, was die Gefeke von 
denjenigen, welchen ein Niegbrauchsrecht zufommt, nad geendigtem Nießbrauch fors 
dern), mit Verweifung auf I, 21. $. 111 ff. Es beziehen fich aber auf die Rückge— 
währ binfichtlich der Pertinengen und des Inventars die $$. 111— 115. 118— 123. 

5a) Iſt die Genehmigung nicht fchriftlich erfolgt, fo bleibt nur das Necht, 
ohne Nachtheil der Subſtanz, die Verbefferungen zurüdzunehmen. Ueber die Anwen 
dung auf Gebäude, welche auf Pfarrgrund errichtet And, f. m. R. v. 16. Decbr. 
or * “ 1, 571. 572.) Bord Handbuch 1, 899 f. Nr. 145. verb. Nr. 146 

olg. Anm.). 

5b) f. B. der Reg. Gumbinnen v. 13. Mai 1841 (A.⸗Bl. S. 89. Bord, 
901. Rr. 146). 


6) A.L.=R. H$.824— 829, vergl. I, 21. $$.124— 131. Dazu f.m. Suarez 
amtliche Vorträge bei der Schlußrevifion in v. Kamp Jahrb. XLI, 97—99. Die 
beiden erften Entwürfe hatten beftimmt: Berbefferungen mag der abgebende Pfarrer, 
jedoch ohne Nachtheil der Subftanz zurücknehmen; Vergütung aber fann er dafür, der 
Regel nach, nicht fordern. Will er für dergl. Verbefferungen fünftig Erfab fordern, 
fo muß er vor deren Beranftaltung die Genebmigung des Patrons, der Kirchenvors 
fteber und der geiftlichen Obern einholen (l. Gntw. $$. 608 — 610. II. Entw. 
$$. 601. 602). Dabei muß eine gewiffe Summe beftimmt werden, die der Pfarrer 
auf dergl. Verbefferungen verwenden fünne (I. Entw. $. 611). Die Kirchenvorfteber 
müffen darauf ſehen, daß die Verbefferung nach dem von den geiftl. Obern genehmigs 
ten Entwurfe wirklich erfolge (1. Entw. & 612). Alsdann find der abgehende Pfar: 
rer oder deffen Erben berechtigt, den Grjag der verabredeten Summe zu fordern 
(I. Entw. $: 613). Diefer Erfaß darf jedoch nicht von dem neu antretenden Pfarrer 
geleitet, jondern er muß aus dem Parochial-, und wenn dies nicht binreicht, aus 
dem Kirchenverinögen genommen werden (l. Entw. $. 614) —. Im II. Entw. beißt 
ed dagegen ſtatt der $ . 611—614 nur im $. 603: Gleich bei Ertheilung diefer 
Approbation muß das Gonfiftorium, nach Gutachten des Patrons und der Vorfteher, 
ſeſtſetzen: wie und unter welchen lUmftänden, dem Pfarrer oder jeinen Erben, eine 


29 * 
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egen diefe Regeln Etwas durch Bertrag, zwiſchen der Kirde und 
farre an einer, und dem abaebenden Pfarrer oder deffen Erben, in- 
leihen dem neuen Pfarrer an der andern Seite, feftgejeßt werden, 
fo ift dazu Die Genehmigung der geiftlihen Obern nothwendig ”). 
Wegen des Erjages der Deteriorationen fommen die Grundfäße 
über den Nießbraud ebenfalld zur Anwendung ); Ddesgleichen wegen 
der Auseinanderfegungen über die Nußungen “), fo weit — 
Provinzialgeſetze ) nicht ein Anderes beſtimmen“). Dieſe Prop.- 
Geſetze find aber höchſt manniafaltig'*). Für Oſtpreußen und Litthauen 
Prov.:R. Zuſatz 205 '), für die Marken die Conf.O. von 1573 nebft 


Bergütung von feinem Amtsfolger dereinft zukommen jolle. — Zugefaufte Grunditüde 
bleiben dem abgehenden Pfarrer oder defjen Erben (l. Entw. $. 615. 11, Entw. 
§. 604). Doch fünnen die Kirchenvorfteber mit Ginmwilligung des Patrons und ber 
eiftt. Obern folche Pertinenzftüde bei der Parochie behalten (1. Entw. $. 616). 
Der abagehende Pfarrer uder defien Erben müſſen fich aber dann mit dem Grjag der 
Erwerbungsfoften begnügen (I, Entw. $. 617). Die beftändige Zufchlagung folcher 
Grundftüfe zu einer Parochie kann jedoch ohne ausdrückliche Genebmigung des Staats 
nicht erfolgen (I. Entw. $. 618. j. U. L.-R. $. 194. vergl. Abichn. IV). 


T) A 8.:R. $. 830. 


8) ſ. U. 2.=R. I, 51. $$. 132— 136 (Boat 1, 570. 571Y, veral. Suarez 
(Anm. 6) inv. Kamptz Jabrb. XLI, 99. 101. Der I. Entw. $$.619. 620, 11. Entw. 
$. 605 batten noch ausdrüdlich beftinunt : Veräußerte Pertinenzftüde müffen die Vor— 
fteher auf Koften des abgebenden Pfarrers oder feiner Erben zurüdfordern. Der 
Pfarrer oder deſſen Erben bleiben dem dritten Befiker zur Schadloshaltung verhaftet. 


9) A. L.-R. $$. 823. 831. vergl. I, 21. $. 148 ff. nebft I, 7. $. 189 ff. 
(Bogt 1, 573—575). Suarez (Anm. 6) u. v. Kamp Jahrb. XLI, 100. 101. 
Der I. und 11. Entw. hatten ohne die generelle Berweifung auf die .Grundfäge über 
Niepbraudy und Prov.-R. noch folgende Säge aufgeftellt: Die Nußungen des letzten 
Jahres müffen zwifchen dem alten Pfarrer oder defien Erben und dem neu anziebenz 
den, nach Berhältnii der Zeit des geführten Amts getbeilt werden. Bei Landwirth— 
fchaften finden die Grundfäße der I. Abtb. Tit. 1. $. 440 — 457 Anwendung. (I. Entw. 

. 621. 622, 11. Entw. $. 606. 607). Die Verwaltung gebübrt alädann dem anzies 
henden Pfarrer (I. Entw. $. 623). In Anjebung der Übrigen Nugungen, außer den 
——— „, wird das Dienftjahr von Johannis bis Johannis gerechnet (11. Entw. 

608). 


6. 

10) Ueber den Ausſchluß früherer Obſervanzen ſ. m. Erk. v. 6. Februar 1855 in 
Striethorſt Arhiv 17, 7—10. (Altmann Praxis S. 38. 39.) 

11) Ein Anfpruch auf Vergütigung wegen mangelhafter Ausfaat und Feldbeſtel⸗ 
fung, oder wegen des dadurch verringerten Ertrages der zur Pfarrwiedmuth gehörenden 
Ländereien ſteht dem neu eintretenden Pfarrer nicht zu (Erf. v. 23. April 1852 in 
den Entſch. des D.»Trib. 23, 304— 308. Altmann Praxis S. 38). Bei einer 
Devaftation des Pfarrwaldes gelten die allgemeinen Grundfäße von widerrechtlicher 
Beichädigung. (Erf. v. 31. Januar 1859, in den Entih. 41, 330 —338. Striet: 
borjt Archiv 35, 1—6. Altmann ©. 38.) 

12) Eine vollſtändige Mittbeilung aller Detail® würde bier zu weit führen. Es 

—* eine Anführung der Verordn. ſelbſt und die Hervorhebung einiger der wichtig— 
hen ifferengen. 

13) Bord 1, 230. 231. Vogt 1, 566. 567. vergl. Zeihe zum Zuſatz 205. 
S. 61 f. Da diefe Beftimmungen nicht genügten, hatte das Etatsinin. zu Königs: 
Bent unterm 14. Juli 1804 ein eigenes Regulativ ausgearbeitet und zu höherer Ber 
ftätigung eingefhidt. Man verwies aber auf das A. KR. und Prov.:R. und ftellte 
anheim, im Fall des Bedürfnifjes nach Billigfeit zu ergänzen. — Für Weftpreußen 
hatten die früheren Entwürfe bereits manche Eigenthümlichkeiten angenommen, welde 
jedoch bei der Finafredaction 1844 fortgelaffen wurden, jo daß das U. L.⸗R. bier 
gilt. Daffelbe ift der Fall für Danzig. 
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der Declaration des D.»Eonj. vom 7. Juni 1787), für Pommern 
die K.O. von 1563, Agende von 1568, die Declarat. von 1572 
und die Synodalftatuten ”), für Sachen die Gen.» Artifel 1557, K.O. 
1580 und mehrere Specialverordnungen '%), Magdeburg die K.O. von 
1739 ’”), Halberftadt Edict v. 21. Februar 1724 nebHt Obfervanz '), 
Eichsfeld befondere Enticheidungen ), Schleflen Specialerlaffe *), 
Nheinland: Weftfalen befondere Statuten *). 

Für die Auseinanderfegung ift vorzüglich die Feftftellung des Zer; 
mind der Abrechnung von der größten Wichtigkeit. Das A. L.R. 
unterfcheidet die Nußungen der Pfarrländereien von den übrigen Ein: 
nahmen und beftimmt für jene den 1. Zuli, für diefe den 1. Juni als 
den Anfang des Wirthichaftsjahres *). Die Einkünfte des Pfarramts 
im legten Jahre werden nur mit Nüdficht auf die Zeit, welche der 
abgebende Pfarrer in diefen Jahre fungirt bat, ibm oder den Erben 
zugewiefen *). Der Zermin ift jedoch provinziell verſchieden. In den 
Marfen (Ann. 14) ift es der Michaelistag oder der 1. October, dems 
nad in DOftpreußen der 1. October (Anm. 13), eben fo in Pommern 
(Anm. 15); eben fo war e8 auch nach der Obſervanz in Sachen (Anm. 
16). Da dieſe Obfervanz aber nicht allgemein beftand, wurde fie 
durch Geſetz v. 10. Mai 1855 in den Landestheilen, in welchen durch 
Patent vom 15. Novbr. 1816 das U. L.-R. eingeführt worden, zur 
Regel erhoben *). 


14) N. C. C. March. VIII. No. 64. Fol. 1424. — ®. j. den revid. Entwurf 
58. 93 — 107 nebft den Motiven S. 45 — 49. Ebmeyer Prov.-R. S.43 f. und 
ef. Altmann Praxis S. 754 — 760. 

15) Balthasar jus pastorale I, 551. 552. II, 600 ſ. Rev. Entwurf $. 309. 
Prov.zR. von NeusNorpommern $$. 1431 — 1433. Dazu Theil IV. S. 226, 
Biederftedt Sammlung 2, 223 f. Altmann Praris S. 757. 

16) ſ. Pinder Prov.:R. $$. 1563 — 1576, Mevid. Entwurf $$. 766— 778 
een Weber fühl. K.:R. (2. Ausg.) 2, 470 f. Altmann Praxis 


17) Revid. Entwurf $$. 310— 312. Motive ©. 243 f. 
18) Revid. Entwurf $. 108. Motive S. 161. 162. 


19) Hartmann Prov.⸗R. $$. 359 — 361. Motive S. 439— 441. Revid. 
Entwurf $. 282. 

20) Merdfel Commentar zum A. L.-R. II. 11. $$. 778. 823. Im Allgemeinen 
fommen aber die fandrechtlichen Vorfchriften zur Anwendung , wie diefe überfihtlib in 
dem Erfaffe der Reg. zu Liegnig vom 1. Mai 1863 zufammengeftellt And (ſ. K. A-B. 
von Schlefien 1864 S. 106— 108). Daß, wenn die Parteien einig find, auch nach 
einem davon abweichenden Modus, der früher bei einer Pfarrei üblih war, verfahren 
werden fann, ift im Girc. derfelben Reg. v. 27. Dechr. 1864 auögefprochen (K. A.⸗B. 
cit. 1865. S. 30. 31). 
_. 21) Eine allgemeine Abrechnungsordnung für die Rheinprovinz ift bisher nicht zu 
Stande gelommen (Rhein. Synode 1. $. 28, 11. $. 52 nebft Anlage J. S. 162 * 
UN, 8. 42. V. $. 120 nebſt Anlage G. S. 348 f., VI. 6. 108), Dagegen find für 
einzelne Synoden befondere Ordnungen entworfen und beftätigt (X. $. 92 vergl. Die 
für die Synode Braunfels v. 10. Juni 1864 im A. A.:8B. S. 6 — 38). M f. 
auch K.⸗D. von 1835. $. 65 und Zufag zu Nr. 3 (N. v. 25. Auguft 1853). 


22) A. L.⸗R. 1. 7. $. 199. 1. 21. $. 171. 
23) A. 8.sR. 1. 21. $$. 144. 166. 
24) G.⸗S. S. 267. 268. 
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Bei der Auseinanderfeßung zwifchen der Wittwe und den Kindern 
des Pfarrers und dem Amtsnachfolger werden alle Nußungen des 
legten Jahres zur Berechnung gezogen und micht blos die bis zum 
Ablaufe der Gnadenzeit fälligen *). 

Bei der Auseinanderfegung felbit ift den Betheiligten überlaffen, 
eine Gerichtsperfon oder Sachverſtändige zuzuziehen, wofür fie die 
Koften jur Hälfte zu tragen haben **). Zu der Verhandlung ift ein 
Stempel von 15 Sgr. zu verwenden ?). 

Diefe Angelegenheit ift den Regierungen übertragen ?”) und daher 
ihre Beftätigung der Verhandlung einzuholen, 


Zweiter Abſchnitt. 
Das kirchliche Leben. 


$. 107. 
Einleitung. 


Jede evangelifche Gemeinde hat die Aufgabe, ſich zu einer Pflanz- 
ftätte chriftlicher Gefinnung und hriftlihen Lebens zu geftalten und 
verpflichtet deshalb ihre Glieder, ſich hriftlichen Wandels zu befleißigen 
und durch Theilnahme an Wort und Sacrament fi als Glieder der 
Kirche zu befennen. Diefe zwiefache Seite des firchlichen Lebens, Die 
fittlihe und die veligiöfe, manifeftirt fich al8 die gemeinfame Wirkung 
nen Glaubens, als ein Gott wohlgefälliger Dienft, Gottes» 
ienft 9. 

Der Gegenftand dieſes Abfchnitts ift die Auseinanderjegung der 
firchenrechtlihen Vorfchriften über den Gottesdienft nach feiner reli— 
iöfen Seite (Eultus), indem fih das religiöfe Selbftbewußtfein als 
olches und unmittelbar in einem feternden Handeln zur Erideinung 
bringt ?). Dabei fommen zunächft die einzelnen Beftandtheile des Got» 
tesdienftes an fih, dann ihre Berbindung zu einem Ganzen in den 
ld in Betracht und zuleßt die verichiedenen firhlichen Handlungen. 

emnach find zu erörtern: 1) Der Eultus und feine Beftand- 
theile; 2) die Fefttage; 3) die Sacramente und andere 
Handlungen des kirchlichen Lebens, von denen ihrer Wichtig. 
feit en 4) die Ehe einer gefonderten ausführlicheren Darftellung 
bedarf. 


25) Erf. v. 3. Febr. 1862 in den Entfch. 48, 206 f. Dove's 3. f. K.⸗R. IV. 
(1864.) S. 200. 20]. 

25a) ®. v. 27. Juli 1769 (N. C. C. IV. a. No. LIV. Fol. 6189). 

26) Stempeltarif v. 7. März 1822 (G.-S. 73 f.) u. d. W. Ausfertigung. 

27) Gire. v. 1. Detbr. 1847. 11. 5. e. (Vogt 1, 13). 


1) Den Gott wohlgefälligen Wandel nennt der Apoftel den vernünftigen Gotteäs 
dienft (nv Aoyıznv karpslav). Br. an die Römer 12, 1. vergl. den Br. des Jacos 
bus 1, 26. 27 (Sonszeln xadapd x. T. 4.). 

2) Nipfch praktiſche Theologie 2, 246. 
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1) Der Eultus und feine Beftandtheile. 
8. 108, 


Hefchichtliches. 


Der Gottesdienft, wie die Religion felbft göttlichen Urfprungs, 
enthält als Darftellung des religiöſen Bewußtfeins der Gemeinchaft 
eine Doppelte Richtung und Thätigfeit, die Mittheilung Gottes an die 
Gemeinde (durh Wort und Sacrament, — und die Hin— 
gebung der Gemeinde an Gott (Gebet, Opfer, sacrificium) '), Wäh— 
rend an fich beide Beftandtheile wohl von einander unterfchieden, aber 
in barmonifcher Einheit im Cultus fi manifeftiren follen, kann doch 
leicht eine falfche Vermengung eintreten und was Gott durch Menfchen 
wirken läßt als menfchlihe Production aufgefaßt werden. Man errich. 
tet einen Gegenſatz zwifchen Prieftertbum und Gemeinde und fordert 
die Bermittelung für die letztere mit Gott durch die Priefter. 

Der levitiihe Gottesdienft des alten Bundes, mit überwie- 
gend facrificiellem Charakter, hatte in den apoftolifhen Gemein: 
den Durch Die fraft des allgemeinen Prieſterthums aller Gläubigen 
bewirkte Betheiligung derfelben am Gottesdienfte (ſ. $. 46 ©. 198) 
das nothwendige Gorrectiv erhalten; im Laufe der Zeit erfolgte indeſ— 
fen in der römiſch-katholiſchen Kirche der Rüdfall in die judaiftifche 
Richtung uud das durch den Flerifalen Priefterftand dargebrachte Meß— 
opfer (Liturgie im engern Sinne) wurde der Mittelpunkt des gefamms 
ten firchlichen Eultus '*). In dieſem in der der Gemeinde unverftänd:- 
fihen (lateinifhen) Kirchenſprache vollzogenen täglihen Opfer (juge 
saerifieium) ging das sacramentum mit unter und das göttliche Wort, 
der weientlich evangelifche Beftandtheil des Gottesdienftes, die Predigt, 
trat ganz in den Hintergrund. | 

Gegen diefe Gorruption erhoben fih die Reformatoren des 16. 
Yahrbunderts ?) Durch Wiedereinießung des Wortes (Evangeliums) in 
fein altes Recht, durch Herftellung der Landesſprache im Eultus, durch 
Beihränfung der Meffe auf ihren jacramentlichen Charakter und Beſei— 
tigung der Darbringung des Opfers mit der dadurch angeblich erwors 
benen Gnade, fo wie durch active Betheiligung der Gemeinde am 
Gottesdienfte überhaupt. Diefem Zwecke dienten vorzüglich Luthers: 
Bon ordnung gottis dienft ynn Der gemeyne, formula missae et 
communionis, das tauff buclin 1523, Die Ueberfegung und Ermeite- 


1) M. f. darüber bef. die Apologie der Augab. Conf. Art. 12: Was Opfer fei:, 
wo es unter andern heißt: ‚„‚Sacramentum ift eine Ceremonia oder äußerlich Zeichen, 
oder ein Werf, dadurch uns Gott giebt on e, fo die göttliche Verheißung, welche 
derfelbigen Geremonien angebeft ift, anbietet. Als die Taufe u. f. w. —. Wiederum 
Sacrificium oder Opfer ift eine Ceremonia oder ein Werk, das wir Bott geben, damit 
wir ihn ehren.’ Vergl. Kliefotb die urfprüngliche (Gottesdienftordnung in den 
deutfchen Kirchen futh. Bekenntniſſes. (2. Ausg.) Bd. 4. (liturg. Abhdl. Bd. 7.) 
©. 69 f. 87. 101 f. Nipfch praftifche Theologie 2, 251. 350. 410. 


1a) Vergl. die Apologie a. a. O. und dafelbft: Don den Morte Meffe. 
2) Nitzſch a. a. O. 5.283 f. Kliefotba. a. O. 4, 3f. 
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rung der formula missae 1526 (deutfhe Meß und Ordnung des 
Gottesdienftes), die Litanei und Beichtform 1529, das Traubüchlein 
1534 u. v. a. Formulare ; Zwingli’s: Aection oder bruch des 
Nachtmals, Form des toufs 1525, 1529%; Galvins formulae 
precum publicarum, formes des prieres ecclesiastiques avec la 
maniöre d’administrer les sacremens elc. 1541°) u. a. m., welche 
die Grundlage der vielen Ipäteren Agenden der Zutheraner und Re: 
formirten bilden °), 

Ueber die Geundfäße, nad) denen der evangeliihe Cultus geord- 
net werden foll, fprechen fich zum Theil auch die Befenntnißfchriften 
aus”). Dabei zeiat fi, wie überhaupt, die Verfchiedenheit der luthe⸗ 
riſchen und reformirten Richtung, indem jene mehr conjervirend die 
vorgefundene Ordnung veränderte, dieſe Diefelbe in einfacher Weiſe 
neu geftaltete ®), bis in ſpäterer Zeit die Union auch auf diefem Ge 
biete in vermittelnder Weiſe eine Ausgleichung berbeiführte ?). 

In den einzelnen Landesfirchen hielt man im Ganzen bis zur 
Mitte des 17. Jahrh. an der Gottesdienſtordnung feſt, wie fie durch 
die Reformation begründet worden war. Seitdem führten die Berwir: 
rung, welche nach dem 30jährigen Kriege in das Firchliche Leben ein— 
gedrungen, und die häufig prinzipfofen und willführlichen Beftimmun: 
gen, welche das Kirchenregiment zur Herftellung einer beffern Ordnung 
erließ, zu einer nachtheiligen Veränderung der gotteödienftlihen Ein— 
richtungen %), Die frühere Einheit im Cultus wich einer großen 
Mannigfaltigfeit, welche noch dadurch vermehrt wurde, daß die er 
nen Geiftlicen fich für befugt hielten, die vorhandenen Mängel felbft- 
Händig zu verbeffern und von ihnen felbft oder Andern entworfene 
Formulare und Agenden beim Gottesdienfte und den einzelnen Cultus— 
acten zu gebrauchen !"), 

m Allgemeinen war in Preußen der Zuftand der gottesdienſt— 
lichen Ordnungen mit der Zeit eben fo unbefriedigend und ſchwankend 
geworden, wie in den übrigen evangelifchen Ländern ") und das Be: 


— — —— — 


3) Richter K.-O. I, Nr. 1. II. I. XIV. vergl. den Heinen Katechismus u. a. 
4) Richter K.O. I. Nr, VOL IX. 
5) Anhang zum Genfer Katechiömus, Daniel codex liturgieus 3, 51f. 157 f. 


5) Es bedarf bier feines beſondern Nachweifes, da die wichtigern mit den 8.0. 
verbundenen, wie auch felbftftändigen Agenden oben in den $$. 11 ff. genannt find. 
M. f. auch Nitzſch und Kliefoth a. a. O. 


7) M. ſ. z. B. die Zuſammenſtellung in der Harmonia confessionum fidei 
(Genevae 1581. 4) sectio 1. 13— 17. 


8) Nigfch a. a. D. 2, 284 f. Eine Widerleaun Kliefoth’s (a. a. O. 4, 
86 f. 360 u. a. v. a. St.), nach welchem der veformirte Gultus das facramentale 


eg befeitige und fo formell in den Romanismus zurüdfalle, würde bier nicht am 
rte fein. 


9) ſ. oben ©. 21. 
10) Ritzſch a. a. O. S. 287 f. Kliefoth a. a. O. 5, 207 f. 
11) Specielleres, mit Angabe der Literatur, bei Nitzſch und Kliefoth. 


12) Die nad und nach zur Geltung gelangten Vorfchriften find weiterbin bei den 
einzelnen Materien anzuführen. 
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dürfniß einer Verbefferung wurde namentlicd gegen Ende des vorigen 
Jahrh. wie überall aud bier lebbaft gefühlt, Freilich entiprechend der 
damaligen religiöfen Richtung und Auffaffung. Den erften Anftoß zur 
antlihen Behandlung diefer Angelegenheit) gab die Bitte der refors 
mirten Gemeinde zu Königsberg um eine verbefferte Liturgie. Auf 
- den Antrag des Minifters v. Dörnberg beftimmte hierauf König Frie- 
drich Wilhelm 11. durch Cab.O. v. 14. Dechr. 1787 die Bearbeitung 
einer allgemeinen Kirchenagende für alle evang.sreform. Gemeinden 
des Landes, denn es fei Dies eine fehr wichtige Sache „zumal bei 
jegigen für die reine chriftl. Reliaion jo äußerſt gefährlichen Zeiten, 
da man fih vor dem anſteckenden Gifte der ſog. neuen Aufklärer nicht 
aenug in Acht nebmen kann.” Den hiernach ertheilten Gutachten des 
Hofprediger Namm gemäß befahl der König unterm 19. April 1788, 
dag man ſich auf eine Revifion der alten Agende blos in Anſehung 
der Sprache befchränfen tolle. Unter der Regierung Friedrich Wil: 
helm's II. wurde die Sache aber aufs neue angeregt, und nad einem 
Gutachten des O.-Conſ.-Raths Sad, der zunleih die Union der bei- 
den Gonfeffionen dabei in Betracht zog, durch Gab.-D. vom 18. Juli 
und 5. Auguft 1798 die Ausarbeitung einer neuen „Sammlung von 
firhlichen Gebeten, Zaufs, Trau- und Abendmahlsformularen, mit 
Benutzung der ſchon vorhandenen und allgemein gefhäßten Agenden “ 
angeordnet ). Durch Gab,-D. vom 18. Februar 1802 fam ein neuer 
Anftog, indem der König das kurmärkiſche Oberconfiftorium beauf- 
tragte, Vorſchläge zur Beförderung größerer Religiofität im Lande zu 
thun, worauf die Behörde in ihrem Gutachten vom 8. April 1802 die 
Gleichailtigfeit gegen den öffentlichen Cultus als Folge der tadelhaften 
Form des Gotteddienftesd darftellte und der vom Könige angeordneten 
Berbefferung der Liturgie gedachte, deren Entwurf in furzer Zeit vor 
gelegt werden follte *). Die bald darauf eintretenden politifben Er— 
eigniffe verzögerten »e) aber die Weiterführung diefer Angelegenheit, 
welche jeit 1809 im Zufammenhange mit dem aefammten Kicchenwefen 
des. Staats in Angriff genommen wurde '%). Die im J. 1814 einge: 
jeßte og. liturgiihe Gommiffion machte geeignete Vorſchläge für Die 
Liturgie und Agende, wie für den Cultus überhaupt, melde zu einer 
neuen Gottesdienftordnung für die Garnifonfirche zu Berlin und für 


— — — — — 


13) ſ. die Aktenſtücke über: Veranſtaltung einer neuen Liturgie für beide proteſt. 
Confeſſionen;, in Gedike's Annalen des preuß. Schul- und Kirchenwefens IT, 1. 
(Berlin 1801) S. 152 f. 


14) Gedife a. a. O. S. 159 f. Vergl. oben $. 5. ©. 9. 10. 


15) Das Gutachten bei Sad über die Vereinigung der beiden proteft. Kirchen— 
parteien. (Berlin 1812). S. 115 f. 126. 


15a) In der Zwijchenzeit verfuhr man aber höchſt willführlih. So referibirte 
3. B. die oftpreuß. Kammer am 29. Mai 1806 einem Geiftlichen, der die Seilerfche 
Sammlung fiturg. Formulare allgemein eingeführt wünfchte: „Wir überfaffen euch 
diefe Formulare da zu gebrauchen, wo ihr on fünnt, daß fie der bisher eingeführs 
ten Liturgie vorgezogen werden.’ — Die Reformirten brauchten bei den heil. Hand» 
fungen —— Zollikofers Anreden und Gebete (nach einem amtlichen Berichte 
von 1811). 


16) ſ. oben 8. 5. ©. 10 ff. 
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die Hof» und Garnifonfirhe zu Potsdam 1816 benußt wurden '"). 
Diefelbe erfhien 1821 in revidirter und verbeflerter -Geftalt '"*) als: 
Kirhenagende für die fönigl. preuß. Armee: und murde 
gleich darauf auch als Kirhenagende für die Hof- und Domfirche zu 
Berlin eingeführt “). Der Eab.-D. v. 19. Februar 1822 gemäß wurde 
die neue Agende den Geiftlihen der Monarchie zur allgemeineren Ein- 
führung empfohlen und, nachdem verichiedenen Bedenken abgebolfen, 
auch manche befondere Wünfche befriedigt worden '"*), im J. 1824 Die 
Annahme in mehr als zwei Dritteln aller evangelifhen Kirchen des 
Staats herbeigeführt, faft allgemein in Pommern und Sachſen *). Zur 
Sicherftellung wurde nun verordnet, daß fein Geiftlicher, welcher zu 
einer Kirche berufen würde, in der die Agende eingeführt fei, von 
derjelben wieder abgeben dürfe. Außerdem wurde beftimmt, daß die 
weitere Einführung möglichft zu empfehlen fei, aber feinem neuen 
Geiftlihen an einer Kirche, bei der die Agende bisher nicht eingeführt 
worden, die Annahme derfelben zur Bedingung gemacht werden folle, 
wenn in der Gemeinde eine andere landesherrlicd genehmigte Agende 
in Kraft beftehe »). Um zu einem endlichen Abjchluffe zu gelangen, 
wurden in den einzelnen Provinzen beiondere Gommiffionen aus den 
dortigen Geiftlihen gebildet, welche mit Rückſicht auf die provinziellen 
Bedürfniffe und Eigenthümlicfeiten die Agende einer Prüfung unters 
werfen und duch Hinzufügung bergebrachter agendarifher Formulare 
ergänzen follten, Daran! erſchien 1829 die: Agende für die 
evang. Kirche in den fönigl. preuß. Landen: mit befondern 
Beflimmungen und Zufäßen für die Provinz Brandenburg, Preußen, 
Pommern, Sachſen, Pofen, Schleſien, 1834 für Weftfalen und die 
Rheinprovinz *'). Die Geiftlichfeit wurde auf den buchftäblichen Ge— 
brauch derfelben durch einen befondern Never verpflichtet. Da dies 
Berfahren jedoch ſich nicht al8 heillam bemäbrte, bob das Eirc. vom 
12. Zuli 1848 die fürmliche Verpflichtung auf”). Seitdem folgten 


17) Schleiermacer über die neue Liturgie für die Hof- und Garnifonges 
meinde zu Potsdam und für die Garnifonfirche zu Berlin. Berlin 1816. Veral. 
v. A Geſch. der evang. Kirchenverfaffung in der Marf Brandenburg S. 310. 
all. 334 f. 


17a) Vorber war noch durch Min.-R. v. 9. Mai 1819 die: Liturgie für 
den Militärgottesdienft: für alle Militärgemeinden ald ‚‚eine von ded Königs 
Maj. Allerh. feſtgeſetzte Ordnung eingeführt worden. 


18) Ueber die fich daran anlehnenden fiterarifchen Febden f. m. die Citate im 
folg. $. S. 449. Anm. 14. 


18a) Min. Verf. v. 24. März 1824, v. Mübler a. a. O. S. 338. 


19) f. Gab.=®. v. 28. Mai, Circ. v. 16. Juni 1825 (v. Kamptz Ann. 9, 
379. 380. Bogt 2, 297. 298). 


20) Verf. v. 29. Detbr. 1825, 14. April’1826 (v. Aampp Ann. 9, 1015. 10, 
348. Vogt 2, 208). 


21) Die Grundlage bildet für alle die Agende, wie fie zuerſt für Brandenburg 
um Abfchluffe fam (v. Mübler a. a. D. ©. 340. 341). Ueber die Agende für 
heinland und Weſtfalen f. m. meine Geld. IV, 3. S. 873. 874. 882. 883. 885. 
000 f. 206 Anm. 146. 


22) ſ. oben S. 18. 
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vielfache Aenderungen ®) und bereit8 1852 mußte erflärt werden *), 
„daß nicht blos im Gebrauche der Formulare, fondern auch in Betreff 
der Ordnung und der einzelnen Stüde des Gottesdienfted eine meit 
über Die gejegliche Freiheit hinausgehende Verſchiedenheit obwaltet 
und daß in einzelnen Pfarrkirchen fih Exemplare der Agenden gefun- 
den haben, in welchen durch Ginlegeblätter die urjprüngliche Anord— 
nung jo verändert war, daß fie im Gottesdienfte gar nicht wieder 
erkannt werden fonnte. Darum fonnte auch ein Gonfiftorialbericht für 
den ganzen Bereich einer Provinz andeuten, der Status quo ſei zwar 
nicht überall fofort wahrnehmbar, aber im Allgemeinen dürfe man 
vorausfegen, daß er der gefeßlichen Ordnung wenig entipreche.” Nach: 
dem hierauf die Cab.O. v. 7. März 1853 befohlen hatte, „daß zus 
vörderft die Ordnung des Gottesdienftes für fämmtliche zur Landes» 
firhe gehörenden Gemeinden dergeftalt feftuftellen fei, daß der Gang 
defjelben und die einzelnen, darin ohne Ausnahme aufzunehmenden 
Stüde ihrer firhlihen Bedeutung nad dadurch beftimmt werden, bins 
fchts der Formulirung der legteren dagegen Die einzelnen Provinzen 
und jelbft den Geiftlihen in gewiſſen Grenzen freie Hand bleibe”, ließ 
der O.K.Rath durch feine theologifhen Mitalieder die befohlene Feſt— 
ftellung vorbereiten und zugleich von den Gonfiftorien die zur Revifton 
der Agende erforderlihen Mittheilungen machen *»). Das Ergebniß 
der desfallſigen Berathungen war Die Aufftelluna beftimmter Grund- 
fäße und Entwürfe für die geſammte gottesdienftliche Ordnung”). Zu 
einer darauf gegründeten Beichlußnahme fam es indeffen nicht, da der 
König eine fynodalifhe Mitwirfung und zwar in der Weile für ange: 
meſſen erachtete, daß die Gottesdienftordnung durch eine Generalfynode 
mit obligatorifcher Kraft feitgeftellt, dDemnächft aber dic Ausfüllung des 
gegebenen Rahmens den Provinzialfynoden überlaffen bleibe. Die 
Borberathung hierzu erfolgte durch die im 9. 1856 zu Berlin (in 
Monbijou) gehaltene firhliche Eonferenz ). Zum definitiven Abichluffe 
ift damit diefe Angelegenheit noch nicht gelangt, da die nad) des Kö— 
nigs Willen zu dem Behuf zu baltende Generaliynode von dem voll: 
ftändigen Ausbau der Verfaffung der Landeskirche ſelbſt abhängig if. 
Inzwiſchen fteht die Landesagende, mit den feit ihrer Publication 
ergangenen ergänzenden und modificirenden Beftimmungen *), in aner: 
fannter Geltung, während die weitere Vorbereitung für die Fünftige 


23) Vergl. R. an das Conſ. zu Stettin v. 28. Auquft 1849 (Aktenft. aus der 
ev. Abtb. 1850. S. 79. Boat 2, 300. 301). 

24) f. die Anm. 27 cit. Denkſchrift S. 44 und die dafelbft cit. "Cab. D. v. 
6. Octbr. 1852. 

25) Eirc. v. 5. Septbr. 1853 (Aftenft. des D.:R.:R. 6, 6. Vogt 2, 306). 

26) f. die folg. Anm. cit. Denkſchrift S. 45 ff. 

27) f. oben S. 18. Vergl. die der Conferenz übergebene: Denkſchrift, die fiturs 
aifchen Bedürfniffe der Kandesfirche betr., in den Aftenft. des D.⸗K.«R. III, 1, 43 
verb. damit die: Gutachten über die liturg. Bedürfniffe, a. a. D. III, 2, 241 ff. 
und die Verhandlungen a. a. DO. 1V, 206 ff. - 

28) M. f. Erlaß des D.⸗K.⸗R. v. 7. Juli 1857, auszugsweife mitgetbeilt durch 
Erlaß des Eonf. zu Königsberg v. 12. a. d. J. (Amtl. Mittbeil. Nr. 158), volls 
fändig vom 3, zu Breslau mit V. v. 13. Detbr. d. I. (8. A.B. d. J. Nr. 22. 
auch in v. Mofer’s allg. K.= Blatt 1857. S. 393 f.). 
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Revifton und Neugeftaltung des Gottesdienftes überhaupt und der 
Agende im Befondern in geeigneter Weife gefördert wird”). Wo 
augenblicliche Modiftcationen nöthig jcheinen, wird von Seiten des 
Regiments dem Bedürfniffe abgeholfen ®). 

Die Reformirten in Preußen batten ihre eigenen Agenden, welche 
in Folge der neueren Beftrebungen auf dem liturgifchen Gebiete theil- 
weiſe ergänzt umd modiftcirt find. Die Franzöftich > Reformirten bebiel: 
ten die alte Calviniſche Kiturgie °) mit einigen gemäß Cab.O. vom 
20. Detbr. 1834 eingeführten Aenderungen und nahmen für die Ab: 
haltung des Gottesdienftes in deutſcher Sprache die Agende für Brans 
denburg von 1829 an”. Die Deutih-NReformirten der Provinz 
Preußen haben neben der älteren Agende von 1741 und einer zu 
Berlin 1806 erjchienenen Eleinen Schrift: Zum Gebrauch bei der Bor; 
bereitung zum heil. Abendmahl und bei der Feier deffelben: eine 
neuere von 1856, die Reformirten der Provinz Sachſen eine von 1859 
unter Genehmigung des Kirchenregiments für fih auf ihren Synoden 
feftgeftellt *). 


$. 109. 
Die Hefeßgebung in Lultus-Sachen. Das lifurgifche Recht. 


Der Gottesdienft ift eine Angelegenheit der ganzen Kirche, denn 
er ift ein Ausdruck des gemeinfamen Glaubens in aemeinfhaftlichen 
Eultusacten. (Goloffer 3, 16 n.a.) Wenn in der römifch-katholifchen 
Kirche diefer Charakter des Cultus zum Nachtheil der Gemeinde ver: 
ändert wurde, erichien e8 den Neformatoren als eine ihrer wichtigften 
Aufgaben, das urfprüngliche Wefen deffelben wieder herzuftellen. In 
diefem Sinne find auch tm Anfchluffe an die von Luther u. a. entwor- 
fenen Muiter die evangelifhen Agenden der einzelnen Landeskirchen zu 
Stande gefonımen. Bet der Abfaffung derfelben tft ein Zufammenwir: 
fen der Geiftlichen, der Gemeinden (in mehr oder weniger befriedigen- 
der Weiſe durch die Stände, Beamte u. f. w. vertreten) und der 


29) Vorzügliche Anerkennung verdient die Thätigfeit der rheiniſchen und weftfälis 
ichen Kreis- und Provingialfynode, wie die von der V. rbein. Synode 1847 nieder: 
geſetzte liturgiſche Commifften für die fünftige Verbefferung der Landesagende. (M. ſ. 
tbein. Syn. IV. $. 28. V.$. 96. VI. $. 42. VI. $. 165. VI. 6. 161. IX. 
$. 144. X. $. 68. 128. XI. $. 127), desgl. die weftfäl. Kommiffion (weftf. Syn. 
VII. Beſchluß 330 — 337. verb. S.125 f. VII, 26. 27. 61. 101— 103. X, 71. 72. 
136 — 139. X, 78 —82). 

30) Se ift den Iutberifchen Gemeinden der Grafichaft Ravensberg, welche es 
wünfchen, während der Revifion der Zandesagende nachgegeben, fich zum Theil der brauns 
fehmeig = füneburg. Agende zu bedienen (VII. weftf. Sun. Beſchluß 206. 326. 336. vergl. 
5.123. 124). Dagegen bat fidy die weftf. Synode gegen den Antrag der Aufftellung 
einer bej. luther. Agende aufs beftimmtefte ausgeſprochen. (VII. Syn. S. 26. 27). 

31) La Liturgie et le Catechisme des Eglises Reformees Frangoises. (Ber- 
lin 1740. 4.) 

32) An der Nedaction hatte auch der Eonfiftorialrath und franzöſ. Prediger Palmie 
Theil (f. Vorr. der Agende v. 26. Mai 1829). 

33) ſ. meine Abhandl. über die kirchl. Berhältniffe der Reformirten , in Dove’s 
3. f. K.⸗R. 111, 348. 349. 357. 
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Obrigkeiten (Landesherrſchaften) faft überall vorhanden geweſen und 
bei der ordnungsmäßigen Publication aud die Mitwirkung diefer Or— 
gane für den Fall der fpäteren Veränderung ausdrüdlich vorbehalten. 

So war es insbefondere auch in den einzelnen gegenwärtig zu 
Preußen gebörigen Gebieten, nur mit den durch Die werfchiedene Ver— 
faffung der öftlichen und weftlihen Provinzen bergebrachten Modiftca- 
tionen '). Während die ältere Doctrin diefe Grundfäge vertheidigte ?), 
trat mit der Herrſchaft territorialiftiiher Anfchauungen wie in der 
Wiſſenſchaft), fo in der Praris*) eine Aenderung ein, gegen welche 
ſich aber wieder nad der Einmwirfung der Prinzipien des Collegial— 
fuftems die evangeliihen Kanoniften ausſprachen ’). 

Unter dem Einfluß diejer Anfiht wurden die hierher gehörigen 
Beftimmungen des A. L.-R. aufgeftellt. Klein hatte in feinem Ent: 
wurfe folg. Säße vorgeichlagen: „Die Liturgie kann year durch Kir 
chengejege beftimmt werden. Wenn aber zwei Drittel der Gemeinde 
gegen neue liturgifche Einrichtungen proteftiten, fönnen ſolche der Ge— 
meinde nicht aufgedrungen werden“®. Suarez proponirte dagegen 
in feinem I. Entw.: (Eine Kirchengefellihaft) kann über die Äußere 
Form und Feier des Gottesdienftes Beichlüffe faffen. (5. 27.) Der 
en Schlüſſe müffen aber, wenn fie für alle gegenwärtige und 
ünftige Mitglieder verbindlich fein jollen, dem Staat zur Genehmigung 
vorgelegt werden. ($. 28.) Erfolgt diefe Genehmigung, ſo haben fie 
mit andern Polizeigefegen gleiche Kraft und Verbindlichkeit, (5. 29.) 
Sie fönnen ohne Genehmigung des Staats nidht geändert oder aufge 
hoben werden. ($. 30.) Im 11. Entw. finden fih in den $$. 36 — 
39 nur geringe Aenderungen“). Dagegen wurde aber monirt, „daß 
die Worte im 8. 37 (28): wenn fie... . sein jollen: zu einem Eingriff 
in die Rechte der Fünftigen Mitglieder Gelegenheit zu geben fcheinen. 


1) Den Nachweis babe ich in dem Neferat geführt, welches in den Verhandlungen 
der 1856 in Berlin abgebaftenen firchlichen Conferenz (Aftenft. des O.⸗K.⸗R. IV, 
246 ff.) abgedrudt ift. 

2) M. f. vorzüglid Carpzov jurisprud. ecel. lib. II. defin. CCXLVII : Non 
eonsultis in synodo verbi divini ministris, nec convocatis ecclesiae ordinibus, 
suscipienda haut est a principe et magistratu mutatio vel abrogatio rituum eccle- 
siasticorum: und die von ihm angeführten Schriftfteller. Joh. Schilter instit. 
juris can. lib. I. tit. I. S. 8 u.a. 

3) Vergl. J. H. Bochmer diss. de jure liturgiarum ecclesiastico, vor dem 
dritten Theil des jus eccl. Protestantium. 


4) M. f. meine Abbandf.: Ueber die Geltung der Ältern evang. K.-O., in der 
3. für deutfches Recht XIX, 1. Nr. 1. ©. 25 ff. 

5) M. ſ. z. B. G. L. Boehmer prineipia juris can, $$. 171. 276 u. a. 
Wiefe Handbuch des K.= MR. II, 1. $. 413 u. a. 

6) $$. 39. 40. Materialien zum 4. &:R. XXI, 111. Im dem zweiten 
Entwurfe hatte Klein proponirt: Wenn Abänderungen an der Liturgie eingeführt 
werden würden, full das Coniiftorium bei Weglaffen alter Gebräuche die Stimmen 
(2/, Majorität) nicht blos zählen, fondern vorzüglich auf den flügern Theil der Ge: 
meinde und das Bedürfniß der Sache Rückſicht nehmen. 

7) Im $. 27: Dede an Alpen wa fann dienliche Ordnungen einführen. 
$. 28. Dergl. Anordnungen —. Die anfänglich von v. Garmer beliebte Aenderung 
des Worts: Kirchengejellfchaft: in: Kirhengemeinde: wurde na ji 
Erwägung wieder aufgegeben (f. v. Kamptz Jahrb. für die preuß. Gefepgebung 
XXX], 132. 133. Anm. 1). 
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Was der Staat einmal auch für Ddiefe beftätigt bat, davon gebt er 
nicht leicht wieder ab. Die Erfahrung fpricht dafür.“ Darauf einge- 
bend erklärte Suarez: „Diefe Worte fünnen mwegbleiben. Alle Berän: 
derungen in der einmal eingeführten Liturgie müſſen dem Staat zur 
Prüfung vorgelegt werden, damit er nah den Grundjäßen $. 9 
(A L.⸗R. F. 13) urtheile, ob bejonders in den Gebeten, Gefängen 
und anderen liturgifchen Formularen, etwas vorkomme, mas dieſen 
Grundfägen zuwider ift“ ®), Hierauf folgte die definitive Feftftellung 
alio: „Wegen der äußern Form und Feier des Gottesdienftes kann 
jede Kirchengeiellichaft dienlihe Ordnungen einführen.  Dergleichen 
Anordnungen müſſen jedoch dem Staate zur Prüfung, nach dem $.-13 
beftimmten Grundfaße, vorgelegt werden. Nach erfolgter Genehmigung 
haben fie mit andern Polizeigejegen gleiche Kraft und Berbindlichkeit. 
Sie fünnen aber aud ohne Genehmigung ded Staats nicht verändert, 
noch wieder aufgehoben werden “?°). 

In diefen Süßen ift offenbar das Recht der Kirdye und des 
Staats, alſo der jura in sacra umd circa sacra in Bezug auf gottes— 
dienftlihe Einrichtungen beftimmt auseinander gehalten. Das liturs 
giſche Recht nach feiner pofitiven Seite ift jeder Kirchengefellfchaft bei: 
gelegt. Ob unter derjelben jede einzelne Gemeinde oder die ganze 
Kirchenpartei bierbei zu verftehen find '), ift für das Recht an ſich nicht 
von Bedeutung: denn in jedem Falle hängt die Art und Weife der 
Ausübung des der Kirchengejellichaft zuftebenden Rechts doch immer 
von ihrer beiondern Berfaffung ab"). Grwägt man nun, daß zur 
Zeit der Abfaffung des A. L.-R. für die evangelifche Landeskirche die 
Gonfiftorialverfaffung die herrſchende war und nad dieſer dem Landes» 
herren das Recht der Gefeßgebung fraft des ihm gebührenden Epiſko— 
palrechts zuftand '*), fo kann darüber faum ein Zweifel beftehen, daß 
auch das liturgiiche Recht, als Beftandtheil des Kirchenregiments, dem 
Landesherrn gebührte. Indeſſen war dies Gefeßgebungsrecht feines: 
wegs ein unbejchränftes, fondern theil8 an den Beirath der Bebör- 
den, theild au die Zuftimmung der Kirche felbft gebunden, vorzüglich 
wenn es fih auf Veränderungen in Sachen des Glaubend und der 
Lehre bezog, was ja im Befondern auch von der Liturgie gilt *). Die: 


8) Materialien LXXX, 145. 
9) A. 8%: NR. I. 11. $. 46 — 49. ſ. auch oben $. 20. ©. 98. 


10) Dies ift allerdings in manchen Stellen des A. L.-R. zweifelhaft, aber doch 
läßt fich nicht unbedingt behaupten, daß Kirchengefellichaft nur im Sinne von Kirchen 
gemeinden gebraucht fei (m. f. oben $. 23. ©. 108 ff.), vergl. Bielig Commentar 
um A. 8:R. 7, 171. 172. Laspeyres kath. Kirche Preußens S. 481. 482. 

erfel in der 3. für luth. Theologie 1860. 1, 29. 

11) M. vergl. Ueber das bifchöfliche Necht, in v. Kamptz Jahrb. XXXI, 125 ff. 
Mit Necht macht auch Koch (Alig. L.-R. zu II. 11. $.46. Bd. 4. S. 172. Bogtl, 
89. Anm. 23) dies geltend und in diefem Sinne entjcheidet auch der O.-K.-Rath in 
der Verf. v. 8. Februar 1860 (Aktenſt. 11, 28 f.) die Frage, wiefern die Einführung 
eines Geſangbuchs für den gottesdienftlihen Gebrauch einer Gemeinde von dem Be: 
fchlujfe der jtimmberechtigten Mitglieder derfelben abhängig jei. 

12) f. oben $. 38. S. 166. 

13) M. f. die in der vor. Anın. cit. Jabrbücher, fo wie das Anm. 1 cit. Neferat 
verb. Eichhorn Grundfüge des K.—R. 2, 51 ff. Richter Lehrbuch $. 177. 
Mejer Inftitutionen des K.R. (2. U.) $. 87. S. 231 F. und die dajelbft cit. Kit. 
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jem Princip gemäß wurde aud bei der Einführung der neuen Lan— 
dedagende feit 1822 verfahren '*), freilich dem damaligen Verfaſſungs— 
zuftande der Landeskirche entiprechend in einer feineswegs überall ge— 
nügenden Weife *). Nachdem aber jeit dem Negierungsantritt Frie- 
drich Wilhelms IV, die felbftftändigere Verfaffung der Kirche angebahnt 
werden, ift auch von Diefem Könige das Erforderniß der Theilnahme 
der Kirche jelbft an der Feitftellung neuer liturgiiher Einrichtungen 
aufs Beftimmtefte anerkannt. In diefem Sinne it jeit 1853 bei der 
Revifion der Landesagende verfahren '%) und die für diefen Zwed vom 
Könige berufene kirchliche Gonferenz zu Berlin 1856 bat durch faft 
einftimmigen Beichluß '”) ausgeiprohen: „Es fei als Grundſatz anzu 
nehmen: Bet firchenregimentlicher Anordnung von Aenderungen in der 
hergebrachten Gottesdienftordnung find die betr. Gemeinden mit ihren 
etwaigen Einwendungen zwar zu hören, e8 bedarf dazu aber nicht ihrer 
ausdrüdlihen Zuftimmung. Den durch bei. Berfaffungen begründeten 
oder noch zu begründenden Rechten der Gemeinden wird bierdurd nicht 
präjudicirt.” | 

Die Anordnung liturgifcher Einrichtungen erſcheint auch hiernach 
als ein Recht des Kirchenregiments; dieſes Regiment ift aber nicht 
mehr, wie nach der früheren Verfaſſung, das blos landesherrlich - cons 
fiftoriale, jondern das durch presbyteriale Synoden ergänzte, die ganze 
Kirche in allen ihren Gliederungen repräfentirende Organ der Landes: 
kirche %). Dadurch ift zugleich die Möglichkeit gegeben, das Recht der 
Gejammtheit und jeder einzelnen Gemeinde in harmonifher Einheit 
fiher zu ftellen, indem jede Gemeinde durch ihre Deputirten in der 
Kreisſynode bereits zum Worte gefommen und, abgefehen von etwaigen 
Beichwerden und Petitionen, fo ſchon Gelegenheit erhalten bat, ihr 
Recht bis zur Provinzial» und künftigen Landesfynode zu bringen '). 
Die Durch das Kirchenregiment aus guten Gründen ah litur— 
giſchen Veränderungen bedürfen zwar nicht der förmlichen Zuſtimmung 
jeder einzelnen Gemeinde, indeſſen können ſie doch auch einer Ge— 


14) f. 8. 108. Bei der Gelegenheit entſpannen fich lebhafte literariſche Streitig⸗ 
keiten, indem bald die Nothwendigkeit der Mitwirkung der Vertreter der Kirche bei der 
Umgeftaltung der Liturgie verlangt wurde (wie von —— r]) Pacificus 
Sincerus über das liturg. Recht evangeliſcher Fürſten. Göttingen 1824 u. a.), 
bald das liturg. Recht des Landesherrn im Sinne des Territorialfyftems vertheidigt 
wurde (Augufti, über das Majeftätsrecht in Pirchlichen, bef. liturg. Dingen. Frkf. 
a. M. 1825, Marbeinecde über die wahre Stelle des fiturg. Rechts. Berlin 1825 
u. v. a.). Außer den vielen a. Schriften ſ. m. noch bei. Nitzſch theolog. Votum 
über die neue Ngende. Bonn 1824. (Hufchfe) theolog. Votum eines Juriften in 
Sachen der fol. preuß. Hof» und Domagende. Nürnberg 1832. 

15) Nur in Rheinland und Weftfalen konnte durch Zuziehung der vorbandenen 
ſynodalen wi in einer befriedigenderen Art die Angelegenbeit geurdnet werden (ſ. 
die $. 108. ©. 444. Anm. 21 cit. Stellen meiner Geſch. IV, 3). 

16) j. $. 108 a. €. S. 446. 

17) Mit 40 Stimmen gegen 1 (Berhandf. der Conferenz in den Aftenft. des 
DRM. Bo. IV. S. 315). f. die Anm. 11 eit. Verf. v. 8. Febr. 1860. 

18) Be $. 30. ©. 138. Anm. 1. $. 81. ©. 336. 337. 

19) Die fegensreiche Wirkſamkeit diefer — für den Frieden in den Gemeins 
den zeigt fich in den darüber auf den rheinifch = weftfäl. Synoden gepflogenen Verbands 
er en — au ar gefommenen Beſchlüſſen. M. f. 3. B. rhein. Syn. I. $. 17. 
.$. 94. VI. 6. 42 ua, 
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meinde nicht aufgedrungen werden, welche ihre früheren wohl herge— 
brachten Einrichtungen beizubehalten wünſcht ). Daß übrigens bei 
allen diefen Angelegenheiten dem Pfarrer allein die Enticheidung nicht 
aufteht, folgt aus dem Weſen der evangelifhhen Gemeinde *). 

Die Rechte des Staats in Sachen des Gottesdienites „nd ver: 
ſchieden nach den einzelnen Beziehungen der Kirchenhobeit *). Das 
Recht der vorgängigen Prüfung und Beltätiqung der Gottesdienftord: 
nungen (A. L.-R. $.47—49) fann dem Staate nicht mehr zuerkannt 
werden, da das liturgifche Recht der Kirche allein zuſteht und die 
felbftftändige Ausübung derjelben ihr nab Art. 15 der Berf.=Urf, 
gebührt. Sollte die Kirche ſich dabei einer Uebertretung ſhuldig 
machen, jo würde ein Einſchreiten des Staats gerechtfertigt ſein *). 

Aus der Kirchenhoheit fließt das Recht des Staats, den Einfluß 
zu beſtimmen, welcden der Gotteödienft auf das bürgerliche Leben aus 
üben darf, wie auch die Anordnung außerordentlicher Feittage, welche 
die Antereffen des Staats in irgend einer Weile berühren *). 

Daß die ordnungsmäßig zu Stande gefonmenen und publicirten 
fiturgifchen Vorfchriften von allen Betheiligten, in&befondere den Die 
Liturgie verrichtenden Kicchendienern genau beobachtet werden müſſen, 
folgt aus dem gefeglihen Charakter der ergangenen Grlafie ſelbſt *). 
Eine willführlihe Aenderung des liturgiſchen Stoffes ftcht weder Den 
einzelnen Geiftlihen, noch den Minifterien zu *). 


20) Da in der Liturgie ftets auch das Glaubenẽ e in irgend einer Weife nit 
in Betracht fommt, würde zum Tbeil fetbft aur die Beftimmung des A. L.⸗R. 
„Keine Kirchengefeitfehaft ih befugt, ibren Mitgliedern Glaubensgeſetze wider "ie 
Heberzeu ung aufzubringen (1. Entw. $. 25. II. Entw. $. 35)‘ Bezug genommen 
werben An, wie namentlich bei Aenderung der Formulare für die Taufe, das 
Abendmahl u. | w. Ueber die erforderliche Rüdficht auf die confeffionelle Form dei 
Sottesdienftes |. m. 5. B. rhein. Synode VII. 8. 166. X. 8.60. Erlaß des O.⸗K.⸗R. 
v. 28. Auguſt 1849 (Aktenſt. aus der Verw. der Abth. 1850. S. 81). Im Allge⸗ 
meinen vergl. auch Gihhorn K.R. 2, 55. 


21) M. ſ. bei. die Anm. 19 cit. rbein. Spnodalverbandlungen, namentlich 
V. $. 04. 


22) |. oben $. 25. S. 120. 121. 


vr 68 befteht überhaupt fein Placet mehr, wie auch alle Präventivmaapregein 
auf diefem Gchiete abge hafft find und nur die erfolgte llebertretung beftraft wird. 
Art. 16 der Verf.-Urk. beftimmt inöbef.: „Die Bekanntmachung kirchlicher Anords 
nungen ift nur denjenigen Befchränfungen unterworfen, welchen alle übrigen Beröffent: 
lichungen er ven. Verf.⸗Urk. Art. 27. 28). 

24) f. U Le. 1. 8. 34. 35. Eichhorn K.⸗R. 2, 32 f. M. ſ. 
darüber das Nähere im $. 

25) Mit der gemeinrechtlihen Praxis (Carpzov jurisprud. ecel. lib. 11. defin. 
CCXLVIII. Beyer additio ad h. I. J. H. Boelimer diss. de jure liturgiarum 
$. LXXXI, * a Ar a in T, Il. pag. 74 u.v.a.) ftimmt auch das preuß. 
Recht überein. De i 2. Juni 1714 bei Mylius €. C. UI, ]. Rr. 
LXXXVI R. 5 — ug. 5— 'r. Mai 1722 bei Beckher Br Kiripenregi 
ftratur S. 71). Anweiſung v. 9. April 1794. $. 5. 6. im Nov. C. C 
XXXVI und bei Boat 1, 307. 

26) M. f. UI. zn Syn. Beſchluß m, bejtätigt 25. Juli 1842 (Hagens 
K.-O. zu $. 79. S. 66) vergl. VII. Syn. 25 u. a. Ürlaß des Gonf. von 
Brandenburg v. 4. Juli 1856, von Sachſen A Juni 1853, 4. Octbr. 1855, Preus 
* 12. Auguſt 1857 (Amtl. Muhen. r. 158). ——— Erlaß des D.⸗KeR. 

. 28. Aug. 1849 (Aktenſt. aus der Verw. der Abth. 1850, S. 81). 
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$. 110. 


Die Liturgie und die Reſtandtheile des Hottesdienftes . 
im Allgemeinen. 


Liturgie (Aseroveyia, officium)*) eigentlich jeder öffentliche 
Dienft, insbef. der priefterliche Dienft am Hetligthum, bezeichnet jeßt 
im Allgemeinen den ganzen Gottesdienft mit Rüdfiht auf alle dazu 
ehörigen Erforderniffe und Handlungen, im Befondern aber in der 
atholifhen Kirche die Meffe ?), in der evangeliſchen Kirche die beim 
Hauptgottesdienfte üblichen genau formulitten Gebete, Geſänge, 
Schriftvorlefungen u. dgl. 

Nach der Vorichrift des Apoftels (1. Cor. 14, 40): „Laſſet Alles 
ehrlich und ordentlich zugeben“ wurde fchon zeitig fir den Gottesdienft 
eine beftimmte Ordnung getroffen. Die altteftamentlihen Einrichtun— 
gen bildeten natürlich den Ausgangspunkt und erfuhren in der Kirche 
Diejenigen Beränderungen, weiße nothwendig dadurch herbeigeführt 
wurden, daß der verbeißene und bisher erwartete Heiland nunmehr 
erfchienen war und fich felbft zum Opfer für die Welt dargebracht 
hatte °). 

Um die Mitte des zweiten Jahrhunderts finden fih fchon Die 
Hauptbeftandtbeile des Gottesdienftes jo feitgeftellt *), wie fie im We- 
jentlichen jeitdem die Kirche beibehalten bat, zerfallend in die fogen. 
Missa catechumenorum, die Peter, an der auch die noch nicht getaufs 
ten Katechumenen Theil nahmen und in welder Die Erbauung und 
Belehrung der Gemeinde den eigentlihen Inhalt bildeten, und die 
fog. Missa fidelium, das Danfopfer (Guchariftie) nebft der Kommunion, 
dem Genuffe des heiligen Abendmahls, in fich ſchließend. Die jpätere 
Entwidelung führte dahin, daß römiſcher Seits die Euchariſtie fich 
zu einer regelmäßig wiederholten Darbringung des Opfers des Hei- 
landes durch den Prieſter geftaltete, die jonftige Erbauung und Bes 
lehrung der Gemeinde aber abgefhwächt wurde, wogegen ewangelijcher 
Seits die Belehrung mit Hintanfegung der übrigen Beftandtheile des 
Gottesdienftes zur — gemacht wurde. Der Wunſch, dieſem 
Mangel?) abzuhelfen, war beim Erlaſſe der neuen preußiſchen Landes— 


1) Palmer in Herzog’s NealsEncyclopädie 8, 430 ff. 

2) So ſchon vom Abendmahl bei Gregor von Nazianz (T 389) orat. 18, 38. 
vergl. Suicer thesaur. ecel. Il, 221, 

3) Ueber die Umwandlungen jelbft mit Nücficht auf die vorhandenen” Zeugniffe 
in der heiligen Schrift und die fpätere Yiteratur f. m. Nitzſch praftifche Theologie 
1,2, 255 ff. Kliefotb, die urfprüngliche Sottesordnung (2. Ausg.) 1. ——— 
Abhandlungen 1V), 175 ff. und die von dieſen angeführten übrigen Schriften, beſ. 
v. Harnack, Höfling u. a. 

4) Juſtinus der Märtyrer (++ 163) in der Apologia J. cap. 67. verb. cap. 61 
f. und) a. a. O. S. 269. 270. Kliefotb a. aD. 5. 280 ff. Bal. Abe: 
fen, der Gottesdienft der alten Kirche. Berlin 1853). 

5) Sehr richtig bemerft Thohuck (Predigten. Zweite Samml. Hamburg 1836. 
S. XV. XVI.): „So lange der Proteftant mit feiner Predigt — dem Ge⸗ 
ſang, Gebet und der Liturgie aus dem Wege geht, wie andrerſeits der Katholik mit 
ſeiner Reſſe zufrieden, der Predigt, — kann der Cultus nicht wieder unter uns 
aufblũhen.“ 

Jacobſon, evang. Klrchenrecht. 30 
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agende mit beſtimmend ). Die durch diefelbe eingeführte Ordnung ift 
folgende ): Nach einem den Gottesdienft einleitenden Gefange wird 
am Altar ein von Gefanghören begleiteter liturgiicher Theil geiprochen, 
in welchem gemeinfame Dank- und Lobgebete, ein Siündenbefenntniß, 
das Evangelium und die Epiftel des Tages, das apoftoliihe Glaubens- 
befenntniß, Unfer Vater, enthalten And. Ein Geſang der Gemeinde (Pre: 
Digtlied) bildet dann den Uebergang zur Predigt, welche mit den üblichen 
Fürbitten, Aufgeboten u f. w. beendet wird. Nach einem furzen Liede 
tritt der Geiftlihe wieder vor den Altar, wo er mit dem Sprude 
nad dem Glauben (aus der Liturgie) anbebt und bis zum Schlußiegen 
fortfährt, auf melden noch ein kurzer Geſang der Gemeinde folgen 
fann. Darauf beginnt die Communion und nachdem mit Diejer der 
Öffentliche Gottesdienft beendet ift, werden Zaufen und Trauungen 
vollzogen. 


$. 111. 
Hebete. Abkündigungen. 


Einen Hauptbeftandtbeil des Gottesdienftes bilden die Gebete‘), 
in denen immer der gemeinfame Glaube feinen Ausdrud finden muß, 
gleichviel ob diefelben vom Liturgen frei aus der Fülle feines Herzens 
augenblicklich hervorgebracht oder in der gegebenen formulirten Geftalt 
gejprochen werden. Diele Gebete find verfchteden, je nachdem fie vor 
oder nad) der Predigt gebalten werden und alle Betenden und Bitten 
kurz zutammenfaffen (Eollecten, Spnopten)?), oder ausführlicher die 
gemeinfamen und beftändigen Bedürfniffe der Gemeinde und der In— 
Dividuen, der Kirche, des Staats, der Obrigkeit, der Armen, Kran: 
fen, Gefangenen, Reifenden u. 1. w. oder auch befondere gegenwärtige 
Defiderien zu ihrem Gegenftande haben (das fog. gemeine Gebet, 
SürbitteneGebet, Hauptgebet, allgemeines Kirchenge— 
bet)®), Sowie die Gollecten wegen ihrer präcifen Form genau be: 
flimmt find, bat auch das allgemeine Kirchengebet gewöhnlich eine 
wörtlihe Faſſung 9. Die in den Kirchenordnungen und Agenden ent: 
baltenen derartigen Formulare’) wurden in Preußen im Allgemeinen 


6) Daber der Vorwurf, daß die Agende katholiſire. M. ſ. Ueber die katholiſche 
Richtung der Kirchenagende für die Hofs und Domkirche zu Berlin v. 1822. Beden- 
fen evangel. Chriften. Leipzig 1826. 

7) Die in der Agende befindlichen Rubriken geben hierüber, wie über die durch 
befondere Umftände gebotenen Modifikationen jpeciellere Auskunft. Außer der voll: 
ftändigen — Liturgie enthält die Agende auch einen Auszug und eine abgekürzte 
und mit Chören verjehene Kiturgie. 

1) Nitzſch praftifche Theotogie II, 2, 327 f. 

2) Nitzſch a. a. O. Kliefoth die urjprüngliche Gottesdienftordnung 5, 28 f. 

3) Kliefotb a.a. O. ©. 50 f. 

4) Es geſchah dies auf Luther's Math: „Ich wil aber gebeten haben, das 
man die jelbige paraphrafis und vermanunge, conceptis, ſeu preferiptis verbis odder 


auff eyn fonderliche we ftele, vmb des volcks willen u. f. w.‘‘ (Deutfche Meffe 
1526 bei Richter K.⸗O. 1, 39.) 


5) M. ſ. dergleichen bei Höfhing liturg. Urkundenbuch S. 233 f. 
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bis zum Ende des 17. Jahrh. unverändert benugt‘). Seitdem wurs 
den neue Formulare publicirt ), an deren Stelle aber 1713 wieder 
andere traten ®), welde, abgejehn von zeitweifen Veränderungen ?), im 
Weſentlichen bis zum Erlafje der neuen Agende office '%) nicht beſei— 
tigt zu fein fcheinen. Was vom gemeinen Gebet gilt zugleich für Die 
Gebete der Felttage Des ganzen Kirchenjahrs "), insbeſ. auch für die 
Bußtage. Für die legteren vorzüglich ift eine früher allgemeinere 
Form, als Wechjelrede oder Wechſelgeſang durch einen Vorbeter oder 
Antonirenden oder Reipoudirenden (Chor, Die Gemeinde), die Lita> 
nei"), im Anſchluſſe an ein von Luther entworfenes Mufter *) in den 
evang. Kirchen beibehalten '). 

Die mit Berüdfihtigung der älteren Formulare umgearbeiteten, 
in der Landesagende enthaltenen Gebete find gegenwärtig beim Got» 
tesdienfte im Ganzen unverändert zu brauchen '*), Das allgemeine 
Gebet hat inzwijchen bereits mehrere Nachträge erhalten ®), auch find 


6) Dies gilt 3.8. von dem in der preuß. K.⸗O. von 1567 enthaltenen allges 
meinen Gebete (Arnofldt K.-R. des Königreichs Preußen II, 3. $. 21. S. 39. 
Borowski über die liturg. Formulare bei. der futber. Gemeinen in Preußen. Kö: 
nigsberg 1790. 4. S. 44). Leber die Kormulare in Pommern nach der Agende von 
1569 (bei Höfling mitgetbeilt) f. m. Balthasar jus pastorale 1, 308. 

7) : Kirchengebete, welche von Sr. königl. Maj. in Preußen in allen evang. 
fogen. reform. und luth. Gemeinen des Königreichs und andern Landen vorzubeten, 
verordnet ſeyn. Königsberg 1705. 4. Gorowski a. a. O. ©. 47.) 


8) Bergl. die diefelben einfchärfenden V. v. 2. April, 22. Mai, 1. u. 2. Juni 
1714 u. a. (Mylius C. €. March. 1, 1. No. LXXXVl. S. 51ll. Grube C.C, 
Prnten. 1. No. XXXIV. S. 106. Beckher preuß. Kirchenregiftratur S. 71 u. a.) 
Das allgem. Kirchengebet von 1713 findet fih auch ald Anhang in der neuen Agende 
3 B. für Preußen S. 67 — 72. 

9) So war während des fiebenjührigen Krieges ein anderes Gebet vorgefchrieben 
(Eirc. v. 17. Septbr. und 21. Dechr. 1756 im Nov. C. C. II. No. LXXXVIN. 
e. XVI. ©. 166. 193 f.) —. Ueber die in demfelben zu nennenden Perfonen aus 
dem königl. Haufe u. f. w. R. v. 31. Dctbr. 1759, 14, Aug. 1765, 28. Octbr. 1769 
(N. C. €. 11. No. XXXIV. ©. 391. Ill. No. LXXXIII. ©. 1003. IV. a. Nr. 66. 
S. 5637. ©. 69. Nr. 6227). Das Gebet von 1709 ging in alle Gefangbücher über 
und fiegt dem jebt üblichen zum Grunde. 


10) In den nicht vfficiell erfchienenen neuen Ausgaben der: Preußiſchen Kirchens 
agende. Königsberg 1741. 1780. 1789. 4. finden ſich manninfacdhe Abänderungen. 
Völlig abweichend und Er find die Formulare, welche die Beilage des Militär 
Cenſ.-Reglem. v. 15. Zuli 1750 bilden. (Mylius C. C. Contin. IV, 5. 251 f.) 

11) M. f. über diefe Formulare überbaupt Kapp, Grundfäge zur Bearbeitung 
evang. Agenden mit geſchichtl. Berückſichtigung der früheren Agenden. Erlangen 1831. 
S.201 ff., Kliefoth in der cit. Schrift an vielen Stellen (ſ. Regifter zu Band 5). 

12) Kliefotb a. a. DO. 5, 66 ff., Balmer in Herzogs Encvelopädie 8, 427. 

13) Luther's Werke von Walch X, 1758 ff. 

14) Die Litanei, wie fie in den älteften evang. Kirchenbüchern gefunden wird, 
tbeilt auch die neue Agende im Anbange S. 84— 87 mit. 

14a) Indeffen find auch Vermehrungen dazu aefommen. So für die Nbeinpros 
vinz nad Gab.=D. v. 4. Januar 1862. (IX. Syn. $. 144 nebft Anlage S., X. 
Syn. $. 68. XI. Syn. 5. 200.) 

15) Fürbitte für die Abgeordneten (zur Zeit der verfammelten Kammern), für 
die Miffion (Circ. v. 22. März 1852, in den Altenft. des D.:K.:R. 5, 11), für 
alle Verfolgten (Circ. v. 19. Dechr. 1853, a. a. O. 6, 10. Beſchluß der VII. rhein. 
Spn. $. 159. Befchluß 327 der VII. und 26 der VII. wett. Syn.), für das ges 
meinfame deutiche Vaterland (Cire. v. 29. März 1860. ſ. Amtl. Mitth. Königsberg 

30 * 
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Zufäße im Hinblid auf Ortsverbältniffe ') und für befondere Einrich— 
tungen firchliher Art, wie Synoden u. j. w.““) genehmigt worden. 
An geeigneter Stelle werden im allgemeinen Gebet aud die Fürbitten 
und Dankjagungen Hinzugefügt, welche fih auf Ereigniffe des königl. 
Haufed beziehen “), fowte die Fürbitte für den Patron und feine 
Familie '*), desgleichen für einzelne Gemeindeglieder auf deren beſon— 
dern Wunſch oder nah dem Herfommen (für folbe, die ihren Kir: 
gang nad der Entbindung balten, Berftorbene u. a. m.). $Hierber 
gehören auch Diejenigen Anzeigen, welche nach der beftebenden K.-DO. 
der Gemeinde zu machen find, wie Gonvocationen derjelben *), Pro: 
clamationen der Verlobten *), Bekanntmachungen verbängter Disci- 
plin ”), Ankündigung befonderer Feftlichfeiten, kirchlicher Collecten 
u. a. m. Den Schluß madıt gewöhnlich die allgemeine Supplication 
für die Communicanten*). Der frübere ſehr ausgedehnte Gebraud 
von der Kanzel auch weltliche Angelegenheiten, insbeſ. Gefeße und 
polizeilihe Anordnungen zur Kenntniß der Gemeinde zu bringen ®), 
beftebt ordentliher Weiſe nicht mehr *). 

Früher ergingen auch vom Regimente wohl eigene Befehle über 
Die Art und Weiſe der Berrichtung des Gebets, wie über das Knieen 


Nr. 267. Wegen der Fürbitte um aedeihliches Wetter und den Segen für die Früchte 
des Landes Circ. v. 29. April 1856 (Aftenft. des O.⸗K.⸗R. 8, 57), verb. vom 1. Juli 
1857 (Amtl. Mittb. Königsberg Nr. 151, X. rbein. Spn. $. 96). Die Aufnabme 
einer Fürbitte für die Gefangenen ift bis zur allgemeinen Nevifion aufgefchoben (ij. 
XI, rbein. Syn. $. 133. X. weſtf. Syn. Beſchluß 103. 5. 30. verb. ©. 31. 54. 
55. Nr. V). Borübergebend erfolgte auf königl. Anordnung ein Zuſatz in Folge der 
Cholera (Circ. v. 22. uni 1831. Ertl. des Gonf. zu Königsberg v. 5. Auli d. J. 
u. a.), um Grbaltung des Friedens (Circ. des Conf. zu Königsberg v. 16. März 
1853 in den amtl. Mittheit. Nr. 12), wegen der fchweren Zeitläufte (Girc. v. 26. 
Mai 1859, a. a. DO. Nr. 235). Ueber das ergänzte Formular des allg. Gebets 
f. m. Circ. des Conſ. zu Königeberg v. 8. Febr. 1854 in den amtl. Mittb. Nr. 5. 

16) So nad) dem R. des Min. v. 8. April 1831 (MR. des Eonf. zu Königäberg 
v. 28. d. M.) wegen der Zürbitten des Bernfteins, Störfange und um einen geſeg— 
neten Strand. 

15a) Weber die fonntäglihe Fürbitte für die jedesmalige Kreis und Prov. 
Synode. Beichluß 51 der VII. wefti. Syn. 

17) Zur Belchleunigung können die desfallfigen Eröffnungen durch den aeiftl. 
Minifter an die Eonfiftorien ergehen (Circ. v. 27. Septbr. 1853 in den Aftenft. des 
O.⸗K.⸗R. 6, 8. 9). 

18) Agende S. 10. Bergl. A. L.-R. II, 11. $. 589. f. oben $. 72. Anm. 5. 
©. 290). 

19) f. oben $. 65. S. 260. 

20) Darüber, wie über die dabei zu gebrauchenden Prädicate ſ. m. unten $. 138, 
insbef. Anm. 30. 

21) ſ. unten Abſchn. IT. Dabin gebört auch die Anzeige derer, welche aus der 
Kirche ausgetreten find. M. ſ. das Circ. des Gonf. zu Königsberg v. 4. Octbr. 1860 
nebft Formular (Amtl. Mitth. Nr. 290). : 

22) f. Balthasar jus pastorale 2, 143 f. 

23) M. ſ. 3. B VB. v. 28. Dechr. 1711, Reglem. v. 20. Juli 1724 u. a. m. 
(Porft Auszug Pönigl, Edicte 5. 87 f. Berber preuß. Kirchenregiftratur S. 4. 
5). Verzeichnip der zu verlefenden Edicte bei Beckher a. a. O. S. 140 — 146, 
deffen Fortießung S. 16. Borowsfi neue Kirchenregiftratur S. 41. 42. Bergl. 
überhaupt Wiefe Handbuch des K.⸗R. 3, 368. 369. 

24) NRhein.zweftf. 8.:D. $. 80. IM. weflf. Syn. Beſchluß 174, beftätiat 
25. Juni 1542 — —8 S. 60). ’ ı Er 


$. 111. Gebete. Abfündigungen. $. 112. Gefang. 455 


dabei *), während jeßt allein die Natur der Sache und die befonderen 
Umftände dafür zur Norm dienen fönnen ). 

Die älteren Gebetöformulare für einzelne heilige Handlungen und 
für die verfchiedenen Feſttage find durch Die neue Agende und fpätere 
Erlaffe in angemeffener Wetfe geändert worden *). 


$. 112, 
defang (HZeſangbücher, Choralbücher). Kirchenmufik. 


Auch Gefang und Muſik gingen aus der Älteren Kirche in die 
evangelifche über, Doc wurde Beides längere Zeit von den Reformir— 
ten durchaus vernachläffigt ). In der römiſchen Kirche war der Ge- 
fang der Gemeinde allmählig auf das: Kyrie eleyfon und Amen: bes 
fehränft worden, dem Priefter und Chor aber die fonftige Ausführung 
überlaffen. Den Introitus bildeten urfprünglich ein Pſalm, fpäter 
fateinifhe Gefänge, morauf das Gloria folgte und dann eine fogen. 
Sequenz, ein lateinifcher Hymnus. Die Reformatoren fegten an deren 
Stelle zum Theil deutfche Lieder, welche fie al8 ein Hauptmittel der 
Beförderung der Neformation für den Zweck aus dem Lateinifchen 
überfeßen oder felbft verfaßten und durch die Gemeinde fingen lichen. 
Diefe Lieder wurden zuerft auf fliegenden Blättern verbreitet, dann 
aber auch geſammelt?). Mit der Zeit erhielten jede Territorialficche 
und daneben noch viele Drtsgemeinden ihre befonderen Gejangbücher, 
zuerft auf Beranftaltung einzelner Geiftlichen oder der Buchdruder, 
jpäter unter Mitwirfung der Kirchenregimente, welche wenigftens den 
Drudern dafür eigene Privilegien verlichen. 

Die in den preußifchen Landen jegt gebräuchlichen Gejangbücher ?) 
Datiren theilweife feit dem Anfange des 18. Jahrhunderts und find 
meiftens in ihrer gegenmärtigen Geftalt nicht ohne Theilnahme der 


25) M. f. 4. B. V. v. 4. Octbr. 1709, 22. Januar 1710 (Porft Auszug 
S. 0. J. H. Boehmer diss. de jure liturgieo $. LXXX, vor T. III. des jus 
ecel. Prot. ©. 73. 74). 

26) Daher das Ab- und Zukehren des Liturgen am Altar bez. von der Gemeinde 
und zu ihr, je nachdem er mit ihr betet oder zu ihr foriht. (Kliefoth, Gottes: 
dienftordnung 5, 28.) Diefen Gebrauch hat übrigens ſchon Luther in der deutfchen 
Meſſe verworfen, denn „in der rechten Meffe unter eitel Ehriften mußte der Altar 
nicht fo bleiben, und der Prieſter fich immer zum Volke kehren.” M. f. dazu Her: 
zo g's Bemerk. in der Enchelopädie 19, 51, daß diefe Sitte, nach welcher der Fun— 
girende der Gemeinde den Rücken kehrt, eigentlich blos zum katholischen Gotteädienfte paßt. 

27) Auf diefelbe ift bei den einzelnen Materien jpeciell aufmerffam gemacht. 
Man f. auch insbef. unten $. 122 über die Acte der Weihe. 

1) Nisfch vraftifche Theologie 1, 442. vergl. Kapp Grundſätze zur Bearbei— 
tung evang. Agenden S. 176. Anm. 13. 

2) Luther ſelbſt beſorgte 1524 zu Wittenberg bereits eine Sammlung von acht 
Liedern, von denen 4 von ibm, 3 von Paul Sperat, eins von einem Ilnbefannten 
herrübren (Coſſack Paulus Speratus. Braunfchweig 1861. S. 238 f.)._ Die lateis 
nifchen Yieder wurden erft nach und nach gänzlich nee haft. Das Con. der Marf 
erließ deshalb unterm 25. März 1671 noch ein beſ. Verbot (Mylins €. C. March, I, 
1. No. XXXVIl. S. 397). vergl. R. v. 10. Detbr. 1663 (a. a. D. Nr. XXX. 
S. 381). 

3) Eine vollftändige Aufgäblung der jebigen Geſangbücher würde bier eben fo 
wenig am Orte fein, ald deren Gefchichte. Ueber die fegtere j. m. vorzüglich v. Wins 
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geiftlichen Obern zu Stande gekommen 9. Nachdem früher eine große 
Willkühr geherrſcht, indem viele alte Rieder durch eine uniformirende 
Umfchmelzung verdorben,, andere ganz fortgelaffen und durch neuere 
nicht gerade empfehlenswerthe Geſänge ohne Firhlichen Sinn erfeßt 
waren, nahm man feit dem zweiten Decennium des jegigen Jahrh. 
darauf Bedacht, vorzüglich die älteren biftorifch wichtigen Lieder in 
Ihrer urfprünglichen Form, andere nur mit den unumgänglich nötbigen 
et Aenderungen fünftig den Sammlungen einverleiben zu 
affen ®). 

Um die Verbefferung allmäblig herbeizuführen wurde verordnet, 
daß che eine nene Auflage des Geſangbuchs erfolge, Ddiefelbe erft zur 
höhern Genehmigung eingeſchickt werden folle ®), Man dachte nun 
daran für jede Provinz, ja womöglich für die ganze Landeskirche ein 
Geſangbuch bearbeiten zu laffen. In dem Sinne reſeribirte die Section 
des Cultus am 6. Mai 1816: „Es iſt die Abſicht, die Sonoden 
allgemein einzurichten oder wiederherzuftellen, melde dann die Samm— 


terfeld der evang. Kirchengefang. 3 Bde. —. Wackernagel das deutſche Kirchen⸗ 
lied von Luther bis auf Nic. Kermann. Stuttgart 1841 u. a. f. Palmer in 
Herzog's prot. Enchelopädie 6, 350 f. (Gpmnologie). Bachmann zur Geſchichte 
der Berliner Gefangbücher. Berlin 1856. 

4) In der Provinz Drandenburg: Geſangbuch von Porſt (ed. pr. 1708 obne, 
feit 1708 mit des Verf. Namen; neuefte Ausgabe 1855. Vol. Bachmann S.147 f. 
231 f.); von Teller (bei Mylius. PRerfin 1780. Bachmann S. 208 f. Beſei— 
tigung deffelben angeordnet durch Grlaß des Conſ. v. 7. Juli, des D.⸗K.-Ratbe 
7. Dechr. 1853. Aftenftüfe 6, 9); das neue Geſangbuch Bahmann S. 
215 7.) nemäß Gab.=D. v. 4. Dechr, 1820, — In Preußen: von Quandt (ed. pr. 
1732), Rogall (ed. pr. 1738), beide 1801 und öfter ald: neues Sefanabud ; 
außerdem ein eignes Geſangbuch für Danzig: 1340 (ftatt des von 1764 — 1810). 
Marienwerder 1854 (Circ. des Gonf. v. 22. Febr. 1854 in den amtl. Mittbeil. 
Nr. 10. vergl. Nr. 8, 13). — In Pommern das fog. Stargardfche Gefangbuch 1742; 
das von Bollbagen (Privilegien 1763, 1791) und PBorft (f. vorbin). — In 
Schlefien das von Teller (f. vorbin. Priv. für Korn. Breslau 23. April und Glogau 
8. Mai 1781. Kom’s Samml. 17, 159), das neue Jauerſche (Girc. v. 13. Septbr. 
1855 im 8. A.-B. 5, 118. 119. Mofer allg. K.: Blatt 1856. 5. 133, verb. 
Circ. v. ra im K. A.-B. 5.34), das neue Breslauer (Gire. v. 7. März 
1858 im 8. 4.8. ©. 33). — Für Weftfalen und die Rheinprovinz beftebt das: 
Evang. Gefangbuch, herausgegeben nach den Befchlüffen der Synoden u.f.w. Giber: 
feld 1835 (ſ. darüber Augufti’s krit. Bemerkungen in feinen Beiträgen zur Geſch. 
und Statiftif 1, 232 f.). In beiden Provinzen ift darauf Ledacht genommen, diefes 
Geſangbuch immer allgemeiner zu machen und die übrigen Gefangbüder durch daſſelbe 
zu erfeßen. Die Spnoden haben aber alle vorhandenen Bücher einer Nevifion unter: 
worfen und bei der Gelegenheit die fofortige Abfchaffung einzelner angeordnet, andere 
als zu duldende erflärt und wieder andere förmlich genehmigt. (M. |. deshalb weſtf. 
Spn. VIl, 84 [verb. VIII, 27], 85, 86 [verb. VIII, 63. 113] und überhaupt II, 
35 f. VII, 29. 113. 114. — thein. Syn II. $. 65. IV. 8.29. IX. $. 50. 146. 
X. $. 65. XI. $. 120). 


Eigene Gefangbücher baben auch noch mebrfach die Neformirten. Ueber die in 
den Marken f. m. Bachmann a.a. ©. 5. 191 f. und die Nacdweifungen in 
Dove's 3. für K.-R. III, 336. Anın 163 (wegen der Rrangöf.sMeformirten), 348. 
349 (wegen der Deutfch-Reformirten in Preußen, Danzig u. f. w.). 
5) M. vergl. Stier die Gefangbuchsnetb. Gine Kritif unferer modernen Ges 
Burn. Leipzig 1838. Keppel'die Geſangbuchsangelegenheit der prot. Kirche in 
ayern. Bayreuth 1844. — Palmer evangeliſche Hymnologie. Stuttgart 1865. 
S. 205 ff. f. auch Anm. 12 cit. allg. Kirchenblatt wegen der Referate. 


5a) M. der Section des Gultus an die oſtpreuß. Regierung v. 14. März 1809. 
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fung eines neuen Gefangbuchs zu beratben und zu bearbeiten haben, 
worauf Der Entwurf beim Confiftorium und von diefem hierher einzu⸗ 
reichen fein wird“'). Die 1818 und 1819 gehaltenen Provinzial— 
ſynoden beſchäftigten ſich auch mit dieſer Angelegenheit”), die aber 
doch ins Stoden gerieth, da nach einem Ausfpruche von 1823 Alles 
erjt der zu erwartenden Reichsſynode vorgelegt werden jollte. 

Das Bedürfniß führte inzwifchen zu wiederholten neuen Abdrüden 
älterer Gefangbücer, welche aber nur unter der Bedingung geftattet 
wurden, daß dadurch der Einführung neuer Bücher nicht ein Hinder- 
niß an de ftehben follte®). Späterhin ward aber verordnet: Es 
follen vor aͤufig neue Geſangbücher nicht eingeführt werden, um die 
Möglichkeit eines heilſamen Fortſchritts offen zu erhalten’). In voller 
Strenge ließ fi dies nicht aufrecht erhalten‘), doc) konnte wenigftens 
bei neuen Publicationen für weſentliche DVerbefferungen geforgt mers 
den "'). In Folge einer Anregung durch den allgemeinen Kirchentag 
wurde 1852 die Herftellung eines allgemeinen deutfchen Kirchengefang- 
buchs von der Eifenaher Gonferenz in Angriff genommen und der 
Plan den Kirchenregierungen mit der Erklärung mitgetheilt, daß damit 
weder Die bei. confejftonellen, noch die bei. landeskirchlichen Geſang— 
bücher follten bejeitigt werden, vielmehr jeder Confeſſions- und Lans 
desfirche überlaffen bleibe, ob fie ihr bisheriges neben dem allgemei- 
nen Gefangbuche beibehalten und ob und wie ſie e8 mit denjelben 
verbinden wolle. Das Ergebniß der desfallfigen Bemühungen ift ein: 
deutſches evang. Kirchengeſangbuch in 150 Kernliedern. Stuttgart und 
Augsbürg 1854 %). Kür die preußifche Zandesfirhe wurde geftattet, 
daß diefe Sammlung allgemein den vorhandenen Gefangbücern als 
Anhang beigegeben werde ') und davon ift auch mehrfach Gebraud 
gemacht '*). 

Die Einführung eines neuen Geſangbuchs, ſowie die Beranftal- 
tung neuer Ausgaben alter Gefangbücer, wenn diejelben hinſicht— 
li der Textesbeichaffenheit, der Auswahl, des Umfanges und der An- 
zabl der aufzunehmenden Lieder in einer veränderten Geftalt erfchei- 


6) Achnlih R. v. 25. Nov. 1816 (Bahmann a. a. D. S. 220). 

7) Bachmann a. a. O. ©. 220 f. 

8) So genehmigte das Miniſterium am 7. Juli 1825 den Abdruck des Königs⸗ 
berger —— 

9) Min.-R. v. 27. März 1841. 

10) Daher find ſeitdem — Geſan ee — die aber auch der forts 
gefchrittenen Ginficht gemäß redigirt find. 

11) Den früher fo oft vorfommenden ——— — Aenderungen bei neuen Ab⸗ 
drücken durch die mit Privilegien verſehenen Buchdruckereien iſt insbeſ. begegnet, indem 
die Eonfiftorien denſelben befannt gemacht haben, daß, wenn ſolche Aenderungen ohne 
höhere Genehmigung geſchehen, dieſe Sefangbücher nach Befinden aus dem Ffirchlichen 
Gebrauche entfernt werden fünnen. (Erlaß des Gonf. Breslau 12. Febr. 1852, Mage 
deburg 21. Octbr. 1852.) 

12) Allg. Kirchblatt von v. Mofer 1852. ©. 202 f. 236 f. 259 f.; 1853. ©. 
454. 490 f. 512 f.; 1854. ©. 472. Ueber die intendirte Erweiterung durch noch 
150 Xieder f. m. a. a. D. 1855. S. 403. 430 f. 521 f. 

13) Erlaß des D.:R.:NR. v. 20. Dechr. 1854 (Aftenft. des D.:R.:R. 7, 2. 
Allg. Kirchblatt 1855. S. 55). 

14) Dergl. Amtl. Mittb. Köni Bet Nr. 10. 47. Schleſ. K. A.⸗B. 1855 
S. 21 u. a. m. Ueber Rheinland ®eftfalen f. m. die Anm. 4 eit. Synoden. — 
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nen jollen, erfordert die Genehmigung der Gentralbebörde "). Daß 
die Wünfche der Gemeinden dabei berücfichtigt werden und gegen Dies 
felben nicht Zwang geübt werde, ift auf’s Beftimmtefte anerkannt '*). 
Die Geſänge beim öffentlichen Gottesdienfte dürfen übrigens nur aus 
den approbirten Sammlungen gewählt werden '**), 

Mit der Sorge für die Verbefferung der Gejangbücer aing die 
für den Kicchengefang Hand in Hand, wobei die Einführung der 
Agende zugleih wefentlih mit einwirfte. Das Eir. des Min. v. 
28. Novbr. 1827 legte es allen Regierungen ans Herz, für die Ver: 
befferung des Kirchengefangs und DOrgelipiels thätig zu fein, ſo daß 
nur auch in der Hinſicht tüchtine Subjefte als Draaniften und Elemens 
tar=Schullehrer beftellt werden follten, welche zugleich verpflichtet wür— 
den, Überall wo möglich Sängerchöre zu bilden, die beim Gottesdienfte 
mitwirken könnten ”). Bon Seiten der kirchlichen Organe felbft wird 
diefen Einrihtungen micht minder in geeigneter Weiſe Vorſchub 
gethan '*) und darauf aedrungen, daß befonders bei den Viſitationen 
die erforderlichen Grmittelungen angeftellt und gehörige Weifungen 
gegeben werden "%*), Bei Abhaltung der Liturgie follen nad der Bors 
Schrift der Agende die von dem Chor und der Gemeinde gemeinfchaft- 
lich auszuführenden Chöre unter Orgelbegleitung gelungen werden; 
nur da mo der vierftimmige Gejang der Chöre auch ohne Orgel wirk— 
lid zur Erbauung der Gemeinde beitragen fann, darf dies geichehen ; 
jonft ift die Begleitung der Orgel aud) beim Gefange des Chors an- 
zuwenden und volle Orgelbegleitung überall, wo die Gemeinde jelbft 
oder mit dem Chore die liturgiſchen Gefänge ausführt “). 


15) Min.s®. v. 27. März 1841. Circ. des D.:K.R. v. 1. Dechr. 1855 (Aftenft. 
des O.«K-R. 8, 55), — Verf. des Gonj. Münfter v. 20. Novbr. 1860 (8. A.⸗B. 
1861. S. 17. Nr. 9. vergl. IX, weftf. Syn. Beſchl. 67). 

16) M. f. 3.2. —— v. 18. Januar 1781 (GBachmann a. a. O. ©. 215. 
216) und vergl. überbaupt $. 9. Uebrigens hat die IX. weftf. Syn. Beſchl. 62 nach 
Analogie der VII. Syn. Beſchl. 40. 41 (vergl. unten $. 118. Anm. 29) feftgefept : 
Bon nun an dürfen in einem Orte, wo fich mehrere Gemeinden befinden, nicht mebrere 
neue GSefangbücher neben einander eingeführt werden — und da, wo foldhe noch in 
Gebrauch find, ift eine Vereinigung auf ein Sefangbuch zu bewirfen. Da, wo fi 
die Preöbpterien darüber nicht einigen fünnen, bat der Superintendent die Ausgfeis 
hung der Differenzen zu verfuchen, im Falle des Mißlingens aber die Entfcheidung 
des Gonfiftorii einzubofen. 

.. 168) Die rbein.sweftf. K.⸗D. $. 77 fpricht von der von der Prov.-Synode vorz 
geichriebenen und landesherrlich beftätigten Kiederfammlung (f. Anın. 4). 

17) v. Kamp Ann. 11, 028. Damit verb. Publ. der Meg. ji Köln v. 
11. Sanuar 1828 (a. a. O. 12, 110 f.) — Girc. des Min. v. 10. Novbr. 1830 
(a. a. D. 14, 767. 768). Girc. der Men. zu Breslau v. 10. Novbr. 1834 (a. a. D. 
18, 1020 f.). 

18) M. f. 3. ®. IV. rhein. Syn. $. 20. verb. Breidenftein über den negens 
wärtigen Zuftand des evang. kirchlichen Muſikweſens und die zweckmäßigſten Mittel zu 
deffen Verbeſſerung, in der Bonner Monatsfchrift IN, 8 (Auguſt 1844). 5. 89 — 
115; VII. weftfäl. Sun. Befchluß 106. 107. VII. Beſchluß 51. 1X. Beſchluß 
184— 187. X. ©. 79. 80. Erlaß des Conſ. zu Münfter über den muſikaliſchen 
Theil des Gotteädienftes v. 23. Januar 1862, im K. A.⸗“B. S. 34 -40. 

18a) Die oben und weiterhin angeführten Erlaffe beben dies wiederbofentlich 
bervor. M. ſ. auch 1. weſtf. Syn. ©. 51. 

19) Agende S. 27. Circ. des DO... v. 23. Febr. 1852 (Aktenft. 5, 10. 
— —* Sg vi, $. 158). Ueber den Choraefang überhaupt ſ. m. noch rbein. 

n. V. 8. 92, 
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Ein wichtiges Hilfsmittel für diefen Theil des Gottesdienftes bil 
den die Ehoralbüder Gleichzeitig mit dem erften Iutberifchen 
Gejangbuche erichien ein foldhes 1524, bearbeitet von Joh. Walther, 
mit einer Vorrede von Luther *). Im fpäterer Zeit blieb die Corrup— 
tion auch bei den Kirchenmelodien nicht aus, weshalb neuerdings auf 
eine Herftellung der urfprünglichen reinen Weiſen Bedacht genommen 
und für die einzelnen Provinzen von den Confiftorien und Spnoden 
angemefjenere Ghoralbücer eingeführt oder weninftens empfohlen wur— 
den). Bon Seiten der Eiſenacher Kirchenconferenz ift neben dem 
Geſangbuche aud die Bearbeitung eines Choralbuché veranlaßt wor: 
den *). Auf Die Einführung des Pjalmengefanges ift jhon mehrfach 
Bedacht genommen *). 

Außer dem DOrgelfpiel *) ift auch andere Anftrumentalmufif viel- 
fah im Gebraude. 


$. 113. 
Die Predigt. Katechifationen. 


Zwar bat es zu feiner Zeit, auch unmittelbar vor der Refor- 
mation nicht an der Predigt in der Volfsiprache beim Gottesdienfte 
efehlt, indefjen wurde das Bedürfnig der Gemeinden doch nicht bes 
riedigt, weder durch den Umfang, noch durd den Anhalt der Pre: 
digten '). Für die Mittheilung des Evangeliums mar bei der Aus: 
Dehnung der Meffe nur ein geringer Raum geblieben; daher erichien 
ed den Neformatoren vor Allem nothwendig, diefem Mangel abzubel: 
fen. So erflärte Luther 1523: „Iſt aufs erfte zu wiffen, daß die 
chriftliche Gemeinde nimmer fol zufammenfommen, es werde denn 
Gottes Wort geprediqt und gebetet.” „Darum mo nicht Gottes Wort 
gepredigt wird ift c8 beffer, daß man weder finge, noch leſe, nod 


20) Bahmann a. a. O. S. 10. M. vergl. überhaupt allg. Kirchenblatt von 
v. Mofer 1852. S. 252 f. 1863 S. 506 f. . 

21) Choralbuh von Neinbard» Jenfen (Erl. des Gonf. Königsberg v. 14. 
Dechr. 1854, 1. Octbr. 1858 in den amtl. Mittb. Nr. 38. 208), von Lohmeyher 
(weftf. — IX. Beſchluß 183, X. S. 79), von Strauß (Conſ. Münfter 10. Dechr. 
1861 im 8. U.:8. 1862. S. 1), von Erf (Erl. des Conſ. Pofen 10. Juni 1864, 
Stiehl, Eentralblatt d. 3. Nr. 106. 5. 431), von Ritter (Gonf. Königsberg 
Erl., daß es für die Provinz nicht geeignet fei. Amtl. Mitth. Nr. 177). 

22) Die Melodien des deutfchen evang. Kirchengefangbuchs in vierftimmigem 
Sa: für Orgel und für Chorgefang .... bearbeitet von ©. v. Tucher, Imman. 
Feipt und Job. Zahn. Stuttgart 1854 (f. Allg. Kirchenbfatt 1853. S. 454; 
1854. S. 472). 

23) f. Erl. des Conſ. Königsberg v. 10. Septbr. 1856 (Amtl. Mittb. Nr. 117). 

24) Ueber dafjelbe ſ. m. Erl. des Gonf. Königsberg v. 19. Jan. und 16. Auguft 
1855 (Amt. Mittb. Nr. 44. 67. vergl. über ein Drgelunterrichtsinftitut für Sands 
fchulfebrer. Ertl. v. 18. Febr. 1858, dafelbft Nr. 180.— Ueber die Fürforge für die 
Draeln Erf. v. 18. April 1860 a. a. O. Nr. 270. Weber die Befchaffung von Orgel: 
werfen für Feinere Räume Girc. des D.-K.:R. v. 26. Mai 1862, publ. durch Gonf. 
Königsberg 11. Juni 1862 a. a. D. Nr. 361. 


1) Coſack der Predigtzuftand, den die Neform. des 16. Jahrh. vorfand, in 
Ohly: Manderlei Gaben und Ein Geift. II, (Wiesbaden 1862), 325 f. 
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zufammenfomme*“ u. a. m. ?). Demgemäß hat die evang. Kirche auch 
fortwährend die Predigt ald den Hauptbeftandtheil des öffentlichen 
Gottesdienftes angefehn. 

Während die übrigen Elemente des Gottesdienftes mehr oder 
weniger durch ſpecielle firchenregimentlihe Vorſchriften geregelt find, 
ift dies bei der Predigt im Allgemeinen weniger der Fall, da ſchon 
durch den eigentlihen Zweck derjelben, Erbauung und Belehrung, 
Maag und Nichtfchnur gegeben tft’). Die Predigt foll der freie Er» 
guß der gemeinfchaftlichen firchlichen Ueberzeugung fein, ein Ausfluß 
des Glaubens und der Erfenntniß, welche Beide weiter zu ftiften und 
zu befeftigen dem Prediger obliegt. Darum „ſei die Predigt einfach 
und deutlich, würdevoll und fräftig, der heil. Schrift und dem evangel. 
Glaubensbefenntniffe gemäß und erbaulih“*). Die Predigt ift „Die 
fortgefeßte Berfündigung des durch heilige Schriftterte vermittelten 
Wortes Gottes.” 

Nah dem Vorgange der Synagoge bat auch die Kirche von je 
ber in ihren gottesdienftlichen Verſammlungen die heil. Schrift ſowohl 
in fortlaufenden Lectionen den Gemeinden mitgetheilt, als einzelne 
Abſchnitte derfelben (Perikopen) zum Gegenftande befonderer Lection 
und Erklärung gemacht. Die in der römiſchen Kirche üblich gewordene 
Perikopenreihe 4) behielt Zuther bei, ohne jedoh Abweichungen davon 
durch Lefung und Erläuterung ganzer Bücher zu mißbilligen®),. Wäh- 
rend die futherifche Kirche meift ftreng die alte Ordnung beobachtete‘), 
zogen Die NReformirten die zweite Weiſe vor”). Zwar war fhon nad 
dem früberen Brauch der der Gemeinde zugeführte Stoff der heil. 
Schrift nicht genügend, obſchon doch einigermaßen durch die vielfachen 
Nebens und Bodengottesdienfte dem Bedürfniffe entfprochen werden 


2) Von ordnung gottis dienft (Nichter K.-O. 1, 1). Deudſche Mefle 1526 
(a.a. O. ©. 37). „Weil alles Gottis dienftes das gröffift und fürnempſt ſtück ift, 
Gottis wort predigen und leren.‘ vergl. Augsb. Conf. Art. 24 und die Ueberſicht 
der 8.:D. bei Nichter a. a. O. II, 514 a. E. 515. Damit verb. die Bekenntniß— 
fchriften der Neformirten in der Harmonia confessionum. (Genevae 1581. 4.) 
sect. XV. . 

3) Neber den Unterfchied des Liturgifhen und Homiletiſchen [. m. Kapp Grunds 
fäge zur Bearbeitung evang. Agenden S. 27 f. 183; über den Begriff und Zweck 
der Prediat Nikfch praft. Theologie II, 47 ff. 

3a) Nbein.zweftt. K.⸗O. $. 78. Ueber die formellen und materiellen Saupts 
bedingungen der Predigt f. m. den Synodalbeſcheid des Gonf. zu Königsberg v. 19. 
Novbr. 1856 in den amtl. Mittb. Nr. 123. M. vergl. noch: Anweifung für Die 
reform. und luth. Gandidaten und Prediger zum erbaulichen Predigen in der Cab.⸗O. 
v. 7. März 1730 und 9. Jan. 1740 nebit Circ. v. 15. Jan. und 8. Febr. d. 3. in 
Mylius C. C. March, Contin. I. No. IV. Fol. 325 f. — Berbot in Berjen zu vres 
digen v. 3. Febr. 1763 (N. C. €. Ill. No. IV. Fol. 19%. — Umſtändl. Anweifung 
für Prediger v. 9. April 1794 im N. C. C. IX. No. XXXVII. Fol. 1120 f. 
Bogt 1, 306 f. 

4) Ueber teren Entftehung f. m. die darüber geführten Interfuchungen von €. 
Ranfe, deren Refultate der Verf. in Herzog’s NealsEnchelopädie 11, 373 f. furz 
zufammengefaßt bat. 

5) Deudſche Meffe bei Richter a. a. D. S. 37 a. E. 38. 

6) M. f. die K.:D. cit. bei Richter w a. D. 11, 514. 515. So in Preußen 
die legte A.:D. von 1568. vergl. den in folg. Anm. cit. Ranke. 

7) E. Ranfe: Der Fortbeftand des berfümmlichen Perikopenkreiſes. Gotba 
1859 und bei Herzog a. a. D. ©. 3M. 
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fonnte. Nachdem aber die Feittage bedeutend vermindert und Die 
übrigen Gottesdienfte öfter ganz abgefchafft worden (j. den folg. $.), 
ſchien der blos ſonn- und fefttägliche Perikopenkreis jo wenig ausrei— 
chend, daß eine Veränderung duch Hinzufügung neuer abwechfelnd zu 
benußgender Perifopen angeftrebt wurde). In der preußiichen Lan— 
deskirche beftehen darüber, daß nur die alten Berifopen den Predigten 
zum Grunde gelegt werden follen ?), nicht mehr bindende Vorfchriften “). 
Es wird „die Wahl der Texte in der Regel den Predigern überlaffen- 
Sie müſſen jedod aus den fanonifchen Büchern der Bibel genommen 
werden”), Dem Kirchenregiment bleibt e8 außerdem vorbehalten, für 
gewiſſe feitlihe Tage beftimmte Texte zur Predigt vorzufchreiben '*). 
Für die Nheinprovinz ift auf den beharrlichen Wunſch der Synode 
durch Cab.O. v. 4. Januar 1862 genehmigt, daß neben der alten 
PBerifopen- Sammlung die neuen der zweiten Synode beigefügten kirch— 
lich » biblifchen Lectionen abwechjelnd gebraucht werden dürfen '). Der 
Text wird regelmäßig nad Luthers Ueberfegung zur Lection benußt, 
obgleich diefelbe nicht die Autorität einer authentiſchen Berfion gleich 
der Vulgata der römiſchen Kirche befißt und ein Zurückgehen auf das 
Driginal dem Ausleger der h. Schrift zur Pflicht gemacht ift ). 
Indem der Inhalt der Predigt dem Bekenntniffe entiprechen ſoll“), 
ift die Behandlung confeffioneller Differenzen im Geifte der Union 


_ —n 





8) E. Ranfe: kritiſche Zufanmenftellung der innerbalb der ev. Kirche Deutſch— 
lands eingeführten Perifopenkreife. Berlin 1850 und bei Herzog a. a. D. ©. 305. 

9) Die Borlefung der bisherigen Perikopen ift aber unverändert beizubebalten. 
111. weftf. Son. Beichluß 175, beftätigt 25. Juli 1842. |. noch Anın. 13. 

10) Schmidt der Mirkfungsfreis des Superintendenten S. 122. 

11) Rhein. sweftf. R.=O. $. 79. Das Conſ. zu Münfter erklärt in dem Erf. 
v. 31. Ian. 1855, daß, ungeachtet der Kreibeit den Tert zu wählen, vom firdhlichen 
Bewußtſein und Tact der Geiftlichen erwartet werden müfle, daß fie dabei die dee 
des ——— im Auge behalten. 

12) Dies geſchieht auch gewöhnlich ſeit Beginn ber (ſ. folg. $. S. 465. Anm. 6. 7) für 
die Bußtage (m. f. die Grlaffe in dem K. A.⸗Bl. und amtl. Mittbeil.) und für 
außerordentliche Feiern (m. f. 3. B. Königsberg. amtl. Mittb. Nr. 71. 327. 389 
u. a. m). Nach dem Edict v. 28. Januar 1763. $.6 ift den Gonfiftorien überlaffen, 
wo es früber üblich war, für den Bettag und das Erntefeft geeignete Texte vorzu— 
Schreiben. Allgemein ift dies binfichtlich des erftern durch die Inſtr. v. 23. Octbr. 
1817. $. 2. Nr. 11 ausgeſprochen. 

13) Nach Antrag der I. rhein. Syn. wurden von Nikfch drei Reihen neuer kirchl. 
bibtifcher Yectionen zufammengeftellt und von der II. Syn. gebilligt (11. Syn. $. 18. 
verb. Anlage S. 160. 161). Der Wunſch böberer Genehmigung (11. Syn. $. 32. 
Il. Syn. $. 23. 58. X. Syn. $. 69) ift dur die Gab.=D. v. 4. Jan. 1862 bes 
friedigt (Erf. des D.:R.:N. v. 20. Jan., Gonf. v. 18. Febr., Präfes v. 10. Mat 
1862. ſ. X. Syn. S. 290 und: Das neue rbein. Peritopenfoftem verglichen mit dem 
alten in Huyſſen] Evang. Gem. Bl. 1863. Nr. 25. 26. 1864. Nr. 5. 6. 10. 11). 
Die weſtfäl. Prov.s Syn. IX. lehnte dagegen den Antrag der rbeinifchen zu aleichem 
Verfahren ab und beſchloß: „Die Nipfchen PerikopensMeiben find ald Altarskectionen 
nicht einzuführen, follen aber für die Kirchen, in welchen über freie Texte gepredigt 
wird, als Predigtterte empfohlen werden.’ (1X. Sun. Beil. 181. X. Son. 
Beſchl. 65.) 

13a) Beral. J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. III. tit, XLI. $. CVII. Kür 
die Schriftvorlefuna im öffentlichen Gottesdienfte würde die firchlich recipirte Weber: 
feßung nicht ohne Mitwirkung des Kirchenregiments geändert werden dürfen. (Hen g— 
ftenberg evang. K.:3. 1850. Nr. 6. S. 49. 50.) 

14) A. L.-R. 11, 11. $. 73. Vergl. oben $. 95. 
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nicht unftatthaft *), dagegen find in Uebereinftimmung mit dem gemeis 
nen Recht '*) eigentlibe Gontroverspredigten und jede den 
öffentlichen Frieden flörende Rede verboten und ftrafbar. Nachdem 
ihon die älteren preuß. Gefege dies unterfagt hatten “), erneuten 
deshalb das N. 8.:R. und die fpätere Legislation dieſes Verbot '*). 
In gleicher Weife ift der Nominalelenhus unftatthaft %): denn 
„in öffentlichen Vorträgen muß jeder Geiftliche aller perfönlihen An- 
züiglichkeiten fi enthalten. Schilderungen der in einer Gemeinde herr, 
fchenden Kafter find feine Anzitalichfeiten. Sie arten aber darin aus, 
wenn Perſonen genannt, oder durch individuelle Nebenumftände 
fundbar gemacht werden” und ziehen die Strafe grober Anjurien 
nach fich *). 

Der Gebrauch eines Eoncepts ift verboten *); doch ift unter 
Umftänden das Vorleſen einer Predigt durch Küfter und Schullehrer 
geftattet und vorgefchrieben *), Denen, melde noch nicht die venia 
concionandi haben (f. $. 85), ertbeilt der Superintendent die Erlaub» 
niß, eine Predigt zu halten ®). 


15) An Verboten über die Interjcheidungslehren zu predigen bat es aber früber 
nicht gefehlt. (M. f. 4. ®. 2. v. 10. Mai 1719 u.a. [oben $.4. 5.7]. Arnofdt 
K.eR. von Preufen 5. 48 f. Meine Gefch. der Quellen IV, 3, 260. Anm. 101. 

16) Statt vieler anderen Zeugnifje f. m. Neichsabfchied zu Speier 1520 $. 8, 
zu Augsburg 1530 $. 54. 55. Augsb. Relig. » Rriede $. 15.16. Instr. Pac. Osnabr. 
art. V. $$. 35. 50. Carpzov jurisprud, écel. lib, Ill. defin. CI. vergl. mit 
Balthasar jus pastorale 1, 84 f. 


17) B. v. 24. Kebr. 1614 u.a. m. Vergl. oben $. 4 ©. 5. 6. Meine 
Geſch. der Quellen IV, 3, 178. Anm. 91, 257. Anm. 81, 260, 351. Anm. 145. 
Durch Edict v. 23. Septbr. 1737 [Mylius C. C. Contin. I. No. Ll] wurde verboten, 
fönigl. Dispofitionen in Politicis et Ecclesiastieis auf die Kanzel zu bringen. ©. 
auch von Pommern Prov.-R. v. Neuz Vorpommern $. 785. verb. Th. IV. S. 13, 


18) A. L.-R. 11. 11. $$. 37. 38. Circ. v. 16. Mai 1827 (v. Kamp Ann. 
11, 407. Bogt 1, 81. Anm. 18). Strafgefeß v. 14. April 1851. $$. 100. 135. 
(G⸗S. ©. 122. 128. Vogt I, 80. Anm. 17). f. unten Abfchnitt 111. 


19) „De Previfere ſcholen frylik funde ftraffen, doch unvormerdet de verjonen, 
wente beteren ſcholen fe vnde nicht ſchenden . . .“ (Braunfchweig. K.⸗O. 1528 bei 
Richter K.:D. 1, 110) u. a. Carpzov jurisprud. ecel. lib. I. defin. LXVI. 
Prov.sN. von Neu-Vorpommern $$. 789. 790. verb. Motive Tb. IV. S. 14. 


20) A. L.⸗R. II. 11. $$.83— 85 (aus dem 1. Entw. $$. 370 — 372, II. Entw. 
ss 68 — 70). veral. 11. 20. $$. 501. 561. Strafgefeß v. 14. April 1851. $$. 152 f. 
(G.⸗S. ©. 132 f.) 

21) ®. des Gonf. Breslau 23. April 1829. Min.-R. v. 15. Juni 1842. Erf. 
des rhein. Gonf. v. 1. Aug. 1842 (Allg. 8.3. d. I. Nr. 190. ©. 1582). 


22) AU. = N. 11. 11. $. 559. Girc. des Gonf. von Brandenburg v. 30. März 
1835 (v. Kamptz Ann. 19, 102 f. Boat 1, 413); Erf. des Conſ. Königäberg in 
den amıtl. Mittb. Nr. 66. 89. 115. 132. Girc. des Conſ. Pofen v. 27. April 1855 
(Altenft. des D.:K.:R. 8, 47). 


23) So jhon nach Älteren Verordnungen, welche zugleich den Predigern unters 
fagen, ohne Noth andere, zumal ſolche, welche dazu nicht an fich befugt find, für 
9 predigen zu laſſen (Arnohdt K.-R. von —*8* S. 83. 84). Von neueren 
Beſtimmungen ſ. m. beſ. Inſtr. v. 12. Febr. 1799. 1. S. 18 (Bont 1, 100), erneuert 
durch beſ. Erlaſſe der Conſiſtorien (4. B. Magdeburg 23. Nov. 1819 im A.-B. 
S. 520 u. a.). Dem Decan der theolog. Facultät zu Königsberg iſt die Befugniß 
beigelegt, die Erlaubniß zum Predigen zu ertheilen (Arnoldt a. a. O.), nachdem 
die zu haltende Predigt cenſirt worden (B. des Conſ. zu K. v. 13. April 1821 im 
A.⸗B. S. 177. Bord Handbuch 2, 698. Candidaten oder Studirenden ift wäbs 


$. 113. Predigt. Gatechifation. 463 


Auch wegen der Dauer der Predigten find wiederhofentlich be— 
ichränfende Beftimmungen erlaffen worden *). Die Landesagende von 
1829 fchreibt wor: Der Hauptgottesdienft an Sonn- und Fefttagen darf 
zwar in der Regel nicht das Zeitmanß Einer oder höchſtens 1 '% 
Stunde überfchreiten; es fünnen jedoch vom Eonfiftorium Ausnahmen 
geftattet werden *). 

Außer der Haupt: oder Bormittagspredigt an Sonn» und 
Fefttagen werden, wo e8 irgend thunlich ift, auh Nachmittags: 
und herkömmlich an den hoben Feften auch Frühpredigten gehal— 
ten. Dazu fommen noh Vesper- und Wochenpredigten nad 
lokalen Obſervanzen. Als Nebengottesdienfte, aus den kanoniſchen 
Stunden (Horen) hervorgegangen *°), find dieſelben nah Art und Zahl 
jehr verſchieden geftaltet, aber auch meiftens im Laufe der Zeit abge: 
ſchafft). Für den nadymittägigen Gottesdienft wurde in der Regel 
die Predigt über die Epiftel des Tages oder den Katechismus ange— 
ordnet, infofern nicht ftatt der Tegtern Katehismusübungen eingeführt 
und auch wohl mit dem Gottesdienfte bald am WBormittage, bald am 
Nachmittage verbunden wurden *9). 





rend der Reit ihres activen Militärdienftes das Predigen nicht zu verftatten (Min. R. 
v. 13. Juni 1822 in v. Kamp Ann. 6, 649; Boat 1, 92. ®. des Conf. Mags 
deburg v. 11. Septbr., Königsberg v. 30. Septbr. 1822 im A.s®. von K. ©. 359. 
Bord 1, 22). 


24) Bei 2 Thlr. Strafe follte nicht länger als eine Stunde gepredigt werden 
(B. v. 18. Decbr. 1714, 10. April 1717. Mylius C, C. March. 1, 1. No. 
LXXXIX. XCVI). Kirchenväter, welche die Strafe nicht einforderten,, follten die 
gleiche Summe zablen (3. v. 22. April 1717. GrubeC., C. Pruten. I, No. XLVIll, 
verb. XLVJ. XIVII. Fol. 119. 120). — Spätere Verordnungen beftimmen felbft nur 
3, Stunden. (Preuß K.⸗O. 1507). ®. v. 9. u. 13. Rovbr. 1720 (Mylius 
a.a. ©. 1. 1. No. CVll. Grube a. a. DO. No. CXXII), 3. April 1734. $. 5 
(Erläutertes Preußen 5, 549. Bedber, Preuß. Kirchenregiftratur S. 96. 97). 
Bergl. au J. H. Boehmer jus ecel, Prot. III. it. XLI. $. CVIIT— CX. 


25) Agende S. 20. verb. ©. 11 a. €. 12. 


26) Ueber ihre Ausbildung und Veränderung f. m. Kliefotb Gottesdienftords 
nung 5, 164 f. 


346 f. 355 f. Die rbein.=weftf. 8.:D. $. 82 verweift auf das Herfommen. Das 
Edict v. 28. Jan. 1773 (folg. $. S. 465. Ann. 8). $. 1. Nr. IV. bob die Wochens 
predigten in der Woche auf, in welcher Weihnachten, Oftern, Pfingften einfallen. 


23) Ueber dieje feit den Anfängen der Reformation beftehende Einrichtung f. m. die 
K.⸗D., deren Meberfiht Richter 2, 515 D. giebt, und über die Veränderungen durch 
Spener vergl. Kliefotba.a.D. S. 227. 231. Den desfallfigen Wechfet der Ges 
jeßgebung für die Marken zeigen die V. in der K.eO. von 1540, vom 1. März 
1083 , 27. Kebr. 1692, 23. Septbr. 1717 — 13. Novbr. 1720, 10. Novbr. 1724, 
2. Decbr. 1729 (M ylius C. C. I, 1. No. II. Fol. 67 f. No. XLIX. LXI. XCVIi 
— ovn. CXIV. CXX) u. a. Porft Auszug aus preuß. Gdicten S. 26 f.; für 
Preußen Arnoldt a. a. D. $. 27 f. und Cap. 4. 5. 41 f. Beckher preuß. Kir: 
Denen S. 28 f. Meine Gel. I, 2. Urk. Nr. XXIV. A.; für Ponmern 
Balthasar jus pastorale 1, 355 f. 365. Ueber die —— des katechetiſchen 
Erforderniſſes in den Diaſpora-Predigten |. m. Erl. des D.⸗K.⸗Raths v. 25. Juni 
1856 (Aktenſt.9, 158). Ueber den kirchl. Unterricht überhaupt und die Katechiſationen 
im Bel. f. m. Nitzſch prakt. Theofogie II, 1, 139 f. v. 4 ſchwitz Syſtem ber 
chriſtlich⸗ kirchlichen Katechetil. Yeipzig 1863 f. vergl. unten $. 118, 
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Der Gebrauch folder Katechifationen, in mannigfacher Wetie 
vollzogen, insbefondere öfter in der Wiederholung der legten Prediat 
beftebend, war mit der Zeit jeltner geworden, aber doch nicht völlia 
außer Anwendung gekommen; in den Landitädten und Landkirchen 
wurde die Uebung felbit gefeglich aufrecht erhalten »). Daran an- 
fwüpfend haben neuerdings die Behörden die kirchlichen Katechifationen 
mit der confirmirten Jugend als Beſtandtheil des öffentlichen Gottes: 
dienftes wieder beftimmter angeordnet *) Won den früheren wöchents 
fihen Gottesdienften hat ſich allgemeiner die Sonnabend - Vesper mit 
einer Beichtpredigt, zur Vorbereitung auf die Communion des folgen: 
den Tages erhalten ) 

Zum Theil befteben auch noch eigentbümliche Predigten, welche 
an beftimmten Sonntagen über gewiſſe Gegenftände gehalten werden 
müffen, wie eine ſog. Eiveöpredigt *), Schulpredigt ”), zur Empfeb- 
lung einer würdigen Sountagsfeier *) u. a. m. *). 


2) Die Feftage. 


$. 114. 
Ueberficht der Fefle. 


Wie der Romanidmus die Kirche im eigentlichen Sinne (den 
Klerus) und die Gemeinden einander gegenüberftellte, war auch die 
Feier theild eine vorzüglich für jene berechnete, tbeils eine allgemeinere, 

und das ganze Kirchenjahr beftand demnach aus einer doppelten Art 


a B. v. 20. Jan. 1739 (Arnoldta. a. D. 5.44) Magdeburg K.-D. 
1739. Gay. 9. _ 

30) Erl. des Gonj. von Pommern v. 21. Febr. 1838, 7. Januar 1862; von 
Scylefien Circ. der Reg. Lieanig v. 30. Jan. 1854 nebft Bel. Nr. 280 (K. A.=P. 
von Schlefien d. 3. S. 38 T.); von Preußen v. 20. Octbr. 1856 (Amtl. Mittb. Nr. 
120 [verb. 192). Mofer allg. Kirchenblatt 1856. 5. 673); von Sadfen v. 21. 
März 1859 Mofer a. a. DO. 1860. S. 33). — Nach Befchluß 141 der V. weſtfäl. 
Spn. jollen die 5* Katechiſationen nur mit dem Nachmittagogottesdienſte erfols 
gen. Ueber die Grbaltung derfelben und day fie nicht mit Bibelſtunden vertaufcht 
werden. Il. rhein. Sun. $. 16, beftätigt 22. Juni 1842. — Die Eiſenacher Kirchen 
conferenz bat diefe Angelegenbeit zur befondern Berathung gezogen (ſ. Moſer a. a. O. 
1863. ©. 247. 255. 420). 

31) Kliefoth a. a. D. 5, 18% f. 

32) ſ. $. 123. Anm. 6. 10 

33) Nah dem Gen.» Land» Schulreglem. v. 12. Aug. 1763 $. 9 (N. C. C. Ill. 
No. Lill) am Michaelis: Sonntage zu balten. (Becher preuß. Kirchenregiftratur 
S. 97); durch R. v. 26. April 1773 auf den Sonnt. nach Martini verlegt (Fortge— 
[este Kirchenregiftratur S. 11.) (vergl. aud) Min.sR. v. 11. Juli 1828). Circ. des 

onj. Königsberg v. 26. Juli 1834 in meiner Gefch. I, 2. Urk. CVI. ©. 101 f. 

34) Das Girc. des Conſ. Magdeburg v. 26. Dctbr. 1847 empfiehlt dazu mit 
Rückſicht auf die Perifopen den Sonntag Sexagesimae, 5 post Epiphan., 20 post Triuit. 

35) Ueber die Wohlthat der Schußblatternimpfung in Pommern f. Biederitedt 
Sammlung 2, 55. 
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von Feittagen '). Diefen Gegenjaß befeitigte die Reformation, nicht 
minder aber nahm fie darauf Bedacht, auch ſolche Feiertage abzuichaf: 
fen, für welde weder das Evangelium an fih, noch die Gefchichte 
der kirchlichen Entwidelung ein genügendes Motiv Darboten ?). Bei 
den getroffenen Veränderungen verfuhr man mit großer Schonung, 
wie Dies Die Anfangs noch beibehaltenen Feſte an den Zag legen’). 
Größere Reductionen erfolgten erft jeit der Mitte des 17. und 18, 
Jahrh. und nicht blos in der evang. Kirche. 
In Uebereinftimmung mit den Gvangelifchen anderer Länder wur: 
den auch im den gegenwärtig preuß. Gebieten außer den Drei hoben 
Feſten zuerft die Marien-, Apoftels und viele Heiligen= Tage beibe— 
halten 9; dann folgten theilweife Berlegungen auf die nächften Sonn, 
tage oder gänzliche Abfchaffung). Anderer Seit fam c8 zu Erwei: 
terungen, indem ftatt der bisher üblichen außerord,. Bußtage °) wegen 
des Türkenfrieges 1667 monatliche Buß-, Fall» und Bettage einge: 
führt, vor 1710 aber auf vier im Jahre bejchränft wurden ”). Durchs 
greifendere Beftimmungen ergingen 1754 und 1773°. Darnach 
wurden der dritte Feiertag der drei hoben Hefte ganz abgeichafft ®), 
ebenjo der grüne Donnerstag “), die Himmelfahrt auf den nächſten 


1) Eine Weberficht derfelben f. m. in meiner Darftelung in Herzog's Neal: 
Encyclopädie 4, 378 f. 

2) Mit Necht jagt Nigfch prakt. Theologie II, 2, 392: „Weit gefehlt, daß 
das evang. Kirchen jahr nur aus Trümmern des katholiſchen beſtände, iſt es vielmehr 
das gereinigte u. ſ. w.“ 


3) M. ſ. die in den K.=D. des 16. Jahrh. zur Feier bezeichneten Tage nach der 
Ueberficht bei Nichter die K.=OD. 2, 515. G. vergl. Alietotb die urjprüngliche 
Sottesdienftordnung 4, 310 f. 

4) M. ſ. von Preußen: Die Artikel der Geremonien 1525 (Richter a.a. D. 1, 
32) und die Meberficht der fpäteren Geſetze bei ArnoldtK.:R. 9.32 7.5 von Branz 
denburg: die K.=D. von 1540 (Michter 1, 332. 333), wiederholt in der gende 
1572 (a. a. DO. 2, 348) u. a.; von Pommern: K.⸗O. 1535 (a. a. O. I, 260) u.a. 
f. Balthasar jus pastorale 1, 376 f. 2, 475); von Sachſen: Unterricht der 
Vifitatoren 1528 (Hichter aa. O. 1, 8. 90. 97) u. a. ſ. Weber K.⸗R. 
(1. Ausg.) II, 1, 13 f. 

5) Sp Mariä Kirchgang, Heimfuchung und der Jobannistag nah B. v. 13. März 
und 22. Dechr. 1696 (Mylius C. C. I, 2. No. LAU. LXIV) Durch 2. v. 
26. Yan. 1697 (a. a. D. Nr. LXV) wurde Die —* Abſtellung derſelben erlaubt. 
Mit eg auf Mariä Verfündigung und alle RE wiederholte dies V. 
v. 28. Januar 1723 GBeckher preuß. Kirchenregiftratur S. 50). 

6) M. ſ. 3. B. von 1658. 1659 (M ylius a. a. O. 1, 2. No. XV. XVil). 

7) 2. v. 9. April 1664, vom 3. Aug. 1683 (Mylius a. a. D. I, 2. No. 
XXl. XXX. Grube C. C. Pruten. I. No. Xll). Die V. v. 23. Dechr. 1710 
a. E. (Grube a. a. D. No. LXVIII. 5. 144) fegt Quartals Bußtage ſchon voraus. 
Daneben fommen noch außerord. Bettage vor. (M. f. 3. B. 1704. 1715. Mylius 
a. a. ©. No. LXXVI. XCVIll.) 

8) B. v. 12. März 1754 (N. C. C. I. No. XXI), v. 28. Jan. 1773 (a. a. O. 
V.c. Ar. V. ol. 47 f. Bord Handbuch 1, 547 f. Nabe Sammlung 1, Öd. 
©. 1f. Vogt 1, 60. 61). 

9) Früher wurde der 3. Feiertag von Weihnachten, Oftern, Pfinaften nur Vor— 
mittags gefeiert, 1734 aber auch für den Nachmittag ein Ratechetifcher Gottesdienft 
angeordnet (Arnoldt a. a. D. ©. 33. $. 10). 

10) Im 3. 1730 war die Feier auf den Vormittag beſchränkt, 1754 wieder auf 
den Nachmittag ausgedehnt worden (Arnoldta.a. O. S. 33. $$. 9. 11). 
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Sonntag verlegt (1789 wieder hergeftellt) *), die vierteljährigen Buß— 
tage aufgehoben und nur auf Mittwoch nad Yubilate Ein folder Tag 
vorgefchrieben "*), auch auf Sonntag nah Michaelis ein Ernte-Danf- 
feft '*) eingeführt. Außerdem wurde noch der Neujahrstag beibebalten. 
Dazu fam das allgemeine Kirhenfeft zur Erinnerung an die 
Berftorbenen am legten Sonntage des Kirchenjahrs'). Das Re- 
formationsfeft ift an dem Sonntage zu feiern, welcher dem 
31. Oetober am nächſten ift ). Kirhmeibfefte müffen, wenn fie 
auf den Monat vor dem erften Advent fallen, acht Zage früher gebal- 
ten werden, um nicht auf die Todtenfeier flörend einzumirfen; Die 
Nachfeier auf den nächften Montag und Sonntag iſt unterfagt '). 


Noch beftehen auch verfchiedene lokale und provinziele Vorſchrif— 
ten über Die zu begebenden #efte. | 


Für Die vormald ſächſiſchen Landestheile follen das Johannis» 
und Michaelisfeft, die Mariens und Apofteltage, wo fie bisher kirch— 
lich gefeiert worden, nur einmal Vor- oder Nachmittags mit öffent- 
lichem Gottesdienfte begangen, die Enthaltung von der Arbeit aber 
jedem Gemeindegliede überlaffen werden '%). Da, wo die Marien- 
und Apofteltage nicht mehr in der Woche gefeiert werden, find fie, je 
nachden fie auf einen der drei erften oder legten Wochentage fallen, 
am nächſt vorhergehenden oder folgenden Sonntage zu begeben '”). 
Auf die Rbeinprovinz ift die obige Vorfchrift (Anm. 16) mit Aus- 
dehnung auf die Fefte der heil. drei Könige, Petri und Pauli, Kirch 
weihe '”*) übertragen und die Feier des grünen Donnerstags den Ge: 





11) 2. v. 19. März 1789 (N. C. C. VIII. No. 18. Vogt 1, 61. 62). Neber 
die Predigten an diefem Tage ®. v. 13. Mai 1793 (a. a. DO. IV. Nr. 37). 

11a) Auch für das Herzoatbum Sachfen 1816 angeordnet (in allen A.=Bl.), für 
die Provinz Weftfalen 1825 (Publ. v. 10. Dechr. d. J.). 

12) Der Termin für dad ErntesDanffeft ift in den fpäter erworbenen Landesthei— 
fen verfchieden. Nah Cab.-O. v. 19. Dctbr. 1835 darf in den einzelnen Reg.» Be: 
irfen der Nbeinprovinz Die eier nach lokalem Bedürfniffe angefeßt werden. Das 

ubl. v. 26. April 1836 fchrieb aber allgemein den Sonntag nad; Michaelis vor 
(A =D. Coblenz S. 155. Aachen S. 242. Trier S. 136. 229. Düffeldorf S. 165). 
In den vormals ſächſiſchen Landestheilen beftimmt nach früherem Gebrauch der Pfarrer, 
nach Rückſprache mit dem Kirchens und Ortsvorftande den Tag der Feier in jedem 
Kirchfpiel. (v. Weber fühl. K.N. [2. Ausg.) 2, 19. 120.) Nah dem Er. des 
Gonf. zu Magdeburg v. 6. Mai 1852 follen im Reg.-Bezirk Merfeburg die Superin— 
tendenten dafür jorgen, daß wenigftens in den einzelnen Ephorien das Erntefeft an 
Einen Sage gefeiert werde, um die Zujtbarkeiten zu vereinfachen. 

13) Gab.=D. vom 17. Novbr. 1816 (publ. in den A.:Bl. Bord 1,9. 10. 
Boat 1, 66), verb. Circ. des Conſ. Königsberg v. 7. Novbr. 1817. (Meine Geſch. 1. 
2. Url. LXXX.) 

14) So audy in der Nheinprovinz IV. Spnode $. 31. vergl. 111. $. 66. Im 
Herzogthum —— wird es am 31. Detbr. ſelbſt als balber Feiertag Vormittags 
begangen (Schmidt Wirkungskreis des Superint. S. 117. Nr. 8). 

15) Schmidt (vor. Anm.) Nr. 9. Die jährlichen Kirchweiben (Kirchmeſſen, 
Kirmes) find aber häufig ganz abgeichafft, wie in Pommern fchon 1569 (Balthasar 
jus pastorale I, 141. Anm. 71 a. €.). 

16) Eab.-D. v. 28. Juni 1826 (v. Rampk Ann. 10, 742. Vogt 1, 62. 

17) Halberftädt. Negier.s Decret v. 18. Febr. 178 9.7 (Schmidta.a.Dd. 
S. 118. Anm. 88). 

17a) Nur nicht infofern Jahrmärkte damit verbunden find. (X. rhein. Syn. 
$. 187. ſ. den folg. $. Ann. 10.) 
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meinden nach der örtlichen Obfervanz überlaffen “). In Betreff des 
Karfreitags ift wegen der äußern Heiligung eine bei. Verfügung zu 
erlaffen nicht für angemeffen gehalten, da die römifche Kirche ihn nicht 
als Fefttag begeht '%); indefien ift Doch derjelbe notorifch als allgemei- 
ner Feiertag anerfannt und den Gerichten als folder zu beobachten 
vorgefchrieben *). Außerdem find theils allgemeinere, theild nur in 
gewiffen Gebieten noch folgende Fefttage hergebracht: der Geburtstag 
des Königs”), der Spivefterabend *), Epiphanias *), der Krönungs» 
tag (18. Januar) *), u. a. m.*). Biel zahlreicher find folche Feſte, 
die als firchliche oder bürgerliche Gedächtnißtage bald öfter, bald fel- 
tene wiederfehrend Anlaß zu einer befondern Feier geben *). 


$. 115. 


Vorſchriſten über die Sefttagsfeier und die Heilighaftung 
der Sonn= und Sefltage. 


Die Fefttage haben eine doppelte Beziehung, fowohl auf das 
firchliche wie auf das bürgerliche Leben, nejeßliche Anordnungen über 
diejelben können daher theild von der Kirche, theild vom Staate aus: 
gehen. Eine von jener allein beftimmte Feier (feria mere ecclesias- 
tica) bleibt ohne Einfluß auf den äußern Verkehr und kann einen fol- 


18) Cab. D. v. 8. Auguft, Publ. v. 21. Septbr. 1835 (v. Kamptz Ann. 19, 
694; Hermens Handbud 3, 763; die A.⸗Bl.). 

19) Cab.⸗OD. v. 6., Circ. v. 10. April 1823. 

20) R. des Juſtizmin. an den DO. Procurator zu Trier v. 16. Juni 1837 (Ser: 
mens Sandbuh 3, 764). Cab.-O. v. 22. Juli 1839 (G.:5. ©, 249). Dennoch 
wird über Störungen Seitens der Katholiken geklagt (Rhein. Syn. VII. $. 52. 
x. $. 44. X. $. 30. Vergl. auch wegen des Reg. Bezirfd Münfter die Bemerkung 
von Hagens K.O. S. 67). Dazu f. m. noch die verfchiedenen Erfaffe in Fürftens 
tbal Sammlung 1, 363— 365. Ueber das bier maaßgebende Princip f. m. oben 
&. 27. S. 131. Anm. 54. 

21) Girc. v. 3. Juni 1856, 18. u. 27. Febr. 1861 (Aftenft. des D.:R.:R. 9, 
150. 13, 149. vergl. Amtl. Mittb. Königsberg Nr. 78). 

22) Cine Abendandacht geitattete das Eultus- Min. am 8. Juni 1843 für den 
nächften Sylveſter. Seitdem ift diefe Feier ſehr allgemein geworden. 

23) Nah Cab.⸗O. v. 6. Juli 1835 fo, wie die Marientage u. f. w. (f. Anm. 
16) zu feiern. V. des Conſ. von Brandenburg v. 28. Septbr. 1835 (v. Kamptz 
Ann. 19, 695). Die weftfäl. Syn. VII. Beſchl. 66. IX. Beſchl. 60. 61 hat die 
SHerftellung dieſes Feftes abgelehnt. 

24) Nah V. v. 12. Jan. 1715 und 17. Jan. 1716 auf den nächftfolgenden 
Sonntag verlegt — ylius 1, 2. No. XCVI. Arnoldt a. a. O. ©. 33. $. 8). 

25) M. f. über diefe und andere, ohne Einftellung der Arbeit, gefeierten Feſte 
die Nahweifungen in v. Mofer’s allg. Kirchenblatt 1853. S. 518 f. 563 f. eier 
am Jahrestage der Gründung der ev.=prot. Kirche in Jerufalem (Circ. v. 4. Juni 
1856 in den Aktenſt. des D.:R.:NR. 9, 152). 

26) Das Danffeft wegen des 1660 mit Schweden gefchloffenen Friedens dauerte 
bis 1738 und wurde dann auf den nächften Sonntag verleat (Arnoldt a. a. O. 
S. 33. $. 7). Zu neueren derartigen Feften gebören die Feier des Parifer Friedens 
1815 (Landesagende S. 59), wegen des Friedens 1856 (Aftenft. des D.-K.=NR. 8, 
56), wegen des Augdburg. Relig. = Friedens (Amtl. Mitth. Königsberg Nr. 71 u. a.), 
—_ ee Friedens (Aftenft. 15, 356. 357. Amt. Mitth. Königsberg Nr. 

u. a. m. 


Jdacobſon, evang. Kirchenrecht, 31 
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hen erft dadurch erhalten, daß der Staat ihr den öffentlihen Charakter 
beilegt (feria publica). Der Staat jelbft hat aber außerdem auch ftets 
vermöge feiner Kirchenhoheit das Recht geübt, ſolche öffentliche Feft- 
tage anzuordnen, welche aus politifhen oder fonftigen Motiven ihm 
zwefmäßig erſchienen ). Da, wo das Staatsoberhaupt, wie in Preu- 
Ben, zugleih Inhaber des evang. Kkrchenregiments ift, kommt im 
einzelnen Falle diefer Gefihtspunft mit in Betracht, obſchon überhaupt 
die Kirchenhoheit und Kirchengemwalt felbit bier wohl auseinander zu 
halten find. Die Redactoren des allgem. Geſetzbuchs disponirten dem: 
gemäß auch, der bisherigen Praris gemäß: „Die Anordnung öffent: 
liher Bet-, Dank» und anderer außerordentlicher Fefttage hängt allein 
vom Staate ab’). Im wiefern die bereitd angeordneten Kirchenfeſte 
mit Ginftellung aller Handarbeiten und bürgerlichen Gewerbe begangen 
werden follen oder nicht, kann nur der Staat beſtimmen“ *). Zur 
Beſtimmung über rein kirchliche Feier ift Dagegen das Kirchenregiment 
felbftftändig befugt und thut dies nah dem Gefichtspunfte der kirch— 
liben Gefeßgebung oder Verwaltung und dem beftchenden Reſſort ge: 
mäß*. Jede außerordentliche Feier bedarf der Genehmigung des 
Conſiſtoriums und jede Unterlaffung der ordentlihen Gottesdienfte 
wegen anſteckender Krankheiten u. |. w. der Anzeige %). Das Negi- 
ment hat darüber zu wachen, Daß den liturgifchen und dogmatiſchen 
Requifiten °) des öffentlichen Gottesdienftcs in jeder Weife entſprochen 
werde. Zunächft liegt dem Borftande (Presbyterium, Gemeinde: Kir- 
chenrath) ob, dafür zu forgen, daß Alles entfernt werde, was Die 
Rube der heil. Tage ftören, die Theilnahme am Gottesdienfte Kindern, 
und einer gefegneten Feier in den Weg treten könnte. Es macht 
insbef. über die Befolgung der die Sonn» und Felttagsfeier betr. 
Öffentlichen Verordnungen ). Der Gottesdienft ift in der feftgefegren 
Zeit zu halten und, wo ein Simultaneum ftattfindet, nicht über Ge, 
bühr auszudehnen ’), Das Geremonielle, Altarbefleidung, Anzünden 


1) Eihborn K.⸗R. 2, 260 betrachtet diefe Befugnig ala eine Folge des Rechts 
auf das Kirchengebet. 

2) A. L.⸗R. II. 11. $. 34 (der I. Entw. $. 34 fpricht nur von „beſonderen“, 
der 11. Entw. $. 25 von „‚Öffentlichen Feſt- und Bußtagen“). 

3) A. %.:R. $. 35 (unverändert aus dem I. Entw. $. 35. II. Entw. $. 26). 

4) f. oben $. 39. I. Nr. 2. ©. 168. $. 40. 1. Nr. 2. 3. ©. 173. 175. 

4a) Nah dem Circ. des Conf. Königäberg v. 29. April 1853 find alle außerord. 
Gottesdienfte dem Superintendenten anzuzeigen. 

5) f. Nipfch prakt. Theologie IT, 2, 372 f. 

6) Rhein. weitf. K.⸗O. $. 116. Grundzüge der Gem.sD. $.12. Rr.2. 

7) So weit nicht Herfommen und Bertrage etwas Anderes beftimmen, ſoll in 
Preußen der Gottesdienft auf dem Lande im Sommer um 8, im Winter um 9 Uhr 
eingeläutet und angefangen werden; wo litthauiſcher oder polnifcher Gottesdienft nach 
dem deutſchen gebalten wird, foll refp. 11 oder 12 Uhr derfelbe beginnen. In den 
Städten foll Nachmittags im Sommer um 2, im Winter um 21, Uhr begonnen were 
den (B. v. 3. Mai 1751. Eirc. v. 9. Febr. und 2. Juni 1821 u. a. Arnoldt 
preuß. K.=:R. S. 36. 37. Bord Handbuh 1, 20. Beckher Kirchenregiftratur 
S. 55. Meine Geih.I, 2. Urk. Nr. LXXXV). Die rbein.= weftf. 8. OD. jchreibt 
vor $.84: Der Vormittags s Gottesdienft fängt im Sommerhalbjabr um 9 an, im Win 
ter kann derfelbe bei zerftreuten Gemeinden um 10 Uhr feinen Anfang nehmen. $. 85. 
Das Bufammenberufen der Gemeinde zum Gottesdienft, fowie auch das Ankündigen 
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der Kerzen u. ſ. w. ift nah den allgemeinen und befonderen Bor: 
ihriften überall wahrzunehmen), Ju wiefern in der Faftenzeit der: 
gleihen angeordnet ift, beftimmt die Obferwanz, welche mit ergänzen: 
den Beftimmungen über die kirchliche Behandlung der Paffiongzeit 
überhaupt als fortdauernd anerkannt iſt ’,). Dagegen find verjchiedene, 
zum Theil aus der Zeit vor der Reformation berrührende Gebräuche 
wegen dev damit verbundenen Exceſſe nicht mehr geftattet, wie beſon— 
ders eigenthümlihe an das Weihnachts» und Heil, Drei» Königsfeft 
ſich anlehnende Riten %). 

Bon je ber hat der Staat e8 fih angelegen fein laffen, aus 
Antereffe für die Kirche, wie um feiner felbit willen die Sonn» und 
Sefttagsheiligung durch Unterfagung weltlicher Geſchäfte zu befördern ?). 
Auch nad der Reformation ift daran feftgehalten und die preußifche 
Gefeßgebung insbefondere hat dieſer Angelegenheit große Sorge ger 
widmet, Die beharrlihe, früher faft jährlich wiederholte Einfhärfung 
der deöfallfigen Gebote ') dient aber zum Beweiſe, mit welcden 
Schiwierigfeiten das Gouvernement zu fämpfen hatte. Freie Hand 
blieb ihm auch zunächft nur auf dem von ihm ganz abhängigen Ge- 
biete, auf welchem auch das hergebrachte Recht erhalten wurde. Ge- 


der fonns und fefttäglichen Feier am Vorabende, geſchieht nach der Obfervang jedes 
Drtd. Der Gottesdienft darf erft 5 Minuten nach dem letzten Geläute anfangen, 
damit die Gemeinde Zeit babe, ihre Pläße einzunehmen. 


8) Am Todtenfefte, Karfreitage (oder während der ganzen —2 eit) iſt der 
Altar ſchwarz zu bekleiden und mit zwei brennenden Kerzen zu verſehen (Cab.⸗O. v. 
14. Febr. und 6. März 1817. Bord 1, 15. 16). Gab. v. 17., R. v. 3%. Novbr. 
1816 (in den AU. Bl. Vogt 1, 66). Wo bei jedem Gottesdienfte oder an den hohen 
Feften Altarlichter brennen, ift der Gebraud) zuläffig (Circ. v. 20. Ian. 1817 in 
v. Kamp Ann. I, 1, 118). Ueber die Feier des Zodtenfeites felbft |. m. Circ. v. 
7. Novbr. 1817 in meiner Geſch. I, 2. Ur. Nr. LXXX. Ueber den befannten 
Streit ae: Geremonien wegen 1737 ff. ſ. m. die Nachweifungen bei Arnoldt 
a. a. O. ©. 45. 46. 

8a) Eirc. des D.⸗K.⸗R. v. 14. Jan. 1857 (Altenft. 9, 153), des Conſ. v. 
Schlefien v. 29. Jan. 1857 (K. A.⸗B. S. 9. 10). Kire. des Conſ. Königsberg 
v. 4. Febr. 1857 (Amtl. Mitth. Nr. 134). Die früher üblichen Faftnachtsfpiele find 
dagegen ſchon lange unterfagt (B. v. 4. Febr. 1659, 8. Febr. 1670 bei Mylius 
C. C. March. I, 2. No. XVI. XXV, v. 28. Mai 1739 in meiner Gef. I. 2. 
Urf, Nr. XLIX). 


8b) So die Chriftnachtöfeier mit Chriſt- und Lichterfronen, unterfagt durch ®. 
v. 18. Deebr. 1711 (Mylius.a.a. D. VI, 2. Nr. LXVI). Dagegen ift diefelbe 
en geftattet in der Provinz Preußen (Erf. des Conſ. v. 4. April 1831 verb. 

efber a. a. D. ©. 51) und Pofen (Erl. des Conf. v. 10. Mai 1832 in meiner 
Gefh. 1. 2. Nr. CXXXVIII). Verbot der Nepräfentation des Beil. Chrifts d. 
6. Dechr. 1655 und öfter (a. a. D. 1, 2. Ur. Nr. XX). Abfchaffung der Ges 
feltihaft mit dem Stern d. 28. Decbr. 1685 (a. a. D. Urk. Nr. XXI). 

9) Vergl. die Zeugniffe bei Herzog prot. Enchelopädie 4, 382. Richter 
K.⸗R. $. 252. 

10) Befonders nothwendig war die we nach der allgemeinen Verwirrung 
in Folge des dreißigjährigen Krieges (m. f. die Bemerkung in den Aktenſt. des DO.» 
K.⸗Raths 1, 85). Nur Beifpield halber mönen bier J wichtigere Edicte angeführt 
werden. DB. v. 22, Febr. 1676 (Sonntagöfeier und Verlegung der Jahrmärkte), 
1. März 1683 (ftrenge Feier bis 5 Uhr Nachmittags), 17. Dechr. 1689 (allg. Edict) 
nebft Declar. v. 4. Octbr. 1600, 24. Juni 1693 (Berbot alles Handels, Arbeitens in 
den Werfftätten, aller Gaftereien, Muſik u. ſ. w.), v. 18. Yan. 1703 (dazu Verbot 
der Hochzeiten, ded Spazierenfabrens u. a.), 17. Septbr. 1707, 28. Octbr. 1711, 
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richtöverbandlungen vorzunehmen blieb unterfagt, foweit nicht Gefahr 
im Berzuge lag “). Seit der Mitte des 18. Jahrh. wurden die älte- 
ven Beftimmungen zwar bin und wieder ind Gedächtniß zurüdgerufen, 
auch auf die neu erworbenen Länder übertragen '*), im Ganzen aber 
erft feit der Regierung Friedrih Wilhelms Il. mit mehr Eifer Dieje 
Sache betrieben *) und nad feiteren Principien erft fett der Erneue: 
rung des firhlichen Lebens im zweiten Decennium des jetzigen Jahrh. 
behandelt “). Es ergingen ſowohl generelle, als fpecielle Vorſchriften 
theil8 über die Feſtfeier felbft, theils über die Befeitigung aller Stö: 
rungen und Berbinderungen derjelben. Da aber Zweifel entftanden, 
ob überall die Behörden befugt ſeien, die Äußere Heiligbaltung der 
Sonn» und Fefttage durch polizeiliche Beſtimmungen zu bewahren, 
jegte die Cab.“O. vom 7. Februar 1837 für den ganzen Umfang der 
Monarchie feft, daß die Negierungen, die nad den Verhältniſſen der 
Sn ro Drte oder Gegenden ihres Bezirfs zu dieſem Zwecke erfor: 
derlihen Anordnungen zu erlaffen und deren Befolgung durh Straf: 
verbote, welche jedoch die in $. 11 der Dienftinffruction vom 23. 
Detbr. 1817 vorgeichriebene Grenze nicht überjchreiten dürfen, zu 
fihern befugt fein follten ”). Darauf wurden von fämmtlichen Regie: 
zungen die entfprechenden Berordnungen erlaffen %). Nah Erfcheinen 
der Verf. Urk. 'v. 5. Dechr. 1848 Art. 11: „Die Freiheit des religiö— 
fen Bekenntniſſes . . . wird gewährleiftet“ bildete ſich aber die Mei: 
nung, daß bierdurdy die bisherigen Vorfchriften über die öffentliche 
Sonn» und Fefttagsfeier ihre Geltung verloren hätten. Demgemäß 
verfügte die Reg. zu Poſen am 20. April 1849, Daß es jeßt nicht 
mebr der Ertheilung der polizeilichen Erlaubniß zu öffentlichen Arbeis 
ten an Sonn und Feiertagen bedürfe'”) und die Kreifgerichts » Kom: 


10. Xebr. 1715, 18. Aug. 1718 u. a. (Mylius C. C. March. I, 2, Nr. 26. 30. 
49. 53. 57. 75. 85. 89. 117). Dizu noch für die Provinz Preußen Patent v. 19. 
Decbr. 1636 (meine Gefh. I, 2, 127), Landes-O. 1641 (Grube-C. C. Pruten. 
pP. II. S. 41) und Ebicte feit 1675 bis 1738 bei Grube a. a. O. P. I. No. 62 — 
71. Beckher Kirchenregiftratur S. 99. 100. 

11) M. f. 3. B. Preuß. Lande. 1721. P. I. Buch 1. Tit. 23. 

12) Für Schlefien wurde die im vor. $. Anm. 8 cit. B. auch publicirt (Korn’s 
Samml. 11, 673. XIV, 6). — Publ. v. 4, März 1775 für Weftpreußen (N. C. C. 
V. e. Nr. 11. Fol. 67 f.). 

13) Relig.sEdict v. 9. Juli 1788 $. 12 (Ginfhärfung der Edicte von 1689 ff. 
Es foll ein neues zeitgemäßes Edict erlaffen werden). Circ. v. 22. Mai 1794 
(N. €. C. IX. No. 53). 


In) Einen neuen Anfang macht die Cab.-O. v. 25. Jan. 1810 (f. Publ, der 
Meg. Marienwerder v. 16. Mai 1810 in meiner Geich. I, 2. Urf. Nr. CXXVII). 
Darauf ergingen B. einzelner Regierungen mit Verboten bürgerlicher Geſchäfte (fo 
Königsberg 22. Juli 1811 im U.=8. ©. 160), der Abrechnung der Gutsbefiger mit 
den Arbeitern zur Zeit des Gottesdienftes (11. Auguſt 1814. A.⸗B. ©. 412), mit 
der Weifung an die Polizeibehörden, alle Mißbräuche ſofort abzuftellen (12. März 
1815. A.⸗B. ©. 149). 

15) 6.:©. 1837. ©. 10. Vogt 1, 66. 67. 

16) Diefe, wie die Älteren Erlaffe feit 1815 und die fpeciellen Vorfchriften der 
neueren Zeit finden fich in den verfchiedenen Sammlungen der Ergänzungen des A. 
L.-R. zu I. 11. $. 35, insbeſ. bei Bord Handbuch 1, 10 ff. Bogt 1, 66 ff. 
Fürftentbal Sammlung 1, 372 ff. 

17) Berliner Allg. KR.» Belt. 1849. Nr. 40. S. 305. 306. 
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miffton zu Beelitz entichied in Ddiefem Sinne, daß die unabhängige 
Aeußerung feiner religiöjen Borftellung durch den cit. Art. 11 Jedem 
gefichert worden und es daher jedem Ginzelnen überlaffen bleiben 
müffe, ob fi das Arbeiten während der Sonntagsfeier mit jeinem_ 
Gewiſſen vertrage. Dieſe Unabhängigkeit müffe ald Frucht wahrer 
Freiheit überall feftgehalten werden, wo fie nicht entjittlichend wirfe; 
das Lebtere könne nur der Fall fein, wenn die Unabhängigkeit in 
ihrer Aeußerung die Frömmigkeit, Anderer ftöre, was aber bei dem 
Arbeiten von Knechten auf dem Felde nicht eingetreten fei. Durch 
das Appellationsgericht wurde aber mit Recht dies Erfenntniß geän— 
dert, da die durch die V. der Reg. zu Potsdam v. 22. März 1838 
geihügte äußere Heiligbaltung der Sonntage auf einer lediglich ſtaat— 
lihen Einrichtung berube, deren Befolgung von je ber von dem reli- 
giöfen Befenntniffe unabhängig geweien jet). Die fortwährende 
Verbindlichkeit der die Sonn: und Feittagsfeier jchügenden Geſetze 
und Verordnungen wird um fo weniger in Zmeifel gezogen werden 
können, ald in Folge der Revifion der Verf.-Urk. zu Art. 11 (jegt 12) 
noch Art. 14 neu binzugefommen ift: „Die criftlihde Neligion wird 
bei denjenigen Einrichtungen des Staats, welche mit der Religions» 
übung im Zufammenbange ftehen, unbefchadet der im Art. 12 gewährt: 
leifteten Religionsfreibeit, zum- Grunde gelegt“ '°). 

Im Allgemeinen war weniger die Mangelbaftigfeit der neueren 
Gejeßgebung, befonders feit 1815 und 1837, als der Indifferentismus 
in firchlichen Angelegenheiten überhaupt und die immer mehr wachjende 
materialiftifhe Richtung der Zeit daran Schuld, daß nah und nad) 
die hohe Bedeutung der Sonn- und Fefttagsfeier fo völlia verfannt 
werden konnte. Wie nun die Emanation des Art. 14 der Verf. »Urk. 
eine Wendung zum richtigeren Verftändnig der Sache bezeugte, fo ift 
auch anderweitig der Eifer für die Beförderung einer wiürdigeren 
Sonntagsfeier immer lebendiger geworden. Durch Wort und Schrift”), 
Begründung von Vereinen ?') und die firchlichen Organe”), mie das 
Regiment felbit ift dann für dieſen Zweck nicht ohne Erfolg gemirkt 
worden. Auf Grund einer von der Gnadauer Gonferenz an den König 


18) a. a. O. Nr. 86. 


19) Bei der Discuffion über diefen Artifel wurde unter andern mit allgemeiner 
Zuftimmung von Stahl erflärt: „Der Sinn des Princips und die Folgen deffels 
ben find: es follen nach wie vor die chriftlichen Feiertage, und nur fie als allgemeine 
Zandesfeiertage gelten u. | w.’ (Stenograph. Berichte 1. Kammer 1849 — 1850 
3. 1l. 5. 948. Rönne Staatsrecht 1, 377. Anm. 2). Die Zwedmäpigfeit und 
Heilſamkeit der beftehenden Polizeivorfchriften über Sonntagsbeiligung wurde auch bei 
Gelegenheit einer Petition in Bezug auf DB. der Nea. Düffeldorf v. 14. Derbr. 1853 
am 28. Febr. 1859 von Abgeordnetenbaufe anerkannt (Stenvgr. Berichte. 1858 — 
1859. 5. 281 f.). . 

20) M. f. bei. Job. Ulr. Oſchwald die chriftliche Sonntagsfeier. Leipzig 1850. 
5 er Vergl. Berbandlungen des 11. Wittenberger Kirchentaged 1849. 9. 2. 


22) Die Synoden, welche in den öftlichen Provinzen 1843 und 1844 gehalten 
wurden, —— fi) darüber ſchon ſehr entſchieden aus, nicht minder die von Rhein— 
land = Weftfalen. —— Rhein. Son. 111. ss 29. 08. IV. $. 30. V. $. 84. 
Weſtfäl. Syn. VII. Beſchl. 109— 118 (verb. Erl. des Conſ. Münfter v. 11. Mai 
1854). VIII. Befchl. 210 — 217. verb, 5. 94. 98. 
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gerichteten Petition erbielt 1850 der evang. O.⸗Kirchenrath den Auf: 
trag, ein Gutachten *) darüber abzugeben, welches auf die ferneren 
Schritte des Gouvernements nicht ohne fürdernden Einfluß geblieben 
it). Auch hat die evang. Kirchen-Gonferenz in Eiſenach fich über 
gewifle Dabei zu befolgende Grundfäße geeinigt”), auf welche die ein- 
einen Zandesregierungen gebübrende Rückſicht au nehmen nicht verab» 
mt haben ?*) und welche in Preußen befonders empfohlen find **). 

Nach der beftebenden Gefeßgebung ift 

1) darauf Bedacht zu nehmen, daß Niemand gehindert werde, 
dem Gottesdienfte felbft beisumohnen. Wie die Eltern ihre Kinder *), 
fo follen vielmehr die Herrfchaften die Dienftboten ?*), die Meifter 
ihre Lehrlinge und Gefellen *) dazu anhalten. Domainen » Beamte, 
Gutsherrſchaften und deren Stellvertreter, Bauunternehmer, Rechnungs» 
führer u. |. w. Dürfen die Handwerker und Tagelöhner, melde von 
Ihnen Geld oder Anordnungen zu empfangen haben, niemals in den 
Stunden des Gottesdienftes bei fich verfammeln und ablohnen *). Nad) 
den Dienftinftructionen bei den Gentralbehörden ift der — Theil 
des Beamtenperſonals an Sonn- und Feſttagen von öffentlichen Dienſt— 
verrichtungen entbunden und nur einzelne derſelben werden nach einem 
gewiſſen Turnus zur Erledigung unaufſchieblich dringender Sachen 
herangezogen. Dem obigen Zwecke dient auch die Beſchränkung des 
Poſtdienſtes an Sonn, und Feſttagen “»), des Güterverkehrs auf den 
Eiſenbahnen °), die Verlegung der Landwehr-Controlverſammlungen 
auf Die Wochentage *) u. a. m. ®). 





23) Gutachten v. 26. Septbr. 1850 (Aftenft. des D.⸗K.“R. 1, 62 — 70). 

24) S. die Mittbeilung über die Anordnungen, welche zum Schug der Heiligbal⸗ 
tung der Sonns und Fefttage in Preußen getroffen worden find, im Allg. Kirchens 
blatt 1853. S. 1—3 und vergl. die Circ. v. 26. April und 17. Mai 1851, dur 
welche die Negierungen gemabnt werden , mit Ernſt und Nachdruck zu verfahren, aber 
auch mit eignem Beiſpiei voranzugeben (Min. Bl. S. 126. Vogt 1, 74). 

25) Allg. Kirchenblatt 1855. S. 407. 408. 450 — 470. 

20) M. f. die Meberficht der vielen neueren Gefege bierüber in ganz Deutichland 
in dem Pevertorium zum Allg. K.s Blatt 1864 unter dem W.: Feier. 

26a) Circ. des O.-K.⸗R. v. 29. Octbr. 1855 (Aftenft. 8, 110— 112). Amtt. 
Mittb. Königsberg Nr. 55. 

a R. der Peg. Merfeburg v. 12. März 1838. $. 6 (v. Kamptz Ann, 


27a) Geſinde-O. v. 8. Novbr. 1810 $. 84 nebft Eraänzungen. 

28) A. L.-R. 11. 8. $. 203. Vergl. bef. das Circ. des Min. für Handel, Ges 
Aa und öffentl. Arbeiten v. 17. Mai 1851 (Min. Dt. 3.126. Vogt 1, 74. 75). 
. Anm, 44. 

29) f. Anm. 14. R. v. 10. März und Publ. der Reg. Liegnitz v. 31. Mai 1818 
Nr. 3 (v. Kamp Ann. 2, 349. Vogt 1, 67). DB. der Reg. Königsberg 30. April 
1841. (U.:B. S. 93. Bord 1, 2 DB. wegen der Gifenbabnarbeiter v. 21. Dechr. 
1848. $8. 23. 26 (G.⸗S. 1847. ©. 21). 

30) 3. v. 25. Jan. 1851, 20. Septbr. und 2. Dechr. 1853 (Min. Bl. 1851. 
©. 24. 1853 S. 2345. 287. Vogt 1, 77. 78). 

31) V. v. 8, Detbr. 1853 (Min.⸗“Bl. S. 270. Bogt 1, 78). 

32) Cab, =D. 8. Juni, Publ. ded O.⸗K.⸗R. v. 18. Septbr. 1854 (Aftenft. 7, 
28. Boat 1, 79), vergl. DB. v. 24. Juli 1851 (Aftenft. 3, 52. 53). 

33) ®. des Finanzmin. v. 9. Mai 1852 (Min.⸗Bl. S. 153. Bogt 1, 78) 
unterfagt amtliche Ausfertigungen zum Zwede der Rübenverweigerung in ben Zuders 
fabrifen; ®. v. 7. Juli 1852 (Min.sBt. S. 246. Vogt I, 78) berechtigt die 
Steuerbebörden, Betriebsanmeldungen abzulehnen, nach welchen Braueinmaifchungen an 
Eonns und Feſttagen ftattfinden Üollen. 
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2) Die Fefttage felbft find nicht durch raufchende Luftbarfeiten zu 
entweihen. Wenn ein Tag den Abend vorher eingeläutet wird, fo 
dürfen auch am Borabende felbft Bälle und ähnliche Zuftbarkeiten nicht 
ftattfinden. Dies ift der Fall bei den drei hohen Feften, ſowie dem 
Karfreitage, allgemeinen Bettage und ZTodtenfefte *). An den Orten, 
wo es bisher üblich war, an den erften Feiertagen der drei hohen 
Feſte Schaufpiele, Bälle und ähnliche Luftbarfeiten nicht ftattfinden zu 
laffen, fol e8 dabei bleiben *). Ebenſo gilt dies vom allgemeinen 
Bettage und Zodtenfefte ). Bälle dürfen auch nicht in der ganzen 
Karwohe und am Aſchermittwoch ſtattfinden“). Noch weiter gehende 
Zocalobfervanzen find aufrecht au halten”). Morgenmufifen und Eon» 
certe dürfen an öffentlihen Orten an feinem Sonn» oder Fefttige 
länger, als bis zur Zeit vor Anfang des erften Hauptgottesdienftes 
ftartfinden und Nachmittags erft dann beginnen, wenn der legte Got: 
tesdienft in allen Kirchen des Orts beendet iſt“). Gefangfefte dürfen 
nur fo gehalten werden, daß die kirchliche Feft- und Sonntagsfeier 
dadurd nicht beeinträchtigt wird ®). 


3) Alle äußeren Störungen der Sonn» und Feſttagsfeier, wie 
des Gottesdienftes-find zu unterlaffen. Daher ift aller öffentliche Ver— 
fehr in Handel und Gewerbe theils für den gungen Tag, theild, wenn 
das Geſchäft fein Geräufh verurfacht, wenigftens für die Stunden des 
Gottesdienfted verboten *). Jahrmärkte find an Sonn» und Fefltagen 


34) Cab.⸗O. v. 13. u. R. v. 22. Dechr. 1817, Cab.⸗O. v. 14. u. R. v. 26. 
März 1818, Cab.⸗O. v. 26. Febr. und 20. März 1826 (v. Kamp Ann. 2, 348. 
10, 86. Bogt 1,67. Bord 1, 14. 15). An diefen Vorabenden find auch Hoch⸗ 
zeiten möglichft zu vermeiden. — An allen Sonnabenden fol in der Regel Tanzs 
mufif und öffentliche Beluftigung nicht über die Polizeiftunde (NO Ubr) dauern (B. der 
Neg. Merjeburg 12. März 1838. $. 5, in v. Kampk Ann. 23. 96. Bogt 1, 69). 


35) R. v. 15. Dechr. 1825. DB. der Meg. Danzig v. 3. Juni 1825 (U «N, 
S. 417). Gab.sD. v. 7. Dechr. 1837 (v. Kamp Ann. 21, 971. Bogt 1, 69). 


86) Circ. v. 7. April 1826. R. v. 1. Octbr. 1835 (v. Kampp Ann. 10, 87. 
19, 1063. Boat 1, 68). Am Karfreitage und Bettage find Schaufpiele (im 
Theater im eigentlichen Sinne) überhaupt verboten, am Zodtenfefte nur nicht ernften 
Inhalts (Circ. v. 16. März, N. v. 19. Zufi 1837. v. Kampp Ann. 21. 83 
Bogt 1, 68). 

37) Cab.⸗O. v. 26. Febr. 1837 (v. Kamptz Ann. 21, 83. Vogt 1, 68). 
Dadurch, daß des Königs Geburtstag in die Karwoche fällt, wird das Verbot nicht 
aufgehoben (Min. Rt. v. 17. März 1864). 


38) Gab.=D. v. 19. Aug. 1837, R. v. 6. Novbr. 1837 und 4. April 1838 
(v. Kampp Ann. 21, 972. 22, 401. Bogt 1, 71). So in Breslau die ftilfe 
Begehung der legten acht Tage in der Adventzeit und während der letzten Hälfte der 
Faftenzeit (vergl. B. v. 12. Juni 1843. $$. 9. 10. Min.-Bl. S. 190. Vogt 1, 
73 a. E. 74). Ueber das tempus clausum in Betreff der Eheſchließung f. m. unten. 


39) DB. der Reg. Merfeburg 12. März 1838. $. 3 (v. Kampp Ann. 22, 96. 
Vogt 1, 69). 
40) Circ. v. 6. Auguft 1852 (Min. Bl. S. 221. Bogt 1, 76). 


41) Sehr detaillirte Beftimmungen finden ſich darüber in den einzelnen Reg. «2. 
M. f. 3. DB. Reg. Merjeburg 12. März 1838. $. 9. 11. Gumbinnen 13. Yan. 1841. 
Nr. 7 (A.⸗B. 5.9. Bord 1,18). 
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nicht zu balten ®).. Deffentlihe Arbeiten find verboten), indbef. auch 
in Fabriken *). Zreibjagden find, ohne ausdrückliche Erlaubniß, an 
diefen Zagen gar nicht und andere Jagden nicht während des öffent: 
lihen Gottesdienftes zu halten ®). 


4) Yedes Geräufh in der Nähe der Kirhen und jede Störung 
des Gottesdienstes ift freng verboten *). Daher follen insbef. feine 
Öffentlichen Aufzüge der Gewerke, Schüßengilden, Seiltänzer und 
anderer Gejellichaften in der Zeit flattfinden 9). Uebungen des Mili— 
tärs in der Nähe der Kirhen und zur Zeit des Gottesdienftes find 
nah Möglichkeit zu vermeiden #), desgleichen Zruppenmäriche und 
ohne das Spiel zu rühren ®). 

5) Amtsgefchäfte der Staatsbehörden, insbeſ. der Geridhte follen 
an Sonn- und Feittagen nicht vorgenommen werden, wo nicht unum— 
gängliche Nothwendigfeit vorhanden ift »). Es find dann feine Zer- 


42) S, oben Anm. 10. Vergl. R. v. 10. März 1818 (v. Rampk Ann. 2, 
349. Boat 1, 67). Circ. des Min. für Handel v. 20. Jan. 1852, ded D.⸗K.⸗R. 
v. 10.Mai d. 3. Ueber die Befeitigung der Sonntagsmärfte in Schlefien. Citc. 
de& Sandelsmin. v. 9. Juli 1852. Auch Wollmärkte fallen unter das Verbot. ice. 
v. 5. Auguft 1852. Zur beffern Wahrnehmung der Sonntagsheiligung find auch Die 
Jahrmärkte wo möglich nicht am Montage oder Dienstage zu halten (Schr. der Reg. 
Königsberg v. 27. März 1859). 

43) Cab.⸗O. v. 26. März, Circ. v. 19. Mai 1825 (v. Kampk Ann. 9, 377. 
Bogt 1,67). DB. der Reg. Merfeburg 12. März 1838. 9.9. 10 (Kelders, Wieſen⸗, 
Gartenarbeiten find nur dann geftattet, wenn die Ausfegung wegen der Witterung 
Gefahr drobend erfcheint). N. v. 30. April 1840 (Min... S. 154. Voat1,71). 
Wegen des befchränften Müllergewerkes Berf. v. 20. Aug. 1841, 30. Jan. 1843 
(Min.⸗Bl. 1841 S. 240. 1843 5. 42. Vogt 1, 72). Auch der Betrieb der Fifcherei 
unterliegt der Beſchränkung (Dftpr. Prov.:R. Zufag 15. $.3 (Bord 1, 11). Fiſche⸗ 
reisd, v. 7. März 1835 für das frifche Haff $. 16, für das Furifche Haff $. 14 
(G.-S. ©. 121. 130), für Pommern v. 2. Juli 1859. $.30 (G.-⸗S. 5. 463. 
Boat 1, 80). — An diefem Tage find auch feine Dienfte zu fordern (A. L.-R. 11.7. 
$$. 327— 331). 

44) Zum Arbeiten an Sonns und Fefttagen find Geſellen, Gebilfen , Yebrlinge, 
Fabrifarbeiter, vorbehaltlich der anderweiten Vereinigung in Dringlichfeitfällen , nicht 
verpflichtet (B. v. 9. Febr. 1849. $. 49. G.⸗S. ©. 104). Die Beihäftigung juns 
ger Zeute, welche das 16. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, ift an diefen Tas 
gen in den Fabriken gänzlich unterfagt (Neaulativ v. 9. März 1839. G.-S. S. 156). 

erboten find in den Kabrifen aber nur folche Arbeiten, melde das Merkmal der Def: 
fentlichfeit oder des Geräufchvollen an fich tragen (Erf. des O.-Trib. v. 9. Febr. 
1860 in Bezug auf die B. der Neg. zu Aachen v. 16. Dechr. 1853, im Archiv für 
Givils und Crim.-R. der Nbeinprovinz. B. LV. H. 4. Abth. 2. S. 110—112). 

45) R. v. 10. März 1818. Nr. 5 (v.Kampb Ann. 2, 349. Bogt 1, 67). 
Girc. v. 1. Juli 1852 (Min. Bl. ©. 174. Aktenſt. des O.-K.⸗R. 5, 23. 
vogt 1, 76). 

46) DB. der Meg. Merfeburg v. 12. März 1838. $. 14. Königsberg 30. April 
1841. Nr. 7 (A.⸗B. S. 93. Bord 1, 12). Dahin gehört aber nicht das Austreis 
ben der Semeindes Seerden am Sonntage Vormittags (MR. v. 16. Novbr. 1858 im 
Staatdanz. Nr. 298. S. 2427). t 

47) V. der Reg. Merfeburg v. 12. März 1838. $. 8. Königöberg v. 30. April 
1841. Nr. 6. 

48) Erl. des Kriegsmin. v. 26. Juni 1860. 

49) Cab.⸗O. v. 25. Novbr, 1852 (Min.⸗Bl. 1853. S. 40. Vogt 1, 79). 

50) S. Anm. 11. Es follen feine Infinuationen gefcheben (A. Ger.⸗O. I. 7. 
8. 23); feine Acte der freiwilligen Gerichtsbarkeit (a. a. O. 11. 2. $. 11); feine 


$. 115. Die Fefttagsfeier. 475 


mine ’') zu halten, Feine Auetionen *), Executionen nicht zu voll 
fireden ®). aus Ri 

Die Uebertretung der zur Sicherung der Heilighaltung der Sonn - 
und Fefttagsfeier erlaffenen Beftimmungen wird je nah den Umftänden 
des einzelnen Falls mit einer Geldbuße bis zu 50 Thlr. oder Gefäng- 
niß bis zu 6 Wochen beftraft *). 


3) Die Sacramente und andere Handlungen 
bes kirchlichen Lebens. 


8. 116, 
Ueherſicht. 


Außer dem allgemeinen Gottesdienſte und der beſondern Feſtfeier 
bat die Kirche auch gewiſſe Handlungen, welche zur Heiligung des ge— 
ſammlen chriſtlichen Lebens der Gläubigen beſtimmt ſind. Unter die— 
ſen nehmen die erſte Stelle diejenigen Acte ein, welche der Stifter 
der Kirche ſelbſt eingeſetzt hat, und die als ſichtbares Zeichen der un— 
ſichtbaren Gnade (invisibilis gratiae visibilis forma), als Sacramente, 
von den chriftlichen Gemeinden feit ihrer erften ng regelmäßig 
volliogen wurden, die Zaufe und das heilige Abendmahl, Das Bes 
dürfniß veranlaßte die Kirche, andere reliqtöfe Acte denfelben anzu: 
reihen, und das matürlihe Leben durch Diefelben. zu einer geiftigen 
Stufe zu erhöhen. So entftanden die fieben Sacramente der älteren 
Kirche. Die Neformatoren verkfannten nicht Die hohe Bedeutung Ddiefer 
Handlungen an fih, verwarfen aber die Gleichftellung aller mit den 
von Chriſtus felbft eingefegten. Indem fie daher nur die Taufe und 
das Nbendmahl ala wahrbafte Sacramente beibebielten, wiefen fie den 





öffentlichen Gerichtöfigungen ftattfinden (D. des Juſt.-Min. v. 12. Aprif 1850 im 
Auft.»Min.:®. 5. 127); feine öffentlichen Amtsverrichtungen der VBerwaltungabebörs 
den (Circ. v. 26. April 1851 im Min.⸗Bl. des Inn. S. 126). 


51) Iſt aus Verfehen ein folcher Termin angefept, fo ift darunter der nächite 
Tag oder Gerichtstaq zu verfteben (U. G.-O. 1. 8. $. 5), aub in Wechfels und 
anderen fchleunigen Sachen (Anbang zur U. G.-O. $. 62). Dies gilt auch vom 
— ————————— (G. v. 30. Juni 1834. $. 3. G.-S. S. 02) und andern Verpflich⸗ 
tungen (A. 2.=R. 1.3. $. 48. Deutihe Wechſel-O. $. 92). Das Kammergericht 
bat erfannt, daß, wenn auf einen folchen Tag ein Zahlungstermin fällt, Zablung 
zu feiften fei (Erf. v. 28. April 1863). Dagegen |. m, aber Hinſchius in der 
juriſt. Wochanſchrift 1836. S. 614 f. und preuß. Anwalts-3. 1863. Nr. 40. 


52) U. G.⸗O. Anhang $. 420. 


53) 2. v. 4. März 1834. 8.4 (G.⸗S. 5. 31), v. 24. Nov. 1843 (G.⸗S. 
S. 353), 30. Juni 1845 $. 6 (6.9. 5. 446), 21. Juli 1849 $. 87 (6.,2. 5. 
330), v. 30. Auli 1853 6. 6 (6.5. S. 909). 


54) In den einzelnen V. ift auch die Strafe meiftens bejunders beftimmt. M. ſ. 
aber überhaupt Strafgef. v. 14. April 1851. $. 340. Nr. 8 (G.⸗S. ©. 171). 
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übrigen eine davon verfchtedene Stellung an'), zugleich aber rechtfer, 
tigten fie ihre von der römischen Auffaffung des Sacramentsbegriffs 
abweichende Lebre, indem ſie das Zuſtandekommen des Sucraments 
von einer Theilnabme des Subject abhängig mahen, nämlich von 
dem mitwirfenden Glauben des Empfängers, gegenüber der durch das 
bloße opus operatum des Sacraments bewirkten Gnade ?)., Bon den 
als Sacramentalien der römiſchen Kirche betrachteten heiligen Hand» 
ungen find, obſchon in ihrer Wirkung von den Gvangelifchen ver: 
fhieden aufgefaßt, einzelne beibehalten, von denen, wie von anderen 
Acten, welche kirchliche Beziehungen darbieten, bier ebenmäßig die 
Rede fein muß. 


&. 117. 
Die Taufe '). 


Bon Ehriftus felbft angeordnet gilt die Taufe der Ehriftenheit 
als das Sacrament, Durch welches die Aufnahme in die Gemeinfchaft 
der Kirche erfolgt und ift im Bo unverändert von den Römiſch— 
Katholifchen auf die Evangelifchen übergegangen ). Nachdem erft die 
Kindertaufe anerkannt war ?), bielt man es allgemein für die Pflicht 
chriftliher Eltern ihre Kinder taufen zu laffen und in Deutfchlaud 
ftand Dies felbft reichögefeglich feit ). Gewohnheit und Gefeße hatten 
daher auch vorgefchrieben, Kinder nicht lange der Zaufe zu entziehen 
und gewiſſe Termine, unter Androhung von Strafen, beftimmt. Ab- 
weichend von den früheren Verordnungen ’), da das A. L.-⸗R. feine 


1) Die der Firmung entjprechende Confirmation tritt in ein beftimmtes Berbält: 
niß zur Zaufe und zum Abendmahl durch Erneuerung des Taufgelübdes und Verleihung 
der Käübigfeit zum Empfange des Sacraments, während die Beichte und Buße afa 
unmittelbare Vorbereitung dazu dienen. Die Stelle der legten Delung ift durch die 
Kranfencommunion erſetzt. Die Ehe ift ihrer wahren religiöfen und firchlichen 
Bedeutung von den Evangelifchen nicht beraubt, der Drdination dagegen mupte arunds 
fäglich der facramentlihe Charakter abgeſprochen werden. 

2) Eine weitere Begründung der Interfchiede und Gegenfäpe beider Kirchen würde 
bier nicht am Orte fein. M. f. darüber Nitzſch praft. Theologie I. $. 65 verb. mit 
defjelben: ine proteftantijche Beantwortung der Symbolif Dr. Möblers (Abdruck 
aus den theolvg. Studien und Kritifen).. Hamburg 1835. 


1) Höfling das Sacrament der Taufe (2. Ausg.). Erlangen 1859. 2. Th. 
Steig: Taufe: in Herzog's prot. Enchelopädie 15, 423 — 455. 

2) Zutheraner, wie Reformirte ftimmen im Wefentlichen nicht blos in der dogmas 
tifchen Differenz gegen die römiſch-katholiſche Kirche und in dem Rare gegen die 
Anabaptiften (Katabaptiften), fondern auch unter fich felbft überein. s erbellt dies 
aus den beiderfeitigen Velenntniffen (Harmonia confessionum. [Genevae 1581. 4.) 
Sectio XIII), wie den K.⸗O. (deren Ueberſicht bei Nichter die K.O. 2, 515. 510). 
M. f. Nißſch prakt. Theologie 1, 390 — 398. Mit Unrecht folgert man das Ges 
aentbeil aus den abweichenden Beftimmungen über die Rotbtaufe (ſ. unten Anm. 36 f. 
und Büff Kurbeffiiches KR. [Eaffel 1861]. S. 240. 241). 

3) Ueber das Gefchichtliche |. m. Höflina a. a. D. 1, 104 f. 

4) Reichsabſchied 1529 $. 6 (Sammlung der R.⸗A. 1, 2, 294). 

5) Daß die Taufe fpäteftens am zweiten Tage a ar werden fol, war in 
Dftpreußen 1638, 1711 u. d. verordnet (Arnoldt K.:R. S. 51, Beckher Kin 
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Frift enthält ®), ift durch Cab.“O. und Eirc. vom 23, Febr. 1802 ”) 
feftgefeßt, daß Kinder chriſtlicher Eltern längftens ſechs Wochen nad) 
der Geburt getauft werden follen. 

Die fortdauernde Geltung diefer Vorfchrift ift, unter Berufung 
auf die durch Art. 12 der Verf. Urf. gewährte Religionsfreiheit, be— 
zweifelt worden ?).. Bereits durch R. v. 27. Dectbr. 1849 Hat aber 
das Min. des Innern ?) dagegen mit Recht hervorgehoben, daß die 
Verf.Urk. einen Grundjag enthalte, aus welhem die Nothmwendigfeit 
der Einführung von Givilftandsregiftern folge, daß Dderfelbe daber, 
bevor ihm eine praftifhe Folge in jener Beziehung gegeben werde, 
ein entiprechendes Geſetz erfordere. So lange ein joldhes nicht gege— 
ben, behält die Cab-⸗O. von 1802 und der darauf gegründete $. 131 
des Anhangs zum A. L.-R. gemäß Art. 108 (109 der revid.) Verf. - 
Urf. Gefeßesfraft. Der Grund für die entgegengefegte Anfiht, daß 
die Zaufe ein rein kirchlicher Act jet, ift unrichtig, wie die cit. Gab.: 


— — — 


chenregiſtratur S. 126. 127). Eben fo in Pommern (Balthasar jus pastorale 2, 
170) und anderweitig. Bergl. J. H. Boehmer jus eccl. Prot. lib. III. tit. XL. 
g. vn. 


6) Daß nach dem A. L. ⸗R. überhaupt die Notbwendigfeit der Taufe Kinder 
chriftlicher Eltern beftebe, ift früber höhern Orts verneint worden. Ald im J. 1799 
in Baireutb ein Arzt ',, Jahr nicht hatte taufen faffen, wurde die Frage aufgewors 
fen: Wie lange die Taufe eines Kindes verfchoben werden könne? (Gedike Annalen 
des preuß. Schule und Kirchenwefens II, 1 [Berlin 1801]. S. 132 f.). Die Kams 
mer zu Anſpach als Baireuthſches Confiftorium, der Anfiht, daß fein Geſetz durch 
Unterlaffung der Taufe verlegt werde, frante beim geiftl. Departement deshalb an 
und erbielt unterm 24. Juli 1800 von demfelben den Beſcheid (Gedike a. a. D. 
Z. 150. 151. Stengel Beiträge 13, 196. 197): Daß ein beftimmter Termin zur 
Taufe nicht feitgefeßt werden fünne. Die bürgerliche Ordnung werde erfüllt, wenn 
bei dem Prediger des Orts die Geburt und der beigelente Name des Kindes zur Eins 
tragung in die Lifte der Gebornen angezeigt wird. — Anderer Meinung war in Bais 
reutb ſelbſt v. Shufmann, indem er ausführte (Ge dike a. a. O. S. 146 f.), 
dag die Taufe nicht als eine blos freiwillige Religionshandlung, fondern als eine bürs 
nerliche Vflicht der Eltern erfcheine umd diefe nah dem A. L.-R. II, 11. $. 212 
anzubalten feien, ihre Kinder taufen zu laffen. Ohne Taufe könne ein Kind chrifte 
licher Eltern nach der beftehenden Verfaffung fein documentum publicum (X. G.:D.1, 
10. $. 128) erhalten, um dereinft feine Geburts» und Familienrechte und feine Ins 
dDividualität durch feinen Taufnamen zu beweifen. — Diele Auffaffung entſprach aber 
auch in der That der Abficht deö Geſetzgebers. Der cit. $. 112 fehlt in den Entwürs 
fen des allg. Geſetzbuchs und war erft nachträglich hinzugefügt. Bei der Revisio Mo- 
vitorum warf man die Frage auf: „Könnte man nicht hier (nach $. 92 des 11. Entw. 
I.MA.R.:N. $ 111) noch beifegen,, daß der Staat jeden Einwohner zur Befolgung 
folher äußeren Kirchengebräuche und Einrichtungen, von welchen die Beflimmung oder 
Gewißbeit bürgerlicher Rechte abhängt, anhalten darf, 3. ®. Taufen, Trauungen ? 
(Materialien zum A.%.sR. LXXX, 146). Diefelbe wurde * und darauf der jetzige 
* 112 abgefaßt: „Auch iſt der Staat berechtigt, jeden Einwohner zur Beobachtung 
olcher äußern Kirchengebräuche und Einrichtungen derjenigen Neligionspartei, zu der 
er fich befennt, in fo weit anzubalten, ald davon, vermöge der Geſetze, die Beſtim— 
mung oder Gewißheit bürgerlicher Nechte abhängt.” Die davon abweitende Anficht 
des geiftl. Departements veranlaßte weitere Berabfäumungen der Taufe, welche aber 
bereit# 1802 verboten wurden (j. folg. Anın.). 


7) N. C. C. X1. Nr. 15 v. 1802, Rabe Sammlung 7, 63. Boat I, 350. 
Darauf berubt der Anbang $. 131 zum U. L.-R. 11. 11. $. 446. Mbein.z weftf. 
K.⸗O. $. 89. 

8 M. ſ. z 2. Bendir in Hierfemenzel’s Gerichtörg. 1862. Novbr. 

9) Berl. A. K.⸗8. 1849. Nr. 102. 


478 Buch II. Die Verwaltung Abfchn. II. Das kirchliche Leben. 


D. felbft ergiebt, indem es darin heißt: daß der religiöfe Gebraud 
der hriftl. Kirche, die Kinder zu taufen, mit der bürgerlichen Ber: 
faffung fo innig vermwebt jei, daß die Ausübung bürgerlicher Rechte 
und mehrere wichtige Verhältniffe im Staate, wenigftens in Anfehung 
der Beglaubigung davon abhängen. — Bon Geiten der Kirche ift 
übriaend in einem folhen Falle nicht gemäß $. 131 cit. ein Antrag 
auf Beftellung eines Vormundes für das nicht getaufte Kind zu rich: 
ten, fondern nur der betr. Behörde eine Anzeige zu machen, über die 
Bollziehung der Zaufe jelbft aber im Falle der Aufforderung dazu der 
geeignete Beihluß zu fallen “). 

Aus diefer gejeglihen Ordnung ergiebt fi, daß präfumtive jeder 
Erwachſene, der von hriftlihen Eltern abftammt, für getauft zu halten 
ift *) und daß daher nur dann an einem fjolden die Taufe verrichtet 
werden fann, wenn dad Gegentheil erwielen ift, oder gegründete 
Zweifel vorhanden find, wie bei Findlingen. Aber auch dann würde 
die Taufe noch vollzogen werden müffen, wenn die Umftände darauf 
ſchließen laffen, daß dieſelbe noch nicht ordnungsmäßig verrichtet wor: 
deu, wie etwa in einem Falle der Nothtaufe *) oder von Perfonen, 
bei denen aus ihrer confefftonellen Stellung anzunehmen ift, daß fie 
nicht im Sinne der öfumenifchen Befenntniffe ') eine Zaufe zu voll: 
ziehen die Abficht haben konnten “). In folden Fällen wird ohne 
Hinzufügung einer Bedingung getauft ). Die Taufe Erwachſener 
fann nur nad vorangegangener Unterweifung und Prüfung erfolgen ). 


10) Berf. des D.-K.-R. v. 11. Dechr. 1855, betreffend die Taufe eines Bap— 
tiftenfindes, in den Aftenft. des D.-K.:R. 8, 131. 132. 

11) So ſchon nad gemeinem Recht (c. 3. X. de presbytero non baptizato 
111, 43). 

12) Sädf. 8.0. 1539: Bon der Nottauff (Richter K.O. 1, 309 f. 310) 
und daraus wörtlich die Brandenb. K.:D. 1540 (Mylius C. C. March, I, 1, 187) 
u. dv. a. (Höfling a. a. D. 2, 200 f.). 

13) Weber die Verlegung diefer Nüdkficht |. m. oben $. 27. S. 120. 

14) M. f. deshalb oben $. 28. S. 133. 134 in Beziehung auf die von den 
Diffidenten der Neuzeit verrichteten Taufen. Ueber die Frage felbft nach ihrer prinz 
eiviellen Bedeutung |. m. Söfling a. a. O. I. $. 18. 19. — Im Fall der auf 
Grund des $. 131 des Anbangs zum A.L.-R. (f. Anm. 7) angeordneten Taufe wird 
darauf nicht Mücdkficht genommen, daß der eigene Vater unbefugt getauft hatte (R. v. 
9. Kebruar 1833. Vogt1, 351). j | 

15) Nach Luther's Vorgange haben faft alle evang. K.⸗O. die unbedingte Tauf⸗ 
ertbeilung angenommen, im Gegenfage gegen die römifch = kath. Kirche Göfling 
a. a. D.1, 77 fol... ,_ 

16) In Beziehung auf Kinder ift nach deren Alter und geiftiger Entwidelung der 
geeignete Maafftab anzulegen (Circ. des D.R.:R. v. 4. April 1856 in den Aftenft. 
8, 73 f.). In Betreff der zum Ghriftentbum übertretenden Juden war früber verord: 
net, daß fie nicht zum Unterrichte augelaffen werden follten, bis ihr unfträflicher Wan— 
del atteftirt worden (Eirc. v. 20. Juli 1774 [N. C. C. V. d. No. 49) nebſt Declar. 
v. 8. Octbr. 1778, bez. 5. Jan. 1779. Stengel Beiträge 1, 108. 100. Bo: 
romwsfi neue Kirchenregiftratur S. 75). Wegenwärtig find die Geiftlihen nur zum 
forgfältigen vorhergehenden Unterrichte verpflichtet (R. v. 5. Januar 1820, 7. Juli’ 
1824 in meiner Gef. 1, 2. Urk. S4 und 87, 17. Mai 1827 in v. Kamp 
Ann. 11, 410. Vogt 2, 255). Der anderweitig erforderlichen Genehmigung. der 
kirchlichen Obern (Eichhorn K.-R. 2, 230. Anm. 17. Richter K.-R. $. 237. 
Anm. 1) bedarf es in Preußen nicht (R. v. 2. Febr. 1827 in v. Kamp Ann. 11, 
108). Die Profelytentaufen find aber durch den Superintendenten jährlich dem Con— 
fftorium anzuzeigen (R. v. 16 April 1336, verb. N. v. 14. Mui 1529 inv. Kamp 
Ann. 13, 292. Vogt 1, 366 über die Art der Gintragung). 
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Der Taufzwang jol übrigens aud bei nicht ehelichen Kindern eintres 
ten, wenn die Mutter oder der Vater Ehrift ift 7), Doch ift dabei 
vorauszuſetzen, daß für das Kind eine chriſtliche Erziehung zu erwar— 
ten ift '*), wie in jedem Falle, wenn Kinder von Nicht-Chriſten ge— 
tauft werden follen “). 

Die Materie der Zaufe ift reines Waſſer“), mit welchem unter 
Anwendung der Formel?) auf den Ddreieinigen Gott der Kopf des 
Zäuflings dreimal befprengt wird. Dem Bedürfniffe der Gemeinde 
und dem Herfommen gemäß ift der Exorcismus mit der üblichen 
Abrenunciationsformel anzuwenden *). Schon vor der Zaufe find dem 
Prediger die Namen des Kindes, der Tag und die Stunde der Ge: 
burt, die Namen und der Stand feiner Eltern, wie. der Pathen 
ſchriftlich einzureichen“). Nur ſolche Namen ſind für den Täufling 
zuzulaſſen, welche zu den bisher unter Ehriften üblichen Zaufnamen 
gehören oder bei neuen Namen theils an fih einen Einn, theils in 
ihrer Bedeutung nichts Anftößiges haben. Auch Samilienzunamen, 
welche nicht zugleich ſchon übliche Taufnamen find, follen den Zäuflin- 
gen nicht beigelegt werden), 

Wegen der Bein beftehen im Allgemeinen feine Beichränfungen *), 
was dagegen den Ort betrifft, fo fol der Regel nach die Zaufe in 
der Kirche vollzogen werden “). Auch da, wo es der Dispenfation 


17) A. 8. N. 11, 2. 9. 643, nah Cab.⸗O. v. 9. u. R. v. 12, Octbr. 1780 
N. €. 6, VII. Nr. 64). — R. v. 11. April 1823, 31. De 1834 (v. Kamp 
aut B. 21ı, * 44, 353. Ann. 18, 1001. Vor gt 352). f. oben 136. 

18) ſ. Verf. v. 30. Januar 1858 im Fall ded Goncubinats eined Juden m einer 
Diffidentin (Aktenft des D.eR.2R. 10, 240 f. Allgem. 8. Blatt 1860. S. 73 f.). 

19) Dieſen Gedanfen macht mit Recht (auch bei den Erwachfenen) in beim 
Verhalten der evangel. Miffion zum indifchen Kaftenwefen geltend (f. Evangel. 
K.⸗ Anzeiger für Berlin 1846. > 3 und: PBorträge für das gebildete Bublicum. 
111. rt (Elberfeld 1864]. S. 14. 16). Vergl. Höfling a. a. O. 1, 108. 
104. 1 

20) Das Waffer wird nicht benebdicirt * ſoll, um Aberglauben zu verhüten, 
—— Taufe ——— werden (Preuß. L.⸗R. 1721. Beckher Kirchenregiftras 
tur ©. 

21) — ng der Formulare bei Höfling a. a. D. 2, 50 8 und 
— —— f. M. ſ. die Tauf-Form der Agende von 1829. Th. 2. 9.3 — 

5 l. 

22) Vergl. die Agende cit. und den Erf. des D.:R.:R. dv. 7. Juli 1857. Ru 1. 
(K. A. B. für Schlefien 1857. S. 113. 114). — Arnofdt preuß. K.:R. ©. 52, 
53. Balthasar jus pastorale 1, 390. 2, 188. 191. — Im Allgem. f. m. Höfs 
ling a. a. O. 1,326 f. 2, 188 f. 

23) Preuß. R.: D. 1567 u. a. (Arnoldt S. 52). Rhein.⸗weſtf. K.⸗O. 
$. 95. Wegen der Patben f. m. Anm. 45. 

24) Min.⸗R. v. 28. Detbr. 1816 (in den 9. a ſ. ———— 
4, 424), erneuert 4. März 1836. Rhein.-weſtf. K R. .⸗K. ⸗R. 
v. 4. Juli 1850 (Aftenft. aus der Verwaltung der ot, 1850. >. 57. ect 348). 

25) In Oftpreußen war die Taufe am Sonnabend früher verboten, um der Sonns 
tagsbeiligung vorzubeugen (B. 1638. Arnoldt S. 51. Bedber S. 126. 127). 
Rach der V. des Conſ. Königsberg v. 7. Mai 1863 (Amtl. Mitth. 407) können die 
Geiftlihen die Taufe am Sonnabend ablehnen, da ihnen derfelbe zur Vorbereitung 
auf die Sonntagspredigt freizulaffen ift. 

26) Darauf dringen die K.⸗OO. (vergl. Arnoldt S.51 a. E. 52. Baltha- 
sar |, c. 2, 168. 202 u. v. > Min.e®. v. 22. Dechr. 1828 (Vogt 1, 350. 
Anm. k). Rein. K.⸗O. 8. 94 (folg. —— — zu des Conſ. von Pommern v. 
12. Febr. 1830, 9. Septbr. 1831, 15, März 


480 Buch II. Die Verwaltung. Abſchn. I. Das kicchliche Reben. 


zu Haustaufen nicht bedarf”) ſollen doch die Geiftlihen nad Mög- 
lichkeit die allgemeine Einführung der Taufe in der Kirche zu fördern 
fuchen *). Die Berrichtung der Taufe gebührt dem competenten Pfar- 
ver. Diefer ift in der Regel für ehelihe Kinder der Pfarrer des 
Baters, für unehelihe Kinder der Pfarrer der Mutter »). Sind die 
Eltern von verjchiedener Religionspartei, ſo gebührt die Taufe der 
Regel nad) dem Pfarrer des Vaters, infofern nicht die Eltern über 
die Erziehung ihrer Kinder cine davon abweichende Uebereinkunft ge= 
troffen haben, indem dann der Pfarrer derjenigen Eonfeffion, in wel» 
cher das Kind erzogen werden fol, aud daffelbe zu taufen berech— 
tigt ift 9). Dem evangelifhen Militärprediger ftcht die Taufe jedes 
in feiner Gemeinde geborenen ehelihen Kindes zu, defien Bater zur 
evang. Gonfeffion gehört. in unchelihes Kind darf der Mil.» Pre: 
Diger nur dann taufen, wenn die Mutter zur Mil.-Gemeinde gehört, 
alſo Tochter einer Mil.» Perjon ift, und noch im väterlichen Haufe fich 
befindet). 

Ausnahmen treten ein für Eximirte *), fo wie da, wo die Taufe 
nicht dem Parochialrecht unterliegt ®), wie auch auf Grund eines Di- 
mifjoriale 9%. Wenn die Niederkunft nicht an dem Orte geſchehen, 
wo der gehörige Pfarrer fih aufhält, jo kann aud der Pfarrer des 
Orts der Niederfunft die Zaufe ohne weitere Rüdfrage verrichten *). 


27) In Oftpreußen nah V. v. 14. März 1776 (N. C. C. VI. Nr. 15. Bos 
rowski neue Kirchenregiftratur 5. 150. 151); in der Neumark nah R v. 3. Juli 
1810 (B. der Rey. Frankfurt v. 28, Yan. 1819 im A.⸗B. 5.50); in Sadien 
(Schmidt Wirkungskreis des Suverint. S. 127. vergl. aber Binder Prov.=R. 
$$. 1394. 1424. 1475). In Schlefien bedarf es nur in der ungünſtigen Fabreszeit 
u. f. w. feiner Diäpenfation (Reg.-V. 13. u. 21. Octbr. 1821 im A.«B. Liegnig 
5. 303. Dppeln S. 361. Fürftentbal Sammlung 1, 581. 582). Circ. des 
fäylef. Eonf. v. 12. Februar 1852. — Nach der rhein.z wett. K.⸗O. $. 94: Privat: 
taufen in den Wohnungen der Gemeindeglieder fünnen als Ausnahmen bewilligt werden 
bei erwiefener Schwächlichkeit des Täuflings und bei anhaltend übler Witterung, wie 
auch in andern Ausnabmsfällen (Min. NR. v. 25. Aug. 1853. Nr. 33 zu $. 94 cit.). 
Dann müffen aber, wo möglih, ein Presbyter der Gemeinde und jedenfalls 2 Zeugen 
anwefend fein, 

— Syn. 1, 34—36 und erſter Beſcheid dazu. Hagens zu $. 94 
der K.⸗O. 

29) A. L.⸗R. II. 11. $. 446. 448 (1. Entw. $. 381. Il. Entw. $. 333, oßne 
den Zufaß: in der Regel:). |. noch Anm, 17. 

30) Alerb. Erlaß v. 28. Dechr. 1853. Allgem. Verf. v. 27. Detbr. 1855 
(Staatsanz. 1855. Nr. 259. Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 354. Altenftüfe des D.-R.= RB, 
130. Bogt 1, 351). Vergl. Amtl. Mitth. Könindberg Nr. 22. Ueber den hierbei 
eingetretenen Wechfel der Gefepgebung wegen der Erziehung der Kinder f. m. unten 

. 141. — Ueber die Taufe bei einer Ebe Deutſch- und Kranzöfifch » Reformirter f. m. 
eglem. v. 1. März 1790. Gap. II. Nr. II. Rabe 2, 19. Boat 1, 346. 

1 Mil.⸗K.-O. v. 12. Febr. 1832 $. 59 (G.⸗S. S. 86. Vogt 2, 197). 
Auch Civilgeiftliche, die mit der Seelforge für das Militär beauftragt find, find daran 
gebunden (a. a. D. $. 60), vergl. A. &.=R. $. 449. 

32) f. oben $. 59. S. 238 ff. Wegen derer, die ein doppeltes Domicil haben, 
ſ. m. A. L.⸗R. $. 266. 

33) So für Königsberg nad dem oftpr. Prov.=R. Zufap 180. Vergl. S. 242. 
Anm. 35). 

34) f. oben $. 63. 5. 253. Ueber die Eintragung ins Kirhenbuh in dieſem 
Falle f. m. unten Anm. 58a. 
35) A. L.⸗R. $. 450 (neu binzugefommen). 
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Wenn eine Notbtaufe (Jachtaufe)“) wegen Zodesgefahr des Kin— 
des durch Laien vollzogen if”) und das Kind am Leben bleibt, fol, 
wenn der Act firhenordnungswmäßig vorgenommen war (f. Anm. 12), 
durch den Pfarrer die Betätigung durch eine Firhliche Weihe erfols 
gen *). Das A. L.-R. beftimmt darüber: „Hat eine Nothtaufe ge 
Ihehen müſſen, jo muß dem ordentlichen Pfarrer davon unverzüglich 
Anzeige gemacht werden. Für die Handlungen oder Gebräuce, melde 
biernähft, nach Verſchiedenheit der Neligionsparteien, bei einem fol- 
hen am Leben bleibenden Kinde vorgenommen werden, hat der Pfar- 
rer eben die Gebühren, wie für eine Zaufe, zu fordern“ 8). 

Bei der Vollziehung der Zaufe affiftiren Zeugen, Pathen ®), 
theil8 das Kind darbringend und während der Handlung haltend *), 
aus der Taufe bebend (offerentes, gestantes, susceptores), theils 
daffelbe vertretend und wie die Eltern die Bürafchaft der hriftlichen 
Erziehung übernehmend (sponsores, fidejussores), Daher find die 
Pathen Miteltern (Gevatter, compatres, commatres, patrini, malrinae). 
Die Eltern felbft, insbef. der Vater find mo möglich Taufzeugen *); 
ob fie zugleich Pathen fein dürfen ift nach der Praxis verfchieden *). 
Pathen follen überhaupt nur fein fromme, ehrliche, wohl unterrichtete 
Mitglieder der evangeliihen Kirche *) Da es Pflicht der Geiftlichen 


36) M. f. überhaupt Hd fling a. a. ©. 1, 131 f. 2, 296 f. Die Berwerfung 
derfelben durch die Neformirten beweift nicht, daß diefelben die Taufe felbft für weniger 
nothwendig balten, als die Qutberaner (Höfling a. a. O. 1, 15. M. f. dagegen 
bef. Nigfch und Büff Anm. 2 cit.). 

37) Zufaß 31 zur rhein.=weflf. K.⸗O. $. 87 (Min.s®R. v. 25. Aug. 1853. Nr. 
31). Das Kind muß aber bereits volftändig geboren fein und nur ein Ehrift, insbeſ. 
die Hebamme, tft zunächft zur Bornahme der Handlung berechtigt. Höflinga.a.D.1, 
126 f. 2, 297. 298. verb. Balthasar a. a. D. 2, 202. 

38) Die Form derfelben nach den K.:DD. bei Höfling a. a. D. 2, 299 f. 

39) A. 2. NR. Il. 11, $$. 451. 452 (fehlen in den Entwürfen). Es iſt fraglich 
geworden, ob dazu ebenfo, wie zur Taufe, gezwungen werben könne. Das Gutachten 
der Gommilfion des Abgeordnetenbaufes vom 9. Drtbr. 1862 (Altenſtücke in den ftes 
nogr. Berichten Nr. 159. S. 1711— 1713) jpricht fih gegen den Zwang aus. 

40) Weber diefelben f. m. Höfling a.a. DO. 2,4 f. 239 f. 

41) Die die Andacht flörende Infitte, daß während der Taufrede und des Taufs 
acts felbft das Kind von mehreren Perfonen abwechfelnd gebalten wird, unterfagt das 
Gonf. zu Königsberg d. 31. Detbr. 1841. Wo eine ‚arößere Zahl von Patben zugegen 
ift, foll deren Theilnahme fih auf Handauflegung beim Gebet beſchränken. 

42) Die rhein.s weftf. 8.:D. $. 91 fordert die Anwefenbeit des Vaters, wenn 
nicht dringende Umftände ed unmöglich machen. 

43) Die I. weflf. Syn. S. 34 beftimmt: Eltern fünnen nicht die Stelle von 
ri (d. i. Bathen) vertreten; dagegen verfügt das fchlefifche Eonf. d. 7. Septbr. 
1854 (8. A.⸗B. S. 97): Eltern können nicht zurüdgewiefen werden, die darauf 
befteben, ſelbſt als Zeuge bei der Taufe ihrer Kinder aufzutreten und fo ihre anges 
ftammte Perpflidtung durch eine freiwillig übernommene neue Bürgſchaft zu vers 

en. 

44) Auszüge aus den 8.:DD. bei Höfling a. a. DO. 2, 245. 250 f. verb. 
Arnoldt K.⸗R. S. 54 Balthasar a. a. D. 1, 396 f. Die Confirmation wird 
vorausgefegt (rhein.=weftf. K.⸗O. $. 92). Conſ.⸗V. Magdeburg v. 24. April 1821 
in den A. 2. u. a.), vergl. den folg. $. Anm. 15. Ueber die Catechifation junger 
Taufzeugen Höflina 2, 10. B. v. 1734. 1736 bei Beckher Kirchenrenijtratur 
S. 127. — Berbot der Zulaffung von Perfonen, welche aus der Unzucht ein Gewerbe 
machen, nah Gab.=D. v. 9. Juli u. Min. MR. v. 28. Octbr. 1842, — Wegen ber 
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ift, darüber zu wachen, daß dem nicht zuwider gehandelt werde, find 
ihm vorher Die Namen der Pathen anzugeben #). Die Zahl der Pa— 
then *) ift objervanzmäßig “) verichieden. Im Anfchluffe an den vor; 
gefundenen Gebraud befchränfen die K.-O. fie gewöhnlich auf drei ®) 
und da, wo auch mehr zuläffig ſind“), werden doch in der Regel nur 
drei ind Kirchenbuch eingetragen. Die Zulaffung einer größeren Zabl 
erfordert Dispenfation des Gonfiftoriums (bez. des Superintendenten) 
gegen Entrihtung einer gewiffen Summe (Mehr » Gevattergeld) *), 
welche der Wittwenfaffe *), dem Hebammeninftitute *) oder anderen 
milden Anftalten überwiefen wird. 

Die — der Taufe beſteht in dem unauslöſchlichen Charakter 
derſelben, weshalb eine Wiederholung derſelben nicht nur unzuläſſig, 
ſondern auch ſtrafbar iſt »)Y. Wenn Jemand, der die Taufe empfan— 
gen, ſich zu einer nicht chriſtlichen Religionspartei wendet, ſpäter aber 
zur Kirche zurückkehrt, wird daher auch die Taufe nicht aufs neue 
ertheilt, ſondern nur eine Bemerkung darüber im Kirchenbuche ge— 
macht **). Die von der römiſch-katholiſchen Kirche aus der Taufe 
hergeleitete geiſtliche Verwandtſchaft iſt dagegen mit ihren Folgen von 
den Evangeliſchen verworfen 8e). 

Bei Geburten und Taufen muß der Pfarrer den Vor⸗, Zu: und 
Geſchlechtsnamen und den Stand der Eltern, ingleihen den Stand 


Zuläſſigkeit, Katholiken abzulehnen j. m. oben $. 27. S. 131. Ann, 46. — Juden 
find nicht fähig (m. f. die Verhandl. in Gedike'd Annalen I, 3, 463 f. verb. Jedidja 
Beitfchr. des Judenthums von Heinemann 1831. B. VII. H. 1. Nr. 3. Give. des 
Son. Königsbera v. 18. Dechr. 1839 u. a.). 

45) Zeugnijfe aus den K.⸗OO. bei Höfling (vor. Anm. cit. bef. S. 359 
260). Wegen Pommern j. m. Balthasar a. a. D, 1, 400. Prov.-R. von Neus 
Borpommern $. 1053. 

46) Höfling a. a. O. 2, 18. 19. 245. 260 — 262. 

47) Nach der Gab.sD. v. 14., publicirt dur Circ. v. 23. Juli 1839 foll es 
deshalb überall bei den beftebenden Provinziafs und Kocals Ginrichtungen bewenden 
(v. Kampp Ann. 23, 626. Vogt 1, 349). 

48) In Oftpreußen ift die Zahl drei, welche eine Zeit fang auf fieben, dann 
auf fünf erhöht war, beftimmt worden (Arnoldt K.R. S.53 a. E. 54. Beckher 
a. a. O. ©. 54. 55. Borowski a. a. D. S. 105. 106. 148). Eben jo in Pom— 
mern (Balthasar a. a. D. 1, 400. Prov.⸗R. von NeusVorpommern $. 1054 um 
Motive Tb. IV. S. 99); desgl. nach der Magdeb. K.⸗O. 1739 (U.:B. 1816. S. 505) 
u. v. a. Nach der rhein.sweftf. K.OD. $$. 91. 94 follen wenigftens zwei Taufzeugen 
gegenwärtig fein. Vergl. V. ded Conſ. Breslau v. 11. März 1847 (Min. = Bl. des 
Inn. S. 126. Vogt 1, 34). 

49) Dies ift öfter ein Vorrecht des Adels. So in Pommern (Prov.⸗R., in voris 
ger Anm., $. 1055). Ueber Sadjen f. m. v. Weber K.⸗R. (2. Ausg.) 2, 99. 

50) f. die Citate in Anm. 48. Min. v. 20. Juni 1812 (Bogt 1, 348). 

51) Wie in Pommern (Randtagsabfchied v. 21. Aug. 1827. Bogt 1, 348). 

52) Wie in Preußen und darnad in anderen Provinzen. Die darüber ergangenen 
Berordn. bei Bord 1, 375— 378. Bogt 1, 340. 341. 

52a) Höfhing a.a. O. 1, 60 f. 83 f. — Die Strafbarkeit wird dur die 
Umftände bedingt. Das U. L.⸗R. II. 20. $. 1435 gedenft des Falles, der ald qualis 
ficirter Betrug zu beftrafen if. M. vergl. Abega im neuen Archiv des Grimin,=R. 
xl, 4 Nr. 21. S. 580 f. 630 f. 

52b) So hatte fih auch og das O.-Conſ. 1798 ausgeſprochen (Gutachten in 
Klein’s Annalen 17, 341 f. 

520) M. f. unten $. 133. Anm. 32, 383, 
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und den Namen der gegenwärtig gemwejenen Zaufzeugen, nebft den 
Namen, melde dem Kinde felbit beigelegt worden, mit eintragen ®), 
Auch muß er dabei die Angabe der Eltern oder in deren Ermangelung 
der Hebamme, vom Tage und der Stunde der Geburt bemerfen °%. 
Giebt die Mutter eines unchelichen Kindes den Vater nidht an, fo 
muß es der Vater zwar dabei bewenden laffen, zugleich aber ſich forg- 
fältig erfundigen, ob aud die Mutter das Kind zu verpflegen und zu 
ar An binlängliche Mittel habe. Finder er dabei ein Bedenken, fo 
muß er felbiged der Obrigfeit des Drts anzeigen”). Wird der Vater 
des unehelihen Kindes angegeben und befennt er fih dazu, fo fol 
dies in dem Kirchenbuche in einer Note bef. vermerft werden, das 
Kind wird aber auf den Namen dev Mutter getauft und darf nicht 
nad) dem Water genannt werden *). MWiderfpricht der genannte Vater 
der Angabe der Mutter, oder fann derfelbe, weil fein Aufenthalt ent: 
fernt oder unbekannt ift, nicht vernommen werden, fo darf der Pfarrer 
feinen Namen in das Kirchenbuch nicht einfchreiben °) Gr muß aber 
den Fall der Obrigfeit des Orts zur Unterfuhung und Obforge für 
das Befte des Kindes fofort anzeigen ®) Der Pfarrer führt das 
Kirhenbuh für feine Parobianen und bewirkt die Eintragung auf 
Grund der von ibm vollgogenen Handlung. Wenn ein anderer Geift: 
licher fraft eines Dimifjoriale getauft bat, fo trägt derfelbe den Act 
ohne Nummer in jeinem Kirchenbuche ein, während der eigentlich 
competente Pfarrer, jedoch auf Grund der erfolgten Anzeige, in ſei— 
nem Buche die Eintragung mit fortlaufender Nummer bewirkt 9), 


53) U L.-R. $. 485 (1. Entw. $. 360). Damit verb. die fpeciellen Erlaſſe 
bei Bogt 1, 362 f. vergl. Anm. 00. 

54) A. &:R. $. 486 (II. Entw. $. 361). 

55) A. 8.= N. $$. 487. 488 (I. Entw. $$. 382. 383. 11. Entw. $$. 362, 363). 

56) Der I. Entw. $$. 384. 385: „Wird der Vater des unehelichen Kindes 
angegeben, fo muß der :Prarrer denfelben darüber befragen. — Bekennt er fih als 
Bater des Kindes, fo ift fein Name mit in das Kirchenbuch einzutragen‘’: aing in 
den 11. Entw. $. 364 über und daraus in’d A. L.-R. $. 489 mit dem Zufage: den 
Namen, „ſo wie die Art, wie dies Bekenntniß an ibn, den Pfarrer, gelangt ift”.. 
eintragen. Diefe — wurde durch Circ. v. 1. und Cab.⸗O. v. 4. Septbr. 
1798 modificirt. (Stengel Beiträge 6, 378f., Rabe 5, 192. 203) und als Anhang 
$. 94 zum A. L.⸗R. Il, 2. $. 592 aufgenommen (vergl. Circ. v. 3. Mai 1304 in 
N. €. €. XI, 2165. Rabe 8, 49. Boat 1, 370 — und Cab.⸗O. v. 14. April 
1816 in v. Kampp Ann. 3, 05. DBogt 1, 370). Auch Militärprediger baben fich 
biernadh zu richten. Mil.⸗K.«O. v. 12. Febr. 1832. $. 59 (j. Anm. 31). Bon dem 
Verbote, den Namen des Baters zu führen, fann dispenfirt werden (R.v. 30. April 1839 ' 
in v. Kampg Ann. 23, 418). Ueber die Legitimation durch nachfolgende Ehe f. m. 
unten $. 141. f. aud Anm. 60 =. 

57) A. L. R. $. 490 (1. Entw. $. 386. II. Entw. $. 365). 

58) U. 2. NR. $. 491 (Il. Entw. $. 366). 

58a) A. L.-R. II. 11. $$. 496. 497 (11. Entw. $$. 370. 371, veraf. 1. €, 
$$. 428 — 430, unten $. 125. Anm. 71), vergl. Mil.⸗K.-O. v. 12. Febr. 1832, 
%. 48 (6.5. S. 83. Bogt 2, 196). Ueber diefe Eintragung in Fällen, da auss 
wärtige Geiftliche auf Grund von Dimiſſorialien Inländijcher Geiftlichen Taufen u. |. w. 
vornehmen, |. m. die B. des Eult.Min. v. 23. Novbr. 1864 —— Nr. 291. 
K. A.«B. v. Weftfalen 1865 S. 17, von Schlefien 1865 S. 14). — lleber die Eins 
tragung der Geburten der einer geduldeten, mit einer eigenen Kirchenanftalt verjehenen 
Deligionspartei Angehörigen f. m. oben $. 26. ©. 125. 

Jacobfon, evang. Kirhenredt. 32 
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Die aus dem gehörig geführten Kichenbuche über Tanfen unter 
dem Kirchenfiegel ertheilten Zeugniffe find den gerichtlichen Atteften 
gleich zu achten “) und beweifen daher wte öffentlihe Urkunden ®). 
Ueber die Sorgfalt und Gewiffenhaftigfeit der Geiftlihen bei Aus- 
ftellung der Zauffcheine °*), in welden Fällen dazu ein Stempel zu 
verwenden und in welchen Fällen fie gebührenfrei auszufertigen find, 
ift Durch eine Menge fpecieller Borfchriften beftimmt °). 

Die Taufgebühren pflegen durch die Stoltaren feftgejegt zu fein. 
Daß für die Taufe unehelicher Kinder nicht höhere Gebühren gefordert 
werden dürfen, iſt ausdrücklich vorgefchrieben ®), wie auch für eine 
Haustaufe, wenn dieſelbe durch den Notbftand des Täuflings bedingt 
wird, nur der gewöhnliche Gebührenfag zu entrichten ift ®). 


g. 118, 
Die GConfirmatfion '). 


In der apoftolifhen Kirche wurde der Täufling zugleich geſalbt 
und gefegnetz Später wurde Salbung und Handauflegung von Der 
Taufe gelondert und als eigenes Sacrament der Firmung (confirmatio, 
consignatio) zur Beftätigung der Taufe und Befeftigung im Glauben 
angenommen. Die Neformatoren Fonnten diefen nicht von Chriſtus 
eingefegten Act nicht al8 Sacrament beibehalten, um fo mehr aber 
erihien ihnen der Unterricht der Jugend (der Katechumenen) und eine 
darauf. folgende Eonfirmation mit der Ertheilung eines fürbittenden 
Segens, zugleich als Vorbereitung zum Empfange des heil. Abend- 
mahls, durchaus angemefjen?). Die Katehismusübungen wurden daber 


59) X. 8.0. 1. 10. $. 128. Wenn diefelben für das Ausland beftimmt find, 
müffen fie in Betreff der Unterfchrift von der Negierung Lbegfaubigt werden. V. der 
Neg. Aachen 13. Mai 1818 (AB. S. 211), Gumbinnen 2. Aug. 1819 (A.⸗B. ©. 
688), Danzig 15. Septbr. 1819 (A.:B. S. 469). 

60) Ueber den Beweis der ehelichen Abftammung f. m. den Mechtsfall in den 
neuen Archiv von Sommer und Boele X, 4 (1844). S. 579 f. Ueber die Beis 
bringung des Tauf- und bez. Copulationsfheins der Eltern zur Geltendmachung von 
GErbanfprühen f. m. Erf. v. 21. April 1852 (Strietborft Arhiv 6, 109 f. 
Vogt 1, 370. Altmann Praxis S. 707). 

60 h) Deshalb ift auch bei den Tauffcheinen für durch nachfolgende Ebe fegitimirte 
Kinder die unehelihe Geburt und fpätere Legitimation zu vermerken (Erl. des Conſ. 
Berlin und der Neg. Potsdam v. 30. Septbr. 1831, 6. Juni 1850). 

61) M. f. dieſelben bei Fürſtenthal Sammlung 4, 425 f. Vogt 1, 374 f. 
Bord 1, 147. 148. 151 f. 510. Ueber die dabei zu führenden Negifter j. m. Circ. 
v. 8. Decbr. 1826 in meiner Geld. I, 2. Nr. XCI. 

62) Circ. v. 9. Febr. 1768 (N. C. C. IV. Nr. VUL Boromsfi Kirchenregis 
ftratur S. 156). 

63) R. v. 24. Detbr. 1860 (Uftenft. des D.K.:R. 15, 314. 415). 


1) 3. 8. Bachmann die Eonfirmation der Gatechumenen in der evang. Kirche. 
Abth. I: Die Gefhichte der Einführung. Berlin 1852. (Mehr ift nicht erfchienen.) 
Höfling Sacrament der Taufe 2, 347 f. verb. 1, 148 f. 2, 315 f. über das 
Katechumenat. 

2) Bachmann S. 21 f. Lutheriſche und reformirte Theologen erkannten gleichz 
mäßig darin eine unwiderftehliche Waffe gegen die Anabaptiften. 
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auch alsbald allgemein üblih, die fürmliche Einführung der Confirma— 
tion erfolgte dagegen nur theilweiſe und verfiel jelbit hie und da ſpä— 
terhin wieder ’). So ging fie in der Mark, wo fie im Gebrauche ge: 
wejen mar, unter, da Die Agende von 1572 fie fortgelaffen hatte. In 
Frankfurt a. d. O. wurde fie aber 1650 bergeftellt‘) und darauf durch 
Reier. v. 18. Octbr. 1660 förmlich angeordnet’). Die allgemeinere 
Aufnahme erwirkte jedoch erft Spener’s Eifer und großer Einfluß ®), 
freilich zum Theil nur jehr allmählig, wie in Preußen 1718, in 
Sachſen 1773 und anderweitig”). Uebrigens bedurfte es vielfach, 
zumal bei den Reformirten, nur einer vollftändigeren Entwidelung der 
Gonftrmationshandlung felbft, da ein Hauptbeftandtheil derfelben, die 
auf Grund eined genügenden Unterrichts erfolate Ableguug des Bes 
fenntniffes vor der Gemeinde, ſchon längft in Uebung war ®). 

Die Eonfirmation oder Einfegnung erjcheint in Preußen feit dem 
18. Jahrh. als eine beftehende Ordnung, auf welche auch in allgemei: 
nen Gefeßen Bezug genommen wird’) Speciellere Beftimmungen 
ergingen Darüber nicht und wurden aud in’ A. L.-R. nicht aufge: 
nommen. Die mehr beiläufigen Dispofitionen des Geſetzbuchs“) gaben 
aber fpäter den Behörden genügenden Anhalt, die nothwendig gewor⸗ 
denen beſonderen Vorſchriften zu erlaffen "). Eine rechte Uebereinſtim— 
mung fehlte jedody in den einzelnen Landestheilen, jo daß es dem 
Kirchenregiment obliegen mußte, Ddiefelbe mit der Zeit herbeizuführen, 


3) Bahmann S. 55 f. Ueber den Urſprung in Pommern 1545 auf der Sp: 
node zu Stettin ſ. m. Dtto in der Monatöfhrift für die ev. sfuth. Kirchk Preußens 
VI, (NRaugard 1853) S. 277 f. verb. S. 193 f. verb. Bachmann S. 80. 81. 


4) Bachmann S. 136. 

5) Mylius C. C. March. I, 1. No. XXVI, Fol. 372. Damit verb. das Gons 
firmationsformular (zunähft für die S. Nicolaigemeinde in Berlin) v. 17. März 1691 
(Porft Auszug aus den preuß. Edicten S. 31. 137 f.). 

6) Bahmann ©. 138 f. 

7) 3. v. 2. Mai 1718 für Preußen bei Grube C. C. Pruten. 1, 121 f. vergl. 
Bahmann S. 216 f. — Ueber Pommern B. v. 6. Juli 1735 (a. a. O. ©. 2%. 
221). — Bon Sachſen v. Weber fühl. K.:R. 2, 102 (2. er Ya Bachmann 
S. 223. — Wegen Weſtfalen ſ. m. z. B. meine Geſch. IV, 3. Urk. S. 252, 
Mr. 11. 


8) Die Details für Rheinland, Weſtfalen, Schleiien u. f. w. bei. Bachmann 
S. 73 f. 


9) M. ſ. z. B. das General-Land-Schulreglement v. 12. Auguſt 1763. * 26. 
(Bei der jährlichen Kirchenvifitation find beim Schuleramen die Kinder vorzuftellen, 
welche in den Schulen tüchtig geworden, vom Prediger zum beit. Abendmahl näher 
zubereitet zu werden u. |. ws. Ediet v. 28. Januar 1773 wegen Ginfchränfung der 
Feiertage $. 4. (Wenn e8...... üblich gewefen fein jollte, die zum Abendmahl zubes 
reitete Jugend am grünen Donnerstage vor der Gemeinde zu prüfen oder einzufegnen; 
fo fol diefes von nun an auf den Charfreitag verlegt werden) und ganz bei. die Anz 
— 9. April 1794. $. 8. 11. 12 (Nov. C. C. IX. Nr. 37. Bogtll, 
308. 310). s 


10) Dabin gehören namentlicdy die Feſtſetzungen über die Nothwendigfeit eines ges 
nügenden Schuls und Neligionsunterricht3 im A. L.-R. II. 12. $$. 46. 48; über 
die Verpflichtung der Eltern, dafür zu jorgen Il, 2. $$. 75. 681. 754; desgleichen 
der Vormünder II, 18. $. 311, der Xebrberren 11, 8. $. 204 u. a.; fo wie die Vors 
fchrift über das Discretionsjahr u. f. w. (j. den folg. $.). 

11) Die widtigften bei Für ſtenthal Sammlung 2, 613 f., Bord 1, 407 f., 
Bogt 1, 312 f. ’ 
32 * 
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was bei der Verfchiedenheit der Gefammtbildung in den verfchiedenen 
Provinzen jelbft nicht geringe Schwierigkeiten machte. 

Die Eonfirmation befteht gegenwärtig als eine organiſche Einrich- 
tung der evang. Landeskirche, fo daß allgemein für jeden evang. 
Ehriften die Pflicht vorhanden ift, eingefegnet zu werden. Mit Rüd- 
fit auf die beftehende Geſetzgebung (Anm. 10) ift daher der Grundfag 
ausgefprohen, Daß wie zum Beſuche der Schule auch zur Theilnahme 
am Gonfirmandenunterrichte Direct genöthigt werden könne '*), obichon 
in vielen Fällen nur indirect, namentlih durch Verweigerung des 
Schulentlaffungszengniffes *), hierbei eingewirft werden kann “). Bon 
großer Wichtigkeit iſt in. Diefer Angelegenheit die Bedeutung, welche 
den Eonfirmationsjcheinen beizulegen if. Im Zweifel ift die 
Vorlegung derfelben zu fordern bei der Uebernahme einer Pathenftelle 
oder der Zulaſſung zum Heil, Abendmahle'), bei dem Eintritt in einen 
Dienft '), bei der Begründung eines eigenen Hausftandes '”) u. f. w. 
Der Confirmationsſchein ift als ein öffentlihes, mit dem Kirchenftegel 
befräftigted® Zeugniß von dem betr. Pfarrer unentgeldlih auszufertigen 
und muß den Namen, das Alter und den Einfegnungstag des Con: 
firmirten enthalten). 

Die Erforderniffe zur Ertbeilung der Gonftrmation find der Nach— 
weis der erfolgten Zaufe, Das legitime Alter”) und genügende 
Kenntniffe. 





12) R. v. 21. April 1834, 25. Febr., 19. April und 10. Juni 1838 (v. Kampp 
Ann. 19,°300. 22, 362. 662. 925. Bogt 1, 315.g. 317.1. 318, n. 319. o.). Eirc. 
des Conſ. Münfter v. 26. Mai 1846. 

13) M. f. deshalb V. rbein. Synode $. 28. Vergl. meine Abhandl. über die 
Arten der Neligionsgefellfchaften u. f. w. in Dove’s 3. f. K.⸗R. I, 435 f. 

14) Daß die Hilfe der Polizei möglichit wu vermeiden fei, beftimmen auch das 
Circ. ded Min. v. 30. Octbr. 1846, des D.:K., Mathe v. 29. Juli 1852. 

15) M. f. 3. B. Magdeb. K.⸗O. 1739. Cap. 3. $. 7. Nevid. Entw. des Prov.s 
M. v. Mandeburg $. 270. V. v. 17. Februar 1817, N. v. 12. März 1827 u. a. 
(FZürftentbal 2, 634. 654). f. den vorig. $. Anm. 44. 

16) Dies ift in vielen ®. declarirt, zugleich mit der Zeftimmung, daß die Herr 
* die Sorge für die Confirmation übernimmt, wenn das Kind noch nicht einges 
egnet fein follte. Vergl. auch GewerbesD. v. 17. Januar 1845. $. 148 (G.⸗S. 
S. 69). NihtsConfirmirte follen möglihft von Uebernahme eines Dienftes abgehalten 
werden. Um dem Abfall vom evang. Glauben zu begegnen, ift dafür zu forgen, daß 
mittellofe evang. Kinder während des Gonfirmandenunterrichts bei evang. Heriſchaften 
untergebracht, oder daß eigene Gonfirmandenhbäufer errichtet werden. M. ſ. VII. 
weftf. Syn. Beichl. 188. VII. Syn. Beſchl. 60. Erlaß des Conſ. Münfter v. 
15. Mai 1854 (in Weftfafen beftebt eine ſolche Anftalt für die Didcefe Paderborn in 
Höxter). Erf. des Gonf. Pofen v. 10. Juli 1854, Breslau v. 7. Auguſt 1854. Weber 
das Confirmandenbaus zu Bäslack in Dftpreußen f. m. die Berichte im Guftaus Adolf s 
Boten für die Provinz Preußen. 

17) M. f. Min.cR. v. 20. Jan. 1820. — 111. weftf. Syn. Befchl. 178, beftäs 
tigt 25. Juni 1842. DB. der Meg. Marienmwerder v. 31. Dechr. 1842. — Bor dem 
Aufgebote haben beim Brauteramen die Geiftlichen darauf zu achten (j. unten $. 138. 
Ann. 22). Vergl. V. rbein. Syn. $. 29. 

18) Mehrere V. bei Fürftentbal S. 652 ff. u. a., vergl. den Anm. 25 cit. 
Erf. v. 1863 11. E. Daß folche Scheine nicht von Belenntniffe abweichende Grunde 
fäge enthalten, ift vom Gonf. zu Magdeburg am 12. Februar 1847 eingefchärft. 

19) Daber wird die Beibringung des Taufſcheins nothwendig. Circ. der Reg. 
Marienwerder v. 26. Febr. 1845 (Min.⸗Bl. des Inn. S. 61. Vogt 1, 319). 
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Da das zurüdgelegte 14. Jahr als annus discretionis gilt *), 
wird Ddaffelbe auch allgemein für die Konfirmation gefordert‘), Da 
der vorhergehende Unterricht in der Regel 2 Semefter dauern foll, 
darf eigentlich fein Kind vor zurücgelegtem 13. Jahre dazu angenoms 
men werden *), fall es nicht länger als ein Jahr dem Unterrichte 
beimohnt *). Was übrigens diefen Unterricht betrifft, fo war derſelbe 
früher fehr verfchieden, bis das Eirc. des Min. v. 17. Februar 1821 
die vorhandenen Mißbräuche abfchaffte und die allgemeine Anordnung 
traf, daß fein Kind confirmirt werden dürfe, welches nicht 2 Semeſter 
hindurch den gewöhnlichen Unterricht des Geiftlihen unausgefegt, und 
in dem leßtern auch den den Gonfirmanden bei. zu ertbeilenden Bors 
bereitungs Unterricht genoffen hat. Der gewöhnliche (Katechumenen ») 
Unterricht ift das ganze Jahr hindurd, infofern nicht örtliche Umftände 
eine Unterbredhung nöthig machen, wöchentlich in 2 Stunden, der zur 
Gonftrmation vorbereitende aber 6 Wochen hindurch wöchentlih in 3 
bis 4 Stunden zu ertbeilen, während welcher der gewöhnliche Unter: 
richt ausfallen kann *). An diefe Feſtſetzung ſchließen fih die fpäteren 
Erläuterungen und Ergänzungen der höchſten Behörden und Gonfifto- 
rien an *). Diefelben beziehen ſich insbefondere auf die Zahl der 
aleichzeitig zu unterrichtenden Kinder, welche auf 50 befchränft zu fein 
pflegt *); Ddesgleichen auf die beim Unterrichte zu brauchenden Lehr— 
bücher, welche von den Eonfiftorien “), bez; in Uebereinftimmung mit 


20) A. 8.:R. II. 2. $. 84. f. den folg. $. 


21) Die Annahme eines höheren Alter (m. f. 3. ®. über das 15. Jahr IX. 
rhein. Syn. $. 75) unterfiegt ſchwer zu befeitigenden ein. 


22) V. der wefter. Reg. v. 26. Juni 1814. Nr. 3 (Bord 1, 408) u. v. a. 
Circ. v. 2. Auguſt 1827. 


23) B. v. 1814 (vor. Anın.). Nr. 4 u. a. m. Die rbein.sweftlf. 8.D. 6. 107 
fhreibt aber vor: „Vor zurüdgelentem 14. Jahre foll fein Aind zur Gonfirmation 
zugelaffen werden. Wenn ein Kind in diefem Alter confirmirt wird, muß ed den Ins 
terricht weniaften® 2 Jahre ununterbrochen genofien haben.” Dazu fügt noch das 
Min.s®. v. 25. Auguſt 1853. Ar. 35: „Wo berfümmlich ein höheres Alter zur Con⸗ 
firmation erfordert wird, da foll dies aufrecht erhalten werden.‘ verb. Anm. 25. 


24) v. Kamptz Ann. 5, 84. Bord 1, 412. 413. Vogt L, 312. d. 


25) M. f. die Anm. 11 cit. Sammlungen. Damit verb. bef. die rbein. K.⸗O. 

68. 103— 111 und dazu den ausführlichen Erf. des Conſ. Münfter v. 29. Auquft 

1863 (R. A.⸗B. Nr. 23. 24. Stiebl Gentralblatt Nr. 276. S. 713— 722). Der 

Unterricht ift darnach weniaftens ein 2jähriger, einfchließfih des bei. auf 4 Monate 

normirten Confirmanden⸗Unterrichts und darf auch nicht fpäter ala mit dem intritte 

a > Lebensjahr beginnen —. Ueber das Fatechetifche Verfahren f. m. den cit. 
ll. 4 


26) So ſchon nad früberen V. 3.8. der Reg. Liegnitz v. 7. Decbr. 1812 (A.⸗B. 
S. 41). — Rbein. K.sD. $. 105. Dazu beftimmt das Min.R. v. 25. Aug. 1853. 
Nr. 34, daß in Notbfällen die Ueberfchreitung diefer Zabl für einen Eötus geftattet 
werden fann. verb. den (vor. Anın.) Erl. v. 1863. 1. C. 


27) Neben der heil. Schrift, dem Luth. refp. Heidelb. Katechitmus und dem Ges 
I pi follen die von den betr. Eonfiftorien approbirten Lehrbücher allein dem Unter⸗ 
richt zum Grunde gelent werden. M. f. Erlaß res Conf. Königsberg v. 22. Mat 
1840, 4. März 1856 (Bord 1, 423. Amtl. Mittbeil. Nr. 92), Berlin 3. März 
1853, Stettin 2. Febr. 1854, Magdeburg 7. Mai 1852, 31. März 1855. 
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den Provinzialfonoden ?°) zu genehmigen find *); auf Die Befeitigung 
von Störungen einer gefegneten Ertheilung des Unterrichts °), wie auf 
die Ertheilung der Dispenfation von den Erforderniffen zur Gonfirs 
mation., Das Recht zu dispenfiren ſteht den Eonftftorien zu *), welche 
mit höherer Genehmigung *) theilweife den Superintendenten daffelbe 
dDelegirt haben. In Betreff des Alters bejchränft fich dies bis auf 
3 Monate vom legitimen Zermine ®), vüdfihtlid der Kenntniffe ent— 
iheiden regelmäßig die Gonfiftorien felbft *%. Den Supertintendenten 


28) Rhein. K.⸗O. $. 106. — Für Weftfalen f. m. das Verzeichniß der von den 
Spnoden 1841 — 1853 beurtbeilten Katechismen u. f. w. in den Verhandl. der VII, 
Syn. Anlage F. S. 83— 86; ferner VII. Son. ©. 57. 58. 112 f., VII. Son. 
©. 25. 03. 112—114, X. Son. Beſchl. 124 und ©. 77. verb. Erl. des Conſ. 
Münfter v. 23. Kebr. 1854, — Wegen der Nbeinproving f. m. Syn. II. $$. 16. 35, 
111. $$. 22. 52—54. 59. vergl. 71, IV. $. 47, V.$. 82, VII. $. 28, VII. $$. 
095. 110, IX. 6$. 43. 50. verb. Erf. des Gonf. Coblenz v. 19. Juni 1854. Der 
1859 zu Stande gefommene Unionsfatehismus (f. $. 7. S. 21. Anm. 9=) ijt 
allen Gemeinden zur Einführung verftattet (f. XI. Syn. $. 98). 

29) Der Pfarrer darf nur mit Eriaubniß des Presbpterii, ftatt des bieher in der 
Semeinde nebrauchten Katechismus einen andern der von der Prov.⸗Syn. genehmigten 
Katechismen einführen (IN. weſtf. Syn. Beſchl. 102, beftätigt 25. Juni 1842). Beim 
Religiondunterrichte muß der Geiftliche immer einen von der Syn. genehmigten Kates 
chismus zu Grunde legen. Wo 2 Geiftliche an einer Gemeinde fteben, haben fie den 
felben Katechismus zu brauchen; nur bei combinirten Gemeinden ift vorläufig der Nes 
beneinandergebrauch des Yutb. und Heidelb. Katechismus nachgegeben (IV. weftf. Syn. 
Beſchl. 15 — 17, beftätigt 5. März 1847; verb. VII. Syn. Beſchl. 40. 41. 92— 95. 
237 , genehmigt 17. Aug. 1854. Hagens K.-O. ©. 72. 73). Dictate oder fchrift- 
liche Leitfäden find verboten (111. Syn. Pefchl. 98). 

30) Dabin gehört nicht nur die Sorge für die regelmäßige Theilnahme der Con— 
firmanden (ſ. Anm. 12. 14), jondern auch Idas Verbot des Tanzunterrichts während 
der Zeit des Unterrichts, felbft mit Androhung des Ausfchluffes bei der nächſten Con— 
firmation (Erl. des Gonf. Breslau v. 2. Juli, Münfter v. 19. Juli, Königsberg v. 
15. Septbr. 1853. verb. mit dem Circ. der Neg. Magdeburg v. 17. Febr. 1853 im 
Min.eBl. des Inn. S.82. Vogt 1, 320. t.). lebrigens follen die 2 ſchulpflichti⸗ 
gen Kinder zugleich die Schule befuchen. (M. ſ. z. B. die Erlaſſe bei Bord 1, 
429 f. u. v. a.). Ueber die deshalb zu beftimmenden Unterrichtäftunden ſ. m. B. der 
Neg. Potsdam 8. Novbr. 1812 (A.⸗B. 5. 483) u. v. a. Erl. des Min. v. 16. , des 
O.⸗K.«R. dv. 20. Octbr. 1860; veral. Conſ. Königsberg 2. Novbr. 1860 (Amtl. Mittb. 
Nr. 294). Münfter 6. Novbr. 1860 (K. A⸗B. 1861. Nr. 5), 29. Aug. 1863. 1. A. 
Min. v. 5. Mai 1862 (K. A.-B. der Nheinprovinz Nr. 13). 

31) f. oben $. 40. ©. 175. Nr. 25. 

32) M. f. außer frübern Specialbeftimmungen das Circ. v. 14. Auguft 1848 
(Min =D. des Inn. S. 268. Vogt 1, 320). 

33) Circ. der oftpr. Reg. v. 13. März 1822 (Bord 1, 429), des Gonf. Berlin 
29. Mai 1837 (v. Kamptz Ann. 21, 410. Boat 1, 316), erneuert 23. Febr. 1856, 
Breslau 4. Febr. 1847 (Vogt 1, 319. r.), Poſen 18. Dechr. 1852. In Sachen 
dispenfirt das Conſ. felbft, aber nur in den dringendften Fällen. (M. 1 Verf. v. 
24. März 1859 in Stiehl’s Gentralblatt Nr. 148. S. 457. 498.) ben fv in 
Weftfalen (Erl. des Conſ. v. 11. Febr. 1860 im K. A.«B. Nr. 7), desgf. der Rheins 
provinz, wo aber in jedem Falle fich der betr. Pfarrer und das Presbyterium für die 
Vewilligung ausgefprochen baben müffen (11. rhein. Syn. $. 67. IV, Son. $. 3. 
vergl. IX. Syn, 3: 75). 

34) Dies geſchieht überbaupt nur in den he ar gar Farin Wange und dann felbft 
von der Kenntniß des fertigen Lefens. M. f. 3. B. 7. der weſtpr. Meg. v. 26. Juni 
1814. Nr. 5 (Bord 1, 408. 409). Wegen der Taubftummen, Blinden und Schwach: 
finniaen f. m. Erl. des Conſ. Königsberg v. 21. Dechr. 1858 (Amtl. Mitth. Nr. 214), 
Münfter 1803 (Ann. 25). I. A. Ueber die fonft erforderlichen Kenntniſſe ſ. m. 
1. ©. das Girc. des Conſ. Berlin v. 30. April 1858 (v. Kampp Ann. 22, 363. 
Vogt 1, 318). 
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liegt e8 deshalb ob, die ihnen von den Pfarrern mitzutbeilenden An— 
träge nach beſtimmten Rubriken den Conſiſtorien zu der ihnen geſetzten 
Friſt zur Beſchlußnahme vorzulegen *). 

Der aus der römiſchen Kirche, in welcher dem Biſchofe die Fir— 
mung gebührt, entlehnte Gebrauch, den Superintendenten die Cou— 
firmation au teferviren *), befteht in Preußen nicht mehr. Jeder Pfar— 
rer”) ift berechtigt, die Kinder feiner Parochianen einzufegnen, Kin— 
der, deren Eltern nicht zu feiner Parochie gehören, ‚darf fein Geift- 
licher conflrmiren, wenn nicht der competente Pfarrer das Dimifforiale 
ertheilt oder das Gonfiftorium dies befonders geftattet Hat), injofern 
nicht herkömmlich Ausnahmen beftehen “»). Sonſt ift es noch zulaͤſſig, 
Kinder aus fremden Parochien zu confirmiren, wenn Ddiefelben ſich 
wejentlih d. h. als Lehrling, Geftnde, Glied einer Familie oder in 
einer Schuls und Penfionsanftalt in der Parochie des Geiftlichen auf 
halten, die Schule der Parochie gehörig befuchen, zwei Halbjahre am 
Gonfirmanden = Unterricht Theil genommen und ein Zeugniß über das 
geſetzliche Alter beigebracht haben 9), Das Dimifforiale ift unentgeld: 
lich zu ertheilen *), die Gebühren für die Gonftrmation felbit aber, 
nach der Taxe des Kirchivield, fallen dem Geiftlichen zu, der den Con— 
firmanden unterrichtet und eingefegnet hat, und find, wenn verfchtedene 
Geiftliche, wie in Folge einer eingetretenen Vacanz oder eines Um— 
zuges des Kindes, dabei thätig waren, pro rata temporis des Linter- 
richts unter denfelben zu vertheilen ®). 

In der Regel wird jährlih nur einmal confirmirt und nur da 
zweimal, wo die Befchaffenbeit der Parochie und bef. örtliche Umftände 
es nothwendig machen *). Der Gonftrmation muß eine Prüfung vor— 
hergeben *), deren Zrennung von der Einfegnung, wie der leßtern 


35) M. f. Circ. des Conf. Berlin v. 29. Mai 1837 (v. Kampk Ann. 31, 410, 
Boat 1,316), des Conſ. Köninsberg v. 3. Novbr. 1856 (Amtl. Mitth. Nr. 122). 
Schmidt der Wirkungsfreis des Superintendenten S. 130— 132. 

36) Balthasar jus pastorale 1, 369. vergl. Richter K.⸗R. $. 164. Anm. 2. 

37) Wahlfähige Kandidaten fünnen in vacanten Gemeinden den Katechumenen 
und Konfirmandenslinterricht ertbeilen. III. rbein. Syn. $. 57. 

38) Daß die Parochiafpfliht auch bei der Konfirmation maafgebend ift, folgt aus 
dem oben $.63. 9.254 Mitgetheilten. Ausdrüdlich war dies fchon für Brandenburg 
im Reglement von 1807 ausgeſprochen (B. der Reg. v. 8. Nov. 1812. Nr. 5. A.«B. 
Potsdam S. 483), desgl. für Schlefien durch V. der Meg. Liegnig v. 7. Decbr. 1812 
g. (A.⸗“B. S. 441), B. des D.:Präf. v. 29, Juli 1832. 8.10 (6. Kamp Ann. 16, 
035. Vogt 1, 314). 

39) j. oben S. 255. Anın. 32. Aehnlich in Pommern nach dem Erf. ded Conſ. 
v. 18. Mai 1854. 

40) Min.⸗R. v. 21. April 1834 (v. Kampk Ann. 10, 390, Boat 1, 315.8.). 
Def. des Conſ. Königsberg v. 30. Jull 1834 (v. Kamptz Ann. 18, 713. Bord, 
413. Vogt 1, 315. h). Darnach auch andere Gonfiftorien z. B. Stettin im Erl. 
v, 18. Mai 1854. Vergl. rbein. 8.:D. $. 109. V. weflf. Syn. Beſchl. 128, 

41) Es folgt dies daraus, daß das U. =: R. für die Confirmation feine Stofls 
gebühren beftimmt bat (f. oben $. 63. ©. 254). 

42) Verf. des Eon. Königsberg v. 8. Septbr. 1856 (Amtl. Mitth. Nr. 116.) 

43) Erl. des Min. v. 26. Juli 1841, des O.-K.-R. v. 28. Juni 1852. 


44) Die vor der Gemeinde abzuhaltende Prüfung ift ſchon zeitig verordnet (f. 
Anm. 8 cit.), Nach der rhein. 8.=D. $. 110. verb. $. 14 D. wird die Prüfung in 
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vom heil. Abendmahle bald geftattet, bald verordnet ift *). Die Eon» 
firmation ſelbſt gefchieht in der Kirche *) vor der verfammelten Ge: 
meinde unter Ertheilung des Segens, mit Wiederholung ded Tauf- 
gelübdes *) Der Termin ift nad der Obſervanz verſchieden ®). 


Die Geiftlichen find verpflichtet, bef. Gonfirmandenregifter zu 
halten ®). 


Die confirmirte Jugend jelbft muß fortwährend ein Gegenftand 
eifriger Seelforge bleiben. Daber find die fhon früher üblichen Kate: 
. Gifationen mit den Gonftrmirten ®) neuerdings wieder allgemeiner 
empfohlen und eingeführt ®'). 


Gegenwart des Kirchenvorftandes gehalten, welcher nach derfelben beftimmt, ob der 
Geprüfte würdig ſei aufgenommen zu werden. Der Abgewiefene bat die Berufung an 
den Superintendenten. Wo es gewuͤnſcht oder erbaufich gefunden wird, fann die Prüs 
fung auch vor der Gemeinde geicheben. 


45) Empfohlen wird die Trennung durh Circ. v. 29. Aug. 1836 (v. Kamptz 
Ann. 20, 346. Vogt 1, 315. i.), Verf. des Conf. Königsberg v. 20. Septbr. 1836 
(meine Geſch. 1. 2. Urk. CXIV. Bord I, 414). Wo die Verbindung nicht bers 
kömmlich ift, ift fie nicht zu geſtatten. M. ſ. über Meftfalen (1. Syn. S. 37. Verf. 
des Min. v. 29. Aug. 1836, veral. Conſ. Münfter 29. Aug. 1863. II. D). 


46) Rhein, K.O. $. 111. Zu einer Gonfirmation in einem Privatbaufe bedarf 
ed nad der cit. 8.=D. der Grlaubniß des Superintendenten, welcher diefelbe nur in 
dringenden Fällen ertbeifen wird, und ift bei folcher Confirmation auch die Gegenwart 
des Presbpterii erforderlich. 


47) Ueber die Form f. m, die Anweifung von 1794 (Anm. 9 cit.), dann die 
Landesagende II, T—11. Das in bderfelben mitgetbeilte Kormular wünſcht die rbeis 
niſche Kirche geändert zu feben, doc find die desfallfinen Vorfchläge bisher nicht ges 
nebmigt (rbein. Syn. IX. $. 145. X. $. 127. XI. $. 126). 


48) Früher war der Sonntag Quasimodogeniti fehr gewöhnlih (Balthasar 
jus pastorale 1, 369. 2, 211) und für Neus Borpommern ift derfelbe vorgejchrieben 
(3. der Reg. Stralfund 16. März 1822 im A.-B. S. 190). Ueber die Verlegung 
auf den Cbarfreitag f. m. Anm. 9. In Poſen ift durch Circ. v. 5. März 1832 
meine Geſch. I. 2. Urf. Nr. CXXXVI. 5. 230) ein anderer Termin angeordnet. 

egen die Abhaltung an einem Fefttage erklärt fi das Conſ. Coblenz 18. April 1856 
(j. 1X. rhein. Syn. $. 45. verb. II. Syn. $. 67). Das Conf. Münfter (29. Auguft 
1863. II. C) empfiehlt die öfterliche Zeit, bef. Palmarum, Quasimodogen., Miseri- 
eordias Domini. Wo im SHerbfte confirmirt wird, foll es in Dftpreußen vor Martini 

eſchehen (DB. der Reg. Königsberg v. 12. Dechr. 1827 (U.:8. S. 19. Bord 1, 
29), Circ. des Con. v. 16. Mai 1838 (meine Geh. 1. 2. Urk. Nr. CXXI. 
Bord 1, 417) oder nach Bedürfniß im Septbr. (V. v. 3. Januar 1865. Amtl. 
— — 472). M. ſ. noch überhaupt v. Mofer allgem. K.⸗Bl. 1857. 


49) M. ſ. Er V. der Reg. Stralfund v. 6. Mai und 9. Detbr. 1821 nebft einem 
Schema im A.⸗“B. S. 158. 388. (Fürftentbal 2, 637 f.), des Conſ. Königsberg 
v. 26. Zuli 1819. Nr. 10, v. 22. Mai 1840 (Bord 1, 412. 428), Mega. Polen 
11. Nov. 1819 (Bogt 1, 363). — Rhein. K.⸗O. $. 145. Nr. 3. 


50) f. oben $. 113. 


51) Vergl. wegen der Prüfung der in den 3 letzten Nabren Gonfirmirten das Eirc. 
des Gonf. Brandenburg v. 18. Xebr. 1833 (v. Kampg "nn. 17, 89. 90). Erf. des 
Conſ. Königsberg v. 20. Detbr. 1856 (Amtl. Mitth. Nr. 120, veral. Nr. 20), 
2 = Auguft 1863. III (verb. weftf. Syn. IX, 28 f. X, 29). Rhein. Son. 


wy-_ 


or 
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8. 119, 
Der Confeſſionswechſel. 


Durch die Confirmation, welcher die Taufe vorbergegangen fein 
muß, erfolgt der Eintritt in Die evang. Kirche. Die rechtliche Mög— 
fichfeit dazu war mit der Anerkennung der Kirche der evang. Refor: 
mation in Deutichland durch den Religionsfrieden erworben, während 
vorher nur die römische Kirche zur Aufnahme von Gonvertiten ‚befugt 
war und der Austritt aus ihr ſchlechthin als Abfall vom Ehriftenthume 
betrachtet wurde. Der Uebertritt eines Getauften zu einer nicht hrifts 
lichen Religionsgemeinfhaft (apostasia fidei) blieb dagegen auch feit 
dem 16, Jahrh. wie überall, fo auch in Preußen, unzuläffig, bis Fries 
drich II. dies änderte). Demgemäß beftimmte das A. L.-R.?): 
„Jedem Bürger des Staats, welchen die Gefege fühia erkennen, für 
ſich felbft zu urtheilen, foll die Wahl der Religionspartet, zu welcder 
er fich halten will, freiſtehen“). Die dabei in Bezug genommene 
Stelle des Gefeges ’) hat das zurüdgelegte 14. Jahr als annus dis-_ 
eretionis feftgefegt %). Demungeactet wurde der Uebertritt zum Judens 
thume nicht erlaubt?) und erft feit 1848 zugelaſſen “). Dagegen ift 
wie der Lebertritt von der evang. zur römiſch-katholiſchen, fo von Dies 
jer zu jener unbedenflih, wenn dabei niht Profelytenmaderei 
im Spiele ift®). Nachdem ſchon früher desfallfige Verbote ergangen 
waren”), bejchränkte fih das A. L.-R. auf die Vorfchrift: „Keine Res 


1) Berliner Monatsfchrift 1786. S. 152. Preuß Friedrich II. III, 220. 221. 


2) A. L.-R. II. 11. $. 40, wiederholt aus dem I. Entw. $. 36. Die Aendes 
rung des II. Entw. $. 31 „ſoll die Wahl der hriftlichen Neligionspartei — freis 
ſtehen“ wurde nicht beliebt ; vergl. A. L.-R. II. 11. $. 1 ff. und dazu meine Ab 
bandlung: Ueber die Arten der Neligionsgefellfchaften..... in Preußen, in Dove's 
3. fe RR. 1. Nr. Xi. 


3) A. L.⸗R. 11.2. $. 74 f. (1. und II, Entw. Abtb. I. Tit. 11. $. 42 f.) 


4) Eine gemeinfchaftliche Beſtimmung über den Termin des Enticheidungsjabrs 
glebt es nicht. Bei Gelegenheit eines Streites zwifchen beiden Eonfeffionen darüber 
1650 (Meiern acta pacis executionis II, 804. 813) fonnte man fich nicht einigen. 
Endlih proponirte ein Conclusum des Corpus Evangelicorum v. 12. April 1752 
(Schaurotb die Conel. Corp. Ev. 111, 997) das vollendete 14. Jahr, welches aber 
das Corp, Catholicorum nicht annabm (a. a. DO. 999. 1000). In Preußen war fchon 
früber das 14. Jabr anerkannt, durch DB. v. 5. April 1756 aber das 21. Jahr fefts 
geſetzt. Für DOftpreußen bebielt man indejjen das 14. Jahr bet (Inftr. v. 30. Juli 
1744. Sect. I. $. 6. Nr. 16 im N. C. C. V, 3. 1774. Nr. 5l. ©. 355), was zwar 
das R. v. 6. Febr. 1775 (a. a. D. 1775. Ar. 5. 5. 45) revocirte, aber doch das 
R. v. 5. Novbr. 1778 (a. a. D. v1. Nr. 41. 5.1351) wieder berftellte. Dielen folgs 
ten auch die Nedactoren des U. L.⸗R. 


5) Cab.-O. 1814, 18. März 1818, 21. u. 28. Dechr. 1834. 

6) f. oben $. 2°. S. 135. Anm. 31. 

6a) Derjelben begegnet das Geſetz auch im Befondern bei gemifchten Ehen. f. 
unten $. 141. 

7) Circ. der weftpreuß. Reg. v. 21. Juli 1786 beftimmt, daß niemand zu einer 
andern Eunfeffion angenommen werden fol, che die Gründe des llebergehenden der 
Meg. angezeigt und von derfelben ein Beſcheid gegeben worden, auch der Uebergehende 
geprüft fei, ob er aus freiem Gewifjenstriebe oder aus Muthwillen, Weberredung oder 
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ligionspartet fol die Mitglieder der andern duch Zwang oder fiflige 
Ueberredungen zum Uebergange zu verleiten ſich anmaaßen““). Eine 
Strafbeftimmung wurde jedoch nicht genehm gefunden, daher die Be: 
wirfung des Uebertritts an ſich nicht flrafbar ericheint, wenn nicht 
dabei ein anderes gemeines oder auf die Religion ſich beziehendes 
Vergeben coneurrirt ). Außerdem beftimmt das A. L.R.: „Der 
Uebergang von einer Neligionspartei zu einer andern geſchieht in der 
Regel durch ausdrüdliche Erklärung “). Die Theilnahme an foldhen 
Religionshandlungen, wodurd eine Partei fi von der andern weſent— 
lich unterfcheidet, bat die Kraft einer ausdrücdlichen Erklärung, wenn 
nicht das Gegentheil aus dem Umſtande deutlich erhellt"). Daß für 
Zutberifche und Neformirte durch eine folhe Theilnahme wegen ihrer 
Slaubensgemeinichaft der Uebertritt nicht erfolge, wurde zugleich durch 
Hinweis beim $. 42 des A. L.-R. auf den $. 39 beftimmt angeden- 
tet) und bei der weitern Entwidelung der Union auch noch befonders 
ausgefprochen "), Wenn biernacd weniger ein eigentlicher Confeſſions— 
mwechfel von Mitgliedern der unirten Kirche ftattfindet, fo folgt daraus 
doch nicht, dag überhaupt nicht ein Mebertritt innerhalb der Union 
geſchehen könne. An Orten, wo zwei evang. Kirchengemeinden, des 


der Abficht, dem Unterrichte zu entachen u. deral. fih zur röm. = kath. Religion befens 
nen wollen. Dann beftinnmte das Neligionsedict v. 9. Juli 1788. $. 3, daß „wenn 
jemand aus eigener freier Ueberzeugung für feine Perfon von einer Gonfeifion zur 
andern übergeben wolle....., ein folcher gebalten fein fol, diefes nicht heimlich zu 
tbun, fondern zur Vermeidung aller Inconvenienzen in bürgerlichen Verbäftniffen feine 
Neligionsveränderung bei der Behörde anzuzeigen.‘ 


8) A. L.-R. I. 11. $. 43 (1. Entw. $. 33). 


9) Erf. des O.⸗L.-Gerichts Hamm v. 13. Juni 1827 (Simon und von 
Strampff Nechtäfprüde 1, 377. 381 1. Boat 1, 86—89. Altmann Praxis 
S. 473). Ueber die bier nicht näher zu erörternde civifrechtliche Wirkung der in legten 
Millenserflärungen oder fonft feftgeitellten Bedingung dieReligion zu ändern oder nicht 
zu Ändern |. m. Jäger in der 3. für Civil-R. und Prozeß von Linde u. a. Gießen 
1830. 111, 3. Nr. 16. Herzog's prot. Enchelopädie 3, 109, 

10) A. L.-R. $. 41. Im I, Entw. $. 37 hieß es „geſchieht nur durch Able— 
gung eines öffentlichen Bekenntniſſes“, im II. Entw. $.32 „geſchieht durch ausdrüdt. 
Erklärung.“ Dur Erf. des D.:Trib. v. 19. April 1861 (Strietborft Ardiv Al, 
201 f. Altmann S. 768) ift ausgeiprochen, daß jede Willenserklärung des lieber: 
tretenden dazu genügt, wenn fie auch nicht dem Vorfteher der Kirchengefelfchaft, aus 
der der Austritt gefcheben foll, abgegeben wird. Es genügt ſchon der Mebertritt, 
obne daß es einer beſ. Austrittserflärung bedarf. — Damit ift in Bezug auf das 
Verbältnig ausdrücfich anerfannter Nelinionsgefelffhaften die abweichende Anfiht im 
Circ. v. 10. Mai 1853 (Aftenftüfe des D.-K⸗R. 6, 92. 93. verb. meine Abhandl. 
bei Dove 9. 430) befeitigt. Die Anficht des O.-Trib. wird auch dadurch beitätiat, 
daß durh Gab.=D. v. 25. Septbr. 1830 anerkannt wurde, daß die früher (j. Anm. 7) 
neforderte Anzeige durch das A. L.-R. aufgehoben fei. Die in den Erlaffen des D. = 
Präſ. und des Con, v. MWeftpreußen am 31. Juli 1816 und 23. Zuli 1824 feftgebals 
tene ältere Auffaffung ift auf Grund der cit. Gab. =D. durch Bel. des D.: Prüf. v. 
9. Detbr. 1830 förmlich zurüdgenommen. 


11) A. L.⸗R. $. 42. Im 1. Entw. * 38 hieß es: „Die Theilnehmung .... 
unterſcheidet, wird für ein öffentliches Bekenntniß geachtet. Der Il. Entw. $. 32 
hatte nur: „und damit verbundene Theilnehmung .... unterſcheidet.“ Vergl. noch 
Merkel in der 3. für luth. Theologie 1840, 1, 42 f. 

12) j. oben 4. S. 8 a. €. 


13) M. f. bei. das Circ. v. 5. Mai 1830 (f. oben $. 5. S. 12 a. E.). 
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futher. und reform. Befenntniffes, der Union beigetreten find, kann 
ein Gemeindeglied von der einen zur andern Religionspartei mit recht: 
licher Wirfung übergeben, fo daß, wenn ein jolcher Uebertritt erfolat 
ift, hiermit auch die Pflicht, zu den Bedürfniffen der verlaffenen Ges 
meinde weiter beizuftenern,, ertifcht ), Der Uebertritt begründet den 
Wechſel der bisherigen Parochie *). 


Während für Glieder der bereits früher förmlich anerfannten Re— 
ligionsgefellfchaften im Falle einer Gonverfion innerhalb dieſer Ger 
fellichaften der UWebertritt nicht an flrengere Formen gebunden iſt (f- 
Anm. 10), ift für dem Uebergang zu Dilfidenten und Seftirern durch 
das Patent vom 30. März 1847 und daffelbe ergänzende Vorſchriften 
die Mitwirfung des weltlichen Richters erforderlih und die ſeelſor— 
gerifche Thätigfeit des bisherigen Geiftlichen des Gonvertirenden nicht 
ausgeſchloſſen '). 


Mit dem Austritt aus der evang. Kirche gehen natürlich alle 
Rechte verloren, welche dieſe Kirche ihren Mitgliedern gewährt, mie 
auch deren Verbindfichkeiten gegen fie aufhören (f. $. 58). Daß Die 
kirchlichen Aemter nicht ferner von den Ausgeſchiedenen verwaltet wer: 
den, ift gleichfalls felbftverftändlich. Die zu ihr Uebertretenden erlans 
gen dagegen eben fo wenig fofort "alle Befugniffe, deren fie in ihrer 
bisherigen Religionsgemeinfchaft theilhaftig waren “). 


8. 120. 
Die Beichte und Abfolulion *). 


Die Beichte und Buße, das sacramentum labentium der römiſch— 
fath. Kirche, find die Reformatoren nicht abgeneigt, als Sacrament 
anzuerkennen, indem Die Abfelution der Anordnung Chriſti gemäß 
kraft des Amts der Schlüffel, welches Ehriftus der Kirche übertragen, 
den wahrhaft Reuigen ertheift werden fol. Die bereits im Katechis— 
mus von Luther ausgefprochene Anficht, daß die Zaufe nach ihrer 
wahren Kraft und Bedeutung auch das Sacrament der Buße in fid 


14) Grf. des O.⸗Trib. v. 9. Juli 1860 (Entfcheidungen 43, 287 f. Striets 
borft Archiv 38, 147 f. Altmann Praxis S. 324). 


15) A. L.⸗R. 11. 11. 8. 303. Daß ſolche Uebertritte nicht aus unfauteren Mos 
tiven erfolgen, dafür haben die Presbyterien zu forgen. Es find nur Solche aufzus 
nehmen, welche die Unterfcheidungsfehren gründlich kennen und feinerlei Nebenabfichten 
baben (Eri. des Gonf. Münfter v. 27. Zeptbr. 1854, em. 2. Nov. 1864 im K. A.⸗B. 
1865. ©. 6. 7). 


16) M. f. das Nähere oben 9.238. S. 132 f., vergl. Altmann Praxis ©. 
768 a. E. 769. 


17) Daß übergetretene kathol. Priefter einer neuen Ordination bedürfen f. m. 
oben $. 93. Anm. 6. 


*) Vergl. Herzog prot. Enchelopädie 1 778 f. (Deichte). 2, 469 f. (Buße). 
Ktiefoth die Beichte und Abfolution. Schwerin 1856. (Bd. 2 der liturg. —* 
handl.) 
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begreife, drang fpäter allgemein durch). Die auf Grund bußfertiger 
Beichte ertheilte Abfolution behielt die evang. Kirche als Vorbereitung 
zum heil, Abendmahl bei*), da fhon die Augsburg. Conf. Art. 25 
erflärt hatte: ,„‚Diefe Gewohnheit wird bei und achalten, Das Sa— 
crament nicht zu reichen denen, fo nicht zuvor verhört und abfoleirt 
find.“ Bei Lutberifben und Neformirten entwidelte fih dabei eine 
verschiedene Praxis. Beide verwarfen den Beichtzwang. Während aber 
jene außer der allgemeinen Beichtvernehmung die Privatbeichte, „heim 
lie Beichte‘, dringend empfehlen °), wird reform. Seits dirfelbe nur 
nicht gemißbilligt ). Die Folge davon war, daß die Privatbeichte, 
welche die utherifchen forderten, bei den Reformirten im Ganzen 
nicht üblich wurde. Seit der Mitte des vorigen Jahrh. ift aber bei 
beiden Eonfeffionen die allgemeine Beichte Die Regel geworden ?). 

In den einzelnen Zandestheilen des preußiſchen Staats findet fich 
der gleihe Berlauf. Die früher nothwendige Privatbeichte und Pri— 
vatabfolution %) wurde jeit dem Ende des 17. Jahrh. theilweiie freige— 
geben ?), feit dem legten Drittel des 18. Jahrb. aber dur die allge: 
meine Beichte *) wielfach befeitigt. Da indefjen die Privatbeichte ſich 
daneben ſtets forterhielt ®), ift auch durch Die Landesagende Died nicht 
geändert). Darnach foll der Geiftlihe nad Beendigung der Beicht: 


1) Kliefotb a.a. D. S. 307 f. 
2) f. I. Eorintb. 11, 8 u.» a. Sliefotb a. aD ©. 34 f. 275 f. 


3) Augsb. Conf. Art. 11. „Daß man in den Kirchen privatam absolutlionem 
erhalten und nicht fallen laffen ſoll“, verb. Art. 25. Apologie Art.4 a. E. Schmalk. 
Artikel. Tb. I. Art. 8. — Eben jo die K.⸗OO. (Richter K.⸗O. 2, 515 E. 
Kliefoth a. a. D. S. 359 f.) Ueber den Zufammenhang der A. E. Art. 11 und 
12. Beichte und Buße f. mi Erf. des Conſ. Königsberg v. 16. Mai 1855 (Amtl. 
Mitth. Nr. 61). 


4) Conf. Helv. Il. ce. 14. „Si quis velit consilium, institutionem et consola- 
tionem privalim „...prtere non improbamus, Quemadmodum et generalem publi- 
cam ..... peccatorum confessionem , utlpote scripturis congruam , maxime appro- 
banıus* verb. Colloq. Lipsien,, Declar. Thorun, de poenitentia S. 2 (absolutionem 

rivatam utiliter retineri existimanus). Das aus feiner eigenthüntlichen Stellung 
abs Urtbeil Kliefoth's hierüber f. m. a. a. D. S. 412 f. 

5) Darüber, wie über die neueren Bemühungen um SHerftellung der Privatbeichte 
j. m. Kliefoth a. a. DO. S. 420 f. 409 f. 488 f. Adermann die Beichte, bef. 
die Privatbeichte. Hamburg 1852. Verhandl. des fünften Kirchentags zu Bremen 
(Berlin 1852). 5. 58 f. 

6) Von der Marf f. m. K.⸗O. 1540: Bon der Beicht (MyliusC. C. March. |, 
1, 195. Richter K.⸗O. 1, 326), von Preußen ſ. m. 8.0. 1544, 1567. Viſitat.⸗ 
Artikel 1699 (Arnoldt A.:R. S. 64), Pommern: K.:D. 1535. 1563 (Richter 1, 
250. 2, 237. Balthasar jus pastorale 1, 426 f.), Sachſen: Gen.» Art. 1557 
u. a. Carpzov jurisprud. ecel. lib. II. defiv. CCLXXV. v. Weber K.⸗R. 2, 
110. 118 (2. Ausg.). 

7) Decifum für die Mefivenzen v. 16. Nov. 1698 (Mylius C. C. March. I, 1. 
No. LXV. ©. 419 f.). 


8) Die Einführung der allgemeinen Beichte erfolgte für Preußen durch V. v. 
20. Nov., bez. 17. Dechr. 1781 (Borowoki neue Kirchenregiſtratur S. 2), gleichzeis 
tig in Sachfen (v. Weber K.R. 2, 119) u. a. 

9) Sie wird auch in der Anweifung v. 9. April 1794 (Bogt 1, 309) bei. 
empfohlen. 

10) Vergl. über die Vorbereitung zum heil. Abendmahle die Agende S. 33 — 36. 
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rede erklären: ‚Sollten fih PBerfonen unter uns befinden, die durch 
etwanige Gemüthsbekümmerniß unferes bef. Rathes und Troftes bedürs 
fen möchten, fo find wir bereit, ihnen folhen vermöge unferes Amts 
und nach unferen Kräften zu gewähren.“ — „Dieſe Befanntmahung 
wird auc jedesmal verlefen, wenn der Geiftliche für einen der folgen: 
den Zage die Communion ankündigt. Auch kann die Privatbeichte 
und Abfolution, wo fie mit Nußen Anwendung findet, ferner beibes 
halten werden.‘ . Die Abhaltung der Beichte am Tage der Kommunion 
jelbft, wie das Frühbeichten am Sonntage, war früher nicht zuläffig *), 
außer in Notbfällen, wurde jedoch fpäter erlaubt). Nach der Agende 
geihieht die Vorbereitung entweder am Zage vor der Communion, 
oder am Communiontage felbft, vor der Liturgie, und die rhein. K.O. 
beftimmt im $. 100: „Einen oder mehrere Tage ') vor der Abends» 
mahlsfeier, oder am Morgen derjelben foll eine Vorbereitung gehalten 
werden. — Die an manchen Orten berrichende Sitte, daß das ganze 
Presbyterium bei der Vorbereitung gegenwärtig ift, ſoll beibehalten 
und auch bei den übrigen Gemeinden eingeführt werden, damit dem 
Prediger die Perfonen, welche einer beſ. Vorbereitung bedürfen, bes 
fannt werden‘, ine foldhe Einrichtung erfcheint befonders geeig— 
net, um die hierbei nöthigen disciplinarifhen Rüdfichten zur Ausfühs 
rung zu bringen, daß diejenigen Perfonen zurückgewieſen werden kön— 
nen, welche als Fremde *), einer andern Parodie Angebörige ') oder 
aus Gründen der Zucht '”) gar nicht oder nad erfolgter Verftändigung 


11) M. f. deshalb die vielen Erlaſſe bei Arnoldt K.R. S. 38, vergl. inöbef. 
N. v. 2. Febr. und 2. April 1705 (Mylius C. C. 1, 1. No. LXXI. LXXI. 
S. 427 ff.). 

12) Eab.= DO. 14., Nefer. v. 19. Septbr. 1743 (Mylius C. C. Contin. Il. No. 
XXXVI. ©. 151). Nad der Declar. v. 24. Decbr. 1743 (Arnoldt S.38 a. €.) 
—* dies aber nur bei Alten und Schwachen und weit entfernt Wohnenden ges 

eben. 

13) Die Obfervanz binfichtlich der Tage der Vorbereitung darf nicht —“ 
ohne Genehmigung der Kreisſynode verändert werden (I. weſtf. Syn. ©. 36). 

14) Wo diefe Vorfchrift im ganzen Imfange nicht in Ausführung gebracht werden 
fann, ift wenigftens zu wünfchen, daß bei den Vorbereitungen einige Mitglieder des 
Presbyterii, bei. Aeltefte zugegen fein müffen (III. weftf. Syn. Befchl. 139, beftätigt 
25. Juni 1842), 

15) Reifende u. f. w. würden fich durch den Eonfirmationsfchein oder andere ges 
eignete Atteften zu legitimiren haben. M. ſ. die preuß. K.⸗O. 1568 (Richter 
K.⸗OD. 2, 810), Balthasar jus pastorale 1, 431 und die Citate der folg. Ann. 

16) Die allgemeinen Grundfäge über die Parochiafpflicht (f. oben $. 63. S. 253. 
254) gelten auch von der Beichte. Daß Glieder einer andern Parodie ohne ein uns 
rin eblie auszuftellendes Beichtatteft (B. v. 6. Septbr. 1727, 6. Juni 1743, 
13. März 1787. Arnoldt K.:R. 5. 62. Beckher Kirhenregiftratur S. 19, 20. 
Bord 1, 122) nicht angenommen werden follen, 5 bei Strafe geboten (f. die voris 
gen Eitate). f. auch wegen des Dimifjoriale rhein. K.⸗D. $. 98. 

17) Bergl. unten den folg. Abjchn. Das Ze (Beichtpfennige) ift mehrfach, 
gr bei den Reformirten,, abgefhafft. Die Beftimmung des R. v. 2. Yuan. 1817. 

r. 6 (v. Kampp Ann. I, 1, 129. Bogt 1, 325 a. E. 326), daß die allgemeine 
Abichaffung erfolgen und die Geiftfihen aus Staatskaffen entfchädigt werden follten, 
ift nicht zur —— gelangt, obſchon es an Vorbereitungen * nicht gefehlt hat. 
(M. ſ. 3. B. R. des Conſ. Magdeburg v. 7. März 1821 im AB. S. 119. Fürs 
ftentbal Sammlung 1, 151. VI. weftf. Syn. Beil, 136. VII. rhein. Syn. 
$- 91. 1X. $. 133 u. a. m.). 
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zur Vorbereitung und dem heil. Abendmahl jelbft zugelaffen werden 
dürfen *). Damit wird auch zugleich der Forderung der perfönlichen 
Anmeldung ') zu dieſen heil, Handlungen genügt. 

Zur Vorbereitung gehört nothwendig die Abfolution. Schon 
im fleinen Katechismus erklärt Luther: „Die Beichte begreift zwei 
Stüde in fih: eins, dag man die Sünde befenne; das andere, daß 
man die Abjolution oder Vergebung vom Beichtiger empfahe. Die 
dabei anzumendende Formel ift herkömmlich verfchieden, die Indicativ-, 
Gollative, oder Declarativformel '), mit oder ohne Retentionsclauiel, 
dag nur denjenigen die Sünde vergeben fei, welche fie von Herzen 
bereuen. In jedem Falle aber übt der evang. Geiftliche nicht, wie in 
der römischen Kirche, einen Act der AYurisdiction, fondern der 
Gnade *). 

Die Verrichtung der Beichte ift eine Amtshandlung des Geift- 
lichen, für welde die denjelben auferfegten allgemeinen Smtepflichten 
noch durch die Gigenthümlichkeit des beichtväterlichen Verhältniſſes eine 
befondere Berftärfung erhalten. Der Geiftlihe ift nämlich zur Amts- 
verfchwiegenheit verpflichtet, welche fih im vorliegenden Falle darin 
zeigt, daß er dasjenige, mas ihm als Seelforger anvertraut wird, 
geheim halten muß (Beichtgeheimniß, Beichtfiegel, sigillum 


17a) Ueber das Recht des Patruns, in den feinem Patronat untergebenen Kirchen 
den Beichtvater zu wählen f. m. oben $. 72. ©. 291. Anm. 17. 


18) Diefe Anmeldung fordert Luther ſchon in der Formula missae 1523 (Richter 
K.:D. 1, 5) und darnach wird fie in vielen K.«O. vorgefchrieben (m. ſ. die fpeciellen 
Nachweifungen von Merkel in der Mounatsfchrift für die ev.⸗luth. Kirche Preußens 
IX [Berlin 1856]. S. 339 f.). Diefe Anordnung ift niemals aufgehoben, ſelbſt vielfach 
jpäter wieder erneuert (m. f. 3. B. Arnoldt K.:R. S. 63). Infofern aber nicht 
bef. Motive außerdem es rechtfertigen würden, fünnte die bloße Unterlaſſung der Anz 
meldung nicht für die Nücweilung vom Empfange des Sacraments für ausreichend 
gehalten werden. (A. M. iſt Merkel: Nechtögutachten über die Zuläffigteit des Aus: 
Ichluffes derer vom heil. Abendmahl, welche die Anmeldung zu legterem bei ihrem 
Seeljorger verweigern, in der cit. Monatsſchrift IX. Juli und Auguft. — Vergl. das 
gegen ſchon Balthasar jus pastorale 1, 427 a. €. 428). Uebrigens pflegt die in 
der Zandesagende (ſ. Anm. 10) getroffene Beftimmung den Erfolg zu haben, daß die 
Eonfitenten an den Beichtjtubl ihres Seelforgers treten, fich in ſolcher Weiſe anmel: 
den und zugleich Gelegenheit zu näherer Befprechung perfönlicher Berbältniffe darbieten. 
ſ. auch den folg. $. Anm. 21, 


19) Aus den einzelnen Agenden find diefelben mitgetheilt bei Höfling im litur— 
giigen Urkundenbuche S. 50 p Ebrard reformirtes Kirchenbuch S. 184 f. Inder 

andesagende S. 35 lautet fie: „Auf folch’ euer Bekenntniß verfündige ich allen — 
die Gnade Gottes und die Vergebung eurer Sünden.’ Dazu kommen noch die Aens 
derungen, welche nach dem Erl. des D.:H..NR. v. 7. Juli 1857 betr. die Freigebung 
von PBarallelformufaren zuläffig find. M. f. J. J. Moser de formula absolutionis 
confitentium in defjelben Selecta juris p. 379. Kliefotb a. a. O. S. 300 f. 327. 


20) Veral. Jul. Müller über die adttlihe Einſetzung des geiftlihen Amtes, 
mit bef. Rückſicht auf die Gewalt der Schlüffel, in der deutichen 3. für chriftliche 
Wiffenichaft 1852. Nr. 6 f.; Krahmer über das Verhältniß der Beichte und Abfos 
lution zum beil, Abendmahl, dafelbft 1851. Nr. 49 f. — Da die Schlüffelgewalt ein 
Necht der Kirche ift, können auch Nichtgeiftliche in Nothfalle abjolviren. (Schmalfald. 
Artikel. Anhang: Bon der Bifchöfe Gewalt. vergl. c. 21. 46. dist. IV. de consecr. 
c. 88, dist. I. de poenitentia). — Daß die evang. Kirche feine Refervatfälle ftatuirt, 
folgt aus der Verwerfung, der Hierarchie der Weihe (f. Herzog's prot. Enchel. 2, 
612, Kliefoth a. a. O. S. 331. 332). 
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confessionis). In Uebereinftimmung mit dem fanonifchen Recht neh— 
men die Reformatoren, die K.O. und die Praris der evang. Kirche?) 
die ftrenge Verpflichtung der Geiftlichen an, und fordern nicht, daß Die 
Mittheilung gerade im Beichtituble oder überhaupt bei Gelegenheit der 
Beichte erfolgt fei?), wogegen fie erft zu begehende Verbrechen u. a. 
davon ausnehmen ”). Mit Diefer gemeinfchaftlichen Praris ſtimmte 
auch das frühere preuß. Recht überein **) und daran fchloffen fich die 
Nedactoren der neuen Gejeßgebung an. Im Corpus juris Fridericianum 
1781 wurde beftimmt, daß das Zeugniß vor Gericht verweigert werden 
fönne, „wenn ein Priefter oder Prediger vernommen wird, und Die 
vorgelegten Fragen betreffen Umftände, welche ihm in der Beichte an: 
vertraut worden‘), was die Allg. Ger.-O., mit Rüdfiht auf das 
A. L.-R. erweiterte, indem über „die Umftände, die ihm unter dem 
Siegel der Beichte oder der Amtsverfchwiegenheit anvertraut worden‘, 
der Geiftliche das Zeugniß nicht ablegen darf, fobald „feiner von den 
Fällen, wo er auch folche Thatfachen dem Richter anzeigen muß, vor 
handen iſt“*). Gleich im 1. Entwurf des Geſetzbuchs ergingen des: 
balb genauere Beftimmungen, welche im Wejentlichen fpäter nicht ver- 
ändert wurden. Das U L.-R. Ddisponirt deshalb: „Was einem 
Geiftlihen unter dem Siegel der Beichte oder der geiftlichen Amtsver; 
ihwiegenheit anvertraut morden, dad muß er, bei Verluſt feines Am: 
tes, geheim halten‘). „Auch zum gerichtlichen Zeugniffe über den 
Inhalt folcher Eröffnungen kann ein Geiftlicher ohne den Willen des; 
jenigen, der ihm dieſelbe anvertraut hat, nicht aufgefordert werden “*). 


21) M. ſ. Carpzov jurisprud. ecel. lib. Ill. defin. XXV. Balthasar jus 
pastorale 1, 435 fl. und Citate dafelbft. Herzog prot. Enchelopädie 1, 785 und 
bef. die Verhandlungen der Eifenacher Eonferenz im allg. K.⸗Bl. 1850. S. 375 — 
377. 379. 380. 416 ff. 

22) J. H. Boehmer jus ecel. Prot: lib. V. ti. XXXVIII. $. XLVIII. 

23) J. H. Boehmercit. $. L. M. ſ. auch 3. B. 8.= und PredigersD. von 
Eſſen 1691. Art. 34 (Acta Essendiensia.. Mülheim a. Rh. 1706. 4). Die Seeljors 
ger follen was im Vertrauen oder gar auf Prieftereid ihnen anvertraut ift gehein bals 
ten „es wäre dann das after alfo beſchaffen, daß daraus der Stadt oder Gemeine 
fünfftig einige Gefahr oder Schade entſtehen könnte, welchen fals folches der Obrigfeit 
anzuzebgen. 

24) M. f. 3. B. Declar. v. 4. Decbr. 1717. Nr. IV (Mylius C. C. I, 2. 
No, CXIV. ©. 222). „Daß, wenn jemand .... feinem Seelforger im Vertrauen 
(eine Sünde) entdedet, als welcher folches billig bis in feine Grube verfchwiegen bals 
ten muß. Preuß. L.-R. 1721. P. 1, tit. 86. art. 6. $. 3. S. 120. „Die Geift: 
lichen follen nicht fhuldig, noch befugt fein, dasjenige, was ihnen in der Beicht 
offenbabret und anvertraut worden, vor weltlichen Gericht ald Zeugen auszufagen, 
wenn fie gleich den Zeugeneid abgelegt und geleiftet haben.’ 

25) Th. IV. Tit. 6. $. 85. Nr. 1. ©. 93. 


26) 4. G.⸗O. I. 10. $. 180. Nr. 1. Dieſe Vorfchrift wurde wörtlich auch in 
der Grim. =D. v. 11. Dechr. 1805. $. 313. Nr. 1 wiederholt. 

27) A. L.-R. II. 11. $. 80 (1. Entw. $. 367 „Was dem Pfarrer u. f. w.’ 
II. Entw. $. 66). II. 20. $. 500. ergl. Code penal art. 378. Strafgeſeb v. 14. 
April 1851. $. 155 (G-S. ©. 138). Erf. des D.:Trib. v. 19. Mai 1853 (Juft.: 
Min.⸗Bl. S. 356. Bogt 1, 140 a. E. 141. Altmann Praxis S. 473). 

28) A. L.⸗R. $. 81 (neu hinzugefügt). Cine Anwendung im Erf. des O.-L.⸗ 
Ger. zu Hamm v. 13: Juni 1827 (Simon und v. Strampff Rechtsſprüche 1, 
377. 379. Bogt 1, 140. Altmann Praxis S. 204). Ueber die Anwendung 
auf die Mittheilungen bei Sühnenverjuchen j. m. unten $. 143 f, 
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„So weit aber die Offenbarung eines ſolchen Geheimniffes nothwendig 
ift, um eine dein Staate drohende Gefahr abzuwenden, oder ein Ber: 
brechen zu verhüten, oder den ſchädlichen Folgen eines ſchon begange: 
nen Verbrechens abzubelfen oder vorzubeugen, muß der Geiftliche daſ— 
jelbe der Obrigkeit anzeigen‘). Demgemäß ift aud allen Geiftlichen, 
insbef. den Gefängnißpredigern die Pflicht der Verfchwiegenheit aufs 
neue ſtreng eingeichärft worden ®), 

Die Führung ordentlicher Beichtregifter ift den Pfarrern wieder: 
holentlich vorgefchrieben *'). 


g. 121. 
Das Heilige Abendmahl '). 


Einig in dem Gegenjage gegen Die römische Kirche in der Ber: 
werfung der Zransfubitantiation, daher aud) des Meßopfers und der 
Anbetung des Venerabile, wie in der Herftellung der allgemeinen 
Gommunton in beider Geftalt, weichen Lutheraner und Reformirte 
theils in der Erklärung der Einjegungsmworte*), theils darin von einander 
ab, daß jene den Genuß des Saeramentd bei Ungläubigen und Un— 
würdigen ald einen facramentlichen zur Verdammniß betrachten, wäh— 
rend Ddieje nur den Empfang dev Äußeren Zeichen und nicht des Sacra- 
ments in folhen Fällen vorausſetzen). Diefe und andere darauf ge 
gründete Äußere Unterfcheidungen haben die Union der preuß. Landes» 
firhe in der Abendmahlsgemeinfchaft beider Konfeffionen nicht verhin— 
dert *). Neben der unirten Form, ald deren wefentliches Kennzeichen 
das Brechen des Brotes ftattfindet °), find auch die fonft herfömmlichen 
Riten zuläfftg, namentlih auch der Gebrauch der hergebrachten Diftri- 
butionsformeln®). 


29) A. L.⸗R. $. 82. In dem I. Entw. $. 368 und Il. Entw. $. 67 feblen 
noch die Worte: „oder den ſchädlichen Folgen .. vorzubeugen.‘‘ Der I. Entw. $. 369 
bat noch den fpäter fortgelaffenen Zap: „Er ift aber nicht fchuldig, die Perfon des 
Beichtenden nambaft zu — M. ſ. auch Strafgeſetz v. 14. April 1851. $. 39 
(G.⸗S. S. 109). 

30) M. ſ. z. B. Erl. des Conſ. Berlin v. 22. Septbr. 1855. 

31) M. ſ. z. B. V. v. 20. Mai 1742 (Beckher Kirchenregiſtratur S. 20). 


1) Ebrard das Dogma vom h. Abendmahl und ſeine Geſchichte. Frankfurt 
a. M. 1845. 1846. 2Bde. Kahnis die Lehre vom Abendmahl. Leipzig 1851. (jener 
vom reform., diefer vom futber. Standpunkte). Jul. Müller in Herzog's prot. 
Encyclopädie 1, 21 —31. 
2) I. Eorintb. 11, 24. 25. f. Müller a. a. D ©. 21 f.26 f. 
A f. Formula Coneordiae VII, 24. 27. Ev. Job. 6, 54. Calvin institutio 
IV. 14. $. 7. Bergl. Gerhard loci X, 184. 
4) Vergl. oben $. 4. S. 8. 9.5. S.9 f. 14. 21. 
5) Confessio Jo. Sigismandi 1614 (M ylius C. C. 1,1. S. 470). R. v. 12. 
Decbr. 1711 (Annı. 6). Cab.-O. v. 4. und 30. April und Eirc. v. 5. Mai 1830 
. oben $. 5. S. 12 a. E. 13. $. 6. S. 21). Rhein. K.⸗O. $. 96. — Auf die 
orm des Brotes kommt ed nicht an (ob gejüuert oder ungefäuert, rund oder eig), 
wenn es nur gebrochen wird (1. weftf. Syn. 5. 36. Rhein. R. v. 23. Dechr. 1336 
in Hermen's Handbuch 3, 709). 
6) Durch R. v. 12, Decbr. 1711 (Mylius C. C. I, 1. Rr. LXXX. ©. 446) 
war für die Neformirten allgemein die der pfälzifchen Agende entlehnte Formel der 
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Das heil. Abendmahl wird in den Kirchen”) für die Gemeinden 
gefeiert ). An anderen Orten ımd für Ginzelne könnte e8 nur aus 
ganz befonderen Gründen verwaltet werden, namentlich für Kranke. 
Wenn eine Kranfencommunion in einem Privatbauje ftattfindet, foll 
das heil, Mahl in Gegenwart der Hausyenoffen oder einiger Freunde 
gereicht werden °). Dem Pfarrer liegt e8 ob, unchriftliche Irrthümer, 
welche dem Berlangen eines Kranken zum Grunde liegen möchten, zu 
entfernen '). Wann und wie oft das Abendmahl zu verwalten ift, 
hängt von dem Bedürfniffe ab. Auch bei den Wochenpredigten ift es 
zuläfftg ) und vielfah bei folden im Beginne jedes Monats üblich. 
Nach der rhein. K.-O. wird daffelbe nad der Größe der Gemeinde 4, 
8 oder 12 Mal im Jahre in den vormittägigen aottesdienftlichen Ber: 
fammlungen ausgetheilt, wenn nicht das Bedürfnig der Gemeinde eine 
öftere Austheilung nöthig oder wunjchenswerth macht *). Militärpre- 
diger follen in Friedengzeiten das Abendmahl in der Garnijon nad 
den Umftänden viertel» oder balbjährig halten, nachdem dies 8 Tage 
vorher bekannt gemadt und die Gommumicantenliften bei Zeiten Be: 
hufs etwaiger befonderer Ermahnungen Einzelner eingereicht worden *), 





Hofkapelle und des Doms vorgefchrieben: „Das Brot, was wir brechen, ift die Ges 
meinjchaft des Leibes J. Chrifti. Der Kelch der Danffagung , damit wir danffagen, 
ift die Gemeinfchaft ded Blutes 3. Ehr., zur Vergebung unferer Sünden.’ Andere 
reform. Formulare bei Ebrard reform. Kirchenbuch 5. 190 ff. Luther. Seits wurde 
vorzüglich das Rormular angenommen, das Luther in der Pig: Pie Meſſe aufgeftellt 
hatte. So in Preußen und Sachfen Gorowski über die liturgifchen Formulare 
=. 50. 51). Die gewöhnliche Formel ift: Nimm bin und if (trinf) oder: Nehmet 
bin u. f. w. (bdfling liturg. Urkundenbuch S. 123 — 126). Neben der agendarifchen 
Spendeformel (Kandesagende 1, 17. Anhang 5. 70) „Nehmet bin u. j. w.“ find 
durch den Erlaß des D.-K.-R. v. 7. Juli 1857, betr. die Parallelfornıufare, noch 
verfchiedene andere Formeln als gleichberechtigt anerkannt, darunter auch für die Nes 
formirten die in die rhein. Prov.sAgende bereits aufgenommene: Das Brot, das wir 
brechen u. ſ. w. 


7) 2. v. 6. Septbr. 1731 (Mylius C. C. I, 1. No. CXXI. S. 555). ſ. folg. 
Anm. Rhein. KO. $. 96. 


8) Bedenken des Samländ. Bonf. v. 1660, bei Grube C. C. Prut. P. 1. 
No. 9. 10. Beckher Kirchenregiftratur S. 1. Arnoldt K.:R. ©. 59. Declar. 
v. 16. Jan. und 9. Juni 1732 (Mylius C. C. I, 1. No. CXXII. CXXV. ©. 557. 
559). 

HM. f. deshalb aenauere Vorfchriften über die dabei .anzuwendende Borficht, 
daß der Kranke feiner Sinne mächtig, gehörig vorbereitet ſei, der Geifkliche felbft den 
Mein mitbringe u. a. 2. v. 10. Septbr. 1731, 14. März 1732, 26. Septbr, 1737 
u.a. (Mylius C. C. 1, 1. No. CXXIV. ©. 557. Contin. I. No. LIV. ©. 79. 
Arnoldt S. 59%. 60. Beckher S. 2 a. E. 3.). Leber das Formular und Verfah— 
ven bei folchen Privatcommunionen f. m. Borowski (Anm. 6), die Landesagende 2, 
15. 16. 


10) Rhein. 8.0. $. 102. 


j 11) R. v. 22. Januar 1732 (Mylius C. C. I, 1. No. CXXIII. S. 557). 
Vergl. IV. weftf. Syn. ©. 73: 


12) Rhein. 8.0. $. 97. Herkömmlich find auch Communionen des Abends, 
bej. in der Charwoche, ngmentlich am grünen Donnerötage. M. f. VII. weſtf. Syn. 
S. 27. 38. Beſchl. 67. vergl. Erl. des Conf. Münfter v. 2. Jan. 1855. 


13) Mil.⸗K.⸗D. v. 12. Febr. 1832. $. 57. verb. $. 58. 
Jacobfon, evang. Kirchenrecht. 33 
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Da die Parochialpflicht auch für dieje heilige Handlung befteht‘*), 
darf Fein Geiftlicher einen fremden Parochianen ohne das Dimiffos 
rinle '*) des competenten Pfarrers zum Abendmahl zulaffen '*). 

Alle Eonfirmirte und von dem Sacramente nicht ausgeichloffene '”) 
Glieder der Gemeinde dürfen und jollen') an der Feier des b. Abend: 
mahls Theil nehmen, jedoch mit Ausnahme derer, welche wegen ihres 
temporären Auflandes, 3. B. Schmwachftnniafeit, den Zweck und die 
Bedeutung Diefer h. Handlung nicht verſtehen und fich ſelbſt nicht prü— 
fen fünnen ®). Ein Taubftummer fann, wenn er die Grforderniffe 
eines würdigen Gommunicanten an fi trägt, zum Genuffe zugelaffen 
werden ?%), Wie Die Vorbereitung joll auch die perſönliche Anmeldung 
zum h. Abendmahle demielben vorangeben *). Das Selbftcommunieiren 
der Geiftlichen *) ift bald verboten *), bald für zuläſſig erklärt *). 

Die Geiftlichen find verpflichten, ordentliche Communicantenregiſter 
zu führen *). 


14) f. den vorigen $. Anm. 16 


15) Ueber das Verhältniß der deutich, und —— Reformirten V. v. 21. März 
1716 (Mylius C. C. J. 2. No. CV. S. 203). M. ſ. auch überbaupt Rhein. K.⸗O 
§. 98 und dazu das Min.⸗R. v. 6. Aug. 1838 (v. Kamptz Ann. 22, 642). 

16) Auch da, wo das Abendmahl nicht unter dem Pfarrzwange ſteht, wie in 
Königsberg (Oſtpr. Prov.-R. Zuſatz 180), iſt duch ohne das Beichtatteſt des bisberigen 
Beichtvaters niemand — (R. v. 13. März 1787. Borowefi ‚neue Kirchen: 
regiftratur S. 3. Circ. v. 3. Jan. 1805. Nr. 1 in meiner Geſch. I, 2. Urk. LXVII. 

157. Bord 1, 672). er überhaupt bein Wechjel des Dewiclis dies Atteft 
beuöringen If. it, beftimmt V. v. 2. Febr. 1718. $. VII a C. C. I, 2% No. 

S. 228 


17) —— m. unten Abſchn. II. 


18) Der gebräuchlihe Zwang (Arnoldt K.⸗R. S.56 1. Eichhorn 
⸗R. 2,29. Richter K.:NR. $. 256. Anm. 16 und Citate dafelbft) hut aufge: 
it. nicht aber die Pflicht, um aller Gemeinderechte theilhaftig zu werden. 


19) Rhein. 8. D. $. M. 


20) Rhein. K.O. $. 101. — Bergi. überhaupt Carpzov jurisprud, eccl. lib. 
11. dein. CCLXXVII. No, 9, Beyer additio ad h. |. 


21) ſ. den vorigen $., bei. Anm. 18. Neglem. für die Neumark v. J. Techr. 
1737 (Cab. ⸗O. v. 18. Tetbr. 1736). (Mylius C. C. contin. 1. No. LXVIIl. 
©. 97). Vergl. Circ. des Conſ. Stettin v. 27. April, Königsberg 7. Mai, Berlin 
22. Mai, Breslau 5. Juli 1852, Poſen 5. Juli 1852 und 27. Rebr. 1853. Dabei 
ift bef. auf die unbefugte Theilnahme der Irvingiten u.a. Sectirer Rüdficht genommen. 
Bergl. auch rhein. Syn. 111. $. 39. IX. $. 52. 


22) M. j. Piftorius piam desiderium, betr. das Selbftcommunieiren in ber 

Fi für luth. Theologie und Kirche 1848. 11, 556 f. J. König der jedesmalige 

itgenuß und das Selbſtnehmen des heil. Abendmahls von Seiten des conjecritenten 

Geiftlichen nad) Schrift und Gefchichte. Demmin 1859. Daran knüpft fich eine literar. 
Febde in Wangemann’s Monatsichrift für die luth. Kirche. Jahrg. 1360. 


23) V. v. 16. Mai 1697 (Bord 1, 34). Preuß. Bifitationsart. 1699. Nr. 6 
(GrubeC. C. Prut. I. No. VI. ©. 76). 


24) M. f. z. B. IU. rbein. Syn. $. 83. 


25) Rhein. K.⸗O. $. 145. Nr. II. vergl. II. rhein. Syn. $. “ — ſe Regiſter 
enthalten in der Regel nur die Anzahl der an jedem Sonntage u. ſ. ommuni⸗ 
cirenden, ohne fie namentlich aufzuführen (R. v. 11. Nov. 1819. Boat l, 363 aus 
dem As, Pojen 1820. &. 1 27). 


$. 122. Weihe. | - 501 


$. 122. 
Acte der Weide. 


Bon den Sacramenten unterjceidet die römiſche Kirhe Sacra> 
mentalten (ritus sacramentales), welche wie jene ihre beflimmte 
Materie und Form haben, aud den geeigneten Minifter erfordern, 
aber der res sacramenti und Deshalb der ausgezeichneten Sacraments- 
anade ermangeln, Doch find fie nad der Kirchenlchre nicht ohne bei. 
rt indem mit dem Weihen (consecratio) und Segnen (bene- 
dietio) Die Grtheilung beiligender und befeligender Kräfte verbunden 
iſt). Die evangeliihe Kirche verwarf ſogleich wiele der bisher üblichen 
Benedictionen und legte den beibehaltenen eine andere Bedeutung bei, 
da nicht jowohl von der Verleihung einer neuen Kraft für die geweih— 
ten Gegenftände die Rede fein könne, ald von dem Gebete, daß Gott 
dDieje für einen gewiffen Zwed und Gebrauch beſtimmten Objecte zum 
Segen der Menſchen- und der Kirche wolle gereichen laſſen). Im 
Weſentlichen find die MWeiheacte der Evangelifchen mehr Dedicationen, 
durch welche die benedicirten Sachen Dem profanen Gebrauche und 
allgemeinen Verkehr ’") entzogen werden. 


Die Anwendungen find fehr mannigfaltig. Für Perfonen ift Die 
Weihe bei. im Gebrauche bei der Ordination, der Trauung, der Taufe, 
der Gonfirmation u. a., für Sachen vorzüglih bei Kirchen, Altären, 
Tauffteinen, Kanzeln, Kirchhöfen, Gloden, Orgeln u.v.a. Während 
bei allen Ddiefen der angedeutete Gefichtspunft allein maaßgebend ift, 
tritt bei der Gonfecration der Elemente des heil. Abendmahl eine 
ganz andere Bedeutung ein (j. den vorigen $.). 


Die Vollziehung des Weihactes felbft erfolgt ordentlicher Weiſe 
durch den jedesmal competenten Geiftlichen, Doch pflegt im Befondern 
auch wohl der betr. Superintendent oder jelbft der Generalfuperintens 
dent die Handlung zu verrichten, So hat nah älterem Gebrauch in 
Bommern der Superintendent der bef. Synode Kirchen, Gapellen, Als 
täre, Begräbnißpläge und andere gottesdienftliche Gegenflände einzu— 
weihen und auch jegt kann der Synodalprediger dies nur fraft befon- 
deren Auftrags thun“). Die Einweihung neuer Kirchen geſchieht jetzt 
beim erften Gottesdienfte in der Regel durch den Generalfuperinten- 


1) ſ. meine Ausführung in Herzog’s prot. Enchelopädie 2, 47. 48 (Benedics 
tionen). Kliefotb fiturgifche Abhandlungen 5, 85. 86. 447. 


2) Vergl. Herzoga. a. O. 9.48. Kliefoth liturgifhe Abhandlungen 1, 
208 f. 395 f. 7, 152 f. 


2a) So find die Begräbnißpläge res extru commerecium (U. L.-⸗M. I. 11. 


J 183. R. v. 30. Novbr. 1832 (v. Kamphz Ann. 16, 206. Bogt 1, 223). 
ab.⸗O. v. 14. April 1840 (Min.⸗Bl. des Innern S. 154. Vogt a a. O. 


3) Balthasar jus pastorale I, 141. V. der Reg. Stralfund v. 31. Octbr. 
1825 (A.⸗B. S. 467), 
83 * 
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denten *), während der Superintendent die Kreisfunode dabei vertritt ’). 
Die Einweihung neuer Begräbnißpläße hat, wo nicht die Objervanz 
fie dem Superint. zumeift, immer der Pfarrer der Gemeinde und zwar 
bei der erften Beerdigung auf demjelben zu vollziehen °). 

Ueber den Ritus und Die anzumendenden Formulare beitchen 
eigene Vorſchriften“). So die „Anweifung, wie die Einweihung evang. 
Kirchen in den königl. preuß. Landen geſchehen ſoll““), die Formulare 
zur feierlichen Gröffnung neuer Begräbnißpläge’) u. a. m. 

Mißbräuche find zu vermeiden und namentlich Firhliche Weiben 
da nicht zu volliiehben, wo das betr. Verhältniß fih nicht dazu 
eignet '°). 


8. 123, 
Der Eid *). 


Im religiöfen Glauben gegründet ift der Eid, obſchon zunächſt 
für das bürgerliche Leben von vorwiegender Bedentiamfeit, auch ein 
Bultusact ') und unterliegt deshalb der beiondern Sorgfalt der Kirche. 
Längere Zeit fland ihr die Gognition in Angelegenheiten des Eides 
ſchlechthin zu; nachdem fich dies aber geändert hatte, wurde der Eid 
vielfah profanixt, Wenn auch die evana. Kirche die Gompetenz in 
Eidesſachen nicht für ſich beanſprucht, ſo verfennt fie doch keineswegs 
die Pflicht, ihrerſeits dazu beizutragen, daß die Heiligkeit des Eides 
von allen ihren Gliedern anerkannt und bewahrt werde. Das Inter— 
eſſe des Staats und der Kirche iſt dabei ein gemeinſames und als 
ſolches in Preußen ſtets wahrgenommen. Die Geſetzgebung nahm 


— — — — 


4) ſ. die Anm. 8 cit. Anweiſung; vergl. Beſcheid auf die II. weſtf. Syn. v. 
6. Nov. 1839. Nr. 4. 

5) X. weftf. Syn. S. 35. Der Präfes repräfentirt dabei die Prov.» Syn. nadı 
der rbein.s weftf. 8.=D. $. 50 a. €. 

6) Circ. des D.⸗K.⸗R. v. 4. Juni 1858 (Aftenft. des D.⸗K.-R. 10, 233 f.). 

7) Die dabei üblichen Predigten jollten ſchon nach früberer Borfchrift nicht obne 
vorherige oberbifchöfliche Genehmigung gebalten werden (B. v. 9. Jan. 1711. Grnbe 
C. €. Pruten. P, 1. Nr. 5. ©. 47 f.). 

8) Gemäß Cab.-O. v. 26. Auguft unterm 1. Septbr. 1837 alldemein eingeführt. 
M. vergl. dazu rhein. Sm. 11. $. 20. X. $. 60. XI. ©. 289. 200. 

9) IV. weſtf. Syn. Beſchl. 281. Anlage S. 54, genehmiat am 5. März 1847. — 
Gire. des D.⸗K.-Rev. 4. Juni 1858 (Ann. 6), des Conſ. Aönigsberg v. 19, Novbr. 
1858 (Amtl. Mitth. Nr. 212). Vergl. überhaupt Kliefotb 1, 214 5. 

10) Während Fahnen der fünigl. Armee geweiht werden (Milit.K.⸗O. $. 72), 
ift dies bei den Fahnen der Schügıngefellfchaften unterfagt (Cab.⸗O. v. 5. Mai 1847, 
30. März 1861. Circ. des D.-K.-⸗R. v. 2. Juli 1861 in den Aftenft. 13, 166. 
vergl. Amtl. Mitth. Königsberg Nr. 322). 

*) Die Darftellung bejchränft fi dem Plane diefer Schrift gemäß nur auf die 
kirchliche Adminiftration des Eided. Im Allgemeinen vergl. man die Schriften von 
Göſchel (Berlin 1837), Strippelmann (Gaffel 1855 — 1857) u. a., Richter 
KR. $. 287. 

1) Diefen Gefihtövunft macht das fanon. Recht ſchon beftimmt geltend (c. 26 
X. de jnrejur. 2. 24). 
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daher darauf Bedacht, die Eidespraris gehörig zu regeln und frei von 
Mißbräuchen zu machen. Um insbei. Meineide zu verhüten wurde die 
Zuziehung von Geiftlihen für nothwendig erflärt?), auch darauf ge— 
drungen, daß Eidesleiftungen und Erkenntniſſe auf Eide möglichft vers 
mieden und eingefchränft würden ’). Die älteren Vorfchriften faßte die 
A. G.-O. mit den nöthigen Ergänzungen wieder zufammen *) und 
ſchärfte noch durch bef. Erlaffe die ftreugfte Beobachtung derjelben ein). 
Damit „Sowohl die Jugend in der Lehre vom Eide aründlih und fehr 
fleißig unterrichtet, al8 aud) die Gemeinen von ihren Predigern bei 
jeder ſchicklichen Gelegenheit an die Heiligkeit und Wichtigfeit des 
Eidſchwures . . . erinnert” wilden, verordnete das Girc. dv. 7. April 
1796 °), daß jährlih am 23. Sonntage nah Zrin. das Weſentlichſte 
aus der Lehre vom Eide den Zuhörern vorgetragen und mit Wärme 
und Nachdruck ans Herz gelegt werde, daß die Prediger die Katechus 
menen nicht confirmiren follen, wenn fie Diefe Lehre nicht hinlänglich 
gefaßt haben, um für eidesfähig erklärt werden zu fünnen, daß die 
Inſpectoren bei den Kirchenvifitationen deshalb ein fürmliches Examen 
anftellen und ſämmtliche Prediger ermahnt werden follten, die ihnen 
von Gerichtäwegen aufgetragenen Admonitionen bei Eidesleiftungen 
jedesmal mit der gewiffenhafteften Treue zu verrichten. Die Klagen 
über Mißbräuche bei Eidesleiftungen hörten demungeachtet nicht auf 
und bereit8 am 26. Octbr. 1799 erging eine meue B. wegen zweck— 
mäßigerer Einrichtung der Eidesleiftungen, nebft bei. Beftimmungen 
v, 13. Novbr. über die Berhaltung dabei u. ſ. w.“). 

Einzelne Borfchriften der Gefehgebung wurden ſpäterhin doch 
nicht gebörig beobachtet ) und namentlich wurde dem Eeelforgerumte 
nicht der gebührende und geeignete Raum zur Entfaltung einer ſegens— 
reihen Wirkfamfeit gewährt. Deshalb war auf deu Kreisfynoden 
fhon wiederholt beantragt worden, dem Webelftande abzubelfen. Nach— 
dem im 3%. 1844 auch die Prov.-Synoden fih auf Grund der ihnen 


2) M. f. 3. B. Crim.-O. 1717. Cap. IX. $. 28 (Mylins C. C. IT, 3, 102). 
Corp. jur. Frid. 1780. Lib. I. Tit. X. $. 153. 154. 
3) B. v. 15. Ian. 1776. $. Fe C. €. VI. Rr. 3. 5. 10). Corp. jur. Frid. 
1780. Lib. I, Tit. X. $. 129. verb. R. v. 20. Rov. 1782. ad II (N.C.C. VIl. Nr. 52. 
S. 1710), Circ. v. 20. Septbr. 1783. VIII. Nr. 5 (a. a. D. VI. Nr. 45. 
S. 2451). 
4) Bergl. Heffter Givilproceh. Berlin 1856. $$. 98— 101. 


5) M. f. bef. das R. v. 7. März 1796 an das Kammergericht, wie es künftig 
bei Eidesleiftungen gehalten werden foll (N. C. C. X. a. 1796. Ar. 15. S. 91). 


6) N. C. C. X. a. 1796. Nr. 29. S. 161 f. Durch Girc. des Conſ. Coblenz v. 
14. Mai 1833 (v. Kamp Ann. 17, 90) wurde für die Rheinprovinz eine Eidespres 
digt jährlich am 1. Sonntage des Auguft angeordnet. f. Erf. des Gonf. Magdeburg 
v. 15. Dechr. 1818 (Haupt Sammlung 1, 413). vergl. Anm. 10. 


7) N. C.C. X. a. 179. Rr. 60. S. 2063 f., wieder abgedrudt in v. Kamp 
Ann. 12, 610 f. 


8) Es mußte wiederholt verfügt werden die Vereidigung durch Gerichtämitglieder 
Circ. v. %6. Nov. 1830 in v. Kamptz Jahrb. 36, 312. 313), die Abnahme des 
ides in einem beſondern Schwurzimmer (R. v. 8. Jan. 1840 im Juft. = Min. = Bl. 

S. 23 1.) ua. Im I. 1841 wurden alle Yandesjuftizcollegia zu — Be⸗ 
richten aufgefordert, wie Eide vermindert werden und die —— on angemeſſener 
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vom Kirchenregiment gemachten Vorlage darüber autachtlich geäußert 
hatten, unterwarf die Generals Synode 1846 in ſpeciellſter Weife dieſe 
wichtige Angelegenheit einer Beratbung und einigte fih dabin, folgende 
Vorſchläge zu machen: 1) daß eine angemeffenere Vorhaltung und 
Derwarnung vor Vollziebung der Eidesabnahme vermittelt und nament- 
(ih den bisherigen Formularen andere, von firdlicherem Gepräge in 
liturgifher Weite fubftituirt würden; 2) ſtets eine deutlichere Erffä- 
rung des Gegenftandes der Eidesleiftung Seitens des fungirenden 
Beamten gegeben werde; 3) die nähere, perſönliche Theilnahme des 
Eidesabnehmers, aller Anweienden, imd namentlich auch der Anwälte, 
ſtets nur als eine dem religiöfen Ebarafter der Handlung angemeffene 
und der Heiligung des Eides fürderliche ftattfinden möge; 4) die An- 
ordnung Über eine angemeffene Einrichtung der Eideszimmer (f. Anm. 8) 
firenge ausgeführt werde; 5) die Zugiebung des Geiftlichen zu ſorgfäl— 
tiger Prüfung, Belehrung und Ermahnung des Schwörenden zu wüns 
ſchen ſei, und zwar unbedingt bei unconfirmirten Perſonen, und daß 
in allen Fällen, wo es irgend thunlich, dem Geiſtlichen eine Friſt von 
14 Tagen vor dem Schwurtermine verſtattet werde, um dieſe Zeit zu 
ſeelſorgeriſcher Bemühung und Beſprechung mit dem Schwörenden deſto 
gewiſſenhafter benutzen zu fünnen; 6) daß — unter Beſeitigung der 
jährlichen Eidespredigten — von den Conſiſtorien eine ausführliche 
Inſtruction wegen der ſeelſorgeriſchen Bemühungen der Geiſtlichen bei 
Eidesleiſtungen erlaſſen werde; 7) die V. (Anm. 8), wonach die wirk— 
lichen Richter felbft die Eides- Adminiftration zu übernehmen haben, all- 
gemein in Ausführung gebracht werde’). Indem die Gen. »Syn. diefe 
Anträge dadurch noch dringender machte, daß fie anführen mußte, wie 
der Inhalt ſämmtlicher Kreis- und Prov.- Syn.» Protofolle von einem 
allgemein und fchmerzlich empfundenen Bedürfniffe zeuge, daß den auf 
zweckmäßige Verminderung und wirkſamere Adminiftration der Eides- 
leiftungen gerichteten Abſichten der Staatsregierung überall entſprochen 
werde, fonnte man nicht umbin, deſto eifriger die Sache in Angriff zu 
nehmen. Die jährliche Eidespredigt wurde abaeihafft'), dagegen vor- 
neihrieben, daß die Seiftlichen bei geeigneter Gelegenheit wie im der: 
Predigt, fo beim Gonfirmandenunterricht und fonft die Wahrhaftigkeit 
zu empfehlen nicht verabſäumen und die Wichtigkeit des Eides ins 
rechte Licht ftellen ſollten. Dem Girc. des geiftl. Min. v. 19. Febr. 
1847 gemäß ergingen deshalb beſ. Anweifungen von allen Gonfifto- 
rien ''), Auch Das Zuftizs Min. nahm davon Anlaß, die Befolgung 


erfolgen künne. Denmächft wurde hefchloffen, bei der Gefegrevifien im Befondern dars 
auf Bedacht zu nehmen (Cab.⸗O. v. 30. Mai 1843). Darauf erging die V. v. 28. 
Jan. 1844 wegen zweckmäßigerer Normirung verfchiedener Eide u. a. m. 


9) M. f. Verhandl. der Gen. Syn. 1, 46—61. 2, 1— 10 und den Auszug in 
Richter's üherfichtlicher Darftellung S. 61— 71. 


10) Die 9. v. 7. April 1796 (Anm. 6) wurde durh Cab.⸗O. v. 18. Dechr. 
1846 aufachsben. 


11) Eirc. des Conſ. Mandeburg 14. März, Breslau 5. April (verb, 7. April 
1854, 7. Juni 1865. K. U.:B. S. 82. 83), Berlin 9. April, Stettin 16. April, 
Coblenz 14. Mai, Münfter 19. Mai, Poſen 20. Mat, Königsberg 19. Juni 1847 
(theilweife ern. 31. März 1854 in den amtl. Mittb. Nr. 16). 
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der Vorfchrift zu erneuern, daß der Nichter felbft den Eid abnehmen 
fofle *), Dennoch bleibt die Notb wegen der fortwährenden Uebertre— 
tungen eine überans große und die Klagen wegen der vielen Meineide 
rechtfertigen die Forderungen der firdlichen Behörden, daß die Ab» 
leiftung der Eide vermindert und mit der arößten Vorſicht und Sorg— 
falt die Eidespraris gehandhabt werde '). 

Der Richter jollte fich ftetS davon überzeugen, daß der Schwörende 
die nötbige Kenntniß vom Eide habe‘) und in jedem bedenflichen 
Falle die Admonition durch einen Geiftlichen eintreten laffen "). 

Der zugezogene Geiftliche hat Anſpruch auf die von den Appella- 
tionsgerichten tarifmäßia feftgeiekten Gebühren '*). 


g. 124. 
Das Yelühde. 


Das Gelübde, das BVerfprechen eines Gott wohlgefälligen Unter» 
nehmens (promissio Deo facta de bono meliori)‘), fennt das fano: 
nifhe Recht in mannigfachen Anwendungen, von denen das Klofters 
gelübde die böchfte Stelle einnimmt. Dagegen erhoben fi die Refors 
matoren mit dem entichiedenften Ernſte“), weil überhaupt „Gottes 
Wort und Gebot durch fein menſchlich Gelübd mag geändert werden.” 
„Das Gelübde soll in möglichen Sachen willig und ungezwungen fein“ *), 
Der evangelifhen Kirche find daher Gelübde nicht unbekannt, aber in 
einem der römifchen Kirche völlig entgegengefeßten Sinne‘). Durd 


12) Allg. B. v. 11, Dctbr. 1847. 

13) M. f. deshalb z. B. die Verhandl. der rhein. Prov. = Syn. V. $. 51. VII. 
$ 64. IX. $. 46. X. S. 45; der weflf. Prov. » Syn. VII. Beſchl. 74. 77. IX. 
zeſchl. 60 — 71. X. Beſchl. 156 und Anlage H. S. 60. 

14) Perionen unter 14 Jahren find nicht eidesmündig (A. G.:D.1. 10. $. 230. 
Nr. 13. 1. 22. 8.3. Crim.⸗O. $. 357. Nr. 9), doch Fünnen ausnahmsweiſe felbft 
foiche vereidet werden (A. 6.0. I. 10. $. 232. Grim.sD. $. 358). Bei noch nicht 
Eingeſegneten follte nie der Geiſtliche Fortgelaffen werden. Das Herrenhaus batte am 
11. Mai 1861 den Antrag empfohlen, den Termin der Eidesmündigkeit auf das vols 
endete 16. Jahr zu je De (Stenogr. Berichte 5. 581. 582). — Den Ledigkeitseid (f. 
unten $. 138. Anm, 18) ann der Geiftfiche felbft abnehmen. 

15) Ueber das Verhalten der Geiftlichen dabei |. m. Me Anm. 7 cit, B., aus der 
Anhang $. 96 zur A. G.⸗O. 1. 10. $. 368. 369 aefloffen ift; * Bielitz preuß. 
KR. S. 146. Vergl. Milit.⸗Ke.⸗O. vom 12. Febr. 1832. $. 71. 

16) G. v. 10. Mai 1851. Tarif $. 67 (G.⸗S. ©. 0650). Allg. Berf. v. 3. 
Novtr. 1853, mitgetbeilt durb Erl. des D.-K.: N. v. 9. Novbr. 1853 (Aftenft. des 
DER. 6, 20. 21. Allg. Ks Bl. 1954. S. 136). 


1) e. 1. 4. Can, XVII. qu. 1. Veraf, dazu im Allgemeinen Eichhorn K.⸗R. 
2,520 f. Richter KR. $. 288. 

2) M. ſ. 3. 2. die Ausſprüche Lutber’s in: Geift aus Luthers Schriften von 
Lomler u, a. 2, 272 f. und die ausführlihe Darftellung der ganzen Materie bei 
Galvin in der institutio lib. IV. cap. 13. 

3) Augsburg. Sonf. Art. 23. verb. Art, 27 u. v. a. ſ. Harmonia confessionum 
sect. XVIII. 

4) M. f. Jäger in Herzog's prot. Enchelopädie 4, 771 f. Wiefe von Ges 
fübden im evang. Sinne. Berlin 1861. 
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Gelübde fönnen nicht Pflichten übernommen werden, deren Erfüllung 
nicht ſchon ohmedies dem Ehriften obliegt; durch das Geloben mird 
nur die betr. Pflicht von dem Subjefte als eine für ihn befonders bin- 
dende anerfannt. Wenn durch ein Gelühde unter befonderen Umſtän— 
den etwas über die allgemeine Chriftenpflicht Hinausgehendes über: 
nommen ift, fo ift Dies nicht fchlechthin bindend und hört auf vers 
pflichtend zu fein, fobald die Verhältniſſe fih geändert haben. Die 
von den Reformatoren und evang. Theologen vertretene Anfiht läßt 
fi etwa fo wiedergeben ®): „Die evang. Kirche kennt und hat das 
Gelübde in dem eigentlichen und höchſten Sinne des Wortes, daß 
darunter die freie Gott felbft getbane Zuſage der Hingebung des Les 
bens in feinen Dienft verftanden wird. Ein ſolches Gelübde ift das 
in Erneuerung des ZTaufbundes bei der Konfirmation dargebradhte ; 
eben fo fennt und hat fie Gelübde, durch welche für irgend ein wich- 
tiges Lebensverbältniß und den Lebensberuf vor Gott unmwandelbare 
Treue gelobt wird, 3. B. bei der Gheichließung und der Or— 
dination zum geiftlichen Amte. Alle ſolche Gelübde haben die Sanction 
des Wortes Gottes. Durch Gelübde anderer Art das Gemiffen zu 
binden; empfiehlt fie weder, noch nöthigt fie dazu, weil fie der von 
Ehrifto verfündigten Freiheit widerftreiten, fein Verdienſt herabfegen, 
die beftimmten Gebote Gottes beeinträchtigen und zu Gewiſſensbeſchwe— 
rung und Unwahrbeit führen fönnen, da niemand feiner Zukunft fo 
unbedingt Herr tft, daß er darüber Disponiren und Die Führungen 
Gottes und feine eigene innere Entwidelung außer Berechnung laſſen 
dürfte. Vollends den Lebensgang eines Andern durch ein Gelübde 
beftimmen zu wollen, kann dem evangelifhen Urtheile nur al® Frevel 
gelten.“ Hiernach ift das Urtheil über Brüderfchaftsgelübde ®), über 
die Verpflihtung der Diafoniffen ”) u. f. w. zu bemeffen. Die Ber: 
gleihung derfelben mit den in der römiſchen Kirche gebräuchlichen Or: 
densgelübden ift völlig unftatthaft, weil die evang. Kirche derartige 
bindende Gelübde überhaupt nicht fennt®). 

Das perfönlihe Gelübde, welches eine die eigene Perſon 
des Gelobenden betr. Leiftung enthält, ift nah evang. Grundfägen 
nur für diefen felbft verpflichtend und nicht auf dem Wege des Rechts 
erzwingbar °), dagegen erfcheint das dingliche Gelübde (volum 
reale), welches eine Leiftung für einen Dritten, insbef. eine kirchliche 
oder milde Anſtalt, in bindender Form verheißt, ſchon nach gemeinem 
Recht klagbar, ſowohl gegen den Gelobenden ſelbſt als deſſen Erben "). 


5) Wieſe a. a. O. S. 45. 

6) M. ſ. Luthers Anſicht von den Fraterhäuſern in ſeinen Briefen bei de Wette 
4, 383. 334. 358. 360. 560 ff. vergl. Ullmann in Herzog's Enchel. 2, 400 T. 
Wichern eben da 3, 360 f. Ueber die Brüder des rauhen Haufes |. m. Wichern 
a. a. ©. ©. 379. 380. Wieſe a. a. O. ©. 42. 43 und Wichern's Erklärung im 
Haufe der Abgeordneten, in den ftenogr. Berichten vom 3. Juni 1861. 

7) Wichern in Herzog’s Enchelovädie 3, 380 f. 

8) Ueber die evang. piae causae felbft, zu denen derartige Anftalten gehören, 
f. m. unten Abjchn. IV. 

9) J. H. Boehmer jus eccl. Prot, lib. IT. tit. XXXIV. $$. XVII. XXI 

10) 1. 2 pr. und $. 2..Dig. de pollieitationibus (50. 12). J. H, Boehmer 
a. 0.8. $. XX. 
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Das preußifhe Necht *) folgt diefer Beftimmung, jedoh mit einer 
wejentlihen Modiftcation. er allgemeine Sa: „Bloße Gelübde 
haben, al8 bloß einfeitige Verſprechen, nad bürgerlichen Gefegen feine 
Verbindlichkeit”), wurde von Suarez fireng vertheidigt, da „unfrer 
heutigen Denfart die römifche und Fanonifche Theorie von Gelübden 
gar nicht gemäß‘ jet‘). Bei der Revisio Monitorum wurde aber auf 
Grund einer Frage, welche Suarez negirte“), Doch der Zufag befchlofs 
jen: „Hat der Erblaffer ein Gelübde zu erfüllen angefangen, fo wird 
rt dag er den Erben zu deffen Bollendung babe verpflichten 
wollen.‘ *). 


$. 125. 
Das Vegräbniß. 


Der Tod ihrer Mitglieder nimmt das Antereffe der Kirche nicht 
minder wie das des Staats in Anſpruch. Wenn der [egtere Die vielen 
cipilrechtlichen Folgen, weldye mit dem Ableben eines Menfchen ein— 
treten, in Betracht zu ziehen hat, fo fnüpft die Kirche ihre Theilnahme 
zunächſt an die Erwägung, daß ein Chrift aus der Zeitlicyfeit in das 
ewige Leben verjegt jei und daß fie dies durch Danfgebet und Segen ' 
zu feiern habe. Nach Diefen beiden Seiten hin ift die Gefeßgebung 
aufs Reichite entwidelt. 

Die Borfchriften der römischen Kirche über das Beyräbnig ') 
fonnten in der evang. Kirche großen Theils nicht anwendbar bleiben, 
weil die Grundlage, die Lehre vom Fegefeuer und die Zodtenmeffen, _ 
verworfen wurden ?). Die evangel. 8.0.) enthalten daher abmei« 
chende Beftimmungen, welche durch fpätere polizeiliche Feitfegungen 
und durch Doctrin und Praxis die nöthige Ergänzung erhielten und 
das gemeine Recht bildeten %). Als dem wirklichen Bedürfniffe ent: 


11) Auf den von Klein in feinem Entwurf $. #8 (Materialien zum A. L.⸗R. 
XXlll, 113v) ausgefprochenen Sag: „Kirchen fünnen auch durch Geluͤbde erwerben : 
J. H. Boelımer jus paroch,. Sect. V. cap. I. $. XIII“, wurde weiter feine Rück— 
fit genommen. 


12) A. L.⸗R. J. 5. 8.5. 
13) Amtliher Schlußbericht zur eit. Stelle (v. Kampp Jahrb. 41, 4). 
14) Bornemann Civilrecht 2, 398. Anm. ***. 


15) A. 28.8. 1.5. $. 6. Dazu f. m. noh Bielig Nachträge zum Gommentar 
über das A. L.⸗R. Heft 2 (Erfurt 1832). S. 18 — 27. 

1) Eihborn K.:R. 2, 548 f. Richter K.⸗R. $. 290 und die dafelbft 
eit, Lit. 

2) Rip | ch praft. Theologie 2, 467 f. Kliefoth liturgifche Abhandlungen 1, 
159 f. 275 f. . 

3) Ueberfiht derfelben bei Richter die 8.0. 2, 517. 518 M. 

4) M. ſ. Carpzov jurisprud. ecel. lib. U. defin. CCCLXXIII—CCCXCV. 
J. H. Boelımer jus ecel. Prot. lib. IM. tit. XXVIII; veffelben jus parochiale, 
Sectio IV. cap. Il, Balthasar jus pastorale 1, 439 f. 2, 419 f. und die von 
diefen eit. Autoren. 
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fprechend galt daffelbe auch in den einzelnen Gebieten des preußifchen 
Staates mit den Modificationen, melde durch die Localität bedinat 
maren ’), umd erhielt eine bei. Sanction im Project des Corp. jur. 
Frid. 1751°%). Aus dieſen Materialien bearbeitete Suarez die betr. 
Partie im 1. Entwurf, welcher nad mannigfachen Nenderungen im 
A. L.-R. feinen Abſchluß fand, feitdem aber noch viele Ergänzungen 
erhalten bat”). 

Sobald ein Todesfall erfolgt ift, muß dem Pfarrer des betr. 
Kirchipiels Died angezeigt werden ?). Der Pfarrer muß ſich nad der 
Todesart erfundigen und dem Zodtengräber aufgeben, bei der Ein- 
legung der Leiche in den Sara und bei deffen Zufchlagung gegenwärtig 
zu fein’). So lange e8 noch im Geringften zweifelhaft ift, ob die 
angebliche Leiche wirklich todt fei, muß das AZufchlagen des Sarges 
nicht aeftattet werden '). Alle gewaltfamen Todesarten, fowie deren 
bei Befichtiaung der Zeichen fih ergebenden Vermuthungen, muß der 
Pfarrer der ordentlichen Dbriafeit ſchleunigſt anzeigen, und, vor erfolg- 
ter Unterfuchung, weder das Begräbniß, nod die Abfubre aeftatten !'). 
Iſt dem Pfarrer befannt, daß der Verfiorbene unter VBormundichaft zu 
jeßende Kinder oder fonftige Erben binterlaffe, fo muß er der Obria- 
fett Davon Anzeige machen *). Dazu ift fowohl der Pfarrer des Kirch» 


— —— — 


5) Dies war mehrfach in der Provinz Preußen der Fall. M. ſ. deshalb Arnoldt 
K. ⸗R. S. 105. 111. 112. vergl. Beckheir Kirchenregiſtratur S. 17 f. 71. Bo— 
rowäfi neue Kirchenregiſtratur S. 18 f. Damit find die vielen V. bei Mylius 
und im N. C. C. zu verbinden. 


6) Theil 11. Buch I. Tit. II. Art. I (de rebus religiosis). 


7) Ueber das Verhältniß der Entwürfe zum A. L.⸗R. und die erfolgten Modi— 
ficationen ergiebt die Nachweifung in den folgenden Anm. das Näbere. 


8) A. EN. 11. 11. 8. 489 (I. Entw. $. 408. 11. €. $. 346). Dies ailt au 
von Perfonen , die fonft Feiner Parochie unterworfen find. A. L.-R. $ 470 (1. €. 
N 409. 11. E. $. 347); $. 408 (veral. dazu oben $. 26. S. 125). Doch haben 

iffidenten und Juden dem Ortsgerichte Die Anzeige zu machen (B. v. 30. März 1847 
8.4; v. 23. Juli 1847. $. 11. G.-S. ©. 126. 265), oder der damit beauftraaten 
Poligeibebörde (Allerb. Erl. v. 20. April 1848. G.-S. S. 120). — Auch todtgebo— 
rene oder vor der Taufe geftorbene Kinder find dem Pfarrer anzuzeigen. A. 2.=R. 
8. 471 (11. Gntw. $. 318). Die Pflicht zur Anzeige bat die binterlaffene Familie 
und in deren Grmangelung der Wirtb des Hauſes. A. L.-R. 8. 473 (11. Entw. 
8. 319). — Die rbein.eweftf. K.-O. $. 115 verpflichtet die nächſten Angebörigen 
fänaftene innerbalb 24 Stunden den Todesfall anzuzeigen, auch wie fie die Beerdigung 
au verinftalten geſonnen find. 

9) A. L.-R. 8.474 (1. 88. 411. 412. 11.6. 8.351). Wo fein bef- 
Todtengräber beftellt ift, liegt dies denen ob, die fein Anıt verwalten. Cine be. Be: 
zablung darf deshalb nicht gefordert werden (Oſtpr. Prov.-R. Zufat 186). 

10) U. Le. $. 475 (11. E. $. 352). Wegen der näbern Beftimmungen zur 
Rerbütung des Lebendigbegrabens verweift das A. L.-R. $. 476 auf die bef. Volizei— 
verordnungen (M. f. deshalb die Inftr. v. 31. Detbr. 1704 bei Rabe 13, 278 f., 
auch ale Anlage das R. v. 2. März 1827 in v. Kamptz Ann. 11,168 f. Nogtl, 
358 f., in den A.⸗Bl., bei Borf 1,674 f. u. a.). 

11) A. 4:8. $. 477 (1. E. 88. 419. 414. 11. E. $. 358). Vergl. Erim.-O. 
v. 11. Decbr. 1805. $$. 149. 150). 

12) A. L.-R. 478 (1, €. $. 415. 11, E. $. 354). verb. 11. 18. $. 93. Nach 
A. L.-R. 8. 470 ift die betr. Bebörde der perfünliche Nichter des Verſtorbenen, oder 
wenn diejer dem Pfarrer unbekannt oder auberbalb der Provinz ift, das nächſte Ges 
richt. Wo das franzöf. Necht gilt, haben Ortöpfarrer und Givilftandsbeamte längſtens 
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fpiels, in welchem der Todesfall erfolgt, al8 der, wo die Beerdigung 
aeichehen ift, verpflichtet '). ine ſolche Anzeige ift auch vorgefchrie: 
ben, wenn ein fremder flarb und beerdigt wurde, wenn Niemand vor: 
— — davon' in die Heimath deſſelben Nachricht geben 
önnte “). 

Das Begräbniß erfolgt auf den dazu beſtimmten öffentlichen Kirch— 
höfen oder Gottesädern. Jede Kirchengejellichaft bedarf eines ſolchen“), 
jei es daß derſelbe, was die Regel ift, fih in ihrem Eigenthume be— 
findet, oder der bürgerlichen (Stadt» oder Dorf-) Gemeinde gehört"). 
Früher fand das Begräbnis theils in den Kirchen ſelbſt, theils auf 
den um dieſelben berumliegenden Kirchhöfen (atria, coemeteria con- 
tigua) ftatt, Seit dem legten Viertbeil des vorigen Jahrh. ergingen 
aber, aus fanitätspolizetlichen Gründen, Verordnungen”), nach weldyen 
in den Kirchen und in bewohnten Gegenden der Stüdte feine Leichen 
mebr beerdigt werden ſollten ). Die Beiſetzung in Kirchengewölben, 
fo fange dergleichen vorhanden find, wurde damit nicht verboten “). 
Dagegen erfolgte nun vielfach die Verlegung der Kirchhöfe außerbalb 
der Städte”), während im Allgemeinen anerkannt blieb, daß jede 
Berlequna nur aus erheblichen Urfachen unter Einwilligung der geift- 
fihen Obern und der Ortspolizeibebörde ftattfinden dürfe?). Dies 
ift be. der Fall, wenn Kirchhöfe geichloffen werden müffen *). Info: 


in 8 Tagen dent betr. Rriedensrichter bei Vermeidung einer Ordnungsftrafe dies anzu— 
zeigen (Cab.⸗O. v. 4. Juli 1834. v. Kamptz Ann. 18, 717. Jahrb. 44, 160 und 
in den betr. A.⸗«Bl., wieder publ. v. Gonj. Goblenz 20. Fan. 1865 im K. A.-B. 
S. 6). Megen der Ordnungsftrafe B. v. 8. Mai 1835 (v. Kamptz Jahrb. 
45,596). 

13) 1. L.-R. $. 480 (1. E. $- als. 11. E. $. 355). ſ. noch unten Anm. 73. 

14) U. %=R. $. 495. 

15) Weber die Anlegung ſ. m. A. L.-R. $. 764 (ſ. Anm. 25. 26). R. v. 30. 
Novbr. 1832 (v. Kamp Ann. 17, 214. Bogt 1, 223), 17. April und 31. Dechr. 
1858 (befannt gemacht durch d. R.-v. 11. Jan. 1862. Anm. 25). Ueber die Sins 
werbung derſelben f. m. $. 122. Anm. 6. 9. 

16) A. L.⸗R. $. 183 (1. E. 8. 144. 11.6. $. 158). $. 190 (f. ofen $. 27. 
S. 128). Ueber die Erbaltung derfelben f. m. unten Abſchnitt IV. 

17) Nur das freie Begräbniß in den Kirchen wurde in den Antöftädten und 
Amtstörfern abgeichafft nach dem Circ. v. 19. Decbr. 1771 (N. CC. V. e, Nr. 8, 
S. 405). Dann wurde die Beerdigung in der Kirche auf diejeninen befchränft, welche 
ihr eignes Gewölbe darin hatten (DB. v. 28. März 1780, 3. Auni und 20, Juli 1782, 
auf die Stadt Königsberg ausgedehnt 10. März 1787. Boromaft neue Kirchenz 
regiftratur S. 19. 20). Für Pommern erging eine derartige B. am 20. Mai 1778 
(Prov.⸗R. von NeusBorpemmern Tb. 11. 8. 869 f. 1, 3, 27 und Motive). 

18) A. L.⸗-R. $. 184 (11, E. $. 159). Der I, E. $. 152 disponirt noch: Obne 
Genehmigung des Staats foll Niemand in die Kirchen begraben werden. 

19) R. v. 22, Novbr. 1832 (v. Rampp Ann. 16, 937. Boat 1, 226). 

20) Daß auf den Dürfern die Verlegung nicht erzwungen werden könne, erklärte 
das N. v. 18. Juni 1819 (0. Kamptz Ann. 3, 415. Boat 1, 226). 


21) Vergl. U. 2.:R. $. 764 (f. Anm. 25). R. v. 18. Juni 1819 (vor. Ann.) 
und 12, Rov. 1835 (v. Kamp Ann. 19, 1120. Vogt I, 227). 

22) Ueber die Behandlung folder Pläpe 1. m. Gab.=D. v. 8., R. v. 23. Jan. 
1830 (v0. Kampg Ann. 14, 183. Vogt 1, 223), verb. V. v. 7. Decbr. 1841, 
26. Nov. 1843 (v. Rampp Jahrb. LVIN, 459 f. Min. Bl. des Innern 1842, 
S. 13. 1844. ©. 8. Boat |, 224— 226). 
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fern dann nicht noch die fernere Benugung von eigenthümlichen Ruhe— 
ftätten und Erbbegräbniffen möglich it), haben diejenigen, melde 
bisher erbliche Familienbegräbniffe in den Kirchen bejeffen haben, die 
unentgeldliche Anweifung eines ſchicklichen Plages dazu auf dem neuen 
Kirchhofe zu fordern *). In größeren Parochien, zumal auf dem Lande, 
haben Die dazu gehörenden Drtögemeinden oft. befondere Gottesäder 
oder beantragen Die Anlegung derfelben. Diefe ift dann nach Bedürf- 
niß zu gewähren ®), doch soll durch dergleichen neue Anlagen dem 
Pfarrer und den Kirchenbedienten an ihren bisherigen Gebühren nichts 
entzogen werden *). Solche Lokalkirchhöfe haben die Natur der öffent: 
lien Kirchhöfe. Bon ihnen untericheiden fi daher andere Privats 
begräbniffe, an welchen ohne Anzeige bei den geiftlihen Obern nicht 
begraben werden darf“); auch kann Niemand durch Veranſtaltung eines 
folhen Privatbegräbniffes der Kirhenkaffe und der Geiftlichfeit Die 
ihnen zufommenden Abgaben entziehen *). 

Leder Eingepfarrte muß, der Regel nah, in jeiner Parochie be- 
graben werden”), aud wenn er außerhalb derielben, jedoch an dem: 
jelben Orte, ftirbt. Stirbt er aber an einem andern Orte, fo bleibt 
den Hinterlaffenen die Wahl zwifchen dieſem und der Parodie ”). 


23) Die AZuläffigkeit ift wiederholt anerfannt (Cab.⸗O. v. 17. Det. 1822, R. v. 
19. Febr. 1823, 28. April 1845 in v. Kampk Am. 7, 84. Min.sBl. des Innern 
1845. ©. 160. Boat 1, 227. 228). 

24) A. L.-R. $. 185. vergl. $. 591 wegen des Patrond, und überhaupt oben 
$. 72. S. 2090. Anm. 7. 

25) U. L. ⸗R. $. 764 (1. E. $. 564) „Die Anlegung neuer Sy ng fol 
nur aus erbeblichen Urſachen, und nur unter Einwilligung der geiftlichen Obern, ſowie 
der Polizeivorgefeßten des Orts, ſtattfinden.“ Der 1. Entwurf batte fpecieller dispo— 
nirt: „Eingepfarrte Gemeinen, die bisher feinen eignen Gottesadfer gehabt, dürfen 
dergleichen eigenmächtig nicht errichten ($. 530). Die geiftlichen Obern fönnen ihnen 
dazu die Erlaußniß geben, wenn Mangel an Pla, Entfernung oder fchlechte Beſchaf⸗ 
fenbeit des Weges oder andere Billigkeitsgründe ihrem Antrage zu ftatten kommen 
($. 531). Nach diefen Rückſichten find Tnäter bef. Inftructionen erlaſſen. M. f. 
1. 2. die der Meg. zu Danzig vom 5. Mai 1841 (Min. Bl. des Innem S. 168. 
Vogt 1, 223. 224. Bord 1, 78. 628— 630), vergl. Min. R. v. 13. Febr. 1854 
(Aktenſt. des D.:R.R. 7, 33. Vogt 1, 544). NR. der Reg. Liegnitz v. 11. Januar 
1862 (8. A.-B. von Schlefien S. 21 f., von MReftfalen 5. 61 f.). 

26) A. %.:R. $. 705 (1. €. $. 532. 11. €. $. 565). 

27) A. 8.=R. $. 186 (1. E. $. 149. 11. E. $. 160). Dergleichen Privatbegräbs 
niffe Mogillen. |. meine Geſch. I, 2, 120. Ann. 35) find feit älterer Zeit bef. 
in Preußen, Pommern u. ſ. w. im Gebrauche gewefen. F Anlegung erfordert die 
Genehmigung der betr. Polizeibehörde, bez. —— (M. ſ. die desfallfigen Erlaſſe 
von 1811 f. bei Bord 1, 77. Circ. der Reg. zu Königsberg v. 6. Mai 1840 
aan. 5. 677). 

28) A. 8.:R. $. 187. 

29) A. L.⸗R. $. 453 (1. E. 8. 394. II. E. 9.334 Der J. E. $.145 beftimmt 
außerdem noch: „Jedes Mitalied der Kirchengefellfchaft ift für fih und die Perjonen 
feiner Familie die Beerdigung auf dem gemeinihaftlihen Kirchhofe zu fordern bes 
rechtigt.“ 

30) A Le. $$. 454. 455 (I. E. 68. 335. 336). Der 1. E. $$. 305. 396 
hatte dagegen vorgefchrieben,, daß, wenn der Tod in der Nähe der Parochie erfolgt ift, 
und die Leiche füglich in die gehörige Parochie zurückgebracht werden fann, dies gefdes 
ben müffe, fonft aber das Begräbniß dem Pfarrer des Kirchfpiels gebübre, in welchem 
ss ——— erfolgt iſt. Vergl. J. H. Boehmer jus paroch. Sectio IV. cap. I. 

. IV. V. 
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Sonft fann auch der Eingepfarrte felbft fein und der Seinigen Begräb- 
niß außer der Parochie wählen ’), in welchem Falle, wenn der Tod 
nicht außerhalb der Parochie erfolgt ift (Anm. 30), auch dem Pfarrer 
und der Kirche, denen die Beerdigung eigentlich zufommt, die üblichen 
Gebühren zu entrichten ſind). Wenn aber eine Leiche auf bloßes 
Verlangen der Hinterlaffenen außer der gehörigen Parodie begraben 
werden fol, fo müflen Letztere dem Pfarrer und der Kirche auch die 
— —— und Feierlichkeiten, welche ſie bei der fremden Kirche vor— 
nehmen laſſen, außer den nothwendigen Gebühren taxmäßig bezah— 
fen *). Mer ein Erb- oder Familienbegräbniß außerhalb des Kirch— 
fpield hat, kann verlangen, daß fein und der Seinigen Leichnam dabin 
abgeführt werden *), die eigentlich competente Kirche und der Pfarrer 
erhalten dann aber die üblihen Gebühren ohne Abzug *). 

In allen Fällen, wo eine Leiche durch einen andern Gerichtöbezirf 
geführt werden foll, muß bei der Regierung ein Leichenpaß geſucht 
werden). Kann ein foldher Paß nicht vorgezeigt werden, fo ift Die 
Obrigfeit jedes fremden Sprengeld berechtigt zu verlangen, Daß ihr 
die — der Leiche geſtattet werde “). Die Pfarrer, durch 
deren Kirchſpiele die Leiche gebracht wird, können nur dann Gebühren 
fordern, wenn von ihnen gewiſſe Amtshandlungen oder Feierlichkeiten 
ausdrücklich bei der Durchfuhr verlangt werden *). Wenn Jemand an 
einer anſteckenden Krankheit verſtorben, ſo daß durch Wegfuͤhrung der 
Leiche die Anſteckung verbreitet werden könnte, muß die Leiche ſchlech— 
terdings, und ohne Unterſchied der Fälle, da, wo ſie iſt, beerdigt 


31) A. %.=M. 8. 456 (1. E. $. 397. 11. E. 8. 337). Dabei kommt es nur dar—⸗ 
auf an, daß der Wille genügend gewiß iſt (AU. L.-R. $. 357 [1. E. $. 398. 11. €, _ 
6. 337). 1, 12. $. 169). vergl. J. H. Boehmer a. a. ©. $. Villa. €. 


32) A. L.-R. $$. 458. 459 (1. E. $$. 399. 402. 11. €. $$. 338). 


33) A. NR. $. 460 (aus dem 11. E. $. 341). Der 1. E. hatte abweichend im 
$. 403 disponirt: Gebühren für andere Handlungen und Feierlichkeiten, die nur auf 
bef. Begehren veranftaftet worden, find nur da zu entrichten, wo fie verlangt und vorz 
genommen werden. 


34) A. L.-R. $. 461 (1. E. $. 400. 11. €. $. 339). 


35) A. %&= NR, $. 462 (II. E. $. 340). Der 1. €. hatte $. 401 beftimmt: Die 
Pfarrfirche bat alddann gar feine, der Pfarrer aber die halben Gebühren zu fordern. 


36) A. L.-R. $. 463 (1. E. $. 404. 11. E. $. 242). An die Stelle des bier 
ea Obergerichts ift durh Gab.=D. v. 9. Juni 1833 die Regierung mit der 
usftellung der YXeichenpäffe beauftragt worden (9.9. S. 73. Vogt 1, 355), 
vergl. Circ. v. 19. Dechr. 1857 und 3. v. %. Dechr. 1859 (Min. Bl. des Innern 
1858 5. 2, 1860 5. 4). In Betreff der Legitimation der Keichentransporte find mit 
mebreren Staaten bef. Bereinbarungen getroffen. M. vergl. das Min. Bl. des nz 
nern 1849 ©. 248, 1854 5. 106. 107. 150, 1856 S. 172 f., 230 f., 1858 S. 25. 
60, 1860 S. 225. Dazu ift nad dem Tarif v. 7. März 1822 ein Stempel von 
2 Thlr. nöthig. 


37) A. NR. $. 464 (1. E. $. 405. 11. E. $. 343). vergl. R. v. 12. Juli 
1838 (v. Kamptz Ann. 22, 725. Boat L, 356). 


33) A. L.⸗R. $$. 465. 466 (1. E. $$. 406. 407. II. E, $$. 344. 345). Eine 
ſolche unberechtigte — zurückweiſender Paſſus ſoll deshalb in die Leichenpäſſe 
mit aufgenommen werden (Circ. v. 31. Aug. 1844 im Min.⸗Bl. des Innen ©. 269. 
Vogt 1, 355). M. f. überhaupt J. H. Boehmer jus paroch. cit. $. V. 


512 Bud 111. Die Verwaltung. Abſchn. 11. Das kirchliche Leben. 


werden. Alsdann find aber auch die Gebühren nur dem Pfarrer und 
der Kirche, wo die Beerdigung wirklid) geſchehen ift, zu entrichten ®). 

Die Beſtattung felbft darf in der Regel nicht vor Ablauf von 
72 Stunden nach dem eingetretenen Todesfalle erfolgen, früher aber 
nur, wo es nothwendig ift, wie bei Epidemien, und auf das Zeugniß 
eines approbirten Arztes, daß Die Leiche alle Spuren des Todes an 
fi trage, oder wenn an Orten, wo fein Arzt ift, der Bürgermeifter 
oder Schulze mit zwei erfahrenen Männern nad Uuterfuhung der 
Verhältniffe (f. Anm. 10) die frühere Beerdigung geftattet hat “). Die 
Begräbnißgebräuche *) find nicht überall dieſelben. Verboten ift die 
vorhergehende Ausftellung der Leichen und das Deffnen der Särge bei 
den Geremonien *), Dagegen find andere durchaus gebilligte Gebräuce 
häufig außer Uebung gekommen, zumal in den Städten. Allgemein 
beftand früher die Sitte, daß die Schüler der Kirchichulen die LXeichen 
mit kirchlichen Gefängen zu den Gottesädern begleiteten. Auf dem 
Lande ift diefer Gebraudy noch ziemlich allgemein, wo nicht in ausges 
dehnten Parochien wegen der entfernten Rocalbegräbnißorte derſelbe 
erichwert tft. Daf die allmälig abgefommene Sitte folenner Begräb— 
niffe wieder hergeftellt würde, batten die im 3. 1819 gehaltenen Sy- 
noden dringend gewünicht und Demaemäß waren auch von den Behr 
den entiprechende Anordnungen erlaffen, weldhe dann fpäterhin drin 
gender eingefchärft nicht ohne Erfolg geblieben find, wenngleich noch 
viel zu wünſchen übrig bleibt #). 

Die Landesagende ®) beftimmt: Bor oder am Eingange des Kirch: 
bofes empfängt der Geiftliche *), infofern der Verſtorbene oder die 


— — — 


39) A. L.-R. $$. 467. 468. 


40) R. v. 15. Juni 1822 (v. Kampp Ann. 6, 415), v. 2. März 1827 
(v. Kampp Ann. 11, 168. Bord 1, 139. Bogt 1, 353) u. a. m. 


40 a) Ueber die Gebräuche in der Provinz Preußen f. m. Beilage zu den amtl. 
Mitth. 1856. St. 2. Sing die gute alte Sitte S. 81 ff. Die Allgemeinen Kit. 
Anm. 42, 


41) Zunächſt wurde dies bei an Pocken und andern contagiöfen Kranfbeiten Vers 
jtorbenen unterfaat d. 18. Septbr. 1787 (N. C. C. VII. Nr. 91. S. 1597. Boat 1, 
356), ern. 16. Dechr. 1800, 24. Nov. 1801, 18. Yan. 1803) und allgemein verboten, 
mit Androbung einer Strafe von 5 Thlr. oder 8 Tagen Gefängnig (v. Kamptz Ann. 
15, 832. Vogt 1, 357). f. auch ®. v. 16. März 1502 (Rabe 7, 80. Bogt ll, 
352). Bergl. Bord 1, 137 a. E. 138. — Die V. v. 8. April 1794 wegen ber 
Bekleidung der Todten und der Ausfchlagung der Särge ift durch Cab.-O. v. 28. 
Septbr. 1810 aufgehoben (Ra be 10, 435. Boat 1, 352). 


42) M. ſ. im Allgemeinen den Süpnodalbefcheid des Gonf. zu Königsberg v. 
8. April 1840 (Allg. 8.23. 1841. Nr. 141). — Circ. des O.⸗K⸗R. v. 29. März 
1853 (f. Anm. 465). — Vergl. die Ganones der Dresdener Ebnferenz in v. Mojer’s 
allg. K.s Blatt 1854. S. 340 f. — Verhandl. der Eifenacher Conferenz im alla. K.— 
Blatt 1855. S. 432, 1857 ©. 248. 249. 322 — 325, 1858 ©. 220 — 240. 
245 — 251. 


43) Th. 11. S. 16— 18. 


44) „An den Orten, wo es üblich tft oder gewünfcht wird, daß der Geiftliche die 
Leiche vom Sterbehauſe bis zum Beftattungsorte begleite, kann Died auch fernerhin 
Statt finden; fowie aud hierbei die etwa gebräuchlihen Gebete und Sterbelieder bei: 
behalten werden fünnen. ben fo, daß nach dem Begräbnifje die Verfammlung nod 
in die Kirche gebe.‘ Agende a. a. D. Ann. 
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Hinterbliebenen die religiöje Feier des Begräbniffes begehrt haben, die 
Reiche; worauf der Gefang eines paffenden Sterbelicdes, durch den 
Chor aefungen, beginnt, und Die Broceffion unter Glodengeläute zur 
Grabftätte gebt. Hierauf folgt die Einfenkung, Rede des Geiftlichen, 
Gebet des Herrn, Geſang, der Segen **), 

Darauf, daß das Geleite der Schule, Ehoralgejang und liturgifche 
Eultusformen schlechthin zur Ammendung fommen, it neuerdings mehr: 
fach gedrungen »). Den Getitlichen iſt es allgemein * Pflicht ae- 
macht, Daß fie fih beim kirchlichen Begräbniſſe betbeiligen und ihre 
Begleitung, auch wenn fie nicht beftellt oder honorirt wird, bei der 
Anzeige des Todesfalls jogleich anbieten %). Nur ihnen jteht e8 auch 
au, anf dem Kirchhofe eine Mede zu halten; Leichenreden von Laien 
find nur im Trauerhauſe ſelbſt zuläffig “). Auf Localkirchhöfen, welche 
von der Parochialfirche jo entfernt find, Daß der Geijtliche oft dem 
Begräbniffe nicht beiwohnen kann, hat der Ortsichullchrer die Leitung 
der feier zu übernehmen. Der Militärprediger iſt verpflichtet, Zeichen = 
oder Standreden bei Berftorbenen feiner Gemeinde in Dazu geeigneten 
Fällen zu halten. Dies gilt auch für Die mit der Seeljorge für das 
Militär beauftragten Civilgeiſtlichen “). Ueber die Dabei anzuwenden: 
den militärischen Feierlichkeiten beftehen bei. Vorichriften #), welche auf 
Perſonen, welche nicht in militärischen Verhältniſſen jtehen oder ſtan— 
den, nicht anwendbar find ®%). Ueberhaupt dürfen von den agendarijchen 
Drdnnungen abweichende Einrichtungen nicht ohne höhere Genchmigung 





44a) Ueber den Gebrauch des Apoftolicums in den Diajporagemeinden f. m. Erl. 
des Conſ. Coblenz v. 3. Jan. 1856, des O.-K.-Raths v. 10. Mai 1862. Vergl. 
Conſ. Königsberg in den amtl. Mitth. Nr. 359. X. weſtfäl. Syn. Befchluß 74. 

45) DB. der Meg. zu Königsberg v. 20. Novbr. 1851. Dadurch wird die B. v. 
20. März 1820 (Bord I, 136), mit der Maaßgabe ern., dap ohne Rückſicht auf 
beftimnte Stunden die Begleitung jtets erfolgen müſſe, da verfäumte Schulftunden 
nachgeboit werden fünnen. Unterſagt bleibt nur das Befingen der Yeichen bei geöffneten 
Zärgen und die Begleitung der Schüler bei anſteckenden Krankheiten. — Circ. des 
Gonf. zu Breslau v. 27. Detbr. 1853, worin zugleich befoblen ift, daß die Kirchen— 
beamten und Lehrer in fehwarzer Kleidung und im Hute erjcheinen jollen. 

46) Circ. des Conſ. Stettin v. 8. Febr. 1837 und 5. März 1853. Daran jchlient 
ah das Gire. des O.-K.-Raths v. 20. März 1853 (Aftenft. 6, 11). Vergl. Erl. 
des Conſ. Berlin v. 15. Juli 1853. 

47) Erf. des Conſ. Königsberg v. 9. Febr. 1824 (A.-Bl. 5. 69), des Gonj. 
Berlin vo. 18. Juni 1829 (v. Kamptz Ann. 13, 200. Boat 1, 353). Circ. des 
Gutt. Win. v. 14. Dechr. 1837 (U. 8. Münfter Nr. 2). NR. des Min. v. 19. Juni 
1838 und Bel. des Conf. Königsberg v. 11. Zuli 1838 (in den A.“Bl. Bord 1, 
136). er Pommern R. v. 17. Juni 1840 (Min.zBf. des Innern 5.228. Vogt 1, 
353). Erl. des Conſ. Magdeburg v. 13. März 1847. Gegen Zuwiderhandelnde iſt 
auf Grund des G. über die Polizeiverwaltung v. 11. März 850. $. 11 (G.-S. 
S. 267) auf Anordnung des D.= Präf. von Preußen v. 22. Januar 1852 von den 
Regierungen eine Strafe von 5—10 Thlr. beitimmt (Meg. Königsb. 2. Febr., 
Marienw. 12. Febr., Danzig 13. Febr., Gumb. 25. März 1852 in den A. = Bl.).— 
—— * Verhältnig der Diſſidentenprediger hierbei m. Altmann Praxis 


48) Mil.⸗K.⸗D. v. 12. Febr. 1832. $$. 74. 75. 
49) M. ſ. deshalb die Auszüge bei Bogt 1, 353. 354. 


50) So nicht bei verftorbenen Mitgliedern von Schügengilden (Cir. v. 10, Decbr. 
1844 im Min.Bl. ded Innern 3. 305. Vogtl1, 354). 
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eingeführt werden °). Daß Mißbräuche, die noch öfter befichen, vers 
mieden werden, liegt den Firlichen Beamten, mie den Gemeinden 
felbft ob *). 

An die Stelle des feierlichen kirchlichen Begräbniffes tritt biswei— 
fen das ftille Begräbniß (sepultura minus solennis) auf den 
Wunſch des Verftorbenen felbft, oder der Hinterbliebenen, oder fonft 
nah dem Herfommen. Dies gefhieht insbefondere in der Regel dann, 
wenn Jemand in einem nicht zurechnungsfähigem Zuftande ſich jelbft 
das Leben genommen hatte *»). Dann findet feine Grabrede °*), fein 
Geläute ftatt; auch pflegt einem Solchen fein Denkmal errichtet zu 
werden. Die Betheiligung der Kirche an einem foldhen Begräbniffe 
darf nur flattfinden, wenn Diefelbe mit Bezugnahme auf notorifche 
Unzurechnungsfähigfeit des Selbftmörders zur Zeit. der That nachge— 
ſucht und, Als die Kürze der Zeit nicht fofortige Entſchließung fors 
dert, die Genehmigung des Superintendenten (eventuell des Synodal— 
Affeffors) ertheilt worden ift ®). Im anderen dazu geeigneten Fällen 
ift aus Gründen der Disciplin das kirchliche Begräbniß ſchlechthin zu 
verfagen ”). 

a das Begräbniß unter der Parochialpflicht ſteht, treten dafür 
die allgemeinen Grundfäße ein (ſ. oben $. 59), infoweit nicht noch 
eigenthümliche fpecielle Vorfchriften zur Anwendung fommen. Außer 
den bereits vorhin erwähnten Beftimmungen gilt für das Verhältniß 
der deutſch-lutheriſchen und franzöſiſchen Gemeinden nad dem Regle— 


51) Dabin gehört das Vortragen eines Kreuzes beim Begräbniffe. Daffelbe war 
früher beibehalten (m. f. 3. 2. die brandenb. K.⸗O. 1530 bei MyliusC.C. March. 
I, 1. S. 232), bierauf als wärftliche Sitte oft verboten, wie felbft das Bezeichnen 
ded Sarges mit einem Kreuze unterfagt war (M. f. Beifpiele in meiner Geh. IV, 
3, Urk. S. 179. Nr. 75, 200. Nr. 85, 359. Nr. 18). 8. v. 26. Aug. 1720 
Mylius C. C. March. I, 2. No. CXXvll. Bedber preuß. SKirchenregiftratur 
S. 18 u. v. a.). Die IX. weftfäl. Syn. beſchloß, obne den Gebrauch zu verurtbeifen, 
die Eutjüelbung der Behörde zu überlaffen und nicht dem Belieben des Geiftlichen 
(Beſchl. 188. 189. verb. mit dem Gutachten S. 138. 139). 

52) So in Betreff der Zeit der Begräbniſſe, daß der Gottesdienſt nicht gehemmt 
wird. Insbefondere find die früber oft perpönten „ungebührlichen Trauermabfe , 
„Leichenzechen“ (Meine Geſch. IV, Urk. 5. 219. Nr. 20, 307. Nr. 367 u. a.), 
„Reueſſen“, „Reu- und Trauertrinken“ (dagrgen ſchon Erlaſſe der Reg. zu Düſſel— 
dorf 1780, welche öfter wiederholt find, wie durch B. des rheiniſchen Oberpräſ. v. 
22. Decbr. 1823 u. a.) u. a. ın. zu befeitigen (Brandenb. Bifitat.=O. 1573. Mylius 
C. €. March. I, 1. 5. 319), D. u. Gonftit. v. 20. März 1655 u. 28. Mai 1694 
(Mylius C. C. March. V, 1, Rr. IX. X. S 88. 92) u. v. a. f. auch Baltha- 
sar jus pastorale I, 441. 

53) Die Borfchrift des A. L.-R. 11. 20. $. 303: „Selbftmörder follen zwar nad) 
ihrem Tode nicht beſchimpft werden, aber doch alles dejfen, womit font das Abfterben 
und Andenken anderer Zeute von ihrem Stande und Range geehrt zu werden pfleat, 
verluftig fein’ gilt zwar nicht mehr, Doch wird diefelbe nach der Sitte beobachtet. ſ. 
Anm. 55. 

54) Bel. des brandenb. Conſ. v. 18. Juni 1829 (v. Kamp Ann. 13, 290. 
Bogt |, 353). . 

55) Nachdem der Beichluß der VII. rhein Synode $. 114, die Beftimmung des 
A. L.-R. (Anm.,53) fejtzubalten, als nicht überall ausfübrbar vom O.-K.-⸗Rath 
abgefebnt worden, bat das Conſ. zu Coblenz am 18. Dechr. 1854 die obige Verord— 
nung erlaſſen. @ine gleiche Borjchrift ift auch vom Conſ. zu Köniysverg au 10. Mai 
1859 ergangen (Amtl. Mitth. Nr. 235). 

56) f. unten Abfchn. III. 
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ment vom 8. Juni 1775 88. 3— 6 Folgendes”): Die Ehefrauen und 
die Wittwen find bei der Kirche zu begraben, zu welcher der Ehemann 
gehört oder gehört hat, geſchiedene Frauen Dagegen bei der Kirche, 
zu der fie vor der Verheirathung gehört hatten. Die Kinder, Söhne 
wie Töchter, werden bei der Kirche des Vaters begraben. Kinder, die 
zu einer andern Kirche übergegangen find, werden bei der Kirche be- 
graben, deren Mitglieder fie geworden find, uneheliche Kinder bei der 
Kirche der Mutter. Abweichungen hiervon erfordern (nad $. T cit.) 
das Dimifforiale des eigentlich competenten Geiftlihen und Entichä- 
digung deffelben, der Kirchenbedienten und der Kirche durch Zahlung 
der üblihen Gebühren. — Diefe Feſtſetzungen find auch auf das Ver— 
hältniß der Reformirten deutfher und franzöfiiher Nation durch das 
Reglement v. 1. März 1790 Nr, III übertragen ®). Wegen des Be: 
gräbniffes aus anderen gemiichten Ehen tritt für jeden Ehegatten die 
Kirche feiner Confeffton ein). Was aber die Kinder betr,, fo bleibt 
der Pfarrer des Baterd bis zu dem Zeitpunfte competent, wo ein 
Kind den Religionsunterrict angefangen bat, von da ab der SPfarrer 
der Eoufejfion, der den Unterricht ertheilt oder zu welchem das Kind 
fich gewendet hat ®). 

Die Größe der Begräbnißgebübren (Funeralia) berubt auf befon- 
deren Regulativen für die einzelnen Gemeinden oder auf Obfervanz *). 
Im Allgemeinen aber fommt in Betracht die größere oder geringere 
Solennität, öfter auch die bürgerliche Stellung einer Berfon. Darnach 
werden unterjchieden ganze, halbe und Viertel» Leichen, große, Mittel: 
und Kinderleihen u. a.“). Für Arme wird dad Vegräbniß bald frei 
gewährt, bald auf ein beflimmtes Minimum feftgeftellt ®). 

Wo Simultanfirchhöfe beftehen ») tritt, foweit nicht durch Vertrag 
oder fonft Abweichungen begründet find, eine gleichmäßige Beurtheis 


57) Im N. C. C. X. Nachtrag v. 1797. Nr. 1. S. 1493. Rabe I, 6. S. 51. 
Bord 1, 132. 

58) Im N. C. c. va. 1790. Rr. 15. ©. 2893. Rabe II, 10. Bogt 1, 
344 f. (8 findet fich bier noch der Sufap zum Reglem. v. 1775 (vor. Anın.), daß 
wenn ein Deutſch-Reformirter bei der frangdf. Kirche, oder umgekehrt, begraben fein 
will, der competenten Kirche 15 Ihlr. 18 Ör. für die Armen und Gebühren der Kirs 
chenbedienten, außer Berlin aber das, was dort an Gebühren rechtlich eingeführt ift, 
bezahlt werden follen. 

59) A. 8. R. 1. 11. $$. 261. 269. 270. 


60) A. L.-R. $. 272. R. v. 24. Mai 1828 (v. Kamptz Ann. 12, 368. 
Bogtl, 272. 273). Ueber die Nüdficht auf das Befenntniß der beiden Eltern und der 
Kinder nach dem Gejchlechte, welche früber maaßgebend war vergl. Reglem. v. 15. 
* 1771 wegen der . . . Beerdigung der Kinder, deren Eltern von verſch. Conf. 
ind (lutberifch und reformirt) im N. C. C. V. a. Nr. LIII. S. 297, nebit Eire. v. 
24. April 1777 (a. a. DO. VI, Ar. XV. 5. 462) u.a. m. Dieſelbe hat nach der 
jpätern Gefepgebung aufgebört (f. unten $. 141). 

61) Auf Ortsgewohnheit verweilt das A. L.-R. $. 6657 wegen der Stellgelder 
auf den Kirchböfen. 

62) Ueber diefe Interfcheidungen |. m. Deyling instit. prudentiae pastoralis 
(ed. III, Lipsiae 1768). p. 723. 724. ®eifpiele bei Grube corp, const. Prut. 
P. 1. No. XII -XVI. Mylius a. v. St. 


63) Vergl. die —— DB. bei Bord 1, 133. 134. verb. B. v. 5. Mai 
1850 (Min.s dl. des Innem S. 175. Vogt 2, 296). 
64) M. f. darüber oben $. 27. S. 123— 130, 
Jacobſon, evang. Alrchenrecht. 34 
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lung ein. Wenn mehrere Kirchen einen gemeinfamen Kirchhof baben, 
nehmen fie an den Gebühren für die Grabftellen verbältnigmäßig 
Theil ®). 

Die erfolgten Begräbniffe find im Die Kirchenbücher einzutragen 9). 
Es ift der Name, der Stand und das Alter des Verftorbenen, der 
Zag des Todes, die Kranfbeit oder fonftige Todesart, nach der dem 
Pfarrer geſchehenen Anzeige, einzujchreiben ”). Hat der Pfarrer den 
Berftorbenen nicht perfönlih gefannt, fo muß er fih durch die Aus: 
jagen glaubmwürdiger Perjonen io viel als möglich verfihern, daß der 
jelbe wirklich derjenige geweien jet, für den er ibm angegeben wor 
den) Wie er zu Diefer Verfiherung gelangt jei, muß im Kirden- 
buche vermerft werden ®,. Bet todtaeborenen oder vor der Taufe ver- 
forbenen Kindern ift mit der Bemerkung dieſes Umftandes der Name, 
Stand und Wohnort der Eltern anzugeben ”). Die Eintragung erfolat, 
wenn ein Begräbniß außerbalb der Parochie auf Grund eines Dimiffo- 
riale ftattfand, jowohl von dem Pfarrer, welder die Beerdigung vers 
richtet hat, als von dem Pfarrer der Barochie des Verftorbenen, jedoch 
nur von Leßterem mit fortlaufender Nummer “). 

Außer den jährlichen Liften ”) baben die Geiftlihen aud dreimal 
in der erften Woche des Mai, Septbr. und Januar bei. Zodtenliften 
Behufs der Erbichaftsitempel: Steuer dem Gerichte des Wohnorts oder 

der Parschie nad einem beftimmten Formulare einzureichen ”). 
Specielle Vorſchriften beſtehen auch für die Ausfertigung und 
Berfendung der Zodtenfcheine von Ausländern, zum Theil auf Grund 


— {m 


65) Erf. des O.⸗Trib. v. 23. Dechr. 1847 (Mechtsfälle 3, 257 f. Altmann 
Praxis S. 299 — 301). | 

66) A. L.-R. I. 11. $. 481 (I. E. $. 418. 11. E. $. 356). Verordn. und 
Formulare über die Todtenregifter j. m. bei Bogt 1, 361 f. 


87) A. 8%. R. $. 492 (1. €. $. 425. 11. E. $. 367). 
68) A. L.-R. $. 493 (1. E. $. 426. 11. €. $. 368). 
69) A. 8: R. 8. 494 (1. E. $. 427. 11. E. $. 369). 


70) A. 2.:R. $$. 471. 472 (I. E. $$. 348. 349), wo zugleich beftimmt ift, 
daß folche Kinder ohne Vorwiſſen nicht auferbalb des öffentlichen Kirchhofes begraben 
werden dürfen. Nach der B. v. A. Dctbr. 1768 (N, C. C. IV. Nr. LXXXIIi. ©. 
4099) find für die Beerdigung eines folchen Kindes feine Gebühren zu fordern. 


71) Ueber den desfallfigen Grundſatz |. m. $. 117. 9.483. Anın.58 8). Derl. Ent: 
wurf, aus welchem die Borfhrift des A. &= NR. ss 496. 497 bervorgegangen (ſ. die 
vorhin cit. Stelle) fpricht zunächft nur vom Begräbniffe. „Wird die Leiche anderwärts 
bingeführt, fo muß der Pfarrer, wo der Todesfall geſchehen, ſolchen auf die geſchehene 
Anzeige und Befichtigung in fein Kirchenbuch einfchreiben‘‘ ($. 428). „Der Pfarrer, 
welcher die Beerdiaung verrichtet, muß folche zwar ebenfalls eintragen, dabei aber 
ausdrücklich bemerken, in welcher fremden Parodie der Todesfall erfolgt ſei“ ($. 429). 
„Dergl. Verftorbene muß der Prarrer des Begräbnißorts in feiner Tudtenlifte nicht 
mit aufführen“ ($. 430). 

72) A. L.⸗R. 8. 49. 

73) Nah der Inftr. v. 5. Septbr. Isıl. $. 28 (G.⸗S. S. 329) jollte quarta- 
liter die Einfendung der Liſten erfolgen. Durch jpätere V. ift die Ausfertigung von 


Tertialliften angeordnet (M. j. die Erlaffe und das Formular bei Borck 1, 140. 141. 
Bogt 1, 360. 361). 
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bef. Vereinbarungen mit den betr. auswärtigen Negierungen "), wie 
darüber, in wiefern Die jonft regelmäßige Stempelpflichtigfeit diefer 
Zodtenfcheine wegfällt ”). 


4) Die Ehe, 


8. 126. 
Aeberficht. 


Zwar betrachtet die evangelifche Kirche die Ehe nicht als Sacra- 
ment, doc aber als einen von Gott geftifteten Stand und eine heilige 
Ordnung und fordert daher bei der Begründung dieſes Verhältniſſes 
zugezogen zu werden. Die evang. Kirche verfennt aber nicht, daß die 
Ehe ein Inſtitut gemifchter Natur ift und daß deshalb nicht nur die 
Entiheidung über Die rein jwriftifche. befonder8 vermögensrechtliche 
Seite der Ehe ihrer Gompetenz völlig fremd fei und der alleinigen 
Eognition des Staats unterliege, fondern daß auch in allen übrigen 
Beziebungen mie fie, die Kirche jelbft, auch der Staat verpflichtet, 
wie berechtiat fei in den durch das Weſen der Ehe geftedten Grenzen 
die erforderlihen Anordnungen zu treffen und für deren Vollziehung 
zu forgen. Die Kirde, welche fih im Staate befindet, fann deshalb 
nicht umbin in Eintracht mit demfelben, jo weit es das Princip des 
Evangeliums geftattet, die Eheſachen zu bebandeln. In der folgenden 
Darftellung if nach näherer Betrachtung dieſes Gedanfens aus der 
gemeinfamen Gefegnebung mit der Eingebung der Ehe zu beginnen, 
wobei im Befondern von den Ehehinderniffen, dem Berlöbniffe und 
dem Abfchluffe der Ehe felbft, im firchlicher wie in bürgerlicher Form, 
die Rede fein muß; darauf folgt der Nachweis der Wirkungen der 
Ehe, abgefehen von Güterrechte der Ehegatten, und die Lehre von 
der Auflöfung, es fei durch Erklärung der Nichtigkeit oder Scheidung. 


8. 127. 
Kegriff der Ehe. 


Ehe ift die lebenslängliche Liebes-Gemeinfhaft eines Mannes 
und einer Fran zur Begründung einer Familie. Im alten Teftament 
erfcheint fie ald das Bild der Bereinigung Jehovahs mit feinem 
Bolfe !) und Gott jelbft als ihr Stifter‘), Daran fnüpft das neue 


74) R. v. 19. Dechr. 1836 (v. Kampp Jabrb. 48, 487. Vogt 1, 374), v. 
27. Decbr. 1836 (v. Kampp Ann. 20, 828. Bord ıL, 153); vergl. Vogt 1, 
375. 376. 


75) Vergl. Bogt 1, 376 f. Bord 1, 152. 153, 
1) Hoſeas 2, 16. 19. 20. Jeſaja 54, 5. 
2) I. Mofio 2, 18. 
34 * 
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Teftament anj, indem es das Berhältnig Ehrifti, ald des Bräufigams 
feiner Gemeinde’) mit der ehelichen Verbindung jelbit in Parallele 
ftellt *). Darauf geftügt erhob die römische Kirche die Ehe zum Sa— 
crament’). Luther erflärte 1519 im Sermon vom ebelihen Stande 
die Ehe ebenfalld für ein Sacrament, glei der Zaufe, aber ſchon 
1520 befämpfte er die jacramentlice Natur, und wenn er fie ſpäter 
wieder Sacrament nannte, wie 1527 in den Predigten über I. Moſid, 
fo wollte er damit doch nur ihren heiligen Eharafter im Allgemeinen 
bezeichnen, weshalb er auch auf Die Inconſequenzen binmwies, melde 
aus der römiſchen Auffaffung folgten, wie 1539 in der Schrift von 
den Goncilii8 und Kirchen“). ben jo urtbeilten die Bekenntniſſe 
der Lutheraner und Reformirten“) und die 8.:D.°) Diefelben ver: 
fennen auch nicht, daß die Ehe neben ihrer fittlihen und religiöſen 
Natur eine rein rechtliche Seite enthalte, weldye wie die Kirche auch 
den Staat auf diejelbe einzumwirfen veranlaffen und berechtigen. Der 
Ehe fehlt au nicht das Weſen des Contracts, da der Gonjeus der 
Brautleute fie begründet; Dagegen iſt es verwerflih, die Ehe an ſich 
als einen bloßen Vertrag aufzufaffen, weil ihr Inhalt fid auf Ber: 
bältniffe erftredt, welhe die Annahme einer Obligation nicht ge: 
ftatten ®). 

Auch das preußische Recht ſieht die Ebe nicht als bloßen Kontract 
an, obgleih die Begriffsbeitimmung deffelben keineswegs geeignet tft, 
ihren Charakter zu bezeichnen '). Der damals gangbaren Erklärung ') 
folgend hatte das Project des Corporis juris Frid. 1751 cine Definition 
von der Ehe aufgeftellt *), deren Inhalt die VBerfaffer des A L.-R. 


3) Ev. Ich. 3, 29. Mattb. 9, 15. II. Eorintb. 11, 2. Epheſer 5, 235 
u. v. a. 


4) Epheſer 5, 32. vergl, 25. 


5) f. die fpätere Definition im Coneil Trid. sess, XXIV. cap. 1. de reform. 
vergl. mit der Definition des röm. Nechts in $. 1. J. de patria polestate (1. ®). 

6) M. f. v. Strampff Luthers Lehre von der Ehe (Berlin 1857). S. 204 ff. 

7) — * die Zuſammenſtellung in der Harmonia confessionum (Genevae 1581. 
4). sectio XVII. 

8) Richter Die K.⸗O. Il, 516, k. Nr. 1. 

9) Man denke vor allem an die Möglichkeit des Verzichts auf naturalia negotii, 
die bei der Ehe unzuläffig fein würde, an die Aufitellung von Bedingungen, durch 
welche die freie Löſung des Gontracts herbeigeführt werden fann u. a. m. 

10) Eine Definition wollten die Nedartoren des Geſetzbuchs nicht liefern, fie ge— 
rietben aber mit fich felbft in Widerſpruch, indem fie folche Kennzeichen als weſentlich 
aufftellten, welche Feineswegs das Weſen der Ehe audmachen (vergl. Bornemann 
foftematifche Darftelung des preuß. Civilrechts 5, 16. 17). Ausführlich find die Mas 
terialien in der: Geſetz-Reviſion Pensum XV. Berlin 1830. 4. enthalten. 


11) R. 8%. v. Sabme Einleitung zur vreuß. Nechtögelahrtbeit (Königäberg 
1741. 4). 1. 5. $. 1. ©. 39 „Die Ehe ift nichts anders, als eine Verbindung einer 
Manness und einer WeibessPerfon, umb mit einander die Zeit ibres Lebens, in ehe— 
licher Xiebe und Treue zufammen zu wohnen; wobeh zwar der Hauptzweck die Kinder— 
Zeugung ift, doch aber das mutuum adjutorium oder die nötbige Hulffleiftung nicht 
ausgefhloffen wird.“ Andere Kit. nennt in reihem Maaße Hellfeld jurisprud. 
forensis (ed. I. 1764. ed. Ill. 1779). $. 1205 f. 


12) P. 1 lib, IL tit. III. $. 1 faft wörtlich aus Sabme (vor. Anm.). 
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bei diefer Materie zum Grunde fegten ®). Darnach erklären fie: „Der 
Hauptzweck der Ebe ift die Erzeugung und Erziehung der Kinder *'4), 
„Auch zur mechjelfeitigen Unterftügung allein kann eine gültige Ehe 
geſchloſſen werden“). Nach dem Vorgange des Code eivil hat man 
bei der Revifion der Gefeßgebung 1830 beide Süße fortgelaffen '). 


— 


$. 128. 


gefchichtliches. ') 


Da die Ehe cine religiös» fittliche (Firchliche) und — Natur 
zugleich hat, kann ſowohl die Kirche als der Staat darüber Vorſchrif— 
ten erlaſſen. Dieſe können übereinſtimmen oder von einander abwei— 
chend ſich widerſprechen, und eine Ehe kann im letztern Falle eine 
blos kirchlich oder bürgerlich wirkſame ſein (matrimonium ratum 
läntum, legitimum tantum). Längere Zeit beſtand fein Zwieſpalt, 
indem die Kirche Die Autorität der Staatsgeſetzgebung in Eheſachen 
anerkannte ?), wie auch der Staat, feit die Kirche arößeren Einfluß 
ewann, deren Satzungen reſpectirte ). Später blieben indeſſen Die 
onflicte nicht aus, zunächft mit der römischen Kirche ), während bie 
Stellung, welche die evangelifche Kirche zum Staate einnahm, dergleis 
ben nicht wohl auffommen ließ ). 


13) ſ. den Grtract aus den Materialien in dem cit. Pensum XV, Motive S. 9, 
wiederboft bei Boat 2, 3. 4. 

14) A. &=R. N. 1. $. 1. (So fhon im I, Entw. [f. vor. Anm.) und II. Entw. 
1.1. $. 1.) — Sehr richtig äußerte bereits Gonzalez Tellez im Commentar zum 
c. 2. X. de convers, conjugat. (3. 32): Copula carnalis actus quidam est eonjugii, 
non ejns essentlia. 

15) A. L.-R. 11.1. $. 2 (1. Entw. cit. IT. Entw. $. 2). Da nad fanon. R. 
die Ehe auch von Perfonen gefchloffen werden kann, die zeugungsfähig find (ce. 6. 
Cau. XXXIl, qu. II) oder mit dem Gefühde der Enthaltſamkelt (ec. 9. Tau. XXVII. 
qu. Il. e. 2. Cau. XXXIII. qu. I. @ 4. 5. X. de frigidis [4. 5]), fo ift damit auch 
die Ehe der Spadonen und Gaftraten (den legteren hatte dad röm. N. die Ehe verbos 
ten), wie der Greife neftattet (Motive zur Gejeß - Nevifion Pensum XV. ©. 11. 12). 
Im erften Falle wird nur vorausgefeßt, daR diefe Unfähigkeit bereits vor Eingehung 
der Ebe den Eontrabenten befannt war (Bornemanna. aD. S.17. Koch zum 
A. L.⸗R. 1. oc. Vogt 2, 4 Anm. 2), um die Anwendung des $. 696 (Scheidung 
wegen Unvermögen f. unten $.143) auszuſchließen. 

16) Motive a. a. O. ©. 10, 11. 

1) Gitzler Handbuch des gemeinen und preuß. Eherechts (2. Abtbeil. des K.R.). 
Breslau 1840. verb. Eichhorn K.=R. 2, 2986 f. 

2) Cone. Charthag. IV. a. 407. c. 102 (bei Dionys. e. 102. Cod. ecel. Afrie.), 
aus welchem aber Gratian (c. 5. Cau. XXX. qu. VII) die entfcheidenden Worte: 
„in qua causa lexem imperialem petendam promulgari‘* fortgelaffen bat. 

3) Es bezog ſich dies zunäcft auf die Ehe als Sacrament, nicht aber auf das 
Süterrecht der Ehegatten, worüber der Staat frei verfügte. 

s 4) Wegen der Gerichtäbarfeit , Aufftelung der Impedimente, Wirkung der Sepas 
ration u. a. 

5) An Differenzen der evang. Kirche fehlte es freilich nicht unter fatholifcher Nes 
gierung. M. ſ. z. B. von Jülich-⸗Berg meine Geſch. IV, 3, 203. 258. 349 f. u.a. m. 

6) f. Luthers Vorr. zum Traubüchlein 1523 (v. Strampff Luthers Lehre von 
der Ehe S. 340 f.). 
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Alle dieſe Rückſichten find auch, nachdem die Praris im Anichluffe 
an die Anfichten der NReformatoren ') und die evang. K.-⸗O. fie bes 
ftimmter entwidelt hatte, im preußiichen Recht *) anerfannt; die Re— 
dactoren bielten aber zuwörderft den Unterfchied der öffentlihen und 
Privat» Hinderniffe feſt und theilten darnach die gefegmwidrigen Ehen 
in nichtige und ungiltige. Die erfteren können niemals befteben und 
müffen, wenn das Impediment befeitigt ift, aufs neue geichloffen wer- 
den; die ungiltigen Ehen erlangen verbindliche Kraft, ſobald das Hin- 
derniß befeitigt worden *). Sit Feftbaltung des Unterſchieds der 
trennenden und aufihiebenden Hinderniffe laffen fib demmad ſämmt— 
liche Impedimente in folgende Ueberficht bringen. 

I. Zrennende Hinderniffe. 
a) welche eine Ehe nichtig machen. 

1) Zu nahe Berwandtichaft, 2) zu nabe Schwägerſchaft, 3) eine 
bereits beſtehende Ehe, 4) Ehebruch, 5) NReligionsverichiedenbeit, 
6) Standesverfchiedenheit, 7) mangelnder Conſens bei Militärperionen. 

b) welche eine Ehe ungiltig machen, 

1) Ungenügendes Alter, 2) Mangel der freien Einwilligung, 
3) Adoptionsverhältnig, 4) Vormundtſchaft, 5) mangelnder Eonjens 
der Eltern oder der Mertreter derfelben , 6) nicht dDispenfirte Ehe des 
Neffen mit der Altern Tante. 

IM. Aufjchiebende Ebebinderniffe. 

1) Gefchloffene Zeit, 2) Trauerzeit des zur zweiten Ehe Schreiten; 
den, 3) Richterlicher Befehl nach erfolgtem Einfpruhe, 4) Mangel 
ded Dispenfes in den Fällen, denen nicht trennende Hinderniffe ent: 
gegenfteben. 

In der folg. Darftellung find ſämmtliche hier angeführte Ehehin— 
derniffe nach ihrem in der Natur der Suche oder in der Analogie be: 
gründeten Zufammenhange mit einander verbunden worden. 


$. 130, 
Ehehinderniß wegen bereits Geftehender Ehe (zweite Ehe). 


Dafür, daß die Ehe ald Monogamie beftche, Hat die Kirche ſich 
nicht ohne Grund auf die heil. Schrift berufen !) und beharrlih dahin 
gewirkt, nicht nur die Polygamie, fondern auch Das gleichzeitige Be: 


1) v. Strampff Luthers Lehre von der Ehe S. 217 f. 
2) Richter K.O. 2, 516. k. 2. 


3) Daniel (d. i. Neigebaur) Vergleichung des gemeinen K.-R. mit dem 
preuß. A. &=R. in Anfehbung der Ehebinderniffe. Berlin 1823. Gefeß = Revifion. 
Pensum XV. ©. 467 f. Bornemann Civilreht 5, 19 f. Boat 2,45. Gitz— 
ler a. a. O. ©. 4 f. 


4) M. f. das Nähere unten $. 142. 


1) „Eoovras oi dio eis adpxe ular“ (Mattb. 19, 5. Marc. 10, 8. vergl. 
1. &or. 6, 16. Epbef. 5, 31). 
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fteben des Goncubinats neben der Ehe zu befeitigen ?). Abgefehen von 
einigen angeblich gebilligten Fällen der Doppelebe *) bat fich die herr— 
chende Nechtsanficht flet8 für Die Notbmwendigfeit der Einzelehe ent: 
ihieden und Diefer tft auch das preußiihe Recht gefolat), „Ein 
Mann kann nur eine Frau, umd eine Frau nur einen Mann zu 
aleiher Zeit zur Ebe haben“ °). 

Das Verbot gebt alfo nur auf die gleichzeitige, nicht nachfolgende 
Bigamie ®): denn, wenn auch die Kirche, zumal in älterer Zeit, zweite 
Eben gemißbilligt bat, fo tft deren Giltigfeit Doch niemals beanftandet 
worden. Notbwendige VBorausfegung bleibt nur in jedem Falle, daß 
die vorige Ehe dem Bande nad wirflih aufgelöft war und Die neue 
Ehe nicht vor Ablauf der Zrauerzeit oder der fonft beſtimmten Frift 
abaeichloffen wird. Diefen allgemein geltenden Grundfägen gemäß 
verordnet das preuß. Recht: Wird ein Ehegatte durch Urtel und Recht 
für todt erklärt, fo ſteht es dem andern Gatten frei fich wieder zu 
verbeiratben; und dieſe Gbe befteht, wenn auch der Verichollene wies 
der zurüdfebrt .. Wenn aber die andermeitige Verheirathung nicht 
geſchehen ift, jo wird bei erfolgender Rückkehr des Verichoflenen, Die 
vorige Ehe als fortdauernd angefehen ?). 

Wenn eine Ehe aus einem unverfchuldeten Irrthum“) für ges 
trennt angenommen worden und darauf cine zweite Ehe geichloffen 
wird, fo ift. Die letztere ungiltig '). Wenn das der jpätern Ehe zur 
Zeit ihrer Vollgiebung entgegen geftandene Ebebinderniß durch eine 
nachher wirklich erfolgende Trennung der frühern geboben worden: jo 
ift die fpätere Ehe als von Anfang an giltig anzuſehen“). Hat aber 


2) f. den Artikel Goncubinat, in Herzog’s Enchel. 3, 105 f. Vergl. unten 
bei der Disciplin. 

3) Göſchen in Herzog's Enchel. 3, 673. 

4) Auffallender Weife baben fich einige Monenten des allg. Geſetzbuchs für Pos 
ogamie erflärt (Pensum XV, 34). Ueber das preuß. R. f. m. Pensum XV, 34. 
468. 469. Bornemann 5, 25 f. 

5) A. L.⸗R. 1. 1. $. 16. 986. verb. Strafgeſetz v. 14. April 1851. $. 130, 

6) Meber zweite Ehen überbaupt f. m. Nichter 8.0. $. 288. 

7) A. L⸗R. 1. 1. 98. 6065. 666. Nach kanon. R. und berrfchender Meinung 
wird die zweite Ehe nicht aufrecht erhalten und es treten nur Die Folgen der putativen 
Ehe ein. Die Geftattung der Ehe nach erfolgter Todeserflärung ift in den ältern ev. 
K.⸗O. bereit3 ausgeſprochen (Goeschen de matrimonio p.66. 67. not. 226). Dies 
feiben fchweigen aber von den Folgen der Rückkehr. M. f. überbaupt Eichhorn 
Ken. 2, 472. 473. verb. 460. Richter K.-N $. 283. Anm. 9. Mejer Inftit. 
des KR. S. 507. 508. 

8) A. L.-R. 11. 1. $. 667. 

6) A. L.-R. 11. 1. $. 0944: wenn der noch nicht, erfolgte Tod geſetzmäßig bes 
fcheinigt war, oder dem gerichtlichen Erkenntniſſe ein weientliches Erforderni der Gil— 
tigkeit febite. 

10) A. L.-R. $. 942. Vergl. dazu Erf. des D.sTrib, v. 14. Juni 1852 in den 
Entſch. 28, 337 f. Strietborft Archiv 5, 318 f. Boat 2, 164 a. E. verb. 
Altmann Praxis S. 682. 

11) A. 8.= 3. $. 043. Es aing dies zunächſt auf den Fall, wenn die erfte Ehe 
inzwifchen durch den Tod aetrennt war (Pensum XV, 46%. 469). Sierber nebört aber 
auch der Fall, wenn die fog. erfte Ehe gar nicht ailtig war (NR. v. 26. April 1830. 
Bogt 2, 164. Pensum XV, 469. Bornemann 5, 30. 37. 
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der vor Trennung der frühern zu einer nachherigen Ehe Ichreitende 
Theil den vorgefallenen Fehler vorſätzlich oder durch fein eignes Ber: 
feben jelbit veranlaßt, jo bleibt die Ehe von Anfang an nichtig"). 

Der Abſchluß einer neuen Ehe, wenn die frübere durch den Zod 
getrennt ift, fann von Seiten des Wittwers erft nah 6 Wochen erfol- 
en") Schwangere Wittwen und geſchiedene Frauen müſſen erft Die 
entbindung oder den Zeitraum von 9 Monaten abwarten “). Im 
Kal der Scheidung megen böslicher Verlaffung ift die Ebe zuläfftg, 
ſobald das Urtheil rechtskräftig aemorden '). Der ordentlihe Rich— 
ter '*) der Frau kann derielben aber jhon nach drei Monaten Den Abs 
ſchluß einer neuen Ehe geftatten, im Fall der Schwangerfchaft mit 
Vorbehalt der Rechte des Kindes, oder wenn nah den Uuftänden 
und dem Urtheile der Sachverftändigen eine Schwangerichaft nicht 
mwabrfcheinlich iſt '”). 


&. 131. 
Ehehindernif, wegen des mangelnden Alters. 


Das frühere und gemeine Recht beftinmte als beiratböfähiges 
Alter den Zermin der Pubertät (das 12. Jahr für Frauen, das 14. 
für Männer). Davon wichen aber die partifularen Gelege ab, indem 
fie gewöhnlich ein höheres Alter forderten), Das preuß. V.⸗R. von 
1721 beftinnmte für Frauen das 14., fir Männer das 18. Jahr *), 


12) A. L.-R. $. 945. Nach dem Erf. des T.sTrib. v. 24. Juni 1864 (Juft. 
Min.⸗Bl. S. 263 f.) nenügt bei der Doppelebe als dolus das Bewußtſein, daß feine 
Gewißheit über die erfolgte Auflöfung der frühern Ehe vorbanden ift und ein bierauf 
bezüglicher Beweis nicht geführt werden fann. 


13) U. 9%.:R. $. 24. vergl. Pensum XV, 30. Das frühere Recht hatte 6 Mo—⸗ 
nate beftimmt, welche das Edict v. 26. Yuli 1747 (Mylius C. C. Contin. 111. No. 
XXII. S. 179) auf drei Monate berabgefegt bat. 


14) U. v.-R. $$. 19. 20. vergl. Pensum XV, 35. 36. Ueber die abweichenden 
Termine der Trauerzeit nach den evang. K.⸗D. Gorschen cit. p. 39. 40. 


15) A. L.⸗R. $. 21. f. Bornemann 5, 39. Anm. *). 


16) Früher dispenfirten öfter die Bonfiftorien (Goeschen cit. p. 42 f. NR. v. 
10. Decbr. 1819 in v. —. Jahrb. 14, 173. Rogt ?, 18). Kür die Hohen⸗ 
zollernfchen Yande dispenfirt das Rreisgericht zu Hechingen (Gab.sD. v. 17. Auguſt 1855. 
Staatsanz. Nr. 252). 


17) A LER. $H$. 22. 2%. Bergl. Pensum XV, 36. 37. Vogt 2, 18. 10. 
Bornemann 5, 39. 40. Ueber die nach dem Tode des Mannes aefehwängerte 
Wittwe (oder geſchiedene Ehefrau?) R. v. 24. Nov. 1800 (Amelang neues Archiv 1, 
437. Stengel Beiträge 12, 282), woraus $. 654 des Anbangs zum A.X. = R., f. m. 
SETHEBONN 9,39%. Vogt 2, 19; veral. aub Altmann Prarid S. 702 a. €. 

nm. 1. 


1) So auch ev. K.:D., die aber meiftens gar nicht davon retiın(Goeschen de 
matrimonio p. 28). 


2) Pars I. Buch II. Tit. 1. Art. 5. $$. 1. 3. Der fanonifchen ältern Doctrin 
en * aber ein ſchon früher eingegangenes Verlöbniß durch Beiwohnung unauflös— 
.4 cit. 
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wogegen das Project des Corp. jur. Frid. be. das 14, und 16. Jahr 
annahm *). Im Anjchluffe an die beftehende Praxis ) disponirte das 
L.R.: „Mannoperſonen follen vor zurüdgelegtem 18. und PBerfonen 
weiblichen Geſchlechts vor zurücgelegten 14. Jahre nicht heirathen “°). 
Iſt aber eine Ehe vor diefem Alter eingegangen, jo wird fie gültig, 
wenn der Mangel nicht innerhalb 6 Monaten nah Zurücklegung dieſes 
Alters gerügt worden), Die Ehe wird alfo noch während der Min- 
derjährigfeit giltig, da bier das Geſetz davon ausgeht, daß unter 
Conſens des Vaters die Ehe gefchloffen war. Daher ift weiter ver- 
ordnet: „Sollte jedoch eine Perfon, die weder unter väterlicher Ge: 
walt, noch unter einem Vormunde fteht, ſolchergeſtalz geſetzwidrig ver: 
beirathet werden, fo muß ihr der Richter, fobald er davon Kenntnig 
erlangt, einen Bormund von Amtswegen beftellen ‘‘, welcher dann nad 
deu Vorjchriften 88. 978 — 983 weiter verfährt ?). 

In außerord. Fällen jollte nad der Anficht der Redactoren aud) 
vom Landesheren Ddispenfirt werden fönnen. Als aber im 3. 1796 
das Pupillencollegiun zu Stettin in einem bei. Falle die Dispenjation 
nachſuchte, referibirte das Minifterium *), es fomme auf diefelbe nicht 
an, Sondern darauf, ob das vormundfchaftliche Gericht fih von der 
VBortheilhaftigkeit diefer Berbindung überzeugt, und die Braut und 
deren Vater fie auf die Gefahr hin wagen wollten, daß der Gurande 
fie gemäß $. 990 (j. Anm. 6) in 6 Monaten nach zurüdgelegtem 18. 
Jahre würde anuulliren laffen fünnen. Dieſe für einen einzelnen Ball 
gegebene Entjcheidung iſt dann zum Gefege erhoben °).. Hiermit tft 
alfo die Möglichkeit der Eingehung einer bedingten Ehe, einer Ehe 
auf Probe gegeben, deren Unzuträglichfeit mit dem Weſen der Ebe 
ER „ wiederholt beantragte Aufhebung diefer Ausname rechtfertigen 
würde '). 

Zu hohes Alter und Unvermögen der Geichlehtögemeinjchaft bil: 
den nach prenß. Recht an fiih Fein Ehehinderniß ''), 


3) P. 1. lib. Il. tie. 111. $. 3. Das 12. und 14. Jabr reicht aber bin, wenn 
die Verlobten einander beimohnten. 


4) Suarez beruft fich in den amtl. Verband, desbalb auf Hellfeld $. 1208. 
coll. $. 130 (v. Kamp Jabrb. 41, 107). 


5) A. L.⸗R. 11. 1. $. 37. vergl. $. 970. Bergl. Pensum XV, 59 — 61. 


6) U. L.⸗R. Il. 3. $. 990. Vergl. Pensum XV, 473. Boat 2, 168. Bors- 
nemann 5, 55. 56. 


T) A. L.⸗-R. $$. 991. 992. f. dazu Gitate der vor. Anm. 
8) R. v. 15. Aug. 1796 (N.C.C.X, 619. Stengel2, 335. Rabe 3, 40). 


9) Anhang zum A. L.-R. 8. 6% (au II. 1. $. 37). Vergl. Pensum XV, 6il. 
Bornemann 5, 56. 57. v. Savignyh cit. in der folg. Anm. 


10) Vergl. Pensum XV, 62. 69%. Bornemann 5, 57. 58. v. Savignb 
Darftellung der in den preufi. Geſetzen über die Ebeich ommenen Reform, 
in deflen vermifchten Schriften V. (Berlin 1840 RR noch den 


folg. $. Anm. 8. 9. \ MY 
Man. no IR gemeine 


11) Bergl. $. 127. S. 519. Anm. 15 i 
Goeschen eit. p. 29. Richter K.:. THEOLOGICAL SEMINARY 
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&. 132, 
Ehehindernig wegen des Mangels freier Einwilligung. 


Zwar if die Ehe nicht ein bloßer Gontract, fie ift aber doch auch 
Gontract!) und die VBorausfegungen eines folchen dürfen ihr nicht feh— 
(len. Daber fönnen PBerfonen, welche feinen Vertrag fchliegen können, 
auch feine Ehe eingeben, wie Kinder, Rafende, Wahnfinnige, Be: 
trunfene 9. An Sich fähige PBerionen müffen aber auch den Willen, 
die Ebe zu ſchließen, frei beitimmt und erflärt haben, weil ohne Die 
freie Ginwilltqung beider Theile feine Ehe verbindlih it’). Wer 
gen Zwangesd, Furcht oder Betruges tft daher eine Ehe ſoweit 
ungiltig %), als die Freiheit des Willens dadurch aufgehoben war’). 
Unter den Gefichtspunft des Zmanges füllt jegt auch die Entfüh: 
rung‘), wobei die Rückſicht auf dem elterlichen Conſens (f. weiterhin) 
zugleich maaßgebend tft). In Betreff des Irrthbums”) nimmt das 
fanonifche Recht nur den in den Perfonen an, indem es deren Iden— 
tität fordert, da der Gonfens zwiſchen zwei beſtimmten Perſonen erfolgt. 
Man unterſchied aber von dieſem Falle (error personae im eigentl. 
Sinne) noch den Irrthum in den Eigenfchaften der Perion (error circa 
qualitates in personam redundantes) und erflärte verfchiedene Qualis 
täten für fo weientlih, daß der Mangel derfelben das Zuftandefommen 
der Ehe verhindere oder ihre Vernichtung möglich made. Das kano— 
nische echt weist Dies aber zurüd und geftattet die Anfechtung der 
Ehe nur in dem Kalle, wenn die betr. Perfon für eine freie gehalten 
wurde, während fie fih im Zuftande der Sclaverei befand. Um wegen 
anderer Qualitäten ficher zu fein, ift die Aufftelluna von bef. Bedin— 


un mn 


1) Nach der Anficht der Kanoniften bildet der Vertrag die Materie des Sacras 
ments der Ehe. 

2) a. L.⸗R. 11. 1. $. 39 (Mangel verfönlicher Fäbigfeit). verb. 1. 4. 88. 20 — 
30. vergl. Pensum XV, 63. 64. 

3) A. L.⸗R. 11. 1. $. 38. 

4) A. L.⸗R. I. 1. 8. 39 (ſtatt „nichtig“ muß es bier „ungiltig“ heißen. 
f. Pensum XV, 63. Bogt 1, 55. Anm. 48). 


5) A. L.-R. 1, 4 88. 31-44. Vergl. Goeschen p. 24, 25. Gipler 
$. 12. Richter KR. $. 265 und die Gitate dafelbft. 


6) Gitzter $. 13. Richter $. 2366 und bei. Eihborn K.M. 2, 369. verb. 
357 f. Goeschen p. 2. — . vergl. noch Project des Corp. jur. Frid. cit. 
$. 34. Nr. IX. A. L.-R. A. 20. $. 1095 f. — Strafz Gel. v. 14. April 1851 
88. 207 — W009 (6.5. 5. 142). 


Ga) Straf-Geſ. $. 209: „Hat der Entführer die Entführte gebeiratbet, fo kann 
gegen denfelben nur auf den Antrag derjenigen Perfonen verfahren werden, welche 
auf die Ungiltigkeitserklärung der Ehe anzutragen befunt find; auch darf derfelbe nicht 
eber verurtbeilt werden, als bis die Ehe vorber für ungiltig erklärt worden iſt.“ 


7) Gitzler $. 12. Richter $. 265. Dazu füge man Daller der Irrthum 
als trennendes Ehebinderniß nach kath. Eherecht. Landshut 1862. Schilling: In 
wie weit fann nach fanon. R. und nach frangöf. Givilrecht eine Ehe wegen Irrthume 
in der Perſon angefochten werden? in Schering Archiv für rechtswiſſenſchaftl. Ab⸗ 
bandlungen (Berlin 1861). 1, 1. Ar. 3. ©. OL f. 
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gungen bei der Erklärung des Gonjenfes vor dem Priefter erfor 
derlich ®). 

Bon abweichender Auffaffung geht das evang. K.R.“) aus, 
indem Daffelbe gleich) Anfangs den Irrthum über beitimmte Eigenichaf: 
ten der Perfon (Birginität u. a.) als vernichtendes Ehehinderniß are 
erkannte, eine bedingte Eingehung der Ehe aber ausichloß, und Dielen, 
durch Die Praxis weiter entwidelten Grundfägen folgte das preußiſche 
Net’). Das A. L.-R. disponirt: „Soweit eine jede Willensäußes 
rung wegen Irrthums unfräftig it, foweit hebt ein ſolcher Irrthum 
and die Einwilligung in eine Heirath auf, wenn in der Perſon des 
fünftigen Ehegatten, oder in ſolchen perjönlihen Eigenfchaften, welche 
bei Schließung einer Ehe von dieſer Art vornusgefeßt zu werden pfle: 
gen, geirrt worden iſt““). Durd gleichzeitige Verweiſung auf Die 
Beftimmungen über den Einfluß des Irrthums bei Rechtsgeichäften 
überhaupt '*) follte dem richterlicen Ermeſſen die Entſcheidung im cin: 
zelnen Falle überlaffen werden. Diefe Unbeftimmtbeit eriheint indeflen 
jehr bedenklich, weshalb ſowohl in der Praxis, als bei den Erörteruns 
gen Über die Revifion Diefer Vorfehrift auf Diejenigen Umftände vor: 
nehmlich gerüdfichtigt, bez. aufmerkfjam gemacht worden tft, melde 
ichon die älteren evang. 8.:D. (ſ. Anm. 9) als enticheidend betrachtet 
baben. Dahin achört Mangel der Birginität der Frau, zumal wenn 
der Mann diefelbe nach der Verheirathung bereits von einem andern 
geichwängert findet ), wenn ein ſchon vor Gingehung der Ehe vor: 
handen geweſenes immerwährendes Unvermögen zur Betwohnung, oder 
ein anderes unbeilbares körperliches Gebrechen, weldes Efel und Ab- 
ſcheu erregt, dem andern Theil verfchwiegen worden '). Das fran: 
zöftiche Recht beichränft Die Anfechtung wegen Irrthums auf die Perſon 
jelbft '*). Der Betrug ') fommt bier meiftens in Betracht, infofern er 
den Irrthum veranlaßte, Doch kann derſelbe auch jelbftftändig in Er- 
wagung gezogen werden '7), 

Da der Mangel freier Einwilligung nur ein privates Hinderniß 
bildet, fo kann daſſelbe durch Ratihbabition") erledigt werden. 
Darüber beftimmnt das AU. 8.:R.: „Eine durch Zwang, Betrug oder 








8) Stab] de matrimonio ob errorem reseindendo (Berol. 1841. 4). pag.9 f. 
Göſchen in Herzog's Enchelopädie 3, 671— 673. 

9) Richter $. 265. Goeschen p. 26—28. Stahl (vor. Anm.). p. 16 f. 

10) Pensum XV, 64 f. Bogt 2,55 f. Bornemann 5, 58 f. 

11) A. L.-R. H. 1. $. 40. 

12) A. 9:8. 1. 3. 66. 75— 83. 

13) Erf. des OD.» Trib. v. 29. Januar 1812 (Simon und v. Strampff 
Rechtsſprüche I, 37. Vogt 2, 55 a. E. Altmann Praxis S. 723. Anm. 3). 
Erk. v. 7. April 1962 (Archiv für Rechtsfälle 45, 173 f. Dove’s 3. für KR. V 
[1865]. S. 137). 

14) Pensum XV, 68, 69. Bornemann 5, 60. 61. 

15) Code eivil art. 180. Schilling (Anm, 7). S. 112 f. 

16) Richter $. 265. Anm. 9. 

17) Bergl. U. L.⸗R. 1. 4. $$. 84 — 90. 

18) Richter $. 265. Anm. 4. 
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Irrthum veranlaßte Ehe wird verbindlih, wenn fie nad entdedtem 
Irrthume oder Berruge, oder nad aufgehobenem Zwange ausdrüdlich 
genehmigt, oder länger ald 6 Wochen nach diefem Zeitpunfte fortges 
jeßt worden ” '), 

Die Freiheit der Ginwilligung der Gontrahenten hängt aber nicht 
nur davon ab, daß der Wille faktiſch ungehemmt, fondern aud davon, 
dag derfelbe rechtlih möglih war. Wenn die Perſonen fi in Ab- 
hängigfeit von anderen befinden und ohne deren Einwilligung nicht 
zu Disponiren vermögen, jo bedürfen fie auch der Zuftimmung derfel- 
ben. Der mangelnde Gonjens der dritten Perſonen bildet daher eben: 
falls ein Ehehinderniß. Bor allen gehört dahin Der Conſens der 
Eltern oder derjenigen, welde diejelben vertreten. 

Die Einwilligung des Vaters’) zur Eingehung der Ehe 
verlangte nach dem Vorgange des Mofaifhen und röm. Rechts auch 
die Kirche unbedingt Nach röm. Recht fließt Das Erforderniß aus der 
väterlichen Gewalt und der Mangel deffelben wirft vernichtend. Das 
deutiche R. flieht Den Conſens als Folge des Mundiums, des Schuß: 
rechts, an und fordert denjelben daher auch von der Mutter und ans 
deren Perjonen, in Deren Mundium fid gerade die Kinder befinden 
und dieſer Auffaffung folgte das kanoniſche R. Während nad) welt 
lihem Recht die Nichtigfeit der ohne Conſens gejchloffenen Ehe feft 
ftand, erflärte jich die Kirche bald in eutgegengefeßter Weife *'), indem 
war Der elterlihe Gonfens erforderlich blieb, aber das Sacrament der 

be darum, weil derjelbe fehlte, nicht getrennt werden follte. Das 
Tridentinifhe Concil erklärte in diefem Sinne definitiv: „Falso affır- 
ınant, ımatrimonia a fillis familias sine consensu parentum contracta 
irrita esse et parenles ea rata vel irrita facere posse“*). Diefe 
Worte find gegen die NReformatoren gerichtet, welche an der Auffaffung 
des röm. Rechts entichieden fefthielten *®), und welder auch Die 
Schmalkald. Artikel und viele K.O. zuftimmten *). Allein e3 fand 
hierin feineswegsd Webereinftimmung ftatt, indem manche nur ein auf: 
ſchiebendes Ehebindernig aunahmen und verihicdene Strafen feftiegten, 
die Ehe jelbft aber zu Recht beftehen ließen. Darnach geftaltete ſich 


19) U. L.⸗R. II. 1. $. 41 (vergl. Pensum XV, 69. 70. Vogt 2, 57. Bor— 
nemann 5, 6l. 62). Da die Vorfchrift dem gemeinen Recht conform ift, gilt fie 
auch in der Mark Brandenburg, ungeachtet der Suspenſion deö A. 2.:R. U. 1—3 
(Präjudiz des O.-Trib. 1327 v. 28. Auguft 1843 in der Präjudic. » Sammf. 1, 137. 
Altmann Praxis S. 613). Nähere Bejtimmungen Über die Berechnung der Gwöchents 
lichen Friſt enthalten mehrere Entich. des D.sTrib. bei Vogt 2, 57. 58. Altmann 
S. 723. — Ueber die Anfechtung einer folhen Ehe durch die Erben ſ. m. A. = R. 
II. 1. $. 42 — 44 (vergl. Pensum XV, 71—73. Vogt 2, 58. 59. Bornemann 
5, 02. 63). 

20) Eichhorn K.⸗R. 2, 357 f. Richter $. 267. 

21) Richter a. a. D. Anm. 7. 

22) Sess. XXIV. cap. 1. de reform. matrimonii. 


23) Gerade bei diejer Materie entbrannte ein heftiger Streit zwiſchen Luther u. a. 
mit den — auch wenn dieſe ſich im Uebrigen für die Reformation entſchieden 
tten (M. f. deshalb a Kirchengefh. II, 2, 368 f. Richter a. a. D. 
nm. 10. v. Stranıpff Luthers Lehre von der Ehe 5. 299 f. 
24) Goeschen a. a. O. pag. 9 ff. 
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auch, Die Praxis und das fpätere Bartikularrecht in abweichender 
Weile *). Bon den gegenwärtig preußifchen Gebieten war die Ungil- 
tigkeit folder Ehen ſchon zeitig ausgefproden in Pommern), den 
Marken”), Preußen), wie A einzelnen Theilen von Rheinland - 
Wefifalen *) und grundjäßlich bat die Gefeßgebung in Preußen immer 
daran feftgehalten )). Demnach verordnet auch Das A. U-R.: „Kin— 
der aus einer Ehe zur rechten Hand können fib ohne Einwilligung 
ihres leiblichen Waters micht gültig verheirathen““). „Auch folce 
Kinder, die ſchon verheirathet geweſen, ingleichen Söhne, die der 
väterlichen Gewalt entlaffen, und Töchter, die über 24 Jahr alt find), 
ſowie Kinder aus einer Ehe zur linfen Hand, müſſen die väterliche 
Einwilligung nachſuchen“ *). 


Adoptivkinder bedürfen der Genehmigung des Adoptivvaters®), 
Kinder, welche von ihren natürlichen Eltern verlaffen, und von anderen 
aufgenommen worden, bedürfen zu ihrer Verheiratbung nur der Gin: 


25) M. |. be. G. L. Boehmer de necessario parentum consensu in nuptiis 
liberonum. Halae 1740. 4. und in feinen Eleeta juris eivilis T. I. No. XIV, 


26) K.⸗O. 1535 und fpäter (Goeschen not. 28. Prov,st. von Neu-Vorpom— 
mern und Rügen Th. 11. $. 19 nebft den Motiven I, 2, 4 und Il, 8). 


27) Eonſ.⸗O. 1573 (Goeschen cit.). 
28) Conf.sD. 1584 (Goeschen cit.). 


29) M. ſ. 3. B. von Soeſt 1532 (meine Geſch. IV, 3. Urk. S. 14. Richter 
K.⸗O. 1, 167). Summarifcher Begriff der Luth. in Jülich-Berg 1677. Gap. V 
(meine Geſch. a. a. D. Urk. S. 235) u. a. m. (vergl. auch die cit. Urk. 5. 14. 
Rr.3. 5. 304. Nr. 338). 


30) Renov. Eonftit. von Verlöbniß- und Eheſachen v. 15. Desbr. 1694 (X. C. C. 
g' 2. Ar. LVIII. ©. 117 fl). Proj. de& Corp. jur. Frid. P. I. lib. TI. tie. Il. 
18 f. » 

31) A. L.-R. I. 1. $. 45. 972 (f. die Citate zur folg. Anm.). 


32) Aus Verſehen findet fih in Geſetze die Zabl 25 (vergl. ac A. L.⸗R. 1. 
2. 6. 997. R. v. 30. Juni 1823 (v. Kamptz Jahrb. XXII, 69). Pensum XV, 73, 
74. Bogt 2, 59. Anm. 57. Bornemann 5, 64. — Eine großjährige Tochter 
bedarf auch der Einwilligung, obgleich Die ohne diefelbe vollzogene Ehe nicht ungiltig 
it (Erf, des O.-Trib. v. 13. März 1838. Gntfcheidungen 3, 369. Bogt 2, 50, 
Anm. 58. Altmann Praxis 5. 602). Bei aroßjährigen oder emancipirten Kindern 
ift das Impediment ein impediens und der Vater ift berechtigt den Ungehorſamen auf 
den halben Wilichttbeil zu jeßen. A. %.= MR. I. 1. $$. 997. 998; vergl. Circ. v. 
15. Mai 1844 im Min. Bl. des Innem S. 145. Bogt 2, 59. 60. Eire. des Conf. 
zu Königsberg v. 26. Nov. 1863 in den amtl, Mitth, Nr. 426. — Erf. des D.sTrib. 
v. 6. — 1845 in den Entſch. 12, 290 f. Altmann S. 599 — 601. Vogt 
2,60. 61. 


33) A. L.⸗R. 11. $. 46. 


34) A. L.⸗R. 11. 1. $. 47. Daß an die Adoptivmütter diefes Recht nicht gegeben 
werden follte, - aus den Materialien (Pensum XV, 75. 76. Vogt 2, 61. 
Bornemann 5, 64— 66). Um den Zweifel zu heben, ift bei der Revifion propos 
nirt: „Wer von einer Mannsperfon an Kindesftatt angenommen worden ift, bedarf 
zu feiner Verheiratbang nur der Ginwilligung des annebmenden Baterd. ft aber der 
annehmende Vater verftorben , oder die Annahme von einer Berfon weiblichen Gefchlechts 
erfolgt, und der natürliche Vater noch am Leben, fo ift die Einwilligung des legtern 
erforderlich und hinreichend‘ ($$. 36. 37. Pensum XV, Text S. 7). 
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willigung derjenigen, welche alsdann in dem Berbältniffe eines Pfle— 
gevaters gegen fie ftehen ®). 

Bei noch minderjährigen waterlojen Waifen **) ift die Einwilligung 
der Mutter und des Vormundes motbwendig. Iſt auch Die 
Mutter verftorben, jo muß an ihrer Stelle die Einwilligung der Groß- 
eltern nachagefucht werden. Sonft aehen die Großväter den Großmüt— 
ten, und Die von des Vaters Seite denen von der Mutter Seite 
vor *), Sind aud feine Großeltern mehr vorhanden, jo ift die Ein- 
willigung des Vormundes allein hinreichend. Der Vormund kaun fet- 
9 Conſens ohne Genehmigung des vormundſchaftlichen Gerichts nicht 
ertbeilen °”). 

Steht derjenige, deffen Einwilligung erfordert wird, felbft unter 
Bormundjchaft oder ift fein Aufenthalt unbekannt, fo tft fo zu verfah— 
ven, ald wenn er gar nicht mehr vorhanden wäre *). Die Einwilli 
gung folder Eltern und Großeltern, welche außerhalb Europa Ichen, 
fann, wenn das Befte des zu verheirathenden Kindes Durch deren Ab- 
wartung leiden würde, vom vormundihaftlihen Gerichte ergänzt 
werden *). 

Der Grund des Erforderniffes des Gonfenjes der Eltern oder der 
Stellvertreter derfelben ift nicht Die Gewalt derfelben über die Kinder, 
fondern theild die Achtung und Ehrfurcht, welche die Kinder den Eltern 
lebenslänglich jchuldig find, theils die Sorge für das wahre Wohl der 
Kinder. Daher find die Reformutoren und darnab die K.-O. darin 
einverftanden, daß nicht aus bloßer Willführ die Gingebung einer Ehe 
verfagt oder die Kinder zu einer Ehe wider eigne Neigung gezwungen 
werden dürfen, in Fällen aber, wo es an rechten Motiven der elter 
lichen Weigerung fehlt, Die Behörden den Gonfens an der Eltern 
Stelle ertheilen jollen »). Dieſer Auffaffung folgt auch das preußifche 


35) A. UM. 11. 1. $. 48. verb. 11. 2. $. 758. Durch diefe Beftimmung ſollte 
den Zweifeln begegnet werden, wenn mehrere nach einander oder gleichzeitig ein ver— 
faffenes Kind in Nee nebmen (Pensum XV, 76. 77. Burnemann 5, 86. 67). 
Da dieje Vorſchrift aber nicht ausreicht, auch der Fall felbft nicht feicht vorkommt, hat 
der Nevifor $. 48 fortgelaffen. 
35a) Eben fo bei gerichtlich erklärten Verfchwendern unter Bormundfchaft. A. U: R. 

55 


. $. 55. 
36) U. Ge. I. 1. $$. 49— 52. 972. 999 (Pensum XV. 5. 77. 78. Bor: 
nemann 5, 67. 68). Der Revifor will den Conſens der Mutter im Fall des $. 49 
befeitigt wiffen. Nah $. 1000 des U. L.⸗R. Fann die Mutter, gleich dem Bater, 
das ohne ihre Genehmigung beirathende Kind auf den halben Pflichttheil enterben 
(f. Anm. 32). 

37) A. &eR, II. 1. $$. 53. 54. 9099. vergl. R. v. 9. Juni 1820 (Boat 2, 
169). (Bei der Revilton find die 88. 53. 54 fortgefaffen, da fte ſchon im $. 49 [bei 
der Reviſion $. 38] liegen. Peusum XV. ©. 78). 

38) U. L.«R. 11. 1. $. 56. Vergl. Verf. des Conſ. Königeberg v. 19. Septbr. 
1355 in den amtl. Mittbeil. Nr. 76. 

39) A. L.-R. 11. 1. $. 57 (Pensum XV, 78). Der Nevifor fügt noch binzu: 
Wenn der Sohn nicht mehr in väterlicher Gewalt, und die Tochter gKoßjährig iſt, fo 
bedarf es auch diefer Ergänzung nicht:, auch will er nur auf den Vater Rückſicht ae: 
nommen wilfen. 

40) Vergl. die Auszüge aus den K.⸗O. bei Goeschen p. 19 f. Dies ift auch 
fpäter in kirchlichen, wie weltlichen GSefegen oft wiederholt. M. f. z. B. die reform. 
K.sD. von ZülicheBerg 1654. $. 153, von Cleve⸗Mark 1602. $. 154 uw. a. um. 
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Recht *) und demgemäß jpricht das A. L.-R. den Grundfaß aus: 
„Diejenigen, deren Einwilligung erfordert wird, follen diefelbe nicht 
ohne erheblichen Grund verjagen‘*) und erklärt: „Erhebliche Gründe 
find alle diejenigen, aus welchen eine vernünftige und wahrjcheinliche 
Beforgniß, dag die Ffünftige Che unglüdlid) und mißvergnügt fein 
dürfte, entſpringt“*). Es werden Dann beifpieläweife ) folgende 
Fälle angeführt #): mangelndes Ausfommen*®), erfolgte Verurtheilung 
zu ſchimpflichen Strafen, Verſchwendung, Zrunfenbeit, Liederlichfeit 
u. |. w.“), wenn die Perfon jchon einmal geſchieden und für den 
ihuldigen Theil erklärt war, Epilepfie, Schwindſucht und andere ans 
ftedende Krankheiten, Standesverfhiedenbeit ). Eltern und Groß. 
eltern verfagen die Einwilligung mit Grund, wenn fie von dem andern 
Theile mit Bojchimpfungen oder Thätlichfeiten gröblich beleidigt wor— 
den), oder wenn die Kinder die Einwilligung durch heimliche Ehe: 
gelöbnifie ») oder andere unerlaubte Mittel zu erzwingen geſucht 
haben ”). 

— das betr. Kind oder der andere Theil die Verweigerung 
nicht für begründet halten, hat das Gericht darüber zu entſcheiden und 
im betr. Falle den Conſens zu ergänzen ”), worauf auch den Eltern 
das Enterbungsrecht nicht zufteht *). 

Das franzöfiihe Recht legt den Eltern und Großeltern ebenfalls 
die Befugniß bei, die Ehe des Sohnes bis zum 25., der Tochter bis 
zum 21. Jahre anzufechten, wenn der Gonfens nicht gegeben war ®). 


41) Gonftit. v. 15. Dechr. 1694 (Anm. 30). $$. 3. 4. Project des Corp. jur. 
Frid. (Anm. 30). $$. 20 f. 

42) U. 2.=R. II. 1. $. 58. 

43) a. a. D. $. 59. 


44) Daß died die Abfiht war, ergeben die Materialien Pensum XV. S. 79. 
n. 2, 62. Bornemann 5, 68. 69. ſ. aub Altmann’s Nachweifungen 
in Dove’s 3. für K.:R. V (1865). S. 119. 120. 

45) U. &= NR. U. 1. $$. 60—65 (vergl. Pensum XV, 79—81. Der Revifor 
will diefe $$. fortlaffen, da $. 59 ausreichend fei. 

45a) Vergl. Erf. v. 6. Juli 1855 (Strietborft Archiv 17, 338 f. Alts 
mann ©. 603). 

- 46) f. Altmann Praxis S. 600. 

47) Im $. 65 des A. L.=R. iſt nicht an eine bloße Mißheirath zu denken (f. 
$. 134 a. E.), fondern an eine Ehe, bei welcher Neue und Ungufriedenbeit zu beforz 
gen ift (Pensum XV, 80. Bogt 2, 63. Bornemann 5, 69). 

48) A. %:R. $. 66. Vergl. Erf. v. 24. Septbr. 1855 (Striethorft Archiv 
18, 157. Altmann S. 603). 

49) Nur folhe heimliche Sponfalien, welche unter Beobachtung der gefeßlichen 
Form errichtet oder durch Aufgebot gültig geworden find, berechtigen zur Verweigerung 
des Gonfenjes (Erf. des D.=Trib. v. 13. Mär; 1838, in den Entich. 3, 362 f. und 
21. Febr. 1859, im Archiv für Nechtsfälle 32, 294 f. Altmann ©. 624— 629) 
und in Dove’s 3. f. K.:R. II (1862), 51. 52. Bornemann 5, 69. 

50) U. 2. R. $. 67. 11, 2. $. 413 (unebelicher Veifchlaf). vergl. die Conſtit. v. 
15. Decbr. 1694 lnm. 30). $. 9. Project des Corp. jur. Frid. (Mm. 30). $. 23. 

51) A. =. $$. 68 — 72. U, Ger.⸗O. I, 40. $. 13—19. Vergl. dazu 
Pensum XV, 81—85. Bornemann 5, 69 — 71. Bogt 2, 63. 64. Altmann 
5. 628. 692. 

52) Bornemann 5, 72. 

63) Code civil art. 148 f. vergl. auch Pensum XV, 74, 75. 79. 

IJacobfon, evang. Kirchenrecht, 35 
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Die früher erforderlihe Einwilligung der Gutsherrſchaft 
zur Ehe der Gutsuntertbanen tft nah Aufhebung der Gutsuntertbäs 
nigfeit im Jahre 1807 nicht mehr nothwendig “), das Gefinde aber 
bedarf nicht des Conſenſes der Herrihaft”). Eben fo wenig 
brauchen die Bürger Des preuß. Staats einer bej. Genehmigung, wenn 
fie mit Angehörigen eine? andern Landes eine Ehe ſchließen wollen. 
Eine Ausnahme tritt nur für die Ginwohner der Hohenzollernſchen 
Lande ein, melde des oberamtlichen Eheconſenſes durch Er 
theilung eines bei. Atteftes bedürfen °*). 

Der früher aus Gründen der Disciplin von den Berg», Hütten: 
und Salinenbeamten verlangte Conſens der Bergbehörde (Trau— 
jchein) ijt nicht mehr nothwendig ”). 

Für Militärperfonen iſt zur Gingebung einer Ehe theild die Er- 
laubniß des Königs, theild des Chefs oder Gommandeurs 
des betr. Negiments, Bataillons oder Corps nothwendig ); eben fo 
für Givilbeamte, Geiftlihe und Lehrer der Eonfens der vorgeſetz— 
ten Bebörde *). 


Y AR. 1. 1. $. 73. I. 7. $ 161 f. — Edict v. 9. October 1807. 
$. 10 (vergl. Bogt 2, 64. Anm. 70). 


55) Gefinde-D. v. 8. Novbr. 1810. $. 147 (6.5. S. 117). In NeusBorpons 
mern fol aber fein Prediger Dienftboten trauen, ehe fie ihn den Entlaffungsfchein der 
Herrfchaft vorgezeigt haben (Prov.⸗«R. Tb. II. Tit. 1. $. 58 nebft Motiven). 

56) Eonferenzichlußprotofoh zur Gothaer Convention v. 15. Juli 1851, Gire. v. 
10. Zanuar 1853, Verf. v. 21. Octbr. 1862 (Juſt.-Min.-Bl. S. 306. 307), alle. 
Verf. v. 6. Nov. 1862 (Staatsanz. Nr. 269. Juſt.⸗Min.«Bl. a, a. D.). Ueber die 
er auf das Verhältniß der Ausländer überbaupt f. m. $. 134. S. 539. 
Ann. 13 f. j 

57) Cab. =D. v. 29. Mai 1833 und 16. Januar 1834 (Bogt 2, 94. Anm. 
17. d.), aufgehoben durch Cab.⸗O. v. 23. Juni 1862 (G.⸗S. S. 220). 


58) Vergl. Edicte v. 18, Juni 1701, 17. Juni 1705, 21. Aprif 1709 (Mylius 
C. €. March, III. 1. Rr. LXXVIII. LXXXVIII. XCIV), Mil. Conf. » Real. v. 20. 
Aprif 1711. $. 11—14 (Mylius I, 1. Nr. LXXIX), Kriegsartikel v. 16. Juni 
1749. Art. 24 (Contin, IV, Nr. LXIV) u. a. Darauf berubt der Entwurf des Ge: 
ſetzbuchs. In Folge der darüber 1788 gepflogenen Correfpondenz (v. Kamptz Jahrb. 
Lil, 108— 111) ergingen.die Vorfchriften des U. 2X. II. 1. $$. 34. 35. 938. Ans 
bang (u $. 34). $. 65 (Gire. v. 1. Septbr. 1798 im N. C. C. X, Nr. 61, Gab.sD. 
v. 4. Septbr. 1798 a. a. D. Nr. 66, v. 29. Novbr. 1802 bei Stengel, 17, 174. 
Rabe 7, 275, v. 27. Nov. 1809 im N. C. C. Xllp, 899). Wegen der jeht dabei in 
Betracht kommenden Reffortd und Umſtände |. m. die Nachweifungen bei Vogt 2, 
33 f. Pensum XV, 51 —54 Bornemann 5, 52. 53. Altmann Praxis ©. 
629. Kriegsreferviften, die auf unbeftinmte Zeit beurlaubt find, bedürfen des 
Eonfenfes nicht (Mil.K.-O. vom 12, Febr. 1832. $. 67). Dazu gehören aud die 
ur Dispofition der Truppen vor Ablauf der 3jährigen Dienftzeit beurlaubten Soldaten 
lt. des Kriegsmin. v. 17. Aug. 1858. Verf. des Con. Königöberg v. 2. Nov. 
1864 in den amtl. Mittheil. Nr. 459). Landwehrmänner und Referviften 
bedürfen des Confenfes, fobald fie zum Dienft oder zur Hebung eingezogen find (Citate 
bei Bogt 2, 38, Anm. 40. a. b.), Recruten, fobald fie vereidet find (Mil.⸗K.⸗ 
D. $. 67. R. v. 29. Mat 1823 u. v. Kamptz Ann. 7, 702. Boat 2, 38. Anm. 
42. b.). Vergl. noch Circ. des D.:8.:R. v. 24, April 1851 (Min. Bl. des Inn. 
S. 81. Bogt 2, 207) und unten $. 138. Ann. 36. 37. 

50) Cab.⸗O. v. 18. Octbr. und Eire. v. 11. Dechr. 1800 (N. C. C. X. 1800. 
Nr. 80. S. 3240), woraus Anbang zum A. L.⸗R. $. 70 (qu 11. 1. $. 146). Cab.⸗O. 
v. 17. Juli 1816 (G.⸗S. ©. 214. 215). Circ. v. 9. Ocibr. ej. (v. Kampp Jahrb. 
VIII, 269. 270). Declar. v. 3. Septbr. 1817 (8,5. 5.301), Cab.⸗O. v. 31. Aug. 
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Ein Erlaubnißſchein des Gerichts iſt nothwendig, wenn 
jemand aus einer frühern Ehe nody minderjährige Kinder bat ®). 
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Ehehindernif, wegen Verwandtfchaft, Schwägerfchaft, Wormundfcaft'). 


Natürliche und fittlihe Motive rechtfertigen das Verbot der Ehe 
unter nahen Verwandten ?), Die Kirche?) eignete fid) deshalb Die 
darüber vorhandenen Beftinnmungen des röm. Rechts au, welde fie 
überdies wegen des engen Begriffs der nahen Berwandten *) noch zu 
erweitern vermochte. Das zu weit ausgedehnte Verbot beichränfte 
Innocenz I. 1215 dahin’), daß Ehen ichlechthin unzuläffig feien in 
der geraden Linie auf- und abwärts, zwifchen Afcendenten und Defcens 
denten, in der Seitenlinie Dagegen nicht zu geftatten feien zmijchen 
Berfonen, welche von demfelben Glternpaar bis einschließlich den vier- 
ten Grad abftammen (alfo Urenkelfinder von Gefchwiitern). Indeſſen 
fonnte doch unter Seitenverwandten auf Grund der Dispenfation die 
Ehe im dritten, ja ſelbſt im zweiten Grade kanoniſcher Computation, 
alfo unter Geſchwiſter-Enkelkindern (sobrini) und Gefchwifter - Kindern 
(consobrini) eingegangen werden, 


1824 (G.⸗S. ©. 216), v. 9. Juli 1839 (Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 302). — Wegen der Geifts 
lichen und Zehrer Cab.⸗“O. v. 10. und 21. Decbr. 1816 (v. Kamp Ann. 16, 102). Für 
alle diefe entfcheidet die Nückficht auf den Beitritt zur Wittwenfaffe (vergl. Gefep = 
Reviſion Pensum XV, 107—109). — Ilniverfitätsprofefforen, infofern fie zur Witte 
wenkaſſe der Univerſität beiqutreten verpflichtet find, bedürfen des Gonfenfes nicht (MR. 
v. 11. Febr. 1848 in Stiebl's Gentralblatt 1863. Nr. 178). Nah dem Befchluffe 
des Staatsmin. v. 7. Nov. 1837 bedürfen des Gonfenfes alle im unmittelbaren fönigl. 
Eivitdienfte ftebende Beamte (Circ. v. 11. Jan. 1838 in v. Kamptz Jahrb. LI, 157). 
Den Conſens ertheilt bei den Untergerichten für alle Subalternen deren unmittelbare 
BVorgefepte, für alle anderen Juftisbeamten das Präfldium des Obergerichts, für die 
Präfidenten der Juftizminifter (Circ. v. 1838 eit.), für die Negierungsbeamten die 
Präfidenten der Neg., für Lehrer bei gelebrten Schulen, Glieder der Confiftorien und . 
Medicinafcollegia der betr. Oberpräfident (R. v. 13. Septbr. 1819 in v. Kamptz 
Ann. 3, 723. Bogt 2, 94). — Für Communalbeamte befteht die Verpflichtung 
u Beitritt in die Wittwenkaffe nicht, daher würde im Falle des Zweifels über die 
othwendigfeit des Gonfenfes die Befcheinigung des betr. Vorzgeſetzten erforderlich fein. 
60) A. L.⸗R. II. 1. $. 18. Dazu ſ. m. verfchiedene Erläuterungen bei Vogt 2, 

16. 17. M. f. auch Pensum XV, 34. 35. Bornemann 5, 38. 41. Vergl. Eire. 


des Conf. Breslau v. 4. Juni 1862, 10. Juni 1863 (8. A.⸗Bl. 1862. S. 70. 
1863. ©. 82, 


1) Schlegel kritifche und fyftematifche Darftellung der verbotenen Grade der 
Berwandtfchaft. Hannover 1802, 

2) ‚Niemand fol fi zu feiner nächften Blutöfreundin thun... denn ich bin der 
Herr‘ (111. Mofis 18, 6). „In matrimoniis contrahendis naturale jus et pudor 
inspiciendus est“ (1.14. $.2. Dig. de ritu nuptinrum. 23. 2). — „Copulatio maris 
et feminae, quantum attinet ad genus mortalium, quoddam seminarium est cari- 
tatis..*“ (Augustin de civitate Dei XV, 16. im c. un. Cau. XXXV. qu. I), — 
Berl. überhaupt Stahl Rechtsphiloſophie (3. Ausg.). II, 1, 448 f. 

3) Richter K.⸗R. $. 270 und cit. Kit. 

4) „Si quis de propria cognatione, vel quam cognatus habuit, duxerit 
uxorem, anälhema sit“ (Cone. Roman. a 721 bei Mansi coll. cone. XII, 261), 

5) c. 8 X. de consanguin. 4, 14. 
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Auch wegen der Schwägerichaft) hatte das fanonifche Recht in 
ähnlicher Weile das Moſaiſche und römifche Necht meiter fortgebildet 
und zugleich eine dreifache Art der Affinität angenommen. Die Schwä- 
gerfchaft der erften Art (affınitas primi generis) d. i. das Verhältniß 
des einen Ehegatten zu den Blutsverwandten des andern, war wie 
das der Berwandten felbft von der zu großen Ausdehnung durch Inno— 
cenz III. auf den 4. Grad als Ehehinderniß zurüdgeführt (f. Anm. 5), 
wie auch die außereheliche Schwaͤgerſchaft. Die Schwägerfchaft der zweiten 
Art (afl. secundi generis) d. i. das Verhältnig des einen Ehegatten 
zu den Verſchwägerten des andern, ſowie die Schwägerfchaft der drit— 
ten Art (af. tertii generis) d. i. das Verhältniß des einen Ehegatten 
zu den Verſchwägerten zweiter Art des andern, wurde duch Innocenz 
nicht mehr ala eine Ehe hindernd anerkannt. 

Die Neformatoren ?) und darnach die evang. K.-D.”*) ſchloſſen 
fib im Allgemeinen, mit Rüdfiht auf die dispenfabeln Fälle, der 
beftehenden Praxis an und verboten daher die Ehe unter Verwandten 
nur unbedingt in der geraden Linie, in der Geitenlinie unter Ge- 
fhwiftern, unter Gefchwifterfindern, fo wie wegen des respeclus pa- 
rentelae, indem gleichfam ein vlterliches Verhältniß entfteht®), zwifchen 
dem Neffen und der Tante. Hinfichtlih der Schwägerfchaft ®) entſchied 
man analog der Berwandtichaft. 

Man bielt fi) Hierbei durch das Moſaiſche Geſetz als pofitiv gött— 
liches Recht gebunden und ergänzte daffelbe aus dem römischen Recht’). 
Sachſen ging dabei voran und feinem Mufter folgten die meiften evan- 
geliichen Länder. So war es auch faft durchweg in den jegigen preu- 
ßiſchen Gebieten '%) und erhielt ſich bis zur Mitte des 18. Yahıh. ') 
und in den damals nicht zu Preußen gehörigen Zerritorien auch län- 


6) Schlegel a. a. D. S. 204 f. Richter K.«R. $. 271. 


7) — a. a. O. S. 250 f. verb. die Gutachten im Corpus Reform. ed. 
Bretschneider 3, 611 f. 5, 307 f. 


Ta) Richter K.O. 2, 516 k. 2. f. Goeschen de matrimonio p. 30 ff. 
vergl. Friedberg in Dove's 2. für K.:R. 4, 304 f. 


8) Amita, matertera „parentum loco habentur* — magna quoque amita et 
matertera. $. 5. J. de nuptiis (I. 10). III. Mosis 18, 12. 13. 


8a) Schlegel a. a. DO. S. 372 f. und die Anm. 7a. cit. Stellen. 


9) Weber ſächſiſches KR. (1. Aufl.) I, 1, 21. Ann. 13. Goeschena.a.D. 
S. 30. Ann. 107. Die Berechnung der Grade blieb aber die fanonifche (dafelbft S. 33. 
Anm. 116). Aus dem röm. Recht behielt man insbef. das der affinitas secundi ge- 
neris zu fubfumirende Verbot der Ehe des Stiefvaters mit der Frau des Stieffobnes, 
wie der Stiefmutter mit dem Manne der Stieftochter bei (1. 15. Dig. de ritu 
nuptiarum 23, 2), während dies nach fanon. Recht nicht mehr aalt (j. Eitate bei 
Richter K.:R. $. 271. Anm. 15). f. Anm. 14. 

10) M. f. die Auszüge aus den K.:D. bei Goeschen (vor. Anm.). 

11) M. f. 3. 3. Renovirte Conſt. von Verlöbniß- und Ebefahen v. 15. Dezbr. 
1694. $. 17 (Mylius C. C. 1, 2. Nr. LVIIf, S. 122), wonach die Ehen im dritten 
Grade gleicher Linie erlaubt fein foll, nicht aber im dritten Grad ungleicher Linie und 
weniger; verb. Edict v. 17. März 1710. $. 9—10 und allg. Ordnung v. 21. Juni 
1713. $. 13. 14 (Mylius C. C. II, 1. Rr. CXXIV. S. 506. Nr. CXXXI. S, 
527), wonach nicht dispenfirt wird in Fällen, die im göttlichen Nechte ausdrücklich 
verboten find, oder wo paritas rationis waltet oder auch nur zu walten feheint. 
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ger *). Dies änderte Friedrich II. durch Cab.O. vom 3. Juni 1740 ®), 
nad) welcher es „‚jedermann frey zu geben fich in denen Casibus, wo 
die Ehe nicht klar in Gottes Wort verboten, jonder Dispenfation und 
Koften nad) Gefallen zu verheirathen.“ Demgemäß find auch die Ver: 
bote im Project des Corporis juris Frid. 1749 geändert “). Indeſſen war 
man Damit noch nicht zum definitiven Abichluffe gefommen: denn in 
der Doctrin und Praxis beftanden noch Zweifel über einzelne Fälle, 
welche, nachdem man das Moſaiſche Recht nicht mehr als ein fchlecht- 
bin verbindliches poſitives göttliches Recht zu betrachten geneigt war '®), 
bei der Redaction des A. L.-R. ihre Erledigung fanden '%). Eben fo 
wurden auch die Bedenken wegen der Gleichitellung der durch eheliche 
und außerehelihe Zeugung begründeten Berwandtichaft befeitigt. Hier: 
nach befteht das Eheverbot überhaupt 1) zwiichen Verwandten in auf— 
und abfteigender Linie, auch, wenn die Defcendenten außerehelich ge— 
zeugt find '"); 2) zwiſchen voll» und halbbürtigen in oder außer der 
Ehe erzeugten Gefchwiftern *); 3) zwiſchen Stief- oder Schwiegereltern 
und Stief- oder Schwiegerfindern, ohne Unterfchied des Grades '), 
wenn gleich die Ehe, wodurd die Verbindung zwiſchen Stief- oder 
Schwiegereltern und Kindern entftanden war, durch Tod oder richter: 
lichen Ausfprucd wieder getrennt worden %). Dabei macht e8 auch 
feinen Unterſchied, ob die vor diefer Ehe erzeugten (Stief- oder 
Schwieger:) Kinder ehelich oder unehelich find *'), 





12) M. f. von Sadfen Weber a. a. D. II, 3, 1132 f., von Pommern Bal- 
thasar jus pastorale 2, 310 f. Prov.=R. von NeurBorpommern Th. 2. $. 17. 
(1. Th. 2. Abth. S. 1. 2. Motive Th. II, S. 2 f.). 

13) Mylius C. C. March. Contin. I. No. XXI. S. 342, verb. Circ. v. 20. 
Auauft 1740 a. a, D. Nr. XLIV. S. 371. Aus Anfaß diefer Drdre erfhien G. H. 
Ayrer comm.de jure dispensandi circa connubia jure divino non diserte prohibita 
ad edietum regium Prutenicum etc. Gotting. 1742, 4. 


14) P. I. lib. IT. tit. III. $$. 15 M. Ausdrücklich ift bier auch als Fall des 
respeetus parentelae und nicht der affinitas secundi generis (da nach $.14. 1N dies 
felbe aufgeboben blieb) die Beftimmung der I. 15. Dig. 23, 2 (Anm. 9) beibehalten. 
Diefer und Ähnliche Fälle veranfaßten fyäter doch noch Differenzen. . Phil. 
Zac. Heisler juriftifche Abhandlungen. Halle 1783. Th. 2. Nr. 3. 4 (wegen der 
Ehe mit der Mutter der Stiefmutter, mit der Wittwe des Stieffohbns und den Manne 
der Stieftochter). Auch die Duafie Affinität (j. Nichter KM. $. 271. Anm. 
13. 14), Verbot der Ehe zwilchen der Braut des Sohnes mit dem Dater und der 
Braut des letztern mit feinem Sohne blieb nicht unberückſichtigt (Schlegel a. a. O. 
S. 435 f.). Es erging deshalb noch die Nefolutien v. 1. Decbr. 1758 N. C. C. I. 
Nr. LI. S. 315), daß die Ehe mit des verftorbenen Vaters proclamirter Braut zugus 
ein, wenn die Braut eidlich erbärte „ſich mit dem Vater nicht fleifchlich — 
zu haben.“ 

15) M. ſ. deshalb Falck juriſtiſche Enchelopädie (5. Ausg. Leipzig 1851). 
8. 58 ff. 

16) Bergl. Suarez amtliche Vorträge in v Kamp Jahrb. XLI, 103. 104; 
—— zum Immediatberichte vom 18. Dechr. 1790, a. a. ©. LI. 127. 128; 
die Auszüge aus den Materialien in: Geſetz-Reviſion Pensum XV, ©. 13 — 16, 
wiederholt bei Bogt 2, 6 f., verb. Bornemann 5, 26 f. 

17) AU L.-R. 11. 1. $. 3. verb. $. 4 (f. die Lit. in voriger Anm.). 

18) A. L.⸗R. $. 4. 

19) A. L.-R. $. 5. vergl. I. 1.8. 44. 46. 

20) U. L.⸗R. 8. 6. 

21) GefegsRevifion XV. S. 16 f. Vogt 2,:8. ſ. auch folgende Anm. Abaes 
jehn von diefem Falle, bei welchem auch nicht ſowohl die uneheliche Schwägerfchaft, 
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In allen diefen Fällen ift auch feine Dispenfation zuläffig”); das 
gegen ift wegen des respectus perentalae zwar 5, die Ehe eines Man: 
nes mit der Schwefter feines Vaters oder feiner Mutter oder eines 
weitern Verwandten in auffteigender Linie, die an Jahren älter 
ift, gleichfalls unterfagt; doch kann aus erheblichen Gründen und wenn 
eine ſolche Ehe augenicheinlich beiden Theilen vortheilhaft ift, dazu Die 
Erlaubniß des Staats gegeben werden *). 


In allen übrigen Graden der Verwandtſchaft und Schwägerichaft 
ift die Ehe erlaubt und bedarf e8 dazu Feiner Dispenfation *); doch 
fragt fih, ob nicht hiervon abweichendes Provinzialrecht noch in Gel- 
tung ſteht? Don den Gebieten, in denen das A. L.⸗R. eingeführt 
it, kämen zunächit die Kurmark und Neumark nebft dem Kreije Gott» 
bus in Betracht, in denen das A. &-R. II. Th. 1— 3 Titel fuspen: 
Dirt find, folglich noch die Cab.“O. v. 3. Juni 1740 (Anm. 13) ane 
wendbar wäre. Hier wäre daher noch die Ehe mit des Vaters umd 
der Mutter Schweiter, obne Rückſicht auf ihr Alter, mit des Vater: 
bruders Weib, mit des Bruders Weib und des Weibes Schweiter, fo 
lange die erftere lebt, für verboten zu halten. Allein die Praris hat 


ald das Zubringen unebelicher Kinder das Verbot begründet, ift überhaupt Die 
affinitas illegitima fein Ginderungsgrund, weshalb auch das N. des Juſtizmin. v. 
6. März 1835 (Gitzler Eherecht S. 64. Anm. 6) die Ehe einer Wittwe mit dem 
conftatirten Schwängerer ibrer Tochter für ftattbaft erklärt. Allein dem gemeinen 
Necht conform (f. Nichbter K.=NR. 8. 271. Anm. 8) ift die Entfcheidung des geiftl. 
Min. im R. v. 5. Septbr. 1835 (v. Kampk Ann. 19, 696. Vogt 2, 8. Anm. 
9* daß keinem Geiſtlichen die Einſegnung einer ſolchen Ehe zugemuthet werden 
nne. 


22) A. L.⸗R. $. 10. Cab. D. v. 28, Septbr. und allg. V. v. 8. Dctbr. 1844 
(Juſt.⸗-Min.⸗Bl. S. 223. Vogt 2, 12. Anm. 12). Für eine Ehe mit einem un 
ebelihen (Stief= oder Schwieger-) Kinde follte zwar nad der Gab.=D. v. 17. Yan. 
1803 (Anbang zum U. UN. $. 62. Löwenberg Beiträge 2, 44. Vogt 2, 11) 
in außerordentl. Fällen Diöpens des Staatsoberhaupts —— werden fünnen, doch 
bat bereits die Gab.=D. v. 17. Januar 1838 (v. Kamp Jahrb. LI, 140) ausges 
ſprochen, daß der König davon feinen Gebrauch machen wolle, und dann ift durch V. 
v. 22. Decbr. 1843 (6.5. 1844. ©. 47. Vogt 2, 8) feftgefegt, daß feine Dies 
venfation mebr ftattfinden foll. Darüber, dap vom Standpunkte der evang. Kirche 
eine folche Ehe von einem evang. Geiftlichen nicht eingefegnet werden dürfe, hat auch 
= —— in dem Erl’v. 2. Juni 1855 ſich beftimmt ausgeſprochen (Aktenſt. 
0, 60). 


23) A. L.-R. $$. 8— 0. Ohne Beſchränkung ift aber eine folhe Ehe erlaubt, 
wenn die Blutsverbindung auch nur dur eine unehelihe Zeugung unterbrochen ift, 
weil dann fein Reſpectsverhältniß ftattfindet (Pensum XV, 14. 15. Vogt 2, 10. 
11. Anm. 108), dagegen beziebt fich das Verbot auch auf die balbbürtige Schwefter 
eines Afcendenten (Pensum XV, 16). Die Dispenfation ertheilt das betr. Gonfiftos 
rium nach Circ. v. 22. Febr. 1846 (Min.Bl. ded Innern S. 55), V. des Juſt.⸗Min. 
v. 15. Mai 1846 (Juſt.⸗Min.⸗Bl. S. 9. Vogt 2, 11a. E.). 


24) U. L.⸗R. $. 7. Daf man in Betreff der Schwägerfchaft nur die affin. 
primi generis, wie ſchon früber (Anm. 14) bei der Abfafjung des A, L.-R. feſtge⸗ 
halten ift ficher (fe A. L.⸗R. I, 1. $. 43), aber auch die Fälle des respectus 
parentelae fieß man fort. . Daher wurde auch unterm 28. März 1822 und 3. März 
1841 die Zuläffigfeit der Ehe mit der Stiefmutter der verftorbenen Ehefrau auöges 
iprochen (Min.s®l. des Innern 1841. ©. 62. Bogt 2, 10. Anm. Pb), 
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in diefen Fällen für die Anwendung des A. L.-R. bereits entichieden””). 
An den fpäter erworbenen Landestheilen find die vom U. L.⸗R. abs 
weichenden firengeren Ehegeſetze, da fie die Natur allgemeiner Lanz 
desgefege hatten, deshalb unanwendbar geworden?“), wozu noch fommt, 
daß die Geſetze über Ehehinderniffe die Bedeutung des öffentlichen 
Rechts haben und deshalb das abweichende Prov.-R. ausichliegen, was 
auch von den Diftricten gilt, in welchen das gemeine deutſche Recht 
fonft nody anwendbar it”). 

Ein Ehehinderniß enifteht auch wegen der ſogen. gefeßlichen oder 
bürgerlichen Berwandtfchaft, welche dur Annahme an Kindesftatt 
(Adoption) begründet wird) und amar für immer zwiſchen Dem 
Adoptivfinde und den Adoptiveltern, während der Adoption felbit aber 
zwifchen dem Kinde und den Nanaten des Vaters. Obgleich Luther 
dieſes Impedimat für nicht begründet hielt, wurde e8 doch in manchen 
K.= und Ehe-D. anerfannt ) und ging auch in die preußiiche Geſetz— 
gebung *) über, jedoch nur befchränkt: denn verboten ift nur die Ehe 
zwifchen dem Adoptirenden und dem Adoptivfinde fo fange, bis Die 
Adoption wieder auf gefeßmäßige Weife aufgehoben tft’). Dagegen 
ift das Hinderniß der geiftlihen VBerwandtichaft (cognitio spiri- 
tmalis) *) nicht beibehalten *). 

Ein Bormund foll während feiner Bormundihaft‘), ohne 
vorbergegangene Unterfuhung und Genehmigung des vormundſchaft— 
lihen Gerichts, weder fich felbft, noch feine Kinder, mit feinen Pflege 
befohlenen verehelichen *). Auf Guratoren, welche Pflegebefoblenen 
blos zu einem mit feiner fortwährenden Adminiftration verbundenen 
einzelnen Gefchäfte zugeordnet worden, ift dies Eheverbot nicht zu be: 
ziehen *). i 


25) Bornemann a. a. D. 5, 28. verb. Anm. 27. MNücdfichtlich der Theile von 
Hinterpommern, in denen das preuß. 2.:R. von 1721 galt (f. Koch zum Publ.» Pat. 
des A. L.⸗R. $. III. Anm. 8) fcheint es eben fo gehalten zu fein, da der revidirte 
Entwurf des Prov.⸗R. hierüber fchweigt. 

26) f. oben $. 22. S. 106. A 

27) f. oben S. 106. Anm. 15 und 15=. Gitate, Megen der früher königl. ſächſi⸗ 
ſchen Landestheile ſ. m. auch Pinder ſächſ. Prov.⸗R. 2, 231. 

28) Schlegel a. a. O. S. 160 f. 223. 224. Richter K.«R. $. 272. 

29) Schlegela. a. D. S. 45—447. 

* J Pensum XV, S. 30. 31. Vogt 2, 14. Anm. 15°. Bornemann 5, 

31) A. R. II. 1. $. 13, verb. $. 969. (981). 

32) Schlegel a. a. O. ©. 165. 224 f. Richter K.=NR. $. 272. 11. verb. 
Hödfling die Taufe 2, 19. 20. 

33) M. f. Pommerfhe K.⸗O. 1535, Preuß. Confiftl.sO. 1584 (Richter 8.:D. 
1, 250. 2, 466). Discipline ecelesiast. chap. XIII. art. VIII u. a. Balthasar 
jus pastorale 2, 383. 384. Schlegel a. a. O. ©. 447 —449. Goeschen 
a. a. O. S. 35. 36. 

34) Die hindernden Beſtimmungen des römifchen Rechts (Schlegel S. 163. 164) 
find durch das fanonifche aufgehoben. 

35) A. L:R. I. 1. $. 14, verb. $. 968 (980). Dazu Pensum XV, ©. 32— 
34. Vogt 2, 14. 15. Anm, 16. Bornemann 5, 33—35. 

36) A. L.⸗R. $. 16. 
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Ehehinderniß wegen der Werfchiedendeit der Keligion, des Stammes, 
| des Landes, des Standes. 


Ehen zwifhen Ehriften und Nichtchriſten (infideles) 
find bereits im 4. Jahrh. vom Staate, wie von der Kirche verboten '). 
Auch die evang. Kirche Hat deren Unitatthaftigfeit ausgefprocen 2). 
Da — —— ſolche Ehen nicht für unzuläſſig hielt, inſofern der jüdiſche 
Theil fi des chriftlihen Trauung unterwerfen fönne ’), ift mehrfach 
die Zuläffigkeit in Preußen behauptet worden %, die Praxis aber ent: 
ſchieden dagegen °), weil ein Jude nach den Grundfägen jeiner Religion 
fih) nicht firdlich trauen Taffen kann ®). 

Ein andres Verhältniß befteht für Miſchehen von Mitglie- 
dern verfchiedener chriſtlicher Befenntniffe. Daß vom 
eivilrehtlihen Standpunkte folde Ehen, fie mögen von Evangeliſchen 
abweichender Gonfeffion oder von dieſen mit Römiſch-Katholiſchen 
u. ſ. w. gejchloffen werden, feinem Bedenken unterliegen, bedarf für 
Deutihland und Preußen feines weitern Beweiſes7). Anders ift das 

egen vom kirchlichen Gefihtspunft aus Darüber zu urtheilen. Längere 
Bit wurde von Seiten der römiſchen, wie der evang. Kirche die Ein- 
gehung solcher Ehen aufs Entichiedenfte aemißbilligt und von dem 
Uebertritt des Andersgläubigen und dem Berfprechen der Erziehung 
der Kinder in der Gonfeifion des Rechtgläubigen abhängig gemacht ?). 


1) Meine Schrift: Ueber die gemifchten Ehen in Deutfchland und insbeſ. in 
Preußen (Leipzig 1838). ©. 7. 8. 


2) Goeschen p. 36. 37. Richter K.-R. $. 274. Luther's vereinzelte 
abweichende Auffaffung (v. Strampff Luther’ Lehre von der Ehe ©. 282. 283. 
Altmann Prasis 5. 604) berubt auf einer unrichtigen Auslegung von I. Corinth. 
7, 12 —15, da bier nicht von dem Abfchluffe, jondern der Feftiegung einer durch den 
ne des einen Theils erft zu einer ſolchen Verbindung gewordenen Ehe die 
Rede 


3). A. Le. II. 1. $. 36 (fe oben $. 8. ©. 135. Ann. 33). $. 930. 


4) Bergl. Nobe im Gentralblatt 1839. Nr. 49. Dagegen Hälſchner a. a. O. 
1840. Rr. 11. 


5) Pensum XV, 54—58. Bornemann 5, 53—55. Erf. des O.⸗Trib. v. 
18. Decbr. 1854 in den Entid. 20, 364 f. Strietborft Archiv 15, 293 f. Alt 
mann ©. 604. — Die Genehmigung einer folhen Ehe bat 1844 der König abge: 
fehnt (vergl. Geek in Sommer und Boele: neues Archiv XI [1845], 2, 287—291). 
— As im 3 1848 die Statthaftigkeit von der Nationalverfammiung befchloffen wurde, 
erflärte die rhein. Prov.-Syn. (VI. $. 102) die Unzuläffigkeit der firchlichen Einſeg— 
nung (f. oben S. 136. Anm, 34). 

6) M. f. 3. B. die Entſcheidung des Synedriums zu Paris 1807 (Merlin 
Repertoire 6, 656) und das Urtheil v. 1854 (vorige Anm.). 

7) Bergl, meine Anm. 1 eilt. Schrift S. 6 f. 13. 

8) Ueber die Praxis der römifchen Kicche in den einzelnen Theilen des preuß. 
Staatö f. m. die Nachweifungen in meiner cit. Schrift. Beifpiele aus der evang. 
Kirche f. m. in meiner Gel. IV, 3. Urt, S. 105. Nr. 13 (Synode zu Begbur 
1576). S. 106. Ar. 11 (Spn. 1580). 5. 122. Nr. 40 (Syn. 1588). S. 109. Nr. 
83, (v. 1666). u. a. vergl. au Carpzov jurisprud. ecel, lib. 1. tit, I. defin. 6 
und die von ihm Eitirten. 
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Eine ohne diefe Gautelen eingegangene Ehe wurde zwar nicht für 
ungiltig erklärt, aber die Contrabenten unterlagen der Disciplin. Mit 
der Zeit bildete fich jedody eine mildere Praris und gemifchte Ehen 
wurden häufiger, bef. feit der Mitte des vorigen Jahrh., indem die 
Kirche fid den bürgerlichen Gejegen fügte’), obſchon die Evangeliſchen 
in der Regel eher benachtheiligt wurden '°). 

Da begannen feit dem dritten Decennium des jegigen Jahrh. die 
confeffionellen Gegenfäge wieder fchärfer hervorzutreten und die beharr- 
lihen Verlegungen der Parität der Evangeliſchen nötbigten auch dieſe, 
dafür Sorge zu tragen, Daß das Bedenken Ddiefer Ehen allgemeiner 
erfannt und Deshalb vor ihnen gewarnt werde. Die Verletzung der 
Pflichten gegen die evang. Kirche durch Eoncefftonen gegen die römifche 
Kirche, welche nicht durch die beftehende Gefeßgebung gerechtfertigt 
werden, begründen ein disciplinarifches Verfahren '). 

Daß die Berfchiedenheit des Stammes den Abſchluß einer Ehe 
nicht hindere, ift ausdrüdlid, anerkannt dur Aufhebung des Ehe» 
verbots zwifhen Weißen und Negern "). 

Was die Ehe von Ausländern betr., melde mit einer In; 
oder Ausländerin eine Ehe fchließen wollen, fo ift deren AZuläffigfeit 
davon abhängig, daß neben der Erfüllung der fonftigen gefeßlichen 
GErforderniffe, auch durch ein gehörig beglaubigtes Atteft der Orte— 
obrigfeit der Heimath von jenem nadhgewiefen werde, daß fie nad) 
dortigen Geſetzen, unbefchadet ihrer Stantsangehörigfeit, zur Eingehung 
einer Ehe im Auslande befugt find, oder die nach diejen Gefegen etwa 
erforderliche Erlaubnig zu der beabfichtigten Ehe erhalten haben '*) oder 
Davon dispenfirt find “). 

Die Berfhiedenheit des Standes bildet nach kirchlichem 
und gemeinem Recht fein Ehehinderniß “), doch befanden immer fa: 


9) M. f. wegen der Erziehung der Kinder unten $. 141. 


10) Vergl. Beifpiele in meiner Gefch. IV, 3. Urk. S. 358. 359. Nr. 111 
(1746 — 1752), S. 605 f. (Circ. d. Aachen 12. Febr. 1809). 


11) Vergl. IV. rhein. Syn. (1844). S. 157. 158. 194, Erklärung der Eifenacher 
Gonferenz 1853 im Allg. 8. Blatt d. 3. S. 480. 481. — Verband. der VIII. rhein. 
Son. v. 18. und 19. Sctbr. 1853 (Nachtrag zu den Verhandl. der Syn.), veranlaßt 
dur den Erf. des D.:K.:R. v. 6. Auguft 1853. Die Pefchlüffe find unterm 27. 
Novbr. 1854 beftätigt und vom Conſ. zu Coblenz am 15. Dechr. d. J. publ. Darauf 
ergingen ähnliche Erlaffe der übrigen Prov.s Gonfiftorien. Königsberg 9. Juli 1855 
(Amtl. Mittb. Nr. 63. Allg. K.⸗Bl. 1856. S.36). Breslau 7. Juli 1855 (K. A.-B. 
5. 77— 79) u. a. Vergl. noch wegen der Disciplin Abichnitt III. 

12) Min.⸗V. v. 18. Detbr. 1824 (A.⸗B. Nahen S. 568, Düffeldeorf S. 553, 
Coblenz S. 612, Trier S. 384). 

13) |. A. L.«R. 11. 1. $$. 143. 144 (vergl. unten $. 138 beim Aufgebot). G. 
v. 13. März 1854 (G.⸗S. ©. 123), vergl. Circ. des D.K.:R. v. 19. April 1854 
nebft dem G. (Aftenft. 7, 5. 6), em. 1. Juni 1859, 2. April 1863 (Aftenft. 
15, 314). 


14) ©. v. 13. März 1854. $. 2. vergl. dazu Circ. v. 31. Aug. 1856 in den 
Aktenft. 9, 213. — Eine vollftändige Weberficht der Vorfchriften über dergl. Ehen 
findet fich in den Ergänzungen zum A. L.⸗R. 11. 1. $$. 143. 144. M. f. insbef. 
Bot 2, 86 ff., fowie die fämmtlichen Regierungs = und kirchlichen A.s Blätter. Vergl. 
noch Eirc. v. 11. Febr. 1861 (Staatsanzeiger Nr. 61. S. 460. 461). 


15) Eichhorn deutfches Privatrecht $$. 292. 293. 
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tutarifche Feſtſetzungen, nad welden die ungleichen Ehen nicht volle 
bürgerliche Wirkung haben follten. Durch bei. Erlaffe waren im Mag— 
deburgifchen die „gar zu ungleiche, ja gar ſchändliche Ehen derer vom 
Adel’ verpönt worden und dieſe wurden durch Edict v. 8. Mai 1739 
anf fämmtliche Rande übertragen “). Darauf beruhen die Beftimmun- 
gen des U. L.⸗R.: „Mannsperſonen von Adel können mit Weibs— 
perſonen aus dem Bauers oder gemeinem Bürgerftande feine Ehe zur 
rechten Hand fihließen. — Zu ungleihen Chen eines Adligen fann 
das Landesjuftizcollegium der Provinz Dispenfation ertheilen, wenn 
der, welcher eine ſolche Ehe jchließen will, nachweiſet, daß drei jeiner 
nächften Berwandten deffelben Namens und Standes darein willigen. 
— Kann er dergleichen Einwilligung nicht beibringen, oder findet ſich 
von Verwandten, die mit den Conſentirenden gleich nahe ſind, ein 
Widerſpruch, jo kann die Dispenſation nur vom Landesherrn unmit— 
telbar ertheilt werden “). 

Dieſes Verbot ſcheint ſchon mit der Geſetzgebung ſeit 1806 nicht 
zu harmoniren“) und der Reviſor war 1830 der Anſicht, die betr. 868. 
des A. L.-R. müßten fortgelaffen werden. Auf Grund des Art. 4 der 
Verf.Urk. ift auch mehrfach die Aufbebung gefolgert worden und die neue- 
ren Entwürfe haben Ddiejelbe angenommen. Dennoch hält die Praris 
dieſes Hinderniß noch jeßt aufrecht) mit der Maapgabe, daß Die 
erforderliche Dispenfation dem Juftizminifter übertragen ift *). 

Als ein Surrogat für die gefeglich verbotene ungleiche Ehe be» 
trachtete man die Ehe zur linken Hand?), welche aber in Preußen 
nie rechten Anklang gefunden bat *). 


$. 135. 
Ehehindernig wegen Ehebruchs. 


Nah dem älteren firhlichen Recht traf Ehebrecher eine lebens: 
längliche Buße, welche bewirkte, daß auch nach dem Zode des unſchul— 
digen Gatten der andere feine neue Ehe jchließen durfte; doc fehlte 


16) Mylius C. = Contin. I. No. XVII. S. 251 f. Nabe I, 2, 129 f. 

17) A. L.-R. I. 1. $$. 30—33 (f. Pensum XV, 44—50. Barnemann 
5, 49— 52) und die vielen en efenipte bei Vogt 2, 28—33). $$. 940 
966 ei Praxis S. 672. 

18) Bornemanna. a. 5 . 52. 

19) Erf. des ge v. 25. An. 1853, 24. Nov. 1856, 21. Febr. 1862, in 
den Entih. 26, 347 f. TR, Striethorft Archiv 22, 331 f. 44, 214 a: 
u.a. Altmann ie € S. 724 — 731. Dove Z. für KEN. II (1862). S. 

V (1865). ©. 137. — Erl. der ev. Abth. v. 10. Novbr. 1849 (Aftenft. der a, 
1850. ©. 77, Vogt 2, 38). DB. des Conſ. Königsberg 19. Mai 1856 (Amtl. 
Mitth. Nr. 101). 

20) Cab.⸗O. v. 18, Detbr. 1849 1 den Erl. v. 10. Nov. in der vor. Anm.). 
Ueber die eg einer ſolchen Ehe ſ. m. die —— der Erkenntniſſe 
von Altmann in Dave 8 3. für K.:R. 2 (1862), 58—62. 

21) Weber den Urſprung Erin f. m. meine Ausführung in Herzog’ En—⸗ 
PN 3, 106 a. €. 107. 

22) N. SER. I. 1. $$. 835— 044 (Pensum XV, 454 f. Bogt 2, 156 f. 
Bornemann 5, 275—277. 6, 409 f.). Der Revifor 1830 war für die Fortlaffung 
diefer Materie. — 
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es nicht an Ausnahmen, indem die Buße nur eine temporäre blieb 
und nach derfelben die Ehe geftattet wurde. Mit der Zeit drang aber 
die Anfiht dur, daß eine neue Ehe nur danıı nicht zuläffig fein 
follte, wenn die Ehebrecher einem andern die Ehe verfprodhen oder 
dem unfchuldigen Ehegatten nach dem Leben getracdhtet Hatten und 
diefe Fälle wurden nunmehr als trennende Ehebinderniffe angenoms 
men’). Die evang. Kirche?) erklärte ſich Anfangs gegen dieſe Feſt— 
feung und verwarf die Aufftellung des Ehebruchs als Ehehinderniß 
überhaupt?®), doch führte bald die Gonfiftoriapragis zur Rückkehr zum 
fanonifchen Recht, mit der Maaßgabe, dag auf Anfrage der Geiftlichen 
in fchwierigen Fällen die Eonfiftorien darüber den Beicheid gaben, ob 
eine Trauung im Beſondern zuläffig fei oder nit, ohne ſich durch 
die beiden Ausnahmen binden zu laffen. Zulegt ging man dod aber 
auch auf dieſe felbft wieder zurüd ?), und nur die Partikularrechte fin- 
gen an im Ginzelmen von einander abzumeichen. 

In Preußen galt nach früherem Recht die allgemein berrfchende 
Auffaffung, nad welder die Eheichliegung „jedoeh ohne Gepränge und 
öffentlichen Kirchgang“ zuläfftg war, wenn „jemand bei feines Weibes 
Leben mit einer andern obne Eheverfprechung und beimlicher Lebens— 
fährdung feines Weibes fleifchlich zugehalten, und er von der Lebens— 
ftraff fih mit Willen der Obrigkeit los maden ſollte“). Im den 
verbotenen Fällen war aber Dispenfation möglich “). Theilweiſe wur: 
den dieſe Beftimmungen im A. L.-R. modifteirt 9). Es follen hier— 
nach Gefchiedene diejenigen, welche durch Ehebruch mit ihnen, verdäch— 
tigen Umgang oder fonft geftiftete Miphelligkeiten Anlaß zur Trennung 
der Ehe gegeben Haben, nicht heiratben ). Es wird aber dabei vor: 
ausgefegt, daß diefe Umftände im Prozeffe gerügt und als Urfache der 
Scheidung befunden worden, da eine fpätere Anzeige nicht zu berüds 


1) M. vergl. die weitere Ausführung bei Rihter K.:R. $. 273 und vorzüglich 
bei Herrmann über den Ehebruch ald Ehehinderniß, bei. nah evang. K.⸗R., in 
den Jahrb. für deutfche Theologie B. V (Gotha 1860). S. 254 f. 

2) Herrmann a. a. D. ©. 273 f. 304 f. Ueber die Differenz der Lutberaner 
und Neformirten dabei ©. 205 f. 

z Ausſprüche von Luther, Melanchthon u. a. bei Herrmann a. a. O. S. 

61. 


3) J. H. Boehmer jus ecel, Prot. lib. IV. tit. VII. 8$. II. IV. 
4) Preuß. &.:R. 1721. P. 11. lib. II. tit. IV. art. 1. $. 1. 


5) Prien bed Corp. jur. Frid. P. I. lib. II. tit. III. art. 1. $. 34. No. VIII: 
wenn der Ghebrecher die Ehe bei des erften Mannes oder Rrauen Leben verfprocen : 
— : wenn dem Ehebrecher per sententiam auferlegt worden, . binnen einer gewiffen 
eit oder gar nicht zu beiratben:. Nah dem Edict gegen die Mißbräuche der Ehe— 
heidungen v. 17. Rov. 1782. 8. 78 (N. C. C. VII. 1782. Nr. L. S. 1639) follte 
in dem Urtbeil das Verbot der Ehe mit der Perfon, welche zur Scheidung Urſache 
gegeben, allemal ausdrüdlich verordnet werden. 


6) M. f. darüber Pensum XV, 39 f. 411 f. Bornemann 5, 42 f. 


TA. NR. 11.1. $$. 25. 26. Eben fo der Code eivil art. 298. Wenn bie 
Ehe nicht geichieden, fondern durch den Tod getrennt wurde, beſteht das Hinderniß 
alfo nicht en. v. 24. Nov. 1794 im N. C. €. IX. 1794. Nr. 101. ©. 2453. Vogt 
2, 19). Auf das Verbot ift von Amts wegen zu erkennen (f. die Präjudigien des 
D.sTrib, bei Bogt 2, 19 a. E. Altmann ©. 642). 
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fihtigen it). Sind mit dem Ehebruche oder verdächtigen Umgange 
Nachitellungen gegen das Leben des andern Ehegatten verbunden ge: 
wejen, fo findet zwiſchen den Schuldigen eine Heirath auch dann nicht 
ftatt, wenn gleich die vorige Ebe nur durch den Tod getrennt wor: 
den . Nach der Abficht der Redactoren des N. L.-R. Sollte hiervon 
feine Dispenfation eintreten '%); Ddieje wurde aber 1803 für zuläffig 
erklärt, 1857 jedoch ihre Unftatthaftigkeit ausgeſprochen "). 

Wenn bei den Sceidungsprozefie fih Umstände offenbart haben, 
welche die Wiederverheirathung des einen gefchiedenen Ehegatten mit 
einer beftimmten andern Berfon nad den obigen Vorſchriften (Anm. 7 f.) 
unzuläffig machen, fo muß diefem Ehegatten in dem Urtel die ander: 
weitige Berheirathung überhaupt, nur unter dem Vorbehalte") einer 
bef. nachzuſuchenden Erlaubniß geftattet werden. Dieje Erlaubnig muß 
aber von dem Richter, welcher die Scheidung erfannt hat, fofort 
ertheilt werden, als aus den Sceidungsacten nicht erhellt, daß die 
Perion, melde der gefchiedene Theil heirathen will, diejenige fei, auf 
welche das angeführte Eheverbot Anwendung findet '), 


8) N. L.⸗R. $. 27. N. v. 9. Novbr. 1705 (Stengel Reitr. 2, 24. Bogt 
2,23 a. €. 24). 

9) A. L.⸗R. $. 28. Solche Perfonen dürfen überhaupt nicht zufammenfeben und 
die Polizei hat dies zu verhindern. R. v. 23. Juni 1834 nebit Cab.⸗O. v. 4. D:ctbr. 
1810 (v. Kamp Ann. 18, 785. Bogt 2, 25 a. E. 36), v. 2. Novbr. 1838 
(v. Kamptz Jabrb. Lil, 470. Boat 2, 26). Wegen der Unſtatthaftigkeit der Con— 
cubinate überhaupt f. m. unten $. 155. 


10) Suarez amtliche Vorträge, in v. Kamphz Jahrb. XLI, 105. Vogt 2, 20. 


11) Durch Cab.⸗O. v. 15. März 1803 (N. C. C. XI. 1803. Rr. 10. ©. 14301. 
Bogt2, 20.21), an deren Verbindlichkeit obne Grund gezweifelt iſt (Koch A. L.⸗R. 3, 
11), wurde den Gonfiftorien die Dispenfation übertragen; nur bei Dffizieren follte 
an den König berichtet werden. (In Betreff der Gompetenz f. m. Circ. v. 2. März 
und 11. Mai 1847 im Min.s Bl. des Innern ©. 256. Boat 2, 23.) Ueber die 
AZufäffigkeit der Diöpenfation überhaupt waren manche Zweifel angeregt, deren Erles 
digung durch die Erlaffe des O.-K.⸗Raths v. 27. Novbr., 4. Dechr. und 28. Novbr. 
1855 erfolgte (Nftenft. des O.«K.-R. S, 64. 05. 67 f. 70 f., 9, 215 f.). Nach der 
Cab.⸗O. v. 8. Juni 1857 (Circ. v. 15. d. M. Aktenſt. 9, 217. 218. Amtl. Mittb. 
Königsberg Nr. 149) ift aber die fernere Ertheiluna von Diäpenfationen vom Ehehin— 
dernifje des Ehebruchs unterfagt. Die Eonfiftorien follen die eingehenden Gefuche obne 
Meitered abweifen, die Geiftlichen fich der Befürwortung ſolcher Anträge entbalten. — 
Da aber nach der Anficht der Reformatoren es an einer abfolut ebehindernden Kraft 
in diefem Falle feblt (f. die Nachmweifungen in den vorhin cit. Grlaffen des D.:R.:R. 
von 1855 und Anm. 2a.) und außerordentliche Umftände eintreten fünnen, welche die 
Zulafjung einer folchen Ehe rätblih machen, dränat die Praxis zur Bewilligung (ſ. 
auh Herrmann a. a. D. ©, 302). Hiernach ift in einem folchen Falle von den 
Eonfiftorien an den O.«K.-Rath der Antrag zu ftellen, daß derjelbe von dem Könige 
den Dispens erwirke (f. Erl. des D.:8.:R. v. 19. Febr. 1861, 31. Juli 1862): denn 
ed verhält fich hier durchaus anders, als in dem $. 133. S.536. Anm. 22 berübrten Falle 
der Diepenfation in abfolut verbotenen Graden der Verwandtichaft. Uebrigens ift 
durch die Cab.=D. v. 8. Juni 1857, als einer rein kirchlichen Verordn., die Cab.⸗O. v. 
15. Mär; 1803 ald ein wirkliches Geſetz für die Gerichte noch nicht aufgehoben. 
Dieſe fommen alfo noch in den Fall, an fie auf Grund der Cab.⸗O. von 1803 geftellte 
Anträge den Eonfiftorien zur weiteren Veranlaſſung zugeben zu laffen. 

12) Daß im Tenor des Erf. der Vorbehalt ausgefprochen werde, iſt eingefchärft 
durch Verf. v. 16. Nov. 1860 (Juft.» Min. Bl. Nr. 47. Staatsanz. Nr. 281), verb. 
Grl. des O.«K.⸗R. v. 17. Dechr. 1859 und 6. Febr. 1861. 


13) A. 2:3. $$. 736. 737. verb. oben Anm. 7. — Ueber die procefjualifche 
Behandlung ſ. m. die Entfch, des D.»Trib. bei Bogt 2, 21. 22. 24 - 25. Koch 





$. 136. Berlöbniffe. 548 


b) Bon Berlöbniffen. 


$. 136. 


| Der Vollziehung der Ehe pflegt das Verlöbniß (sponsalia), d. i. 
Das Derfprechen der Kontrahenten künftig eine Ehe jchliegen zu wollen 
. (sponsalia de futuro), voranzugehen ’). Die Beitimmungen des kano— 
nifchen Rechts?) darüber find in der evang. Kirhe im Allgemeinen 
beibehalten ?) und Ddenfelben it auch im Weſentlichen das preußifche 
Recht gefolgt, indem bei der Redaction des A. 2: R. zugleich auf die 
früheren Specialverordnungen, das preuß. L.-R. von 1721 und das 
Project des Corp. jur. Frid. (P. I. lib. II. tit. I) Rüdfiht genommen 
wurde ®). 


Die Erfordernifje eines giltigen Ehegelöbniffes hängen theils 
mit dem Wejen der Verträge überhaupt, theils der Ehe felbft zuſam— 
men. Der Wille der fih Berlobenden muß daher frei beftimmt und 
erflärf werden und auch in Beziehung auf den Irrthum find im All: 

emeinen die Wirkungen deffelben wie bei Verträgen annehmbar ®), 
Da das Verlöbniß die Vorbereitung der Ehe ift, kann unter Berfonen 
und in Fällen, wo feine rechtöbeftändige Ehe ftattfindet, auch fein 
giltiges Verlöbniß errichtet werden‘). Auch dadurch, daß ein zur Zeit 
des errichteten Vertrages entgegen geftandenes Eheverbot durd Dis— 
penfation, oder jonft geboben worden, erlangt das von Anfang an 
ungiltige Ehegelöbnig feine verbindliche Kraft”). Befteht dagegen das 
Ehebindernig nur im Mangel der Einwilligung detjenigen, deren Con— 
ſens zur Giltigfeit der Ehe erfordert wird (j. oben $. 132), fo ift bis 
zu deffen Erfolge das Verlöbniß nur für den, welcher einer ſolchen 


A. L.⸗R. 3, 200. 201. Altmann ©. 745. Wenn wegen des Ehebruchs die Ehe 
efchieden ift, trifft die —— Gefängnißſtrafe von 4 Wochen bis u 6 Monaten, 
alld der rn: Ehegatte nicht vor der Abfaffung des Erf. die Nichtbeftrafung 
beantragt (Straf⸗G. v. 14. April 1851. $. 140). 


1) A. 8.=R. 11. 1. $$. 75. 81. 

2) Bergl. Eichhorn KR. 2, 432 f. Richter KR. $. 284. 

3) Goeschen doctrina de matrimonio p. 42 f, 

4) Gefeß » Revifion. Pensum XV, 87 f. Bornemann juftemat. Darftellung 
$. 345 (OD. 5, 72 f.). Gitzler Eherecht. $$. 25 — 20. 

5) Daher ift der Rücktritt in vielen Fällen zuläffig, wo die Ehe jelbft dadurch 
nicht berührt wird. S. unten Anm. 26 f. 


6) A. L.⸗R. II. 1, $. 76. Dies gilt auch vom Mangel des erforderlichen Alters 
und wegen der feit Trennung der vorigen Ehe noch nicht verfloffenen gefeßlichen Zeit. 
(Suarez amtliher Schlußbericht in v. Kamp Jahrb. XLI, 108. Vogt 2, 66. 
Anm. 2). Auf das Verlöbniß, das während der Trauerzeit gejchloffen ift, würde 
died aber nicht geben (Koch U. L.⸗R. 3, 30. Anm. 2). 


TJA. L.⸗R. $. 77 (vergl. die Rechtfertigung diefes $. aus der Revisio Monito- 
rum im cit. Pensum XV, 87. Bogt 2, 66. Anm. 3. Koh a. a. O. Anm. 3). 
Diefe Nuffaffung ift auch die des fanon. Rechts (Knopp kathol. Ehereht 2, 38 ff.). 
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Einwilligung bedarf, unverbindlich 9). Der andere Theil aber fann 
fo lange nicht zurüdtreten, als die Perfonen, auf deren Einwilligung 
es ankommt, ſich darüber noch nicht erklärt haben ). So lange ein 
eſetzmäßiges Verlöbnig befteht, joll feiner der Verlobten ſich in ein 
Folgendes einlaffen '°). 

Eine beftimmte Form zur Eingehung eines Verlöbniffes ift im 
gemeinen Recht nicht vorgeihrieben, doch find ſtets gewiffe Formen 
angewendet worden, deren auch in den ev. K.-O. gedacht wird, um 
das Verlöbnig zu einem Öffentlichen zu machen, im Gegenfage zu den 
verworfenen heimlichen »). Im Allgemeinen ift bei Minderjährigen 
die Verlobung durd die Eltern oder Vormünder, bei anderen Berfonen 
die in Gegenwart einiger Zeugen vorausgefept ). Dies wiederholen 
auch die fpäteren Gefeße, welche die Verbindlichkeit der Gelöbniffe von 
der Zuziehung von Zeugen ') und von fchriftlicher Abfaflung “) abhängig 
machen. Daran knüpft das A. 8.-R. an“), indem es beftimmt: 
Wenn aus einem Ehegelöbniffe ein Recht auf Vollziehung der Ebe zu 
lagen entipringen fol, fo muß daffelbe gerichtlich oder vor einem Nos 
tar gefchloffen und niedergefchrieben werden ®). Bei gemeinen Land— 
leuten kann Dies auch vor einem Dorfgerichte gefchehen '%). Die jchrift- 
liche Aufnehmung des bloßen Verſprechens im Gerichte erfolgt gebüh— 
renfrei 7). Die Harteien ericheinen in Perſon und wenn fie an verſchie— 
denen Orten leben, am Wohnorte der Braut, die ftets in Perſon 


8) A. L.⸗R. 4 78. Dieſe Vorſchrift a fich aber nicht auf die Ehe der 
Soldaten (f. oben $. 132. S. 532. Anm. 58). Ohne den Gonfens des Königs oder 
bez. des Commandeurs fann ein giltiged Verlöbniß nicht zu Stande fommen (Roc 
a.a.D. S. 31. Ann. 4). Ueber die Giltigkeit der Ebegelöbniffe der zur Fahne einbe- 
rufenen Zandwehrmänner f. m. Erf. des D.sTrib. v. 4. Febr, 1853 (Entſch. 25, 147 
f. Altmann Pragid ©. 629). 

9) A. 8.:R. $. 79 (verb. I. 5. 8$. 13. 37. 186. 192). Ueber die Rücknahme 
der bereits ertbeilten Einwilligung beftimmt $. 111. 

10) A. L.⸗-R. $. 80. verb. $$. 133 — 135. 158 f. 

10a) Vergl. oben $. 132. S. 531. Anm. 49. 

11) Goeschen a. a. D. p. 43. 44, wo auch die Auszüge aus den K.⸗O. von 
Pommern, Brandenburg, Preußen mitgetheilt find. 

12) Eheconftit. v. 15. Deebr. 1694. &. 11 (Mylius C. C. I, 2, 120) nebft der 
Declar. derfelben v. 2. Septbr. 1717, welde sponsalia ald publica geachtet werden 
follen (a. a. D. Nr. CXII. S. 217) u.a. m. 

13) Edict v. 8. Febr. 1770 über fchriftliche Errichtung aller Eontracte u. f. w- 
über 50 Thlr. $. 11 (N. C. C. VI, Nr. 19. ©. 6669 f.). 


14) Suarez (Anm. 6). cit. (Vogt 1, 67. Ann. 6). 


15) U. &.:R. $. 82. Wo das gemeine Recht gilt, genügt auch die mündliche 

et wie im Herzogthum Weftfalen (wegen der Suspenfion des A.L.-R. Il, 13). 
rk. des O.:Trib. v. 13. März 1837 (Entf. 2, 372 f.), 8. Febr. 1856 (Striet= 

borft Archiv 20, 151 f.). Altmann Praxis S. 633. 634, Wegen NeusBorpoms 

mern und Nügen f. m. Prov.-R. II. 1. $$. 25. 26 gr I. Abth. 2. S. 5. 6 und 

Motive III, 11. 12). Wegen der Kur- und Neumark Erf. v. 14. Octbr. 1862 in 

N Ag Arhiv 45, 363 f. Altmann in Dove}. für K.:R. V (1865) 
S. 181 7. 


16) A. &.=:R. $. 83. vergl. Pensum XV, 89. Bogt 2, 697. Koch u.a. O. 
S. 32. Anm. 7. 


17) A. L.R. $. 84. Der Nevifor ift für Fortlaffung des $. Pensum XV, 89. 
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erjcheint, während der Bräutigam einen Bevollmächtigten fenden darf"). 
Der Nichter oder Notar bat fih vor Aufnehmung des Vertrags über 
etwaige Ehehinderniffe zu erkundigen *). Der Mangel der geieblichen 
Form wird durch das auch nur einmal erfolgte Aufgebot”), nicht aber 
durch den hinzukommenden Beifchlaf ergänzt *). 

ALS Berträge können Verlöbniffe auch unter Bedingungen”) 
geichloffen werden. Dieſelben find, fo lange die Bedingungen oder, 
wenn eine ungewiſſe Zeit gefegt war, der Zeitpunkt noch nicht einge— 
teoffen ift, einjeitig widerruflih ). Iſt wegen der Zeit gar nichts 
beftimmt oder diejelbe in unbeftimmten Ausdrüden, nah Möglichkeit 
oder Gelegenbeit verfprodhen oder der Willführ des einen oder andern 
Theils ausdrüdliih überlaffen, fo ift ein Theil auf den andern mur 
2 Jahre lang zu warten verbunden‘), Außerdem fann ein Verlöbniß 
mit beider Theile Bewilligung ftets aufgehoben werden *), wider den 
Willen des andern aber nur aus rechtlichen Gründen ?%. Als folche *) 
erfcheinen nicht nur Gründe, aus welchen eine ſchon vollgogene Ehe 
getrennt werden könnte, jondern auch bloßer verdädhtiger Umgang, ge— 
ringere Thätlichkeiten, ſchimpfliche oder verächtliche Begegnung *), Feh— 
fer im moralifhen Verhalten”), eine erft nachher entdedte efelhafte, 


18) A. L.⸗R. $$. 85— 88. Vergl. Pensum XV, 89. Bornemann a.a.d. 
. 78. 


19) U. L.⸗R. $. 89. 

20) A. 2: MR. $$. 91. 92. Anhang $. 67 (aus den Entſch. der Geſ.⸗Commiſ⸗ 
fion v. 29. Septbr. 1795 im N. C. €. X. Nachtrag zu 1798. ©. 1875. Stengel 
2,247. Rabe 3, 180). f. unten $. 138. Anm. 42. 


21) Nach kanon. Recht waren sponsalia de futuro hiedurch ſchon zur Ehe gewors 
den (früher ald sponsalia de praesenti). c. 26. 30. X. d. sponsalibus (4. 1). Die 
evang. K.⸗D. folgerten daraus die Notbwendigkeit zur Eingebung der Ehe oder Strafen. 
(Goeschen a. a. D. 160. 160, u. a.) f. Anm. 23. 34. 38. 


22) Diefe dürfen jedoch nur er - und mögliche fein, indem fonft der Ber: 
trag gar nicht zu Stande kommt. A. X. R. I. 4. $. 131. Vergl. J. H. Boehmer 
jus ecel. prot. lib. IV. tit. V. $. VIL f. 


23) A. &.- NR. $$. 95. 96. Bergl. Pensum XV, 90. Bogt 1,68. Bornes 
mann a. a. O. S. 74 75. Nac gem. Recht wird durch copula carnalis das bes 
dingte Verlöbnig zum unbedingten. c.1. 3. 6. X. de conditionibus adpositis (4. 5). 
Goeschen a. a. D. Note 166. 


24) A. L.-R. $. 97. 98. verb. $$. 128 — 130 wegen der Verjährung des Nechts 
u . ———— Vergl. Pensum XV, 91. 92. 100. Bornemann a. a. D. 
« 175 — 77. 


25) A. L. ⸗R. $. 122. 

26) A. L.⸗R. $. 99. 

27) A. 8.=R. $. 100 — 109. Vergl. Pensum XV, 92 f. Bornemann 
S. 77-79. 

28) Beleidigung rechtfertigt den Nüdtritt auch in dem Kalle, wenn der Bater 
des einen Verlobten, welcher mit diefem gemeinfhaftlih von dem Verlöbniffe zurücktritt, 
a worden (Erf. des O.⸗Trib. v. 25. Jan. 1842 im der Präjudiziens- Sammlung 
1, 138. Vogt 2, 69. Altmann ©. 631). 

29) Schon ein nicht unbegründeter Verdacht gegen ‚die Sittenftrenge der Braut 
insbef. die unterlaffene Abwehr einer Umarmung Seitens eines andern Mannes, f 
— (Erk. des O.⸗Trib. v. 28. Juni 1852 in Striethorſt Archiv 5, 340 f. 

Itmann 5. 040). 
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anſteckende, bei. venerifche, wie jede unbeilbare Krankheit, vorher ver- 
beimlichte Häßlichkeit oder andere Efel und Widermillen erregende 
Gebrechen 9); Ddesgleichen ein Jrrtfum in Anjehung des Vermögens, 
wenn es den künftigen Gbeleuten am nöthigen Ausfommen fehlen 
würde, wie jeder, auch nur in Anjehung des Vermögens, von einem 
Theile oder deffen Eltern verübte Betrug; Veränderungen in den früs 
heren Berhältniffen, fo daß, wenn fie fi hätten vorberjehen laffen, 
das Berlöbnig wahrjcheinlich nicht eingegangen wäre. Religionsver— 
änderung giebt aber nur dem andern Theile, nicht dem VBerändernden 
ein Recht zum Rücktritt. Wenn ein Theil feine ausdrüdlih übernom— 
mene Berbindlichfeit nicht erfüllen Fann, ift der andere zurüdzutreten 
berechtigt; dagegen ift die bloße Minderjährigfeit fein genügender 
Grund *). 

Wird ein Berlöbniß aus rechtlichen Gründen getrennt, ohne daß 
einem Theile ein Uebergewicht der Schuld zur Laſt fällt, fo müffen 
die Gefchenfe von beiden Seiten zurüdgegeben werden; wird die Ers 
füllung durch den Tod des einen Verlobten gehindert, fo bat der 
Ueberlebende die Wahl, ob er die empfangenen Geſchenke behalten 
oder fie zurückgeben und die feinigen wieder fordern wolle*?) Wenn 
dagegen der Rüdtritt ohne Grund erfolgt, oder die Vollziehung un— 
möglich gemacht wird, fo verliert der Schuldige die dem andern Theile 
gemachten Geſchenke, muß die von demfelben erhaltenen zurüdgeben, 
alle wegen des Ehegelöbnifjes aufgewandten Koften erfeßen, die verab— 
redete Gonventionalftrafe entrichten und die fonft gejeglich beftimmte 
Abfindung geben. Wenn der Anfpruch auf eine foldhe fih nicht beftim- 
men läßt, fo foll noch gegen den Sculdigen eine verbältnigmäßige 
Strafe verhängt werden *). 

Eine Klage auf Vollziehung der Ehe jelbft aus einem Verlöbniffe 
iebt zwar nicht das römische, wohl aber das fanonifche Recht; Doc 
äßt auch das leßtere feinen Directen Zwang zu, fondern geftattet nur 
eine mittelbare Einwirkung durch Auferfegung von Genfuren und nimmt 
die Folge der Ehe felbft nur dann an, wenn copula carnalis hinzuge— 
fommen war *), Die Praxis, bei. in Sachen *), wie in Neu »Bors 


30) Kabfköpfigkeit ift ein Grund nicht, wohl aber übler Athem (Ertl. des D.» 
Trib. v. 18. Detbr. 184. Koch fohlef. Archiv 6, 500 f. Vogt 2, 69. 70. Alt— 
mann S. 629—631). 

31) A. %.=R. $. 110 (dadurch find die R. v. 24. Novbr. 1763 und 20. März 
1765 aufgehoben). Vergl. Suarez (Anm. 6 eit.) S. 1009. Bogt 2, 70. Bergl. 
Anm. 38. 

32) N. 8.:R. $$. 121. 122. 

33) A. L.⸗«R. 6$. 112—119. Dazu vergl. Pensum XV, 95— 099. Bornes 
mann S. 79 f. Bogt 2, 70— 72, ftmann ©. 632. — Ueber die Rechte und 
Pflichten der Erben aus Verlöbniffen der Erbiaffer f. m. U. 2.=:R. $$. 124 —- 127 
und dazu die Ergänzungen. 

34) j. Nähere Nachweifungen außer den oben Anm. 21. 23 cit. Stellen bei Eid: 
born K.⸗R. 2, 436— 439. Rich ter K.:R. S. 646. Ueber das damit barımonis 
rende preuß. X.=R. von 1721 f. m. oben $. 131. ©. 524. 525. Anm. 2. 3. 

35) Kurfähf. Conf.e®. v. 10. April 1607, R. v. 9. Jan. 1628, 15. Jan. 1634. 
— Carpzov jurisprud. ecel. P. II. defin. COXXXlll. CXXXIV. — Die Aufbebung 
ift u. ve v. 27. Octbr. 1808 ausgeſprochen (v. Weber, K.⸗R. 2, 1172 der 
1. Ausg.). 


$. 137. Bollziebung der Ehe. 547 


pommern ?) Hatte aber eine fürmlihe Zwangstrauung angeordnet, 
welche jedoch nicht mehr durchführbar tft 9). Das A. L.⸗R. beftimmt, 
daß, wenn der Verführer eine unter dem Verſprechen der Ehe Ge- 
ihwängerte nicht heiratben will, der Geſchwächten alle Rechte einer 
geichiedenen für den unfchuldigen Theil erklärten Ehefrau beigelegt 
werden follen *). 


c) Bon Vollziehung einer Ehe. 


&. 137, 
Einleitung. 


Unter Ehriften befteht als rechtmäßige Lebens- und Liebesgemein- 
ſchaft eines Mannes und einer Frau nur die ald Ehe eingegangene 
Verbindung derfelben. Dazu gehört nothwendig die Begründung dur) 
folhe Formen, aus deren Anwendung der Staat wie die Kirche mit 
Sicherheit zu entnehmen vermögen, daß Die beiden Gontrahenten in 
Wahrheit die Abficht Hatten, die Ehe zu fchließen , nicyt minder aber, 
daß diefelben auch rechtlich nicht gehindert waren, dieſe Verbindung 
einzugehen. Die Vollziehung der Ehe feßt daher zuwörderft die Ermits 
telung der Verhältniffe beider Perfonen voraus, um die Zuläfjigfeit 
der Heirath feftzuftellen (Aufgebot), demnächſt die Erklärung des Con— 
jenje8 der Brautleute in einer der Wichtigkeit und Heiligfeit des Ehe— 
bündniffes entiprecbenden Form (Trauung). Wegen der civilrechtlichen 
Folgen muß die Erklärung des Conſenſes jedenfalld vor einer von der 
Obrigkeit dazu autorifirten Behörde (einem Eivilftandsbeamten) erfol— 
gen. Da die Ehe aber auch ihre wefentlich firchlihe Seite hat und 
unter Mitwirkung der Kirche zu Stande fommt, fo fchließt fich Die 
von ihr angewendete Form, der kirchliche Segen, höchſt paffend an 
das gegenfeitige Berjprechen (Gelübde) der Contrabenten. Wenn die 
ie des Eivilftandsbeamten ein Geiftlicher verwaltet, fo wird die 

rauung ihrer Form nad eine einheitlich kirchliche; iſt dagegen der 
Beamte eine weltliche Perfon, fo wird in der Trauung die bürgerliche 
und kirchliche Seite gefondert. Gefchieht dies in der Weife, daß der 


36) Conſ.⸗Inſtr. 1681. Th. II. Gap. 2. $. 4. Prov.⸗R. von Neu: Vorpommern 
Th. 11. $$. 33. 182 (1, 2,7. 34 und Motive III, 13. 14. 89— 91, wofelbft die 
@itate aus Balthasar, Mevins u. a.). 


37) Erf. des O.-Trib. v. 8. Detbr. 1851, 23. März 1858 (Entſch. 21, 379 f. 
38, 136 f. Altmann ©. 613 f.). 


38) U. L.⸗R. $$. 1035 I Dazu vergl. Pensum XV, 526 f. Bornemann 
a. a. 08.5, 386 ff. und die Ergänzungen bei Koch u. a. Wegen der Minderjähris 
gen ſ. m. Entfch. der Gef..Comm. v. 20. Aug. 1793. (Klein’s Annalen 12, 32— 
5 und in der vollft. Sammlung der Entſch. 1, 203.) Ueber das damit zufammens 
bängende Einfpruchöreht (AU. &.=R. II, 1. $. 158. Vogt 2, 97. Altmann ©. 
673 ff.) |. m. $. 138. ©. 554. Die Klage auf Bollziehung der Ehe fteht feit 
den G. v. 24. April 1854. $. 2 (6.5. S. 193) nur der während des Brautftandes 
vom Verlobten Gefhwängerten zu (Bogt 2, 97. Anm. 23). 
Jacobfon, evang. Kirdhenredt, 36 
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bürgerliche Givilaet ſchon allein der Verbindung die Wirkung einer 
fegitimen Ehe verleiht, fo entfteht eine Civilehe, im Unterjchiede von 
der firhlichen Ehe. 

Nach dieſen Andentungen ift nunmehr das Einzelne jelbft in 
nähere Betrachtung zu ziehen. 


$. 138. 


Das Aufgebot '). 


Schon in den erften Jahrhunderten der Kirche ftand die For- 
derung feit, Daß niemand ohne den Rath des Biſchofs eine Ehe ſchlie— 
gen und jede jolde Verbindung der Gemeinde angezeigt werden follte, 
theil8 um Die Uebertretung der Gejeße zu vermeiden, theils um die 
firhliche Mitwirkung zu vermitteln. Die prolessio matrimonii in 
ecclesia, welche die Ehe zu einer öffentlichen machte, berubte zunächſt 
auf der Sitte, welche aber fpäter von der Kirche wie vom Staate ge— 
feglih fanctionirt wurde. Namentlich wurde im fränkiſchen Reiche 
verordnet, Daß Behufs Grmittelung etwaiger Ehehinderniffe dem Abs 
fchluffe jeder Ehe eine öffentliche Bekanntmachung (bannus, procla- 
eg! vorangehen folle, was das 4. Lateranconcil 1215 zum allgemei- 
nen Kirchengefeß erhob?) Hieran bat auch die evwangelifche Kirche 
feftgebalten und die Landes- und Kirchenordnungen haben die für 
nöthig befundenen näheren geſtſetungen deshalb erlaſſen“). Auch in 
Preußen, wo theils generelle, theils ſpecielle Sanctionen darüber 
nach und nad gegeben waren, find dieſelben im U. L.-R. aufrecht 
erhalten *). J 

„Das Aufgebot muß vor der Trauung bergehen “°) und zwar in 
beider Verlobten Parodie), Wer zu feiner Parodie gehört, ift in 
der Kirche feines Wohnorts aufzubieten”). Wer noch nicht ein Jahr 
an feinem gegenwärtigen Wohnorte fih aufhält, muß auch im der 
Kirche des vormaligen Wohnorts aufgeboten werden’), Wer nod) Feis 
nen beftändigen Wohnort Hat, ift in der Parodie der Eltern oder 


1) Eihhorn KR. 2, 310 f. Richter KR. $. 2706. Gitzler $. 31. 
2) c. 3. X. de clandestin, despons. (4. 3). 


3) Goeschen de matrimonio p. 48 — 51. J. H. Boehmer jus cecl, Prot. 
ib. IV. tit. III, $$. XXX seq. 


4) A. L.⸗R. II. 1. $$. 138 ff. vergl. Gefeßes = Nevifion Pensum XV, 103 f. 
Bornemann 5, 87 f. 

5) A. L.⸗R. $. 138. 

6) A. L.⸗R. $. 139. 

TA. L.⸗R. $. 140. 

8) A. L.⸗R. $. 141. (Das Circ. v. 17. Juli 1768 [N.C.C. IV. 1768. Nr. 57. 
S. 4029 f.] hatte einen dreijährigen Aufenthalt beftimmt. Die beantragte Heritellung 
einer folhen Vorfchrift ift vom Nevifor [Pensum XV, 103] abgelehnt). Dies gilt 
auch vom Gefinde, da der abweichende $. 142 durh V. v. 16. März 1818 (Gr 
S. 20. Bogt 1, 273) aufgehoben ift und dem A. 2. R. 11. 11, $. 275 gemäß Die 
Parochie des damaligen Anfentbafts enticheidend iſt (fr auch Folg. $. ©. 557. Anm. 17). 
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wozu der verftorbene Vater zulegt gehört hat, aufzubieten °). —— 
die in Preußen getraut ſein wollen, müſſen ſich auch in der Parochie 
ihrer Heimath aufbieten laſſen, oder durch gerichtliche oder beglaubte 
Notariatszeugniſſe nachweiſen, daß an dem Orte der Heimath kein 
Ehehinderniß wider fie bekannt ſei“)y. Wenn ſich aber Fremde in 
Preußen niedergelaſſen und länger als ein Jahr aufgehalten haben, 
jo genügt das Aufgebot in der hieſigen Parochie '). 

Wegen der einwandernden Goloniften war früher beftimmt wor— 
den, daß wenn diefelben ihren ledigen Stand durch Attefte (Lestimo- 
nium integritatis, Integritätsfchein) nicht befcheinigen könnten, fie 
nah Bewandniß der Umftände zur eidlichen Beftärkung deffelben (jura- 
mentum integritatis) zugelaffen werden follten ”), Dieſe Vorſchrift 
ging in den Entwurf des allg. Geſetzbuchs über (Th. 1. Tit. 1. $. 96), 
wurde aber bei der Reviflon fortgelaffen, da durch ein ſolches Jura— 
ment viele Meineide veranlagt worden *). Dennoch wurde in einem 
R. v. 17. März 1800 an das furmärkifche Oberconfiftorium *) ange- 
nommen, daß die 88. 143 und 144 nicht auf Goloniften zu beziehen 
feien, für dieſe alfo noch die Älteren VBorfchriften gelten und demgemäß 
ift ein Zufag zum A. L.-R. genehm gefunden '%), nad welchem bei 
den neu angefommenen Goloniften ”), die fi) noch fein Jahr in den 
fönigl. Staaten aufgehalten Haben, der Eid genügt, daß fie noch 
unverehelicht find und daß ihnen auch Fein fonftiges Ehehinderniß be— 
fannt ſei '®). 

9) Vergl. A. L.-R. 11. 11. $. 262. A. Ger.⸗O. 1. 2. $. 17. 

10) Darunter find ſowohl jolche, die fihb in Preußen etablirt haben, ald Durchs 
reifende zu verftehen. Pensum XV, 104. 105. Bornemann ©. 88. 


11) A. L.-R. 6$. 143. 144. Vergl. oben $. 132. 5.532. Anm. 56. $. 134. 
S. 539. Anm. 13. 14. - 

12) A. 2. NR. $. 145. Wie viel Zeit feit feinem eigentf. Etabliffement verlaus 
fen ift, kommt bierbei in feine Betrachtung. Anbang zum eit. 8. $. 69 (aus R. v. 
11. Juli 17%. Stengel 4,318. Nabe 3, 447). Vergl. Pensum XV, 107. 

13) R. an die pommerfhe Meg. v. 21. Yan. 1765 (N. C. €. II. Nr. 5. 
Oh N. an das kurmärk. Oberconf. v. 4. Juni 1766 (Rabe Sammlung 6, 

14) Suarez in den amtl. Vorträgen in v. Kamp Jahrb. XLI, 109. 110, 
Pensum XV, 106. Bornemann ©. 88. 89. Bogt 2, 9. 

15) Rabe 6, 350. 


16) Anhang $. 68 zum U. L.⸗R. cit. $. 144. Dagegen erflärt fi der Res 
vifor Pensum XV, 107. 

17) Nach dem R. v. 14, Jan. 1819 (v. Kampk Ann. 3, 96. Bogt 2, 92) 
find unter Eofoniften nur die Ausfänder zu verftehen, welche durch Uebernahme fog. 
Gofoniftenftellen ihr dieffeitiges Forum begründet haben; dagegen erflärt das NR. v. 
13. Febr. 1828 (v. Kampp Ann. 12, 05. Vogt 2, 92), daß darunter alle Aus 
fänder zu verfteben find, welche innerhalb Landes ihren beftändigen Wohnfig genome 
men haben. 

18) Den Eid bat, den früheren ®. gemäß, der Geiftfiche feldft — und 
darüber ein Protokoll auf einem Stempel von 15 Sgr. aufzunehmen (Pensum XV, 


107). Bogt 2, 92). Der Revifor (Pensum XV cit.) — daß der Eid, wie — 


jeder andere Manifeftationdeid, gerichtlich abgenommen werde. Ausländer, welche zum 
preuß. Militär gehören, baben auch die Verfiherung ibres eheloſen Standes beim 
competenten inerichte eidlich zu erbärten (Mil.“K.«D. v. 12. Febr. 1832. $. 64. c. 
G.⸗S. S. 88. Vogt 2, 198, aus dem Mil.⸗K.⸗Reglem. v.28. März 1811. $. 225. 
in der G.⸗S. S. 183 wiederbolt). 
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Wenn dem Pfarrer, welcher das Aufgebot verrichten foll, ein in 
beglaubter Form ausgefertigtes Ehegelöbniß (ſ. $. 136) nicht vorgezeigt 
wird, muß er Erfundigung einziehen, ob vielleicht Ehehinderniſſe vor: 
handen find). Die älteren K.O. und darnach auch fpätere Gejege 
fchreiben vor, daß der Geiftliche vor den Aufgebote ein Brauteramen, 
Gebetverhör veranftaltete “), Durch welches er die freie Entichliegung 
und die rechtliche Zuläffigkeit der Ehe der Verlobten ermittelt und zu 
dem Behufe ſich die erforderlichen Zeugniffe vorlegen läßt ?'). Insbe— 
fondere hat er fi auch zu vergemwiffern, Daß die Perjonen confirmirt 
und zum Sacrament zugelaffen find *). Objervanzmäßig jollen Die — 
Brautleute vor der Trauung zum heil. Abendmahl gehen *«). 

Wenn beide Berlobte zu derjelben Parodie gehören, find die 
nöthigen Feftftellungen durch das Brauteramen im Allgemeinen leichter 
zu bewirken; wenn Dagegen die Gontrahenten aus verichiedenen Paro- 
chien find, liegt es jedem Geiſtlichen ob, ehe er das Aufgebot verrich-, 
tet, fih nicht auf den Nachweis der Nicht: Eriftenz von Umftänden 
gegen die beabfichtigte Ehe auf Seiten des Verlobten, der feiner eiges 
nen Parochie angehört, zu befchränfen, fondern er ift auch verpflichtet 
durdy gehörige Nachfrage auch über die Verhältniffe des andern Theile 
fi) eine glaubhafte Ueberzeuguug von dem Nichtvorhandenfein geſetz⸗ 
licher Ehebinderniffe zu verichaffen. Finden ſich bei einem der beiden 
Thette-hindernde Umftände vor, fo muß er das Aufgebot verfagen, 
oder, wo es mit Vorbehalt gewiſſer Legitimationsbedingungen einft: 
weilen vollzogen werden kann, nicht Fehber den Proelamationsſchein 
ausftellen, als bia_alle Anſtände aud.-auf Seiten des fremden Ber: 
lobten durch beſtimmte Beſcheinigung des betr. Pfarrers oder durch 
amtlihe Communication mit demjelben dargethan tft 9). 

Wie der Geiftlihe vor dem Nachweiſe aller Erforderniffe einer 
giltigen Ehe fein Aufgebot verrichten Darf ?*), ift er zugleich verpflich— 


19) A. L.:R. $. 146. TI. 11. $. 440. 

20) M. f. z. 2. preuß. K-O. 1544. 1567, ſächſ. RD. 1580 (Richter K.⸗O. 
2,70, 443). 2. v. 18. Jan. 1720 (Grube C. C, Prut. I. No. LIl. ©. 124). 
Vergl. Kliefotb liturg. Abhandlungen 1, 62 f. 

21) M. f. überhaupt oben $$. 129— 135. Wegen des fehriftlichen Confenfes der 
Eltern und Vormünder f. m. Circ. v. 17. Nov..1803 (Rabe 7, 521. Bogt 2, 
93), des Heiratbeonfenfes für Beamte $. 70 des Anhangs zum A. X. R. $. 146 nebit 
den Ergängungen (ſ. oben $. 132. ©. 532. Anm. 59); ganz bef. wegen der Auss 
länder fr Anm. 11 cit.). 

22) Arnoldt preuß, KM. ©. 75 a. E. 76. Erf. des Eonf. von Brandenburg 
v. 3. Detbr. 1862 (amtl. Mitth. Nr. 32), von Weftfalen v. 22. Decbr. 1362 (K. 
A.-B. 1863. ©. 5). Ueber die Borlegung des Eonfirmationsfcheins $.118. S. 468. 
Anm. 17. 

22a) So in Pommern (Balthasar jus pastorale 1, 254. Prov.=R. von 
NeusBorpommern Th. 2. $. 36 nebſt Motiven). 

23) Circ. v. 26. März 1842 (Min. Bl. des Inn. S. 198. Vogt 2, 9). 
Ueber das in folhen Fällen anzuwendende Verfahren ſ. m. Girc. des Con. Königs— 
berg v. 5. Novbr. 1863 in den amtl. Mitth. Nr. 423. 

24) Mit Bezugnahme auf U, %sR. II. 11. $. 440 ift dies wiederholt von den y 
Behörden eingefchärft. M. ſ. 3. B. Erl. des Conſ. Königsberg v. 15. Derbr. 1859, 
25. Det. 1862 (amtl. Mitth. Nr. 252. 379), des Conſ. Magdeburg v. 25. Octbr. 
1862, des Gonf. Breslau 4. Junil 1862, 10. Juni 1863, 28. Jan. 1864 (8. 
A.:B. 1862 S. 70. 1863 S. 82. 1864 ©. 35). 
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tet, wo fein geſetzliches Hinderniß obwaltet, die Proclamation zu voll 
ziehen. So tft insbef. dem evang. Geiftlichen nicht erlaubt das Auf: 
gebot aus dem Grunde zu verfagen, wenn ein Pfarrfind mit einem 
römiſch-Katholiſchen eine Ehe fchliegen will und der römischen Kirche 
die von ihr verlangten Gonceffionen macht”). Die evang. Kirche fann 
das abweichende Verfahren der fath. Priefter nicht zum Mufter neh: 
men, weil das Aufgebot nicht ein rein firchlicher, fondern ein zu— 
gleich bürgerlicher Act ift **). 


Wenn der Pfarrer bei feinen Ermittelungen ein Bedenken findet, 
jo muß er um nähere Verhaltungsbefehle bei feinen Borgefegten ans 
fragen ”). Das Aufgebot behält inzwifchen zwar feinen Fortgang, die 
Trauung aber muß bis zum Gingange der Borbefcheidung ausgeſetzt 
bleiben »). Hat der Pfarrer die Grfundigung unterlaffen, oder ein 
ibm befannt gewordenes Hindernig leichtfinnig übergangen: fo foll er 
deshalb mit verhältnigmäßiger fiscalifcher Strafe belegt werden *). 


Was die Vollziehung des Aufgebots felbft betr., jo ſoll daffelbe 
Deutlich, mit Benennung des Standes, der Vor- und Zunamen beider 
Theile, und der Eltern der Braut geſchehen °) und drei Sonntage 


25) V. des Conſ. zu Königäberg v. 9. Juli 1855, 19. März 1862 (amtl, Mitth. 
Nr. 63. 347). 


26) So erfcheint das Aufgebot ſchon im Mittelalter, da daffelbe die Bedeutung 
einer Gdictafeitation bat (f. J. H. Boehmer jus ececl. Prot. lib. IV. tit. IIl. 
$. XXX), zugleich aber mit Firchlicher Fürbitte verbunden ift. So faſſen auch die ev. 
RD. die Bedeutung der Proclamation auf (f. Anm. 3 eit., vergl. Kliefoth liturg. 
Abhandlungen 1, 45 f.). Megen früherer Streitigkeiten darüber f.m. meine Geſch. 
IV, 3, 349. Anm. 129, vergl. auch unten Ann. 38. Die entgegengefebte Anficht, 
dag das Aufgebot rein Firchlich fei, fucht Merkel zu vertbeidiaen (in Euen Monatsfchrift 
für die evang.slutb, Kirche Preußens VIII [Berlin ge S.337—355. verb. Evang. 
K.:3. 1859. Nr.40). Das preuß. Recht fpricht für dieſe Auffaffung nicht. Es erhellt 
dies fchon aufs Beftimmtefte aus den Verhandlungen der Nedactoren des U. L.-R. 
(f. Geſ.-Rev. Pensum XV, 110. Boat 2, 95 a. E.). Das Circ. des Staatsraths 
v. 10. Dechr. 1796 (Stengel 10, 173. Nabe 3, 636. Vogt 2, 96) erklärt 
überdies: Die Proclamation ift ihrer Natur nad) feine geiftliche Handlung, vielmehr nach 
den Benriffen des fanon. N. eine Gpdictalcitation u. f. w.: und folgert daraus, daß 
die Geihtfichen unbedingt die darüber ergangenen bürgerlichen und Staatögefege zu bes 
folgen haben. Auch nach den neueren Gonflicten auf diefem Gebiete bat der ev, O.⸗ 
K.-⸗Rath dies anerfannt. M.f. Aktenft. Bd. III. Lief. l. S.72.— Die auf der Mons 
bijous&onferenz 1856 ausgefprochene Meinung, daß vom Aufgebot gelte, was von 
der Trauung (a. a. D. IV, 488) bat die Zuftimmung nicht erbalten. Die gemifchte 
Natur ift auch ausdrücklich vom Conſ. zu Königsberg in den Erl. v. 19. März 1862 
(Anm. 25) anerfannt worden. — Ueber das Verfahren der evang. Geiftlichen im Fall 
der Weigerung eines fath. Geiftlichen, das Aufaebot zu vollzieben ſ. m. Min.=R. v. 
20. Januar 1817 (v. Kamp Ann. I, 2, 117) u.a. m. bei Bogt 1, 347 und 
Ergänz. zum A. L.-R. II. 11. $. 442 und den folg. $. S. 559. Anm. 27. 


7) A. L.-R. 6. 147. 
28) A. L.-R. $. 148, 


29) A. L.⸗R. $. 149. M. f. dazu 4. B. G’v. 13. März 1854 wegen der Ehe 
der Ausländer (G.:5. 123), nach defien $.3 das amtliche Mitwirken dabei, ohne das 
erforderliche Atteft, mit Geldbuße bis 100 Thlr. bedroht ift. 


30) A. L.-R. $. 150. Daß das Prädikat: Herr, Kräulein, Jungfrau u. f. w. 
fortzulaſſen, dagegen zur näheren Bezeichnung neben dem Namen der Stand oder das 
amtliche Verhältniß angegeben werde, beſchloß ILL. rhein. Syn. $. 15, genehmigt 
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hinter einander von der Kanzel verlefen werden *), Hiervon kann 
jedoch Dispenfirt werden *). Die Dispenfation vom dritten Aufgebote 
fteht dem Gonfiftorium zu ®), welches dem zur Trauung berufenen 
Pfarrer vorgefeßt iſt), die vom zweiten Aufgebote dem O.⸗K.— 
Mathe *). Zur Dispenfation vom Aufgebot eines militärifhen Braut: 
paars *) ift der Militärvorgefeßte des Militärpredigers, refp. des mit 


21. Juli 1842. In Weftfalen ift es bei dem geblieben, was herkömmlich ift (Erf. 
des Conf. v. 19. Febr. 1840 zur II. weftf. Syn. Hagens K.O. S. 76. Ergänz. 2 
zu $. 114 der K.⸗D.). Auch in anderen Provinzen ift auf das Ortsübliche, ſofern 
es fich mit chriftlicher Sitte verträgt, bingewiefen, zugleid aber beftimmt, daß das 
Prädikat Jungfrau beim Aufgebot einer jungfräulichen Braut mit feiner andern wes 
niger deutlichen Benennung je vertaufchen ſei. M. f. Circ. des Conf. Königäberg v. 
17. Septbr. 1856 (Amtl. Mittb. Nr. 118). verb. Hink die gute alte Sitte S. 60. 
— Die Unterlaffung des Aufgebots mit dem Prädifate Jungfrau berechtigt felbft zur 
Injurienffage (Mathis Monatsfhrift 8, 54). 


31) U. L.⸗R. $. 151. Daß es dreimal aefcbiebt, bat feinen Grund nicht in 
der größeren Sicherheit (Kliefotb liturg. Abhandl. 1, 45), fondern in der Natur 
der Edictaleitation (Anm. 26), die aus der bisweilen noch üblichen früher allgemeinen 
Schlußbemerkung: wer Etwas einzuwenden hat u. f. w., deutlich erbelt. — In dem 
N. v. 1. Septbr. 1853 erklärt das Conſ. zu Königsbera, daß aus der Feftfegung des 
A. L.⸗R. $. 151 hervorgeht, daß an Fefttagen , die in die Woche fallen, wie Sims 
melfahrt, Charfreitag, und am Weihnachts» und Neujahrstag, wenn diefe nicht auf 
einen Sonntag fallen, Aufgebote überhaupt nicht ftattfinden dürfen, und daß die am 2. 
Oſter- und Pfingſttage ufuell ftattfindenden Aufgebote eben nur vertretungsweife für 
das Aufgebot am vorbergehenden, auf den Sonntag fallenden gelten gelten (Amt. 
Mitth. Nr. 150). Nach dem Erf. des Conſ. zu Breslau v. 12. März 1862 (K. A.⸗B. 
S. 30) darf am erften Tage der drei hoben Fefte fein Aufgebot ftattfinden, wohl aber 
am zweiten Dfters und DB hnaftfeiertage, am zweiten Weihnachtsfeiertage dagegen nur 
dann, wenn er auf einen Sonn» oder Montag fällt. Cine äbnlihe Beftimmung galt 
früher bereits in Sachſen (v. Weber fähl. K.:R. [2. Ausg.) 2, 154). Wegen ber 
gefchloffenen Zeit f. m. den folg. $. S. 560. 561. 


32) U. L.-R. $$. 152. 153. Vergl. dazu Pensum XV, 109— 111. Borne: 
mann S. 89. 90. Vogt 2, 95. 96. - 


33) Nad) der Intention des A. L.-R. (vor. Ann.) follte die weltliche Behörde 
diöpenfiren. Dies ift jedoch in Folge der fpätern Gefepgebung geändert (f. Eitate 
. 40. ©. 175. Nr. 25). Die Eonfiftorien baben dieſe Dispenſation meiftens den 
uperintendenten übertragen (j. oben $. 43. ©. 187. Nr. 3). Wegen der dabei zu 
nebmenden Nüdfichten |. m. Circ. des Conſ. Königsberg v. 20. Jan. 1855 (amt. 
Mitth. Nr. 45). Die Gebühren beruben auf bef. Tarordnungen. Ueber Sachfen, 
wo fie etwa 2 Thfr. betragen, f. m. Schmidt Wirfungsfreid des Superintendenten 
S. 137. 


34) Das A.L.-R. fpricht von der dem Pfarrer der Braut —— Obrigkeit, 
weil dieſer in der Regel competent iſt (ſ. den folg. $. Anm. 13); deshalb iſt auch der 
Zuſatz im Anhang $.71 wegen des Verhältniſſes der Verlobten der luth. und franzöſ. 
Kirche ald Ausnahme jener Negel hinzugefügt (f. den folg. $. S. 557). 

35) Das U. L.⸗R. $. 153 hatte — —— Soll das Aufgebot nur ein für 
allemal geſchehen, ſo muß die Dispenſation bei Hofe geſucht werden: d. h. beim Ju— 
ſtizminiſterium. Nach der ſpätern Reſſortveränderung ging dieſe Dispenſation auf das 
geiſtliche Miniſterium, für die Provinz Weſtfalen aber auf das Oberpräſidium über 
(K. v. 31. März 1819 in v. Kamph Ann. 3, 417. Vogt 2, 96); eben fo für 
die Provinz Preußen (Publ. v. 8. März und 22. Mai 1819. Bord 1, 326), für 
die Rbeinprovinz (Bub. v. 2. März 1819. A.-B. Gleve S. 78). Nah dem Reſſort⸗ 
— v. 29. Juni 1850 iſt es Sache des ev. O.-K.-Raths (ſ. oben $. 39. 

. 169). 

36) Nach dem Anbanger$. 72 (entnommen dem Publ. v. 14. März 1797 wegen 

Einführung des A. &.=R, beim Militär Nr. 6, im N. C. C, X. 1797. Nr. 20. ©. 
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der Militär-Seelſorge beauftragten Civilgeiſtlichen befugt im Falle 
eines ganz nahen Ausmarſches oder einer gefährlichen Krankheit, ſo 
wie im Felde und überhaupt unter Umſtänden, welche die Anwendung 
der in Hinſicht des öffentlichen Aufgebots oder der Einholung einer 
Dispenſation beſtehenden allgemeinen Vorſchriften unthunlich machen. 
Die Militärprediger ſind daher in ſolchen Fällen verpflichtet unter 
Vermittlung des Bataillons-, reſp. Regiments⸗Commandeurs die Dis— 
penſation des betr. Diviſions-, reſp. General-Commandos zur ſofor— 
tigen Trauung zu erwirken “). Abgeſehen hiervon dispenfirt von allem 
Aufgebote nur der Landesherr ®), 

Wenn ohne Berüdfihtigung diefer Vorfchriften der Geiftliche eine 
Trauung verrichtet, wird die Ehe zwar nicht ungiltig, doch werden 
die Parteien und der Pfarrer beftraft ); es fällt aber auch die Strafe 
weg, wenn wegen plößlicher Zodesgefahr die Trauung befchleunigt 
werden mußte, und weder bedenkliche Umftände vorwalten, noch die 
Berfügung der Borgejegten abgewartet werden fonnte, fo wie wenn 
der Bräutigam in Angelegenheiten des Staats eine langwierige oder 
aefährliche Neije fo fchnell antreten muß, daß zum Aufgebote oder zur 
Einholung der Dispenfation feine Zeit übrig ift *). 


982) foll das Mil.⸗Conſ.⸗Reglement dabei maafigebend fein. Gegenwärtig gelten daher 
die $$. — der Mil.“K.-O. v. 12. Febr. 1832 (G.⸗S. S. 87 f. Vogt 2, 
197. 198). 

37) Mil.K.-O. $. 65. Circ. des O.⸗K.-R. v. 29. Febr. 1860 (Aktenſt. 11, 
35. — Amtl. Mittb. Koͤnigsberg Nr. 265. K. A.⸗B. Schlefien 1860. S.30. Wefts 
falen S.42 u.a.); vergl. auch oben $. 132. S.532. Anm. 58. — Indem alfo in der Regel 
die allgemeinen Vorfchriften gelten, dispenfirt auch vom 3. Aufgebote der damit vom 
Eonf. betraute Mil.»Oberprediger als Superintendent (f. Anm. 33). 

38) M.f. das Anm. 26 cit. Eire. v. 10. Dechr. 1796, Eire. v. 7. Januar 1834 
(v. Kamptz Ann. 18, 79). Es gefchiebt dies aber nur in bef. dringenden Fällen, 
wie für Perfonen, welche fhon fange in wilder Ehe gelebt haben, für gefchiedene 
Eheleute, welche fich wieder vereinigen wollen (f. Stahl in der von mir und Rich 
ter berausgen. 3. für R. und Politif der Kirche 1, 110. 111), oder fonft, wo durch 
die Publication ein den Gontrabenten nachtbeiliges — Aufſehen erregt werden würde. 
— Da das Aufgebot zugleich ein kirchlicher Act ift (f. Anm. 26), wurde früber aud 
aus firchlihen Motiven die Proclamation unterlaffen, wie bei der zweiten Ebe eines 
unfchuldigen Gefchiedenen (Brandenburg. Eonf.D. 1573. Richter K.:D. 2, 377). — 
ALS ein eigenes Vorrecht ftand in Sachen dem landtagsfähigen Adel die Befugniß zu, 
obne vorangebendes Aufgebot nach einer dem Superintendenten oder betr. Pfarrer 
eidesftattlichen Verſicherung, daß fein Theil durch eine frühere Ehe gebunden fei, ges 
traut Ir werden (f. v. Weber fühl. K.:R. [2. Ausg.] 2, 127. 128). Pinder 
führt im Prov.=R. $$. 1396. 1397. 1476 (1, 250. 263 nebft Motiven) dies zwar als 
fortdauernd an, der revid. Entwurf übergebt es aber ftillfchweigend, mit Recht, da 
. durch die Einführung des A. L.-R. auch das Aufgebot als allgemeine öffentliche Ein— 
richtung zur Geltung gelegt iſt. Daffelbe gilt wohl auch von NeusBorpommern und 
Nügen, wo vorbin bei adligen Perfonen, auch wenn nur der Bräutigam von Adel, 
ftatt der ordentlichen Auffündigung eine einmalige Fürbitte für eine Ehefache, ohne 
Angabe des Namens der Brautfeute, in lebung war (Balthasar jus pastorale 1, 
608. 2, 255). Als beftehend wird dies noch angeführt im Prov.:R. von Neu = Bors 
pommern Tb. 11. $. 45 (I, 2, 9. 10 nebſt Motiven III, 18), M. f. aber die V. 
der Neg. Stralfund v. 14. Auguft 1835 (A.«Bl. S. 175), welche allgemein das dreis 
malige Aufgebot vorfchreibt, wenn feine Dispenfation erteilt worden. 

39) U L.⸗R. $$. 154. 155. Vergl. Erf. des O.⸗Trib. v. 31. Mai 1861 in 
den Entſch. 46, 31 * ff. 

40) A. 8.=M. 88. 156. 157. Vergl. dazu Siewert Materialien 8, 41 — 
245. Pensum XV, 112, 113. 
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Das Aufgebot hat den Zweck, Hinderniffe zu ermitteln, welche 
der Ehe der Proclamirten entgegen fliehen. Dazu gehören aud Rechte 
Dritter, welche felbft den Anſpruch auf Abſchluß der Ehe mit einer 
der proclamirten Perſonen haben und deshalb Einfpruh erheben. 
Derjelbe fann gegründet werden auf ein älteres fürmliches Ehegelöb- 
niß *), oder ein Älteres Aufgebot *), oder auf die unter dem Ber: 
jprechen der Ehe erfolgte Schwängerung ®). Wird dem Pfarrer von 
einem Widerfprechenden ein fürmliches Verlöbniß oder der Proclama- 
tionsichein vorgelegt, fo muß er mit Aufgebot und Trauung jofort 
inne halten *), während die Berufung auf das erwähnte Eheverſpre— 
hen oder fonftige Einwendungen nur dann vom Geiftlihen zu beachten 
find, wenn ibm von Seiten des Gerichts Dies ——— wird *). 
Die Wiederaufnahme, des inhibirten Aufgebots u. ſ. w. kann erſt nach 
rechtlicher Erledigung des Einſpruchs erfolgen. 

Nach dem dritten Aufgebote ſoll alsbald die Trauung vollzogen 
werden, Die älteren 8.:D. fordern öfter nur ein zweifaches Aufgebot 
und verbinden mit dem dritten die Benediction zur Ehe *). Es ſchien 
nicht paffend, daß legitim Proclamirte, die man bisweilen ſchon ale 
Ehegatten anſah), zu lange des kirchlichen Segens entbehrten ®). 
Daher erging die Beſtimmung, daß, wenn nicht in einer gewiſſen 
Zeit nah dem legten Aufgebote die Trauung erfolgt fei, das Aufge- 
bot wiederholt werden müßte. Die DB. v. 22. Febr. 1804 feßte Dazu 
den Termin von 6 Wochen *), geitattet aber, daß wenn Krankheiten 
oder andere unvorberzufehende Hinderniffe und Zufälle einen längern 
Aufihub nothwendig machen, eine Nachfrift beim betr. Conſiſtorium 
nachgeſucht werden dürfe. 

Die Pfarrer ſind ſchuldig über die von ihnen verrichteten und 
ihnen angezeigten Aufgebote richtige und vollſtändige Regiſter zu füh— 
ren ®), Die Gebühren für das Aufgebot find taxmäßig zu entrich— 
ten ®'), der Proclamationsihein aber iſt ftempelfret auszufertigen *). 


) A. L.⸗R. S. 158. 

2) Ueber die Gleichſtellung des Aufgebots f. m. oben $. 136. ©. 545. NR. des 
Juſt.⸗Min. v. 30. Octbr. 1817 in v. Kamptz Jahrb. X, 223. 

43) Die Vorfchrift des A. %-R. $. 158 gilt nicht mehr. Vergl. oben $. 136. 
S. 547. Anm. 38. f. Erf. des O.-Trib. v. 3. Febr. 1860. Entſcheid. 4%, 359 f. 
Archiv für Nechtsfälle 35, 350 f. Berf. * Conſ. Königsberg v. 5. Juli 1864 in 
den amtl. I: Nr. 445. 

45) U. 8.:R. $$. 160 ff. nebft den Ergänzungen. Vergl. Pensum XV, 113 f. 
Bornemann d, 91 f. Boat 2, 97. 98. 

46) So nad der braunſchweig⸗ lüneb. K.O. von 1569. 

47) So in Holland, Friesland (Brouwer de jure connubiorum apud Batavos. 
(Amstelod. 1665. 4). p. 632. 


48) Der Nevifor Pensum XV, 112 bemerft auch, bei längerer Verzögerung fünns 


ten neue Ebehinderniffe eintreten. 
49) N. C. C. XI. 1804. Nr. 3. Neues Archiv 3, 298. Nabe 8, 13. 


3. 

50) U. L.-R. II. 11. $. 481. 

51) A. 2.=R. 11.1. $. 171 (f. den folg. $. a. E.). Nach der frübern Ges 
wohnbeit bezahlte durchgängig der Bräutigam das Aufgebot (Gef. Rev. Pensum XV, 
119). Zn Pommern ift auch dann, wenn die Proclamation in verfchiedenen Kirch: 
fvielen erfolgt, nur die einfache Gebühr nah Gebrauch des Kirchfpiels, worin die 
Braut fich aufbäft, zu entrichten und beide Brediger baben diefelbe unter ſich zu thei— 
fen (Prov.⸗R. von "Neu: Vorpommern Th. 2. $. 58 nebft Motiven). 

52) f. Bord 1, 510, 


WER 
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8, 139, 
Die priefterliche Trauung. 


Bon je her legte die Kirche, in Uebereinftimmung mit dem Staate, 
das arößte Gewicht beim Abfchluffe der Ehe darauf, Daß der Gonfens 
der Brautleute zmweifello8 war und die Verbindung öffentlich zu Stande 
fam. Den verfchiedenen dieſem Zwecke dienenden Formen der Nölfer 
war die Kirche bemüht ihrer Seits Vorſchub zu thun und dieſelben 
zugleih duch Anwendung folenner religiöfer Gebräuche zu heiligen 
und zu befeftigen. Durch den kirchlichen Segen, welchen der Priefter 
erthetlen follte, wurde aber keineswegs die Ehe erft begründet und 
ihre Giltigfeit davon abhängig gemadt, vielmehr war jede eheliche 
Verbindung, der nicht aus dem Berhältniffe der Kontrahenten feldft 
ein Hinderniß entgegen ftand, bürgerlich wie firchlich zu Recht befte- 
bend, fobald die Abficht der Perfonen die Ehe einzugeben im irgend 
einer fihern Weije ausgefprochen war. ine abjolut allein geltende 
Form zur Herbeiführung der Ehe gab es bis zum 16. Jahrh. fo wenig, 
dag fogar heimlich und formlos gefchloffene Eben als wahrbhafte Sa- 
cramente von der Kirche anerfannt wurden. Indem die Kirche aber 
jeder Zeit dergleichen formloje Eben gemißbilligt und beharrlich aefor- 
dert, daß die Brautleute unter firchlichem Beiftande und mit Erthei- 
lung priefterlicher Benediction in die Ehe treten follten, aud die Ein- 
gehung heimlicher Ehen mit Firhlichen Genfuren bedroht hatte, war 
am Anfange des 16. Jahrh. die Benediction wohl zur Regel gewor— 
den; nicht ſowohl dieſe aber, als Die auf Grund der firchlichen Ge- 
richtöbarfeit verlangte Erklärung des Conſenſes der Brautleute vor 
dem eignen Pfarrer und zwei Zeugen ift feit dem Zridentinifchen 
Goncil die kanoniſch nothwendige Form für das Ehefacrament'). 

Die cevangeliihe Kirche?) hielt die vorgefundene Ordnung der 
Eheſchließung aufrecht, die Einfegnung darum auch wünfcenswerth, 
aber feineswegs für umentbehrlih, um die Ehe zu Stande zu bringen. 
Die Benediction erichien als ein Acceſſorium, durch welches die be- 
reits geichloffene Ehe die beftätigende Weihe erhielt. Insbeſondere 
wurde dad Verlöbniß mit nachfolgender copula carnalis als vollfom: 
mene Ehe betrachtet, welche der copula sacerdotalis nicht bedürfe. 
Mit der Zeit fand aber eine andere Anſchauung vielfahe Anerkennung. 
Da die Gerichtöbarkeit in Ehefahen den Gonftftorien überwiefen war 
und auf die in den K.-O. vorgejchriebene kirchliche Ehefeier von den— 
jelben gehalten wurde, fing man an, dieſelbe ald weſentlich zu betrach— 
ten. Dieje Meinung war aber durchaus feine allgemeine und ift eine 


1) M. f. über diefen len Richter K.⸗R. $. 276. 277. verb. Fried— 
berg: Zur Geſchichte der Eheſchließung, in Dove's 3. für K.-R. 1, 362 f. 
3, 1arf. 

2) Richter K.=R. $. 278. Kliefoth liturgifche Abhandlungen B. I. Nr. 1. 
Goeschen de matrimonio p. 51 f. Kriedberg a. a. D. 3, 150 f. — Bonben 
Belenntnißfchriften ift nur in der Conf. Helv. I. art, 37, II. art. 29 die Benediction 
förmlich angeordnet. 
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folhe auch niemals fchlechthin geworden. Seit Carpzov wurde der 
Werth der firhlichen Trauung in der Doctrin und Praxis höher ver: 
anfchlagt °); mehr als diefe wirkte aber die Volfsfitte, welche ftets fich 
für den Gebrauch der Benediction entjchieden hatte, auf Praxis und 
— zur Feſtſtellung der Nothwendigkeit der prieſterlichen Co— 
ulation. 

Die Anſicht, daß sponsalia de praesenti oder sponsalia de futuro 
und copula carnalis den Zwang zur Trauung oder die Klage auf Ehe: 
ſchließung rechtfertigten, fand auch in Preußen Anerkennung (vergl. 
8.136). Die Trauung felbft ericheint aber fonft überhaupt unentbehrlich, 
um den ordnungsmäßigen Abichluß der Ehe darzuthun. Da in diefem 
Sinne fih die K.-O. bereits ausgefproden hatten, fordern mit Be- 
rufung auf diefelben auc die übrigen Gefege die Eingehung der Ebe 
auf diefem Wege. So das preuß. L.R. von 1620, 1685 und 1721*). 
Demgemäß disponirte auch das Project des Corporis juris Frid.®), 
„Zu einer rechtmäßigen Ehe wird erfordert, daß die priefterlihe Eins 
fegnung dazu fomme: denn durch dieje Gopulation wird die Ehe fub- 
ftantiivet und von diefer Zeit fangen alle die Vorrechte des Eheftan- 
des an.” Freilich fügt aber daffelbe nod hinzu: „Wann Brautleute 
vor der Copulation fich fleifchlich vermifchen, wird zwar die Ehe da> 
durch vollzogen und find die Kinder als chelich geboren zu achten: 
wann aber der Mann vor der Gopulation verftirbt, fallen alle die 
Luera nuptialia hinweg.” Ohne jede weitere Diftinction oder Aus: 
nahme heißt es dagegen im A. 2.:R.: „Cine vollgiltige Ehe wird 
durch die priefterlihe Trauung vollzogen““) und „die Rechte und 
Pflihten der Eheleute nehmen ſogleich nach vollgogener Trauung ihren 
Anfang”). Die Trauung erfolgt für die perfönlich anwefenden 
Brautleute?) vor mindeftend zwei Zeugen?) Durch den gehörigen 
Pfarrer '). 


‘ 3) Carpzov jnrisprud. ecel. lib. II. defin. CXLII, wo auch ein Urtheil des 
fächf. Oberconf. v. 24. März 1616 mitgetbeilt ift, worin e& beißt, daß „‚allein durch 
die priefterliche Gopulation und Einfegnung die Ehe vollzogen wird, und obne derſel— 
ben feine ebeliche Beywohnung vor eine rechtmäßige Ebe zu halten.“ 


4) P. 1. Bud 11. Tit. I. Art. VII, Mit Nückficht darauf erflärt Sabme Ein 
feitung zur preuß. Nechtögelahrtbeit (Königsberg 1741. 4). I, 5. $. 17 (©. 48): 
‚‚ Die Trauung oder priefterlihe Gopulation und Einſegnung .... ift fehlechterdings 
nöbtig, fo gar, daß vor der Trauung die Verlobung vor feine Ehe und die verlobte 
vor feine Eheleute gehalten werden.’ Indeſſen ftatuirt er doch Ausnahmen und verweift 
auf feine: diss. de matrimonio legitimo absque benedictione sacerdotali. 
Regim. 1720. 

5) P. I. lib. II. tit. 111. $. 26. 

6) 11. 1. $. 136. Für fremde im Staate geduldete Religionen follen nad $. 137 
die bei ihnen üblichen Gebräuche zur Anwendung fommen. Üeber den jebt eintretens 
den bürgerlichen Abfchluß der Ehe f. folg. $. 

TJA. L.-R. 1.1. $. 173, 

8) A. L.-R. $. 167. „Privatperſonen können bei der Trauung durch Bevolls 
mächtigte nicht vertreten werden.‘ Dies ift nur bei fouverainen Familier zuläffig 
(Pensum XV, 118. Bogt 2, 98). 

. 9) Min.sR. v. 25. Aug. 1853 Nr. 36 zur rhein.-weſtf. 8.:D. $. 114. 
2 


10) A. L.-R. $. 168. 11. 11. $. 485 f. 
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Megen der Competenz des Geiftlichen hatten die beiden erften 
Entwürfe nur beftimmt: Die Trauung gebührt der Negel nad) dem 
Pfarrer der Braut. Gehört eins der Verlobten zum Militärftand, fo 
fommt die Trauung dem Feld» oder Garnifonprediger zu") Dazu 
wurde aber viel monirt; worauf Suarez bemerkte "*), „er halte dies für 
unmejentlih: denn der Saß, daß parochus sponsae competent zur 
Trauung fei, ift gemeines Recht “). Es müffen überwiegende Gründe 
vorhanden fein, wenn darin Etwas geändert werden follte, was ich 
aber nicht finden faun.” Aus der Bequtachtung der einzelnen Vor— 
ihläge ift dann die fpätere Faſſung des A. L.-R. hervorgegangen. 
Es heißt nun: 1) Wenn Braut und Bräutigam nicht an Einem Orte 
wohnen, fo haben der Pfarrer des Orts, wo die Trauung gefchieht, 
den Vorzug. — Es hat fein Bedenken, daß diefer trauen fann, es 
müffen aber beim parochus sponsae Dimifforialien nachgeſucht werden. 
2) Der Pfarrer des Drts, wo das neue Ehepaar fid) etablirt, Habe 
den Borzug. — Iſt eine Grille“). 3) Der Pfarrer des Bräutigams 
jet in Pommern und in Minden competent. — Gehört ins Provin— 
ziafredht ®). 4) Wenn ein Theil der Berlobten zur deutich »reform. 
und der andere zur franz.=reform. Kirche gehört, fo fommt die Trau— 
ung dem Pfarrer des Bräutigamd zu. — Dies könnte man aufneh— 
men!) 5) Wenn die Braut zu einer blos geduldeten Religionspartei 
gehört, fo hat fie feinen parochum. Es kann alſo die Frage nicht 
entftehen, wem die Trauung gebühre. — Dem parocho sponsi. 6) Bei 
unterthänigem Geftnde gebühre die Trauung dem Pfarrer des Drts 
der Unterthänigfeit. — Diefer Sag ift ſchon bei der 1. Ausarbeitung 
verworfen und läuft contra $. 229 9), 7) Der 8. 332 ift auf Per- 


12) Revisio Monitorum zu 331. 332. aterialien LXXX, 150. 

13) Daber A. L.⸗R. II. 11. $. 435 den Saß der beiden Entwürfe wiederholt. 
NM. ſ. aber J. H. Boehmer jus parochiale sect. IV. cap. III. $. XI. Hiernach 
ift die Negel: Ubi sponsa ibi copula: zwar nicht eigentlich gemeines Necht, fie ar 
aber doch vielfach, wie in der Mark (m. f. 3. B. Eirc. v. 7. Aug. 1760, 12. März 
1761 im N. C. €, III, Nachtr. Nr. 63. 66. S. 1327 f.), in Sachſen (v. Weber 
KR. 2. Ausg. 2, 158 f.) u. a. f. Anm. 15. 

14) Als eine in Minden beftehende Obfervanz wird dies aber do im Prov,= N. 
von Wigand (Berlin 1840). S. 32 erwähnt. 

15) In Pommern bat ſich die Praxis nebildet, daß je nach der Wahl der Brauts 
feute der Prarres der Braut oder des Bräutigamsd zu trauen bat (f. Balthasar jus 
pastorale 2, 277. Prov.:M. von Neu-Vorpommern Tb. 2. $. 1038 nebft Motiven 
Tb. 4. ©. 95. 96), während urfprünglih und in der Negel der Pfarrer der Braut 
competent ift (f. Biederftedt Sammlung 2, 136). Ueber Minden f. Ann. 14. 

16) Da dies auf B. v. 21. März 1716 (Mylius C.C. March. I, 2. No. CV), 
21. Nov. 1737 berubt, vergl. Reglem. v. 1. März 1790. Gay. 11. Nr. 1 (Bogtll, 
345), wurde ed im U. L.-R. Il. 11. $. 436 ausgefprochen. Nach dem oftpr. Prov.⸗ 
R. Zufag 182 ift für diefen Fall beftimmt, daß wenn die Ehe in Königsberg vollzo⸗ 
gen wird und der Bräutigam DEN: nicht wohnhaft ift, es von feiner Willführ ab: 
bängt, bei welchen von beiden Kirchen er fih zur Trauung melden wolle. 

17) $. 229 des 11. Entw. ift wiederhoft im A. &=R. $. 275. Die Rüdficht 
auf die Unterthänigkeit, welche nach Anhang (zur cit. Stelle) $. 127 feinen Unter 
ſchied machen follte, fällt weg, da die Unterthänigfeit durch Edict v. 9. Detbr. 1807 
aufgehoben if. Für das Gefinde tritt alſo der Pfarrer der Parochie, zu der bafjelbe 
gi Hi als competent ein (f. au $. 138. S. 548. Anm. 8 und hier unten 
nm, ; 


r 1. Entw. $$. 379. 380. II. Entw. $$. 331. 332. 
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fonen, die der Militärgerichtsbarfeit unterworfen find, zu richten. — 
Verum est. 8) Wenn die Braut zum Militärs, der Bräutigam aber 
zum Givilftande gehören, fo competire die Trauung dem Givilprediger. 
— Der Sap ift nah dem Mil.-Conf.»Regl. nur wahr, wenn der 
Bräutigam feinen Pfarrer am Orte bat. Man follte ihn aber gene: 
ralifiren *). 9) Kein Pfarrer darf ohne Erlaubniß des geiftl. Departem. 
fremde Officiers, welche im biefigen Lande heirathen wollen, aufbieten 
und trauen. — Wird aufzunehmen fein =). 10) Wenn der Bräuti— 
am vom Militärftande ſich außerhalb der Garnifon trauen laſſen will, 
o muß er beim competenten Feldprediger Dimiffortalien nachſuchen. — 
Sit richtig, verfteht fih aber von felbft. 11) Die Trauung des Mili— 
tärs» Bräutigams competirt dem Feldprediger, wenn auch erflerer einer 
andern Religion wäre. — Iſt richtig und aufjunehmen. 


. Demnach wurde im U. L.-R. beftimmt: Gehört der Yräutigam 
zur Militärgerichtöbarfeit, fo muß die Trauung vom Feld- und Gar: 
nifonprediger geſchehen, und zwar ohne Unterſchied, zu welcher Reli 
gionspartet der Bräutigam fich befenne ). Gehört der Bräutigam 
zum Civil-, die Braut aber zum Militärttande, fo gebührt die Trau— 
ung dem Pfarrer des Orts, zu deffen Kirhenfprengel der Bräutigam 
gehört ). Sol jedod die Trauung an einem andern Ort, als wo 
der Pfarrer des Bräutigams wohnt, geiheben, jo ift aud in diefem 
Falle ‚der Pfarrer der Braut dazu beredtiat *"). Die jeßt geltende 
Mil.⸗K.O. vom 12. Fehr. 1832, $. 62 überweift demgemäß die Trans 
ung in den Milttärgemeinden ausfchließlicd dem Pfarrer des Bräuti— 
games, weshalb, wenn der Bräutigam zur Givilgemeinde gehört, der 
Givilgeiftlihe die Trauung vollzieht, es ſei denn daß dieſer dem Bräus 
tigam eine Dimifforiale ertheilt **). Bei der Copulation eines ge— 
mifchten (evangelifhen und römijch = fatholiichen) Paares bedarf e8 fei- 
nes Dimifjoriale, indem den Brautleuten die Wahl des Pfarrers frei 
gelaffen ift*! ). 


Da dem Pfarrer der Braut in der Negel die Trauung gebührt, 
fo entjcheiden Dabei die allgemeinen Grundfäße über die Parochialan- 
gehörigkeit (f. oben $. 57). Da das Domicil dafür maaßgebend ift, 
jo fommt alfo für Minderjährige das väÄterliche Domicil in Betracht *), 


18) Am Rande wurde hierbei zulept zugefügt: Es bleibt bei der Regel. 
18a) S. U. &-R. 11. 11. $. 445. 

19) A. &:R. II. 11. 8. 437. 

20) A. L.⸗R. $. 438. 

21) U. L.⸗R. $. 439. 


2la) Wenn der Mitl..Geiftlihe auf Grund eines Dimifforiale getraut bat, muß 
er die erforderlichen Notizen dem Pfarrer der Parochie der Braut zur Eintragung in 
deſſen Kirchenbuch mittheilen. Mil.-K.⸗D. 8.48. Circ. v. 23. Novbr. 1846 (Min.: 
Bl. des Inn. S. 249. Vogt 1, 369). 


21b) Erl. des Conſ. Magdeburg v. 27. Juli 1853. 


22) Da A. FR. $. 260 entfcheidet (f. oben S. 234. Anm. 5), fo fommt die 
Borfchrift der A. G.⸗O. 1. 2. $. 18 für Minderjährige unter wäterlicher Gewalt und 
$. 20 für folche, welche vaterlos find, zur Anwendung. 
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wenn fie auch felbft einen andern Aufenthalt gewählt Haben follten *). 
Großjährige, der väterlichen Gewalt nicht unterworfene Frauenzimmer, 
fonnen dagegen jelbitftindig ihren urfprünglichen Wohnfiß vor der 
Hochzeit verändern. Ziehen fie vorher in das Domicil des Bräuti- 
gams ſo gebührt die Trauung dem Pfarrer des nunmehrigen Wohn— 
orts *). 

Jeder Pfarrer, der eine Trauung verrichten ſoll, muß die darüber 
vorhandenen geſetzlichen Vorſchriften genau beobachten, und ſorgfältige 
Erkundigungen einziehen, ob die rechtlichen Erforderniſſe einer giltigen 
Ehe vorhanden, oder ob Ehehinderniſſe im Wege find”). Wenn mit 
Erlaubniß des ordentlichen Pfarrers die Trauung durch einen andern 
Geiftlihen verrichtet, und diefem der gehörige Aufgebotsichein vorge: 
legt worden, fo wird der trauende Pfarrer nur wegen folder Mängel 
und GEhehinderniffe verantwortlihb, von denen er überführt werden 
fann, daß fie ihm wirklich befannt gewefen find ). 

Wenn die Braut der römiſch-kathol. Kirche angehört, ift der 
Regel gemäß der römiſche Pfarrer derjelben zur Trauung berechtigt. 
Wenn dieſer ſich weigert, ift der evangelifhe Geiftliche unbedenklich 
zur Trauung befugt, fobald nur feftiteht, daß die Intereffen der evang. 
Kirche durch diefe Ehe nicht beeinträchtigt werden »). Uebrigens wird 
die Ehe dadurch nicht ungiltig, daß die Trauung nicht vom gehörigen 
Pfarrer vollzogen wurde ?). Wer aber, um die Gefeße des Landes 
unmirffam zu machen, in fremden Landen fih trauen läßt, bat außer 
den übrigen rechtlichen Folgen der Nichtigkeit oder Ungiltigfeit einer 
ſolchen gejegmwidrigen Ehe, auch noch eine fiscalifche Strafe von 10 — 
300 Thlr. verwirft *). 


23) Vergl. Circ. v. 19. Januar 1843 (Min.s Bi. des Innen ©. 6. Vogt 1, 
343). Anders ift’s bei Dienftboten (f. vorhin Anm. 17, verb. Eirc. v. 23. Septbr. 
1819 in v. Kampg Ann. 3, 923. Vogt 1, 343). Erl. der Reg. zu Königsberg 
v. 13. März 1843 (Bord 1, 671. verb. 125. 126). 


24) f. das Circ. v. 19. Jan. 1843 (vor. Anm.). R. des O.⸗K.-⸗R. v. 
12. März 1860. 


25) A. L.⸗R. $. 440. 


26) A. L.⸗R. $. 441. Bei der Revisio Monitorum (Ann. 12) war dies zur 
Sprache gefommen: Wenn Dimifforiales ertheilt werden, fo fragt ſich's, ob ein ans 
derer Pfarrer trauen kann, ohne fich weiter auf die Unterfuchung der Grforderniffe bei 
der Ehe einzulaffen? — Suarez erflärte: Ich glaube quod sic. Der Parochus ordi- 
narius, welcher die Proclamation verrichtet, hat die Pflicht und die befte —— 
die nöthige Erkundigung einzuziehen. Wenn nun dieſer die Dimiſſoriales giebt, ſo 
muß ſich der parochus copulans auf ihn verlaſſen fünnen. — Bei Gelegenheit dieſer 
Feftftellung wurde auch zugleich auf die Punkte eingegangen, welche das Verhältniß 
der kathol. Geiftlichen berübren. Die SH. 442—444 des AU. L.⸗R. find eine faft wörte 
liche Wiederholung der von Suarez formulirten Süße. 

27) R. des O.-K.-R. v. 19. März und 27. Auguft 1860. Vergl. die in der 
vor. Anm. cit. $$. 442—444 des U. L.⸗R., jowie den vorigen $. S. 551. Anm. 26. 
am Ende. 

28) A. L.⸗R. II. 1. $. 169 (G. L. Boehmer prine. jur, can. $. 356). 


29) A. 8.R..$. 170 (R. v. 14. Aug. 1797 bei Nabe 4, 230. Vogt 2, 08). 
Die bier erwähnten Geſetze des Landes find nur die Vorfchriften über die Ehehinder— 
niffe, nicht aber auch die über die Form der Ehefchliegung (Erf. des O.-Trib. v. 15. 
Jan. 1855, Entſch. 29, 380 f. Strietbhorft Archiv 14, 351 f. Vogt 2, 81. 82, 
Altmann Praxis S. 607 f.). 
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In Uebereinftimmung mit den K.-O.“) fchreiben die Geſetze aller 
Zandestheile die Vollziehung der Trauung in der Kirche vor’), Trau— 
ungen in Privathäufern *) erfordern die Genehmigung der geiftlichen 
Behörde und zwar jegt des Gonftftoriums *), infomweit nicht provinzial- 
rechtlich Haustrauungen auch ohne Dispenfation zuläffig find. So in 
Oft» Preußen, wenn Braut und Bräutigam von Adel find), oder 
wenn menigftens der Theil, deſſen Pfarrer zur Trauung berechtigt, 
von Adel ift”). Ebenfo in Pommern für Perfonen höhern Standes 
auf dem Lande °), in Sadfen bei Erimirten ”) u, a. Allgemeiner 
find Trauungen außer der Kirche zuläffig, wenn einer der Verlobten 
von einer unverfebenen Kranfheit befallen würde °), fowie für Ge- 
fangene während der Haft”). Den franzöſiſch-Reformirten ift die 
Trauung im Haufe geftattet, wenn fie zum Beſten der franz. Kirche 
10 Thlr. erlegen ®). 

Die evang. Kirche Hat auch die von Alters ber übliche Beſchrän— 
fung der Eheſchließung rüdfihtlih der Zeit beibehalten (tempus 
clausum, gef&loffene Zeit)"). Die Termine felbft haben aber 
gewechfelt. In der Regel foll an den Sonntagen, ſowie 14 Tage vor 
Weihnachten und vor Oſtern nicht copulirt werden %), Da die Ge- 
ſetze fich öfter allgemeiner dahin ausfprechen, es folle in der Advent: 


30) Goeschen de matrimonio p. 57. Kliefotb a. a. D. ©. 69 f. 


31) 2. der Mark aus dem 17. und 18. Jahrh. find wieder eingefchärft unterm 
‚14. Septbr. 1797 (N. C. C. X. 1797. Nr. 70. ©. 1348, Rabe 4, 247. Bogt2, 
82). Wegen Preußen f. m. Arnoldt K.⸗R. S. 76, Pommern Balthasar jus 
pastorale I, 612. 613, 2, 303. 304. 

32) Aber nicht in öffentlihen Gafthäufern, außer bei den wirffichen Vewohnern 
derfelben (Circ. v. 4. Juli 1826 in v. Kampp Ann. 10, 743. Vogt 2, 84; dar: 
nah Circ. des Conſ. Königsberg v. 26. Juli 1826 bei Bord 1, 329 a. E. 230 
u.a. m. 

33) B. v. 27. Juni 1845. $. 1. Nr. 6. Die Eonfiftorien haben in der Regel 
diefe Disvenfation den Superintendenten übertragen (f. oben $.43. S. 187. Anm, 17). 


— des Corp. jur. Frid. P. I. lib. 11. Tit, 3. 8. 27. Nah Min.-R. 
27. März 1831 noch jet geltend. 

35) B. der Neg. zu Königsberg v. 7. Decbr. 1836. 

36) Prov.sR. von NeusBorpommern Tb. 11. $. 50 nebft Motiven III, 19. 20. 

37) Revid. Entwurf für Magdeburg 8. 269. Pinder Prov.:R. $$. 1394. 
1395. 1424. 

38) zup: deö Corp. jur. Frid. a. a. OD. (Anm. 34). Darnach bedarf es in 
diefem Falle Feiner Dispenfation; fonft ift Kränklichkeit der Brautfeute oder Eltern 
ein Grund der Diöpenfation, die nicht ohne Weiteres ertbeilt werden ſoll (®. der 
Ren. Magdeburg v. 30. April 1835. Schmidt Wirkungäfreis des Superintendenten 
S. 137 a. €.). 

39) Project des Corp. jur. Frid. a. a. DO. R. v. 22. Auguft 1823 (Bogt 2, 
84). Pensum XV, 43. 


40) Cab.⸗O. v. 27. Febr. 1703, 27. Febr. 1750 (Bord 1, 330). 


41) Richter K.⸗R. $. 277. 278. Goeschen |, ec, p. 38 f. Kliefotb 
a. a. O. © 55 f. Gifenacher Conferenz 1857 im allgem. Kirchenblatt 1857. 
S. 250. 325 f. 


42) Project des Corp. jur. Frid, a. a. O. 
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und Paſſionszeit feine Ehe geſchloſſen werden “), iſt obſervanzmäßig 
der Zeitraum nicht überall derſelbe geblieben. Gegenwärtig begreift 
er ordentlicher Weile die letzte Woche im Advent und Die zwei legten 
Wochen vor Oſtern. Zwar kann das Gonfiftorium und der von dies 
ſem damit beauftragte Superintendent davon dispenfiren, doch foll die 
Erlaubniß zu Trauungen in der Charwoche felbit nur in dringenden 
Fällen und aud dann ohne Geftattung eines Hochzeitmahls ertheilt 
werden), In jedem Falle aber ift nur eine ftille Hochzeitsfeier zu— 
läfig. In Betreff der Zagesitunden find fchon früher Trauungen des 
Nachts öfter verboten *), außerdem auch bisweilen gewiffe Zeitbeftims- 
mungen getroffen *). 

Das Trauungsritual ſelbſt ift, abaejehen von verfchiedenen Orts 
gebräuchen ), agendarifch beftimmt. Das Wejentliche befteht in der 
beiderfeitigen Erklärung des Gonjenjes, dem Wechſeln der Trauringe, 
dem Zufammenfügen der beiden rechten Hände und dem ehelichen Zus 
fammenjprechen des Geiftlihen im Namen des Waters und des Sob- 
nes und des heil. Geiftes *). 

Die Koften der Trauung und der Hochzeit tragen beide Eheleute 
gemeinfchaftlih, wenn nicht ein Anderes ausdrüdlich verabredet, oder 
an dem Orte, wo die Braut wohnt, unter der Klaffe, zu welcher fie 
gehört, hergebracht ift ®). 


43) M. f. z. B. Preuß. %.:R. 1721. P. 1. 1ib. I. Art. 7. 8. 1. Circ. v. 14. 
Septbr. 1797 (Ann. 31). 


44) R. v. 4. Mai 1817 (v.Rampp 1, 2, 116), für Poſen, nach den Borgange 
von Schlefien, N. v. 7. Mai 1818 (v. Kampp Ann. 2,349. Bogt2,83) für Pommern. 
Bergl. auch Prov.sR. von NeusBorpommern Th. II. Tit.l. $.51f. nebjt Motiven. Bon 
Preußen f. m. Erf. des Conf. Königsberg v. 23. Nov. 1835 (Bord, 329), v. 1. Sept. 
1853, vubl. 25. Juni 1857, 11. Januar 1858, 15. Dechr. 1864 (Amtl. Mittb. Nr. 
150. 174, 468). Darnad) find die Geiftlichen zu Trauungen am Sonntage nicht ver— 
pflichtet. Trauungen an den erften Feiertagen der drei großen Kirchenfefte find gänz— 
lid) unftatthaft; Trauungen an Sonntagen in der Faſten- und Adventszeit find nicht 
nur in der gejchloffenen Zeit, fondern fortan gänzlich unterfagt und zwar fo, daß au 
die Sonntage vor diefem Zeitraume mit ind Verbot gezogen * alſo vom Sonntage 
Eſtomihi bis zum 1. Oſterfeiertage incl. und vom fegten Trinitatisſonntage (Gedächt⸗ 
niß der Berftorbenen) bis zum 1. Weihnachtstage incl. Trauungen am Sonnabende 
find arundfäglich abzulehnen und nur in Fällen gänzlicher Armuth und in Folge daß 
volftändiger Gebührenfreibeit Seitens des Geiftlichen zu übernehmen. — Ueber Sachſen 
f. m. Erf. des Conf. Magdeburg v. 22. März 1858 (Mofer allg. 8.81. S. 197 f.).— 
In der Nheinprovinz (Syn. V. $. 31. IX. $. 80. X. $. 28) und in Weſtfalen 
en x. Beſchl. 7) ift die Sitte des tempus clausum anerkannt, jede gefepliche 
Beſtimmung aber abgelehnt. 

45) Balthasar jus pastorale 1, 613. 

46) Sp ſollen nadı dem Roder Reg. zu Liegnig v. 21. Dechr, 1834 (Bogt 2, 
83) Tranungen im Sommer nie vor 8 des Morgens und nad 5 des Abends, im 
Winter nicht bez. vor 9 und nad) 4 Uhr und nie Mittags v. 12—1 ftattfinden, ins 
ofern nicht mit dem Geiftlichen eine andere Abrede getroffen ift. 


47) Die fogen. Gebehochzeiten, Schmaufereien in der Abficht um Gefchenke zu 
erhalten, find öfter unter Androhung bef. Strafen verboten. M. f. 3. B. für Die 
Rheinprovinz Cab.“O. v. 3. Mai 1829, 14. Ian. 1835. 

48) Landesagende 2, 11—15. 61—64. Vergl. Kliefotb a. a. D. ©. 66 f. 


49) A. L.⸗R. IT. 1. $. 171. Vergl. dazu Balthasar jus pastorale 2, 264. 
Prov.i. von NeusVorpommern Th. III. S.22. 23. Dafelbft auch wegen des Eigen» 
thums der Hochzeitögefchenfe. Vergl. A. L.⸗R. $. 172. 
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Die vollgogene Trauung ift ordnungsmäßig vom Pfarrer einzu— 
tragen). Es müffen die Vor», Zus und Geſchlechtsnamen, das Alter 
beider Verlobten, auch ob fie ſchon verheirathet geweſen oder nicht, 
ob fie noch unter Eltern oder Vormündern ftehen oder nicht, verzeich- 
net werden. Steht noch einer unter Eltern oder Bormündern, jo muß 
der Pfarrer dabei bemerken, wie ihm die Einwilligung derfelben nad: 
gewiefen worden °). Wenn die Braut bereits geboren hat, ift vor der 
Trauung der Bräutigam darüber protofollarifch zu vernehmen, ob er 
die Kinder als die jeinigen anerkennen, und die Verhandlung darüber 
dem betr. Bormundfchaftsgerichte der Kinder, oder, Falls fie majorenn 
find, dem perfönlichen Richter mitzutheilen *») und daß und wie dies 
gefchehen im Kirchenbuche hinter der eingetragenen Gopulation zu ver: 
merfen *). 


$. 140. 
Die Civilehe. 


Da bis zum 16. Jahrhundert eine gemeinschaftlich allein anwend— 
bare Form der Ehefchließung nicht beftand, jo konnte ein Gegenfaß 
zwifchen einer firchlichen und bürgerlihen Ehe (matrimonium ratum — 
matr. legitimum lantum) nur aus materiellen Gründen eintreten (f. oben 
8.128). Nachdem aber jeit dem Concil von Trient die Erklärung des Con— 
jenjes der Brautleute vor dem eignen Pfarrer und zwei Zeugen, und 
nah den evangelifhen K.O. und partifularen Gefeßgebungen die pries 
fterlihe Trauung als ſchlechthin nothwendig beftimmt worden, erfcheint 
eine ohne Mitwirkung der Kirche eingegangene Ehe, auch wenn dies 
jelbe den firhlichen Forderungen fonjt entſpräche, nur als eine bür— 

erliche oder Eivilehe. Nicht in allen evang. Ländern ift aber die 
ichlihe Zraunng für unumgänglich nothwendig erklärt: denn da die 
Abficht derfelben rechtlich immer nur auf eine Sicherftellung des Eon» 
jenjes der Gontrahenten in öffentlicher Weife gerichtet jein konnte !), 


— — 





50) A. L.⸗R. II. 11. 8. 481. Nachweiſung der dabei üblichen Formulare f. m. 
in den Ergänzungen dazu; vergl. Vogt 1, 361 f. 


51) A. L.⸗R. $$. 483. 484 (I. Entw. $$. 420. 421. II. Entw. $$. 358. 
359). 


52) Diefe Verhandlung ift zum Beweife > nötbig und der Vermerk im 
Kirchenbuche genügt nicht. Erf. des O.⸗Trib. v. 8. März 1858, 30. Juni 1862 in 
Strietbort Arhiv 29, 193 f. Entich. des D.-Twib. 47, 301 f. Dove 8. f. 
KR. 11 (1862), S. 52. V (1865). S. 138 f. 


53) N. v. 5. Det. 1838, 4. März 1839 (Bor dd 1, 693 f.). Bel. des Conſ. v. 
Sachſen v. 26. Jan. 1855 (Min. Bl. des Inn. S. 42. Bogt 1, 369), Breslau 
17. Septbr. 1858 (K. A.⸗B. S. 36. 27). Circ. des Conſ. Münfter v. 12. Juli 
1861 (8. A.«Bl. S. 64), Königsberg v. 12. Aug. 1861 (Amtl. Mitth. Nr. 325). 


ar Darftellung bei Kliefotb liturg. Abhandlungen 1, 86 f. ift nicht rich» 
tig. .ſ. 3. B. dagegen ſchon Biener Denk zur Gefch, der Civilehe, in 3. f. 
deutſches R. 20, 119 f. 147. Friedberg in Dove's d. f. KR. 3, 164 f. Am 
allerwenigiten läßt. fih die Anficht biftorifch begründen, daß die firchliche Trauung 
felbft als eine Inftitution juris divini zu betrachten fei, während darüber, daß die 
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fo war daneben auch eine andere diefem Zwede dienende Art der Ehe— 
fchliegung unbedenklich ſtatthaft. Im dieſem Sinne hatte ſchon die 
württemberg. Eheordnung 1553 ſich ausgeſprochen), in Holland und 
Schottland war auch fortwährend die Eingehung der Ehe vor dem 
bürgerlihen Beamten im Gebraucde geblieben’). Nachdem aber die 
Sitte der firhlihen Trauung allgemeiner zum Geſetz erhoben war, 
bildete in den Ländern, in welchen dies der Fall war, die bürgerliche 
Eheſchließung nur eine Ausnahme, bei. bei ſolchen Ehen, denen die 
firchlihe Weihe zu ertbeilen Schwierigfeiten machte. So in Frankreich, 
wo zu Gunften der Proteftanten 1787 geftattet wurde, vor einem 
fatholifhen Priefter, ohne vorangegangenes kathol. Glaubensbefennts 
niß, oder einem Richter die Ehe einzugehen. Zur allgemeinen Regel 
für alle Frangojen wurde der Abichluß der Ehe vor dem Eivilbeamten 
1792 erhoben*. Ebenjo wurde in England und Wales, wo bis 1754 
die Ehefchließung ein Eivilact war, nachdem damals die Trauung 
durch einen Geiftlihen der herrichenden Kirche angeordnet worden, 
zu Gunften der Katholiken und Diffenters 1836 Die Civilehe ans 
erfannt ®). 

In Preußen beftand, nachdem die Firhliche Benediction gefeglich 
vorgejchrieben war, zunächft fein Bedürfniß zur Givilehe: denn für die 
blos tolerirten NReligtonsgefellihaften war nicht eine derfelben fremde 
kirchliche Form angeordnet und nur eine Anzeige der Heirath an den 
Pfarrer des Kirchipiels zur Eintragung ind Kirchenbud) erforderlidy ®). 
Ein Eonflict der Stantögefeßgebung in Eheſachen und der desfallfigen 
Beftimmungen der evang. Landeskirche jchien aber faum denkbar, nad) 
dem damaligen Berhältniffe von Staat und Kirche”) und nad der 
Autorität, welche den für kirchliche oder gemifchte Inſtitute erlaffenen 
Geſetzen des Landesherrn überhaupt gebührte ). Am Falle des Wider: 


Ehe felbft eine von Gott geftiftete fei, bei allen Kundigen fein Zweifel befteht (Vergl. 
Tweften in der von mir und Richter herausgegeb. 3. für das R. und die Polis 
tif der Kirche 2, 181. 182. 190. Rothe Ethik 3, 663 F.). 

2) Die Ginjegnung der Ehe ift „faſt nüglich zur Befferung der Kirchen‘, doch 
„möcht der Gelih Contract, gleich wie fonft andere weltliche Gontracte auch wohl 
auf den Rathhaufern oder anderen gemeinen offentlihen ehrlichen und burgerlichen 
orten verrichtet werden‘ (Richter K.-D. 2, 139). 

3) Brouwer de jure connubiorum apud Batavos recepto. Amstelod. 1665. 
4. Bergl. dazu das Gutachten der jurift. Facultät zu Halle von 1713 bei J.H.Boeh- 
mer jus ecel. Prot, lib. IV. tit. III. $. XLIl: „Wir halten davor, daß die pries 
fterfihe Trauung fein wefentlihes Stüf des Eheftandes fei, mithin, wenn die Ebe 
an dem Ort vollgogen wird, wo das Ehebuch eingeführet, folche mit Recht und qutem 
Gewiffen unterlaffen werden fann‘. Erf. der jurift. Fac. zu Helmftädt 1721 (Ley- 
ser medit. ad pandectas. Specim. 298, med. 4) u. a. 

4) Stälin die Form der Ehefchliefung nach den neueren Gefeßgebungen, in 
Dove’s 3. f. K.=R. IV (1864). ©. 350 f. 356. 358. 

2 Dppenheim die Verhandl. des Englifchen Parlaments über Einführung der 
Eivilehe, in Dove’s 3. f. K.:R. I (1861). S.8 f. 

6) A. 8: NR. 11. 11. $. 498 (vergl, meine Ausführung in Dove’s 8. f. 
K.⸗R. 1, 399 f.), verb. II. 1. $. 137. 

7) Bergl. oben $. 23 f. S. 107 f. E 

8) M. f. meine Abhandl. über die Geltung der älteren evang. 8.=D., in der 
3. für deut. R. 19, 30 f. 
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fpruch8 zwifchen einer Älteren firhlihen Norm und einer neuern fan- 
desherrlihen Vorſchrift wurde ohne Bedenken die leßtere befolgt. So 
viel befannt, ift es auch nur einmal unter Friedrich II. aus Anlaß der 
Dispenfation zur Ehe einer Frau mit ihres verftorbenen Mannes 
Bruders Sohn auf Grund der Gab.D. v. 8. Febr. 1749 zur Eivilche 
gekommen ®). Erſt fpäter find Veränderungen eingetreten. 


Die Eivilehbe war in den 1814— 1815 an Preußen gefallenen 
Theilen der Nheinprovinz, melde zum Bezirk des Appellationsgerichts 
zu Göln gehören, durch die franzöftiche Gejeßgebung eingeführt worden 
und wurde mit dieſer felbft von Preußen aufrecht erhalten “). Hier— 
nad darf feine Ehe kirchlich eingeſegnet werden, bevor nicht durch eine 
Beicheinigung des Eivilftandsbeamten nachgewiefen worden ift, daß fie 
bürgerlich geihloffen jet"). Auf die übrigen Landesgebiete wurde die 
Givilcehe vorläufig nicht ausgedehnt, weil ein Ddringendes Bedürfnig 
"dazu nicht vorhanden war; doch fehlte e8 jelbft in Ddiefer Zeit nicht an 
Solchen, welche die Einführung wünſchenswerth fanden. So erklärte 
Schleiermacher '), e8 müßten die Trauungen auf den Sonntag verlegt 
werden, wodurch fie wieder feierlicher würden und in den allgemeinen 
Gottesdienft eingreifen. Die Giltigfeit der Ehe muß ſchon nad erfolg: 
ter bürgerlicher Betätigung ihren Anfang nehmen, ohne auf die Traus 
ung zu warten ®). Auch bei Gelegenheit der Reviflon der Geſetzgebung 
1830 murde diefe Sache angeregt ), ohne weiteren Erfolg, bis die 
feit 1837 eintretenden religtöfen Bewegungen zum Erlaffe des Batents 
über die Bildung neuer NReligionsgefellihaften und der B., betr. die 
Geburten, Heirathen und Sterbefälle, deren Beglaubigung durch die 
Drtögerichte erfolgen muß, v. 30. März 1847 *) führten. Hiernach 
geſchieht die bürgerliche Beglaubigung von Heirathen in foldhen ge 
duldeten Religionsgefellichaften, bei melden den zur Feier ihrer Reli: 
gionshandlungen beftellten Perfonen die Befugniß nicht zufteht, auf 
bürgerlihe Rechtsverhältniſſe fih beziehende Amtshandlungen mit civil 
rechtlicher Wirfung vorzunehmen, durch Eintragung in ein aerichtlich 
zu führendes Regifter. Die Eintragung der Ehe in das Regifter fann 


9) M. f. die in der vor. Anm. cit. Abhdl. S. 39. Ann. 83, verb. Friedberg 
a. a. D. III, 184. 185. 


10) Vergl. oben $. 18 und die gute überfichtliche Zufammenftelung von Stälin 
(Anm. 4 eit.). S. 366 f. 

11) Code eivil lib. I. tit. II. chap. III (art. 63 sq.). Die für die auf dem 
rechten Rheinufer gelegenen Theile des rhein. Appellhofs feit 1814 eingeführten abs 
weichenden Beftimmungen (f. Stälin a. a. DO.) find durch V. v. 15. April 1848 
(G.⸗S. S. 104) aufgehoben; vergl. auch Erf. des Conſ. v. 27. April 1848. 

12) M. f. den Borfchlag zu einer neuen Verfaſſung der proteft. Kirche im preus 
Bifchen Staate 1808. I. $. 15 (Dove’s 3. für K.⸗R. I, 332. 333). 

13) Die Proclamationen follten als eine rein bürgerliche Handlung aus der Kirche 
heraus an einen andern Ort verwiefen werden (a. a. O. $. 7. Anm. 3). 


14) Der Ref. in Gfogau hatte beantragt, daß jedesmal ein Civilact vorangeben 
follte. Darauf erwiderte der Revifor, der Givilact fei fchon in der Trauung mit ents 
halten; denn infofern die Einfegnung des Geiftlichen bürgerliche Folgen bat, ift er 
Staatsbeamter oder Priefter (1), daber fich das Gefeg auch mit Necht des Ausdruds 
priefterfiche Trauung bediene. (Geſetz-Reviſion Pensum XV, 102.) 

15) Vergl. oben $. 28. 5. 132, 
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aber erft erfolgen, nachdem die nah dem Gebrauch der betr. Gefell: 
fhaft zum Abſchluß der Verbindung erforderliche Handlung flattgefun: 
den hat; doc foll dies binnen 8 Tagen gefchehen; die bürgerliche 
Giltigfeit der Ehe beginnt mit dem Zeitpunfte der Eintragung “). 
Bei ſolchen Diffidenten, welche aus ihrer Kirhe ausgetreten find und 
nod) feiner vom Staate genehmigten Religionsgefellihaft angehören, 
ift die vorangehende religiöfe Form nicht erforderlich"). Kerner ift 
auch für Juden der civilrechtlihe Abſchluß der Ehe vorgefchrieben und 
zwar fo, daß derjelbe der religiöien Weihe vorangehen muß “). 
Inzwiſchen hatten fi die Gonflicte zwiſchen Staat und Kirche auf 
dem Boden des Eherehts in auffülliger Weife vermehrt und nicht blos 
im Berhältniffe zur römiſch-kathol., fondern aud zur evangelifchen 
Kirche. Die allmälig begonnene Auseinanderfeßung der beiden Ge— 
biete (f. oben $. 24) mußte fih aucd darin fund geben, daß die früher 
von der polttifchen völlig unterdrüdte kirchliche Auffaffung des Ehe— 
rechts felbitftändiger hervortrat. Es zeigte fih Dies vornehmlich in 
Bezug auf die Ehehinderniffe, indem Firchlicher Seits dergleihen an— 
genommen wurden, wo in den Augen des Staats fein Impediment 
vorbanden war ). Während’ eine Ehe nach dem bürgerlihen Rechte 
zuläffig tft, wurde in folchen Fällen die Möglichkeit des Abichluffes 
doch dadurch verhindert, daß die Kirche fich mweigerte, eine folhe nad) 
ihren Grundfägen unzuläffige Verbindung einzufegnen. Das Zerwürfs 
niß wurde noch größer durch die Seitens der Kirche verweigerte Ein- 
fegnung der Ehen von Berfonen, welche aus unevangeliihen Gründen 
geichieden worden und fi wieder verheirathen wollten), Dazu 
famen ferner die beſ. Schwierigkeiten, welche gemiſchten Brautpaaren 
bei der Ehefchließung gemacht wurden?“). In diefen und anderen ge— 
legentlih zur Sprache fommenden Gegenfäßen und Unzuträglichfeiten *) 
fheint oft fein anderer Ausweg, als die Anwendung der Eivilche *), 
und deshalb ift auch eine Noth-Civilehe, welche freilich die Löfung 


16) ®. v. 30. März 1847. $$. 1. 7. 8. 11. Nr. 2 (6.:S. ©. 125. Bogt 2, 
228. 229). 

17) a. a. O. $. 16. Der Unterfhied der genehmigten und nicht aenehmigten 
Religionsgefellichaften, ohne Eorporationsrechte, hat aufgehört (f. meine Ausführung 
in Dove’s 3. 1, 417 f.), die Verfchiedenheit der nad) der U. angeordneten Art der 
Eheſchließung ift aber nah m. E. dadurch nicht aufgeboben. 

18) ©. v. 23. Juli 1847. $$. 8. 9. 13. 14 (G. ⸗S. ©. 203 f. Bogt 2, 
247. 248). 

19) M. f. 3. 3. oben $. 133. Anm. 21. 

20) Vergl. die Ausführung in $. 144. * 

21) Vergl. oben $$. 134. 141. 


22) Man denke h B. an den Fall der Derfühnung röm.stath. Ehegatten, welche 
bürgerlich aefchieden find und ibre (firchlich nicht gelöfte) Ehe erneuern wollen (m. f. 
die Gutachten von Stahl, Puchta, Tweften in der von mir und Richter herausgeg. 
3. für das R. und die Politif der Kirche. 1847. 9. 1. 2), oder die beantragte Zus 
läffigteit der Ehe von Ehriften mit Juden u. a. 


23) Die Herftellung der Pirchlichen Gerichtsbarkeit in Eheſachen, welche die Gons 
fliete befeitigen könnte, unterliegt zu erbeblichen Bedenken, als daß dadurch die Schwies 
rigfeiten — würden, als die aus der Einführung der Civilehe zu beſorgen— 
den Uebel. 
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des Bandes der Gontrahenten mit der Kirche nad der beftehenden 
Geſetzgebung berbeiführt, anwendbar geworden. Um aber das Ge- 
bäfjige zu befeitigen, welches dadurch entiteht, daß eine nach der herr: 
ſchenden Anficht unvollfommene, ja unwürdige Form der Ehefchliegung 
gebraucht wird, und um die Herabjegung und Demüthigung aufzubes 
ben, welcyer der Staat unterworfen wird, da ein von ihm legalifirtes 
Inſtitut als ein chriftliher Ordnung und Sitte widerfprechendes ge 
brandmarft wird *), ift der Vorſchlag gemacht worden, durch eine all: 
emeine Maaßregel dem Bedürfniffe abzubelfen, indem man den Braut: 
euten die Wahl liege, je nah Umftänden und eigenem Belieben die 
Ehe bürgerlich oder kirchlich abzufchliegen. Diefe facultative Eivik 
ebe ift bef. von denen empfohlen, welde die Noth-Givilehe für un: 
genügend halten, die allgemeine Einführung der bürgerlichen Ehe— 
ſchließung, obligatorifhe Eivilehe, aber zu vermeiden wünjchen. 
Gerade die facultative Eivilehe verdient aber am wenigften empfohlen 
zu werden, indem Diejelbe beiden Eheformen eine gleihe Dignität 
beileat und dadurch den Firchlichen Indifferentismus begünftigt. 

Seit die firhlihe Trauung zu allgemeiner Einführung gelangt 
war, mußte die Beichränfung auf Ddiefelbe als die dem evangeliichen 
Bolfe angemefjene und daſſelbe volllommen befriedigende Weije der 
Begründung einer Ehe eriheinen. Die Auseinanderfegung von Staat 
und Kirche hat aber die Nothwendigkeit einer Aenderung herbeige- 
führt, wie Died auch die Verfaſſunungs-Urk. anzuerkennen nicht umbin 
konnte. In Art. 16 der Verf. v. 5. Dechr. 1848 heißt es deshalb: 
„Die bürgerliche Giltiqfeit der Ehe wird durd deren Abſchließung vor 
dem dazu beftimmten Givilftandsbeamten bedingt. Die firdliche Trau— 
ung fann nur nad der Vollziehung des Civilacts ſtattfinden“. Die 
minifteriellen Grläuterungen v. 15. Dechr. 1848 rechtfertigen Dieje 
Beftimmung damit, daß der Staat die Begründung der Ehe, in wel- 
her er jelbit feine Wurzel hat, nicht mehr von der Mitwirkung der 
Religionsgeſellſchaften abhängig machen fünne, auf welche ihm in Zu: 
kunft verfaffungsmäßig fein pofitived Recht mehr zuftehen wird; Doc 
verfennen diejelben feineswegs aus den gefammelten Erfahrungen, daß 
auch fünftig die kirchliche Ehefchliegung nicht aufhören wird, weil fie 
tief in der religiöfen Anfchauung des Volkes begründet ift; der Staat 
bat es aber den Betheiligten zu überlaffen, fi) mit den Gefegen ihrer 
Religionggefellihaft auszugleihen. — Die Ausführung des Art. 16 
verzögert fich aber, indem Die dazu erforderliche Einführung der Eivil- 
ftandsregifter und der bef. Behörden aufgefchoben wurde, meil augen- 
blidlih eine dringende Nothwendigfeit zur Bullziehung nicht vorhanden 
war und nicht wenige Stimmen Dagegen laut wurden *). Diejer 


24) Die Gefchichte der Ebefchliegungsform, wie dieſelbe im vorigen und diefem $. 
berührt ift, zeigt übrigens wobl zur Genüge, daß die Anficht von Kliefotb, Stahl 
u. a., welche die Civilehe als den Staat und die Ehe des hriftlichen Charakters bes 
raubend darftellen, auf Irrthum und Borurtbeil berubt. M. f. dagegen auch die Circ. 
des D.:R.:R. v. 29. Januar und 1. Auguft 1853 (Aftenft. 6, 11 f. 13 f. vergl. 
rhein. Sun. VII. $. 51). 

25) Darunter iſt be. bemerfenswertb ein fpecieller Bericht des Conſ. zu Münfter 
d. 10. Juli 1849, fo wie eine Denkichrift der evang. Abtheilung v. 19. Sctbr. 1849 
(Altenft. aus der Verw. der Abth. 1850. S. 66 f.). 
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Verzug batte auch die Folge, daß bei der Nevifton der Verf.Urk. der 
nunmehrige Art. 19 die Faſſung erhielt: „Die Einführung der Eivil- 
ehe erfolat nah Maßgabe eines bef. Gejeßes, mas aud die Führung 
der Givilftandsregiiter regelt.” Man erfannte damit das Princip der 
Bivilebe an, überließ aber das Wann und Wie der Zufunft. 
Seitdem ift diefer Gegenftand miederholentlih in beiden Häufern 
des Landtags zur Sprache gefommen,ein Abſchluß jedoch bisher nicht 
erzielt *), und auch literarifh in fcharfen Gegenſätzen die Sache be- 
iprochen ”). Die Frage über die Givilehe ift feine vereinzelte, fondern 
im Zuſammenhange mit der Ordnung des Gejammtverhältniffes von Staat 
und Kirche zu beantworten. Die vollftändigere Auseinanderfegung bei- 
der tft für Die Dauer nicht zu vermeiden und damit ift auch die Ein- 
führung der Givilebe fchlechthin geboten. König Friedrich Wilhelm IV. 
hatte vollflommen Recht, wenn er in der Cab.O. v. 8. Juni 1857 
dem Ev. O.K.-Rathe erflärte: „— Ahnen ift befannt, daß nad; mei— 
ner Ueberzeugung eine völlig correcte Behandlung der Eheſcheidungs— 
fahe durch die Kirche erft dann möglich fein wird, wenn Diefelbe durch 
die Geftattung der bürgerlihen Ehe aub für foldhe Perfonen, melde 
aus der Landeskirche nicht ausgefchieden find, aänzlih von allen 


menſchlichen Rüdfichten befreit fein wird.” Die „Geſtattung“ Fann aber 


nicht für immer genügen, da das Princip meiter drängt. Sehr wahr 
erinnert Zrendelenburg ®): „Es ift ein wichtiger Zug des Gemüths, 
daß die Ehe, welche die tieffte etbiiche Seite hat, der Kirche in Ob- 
hut gegeben wird und der Staat derfelben mit der Weihe die Fürforge 
für die rechtlihen Bedingungen überläßt. Wo fretlih im Widerfpruche 
mit dem, was fein follte, aber in den Gonfequenzen deſſen, was ger 
ihichtlih ift, Staat und Kirhe in der Auffaffung des Eherechts in 
MWiderftreit geratben, da wird das bürgerliche Geſetz, wie in der Ci— 
vilehe geſchieht, zumächft feine Ansprüche zur Geltung bringen, und 
die Ansprüche der Kirche als eine innere Sache ihr und ihren Genoi- 
fen anheimgeben.“ 


Wenn dem fo ift und allfeitig zugeftanden wird, daß nur Die 
obligatorifhe Civilehe „die confequentefte und correctefte” jei*), fo ift 
allein die Beforgniß, daß fi das Volk leicht daran gewöhnen werde, 
e8 bei der Giviltrauung zu laffen und auf die firchlihe Einfegnung zu 
verzichten, der wahre Grund der allgemeineren Abneigung gegen die 
bürgerliche Chefchliegung. Die bisherige Erfahrung unterftüßt dieſe 
Anficht jedoch nicht; dieſe Ipricht vielmehr dafür, daß regelmäßig nur 
in den Füllen die firchliche Trauung unterlaffen werde, in welden 


26) M. f. die Nachweifungen in v. Rönne’s Staatsreht 1, 378—380 und 
bef. die Berichte und Verhandlungen der Jahre 1859, 1860, 1862. 


27) Die obligatorifche Civilehe. Ein Zeuaniß aus der Kirche für die Civilehe. 
Berlin 1862, Raub. Dageaen: ©. Nübl: die oblig. Eivitehe. Beurtheilung der 
gleichnamigen Schrift. Dafelbft 1862. 


28) Naturreht auf dem Grunde der Ethif. Leipzig 1860. S. 248. 


29) M. f. 3. B. die Erklärungen der hervorragendften Glieder des Herrenhaufes 
in den ftenoaraph. Berichten 1861 (März). S. 143. 148. 154. 170 a. E. 171. 173. 
174. Der Eultusminifter felbft (S. 181) fprach fich in diefem Sinne aus. 
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diefelbe von der Kirche verfagt wird °). In den Augen des riftlihen 
Volks ift die bürgerliche Trauung nur eine Art Verlöbniß“), und daß 
dieſe Anficht in allgemeiner Herrichaft ftebe und befeftigt werde, dafür 
Direct wie imdirect zu forgen, liegt der Kirche ob, welche auch, von 
der weltlichen Macht nicht gehindert, dies künftig viel beffer zu bewir— 
fen im Stande fein wird, ald es bisher möglich war. Uebrigens ift 
e8 wie für die Amtsthätigkeit der Pfarrer, jo für die Sade jelbit 
ihon ein Vortheil, daß die Behandlung der rein juriftifhen Seite der 
Eheihliegung den Geiftlihen abgenommen werde, und Dringend zu 
wünfcen ift, daß die vielen Schwierigkeiten ein Ende nehmen, oder 
wenigſtens die der Kirche ſehr nachtheiligen Eonflicte aufhören, welche 
durch die dermalige noch proviforiiche Behandlung der Wiedertrauung 
Geichiedener entfteben, wie durch die Wiederaufnahme derer, melde 
Behufs Schließung einer Eivilehe aus der Kirche ausgetreten waren ®). 

Außer den bisher angeführten Fällen kennt das preußiihe Recht 
noch bei der Ehe zur linken Hand eine der wirklichen Trauung voran- 
aehende gerichtlihe Werlautbarung ?), fo wie in außereuropätjichen 
Ländern den Abjchluß der Ehe preuß. evang. Untertbanen vor den dort 
refidivenden Gonfuln,. Die Ehe erlangt zwar mit dem Abichluffe 
vor dem Conſul ihre volle Giltigkeit, doch Hat der Conſul dem zu 
trauenden Paare das Berfprechen abzunehmen, bei erfter Gelegenheit 
die firhliche Einjegnung nachzuholen “). - 


B. Wirkungen der Ehe. 
8. 141. 


Die Wirkungen der Ehe!) ergeben fid) im Allgemeinen aus ihrem 
Begriffe (f. oben $. 129), äußern fih im Beſondern aber verfchieden 
nad der religiös-fittlihen und contractlich»bürgerlichen Seite ihres 


30) M. vergl. rhein. Syn. V. $. 53. Schr. des N farrerd Ball im neuen ev. 
— — 1849. Nr. 37. — Evang. Gem.-Bl. für Rheinland'⸗ Weſtfalen 
1858. Nr. 16. 

31) So erklären ſich die Fälle, daß nach eingegangener Civilehe die kirchliche Bes 
nediction gerichtlich Durch Berufung auf code civil art. 214.231 erwirft wurde, indem 
die Meigerung eines Ehetheils ald grave injure und Grund zur Löſung des Verhält— 
niffes anerfannt ward. (Se bat der Caſſationshof in Paris, h baben auch die preuß. 
entjchieden. Vergl. auch Verband. des preuß. Abgeordnetenhaufes 1859. 

. 607. 

32) Weber das Verbäftniß der Civilehe zur firchlichen f. m. die Anm. 24 cit. Erfaffe 
ded D.:R.:R. — Ein beſ. Formular zur Pirchlichen Beftätigung einer Civilehe hatte 
das Gonf. zu Breslau entworfen und nach Genehmigung des D.:R.:R. am 20. 
Dechr. 1853 publ. Mit einer fpätern Modification ift dafjelbe durch Circ. v. 22. 
Nov. 1860 (Aftenft. 13, 181 f.) für die übrigen Provinzen eingeführt (f. dafjelbe 
nebft Erf. des Conſ. Königsberg v. 15. Decbr. 1860, in den amtl. Mittheif. Nr. 290). 
Bei der Eintragung einer folhen Trauung ift auf das gerichtliche Atteft über den nes 
fchloffenen Givilact Bezug zu nehmen (Min.R. v. 9. Mai 1862. Erl. des Conſ. 
a. 22, Mai [R. A.⸗B. S. 62], Königsberg v. 24. Mai 1862 [amtl. Mitth, 

t. 362]). 
33) A. L.⸗-R. II. 1. $$. 858 — 860. 
34) ©. v. 3. April 1854: Nr. 11, bef. $. 8 (6.5. S. 469 f. Bogt 2, 76). 


1) Eihhorn K.:R. 2, 441. Richter $. 279. Gitzler Ehereht $. 34 f. 
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Weſens. Wenn die Kirche früher auch auf die leßtere, insbefondere 
die vermögensrechtlichen Berhältniffe der Ehegatten und der Kinder 
einigen Einfluß geübt hat, fo lag dies den evangeliichen Ordnungen 
doch immer fern und tft bier deshalb aud nicht weiter zu erörtern. 
Das preußifche Recht?) enthält zugleich einen Abſchnitt von den Rech» 
ten und Pflichten der Eheleute in Beziehung auf ihre Perfonen?) und 
bezeichnet als ſolche für beide Theile das eheliche Zufammenleben über: 
haupt, den wechjelfeitigen Beiftand in allen Borfallenheiten, die Ges 
währung der ehelichen Pflicht (debitum conjugale), die Bewahrung der 
ebelihen Treue. Im Befondern ift der Manı „das Haupt der ehe» 
fihen Gejellihaft, und fein Entihluß giebt in gemeinfchaftlihen Ans 
gelegenheiten den Ausichlag.“ Der Mann bat der Frau flandesmäßi- 
gen Unterhalt zu gewähren, fie in umd außer Gericht zu vertheidigen 
und theilt ihr wie feinen Namen, auch feinen Stand und Rang mit. 
Ohne des Mannes Einwilligung faun die Frau feine Berbindungen 
eingehen, wodurd die Nechte auf ihre Perſon gefränft werden, woges 
gen aber auch ohne Einwilligung der Frau der Mann feine Verbins 
dung treffen fann, wodurch ihre Perſon einem Dritten verhaftet wird‘). 
Da das Zufammenleben der Ehegatten zur Natur der Gemeinjchaft 
gehört, theilt die Frau den Wohnort des Mannes und muß ihm fol: 
gen, wenn eine Veränderung deffelben eintritt, Falls er nicht wegen 
begangener Verbrechen oder jonft wider die Gejeße fi aus dem Lande 
entfernt bat). Daß aber der Frau die Pflicht dem Manne zu folgen 
durh einen vor der Heirath geichloffenen Vertrag erlaffen werden 
fönne, widerfpricht offenbar dem Wefen der Ehe°). 


Die aus der Ehe entiproffenen Kinder”) treten in die gefeglichen 
Familienrechte und die vor Abfhluß der Ehe erzeugten werden durch 
diefelbe legitimirt (Mantelfinder)®). Den Eltern, vorzüglich dem Va— 


2) Wegen der Beftimmungen des preuß. Rechts über das Güterrecht der Ehegatten 
u. f. w. genüge bier der Pinweis auf Bornemann preuß. Civilteht. B. 5. 
$. 348 f. verb. mit Geſetz-Reviſion Pensum XV, 133 f. 

3) A. L. ⸗R. 11. 1. $$. 173 — 204. verb. Bornemann a. a. D. 8.347. Ges 
feßsRevifion S. 121 f. 


4) A. 8%. ⸗R. 11. 1. $$. 196. 197. 11. 7. $. 97 1. 
5) U L.⸗-R. 1. 1. $$. 679— 681. 


6) Die Feftfepung des U. 2.=R. F. 682, welche fich in feiner andern Geſetzge⸗ 
bung findet, iſt mit Recht bei der Reviſion durch Weglaſſung verworfen (Pensum XV, 
317. Berg. Seuffert Archiv von Entjcheidungen XIll, 1. Nr. 38. Weber fühl. 
K.⸗R. 11, 3, 1216. Anm. 18 (1. Ausg.). 


TJA. L.R. 1,2. Bornemann a. a. D. $. 370 f. Pensum XV. Bers 
fin 1831. 


8) Gigler a. a. D. $. 36. Ueber die Eintragung in folchem Falle u. f. w. 
f. m. oben g. 139. S. 562 a. E. Auch im Inceft oder Ehebruche erzeugte Kinder, 
wenn eine Ehe noch zu Stande fommt oder überhaupt, wenn auch erft nach vorgäns 
giger Dispenfation, möglich wäre, fünnen legitimirt werden. So wurde in einem R. 
v. 28. Februar 1818 entichieden; dagegen ordnete das R. v. 31. Octbr. 1831 an 
(v. Kampp Jahrb. XXXVIII, 470. Bornemann ©. 426), Legitimationsgefuche 
für Adulterinen follten immer ohne Weiteres zurücgewiefen werden. Wäbrend die 
Kanoniften fich noch jeßt oft gegen die Mögfichkeit der Legitimation der Adulterinen 
erflären (Schulte katbof. Eheredt. Gießen 1855. ©. 401 f.), hat die Praxis der 
böchften Gerichte evang. Länder fih dafür entichieden (Seuffert Arhiv I, 3. Nr. 
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ter liegt insbefondere ob, dafür zu forgen, daß die Kinder den nöthi- 
gen Unterricht au in der Religion erhalten). Im Anſchluſſe an 
das bisher in Scylefien und anderweitig geltende Recht “) hatten Die 
Medactoren des U. L.-R. disponirt: Sind die Eltern verfchiedenen 
Glaubensbefenntniffen zugethan, fo müflen, bis nach zurüdgelegtem 
14. Jahre, die Söhne in der Religion des Baters, die Töchter Der 
Mutter unterrichtet werden "). Nachdem aber bei Gelegenheit eines 
Borfalls im J. 1803 der König es wünfdhenswerth gefunden, daß der 
Religiondunterricht in den Familien, der nachtheilige Spaltungen ver» 
anlaffen könne, micht verewigt, zugleich auch dem Proſelytenſyſtem 
der Katholifchen entgegen gewirkt werde, und die ebelihen Kinder 
immer in der Religion des Vaters erjogen werden möchten '*), erging 
die Da8 U. %:R. in Ddiefem Sinne abändernde Declaration v. 21. 
Novbr. 1803), zugleich mit der erneuten Feftfegung, daß zu Abwei— 
Hungen von diefer geießlichen Worfchrift Fein Ehegatte den andern 
durch Verträge verpflichten dürfe ) und daß fein Dritter ein Recht 
babe, den Eltern zu widerfprechen, fo lange fie über den ihren Kin- 
dern zu ertheilenden Neligionsunterricht einig feten »). Durch Gab. OD. 
v. 17. Auguſt 1825:% wurde Diefe Declaration von 1803 auch auf 
- Rheinland » Weftfalen ausgedehnt, wo im Wideripruche mit dem biöher 
geltenden Recht“) der Klerus die firengeren fanontifhen Grundfäße 
wegen Erziehung aller Kinder für die römiſch-katholiſche Kirche durch— 
zufübren verjucht hatte. Die den Brautleuten abgenommenen Ber: 
ſprechen wurden zugleich für unverbindlich erklärt. 


Wegen der religiöfen Erziehung der Kinder nach dem Tode der 
Eltern enthält das A. L.-R. die feinem Prinzip (Anm. 11) entipre- 
chende Vorſchrift, daß der Unterricht im Glaubenöbefenntniffe mit Rüds 


852. V,2. Nr. 188. XII, 1. Nr. 43. XIV, 3. Nr. 239. XV, 3. Nr. 227 u. a.) 
— Neber die Leaitimation auch nah Wiederauflöfung der Ehe dur den Tod der 
Mutter f. m. Erf. des DO,.-Irib. v. 14. März 1862 (Strietborft Ardiv 45, 129 
—131. Dove 8. für 8.-R. V (1865). S. 129-131. 

HAUL.=NR. 11. 2. $$. 74. 75. 

10) Während nach nemeinem Necht die Entfcheidung über die reliniöfe Erziehung 
der Kinder bis zu den Discretionsjabren dem Vater gebührte, hatte fich vielfach die 
Obſervanz gebildet, daß eine Theilung nach dem Geſchlechte der Eltern eintreten follte, 
fobald nicht durch Vertrag der Brautleute etwas Anderes beftimmt worden. So war 
es in Zülich-Bera und Cleve-Mark, entiprehend dem Religionsreceß von 1672 (veral. 
meine Schrift: Ueber die nemifchten Ehen [Xeipzig 1838] S. 47), in Schlefien nah 
dem Grecutionsrecet von 1709 u. a., wie dem Neglement v. 8. Auguſt 1750 (a. a. O. 
5. 25 f.), in Weftpreußen und Pofen nad dem Warfchauer Tractat von 1768, ber 
weftpreuß. Reg.Inftr. von 1773 u. a. (a. a. D. ©. 35 f. 43 

11) A. L.⸗-R. 11. 2. $. 76. 

12) Geſetz-Rev. Pensum XV (zum &,-R. II, 2), 55. 36. 

13) N. C. C. XI, 1931. Rabe Sammlung 7, 524. Bogt 1, 81. 

14) A. 8. R. Il. 2. $. 77. vergl. Pensum XV, 37 —39, 

15) a. a. O. $. 78. vergl. Pensum XV, 39—4l. 

16) 6.5. ©, 221. 

17) Meine eit. Schrift S. 46 f. Das frangöfifche Necht legt dem Vater die Ents 
gr über die Erziehung bei (Code art, 373) und läßt feinen Vertrag dagegen zu 
art. 1388). 
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fiht auf das Gefchleht fortgefeßt werden fol). Durch die Declas 
ration von 1803 ift Diefelbe zugleich verändert, wie zum Theil auch) 
die folgenden Dispofitionen: „Auf eine im der legten Kranfheit erft 
erfolgte NReligionsänderung wird dabei feine Rüdjicht genommen “). 
Hat aber der verftorbene Ehegatte ein zu feinem Geſchlecht gehöriges 
Kind, menigftens durd das ganze legte Jahr vor feinem Tode, in 
dem Glaubensbefenntniffe des andern Ehegatten unterrichten faffen: 
fo muß dieſer Unterricht in cben der Art, aud nach feinem Tode, bis 
zum vollendeten 14. Jahre des Kindes, fortgefegt werden “?), Der: 
jchiedene über die Anwendung dieſer Beftimmungen entftandene Zwei: 
fel find durch ſpecielle Entiheidungen gehoben “) und demnad gelten 
gegenwärtig folgende Grundfäße *): 1) Ein Uebereinfommen der in 
gemifchter Ehe lebenden Eltern über die religiöfe Erziehung der Kin- 
der nach dem Zode des Vaters wird von den Vormundfchaftsgerichten 
als nicht verbindlich erachtet; Ddieje haben vielmehr 2) nur die gejeß: 
‚ lien Beftimmungen zu ihrer Richtichnur zu nehmen und danach müf: 
fen 3) Kinder aus gemifchten Ehen, nad dem Tode des Vaters *), 
in der Eonfeffion diefes erzogen werden. 4) Eine Ausnahme von die— 
jer Regel tritt nur in dem Falle ein, wenn der verftorbene Bater 
wenigftens ein volles Jahr vor feinem Tode den Unterricht in der 
Gonfeifion der Mutter zugegeben bat, indem dann, in Gemäßheit des 
8. 82 des A. L.-R., das Kind in der Confeſſion der Mutter unters 
richtet werden muß. 5) Da das Gele andere Ausnahmsfälle nicht 
fennt, und deshalb auch der ausdrüdlid oder ftillihweigend geichehenen 
MWillensäußerung des Vaters feine geſetzliche Wirfung beigelegt werden 
fann, fo ift auch auf die Thatſache, Daß etwa der Vater die Taufe 
eines Kindes aus gemifchter Ehe durch einen Geiftlichen der Confeſſion 
feiner Ehefrau hat vollziehen laffen, allein fein enticheidendes Gewicht 
u legen. 

Dieje Beftimmungen, zu deren Beobachtung aud die Geiftlichen 
durch die Gerichte angehalten werden jollen**), gelten nur bis zu dem 


18) A. L.⸗R. a. a. O. $. 80. 
19) a. a. O. $. 81. 
20) a. a. O. $. 82. 


21) M. f. NR. v. 30. Juli 1804 (Rabe 8, 128. Vogt 1, 82), 25. Novbr. 
1813 (v. Kampt Jahrb. II, 18. Vogt 1, 82), 15. Mai 1819 (v. Kamp Jabıb. 
All, 248. Bogt 1, 82), 8. Auauft 1836 (jurift. Zeitung d. 9. ©. 802. Vogtl, 
83), 4. Dechr. 1861 (Stiehl Eentralblatt Nr. 265. S. 747). Vergl. Bornes 
mann a. a. D. ©. 299. 


22) Zufammenftellung der in Preußen aeltenden Beftimmungen und Grundfäße 
binfichtlid der Erziehung der Kinder aus gemifchten Ehen in Stiehl’s Gentraiblatt 
1859. Nr. 139. ©. 420 f., nebft Erfaffen der Reg. zu Breslau v. 28. Detbr. 1858 
und 7. Juni 1859 und des App.= Ger. zu Breslau v. 7. Septbr. 1858 und 19. Mai 
ae den A.⸗B. von Breslau a. a. D.). Vergl. Bornemann a. a. O. ©. 

. 301. 


23) Eben fo ift zu urtheilen, wenn der Bater zur Zuchthausſtrafe verurtheilt und 
gemäß A. L.-R. 11. 2. $. 255 die väterliche Gewalt verloren hat (R. v. 6. März 
1560, im Stantsanzeiger Nr. 164, Sſtiehl Eentralblatt 1860. Nr. 101. ©. 244). 


24) R. v. 18. März 1861 (Stiebl a. a. D. 1861. Nr. 87. ©. 245). 
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Zeitpunfte, daß die Kinder das 14. Jahr zurüdgelegt und das Recht 
der eigenen Wahl der Religionspartei erlangt haben *). 


C. Auflöfung der Ehe. 


$. 142, 
Annuflirung der Ede. 


Die Nectöbeftändigfeit der Ehe hängt davon ab, daß Diefelbe 
den Geſetzen entfprechend eingegangen wird, War dies nicht der Fall, 
ftanden dem Abichluffe der Verbindung Hinderniffe entgegen, fo ift 
die Ehe in jedem Falle eine mangelhafte; doc ift der Defect nicht 
immer von gleihem Einfluffe, da das Impediment felbft von größerer 
oder geringerer Bedeutung fein fann '), Wenn das Hinderniß ein 
trennendes und imdispenfables ift, kann niemals die Verbindung wirk— 
ſam zu Stande fommen und muß Daher von Amts wegen für nichtig 
erklärt werden. Die Wirkung der Annullation tft aber verfchieden, je 
nachdem die Bontrahenten fih in qutem Glauben befanden, feinem 
Verbotsgejege zumider gehandelt zu baben (putative Ehe), oder 
wenn Dies nicht der Fall war ?). 

Die evang. Kirche folgt zwar im Allgemeinen den Beftinmungen 
des gemeinen römiſch-katholiſchen K.R., im Befondern aber weicht fie 
doch in weſentlichen Punkten ab, da theild die bedingte Eheſchließung 
ihr nicht befannt iſt), theild wegen der Trennung des Bandes der 
Ehe im Fall der Scheidung das Bedürfniß der Annullirung einer Ehe 
bei ihr nicht in dem Maaße vorhanden ift, wie in der römifchen 
Kirche. Die evang. K.O. und nah ihnen die fpäteren Geſetzgebun— 
gen*) erfennen als Gründe der Annullirung befonders an den Irrthum 
über die Unbefcholtenbeit der Frau, die fchon vor Eingehung der Ehe 
vorhandene natürliche Umtüchtigfeit zur Beiwohnung, wie unbeilbare 
KrankHeit und Wahnfinn u. a. Dagegen entfteht nad) gemeinem 
evang. Kirchenrecht feine Nichtigfeit wegen mangelnder Competenz des 
copulirenden Pfarrers, wegen fehlender Zeugen, wegen Debeimpultang 
der Ehe, wegen Unterlaffung des Aufgebots bei heimlichen Ehen, mes 
gen Berlegung des Trauerjahrs u. a.°). 


25) A. N. 11. 2. $$. 83 — 85. |. oben $.119. Ueber die fonftigen Verhält⸗ 
niffe zwifchen den Eltern und Kindern |. m. A. %=R. 11. 2. Xbfchn. 2. Bornes 
mann a. a. D. S. 302 f. GefegRevifion XV, 33 f. 

1) M. f. deshalb im Allgemeinen oben $. 129 und im Befondern $$. 130 ff. 


2) Das Speciellere über alle diefe Punkte f. m. bei Eihborn K.«R. 2, 453 f. 
Richter K.:R. $. 280. 


3) Ueber den Fall des Anhangs $. 66 zum A. L.⸗R. f. m. F. 131. S. 525. 
4) Vergl. die cit. Stellen bei Goeschen de matrimonio pag. 59, verb. oben 
8. 132. 


5) M. f. die weitere Ausführung in dem Erf. des D,- A.» Gerichtd zu Jena v. 
12, März 1858 (Seuffert Ardiv XIII, 3. Nr. 258). 


$. 142. Annullirung der Ehe. 573 


An diefe Beftimmungen fchliegt fi auch im Ganzen das preu- 
gifhe Recht an, bat aber doch einige Eigenthümlichkeiten ). Es er 
Härt: Ehen, welche wegen obwaltender Berbotsgefege niemals beftehen 
fönnen, heißen nichtig”). Die Fortfegung derſelben zu dulden if 
der Richter nicht befugt‘). Vielmehr muß er, jobald diejelben zu ſei— 
ner Kenntniß gelangen, die Verbundenen von Amts wegen trennen, 
und einen fiöfalifhen Bedienten anmweifen, auf die fürmliche Nichtig- 
feitgerflärung anzutragen 9). Da eine nichtige Ehe nicht ailtig werden 
fann, fo muß fie, wenn das Hinderniß fpäter gehoben ift, nochmals 
feierlich vollzogen werden und wird erft mit diefem Zeitpunfte gültig '). 
Aus einer nichtigen Verbindung entitehen unter den Verbundenen felbit 
niemal® Rechte und Pflichten, wie aus einer wirklichen Ehe; mit 
Rückſicht darauf aber, daß einer von beiden Theilen ſich in gutem oder 
böferi Glauben befand, treten die Folgen des redlihen oder unredlichen 
Befißes ein und der Schuldige muß dem Unfchuldigen die höchſten 
Eheſcheidungsſtrafen zahlen "). Dritten, denen das Hindernig unbe 
fannt war, fann aus der Nichtigfeitserflärung fein Nachtheil ers 
wachen *). Kinder aus nichtigen Ehen haben in Anjehung ihrer El— 
ter alle Rechte der chelichen, treten aber nicht in die Familien der 
Eltern, und führen in der Negel den Namen der Mütter “). 

Ehen, welden zwar von Anfang an gefegliche Hinderniffe im Wege 
ftehen, die aber doch durch Hebung dieſer Hinderniffe gefegliche Kraft 
erlangen fönnen, werden ungiltig genannt‘). Solche Eben fünnen 
nur auf Anrufen desjenigen, welcher das Ebebinderniß zu rügen nad 
den Gejegen berechtigt ift, als nichtig aufgehoben werden *), Erfolgt 
die Nichtigkeitserflärung, fo findet bei ungiltigen Ehen alles das An- 
wendung, was von den abjolut nichtigen verordnet ift'). Wird aber 
das Ehehinderniß in der Folge gehoben, fo muß angenommen werden, 
daß die Ehe von Anfang an gültig gewefen fei '”). 


6) M. f. im Allgemeinen Geſetz⸗-Reviſion Pensum XV, cit. S. 468 f. Bor: 
nemann.a. a. D. 5, 20 f. Bogt 2, 162 f. 


7 A. 8%.=:R. 11. 1. $. 933 (im $. 974 beißen fie abfolut nichtig), verb. 


. %. 950. 

HMR.:R. $. 951. Schon früher war auch die Polizei zum Einfchreiten ver: 
pflichtet (M. v. 27. Octbr. 1810 [Mattbis 10, 1], 21.Novbr. 1821 [v. Kamptz Ann. 
6, 141].). Nach der B. v. 28. Juni 1844 $. 5 (G.⸗S. 5. 184) ift der Staatsans 
walt verpflichtet, nichtine Eben, die durch den Richter oder fonft zu feiner Kenntniß 
fommen, ansufechten. Vergl. Altmann Praxis S. 713 und in Dove’s 3. für 
KR. 11. (1862). ©. 47. V (1865). S. 131. 

10) A. 2&.:R. 6$. 941. 946. 947. 

11) A. L.⸗R. $$. 952 ff. 

12) A. &.=R. $. 960. 

13) A. 8. 11. 2. $$. 50-55. Vergl. Geſetz-Reviſion Pensum XV, zum 
L.R. II. 2. S. 30— 32. 

14) A. L.⸗R. 11. 1. $. 934. verb. $. 968 f. 

15) U. L.⸗R. $. 973. f. Anm. 17. 

16) U. L.R. $. 974. 


17) A. L.⸗R. $. 975. Als aufgehoben gilt dad Hinderniß auch dann, wenn der 
Derechtigte daſſelbe nicht in der aefeglichen Frift (von fechs Wochen) gerügt bat. 
A. L.⸗R. $. 976. verb. HH. 41— 44. Deral. Erf. des O.⸗Trib. v. 8. Juli 1850 
(Bogt 2,57 1. Altmann Praris S. 723). 
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Iſt eine Ehe annullirt, fo ift auch in den Augen der Kirche das 
Eheband, das ja in der Wahrheit nie vorhanden war, befeitigt. Ein 
Grund, aus Motiven der Disciplin der Abſchluß einer neuen Ehe durch 
Berfagung der Eopulation zu hindern ift alfo bier nicht vorhanden *), 
Inwiefern die Perfonen fonft ftrafbar find hat der beftehenden Gejep: 
gebung gemäß das weltliche Gericht feftzufegen “). 

Während durch Nichtigfeitserkflärung eine bloße Scheinehe aufge 
hoben wird, nimmt die wirklich beftebende Ehe ordentlicher Weife ein 
Ende durh den Tod”), oder in den dazu geeigneten Fällen durch 
Scheidung. 


8. 143, 
Die Ehefcheidung '), 


Die Ehe ift nach ihrer urfprünglichen göttlichen Stiftung unauf— 
löslich ?) und erft die Sünde der Menfchen bat fie auflösbar gemadıt?). 
Gegenüber den bei der Trennung des Ehebandes eingeriffenen Mißbräu— 
chen weift Chriſtus wieder auf die Unauflöslichkeit hin *), fordert fie auch 
von den Ehen feiner Anhänger, geitattet aber die Löſung für den Fall der 
rogvsia (lornicatio)?). Dies fchärft der Apoftel Paulus aufs Neue 
ein und fügt hinzu, daß auch dann der Gläubige fih von dem mit 
ihm verbundenen Ungläubigen nicht treunen jolle, wenn derſelbe die 
Trennung nicht fordere; wenn derfelbe aber ſich fcheidet, dann ift auch 
der gläubige Theil nicht gebunden °). 

Dieje Beftimmungen der heil. Schrift wurden bald verjchieden in 
der Kirche ausgelegt. Nach dem Vorgange Auguftin’s nahm aber die 
römifche Kirche an, es werde die durch Unzucht gelöfte eheliche Ge- 
meinfchaft nicht dem Bande nad) (quoad vinculum) getrennt, ſo daß 
bei Lebzeiten des andern Theils feinem der Abjchlug einer andern Ehe 
zu verftatten fei, wogegen in Dem vom Apoftel angenommenen Falle 
(Anm. 6) das Ebeband jelbit zerftört werde. Auch entſchied fie fich 
für vollftändige Lösbarfeit, wenn im Fall einer noch nicht durch Bei— 
wohnung conjummirten Ehe der eine Gatte das Klofterleben wählt, 
oder der Papft Dispens ertheilt, bejonders dann, wenn Gründe der 
Nullität einer Ehe nicht genügend bewiefen werden fönnen ”). 


18) Verf. des D.:K.:R. v. 31. Mai 1860 (Aftenft. 12, 111—113). 

19) Deral. Bornemann 5, 23. Geſetz-Reviſion Pensum XV, 476. Altmann 
Praxis S. 666 f. 718 f. 

20) Ueber die Kolgen ded Todes, fowie der Todeserklärung j. m. Bornemann 
5. $$. 338. 363. 364. Gißler $. 42. 

1) Literatur f. m. bei Richter K.=:R. $. 282. verb. Gitzler $$. 46. 47. 

2) 1. Mofis 2, 24. 

3) V. Mofis 24, 1. Ev. Matth. 19, 8. Marc. 10, 4 f. 

4) Matth. 19, 4 f. Mare. 10, 9. 

5) Mattb. 19, 9. verb. 5, 32. 

6) 1.-Gor. 7, 10. 11. 12 f. 

7) Richter KR. $. 281. Anm. 12— 15. 
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Die evangelifhe Kirche ?) verwarf dieſen letztern Trennungs: 
grund, nahm dagegen die beiden anderen au, jedod mit der Modificas 
tion, daß auch im Fall des Ehebruchs das Eheband ſelbſt zerftört 
werde’). Die Neformatoren blieben aber hierbei nicht ſtehen, fondern, 
indem fie die Enticheidung des Apofteld ſchon ala eine dem Willen 
Ehrifti nicht widerjprechende Extenſion des evangelifchen Princips, wels 
es den Nothftänden der Zeit Rechnung zu tragen gebietet, anerkann— 
ten, ftatuirten fie noch einige Analogien, welde den beiden in der 
heil. Schrift enthaltenen Trennungsgründen zu jubfummiren feien, Un: 
ter den all des Ehebruchs zogen fie auch andere ſchwere Berlegungen 
der ehelichen Treue, wie Bigamie, Sodomie und ein verbrecherifches 
Verhalten des einen Theild gegen den andern, unter den Fall des 
Derlaffens des gläubigen Ehegatten durch den ungläubigen die bösliche 
Verlaffung überhaupt, die beharrlihe Verweigerung der ehelichen 
Pflicht, Die unterlaffene Verforgung der Hausgenoffen, die Begehung 
grober Verbrechen, welche längere Freiheitsftrafe zur Folge batten 
u. a. m. Sie beichränften aber die Möglichkeit der Scheidung nicht 
auf diefe Gründe, indem fie dem Staate das Recht beilegten, auch 
aus anderen dringenden Urfachen die Auflöfung einer Ehe zugulaffen '°). 
Während die evang. Belenntnißichriften nur darauf binmeifen, wie 
überhaupt in foldhen Sachen zu verfahren ſei“), wurde in den Kirhens 
ordnungen mehr auf das Einzelne felbft eingegangen‘), Zwar erfen: 
nen manche nur den Ghebrudy, andere zugleich die bösliche Berlaffung 
und nod andere Gründe an, Doch verweifen jie auch auf das gemeine 
faiferliche (römische) Recht und. auf den Rath der Rechtöverftändigen, 
fo daß in der Doctrin und Praxis fih verfchiedene Grundſätze bildes 
ten. Indeſſen wurde doch immer im Ganzen innerhalb enger Grenzen 
von Geiten der Ehegerichtöbehörden, der Gonfiftorien, das Scheidungs- 
recht gehandhabt *). 

Auh in Preußen wurden die in der gefammten evang. Kirche 
Deutſchlands befolgten Grundſätze bis zur Mitte des 18. Jahrhunderts 
feftgehalten, indem die Confiftorien in den einzelnen Landestheilen- 
nad den geltenden K.O. die eherechtliche Praxis ausübten “). Da 


8) Reiche Materialien bieten die in den Aktenſtücken des D.:H.:NR. Bd. III und 
IV mitgetheilten Gutachten und Verhandlungen über die Einfegnung gefchiedener 
Ehegatten. 

9) Sie folgten dabei dem Dorgange der griechiichen Kirche, um derentwilfen, 
nämlich aus Rüdficht auf die unirten Griechen, auch das Tridentin. Concil sess. XXIV, 
can. 7 de sacr, mair. (Richter h; 281. Anm. 10) fich über diefen Fall vorfichtig 
und fchonend, doch mit Entjchiedenbeit gegen die Evangelifchen, ausgefprochen bat. 

10) f. die in den eit. Aktenft. des O.⸗K.⸗R. II, 2, 474 f. mitgetheilten 
Stellen. F 

11) Aktenſt. a. a. O. IV, 333. 334. 

12) Richter K.«“O. II, 517. Nr. 4. Goeschen de matrimonio pag. 59 f. 

13) Aftenft. a. a. D. IV, 334 f. Richter Beiträge zur Geſchichte des Ehefcheis 
dungsrechts in der evangelifchen Kirche, Berlin 1858. — der deutſchen Zeitſchrift 
für chriſtl. Wiſſenſchaft 1858. Nr. 11L—14 und Nr. 18 — 20), verb. deſſelben K.R. 
$. 282. Anm. 3.5.9 f. 

14) M. f. nähere Rachmeifungen für Preußen im evangel. Gemeindeblatt. Kö— 
nigeberg 1858. Nr. 4—6, verb. Nichter Beiträge S. 51, für Brandenburg Rice 


576 Buch II. Die Verwaltung. Abſchn. II. Das- firchliche Leben 


trat durch die Ueberweifung „derjenigen geiftlichen Civilſachen, welche 
bisher bey dem Conſiſtorio tractirt worden, in specie die Eheſachen“ 
an die weltlichen Gerichte '*) eine mefentliche Veränderung ein. Die 
durch eine larere Doctrin «) vorbereitete neue Geſetzgebung erweiterte 
das Scheidungsrecht in einem großen Umfange, indem den früher an— 
erfannten Gründen noch hinzugefügt wurden: Raſerei und Blödfinn, 
welche viele Jahre anhalten; gnegenfeitige Einwilligung, nad welcher 
eine Scheidung von Zifh und Bett nn nad deffen Ablauf,‘ 
wenn beide Theile bei ihrem Borjag bebarren, bleibend geſchieden 
werden kann; tödtliche Feindſchaft z. B. wenn ein Theil den andern 
mit Schlägen tractirt, wenn ein Theil ſue venerea laborirt, wenn ein 
Theil dem andern nach dem Leben fteht, wenn einer wegen Miffethat 
zum Karren, zum Staupbejen oder gar zum Tode condemnirt, oder 
wegen einer infamen That des Landes verwieſen wird: '). Die neuen 
Eherichter, welde hiernach zu urtheilen angewiefen waren), verfuhren 
dabei mit großer Willführ, jo daß das Bedürfniß einer befchränfenden 
Vorſchrift fühlbar wurde, welchem das Edict v. 17. Novbr. 1782 ge- 
gen die Mißbräuche der überhand genommenen Eheſcheidungen) ab⸗ 
zuhelfen ſuchte, freilich der damaligen Anſchauung in nichts weniger 
als der Heligieit der Ehe entſprechender Weiſe. In dieſem Sinne 
wurde auch der betreffende Abſchnitt des AU. L.⸗KR. ſelbſt bearbeitet?). 


tera.a. O. S. 77 f., für Pommern Balthasar jus pastorale 1, 634 f., für 
Sachfen Weber fähfifhes K.:R. (1. Ausg.) II, 3, 1234 f., für die rheinifch « weite 
ralif en Zande Bu m. Enticheidungen in meiner Geſc. der Quellen IV, 3. Urkunden 
S. 73. Nr 13. S. 122 Nr. 3. S. 178 Rr. 69—71 S. 305. 306. Ar. 318 — 350. 
S. 358. Nr. 109. 110. Dazu kommt, daß au von Seiten der allgemeinen Geſetz⸗ 
ebung für die Aufrechthaltung der Strenge Sorge getragen wurde. . z. 2. 
Ben. v. 5. Dechr. 1676 an’d Conſ. wider die, R no eigenmächtig a Thoro et 
Mensa fepariren, zu inquiriren (Mylius C. C. March. I, 2. No. XXVII. Fol. 87). 
Rejer. v. 24. Jan. 1677, daß die — ob malitiosam desertionem vom Conſ. 
u erkennen (a. a. D. Nr. XXVIU, Fol. 8 RN Refer. v. 9. April 1736 wegen der 
riminalfachen beim Conſ. u. f. w. (a. a. D. I, 1. Nr. CXXXI, %ol. 563). — 
Weil auch in Ghefeheidungsfadhen, wenn diefelben propter Adulterium, Insidias vitae 
structas, oder wegen eines rn Criminis geſuchet wird, bey denen Consistoriis auf 
dem Beweis erkandt —: fo fol... .. wenn das Delictum völlia erwiefen ... das 
Consistorium ralione der dbefeheidung erkennen.” R. v. 4. Febr. 1743 (a. a. D. 
Contin,. 11. Nr. V. Fol. 97). 


15) Edict v. 10. Mai 1748 (Mylius C. C. March. Contin. IV. No. XVII. 
Eol. 51), verb. Project des Codieis Frid. Marchiei v. 3. April 1748, für die Mars 
fen und dann generalifirt unterm 8. Auguft 1750. f. auch oben $. 128. ©. 520. 


cap 16) f. die Schriften, welche die Anm. 13 cit. Literatur in großer Anzahl an⸗ 
ührt. 

17) Project des Corporis juris Fridericiani 1749, Pars I. lib. Il. Tit. III. 
18) Inftruct. v. 4. Auguft 1753. $. 113 (N. C. C. I, 1047). 


19) N. C. €. VII. Nr. 50. ol. 1613 f. Schon das R. v. 27. Novbr. 1765 
— — III, 1103) ſucht die „gar zu häufig vorfallenden Ehefcheidungen‘‘ zu bes 
ränken 
20) — N. II, 1. 88. 668 f. Damit verb. man Geſetz-Reviſion Pensum XV 
11, 1). ©. 38 f. 296 f. ornemann.a.a. D. 5, 219 f., den Anm. 33 cit. 
ntwurf, welcher S. 77 f. eine Ueberſicht des franzöſiſchen Nechts mit Nüdficht auf 
Sri Borfchriften des preuß. Rechts mittheilt und v. Savigny’s Anm. 38 cit. 
rift. 
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Darnach gelten ald Scheidungsgründe: 1) Ehebruch, welchem Sodos 
miterei und andere unnatürlice Lafter dieſer Art gleih geachtet wer: 
den, wie auch unerlaubter verdächtiger Umgang, welcher gegen richter- 
liches Verbot fortgefegt wird”). 2) Bösliche VBerlaffung. Dazu gehört 
noch nicht die bloße DBeränderung des bisherigen Aufenthalts, indem 
die Frau in der Regel dem Manne folgen muß (i. $. 141. ©. 569). 
Verläßt die Frau den Mann eigenmächtig und ohne rechtmäßigen 
Grund, und kehrt fie auf Anhalten des Richters nicht zurüd, jo fann 
der Mann auf Trennnng der Ehe dringen; auch ift der Mann nicht 
fhuldig, die Frau eher anzunehmen, bis fie ihren inzwischen geführten 
unbefcholtenen Wandel nachgewieſen hat). 3) Halsftarrige und fort 
dauernde Verſagung der ehelichen Pfliht”). 4) Ein auch während der 
Ehe erit entftandenes Unvermögen und andere unbeilbare körperliche 
Gebrechen, welche Ekel und Abſcheu erregen *). 5) Raferei und Wahn: 
finn, Die über ein Jahr ohne wahrfcheinliche Hoffnung zur Beſſerung 
dauern *). 6) Nachſtellung nach dem Leben, gefährliche Thätlichkeiten 
u. f. w.*). 7) Verübung grober Verbrechen, faljche Beſchuldigung 
des andern Ehegatten vor Gericht wegen ſolcher, Ergreifung eines 
ſchimpflichen Gewerbes ), 8) Unordentliche Lebensart*). 9) Ver— 
ſagung des Unterhalts der Frau”). 10) Veränderung der Religion ). 
11) Unüberwindliche Abneigung bei ganz finderlofen Ehen *). 


21) A. L.⸗R. $$.670— 676 (veral. Project des Corp. jur. Frid, lib. II. tit. 8. 
$. 35. Nr. IV. V. Edict von 1782 $$. 2—5). Dazu j. m. die Erläuterungen der 
in vor. Anm. eit. Lit., auch bei®ogt 2, 124— 136 und Erkenntniſſe bei Altmann 
Prarid S. 641— 643. 720. TAL, in Dove’s 3. für K.R. V (1865). 5. 125. 

22) Specielle Er augleich über den unbefannten Aufenthalt des ents 
wichenen Ehegatten u $$. 677— 693 (vergl. Project cit. Nr. VL 
Edict 1782. 88. 6— N Dazu — XV cit. S. 308 f. Bogt 2, 136— 140, 
Bornemanna. a. D. Nr 2. Altmann S. 643 —646. 

23) U. L.⸗R. $$. 694. 695 (vergl. Edict 1782. $. 10). Pensum KV cit. S. 
Fr Ta a. a. D. Nr. 3. Bogt 2, 140. 141. Altmann ©. 

24) A. 8.:R. $$. 696. 697. Pensum XV cit. ©. 334 f. Bogt 2, 141. 142. 
Bornemann a. a. D. Nr. 4. Altmann ©. 649. 

25) A. L.⸗R. % 698 (vergl. Project cit. $. 35. Nr. VIII. Edict 1782. % 2 
Pensum XV, cit. S. 339 f. Bogt 2, 142. Bornemann a. a. ©. 
Altmann S. 649. 

26) U. 8. * §8. 699 — 703 (vergl. Project cit. Nr. VII. Edict ie 12. kei: 
Pensum XV cit. S. 342 f. Bogt 2, 142. 143. Bornemanna, a 
Altmann ©. 69 — 651. 

27) A. L.⸗R. ss 707 — 704 (vergl. Project cit. Nr. VII. Edict $. 12). Pen- 
sum XV. eit. S. 348 f. Bornemann a. a. D. Nr. 7. Bogt 2, 143. 144. 
Altmann ©. —— 

28) U. L.-R. $$. 708— 710 (vergl. Kae 68. 14. 15). Pensum XV cit. S. 
355 f. Bornemann a. a. D. Nr. 7. Bogt 2, 144. 145. Altmann S. 656. 

29) A. L.-R. $$. 711— 714. f. Pensum XV cit. S. 3858 f. Bornemann 
a. a. O. Nr. 8. Bogt 2, 144. 145. Altmann ©. 657. 

30) A. 8.:R. $. 715. * §8. 36. 108. 951. ſ. Pensum XV cit. S. 360 f. 
Bornemanna. a. O. Nr. 9. Vogt 2, 145. 

31) U. S.⸗R. $$. 716— 718 (vergl. Edict $. 17). ſ. Pensum XV cit. S. 
364 1. (dafelbft S. 369 die bemerkenswerthe Cab. D v. 26. Mai er Sein 2, 
145 — 147, Bornemann a. a. DO. Nr. 10. Altmann S. 657—65 
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Diefe Gefeßgebung, die zum Theil noch weiter in der Geftattung 
der Scheidung ging als Das Project des Corporis juris Frid. 
und das Edict von 1782”), wurde ohne Bedenken von irgend einer 
Seite zur Ausführung gebracht, ihre nachtheiligen Folgen konnten aber 
nicht ausbleiben, fo daß die Regierung die Nothwendigkeit einer Re— 
vifion des Eherechts „in Rückſicht des religiöfen und fittlichen Prin— 
cips“ anerkannte”). Demgemäß erfolgte die Ausarbeitung eines neuen 
Entwurfs 1830%), welcher aber im Wefentlihen doch die Vorſchriften 
des A. L.-R. aufrecht erhielt und deshalb nicht gebilligt wurde. Nun 
begann aber aud von kirchlicher Seite ein Anfämpfen gegen das be- 
ftebende Recht (I. den folg. $.), welches auf Andringen des Kronprin— 
zen ») einer neuen Revifion unterworfen wurde’), welche fi auf die 
Eheſcheidungsgründe und das gerichtliche Verfahren in Eheſcheidungs— 
fahen bezog. Während die nun eifrig fortgejegten Arbeiten für das 
leßtere nicht ohne Erfolg blieben (ſ. $. 145), iſt Dagegen die Legis— 
lation in Betreff der erjteren noch nicht zum Abichluffe gelangt. 

Für das materielle Recht wurde 1835 ein neuer Entwurf vorge: 
legt, der nach vielen Berathungen 1842 verworfen ward, indem eine 
neue Aufnahme der ganzen Arbeit genehm ſchien“). Das Ergebnif 
derjelben *) war ein Entwurf, mit deffen Prüfung man fi noch be- 
ſchäftigte, ald das Jabr 1848 die Weiterführung hemmte. Der Grund: 
gedanfe bei der Redaction war aber, daß die Ehefcheidungsgründe 
joweit abgeichafft werden müßten, als fie auf Willführ und Zufall be- 
ruben, denn e8 feien überhaupt nur diejenigen Gründe zuläffig, welde 
aus einer Verſchuldung der Ehegatten hervorgehen. Demgemäß ging 
der Antrag dahin: Es find als Scheidungsgründe aufzuheben 1) ae 
genfeitige Einwilligung; 2) heftiger und tief eingewurzelter Widermwille ; 
3) blos verdächtiger Umgang gegen richterlichen Befehl; 4) mangeln: 
der Nachweis des unbejcholtenen Wandels einer Frau, die fih von 
ihrem Manne entfernt hatte; 5) Unvermögen und körperliche Gebrechen, 
welche erft während der Ehe entitanden find. — Wegen Berjagung der 
ehelichen Pflicht, Nachitellungen nad) dem Leben u. f. w., grober 
Verbrechen, unordentlicher Xebensart follte fünftig nur dann auf Ehe— 
fheidung erkannt werden, wenn das Ehegericht nad) der bei. Beſchaffen— 





32) Der Grund Nr. 3 (Anm. 23) fehlt im Project, der Nr. 4 (Anm. 24) ift 
fogar im Project $. 12 und im Edict $. 10 verworfen u. a. m. M.f. v. Savignv 
(Anm. 38 cit.) S. 258 f. 

33) Cab.⸗O. v. 15. Januar 1825 (Entwurf eines Eheſcheidungs⸗Geſetzes. — Ale 
Manufer. gedr. — Berlin 1834. 4. S. 70). 

34) Es ift die bier ftets in Bezug genommene Gefeß-Revifion (Anm. 20). 

35) Schreiben v. 14. Febr. 1834 (f. den Anm. 33 cit. Entwurf S. 67), verans 
laßt durch die Schrift v. Gerlach's (folg. $. Anm. 3). 

36) Cab.=D. v. 26. Febr. und 26. März 1834 (cit. Entwurf S. 68. 69). 

37) Cab.⸗O. v. 28. Febr. 1842 (Entwurf einer B. über Ehefcheidung vorgelegt 
von dem Min. für Revifion der Gejege im Juli 1842. 4. S. 45). 


38) M. f. überhaupt (v. Savigndp) Darftellung der in den preuß. Geſetzen 
über die Ehefcheidung unternommenen Reform. Berlin 1844, wiederholt mit einer 
u in v. Savigny’s vermifchten Schriften (Berlin 1850). B. 5. 

. 222 7, 
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beit des vorliegenden Falles die Ueberzeugung gewinnt, daß durch die 
Schuld des verklagten Theil die Ehe in nicht minderem Grade zerrüt: 
tet worden ſei, ald durch Ehebruch oder bösliche Verlaffung geſchehen 
jein würde. — Uebrigens jollte in den Fällen, in denen die Klage 
nicht auf Ehebruch, bösliche Berlaffung, Raſerei oder Wahnſinn, arobe 
Verbrechen, Nachftellung nach dem Leben gegründet worden, nicht ſo— 
fort auf Ehefcheidung erkannt, jondern zuvor erft eine 1- bis 2jährige 
Trennung von Tiſch und Bett ausgeſprochen werden. 


Die bier aufgeftellten Prinzipien der noch beizubehaltenden abio- 
futen und relativen Scheidungsgründe, bei welchen leßteren die zeit 
liche Zrennung als Sühnefrift angenommen wird, jind feitdem feftge- 
halten, doch iſt für Die demgemäß redigirten neuen Entwürfe eine 
übereinftimmende Beichlugnahme der drei Factoren der Geſetzgebung 
bisher nicht zu erzielen gemwefen *). Dies hat die Folge gehabt, daß 
die Kirche einen eigenen gefonderten Wen betreten, den fie gemäß 
Art. 15 der Berfaffung zu verlaffen nicht genötbiat werden fann. In 
wiefern die geftörte Einheit wieder hergeftellt werden dürfte, wenn das 
bürgerliche Gejeß zu Stande gekommen jein wird, wird fi erft nad 
dem Inhalte defjelben bemefjen laffen. 


$. 144. 
Fortſetzung. 


(Die Eheſcheidung vom Standpunkte der Rirche und die 
Wiedertrauung Heſchiedener.) 


Der preußiſche Staat und die evangeliihe Kirche ſtanden in der 
Beurtheilung kirchlicher Fragen, inbei. in den ihrem Wefen nad ge 
mifchten Angelegenheiten, wie Eheſachen, im Ganzen ') bis in die 
neuere Zeit in — ———— Es konnte dies auch nicht füglich anders 
ſein, da das Regiment der Kirche und die Leitung des Staats ſich in 
derſelben Hand befanden. Die Ueberzeugung von der Nothwendigkeit 
der Auseinanderſetzung von Kirche und Staat fing aber allmählig an 
Eingang zu gewinnen und die traurigen Erfahrungen, welche im Ge— 
biete des Familienlebens gemacht wurden, veranlaßten den Quellen 
dieſes Uebels nachzuſpüren und zeigten als einen Grund deſſelben auch 
die leichtſinnige Weiſe der Eheſchließung, ſo wie die unchriſtliche Praxis 
der Ehetrennung. Nachdem man lange von Seiten der Kirche und 
ihren Dienern ohne Bedenken ſich in die bisherigen Zuſtände einge— 
lebt und das dieſelbe normirende Recht als verbindlich betrachtet und 


39) Es würde zu weit führen, wenn hier die Wandlungen nachgewieſen werden 
ſollten, welche die neueſten Entwürfe erfahren haben, ſo wie die aus den Berathungen 
darüber hervorgegangenen Beſchlüſſe. Das reichhaltige Material findet ſich vollſtändig 
in den ſtenographiſchen Berichten und in den Separatabdrücken der desfallfigen Ver— 
bandlungen. Berlin 1857. 1859 bei Deder. 


ann finden fih nur felten und vereinzelt. M. f. oben $. 140. S. 


JZacobſon, evang. Kirdenredt, 38 
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befolgt hatte ?), wurden allmälig Stimmen laut’), melde Zweifel er- 
wecten und, indem fie eine Verbeſſerung der Berbältniffe als notb- 
wendig nachwieien, zugleich den Rechtsbeftand felbft in Frage ftellten ). 
Seit 1831. fingen einzelne Geiftlihe an, die Scheidung auf Grund 
der Einwilligung, dann wegen gegenjeitiger Abneigung und wegen 
unüberwindlicher Abneigung nicht für zuläfftg zu balten und weigerten 
fih, wenn alſo Gejchiedene eine neue Ehe füliegen wollten, diefelben 
zu trauen, Die Behörden wiefen die mwiderftrebenden Geiftlichen zu: 
rück, erklärten, daß die Weigerung zu copuliren den Verluft des Amts 
zur Folge haben werde, geftatteten aber aud die Vollziehung der Trau- 
ung durch Stellvertreter. Insbeſondere fuchte jegt der Pfarrer Otto 
v. Gerlab in Berlin darzuthun, daß durch das Edict vom 17. Novbr. 
1782 (ſ. vor. $. ©. 576. Anm. 19) und das U. L.-R. die firengere Eoni. DO. 
von 1573 nicht aufgehoben fei, weil diefe als Kirchengefeß durch jene 
als weltliche Gejege nicht habe alterirt werden können. Die Grund: 
(ofigfeit diefer Auffaffung bedarf für Unbefangene jegt wohl nicht mebr 
eines weitern Bemeifes ®). Die damit im Zufammenbange ftehende 
vom preuß. Kronfundifate im Gutachten vom 30. April 1856 ausge— 
fprochene Meinung, daß evang. Pfarrer in Preußen nach den Grund: 
fügen des A L.⸗R. nicht gezwungen werden fönnten, die Trauung 
eines geſchiedenen Ehegatten bei Lebzeiten des andern gefchiedenen 
Theild zu vollziehen, wenn die Scheidung nicht aus jchriftmäßigen 
Gründen erfolgt jei”), ericheint eben fo wenig gerechtfertigt ®), obſchon 


2) Es erhellt dies nicht nur aus der Thatfache, daß es an jeder Spur feblt, als 
ob Geiftfiche die beftehenden ftantärechtlichen Geſetze etwa nicht befolgt hätten, weil 
diefelben für fie nicht verbindlich feien, fondern auch aus der geſammten kirchenrecht⸗ 
fichen Literatur, indem die meiftens für die Diener der Kirche zufammengeftellten 
Sammlungen obne Unterfchied noch geltende Ältere und neuere Geſetze als gleich ver: 
bindlich aufnahmen, wenn auch die leßteren von den früher angewendeten Borfchriften 
völlig abwichen. (M. ſ. deshalb die oben $. 9 ff. angeführten Schriften für den 
Staat im Ganzen und die einzelnen Provinzen.) 

3) M.f. def. Jul. Müller über die Wiedertrauung Gefchiedener, in der evang. 
K.:3. 1829 Nr. 22 f. — (v. Gerlach) über die heutige Geftalt des Eherechts. Ber— 
fin 1833 (aus der evang. 8.3. 1833 Nr. 78—80 beſ. abgedrudt, in 2. Aufl. 
1842). — Ueber Reform des Eherechts. Ein Vortrag gehalten auf einem Prov. : 
Zandtage 1833 (Berlin 1842). Damit vergl. v. Oppen Beiträge zuf Revifion der 
Geſetze. Köln 1833. Abfchn. TI. 

4) Detaild und weitere Begründung der folgenden Darftellung f. m. in der Dent: 

fhrift des D.:K.:M., die Verweigerung der Einſegnung der von geichiedenen Ehegatten 
beabfichtigten Ehen, in den Aftenftüfen des D.:R.:R. Ill, 1, 60 f. nebft den daran 
fich —8 Gutachten und Verhandlungen III, 2 und IV, fo wie in Richter's 
Beiträgen (vor. $. S. 575. Ann. 13 cit.) und in meiner Abhandlung: Ueber die Geltung 
der ar sang. K.⸗O. in der Gegenwart, in der 3. f. deutſches Recht XIX (1859). 
1,1. 34 f. 
5) Kirchenrechtliche Unterfuchung der Frage: Welches ift die Lehre und das Necht 
der evang. Kirche, zumächft in Preußen, in Bezug auf die Ebefcheidung und die Wies 
derverbeiratbung gefchiedener Perfonen? (aus der Erlanger 3. für Proteitantismus 
und Kirche abgedr.). Erlangen 1839. 

6) Ste ift ſchon im Min.zR. v. 10. Dechr. 1836 mit Recht behauptet. M. ſ. 
außerdem Richter Beiträge cit. S. 90, deffelben Beiträge zum preuß. K.⸗R. (Leip⸗ 
zig N S. 16—18, meine (Anm. 4) cit. Abhandlung S. 85 f. 

7) Das Gutachten findet fih in der evang. K.s3. 1856 Nr. 48, au bei Haus: 
bafter das ftaatsrechtliche Verhältniß der evang. Geiftlichkeit. Wernigerode 1856. 
8) M. ſ. meine cit. Abbandl. S. 41 1. Göfchen’s Gutachten in den Aktenft. 
des D. ⸗K.⸗R. III, 2, 402 f. Richter Beiträge zum KR. S. 17. Bergl. Anm. 
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allerdings eine Härte darin liegt, daß, wo wirkliche Gewiffensbeden- 
fen’) einen Geiftlihen hindern, eine aus frivolen Gründen gejchiedene 
Perfon wieder zu trauen, eine Nöthigung dazu gefeglich verfügt wer: 
den darf‘). Der Conflict wurde nun immer größer und führte zur 
Allerh. D. v. 30. Januar 1846"), nach welcher in Beziehung auf 
jolhe Trauungsverweigerungen es vorläufig bei den gejeglichen Bor: 
ichriften fein Bewenden haben follte, doc mit der Maßgabe, daß ge 
en die einzelnen, die Trauung vermweigernden Geiftlihen bis auf 

eitered mit Zwangs- und Strafmaßregeln nicht worzufchreiten jet. 
Für jept und bis die Kirche jelbft wieder zu feften und klaren Grund: 
fügen über das Eherecht gelangt fein werde und darnach die bürger- 
liche Gefeggebung reformirt werden fönne, werde es die Aufgabe der 
Gonfiftorien fein, in einzelnen Fällen weiterer Gonflicte eine vermit: 
telnde Ginwirfung zu üben. Gelinge auf diefem Wege nicht eine Aus— 
aleihung, fo fönne den Umftänden nah in Ertheilung unbedingter 
Dimiffortalien Aushilfe gejucht werden *). Demgemäß wurde feitdem 
verfahren *) und vom evang. O.K.-Rathe Dabei das Erforderliche de: 
clarirt ). Gin befriedigender Erfolg ließ fi aber für die Dauer auf 
diefem Wege nicht erzielen, ja die Geiftlichen bildeten fürmliche Ver: 
bindungen, um ihre jeitdem angenommenen Grundfäge zur Vollziehung 
zu bringen, zumal da die begonnene Reform der bürgerlichen Gejeß- 


10, wo aus dem Antrage des Aronprinzen fich ein Grund gegen die Anficht des Kron— 
ſyndikats ergiebt. 


9) M. |. 4. ®. wegen Berüdfichtigung derfelben bei Gopulationen Entſch. der 
reform. Prov.⸗Syn. Jülich 1778. $. 70, in meiner Gef. IV, 3. Url. S. 358. 
Nr. 1088, 


10) Ein mildes Perfahren, wie es den römiſch-kathol. Geiftlichen gegenüber ge: 
ſetzlich feftftand, auf die evangelifchen auszudebnen, mußte hierbei durchaus wünfchens: 
wertb fein. In diefem Sinne erflärte fich der Kronprinz in feinem Schreiben vom 
14. Febr. 1834 (vor. $. S. 578. Anm. 35) „Ich würde es für eben fo zweckmaͤßig, als im 
Recht begründet erachten, wenn wegen der Wiederverbeiratbung der Gefchiedenen für 
die Evangelifchen diefelben Grundjäge fanctionirt würden, welche Rückſicht der Katho— 
fifen in dem $. 287 des Anhangs zur A. G.-O. angeordnet find.” Nach diefem $. 
fann den kathol. Geiftlichen nicht zugemutbet werden, die zweite (Ehe eines Gefchiede: 
nen gegen die Grundfäge ihrer Religion dur Trauung zu vollgieben (f. meine cit. 
Abhandlung ©. 44 f.). 


11) Aftenft. des D.⸗K.⸗R. III, 1, 68. 
12) Darauf erging eine Anweifung an die Gonfiftorien am 24. Febr. 1846, 


13) Der Generalfpnode war diefe Angelegenheit auch zur Beratbung vorgelent. 
Dad Gutachten ihrer 8. Gommiffion hatte vorgefchlagen, den Kreisſynoden die einzel: 
nen Fälle zur Entfcheidung zu überlaſſen; doch kam es auf der Synode felbft zu feis 
ner weitern Bejchlußnabme mehr. 


14) So wurde insbef. beftimmt, dag von dem allgemeinen Dimifforiale nur unter 
der Vorausfegung Gebrauch zu machen jei, daß die Ebefchliefung in dem betr. Falle 
von Gonfift. für zuläffig erachtet worden (NR. v. 15. Juli 1852 in den Aktenft. 5, 
13; 9. v. 4. Aug. 1855 nebft Anlage von demfelben Tage a. a. D. 8, 61. 62, 
Ablehnung in dem Falle einer Trennung auf Grund gegenjeitiger Ginwilligung bei 
obwaltender Kinderlofigkeit; R. und Anlage v. 12. Detbr. 1855 (a.a. O. 8, 62. 03). 
Ablehnung im Kalle der Löſung einer finderlos gewordenen Ehe in der Abficht mit der 
Mutter des im Ebebruche erzeugten Kindes die Ehe zu fchließen. Vergl. auch wegen 
der Möglichkeit zu ——— Dispenſation R. v. 27. Novbr. 1855 u. a. (a. a. D. 
8, 64. 65), verb. oben $. 135. S. 541. Anm. 11). 
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gebung gehemmt wurde, ſo dag der Riß zwilchen Staat und Kirche 
immer größer wurde, was der D.:K.:Rath zu verhüten eifrigft bemüht 
war"). Es mußte nun um jo mehr darauf anfonımen eine definitive 
Löfung berbeizuführen. Zu dem Bebufe wurde in ausführlicher Weife 
vom O.-K.-Rathe die Berjchtedenheit der einzelnen Fälle und deren 
abweichende Behandlung dargelegt '), ſodann in einer bei. Denkichrift 
(ſ. Anm. 4) die ganze Sachlage entwidelt, damit daran weitere Be: 
rathungen geknüpft werden könnten. Nachdem dieje erfolgt waren '”), 
erging die Cab.“O. vom 8. Juni 1857'%), durch welde zwar noch 
nicht eine materielle Entſcheidung gegeben, zur Herbeiführung eines 
beffern Zuftandes aber angeordnet wurde, „daß die Geiftlichen in allen 
Fällen, in denen bürgerlich gefchiedene Ehegatten die kirchliche Ein; 
fegnung einer andern Ehe verlangen, dem Gonfiftorium Anzeige zu 
machen, die Conſiſtorien aber (vorbehaltlich des Recurſes für den ſich 
beichwert füblenden Theil an den Ev. O.K.-Rath) über die Zuläſſig— 
feit dev Trauung nach den Grundfägen des chriftlihen Eherechts, wie 
ſolches im Worte begründet ift, zu enticheiden haben follen.“ Ueber 
das demgemäß einzufchlagende Verfahren wurden von den einzelnen 
Gonfiftorien bef. Inftructtonen erlaffen'’). Indem man von dem Ge: 
danfen ausgeben mußte, daß die Grundjäße des früheren proteft. 
Eherechts, wie daffelbe vor der Gorruption feit der Mitte des vorigen 
Jahrh. in Hebung war, für die Praxis entſcheidend wären, fonnte 
man nicht bei den beiden fog. fchriftmäßigen Scheidungsgründen fteben 
bleiben und durfte eben jo wenig iqnoriren, daß nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles nicht nur dem unfchuldigen, fondern auch dem 
für fchuldig erklärten Theile die Eingehung einer neuen Ehe verftattet 
werden könne ®) Zu einer befriedigenden Erledigung gelangte man 
aber auch jeßt noch nicht, da die Reform der Staatsgefeggebung nicht 
zur Ausführung fam (ſ. den vor. $.) und inmitter® der Kirche jelbit 
fih wegen Der differenten Anfichten im O.K.-Rath und einzelnen Gons 
fiftorien eine einheitliche Praxis nur ſchwer erzielen lief. Der O.K.— 
Rath veranlaßte deshalb durch den Jmmediatberiht vom 25. Novbr. 
1858 *) die Allerb. Ordre v. 10. Februar 1859), in melcder der 
damalige Prinz-Regent feine Befriedigung darüber ausfpricht, daß der 


15) Beral. R. v. 29. Novbr. 1855 (Aktenft. a. a. O. 8, 65— 67, verb. Aktenſt. 
Il, 1, 67. 68). 

16) Erlaß v. 11. Febr. 1856 (Aftenft. III, 1, 68— 74). 

17) Die fchriftlihen Gutachten und die mündlichen Verhandlungen in der (Mon: 
bijou=) Konferenz 1856 find in den Anm. 4 cit. Aktenft. enthalten. 

18) Der wejentliche Inbalt findet fih im Eirc. des D.:K.:R. v. 15. Juni 1857 
(Aktenft. 9, 217. 218. Amtliche Mittbeil. Königsberg Nr. 149. K. A.⸗B. Bres: 
lau S. 65). 

19) Inftr. Breslau v. 12. Auguft 1857 (K. U.:B. S. 90. 91), verb. 23. Febr. 
18509 (K. U:®. S. 24). Königsberg v. 1. Octbr. 1857 (Amtl. Mitth. Nr. 163), 
verb. 12. Mai 1860 (a. a. D. Nr. 275). 

20) Aus diefen Gefichtspunften find die Entfcheidungen des D..K.eR. bervorges 
aangen, wie die Anm. 14 — 16 angeführten, und die, welche feit der Emanation der 
Cab.⸗O. vom 8. Juni 1857 publicirt find. M. f. R. v. 23., 27. und 28. Juli 1857 
(Aktenft. 9, 218— 221), v. 12. Decbr. 1857 (a. a. D. 223 — 226) in Beziebung auf 
bösliche Verlaffung; v. 25. Septbr. 1857 und 11. Jan. 1858 (a. a. 2. 9, 222, 
223) wegen jchlechter Wirtbichaft des Mannes und Verfagung des Unterhalts. 
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D.:8.,Rath bei den von ihm getroffenen Recurs» Entfcheidungen det 
Pflicht der Mäßigung und Befonnenheit, welche die Rückſicht auf die 
vorhandene Uebergangsperiode, auf die Lage des Staats und auf die 
Berfchiedenbeit der Meinungen in der Kirche felbit ihm empfohlen, 
eingedenf gewejen. Um die wegen der ungenügenden Befanntichaft 
der Mitglieder der Kirche mit diefem Standpunkte herrſchenden Miß— 
verftändniffe zu befeitigen, follen der O.-K.«Rath fih über die Grund» 
jäge feines Verhaltens öffentlib ausiprechen und damit zugleich erken— 
nen laffen, in welcher Weife er die künftig an ihn gelangenden Ge— 
ſuche beurtheilen werde. Uebrigens ſei dies nur etwas Vorläufiges 
und das Mißverſtändniß, als ob es ſich um einen dogmatiſchen Aus— 
ſpruch der Kirche” handle, ſei abzuwenden. Aber gerade weil der Er— 
laß eines Kirchengejeßes in dieſer Angelegenheit vor weiterer Ent- 
widelung der Berfaffung niche erfolgen fönne, ſei es nothwendig, 
daß in den Entſcheidungen der Conſiſtorien und des O.-K.⸗Raths 
kein Zwieſpalt hervortrete. „Ich beſtimme deshalb in weiterer Ent— 
wickelung der Ordre v. 8. Juni 1857, daß künftig die Conſiſtorien, 
wenn ihnen von den Geiftlichen, bei welchen ein aeichiedener Ehegatte 
Behufs feiner andermeitigen Berbeiratbung Aufgebot oder Trauung 
nachſucht, hierüber die vorgefchriebene Anzeige gemacht wird, und fie 
nicht die Genehmigung ertheilen zu dürfen glauben, fich der Entfchei: 
dung enthalten und nad erledigter Inſtruction lediglich gutachtlichen 
Bericht an den Ev. O.K.-Rath erftatten und dieſer dann darüber nad 
Maaßgabe der vorliegenden Materialien zu enticheiden haben ſoll.“ 
Indem zugleich die Erwartung ausgefprocden wird, daß cd dem D.: 

K.⸗Rathe gelingen werde, durch eigene Praxis und Belehrung feiner 
milderen Auffaffung auch bei den Eonfiftorien Eingang zu verichaffen, 
dürfe auch vertraut werden, daß die Geiftlihen in den Fällen, wo 
die Kirchenbehörde die Einſegnung für zuläfftg erklärt, den Wetfungen 
der verordneten Obrigfeit willia genügen werden. „Sollte diefe Er: 
wartung nicht in Erfüllung geben, fo will Ich zwar in Uebereinftim- 
mung mit der Ordre v. 30. Jan. 1846 einen Zwang auch) jet noch 
nicht angelegt wiſſen. Dagegen ermächtige Ih den Ev. D.:K Rath 
in ſolchem Falle für- Aufgebot und Trauung einen andern Geiftlichen 
zu jubftituiren.” Die für nöthig erklärte Inftruction in Betreff befie: 
rer Behandlung der Sühneverfuche an die Geiftlichen zu erlaffen, wird 
genebm gefunden. 

Diejer Ordre gemäß erging unterm 15. Febr. 1859 Die entſpre— 
chende Anweiſung an die Gonfiftorien 2°), zugleich mit einer Darlegung 
des vom O.⸗K.⸗Rathe feftgehaltenen Standpunftes, daß nämlich das 
Wort Gottes, dem in Geborfam in diefer Sache zu folgen fei, nicht 
ein Geſetz, ſondern ein Prinzip enthalte, das auf die Verhältniſſe 


21) Attenſtück 10, 267 - 279. 

22) Aktenſt. 10, 280. 281. Min.-Bl. des Inn. 1859. S. — = Königsberg 
amt. Mittheil. Nr. 223. K. A.-B. von Schlefien 1859. ©. K. A.⸗B. 
von — S. 23. 24. 

23) a. a. D. 281 —284. Min.⸗Bl. des Inn. 1859. S.48f. Königsberg amtl. 
Mitth. Nr. 293. K. A.⸗Bl. von Sctefien 1859. ©. 2—24. 8. A.-B. v. Weſt⸗ 
falen S. 24 — 26. 
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des Lebens mit Weisheit und Milde, zur Erhaltung der Heiligkeit der 
Ehe, aber auch zur Nettung der Perfonen und zum Schuße des Rechts 
angewendet werden fol. Demnach ift e8 in der Regel nur die Ver— 
ſchuldung, weldhe das Band der Ehe zu löjen geftauttet; aber dieie 
Verſchuldungen find nicht auf Ebebrucd und Defertion zu beichränfen, 
fondern aud auf andere Gründe auszudehnen, wenn fie fih als Zei— 
hen eined gänzlichen Vergeſſens feierlich beſchworener Pflichten und 
ald die Urfachen einer unbeilbaren Zerrüttung der Ehe erweifen. Un— 
zuläffig ift Dagegen der landrechtliche Scheidegrund der Willführ, Des 
einfeitigen heftigen Widerwillens und des Einverſtändniſſes bei ganz 
finderlojen Eben; auch muß es ein ganz befonderer Fall fein, in wel— 
hem der einem chriftlichen Gemüthe nicht mind unverftändliche 
Scheidegrund des Unglüds — der Krankheit des Leibes oder der Seele 
— als ein zuläffiger Notbbehelf follte angejehen werden können *). 
In Betreff des früher allgemeinen Grundjages, daß ein Recht auf die 
MWiedertrauung dem fchuldigen Theile nicht zuſtehe, iſt es dem evang. 
Beifte entiprehend, wenn dem Schuldigen vorläufig und bis dabin 
die Trauung verfagt wird, wo er durch feinen Wandel Zeichen oder 
innerliche Umkehr gegeben hat *). 


In diefem Sinne ift feitdem die kirchliche Praxis, nicht als eine 
Art geiftliher Gerichtsbarkeit in Eheſachen, die nicht mehr beftebt, 
jondern als ein Urtheilen über die Zuläfftgfeit einer geiftliben Amts— 
bandlung aebandhabt, und mit Rüdfiht auf die gemachten Erfahrun— 
gen beftimmter geregelt ?%); auch ift die für die fünftige Hebung nicht 
unmichtige Betheiligung der Gemeindefirhenräthe bei den Trauungs— 
ſachen Geſchiedener angeordnet worden “). 


Der Erfolg der ernſteren Praxis in dieſer Angelegenheit kann ſich 
der Natur der Sache nach erſt allmälig einſtellen. Nachdem ſo lange 
das Bewußtſein von der Heiligkeit der Ehe ſoſtematiſch abgeſchwächt 
worden, fann daſſelbe auch nur im Laufe einer, ja mebrerer Genera- 


24) M. vergl. dazu den Erfah v. 9. Juli 1859 (a. a. O. 11, 30. 40. Min.» 
Bl. des Inn. Nr. 8) ger Beſeitigung von Mißverſtändniſſen in Bezug auf das Girc. 
v. 15. Febr. d. J. . f. auch: Gefep oder Princip? ine bibliiche Erörterung über 
die Wiedertrauung Gefchiedener, in der neuen evang. K.:3. 1859. Nr. 17— 19. Gr: 
(aß v. 7. April 1859 gegen die Proteftation der ev. K.:3. 1859. Nr. 27 im K. A.B. 
von Schlefien 1859. S. 49. 50. 


25) In allen Fällen, auch wenn es ſich um einen einem fremden Staate anges 
börigen Gefchiedenen bandelt, ift fo zu verfahren. Berf. v. 21. März 1859 (a. a. O. 
12, 110). . 


26) M. f. deshalb das Circ. v. 22. Nov. 1859 über den bei Beurtheilung von 
Trauungsgefuchen Gefchiedener zu Grunde zu fegenden Thatbeftand (a. a. O. 11, 
41 f.), das Circ. v. 2. Januar 1863 über die Inftruction von Trauungsgefuchen Ges 
fchiedener © a. D. 15, 308. 309. K. A.⸗B. von Schlefien 1863 S. 9, Weftfalen 
S. 18). Erf. v. 13. Rovbr. 1861 (8. A.⸗B. von Münfter S. 103, Schlefien S. 
145. Königsberg amtl. Mitth. Nr. 343), daß fein Geiftlicher a ee Eigen 
Anträge zurüdweifen darf. Erlaß des Gonf. Königsberg v. 21. Mai 1862 (amtl. 
Mittb. Nr. 354) wegen der gutachtlichen Aeußerung der Superintendenten bei ſol— 
chen Fällen. 


27) Verf. v. 29. Aug. 1861, 28. April 1862 (a. a. D. 14,240 f. 8. A.⸗B. 
von Schlefien 1862 S. 61. 62). ; 
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tionen wieder zu neuem Leben gefräftigt werden, Zuvörderſt ift die 
fichtbare und nicht unbedeutende Abnahme der Ehefcheidungen als ein 
Reſultat der firhlichen Beftrebungen anzuerfennen %. Es fteht dem: 
nad zu erwarten, daß gewiſſe Scheidungsgründe nach und nach ver— 
ſchwinden werden. und daß eine faktiſche Nothwendigkeit die Aenderung 
der noch immer nicht zum Abfchluß gelangten bürgerlichen Gefeßgebung 
zur Kolge Haben wird. 


$. 145, 
Verfadren in Ehefcheidungsfachen '). 


Eheſtreitigkeiten, zumal wenn ſie die Trennung der Ehe berühren, 
ſind nicht einfache Privatſachen und daher dem Belieben der Parteien 
entzogen. Ihre Erledigung kann nur unter Mitwirkung der Kirche 
und des Staats mit rechtlichem Erfolge herbeigeführt werden, es ſei 
im Wege des Prozeſſes oder mit Ausſchluß des Rechtsweges "). Die 
Grenzen der beiderjeitigen Gompetenz find gejeglich beftimmt. 


Während die römiſch-katholiſche Kirche für ſich die Gognition in 
Eheſachen, fomeit die Subftanz der Ehe in Krane fommt, allein in 
Anſpruch nimmt, bat die evangelifche Kirche die Kurisdictionalia über: 
haupt dem Staate zuerfannt, welcher dem Bedürfniffe entfprechend den 
Bonfiftorien diefelben übertrug. Späterbin ift aber dieſe Gerichtsbar— 
feit wieder aufgehoben und in der Regel den weltlichen Behörden 
überlaſſen; doch ift, eine gewiffe Theilnahme der Kirche gewöhnlich bei- 
behalten. Was insbefondere Preußen ?) betrifft, jo bat die Behand» 
fung der Eheprozeffe durch die Konfiftorien feit 1748 aufgehört (ſ. oben 
$. 143. ©. Anm. 15). Das Verfahren wurde nun im Zufammenbange 
mit dem gefammten PBrozeßrechte geregelt, behielt immer aber doch in 
manchen Beziehungen Eigenthümlichfeiten, welche auch wiederholt ge— 
wechielt haben, Indem vor allem das öffentliche Intereſſe hierbei 
wahrgenommen werden mußte, ift bei der neueren Reform der Geſetz— 


28) Schr lehrreich find die ftatiftifchen Mittbeilungen,, welche jährlich der Ev. 
O.⸗K.-Rath aus den Berichten der fännntlichen Gonfiftorten bierüber —— 
M. ſ. deshalb die Nachweiſungen von 1858 bie 1862 in den Aftenft. 10, 258 f. 
48 f. 13, 1851. 14, 235. 15, 309 f. Damit vergl. den von dem Mr Bear 
gemachten Bericht im Juſt. Min⸗Bi. 1861. Nr. 36. 


1) Da bier nur joweit diefer Gegenftand erörtert werden foll, als eine Mits 
wirkung der Kirche ftattfindet, fo genüge wegen des Allgemeinen die Hinweiſung auf 
Wiefe Handbuch des K.⸗R. lii, 1, $. 426, wo die ältere Litergtur zugleich angeführt 
ift. Dazu füge man Strippelmann Ehefcheldungsreiht. Gaffel 1854. une 
Beiträge, zur Gefchichte des Defertionsprogeffes nach evang. KR. NR. in Dove}. 
en II (1862). S. 1 f. 


La) M. j. über Fälle, in denen der Rechtsweg unzuläffig ift, Altmann 
Praxis ©. 714 f 


2) — 5, $. 367, Sipters 48. Koch preuf. Fri (3.4. 
Breslau 1855). $. 413 f. Heffter Givifprogef (Berlin 1856). $$. 20 
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gebung auf diefem Gebiete °), deren Rejultat fi im der Verordnung 
über das Verfahren in Eheſachen v. 28. Juni 1844 concentrirt fin: 
det *), der gewöhnliche Prozeß infofern modiflcirt, als der Beweis nicht 
in blos formeller Weiſe zu führen tft, fondern materiell die Ueberzeu— 
gung des Richters erzielt wird; Daß das perfönliche Ericheinen der 
Parteien notbwendig ift und vorzüglicd die Mitwirkung eines Organs, 
weldem auferlegt ift, das Recht und die Würde der Ehe zu vertreten, 
unbegründeten Scheidungsflagen zu mwideripreden und in zweifelhaften 
Fällen die Ermittelung der Wahrbeit zu überwachen und zu befördern. 
Bei der Einrichtung dieſes Inſtituts folgte man dem Borgange der 
römiſch-katholiſchen Kirche, fo daß der Staatsanwalt dem defensor 
matrimonii nachaebildet iſt). Was aber die Mitwirkung der Kirche 
betrifft, jo ift diefelbe durch den geiftliben Sühneverſuch?) ver: 
mittelt. Zwar ift jehon dem früheren preuß. Recht Dderfelbe befannt 
und ibm ift aud eine große Bedeutung beigeleat”), indeffen war der 
Erfolg im Ganzen geringer, da erft dann die Sübne verfucht wurde, 
nachdem die Parteien bereits ihre Sache beim Gerichte anhängig ge 
macht batten und die Entzweiung meiftens ſchon unbeilbar geworden 
war. Durd die B. von 1844 iſt Died zweckmäßig geändert. Es fann 
hiernach“) die Eheicheidungsflage erft dann angenommen werden, wenn 
durch eim Ntteft des competenten Geiftlichen ?) nachgewiefen wird, daß 
er auf Die Anzeige des Ehegatten, welcher die Scheidung beabfichtiat, 
die Sühne verfucht bat, dieſer Verfuch aber fruchtlos geblieben tft '). 


3) M. f. darüber vorzüglich (vd. Savigndy) Darftellung der in den preuß. Ges 
fepen über die Ehefcheidung unternommenen Reform. Berlin 1844 und in des Berf. 
vermifchten Schriften (Berlin 1850). B. V. ©. 222 f. ©. 308 f. 


4) G.⸗S. 5. 184 f. Boat 2, 128 f. 
5) Vergl. den Art. defensor matrimonii in Herzog's prot. Enchelopädie 3, 
1. 312. 


6) Gutachten des D.:Trib. v. 19. Octbr. 1847, im Juſt.⸗Min.«“Bl. 1848 Nr. 1. 
Korb der geiftliche Sühneverfuch in Ebefcheidunasfachen nad der V. v. 1844. Berlin 
1852 (Juſt.⸗Min.⸗Bl. 1852. Nr. 37). 


7) A. G.O. I, 410. $$. 5 —27. 48. A. L.-R. II. 1. $$. 727. 730, 
8) B. v. 28. Juni 1844. $. 10. 


9) Zwar beftimmt fich die Competenz des Geiftfichen im Allgemeinen nach dem 
MWobnort der Pfarrgenoſſen (j. oben $. 57), mit Recht bemerkt aber Korb (a.a. O.) 
unter Bezugnahme auf A. G.:0. 1. 40. $$. 24. 26 und Anhang zur A. G.-O. 1. 
10. $$. 24. 26 und Anhang zur U. 6,0. $. 289, daß der Seelforger, auch wenn 
er nicht Pfarrer des Kirchfpiels ift, als competent angefeben werden fünne. Das 
eigentliche beichtväterfiche Verhältniß ift indeffen nicht fchlechtbin entjcheidend, da aud 
en Seiftfichen ein gerichtlicher Auftrag zur Anftelung der Sühne ertbeilt wer: 
den fann. 


10) Eine Ausnahme tritt ein 1) wenn der verflaate Theil edictaliter vorzuladen 
ift (®. v. 1844. 8.15); 2) wenn der abtrünnige Ehegatte nicht erreichbar ift (a. a. O. 
$. 68); 3) wenn der eine Theil inbaftirt ift, fann der andere in Kreibeit befindliche 
Theil zum Grfcheinen vor dem Anftaltsgeiftlihen, der über jenen Parochialrecht bat, 
nur freundlich aufgefordert werden, freiwillig zu erſcheinen (Min. v. 5. Juli 1847 
im Min. = ®l. des Innern S 255. Vogt 2, 133. d, verb. Erf. v. 28. Januar 
1861 in Strietborft Archiv 40, 166— 168. Altmann Praxis S. 683. 684). 
4) Bei Klagen auf Nichtin= oder Ingiltigkeitserflärung einer Ebe ift der Sübnever: 
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Beide Theile find verbunden fich zu dieſem Sühneverfuche vor dem 
Geiftlihen zu geftellen. Nötbigenfalls ift der verflagte Theil dazu 
durch feinen perfönlihen Richter anzubalten. Das Ausbleiben des 
flagenden Theil wird als Zurüdnabme feiner Anzeige betrachtet "). 
Bei gemifchten Ehen ift jeder Theil nur vor dem Geiftlichen feiner 
Gonfeffion zu ericheinen verbunden. Das Atteft wird in diefem Kalle 
von dem Geiftlihen jeder Gonfeffion befonders ausgeſtellt). Das 
Atteft muß ertbeilt werden, wenn feit der an den Geiftlichen zuerft 
ergangenen Anzeige vier Monate verfloffen find, ohne daß die verfuchte 
Sühne zu Stande gefommen if). Das Atteft hat nur zu berichten, 
daß der Sühneverfuch vergeblich angeftellt worden, dagegen nicht wei-. 
tere Mittheilungen über die Erklärungen der Gatten, die von ihnen 
angeführten Ehefcheidungsgründe u. f. w. zu machen, weil die Aufgabe 
des Geiftlichen eine rein feelforgeriiche ift '%). Die Attefte find gebüh— 


fuch nicht erforderlih (Erf. v. 15. April 1847 in Strietborft Nechtöfälle 1, 3 — 
46, v. 8. Auli 1850 in den Entfh. des D.=Trib. 20, 244. Altmann Praxis 
S. 6885. 


11) B. von 1844 $; 11. Die Satten müffen fich verfönfich ftellen und der Geiſt— 
fihe bat fich nicht auf Schriftliche Merbandfungen, beſonders mit Rechtsanwalten eins 
zufaffen. (Gire. v. 7. Auauft 1846, Erl. des Juſt.-Min. v. 23. Novbr. 1846 im 
Juſt.⸗Min-Bl. Nr. 43.) Zweckmäßig ift es übrigens, daß der Geiftliche erft jeden 
Theil befonders vernimmt und darauf die Konfrontation eintreten läßt. Der Geiftliche 
bat nur feelforgerifch einzuwirken und fich nicht auf.die juriftifche Begründung der bes 
abfichbtigten Scheidungsflage einzulaffen. (Das Geſetz von 1844 unterfcheidet auch die 
nerichtlichen Sühneverfuche im $. 38 von den durch den Geiftlichen vorzunehmenden.) 
Insbefondere haben die Geiftlichen auch die Parteien darauf binzuweifen, daß ihnen, 
falls fie nicht aus Gründen des chriftlichen Eherechts aefchieden werden, behufs einer 
anderweitigen VBerheiratbung die Trauung nicht gewährt werden fann (Erf. des Goni. 
Königsbera v. 25. Juni und 20. Novbr. 1857 in der amtl. Mittb. Nr. 149. 169.) 
Der Behufs der Statthaftigkeit der Ebefcheidungäflage wegen böslicher Verlaffung ers 
forderliche vorbergebende Sühneverfuch des competenten Geiftlichen muß vom perföns 
lichen Gerichte direct veranlaßt fein, und reicht daber ein vom Magenden Ehegatten, 
wenn gleich zufolge Aufforderung des perfönlichen Gerichts, veranlaßter geiftlicher 
Sühneverſuch * Statthaftigkeit der Klage nicht bin (Erf. des O.⸗Trib. v. 25. Juni 
1860 in Strietborft Archiv 38, 73 f.). 


12) ®. v. 1844 $. 12. lieber die Nothwendigfeit des aeiftlichen Sühneverfuch bei 
gemifchten Eben ſ. m. Erf. des O.-Trib. v. 14. Dechr. 1860 (Strietborjt Archiv 
40, 100 — 103. Altmann Praxis S. 083). Wenn ein römifch = fatbolifcher Geiſt— 
liher dem Gerichte gegenüber fich weigert, die Sühne vorzunehmen und darüber ein 
Atteft auszuftellen, To erfegt die Erflärung darüber die Stelle des Atteftes über die 
Fruchtfofigteit des Sühneverfuhs (DB. cit. $. 72. Entſch. des O.-Trib. B. 40, S. 
365 f. Strietborft Arhiv 21, 245 f. Altmann Praxis S. 184. 685, vergl. 
Hinſchius preuß. Anwaltszeitung 1863 Nr. 24. 1865 Nr. 2 5, 20 f.). Gin modis 
feirte® Verfahren tritt ein 1) bei Diffidenten nad $. 18 der V. v..30. März 1847 
(G.⸗«S. S. 125); 2) wenn der Aufentbalt eines abtrünnigen Ebegatten befannt und 
erreichbar ift und ein anderer Geiftlicher zugezogen werden fann (V. v. 1844. $. 62); 
3) wenn die Notbwendigfeit dabin führt, den Sühneverſuch gar nicht oder in abweis 
chender Weife anzuftellen, 3. B. bei Klagen wegen Wahnſinns oder Naferei, oder wenn 
der andere Theil, ohne feinen Wohnfig dahin verlegt zu haben, fich im Auslande aufs 
bält (f. das Anm. 6 cit. Gutachten des D.-Trib.). 


13) ®. v. 1844. 8. 13. 


14) Korb a. a. O. 5,16. Es treten bier die Ghrundfäße ein, die vom Beichts 
fiegel gelten. M. j. oben $. 120. S. 493. 
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ven; und ftempelfrei auszufertigen **). Ueber die abgehaltenen Sühne: 
verjuche ift jährlich eine Yifte einzureichen *). 

Menn die Anzeige zum Zweck der Sühne erfolgt ift, Fann in den 
geieglich dazu geeigneten Fällen das Interimifticum regulirt werden '”). 
Diele u. dauert während des Prozeffes *) und ift oft das ge 
eignetfte Mittel die Sühne felbft herbeizuführen. 


Dritter Abfchnitt. 
Die firchlihe Auffiht und Disciplin. 


8. 146. 
Einleitung. 


Die gelammte Verwaltung der Kirche, melde fihb auf Inneres 
und Aeußeres, Formelled und Materielles bezicht und Ddiefelben in 
rechter Weiſe vereinigt, umfaßt eben jo die Herftellung der Ordnung, 
ale die Erhaltung und Förderung derfelben. Zu dem Behufe Außert 
fie fi, wie die jedes wohl organifirten Inſtituts, in geſetzlicher, auf: 
jehender und vollziehender Thätigfeit. Die Gefeggebung, fie ſei ge: 
meine oder partifulare, generelle oder fpecielle, rein kirchliche, ftaat: 
liche oder gemiſchte), bildet im Wefentlihen die Grundlage für die 
Auffiht, wie dieſe jelbft für die Ausführung der getroffenen Feſtſetzun— 
gen. Die Aufgabe diefes Abfchnitts ift aber darzulegen, wie ſich in: 
nerhalb der evangeliichen Kirdye Preußens im Anfchluffe an das ge: 
meine deutſche Recht in fubjeftiver, wie objeftiver Weile in eigen: 


15) Cab.⸗O. v. 11, Septbr., R. v. 9. Nov. 1846, Circ. v. 13. April 1847 
en ded Innern 1846. S. 197. 198. 1847 S. 355. Vogt 2, 133. 
b und c). 


16) Erl. des D.⸗K.⸗R. v. 13. Derbr. 1863, mitaetheilt durch das Conſ. Coblenz 
7. Januar 1864 (8. A.⸗“B. S. 6). Erl. des Conſ. Königsberg v. 4. Januar 1864 
(amtl. Mitth. Nr. 429). Conſ. Münfter 27. Jan. 1864 (8. A.:®B. S. 13). 


17) 2. v. 1844. 8. 55. 


18) A. L.⸗R. 11. 1. $. 723 5. U. G.O. 1. 40. $. 53. Vergl. Geſetz⸗Revifion 
Pensum XV. ©. 395 f. Ueber den Zuſammenhang des nterimiftifums mit der 
—— Separation u. ſ. w. ſ. m. die Nachweiſungen bei Altmann Praxis 


u. 


1) Ueber die preußiſchen Grundfäge bierüber, welche theils in der Einleitung 
zum A. L.⸗-R., theils mit Nückficht auf die verfchiedenen Materien an den entſprechen— 
den Orten des Geſetzbuchs behandelt find, ift an den betr. Stellen diefer Schrift das 
Erforderliche mitgetheilt. M. f. deshalb die angeführten Vorfchriften über die Geſetz— 
gebung überhaupt, die Reffortverbältniffe, die Gonceffionen, Privilegien, Dispenjas 
tionen u. v. a. 
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thümlich biftorifcher Weife die gegenwärtig vorhandenen Einrichtungen 
für die Ordnung der firhlihen Verwaltung geftaltet haben. Demnach 
fondert ſich hier die Lehre von der Aufficht und die von der Disciplin, 
von denen jener mehr die Conſervirung der beftehenden Ordnung, die— 
jer die Erledigung der Verletzungen derfelben zunächſt überwieſen ift. 
Obſchon beide im engen Zufammenbange ſtehen und fi gegenjeitig 
bedingen, deshalb auch in den Quellen oft zufammen behandelt find, 
tritt doch auch ihre Berfchiedenheit beftimmt genug hervor und fie 
find demnach gefondert darzuftellen. 


1) Die Eirhlihe Aufficht. 
8. 147. 
Begriff und Arten der kirchlichen Aufficht. 


Damit die in der Kirche beftehende Drdnung erhalten werde ifl 
die Auffiht in allen ihren Kreifen nothwendig. Diefelbe ift theils 
Folge, theils Vorausfegung für Die anderen Zweige der Verwaltung: 
denn aus ihrer Uebung erhellt die Beobachtung der vorhandenen Ge: 
jeße und fie veranlagt im Falle des bei ihrer Anwendung erfannten 
Bedürfniffes die Emanation neuer dafjelbe befriedigenden Normen '). 
Diefe Auffiht, welche insbejondere durch Viſitationen vollzogen wird, 
erftredt fih auf das ganze Kirchengebiet, welcdes nad allen Richtun— 
gen in Betreff der perjönlicen, wie fachlichen Verhältniffe von den 
damit beauftragten Organen der eingebendften Prüfung unterworfen 
wird. Dies geichieht bald in beftimmten Zeiträumen nach einer feften 
Negel (ordentliche Viſitation), bald je nach bejonderm Anlaffe, 
ohne vorherige Anzeige und Vorbereitung in überrafchender Weile 
(außerordentliche Bifitation) und umfaßt dann die ganze Kirche, 
wenn aud zunächſt nur eine einzelne Abtbeilung derfelben oder gewiffe 
Kreife, Orte oder Inftitute, gewöhnlich durch befonders beftellte Com— 
miffarien oder Deputirte, oder durch die ordentlichen Vifttatoren (all: 
gemeine und fpecielle Viſitation)). Die Aufficht ſteht im 
engen Zufammenbange mit der Disciplin der Kirche, wie die Seel: 
forge mit der Kirchenzucht, fie ift aber doch von ihr fern zu Halten. 

Die Eriftenz des heutigen Rechtszuſtands ift aus der hiſtoriſchen 
Entwidelung der Bifitation erflärbar und demgemäß in Diefem Ans 
ihluffe nachzuweiſen. Eine eigene Betrachtung erfordert auch der 
Hausbefuh nnd das Gebetverhör, als bei. Art der Vollziehung kirch— 
licher Aufſicht. 


‚ 1) Darin liegt auch wohl der Grund, weshalb bisweilen die Aufficht als Auss 
fluß der vollgiebenden Gewalt angefeben worden it (Eichhorn K.=:M. 2, 188 f. 
Dablmann Politit 1, 79 u. a.). 


2) M. j. über diefe Unterfchiede Boehmer jus ecel. Prot. lib. II, tit. XXXIX, 
r nn — finden ſich auch in allen preußiſchen Viſit.D. anerkannt. Vergl. 
. Anm. 1. 
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$. 148, 
Hefchichte der Kirddenvifitation '). 


Seit dem Urfprunge der Kirche erfchien die Auffiht über dieſelbe 
jo natürlich und nothwendig, Daß icon die Apoftel, dann die von 
Ihnen Abgeordneten und fpäter die Biſchöfe und ihre Gommiffarien 
(Archidiafonen, Arhipresbyter, Officiale u. f. mw.) Ddiefelben ftet8 ge— 
übt haben. Die Bifttation der Kirche blieb daher auch während des 
ganzen Mittelalters im Gebrauche und galt als das vorzüglichite Mit: 
tel, jeglichen Uebeln der Verwaltung zu begegnen, insbefondere die 
unfirchlichen Richtungen zu entfernen. Darum lag auch nichts näher, 
als daß die Reformatoren des 16. Jahrh. fie dringend empfablen und 
die Erneuerung der Kirche mit Ermittelungen der vorhandenen Män— 
el begannen und an fte Die Umgeftaltungen fnüpften, deren die Her: 
Keller der evangelifchen Ordnung bedurfte. So geſchah es im ganz 
Deutichland und zunächſt in den Gebieten, die gegenwärtig vollftändia 
oder theilweife dem preußiihen Staate angehören. Im Herzogtbum 
Preußen war gleich nad der erften Anerkennung des erneuten Glau— 
bens 1526 eine Inſtruction zur Bifitation erlaffen?), aus welcher nebft 
der vorangegangenen K.-O. und anderen desfalliigen Vorſchriften die 
jpäteren Berfaffungsverbältniffe des Landes hervorgegangen find ®). 
In Suchfen batte Ihon 1525 Luther den Kurfürften Johann dem Bes 
ftändigen für die ellmgeftaltung gewonnen und die Vifitationen folgten 
jofort, theils an einzelnen Orten, theil® in größeren Diftricten®). All: 
gemeinerer geſchah feit 1527 °), ſowohl in den K.-D., welche nicht 
nur fait überall aus den Bifttationsinftructtionen und deren Ausführung 


1) Thomassin vetus ac nova eccl. disciplina P, Il, lib, IT. cap. LXKXII f, 
J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. II. tit. XXXIX verb. meinen Auffak: Vi— 
fitation in Weiske's Nechtslerifon 13, 240 f. 


2) Meine Gef. der Quellen 1, 2. ©. 28 f. und Urk. Nr. IV. 


3) Vergl. oben $. 11. ©. 32. 33. Außer den el genannten Borfchriften 
find es bef. die Anftruction für die Bifitatoren v. 16. Juli 1618, 8. Oct. 1619, der 
Generalreceß v. 1638, die erneute Inſtr. v. 1. März 1666, wiederholt 5. Yan. 1699 
(Grube corp. const. Prut. P. 1. No. II — VI) und viele detaillirte Beftimmungen, 
die bier in Betracht fommen (a. a. O. verb, Beckher preuß. Kirchenreaiftratur S. 
75 1.). Darauf folgten die B. v. 3. Avril 1734 und 24. Octbr. 1735 u. a. m. (l. 
oben 5. 33). Boromsfi fortgefegte Kirchenregiftratur S. 7. 8 und deffelben neue 
Kirchenreaiftratur S. 84. 85. 

4) Für das aanze Fürftentbum Gifenach wurde ſchon 1525 die Pifitation anges 
ordnet, doch war fie zeitweife durch die Unruhen der Bauern in Thüringen unterbre: 
hen. M.f. G. Schmidt über den Viſitator Jacob Strauß, im DOfterprogramm des 
großherzogl. Realgymnaſiums zu Eifenach. Eiſenach 1863 und defjelben: Eine Kirchen: 
vifitation im 3. 1525, in Niedner’s 3. für die bifter. Theologie 1865. H. Il. 
Nr. V, 291290. 


5) Veral. die oben S. 63 Anm. 66 cit. Inftruction u. f. w. verb. Herzog 
Mealenchelopädie 7, 603 ſ. — Wegen einzelner, jetzt provinziell fächfiicher Gebiete 
ſ. m. 3. ®. die Protofolle der Viſitalion im Wittenberger Kreife 1528. 1533, in den 
neuen Mittheil. au& dem Gebiete biftor, antiquar. Forfchungen. (Galle und Rordbaufen 
1862.) IX, 3 u. 4. ©. 76 f. Danneif Protokolle der erften luth. Kirchenvifitation 
im Erzftifte Magdeburg. Magdeb. 1864. j. oben S. 54. Anm. 7. 
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bervorgingen °), fondern auch eigene Anleitungen zur Bifitation ent- 
halten ”), als in fpeciellen Artikeln und Mandaten ?). Ein Gleiches 
ward in Pommern?) und in den anderen Territorien ausgeführt. Was 
insbes. die Marf Brandenburg betrifft, fo wurde auc bier fogleich 
die kirchliche Viſitation eingeführt, eine die vorhandenen Gebrecdhen 
grümdfich befeitigende Ordnung erging aber erft 1573 '%), in Folge 
deren eine Generalvifitation veranftaltet und durd bei. Abſchiede den 
einzelnen Kirchen abgeholfen wurde "). Darauf wurden von Zeit zu 
Zeit wiederholt dergleichen Generalvifitationen im ganzen Lande, wie 
in einzelnen Provinzen angeordnet '), feit dem Anfange des 18. 
Jahrh. aber auch dauernde Localvifitationen den vorzugsweiſe für den 
Zweck der Aufſicht beftellten Infpectoren aufgetragen ”), Nicht anders 
war das Verhältniß auch in den rheiniich > weftfälifichen Gebieten '). 

Die bisher angeführten VBorfchriften beziehen fid) zunächft auf die 
Zutberifchen in diejen Territorien. Aber auch den Reformirten waren 
überall feit Beginn her die Kirchenvifitationen nicht minder ein wejent: 
liches Hilfsmittel zur Erhaltung der bei ihnen beftchender Ordnungen, 
Den Reformirten in den öftliben Landestheilen diente zur Befeftigung 
ihrer Einrichtungen vorzüglich die AInfpectionsordnung vom 24. Detbr. 
1713, bez. deren Nevifion von 1737, welche fie der Fürſorge des Ko: 
nigshaujes zu danken hatten “*). Ueberhaupt war die Organifation des 
gefammten Bifitationswefens in den Händen des die Kirche regierens 
den Staates, welcher auch vielfach in rein polizeilicher Weife und durd) 
polizeiliche Behörden die Aufficht über die Angelegenheiten der Kirche 
ausüben ließ. 


r 


6) Herzog NRealenchelopädie 7, 663. 


7) M. f. die Meberficht bei Richter die K.-O. II, 514. A. verb. die K.⸗O. 
der ev.⸗luth. Kirche Deutfchlands (Berlin 1824). S. 304 f. 


8) Gin Verzeichniß derfelben giebt Weber füchfifches KR. I, 2, 724 f. 766 f. 
(1. Anfl.) 11, 715 (2. Aufl.). 


9) Vergl. oben S. 39 und die dafelbft eit. Inftructionen. Balthasar jus 
pastorale 1, 824 f. 


10) Ueber diefe Ordnung, wie die ältere von 1543 u.a. f.m. oben 9.36. Du: 

mit verb. Joachims 11. Nevers v. 1550 (MyliusC. C. March. VI, 1. No. XXVII. 

> EL Drdnung und Saßunga von 1558 (Mylius a. a. D. I, 1. Nr. IV, 
263 f.). 


gr M. ſ. 3. B. den Vifit.Abfchied für Berlin von 1574 in Myliusa. a. O. 
1.2 V. S. 11 f. 


12) Mandat v. 18. Octbr. 1599 nebſt Inſtr. v. 9. Februar 1600 (Mylius 
a. a. D.L.1. Nr. X. XI. S. 341. 343 f. Reſolut. v. 1. Mai 1652 (Mylius 
a. a. D. VI, 1. Rr. CXV. S. 402). Nr. CXVII. S. 430. Nr. 4. Receß v. 26. 
Juli 1653. Nr. 4. nftr. der neumärk. Reg. v. 17. Febr. 1676 (a. a. O. 1.1. 
Nr. XL, S. 399). ®. v. 8. Febr, und 16. März 1710 (a. a. D. Nr. LXXVI. 
LXXVII. S. 433 f. verb. Porſt Bifitationspredigt nebft Anbängen). 


13) Inftr. v. 5. März 1715 nebft Neglem. v. 6. Mai d. 3. (Mylius a. a. O. 
Nr. - XCI. S. 513 f. 519 f.). V. v. 2. Febr. 1718 (N. C. C. II, Nr. XXIII. 
5. 1233). 


14) Im Allgemeinen f. m. deshalb meine Geſch. IV, 3 nebſt den Urkunden. 
15) Vergl. oben S. 28. Anm. 31. 
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Anders geftaltete ſich das Viſitationsweſen in den Gebieten, we 
nicht die territorialiftiiche Gonfiftorial=, fondern die funodale Presby— 
terialverfaffung in Herrſchaft ftand oder nur von confiftorialen Ele— 
menten durchzogen war: Denn in ihnen Tag zunächſt den Gemeinden 
jelbft und den über ihnen ftebenden firhliden Organen, vorzüglic 
den Synoden die Aufficht über alle Angelegenheiten der Kirche ob. 
Dabei machte e8 auch in der Hauptſache feinen Unterfchied, ob Die 
betr. Gemeinden dem futherijchen oder veformirten Bekenntniſſe zuges 
tban waren. So war ed namentlich in den Rheinlanden und in Weſt— 
falen, und bereit in der Zeit, als die Evangelifchen noch unter ſchwe— 
ren Berfolgungen ihr Dajein friften mußten '%), um fo mehr aber jeit 
dem 17. eyabıh., nachdem die Berfaffung als eine öffentliche zur An- 
erfennung gelangt war. Nachdem der reform. Gonvent zu Düren 
1610 eine einhellige Form dafür beftimmt und die erfte Generaljunode 
zu Duisburg in demfelben Jahre diefelbe angecrdnet hatte, wurde ins- 
befondere als wefentlic zur Form der Synoden gehörig feitgefegt, daß 
jedesmal deren Präfides auf derfelben die nöthigen Erfundiqungen 
über den Zuftand der Gemeinden einzuziehen hätten”). Außerdem 
. wurde aber auch durch die Inſpectoren die Vifitation noch befonders 
vollzogen *), Obſchon die Lutheriſchen den Synoden dieſe Aufficht 
gleihfalls überwiefen, fo trat doch das Inſtitut der Inſpectoren bier 
mehr in den Vordergrund '). Uebrigens find die Feſtſetzungen über 
die Bifitation auch in den weftlichen Zaudestheilen entweder mit den 
K.⸗O. verbunden oder ein Ausfluß derfelben und dienen zu ihrer Er 
gänzung *). 

So waren überall und infoweit nicht bei. Hinderniffe, wie Kriegs: 
läufte und dergl. eintraten die Kirchenvifitationen ſtets im Gebrauche 
und gewöhnlich ald zum Amte der Inſpectoren oder Superintendenten 
gehörig angeordnet. Demgemäß wurde auch den Gonfiftorien und In— 
jpectoren died mehrfach eingeichärft "*) und bei der Abfaffung des N. 
LER. diefer Gefihtspunft feftaehalten *'), auf eine nähere Specialifi- 


z 16) Bergl. meine Geſch. IV, 3. S. 83. 84 86. Urk. S. 83, Nr. 11. 106 
r. 11u. a. 

17) Meine Geſch. a. a. D. Urk. S. 163. Nr. 5. 6. S. 167 f. 169 Ar. 
VIII, 6. 

18) M. f. z. B. ordo visitandi in ducatu Julio 1623 (meine Gef. Ark. 
Nr. LXXVI. S. 209), Bifltationdregeln der Efever Synode 1654 und 1670 (a. a. O. 
Nr. LXXXIII. S. 215 f. 

19) M. f. 3. B. Naffauifhe K.D. 1536. cap. XIII. XIV und Bifitat.=C. 1570 
(meine Geld. Urk. ©. 593. 594), K⸗O. 1617. cap. IX (a.a.D. ©, 566). Wild: 
rheingräfl. K.⸗O. 1690. cap. V (a. a. D. ©. 595). Summar. Begriff der Luth. in 
JülicheBerg 1677 cap. 111 (a. a. O. Ur. S. 235) verb. Syn. 1683. P. 9, 10 
(a. a. O. 5. 238. Rr. 19). 

20) M. ſ. außer den vorbin cit. Stellen. auch die Soeſter Bifitat. » Artikel in 
meiner Gefh. a.a. O. Ur. Nr. LXIV. S. 156 f., verb. die Artikel v. 1737 
a. a. D. Nr. CVII. S. 261. 262. 

20a) M. j. 3. 2. Edict v. 29. September 1736 (Mylius C. C. I, 1. Nr. 
CXXXVI). 

21) A. L.-R. I. 11. $. 154. (Im J. und Il. Entw. ift diefer $. übergangen.) 
Vergl. oben S. 187. 193, und die vielfachen Anwendungen, von denen nachber im 
folg. Abfchnitte die Rede fein wird. 
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rung der Sache jelbft aber nicht eingegangen. Es war dazu auch ein 
eigentliches Bedürfnig nicht vorhanden, da die befonderen Anftructio: 
nen in den einzelnen Provinzen für ausreichend gehalten werden konn— 
ten. Mit Rückſicht auf die allmählig gemachten Erfahrungen, fo wie 
auf einzelne gelegentiich veranlaßte Entjcheidungen erſchien aber ſpä— 
terhin theild eine Erneuerung, theils eine Modiftcation und Ergäns 
zung der vorhandenen Vifttationsordnungen wünſchenswerth und dieſe 
iſt auch neuerdings vielfach erfolgt. Abgeſehen von gewiffen allgemei- 
nen Grundfäßen, die in der Verfaſſung und Ordnung der geiammten 
Zandesfiche liegen und daher ohne Unterſchied in allen Thei— 
len derſelben gelten *',), giebt es aber einzelne Eigenthümlichkei— 
ten in den verfchiedenen Provinzen, welche bei der neuen Re— 
daction der Drdnungen für Diefelben nicht außer Acht aelaffen werden 
fonnten. Die gegenwärtig geltenden Inſtructionen find nunmehr: 
Für Preußen, wo eine einzelne Verordnung nicht erlaffen ift, der 
Complex der fämmtlihen älteren und neueren Vorſchriften *), da die 
1811 beichloffene Revifion erfolglos blieb, auch die 1837 und 1847 
erneute Anregung nicht zur Ausführung fam?). Die beftehbenden Ge- 
jege find übrigens in bei., von Zeit zu Zeit erneuten Formularen zus 
fammengefaßt, welde ausgefüllt und von den Guperintendenten be: 
leuchtet den betr. Behörden, Conſiſtorien und Regierungen, zur Keunts 
nißnahme und weiteren Beichlüffen zugehen. ieje Formulare, ein 
Vifitationsreceg jeder einzelnen Kirche und ein tabellarifcher Bericht 
über das Schulwefen der einzelnen Kirchipiele, find nad den hervor: 
getretenen Bedürfniffen und den bei. Weiſungen der geiftlichen Oberen 
gegenwärtig in derfelben Form in der ganzen Provinz im Gebrauche**). 
Dazu fommen noch bei. Verfügungen über die Aufficht über die Geift- 
lichen *°) und die Vifitation der Ephoralparochien *). 


In der Mark Brandenburg, wo die Vifitationen auch bergebradht 
waren (f. oben Anm. 11 ff.), fehlte die rechte Einbeit, da die verſchie— 
denen Zandestheile bef. Ordnungen anwendeten. Die vom Gonfifto: 
vium am 16. März pub. Kirchen» und Schul-Pifit--O. vom 9. Febr. 
1830 °”) war nicht im Stande, die vorhandenen Gebrehen ganz zu 
befeitigen, zumal fie die abweichenden Protofolle der Regierungen ans 


— —— 





21a) Sie finden ſich daher in den allgemeinen —— im Entwurfe der Sy⸗ 
nodalordnung von 1817 $. 33 f. (M. ſ. oben S. 26 a. Ende) u. a. 


22) M. ſ. oben Anm. 3 (Bor Handbuch I, 58 ff.) und die weiterbin zu eiti— 
renden fpeciellen Borfchriften. 


23) R. des Min. v. 1. Octbr. 1818, v. 19. Aug. 1837. 


24) M. f. bef. die desfallfigen Erlaffe des Eonf. Königsberg in den amtl. Mittb. 
Nr. 52 (21. Febr. 1855), 96 (18. März 1856), 148 (27. Mai 1857), 178 (19. Febr. 
1858), 226 (3. März 1859), 262 (16. Xebr. 1860), 346 (27. Xebr. 1862), 437 
(16. März 1864). 


25) M. |. außer den vorhin cit. Erlaffen V. v. 12, Nov. 1855 (Amtl. Mitth. 
Nr. 80) nebft der B. v. 10. Mai 1849, ſowie v. 18. Febr. 1859 und 14. Febr. 
1862 (a. a. O. Nr. 222. 344). 


26) B. v. 26. Juli 1865 (Amtl. Mitth. Nr. 490). f. noch $. 149. 
27) In v. Kamp Ann. 14, 70 f. Vogt L, 196 f. 
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erfannte *), und nur durch bei. Verordnungen mußte denfelben mög» 
lichit abgebolfen werden. Weſentlich gefordert ift dieſe Angelegenheit 
durch eine neue umfaflende Ordnung vom 18. Auguft 1864 9), 

In Pommern (ſ. oben Anm.«9) find die in den älteren Gefegen 
enthaltenen und in Geltung gebliebenen Beftimmungen ®) in der An: 
ftruetion vom -24, Auguft 1864 vom Gonfiftorium unter Zuftimmung 
der Regierungen entworfen und vom O.-K.⸗Rath (24. Mai 1864) 
genehmigt worden. , | 

In Sachſen (Anm. 4 ff.) wurde nad der 1814 — 1815 erfolgten 
Einrichtung der Provinz auch der Kirchenvifitation eifrige Sorge zuge: 
wendet. Aus derjelben gingen die Gonfiftorialverordn. v. 1. Mat 1823, 
31. Mai 1827, 10. April 1834 u. a. °') hervor, welde die von jeher 
gerade in diefer Provinz beftehende Ordnung befeftigten. In Betreff 
einzelner Punkte fehlt es in den verfchiedenen Landestheilen bier aber 
nicht an bei. Abweichungen *). 

In Schlefien find Die feit dem preuß. Regimente ergangenen 
Vorschriften von 1742, 1748, 1789 *) nach mannigfahen Ergänzun— 
gen am 1. Dechr. 1826 als eine bef. Ordnung erlaffen, welche nad 
einer neuen Redaction unterm 6. April 1859 auögefertigt und am 
15. April d. 3. durch das Eonfiftorium publicirt wurde ). 

In Pofen war die Bifitation früher durch bei. Verordnungen ge: 
regelt und feit 1814 im Zuſammenhange mit dem ganzen Staate ein: 
gerichtet. In dem Eirc. v. 12. Juli 1831 wurde ein beftimmtes For: 
mular für die Verhandlung vorgefchrieben, dieſes jedoch durch die 
Ordnung dv. 9. Mai (vom Min. am 31. Detbr. beftätigt) 1838") auf- 
gehoben. Weitere Ergänzungen folgten durch die V. v. 4. März 1853 
und 31. Dechr. 1854. 

In Weftfalen und den Rheinlanden (f. oben und Anm. 16 f.) 
war im Laufe der Zeit nicht blos in den confiftorialen, fondern auch 
in den presbyterialen Diftricten die allgemeine Weife der Handhabung 
der Infpection zur Anwendung gekommen?) und dies konnte auch bei 
der Emanation der 8.:D. von 1835 nicht ohne Einfluß bleiben *). 


28) 8. 6 der cit. V. Während die Reg. zu Franffurt a. O. 4 Protokolle im 
Gebrauche hatte, je 2 für die Externa und Interna der Kirchen und Schulen, war 
für Potsdam nur 1 Formular vorgefchrieben, 

29) Brandenb. amtl. Mitth. Nr. 11. Mofer allg. 8.: Blatt 1864. S. 313 f. 

30) NeusBorpomm. Prov.⸗R. $. 823 ff. nebft den Motiven (1V, 28 f.). 

31) Schmidt der Wirkungskreis des Superintendenten S. 401. 

32) Schmidt a. a. D. S. 401 f. Binder Prov.⸗R. $$. 1480 f. Revid. 
Entw. v. Magdeburg $$. 249. 250. 

33) Vergl. die oben S. 47 cit, Geſetze. 

34) Außerord. Beilage * K. A.«“B. 1859. Nr. 8. Stiehl Centralblatt 1859 
Mr. 192. Aktenſt. des D.:K.:R. 10, 303 f. Damit verb. V. der Reg. Liegnitz v. 
27. Mai 1859 (K. A.⸗B. 1859. S. 70. 71), des Gonf. v. 7. Juli 1864 (a. a. O. 
1864. 5. 106). 

35) v. Kampß Ann. 22, 931 f. Vogt 1, 198 f. 

36) M. ſ. x B. die Inſtr. für Minden-Ravensberg v. 28. April 1740 (meine 
Geſch. IV, 3. Urk. Nr. CCLX. S. 514 f.). Wied» Runfelfche 8.» Difit.-O. 1782 
(a. a. DO. Nr. CCLXXXIX. ©. 554 f.). _ 

37) Rhein.sweflf. K.e⸗O. $. 38. Nr. 3 u. 8, 117. 144 — 146. 
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Daran fchloffen fi dem Bedürfniß und den Anträgen der Synoden ®) 
gemäß weitere Ausführungen und entiprechende Anftructionen ®). 

Eine allgemeinere Bedeutung haben endlich diejenigen Vorſchrif— 
ten, welche jih auf die Militärgeiftlihen und deren Beauffichtiguhg 
dur die Militär-Oberprediger beziehen *). 

Außer diejen für die ordentlichen Bifltationen in den einzelnen 
Provinzen beftehenden Ordnungen find jeit 1852 auch zunächft in den 
öftlichen, dann in den meitlichen Theilen des Landes beſ. Generals 
Kirchen: und Schulvifitationen abgehalten, für welche auch gegemwär- 
tig noch nad den auf Grund der Erfahrungen redigirten Inftructionen 
verfahren wird *). 


$. 149, 
Die Wollziefung der Kirchenvifitation. 


Die Hebung der firhlichen Aufficht liegt der Kirche und nicht dem 
Staate ob, weshalb auch ſowohl Seitens der Kirche dieſe Selbftftän- 
digkeit mit Recht betont wird '), als von Seiten des Staats feine 
Thätigfeit ſich theild auf Unterftügnng der Kirche ?), theils auf eigene 


38) Diefe finden fi) in den Protofollen der Synoden bei verfchiedenen Anläſſen, 
insbeſ. in den weftfälifchen in der Negel bei $. X: religiöfer und fittlicher Zuſtand 
der Gemeinden: und $. XI: Disciplinarordnung. - 

39) Diefe find enthalten theils in den Beicheiden der Bebörden, namentlich den 
Erlaffen auf die Anträge und Befchlüffe der Synoden, tbeils in befonderen Berordnuns 
gen. Wegen Weftfafen ſ. m, das ECirc. des Gonf. v. 21. Auguft 1853. (Vergl. VII. 
weftf. Syn. S. 34. 59. 60. 100.) Für die Mbeinprovinz fonımt bier indbef. in Bes 
tracht die Conſ.⸗V. v. 28. Febr. 1855 nebft dazu gehörigen Kirchenvifitationsfragen 
(bei Bramesfeld K.-O. für die Rheinprovinz ©. 256. 257 und Anhang XXIV. 
S. 92 f.), welche in. Stelle der V. v. 3. März 1837 u. a. (Hermens Handbuch 3, 
—— he ie 8.3. 1837. Nr. 62) getreten ift. (M. f. dazu noch IX. Prov.s 

yn. $. 100. 

* M. |. deshalb die Mil.-K.-O. vom 12. Febr. 1832. 88. 25—28 (Bogt 
2, 198). . 
41) M. ſ. def. die Inftruct. u. Erfaffe vom 12. Juli 1852, 15. Februar 1854. 
26. März 1856 u. a. (Aktenft. des D.:K.:R. 7, 19 f. 8,79 f. Boat 1, 208 f. 
Mofer allg. KR. Blatt Negifter u. d. B. Bifitat, = D.). 


1) Dies ift bei. feit der Auseinanderfeßnng von Staat und Kirche der Kalt. 

Demgemäß wird auch in den Erlaffen der Gonfiftorien hervorgehoben, daß den Bilitas 
tionsaeten der kirchliche Charakter immer mehr gegeben werden müffe u.a. M. f. 
3. 8. Erf. dos Conſ. Königsberg v. 21. Febr. 1855, 18. März 1856, 27. Mai 1857 
u. v. a. (Amtl. Mitth. Nr. 92. 96. 148). Ueber das Verhältniß des Staats, der 
früher fein Auffichtsrecht über die Kirche hierbei geltend machte ſ. m. meine Gefchichte 


4,83, 176. 

2) So erklärt ſich nicht nur die noch beftehende frühere Vorfchrift wegen der Aufs 
bringung und Beitreibung der Vifitationskoften u. f. w. (f. den Schluß des $.), fons 
dern auch die Beftimmung über die Anweſenheit verfchiedener Staatsbeamten bei den 
. Vifitationen, zur Erleichterung der Gefchäfte, Vermeidung des Streits u. a. (M. f. 

> die preuß. Imftruct. aus älterer und neuerer Zeit bei Becher Kirchenregiftratur 

. 76. 79. 80 u.a. Bord Handbuh 1, 58 u. a.) Dabin gehört auch die Vor: 
fchrift über die Anmwefenheit der Domänenbeamten bei der Decemseinnabme, welche mit 
den Bifitationen verbunden zu fein pflegt. (B. der Neg. Königsberg v. 7. Yan. 1803 
verb. mit D. v. 18. Auguft 1802, 29. Auguft 1813 u. a. m.). 


Jacobfon, evang. Kirchenrecht. 39 
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Unterfuhung nur da befchränft, wo die Natur des Gegenftandes die- 
jelbe fordert ?). 

"Die Pflicht der Aufficht liegt dem Kirchenregimente. ob, welches 
der beftebenden Berfaffung gemäß die allgemeinen Inftructionen erläßt, 
das Verfahren in bei. Fallen vorfchreibt, die Vifttatoren ernennt, fi 
die Berichte einfenden läßt und die emdgiltigen Verfügungen trifft. 
Hiernach hat dies gegenwärtig der Evang. O.K.⸗Rath und der Eul: 
tusminifter theils allein, theils in Gemeinfhaft, mit den ihnen unter: 
geordneten Behörden zu ordnen‘). Bon je ber baben aber die Ju— 
jpeetoren oder Superintendenten vorzüglich als das eigentlihe Organ 
der Kirchen- und Schulvifitation die Vollziehung derfelben nach den 
desfallfigen Inſtructionen übernommen, und auch gegenwärtig ift dies 
die Hauptaufgabe ihres Amtes’). Für die gewöhnlichen, ordentlichen 
Vifitationen pflegt außer dem betr. Geiftlihen und den fonftigen Be- 
amten und Dienern °) der Superintendent noch einen bei. Gebilfen 
anzunehmen), für die außerordentl. Generalvifitationen wird eine 
eigene Commiſſion beftellt 7). 

Die Vifitation bezieht fih auf das aefammte Kirchen» und Schul: 
wejen und umfaßt Daher alle in den Anftructionen, Formularen oder 
fonft bezeichneten Objecte. Bei aller Mannigfaltigfeit der für dieſen 
Zwed aufgeftellten Tabellen und Fragen laſſen fih im Wejentlichen fol 
gende Punkte als diejenigen bezeichnen, über welde je nach dem be: 
jondern Schema beftimmte Antworten und flatiftifhe Notizen oder freie 
Auseinanderfeßungen mitgetheilt werden jollen ®). 


3) So ift es bei Kirchhöfen u. |. w. zum Theil ſchon aus landespolizeilichen Rück— 
fihten. M. 1. 3. B. R. v. 16. Febr., 22. April, 31. Mai 1831 (v. Kamptz Ann. 
15, 351 f. Bon den Schulen würde ein Gleiches gelten; doc ift die Infpection im 
Zufammenbange mit der kirchlichen erhalten worden (f. Anm. 9). 


4) M. ſ. veshalb oben $$. 39 f. Die früber dem Minifter des Innern und der 
Section für den Cultus- und Unterrichts, ſpäter dem Minifter der geiftlichen Ange: 
legenheiten übertragenen Rechte der Aufſicht find nach dem neuen Neffortsfeglement auf 
den Ev. O.«K.«Rath übergegangen. 


5) Dergl. oben $$. 42 — 44 und den vorigen $. 


6) M. ſ. z.B. DV. Königsberg 24. Septbr. 1771, 16. Auguft 1773. Boromwsti 
Kirchenregiftratur S. 7. 8. vergl. Ann. 2, 


6a) So bejtimmt die brandenb. Vifit.-D. von 1864 $.3: „Der Suverint. wird 
trachten, einen ibm dazu geeignet erjcheinenden Geiftlichen der Diöcefe als feinen Ges 
bülfen zur Viſitation beizuzieben. — Die Wahl des Gehülfen ift dem Königl. Conſ. 
und der Reg. vor Beginn der Bilitation anzuzeigen. Die V. des Conſ. Coblenz v. 
28. Febr. 1855 $. 2 geftattet die Zuziehung eines benachbarten Pfarrers, obne aber 
die VBerantwortlichfeit des Vifitators aufzuheben und obme neue Koften. Aehnlich vers 
fügen die übrigen Gonfiftorien. 


7) Inftr. v. 15. Febr. 1854 $. 3. Vergl. den folge. $. . 


8) Es kann hierbei nur auf die im vorigen $. angegebenen Inftructionen und 
Kormulare bingewiefen werden. Es ift bier des Beilpield wegen aus den in der Pros 
vinz Preußen üblichen Formularen die Ueberficht entiebnt worden. Davon weichen d: 
Normen in anderen Provinzen bedeutend ab. So ift 3. B. in Pofen eine freie Be: 
tichterftattung dorgefchrieben, bei welcher die einzubaltende Drdnung der einzelnen Set 
aenftände aljo beftimmt ift: 1) Organifation neuer felbftjtändiger Prarrfyfteme. 2) Ges 
meinde = Ordnung. 3) Inneres Leben der Gemeinden. 4) Ueber das confeflionelle Le⸗ 
ben der Gemeinden, 5) Innere Miſſion. 6) Chriſtliches Bereinswejen im Allgemeinen. 
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Il. Die Kirche. 1) Das Kirchenperjonale (Berhältniffe der Geiſt— 
lichen, Kirchſchullehrer, andere Kirchendiener, Kirchenvorfteber und 
fonftige Mitglieder des Gemeinde - Kirchenratbs); 2) Kirchen» und 
Pfarrgrundftüde und Vermögen (Zuftand der Gebäude, Orgel, Kirch— 
böfe, Pfarrland, Wald, Predigerwittwenland u. ſ. w., Kapitalien); 
3) Kirhen= und Sculregiftratur; 4) Kirchenbücher; 5) Gefang in 
‚Kirche und Schule; 6) Gottesdienftlihe Ordnung und firchliches Leben; 
7) Confirmandenunterricht und Confirmation; 8) Gandidaten im Kirch— 
ipiele, 9) Diesjähriger Bifitationsact. Nah den hier folgenden 
eigenhändigen Unterfchriften des Superintendenten, des (oder der). 
Drtögeiftlihen, der Borfteher und des Kirchfchullehrers bilden 10) Gut: 
achtliche Acußerungen und Vorſchläge des Superintendenten in Betreff 
der Qualification, Dienftführung, Gefundheit u. ſ. w. der Kirchen » 
und Sculbeamten den Schluß. 


Der betr. tabellarifhe Bericht über 


I. Das Schulweſen des betr. Kirchiptels, welcher zuerft vom Los 
cal» Schulinfpector angefertigt und vom Kreis: Schulinfpector revidirt 
ift, enthält zuvörderft die Angabe der Zahl der Mittel» und Elemen- 
tarfchulen mit ihren Schulflaffen in der Stadt und auf dem Lande. 
Dann folgt 1) der Nachweis des Kapital» und Baarbeftandes der 
Kirchipiels - Schulkaffe und 2) der Ortsfchulfaffen. Hierauf werden die 
vorhandenen Mängel der Schulhäufer und Schulzimmer nach beftimm- 
ten Punkten nachgewiefen und demnächſt eine jpecielle Auskunft über 
die Verbältniffe der einzelnen Schulen ertbeilt, nämlich 1) Generalia 
(Name des Orts nebft Anzeige des Stiftungsjahres, der Patron, die 
zur Schule gehörigen Ortichaften); 2) Ertrag der Sculftelle aus den 
Naturalien, Nußungen und dem baaren Einfommen; 3) die Lehrer; 
4) die Schulfinder, mit dem Urtheil des Local» Schulinfpectors ?). 

Was die Zeit und die Zeiträume diefer Bifitationen betrifft, fo 
findet fih in den einzelnen Landestheilen feine ebereinftimmung. In 


7) Bermebrung der Gottesdienfte. 8) Fürſorge für Gonfirmanden und Gonfirmirte. 
9) Geſangbuch und Katechismus. 10) Sectenwefen, Separatismus. 11) Verbreitung 
der evangelifchen Kirche nach außen. 12) Kollectenwefen. 13) Schulwefen. 14) Kir— 
chenzucht. 15) Geiſtliche (Synodalconferenz, theolog. Lefezirfel, Bildungsmittel zur 
Belebung chriftlichen Sinnes). 16) Gantoren und niedere Kirchendiener. 17) Eandidaten. 
18) Beſondere Ereigniffe (Kirchenbauten, Ginweibung u. |. w.). In ähnlicher Weiſe 
hatte ausnabmsweife auch das Conf. Königsberg ftatt der Ausfüllung der Viſitations— 
receffe eine bloße Verichterftattung für 1858 gefordert (amtl. Mittb, Nr. 178. 226). 
Wieder anders ift die Faflung in den anderen Ordnungen. In dem Biele und daber 
auch in den Dispofitionen ftimmen fie aber im Ganzen überein. Bemerfenswertb ift 
nur, daß in der neueren Zeit einige Modificationen durch die veränderten Zeitverhält⸗ 
niffe ſelbſt herbeigeführt wurden, wie namentlich wegen der Conduitenliſten, welche feit 
1848 _ nicht mehr zu fübren üblich find (1. weftf. Syn. 5. 43 u. a.), und dann daß 
ewiffe Objecte einer bei. Fürforge der Bifitatoren empfohlen wurden, weil die Um— 
ände auf deren Förderung vorzüglich binwiefen. So namentlih wegen der äußern 
und innern Miſſion. M. ſ. Erl. des O.-K.-Raths v. 4. April 1853 (Aftenftüde 6, 
72. Allg. Kirchenblatt 1854. S. 62 f.). Min. R. v. 25. Auguft 1853 zur rbein.« 
weſtf. K.D. $. 145. Zufap 46. 
9) Wegen der Schufviiitation überhaupt ſ. m. auch A. L.-R. II. 12. $$. 12 f. 
49. Dftor. Prov.⸗R. Zufag 216 (Bord Handbuch 2, 12 f. Zeihe zum Prov.⸗R. 
S. 138 f.), ®. des Conſ. Münfter 4. Jan. 1859 (K. A.⸗B. —— 16) u. v. a. 
9 + 
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der Provinz Preußen beruht es jchon auf Älteren Borfchriften, daß 
jährlich die ſämmtlichen Kirchen und Schulen infpieirt werden. Die 
Bifitation kann vor dem Anfange oder nad dem Ende der Ernte voll 
zogen werden '%). Gin Gleiches ift auch in Pofen angeordnet ''). Da- 
gegen ift in der Mark ein dreijähriger Zurnus für alle Diöcefen vor: 
ejchrieben *). Daffelbe gilt im Allgemeinen auch von den übrigen 
Drosinen »), Der Tag der Bifitation ift nad den verjchiedenen In— 
ftruetionen bald ein Sonns, bald ein Werktag. Die Auswahl ift öfter 
dem Bifitator frei gelaffen, bisweilen aber befteht eine bindende Vorſchrift. 
So beftimmt die märfiihe O.: Die Vifitation wird in der Regel mit ibrem 
gottesdienftlichen Theile auf den Sonntag fallen::, während die jchlefiche 
vorschreibt: In der Negel beginnt dies Gefchäft an einem Wochentage 
und wird an einem Tage, wo in der Gemeinde ein Wochengottesdienft 
ftattfindet, oder wenn es jein fann am Sonntage beichlofjen '). 


Daß die Vifitation ſich auf alle Kirchen und Schulen des Bezirks 
erftrede ift allgemein angeordnet. Daß die Kirchen der Patrone, welche 
den Superintendenten nicht zulaffen wollten, dazu verpflichtet jeien, 
wurde fchon früher mehrfach eingeſchärft““). Auch die Filialfirhen und 
Gapellen müffen vifitiet werden '). Was die Kirchen der Superin: 
tendenten jelbft betrifft, jo ift jchon früher, abgefehn von Abweichun— 


10) M. f. die Erlaffe bei Arnoldt preuß. K.R. S. 92, Beckher, Kirchen: 
regiftratut ©. 79. 81 u. a. 


11) 2. v. 9. Mai (31. Oct.) 1838, 4. März 1853. 


12) Nach der Bifit.-D. v. 1573 follte in 10 Jahren das Land, das zu dem Bebufe 
in beftimmte Kreiſe getheilt worden, vifitirt werden. Die durch Inftr. v. 5. März 
1715 an Vifitation in je 3 Jahren ift feitdem feftgebalten (D. v. 18. Auguſt 
1864 $. 1). 


13) So in Pommern (die DB. v. 24. Mai 1864 geftattet einen Ajährigen Turnus, 
wenn fich mehr ald 4 Bifitationen ergeben würden). Eben jo in Sachſen. In Schles 
fien fol nad der D. v. 6. April 1859 $. 3 in Fleineren Sprengeln in 2, in größe— 
ren in 3 Jahren, wenn möglich, dad Ghefchäft vollendet werden. In der Rbeinpros 
vinz und in Weftfalen hält nach der K.O. von 1835. $. 38. Nr. 2 der Superinten- 
dent in der Regel in jeder Gemeinde alle 2 Jahre die Kirchenvifitation ab. Die Un: 
ausführbarfeit diefer Beftimmung bat das Conſ. Coblenz zu der Aenderung ar a 
daß nur alle 3 Fahre geſchehen dürfe (B. v. 16. April 1845, 28. Febr. 
1855 Nr. 1). 


14) Märk. O. $. 3, füchfifche $. 3. Aehnlich auch andere Erlaffe, wie die des 
Eonf. Eoblenz v. 28. Febr. 1855. Nr. 3. Die vommerfhe B. v. 24. Mai 1864 
fhreibt vor: Die gottesdienftl. Kirchenvifitation muß an einem Sonntage ftattfinden 
u, f. w. f. Anm. 16. 


15) R. v. 15. Septbr. 1698 (Grube Corp. Const. Prut. I, 99), 5. Mai 1723, 
25. Det. 1735 u. a. GBeckher Kirchenregiftratur S. 78. 79). 


16) M. ſ. 3. B. die pommerfhe Inftr. v. 24. Mai 1864: ,‚,Die PVifitation ift 
nicht bios in den Mutterfirchen, fondern auch in den Filialfirchen und Kapellen abzu— 
halten. Wo außer der Mutterfirche mehr als eine Filialfirche oder Kapelle zur Paros 
chie gehören, für deren gottesdienjtliche Vilitation der Sonntag nicht ausreicht, kön— 
nen die legten auch an einem folgenden Wochentage vifitirt werden. Sofern jedoch 
wegen der Größe der Parochie nicht jedesmal die gottesdienftliche Vifitation in faämmts 
lichen Kirchen und Kapellen ausführbar ift, kann auch eine derartige Scheidung 
ftattfinden, daß bei der einen Vifitation außer der ftets in Betracht kommenden Mut: 
terfirche der eine Theil und bei der nächiten Vifitation der andere Theil der Filialkirchen 
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gen’), deren Bifitation dem Generalfuperintendenten aufgetragen und 
dies auch durch neuere V. beftätigt '). Dies ift auch da zur Anwen— 
dung gelangt, wo Dies früher nicht im Gebraude war. So wurde 
in der Provinz Preußen nur im Fall des Bedürfniffes außerordentlicher 
Weiſe die Viſttation der Kirche des Superintendenten vollzogen und 
zwar bald durch den Generalfuperintendenten, bald durch ein Mitglied 
des Conſiſtoriums '"*). Nunmehr ift aber auch bier die Regel zur Ans 
wendung gelangt‘). Nach der rhein. K.O. von 1835 $. 38 Nr. 3 bat der 
Aſſeſſor der betr. Kreisfynode, welcher den Superintendenten im Noth— 
falle zu vertreten bat, in der Gemeinde des Superintendenten felbft 
die Kirdenvifitation zu übernehmen. Uebrigens ift auch anerfaunt, 
daß der Förderung der dienftlichen Intereſſen die perfönliche Bereifung 
der Provinzen von Seiten des Chefs des Evang. O.-K.-Raths Bors 
ſchub geſchehe '). 


Ueber die Art und Weiſe der Vollziehung der Viſitationen ent— 
halten ſowohl die allgemeinen, als provinziellen Ordnungen beſtimmte 
Feſtſetzungen, welde im Wejentlihen auf Folgendes hinauskommen: 
Der Tag (bez. die Tage) der Vifitation erfcheint al8 Kirchenfeft und 
ift demgemäß feierlich zu begeben. - Der Tag der PBifitation ift vorher 
zeitig dem betr. Geiftlihen und der Gemeinde befannt zu machen *), 


und Kapellen Berücfichtigung erfährt, mit der Maafigabe jedoch, daß bef. dem Super: 
intendenten befannt gewordene Bedürfniffe und Schäden einer Gemeinde auch außer 
der Reihenfolge eine eingebendere gottesdienftliche Vifitation derfelben erforderlich machen. 
Es müſſen aber auch jedesmal diejenigen Gemeinden, in deren Gottesbäufern gerade 
nicht Vifitationsgottesdienft abgehalten wird, zu einem der andern Gotteödienfte eins 
geladen und ihnen Gelegenbeit gegeben werden, ihre etwaigen Wünfche und Anträge 
dem Superintendenten vorzutragen.“ Beral. Anftr. für Schlefien $. 15. 


17) So erwähnt Gaß Jahrb. für Schlefien B. 1 (Breslau 1817) S. 471 ein 
Min.⸗R. v. 10. Detbr. 1814, nach welchem die Kirchen, bei denen die Superintendens 
ten als pastores primarii angeftellt find, von Zeit zu Zeit von einem Mitgliede der 
geifti. und Schul Deputation vifitirt werden follen. — Üebrigens beftand feine Ueber— 
einftimmung : denn im R. v. 19. Kebr. 1819 beftinmte das Min. zwar, wo es üblich 
fei, die Viſitation durch den Generalfuperintendenten, erklärte aber: ‚‚Allgemeine und 
definitive Anordnungen müffen bis zur Generalfpnode anftehen.‘‘ 


18) M.-f. bef. die Inftr. v. 14. Mai 1829 (f. oben $. 44 S. 193 a. E.). Da 
nach $. 6 derielben alle 4— 6 Jahre diefe PVifitation vollendet fein fol, ift mit Rück— 
fiht auf die Größe der Provinz dem Generalfuperintendenten geftattet, fich durch ein 
Mitglied des Conf. vertreten zu laſſen (Erlaß des O.«K.⸗R. an die Gen.⸗Sup. dv. 
5. Januar 1858). 


18a) Nur in Betreff der Kaflen der Kirchen, an denen die Superintendenten als 
Pfarrer fungiren, beftand im Reg.» Bezirf Königsberg eine Ausnahme, indem den 
Landräthen die Reviſion derfelben zuftand (V. v. 11. April 1852). 


19) In Preußen ift der in der märk. DVifitationsordnung v. 24. Auguft_1864 
enthaltene Abfchnitt B. nach Genehmigung des D.-K.-Raths im Einverftändniffe mit 
dem Minifterium und den Regierungen unterm 26. Juni 1865 (Amtl. Mittheil. Nr. 
400) eingeführt worden. 

19a) Girc. des. O.«K.⸗Raths v. 19. April 1855. 

20) Die jchon in älteren Geſetzen enthaltenen desfalffigen Beitimmungen find fpäs 
ter vielfach wiederholt. Die rhein. K.:D. $. 144 fordert, daß die Kirchenvifitation 


in den betr. Gemeinden den Sonntag vorher von der Kanzel befannt gemacht werde; 
dagegen verordnet die märfifche D. v. 1864 $. 2, daß 4 Wochen vor der beabfichtigten 
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dann der Vifitationsact felbft ordentlich einzuläuten *) und ein gehört» 
ger Gottesdienft zu halten, dem die Gemeinde**) und insbefondere die 
confirmirte und zu confirmirende Jugend beiwohnen fol). Der Geiſt— 
liche hält dann die BVifitationspredigt, nad einem ibm in der Regel 
vorgefchriebenen Zexte *). Hierauf folgt aewöhnlih nad einer Anz 
ſprache des Viſitirenden eine Gatechijation, bez. Prüfung mit den frü- 
ber Confirmirten, den neu zu Confirmirenden, aud wohl den übrigen 
Schulfindern, ebenfalls öfter nad beftimmten, dem Geiftlichen vorge- 
ihriebenen Fragen *). Daran jchließen ſich weitere Konferenzen und 
Unterfuhungen nad den in den betr. Inftructionen gegebenen Wei— 
fungen, Fragen u. |. w. Die PBifitation umfaßt dann im Ganzen die 
Kirche und Echule in jubjeftiver und objeftiver Hinficht *). Diejent- 
gen, melde Wünfche, Anträge oder Beichwerden in Kirchen: und 
Schulſachen vorzutragen haben, werden aufgefordert, dem Bifitator 
diejelben ——— und darüber werden beſ. Brotofolle aufgenommen. 
Dies geichiebt aber außerhalb der Kirche, in welcher felbft mit Ge- 
fang, Gebet und dem Segen geichloffen wird. Auch beiondere Abend- 
predigten find üblich, welche der Eröffnung der Feier vorangehen oder 
am Viſitationstage gehalten werden "*). Einer Beiprehung mit dem 


Bifitation der Superintendent dem Pfarrer das Schema für ftatiftifche Notizen Fr 
Ausfüllung vorzulegen hat und den Tag der Bifitation wenigftend 14 Tage vorber 
en mens und Gemeindefirchenratb anzuzeigen ift. Aehnlich auch die übrigen Ins 
ructionen. 


J Erlaß Königsberg d. 3. Dechr. 1782 (Borowsfi neue Kirchenregiſtratur 
85). 


22) D.v. 1. Auguft 1731, 6. Mai 1734,20. Juni 1740, 7. Novbr. 1841 (Bedfber 
Kirchenregiftratur ©. 80). Inſtr. für Pommern 15. Zeptbr. 1736 u. a. m. Ueber 
die frühere Beftrafung der Säumigen |. m. V. Königsberg 17. Septbr. 1743 u. a. 
— a. a. O. S. 81). — Die K.-O. von 1835 $. 144 fordert nur die Ver: 
ammlung des Presbyteriums mit dem Prediger oder den Predigern, doch kann die 
Kreisſynode die Eröffnung vor verſammelter Gemeinde und mit einem Gottesdienſte 
befchliefen (Zufag 45 zur 8.:D. aus dem Min.R. v. 25. Auquft 1853). 


23) V. v. 3. Dechr. 1782 (Anm. 21), M. j. oben $. 113. $. 118. S. 4m. 
Anm. 51. 


24) Die Beftimmungen bierüber haben gewechſelt. Insbefondere war nach dem 
Religionsediet die Ertheilung des Textes zu den Pilitationspredigten der geiftlichen 
Oberbehörde refervirt worden (B. v. 21. Mai und 6. Juni 1703 im N. C. C IX. 
1793. Nr. XLVIII. S. 1621 f.). Die fpäteren Inftructionen übertragen dem Super: 
intendenten das Necht, diefen Text zu beftimmen (märf. Inftruct. $. 2, eben fo jehles 
fiche $. 6, pommerfche u. a.). Die rhein. Conſ.-V. v. 28. Febr. 1855 fennt eine 
folhe Vorſchrift nicht. 


25) V. v. 3. Deebr. 1782, Inftr. cit. für die Mark, Schlefien, Pommern u. a 
Das rhein. Conſ. erflärt im Circ. v. 24.. Febr. 1854 und der V. v. 28. Febr. 1855 
Nr. 3, es jolle auch die Hauptpfarrjchule oder eine andere Schule der Gemeinde, bei. 
in Beziehung auf die Erziehung der Jugend zur chriftlichen Erfenntniß und Frömmig— 
feit vilitirt werden. . 


265) M. f. deshalb die oben bezeichneten Gefichtäpunfte und vergl. die näheren 
Angaben bei Schmidt der Wirkungsfreis des Superintendenten S. 402 ff. 


26a) Nach der Inftr. von Pommern wird ein Abendgottesdientt am Schluffe der 
ganzen Vifitation empfohlen, bei welchem der Superintendent unter dem Geſammtein— 
drude der in der Parochie gemachten Erfahrung zum bei. Segen der Gemeinde ein 
Zeugniß wird ablegen fünnen. 


$. 149. Die Vollziehung der Kirchenvifitation. 601 


Pfarrer, eine Schlußconferenz der Geiftlichen und Lehrer **b), mie 
mit dem Gemeindefirchenrathe und Patron werden ebenfalls hinzu— 
gefügt. 

Nach Beendigung der Viſitation hat der Superintendent in der 
ihm beſtimmten Friſt einen ſpeciellen Bericht nach den Reſſortverhält— 
niſſen an das Conſiſtorium und die Regierung einzuſenden, worin ein— 
gehend über den Verlauf der Handlung, die Theilnahme der Gemeinde 
und alle einzelnen wichtigen Angelegenheiten, unter Beifügung der 
ausgefüllten Formulare, ſowie der bef. Protofolle, insbef. auch der 
DVifitationspredigt die nöthigen Bemerkungen gemacht werden”). Hiers 
auf verfügen die Behörden das Erforderliche und beauftragen den Su: 
perintendenten zur Mittheilung der Verfügungen an die Gemeinden, 


Die durch die Kirchen: und Schulvifitationen veranlaßten Koften 
werden theils dureh die Kirche, tbeild durch den Staat aufgebracht ?*); 
doc beftehen hierbei manche provinzielle Gigentbümlichkeiten. Der 
Grundjaß, daß der Vifitator für feine Mühe entſchädigt werden und den 
nötbigen Unterhalt haben müffe, ſtand allgemein fe. Demgemäß war 
der vifitirten Kirche, wo fie die Mittel hatte, fonft der betr. Ge— 
meinde die Beihaffung der Mittel auferlegt. An die Stelle der älte- 
ren Procurationen find zum Theil ſchon feit der Neformation aewiffe 
Abgaben theild an das Amt des Superintendenten gefnüpft, theils für 
die Viſitation felbft feitgefeßt. Dazu gehören Infpectionsgebühren *), 
Diäten, Neilefoften, Stellung von Fuhren und dergl. ®). 


26b) Diefelbe, welche fih in manchen Inftr. erwähnt findet, ift ausdrücklich vor— 
aefchrieben vom Conſ. Breslau d. 2. Novbr. 1855 (K. RB. ©. 130. v. Mofer 
allg. 8. » Blatt 1856. S. 200. 201). Vergl. ſchleſ. Vifit.-O. 1850. $$. 24. 26. 


27) Specielle Beftimmungen über Defen Weberreichungebericht enthalten alle Ins 
ftruetionen. M. ſ. auch Schmidt a. a. O. S.413. 414. Die rbein. 8.:D. 1835. $.146 
verfügt: Nach acbaltener Viſitation trägt der Suverintendent über den Zuftand der 
Gemeinde und ihre Firchlichen Verbältniffe den Befund ins Presbpterials- Protocol ein, 
welches von den anwefenden Predigern und Presbyterial-Gliedern unterzeichnet wird. 
Den allgemeinen Bifitationsbericht bat der Superintendent fowohl der Kreisfunode vors 
zulegen, als durch den Generalfuperintendenten dem Confiſtorio einzufenden. 


28) M. ſ. das Allgemeine über die Koften, Procurationen u. f.w. in Weiske's 
Rechtslexikon a. a. O. 13, 256 und der daſelbſt cit. Lit. Dazu füge man Baltha- 
sar jus pastorale 1, 544. 


29) Diefe betragen in Preußen je 1 Thlr. aus den Kirchenfaflen (DB. v. 24. Mai 
1719 bei Grube Corp. Const. 1. Nr. 56. ©. 130. Beckher Kirchenregiftratur ©. 
77). Spätere Erlaffe gedenken diefer oder einer ähnlichen Abgabe in den betr. In— 
ftructionen (Borowäfi neue Kirchenregiftratur S. 147 f. u. d. W. Sportuln). In 
der Mark belief fih diefe Gebühr nach der B. v. 6. Mai 1715 (f. vor. $. S. 591. Anm. 13) 
auf % Thir. Die Altmark beftimmt für die Stadtfirhe 1 Thlr., für die Mutterkirche 
auf dem Lande !/,, für die Tochterfirche je Thlr. (Cab. OD. v. 31. Jan. 1831 in 
v. Kampk Ann. 15, 52). In Pommern ift 1 Thlr. beftimmt (Prov.-R. von Neus 
Vorpommern $. 830 nebit Motiven), in Sadjen 2 Thlr. (Taxe von 1832. f. oben 
5. 189. Anm. 38). 


30) Die in voriger Anm. cit. B. v. 1719 beftimmt noch eine freie Fubre oder an 
deren Stelle ein Neifeneld und eine ordinäre Mahlzeit. Das oſtpr. Prov.-R. Zuſatz 
175 disponirt: Bei Kirchenvifitationen müffen in Oftpreußen die Gemeinden die Fuh— 
ren übernehmen; in Littbauen wird königl. Vorſpann aeneben. Das Edict v. 28. Oct. 
1810 8. 1(6.:©. S. 77) hat diefe Pflicht des Staates aufgehoben und die Reg. 


— 
4 


602 Buch IN. Die Berwaltung. Abſchn. IN. Aufficht und Disciplin. 


8. 150, 
Die außerordentlichen Zeneral= Kirden- und Schulvifitationen. 


Neben den ordentlichen Specialvifitationen find im Falle bef. Be 
dürfniffes auch öfter außerordentliche Vifltationen veranftaltet worden. 
Die Gründe derfelben find ſtets, infofern nicht etwaige Ueberrafchung 
des Bifitandus beabfihtigt worden, der anftößige Wandel des Geiſt— 
lichen oder Lehrers, oder fonft ein ungewöhnlicher Umstand in der 
betr. Gemeinde geweſen, und deshalb auch jegt noch üblich). Wäh— 
rend Ddieje PVifitationen meiftend nur auf die Befeitigung beftimmter 
Mängel und die Befriedigung gewiffer Bedürfniffe gerichtet find, kön— 
nen aber Verhältniffe und Zeiten eintreten, welche eine außerordentliche 
allgemeine Bifttation der Kirche und Schule wünſchenswerth, ja noth— 
wendig machen und die es dann zugleich empfehlen, daß ftatt des ge 
wöhnlichen PVifitators ein anderer oder auch mehrere den Auftrag erbal- 
ten, nad der ihnen ertheilten Inſtruction oder nad eigener Einficht 
und Discretion die Unterfuchung anzuftellen. rüber waren solche 
Generalvifitationen, zumal wo regelmäßige Specialvitfationen noch nicht 
bergebracht oder wo Ddiefelben in Berfall gerathen waren, häufig im 
Gebraude. So war e8 theils bei der Einführung der Reformation, 
theil® in manchen Ländern noch längere Zeit nachher. In Preußen, deſſen 
Borgange bald viele andere Territorien gefolat find, beftebt dermalen 
eine ſolche allgemeine Bifitation, welche erſt in neuefter Zeit in’s Le 
ben getreten ift. 


Nachdem im J. 1848 die ftürmifchen Bewegungen die Verhältnifie 
in Staat und Kirche vielfad) zerrüttet hatten, erſchien als ein geeig- 
netes Mittel zur Befeftigung der wieder geordneten Zuftände auch die 
Anordnung bei. Bifitationen: denn während die ordentlichen Pifitationen 
zunächft die vorhandenen Einrichtungen zu erhalten und zu überwachen 
haben, ſchien es nothwendig, durch ein vermehrtes und verftärftes 
Zeugniß das evang. Belenntniß in den Gemeinden neu zu beleben, 
den Glauben zu erhöhen und zu Fräftigen. Der Ev. Ober: Kirchenratb 
legte dem Könige einen Plan zu dem Behufe vor und, nachdem Diejer 
am 5. Juli 1852 gebilligt worden, erging eine Anftruction unterm 
12. Zuli d. J., zunächſt für Scylefien, nad welcher allmählig Diele 
Provinz und eben fo die übrigen LZandestheile einer anßerordentlichen 
Generalvifitation theilhaftig werden follten. Um die Einheit der Mon- 
archie zum Ausdrude zu bringen, follten verfchiedene Geiftliche aus 


Gumbinnen durh B. v. 21. Febr. 1812 (A.-B. S. 146) den Gemeinden — 
Demgemäß entſchied das Haus der Abgeordneten 1860 (Aktenſtücke Nr. 31. Lit. ⸗J. 
S. 206. 207. vergl. Zeihe zum cit. Art. S. 17). Daß dieſe Den von Chauſſee⸗ 
geld frei find ift anerkannt (Circ. der Reg. Königsberg v. 18. Mai, Gumbinnen v. 
27. Zuli 1843). — Aebnliche Anordnungen beftehen auch, nach den Anm. 28. 20 cit. 
B. in den übrigen Provinzen. M. f. noch Borf 1, 59 f. Fürftentbal Samms 
fung 2, 483 f. 


1) M. f. 38. 8. 147. 5.588. Anm. 2, vergl. die ältere brandenburg. Bifit.-D. 
1830 $. 4, Poſener 1838 $. 2, die jeßige fchlefiihe $. 5 u. a. 
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verjchiedenen Provinzen vereinigt und Diefelben, während fie abwejend 
wären, durch einige zu dem Zmede ordinirte Gandidaten vertreten 
werden. Aus Schlefien follte zuerft eine Diöcefe gewählt werden, in 
welcher das kirchliche Leben ſich im Allgemeinen in einem befriedigen, 
den Zuftande befände, damit aleih Anfangs das rechte Verftändniß 
für die Viſitation erzielt würde, als eine Glaubens» und Liebeserweis 
fung der Kirde an ihre Glieder. Es folgte nun unter Zuziehung 
eined Predigers aus Berlin und eines anderen aus Sachſen die Viſi— 
tation der Didcefe Nimptich » Franfenftein vom 24. Septbr. his 6. Oeto— 
ber 1852, Sie fand ihren vollen Abichluß in einer bei. Anſprache des 
Gonfiftoriumd an die Geiſtlichen, Gemeindefirchenrätbe, Gemeinden 
und Kirhenpatrone vom 24, Decht. d. J. 

Der fegensreiche Erfolg in Schlefien rechtfertigte die Ausdehnung 
der Maafregel, welde im Jahre 1853 für die Diöcefen Neumarkt 
und Görlig I. und II. in Schlefien, Neuhaldensleben in Sachen, Birn: 
baum und Meferig in Pofen, Demmin in Pommern, Heiligenbeil und 
Elbing in Preußen, Küftrin, Sonnenburg, Neu:Ruppin und Berlin: 
Köln: Land in Brandenburg ausgeführt wurde. Der Ev. D.-K.:Rath 
überzeugte ſich dabei, „daß der auf dieſe Viſitationen verwendete Auf: 
wand von Zeit, Arbeit und Koften fein vergeblicher geweſen, fondern 
daß fie Durch Gottes Hilfe fih als ein vorzügliches Mittel bewährt 
haben, um jowohl unter den Geiftlihen und Lehrern, als auch in den 
Gemeinden wedend, belebend, beffernd, und befeftigend einzuwirfen, 
und das Band kirchlicher Gemeinfchaft zwifchen den verordneten Kir: . 
chenbehörden und den ihnen anvertrauten Gebieten, fo wie aud) zwiſchen 
den verfchtedenen Landestheilen und Provinzen unter einander durch 
perfönlide Berührung inniger und fefter zu Fnüpfen“®Y). Gr beichloß 
daber die Fortführung des Werfes, unterwarf aber nad den bisher 
gemachten Erfahrungen die Inftruction von 1852 einer Revifion ’) und 
fügte derfelben einen Erlaß an die Generalfuperintendenten hinzu, mit 
ber, Anmweifungen in Betreff der wichtigften Punkte zur zwedmäßigen 
Ausführung der Anftruction, theilte auch zugleich ein Schema mit, 
welches (113) BVifitationsfragen enthält und den Geiftlihen 14 Tage 
vor Beginn der Bifitation zur Ausfüllung vorgelegt werden fol‘). 

Die Anftruction von 1854 ift für die ſechs öftlihen Provinzen 
erlaffen, indeflen ift fie darauf nicht befchränft worden. Schon 1854 


2) Erlag des O.⸗K.⸗«R. v. 15. Febr. 1854 (Aktenſt. 7, 18 —21. Mofer alla. 
KR. Blatt 1854, 162 f.). 

3) Die Inftruction v. 15. Febr. 1854 findet fih in den Altenft. 7, 21— 26, im 
allg. RK. Blatt 1854, 164 f. Diefelbe ift mehrfach erweitert und hat ftatt der frühes 
ren 23 jebt 27 $$. 

4) Nach der B. des O.⸗K.⸗R. v. 27. April 1854 an das Conſ. zu Münfter find 
diefe Fragen nur als ein beachtenswertbes Moment der Aufmerkjamkeit den Generals 
fuperintendenten empfohlen und es ift ihnen nicht zur Pflicht gemacht, Sich alle dieſe 
Fragen beantworten zu laffen. Sie follen dem Schlußbericht zur Grundlage dienen 
und es foll vor allem der Gen.: Sup. fich eine perſönliche lebendige Anſchauung vers 
fchaffen, wobei die Antworten auf die Fragen, die er nach feinem Ermeſſen wählt, 
ibn informiren follen. — Uebrigens hatten die Generalfuperintendenten am 1. Decbr. 
1856 bei der Berliner Konferenz diefe Fragen revidirt, ergänzt und geändert, worauf 
der DR, Rath am 7. April 1857 die getroffenen Aenverungen genehmigte. 


604 Buch III. Die Verwaltung. Abfehn. 111. Aufficht und Disciplin. 


wurde fie auch in Weftfalen ®) und in der Nheinprovinz ®) angewendet 
und ift feitdem in der ganzen Monarchie im Gebraude”). Diejelbe 
bezeichnet (im $. 2) als ihren Zwed: Die Kräftigung und Befeftiaung 
des evang. Glaubens und Befenntniffes und die möglichfte Stärkung 
oder Herftellung alt evang. Sitte in den Gemeinden; die Ermittelung 
und Nbitellung von Mißftänden, insbef. foldhen, welche auf dem Ge: 
biete des innern firhlichen Lebens bervortreten und die genaue Erfun- 
dDigung des gejammten geiftlihen Zuftandes der Gemeinden und derer, 


5) Bei Gefegenbeit der Beratbungen über die Vifitationen wurde auf der VI. 
Synode (1853) auch der auferord. Gen.sPifit. in den öftlichen Provinzen gedacht und 
der Beichluß (101) gefaßt: „Synode erkennt, wenn auch durch Gottes Gnade unfere 
weftlichen Provinzialkirchen ſich in der glücklichen Lage befinden, fraft ibrer Verfaſſung 
nächſt ihren eigentbümlichen Kirchenvifitationen bereits noch andere ähnliche, das kirch— 
fihe Leben fördernde Inftitute zu befiken, dennoch die Anordnung außerordentlicher 
Kirchenvilitationen, ſchon vücdjichtlich des Dadurch neu zu befeftigenden, böchft wünfchens= 
wertben Verbandes mit der geſammten Landeskirche, auch beilfam für unfere Provinz.” 
(Vergl. Beſchluß 192— 203). In dem Befcheide des D.-Ke-Raths vom 17. Auauft 
1854 beißt. es dabei unter Nr. 58: „Die Befchlüffe der Synode, in Betreff der Gen.— 
Viſ., haben und zur Grundlage gedient, eine folche zuwörderft in der Kreisfon. Hagen 
in Ausübung treten zu laſſen.“ Man wollte nicht vor den aünftigen Erfahrungen in 
den öftlichen Provinzen der Synode deshalb einen Antrag ftellen. — Es folgte bierauf 
die Viſitation der Kreisſyn. Hattingen, dann 1855 Minden (M. f. dazu Beſchluß 143 
der VI. Syn. nebft den Bericht S. 100. Nr. VIII). 1857 Galle, 1858 Siegen (K. 
N.:2. 1859. S. 1 f.), 1860 Hamm (K. AB. S. 60). 


6) Unterm 25. Auguft 1853 tbeilte der Ev. O.«K.-«R. dem Conſ. zu Coblenz die 
bisherigen Grgebniffe der außerord. Bilitat. mit und veranlaßte dafjelbe einen Beſchluß 
der Prov.⸗Synode berbeizuführen: ob fie die Anordnung folcher Vifitationen für die 
dortige Provinz für beilfam erachtet und welche bef. Modalitäten für diefelben etwa 
bei der Ausführung zu beobachten fein würden? (VIII. Syn. $. 144). Die Synode 
eiqnete fich darauf das Gutachten der Commiſſion an, „daß dieſe Biſitation auch bei 
uns jegenbringend fein fünne und empfieblt der Prov.-Syn. für die Abhaltung derfels 
ben ſich auszuſprechen, mit der Maßgabe, daß das Gonf. in Gemeinfchaft mit den 
Moderamen der Syn. die Modalitäten derfelben feitießen‘ (a. a. O.). Demgemäß 
wurde in der Kreisfunode Duisburg 1854 die Viſitation abaebalten (Beicheid des 
DER. v. 30. Septbr. 1854 Nr. 82 ad $. 144 cit.), dann folgte diefelbe 1855 zu 
Saarbrüden. Bon Seiten der feptern Kreisipnode wurden manche Bedenken gegen die 
bisherige Weife der Vollziebung der PBifitation erhoben, welche Gegenſtand lebhafter 
Discuffion wurden und bef. Befchlüffe berworriefen (IX. Syn. $$. 97. 09), welche 
auch im Wefentlichen durch den OD. =M. unterm 23. Januar 1857 genehmigt wur: 
den. Nachdem 1857 die Kreisfun. Solingen und 1861 Gleve demgemäß vifitirt waren, 
machte man gegen die Fortfegung einige Einwendungen, deren Ergebniß der Schluß 
war (XI. Syn. $. 09), daß die aufßerord. Vifitationen im Ginflange mit der K.=0. 
und unter mannigfaltigem Segen abgehalten feien und nur die Aenderung zu wünfchen 
jei, daß die Belprechung mit den Gemeinden in Anfprachen an diejelben nach deren 
bej. Bedürfniffe umzuwandeln fein möchte. Nachdem man aber mit diefer Einrichtuna 
eine faft zebnjährige Erfahrung gemacht babe, möge für eine Zeit lana davon Abftand 
zu nehmen fein, um zu erfennen, ob nicht durch die ordentlichen firchlichen Mittel die 
alffeitig gewünjchten beilfamen Zwecke auch erreicht werden fünnten. Der D.:R.:N. 
bat darauf unterm 15. Febr. 1865 die ohnedies nöthige vorläufige Suspenſion der 
auperord. Vifitationen ausgefprochen und das Conſ. anı 27. d. M. empfoblen, bei dem 
einftweiligen Ausfalle derjelben, die Wichtigkeit der ordentlichen Vifttationen defto mebr 
im Auge zu behalten (K. A.“B. 1865. S. 16. 17). 


7) Näbere Nachrichten über die einzelnen Vifitationen finden fich theils in den 
Kirchenzeitungen, theils Andeutungen in den kirchl. Amtsblättern, indem diefe die Ans 
zeigen über die zu baltenden Bilitationen veröffentlichen. M. ſ. 3.8. K. AU.:®. von 
Zchlefien 1854 ©. 3. 4. 67. 1855 ©. 57. 1856 ©. 58. 137 — 140. 1857 ©. 58. 
1858 5. 57 u.a. i 
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die an ihnen arbeiten. Die Bollziehung der Bifitation erfolgt durch 
eine Gommiffion, welche (nach $. 3) befteht aus dem Generalfuperins 
tendenten, als Präſes, oder einem Gubftituten deffelben, aus dem 
betr. Superintendenten des Kirchenkreiſes und ans mehreren beigeord» 
neten Geiftlihen, welche der D.-K.:Ratl nad Anhörung des Eonfiftos 
riums für jede Diöcefe bei. ernennt. Außerdem fann der Präfes zu 
einzelnen Bifitationsgejcbäften noch einzelne Geiftliche der Diöcefe — 
annehmen und das Conſ. ladet bei jeder Viſitation noch einige ange— 
ſehene Weltliche zur Theilnahme ein, wobei vornehmlich die Landräthe 
und Obrigkeiten zu berückſichtigen ſind. Die Viſitation wird nach dem 
vorher entworfenen und befannt gemachten Plane vollzogen ($. 4 f.) 
und beginnt und ſchließt mit einem feierlichen Gottesdienfte in der 
Hauptkirche des Hauptorts des Kirchenfreijes. -($. 8.) Während der 
Vifitation predigt in der Negel in der Mutterfirche der Parochie der 
Drtspfarrer, worauf ein Commiſſionsglied eine freie Anſprache hält 
- und ein anderes des Abends predigt. (88. 9. 15.) Während die Pre— 
diaten für die erwachienen Glieder der Gemeinde beftimmt find, bezie- 
hen fih auf die Jugend der Beſuch der Schulen, Berfammlung der 
Kinder in der Kirche, Katechefe u. ſ. w. ($$. 12. 15.) Dem erften 
Sottesdienfte folgt eine Generalverfammlung der Geiftlihen des Kir: 
cbenfreifes und eine Verhandlung mit denjelben ($. 13), dann Die 
Specinlvifitation in den einzelnen Barochien, jowohl der Mutters, als 
Zochterfirhen, der Haupt» und Nebenichulen ($$. 15. 16), wobei in 
der Regel ein Tag, in den Städten auch mehrere Tage verwendet wer: 
den. (8.17). Die Bifitation umfaßt auch die Stiftungen, Gefängniffe 
u. ſ. w. ($. 18)°). Auf die gangbaren Gejangbücher, Lehrbücher und 
Katehismen haben die Bifitatoren ihr bei. Augenmerk zu richten 
($. 21), dagegen zunächſt auf die Vermögensverwaltung, Rechnungs 
prüfung, Kircbenbücer u. |. w. nicht. von Amts wegen zu achten. 
($. 25)9). Zum Scluffe treten dann noch bei. Konferenzen mit den 
Geiftlichen und Lehrern ein ($. 26). Endlich berichtet die Commiſſion 
über das ganze Geſchäft ans Gonfiftorium, meldes dann Die nöthigen 
Beicheide erläßt. ($. 27.) 


Alle diefe Punkte find theils in der Inſtruction felbit ſchon aus» 
führlicher erläutert, tbeil8 durch bei. Grlaffe noch ergänzt worden. 
Außer den fchon erwähnten Beſtimmungen hat der O.K.R. auf Grund 
bei. Antrages angeordnet, daß auch auf die Miffionsfache hei der Ge— 
neralviittation vorzüglich geachtet werden folle '%), daß von jeder Viſi— 


8) Der D.:R.:R. publ. am 6. Dechr. 1854 ein R. des Min. des Innern vom 
25. Novbr. d. I. wegen Geftattung des Befuchs der Strafanftalten durch den Generals 
fuperintendenten und die diejen begleitenden Vilitatoren und wegen Gewährung der 
Selegenbeit zur Abbaltung eines außerord. Gottesdienftes und feelforgerifher Er: 
mabnung unter den Gefangenen. — Wegen des Befuchs der Gymnaſien, Schullebrers 
jeminare und höheren Yebranftalten, die nicht zum Bereich der außerord. Bifitation 
gebören, enticheidet nach $. 18 der Inſtr. der $. 8 lit. g. der Inſtr. v. 14. Mai 1829. 


9) Wenn an den Orten, wo die auperord. Viſitation gebalten ie N fonft übliche 
Viſitation wegfällt, auch die Berichterftattung modifieirt wird (m. ſ. 3. B. Königsb. 
anıtl. Mittb. Nr. 178), würde fich dies wohl ändern. j 


10) Erf. v. 4. April 1853 (Aftenft. 6, 72). 
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tation der betr, Regierung zeitige Mittheilung gemacht werde *), daß 
eine nachhaltige Frucht der Viſitation gejchafft werde, zu welchem 
Zmwede auch wohl bei. Specialconferenzen zu balten, vorzüglich aber die 
Mitwirkung der Kreisfuperintendenten benußt werden jolle*), da es 
weniger darauf ankommt, daß bald alle Kreife vifitirt werden, als daß 
in den bejuchten eine bleibende Wirkung zu ſpüren fei. Auf die Aus: 
wahl der Mitglieder der Commiſſion ift das größte Gewicht zu legen 
und deshalb der Plan zur ganzen Bifitation ſchon im erften Quartal 
jedes Jahres feftzuftellen *). In Betreff der im $. 15 der Anftruction 
angeordneten Gonferenz mit den Hausvätern und Hausmüttern der Ge- 
meinde im der Kirche foll darauf geiehen werden, daß und wie diejelbe 
vorzüglich auf dem Lande jegensreich wirfe. In einzelnen Fällen kön— 
nen auc ftatt einer allgemeinen größeren Gonferenz mebrere Eleinere 
Berfammlungen gebalten werden. In der Provinz Preußen dürfen die 
Berfanmlungen der Gonfirmanden- und Gonfirmaten der legten Jahre 
vor dem Altar, in Gegenwart ihrer Eltern u. ſ. w., und die Be; 
ſprechung mit den Gemeindekirchenräthen als Surrogat jener Einrid- 
tung betrachtet werden '%). Bei umfangreichen Bifitationen bedarf ex 
auch eines bei. Ruhetags, an welchem die BVifltatoren fib fammeln, 
ihre Notizen vergleichen und ihre Wahrnehmungen austauichen Ffönnen. 
Dazu wird der Sonnabend empfohlen, indem zugleich die Unruhe des 
Hin» und Herreifens am Sonntage vermindert wird ®), 


$. 151. 
Die Hausbefuche und Kebetverhöre. 


Die Kirhen: und Schulvifitation erfolgt in der Regel für die 
arößeren firchlichen Kretfe und die diefelben bildenden Parochien. Dar 
bei ift der Zweck freilih doch ftets ein jeelforgerifcyer, indem für die 
einzelnen Glieder der Gemeinden Direct oder indireet die Sorge der 
Kirche ſich thätig erweift. Im Befondern kann aber diefe Einwirkung 
noch mehr individnalifirt werden, indem an die Stelle der eigentlich 
und zur Hebung der Auficht der Kirchenfreiie beftellten PVifitatoren, 
der Superintendenten, die den Einzelnen zunächft vorgejegten firchlichen 
Perfonen, Pfarrer und Neltefte, treten und die Anfpection zu einer 
individuellen und häuslichen machen. Der Geiftlihe und das ihm bei- 
gegebene Presbyterium sollen in dem innigften Verbande mit allen 
Gliedern der Gemeinde fteben, welder fie jelbft angebören, und ibr 


11) Erf. v. 19. April 1854. 


12) Denfichrift des D.:K.:R. v. 5. Ian. 1855, Erl. v. 26. März 1856. Nr. 1. 
Hier wird auch dem Generalfuverintendenten empfoblen, nach einiger Zeit den Kreis 
wieder einmal zu befuchen (Aftenft. 7, 79. 80). 


13) Gri. v. 26. März 1856. Nr. 3 (Mftenit. 7, 81). 
14) a. a. O. Nr. 4 (Ntenit. 7, 81). 
15) a. a. O. Nr. 6 (Aftenit. h 81). 
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Amt bringt es deshalb ſchon mit fih, daß ſie nichts verjäumen, diefe 
Gemeinſchaft au pflegen und in Freude wie Leid Genoffen ihrer Mit: 
chriften zu fein.  Daber finden wir auch ſchon in der apoftoliichen 
Kirche, daß die Ehriften fih gegenfeitig in allen ihren Angelegenheiten, 
jofern das Seelenbeil in Betracht Fam, einander tröfteten, ermahnten 
und zu fördern fuchten. Vornehmlich lag es den BVorftehern der Ser 
meinden ob, diefer allgemeinen Ehriftenpflicht zu genügen und während 
des Mittelalters, wie jpäter war es dem Klerus auferlegt, Arme, 
Kranfe u. a. forafältia aufzufuchen, die ‚Glieder der Kirche vor Abfall 
zu fihern und zu Dem Bebufe fich öfter zu ihmen zu begeben und fie 
in ihrem Glauben zu prüfen und zu ftärfen '). 


Zur Zeit der Reformation wurde dieſes Herfommen nicht aufge: 
geben, ſondern im Zuſammenhange mit der Kirdjenvifitation felbft 
dringend empfohlen ?) und es ſchien fo felbftverftändlich, daß bei. Vor— 
jchriften darüber nicht gegeben wurden, da ohne ſolchen engeren pers 
jönlihen Verfehr von Seelforge nicht die Rede fein fonnte. Später 
löften fi aber oft die engeren Bande zwifchen den Vorftehern und 
Gemeinden und es ergab fich das Bedürfniß, eigene Beftimmungen 
deshalb aufzuftellen, wobei es zunächſt nur darauf anfam, ausdrüdlid) 
anzuordnen, was bisher ohne Geſetz beobadytet worden war. Im Zu: 
fammenbhange mit der Kirchenvifitation überhaupt oder mit der Dies 
eiplin wurden die desfallfigen Feſtſetzungen gemacht. Beſonders fett 
dem Anfange des 17. Jahrh. geichah Dies mehrfach und die ftrengere 
Ordnung der Abendmabhlsfeier ?) führte zur regelmäßigeren Hebung der 
Haudpifitationen ). Lutheriſcher Seite fing man an, dem Beijpiele 
der Neformirten bierin zu folgen, Doch riefen die pietiftiichen Streitig- 
feiten ein Ankämpfen a bervor ?) und die Hausbejuhe wurden 
niemals eine allgemeine fircbliche Einrichtung der Lutheraner, ja mit 
Ausnahme der Armen: und Kranfenbefuche meiftens für unnüß gebal- 
ten ). Die neuere Zeit hat fie aber auch da, wo fie noch nicht im 
Gebrauche waren, einzuführen gelucht und jo erfcheinen fie vielfach als 


1) Zeuaniffe finden fih für Deutjchland vielfah in Hartzheim Concilia Ger- 
maniae, 


2) So fagt Luther (Werke von Wald X, 1908): „Ein jeglicher Pfarrberr fol 
feine Pfarrinder befuchen, warten und auffehen, wie man da lehret, und der Erz 
biſchof ſoll ſolche Bifchöfe befuchen und aufſehn u. f. w.“ 


3) Ueber die deshalb eingeführte Ordnung, die aber, wie die Hausvifitation felbft 
regelmäßig nur bei ven Reformirten bergebraht war f. m. 3. B. V. von Wefel 
20. Febr. 1612, Synode Jülich 1634, K.-D. von Jülich-Berg 1654 8. 128, Cleve⸗ 
Mark 1662 $. 129, Pifitationsart. Cleve 1654 Nr. 9 u. a. (meine Gefch. IV, 3. 
$. 8. Urkunden S. 75. Anm. **, 189 Nr. 129, 217 Rr. 9). 


4) M. verb. mit den in voriger Anm. cit. Stellen noch K.=D. 1654 $$. 21. 58, 
1662 $$. 19. 56 u. a. 


5) M. f. 3. H. Boehmer jus ecel. Prot, lib. II. tit, XXXIX. $. IV, jus 
parochiale cap. IV. Büff Kurbeffiihes K.:R. S. 220. 


6) J.H.Boehmer jus paroch. a. a. D. und die von ihm citirten Brunemann 
und Strycek fämpfen dafür ohne bei. Erfolg. Für „mehrentheils unnütz“ erklärt fie 
noch Claus Harms in der Paftoraltheologie 3, 44. 


608 Buch II. Die Verwaltung. Abſchn. II. Auffiht und Disciplin. 


ein wichtiges Mittel zur Förderung kirchlicher Zucht und Ordnung ”). 
Die Ddesfallfigen Anträge der Kreisſynoden 1843 %), der Provinztal- 
ſynoden 1844 °) der öftlichen Provinzen gingen übrigens nur dabin, 
die Hausbefuhe nicht zu einer feften Einrichtung zu machen, deren 
Beobachtung den Geiftlichen ordentlich obliege. 

Ein mit der PVifitation zufammenhängendes Inſtitut ift auch Das 
der Gebetverhöre“). Daſſelbe ift uriprünglich ein fait in der gan— 
zen Chriſtenheit verbreitetes und fteht in engſter Berbindung mit den 
Sendgerichten oder jog. Laienſynoden. Aus ihnen unmittelbar ift dafs 
jelbe in der Provinz Preußen ſeit der Reformation hervorgegangen, 
und während in anderen Gebieten des preuß. Staats und fonft nur 
fragmentarifch gemiffe Gebräuche der Art erhalten find, befigt Diefe 
Provinz diefe Einrichtung im Wejentlihen als eine mit der Zeit 
dem Bedürfniffe gemäß fortgebildete und eigenthümliche Firchliche 
Ordnung. 

Das Gebetverhör iſt eigentlich ein Abhören, Abfragen von Gebe— 
ten und wie dieſes der Viſitator in den Senden zu — pflegte, 
geſchah dies in Preußen nach einer V. des Herzogs Albrecht v. 1. Fe— 
bruar 1543 in der Weiſe, daß der Pfarrer jede Dorfſchaft ſeines Kirch— 
ſpiels wenigſtens einmal alle Vierteljahre beſuchen, Alt und Jung im 
Gebet und Katechismus prüfen, die Unwiſſenden aber vom Abendmahl und 
von Gevatterfhaften abhalten ſollten“). Durch fpätere Verordnungen 
und die allgemeinen Inftructionen (f. $. 148. ©. 590. Anm. 3) ift 
das dermalige Rechtöverhältniß feitgeftellt. Der Pfarrer begiebt ſich 
jegt gewöhnlich in der Herbfizeit in jedes zur Parochie gehörige Dorf, 
welches die Fuhre zu ftellen und Die fonftigen Leiftungen zu gewähren 
bat). Die Gemeindeglieder find verpflichtet, nach der Reihe die Ber 
fammlung in ihren Häufern abhalten zu laffen und eine frugale Be: 
wirthung zu gewähren; aucd wird nach der Dbiervanz eine fleine Ea- 
lende in Geld und Naturalien entrichtet"). Die Bewohner des Dor: 


7) M. f. Entwurf der 8.:D.1817 $.22. Weftfäl. Syn. (Rippftadt) 1819 $. 77. 
K.-⸗O. 1835 $. 15. Nr. 3. Weitfäl. Syn. 1. S. 70. Rhein. Syn. IV. $. 57. 
VIII. $. 102 (vom O.-K.⸗Rath unterm 30. Septbr. 1854 Nr. 48 beftätigt und drin: 
gend empfohlen). Vergl. Gem. D. $. 12, weldye aber in Bezug auf diefen Gegen: 
jtand feineswegs weder überall, noch gehörig gehandhabt wird. Die Bemerkungen, 
welche Rigfch (prakt. Theologie 1, 230. 231) macht, werden von den Geiftlichen 
viel zu wenig beachtet und die Amtswirkſamkeit dadurch fehr verringert. 

8) Protokolle der Prov.sSynode 184. S. XIII a. €. 

9) M. ſ. 3. B. Protofolle der Prov.» Synode Sachien 184. 5. 45, Preußen 
S. 22, Pojen S. 24, Schleften S. 81. 82. 

10) M. j. meine Darftelung in Schneider’s deutjcher Zeitſchrift Für chriftliche 
Wiffenfhaft VI (1855) Nr. 41—45 und in Herzog’s Encyclopädie 4, 694. 695, 

11) Meine Geh. I, 2. Urkunden S. 35 f. 

12) Circ. des Conſ. Königsberg v. 2. Novbr. 1817 (meine Geſch. I, 2. Urf. 
S. 168), v. 26. Febr. 1839 (Bord 1, 28. 29), B. der Rey. zu Königsberg v. 
7. Novbr. 1851, 9. April 1853 (Weiß evang. Gen.sBlatt. Königsberg 1853. Nr. 
20. ©. 85. 86. Berliner WA. 8.3. 1853. Nr. 40). 

13) Erf. des DO.» Trib. v. 17. Januar 1851 (Entjh. 20, 420. Altmann 
Praxis S. 964 f.). — Mipbräuchen, die ſchon in älterer Zeit vorgefommen waren 
d deutfche Zeitfchr. a. a. D. S. 350), begegnet, da diejelben wieder auftauchen, das 

ive. des Conſ. Königäberg v. 24. April 1860 (amti. Mitth. Nr. 271). 
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fes, ohne Unterjchied des NAlterd und Standes, nehmen an Ddiejen 
Gebetverhören Theil, erhalten Belehrung und Erbauung und diejeni- 
gen, welde des Zroftes und Friedens bedürfen, werden auch deffen 
theilhaftig.. Diefe Einrichtung dient überhaupt zur jeelforgerijchen 
Thätigfeit der Geiftlihen in den mannigfachiten Beziehungen ). 

Der Grund, daß fih die Gebetverhöre gerade in der Provinz 
Preußen in der angedeuteten Weiſe erhalten Ffonnten und für diefelbe 
ein dauerndes Bedürfnig geworden find, liegt befonders darin, daß 
die einzelnen Parochien gewöhnlich ſehr umfangreih find und eine 
arößere Zahl von Drtögemeinden. enthalten, denen ſo die Seg— 
nungen des Evangeliums näher gebracht werden. So erklärt fich, wie 
von Oftpreußen und Litthauen, wo die Gebetverhöre zuerſt üblid) 
waren, dieſe auch auf MWeftpreußen übertragen worden und ähnliche 
Einrichtungen anderweitig entitehen fonnten '), während in Fleineren 
Barodftal- Sprengeln, wie fie in den übrigen preuß. Provinzen meift 
befteben, ihre Entjtehung nicht nothwendig war. 


2) Die Firlihe Discipliu. 


$. 152. 
Das Wefen der kirchlichen Disciplin !). 


Es finder ſich nicht leicht ein kirchliches Inſtitut, deſſen Beariff 
jo abweichend aufgefaßt wird, als die Kirchenzucht *). Dies erklärt ſich 
theil8 aus der fo häufig vorhandenen Gleichheit des Zwecks derjelben 


14) M. f. bef. Mittbeifungen über Aufnahme und Wirkfamfeit der evang. Ges: 
meindefirchenräthe in der Provinz Preußen. Königsberg 1853. S. 40 f. (erites Jahr). 
Berlin 1855. S. 75 f. (zweites Jahr). v. Mofer allg. Kirchenblatt 1853. ©. 
655 f. 1855. ©. 248 f. 

15) Deutſche Zeitiähr. a. a. D. S. 356. 357. 


1) Einer Darftellung der Gerichtsbarkeit in ftreitigen Sachen bedarf es bier nicht : 
denn nachdem die Neformatoren diefelbe dem Staate allein zugefprochen hatten, ging 
fie auch meiftend unter. Freilich wurde den Gonfiftorien und zum Tbeil in großem 
Umfange diefe Zurisdiction übertragen, auch erbielt fich dieſelbe, wo die bifchöflichen 
Serichte noch Fortbeftanden. In Preußen ward fie fpäter nur in Ehejachen beibehalten, 
bis diefelbe 1748 aufgehoben wurde (f. oben $. 128. 5. 520). ine gewiffe Herz 
ftellung erfolgte nach der Gab.=D. v. 8. und Circ. des Ev. V.⸗-K.-Raths v. 15. Juli 
1857 wegen der Beftimmung über die Wiedertrauung Sefchiedener (j. oben $. 144. 5. 582). 
Ueber den geichichtlicyen Verlauf der jurisdietio in causis eontensiosis überbaupt, 
bei den Evangelifhen insbeſ. ſ. m. Eihborn K.R. 2, 131. Richter K.=N. 
$. 205 f. $. 210. 

2) Auf eine Nachweifung und Beurtbeilung, oder gar Widerlequng der verfchies 
denen Meinungen fann es bier eben jo wenig ankommen, ald auf eine auch nur an 
näberungsweije vollftindige Mittheilung der Zitel der vielen Schriften über diefen Ge: 
genſtand. Im Allgemeinen ſ. m. außer den noch weiterhin gelegentlich anzuführenden 
Monographien Nipfch vraftifche Theologie I. $$. 44. 88. verb. III. $. 488 f. 496 | 
W. Otto Verſuch einer Verftändigung uber Kirchenzucht in der evang. Kirche. Dils 
lenburg 1854. 1855. 4. Kling in Herzog's NealsEncyclopädie 7, 698 f. und die von 
dieſem cit. Kiteratur. Neide die Kirchenzucht. Donn 1856. vergl. rhein. Syn. IX. 
$. 102. M. ſ. auch v. Mofer allg. Kirchenblatt 1857. 5. 228 f. 263 f. 271 f. 





N 
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mit anderen Einrichtungen der Kirche, tbeild daraus, daß die Gren- 
zen der kirchlichen Disciplin nicht ftreng feftgebalten und diefelben bald 
zu eng auf das rein jpirituelle Gebiet beichränft, bald zu weit in die 
bürgerliche Sphäre binein gezogen werden, dann aber auch daraus, 
daß gewöhnlich nur einfeittg eine fjubjeftive oder objeftive Seite der 
Kirhenzuht hervorgeboben und ihr Wefen nicht vollftändig erfaßt 
wird’), Im Allgemeinen ift die Aufgabe der Disciplin die Erhaltung 
der firhlihen Ordnung, nicht aber durch Aufſehn und Behüten, was 
der Kircheuvifitation obliegt, fondern durch Herftellung der bereits ein- 
getretenen Verlegung. Ihre Thätigfeit befteht aljo nicht in der Bor: 
beugung, der —— von Uebeln, ſondern darin, daß ſie erſt 
nachfolgend und ſomit reſtituirend und reprimirend einzuwirken hat. 
Ihr eigentlicher Beruf iſt auch nicht die Erziehung und Erbauung 
der Angehörigen der Kirche, nicht an ſich die Gewinnung des Einzel 
nen zur Grreichung des Heild in Chriſto, was durdy den geffimmten 
Eultus und durch die Seeljorge im Befondern erzielt wird, jondern 
die Zurücdführung Ddeffen, der fih mehr oder minder mit der Kirche 
verfeindet und dieſelbe verlegt bat, auf den Weg der Buße und alfo 
zur Verföhnung mit der Kirche ®). 


Mit diefer Beftimmung des Weſens der Kirhenzuct hängen aufs 
genauefte die einzelnen Momente zufammen, welche erft den Begriff 
vollftändig machen und fi als confequente Folgerungen deffelben erge- 
ben. Hiernach fteht feit, daß das Object der Disciplin nur Verleguns 
gen der Kirche fein dürfen, melche dieſe felbft im Großen oder Kleinen 
treffen und ein Aergerniß veranlaffen, deſſen Hebung berbeigeführt 
werden muß. Das verlegte Subjekt kann nur die Kirche fein, indem 
ihre Segnungen überhaupt verachtet oder gemißbrauct, oder Gemeinden 
und Anhänger derjelben verlegt werden, und zwar von eigenen Glie- 
dern der Gemeinjchaft, da weder Uebertretungen des weltlichen Gebiets, 
noch die der Kirche nicht Zugebörigen ihrer Disciplin verfallen fönnen. 
Auch darf die Uebung derfelben immer nur von der Kirche jelbft, bez. 
von den Gemeinden ausgehen, welche durch die Webertretung der Kir- 
henordnung verlegt oder geärgert wurden. Der Zweck diefer Zucht bes 
flimmt aud die dazu anwendbaren Mittel, welche je nad Bedürfniß 
verjchteden fein müffen, niemals aber einen ſolchen Charakter anneb- 
men dürfen, daß die Berföhnung des Sünders mit der Kirche unmög— 
ih gemacht wird. 


3) Dies ift der gewöhnliche Fehler der verfchiedenen Definitionen der Kirchendiss 
eiplin. Selbſt die Schriftfteller, welche von der richtigen Unterfcheidung der Seellorge 
und Disciplin ausgeben, welche der Gemeinde und Kirche, nicht dem Amte des Wort: 
die Uebung derfelben beilegen, erichöpfen meiſtens den Begriff nicht, indem fie bald 
nur die Action der Kirche oder Gemeinde für fich felbft in denfelben bineinlegen (zum 
Schupe u. ſ. w.), bald nur die Perfon des Verletzers ind Auge faffen, welcher erzo— 
gen, gebeffert werden foll. 


4) Die prävenirende Thätigkeit feelforgifcher Art ift in vielen Acten der innern 
Miſſion befonders wirkſam, wie namentlich in der kirchlichen 5 für die Ars 
beitermaffen bei Eifenbahn=, Deich- und Kanalbauten (Circ. des D.K.:R. v. 15. April 
1854 in den Aktenſt. 7, 42. 43), für die deutfchen Auswanderer (Eirc. des D.:K.:R. 
v. 10. Januar 1855 a. a. O. 8, 57. 58) u.v. a. 
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Diefe weiterhin im Beſondern darzuftellenden Prinzipien erleiden 
indeffen in der Wirklichkeit viele Modiflcationen, jo daß die Vollziehung 
der kirchlichen Disciplin nicht jelten mit ihrer eigentlichen Bedeutung 
in Widerfpruh tritt und der Unterjchied der Kirchenzucht und des 
weltlichen Strafredhts bisweilen geradezu aufgehoben wird. Dabei darf 
auch nicht unbeachtet bleiben, daß die Kompetenz der Behörden nicht 
immer gehörig begrenzt ift und daß im Betreff derfelben es nicht, an 
Dermengungen fehlt, wie Ddieje im Großen und Ganzen in gleicher 
Weiſe in dem Berhältniffe der Kirche und des Staats felbft beſtehen: 
denn die trübe Vermiſchung zwiſchen beiden, welde felbit da, wo das 
PBrincip ihrer Auseinanderjegung anerkannt worden, noch nicht aufge: 
hoben ift, it bier gewöhnlih noch in großem Maße vorhanden °). 
Dieje factifche Discrepanz der Hebung der firdlichen Diseciplin jelbft 
und der evangeliſchen Ordnung, welche ſich in der Berfaffung der Kirche 
faft überall, und aud zum Theil in Preußen findet, macht es notb- 
wendig, daß der Daritellung des heutigen Rechtszuſtandes die Ge- 
chichte derjelben in gedrängtem Abriffe vorangeftellt werde. 

4 


$. 153, 
Hefchichte der Kirchenzucht in der evangelifchen Kirche. 


Die Kirche wurde als eine religiös» fittlihe Gemeinfchaft begrün— 
det und bedurfte jeit ihrem Beginne der Disciplin. Diefe übte des- 
halb auch bereits Ehriftus '). Er gab felbft Vorfchriften über ihre 
Handhabung”), und die Apoftel unterliegen nicht, nach feinem Auftrage 
für Zucht und Drduung in den Gemeinden zu forgen’),. Darum blieb 
auch die Handhabung der Kirchenzucht ununterbrochen ein Gegenftand 
der firdlichen Verwaltung, nur daß mit der Zeit diejelbe ein förm— 
liches Strafrecht wurde, weil die Kirche vielfach in die Griminaljuftiz 
eingriff und die Geftalt des Staaté fid) angeeignet hatte‘). Die Re 
formation entjchied fi aber gegen Die hergebrachten Zuftände und war 
bemüht eine fih an die apoftoltfhen Einrichtungen anlehnende Disci- 
plin berzuftellen ®). Zunächſt find alle Reformatoren darin einig, daß 
diejelbe für die Kirche unentbehrlich ſei, daß fie der Kirche und nicht 


5) M. vergl. im Allgemeinen Heffter über Verbrechen und Vergehungen ber 
Staatd= und Kirchendiener, im neuen Arhiv des Criminalrechts XIII, 48 f. 155 .f. 
und dajelbft neue Kolge 1853. 3, 422 f, 


1) M. f. wegen der Tempelreinigung Mattb. 21, 12 f. Marc. 11, 15 f. Lur. 
19, 45. Joh. 2, 13 f. 


3 Matth. 18, 15 f. Luc. 17, 3 (vergl. Nitzſch praktiſche Theologie 1, 


3) Ev. Joh. 20, 233. — 1. Gorinth. 5. — 1. Theſſalon. 3, 6. 1. Timoth. 5, 
20. 1. Timotb. 2, 235. 4, 2. Zitus 1,9. 3, 10 u. a. — I. Corintb. 14, 40. 


4) M. f. über die römiſch-kirchliche Strafgerichtsbarkeit Nihter K.R. $.211 f. 
Herzog Enchelopädie 5, 70 f. 


5) Dergl. überhaupt Richter K.=R. $. 226 f. Herzog Enchelopädie 5, 78 f. 
Jacobfon, evang, Kirchenrecht. 40 
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dem Staate zufomme, daß überhaupt von ihr jede polizeiliche Einwir— 
fung fern gehalten werden müſſe, und dag fie nicht auf die vollftän- 
dige Ausfchliegung des Frevlers aus der Kirchengemeinſchaft ausgedehnt 
werden dürfe. Dagegen ſtimmen fie nicht wegen des eigentlichen Zweds 
derjelben in gleicher Weile überein, indem fie fie bald als ein Zucht 
mittel zur Beflerung, bald als ein Schußmittel für die Kirche und zu: 
näshit für die rechten Glieder der Kirche betrachten. Im Ganzen fin: 
den wir dieſe Anſchauungen auch in den Bekenntnißfchriften und in 
den Kirchenordnungen °) wieder, obihon es tm Belondern auch außer: 
dem nicht an manchen Gigenthümlichfeiten und Abweichungen feblt. 
Schon zeitig bildete fid) aber ein bedeutender Unterfchied zwifchen den 
Lutheranern und NReformirten, welcher mit der verfchiedenen Verfaſ— 
fungsbildung derfelben zufammenbängt‘*). Zunächft ift bier bemerfens: 
werth, daß jene die Disciplin aus der Schlüffelgewalt herleiteten, mwäb- 
rend dieje Diefelbe, ohne jenen Zufammenhang zu leugnen, mebr aus 
dem Recht der Kirche, bez. der Gemeinde, gegen die Verleger der in 
ihnen beftebenden Ordnung einzufchreiten folgerten. Die früber bei 
den Evangeliſchen überhaupt herrſchende Ueberzeugung, daß jene Ge: 
walt der ganzen Kirche geböre, wich bald der Annahme, daß Diejelbe 
dem Biſchofs- oder Pfarranıt zuftehe und wurde dann als eine pote- 
stas jurisdietionis aufgefaßt. Nachdem aber die Gonftftorien eingeführt 
worden, fam man bald dahin, alle jchwierigeren Fälle der Dieciplin 
mit dem Banne ihnen zu reſerviren, Die übrigen zuvörderſt den Pfar— 
vern zu überlaffen, fpäter aber auch diefe den Behörden zu überweiien 
und, da fi eine große Abneigung gegen die Disciplin der Kirche ge: 
bildet hatte, im Allgemeinen darauf zu verzichten und fich auf das 
Strafrecht des Staats um fo mehr zu bejchränfen, als die Jurisdiction 
der Eonfiftorien ſchon längſt den Charakter deffelben angenommen batte. 
Nur delicta carnis blieben gewöhnlich Gegenftand der Firchlichen 
Strafe, welche man überdied durch Geldbußen abfaufen fonnte”). Bei 
den Reformirten war die Entwidelung eine andere, indem die Kirchen: 
zucht den Gemeinden, und zwar den Presbyterien als ihren Vertretern, 
zuftand und in höherer Suftanz von den Synoden geübt wurde. Se 
war denn die Kirchenzucht der luth. Kirche Amts-, die der reform. 
Kirche Gemeindezucht?’*). Indem jene verfiel, ward aber auch dieſe 


6) Alles Einzelne findet fih in der bereitd angeführten Literatur und außerdem 
bef. bei Goeschen de diseiplina eccl. ex ordinationibus ecelesiae evang. sec. 
XVI. Halis 1859. 4. verb. Richter die K.⸗«O. II, 514 c. 


6a) Wenn liefoth liturg. Abhandlungen 2, 390 f. in feiner gewohnten Meile 
den Grund der Differenz in dem abweichenden Befenntniffe fiebt, fo ift dies aus der 
fünftlichen Deduction defjelben vollfommen erflärbar. Im tiefften Grunde liegt der 
Unterfchied in der Neigung den futherifchen Kirchenbegriff befchränft aufzufafien und 
in romaniftifcher Weiſe die Geiftlichkeitöficche herzuſtellen. 


7) M. f. die obigen Gitate und insbef. wegen der Schlüffelgewalt noch Jul. 
Müller in Schneider’s Zeitichr. für chriftliche Wiffenfchaft 1852. Ey 51 f. Daß dai 
Ant der Schlüffel mit der Kirchenzucht nicht im Zufammenhange flebe, wird wobl mit 
Recht behauptet werden fönnen, wenn man auch Abrens (das Amt der Sclüffel. 
Hannover 1864) in feiner Ausführung beizutreten gewichtige Bedenken bat. 


7a) Kliefoth fiturg. Abhandlungen 2, 395 f. 
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alterirt: denn es blieb der Borgang der Lutherifchen nicht ohne Ein- 
flug auf die Reformirten und auch bei ihnen wurde die Disciplin viel: 
fach abgeſchwächt und dauerte nur meiftens nad) der Sitte des Volks 
in mancherlei Anwendung fort, welche aud auf dieje Weife den Luther 
ranern mehrfach erhalten wurde ?). 

. Werfen wir nun unfern Blid auf Preußen, fo finden wir im 
Ganzen den gleihen Verlauf. In den K.-O. der älteren Landestbeile 
ift, den Grundſätzen der Neformatoren entiprechend, die Disciplin aus 
erfaunt und der Staat trat hierbei nicht hindernd entgegen. Die ältefte 
preuß. K.O. von 1525 fprach fih darüber ſehr beflimmt aus und indem 
diefelbe die „rechte chriftliche excommunication‘’ berftellt, den Ausſchluß 
vom heiligen Abendmahl den Unwürdigen auferlegt, erflärt fie zugleich, 
„doch das hierynne nichts furgenommen werde ane (d. i. ohne) vorgehende 
warnung, vnd Das die gemeyne mit dem Diener das vrtheil felle‘‘®), 
wogegen aber auch freilich die preuß. Landesordnung von 1526 fchon 
gegen Perjonen, welche den Gottesdienft verſäumen u. ſ. w. ausfpricht : 
„dieſelbige follen aus der gemainfchaft der Eriften abgefondert, Die 
jbenigen aber die ein gots lefterung vnd vorachtung, daraus machen 
.... an Leyb geftrafft werden”) Die K.O. von Minden 1530, 
welche fih auf den kleinen Bann befchränft, erklärt die Auferlequng 
defjelben durch die Geiftlihen al8 ein „ordel jm namen der gemeene““. 
Aehnlichen Vorfchriften begegnet man aud anderweitig »). Mit der 
Begründung der Gonfiftorien trat dann auch die Veränderung ein, 
deren vorhin gedacht wurde. Dies erhellt aus den für die einzelnen 
Gebiete gegebenen Weilungen ®). Der Gedanke, daß die Hebung der 
Disciplin für die Glieder der Gemeinde zum Segen dienen könne und 
fofle, ging nun bald verloren und die Sorge des Regiments richtete 
fih jegt dahin, Das Volk belehren zu laffen, daß die Kirchenzucht nicht 
eine Art von Befchimpfung und Strafe jet, was fie allerdings viel- 
fach geworden war '*), weshalb auch durch NR. v. 18. Juni 1718 dem 
Griminalcollegium die Weiſung zuging, den. Punkt wegen der Kirchen: 
buße nicht mehr in feine Sentenz aufzunehmen, fondern den Geiftlichen 
zu überlaffen *). Diefer Unterricht blieb aber ohne Frucht, die Dis, 


8) M. f. Allg. Kirchenblatt 1857. S. 264. 

9) Meine Gefchichte 1, 2, 26. Richter K.D. I, 30 a. E. 31. 

10) Meine Geſch. I, 2. Urk. S. 10. Art. 3. Richter a. a. O. 34. 

11) Meine Geſch. IV, 3. Urk. S. 506. Art. 20. Richter a. a. D. 140. 

12) M. ſ. 3. B. den ſächſ. Unterricht 1528, die Soefter K.:O. 1532, die poms 
merihen K.⸗O. 1542 u. a. (Richter 1, 98. 167. 2, 10 u. a.). 

13) M. f. für Brandenburg die Vifitat.-O. von 1573 (Richter 2, 380), für 
Preußen die Eonf.zD. 1584 (a. a. D. 2, 454), für Pommern die Synobalftatuten 
1574. art. 14 (a.a.D. 2, 388, verb. überhaupt Balthasar jus ecel, I, 452 f.), 
für Sachſen die Conf.Art. 1542, Gen.Art. 1557, Eonf.sD. 1580 (a. a. O. I, 372. 
2, 185. 426. verb. Weber fühl. K.-R. (1. Ausg.) I, 2, 497 f.), vergl. Magdeb. 
BViſit.⸗Art. 1562 (Richter 2, 220). 


14) M. f. die Edicte v. 2. Febr., 13. und 30. März 1716 (Mylius C. O. 
March. I, 2. Rr. CI. CIH. CVI. CVII. S. 197 f. 199 f. 203 f.) und die Eitate 
der Anm. 15. Vergl. Balthasar jus ecel. 1, 456 über Pommern. 


14a) Mylius C. C, March. 11, 8. Rr. XXXIX. ©. 119. 
40 * 
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ciplin wurde immer feltener geübt ") und endlich förmlid aufgehoben, 
nachdem an ihre Stelle das Zahlen einer Geldbuße üblich geworden 
war, was formlich unterfagt werden mußte '%). Unterm 31. Mai 1746 
erließ der König aus Pyrment die Ordre“), es ſolle die bisherige 
Kirchenbuße aufhören und die Berfonen, welche contra sextum gefehlt, 
follten von dem Prediger, unter Zuziehung eines andern Predigers, 
mit Glimpf admoniret und zu einen befjern Leben ermahnt werden. 
Der Vorgang jet aber bei Strafe der Gaffation geheim zu. halten. 
Bald hierauf folgten die Vorbereitungen zur Ausarbeitung des 
allgemeinen Geſetzbuchs. Klein ftellte in feinem Entwurfe den Satz 
auf: „Keine der öffentlichen Kirchengemeinen darf eines ihrer Mit: 
glieder in den Bann thun oder excommuniciren. Wäre etwa einer 
Gemeine das Necht eingeräumt, fo muß fie den Fall doch vorher dem 
Stante anzeigen“). Suarez hielt e8 aber für nöthig, den Gegen: 
ftand ausführlicher zu behandeln und widmete demfelben im I. Entwurf 
die 88. 40— 46. 373 — 375. Dügegen wurden aber Bedenfen erbo: 
ben, befonders gegen die Vorſchrift des 8.41: Jede Kirchengefellichaft 
hat das Recht, unwürdige Mitglieder auszufchliegen. Suarez bemerkt 
aber: „Der Saß dieſes $. läßt fih aus den Begriffen und Grundfägen 
von Gefellichaften überhaupt herleiten und vertheidigen. Inzwiſchen 
gebe ich zu, daß es prudentiae ſei, dieſes exereitium der Kirchenzucht 
den einzelnen Kirchengefellfchaften nicht einzuräumen, fondern ihren 
Borgefegten zu reſerviren““). Insbeſondere erhob fi gegen Diele 
ganze Entwidlung auch v. Tevenar, indem er bemerfte?): „Die Kir: 
henbuße ift dur das Edict vom 20. Juli (2) 1746 abgefchafft. Bei 
den Proteftanten ift, fo viel mir befannt, im preußifchen Stante feine 
Kirhenzucht mehr übrig. Die Vollſtreckung einer folhen würde auch 
allezeit nad) der Meinung des Publiei eine Verlegung der Ehre nad 
fich ziehen und viele Zage Gegenftand der Stadt: und Dorfgefpräde 
abgeben; obgleich die Geſetze das Gegentheil verordnen. Wer nicht 
zur Kirche und zum Abendmahl geht, schließt fih von der Kirchenge- 
jellfchaft felbft aus. Die übrigen Glieder der Kirche verlieren dadurch 
nihts. Abgaben, die auf den Grundftüden haften und jura stolae 
müffen nad wie vor gegeben werden. ine fürmliche Ausihliegung 
ift daher nicht nöthig.. Wer nicht recht betet, wer fehlerhaft wandelt 


15) Declarat. v. 4. Decbr. 1717, B. v. 2. Febr. 1718. (Mylius C. C. 
March. 1, 2. Nr. CXIV. CXV. S. 219 f.) Vergl. Porſt Auszug aus den preuf. 
Gdicten S. 60 f. Beckher preuß. Kirchenregiftratur S. 66 f. Arnoldt preuß- 
KR. S. 68. 

16) Edict v. 15. Juni 1739 (Mylius C. C. Contin. I, Rr. XXIV. S. 259. 
Beckher a. a. D. S. 68 a. E. 69). — Vergeblich fucht man auch feitdem im Corp. 
Constit. und fonft nad) Verordnungen, welche fih auf diefen Gegenftand beziehen. 


17) Berlin 7. Juni, Königsberg 2. Juli 1746 (Acta hist. eccl. IX, 858 1. 
Arnoldt preuß. KR. S. 66. Beckhera. a. O. S. 69). . Der ZweifelMerkel’s 
in der 3. für luth. Theol. 1840, 1, 46. Ann. an der Exiſtenz diefer Ordre ift bier: 
nach ungegründet. 

18) Merfela.a. D. ©. 46. 

19) Materialien zum U. L.«R. XV, 124, Nr. 19 ad $. 44. 


20) Materialien zum U, &:R. XIV, 140, 
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und das Nbendmahl unmürdig geniegt, muß feinem Schidjal, wenn 
er freundfchaftlihen Erinnerungen fein Gehör geben will, in einer 
andern Welt überlaffen werden. Den Predigern bleibt unbenommen, 
verirrte Schanfe durch Zurechtweifungen wieder auf einen andern Weg 
zu bringen; durch eine förmliche Kirchenzucht wird aber nichts ausge: 
richtet. Schlechte, zänkfifche, fehlerhafte Prediger, Schwärmer und 
Enthufiaften geben oft felbft zu ſolchen Ausfchweifungen Anlaß. Ich 
ftelle daher anheim, ob diefe Materie nicht mit Stillihweigen zu über- 
gehen und 88. 40 — 46 wegzulaffen fei? Sollte aber nötbig gefunden 
werden, im Kirchenrecht von Kirchenzucht Etwas zu erwähnen, jo würde 
ſolches eigentlich nicht in dem l. Abfchnitt von Kirchengefellichaften 
überhaupt, fondern in dem V. Abjchnitt von Parochien gefchehen müſ— 
jen, da allgemeine Kirchengefellichaften z. B. Lutheraner und Refor— 
mirte feine Kirchenzucht, wohl aber einzelne Barochien dergleichen aus— 
üben können.“ — Suarez änderte indeffen nur einzelne Punkte“) und 
bebielt die Materie auch im II, Entwurfe bei. Dagegen wurden aber 
neue Monita erhoben, welche neue Erwiderungen hervorriefen. „Einige 
Monenten wollen von gar feiner Kirchenzucht wiffen, oder wollen 
wenigftens näher beftimmt baben, was darunter zu verftehen fei. Die 
Kirchenzucht felbft aber wird den Gemeinden, zu deren Eollegialrechten 
fie von jeher gebört haben, wohl wicht nehmen fünnen. Worin fie 
Beftehen wird wohl nicht aefagt werden dürfen, da in $. 42 ihre Gren: 
zen beſtimmt find, und Alles, mas innerhalb Ddiefer Grenzen Tiegt, 
der Kirchengefellichaft zugelaffen ift 3.8. die Ausſchließung vom Abend- 
mahl, Admonitiones, Berfagung gewiffer Feierlichkeiten bei Religions- 
bandlungen 20. Ob es prudentiae fei, die Kirchenzucht auszuüben, tft 
eine andere Frage. Hier fpriht man von Recht und dies tft wohl 
unftreitig “*). —— „Einige Monenten wollen den Kirchengeſell— 
ſchaften das hierin liegende jus excommunicandi gar nicht geftatten. 
Andere verlangen nähere Beſtimmungen, was unwürdige Mitglieder 
ſind. Ad prius liegen die meiſten Einwendungen wohl in einem Miß— 
verftändniffe des Wortes Kirchengeſellſchaft. Das kann man freilich 
wohl nicht Jenaer, daß irgend eine einzelne Kirchengefellichaft berech- 
tigt fein fol, eines ihrer Mitglieder dergeftalt auszufchliegen, daß 
auch Feine andere Gefelliaft von ihrer Religionspartei ihn admittiren 
darf. Wenn die Gemeine des Kirchipiels A. einen ausfchließt, ſo 
fann fie der Gemeine des Kirchipiels B. nicht wehren, denfelben dens 
noch bei fi zu admittiren. Aber der einzelnen Kirchengemeine kann 
man das jus excludendi fo weniq als anderen Geſellſchaften **) neh— 


21) Im II, Entw. $. 40 ftebt: Kirchengefellichaft: ftatt: Kirchengemeine: des 
I. Entw. Im 11. E. $. 41 find die Worte: „blos zur Beförderung quter Sitten und‘ 
aus dem 1. €, fortgelaffen; eben jo ift im 11. €. $. 42 das Wort „weltliche“ bei 
Strafen ausgelaffen. Nach $. 43 des I. E. follen Fälle der Art der Obrigkeit „ans 
ezeigt““, im 11. E. derfelben „‚überlaffen‘‘ werden. Der $. 45 tes I. E.: Ein bfo- 
* Irrthum des Verſtandes iſt nicht hinreichend dergl. Ausſchließung zu begründen: 
lautet im II. E.: Wegen bloßer von dem gemeinen Glaubensbekenntniß abweichender 
Meinungen fann fein Mitglied ausgefchloffen werden. 

22) Materialien zum A. L.⸗R. LXXX, 145. ad $$. 40 —42. 

22 a) Gegen die Feftfekungen darüber find auch feine Bedenfen erhoben. M. f. 
A 8:R. II, 6. $. 42 f. 
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men. Pone ergo ftatt „Kirchengefellihaft“ SKirchengemeine. Berichte: 
dene Monenten wollen die Ausübung dieſes juris excludendi blos Dem 
Staate überlaffen. Dazu ift aber fein Grund. Genug, daß Dem 
excluso nah $. 46 der NRecurs an den Staat offen ſteht. Wenn 
innmer beim Staat geklagt werden müßte, fo würde oft ein unnöthiges 
und fchädliches Aufſehen entſtehen. Was diejenigen Monenten betr., 
welche nähere Beftimmungen verlangen, was ein unmürdiges Mitglied 
ſei, jo fann man ihnen zu Gefallen wohl folg. Erklärung beifügen: 
Dies gilt def. von denjenigen u. ſ. w. (j. unten)“ *), Darauf jagte 
v. Grolman: Was joll das beißen?: Unwürdige Mitglieder von der 
Gejellihaft der Kirhengemeine anschließen? Doch nicht die Kirche 
zufchließgen, fie herausweiſen oder fie vom Abendmahl abmweifen? Iſt 
jemand ein unbefonnener Störer der Ruhe und Ordnung der Gemeine, 
fo find dagegen andere Geſetze und der Staat ftraft ihn). Dazu 
famen auch noch andere Einwendungen von Zeller, Irwing u. a. ®), 
Suarez gab denfelben aber im Allgemeinen fein Gebör und die jchon 
im erften Entwurfe ausgeiprodenen Säße gingen mit geringen Verän— 
derungen aus Dem zweiten Entw. (j. Anm. 21) ins A. L.-R. jelbft über, 
wo fie Th. UI. Zit. XI. 88. 51 —57 bilden. Außerdem wurden auch 
die Borfchriften feftgeftellt, welche das Disciplinarrecht des Predigers 
gegen feine Pfarrfinder normirten, nämlich A. L.R. 8. 76 (I. €. 
8. 363. IL. €. $. 62), $. 77. (1. ©. 8. 364. 1. E. 8. 63), & 78 
(1. E. 8. 365. U. €. 8. 64), 8. 79 (1. E. $. 366. II. €. 65), jo wie 
die von den Geiftlichen im öffentlichen Vorträgen zu nehmenden Rüd- 
fihten, nämlich A. &-R. 8.83 (1. E. 8. 370, 1.6. 8.68), 8.84 q.E. 
$. 371. 11. €. $. 69), $. 85 (I. ©. $. 372. 11. €. $. 70), die Unzu— 
läffigfeit der von den Geiftlihen ausachenden felbitftändigen Ausſchlie— 
Bung eines Gemeindegliedes vom Gottesdienfte und den Sacramenten 
im A. &-R. $. 86 (1. E. $. 373. 1. 8.71), 8. 87 (1. €. 8. 374. 
1. &. $. 72), 8. 88. (. €. 8. 375. I. €. $. 73), die Unftattbafttg- 
feit der Entziehung des ehrlichen Begräbniffes Seitens der Kirche im 
A. L.R. 8 188 (1. E. 8. 146. 11. €. 8. 166) u. a. m, *»). Die älte: 
ten evang. Grundfüge, welche fih in den K.-D. und fonft ausgeipro: 
hen finden, meichen biervon wefentlih ab und gewähren der Kirche 
rößere Rechte. Diefe haben aber durch die fpäteren Geſetze und Das 
. L.⸗R. felbft ihre Anmwendbarfeit verloren und die in diefem ent: 
baltenen Beftimmungen wurden num für die Kirbe verpflichtend *). 


23) Materialien a. a. D. ad $$. 44— 46. Diefe Stelle ift aus den Mates 
rialien gedruft in den Ergänz. und Grläut. zum A. L.-R. I, 3, 514 und bei 
Bogt 1, 90. Anm. 


24) Vogt a. a. O. 

25) Materialien a. a. O. ad $. 45, vergl. auch Merkel a. a. O. S. 48. 40. 

25a) Auf diefe Feftfekungen übten zunächſt die Vorfchläge einer bef. Commiſſfion 
für diefe Angelenenbeit,, wie es feheint, feinen Einfluß. Für die Veratbungen ders 
felben waren verjchiedene Gutachten eingegangen, wie der Auffap von Mölfer über 
kirchliche Disciplin 1783, in Afchenberg: für Kirche, Kirchenverfaffung u. |. w. I, 
1 (Schwelm 1818), 133 f. 

26) Es folgt dies ſchon aus dem oben $. 22 S. 1065 Mitgetbeilten und ift aud 
fpeciel in der in der folg. Anm. cit. Cab.⸗O. ausgefprochen. 
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Daher erflärte auch die Cab.-O. v. 27. Mai 1816 Nr. II: „Die 
äußere Gewalt der Kirche in Anfehung der Kirchenzucht kann nicht 
weiter, als das Landrecht beflimmt, ausgedehnt werden. Sie muß 
fib auf Ermahnung und Belehrung und auf Abweifung derjenigen be: 
ichränfen, welche den Gottesdienft durch Hohn, Unrube oder Unanftäns 
digfeiten ftören, fo lange fie hierin beharren“ =: 

Die zum Theil erft jpäter erworbenen weftlichen Gebiete der preu- 
Bifchen Monarchie, wo die preöbpterialen Ordnungen vorherrichend 
blieben und welche durch die vorhin erwähnten Geſetze nicht gebunden 
waren, unterlagen aud) nicht fobald dem Schidinle der öfllihen Pro: 
vinzen und fonnten daher nicht nur die Disciplin länger erhalten, 
fondern diefelbe auch zeitgemäß erneuern und Die Hoffnung für deren 
Herftellung überhaupt beleben. Die vheinijch » weitfäliiche Kirche bes 
trachtete felbft Anfangs, da fie mit großen Schwierigkeiten zu kämpfen 
. hatte, eine ftrenge Disciplin mit Recht als ein unentbehrliches Mittel 

ihrer Erhaltung. Die in Wesel 1568 und Emden 1571 ausgeſproche— 
nen Beftimmungen über die Ordnung dieſer Zucht blieben in fleter 
Geltung und wie die NReformirten legten auch die Lutheraner jener 
Gegenden auf die forgfältige Uebung derjelben das höchſte Gewicht. 
Es erhellt Dies nicht nur aus den Älteren Schlüffen und Entjcheidun- 
gen der beiden Kirchen, fondern auch aus ihren fpäteren organifchen 
Gefegen und dem nad ihnen eingerichteten Reben derfelben *), für 
deren Aufrechthaltung, da hierin ein Recht der Kirche lag, Friedrich IL. 
felbft Sorge zu tragen nicht unterlieg), Man fonnte daher aud) 
längere Zeit Grundfäße für die Disciplin geltend machen, die ander: 
“weit bereit3 aufgegeben waren “). Auch in den Gebieten, welche die 
Presbyterialverfaffung nicht prinzipiel durchgeführt, fondern zeitig 
confiftorial modifteirt hatten, findet ſich die Hebung der Kirchenzucht 
zum Theil noch fpäter, weil wenigftens Die presbyterinle Grundlage 
erhalten war und jede Gemeinde ein Drgan befaß, welches aus dem 
Pfarrer und Aelteften, Genforen, Synodſcheffen u. ſ. m. beftand und 
mit der Vollziehung diefer Pflicht betraut war"). Bielfache Vermen— 


27) bei Richter Meberficht der Verhandlungen der Generalfpnode S. 14. 

28) Der Anführung einzelner Vorfehriften und Schlüſſe der Presbyterien und Sy: 
noden im Alfgemeinen und in befonderen Anwendungen bedarf es nicht, da die in dem 
Urkundenbande meiner Gefchichte 4, 3 enthaltenen Documente eine überaus große 
Zahl derfelben mittbeifen. Es nenüge bier nur zu erinnern an die reform. K.=dD. 
von 1654 und 1662. Gay. 3. 8 f. 17, die bergifcben Minifterialgefege v. 1655- Nr. 
17, den futher.sfummar. Begriff v. 1677 Gap. 2 f., die K.:D. von 1687 Gap. 12. 
14 f. 20 u. v. a., damit verb. Neligionsvergleich 1672 nebft Receß v. 1666 (meine 
Geſch. 4, 3, 176. 177 und die ©. 183 dafelbft cit. Stellen) und die fih daran ans 
lehnenden Entfcheidungen (a. a. O. Urk. S. 299 f. 357. 317. 329 u. a.). 

29) M. ſ. das Schreiben des Königs v. 22. Febr. 1755 (meine Geh. 4, 3. 
Urk. Nr. CLII. S. 375). 

30) So die Beftimmung der Generalfunsde 1743. $. 30 (meine Geſch. 4, 3. 
Ur, S. 357. Nr. 103. a.): Censura eccl. fell nicht in eine Geldſtrafe verwandelt 
werden, damit nicht ibr Zweck fruftrirt werde. 

308) M. f. 3. B. von Naffau 1617. 1703 (meime Geſch. 4, 8. Urt. ©. 569. 
566 f. 580), von SolmdsBraunfel® 1582 und fpäter (a. a. O. Urk. ©. 560. Text 
S. 617. 618), von Wittgenftein 1555. 1746 (a. a. D. Urk. S. 528. 530. 541 f.), 
vom Haufe der Wilds und Nheingrafen 1690 (a. A. O. S. 507) u. v. a. 
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gung mit dem Staate und feiner YJurisdiction fehlte freilih auch bier 
nicht. So fonnte denn die rheinifch-weftfälifche Kirche bef. feit dem 
Ende des vorigen Jahrh. und jeit den ftörenden Eingriffen Frank— 
reichs ») dem Verfall nicht entgeben, und erft nachdem die preußifche 
Regierung im Allgemeinen auf die Herftellung der firhlichen Ordnung 
Bedacht nehmen fonnte, wurde auch diefem Geaenftande die nöthige 
Rückſicht geſchenkt. 

Bei den Beſtrebungen für die Verbeſſerung des Kirchenweſens (ſ. 
oben $. 53. ©. 215 f.) wurde in dem Entwurfe zu einer evana. K.O. 
$. 97 f. aud ein Abjchnitt über die Kircenzucht aufgenommen. Bei 
der Berathung Ddeffelben durch die Synode 1818 und 1819 mar Die 
Stimmung in den öftlichen Provinzen im Allgemeinen ihm abge: 
neigt *'), wogegen die Synoden der weftlihen Gebiete ſich für deniel: 
ben entſchieden und zur Ausführung eigene Vorfchläge machten *). 
Während in jenen weitere Nefultate vworerft nicht erzielt wurden, er: . 
hielten Ddiefe auf Grund ihrer desfallfigen Anträge in ihrer K.O. von 
1835 die entjprechenden Borjchriften in den 88. 118— 128, Damit 
war aber ein Abichluß nicht erreicht, denn $. 120 hatte nur beftimmt: 
„Ueber die Ausübung der Kirchenzucht in der Gemeinde, wird nad 
näherer Beratbung dieſes Gegenftandes in der Provinzialfunode auf 
deren Antrag das Nähere feitgefeßt werden.” Die Synoden beider 
Provinzen zögerten hiernach nicht, in dieſe Erörterung einzutreten und 
der Erfolg derfelben war die Feftitellung beftimmter Regeln, welche 
für die Rheinlande durch die Gab.-Ordre vom 21. Juni 1844 *) und 
für Weftfalen vom 20. Anguft 1847*) beftätigt wurden. Die dadurd 
geordnete Disciplin ift ſeitdem feftgebalten, im Einzelnen aber find 
noch nähere Declarationen ergangen, melde weiterhin mitzutheilen 


306) M. f. 3. B. die Klage über den Mangel eines ee er im 
Schreiben vom 12. Mai 1809 (meine Geſch. a. a. DO. Urk. S. 610 a. E.). 


31) M. ſ. 3. B. Freimüthige Bemerkungen zur Beantwortung der Frage: ob bie 
in der Anleitung zum Entwurfe einer K.⸗O. für den preuf. Staat vorgefchlagene 
Kirchenzucht bei der Stimmung und den Bedürfniffen unferer Zeit anwendbar ſei? von 
6. F. Fritzſche. Mit einer Vorrede und entgegengefegten Bemerfungen von C. F. 
Brescius. Aranff. a. O. 1818. Dazu f. m. die Jenaer alfa. Yit.3. 1819. Nr. 
100. M. f. auch Gap Jahrbuch für Schlefien 2, 386 f. u. a. 


32) M. f. Verhandlungen der weftfäl. Prov.- Syn. zu Lippftadt 1819 (Eſſen 
1820. Fol.). ©. 60. 61. Berbandl. der Prov, = Syn. von Jülich-Cleve-Berg 1818 
(Grefeld , bei Funde). S. 50. 51. 


33) Die 1. rhein. Syn. hatte $. 5 die Verhandlungen angebabnt, die II. Son. 
$$. 13. 23. 25—37 hatten den Entwurf (Kit. F. S. 103 f.) berathen. Derſelbe 
wurde gemäß Conſ.«“R. von 30. Novbr. 1839 umgearbeitet (TI. —* $$. 25. 51), 
durch den Befcheid v. 22. Juni 1842 (111, Syn. S. 189) gut geheißen und durd 
den König am 21. Juni 1844 genehmigt (IV. Syn. $. 36). Darauf erging ein 
Sendfchreiben darüber an die Gemeinden (IV. Syn. $. 71. Schr. v. 12, Septebr. 
1844 in der Berl. U. 8.3.2. 3. Nr. 98). 


34) Nachdem der von der weftfäl. Commiſſion aufgeftellte Entwurf von der Syn. 
genehmigt (1. Syn. S. 41. 69— 73. 11. Syn. S. 56. II. Syn. S. 46. 47. Ans 
bang 9.18. 425.) und nah Min.R. vom 27. Febr. 1842 revidirt worden (1V. Sn. 
5. 60. Anhang S. 22— 26), erging die Beftätigung (V. Sun. S. 77. 111) und 
dann die Mittbeifung durch das Spnodalfchr. v. 19. Drtbr. 1847 an die Gemeinden 
(V. Syn. 5. 115. 116). 
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find. Hier mag nur bemerkt werden, daß die Zufammenftellung einer 
Disciplinarordnung die rheinifche Kirche als unumgänglich nöthig an- 
erfennend durch eine Commiſſton eine folche bearbeiten lieg und den 
einzelnen Gemeinden anbeimgeftellt wurde, dergleichen ſtatutariſch für 
fih zu entwerfen und beftätigen zu laffen, was auch mehrfach gefche- 
ben ift *e). Mas die übrigen Landestheile betr., fo wurden in der 
Praxis wirkliche Disciplinarfälle nicht mit Stillfhweigen übergangen 
und man verfäumte nicht, Die noch fehlenden Vorfchriften deshalb zu 
erlaffen. Zur Emanation einer irgend vollftändigen und allgemeinen 
Disciplinarordnung ift e8 aber nicht gefommen. Die 1843 gehaltenen 
Kreisiunoden machten jedoch bereitd die hierher gehörigen Anträge, 
insbefondere wegen der Ginrichtung einer, Seitens der Geiftlihen 
ſelbſt mwechfelfeitig über fih zu führenden Aufficht, eines Sittengerichts, 
das Bedürfnig einer größeren Strenge binfichtlih der Gmeritirung 
unmiürdiger und der Entfernung unwürdiger Geiftlicher, der Feftftellung 
des Borladungsrehts der Pfarrer, Einführung der Kirchenzeugnifle, 
Sanction der herkömmlichen Form der Cenſur, Ertbeilung der Befug> 
niß, Solche Gemeindeglieder, welche Aergerniß geben, von den Sacras 
menten, als Communicanten, als Pathen, auszufchließen, Modiftcation 
der firdlichen Feierlichfeiten bei dem Begräbniß folder Perfonen, Die 
lafterhaft und der Kirche ganz entfremdet gelebt haben, LWebertragung 
der Kirchendisciplin an die Gemeinden u. v. a.*). Daran fchloffen 
fich die Provinzialjunoden im 3. 1844 °% mit ihren Ddesfallfigen An- 
trägen, worauf auch die Generalfunode 1846 den Gegenftand in den 
Kreis ihrer Unterfuhung 309. Die zweite Commiſſion derjelben hatte 
ein eigened Gutachten darüber ausgearbeitet “), das nicht zu bei. Ber 
rathung Fam, aber bei der Behandlung der Kirchenverfaffungsfrage 
mit benußt wurde *), Die Vorfchläge der Commiſſton gingen dabin, 
an den materiellen Beftimmungen über die Kirchenzucht, ihren Umfang 
und ihre Mittel die beftehende Ordnung nichts zu Ändern, Dagegen 
binfichtlih des Organs der Disciplin eine Modification eintreten zu 
laffen, indem das Gemeinde: Element mit dem Geiftlihen zufammen: 
wirfen follte. Dies wurde auch berüdfichtigt, indem in dem neuen 
Berfaffungsentwurf dem Presbptertum die Erhaltung von Zucht und 
Sitte und Erweckung chriftlihen Sinnes in der Gemeinde durch Auf 
fiht, Mahnung und die gejeglihen Zuchtmittel übertragen und außer: 
dem beftimmet wurde, daß der Pfarrer und bez. das Preßbyterium die 


34a) Vergl. rbein. Syn. IX (1856). $$. 81. 102. X. $. 123. XI. $$. 

146. 147. 

35) Protofolle der Prov.s Synode 1844. S. XI. XV. 

36) Bei der Beratbung der Verfaffungsfrage und der Beichlußnahme über die 

Einrichtung eines Gemeindeorgans, Presbuteriums, wurden in faft allen Synoden 

die bier bezeichneten Punkte mehr oder weniger ausführlicher zur Sprade gebracht, 

wesbalb auf alle Protokolle deshalb binzuweifen ift. 
37) Daffelbe ıft in dem Abdruf der Verhandlungen nicht enthalten, fondern nur 

als Manufeript gedrudt. Es erfchien unterm 1. Juli 1846. 


38) Die Eommiffion batte in ihren Hauptfägen, welche ibre Anträge bildeten, 
auch darauf beſ. Nücficht genommen. M. f. $. 6 derfelben nebft den Motiven (Ders 
bandiungen der Generalfunode 2, 118. 122, Richter Meberfiht S. 487). 
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Kirchenzucht in den beftehenden geſetzlichen Grenzen und ftufenmeife 
wie auch die Kreis: und Provinzialfynoden ausüben ”). Bei der Be- 
rathung entſchied fich aber die Majorität gegen die Ueberweifung einer 
förmlichen Kirchenzucht an die betr. Organe und diefelbe erhielt daber 
feine Anerkennung. Auc Später, als feit 1850 die presbnteriale Ord— 
nung eingeführt wurde, ift den Gemeindefirchenräthen die Handhabung 
einer förmlichen Kirchenzucht nicht aufgetragen, indeflen beſteht doch, 
wie dies eigentlich felbftverftändlich ift, eine gewiffe Disciplin, wie es 
auch theild aus dem fonftigen Inhalte der Gemeindeordnung erhellt ®), 
insbefondere aber aus dem Berbältuiffe der Gemeinden an fich und 
um betr. Kirchenkreije folgt, weshalb aud die Kreisfynodal-Drdnung 
von 1861 und die zu deren Ausführung ergangenen Erlaſſe jpeciellere 
Borfchriften darüber enthalten). Auch ift an den Erlaß einer eigent- 
lien Disciplinarordnung ausdrüdlih erinnert worden. Darin befteht 
übrigens große Uebereinftimmung, daß die Herbeiziehung des Staats 
in diefen Angelegenheiten durchaus vermieden werden müffe *). 

Als ein eigenes Mittel zur Erhaltung der Ordnung in der Kirche 
beftand auch die Selbftcenfur (censura fratrum), welche über Die 
Mitglieder der Synoden auf den Verſammlungen geübt wurde ®). 


8 154, 
Die Rirchlichen Disciplinarmiftel. 


Aus dem MWefen der Kirchendisciplin ergiebt fih, daß bei Hebung 
derfelben nicht foldhe Mittel angewendet werden dürfen, welche mit 
ihrem Zwecke nicht vereinbar find, und daß die wirklich änmwendbaren 
Mittel in einer Stufenfolge gebraucht werden, welche auf dem Princip 
der Angemeffenheir und Sparfamfeit beruhen. Weil in beiden Bes 
ziehungen gefehlt wurde, hat die Disciplin nicht nur Anftoß, ja Ab— 
neiqung und Widermwillen hervorgerufen, fondern es ift auch ihr Ber: 
fall und Untergang fo häufig eingetreten. 

Urſprünglich fonnten nur rein kirchliche Disciplinarmittel zur An— 
wendung fommen: denn da die Kirche jeder Außern Gewalt entbebrte, 





— — 


39) Verfaſſ. $. 10. Nr. 1. $$. 17. 23. 30 (f. Verhandl. der Generalſynode 1, 461. 
483 f. 524 f. 576 f. Richter lleberfiht S. 516. 522 f. 533. 541 f.). 


40) M. f. $$. 2. 5. 8. 12. Nr. 1 der Grundzüge. Vergl. oben $. 67. S. 
268. 269. 


41) M. f. deshalb oben $. 76. S. 307. 308. 


42) Daber entfcheidet auch die V. rbein. Syn. $. 26, daß eine Vorladung von 
Gemeindegliedern vor dem Pfarrer und Preöbpterium durch polizeiliche Maafregel be: 
bufs Ausübung der Kirchendisciplin und der Seelforge nicht angemeffen fei; eben je 
lehnt die VIII. weſtf. Syn. Befchl. 85 ab, daf die Disciplin bürgerliche Folgen baben 
fol. Anderer Seits findet eine Berufung auf rechtlichet Gehör gegen einen Act der 
Kirchenzucht nicht mehr ftatt (Erf. des O.-Trib. v. 26. Detbr. 1757 bei Strietborft 
27, 8. Altmann ©. 50. AU. M. it Koh zum A. L.-R. It. 11. $. 57. 
Anm. 22. verb, zu II. 6. 8. 44. Anm. 32). 


43) Vergl. Richter KM. $. 226. Anm. 12 f. Den Synoden von Rheinland 
und Weſtfalen war dies ein regelmäßiger Gebrauch. 
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weil fie feinen Rüdhalt an der weltlichen Macht hatte, hing die Bes 
folgung ihrer Anordnungen ganz vom Willen der Mitglieder ab. Mebr 
fegt auch Die ewangelifche Ordnung nicht voraus. Im neuen Tefta- 
mente ift demgemäß nur von einer Zucht die Rede, melde die Anftoß 
erweckenden Chriſten durch Mahnung, zuerft unter vier Augen, dann 
unter Zuziehung von zwei oder drei Gemeindegenoffen, zulegt vor der 
Gemeinde, zu gewinnen ſuchte und nur, wenn diefe erfolglos blieb, 
den Unverbefferlihen als einen Nichtchriften (Heiden und Zöllner) zu 
balten gebot‘). Der fo vergeblih Grinnerte (wigsrexog), welcher fich 
Damit felbft verurtheilt batte ), ward indeffen wieder nad) eingetrete— 
ner Neue als Chriſt anerkannt). Mit der Zeit knüpfte ſich hieran 
ein beftimmtes Verfahren, bei welchem mit Rückſicht auf die verübten 
Vergehen ein zwiefaches Moment in der dem Reuigen auferlegten Buße 
unterjdiieden ward, das Die Befferung bezwedende und das zur Der: 
ftellung Der Verlegung, bez. des Nechts und der Ordnung angeord» 
nete, wobei zugleich dem Webertreter der lebtern cine gewiſſe Pein 
auferlegt wurde. Man bezeichnete dies fpäter als die zum Verfahren 
gehörige diseiplina oder censura und poena oder coercilio, und ſon— 
dirte Darnach auch eine jurisdielio diseiplinaris und poenalis *), Wäh— 
rend jchon die Auffaffung der Zucht überhaupt als jurisdictio einen 
Abfall von der evangelifchen Wahrheit enthielt, war Died noch mehr 
der Fall bei dem fürmlichen Gebrauche einer jurisdictio poenalis, So 
erfolgte eine Vermengung der Kirchendisciplin mit dem Strafrechte, 
welche jeit der Berbindung der Kirche mit dem Staate zu einen voll- 
ftändigen Syfteme ausgebildet wurde. Man betrachtete num als zu 
den censurae oder poenae medieinales®) gehörig die Ercommunication 
als Fleinen und großen Bann (Ausfchluß vom heiligen Abendmahl und 
von der Kirchengemeinfchaft überhaupt), das Interdict (Ausdehnung 
des Banned auf eine Mehrheit von Perjonen, Ortſchaften u. j. w.) 
u. a., fo wie in Betreff der Geiftlichen die Suspenfion, und als kirch— 
liche Strafen das ganze Gebiet der auch im weltlichen Criminalrechte 
üblichen Peinigungen, mit alleiniger Ausnahme der Zodesftrafe, da 
der Kirche das Blutvergießen nicht geftattet war ®). 


Die Neformatoren Sprachen fih gegen den vorgefundenen Ge: 
brauch dieſer Mittel Seitens der Kirche ſehr beftimmt aus und woll— 
ten, daß man im Außerften Falle nicht über den ffeinen Bann hinaus— 


1) M. f. die $. 153. S. 611. Anm. 2. 3. cit. Stellen. 
2) Tit. 3, 10. 11. 
3) 11. Gorintb. 2, 5 f. 


4) Schon bei Tertullian finden fich Unterſcheidungen, die dieſem Gedanken ent» 
ſprechen. Gr unterfcheidet de Pudieitia cap. 2 delieta remissibilia und inremissibi- 
ha und beftimmt für jene eine eastigatio, für diefe eine damnatio. Dann jagt er: 
Omne delietum aut venia dispungit aut poena, venia ex casligatione , poena ex 
damnalione. 


9) cap. 1 de sent. excomm. in VI®, (5. 11). 


6) Selbft das Brandmarken war dem fanonifchen Verfahren nicht fremd (c. 3 X. 
de erimine falsi, 5. 20), 
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ginge”), die Praxis, zunächft Folge der fortdauernden Einmwirfung Des 
Staatd und der Unfelbfiftändiafeit der Kirche, hielt fih aber daran 
nicht gebunden, und auch die K.O., melde ja meift von den Inha— 
bern beider Gewalten erlaffen wurden, erneuten zum Theil das bis 
berige Herfommen ®). Die in ihnen erfannten Zuctmittel find: Er: 
mahnung, Bußübung, Bann, Berfagung des firlichen Begräbniffes, 
Amtsentſetzung der Firhlichen Beamten. In Sachſen und Pommern 
waren aber jelbft Geld» und Xeibeöftrafen nicht ausgeichloffen ). In 
den jeßt preußifchen Landen wurden allgemein diefelben Mittel ge: 
braucht, leider aber auch bald noch fonftine bürgerliche Strafen hinzu— 
gefügt. Die Obrigkeiten erliegen die desfallfigen Borichriften und, da 
fie an der Spige der kirchlichen Berwaltung ftanden, verpdnten fie 
Vergeben, welche die weltlihe Ordnung zunächſt gar nicht berübrten, 
doch mit weltlichen Strafen. „Poen an Leib und Gut“ zu verhängen 
ift nicht auffällig, da ja die Kirche felbft fein Bedenken trug, fie auf: 
uerlegen. „Harte und peinliche Strafe” wird unbedenklich angedrobt. 
Der Nichtbeſuch des Gottesdienftes wird mit Geldbuße beftraft und 
im Falle der wiederholten Vernadläffigung mit dem Halseifen "). Auf 
ſolche Weiſe jollte das Volk „zu gottes fort Kirchengang entfahung 
der heyligen Sacrament vnd andern vermanet werden.‘ Die fird- 
fihen Disciplinarmittel find fortwährend die einzelnen bi8 zum Banne 
fortfchreitenden Grmahnungen und dann die Buße in mannigfaltigen 
Formen. Diefe haben ſehr gewechſelt. Sie erfolgte früher gewöhnlich 
Öffentlich und unter Gebräucen, welche nicht blos demüthigend waren, 
fondern auch die Ehre verlegten. Die zur Ableiftung diefer Disciplin 


7) Zutber in der Disputat. vom Banne 1521 (Werke von Walch 19, 1100 f.), 
an die Geiftlichen zu Augsburg 1530 (a. a. D. 16, 1147): „Da wiſſet ibr vorerft 
den großen Naub und revel, daß ibr den großen Bann, genannt excomm. major., 
welcher doch der weltlichen Obrigkeit zuftebt, an euch geriffen babt.... euer Bann 
ſoll der Meine heißen, der nicht Die et, fondern den Himmel aufchleuft , und von 
der Ghriftenbeit und Sacrament fondert, wie Ehriftus fpricht Mattb. 18, 17 und 
Paulus I. Gourintb. 5, 12 u. a. Calvin institutio 4, 11: „Quantum est diseri- 
men, quanta dissimilitudo ecclesiasticae et civilis potestalis. Non jus gladii 
habet ecclesia, quo puniat vel coerceat ; nonimperium, ut cogat; non cArccrem, 
non poenas alias, quae solent infligi a magistratu, — Severissima ecclesiae vin- 
dieta et quasi ultimum fulmen est excommunicatio . . . ., sed nec vim, nec 
manum desiderat, sed verbi Dei potentia contenta est" u. a. m. 


8) M. ſ. die Meberficht bei Nichter die K.D. 2, 514, Goeschen de disei- 
plina p. 14 f. 


9) Sächfifche Art. 1542, pommerſche K.⸗O. 1563, Synodalſtat. 1574 (Richter 
RD. 1, 372. 2, 239. 388). 


10) Der Anführung einzelner Geſetze bedarf es bier nicht, denn ibre Zabl ift 
unendlich aroß. M. f. 4. ®. meine Gefchichte 1, 2 und IV, 3 und Die dafeltft abs 
aedrurften Urkunden. Es nenüge auf diefelbe 1, 2 S. 37 der Urk. aufmerffam zu 
machen, wo nach der B. des Herzogs Albrecht über den Kirchengang 1543 beftimmt 
ift. Wer die Kirche verfäumt, fol zuerft mit Seldftrafe beleat werden. „Würde über 
diefe drey Straffen irgents einer nichts minder in feinem böfen Sinn beharrende fich 
nicht befjern, für fich felbft aenen Kirchen nicht kommen, fein Weib, Kinder und 
Daußgefnde dabin ſchicken, ſo folle einer, vder mehr Stüde, nad) gelegenbeit, auff 
dem Kirchboff, oder in der Kirchen, mit einem halß-Eiſen, bey einer jeglichen Kirchen 
gelecat und aufgericht werden, an welchen man folche Verächter Göttliches und unfers 
Seborbs zu ſtrafen.“ Daran fchließen ſich noch ‚‚die harten Leibes-Straffen.“ 
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verurtheilte Perſon ftand außerhalb oder in der Kirche in einem Hald- 
eifen, oder fonft vor dem Altar, hatte Abbitte zu thun und fich der 
anderweit hergebrachten Sühne zu unterwerfen. Che man dazu fchritt 
erging die Verwarung, „Das der oder diefelben zu Gefatterfchaften, vnd 
andern Ghriftlichen verfammlungen vnnd bendel, nicht folten zugelaf- 
jen, Vielweiniger da fie verftorben, auff die Kirchhöfe als Ehriften 
begraben, Sondern ohne einige Ehriftliche verordnete Gefenge, als 
die unvernünfftigen Thiere, anders wohin follen begraben werden 
u. 1. mw.‘ '), Daß Die weltlichen Gefeße dergleichen wiederholen und 
ihre Strafen hinzufügen ift jelbftverftändfih, zumal gröbere kirchliche 
Vergehen bald in höherer Inftanz, bald auch felbftftändig der Cogni— 
tion des bürgerlichen Strafgerichtd untergeben waren. Gottesläfterun: 
pen im weitern Sinne find mit der Todesftrafe bedroht. Solche Lä— 
erer folfen „mit dem Schwerdt vom Leben zum Zode geftraffet, und 
die Körper nad) der Execution in loco inhonesto begraben werden,“ 
Dies wird auch auf Juden ausgedehnt und die Todesftrafe wird ver- 
Ihärft „durch Ausichneidung der Zungen und fonften.” Leichtſinnige 
Blasphemanten find „mit willführliyer Strafe, hart oder gelinde “ be: 
droht. Solche Perfonen, die fonft eines übeln Lebens oder Wandels 
berüchtigt find und jelbft jchwere Indicien mittelft der Tortur abge- 
lehnt, ollen nach abgeſchworner Urphede auf ewig verwiejen werden. 
Diefe Strafe beftimmt das Gejeg mit Hinzufügung von Stäupen für 
die, welche die Mutter Ehrifti läftern u. v. a. ®). 


Die Folge diejer Verlegung des Weſens der Kirchenzucht war ihr 
allmäliger Verfall, ja faft ihr Untergang (vergl. den vorigen $.). Bis: 
weilen blieben Privatbußen üblih, melde im Haufe vor dem Pfarrer 
und Zeugen erfolgten. Die Sitte erhielt, außer den fonft gewöhnlichen 
Geldbußen, welche den Kirchen oder milden Anftalten überwiefen wur: 
den, Entziehung der Batbenftelle, der activen und paffiven Wahlfähig— 
feit in der Gemeinde, der Bezeichnung ald Junggefell oder Jungfrau 
bei Aufgeboten, die Berfaqung üblicher Splennttäten bei Trauungen 
(Gefang, Orgelipiel, Bekleidung des Altars, Kerzenbrennen), Tragen 
des Brautkranzes, Unterlaffen der Anzeige und Dankjagung bei Ent: 
bindungen, befonder® auf dem Lande, die Vollziehung eines ftillen 
oder unfirchlichen Begräbniffes, und fonft wurden auch manche Unter: 
— zwiſchen ehrbaren und unehrbaren Perſonen noch fernerhin 
gemacht *). 


Nach den ſeit Emanation des A. L.-R. ergangenen Verordnungen 
(ſ. den vorigen 8.) ſind, wenn ſeelſorgeriſche Bemühungen fruchtlos 
geblieben, Ermahnungen, Suspenſion vom Genuſſe des heiligen Abend— 


11) M. ſ. 3. B. die brandenburg. Viſitations-O. 1573 (Richter die K.⸗O. 2, 
364). Wegen anderer Strafen f. m. 3. B. die preuß. Inftruction zur Bifitation v. 
1699 Nr. 18 (Grube corp, const. Pruten. 1, 77) u. v. a. 


12) Vergl. Preuß. Landrecht von 1721. Buch VI. Tit. Vu. v. a. 


13) M. f. die öfter cit. Schrift von Hinz die alte gute Sitte, und den Aus: 
zug — Amtl. Mittheil. des Conſ. zu Königsberg in der Beilage zu Stüd 2 
von 1856. 
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mabls '*), öffentliche Fürbitten ohne Namensnennung ) förmlich am 
erfannt ). Die Uebung der Disciplin durch Entziebung von Auss 
zeichnungen u. ſ. w. ift außerdem ſtets im Gebrauche geblieben ). 
Die gegen Kirchenbeamte und Geiftlihe insbefondere anmendbaren 
Mittel find ) Ermahnungen, Verweis, Ordnungsſtrafen, Geldftra: 
fen ), Zranslocation (Strafverfeßung) oder unfreimillige Emeriti- 
rung '), Amtsentfegung, dagegen nicht mehr die Suspenfton *) und 
der Arreft *). 


14) Der bfeibende Ausichluß vom Genuffe des heil. Abendmabls erfordert die 
Genehmigung des Conſ., dagegen fann es einem Geiftlihen nicht verwehrt fein, nicht 
nur Perfonen zurückzuweiſen, die augenblicklich Anftop erregen würden, fondern auch 
folhe vorläufig abzubalten, welche unwürdig das Sacrament empfangen würden. 
(Dergl. B. vom 23. Juli 1774. A 2=R. 11. 11. 68. 86 — 90. R. v. 14. Dechr. 
1842. Vogt 1, 141.) Daß es jonft den Pfarrern nicht zuftebe eigenmächtig jemand 
vom Abendmahl abzuweifen, war unterm 27. März 1747 verordnet (N. C. C U. 
Nr. XXV. 9. 1247). Ueber Pommern f. m. Prov.=M. von Neu: Vorpommern 
8. 792 f. nebft den Motiven IV, 15 f.; dazu füge man ®. v. 28. Juli 1744 bei 
Quickmann Edictenſammlung S. 502. Ueber die früheren Verhältniſſe in der Pro: 
vinz Preußen j. m. Arnoldt preuß. KR. ©. 57. 58. 


15) VIII. rbein. Spn. $$. 63. 132, beftätigt durch R. des O.K.⸗R. v. 30. 
Septbr. 1854. Nr. 22. Dap die aus der Kirche ausgetretenen Mitglieder mit Angabe 
ded Namens der Gemeinde angezeigt werden dürfen und ſollen, ijt dagegen ancrfannt 
(Girc. des Conſ. Königsberg v. 4. Octbr. 1860 in den amtl, Mitth. Nr. 290). 
Hierin liegt fein Nominalelenchus (f. oben $. 113. ©. 462). 


16) Der Gebrauch eined befondern Trauformulars bei der Trauung gefallener 
Perfonen ift dagegen nicht für angemeffen befunden. Den Befchluß der VII. rhein. 
Syn. $. 160 hat der O.-K.-Rath im R. v. 30. Septbr. 1854 Nr. 9 nicht bes 
ftätiat. 


16a) Vergl. Circ. des Conſ. Königsberg v. 4. Juli 1855 (Amtl. Mittb. Nr. 62) 
über Entziehung des Te bei der Gopulation. Eben fo Eirc. des Conſ. 
Breslau 20. Detbr. 1855 im 8. A.⸗B. S. 120. Ueber das unfeierlihe Begräbnik 
f. m. oben $. 125. S. 514. Der desfallfige Erlaß der IX. weftf. Syn. Beichluß 107 
ift genehuntgt (2. des Conſ. Münfter v. 22. Detbr. 1860. K. A.⸗B. 1861. ' 
S. 17. Nr. 5). 


[2 

17) Vergl. nähere gefepliche Nachweifungen beim $. 156. 

18) Das Marimum find 20 Thlr. (A. 2. R. 11. 11. $$. 125. 153). Die Geld: 
ftrafen kommen bef. bei Ordnungswidrigkeiten vor (f. $. 156). Dieſe Strafgelder 
fließen in die firdliche Armenkaſſe oder bei deren Mangel nach dem Ermeſſen des 
Preobyteriums in die betr. Wittwen- oder Armenkaſſe (weitfä. Regit. v. 17. April 
1855 Nr. 111) und nicht in die Synodalfaffe (IX. weht. Syn. S. 38 a. E. X. ©. 
35, gemäß V. des Conſ. Münſter v. 27. Novbr. 1860). Das rhein. Reglmt. v. 
30. Juni 1857 Nr. II beftimmt, daß die im Geſchäftskreiſe des Presbyteriums und 
der Nepräfentation verwirften Drdnungsftrafen zur firdlichen Armenkaſſe fließen, die 
Strafen im Gefchäftsfreife der Kreisſynode zur Kreisſynodalkaſſe. 

19) Vergl. oben $. 103. ©. 425. 426. 

20) Die Suspenfion wird im frübern preuß. Necht oft erwähnt. Sie ſoll „eum 
effeetu ſeyn und der Prediger fo — bey dem Genuſſe der Beſoldung als der Acci— 
dentien bleiben.‘ Umſtändliche Nachricht, wie fünftig die Juftize@ollegia in Preußen 
beftellt werden folle v. 16. Septbr. 1751. Nr. III. $. 5; vergl. Inftr. vor das luth. 
Oberconf. v. 4. Oftbr. 1750 (Mylius C. C. March. Contin. IV. Rr. CVI. ©. 
291 f.). $. 12. Edict dv. 17. Mai 1760 (Nov. €. C. 1. 11. 1760. Nr. XI) u. a. 
Das neuere Necht kennt fie nur als eine Maapregel bei eintretender Unterjuchung. 


21) Erlaß des Ztaatöminifterii v. 16. Febr. und Circ. des geiftl. Min. v. 
9. April 1847 (Mittheil. aus der Verwaltung des geiftl, Min. Heft 2. S. 106 
— 108). i 
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8. 155. 
Allgemeine Kirchliche Disciplinarvergehen. 


Das Verhältnig der Kirche zum Staate im Mittelalter, weldes 
vielfahe Vermiſchungen beider fanctionirte, äußerte fih auch darin, 
daß die Grenzen der Disciplin nicht forgfältig gezogen waren. Frei— 
li war zum Theil das Einfchreiten der Kirche dadurch veranlaßt, daß 
der Staat über manche Delicte zu entfcheiden unterließ und die geift 
lihen Gerihte dem Mangel abzubelfen fuchten. Seit dazu ein Be— 
dürfnig nicht mebr vorhanden war, ftand die Kirche davon ab’), doch 
blieb noch ‚immer eine größere Zahl von Vergehen übrig, welche dem 
fichliden Forum eigentlich fern lagen, und welche daffelbe doch feinem 
Urtheile unterwarf, wie namentlich, außer rein weltliden, viele jog. ger 
mijchte Verbrechen (deliela mixti fori) ?), Die evangeliſche Kirche gab 
eigentlich grundſätzlich dieſes Eingreifen auf, hielt jedoch im Einzelnen 
nicht ſtreng an dem Prinzip feſt, ſo daß auch Cenſuren verhängt wur⸗ 
den, wo die weltliche Strafe allein hätte eintreten ſollen ), und zum 
Theil beſtand dieſe Vermengung in Preußen bis zur Aufhebung der 
Disciplin, namentlich der Kirchenbußen ). Uebrigens find die RD. 
darin einig, daß jedes grobe gemeine Verbrechen, ſobald daſſelbe 
öffentlich bekannt geworden, zum Ausſchluſſe vom heiligen Abendmahle 
und zur Ausſprechung des Bannes verpflichte, während, wenn ein 
ſolches Verbrechen heimlich blieb, nur feelforgerifche Einwirkung ftatt- 
finden ſolle); indeſſen ſprach man doch den Grundfag aus, daß die 
beiden Gebiete fid nicht hemmen jollten: denn, wo Der Staat nicht 
ftrafe, übe die Kirche die Zucht, wie fie aud) den veuigen Sünder 
abfolvire, wo der Staat firafe 9 Im Beſondern werden als Kir— 


1) Vergl. Eichhorn K.«R. 2, 81 und das Anm. 14 cit. c.2. De oxceptionib, 
in VI, (2, 12). 
2) M. f. darüber Eihhorn a. a. D. 9.84 f. Richter Ks. $. 221. 


3) Dies erhellt aus den von Goeschen de diseiplina eccl. pag. 11 f. mitge⸗ 
tbeilten K.⸗O., worunter ſich auch preußifche finden. 


4) M. 53 B. die Declar. v. 4. Dechr. 1717 (Mylius C. C. March. I, 2, 
Nr. (XIV. "219 f.). Ueber Nr. III heißt ed, es folle „nicht allein bey dem Laſter 
der Pe fondern auch bey andern deral. groben aftern und Sünten die Kirchen: 
disciplin ftatt ur nämlich bey „Ehebruch, Mißbrauch des alerbeil. Namens Got— 
ted und defien Läfterung, Meineyd, Fluchen, ruclojer Schändung des Sabbaths, 
Diebftahbl, Frefferen, 2 llerey, Ungeborfam gegen Eltern und Dberen, Öffentliche 
Huren s Rirthf aften, Kuppeley und andern dergl. ruchlofen öffentlichen Sünden.‘’ 
Eben y — des abergläubiſchen Seegenſprechens“ (V. v. 28. März 1643 a. a. O. 
Nr. 10. S. 49 f.), fernet „wenn Jemand auf gewiſſe Zeit des Landes verwieſen 
nn un. na verfloffener Zeit wieder zurückkomme“ (Declar. cit. Nr. XIII. S. 
225 a. a. . 






5) Statt vieler andern f. m. 4. B. den Gonvent perg 
und die Synode von Emden 1571 » 25 f. (meing & 


der Urkunden, Richter R.sD. 2, 317. 34l). Y, 
ne 
—E— D. 2, 






5a) M. f. 2 Nachweifungen bei Goesch 
die pommerfche K.-O. 1563 und die Syn.s® 
238. 388). 
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henvergehen bezeichnet Verachtung der Kirche und ihrer Gnadenmittel, 
Ungeborfam gegen die beftehende Didnung der Kirche,. Härefle, be— 
fonders wenn fie zugleich mit Gonventifeln, Sectenftiftung verbunden 
it, Simonie, infofern durch unerlaubte Mittel Jemanden zu einem 
Kirchenamte verholfen wird u. a. Auch pflegen ausgezeichnet zu wer: 
den das Erdrüden Fleiner Kinder im Schlafe, die ſogen. Fletichesver- 
achen, Berfchweiqung oder Verlegung der Wahrheit gegenüber dem 
Pfarrer bei Aufgeboten un. ſ. w. (Kirchenfalfa). Da bei einzelnen dies 
jer Delicte die bürgerlichen Antereffen mit berührt werden, war es 
natürlich, daß auch die weltlichen Gerichte Anlaß zur Verfolgung er» 
bielten und, wo fie nicht allein dieſelbe übernahmen, wentgftens Die 
"Verwandlung der einentlichen firchlichen Disciplin in die Hebung einer 
Art polizeilichen Berfahrens herbeiführten. Wie in ganz Deutichland 
geſchah dies auch in Preußen und jo feblte es faſt in feinem Falle an 
der Vermengung beider Gebiete. Die Auseinanderfegung derfelben 
ift in neuerer Zeit mehr und mehr angeftrebt worden. Was zunächft 
die Geringihäßung oder Verachtung des evangeliſchen Befenntnifles, 
der firdlichen Heilsgüter betrifft,. fo gebührt der Kirche allein die Ans 
wendung der geeigneten Mittel dagegen. Dabin gehört insbefondere 
die Unterlaffung der firdlihen Trauung, wo die Civiltrauung derfel- 
ben vorangeben muß und die bürgerlihe Ehe begründet ®), die Ueber: 
weifung der Kinder in gemijchten Ehen an die römiſche Kirche ”) 
u. a, m., wie fonftige Nichtachtung der Kirche und Verlegung der ibr 
ihuldigen Ehrerbietung ). Auch die Uebertretung der kirchlichen Ord— 
nung verpflichtet die Kirche zu Disciplinarifhem Einſchreiten. Inſofern 
diefelbe in Störung des Gottesdienftes (turbalio sacrorum) oder ſon— 
ftige Exceffe ausartet, ift der weltliche Richter competent?). Aber auch 


% M. f. oben $. 140. S. 562 f. Vergl rbein. Son. VI $. 27. VII $. 159. 
VIII $. 51. IX $. 50. Hier fommt auch in Betracht, die Miederaufnabme von Pers: 
fonen, welche Behufs Schließung einer Civilehe aus der Kirche ausgetreten waren, 
wie die firchliche Trauung derjelben. Darüber find aenaue Beftimmungen des D.⸗K.⸗ 
Raths und der Gonfiftorien ergangen, von denen die wichtigeren find die Circ. des 
O.⸗Ke—R. v. 29. Jan. und 1. Aug. 1853, 15. Novbr. 1861 u. v. a. (Aftenft. 6, 
ı1 f. 14, 232 f. verb. die DO. in den Aktenft. 9, 215 f. 11,265 f. 12, 110 f. 
13, 179 f.), fo wie in den kirchlichen A.-B. mitgetheilten Erlaſſe. M. f. 4. ®. 
vom Gonf. Königsberg in den amtl. Mitth. Nr. 183. 202. 273. 279 u. v. a. Ueber 
das Formular dabei ? m. $. 140. 5. 568. Anm. 32). Uebrigens gebören bierber 
auch * Perſonen, welche, nachdem ſie bürgerlich geſchieden worden im Lande nicht 
copulirt werden konnten, die Trauung im Auslande nachſuchten und erhielten (Erf. 
des O.⸗K.«R. v. 11. Septbr. 1861). 

7) „Sin evang. Mann, der durch Eingehung der Che und der Taufe feines erften 
Sohnes in der römifchen Kirche zu erkennen gibt, daß er gefonnen fei, feine Kinder 
in diefer Kirche erziehen zu lafjen, verliert die Qualification in das Presbpterium und 
die Repräfentation gewählt zu werden, fefern nicht das Moderamen der Kreisſynode 
erfennt, daß in dem einzelnen Falle diefes Verhalten feine unevangelifche Gefinnuna 
beurfunde‘’ V. rbein. Syn. $. 37 (vergl. 11. rhein. Syn. Anlage F. S. 105. IN 
$. 51. IV $. 75. Vergl. 11. weſtf. Syn. S. 16. 17. VI Befchluß 174— 181. 
vergl. S. 88. Damit verb. $. 134. S. 539. Anm. 11. 


8) Blasphemien und andere grobe Vergehen fallen ſchon unter das weltliche 
Strafrecht. M. f. Strafgefeß v. 14. April 1851 $. 135. Uebrigens ift ſchon die 
regelmäßige abfichtliche Nichttbeilnahme an Gottesdienft und Abendmahl eine Berleguna, 
welche nicht unbeacdhtet bleiben kann (ſ. $. 121. S. 500. Anm. 18). 

9) Strafgefep $. 136. ‘ 
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manche kirchliche Ordnungswidrigkeiten rügt derjelbe noch jeßt, wie Die 
zu lange Aufſchiebung der Taufe “), das Halten von Grabreden durch 
Nichtgeiftliche auf Kichhöfen ) u. a. Als kirchliche Disciplinarverges 
ben erfcheinen ferner Unfittlichfeiten und Lafter, wenn der Staat Die 
jelben ignorirt, oder wenn fle feiner Einwirkung nicht unterliegen *), 
wie Verlegung einzelner Verbote des Defalogs u. a.“). Hier fom- 
men aber auch Berbältniffe vor, in welchen der Staat ergänzend feine 
Hilfe bietet, wenn die kirchliche Bemühung fruchtlog btieh, wie beim 
Goncubinat (wilde Ehe) “). 

Der Disciplin unterliegt auch die Härefie, welche früher als ge: 
meines Verbrechen beftraft ), jegt nur als Irrthum behandelt wird, 
weshalb feelforgeriiche Einwirfung vorzüglich dabei ihre Stelle fin- 
det '). Dies gilt insbei. auch von der Apoftafte'”), der Abhaltung von 
Gonventifeln '%) und dergl. 


— —— — 





10) Vergl. oben $. 117. S. 476. 477. 

11) Bergf. oben $. 125. ©. 513. 

12) So beim coneubitus antieipatus, deffen Beftrafung unterm 19. Novbr. 1765 
unterfagt wurde (N. C. C. III, Nr. CIV. S. 1011). M. ſ. überbaupt Feuerbach 
Lehrbuch des peinlichen Nechts (14. Ausg. v. Mittermaier) $. 452 f. Ebenfo wurde 
auch die früher ald Delict beftrafte Trumfenbeit (m. |. z. B. das Gdict v. 31. März 
1718. Mylius C. C. March. II, 3. Nr. XXXVII. ©. 115 f.) nicht mehr ges 
abndet. 


13) So Unfeufchheit (delieta carnis), Trunfenheit (Circ. des Ev. O.⸗K.-Raths 
v. 30. Auguft 1853, v. 30. Juni 1863 (Aftenftüde 6, 68. 15, 360), verb. Girc. des 
Eonſ. Königsberg v. 2. März 1858 in den amtl. Mitth. Nr. 184. 


14) So verfügte fehon das Mandat von 1603 (bei Mylius C. C. March. I, 2. 
Mr. VII. S. 31). Später ariff der Staat auch felbftftändig ein (Feuerbach Lehre 
buch des veinlichen R. [14. Ausgabe]. $. 460). Das nichteheliche Zufammenfeben von 
Perſonen verfchiedenen Geſchlechts, deren Verheirathung ein er Eheverbot ent⸗ 
gegenſteht, wird auf aeeplihen Wege aufgehoben (B. v. 4. October 1810, ©. v. 
11. März 1850 $. 20, Matbis Monatsfchrift 10, 1. Nabe Sammlung 10, 424. 
5. 1850. 5. 268). Seit dem Erlaſſe der Verfafjung entftanden Zweifel über die 
erfofate Publication der V. v. 4. Det. 1810, welche jedoch durch Circ. des Min. des 
Innern v. 24. Juli 1851 erledigt wurden. (Daffelbe nebft Eirc. v. 12. Auguft 1851 
in den Aftenftüden 3, 53. 54). M. f. überhaupt oben $. 135. S. 543. Ann. 9. 
Ausländer, welche im Goncubinate leben, ift die Fortſetzung des Aufenthaltes an. einem 
Orte nicht zu neftatten (Girc. des Min. des Innern v. 5. Novbr. 1852 in den Aktenſt. 
6, 67). Daß die Kirche für die Aufbebung folher Verbindungen bemüht fei und_fich 
an die Stantöbehörde wende, wenn ihre Sorge erfolglos bleibt, beftimmt das Bire. 
des OD... v. 17. März 1854 (Mftenft. 7, 27). Durch die Prov.sGonfiftorien find 
demgemäß bef. Weifungen ergangen (Cixc. Königsberg 25. März 1854 in den amtl. 
Mitth. Nr. 54, Stettin 1. April, Magdeburg 26. April, Berlin 26. April 1854 
u. v. a., weftfäl. Prov.⸗Syn. VII, 383). 

15) M. f. Eihhorn K.R. 2, 116 f. Richter KR. $. 219. 228. 


16) Das A. &:R. II. 11. $. 55 (II. E. $. 45) beftimmt : Wegen bloßer von 
dem gemeinen Glaubensbefenntnig abweichender einungen fann fein Mitglied auss 
gefchloffen werden. Der I. Entw. $. 45 hatte disponirt: Gin bloßer Irrthum des 
Merftandes ift nicht hinreichend, dergl. Ausſchließung zu begründen. 

17) Darüber, wie von dem Verhältniffe zu Sectirern f. m. oben $. 28. S.132 f. 
$. 119. S. 491 f. Vergl. Circ. des DR. R. v. 12. Octbr. 1855 nebft Beſchluß 
der Eiſenacher Conferenz in den Aftenftüden 8, 126 t; 

18) M. ſ. die Ausführung in meiner Abhandlung: Ueber die Arten der Relis 
gionsgefellſchaften in Preußen in Dove 3. f. KM. 1, 407 f. 

Jacobſon, evang. Kircheurecht. 41 
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$. 156. 
Beſondere Vergehen der Heiftlihen und anderer Kirchenbeamten. 


Jede Uebertretung, melde an ſich nur eine allgemeine (delietum 
commune) ift, wird, wenn fie ein Diener der Kirche begebt, in irgend 
einer Weife zugleich eine Verlegung feines Amts und zieht außer der 
Anwendung der allgemeinen firchlichen Disciplin, wie der meltliden 
Strafe, auch die befonderen Nachtheile, mit denen die Amtsverlegungen 
bedrobt find, nach ſich. Als rein firchliche befondere Vergeben find 
diejenigen Handlungen zu betrachten, welde als Verlegungen der Ob: 
liegenheiten erfcheinen, welche die K.O., Amtsinftructionen und ein 
zelne Verordnungen den Firhlihen Beamten vorgefchrieben haben, 
namentlih den Aelteſten, den niederen Kirchendienern, den Geiſtlichen. 
Hierher gehören zunähft Ordnungsmwidrigfeiten derfelben, über 
welche mit Hinzufügung der betr. Strafen auch eigene Reglements 
ergangen find, wie für Weftfalen am 17. April 1855, für die Nhbein- 
provinz am 30. Juni 1857 u. a.'). Nachdem nämlich das Min. R. 
v. 25. Auguſt 1853 im Zufag 38 zur K.O. von 1835 den Superin— 
tendenten die Befuguiß zur Feitießung von Ordnungsftrafen gemäß 
dem beftätigten Nequlativ ertheilt hatte?), ergingen die desfallfigen 
Normen für diefe Beamten, wenn fie den Situngen oder Berfamm: 
(ungen nicht vorfchriftsmäßig beiwohnen, für Pfarrer, die ihre Zur: 
nuspredigten verfäumen, den ihnen gefegten Termin zur Erledigung 
amtlicher Schreiben nicht wahrnehmen, Girculare nicht rechtzeitig be 
fördern, oder fonft die Geſchäftsordnung verlegen, ihre mehr als act: 
tägige Abweſenheit dem Presbyterium nicht anzeigen und bei einer 
mehr als vierzehntägigen Abwefenheit den erforderlichen Urlaub nit 
nachſuchen u. a. 

Ein firhliches Vergehen tft ferner die Verlegung des evan— 
gelifhen Befenntniffes, welche mit der fernern Führung des 
geiftlichen Lehramts in der Kirche nicht vereinbar jein würde?). Auch 
der Ungehorjam gegen Anordnungen des Regiments‘), wie die 
ungeziemende politifhe Thätigfeit’) bilden Disciplinarvergeben. 





—— 


1) Die III. weftf. Syn. batte im Anjchluffe an $. 127 der K.:D. von 1835 ein 
Reglement genehm gefunden (Beſchluß 48 verb. mit Anhang S. 51 f.), welches nad 
erfolgter Revifion (1V. Syn. Anhang S. 21) auf den erneuten Antrag der VI. Syn. 
Beſchiuß 151 am 17. April 1855 beftätigt wurde (Hagen's K.«D. S.M. Ergänz. 4 
und S. 155. 156). Eben fo ift das von der IX. rhein. Syn. $. 125 entworfene 
Reglement am 30. Juni 1857 approbirt (Bramesfeld K.«O. S. 231). 

2) Vergl. aben 8.43 S.188 Nr. 4. M. f. den Disciplinarbefheid vom 15. Juni 
1854, in den Altenft. des O.⸗K.⸗R. 8, 90 f. 

3) M. |. bierüber oben $. 95. S. 357 f. Dazu veral. Gab.=D. v. 30. April 
1847 über Uhlich, nebft Anlage, in den Mittheilungen aus der Verwaltung der geift: 
fihen . . . Angelegenheiten Heft 2. S. 126 f. Auch fihriftftellerifche Thätigkeit 
wurde oft bierber gezogen. M. f. die Eitate $. 79. S. 322. Anm. 30, 

4) Dergl. das Refolut v. 13. Novbr. 1862 in den Aftenft. 15, 316 f. 

5) M. ſ. 3. B. das Refolut v. 6. Novbr. 1851 in den Altenftüden 3, 2 
Ueber = dierbäftnif der Geiftlichen zur Politik überhaupt ſ. m. oben $. 62. 
248. Anm. 2, 


f. 
> 
>. 
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Die fonft von Kirchendienern, bei. Geiftlihen verübten Vergeben, 
berühren mehr oder weniger das Antereffe ded Staats‘) und find, 
abgefehen von dem nicht ausgefchloffenen disciplinariſchen Verfahren 
der Kirche, gegenwärtig dem Strafrecht des ordentlichen Richters uns 
terworfen. Es gilt Died 1) von gemeinen Verbrechen überhaupt. Zu 
ihnen gehören auch Berlegungen einer andern driftlichen Kirche oder 
mit Gorporationsredhten im Staate beftehenden Reltgionsgefellicaft ”), 
wie die unbefugte Offenbarung von SPrivatgeheimniffen, welche den 
Geiftlihen kraft ihres Amts anvertraut find ?), unrichtige Auf: 
nahme und VBerfälfhung von Urkunden ) u. a. m. '%). Ferner fanıen 
in Betracht 2) Uebertretungen von bürgerlichen Geſetzen, welche für 
Kirchenbeamte erlaffen find, mie bei Bollziehung von Handlungen, 
welden bürgerlihe Wirfungen beigelegt find, Führung der Kirchen: 
bücher, Acten des Civilſtandes“), Verlegung der Stempelgefege ”) 
u. a. m. 3) Desgleihen Mißbrauch der Amtögewalt, Ueberfchreitung 
der Grenzen der Amtöbefugniffe und dergl. 


8. 157. 
Competenzverhältniffe und Verfahren in Disciplinarfältn '). 


In den Gebieten, in welden der Bann den Gonfiftorien über- 
wiejen worden, war die Disciplin bei. deshalb außer Anwendung ge: 
fommen , weil die Theilnahme der Gemeinden bet ihrem Gebrauche aus: 
geihloffen wurde. Da wo die Presbyterien als Kirchengerichte beftan- 
den, hatten in der Regel die Nelteften dem Pfarrer oder Presbyterium 
die vorgefommenen Frevel anzuzeigen, worauf die Digeiplin ſtufenweiſe 





6) Dies gilt felbft von der Simonie, als einer Amtserſchleichung (crimen ambi- 
tus), A. L.-R. 11. 11. $. 337 (I. Entw. $. 285. 11. Entw. $. 268). Vergl. 
Eichhorn K.-R. 2, 127. Ueber dad juramentum simoniae f. oben $. 95. 
S. 392. 


7) Strafaefeß v. 14. April 1851 $. 135. Der Antrag der VIII, rbein. Syn. 
8. 50, diefen $. zu ändern, da er in feiner unbeftimmten Kaffung die Freiheit des 
evang. Belenntnifjed gefährde, ift dur Cab.“O. v. 30. Januar 1854 abgelehnt. Der 
in der XI. Syn. $. 78 erneute Beſchluß ift nach R. des D. K.-Raths v. 17. Mai 
1865 ebenfalls nicht beftätigt, da der Bultusminifter auf eine Verhandlung über eine 
Modification des $. nicht eingegangen ift (Erlaß des Conſ. Coblenz v. 15. Juni 1865 
im 8. A.⸗B. ©. 46. 47). lebrigens ift durch die Anwendung des Competenzconflicts 
(f. $. 157 Anm. 32) der Härte des $. 135 zu begegnen. 


8) Strafgeleh $. 155. Ueber die Verlegung des Beichtgeheimniſſes f. m. oben 
$. 120. S. 496 — 408. 

9) Strafgefek $. 323. 

10) Vergl. Strafgefeß $$. 138. 139. 142. Nr. 1. $. 246. Nr. 1. 


11) M. f. 3. B. die Bälle oben $. 125. 5.508. 509. $.138. S.551. Anm. 29. 
$. 138. 5. 553. Anm. 39. 


12) Die bier entf&heidenden Vorfhriften finden fich bei Bogt 2, 81 f. 

1) Bergl. meine Abbandla.: Das Diseiplinarresht der Eonfiftorien in Preußen, 
in Dove’5 3. f. KR. 2, 243 f., verb. die Mittheilung des O.⸗K.⸗R. im Circ. 
v. 2. März 1852 in den Altenft. 5, 17 f., Allgem. K.-Blatt — 367 f. 

1 
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vollzogen wurde. Die ſchon in Wefel 1568 und Emden 1571 aufge- 
ftellten Grundfäße blieben im Ganzen maaßgebend?), und nachdem 
allgemeiner erfannt war, daß von der Empfänglichkeit für die Pflege 
der Zucht nicht die Mede jein könne, wenn nidt ein Organ in Der 
Gemeinde dafür geſchaffen würde ’), ift dieſem Bedürfniffe entſprochen 
worden. Demnad wird ſowohl in den weftlichen, wie in den öftlihen 
Landestheilen unter Mitwirkung der Presbyterien, bez. der Gemeinde: 
firhenräthe, Die Disciplin geübt und in höherer Inſtanz ift den Gen: 
furirten der NRecurs an die Kreisſynode eröffnet *). 

Die Disciplin über die Kirchenbeamten und Geiftlichen ift von 
je ber in anderer Weiſe vollgogen worden, als über andere Gemeinde: 
glieder. Zw Wejel und Emden faßte man darüber fchon beftimmte 
Beichlüffe. Die Synode zu Emden ſchrieb vor: „So die Dbiener, 
Eltiſten oder Diaden eine offentliche der firchen lajterbaffte, vnd der 
Gewalt der obrigfeit ftraffbare junden begiengen, follen die Eltiſten 
vnd Diaden auf macht des Conſiſtorii (Presbyterii) alsbald ibres 
amts entjeßet werden. Die Dbiener aber jollen im Dbienft vffjubal- 
ten verwirdet haben, Ob fie aber ihres Dienft zu entiegen feien, fol 
durch des Quartiers verlamminng (d. ti. die fpätere Kreisfunode) er: 
fannt werden, mit welchem erfantuus jo der Dbiener nicht geftillet, 
fol er fib zu dem Prouinctal Synodo beruffen mogenf’).. Später 
blieb die Disciplin über Geiftliche überbaupt eine Angelegenheit der 
Synoden oder der Gonfiftorien, bis in Fällen, welche die Entlaffung 
eines Geiftlihen zur Folge hatten, Die Entſcheidung der Obrigfeit 
nothwendig wurde’). Gin wirkliches Dieciplinarverfabren gegen Geift: 
liche fteht nach ſpäterem Recht überhaupt in der Regel der Synode 
nicht mehr zu’), Dagegen iſt die Kirche im Allgemeinen jelbftftändiger 
geworden. 

Die Ordnungsſtrafe jeßt der Superintendent feſt. Won Diejem 
kann in der in deffen Verfügung beftimmten Frift (von mindeftens 





2) M. f. die Borfchriften von Wefel und Emden in meiner Geſch. 4, 3. Urf. 
S.48 f. 54 f. Richter die KO. 2, 316 f. 341. 


3) Höflina ag 5 evang.=futb. Kirchenverfaffung ©. 100 f. Jul. Müls 
ler in Shneider’s 3. für chriftl. Wiffenfehaft 1852 S. 61. Stier in der cit. 3. 
1855 S. 359. Erl. des Conſ. Königöberg v. 19. Novbr. 1856 in den amtl. Mittb. 
Nr. 123. u. v. a. M. f. die $. 152. S. 609. Anm. 2 cit. Literatur. 


4) Vergl. oben $. 66. 5. 262. $. 75. 5. 302 und die $. 153. S. 618. 
Anm. 33. 34 cit. Disciplinar =D. — $. 67. S. 260. Anm, 22. $. 76. ©. 
307. 308. 


5) Art. 33. Ueber die MWiederanftellung beftimnt nach Art. 34 ebenfalls bei den 
Nelteften und Diafonen das Prestyterium, bei den Geiftlichen die Kreisſynode. 


6) Selbft da, wo die Synoden das umfaffendfte Disciplinarrecht befaßen, ges 
fangte die Cognition des Staats in Entjegungsfüllen zur Geltung. Zo in Jülich und 
Berg (vergl. meine Gefh. 4, 3, 258. 250. 344 f.). 


7) Bergl. Erlaß des O.-K.-Raths v. 11. Juli 1864 (ſ. oben $. 76. S. 308. 
Anm. 29). Die rbein. K.⸗O. $. 121 f. aiebt dem Moderamen der Kreisiunode das 
—* auf Verweis zu erkennen. Das Conſ. enthält ſich dabei der unmittelbaren Ein— 
wirkung (Min.:R. v. 1. März 1847). Ueber die Pflicht der Gemeindevorſteher, über 
die Vernachläſſigung des Pfarrers in feinen Amtspflichten und in feinem ſittlichen 
Verhalten der geiftlichen Behörde zu wachen |. m. A, L.-R. II. 11. $. 323. 


$. 157. Competenz und Verfahren in Disciplinarfällen. 631 


8 Tagen) an das Gonfiftortum, bez. an die Regierung der Recurs ge- 
nemmen werden ®). 


Die älteren preuß. Gonfiftoriale und K.-D. überwiefen den Gon- 
filtorien das Disciplinarrecht über Geiftlihe und Kirchendiener ſchlecht— 
bin. Sie beftimmen, Daß wenn die gradus admonitionum nichts ge- 
fruchtet, fie aud die Pfarrer entlaffen und ihren Dienft mit andern 
tüchtigen Perfonen befegen follen ). Hierbei blieb es bis zur Mitte 
des 18. Jahrh.“). Da beftimmte Friedrich II., die bisher vom Eon. 
behandelten geiftlihen Givilfadhen, wie Eheſachen, Abſetzung der Pre- 
Diger, aud) wegen ihres Lebens und Wandels, follten zur Befchleuni- 
aung des Verfahrens den weltlichen Gerichten beigelegt werden “). 
Die Gonfiftorien erbielten dann den Befehl, dem Oberconfiftorium 
Anzeige zu machen, wenn ein Prediger oder Sculdiener in Lehre, 
Leben und Wandel verdächtig geworden, damit daffelbe nach Befund 
der Sache eine Geldftrafe dictire oder den Schuldigen dem Juſtizeol— 
legium zur fiskaliſchen Unterſuchung überweiſe). Der Nachtheil, der 
daraus entftand, daß die Geiftlichen ſich allmählig den Gonfiftorien faft 

anz zu entziehen wußten und daß fie von den Gerichten zu glimpf- 
ich behandelt wurden, bewog den König zu einer Modiftcation, daß 
nämlich alle Sachen, welche der Geiftlihen und Lehrer Amtsführung, 
üble Zebensart und grobe Vergehen betr., von den Eonfiftorien beurs 
theilt werden jollten, wenn die Strafe nicht 30 Thlr. und Suspenfion 
bis auf drei Monate überfteige, wenn aber auf Translocation oder 
Remotion zu erkennen find, müßten die Acten der Juſtiz zum Urtheil 
übergeben werden, In Betreff der Erfenntniffe des Gonf. wurde dem 
Eondemnirten geftattet, Dagegen das Mittel der weitern Vertheidigung 
beim Richter zu brauden, doch folle im Falle der Beftätigung die 
Dietirte Strafe verdoppelt werden. Wenn aber das Gericht das vorige 
Urtheil veformirte und das Conſ. dagegen Bedenfen babe, ſolle die 
Suche dem AJuflizdepartement zur Dectfion gefendet werden »)). Dazu 
wurde noch vorgeichrieben, Daß alle Erfenntuiffe auf Zranslocation 
und Remotion der Prediger zur höchſten Confirmation eingejchidt “), 
Urtheile aber, welche feine Griminalftrafe ausfprächen, wenn jedod der 
betr, Fall Anftoß in Verwaltung des Amts veranlaffen könne, vor der 


8) Neaulativ v. 17. April 1855. Nr. III, v. 17. Juli 1857. Nr. 11. 


9) M. ſ. 3. B. die märfifche Viſitat.- und Conſ.⸗“O. 1573 (Richter 8.0. 2, 
376 a. E. 379. 380. 381), preuß. Goni.=D. 1584 (meine Geſch. 1, 2. Urk. S. 70. 
Rich ter a. a. O. 2, 464). 

10) Dies erhellt aus vielen bei. V. z. B. Reſcript der preuß. Neg. v. 10. Mai 
1717 (Grube C, C. Pruten. I. Nr. CXXIM. 5.319), &=R. v. 1721. P.T. 2.1. 
Tit. X. 8. II. XII. Edict v. 29. Septbr. 1736 (Mylius C. C. March. I, 1. No. 
CXXXVI. S. 567 f.) u. a. 


11) Project des Cod. Frid. March, 1748. Tb. III. Tit. 11, $. 17. 
10. Mai 1748 (Mylius C. C. March. Contin, IV. Nr. XVIII. S. 51). 


12) Inftr. für das luth. Oberconf. v. 4. Octbr. 1750 $$. 6. 12. 14 (Mylius 
C. C. March. Contin. IV. Nr. CVI. S. 291 f.). 


13) Edict v. 16. Mai 1760 (N. C. C. II, 1760. Nr. XI, ©. 419 f.). 
14) Eirc. v. 22. Septbr. 1762 (N. C. C. 111. 1762. Nr. 35. S. 157). 


Edict v- 
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Publication durch die Gonfiftorien an das geiftliche Departement gefen- 
det werden jollten “). _ 
Niedere Kirchendiener, Küfter und Schulmeifter fonnte das Conſ., 
obne daß ein prozeſſualiſches Verfahren einttat, ſelbſtſtändig ent— 
ſetzen '®). | 
s Durch die fpätere Geſetzgebung find diefe Beftimmungen geändert 
worden '”). Bei der Reduction des N. 8.-R. ging man nämlich von 
dem Gedanfen aus, daß die Konfiftorien die Rechte der Biſchöfe der 
röm.-kath. Kirche in der Regel zu ben hätten und daß das Dieci: 
plinarftrafrecht der geiſtlichen Obern im Allgemeinen zu erhöhen jet ’*). 
Es wird nunmehr unterichieden: 1) Gemeine bürgerliche Verbrechen 
beurtheilen die Gerichte '). 2) Geringere Amtövergeben werden von 
den Conſiſtorien mit einer Geldbuße bis zu 20 Thlrn. geahndet *). 
3) Hat ein Pfarrer, obne böfen Vorſatz, durch unvorſichtiges Betra- 
gen das Vertrauen feiner Gemeinde verloren, fo mwird er an einen 
andern Ort verſetzt?). 4) Hat ein Pfarrer in feinem Amte grobe 
Exceſſe begangen, fo wird ihm die vorläufige Führung des Amtd un: 
terfagt, die nähere Unterfuchung verhängt und ihm die Entießung an- 
gedeutet "*). Dagegen Fonnte nad dem A. L.-R. der Antrag auf 
eine förmliche gerichtliche Unterfuchung und Gnticheidung binnen vier 
Wochen geftellt werden *), Im Falle der Freiiprehung wurde aber 
das Gonfiftorium berechtigt, wenn ibm der Abfolvirte für den Kirchen: 
dienft nicht geeignet erfcbien, am die Oberbebörde den Antrag auf 
Amtsentlaffung zu ftellen ?), Durch die Cab.⸗O. vom 12. April 
1822 *%) murde die Provocation von der Andentung der Entfeung an 


15) Circ. v. 12, Januar 1771 (N. €. C. V. 1771. Nr. 1). 
16) 8 an's Oberconſ. v. 26. Ian. 1765 (N. C. C. Il. 1765 ad Wr. 6. 
[3 7 “j;“ 


z 
—* 


17) Meine Anm. 1 cit. Abhandlung S. 258 f. 


18) M. f. bei. Suarez Grflärung in den amtl. Vorträgen bei der Schluprevifion 
des A. L.⸗R. inv. Kamp Jahrb. XLI, 177, 178, bei Vogtel, 386, in meiner 
cit. Abhandlung ©. 285. 266. - 


19) A. %.=M. 11. 11. $$. 536— 538. Erlaß des D.-K.:R. v. 11. Septbr. 1851 
(Aktenft. 3, 1. Boat 1, 404 a. E.). 

20) A. L.=R. $. 530. Der bier in Bezug genommene $. 125 des cit. Titels 
nennt auch aeiftfihe Bukübungen und vierwöcentfiched Gefängniß. Diefe Discipli- 
— find aber nur in der röm.-kath. Kirche üblich (ſ. $. 154. S. 624. 

nm. 21). 


21) A. L.⸗-R. $. 531. 


21a) A. L.-R. $. 532, Ueber den Begriff der Andeutung ſ. m. meine cit. 
Abhandlung S. 265. 


22) A. L.⸗R. 8. 533. 534. 


23) Gab, =D. v. 17. Dechr. 1805 (N. C. €. XII. 1806. Nachtrag Nr. 4. 
5.850. Nabe 8, 427. Vogt 1, 386) u. a. m. (meine Abhandlung S. 267). 
Die Oberbehörde war zuerft das Oberconfiftorium, nach der Cab.-O. v. 10. Ropbr. 
1809 die Sectton des Gultus und öffentlichen Unterrichts (Matbis Monatsfchrift 
10, 290. Rabe 10, 192. Bogt 1, 392, meine Abhandlung 5.269), feit 1817 
das Miniſterium der geiitlichen Angelegenbeiten. 


24) 6.5. S. 105, Vogt 1, 397 f., meine Abhandlung S. 273 f. 
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das Gericht aufgehoben und fonleih der Recurs an das geiftliche Mi- 
nijterium vorgeichrieben. In Folge der Reffortveränderungen iſt der 
O.⸗K.-Rath in die Stelle des Minifteriums getreten. Demnad ent: 
jcheidet das betr. Gonfiftorium in den Fällen der Exceffe der Geift- 
lichen durch ein Nefolut in erfter Inſtanz und davon geht der Recurs 
an den O.K.-Rath, welcher die zweite Inffanz bildet. 


Das Verfahren *) ift, mac Analogie des gerichtlichen Strafver- 
fahrens und des Disciplinarvergebens, folgendes: Geringere Disci— 
plinarftrafen werden durch ein einfaches Decret feftgefeßt, ſchwerere 
Strafen der Art (Strafverfeßungen, Strafemeritirungen, Amtsent- 
jegungen) nach einem förmlichen Disciplinarverfabren. Nach einem 
Scrutinialverfahren eröffnet das Conſiſtorium Die Unterfuchung durch 
ein Decret, der Angefchuldigte wird zu Protocoll verhört, der Beweis 
erhoben und nad defjen Mittbeilung jenem geftattet, in vier Wochen 
eine fchriftliche Vertheidigung einzureichen, Darnad) erfolgt die Ents 
fheidung des Gonfiftoriums auf die fchriftlich verhandelten Neten durch 
ein mit Gründen verfehenes Refolut. 


Die Unterfuchungsverhbandlung geichieht durch ein rechtsverſtän— 
Diges Mitglied des Conſ. oder durch eine requirirte vichterliche Be— 
börde. Für Weftfalen und die Rheinprovinz wird der Superintendent 
zugezogen. Die Serutinalverhandlungen find in der Regel den Su— 
perintendenten, ausnahmsweiſe den Polizeiobrigfeiten (Zandräthen und 
Polizeimagiftraten) aufgetragen. Gegen das ihm publicirte Urtheil 
bleibt dem Angefchuldigten * Recurs binnen vier Wochen an den 
O.K.⸗Rath, welcher im Ganzen nad den Grundſätzen der Appellation 
beurtheilt wird. 


Das Berfahren berubt auf verfehiedenen Erlaſſen“) und der Pra- 
xis, überhaupt aber auf der bier maaßgebenden B. v. 29. März 
1844 7), Es wird deshalb und wegen des Reflorts wichtig, daß die 
Kirchenbehörde erwäge, ob nicht meltlihe Sahen zu beurtheilen 
find »), fodann ob der zu beurtheilende Beamte zugleich ein Staats» 
amt befleidet, indem in diefem Falle das Verhältniß zur Staatsbehörde 
zu beachten ift*). 


25) Altenft. des D.⸗K.⸗R. 5, W— 22. 


26) M. f. überhaupt Circ. des geiftl. Min. v. 30. Juli 1832 (v. Kampk Ann. 
16, 646. Boat 1, 394), v. 26. Septbr. 1849 (Aktenſt. aus der Verwaltung der 
ev. Abtheilung 1850. S. 51. Bogt ii, 399), Girc. der ev. Abtheil. v. 8. April 
1850 (Aftenft. 1850. 5. 52), GCire. des O.«K.⸗Raths v. 6. Febr. 1851, v. 31. Mai 
1854 (Aftenft. des D.:8.:R. 2, 9 f. 7, 14.15. Dogt 1, 407. Nr. 29) u. a. 
(ſ. Bogt 1, 387 f.). 

27) Vergl. Circ. des geiftl. Min. v. 18. Auguſt 1849 (Aktenft. aus der Berwals 
tung 1850. 5. 40 f. Boat 1, 398). Dazu f. m. noch meine Abhandlung 
S. 285 f. 

28) Eirc. v. 2. Juli 1853 (Aftenft. 6, 65. Bogt 1, 406). 


29) Girc. v. 28. Novbr. 1850 nebft Erf. des geiftl. Min. v. 17. Rovbr., 27. 
Dctober 1852, 6. Dechr. 1853, 10. Juli 1855 (Aktenſt. 1, 39. 6, 66. 7, 13. 
8, 86. Vogt 1, 414. 405. 406). 
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Die Beamten der evang. Kirchenverwaltung unterliegen auch der 
firchlichen Disciplin gemäß der B. v. 29. März 1844 und die in der 
jelben dem Staatörarhe beigelegten Befugniſſe beftehen fort), Die 
Kirchenvorfteher und Mitglieder der Gemeindekirchenräthe werden gleich: 
fall8 nad) der DB. 1844 von den firdlichen Behörden beurtbeilt und 
zwar, je nachdem die Verwaltung der Vorfteher das kirchliche Vermö— 
gen oder die inneren fichlichen Angelegenheiten betrifft, von den Re 
gierungen und dem Minifter des Gultus oder den Gonftftorien und 
dem O.-K.-Rath *). 


Das gerichtliche Verfahren gegen Geiſtliche, welche wegen einer 
in Ausübung oder in Veranlaſſung der Ausübung ihres Amts vorge: 
nommenen Handlung oder megen Unterlaffung einer Amtshandlung 
belangt werden, kann nicht eingeleitet werden, wenn das vorgefeßte 
Gonfiftorium oder der D.K.Rath der Anficht ift, daß eine Amtöver: 
— nicht vorliege. Der erhobene Confliet iſt nach den Grundſätzen 
über Competenzconfliete zu erledigen *). 


Die Militärgeiftlichen werden im Ganzen, wie die Givilgeiftlichen 
beurtbeilt, Doch wird die Militärbebörde dabei zugezogen *). 


30) Eirc. des D.:R.-R. v. 3. April 1855 (Nftenft. 8, 82). 


31) @irc. v. 30. April 1855 nebſt R. v. 17. Febr. 1844 (Aftenft. 8, 83 f.). 
ſ. Amtl. Mittb, des Conſ. Königsberg Nr. 58. 


32) G. v. 13. Febr. 1854 (8.:5. S. 86), verb. mit dem Circ. v. 23. October 
1860 im Min.⸗Bl. des Inn. 1860. Nr. 278, im K. A.⸗B. von Weftfalen 1861. ©. 
15. Vergl. Altmann Praris S. 4414 f. Die früher erforderliche Genebmiqung tes 
geiſtl. Min. (Cab.⸗O. v. 29. Jan. 1847. Mittbeilungen aus der geiftlichen Verwaltung 
Heft 2, S. 108 f.) und des an deffen Stelle aetretenen O.⸗K.⸗Raths ift aber nad 
Verf.⸗Urk. Art. 79 nicht mehr notbwendig (Girc. v. 14. Novbr. 1850 in den Aktenſt. 1, 
37—39. Bogt 1, 400). Damit übrigens der Chef des geiftf. Departements von 
den gegen Seiftliche wegen Disciplinarvergeben einzuleitenden Unterſuchungen Kenntnik 
und zur Aeußerung darüber Gelegenheit erhalte, bat das Juftigmin. am 16. Auguft 
1854 beftimmt, dak wenn ein Staatsanwalt der Anficht ift, es ki gegen cinen Geilt: 
fichen wegen einer in Ausübung feines Amts oder in Veranlaffung derfelben Anklage 
zu erheben, oder eine gerichtliche Worunterfuchung berbeizuführen, we, falls ein bier: 
auf gerichteter Antrag des aeiftl. Minifters nicht vorliegt, die Verhandlungen dem 
Oberftaatsanwalt zur Ginficht vorzulegen bat. ft diefer nicht der Meinung, daß von 
der Verfolgung abzuſehen fei, fo bat er unter Beifügung der Acten, an den Quftiss 
minifter zu berichten und deffen Ermächtigung zur Verfolgung des Denunciaten abzu— 
warten. Vorläufige Ermittlungen und Maßregeln, welche durch eine Gefahr im Ber: 
zuge geboten werden, find dadurch nicht auegefchloffen. In gleicher Weiſe find auch 
die rhein. Dberprocuratoren inftruirt worden. 


33) Militäre.:Q. v. 12. Febr. 1832. $$. 29 — 31. 
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Bierter Abfchnitt. - 
Das Kirhenvermögen. 


$. 158, 
Einleitung. 


Zu ihrer äußern Griftenz als äußere Anftalt und zur vollftändigen 
Erreichung ihrer Zwede bedarf die Kirche der zeitlichen Güter. Sie 
befand fib daher auch ſchon in der Zeit im Befige derſelben, als ihr 
der Staat den Anſpruch darauf noch nicht zuerkannt hatte. Seit dem 
vierten Jahrhundert wurde ihr aber das Recht des Eigenthums nicht 
nur gewährt, fondern fie wurde fogleich jelbft vielfach begünftigt. 
Dieje Gunft bezog fih auf die Art des Erwerbes felbft und auf das 
Erworbene. Die Kirche traf hierauf befondere Beftimmungen über die 
Güter felbft, infofern Ddiefelben für den Gottesdienft, die Beamten 
und die Armen dienen jollten, jo mie über die Art der Verwaltung, 
insbefondere die Sorge für Erhaltung der kirchlichen Gebäude und 
Seräthichaften, wie die Veräußerung. Es foll daher hier die Rede 
fein 1) vom Erwerbe des Kirchenguts; 2) von den einzelnen Kirchen» 
gütern felbft und 3) von der Verwaltung derjelben. 


1) Vom Erwerbe des Kirchenguts, 


$. 159, 
Die Erwerbfähigkeit der Kirche. 


Bis zu ihrer Anerkennung durch Gonftantin mar die Kirche nicht 
fühig, Eigentum im eigenen Namen zu erwerben. Seitdem fonnte 
fie unter Lebenden und von Todes wegen bedacht werden und Dice 
geihah num bald in ſolchem Umfange,. daß fih der Staat genöthigt 
jab, befchränfende Beftimmungen (Amortifationsgefege) zu erlaffen. So 
geſchah e8 in ganz Deutichland ') und auch in den einzelnen Gebieten 
des preuß. Staats. 


Die Fähigkeit des Eigenthumserwerbes hängt von dem Beſitze 
der (juriftifchen) Perfönlichfett ab und diefe ifl, wie früher der römiſch— 
katholiſchen, auch feit der Reformation der evangelifchen Kirche gewährt 


1) Ueber die Geſchichte diefer Verhältniſſe ſ. m. die bei Richter K.«R. $$. 300. 
302 eit. Schriften. 
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worden. -Bei der Redaction des allgem. Geſetzbuchs wurde dies and 
befonder8 anerkannt ?). Wenn e8 dabei heißt, jede genehmigte oder 
ausdrüdlicd aufgenommene Kirchengeſellſchaft kann als eine moraliſche 
Perfon Bermögen erwerben ’), fo ift dies fpäter aufs neue beftätigt 
und der bisherige Beſitz zugleid aarantirt %). Die allgemeine Fäbig- 
feit wurde aber zugleich gewiffen Beſchränkungen unterworfen. Ueber: 
all war e8 nämlich hergebracht, daß Die Kirche Tiegende Anftalten zum 
Theil gar nicht und andere arößere Gaben nicht ohne Genehmiquna 
der Obrigfeit jollte erwerben können’). Wenn nun aleich die Weber: 
tragung der älteren Vorjchriften auf die evana. Kirche nicht geboten 
war, da über eine Aufbäufung von Vermögen nicht wohl geflagt wer: 
den fonnte und cher eine Begünſtigung der Kirche wegen ihrer Dürf: 
tigfeit angemeſſen fchien®), fo beftimmte doch das Edict vom 21. Juni 
1753 ”), freilich zunächſt durch die römifche Kirche veranlaßt, daß fei- 
nem Stift, Kirche oder andern pium corpus, mit Ausnahme der Ars 
mens und MWaifenhäufer, ein Gefchen? von mehr als 500 Thlrn. folle 
gemacht werden Dürfen. Diefe, mehrfach Ddeclarirte?) Beftimmung 
ihien um fo paſſender, als: die Kirchengefellfchaften nicht mehr Ber: 
mögen an ſich bringen und der öffentlichen Girculation entziehen fol; 
ten, al8 zur Beförderung ihres Zweds in ihrem Umkreiſe nothwendig 
fer’), und wurde dem A. L.-R. zum Grunde gelegt ’"). Hiernach joll 
ohne ausdrüdliche Bewilligung des Staats eine Kirchengefellihaft feine 


—. — — .. 


2) j. I. Entw. $. 155. Il. Entw. $. 164. A. L.-R. II. 11. $. 193. 


3) Während der I. Entw. fi jo äußert, ift im II. Entw. und U. L.-R. bie 
SHeichftellung mit andern privifegirten Borporationen ausgefprochen und auf die alla. 
Beftimmungen bingewiefen. 


4) Berf.slirf. Art. 15. 


5) So in Preußen ſchon nach dem Frieden von 1249 und fpäter (meine Geſch. 
I, 2, 12. 13 und Gitate). 


6) M. f. 3. B. von Sachen Weber’s KR. 2, 3, 834 f. (1. Ausg.). 


7) N. C. C. 1. Nr. XXXVI. ©. 505 f. M. vergl. über die Veranlaffung dazu 
und die fpätere Gefepgebung Lömwenberg. von den Zuwendungen an die todte Sand, 
in den Beiträgen zur Kenntniß der Motive der preuß. Geſetzgebung 1, 213 f. 


8) Löwenberg a. a. O. 5. 219 f. 
9) I. Entw. $. 162. 11. Entw. $. 145. 


Ya) Nachdem die beiden erften Entwürfe nur den nothdürftigen Kirchen mit Ein: 
willigung des Staats die Annahme von Gefchenfen geftattet hatten und dem Staate 
vorbebalten war, in dem Falle, wenn eine hinlänglich dotirte Kirche bedacht worden, 
das Geſchenk einer unvermögenden Kirche von derfelben Religionspartei zuzuwenden 
(1. Entw. $$. 164. 172. 173. 11. Entw. $. 166.175), wurden von allen Seiten das 
gegen Monita erboben und Suarez erklärte die Einwendungen für begründet. Er 
bemerkte: der Staat fann die Gonfirmation verfagen, er fann aber nicht wider den 
ausdrücklich deelarirten Willen des Teftators anders disponiren. Nur in dem Fall des 
$. 174 (d. i. U. 8:8. $. 204) fann der Staat die herabgejegte Summe mit Ueber— 
gehung der reichen anderen mit vocirten armen Kirchen allein zuwenden (Materialien 
zum U. %=R. LXXX, 147). Darauf wurde im A. 2.=R. $. 204 nur beſtimmt: 
Auch kann der Staat, wenn es diefer Abficht nicht offenbar entgegen ift, die ganze 
agebilligte Summe den unter mehreren berufenen Kirchen befindlichen unvermögenten, 
mit Ausfchließung der binlänalich verforgten Kirchen, zuwenden. Die übrigen Feſt— 
feßungen find mit geringen Modificationen aus dem I. Entwurfe $$. 165— 179, 
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liegenden Gründe an fi bringen '%), und von allen Gaben an die 
Kirche muß der Regierung Anzeige gemacht werden, Wenn die Zu: 
wendung 500 Thlr. nicht überfteigt, bat die Regierung und wenn fie 
größer ift das geiftlihe Departement dDiejelbe zu beftätigen. Im Fall 
des Bedenfens ift die Entjcheidung des Königs einzuholen. Der Mau: 
gel einer einheitlichen Gefeßgebung nad dem Erwerbe anderer Lan: 
Destbeile und die veränderten Umſtände veranlaßten eine Nevifion der 
bisherigen Verordnungen. Das Nefultat war das Geſetz v. 13. Mat 
1833 9), über Schenkungen und legtwillige Zuwendungen an Anftal 
ten und Gejellihaften, nach welchen bei Zuwendungen über 1000 Thlr. 
Die landesherrliche Genehmigung, bei Fleineren die Anzeige am Die 
Negierung vorgefchricben if. Die Genehmigung des Landesheren tt 
auch ohne Unterfchied des Betrages der Zuwendung nothwendig, wenn 
Dadurch eine neue öffentliche Anftalt geitiftet, oder einer vorhandenen 
Anftalt zu einem andern, als dem bereits genehmigten Zwecke gewid— 
met werden fol. Durch die Verf.» Urfunde ift hieran nichts geän— 
dert '*), 


8. 160, 
Subject des Eigentdums. 


Darüber, wem das Eigentum an den Kirchengütern zuftehe, 
haben fi) ſehr verfchtedene Meinungen gebildet, von denen die, Daß 


11. Entw. $$. 167 — 181 im U L.⸗R. 88. 195— 216 wiederbolt. Suarez billigte 
fie und bemerkte insbef. bei $. 179 (A. &.:R. $. 210): Der Staat muß beurtheilen, 
ob das Gebäude für die Kirchengefellihaft, der es gehört, notbwendig oder nützlich 
ift. Sonſt jagt der Fatbofifche Kandesherr: die Proteftanten brauchen gar feine Kirche 
(Materialien zum A. &:N. LXXX, 147) M. verb. die von Löwenberg a. a. O. 
S. 243 f. cit. Stellen des A. L.-R. Durch R. v. 1. Auauft 1706 (N. CC. X. 
Nr. 79. S. 574) und Cab.-O. v. 17. Auauft 1802 ift Anhang $. 125 zum $. 197 
des N. L.⸗R. hervorgegangen, welcher dafjelbe ergänzt (Löwenberg a. a. O. ©. 
225. 2,63. 110. 111). 

10) A. ER. 11. 11. $. 104 (1. Entw. $. 163. 11. Entw. $. 165), vergl. 
11. 6. $. 83. Die Bewilligung ertbeilt das Minifteriun der geiftl. Ang. (Circ. v. 
15. März 1832 in v. Kampb Ann. 16, 100. Boigt 1, 236), Circ. v. 15. Mai 
1844 im Min.sBl. des Innern S. 144. Vogt 1,28 f. 

11) G.-S. ©. 49 f. Eu 1, 239 f. Vergl. Löwenberg a. a. O. l, 
230 f. M. ſ. daſelbſt auch und bei Vogt die ſpäteren Ergänzungen. 

12) Schon die Verf. des Min. v. 9. Juli 1849 (Min.-Bl. für die innere Ver— 
waltung ©. 165. Vogt 1, 238) erklärte, daß die Staatsgenehmigung zur Eriers 
bung von Liegenſchaften durch die todte Hand durch die Verfaſſung nicht aufgehoben 
fei. Der von der I. Kammer u Art. 40 der Verf.⸗Urk. von 1848 beantragte Zufaß: 
Für die todte Hand find Befchränfungen des Rechts, Liegenfchaften zu erwerben und über 
fie zu verfügen, zuläſſig: ift in Art. 44 der vevid. Verf.Urk. 1 bad (Rönne 
die Verf.sllrfunde S. 90 f.). Die Beſtimmung, daß die Genehmigung des Staats bei 
Zuwendungen über 1000 Thlr. bedürfe, ift eben jo in Geltung geblieben, und nur 
der röm.-kathol. Kirche gegenüber die Verpflichtung der Anzeige aeringerer freinebigner 
er aufgehoben (Girc. v. 15. Wai’und 25. Juni 1851 im Min. Bl. des 

nnern S. 110. 129. Vogt 1, 238. 240. Vergl. Richt er in Dove’s 3. für 
KR. 1, 110. 119). ſ. Erf, des D.: Trib. v. 30. Dechr. 1843, 29. Novbr, 1858, 
Gntjcheidungen 9, 305 f., 40, 79 1. Altmann Praxis S. 281. 282. 313. 
Bogt 1, 237. 238). 
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der ganzen Kirche, oder den einzelnen Kirchen und firdlichen Snftitu: 
ten, oder den einzelnen Gemeinden daffelbe gebühre, die verbreitetfte 
it). Daß Suarez der von Sarpi vertbeidigten und von J. 9. Böb- 
mer gebilligten Meinung, jeder Gemeinde gehöre das Kirchenvermö: 
gen, beitrat, erflärt fi aus feiner Grundanidhanıng über den Beariff 
der Kirhe und Kirchengefellichaft ?), und demgemäß beftimmte cr im 
erftien Gntwurfe des allgemeinen Geſetzbuchs: Die Kirhengebänd: 
find ein gemeinfchaftlihes Eigenthum der Kirchengefellihaft:, und 
ftellte Diefen die Kirchengefäße und andere zum gottesdienftlichen Ge: 
brauche gewidmete Sachen, wie die Kirchhöfe und Gottesäder gleich, 
beurtheilte auch das Kirchenvermögen wie das Vermögen anderer 
privilegirter Gefellfchaften im Staate ). Diefe Auffaffung ift aud 
ins A. L.-R. felbft übergegangen ®). 

Die Inconfequenz, melche Suarez wegen der Verwechslung der 
Kirchengefellihaften und der Kirche bei der Darftellung des K.:R. 
überhaupt beging, mar aber aud bei diefer Angelegenheit von Ein: 
fluß. Obgleich er nämlich jede einzelne Kirchengeſellſchaft als ſelbſt 
ſtändige Eigenthümerin ihres Vermögens anfab, nahm er doch folgend: 
Beftimmungen an: „Wenn eine Kirche oder geiftliche Stiftung mehr 
Vermögen befigt, als fie zur Erreichung ihres Zwecks nöthig bat, ie 
ift fie fchuldig, anderen mit ihr zu einerlei Zweck verbundenen Kirchen: 
gefellfchaften zu Hülfe zu fommen. Der Staat hat das Recht, nad 
vorhergegangener Unterfuchung die hülfsbedürftigen Kirhengefellichaften 


p- M. ſ. die literariſchen Nachweifungen bei Richter K.:N. $. 301. Dazu für 
man Ewelt die Kirche und ihre Anftitute auf dem Gebiete des Vermögensrechte. 
Soeft 1845 (vergl. Summer im neuen Archiv des preuß. Rechts. Bd. XI. Seit 1. 
S. 151— 155). Förfter Theorie der preuß. Gefeße über das Eigentbum am Kir 
henvermögen in Sudow’s Prophet VII, 4 (April 1846). S. 225 f., mein: 
Darftellung in Herzog's NealsEnchelopädie 7, 638. 


2) Vergl. oben $. 23. S. 108 f. 
3) $$. 125. 143. 144. 152. 155 u. a. 


4) A. L.⸗R. 1. 11. . 160 (11. Entw. $. 135). 170 (11. €. $. 149). 17 
(11. @. $. 156). 183 (11. @. $. 158). 191. 193 (IT. @. $. 164). Was inäbef. die 
Kirchengebäude betrifft, jo hatte Per 11. E. $. 149 ausgefprocen, daß fie ausſchließend 
das Gigenthum der Kirchengefellfchaft feien, für welche fie errichtet worden, un 
derjelben unter keinerlei Vorwand entzogen werden fünnen. Dagegen wurde erinnert, 
daß durch die Neformation viele Kirchen in die Hände folcher gekommen feien, für 
welche fie nicht errichtet worden. Suarez wollte daber das Wort beftimmt geiles 
wiffen , welches fih auch im $. 170 des A. 8.:M. findet, während die am Nande zus 
gefügten Worte: zum Gebrauche angewiefen: nicht genehm gefunden wurden. Es mar 
aber aud) zunfeich vorgefchlagen worden, hinzuzufügen, daß durch den Uebertritt einer 
ganzen Meligionspartei diefe das Eigenthum der Kirche nicht verliere. Suarez billigt 
das und der Sag ging ins A. %=%. $. 171 über. Wenn aber, fügt er binau, 
einige Monenten dies fo weit ausdehnen, daß wenn eine Kirchengefellfchaft gang er: 
ftreut oder erfofchen ift, fie dennoch, ſobald fie fich wieder zufammenfindet, die Nud: 
gabe ihrer Kirche zu allen Zeiten fordern fünne, fo gebt dies wohl zu weit. Viel— 
mehr kann in Anfehung ſolcher erlofchenen Kirchengefellfchaften nur eben das gelten, 
was in Anjehung or A Gefellfchaften überhaupt verordnet ift (Materialien zum 
A. EN. LXXX, 140). Denigemäß disponirte das A. 2.:R. $. 172: Wenn abe 
die Kirchengefellfchaft gänzlich aufhört: fo gilt von diefen Gebäuden alles das, ma: 
von a. an A Sefelihaften überhaupt im VI. Titel $. 189 seqı. 
verordnet ift. 
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von einerlei Art auf den Ueberfluß der reicheren anzumweilen”?) Diele 
Borjchrift entwickelte er noch genauer im I. Entwurfe, indem er bins 
zufügte, daß eine ſolche Anweifung nur zuläffig ſei, wenn die cine 
Gefellfhaft einen Ueberfhuß der jührlihen Einfünfte babe nnd die 
andere weder aus dem eigenen Vermögen, nod durch Beiträge von 
ihren Mitgliedern den nothdürftigen Unterhalt aufbringen fönne. 
Auch habe eine Kirchengefellfchaft, aus deren Einkünften eine andere 
unterftügt worden, das Recht, bei veränderten Umftänden, von die— 
jer, nad ihrem Vermögen, wechieljeitige Unterftügung zu fordern ®). 


Diefe ganze Auffaffung fand aber vielen Widerſpruch %) und vers 
anlaßte Suarez, dieſe Vorfchriften fallen zu laffen. Gr erflärt dar: 
über in den den Monita specialia vorausgeſchickten allgemeinen Grund— 
fügen”): „Aus dem Grunde, Daß es feine allgemeinen, ſondern nur 
einzelne für ſich beftebende Kirchengefellihaften giebt, fcheint der Satz 
zu fließen, Daß auch das Vermögen einer jeden einzelnen Kirchenge- 
jellfehaft in dominio privativo derjelben jei und feiner andern Geiell: 
ihaft, fie gehören zu eben derjelben oder einer andern Gonfelfion, 
irgend einiger Anjpruch daran competire. Iſt dies, fo getraue ich 
mir nicht, das angenommene Prineipium, daß der Ueberſchuß der reis 
den Kirchengeſellſchaft zu Unterftüßung der unvermögenden verwendet 
werden folle, nach rechtlichen le a zu vertheidigen. Cine Be- 
fugniß des Staats biezu aus einem ſogen. Dbereigentfume defjelben 
über das Kirchenvermögen herleiten zu wollen, läßt fih m. E. auch 
nicht thun. Ich kann den Grund nicht finden, warum dem Staat über 
das Kirchenvermögen mehr Rechte ald über das Vermögen anderer 
Gorporationen und Gemeinen aufteben ſolle. Gleichwohl bat bisher 
noch Niemand behauptet, daß z. E. der Staat befugt fei, die Ueber— 
ihüffe einer Kämmerei und einer Zunft zur Bezahlung der Schulden 
und Onerum einer andern zu verwenden. (Was via facti in Schlefien 
geichieht, gehört nicht hierher.) Der Staat fann einer jeden Gorpos 
ration und aljo der Kirchengefellihaft bei der Vermehrung ihres Ber: 
mögens, bei der Erwerbung von Immobilibus ꝛc. Schranken feßen. 
Aber Das Vermögen, was fie einmal modo legitimo erworben bat und 
defien Nutzung kann er ihr unter feinerley Borwand entziehen, ohne 
fih eine Kränfung des Eigenthumsrechts fchuldig zu mahen. Gr 
fränft eben dadurch nicht blos die Rechte der Kirchengefellichaft als 
einer moralifhen Perſon, jondern die Rechte der einzelnen Mitglieder, 
welche unftreitig befugt find zu verlangen, Daß die Revenuen des So— 
cietät » Vermögens zum Beſten ihrer und nicht einer andern fie gar 
nichts angehenden Gejellichaft verwendet werden. Ich glaube nicht, 





5) I. Entw. $$. 209.’ 210. 
6) 11. Entw. $$. 139 — 141. 143. vergl. $. 553. 


6a) Könen hatte bei. bemerkt: Es fcheint unbillig, Vermögen der reichern Kir— 
chen den bedürftigeh anzuweifen, da jeder Kirche und deren Patrone und Eingepfarrs 
ten an der Erhaltung des Kirchenvermögend gelegen ift, bei. da auch reiche Kirchen 
durch 1 Pe in dürftige Umſtände geratben fünnen (Materialien zum A. KR. 
XIV, 142 v). 


7) Materialien zum A, L.⸗R. XV, 121 f. 
» 
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daß eine Kirche fo reich fein werde, daß nicht für die Ueberſchüſſe 
ihrer Einfünfte noch Beftimmungen genug zum Nußen der Geiellichaft, 
der fie gehören, übrig blieben, z. E. Berbefferung der Schulanftalt, 
Erleichterung der Stolgebübren u. |. w. Und wer fann dafür Bürge 
jein, daß nicht eine Kirche, die heut ſehr reich ift, in der Folae ein 
mal duch die gewöhnliche Abwechslung der Begebenbeiten in folce 
Umſtände fommen fönne, wo fie mit ihren laufenden Einfünften nicht 
anslangt. Wenn nun alsdann Patromus und Parochiani ex proprüis 
zutreten müffen, werden fich dieſe nicht mit Grund über den Staat 
befehweren, der in befjerer Zeit ihnen ihr Eigentum wegnahm und 
zum Beten fremder Kirchengefellichaften verwendete, da fie fonft durch 
Aufſammlung folcher Ueberſchüſſe fi einen Fond auf den Notbfall 
hätten verſchaffen können. Uugefähr aus dieſen Gründen haben fait 
alle Monenten fih gegen den in dem Entwurf angenommenen Saätz 
und deffen häufige Consectavia erflärt; und ich muß folden nochmals 
zur genaueften Erwägung fubmittiren, da es fonft ausficht, als ob 
man ſonſt juft ganz gegen Die Kirchengefellibaft einen Despotismus 
ererciren wolle, deſſen Schein man ſogar jelbit gegen das niedrigfte 
Mitglied des Staats vermeidet. Zwar will man die Verwendung der 
Revenuen einer Kirche für Die andere bier und da mit dem Mamen 
eines Vorſchuſſes masfiren, allein es Fällt zu fehr in die Augen, daß 
jolches nichts mehr als ein bloßer Name fei. Bei dem den Kirchen 
fo jehr bejchnittenen Modis acquirendi und bei dem immermehr aus 
der Mode kommenden Geſchmack an piis legatis und milden Stiftun: 
gen ift der Fall gar nicht zu gedenfen, Daß eine Kirche, die beute 
mit ihren Revenuen nicht auskommt, jemald in den Stand gelangen 
werde, die ihr gemachten Vorſchüſſe zu veflituiren. Ich halte es da: 
ber für das Nechtlichite und Billigfte, e8 bei den bisherigen principüs 
zu belaffen, nad welchen jede Kirchengeſellſchaft für fich felbft jorgen 
und, wenn ihr gemeinfchaftlices Vermögen nicht hinreicht, das Feb: 
lende durch Beiträge ihrer Mitglieder aufbringen muß. Können oder 
wollen die Mitglieder einer ſolchen Gefellihaft ſich zu dergl. Beiträgen 
nicht ferner verftehen, fo folgt weiter nichts, als daß die Gefellichaft 
auseinander gehen und aufgehoben und mit andern zufammengeichlagen 
werden müſſe. Will man aber gleihwohl den einmal angenommenen 
Saß ferner fouteniren, jo halte ich wenigftens folg. Beſtimmungen für 
unumgänglich nothwendig. 1. Muß man folde ja nicht aus einer 
vermeintlichen Communione Bonorum unter den Kirchengefellichaften, 
nod aus einem Dbereigenthum des Staats herleiten, ſondern fid 
blos auf gewiffe natürliche Billigfeit gründen, die dadurd, daß gleic- 
wohl alle Kircbengejellichaften einen gemeinjchaftlid zum allgemeinen 
Beften unumgänglid nothwendigen Zweck haben, unterftüßt werde. 
2. Muß man durchgehende nur von VBorfchüffen, die sub lege resti- 
tutionis im Falle eigener Bedürfniſſe gemacht werden, fprechen. 
3. Würde ich diejen Borfhuß von Seiten der reichen Kirche jo beftim: 
men, daß ſolche niemals die Ueberfchüffe eines Jahres überfteigen 
dürfen, folglich die Subftanz ihres Vermögens unter dieiem SPrätert 
in feinem Fall angegriffen werden dürfe. 4. Würde ich die Bedürf- 
niffe der armen Kirche, wo derfelben aus dem Ueberſchuſſe der reichen 
zu Hülfe gekommen werden joll, nur auf den Bau und die Unterbal: 
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tung der Gebäude und der zum Gottesdienft unentbehrlichen Gerätb- 
ihaften einichränfen, die Salarirung der Prediger und Schullehrer 
hingegen ausdrüdlih davon ausſchließen. 5. Würde ich die Goncur: 
renz der reichen Kirche bierzu auch nur in subsidium ftattfinden laffen, 
wenn nämlich die arme Kirche ſelbſt nicht nur felbft Feine Mittel hat, 
fondern auch Patronus und Parochiani die Nothdurft ohne ihren Ruin 
nicht aufbringen können, folglich die arme Kirchengeſellſchaft obne 
dergl. Soutien ganz zu Grunde gehen müßte 6. Würde ich es po— 
fitiv jagen, daß fein iubordinirtes Collegium im Staate, jondern blos 
das Oberhaupt deffelben und höchſtens das geiftliche Departement dieſe 
Befugnig ausüben könne.“ 

Bei der Revisio Monitorum jelbft fam Suarez noch einmal auf 
dieſen Gegenftand zurück und erflärte fi) wieder dagegen, zumal bei 
PBatronatkirchen 9. Höchitens könnten dieſe Vorfchriften gelten, wenn 
mehrere Kirchen denfelben Patron haben 3. B. den König, obwohl 
auch bier nady der Bemerkung ded Herrn v. T(evenar) die Erfahrung 
gelehrt habe, daß feit der Einführung des Kirchenrevenüen »Directorü 
die Amtsfichen der Kurs und Neumark insgefammt in Bermögensver- 
fall gerathen feien. Gr beantragte daher den Wegfall diejer Säße, 
zumal der Staat für den Unterhalt einer wohlhabenden Kirche werde 
jorgen müffen, wenn derfelben ihr Ueberſchuß genommen jei und fie 
nachher in Berfall geratbe. 

Demnady gingen auch die 88. 139— 141 und 143 nicht in’s N. 
2.:N. über und $. 553 wurde durch A. L.-R. U. 11. $. 751 verän— 
dert (vergl. unten $. 175. Anm. 51). Der Grundfaß wurde daher als 
Regel feftgehalten, Daß das Subject des Eigenthums jede einzelne 
Kirchengemeinde jei?). Dadurch wurde jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß 
auch befondere Firchlihe Anstalten und Stiftungen innerhalb einer 
DOrtögemeinde als moralifhe Perſonen jelbftftändige Subjecte des 
Gigenthums jein fönnten, aber eben fo wenig, Daß aud für mebrere 
zu einem größern Ganzen vereinigte Kirchenfreife das den Zweden 
derfelben beftimmte Vermögen ein gefondertes Eigenthum bildete, wie 
für einzelne Diöcejen, Provinzen, ja für Die Landeskirche felbft. Durch 
Statuten und generelle Borfchriften find demgemäß die das Eigenthum 
derjelben feftftellenden Normen ergangen '). 

Die eigentlihen Militär» oder Garnifonkichen find übrigens 
Eigenthum des Staats"), zum Theil gehören aud einzelne veligtöfe 
Dbjecte den betr. bürgerlichen Gemeinden '?). 


8) Materialien zum U. 2.:R. LXXX, 147 ad $. 139— 141. $. 142. 

9) Vergl. Altmann Praxis S. 294. 205. 

10) Es genüge an die Statuten und andere Urkunden für Predigerwittwen- 
faffen, Emeritenfonds und dergl. in den verfchiedenen Provinzen, die Predigerfeminare, 
die Rirchlichen Behörden u. |. w. zu erinnern. Außer den fchon mehrfach erwähnten 
Einrichtungen f. m. die ne in der Denkjchrift, betr. die Vermehrung der 
Dotatton in der evang. Kirche in Preußen (Aktenftüde des O.K.-R. Heft 4) und 
v. a., vergl. auch unten $. 165. 

11) Militär-⸗K.⸗D. dv. 12. Febr. 1832 $. 113. 

12) So kirchliche Gebäude, Gottesäder und andere Güter am linken Rheinufer, 
welche jecularifirt waren und dann wieder zu firchlichem Gebrauche eingeräumt wurden. 
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Daran, daß das firchliche Eigentbum bei manden Gegenftänden 
jo bedeutenden Beichränfungen unterliegt, Daß es fi vielfadh von 
einem bloßen Gebrauchsrecht nicht untericheidet, fann für die Entichei: 
dung der Frage über das Subject des Eigenthums nichts entnommen 
werden. 


8 161. 
Der Erwerb der Kirche. 


Die Kirche erwirbt ald moralifche Perfon auf diefelbe Weife wie 
andere erwerbfähige PBerfonen. Zu ihren Einnahmen gehört der Er: 
[158 für das Vermiethen und Berpachten der Grunditüde, für Vermie— 
thung der Kirchenftellen, das Erdgeld und andere bei Begräbniffen zu 
entrichtende Abgaben, das Geläute, die Orgel, die Babre u. f. w,, 
fo wie beftimmte Antheile von den bei Verrichtung beiliger Handlun: 
gen zu entrichtenden Gebühren, wie bei Zaufen, Trauungen u. ſ. w.’). 
Auch Hat die Kirche Anſpruch auf Beiträge, welche aus der Parochial— 
verbindung fließen, auf NRealabgaben aus den in dem Sprengel be 
findlichen Gebäuden und Grundftüden, Zehnten, Zinfen u. a., auf 
die im Wege der Umlagen erzielten Beifteuern ). Ginen wejentlichen 
Beftandtheil der Firchlihen Intraden bilden die freiwilligen Gaben. 
Es find dies theild außerordentlibe Schenfungen unter Lebenden und 
von Todes wegen, welde aus freiem Liebestriebe der Kirche zugewie— 
fen werden ), theil® beſ. veranftaltete Sammlungen (Eollecten) der 
Kirche (ſ. den folg. 8.). 

Bei ihrem Ermerbe tft die Kirche durch die Amortifationsgeieke 
(f. $. 159) befchränft, anderer Seits aber auch mehrfach begünftigt- 
Der Staat legt den Kirchengefellfhaften in Anfehung der mit ibnen 
felbft oder mit ihren Mepräfentanten und Vorſtehern, über ihr 2er: 
mögen verhandelten Gefhäfte und gefchloffenen Verträge, die Rechte 
der Minderjährigen bei. Daraus fließen die bei. Rechte in Betreff 
der Verjährung und der Wiedereinfegung in den vorigen Stand’). 


(Ueber diejen vielfach verhandelten Gegenftand f. m. die Urtbeile im Archiv für das 
Civil s und Griminalrecht der Nheinprovinzen u. f. w. und die Schriften von Moe— 
ren, Maurer, Longard, Gräffu.v. a.) 


1) Einer Anführung von Verordnungen enthalten wir und, da theils Obſervan— 
zen, theils bef. Statuten höchſt differenter Art Beftimmungen über alle diefe Erwerbs: 
quelfen, ibre Qualität und Quantität getroffen baben. Nur bei deren Mangel könnte 
Billigkeit und die Analogie anderer genereller Vorfchriften zur Entfheidung dienen. 
Generelle Borfchriften enthält das A. X.R. II. 11. $. 664 f. 


2) Ueber die Wirkung des bei folchen Zuwendungen binzugefünten modus f. m. 
Erf. v. 21. December 1857, bei Strietborft 28, 150 f. Altmann Praxis 
5. 307. 

3) Dergl. Herrmann zur Lehre von der rechtlichen Natur der Kirchenfaften, in 
der 3. für deut. R. 18, 1, 20 f. 

4) A. L.⸗R. Il. 11. $. 228 (II. Entw. $. 190, vergl. I. Entw. $. 196). 


5) Ausdrüdlich erwähnt dies 1. Entw. ss 160. 196. Die bierber gehörigen Bes 
flimmungen des A. L.⸗R. u. f. w. find bei Bogt L, 246 f. angeführt. 
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Ehen fo die Vorrechte gegen ihre Gläubiger, fowie die Vorfteber felbft®). 
Die mannigfachen aus dem gemeinen Recht dem Erwerb der Kirche durch 
die Legate für milde Zwede (ad piam causam) gewährten Privile- 
gien ) find dagegen in das neuere preußifche Geſetz nicht Üübergegan- 
gen 9). Suarez erflärt darüber in der Revifton der von den Mitglie- 
dern der Geſetzcommiſſion aufgeftellten Monita, daß: „das Testamentum 
ad pias causas, da deffen nicht erwähnt wird, eo ipso für aufgehoben 
zu achten ift, auch wohl beibehalten zu werden nicht verdient“). Den 
Kirchen und milden Anftalten ift die Freiheit, von dem ihnen zufal- 
(enden Niefbraud, fo wie von Erbichaften und Vermächtniſſen den 
Stempel zu löfen, gewährt worden '). Die folgenden Privilegien fol: 
gen aus der Stellung, melde der Kirche als einer privilegirten Cor— 
poration des Staats gewährt find ). 


8. 162, 
Die Eoflecten. 


Die Sitte, bei gottesdienftlihen Verfammlungen freiwillige Lie- 
besgaben für die Firchlichen Bedürfniffe darzubringen, iſt uralt und 
wie fchon im der apoftolifchen Zeit nahm man auch fpäter darauf Be- 
dacht, durch folche Beiftenern der Noth abzuhelfen. Es bildete ſich 
der Gebrauch, das Dargebrachte (die Oblationen) in Säden, fpäter in 
Klingelbeuteln, auf Tafeln, in Beden, ausgeftellten Kaften u. |. w. 
in Empfang zu nehmen und e8 wurde Durch Objervanz, fo wie gefeß- 
fih beftimmt, wie und für wen die Gaben felbft verwendet werden 


6) A Le. 1. 11. $. 229 £ (1. Entw. $. 200 f. II. Entw. $. 191 f.). 
er ——— 4. Febr. 1858, trietborft 29, 82 f. Altmann Praxis 
. 375. 376. 


7) M. f. über diefe Richter KR. $. 300. 


8) Vor der Emanation des A. L.⸗R. entfcheidet 3. B. die Geſetzcommiſſion, daß 
das Legat auch bei einem deftituirten Teftamente gelte am 16. Juni 1789, daß der 
Abzug der Quarta Faleidia nicht ſtattfinde am 5. März 1792 u. a. (Entſch. der 
chrome. [Berlin 1794) 1, 202. Rr. 150, 229 Nr. 175, vergl. Klein's Annalen 
5, 202 f. 9, 381 f. M. f. auch die cit. Entſch. 1, 118. Mr. 87. Sehr beachtens⸗ 
werth find auch bef. die Mittbeilungen über die Sofennitäten bei letztwilligen Beſtim⸗ 
mungen für piae causse in Mathis jurift. Monatsfchrift 4, 343 f. 425 f. Hier 
ift durch Erfenntniffe von 1805 f. ——— rt, daß hinſichtlich der Formalitäten bei 
Vermächtniſſen für Kirchen und milde Anſtalten vor der Publication des U. L.⸗R. 
das gemeine Recht in Geltung gewefen fei, wie dies fchon das R. v. 24. Aprif 1720 
(Mylius C. C. March. II, 1. Nr. CXCV) angeordnet hatte. 


9) In v. Kamp Jahrb. LI, 17. Ueber den Erwerb durch Gelübde f. m. oben 
5. 506. 507. 


10) R. des Juftigmin. v. J. Decbr. 1814 und 5. März 1821 (v. Kampp Jahrb. 
IV, 230. XVII, 109). Cab.-O. v. 16. Jan. 1827, vubl. durch R. v. 20. Juni 
1827 (v. Kampp Ann. Xl, 381). 


11) Vergl. oben S. 121. 122. 


1) Thomassin vetns ac nova ecel, diseiplina eirwa benefleia ete. P. IM. 
ib. I. cap. % f. 


Jacobion, evang. Kirchenrecht. j 42 


64 Buch 111. Die Verwaltung, Wbfchn. IV. Das Kirchenvermdgen. 


ſollten). Aus der alten Kirche gina das Gollectiren in die evange— 
fifche über ?) und finder fih aud überall in Preußen), wo in der 
Regel den Aelteften (Kirhenvätern u. a.) oder Kirchendienern (Pota— 
bein, Glöcknern u. a.) die Pflicht oblaq, die gewöhnlichen Sonn = und 
Fefttagscollecten abzuhalten **) und dieſe Einrichtung ift auch jpäter 
ftetS beibehalten und wird im A. L.-R. vorausgeſetzt ’). 

Bon den gewöhnlichen Sammlungen durch den Klingelbeutel oder 
durch Becken untericyeiden ſich Die Golleeten, welde für beftimmte 
Zwecke bei der Gemeinde achalten werden. Dieſe find ordentliche, 
wenn fie regelmäßia wiederfebren oder außerordentlide, wenn fie zw 
fällig bei bef. Beranlaffungen und in dringenden Nothfällen veranftal: 
tet werden ““). Die Bewilligung zu ſolchen Gollecten ertheilte der 
Staat. Die den Regierungen angebracdıten Anträge jollten nad erfola: 
ter Genehmigung des Miniſterii durch die Amtsblätter, dann von der 
Kanzel befannt gemacht *) und Die erlangten Beträge dur die Cu: 
perintendenten den Regierungen zur weiteren Verwendung eingeiende: 
werden ). Ueber viele Mißbräuche beim Gollectenwefen war ſchon in 
früherer Zeit oft geflagt worden und die Negierung hatte fich beftändig 
bemüht, diejelben zu beſeitigen“). Die Schwierigfeiten liegen fich aber 
in gewünjchter Weiſe nicht Niberwinden ®). Nachdem der Evang. O.K— 
Rath bei diefer Angelegenbeit mit betbeiligt worden, forderte er durch 
Girc. v. 14. Juni 1851”) die Conſiſtorien auf, durch Reform des ar 
ſammten Goflectenwejens geeignete Vorfchläge zu machen. Auf Grund 
der hierauf eingegangenen Berichte und Gutachten erlich der D,.-&.; 


- 2) Beifpiele im Art. Golleeten bei Herzog Enchelopädie 3, 776. 

3) M. f Richter KDD. 2, 518. 519. Nr. IV. 

4) Dabei fehlt es nicht an Mipbräuchen, wie fie jchon im 17. Jahrh. erwähnt 
werden (m. f. 3. B. meine Geſch. IV, 3. Urk. S. 199). 

4a) Dergl. Arnoldt preuß. KR. ©, 109. 110. Bedber preuß. Kirchenregis 
ftratur ©. 83. Balthasar jus pastorale ], 865. 806. 

5) Dad N. L.⸗R. gedenft des Alingelbentelö oder are Berfens 11. 11. 
$. 665 (11. E. $. 405. vergl. 1. E. $$. 530. 540). Die früber er 
Verpflichtung der jüngeren Bürger gun Serumtragen des Alingelfärels bat feit Ema: 
nation der StädterD. vom 30. Mai 1853 aufgebört,, weil das Bürgerrecht feitdem 
eine andere Bedeutung als früher erlangt bat. Areiwillige Leiftungen der Art bleiben 
zuläffig (Eirc. der Meg. Königsberg v. 24. Detbr. 1865). 


5a) M. f. A. L.⸗R. 11. 11. $. 750. 

5b) Die Benachrichtigung der Eonfiftorien Seitens der Regierungen wurde durd 
Min.:R. v. 19. Decbr. 1543 befonders vorgefchrieben. 

6) Die vielen deshalb ergangenen Verordnungen finden fih für die ältere Zeit 
bei Mylius und im N. C. C. (M. ſ. bei. Cab.⸗D. vom 10. Juli 1775, Girc. v. 
13. März 1781 u. v. a.), die fpäteren Grfaffe bei Fürftentbal Sammlung 2, 
522 f., Vogt 1,535 f. 2, 203. 294, Schmidt der Wirfungsfreis des Superin: 
tendenten S. 311 f. M. f. wegen der Portofreibeit der Eollectengelder Gab. OD, r. 
4. Mai 1817 (v. Kamps Ann. 1, 2, 122. Bogt 1, 536). 

ba) M. f. 3. B. Hofrefer. v. 15. Novbr. 1750 (meine Gefchichte IV, 3. Urt. 
Nr. CLXVI. S. 383) und die in voriger Anm. cit. Verordnungen. 

6b) Vergl. Circ. des Min. v. 28. Febr. 1548 (Mittbeilungen aus der Berwals 
tung der Abtbeilung 1850. S. 447—440). 

7) Attenſt. 2, 48 f. Vogt 2, 204 Allg. K.-Blatt 1854, 114, 


$. 162. Die Golecten. 645 


Rath das Circ. v. 28. Januar 1853 °), durch weldyes die in Betreff 
des gegenwärtigen Beftandes und die fünftige Anordnung der Gollec: 
ten geäußerten Wünſche befannt gemacht wurden. Die weiteren Ber: 
bandlungen führten zu der Gab.-D. v. 16. Febr. 1856, durch welche 
neue Refjortbeftimmungen genehmigt wurden‘). Darnach ging die 
Leitung des Eollectenwefens auf den O-K.-Rath über. Die bisherigen 
ſtehenden Gollecten wurden beftätigt, Veränderungen vorhandener Gol: 
lecten jollten im Einvernehmen mit dem Kultusminiiter bewirkt wer: 
den. Im Falle der Uneinigkeit Beider wird die Entfcheidung des Kö— 
nigs erforderlich). Wenn ein anderes Minifterium hierbei betbeiligt ift, 
ift das Einverftändniß des betr. Minifters erforderlih. Die Samm- 
lung, Abführung und faffenmäßige Verwaltung der gefammelten Gol: 
lecten Erträge geſchieht, ſofern nicht in einzelnen Fällen ausnahms— 
weife etwas Anderes verordnet wird, wie bisher portofrei durch Die 
Kreis- und NRegierungs: Haupt: Kaflen und Durch die General: Kaffe 
des Minifteriums der geiftlihen Angelegenheiten. Die Anträge zur 
Ertheilung einer Gollecte geben durch das betr. Presbyterium an Die 
Kreisfpuode, bez. an den Superintendenten, von dieſen an die Pro— 
vinzialſynode und das Gonftitorium *"). Daſſelbe ift berechtigt, eine 
einmalige, außerordentliche Kirdyencollecte in einzelnen Gemeinden der 
Provinz für örtliche Bedürfniffe der betr. Gemeinde oder Kirche ohne 
böbere Anfrage zu genebmigen. 

Außer den im ganzen Staate beftehenden Gollecten *) giebt es 
auch in den einzelnen Provinzen bejonderd angeorduete. Für Rhein: 
land » Weftfalen joll nah der K.O. von 1835 $. 137 jährlich eine 
Kirchen- und Hauscollecte zur Unterftügung dürftiger Gemeinden der 
Provinz gehalten werden. ine Commiſſion der Provinzial: Synode 
vertbeilt den Betrag der Gollecten und legt davon Rechnung ab, fo 
oft fich die Provinzial-Synode verfammelt). Die Abhaltungen die: 


8) Aktenft. 6, 85 f., vergl. nebſt B. des Conſ. Coblenz v. 22. März 1853, 
bei Bramesfeld zur K.:D. ©. 80 f. des Anhangs. Damit verb. VII. rhein. Syn. 
$. 84. Dergl. weftf. Syn. Vi. Befchluß 156, VII. Beſchl. 301 f. verb. Anlage T. 
S. 118 f., VIII, 40. 41 nebjt Anlage C. und T. ©. 70, 104, IX, 102. 108 
X, 37. 

9) Mitgetheilt dur Girc. v. 15. April 1856 (Aktenft.8, 123 f. Vogt 2, 29. 
Allg. KR.» Blatt 1856, 329 f.). S. auch Allg. K.Blatt 1857. 348 f. 

10) Vergl. oben $. 38 Nr. 4. S. 107. 

11) Circ. v. 1. Auguft 1856 (Atenft. 9, 229. 230). Ueber die amtliche Vers 
jendung des Gonfift. zu Sammlungen für kirchliche Zwede in den Gemeinden f. m. 
Circ. v. 22. Januar 1862 (Aftenft. 14, 231). | 


12) M. f. den Nachweis derfelben in dem Anm. 8 cit. Circ. v, 28. Januar 1853. 
Zu ihnen gehört auch die feit 1852 eingeführte Nothitandscollecte, deren Erfolge in 
den Aktenſt. des D.:K.:R. nachgewieſen find 6, 78 f. 8, 118 f. 10, 201 f. 11, 
64 f. 13, 150 f. 14, 220 f. 15, 200 f. Vergl. amtl. Mittheil. Königsberg Nr. 17. 
79. 83. 102. 176. 181. 330. 375. 385. 434. 


13) In Weftfalen ift ein von der Ill. weſtfäl. Syn. entworfenes dlequlativ dieſes 
Fonds amı 25. Juni 1842 beftätigt (111. Zyn. Anhang S. 55. 56. Haſdens K.⸗O. 
5. 96 und 116. 117. vergl. 1. Son. 11H— 120). In der Rheinprovinz find eben— 
falls näbere Beftimmungen zur Ausführung ergangen (1. Syn. $. 64. VIII. Syn. 
$: 100. IX. Syn. $. 24. X. Syn. $. 88. Xl. Son. $. 25. 65. 117. Bramess 
eld RD. S. 46 — 288). 

42 * 
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jer, wie auch anderer kirchlicher Collecten geichieht dur die Diafonen 
auch bei Hauscollecten “. 

Bei aller Sorge für eine befriedigende — des Collecten— 
weſens mußten der Natur der Sache nach doch immer Mißſtände übrig 
bleiben, mit deren Aufhebung ſich auch bis in die Gegenwart Staat 
und Kirche fortdauernd beſchäftigen“). Vorzüglich erwünſcht bleibt 
noch, daß die von der Kirche bewirkten Sammlungen nicht mehr für 
communale und ſonſtige bürgerliche Zwecke verwendet werden '*). 

Früher waren auch von den Geiftlihen unternommene Gollecten: 
reifen ſehr gewöhnlich “). 


2) Von den einzelnen Kirchengütern ſelbſt. 


$. 163. 
Die Reſtandtheile der Rirchengüter im Allgemeinen. 


Die Kirchengüter im Ganzen (res ecclesiasticae) find entweder 
für den Gottesdienft unmittelbar beftimmt (res sacrae), oder dienen 
einem religiöfen milden Zwede (res religiosae, piae causae), oder fie 
werden zur Beftreitung ſonſtiger kirchlicher Bedürfniffe und mittelbar 
für den Cultus verwendet (res ecclesiasticae s. str., palrimonium ec- 
clesiae, einentliches Kirchenvermögen), Indem man die res religiosae 
nicht als den eigentlichen Kirchengütern zugehörig zu betrachten anfing, 
erfchienen nur die beiden anderen Arten Derjelben als ihre wirklichen 
Beftandtbeile übrig. Beide faßte J. H. Böhmer als patrimonium ec- 
clesiae zufammen, ſchied aber doch von den für den Gultus vorhan> 
denen Gegenftänden Diejenigen, melde als bona parochialia zur Er: 
haltung der Diener der Kirche oder fonft der Parochialkirche zu dienen 


14) Rhein.» weſtf. K.⸗O. $. 17. Nr. 3. DB. der Reg. Arnaberg v. 4. Novbr. 
1838 (Hagens K.:D. ©. 26), Daß überhaupt befoldete Collectanten möglichft vers 
mieden würden befchloß die X. rhein. Sun. $. 97. 


15) M. f. bef. die eingehenden Verhandfungen der X, xhein. Syn. $$. 97. 98 
und den wiederholten Antrag der XI. rhein. Syn. $. 89, die bdeöfallfigen Beſchlüſſe 
zu bejtätigen; vergl. $. Ol a. a. D. und evang. Gemeindeblatt für die Rheinprovinz 
und Mefitnlen 1864. 5. 186 f. 


16) Ueber die Sonderung der bürgerlichen und kirchlichen Gollecten u. f. w. f. m. 
Circ. des Conſ. Magdeburg v. 15. April, nebſt Erlaß der Reg. Erfurt v. 14. März 
1854 (vergl. Schmidt Wirkungsfreis des Superintend. S. 307 a. E. 308), des 
Conſ. Eoblenz v. 19. Januar 1855, des Conſ. Münfter v. 14. Septbr. 1855, verb. 
IX. weftf. Syn. Beſchluß 136, aut geheißen dur den D.=K.r Rath amı 27. Kebr. 
1861 (8. A.⸗B. Weſtfalen S. 77. Nr. 7, |. Hagens zur K.«D. S. 157. 158). 
Dergl. das R. des O.⸗-K.-Raths v. 5. Septbr. 1859 (Bramesfeld zur rbein. 
K.⸗O. 5. 51 f.) und verb. Blubme über das Verhältniß der firchlichen Arinenpflege 
zu den bürgerlichen Wobltbätigfeitsanftalten des franzöfifchen Rechts, in Ball evang. 
Gent. = Blatt 1858. S. 271 f. 

17) Ihrer gedenft insbef. die luth. Generalſynode Unna 1059 (meine Geſch. IV, 
3 Url. S. 142. 143). 
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beftimmt find ). Daran jchloß ſich Suarez bei der Bearbeitung des 
allgemeinen Geſetzbuchs und fonderte im I. Entwurfe Kirchengüter und 
Parochialgüter, mit Einfluß der Pfarrgüter, im Abſchnitt 4 und 8. 
Dem Abjehnitt 9 überwies er die Zehnten und andere Pfarrabaaben. 
Im I. Entwurfe und im AU L.-R. zerfällt Abichnitt 8 des 1. Entw. 
in 9: Bon Verwaltung der Güter und des Bermögens der Barochial: 
firhen und 10: Bon Pfarrgütern und Einfünften. Zehnten und 
andere Pfarrabgaben werden, wie früher, beſonders Mbſchnitt 11) dar: 
geftellt. Für die einzelnen Beſtimmungen in diefer Materie bleibt 
J. H. Böhmer auch die Hauptquelle. 


Bon den fonft zu den res sacrae gezäblten Gegenftänden, Kir 
chengebäuden, Kirchengerätbichaften, Kirchhöfen, Geläute, ift das 
übrige Vermögen .unterichieden ?), Jene werden, da fie unmittelbar 
für den Gottesdienft beftimmt find, beionders deftinirt,; aeweiht?), find 
dem öffentlichen Verkehr entzogen (res extra commereium) *) und unter 
bei. Schuß geftellt ’), Indem- von ihnen zunächit die Rede fein foll, 
beziebt fi die Darſtellung zugleich auf alle Gegenftände, welde mit 
A Kirchengebäuden als Pertinenz und fonft im Zufammenbhange 
fteben, 


$. 164, 
Bon den Rirchlichen Hebäuden und Herätdfchaften. 


Die Kirchen find als Gotteshbäufer zur Feier des Gottesdienfled 
und zur Bollziehung gottesdienflliher Handlungen beſtimmt. Indem 
das A. L.-R. dies einfchärft verbietet e8 den Gebrauch zu anderen 
Zweden ohne Einwilligung der Gemeinde’), Die früher mißbräud: 


1) Jus parochiale sectio V, cap. 1. $$. I. VI, VIII. 


2) Marginale zum 11, Entw. $.164, zum A.L.-R. $.193. Vergl. I. Entw. 
8$. 153. 155. 


3) M. f. oben $. 122. S. 501. 502. 
4) A. 2.:R. II. 11. $$. 173, 179. Vergl. oben $. 122. S. 501. Anm. 2a. 


5) Die Saden find befriedete und ihre Verletzung wird härter beftraft. Der an 
ihnen verübte Diebſtahl (Kirchenraub) wird dem Naube analog beurtbeilt (vergl. 
Reuerbac Lebrbud des Griminafrechts [14. Ausg.) $ 343 f.). M. f. I. Entw. 
des KR. $. 132. A. L.-R. Il. 20. 68. 1149. 1156. 1177 u. a. Strafgeieß v. 
14. April 1851. $. 218. Nr. 1. $. 221. Nr. 2. (Kirchen werden den bewohnten Ges 
bäuden gleich geftellt und die Strafe bis auf 10 Jahr Zuchthaus und Stellung unter 
Polizetaufficht beftimmt.) 


1) A. L.-R. 1. 11. $. 173 (1. Entw. $. 131 batte fchlechtbin den Gebrauch zu 
anderen Zweden unterfagt, der II. Entw. $. 150 beſtimmt, daß dies nicht wider den 
Willen der Gemeinde gejcheben ſolle). Daß die allgemeinen Grundſätze über das bes 
fchränfte Verfünungsrecht der Einzelgemeinde dabei zur Anwendung kommen folgt aus 
deren Stellung innerhalb der Landesfirche von felbft (vergl. oben $. 56 f. ©. 228 f., 
$. 109. ©. 447 f.). Die rbein. 8.0. von 1835. $. 75 fordert auch die Geneh— 
migung des Presbyteriums, des Superintendenten und des GConfiftoriums (veraf. dazu 
Gire. v. 12, Octbr. 1843 und 27. Febr. 1844 im Min.⸗«Bl. des Innern 1843 5. 284 
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liche Benukung der Kirchengebäude zur Aufbewahrung von Waffen, 
MWaaren und dergl.*) ift abgeftellt ),- die Aufführung geiftlicher Muſik 
tft nur beichränft erlaubt *), jede Handhabung aber unterfagt, melde 
den Anftand und die Würde zu verlegen geeiqnet if’). Wie die 
evangelifchen Kirchen für ibre gottesdienftlichen Acte beftimmt find ®*), 
jollen auch diejelben zum Theil regelmäßig in denfelben vollzogen wer: 
den’). Früher dienten die firchliden Gebäude zu Freiftütten für dort: 


1844 5. 68. Vogt 1, 215). M. vergl. noch überhaupt Herrmann: Ueber das 
Recht der Einräumung evang. Kirchen zu nichtaottesdienftlichem Gebrauch, in Dove’s 
3. für KR. V (1865), 234 f. Zum $. 150 des 11. Entw. batte Suarez nod die 
Bemerkung gemacht: Hieraus folat der Sag, dar Kirchen zum Religions-Simultaneo 
einer andern Kirchenvartei, felbft mit Genebmiaung des Staats und der geiftlichen 
- Obern, aber wider den Willen der Genteinde nicht eingeräumt werden Fünnen. Ich 
jubmittire aber, ob es nöthig und ratbfam fei, diefen Satz ausdrücklich zu inferiren 
(Materialien zum A. %.=N. LXXX, 147). Man befhlop, darüber ftillfchweigend 
weqjugeben. 

2) M. f. 3. B. Nefolut. v. 8. Yan. 1751, Circ. v. 6. April 1756 (N. C. C. 1. 
Nr. 3, 11. Nr. 42), 8. v. 29. Juli, 15. Auguft 1774 (Bo rowski neue Kirchen 
regiftratur S. 78). 

3) Min.⸗R. v. 20. Septbr, 1800, 5. Juni 1810 (meine Gefch. 1, 2. Urk. Mr. 
CXXVIM. S. 224), 26. April 1838 (v. Kamptz Ann. 22, 636. Vogt 1, 216). 

4) Bab.=D. v. 18, März 1806, 31. Juli 1841 u.a. m. (Bord 1, 68 f. 
Vogt 1,204). Das bei ſolcher Gelegenheit zu erbebende Eintrittögeld muß für 
milde Zwecke verwendet werden (Gab.=-O. v. 18. Febr. 1828 u.a.m. Schmidt 
Wirfungsfreis des Superintendenten S. 164). Beral. die Anm. 1 cit. Eirc. v. 1843 
und 18%}, jo wie v. 13. Auguft 1850 (Min.⸗Bl. des Inn. S.241. Boat 1, 215). 


5) Daber ift die willführliche Aufbänaung von Todtenfrenen u. f. w. zum Ans 
denken an Beritorbene nicht erlaubt (Girc. der Meg. Eöslin v. 22. Kebr. 1843, im 
Min.sBl. des Inn. 5. 142. Vogt 1, 213). Gedichtnißtafeln zum Gedächtniß der 
im Freibeitstriege Seftorbenen wurden am 5. Mai 1813 angeordnet (G.:5. ©. 65) 
und die Aufbewahrung der Denkmünzen der verftorbenen Freiheitskrieger durch Cab.⸗ 
D. dv. 7. Febr. 1815 erfaubt (6.5. S. 10). Bergl. dazu die. Erfaffe bei Bord 1, 
71. Circ. v. 20. Aprit 1861 (Staatsanzeiger Nr. 106. K. A.-B. Münfter 1861. 
2. 72). Die Wahl der Stadtverordneten in den Kirchen ift zuläſſig, da ihr ein 
Gottesdienft vorausgeht (R. v. 10. Juli 1828 in v. Rampe Ann. 12, 1029), der 
Schiedsmänner unterfagt, da dies nicht der Fall ift [R. v. 11. März 1834 a. a, O. 
18, 994). Bord 1, 68. 69. Boat 1, 216). Durch Circ. des geiſtl. und des 
Min. des Innern v. 18. Juli 1848 und 14. Januar 1849 wurde die Vollziebung der 
Urwahlen gejtattet, unter Vorausſetzung, daß die Haltung der Berfammlung der Hei— 
ligfeit des Orts und dem Grnite der Handlung entjvreche. Die Zuftimmung des Geilt: 
lihen, Patrons und Kirchencollegii blieb auch Erforderniß. (M. ſ. z. B. Circ. des 
Conſ. Breslau v. 20. Dechr. 1848. Girc. der evang. Abth. v. 10. Decbr. 1849. 
Aktenſt. aus der Verwaltung der Abth. 1850. ©. 103). Später ift beftimmt, dar 
nur beim Mangel einer andern Localität eine Kirche für den Zwed benugt, dann aber 
nicht mehr benutzt werden folle, wenn bei der Wahl ein Mißbrauch vorgefommen ſei 
(Birc. des O.«K-Raths v. 13. Dechr. 1852. Circ. des Conſ. Königsberg v. 29. Juli 
1862, in den amtl. Mittbeil. Nr. 369. Berl, des Min. des nn. v. 27. Juli 1855 
und der Nea. Trier v. 21. Jan. 1862, im K. A.«B. der Rheinprovinz 1862. ©. 12). 
Wegen der Beſchränkung der Publicationen in den Kirchen f. m. oben $. 113. ©. 454. 
Auch die Bublicationen an den Kirchtbüren und Das Ausfchellen in der Nübe der Kir: 
chen erfcheint unftattbaft (V. rbein. Sun. $. 50). Begräbniffe in der Kirche finden 
nicht mehr ftatt j. oben $. 125. S. 50%. 

5n) So rechtfertigt fi) das Verbot der Sinräumung an die fatholifcyen Diffidenz 
ten (Circ. v. ) Mai 1847 in den Mittbeil. aus der Verwaltung des geiftl. Minifterii 
9. 2. S. 105). 

9 M. ſ. z. B. wegen der Trauung $. 139. S. 560, wegen der Taufe $. 117. 
S. 9. 
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hin geflohene Verbrecher (Aſyle)7). Das ULM. berechtigt aber die 
weltlichen Gerichte, dDiefelben herausholen und in’s Gefängniß bringen 
zu Dürfen ?), 

Die Errichtung eines Kirchengebäudes fann nur dann beanſpruch— 
werden, wenn erbebliche Gründe der Nothmwendigfeit oder des Nubens 
und zugleich binlängliche Mittel zum Baue und’ zur Erhaltung, obne 
beforglichen Ruin der gegenwärtigen und künftigen Mitalieder, nad 
qewiefen werden können. &8 dürfen aber Durch die Errichtung neuer 
Kirchen die Rechte oder vom Staate genehmigte Verfaſſungen anderer 
ſchon vorbandener Kirchengejellfhaften nicht beeinträchtigt werden '9). 
Da dieſe Angelegenheit, eben fo wie die Errichtung einer neuen Par: 
ochie, cine gemiſchte ift "), haben Staat und Kirche Ddiefelbe in Ge— 
meinichaft zu ordnen. Daber disponirt ſchon der I. Entw. $. 134: 
Neue Kirchen können ohne Genehmigung der geiftlihen Obern und 
obne Grlaubniß des Staats nicht erbaut werden. Der Il. Entw. 
$. 153 anderte Dies dahin: Neue Kirchen fönnen an Orten, wo dal. 
bisher nicht vorhanden geweſen, nur unter Genehmigung des Staats, 
nach dem Gutachten der geiftlichen Obern errichtet werden: und Das 
A L.-R. verordnete: Neue Kirhen können nur unter ausdrüdlicher 
Genehmigung des Staats erbaut werden “). Die Abfiht, die Mits 
wirfung der Kirche hierbei auszuichließen, könnte natürlich nicht ob 
walten *). 

Mas die Anlage der Kirche jelbit betrifft, jo find die Grundfäße 
darüber ſchon uralt und wenn auch in der neneften Zeit manche Ber: 
änderungen und Berbefferungen eingeführt find, To bat man im We— 
jentlichen Doch die hergebrachten Einrichtungen beibehalten‘). Insbe— 





7) Vergl. über die Sefchichte derſelben meine Darftellung in Herzog's Neal: 
(£nchelopädie 1, 567 f. 

8) A. L.-R. II. 11. $. 175 (1. Entw. $. 133. 11, Entw. $. 152). 

M A. %=R, 11.11. $. 177 (1. Entw. $. 135. II, Entw. $. 155). 

10) U. %.=R. IT. 11. $. 178 (1. Entw. $$. 135. 136. II. Entw. $. 154). 

11) M. f. deshalb oben $. 56. 5. 230. 

12) A. L. -R. 11. 11. $. 176, 


12a) Der Conſens der Kirche war von Anfang an fehr beſtimmt ins Auge gefaft. 
Daber batte man fih auch darüber bei. ausgebrochen und erinnert: Man würde 
lieber jagen müſſen; ohne Genehmigung des Gonfiftorii der Provinz, fo jedoch die 
Griaubniß beim Oberconfifteriun fuchen mühte (Materialien zum U. &sR. XV, 
123v). Bergl. auch A. L.-R. 11. 11. $$. 706. 797. 


18) Außer den Nachweifungen in Herzog's Meals Encvelopädie 1, 724 F.: 
hriftliche Baukunſt: ſ. m. die mit Girc. v. 8. Novbr. 1852 verbreitete Denffchrift über 
den Bau neuer evang. Kirchen (in den Aktenſt. des OD... 6, 75 f., Boat], 
218. 219), fo wie das auf Grund der Verhandlungen der Eifenacher Kirchenconferenz 
(Mofer alla. Rirchenblatt 1861. 5. 420. 532. 552. 561 ff.) entworfene Reaulativ 
tür evang. Kirchenbau (Circ. des O.«Ke-⸗R. vom 28. Juni 1862, Aftenft. 14, 266 f.). 
Beſondere Münfche äußerte die X. rbein. Son. $. 84, daß nämlich bei der Nevifion 
der Kirchenbaupläne die künſtleriſche Nückficht auf den Bauſtyl nicht das Bedürfnik 
des evang. Sottesdienites irgend wie beeinträchtine, und den München der Gemeinden 
mdalichft Rechnung getragen werde, wenn Ddiefe felbft die Baufoften aufbringen und 
in den präfentirten Plänen feine wejenttichen Gonftructionsfehler vorhanden find. 


650 Buch IT. Die Berwaltung.. Abichn. IV. Das Kirchenvermögen. 


fondere foll jede Kirche nah alter Sitte orientirt d. b. fo angelegt 
werden, daß ihr Altarraum gegen den Sonnenaufgang liegt '%). Dar: 
nach richtet fih die Lage des Altar und der Kanzel"). Ein Thurm 
follte nirgend fehlen, welcher mit der Kirche —— verbunden iſt“). 
Die Kirchenthürme ſind bereits ſeit dem 9. Jahrhundert zur Aufnahme 
der Glocken gebraucht worden und gelten mit ihnen als ein Zeichen 
der öffentlich aufgenommenen Religionsgeſellſchaft“). Der Zweck der 
Glocken iſt vornehmlich ein kirchlicher und dieſelben werden wie zur 
Einladung der Gemeinde zum Gottesdienite *), fo zur Erinnerung an 
das Gebet des Morgens, Mittags und Abends (Betglude) '), bei 
Sterbefällen und Begräbniffen ®), beim Ginläuten beftimmter %eft- 
tage *) u. a. m. gebraudt. Zu anderen weltlichen Zwecken follen im 
Allgemeinen die Kirchengloden nicht geläutet werden *) und jedenfalls 
hat darüber die Kirchenbebörde ſelbſt zu beftimmen *). Wenn übrigens 
eine andere Gemeinde oder Reliatonspartei auf den Gebraud des Ge: 
läuts Anfpruch machen kann, fo kann der Mitgebraud) während des 
Gottesdienftes der Gemeinde, der die Gloden gehören, nicht verlangt 
werden *). Mißbräuche bei dem Gebrauche der Gloden find überhaupt 


14) Regulativ cit. $. 1 verb. $$. 7. 8. 


15) Das Circ. v. 1. October 1822 (v. Kampk Ann. 6, 646) fchreibt vor, daß 
der Altar an dem einen Ende der Kirche gegen Morgen gerichtet, die Kanzel an einem 
Pfeiler feitwärts geftellt fein fol. Wegen der Kanzel beftimmt noch das cit. Requlas 
tiv $. 10: Die Kanzel darf weder vor, noch hinter oder über dem Altar, noch über: 
baupt im Chore fteben u. ſ. w. Ueber das Anzünden der Lichte auf dem Altar f. m. 
Circ. v. 20. Januar 1817 u. a. (f. oben 8; 115. S. 469). Die zur Ausfchmüdung 
der Altäre dienenden Gegenftände find in Simultanfirchen, wo fie auf den Wunfch der 
zweiten Gemeinde entfernt werden, mit Vermeidung jedes Anftoßes zu befeitigen (Eire. 
v. 23. Mai 1828 in v. Kamp Ann. 12, 367). 


16) Regulativ cit. $. 6. Unſtatthaft ift die Neuanlage eines Thurms, oder die 
Erhöhung des vorhandenen in den beiden erften Rayonbezirken (Nequlativ v. 10. Septbr. 
1828 $. 16. 6.:5. S, 120). 


17) Vergl. oben $. 25. ©. 121. $. 26. S. 124. 


18) Ueber den Gebrauch bei Bibelftunden 1. V. v. 12. Auguft 1844 (Min. = Bl. 
ded Innern S. 338. Vogt 1, 234). 


19) Min. R. v. 1817 (Schmidt Wirkungsfreis des Superintendenten S. 71). 
Eirc. des geiftl. Min. v. 30. Novbr. 1841. DB. des Gonf. Königäberg v. 16. Mai 
1857 (Amtl. Mitth. Nr. 146). Girc. des Conſ. Berlin und der Reg. Frankfurt v. 
30. Dechr. 1841, 27. Mai und 8. Juni 1859 (Aftenft. 11, 37. 38). Eire. des 
Conſ. Münfter v. 13. Januar 1858. Circ. des Conſ. Breslau v. 23. Mai 1859 
(8. A.⸗B. S. 70). 


20) Trauergeläute für Patrone (ſ. oben $. 72. S. 200), für den Landesherrn 
u. f. w. (Reglem. v. 7. October 1797 $. 1. N. C.C. X. Nr. 78. Boat 1, 354). 
Vergl. Shmidt a. a. O. ©. 17. 


21) Vergl. oben $. 115. S. 473. 


22) DB. der Reg. zu Frankfurt v. 7. Jult 1815 (Haupt Sammlung 2, 49. 
Schmidt a.a. O. S.17l) Das früher übliche Gewitterläuten ift ſchon dur Eire, 
v. 11. Septbr. 1783 abgefhafft (N. C. C. VII. Nr. 41. S. 2165). Vergl. Bel. v. 
October 1821 (v. Kampp Ann. 5, 300). e 


23) Circ. v. 30. Juni 1842 (Min.⸗Bl. des Innern S. 263. Vogt 1, 234). 
24) A. 8.:R. II. 11. $. 192. 
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zu vermeiden *). Am Falle des Mangels von Thürmen und Gloden 
baben neuerdings barmonifhe Geläute von Stablitäben Eingang ae 
funden ?°) und die Thürme werden öfter durch befondere Glodenhäufer 
erſetzt. 


Für die Orgel“) iſt der geeignete Platz eine Empore, dem Al: 
tar gegenüber, am Weftende der Kirdye, die Emporen aber, wo fie 
fonft unvermeidlich find, müffen an den beiden Lanafeiten der Kirche 
angebracht werden *). Die Siße der Gemeinde (Kirchenftühle) find 
möglichit fo zu befchaffen, daß von ihnen aus Altar und Kanzel zu« 
aleich geſehen werden können. 


Die Grundfäge über die Anleaung und Bertheilung der Kirchen: 
ftellen beruben meiftens auf partifularen Beftimmungen und bejonderen 
Reglements. Aus ihnen haben die Schriftfteller gewiffe allgemeine 
Regeln abftrabirt und daran fchließen fib auch die Vorfchriften des 
A. L.-R.*). Daffelbe überläßt den Vorftehern die Vermiethung der 
Kirchenftellen, wo fie bergebradt tft). Diefelbe kann auch an Fremde 
erfolgen, doch haben die Eingepfarrten den Vorzug ’'), Der Betrag 
der Kirchenftellegelder fann ohne Ginmilliqung der Gingepfarrten nicht 
erhöht werden ®). Bei neu errichteten Kirchen foll die Vertbeilung 
der Stellen von den Vorſtehern, unter Beiftimmung des Patrons oder 
Kirchencollegit und Genehmigung der geiftlihen Obern, nad Klaffen 
oder durch Das Loos beforgt werden”). Außer den jo vwertheilten und 


25) Manniafache Fälle der Art verbietet fchon die D. v. 5. März 1707, v. 25. 
Febr. 1751 (N. C. C. UI. Nr. XLIM) u. a. m. Von neueren Grlaffen ſ. m. V. des 
Min. v. 2. Juni und des Conſ. Münfter v. 17. Juli 1817, der Reg. Königsberg v. 
2. Rovbr. 1817, der Nen. Aranffurt v. 4. März 1819 u, v. a. (v. Kamp Ann. 1, 
3, 71. 1,4, 98. 2, 101 u. a.). Verbot des Läutend durch Knaben im Gire. v. 
29. Mai 1833 (v. Kampb Ann. 17, 382). Vergl. Shmidt a. a. O. S. 171. 
Allgemeinere Borfchriften beftimmen öfter für einzelne Sprengel genauer, wie es mit 
den Glockenläuten zu halten fei. M. ſ. 3.8. meine Geih. IV, 3. Urk. Nr. CCCXV. 
B. für Saarbrüdfen v. 1784. 


26) Circ. v. 6, Mai 1842 (Min. = Bl. des Inn. S. 191. Boat 1, 231). 
Bel. der Reg. zu Erfurt v. 21. October 1842 (Min. Bl. des Inn. S. 361. 
Boat 1, 231). 


27) M. vergl. oben $. 112. S. 458. 450. 


28) Ueber die Anlagen derjelben |. m. Eirc. v. 9. Juni 1842 (Min. Bl. des 
Innern S. 190. Boat 1, 217). 


29) M. f. bef. J. H. Boehmer jus parochiale sectio V. cap. 11. .$. IL f. 
verb. G. L. Boehmer prineipia juris eanoniei $. 595. Hellbach Grundſaͤtze von 
den Rechten der Kirchftellen und Kirchſtühle. Erfurt 1804. Köbler vom Kirchftubls 
recht, 2. Ausg. von Schilling. Leipzig 1830. 


30) A. L.⸗R. 11. 11. $. 676 (1. Entw. $. 542. II. Entw. $. 502). 
31) U. &:R. I. 11. $. 677 (1. Entw. $. 543. 544. 11. Entw. $. 503). 


32) A. L.⸗R. 11. 11. $. 678 (1. Entw. $. 545. II. Entw. $. 504). Das Der: 
mietben ſoll nicht nach Art einer öffentlichen DVerfteigerung geicheben. A. L.-R. 
$. 679. 


33) U. L.⸗R. II. 11. 9.680. Dies bezieht ſich aber nicht auf eine zerftörte und 
wieder hergeftellte Kirche (Min. Rt. v. 2. Dechr. 1830, in meiner Geſchichte IV, 3. 
Ur. Ar. (CCCLVII. S. 650). 
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vermietbeten gemeinen Kirchenftänden untericheidet das Geſetz ſolche, 
welche gewiffen Perfonen oder Familien erblich verlichen find. Die: 
jelben eben auf die Nachkommen der Eigenthümer über, fallen aber 
an die Kirche zurück, wenn der Eigenthümer obne Nachkommen flirbt 
oder die Parodie verläßt. Sie an Andere zu vermietben umd zum 
Gebrauche einzuräumen ift zuläffta, das Eigenthum aber an dieſelben 
zu übertragen nicht geftattet *%). Kirchenftellen, die Jemanden in Rück— 
ficht feiner Würde oder feines Amts angewiejen find, fünnen von ibm 
an Andere auf feine Weile überlaffen werden »). Dinalihe Kir: 
ftüble, welche einem Haufe oder Gute für beitändig zugefchlagen find, 
geben auf fpätere Befiger auch einer andern Religionspartei über “). 
Anordnungen der geiftlihen Auffichtsbebörden über Kirchenftühle aus 
Rüdficht auf den Cultus“) find vom Rechtswege ausgeichloffen =), 
während Dies bei Streitiafeiten, welche eine juriftiihe Beurtheilung 
erfordern, nicht der Fall ift *). 

Die Vorfchriften des A. L.-R. werden vielfach durch locale umd 
provinzielle Anordnungen modiftcirt und ergänzt *). 


— u. u wer 


34) A. U: RR. I. 11. $. 681 — 683 (1. Entw. $. 548. 540. 11, Entw. $. 505 
507). Erblich verliebene Kirchenftelen find demnach Eigentbum der Kirchengemeinde 
(Erf. v. 9. Aufi 1851 in Strietborft Archiv 4,5. Altmann Praris 5. 207). 
Das Necht auf einen erblihen Kirchſtuhl kann in 44 Jahren erjeffen werden (Erf. v. 
5. Januar 1855, Strietborft 16, 112. Vogt 1, 471, v. 31. Mai 1856, in 
den Entfcheidungen 32, 40 f. Strietborft 20, 406. Altmann Praxis S. 483. 
484, verb. S. 490). Leber die Einziehung einer ſolchen Ztelle, wenn der Eigenthü— 
mer die Parochie verlaffen bat, f. m. R. v. 7. Auli 1800 (Neues Archiv 1, 206 f. 
Rabe 6, 174 f. Boat 1, 470. 471). Die Stelle bleibt aber dem Gigenthümer, 
wenn er beim Weqzuge noch Stolgebübren zablt (a. a. D.). Darüber, in wiefern 
ſolche Stellen verkauft werden fünnen, j. m. R. v. 25. Octbr. 1817 (v. Kamp 
Jahrb. X, 238. Bogt 1, 470). 


35) A. WR. U. 11. $. 684 (I. Entw. $. 551. U. Entw. $. 508) Ueber das 
Recht des Patrons f. m. A. L.-R. cit. $. 588. Beral. dazu Erf: v. 29. Det. 1858 
bei Strietburft 31, 89 f. Altmann Praxis S. 367. 358. 


36) U. &=R. I. 11. $. 685. 
37) M. vergl. ſolche in den Protofollen der weftfäl. VII. Syn. S.44. IX. Syn. 
45. 40. 


— 


37a) Erf. des Gerichtshofs für Competenzconflicte v. 18. März 1865 (Juſtiz- 
Min.-Bi. S. 134— 136). M. vergl. damit die Erf. v. 9. Juli 1851, 24. Febr. 
1800 bei Striethorſt 4, 5. 37, 58. Altmann Praxis ©. 204. 205. Weber: 
baupt find Anordnungen der Berwaltungsbebörden über die Art des Gebrauchs der 
Kirchen nicht auf dem Nechtswege anzugreifen, wie namentlich infofern Ordnung und 
Nube dadurch berbeigeführt wird. Geht eine folche Verfüqung weiter 4. B. bei Feſt— 
ftellung eines Interimiftifums unter ftreitenden Parteien verfdiedener Religion, welche 
ven Zimultangebrauch einer Kirche haben, fo ift der Nechtswen dagegen zuläffte (Erf. 
des Gerichts für Gompetengconflicte vw. 10. October 1863, 9. April 1864 im Min. : 
Bl. * Innern 1864. Wr. 21. 133. K. A.⸗B. für Schlefien 1864. ©. 40 if. 
149 f.). 


38) M. ſ. z. B. R. v. 10. April 1835 über die Zuläffigkeit der Klage unter 
Prätententen des erblichen Beſitzes von Nirchenftellen (Boat 1, 469). Erk. v. 
N. u 1855 (Striethorft 16, 112. Bogt I, 470. Altmann Praxis 
S. 207). 

38a) Es muß bier genügen , obne näber auf den Inbalt einzugeben, diefe Vor— 
fchriften überhaupt anzuführen. Für Preußen f. m. die Erlaſſe bei Bedber Kirchen— 
vegiftratur ©. 74. 75. Borowsfi neue Kirchenregiftratur 5. 83. 84. Oſtpteuß. 
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Ueber den Taufftein, den Beichtſtuhl, das Lefepult, wo ein fol- 
es aebräuchlich ift, find allgemeinere Vorichriften nicht vorhanden ®). 
Die Kirchhöfe find im Allgemeinen nad den Grundjäßen zu be: 
urtheilen, welche für die Kirchen jelbft gelten *), inſofern fie nicht der 
Stadt- oder Dorfgemeinde gehören *). Auch die Kirchengefäße (sasa 
sacra) und andere zum unmittelbaren gottesdienftlichen Gebrauche ges 
widmete Sachen haben mit den Kirchengebäuden in der Regel gleiche 
Rechte *). 

Darüber, daß die firhlichen Gebäude und Geräthichaften rein und 
fauber gehalten, auch für ihre Sicerftellung gehörig geforgt werde, 
ift durch viele Geſetze vorgefchrieben worden *). 


8. 165. 
Milde Stiftungen. 


Bon je ber war e8 cine der vorzüglichften Aufgaben der Kirche, 
den Dürftigen und Leidenden ihre befondere Sorge zu widmen. Gin 
Theil der kirchlichen Einnahmen wurde deshalb fchon zeitig für diefen 


Prov.sR. Zufag 102. 193. Für Brandenburg veral. Viſitat.-Abſchied v. 1574 für 
Berlin. Revid. K.⸗O., wie ed in Berlin in St. Nicolai und Marien mit den Stüh— 
fen u. f. w. foll aebaften werden (Mylius C. C. March, 1, 2. Ar. V. ©. 24. 
Nr. XI. S. 55 1). R. v. 9. Aug. 1746 (M ylius Contin, I. Nr. XIX. 9.85), 
worin für die Neumark geftattet wird, daß die Kirchftellen nicht vermiethet, ſondern 
den Meiftbietenden ad dies vitae verkauft werden. Revid. Entwurf des Prov.-R. 
-$$. 40. 11. Für Pommern ſ. m. Prov.⸗R. von NeusBorpomnern $. 1228 — 1231 
nebft Motiven. In Sachſen beftebt eine große Mannigfaltigkeit. So gilt für Halber— 
ftadt das Neglement v. 27. Septbr. 1748 (in Lentzes Prov. «N. S. 240 f.), für 
Quedlinburg die K.⸗O. von 1627 und DB. vom 11, Febr. 1759 (Schmidt Wirkungs— 
freis des Zuperintendenten 5. 170), im Magdeburgffchen der betr. Abfchnitt der 8.0. 
von 1730 (Revid. Entwurf $. 283 — 285 nebft Motiven), im Herzogthum Sachen 
bei. Zocalordnungen und Obſervanzen (Mevid. Entwurf $. 789 — 798. verb. $. 757, 
Pinder Prov.⸗R. $. 1428. 1611— 1628 nebft Motiven). Auch in den übrigen 
Provinzen beruben die Berbältniffe meiftens auf folchen fpeciellen Erlaffen. M. ſ. z. B. 
die K.⸗«D. von Bielefeld 1697, den Beſchluß der Bergifchen Sunode für Solingen 
v. 1743 u. a. (meine SefchichtelV, 3. Urk. CH. S. 256 f. CXXIII. ©. 324. 325). 
Ueber den Gebrauch von Kirchftüblen, wenn deren Anbaber fie während des Gottes: 
dienftes nicht benußen f. m. Erf. des Conſ. Münfter v. 15. und der Reg. Arnsberg 
v. 4. März 1854 im weftf. 8. A.⸗B. 1860. S. 83. 

39) Ueber deren Stelle in der Kirche ſ. m. das cit. Regulativ $. 9— 12. 

40) M. f. oben $. 125. 5. 500. 510. Daher beftebt insbef. auch die Unzuläſ— 
figfeit der Benußung für Privatzwecke. Min. = Beicheid v. 8. April 1860 (Min. = Bl. 
des Innern Nr. 126, K. A.⸗B. Weftfalen 1860. S. 101. Schlefien 1861. ©. 33). 
Ueber die Angemeffenbeit der Srabfehriften und Denkmäler auf den Kirchböfen f. m. 
Girc. des Conſ. Münfter v. 1855 (8. A.⸗B. 1862. S. M) u. v. a. 

41) A. L.⸗-R. II. 11. $. 100. Vergl. oben $. 160. 

42) A. L.⸗R. 1. 11. $. 179 (1. Entw. $. 143. II. Entw. $. 155). Meber die 
früheren Borfchriften der Bepflanzung der Kirchhöfe mit Maulbeerbäumen f. m. die 
Erlaſſe im N. C. C., Revertorium 11. 5. 186 u. v. a. 

43) M. f. 3. B. Circ. des Conf. Münfter v. 21. Auauft 1853, 12. Auauft 1861 
u. 0.0. (K. A.⸗B. Weftfalen 1860 5. 57 f. 1861 5. 72. 73 u. a.). Ueber Feuer— 
verficherung u. f. w. f. m. Nachweifungen bei Schmidt Wirfungsfreis des Super: 
ir S. 327 f. VI. rbein. Syn. $. 145 u. a. m. — Bergl. rhein. K.O. 

« 16. Ar. 3. 
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Zweck beftimmt und es entftand eine große Zahl von Anftalten dieſer 
Art, welche mit der Kirche in genauer Verbindung ftanden und häufig 
zugleich ihre eigenen Gotteshäufer oder Gapellen hatten, welche nad 
den allgemeinen kirchlichen Grundfäßen verwaltet wurden !) und deren 
Verwaltung eigenen Pflegern, Diakonen übertragen war. 

Durch die Reformation wurde der Zufammenbang zwiſchen den 
milden Inſtituten und der Kirche feftgehalten und in befonderen 
Kaften », wie den Kirchenordnungen ergingen für die Hospitäler, Sie: 
benbäufer u. a. m. fpecielle Feftießungen ?.. An den erforderlichen 
Anordnungen fehlt e8 auch nicht in den für die einzelnen Zandestheile 
des preuß. Staats emanirten Geſetzen“). Wenn aber fchon früber die 
Sorge für die Pflege der Armen, Waifen, Kranfen u. a. von den 
bürgerlihen Obrigfeiten mit der Kirche getbeilt wurde, io mußte ces 
gerade dem Geifte der evangelifchen Kirche entipreden, Diele Angele: 
genheit moͤglichſt zu einer gemeinſchaftlichen zu machen und fie als eine 
gemischte Sache aufzufaffen ). Schon zeitig trat aber häufig Die 
Dbrigfeit, wie im Regiment der Kirche felbft, an die Spipe bei der 
Sinrichtung und Verwaltung und der eindringende Zerritorialismus 
führte nun bald dahin, daß man die Kirche aus der Direction der 
Wohlthätigkeitsanftalten zu verdrängen fuchte, was auch vielfach ge 
lang, wo nicht die firhliche Natur des einzelnen Inſtituts befonders 
nachgewiefen werden fonnte. Die kirchlichen Gemeinden wurden auch 
gleichgiltiger und liegen das vorhandene Bedürfniß unbefriedigt. Die 
Nothwendigfeit führte deshalb dahin, daß die Sorge für die Armen 
u. a. von weltlichen Organen übernommen wurde. So wurde in 
Preußen Durch die Armen- und Bettlerordnung vom 18, März 1701°) 
den föniglichen Hemtern, Ritterfchaften und Magiftraten die nächite 
Ginrichtung der erforderlichen Anftalten aufgetragen, worauf fpäter die 
Begründun eigener Armenkaſſen, Landarmenbanfer und anderer der: 
artiger Inſtitute folgte‘). Der Zufammenhang mit der Kirche wurde 
indeffen nicht völlig aufgehoben, weshalb auch bei den 1750 — 1751 
getroffenen neuen Einrichtungen den Geiftlichen vornehmlich die Auf: 
ficht über alle Hospitäler und andere pia corpora aufgetragen mwurde?). 


1) M. f. meine —— in Herzog’ N Real» Enchelopädie 232 f. u. 
®. Mobltbätigfeitsanftalten. v. Mofer alla. Kirchenblatt 1862. ‚17 f. 121 f. 


2) Herzog a. a. O. S. 239 f. 


3) M. veral. J. B. die Wittenberg., pommerfche, preuß., märfifhe u. a. K.:D. 
in: die RD. der ev.⸗luth. Kirche in Deutfchland in ihrem erſten Jahrhundert (Ber: 
lin 1824). S. 409 f. 422 f. 


4) Herzog’s Enchelopädie a. a, D. 5, 242. 
5) Mylius C. C. March. V, Abth. V. Nr. XXXII. ©. 55 f. 


6) Die vielen deshalb ergangenen Vorſchriften find nachgewieſen bei Mylius 
C. C. March. VIII. S. 82 im Repertorium und in N, C. C. eben da S. 23, vergl. 
auch die Mittheilungen in Borck's Handbuch 1, 435 f., insbeſ. wegen der Kirk: 
ſpiels-Armenkaſſen. 

7) M. ſ. die Inſtruct. für das luth. u v. 4. Octbr. 1750 $. 8 
(Mylins C. C. March. Contin. IV. Nr. CVI. ©, 202). ® Die Aufficht über die 
Hospitäler, Armen = bäufer, und andere Pia Corpora in allen Dero Xändern (außer 
Schlefien und Geldern) gehören unter die Aufficht des Oberconfiftorii, welches dabin 
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Dies wurde auch wiederholt auf’8 neue eingeihärft?) und es verblieb 
die Leitung dem geiftlichen Departement ?). Inden aber die Kranken; 
und Armenpflege und ein großer Theil der damit zufammenbängenden 
Angelegenheiten fuft ganz eine Communalſache geworden, auch Der 
Einfluß der Eonfiftorien dadurch vielfach geichmälert worden war, daß 
theils die Juſtiz-, theild die Verwaltungsbehörden hierbei in ihre Stelle 
traten, hielt man natürlich bei der Nedaction des U. L.-R. an der 
Anficht feſt: Dem Staate fommt es zu, für die Ernährung und Ber: 
pflegung derjenigen Bürger zu forgen, die ſich ihren Unterhalt nicht 
jelbft verſchaffen“). Man ignorirte num die Kirche und unterwarf der 
Dberauffiht des Staats auch ſolche Anftalten, denen in der Stiftungss 
urkunde, oder fonft, eigene Aufleher vorgefeßt waren"). Die ZTheil- 
nahme der Kirche beſchränkte fih, fo weit fie nicht ihr eigenthümlich 
gehörige Inſtitute befaß, auf die Mitwirkung der Geiftlichen bei ihrer 
Verwaltung und die Heranziehung der Superintendenten u. a. zur Re— 
pifton bei den Kirchenvifitationen. Erſt in der neueren Zeit ift darauf 
Bedacht genommen, der Kirche wieder zu der ihr gebührenden Stel; 
lung zu verhelfen und der Staat ift den derartigen Beitrebungen wil: 
lig entgegen gekommen ). Die rhein.weflf. K.O. von 1835 hat die 
firchliche Verwaltung, den älteren Anordnungen entjprechend, herge— 
geftellt *) und fo zur Begründung bef. Stiftungen beigetragen '%). Auch 


ſehen muß, daß die Fundationes genau beobachtet, die Armen der Fundation gemäß 
verpfleget, und alle Mipbräude . . . . abgefchafft werden. Zu dem Ende muß das 
Dbereonfiftorium die Provinzial = Gonfiftoria anhalten, daß fie jährlich durch die In- 
spectores etc. alle in eines jeden Inſpection befindliche Pia corpora unentgeldlich 
vifitiren, deren Zuftand und Rechnung nachſehen, und wenn fie einige Unordnung und 
Unrichtigfeit wahrnehmen, davon an gedachte Gonfiftoria, diefe aber an das Obercon— 
fiftorium berichten ſollen —.“ Bergl. meine Gejchichte 1, 2, 111. 


8) Vergl. Eirc. v. 14. Febr. 1760, 26. Septbr. 1764, 7. Mai 1767, 9. Juni 
1768 (N. €. €. 111. Nr. 59. Nachtrag zu 1765 ©. 1325, Ar. 06. S. 480, IV. Nr. 
30. S. 867. Nr. 48 ©. 3085). 


9) Daber erging amı 30. Detober 1788 an fänmtliche Gonfiftoria, exclusive der 
Churmark und Pommern, ein Eirc. wegen der Ginfendung der betr. Rechnungen, 
welche nicht der Dberrechenfammer zufommen, an das geiftl. Departement (N. C. C. 
VIII. Nr. 76. ©. 2273). 


10) U. &=R. II. 19. 8. 1. 
11) A. %eR. 11. 19. $. 37. 


12) M. f. 3. B. Cab.⸗O. v. 26. Auguft 1818 (v. Kampg*Ann. 2, 718 für 
die römiſch-kathol. Kirche). Cab.-O. v. 21. Mai 1823 (A.-B. der Reg. Düffeldorf 
1825 ©. 633), nach welcher die auf Grund der fremdherrlichen Gefeßgebung bis dahin 
fortjchreitende Säcularijation der firchlichen Armenftiftungen fiftirt und die vorbandenen 
Fonds der kirchlichen Verwaltung zugewiefen werden (vergl. R. des O.-K.-Raths v. 
5. Septbr. 1859 bei Bramesfeld zur rhein. K.⸗O. ©. 51 f.). Vergl. R. an die 
Meg. Stralfund v. 18. Auguft 1824 (v. Kampp Ann. 8, 902 und oben $. 162. 
S. 646. Anm. 16, 


13) K. D. $. 14. lit. g. $. 17. $. 147. 


14) Bergl. über den Berein für chriftliche Krankenpflege in der Mbeinprovinz 
(Diakoniffen).. Eab.-D. v. 20. Novbr. 1846 nebft Statuten v. 29. Febr. 1844 in 
den Mittheil. aus der geiftl. Verwaltung 1, 3 (1847). S 259 f. Cirec. des O.-K.⸗ 
Raths v. 5. Januar 1854 über die Armenpflege in Efberfeld, in den Aftenft. 7, 29. 
Allg. Kirchenblatt 1855. 5. 127. vergl. 1862 S. 338. 
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die Gemeindeordnung für die öftlihen Provinzen ) ift nicht ohme für- 
derlihen Einfluß geblieben. Im eingehender Weife ift dieſer Gegen 
ftand auf der Eijenacher Kirchenconferenz beratben worden '*). 


Die einzelnen Stiftungen felbit, Armen- und andere VBerforqungs: 
anftalten, haben jobald fie vom Staate ausdrüdlid, oder ftillfchweigend 
genehmigt find die Rechte moraliiher Perfonen ”) Ihr Vermögen 
bat die Rechte der Kirchengüter '), fie find aber bei den Geſchenken 
und Vermächtniffen nicht ſolchen Ginfchränfungen, wie die geiftlichen 
Auftalten, unterworfen '°). 


Zu den wichtigften Arten gehören Hospitäler für die verfchieden: 
jten Zwecke, durch die Stiftungsurfunden und Statuten im Bejondern 
beſtimmt“e), Anitalten u. |. w. für emeritirte Geiftliche »), die Kaflı 
des Mons pietatis *), die für die Wittwen und Waiſen kirchlicher Be: 
amten beftehenden Inſtitute *%) u. v. a. 


Hierher gehören insbei. auch das Domcandidatenftift in Berlin ®), 
die Gandidatenconvicte, weldhe aus den Einnahmen der eingegangenen 
Donicapitel Aal find *), Das Predigerfeminar zu Wittenberg *), 
Stiftungen für arme Studirende, bei. fünftige Geiſtliche“) u. v. a. 


2 Grundzüge der Gem.-O. v. 20. Juni 1850. $. 12. Nr. 3. Vergl. alla. 
Kirchenblatt 1862. ©. 35 f. | 

16) Allg. Kirchenblatt 1850 S. 384. 509; 1861 ©. 431. 554; 1862 ©. 17 f. 
121 f. Vergl. amtl, Mittb. des Gonf. Königsberg Nr. 251. 

17) A. L.⸗-R. 11. 19. $. 41. M. f. überhaupt v. Savigny Spftem des beu: 
tigen römifchen RN. 2, 262 }., vergl. Anm. 19. 

18) A. L.-R. 11. 19. $. 43. Daher werden die Huspitalgrundflüde den fir: 
ER (m. ſ. 3 B. Revid. Entwurf des Prov.⸗R. von Pommern 
. 299). 


19) A. 2: N. U. 11. $. 44. Ueber ihre GErbeseiniegung nad gemeinem und 
preuß. R. und diefelbe, inforern fie erit durch das Teftament errichtet werden, j. m. 
Erf. v. 14. Novbr. 1854, v. 29. Novbr. 1858 in den Enticheid. 30, 50 f. 40, 79 f. 
Altmann Pragis S. 312. 313, vergl. Erk. des App.s@erichtd Köln v. 25. Novbr. 
1863, im Archiv für das Givils und Crim.⸗R. der preuß. Rheinprovinz 58, 3. 91. 92. 

19a) M. vergl. 3. ®B. Balthasar jus pastorale 1, 872 f. J. H.Boehmer 
jus eccl. Prot. lib. III. tit. V. &. XXIV. tit. XXVI. $. XIV uva 


20) M. f. oben $. 102. S. 422 f. 


A) M. f. über diefe Stiftung die Urk. v. 24. Dechr. 1696 bei Mylius C. C. 
VI, 1. Rr. CXCVIII. S. 633 f. Vergl. oben S. 151. 


22) Näheres ſ. m. oben $. 100. S. 413 f. 
23) vergl. oben $. 39 ©. 171. 
24) vergl. oben $. 45 S. 197. 
25) vergl. oben $. 39 S. 170. 


26) Die älteren K.⸗O. nebmen bierauf ſchon vielfache Rückſicht (m. vergl. Kius 
das Stipendiatenwefen in Wittenberg und Jena unter den Erneftinern im 16. Jabr- 
bundert, in Niedner’s 3. für die biftorifche Theologie 1865. 1, 99 f.) und fepiter 
find für diefen Zwef aus öffentlichen und Privatmitteln reichlihe Waben angewieien. 
Für die Provinz Schlefien beftebt ein von dem Generalfuperintendenten Haähn kr 
gründeter Vicariatfonds, welhem durch Gab.=O. vom 3. Juli und Min.“R. d. 11. Au— 
auft 1857 Gorporationsrechte verlieben find ( Erlak des Dr. Habhn v. 27. Beptbr. 
1857, im 8. A.⸗B. von Schlefien S. 105. 106), für die Rheinprovinz eine bei. Stus 
bienitiftung (X. Syn. $. 107, XI. $. 145). 


$. 165. Milde Stiftungen. $. 166, Das eigentliche Kirchenvermögen. 697 


Die Frage, ob eine einzelne Stiftung im Eigentbume der Kirche 
oder der bürgerlihen Gemeinde ftebe, ift nicht jelten ſtrittig. Die 
Entſcheidung darüber ift auf dem Wege Rechtens zu treffen *). 


$. 166. 
Das eigentliche Kirchenvermögen. 


Diejenigen Gegenftände, welche unmittelbar zur Befriedigung der 
äußeren firchlicden Bedürfniffe und nur mittelbar für den Gottesdienft 
oder für fonftige Zwede der Kirche beftimmt find, bilden das einent: 
liche Kirchenvermögen. Alles, was im Eigentbume von Yndividuen 
oder Gorporationen fteben faun, ift auch geeignet, Object des Kirchen: 
vermögens zu fein. Es gehören dazu Grundftüde und Gapitalien, 
jährliche Zinfen und Renten, perfönlice Abgaben der Gingepfarrten 
und Anderer, welce für gewiffe Handlungen an die Kirche zu entrich— 
ten find, der Ertrag des Klingelbeuteld oder der ausgeftellten Beden, 
Gelder für die Grab- und Kirchenftellen, Mieth- und Pachtgelder für 
Kirchengebäude und Grundſtücke. Indem das preußiiche Recht Diele 
aufzählt') und ihre Verwaltung ordnet (ſ. unten $. 171 f.), untericheis 
det es davon die Güter und Einfünfte, welche unmittelbar zur Unter 
haltung des Pfarrers und der übrigen Kirchenbedienten beftimmt find?), 
Es rechnet dazu die Stolgebühren, die Pfurrgüter, Pfarrhaus, Aecker, 
MWald, Pfarrbauern, die Zchnten, und giebt auch für alle dieje fpecielle 
Beftimmungen. Nicht immer find aber diefe Gegenftände ſchlechthin 
dem einen oder andern Zweck gewidmet, fondern Gejeß oder Obſervanz 
begründen auch Abweichungen). Im Allgemeinen werden aber die 
Parochialkirchen und die Pfarrgüter nach den Grundfäßen beurtheilt, 
welche für das Kirchenvermögen überhaupt gelten 9). 

Bon vorzüglicher Wichtigkeit iſt der Beil von Grundftüden ſowohl 
für das Kirchenvermögen überhaupt, als für das Pfarrvermögen ins; 
befondere. Bon jeher nahm man daher darauf Bedacht, gleich bei der 
Begründung der Parochien ein gewiſſes Maaß von Grund und Boden 


27) Erf. des Gerichtshofs zur Entjcheidung der Competenzconflicte v. 30. Januar 
1858 (Min.«Bl. des Innern Nr. 143), vergl. dad Ann. 12 cit. R. v. 5. Septbr. 
1859. Das Eigentbum der einzelnen Gonfeflionen ift ebenfalls nicht außer Acht zu 
(affen und durch die Union innerhalb der evang. Landeskirche nicht alterirt worden 
(veral. oben :- 5. S. 13. Erlaß des O.«“K.⸗Raths v. 29. Juli 1850 in den Aftenft. 
1, 54 f.). Ueber die Sonderung der firchlichen und bürgerlichen Fonds und Stiftuns 
gen überhaupt f. m. die oben $. 162. S. 646. Anm. 16 cit. Erlaffe. 


1) Bergf. I. Gntw. $. 531 f. II. Entw. $. 470 f. U. 28.8. $. 618 f. 

2) A. 8.R. II. 11. $. 772 (I. Entw. $. 553. 576. II. Entw. $. 566. 567). 

3) M. f. 3. B. vom Klinzelbeutel A. L.-R. Tl. 11. $. 665 (I. Entw. $. 539. 
It. Entw $.495), von der Nutzung des Kirchhofs A. L.-R. $$. 818. 810. (1. Entw. 


$. 600. Tl. Entw. $. 508), von den Zehnten U. 8.-R. $. 858 (1. Entw. $. 537. 
verb. $$. 641.642, 11. Entw. $. 629) u. a. 


4) A. 8. U. 11. ss. 618. 774 (1. Entw. $$. 482. 580. II. Entw. $$. 470, 
569). Vergl. auch Anm. 13. 14. 
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den Kirchen als freied Eigentbun anzuweifen und die Nußungen Da- 
von für die Erhaltung der Kirchengebäude oder Kirchenbeamten zu be: 
ftimmen. Die ſchon zeitig getroffene Anordnung, daß zur dos eccle- 
siae ein mansus integer °) hergegeben würde, tft auch in Preußen 
befolgt worden). In der Zeit der Reformation hielt man daran feit 
und war jorgjam bemüht, die den Kirchen gehörigen Prarrhufen u. |. w. 
zu conſerviren). Dennoch ift nicht in wenigen Gebieten im Laufe Der 
Zeit der evangeliichen Kirche ihr Befigtbum verloren gegangen, wie 
in Schlefien, oder Diejelbe mußte in Gegenden, wo fie wegen Der 
Herrichaft des römiſch-katholiſchen Kirche früber feinen Zugang gefun: 
den, ohne Grundbefiß geftiftet werden, wie im Pojenfhen, im Erm- 
(ande, Eichsfeld u. a. Um diefem Mangel zunäcit in Schleften ab- 
zuhelfen, überwies der König Friedrich Wilhelm IV. aus den zur Un— 
terhaltung der evang. Kirche beftimmten Gentralfonds die Summe von 
20,000 Thlr. zu einem Land: Dotationsfond für die evang. Pfarreien 
Schlefiens und beftätigte durch GCab.»DO. vom 12. Mai 1855 die Sta- 
tuten für denjelben ). Durch den Eifer des Guratoriums der Stif— 
tung’), wie durch regelmäßige Gollecten '%) ift feitdem der Zweck des 
Fonds weiter gefördert worden. Aehnliche Einrichtungen find Dann 
auch anderweitig in’d Auge gefaßt worden )y. Dotationsgrundſtücke 
(bona dotalia), im Gegenfage der fpäter "erworbenen (acquisita)), find 
übrigens öfter von dem jonft üblichen Laſten befreit"), wie von Deich— 
baubeiträgen '%) u. a. 


5) Bergl. meine Darftellung in Herzog's NealsEnchelopädie 9, 1. 2. u. d. 
W. mansıus, 

6) So im Drdenslande Preußen 1232, 1249 u. a. (Voigt Gefchichte Preußens 
2, 239. 630 und defien Codex Jiplomatieus Prussiae an vielen Stellen.) 

7) Bei den Bifitationen, welche zur Durchführung der Neformation gebalten 
wurden, ficherte man das Beſitzthum urfundlih. So hatte 3. B. im Herzogthum 
sBreußen ſchon die Landesordnung 1526 vorgeichrieben (meine Sefchichte I, 2. Urf. 
3. 8) und 1540 waren jedem Pfarrer auf dem Lande vier Hufen zugefihert (a. a. D. 
5.235 a. €). Dafür id auch jpäterhin ſtets aefornt worden. M. f. Cab. = Refer. v. 
21. März 1721 (meine Geſch. a. a. DO. Url. Ar. XXX. S. 117). 

8) Statuten vom 3. Mai 1855, im K. A.⸗B von Schefien S. 102 f., bei 
v. mr allg. K.s Blatt 1856. S. 141 f., Min. Bl. des Inn. S. 229 f. Bogt 
1, 549 f. | 

9) M. f. deſſen Erlaß v. 9. Novbr. 1855, im K. A.⸗B. von Schlefien S. 130, 
im allg. K.Blatt 1856. ©. 147. 

10) Vergl. Bekanntmachung des Conſ. Breslau v. 18. Januar 1862 und deflen 
Erlaß v. 5. Novbr. 1862, v. 31. Detober 1863 im K. A.⸗B. 1862. S. 142. 1863 
S. 127. 

11) M. vergl. 3. B. Circ. des Conſ. Königsberg v. 2. Juni 1852 in den amtl. 
Mittb. Nr. 104. 

12) G. L. Boehmer prineipia juris canonici $. 612 und Citate. 

13) A. 2.3. 11. 11. $$. 160. 735. In Pommern genießen ſolche Befreiungen 
nur die eigentlichen Pfarrhufen d. i. diejenigen, welche fehon im 16. Jabrb. zur Kirche 
oder Pfarre gehörten, jo wie die, welche in ihre Stelle getreten find, nicht aber die 
anderen fpäter erworbenen fog. Pfarrbauernhufen (Nevid. Entwurf des ponmerfchen 
Prov.zR. $. 299. Motive zum NeusBorponm. Prov.⸗R. 4, 43 f. zum $ 865). 
Die Grundfteuerbefreiungen baben aber nach dem G. v. 24. Kebr. 1850 (G.⸗ S. 3, 
62) meiftens aufgebört. verb. G. v. 21. Mai 1861 (8.3. S. 318). Wegen fonftis 
ger Befreiungen |. m. oben $. 63. 5. 250 f., vergl. die vorhin Anm. 7 cit. Stellen. 

14) Vergl. Erf. des Dbertrib. v. 22. Auguft 1809 nebit den Bemerk. Dazu bei 
Altmann Praxis S. 212 ff., Erk. v. 4. Mai 1860, 19. Decbr. 1862 (8. A. ⸗B. 
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Die Nugungen der Pfarrgüter gehören den Pfarreien, bez. dem 
Pfarrer. Das A. L.-R. ſpricht dem Legtern den Nießbraud der 
Pfarrgüter zu ?). Als Nugnießer zieht er die Früchte, trägt aber auch 
die erforderlichen Koften und Laſten *). Er ift berechtigt, feine Wohn- 
gebäude mit Einwilligung des Patrons und der Kirhenvorfteher zu 
vermiethen, diefe aber dürfen die Einwilligung ohne erhebliche Gründe 
nicht verfagen 7);  Pfarräder '*) kann er ohne weitere Nachfrage ver: 
achten, fein Amtsnachfolger ift aber an den von ibm geichloffenen 
Gontract nicht gebunden "*), doch muß er, wenn die Aeder in gemiffe 
Felder getheilt find, den Pächter jo fange dulden, bis derfelbe mit der 
Nugung durch alle Felder herumgefommen ift *). Iſt der Pachteon— 
tract mit Zuziehung des Patrons und ‚der Vorſteher, und unter aus: 
drücklicher Betätigung der geiftl. Obern geichloffen worden, jo ift auch 
der Amtsnachfolger gebunden *'), Gehört ein Wald?) zur Pfarre, fo 
fann der Pfarrer ihn forftmäßig nugen”). Das Daraus zu geminnende 
Baubolz darf er aber nicht verkaufen, Sondern daffelbe dient zum Bau 
und Befferung der Pfarr» und Küftergebäude. Ebenſo wird auch das 
vom Berfauf des überflüffigen Bauholjes gewonnene Kapital dazu ver 
wendet, jo lange es aber dazu nicht verbraucht wird, genießt der Pfar—⸗ 
ver die Zinfen deffelben %). Ebenſo verhält e8 ſich mit dem Brenn; 


von Schleſien 1862 &. 133 f. 1863 S. 77 f.). Mine. v. 9. März und 7. Octos 
ber 1863 (Stich! Eentralblatt Nr. 253. 266. K. A.⸗B. Schleſien 1863 S. 77. 
147. 1864 S. 21). Ueber Weſtpreußen ſ. m. das Prov.⸗R. von 1844 $$. 43. 44 
u. a. (Bogt 1, 547). 

15) A. Le. II. 11. $. 778 (I. Entw. 8. 578. II. Entw. $. 572). 

16) M. f. überhaupt A. L.-R. 1. 21. 

17) A. L.-R. II. 11. $. 782 (der I. Entwurf batte beftimmt: $. 584. Der 
Pfarter ift der Regel nach nicht berechtigt, das Pfarrhaus an andere zu vermietben. 
$. 585. Hat er jedoch bei einer vereinigten oder Filialfirhe eine bef. Wohnung, fo 
fann er foldhe mit Einwilligung des Patrons und ber Borfteber an andere miethsweiſe 
überlaffen. Der IL Entw. $. 575 enthält nur den erften Sag des A. %.sR.) DB. der 
Reg. Ärnsberg v. 30. Januar 1824 (v. Kamp s Ann. 8, 151). Vergl. J. H. 
Boehmer jus ecel. Prot, lib. III. tit. V. $. CLX, jus parochiale Sectio V. 
cap. 11. $&. XVII. 

18) Ueber feine Benugung des Pfarraderd nah gemeinem Recht f. m. Erf. des 
Dbertrib. v. 8. Novbr. 1859, in den Entfcheid. 43, 351 f. Strietborft 35, 238. 
Altmann Praris 5. 370. 

19 A. N. 11. 11. $. 800 (1. Entw. $. 586: Widemuthen und Pfarräder. 
— $. 587. II. Entw. $. 588). Berg. J. H.Boehmer jus ecel. Prot. lib, II. tit. 
XVill, jus parochiale Sectio V. eap. 11. $. XXI. 

20) A. L.-R. 1. 11. $. 801 (1. Entw. $. 588. 11. Entw. $. 589), $. 802. 
Vergl. Oſtpreuß. Prov.⸗R. Zufap 212, Weſtpreuß. Prov.⸗R. $. 47. 

21) A. L.-R. 11. 11. 8. 803 (1. Entw. 8. 589. 11. Entw. $. 590). Den ges 
fegmäßigen Auffündigungstermin fann aber der Pächter fordern (Erf. des Obertrib. 
v. 9. Febr. 1852. Entih. 35, 74 f. Altmann Praxis ©. 368). 

22) J. H. Boehmer jus parochiale Sectio V. cap. 11. $. XXIV. 

23) A. 8.:R. I. 11. $. 804 (1. Entw. $. 500. II. Entw. $. 591). Leber bie 
Forftordnungen, die zu befolgen find, f. m. Boigt 1, 563. 564. 


24) A. L.-R. 1. 11. 8. 805 — 809 (1. Entw. 8. 592 — 506. Der * $. be⸗ 
ſtimmt aber: Iſt das verkaufte Holz aus einem Kirchenbufhe genommen, fo gebören 
die Binfen zu den übrigen Kircheneinkünften. 1. Gntw. $. a 


Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 
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bolze und der Pfarrer darf daffelbe nur dann verfaufen, wenn der 
Pfarrwald in gewiffe Schläge eingetheilt und ihm daraus ein Niep- 
brauch eingeräumt oder ein gemifles Deputat angewiefen ift und er 
von Ddiefem Etwas erübrigen kann“). Iſt auf dem eigentlihen Hus 
fenfchlage der Pfarre Holz gewachfen, jo kann ein nachfolgender Pfars 
rer zwar verlangen, daß daffelbe entweder auf Koften desjenigen, der 
eine ſolche Beränderung in der urjprünglichen Beftimmung des Grun: 
des eigenmächtig vorgenommen bat, oder auf Koften der Pfarr» oder 
Kirchenfafje weageichafft und gerodet werde. Das geichlagene Holz 
oder das dafür gelöfte Geld verbleibt aber dem, welcher die Koften 
der Nodung getragen hat*). Die Früchte und Nutzungen von ein: 
zelnen auf dem Felde ftehenden Obſt- und anderen Bäumen gehören 
dem Pfarrer, an die Gubftanz der Bäume Hat er jedoch feinen An- 
ſpruch ). 

Von einem auf dem Amtsgrundftüde des Pfarrers befindlichen 
Bergmwerfe erhält derfelbe für die Abnutzung vom bauenden Gemerfe 
eine jährliche Entihädigung. Iſt dieſe abgefauft, fo bezieht er von 
dem Kapital die Zinfen *). Ihm gebührt auch die Nußung, bei. ein 
Weide: und Hütungsreht an den Gemeinegründen ®). Berjchiedene, 
in den Matrifeln oft bei. aufgeführte Rechte, im Allgemeinen gleich 
denen der Gutsherrichaft, ftehen ihm auch mitunter gegen Pfarrbanern 
(Dienſt- und Frohnleute, Dotalen, Colonen) zu %. Die Nugung des 
Kirchhof gehört in der Regel zu den Kircheneinfünften “). 


25) A. &=R. II. 11. $$. 810, 811. 


26) A. L.-R. 11. 11. $$. 812. 813. Vergl. dazu Erf. des Obertrib. v. 24. 
Januar 1853 (Entf. 25, 169 f. Strietborft 8, 244 f. Vogt 1, 565. Alts 
mann Praris 5. 367. 368). 


27) A. 8. IL 11. $. 814. 


28) R. v. 5. Febr. 1798 (Mathis 1, 84. Nabe 5, 28. meine Geſch. IV, 3. 
Urk. Nr. CLXXIII). Daber erbält er auch von einem Steintoblenbergwerfe eine Ent: 
fhädigung, welche in der Nutzung oder dem Zinsgenuß der Traddekohlen oder Tradde⸗ 
gelder beſteht (Erf. v. 22. Januar 1858 in den Entſch. 37, 159 f. Strietborft 
29, . Altmann Praris S. 371, 372). Vergl. auh A. L.-R. 1. 21. $. 37. 
Meiftens befteben auch für die Kirche u. f. w. nach den Bergordnungen bef. Freifuren 
So in Schlefien nah der Berg-⸗O. v. 5. Juni 1769. 


29) Revid. Entwurf des Prov.R. Magdebura $. 307. verb. $. 308 (aus der 
K.⸗O. von 1739). Erk. des Obertrib. v. 27. Detbr. 1843 (Entſch. 9, 312 f. Alt: 
mann Praxis S. 367). Ueber feinen Anfpruch auf Gemeindehols vergl. den cit. 
Magdeb. Entwurf $. 309. 


30) A. %.:R. II. 11. $. 815—817 (1. Entw. $.597—599. II. Entw. $$. 596. 
597). Beral. J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. Il. tit. V. $. CLXIV, jus 
arochiale Sectio V. cap. II. $. XXII. XXIII. Cine Präfuntion, daß Kirchen und 
farren folche qutöberrliche Nechte haben, beftebt aber nicht (Erf. v. 21. Mai 1852, 
in der 3. des Revifionscoll. für Landescultur 5, 328 f. Bogt 1, 566 f.). Den 
Geiftlichen puaeforoäiene Immunitäten gebühren den Pfarrcolonen nicht (R. v. 24. 
Juli 1822 in v. Kampp Ann. 6, 700). 


31) A. L.⸗R. II. 11. $. 818— 820 (1. Entw. $. 600. II. Entw. $.598). Nah 
dem revid. Entw. des Magdeburg. Prov.⸗R. $.306 (aus der K.⸗O. von 1739) gehört 
die Nupung in der Regel dem Küfter. 


$. 167. Bon Rirchenzehnten. 661 


Bon Kirhenzehnten. 


$. 167. 
Hefchichtliches, 


Der Urfprung der Abgabe eines gewiffen Theils, gewöhnlich des 
zehnten, von den Erzeugniffen eines Grundftüds oder einer Wirthichaft 
an die Kirche ift theils ein rein religiöfer, ichon im Moſaiſchen Recht 
begründet, theild ein bürgerlicher, aus dem Berbältniffe des Golonats 
und des Eigenthums hervorgegangen '., Die mit der Zeit überall 
eingeführten Zehnten gingen aus der römtihen in die evangeliſche 
Kirche mit Über und wurden den wiedertäuferiihen Forderungen ge- 
genüber aufrecht erhalten und neu geordnet. Co geſchah es aud in 
den jeßt preußifchen Gebieten, wo gemöbnlih die Feftftellung der 
Zehntverbältniffe im Zufammenbange mit den BVifitationen zur Durch— 
führung der Reformation erfolgte). Indem aud jpäter dieſer Ans 
gelegenheit eine flete Sorafalt zugewendet wurde, hatte man vor: 
züglich darauf Bedacht zu nehmen, die hergebrachten Verhältniſſe zu 
erhalten und den Bemühungen der Berpflichteten, fi ihren Obliegens 
heiten zu entziehen, entgegen zu treten. Da die Zebntleiftung —* 
local und provinziell verſchieden war, mußte man bei der Redaction des 
allgemeinen Geſetzbuchs bei der anerkannten fortdauernden Geltung der 
Provinzialrechte überhaupt ſich darauf beſchränken, generelle Grund— 
ſätze aufzuſtellen, was man wie überbaupt nach der beſtehenden gemei— 
nen Doctrin und der Natur der Sache that *,).. Demgemäß erflärte 
Suarez im erften Entwurfe $. 654: „Die Ausübung des Zehntrechts 
muß nach den vorhandenen Provinzialgefegen und Ordnungen, bei 
deren Grmangelung nad der bergebradten Gewohnheit jeden Orts, 
in zweifelhaften Fällen aber nad folg. Grundfäßen beftimmt werden“, 
was als felbftverftändlih in den zweiten Entwurf nicht mehr über: 


1) M. f. die Nachweifungen in Weiske's Rechtslexikon 15, 473 f. und in 
Herzog’s Enchelopädie 18, 404 f. 


2) Bergl. 3. B. vom Herzogthum Preußen die V. von 1525, 1526, 1538, 1540 
u. v. a. (meine Geh. I, 2. If. S. 8. 14, 19, 22 f. u. a.); von Sachſen Ins 
ftruetion v. 1527. 1528 u. a. (Richter 8.0.1, 79. 103 a. E. 104 u. a.); Mands 
felder DVifitat.=D. 1554 (a.a.D.2, 144); Magdeburg. Vifitat.s Artikel 1562 (a. a. D. 
2, 220), vergl. bef. die Mittheilungen in Danneil: Protocolfe der Magdeburger 
Senerafvifitation 1562 — 1564 ; von Pommern K.⸗O. 1535, 1563 (a. a. O. 1, 251. 
2, 247); von Brandenburg Ordnung für die Patrone 1558 Nr. 18 (Mylius 6. C. 
March. I, 1, 267), Bifitat.sO. 1573 (a. a. D. 290); von Schleflen Kiegniger K.⸗O. 
1542 (Richter a. a. D. 1, 361 a. E. 362) u. a. m. , 

2a) Wie hierbei Suarez im Einzelnen fih einer der vorbandenen. Anfichten anges 
aefchloffen babe, erhellt aus den Nachweifungen, welche in meiner Darftellung bei 
Meiste a. a. D. gegeben find. Benupt wurde bej. Besold thesaurus und J. H. 
Boehmer. 

43° 
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ging’). Sonft ift der I. Eutw. 8. 641 — 693 im Wefentlihen im 
I. Entw. $. 622 — 670 beibeyalten, nur ift die Ordnung der Mate: 
rien mehrfach verändert und es find einige nicht unmichtige Ergänzun- 
gen binzugefommen. Der betr. Abjchnitt im A. L.-R. 8. 875 — 938 
bat die Reihenfolge der Beitimmungen des II. Entw. beibehalten, die— 
jelben aber theils im Einzelnen vielfah genauer gefaßt *), theils durch 
bedeutende Zufüge modificirt und ergänzt ®). 

Suarez batte Anfangs die Lehre von den Zehnten im Allgemeinen 
im Sachenrecht, in Verbindung mit den Erbzinsgütern, behandeln, im 
KR. ſich aber auf die eigentlihen Kirchen- und Pfarrzehnten beichrän: 
fen wollen, doch ſchien es ihm bei näherer Erwägung angemeſſener, 
die ganze Materie dem K.R. zu Überweifen und einen eigenen Ab» 
fchnitt daraus zu bilden 9). Bei der Reviſion des A. L.-R. entichloß 
man fih aber, den urfprünglichen Gedanfen von Suarez wieder auf: 
zunehmen: Denn wenn aud Die Zehnten größtentbeils kirchlichen Urs 
ſprungs fein möchten, wie jener vorausgefeßt hatte, obwohl dies fei- 
neswegs jo beftimmt und noch weniger fo allgemein angenommen wer: 
den fönne, jo beſchränkten fie ſich doch nicht blos auf firdliche Zebnten 
und noch weniger auf firchliche Verhältniffe und am mwenigften ſeien 
ſie kirchenrechtlicher Natur, vielmehr hätten ſie beſ. gegenwärtig, wo 
die meiſten Zehnten in den Händen weltlicher Beſitzer ſind, ganz die 
Natur der Reallaſt. Da nun Alles, was über das Weſen derſelben 
im Geſetze bemerkt worden, auf die Zehnten Anwendung findet, ſo 
habe man die Beſtimmungen über ſie in den Titel von Reallaſten 
aufgenommen und nur diejenigen Vorſchriften in das K.-R, verwieſen, 
welche dem leßtern eigenthümlich find”). Bekanntlich find die revidir— 
ten Entwürfe des bürgerlichen Geſetzbuchs nicht zu den legten Stadien 
der Beratbung gelangt und fo find die im A. L.-R. Theil I. Tit. 11 
befindlichen Borfchriften über Zehntrecht als geltende Norm fo weit 
aufrecht erhalten worden, als nicht durch einzelne Verordnungen Ddiefel: 
ben überhaupt ſpäterhin modificirt find. 

Was die in den einzelnen Provinzen beftehenden Zehntverhältnifie 
betrifft, jo find dieſelben im Laufe der Zeit höchſt mannigfaltig gewor— 
den, Im Herzogthum Preußen war an die Stelle des ordentlichen 


3) Auch die Beftimmung des I. Entw. $. 664 über die „landübliche““ Benuguna 
der Brache ift Fortgelaffen; Tonft aber wird nicht nur überhaupt auf die Gewohnbeit 
u. b w. Nücdficht genommen , fondern das U. %= NR. thut dies jelbft eben fo wie der 
1. Entw. au da, wo der 11. Entw. fie ignorirt. M. ſ. 3. B. U. 2X. $. 909 und 
I. Entw. $. 679, vergl. mit II. Entw. $. 650. 


4) M. ſ. z. B. A. L.⸗R. $ 870 und II. Entw. $. 631, A. L.-R. $$. 8W. 
891 und I. €. $. 644, U. %:R. $$. 901. 902 und 11.E. 9.648, U. &-R. $. 903 
und 11. €. $. 649, A. L.⸗R. $. 919 und II. E. $, 656, U. L.⸗R. $$. 922 — 025 
und 11. E. $. 659 u. a. m. 


5) M. ſ. AU. L.-R. $$. 864. 866. 867. 868. 871. 872. 873. 870. 882. 883. 
886. 887. 888. 892, 803. 896. 897. 898. 899. 904. 905. 0906. 907. 908. 911. 912, 
913. 914. 923. 924. 926. 929. 932. 933. 034. 935. 936. 


6) Materialien zum U. L.⸗R. XV, 14l. 


7) Vergl. Motive zum bürgerlichen Geſetzbuche für die preuß. Stanten. Tb. 11. 
Sachenrecht. Abſchn. 1. (Berlin 1840. 4.) 5. 319. 3%. s 
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Fruchtdecems faft allgemein ein bei. fixirter Geldzehnte aetreten®), wel: 
cher nebft anderen Reiftungen ?) für Oftpreußen und Litthauen im 
Prov.:R. von 1801/2 fanctionirt wurde “). Auch in Weftpreußen 
wurde der Naturalzebnte obfervangmäßig nicht entrichtet *) und hier 
nah im Prov.:R. 1844 Beftimmung getroffen *). In der Mark fin- 
den fih nur einzelne Abweichungen von den (andrechtlichen Vorfchriften 
über Zehnten *). In den zu Sachen gebörigen Landestheilen befteben 
große Verfchiedenheiten: denn während in dem Herzogthum Sachen 
der eigentlihe Zehnte meiftens durch andere Abgaben erjegt ift '), 
nähert fih das Magdeburgiiche Recht im Ganzen dem Brandenburgi- 
ihen *). Das Recht von Halberftadt und Hobenftein bat aber Gigenthüm- 
lichfeiten bei. nad der Zebntconftitution von 1675, der Feldordnung 
von 1759, dem Entwurfe der Zehnt-D. von 1772 (und 1796) u. 
IE und das des Eichöfeldes berubt vorzüglich auf dem nicht be— 
ftätigten Gefege von 1751 u. a.) In Pommern ift in der Regel 
nur Meßkorn und deral. bergebracht, in Rügen Zehnten von Korn, 
Lämmern und Gänien ). An Schlefien find, abaefehn von den Durch 
die confeffionellen Berbältniffe veranlaßten Abweichungen, im Ganzen 
die landrechtlichen Vorfchriften ber die Zehbnten in Geltung '®); eben jo 
in Pofen ®). Die zur Provinz Weftfalen gehörigen Gebiete haben 
noch jeßt meiftens ihre älteren Zebntordnungen, welche, nach der Auf: 
bebung der Zehnten in den zum Königreich Weſtfalen gefchlagenen 
Herrfchbaften, durch das Geſetz vom 21. April 1825 wieder hergeſtellt 
wurden ?'), Freilich aber mit vielen Modiftcationen. Die Zehntordnung 
für Minden-Ravensberg v. 24. Dechr. 1791) beruht vornehmlich auf 


8) Zeibe Erläuterungen des oftpr. Prov.“R. S. 73 f. 

9) M. f. Arnoldt preuß. K.⸗R. S. 101 f. 

10) DOftpreuß. Prov.:R. Zufaß 213. 

11) Leman Prov.=R. von Weftpreußen 1, 311. 

12) MWeftpreuß. Prov.=R. $. 51 f. (6.9. S. 109 f.). Für Danzig befteben 
feine Abweichungen, da er Prov.⸗R. darüber nichts enthält (Prov.:R. v. 16. Februar 
1857 $. 1, 6.8. ©. 

13) Nevid. — des — Prov.⸗R. Tb. 111. $. 127 f. nebſt Motiven, 
Ebmeyer Prov.cK.:R. $$. 50. 51. — Ein Gleiches befteht auch in der Altmark 
(Göpe Prov.⸗R. $. 551 f. ef Motiven). 

14) Revid. Entwurf des Prov.⸗R. 739 f., vergl. Pinder Prov.eR. der ſächſ.⸗ 
preuß. Zandestheile $$. 1460 f., 1688 f. und die Motive, 

15) Revid. Entwurf des Prov.:R. $. 329 f. 

“0 Man findet diefe und andere Geſetze im Prov.:R. des Fürftentbums Halbers 
ftadt u. f. w. von Lenze, die Darſtellung des beſtehenden Rechts ſelbſt im revid. 
ron. ⸗R. $. 119 f. und in den Motiven. 

17) Revid. Entwurf des Prov.:R. $. 295 f. und Motive S. 271 f. 

18) Nevid. Entwurf des Prov.⸗“R. von Alt-, Vor- und Hinterpommern $. 322 
— 324, Motive S. 119. Prov.eR. von Neus Vorpommern $. 1446 f. und Motive 
IV, 333 f. 

19) M. f. den folg. $. Anm. 3 f. 

20) M. f. Altmann Praxis S. 504 f. 

21) G.⸗S. S. 73 f. P 

22) N. ©. C. IX. Nr. 78. S. 255 f. Rabe 2, 206 f. Revid. Entwurf des 
Prov.⸗R. (Berlin 1841.) Anhang S. 98 f. Aur Gefchichie der Ordnung ſ. m. Prov.⸗ 
R. von Minden u. ſ. w. Gerlin 1840). 8. 82. S. 48. 
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dem allgemeinen Gefeßbuche und flimmt daher großentheils wörtlich 
mit dem U. &.:R. überein. Die Zebntordnung für Paderborn v. 
12. März 1741) ift die Quelle des Gefeßes für Corvey von 1753), 
während für Siegen *), Wittgenftein *°) und die übrigen Landſchaften 
eine große Zahl von fpectellen Borfchriften zur Anwendung fommt. 
Die duch Franfreih abgeſchafften Zehnten find am linken Rheinufer 
für immer befeitigt, am rechten Rheinufer aber, wie für die dem 
Großherzogthum Berg gehörigen Landestheile wieder hergeftellt *). 
Hierbei fommt insbeſ. die Zehntordnung für das Herzogthbum Gleve 
v. 7. Febr. 1793*%) in Betracht, welche einen großen Theil des allgem. 
Geſetzbuchs mit den älteren Glevefchen Gefeßen zu einem Ganzen ver: 
arbeitet enthält. Auch in den zum Regierungsbezirf Coblenz gehörigen 
oftrbeinifchen mit Preußen vereiniaten Diftrieten beſtehen nod viele 
zehntrechtliche Vorfchriften, welche früher angeordnet wurden und deren 
Geltung auch in dem neuen Staatöverbande fortdauerten *). 


8. 168, 
Rechtsverhältniffe Hei Kirchenzednten. 


Der Zehnte, melcher zuerft zur Unterhaltung der Geiftlichen be: 
ftimmt wurde, ift feinem Weſen nad die pars decima der innerhalb 
der Parodie gewonnenen Früchte. Uriprünglih Eonnte Dabei von 
einer Berfchiedenbeit der Confeſſion der Verpflichteten nicht die Rede 
fein umd jedes Kirchenmitglied hatte dem gemeinſamen Pfarrer den 
Zehnten zu leiften. Seit dem Nebeneinanderbeftehen verichiedener Be: 
fenntniffe in denjelben Sprengeln bildeten fi) aber differente Verhält: 
niſſe. Das U. L.-R. gebt von dem Grundjage aus, Daß nur Die 
Glaubensverwandten des Pfarrers demſelben zur Entrichtung des 
Zehnten verbunden find), doch ift vielfach dem Zehnten nicht der 
Charakter eines eigentlichen Pfarrzehnten, fondern einer Reallaft bei- 
gelegt, jo daß der Unterſchied der Confeſſion dic Verbindlichkeit nicht 


23) Zandeöverordn. 3, 72 f. vergl. Nevid. Entwurf des Prov.=R. $. 59 f. 
Motive S. 47 f. R i 

24) Revid. Entwurf $. 49 f. Motive S. 23 f. 

25) Altmann Praxis S. 571. 

26) Nevid. Entwurf der Partifularrechte der weftfäl. Standeöherrfchaften Ar. XII. 
$$. 10. 11. Nr. XII. $$. 8. 9. S. 126. verb. S. 144, S. 160 verb. 5. 107. 
s v. 21. April 1825 (G.⸗S. S. 95 f.). Vergl. Nevid. Entwurf für Bera 
.448 f. 


28) N. C. C. IX von 1793 Nr. 12. S. 1437 f. Nabe Sammlung 2, 398 f. 
gen Entwurf des Prov.-R. des Herzogthums Cleve oftjeite Rhein $. 47 f. nebft 
otiven. 


29) DOftrbein. Prov.sN. $. 951 f. 


1) A. L.⸗R. II. 11. $$. 858. 850. 872. Der 1. Entwurf aedenft der Freiheit 
von Zehnten wegen der Religion nicht, wohl aber der II. Entw. $. 632. Vergl. auch 
A. &:R. 8. 261 und oben $. 57. S. 234. 
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aufhebt ?). Das als gemeines Recht in Preußen aufgeftellte Princip 
war von Suarez aus der fchlefiihen Verfaſſung“) entlehnt worden. 
Indem in den römiſch-katholiſchen Parochien die evangelifhen und in 
den evangelifchen Parochien die römiſch-katholiſchen Grundbefiger be- 
freit wurden und erft beim Eintreten eines Befiters gleicher Confeſ— 
fion die Pflicht wieder auflebte, wurde der Zehnte ein ruhender und 
wachender. Es entftand dadurch ein aroßes Schmwanfen in den Ein- 
nabmsverhältniffen der Pfarreien und Firchlichen Anftalten, wie mans 
nigfache Schwierigkeit in den Verhältniſſen des Grundbefipes, Es 
fuchte daher die Gab.-D. v. 6. Febr. und 11. März 1812 *) dem ab- 
zubelfen, indem mit dem Zeitpunfte, an weldem ein Grundftüd in 
die Hände eines Confeffionsverwandten des Pfarrerd Fam, der Zehnte 
eine dingliche Laſt des Grundftüds werden follte, welche alfo von dem 
Glaubensbefenntniffe des Beſitzers unabhängig fortbeftand. Auf den 
Wunſch des dritten Prov.=- Landtags von Schlefien wurde aber durd 
die Cab.O. vom 16. Juni 1831 °) die Anordnung von 1812 aufges 
hoben und das frühere Verhältnig wieder bergeftellt. Den in Folge 
der Cab.O. von 1812 zum Genuffe von Abgaben von Perfonen einer 
andern Religionspartet gelangten Kirchendienern wurde derfelbe für 
die Dauer ihres Amtes gelaffen, aber auch die Ablöfung nach der be- 
ftebenden Gefeßgebung für ftatthaft erklärt. Bleibend fonnte indeffen 
dieſer Zuftand nicht befriedigen und allfeitig wurde die Befeitinung 
defjelben angeftrebt. ALS einziges Mittel empfabl ſich die Ablöfung 
aller der Kab.-O. von 1831 unterliegenden Reallaften und nad läns 
geren Verhandlungen wurde diefelbe durch Gefeh vom 10. April 1865 °) 
in der Weile beftimmt, daß der feftgeftellte Geldbetrag bei denjenigen 
NReallaften, melde an dem Tage, an welchem das Gefeb in Kraft 
tritt, gefeglih gangbar find, zum 22%, fachen Betrage, und bei den- 
jenigen, welche an dem Tage, an meldhem das Geſetz in Kraft tritt, 
A Fra zum 2 *% fachen Betrage durch Gapital abgelöft wer: 
en joll ”). 


2) Die dingliche Natur des Kirchenzehnten, welche früher auf die Verſchiedenheit 
der Neligion des Verpflichteten zu achten ausfchloß, ift auch jpäter regelmäßig in den 
Prov.⸗Rechten feftgehalten und als Abweichung vom A. L.⸗R. in den revidirten Ents 
würfen derfelben öftersausgefprohen. M.f. 3.8. von Brandenburg Prov.:R. $. 127. 
Ebmeyer $. 50, vergl. das Anm. 22 cit. Urtbeil von 1765, von Halberftadt Prov.s 
N. 88. 119. 120. Motive S. 172, von Magdeburg Prov.:R. $. 329, vom Eichs— 
felde Prov.:R. $. 205 u. v. a. Die Mindener Zebnt-D. von 1791. $. 11 folgt auch 
bier dem U. LM. 


3) M. veral. außer den oben $. 14 und $. 57 ©. 234 gemachten Mittbeilungen 
und cit. Schriften Stylo das Prov.-R. von Niederfchlefien (Breslau 1830) S. 529 f. 
und die von Merckel im Gommentar zum A. XsR. (2. Ausg.) zu $. 872. Tb. II. 
Tit. 11 erwähnten Grlaffe, bej. die Gab.-D. vom 3. März 1758 (Korn’s Samms 
fung 7, 707), fowie die Mittheilungen bei Altmann Praxis S. 549 f. 


4) 6.5. 5.28. 22. 
5) 6.8. S. 169. 
6) 8.5. S. 172. 


7) M. vergl. die ftenograpbifchen Berichte 1865, Herrenhaus 5.38. 55 f., Haus 
der Abgeordneten S. 930 f. 
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Die Verpflichtung zur Entrichtung des Zehnten war Anfangs 
größtenteils eine allgemeine. Im Laufe der Zeit ift Diefelbe aber 
bäuftg durch Vertrag, Verjährung u. ſ. m. untergegangen; daher ent: 
icheidet über das Vorhandenfein von Zehnten im Allgemeinen das Her: 
fommen ®), welches auch Größe, Art der Leiſtung und fonftige Ber: 
bältniffe beftimmt, wenn nicht eine gefegliche Vorjchrift vorhanden ift. 
Wenn in einem. Diftricte ein urjprünglicher Pfarr» oder Kirchenzehnte 
befteht, gilt die VBermuthung, daß alle in dDemfelben gelegenen Grund: 
ftücfe dem Zehntrecht unterworfen find °). Die Befreiung folgt nicht 
aus fonftigen Vorrechten eines im Zehntbezirk gelegenen Grundftüde '), 
dagegen giebt die zebnjährige Freiheit eine rechtliche Vermutbhung für 
die Zehntfreiheit überhaupt"), melde jelbft durch den Nachweis 
44 jähriger Nichtleiftung ermwielen wird '). 


Der Zehnte beftebt der Regel nach im zehnten Theile der betr. 
Früchte '), häufig aber auch in einer andern Quote’), und wenn eine 
näbere Beftimmung fehlt, wird nur der Großzehnte entrichtet ), wel: 
cher alle Erzeugniffe der zehnrpflichtigen Neder und Wiefen, die der 
Halm trägt, umfaßt). Baut aber der Zehntpflichtige eine andere 
Art von Erzengniffen, als wozu das Grundftüd bisher gewöhnlich ae: 
nußgt worden, jo muß er auch davon den Zehnten entrichten “), oder 
wenn Dies nicht thunlich ift, eben fo viel, als der Zehnte von einem 
Ader gleiher Größe in demfelben Felde beträgt, im dem Erzeugnifte 


8) Daraus, daf eine Kirche die Eigenfchaft einer Parochialkirche bat, folgt ned 
nicht, daß die Eingepfarrten zur Entrichtung eines Zehnten verbunden find. A. 2.=R. 
11. 11. $. 860 (I. Entw. $. 645. 11, Entw. $. 625). Die Vermutbung der Eriften 
eines allgemeinen Zehntrechts befteht im Fürftentbum Siegen (Erf. des Nevifionscolle: 
giums für YandescultursSachen v. 17. Novbr. 1854, in der. für Landesculturgefep: 

ebung 8, 308 f. Altmann Praxis S. 571). Anders ift das Berhältniß in den 

übrigen Zandestbeilen. M. f. die Nachweifungen bei Bogt 1, 587 f. Altmann 
Praxis S. 789 f. Ueber die entgegenftebende Auffaffung des fanonifchen Rechts ſ. m. 
Eichhorn K.-⸗R. 2, 820, 

9) A. L.-R. 11. 11. $. 865 (1. Entw. $. 649, II. Entw. $. 620). $$. 866 — 
868, Veral. Nevid. Entwurf des Prov.⸗R. des Herzogthums Berg $. 458. Motive 
S. 111. Erf. des Reviſionscolleg. für Landeseultur v. 8. Juli 1853, Erf. des 
Obertrib. v. 1852. Altmann Praxis S. 500. 501. 

10) A. L.-R. I. 11. 8. 869 (I. Entw. $. 649. II. Entw. $. 630). 

11) A. L.-R. II. 11. $. 870 (der II. Entw. $. 631 fpricht vom rubigen Beſitze 
feit mehreren Jahren). 

12) A. 8.=R. 11. 11. $. 871 (vergl. 1. Entw. $.651— 653. Il. Entw. $. 635). 
Schlechthin unzuläſſig ift aber. die Verjährung nad) dem Prov.-R. von Paderborn 
2 73, von Corvey $. 63. Die Berufung darauf, daß das Zebntrecht nicht hypotbe— 
arifh eingetragen war, dient nicht zum Beweiſe der Freibeit. Mevid. Entwurf des 
Prov.⸗R. des Herzogtbums Bera $. 460. Motive S. 111. 

13) U. L.-R. II. 11. $. 874 (1. Entw. $. 655. II. Entw. $. 634). 

14) In Brandenburg (Prov.:R. $. 28), im Magdeburgifchen (Prov.:R. $. 330) 
beträgt er in der Regel so, im Amt Apgbach (Prov.⸗R. des Oſtrheins $. 954). 
Nach dem Herfommen ift es oft die fiebente, eilfte, zwölfte, fünfzehnte Garbe (Prov.⸗R. 
des Herzogtbums Berg. Motive S. 110, Prov.-R. des Oſtrheins $. 933) u. a. 

15) A. &:R. II. 11. $. 875 (1. Entw. $. 656. Il. Entw. $. 635). 

16) A. 8.:R. $. 876 (I. Entw. $. 657. II. Entw. $. 636). 

17) A. Le. $. 878 (I. Entw. $. 659. Il. Entw. $. 638). 


$. 168. Mechtöverhältniffe bei Kirchenzehnten. 667 


der gewöhnlichen Art entrichten '). Dies ift provinziell mehrfach mo: 
Diffcitt, indem dem gemeinen Recht conform der Zehnte überhaupt 
nicht auf den Großzehnten bejchränft wird, dieſer ſelbſt aber außer 
von den Halmfrüchten auch von Wein, Kartoffeln und anderen Ge: 
wächfen entrichtet wird '®). 

Früchte im Brachfelde find der Negel nach zehntfrei ?%), bat aber 
der Zehntpflichtige das Brachfeld jo genußt, daß dadurch der Ertrag 
der Fünftigen Ernte gefchmälert wird, jo muß er den Zehntberechtigten 
deshalb entichädigen *"). Auch hiervon weichen die Provinzialrechte ab, 
indem fie schlechthin die im Brachfelde gebauten Früchte für zehntpflich- 
tig erflären, oder e8 dem Herfommen überlaffen, die Zehntpflicht oder 
Freiheit auszuſprechen“*). Läßt der Zehntpilichtige die zum Winter: 
oder Sommerfelde gehörigen Ländereien ganz oder zum Theil unbe: 
baut, fo ift der Jehntberechtigte befugt, diefelben in Eultur zu nehmen 
und der Eigenthümer hat auf die davon gewonnenen Früchte feinen 
Anſpruch *). Nimmt der Zchntpflichtige eine Art von Gultur wahr, 
wodurd die Geftalt und Beftimmung des Grundftüds gänzlich verän: 
dert wird, fo muß er den Zehntberechtigten ſchadlos halten *). ine 
bloße Veränderung in der Eintheilung der Felder, oder im der Art 
der Bedüngung, oder die Berminderung der Ausjaat durch Anlegung 
fünftlicher Wiejen geben dem Zehntberechtigten feinen Anſpruch auf 
Schadloshaltung *). Auch von folhen Aeckern, welce nicht gewöhn— 
lih, fondern nur zuweilen gebaut werden, iſt der Zebnte, fo oft fie 
wirklich beftellt find, zu entrichten **). 


18) A. L.⸗R. $. 870. 

19) M. f. die bef. Vorfchriften im Prop.⸗R. Brandenburg $. 131 — 134, Mag: 
debur 28: 331, Salberftadt $. 121. verb. Motive S. 173 f., Eichsfeld $. 207 — 200 
und Motive ©. 297 f., Berg $$. 455 und — en $. 956 u. a, m. Beral. 
die Cleveſche Zehntordnung von 1793. $$. 5 


20) 2. apa $. 880 (1. Entw. j 663. II. iii, 8. 639). 


2 N. $. 881 (I. Entw. $. 640). Die sy 882. 883 beftimmen, daß, 
wenn fich bie Beiheifigten darüber nicht vergfeihen, Sacverftändige zu entfcheiden 
haben. 


.22) So ift nach dem Prov.⸗R. von Brandenburg von allem, was im Brachfelde 
gebaut wird, insbeſ. von Kartoffeln, der Zehnte zu entrichten. (M. f. Erf. des Kam⸗ 
mergerichts v. 5. April 1765 bei Altma nn Praxis S. 502 — 504.) Eben fo im 
SHafberftädtifchen (Prov.sR. $. 121 nebft Motiven) ; desgleichen’im Eichsſelde (Prov.-R. 
$. 300), wo aber die Zebntfreibeit anerfannt wird, wenn die Früchte zum Futter bes 
nugt und grün eingebracht werden u. a. m. Im Magdeburaifchen find auch Arüchte, 
die im Brachfelde gebaut werden, nicht aber die in die Brache gefieten und grün 
darauf abacfutterten oder abgemäbten Futterkräuter dem Zehnten unterworfen, wenn 
nicht ein Anderes bejtimmt oder bergebracht ift (Prov. N. $. 332. Motive S. 351 f. 
M. ſ. au Erf. des D.-Trib. v. 15. April 1829 in Simon’s Rechtsſprüche 3, 174 f, 
bei Bogt 1, 596. 597. Altmann Praxis S. 534 f.). Ueber den Kartoffelzehnt 
vom Brachfelde dajelbft ſ. m. Erf. v. 1789. Altmann S. 55 f. M. vergl. 
Dftrbein. Prov.eR. $$. 956. 162. 963. 

23) U. MR. $. 884 (1. Entw. $. 662. 11. Entw. $. 641). 


24) U. L.⸗R. 9. 885 (I. Entw. un 660. 661. 1. Entw. $. 642). Ueber die 
Keftftellung des Maaßes A. L.⸗R. $. 886. 887. 
25) A. LM. $. 888. Deral. $. 877 (I. Entw. $. 658. II. Entw. $. 637). 
26) U. 8. $. 880 (I. Entw. $. 666. II. Entw, $. 643). 
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Bon nen in Gultur gebrachten Aeckern (Neuland) wurde früher in 
der Regel nad Ablauf gewiffer Fretjahre ein Neu (Noval)-, Rottzehnte 
an den Berechtigten des pflichtigen Sprengeld oder an den Fiscus ent: 
richtet”), doch mar ſchon früher diefer Zehnt öfter nicht üblich oder 
aufgehoben ?*) und ift jegt allgemein in Preußen abgefchafft *). Für 
Neuland ift es aber nicht zu achten, wenn der Zebntpflichtige Heden, 
Bäume, Gefträuhe oder Gräben, melde an fih auf dem zehntbaren 
Lande befindfic find, auf andere Art zu Medern einrichtet und be 
ftellt 9%. Was die Art der Entrichtung des Großzehnten betr., fo be: 
ftimmt das A. L.-R., daß Bertellungsfoften und Abgaben nicht in 
Abzug Fommen ”), daß der Empfänger den Zehnten aus den Garben 
oder Haufen, wie fie folgen, annehmen muß und den Anfang macht, 
wo er will”), daß die Garben fortgezäblt werden und die übrig blei— 
benden Früchte, die feine Zehntaarbe ausmachen, zur Mitzählung aufs 
nächfte Jahr genommen werden fünnen ®). Der Berechtigte bat zur 
beftimmten Zeit felbft oder durch einen von ihm beftellten Abzehnter 
das Abzählen zu bewirken, die Einfuhre des auf dem Felde abgezähl- 
ten Zehnten muß er, der Regel nad, und wo nicht durch ununter: 
brodene Gewohnheit ein Anderes bergebracht ift, felbft beforgen *). 
Auch hierbei fehlt es nicht an vielen partifularen Abweichungen. Bald 
ift der Anfang des Zehntens genauer beftimmt”), bald das Fortzählen 
auf verfchiedene Neder gleicher Art und des Zehnten auch von weniger 
al8 zehn Garben u. f. w. angeordnet *), das Auszehnten dem Em- 


— — — — 


27) A. L.⸗R. 68. 890. 891 (I. Entw. $. 667. II. Entw. $. 644). 892. (Den 
weltlichen PBerfonen follte der Neubrud ausdrücdlich verlieben werden.) Dem Fiecus 
war der Novalzebnte zugefprochen im Halberftädtifhen (Prov.⸗R. $. 122. Motive 

189. 190), im Kölnifchen, in Wentorf, in Atzbach, im Wiedifhen u. a. (Dite 
— Prov.⸗R. F. 966f. Meine Geſch. der Quellen IV, 3. Urk. Nr. CCCXLV). 


28) So beſtand er ſchon früher im Eichsfelde nicht (Prov.⸗R. F. 301). In den 
zum —— Berg gehörigen Gebieten ward er durch G. v. 25. April 1825 
$. 40 (G.⸗S. S. 102) aufgehoben. 


r 29) G. v. 2. März 1850 betr. die Aufhebung der Reallaſten $. 35 (8. ⸗S. 
— 


30) A. N. $. 893. 

31) A. Le. $. 894 (1. Entw. $. 671. II. Entw. $. 645). 

32) U. &eR. $. 895 (1. Entw. $. 672— 674. 11. Entw. $. 646). 
33) A. L.-R. $. 806— 898. 


34) Speciellere Borfchriften bierüber enthält das A. 2.:R. $. 898 — 909 (veral. 
I. Entw. $. 675— 679. 11. Entw. $. 647 — 650). 


35) Nach dem Prov.:R. von Halberftadt muß der gehntſammler da anfangen, we 
der nächfte Fahrweg auf die Aecker führt; er darf nur dann ben, dem zehnten Aumächtt 
ftehenden Saufen nebmen, wenn der sehnte Feiner oder fchlechter ift, als die übrigen; 
nur bei dem Köhrzehnten fann er überall, wo er will, mit dem Abzäblen anfangen 
($. 130 — 132. otive S. 193. 104). An Weftfalen findet fih die Parömie: der 
Zebnte folat den Düngerwagen : :, was nıan darauf bezieht, daß der Anfang da gemadt 
werde, wo der Düngermagen auf den Ader fährt (Seiberg im neuen Archiv de 
preuß. R. XI, 2. Nr. XX. 9. 249 f.). Bergl. Prov.:R. Paderborn $. 62, 
Corvey $. 53. 


36) M. f. Prov.⸗R. Eichsfeld $$. 303. 304. u S. 281, Paderborn $. 64 
— 66, Corvey $. 54— 56, Oftrhein. Prov.sR. $. 983 f. 
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pfänger oder bei. beftellten Auszehntern überlaffen ”), die Zeit des 
Zehntens u. ſ. w. genau bezeichnet *) u. a. m. ”). 

Ueber den Kleinzehnten jchreibt das AU. 8%.-R. vor, daß wo er 
ausdrüdlich eingeführt ift, er auch von Gartens und Baumfrüchten, 
im Garten oder auf dem Felde gebaut, zu entrichten ſei“). Weder 
bei ihm, noch beim Großzehnten darf wegen erlittener Unglüdsfälle 
Erlaß gefordert werden *). Dem Zehntpflichtigen gebührt beim Ber: 
fauf der Früchte, bei Verpachtungen und beim Verkauf des pflichtigen 
Grundſtücks ſelbſt fein Vorkaufs- oder Näherrecht“). Previnziell ent: 
jheidet über die zum Kleinzehnten agebörigen Früchte die Obfervanz *), 
Gartens und Baumfrücdte aber find öfter überhaupt zebntfrei ) und 
eben fo beftebt bisweilen der Anſpruch auf Remiſſion #), jo wie ein 
Vorkaufs- oder Näherrecht“). Hierher gehört auch der bisweilen üb- 
liche Holzzehnt **). 

Der Fleiſch- oder Blutzehnte (lebendiger Zebnte) erſtreckt ſich nad 
dem U. L.-R. auf alle Arten von Vieh, welches zur Haus- oder 
Feldwirthſchaft gehört"). Auch hierbei entjcheidet häufig erſt das Her- 
fommen, welches ſowohl das zehntbare Vieh als die Zeit der Entrid)- 
tung beitimmt *), doch ift gerade diefe Leiftung mehrfach aufgehoben ®), 
oder durch eine -Geldabgabe (Uchtpennig) erfeßt “). 





& oo Prov.⸗-R. Halberftadt $. 124, Paderborn $. 68, Corvey $. 58, Dftrbein. 

38) Se in Schlefien (NRevid. Entwurf. Motive S.121, vergl. das Citat in folg. 
Anm.), im Salberftädtifchen (Prov.zR. 8. 133 f.), Paderborn $. 69, Corvey $. 59, 
Dftrbein $. 977 f. 

39) M. f. 3. B. Wenzel Prov.-R. von Schlefien. Motive S. 203, Prov.-R. 
von Berg $. 453. 

40) A. L.⸗R. $. 910 (IT. Entw. $. 668. II. Entw. $. 651). 

41) A. L.⸗R. 8. 911. 

42) A. RN. 88. 912. 912. Die Veftimmung dei $. 914, welche in befchränf« 
ter Meife diefes Necht kennt, ift durch ©. v. 2. März 1850. $. 2. Nr. 6 und $. 4 
(8.:5. 5. 80) aufgehoben. 

43) Prov.⸗R. Berg $. 454. Motive 3. 110. 111. Genaue Nachweiſungen giebt 
die Cleveſche Zebntordnung von 1793 $. 6. 

44) Prov.⸗R. von Brandenburg $. 135 und Motive S. 155. Bergl. Prov.⸗R. 
Bern $. 457. 

45) Prov.⸗R. Magdebura $. 336 und Motive S. 165 f., Erf. des O.-Trib. v. 
22. Juli und 15. Dechr. 1837 in den Enticeid. 3, 206 f. Boat 1, 599 a. €. 
Altmann Praxis 9.548 549. 

45) Prov.⸗R Halberſtadt $. 138— 148 und Motive S. 197 nebft den in Yenzes 
halberftädt. Prov.:R entbaltenen Geſetzen. 

45a) So im Maadeburgiichen (Erf. von 1791 — 1792. Altmann Praris ©. 
543 f., im Wiedifchen ( Dftrbein. Brov.= R. 8. 998). Die Cleve'ſche Zehntordnung 
v. 1798. $$. 3. 95 f. fennt auch die Holz- und Torfzebnten. 

47) A. RR. $. 015 (1. Entw. $. 66%. 11. Entw. $. 652). Damit verb. die 
jpeciellen Borfchriften $. 916 — 920 (11. Entw. $. 673— 657). 

48) M. ſ. 3. B. Brandenburg Prov.-R. 8. 137. Corvey §. 62. Nach dem 
Hecht von Paderborn $. 72 find in der Regel nur Schaafe, Schweine und Gänſe 
zebntvflichtig. Berg. die Mindener Zebnt:D. v. 1791 $. 50— 56. lleber den Fiſch— 
zehnten f. m. die Glevefche Zehntordnung 1793 $. 91 .f. 

49) Sie erfolgte für die damals zu Naffau gehörigen Yandestbeile am 3. Septbr. 
1812 (Dftrbein. Prov MR. $. 904), desal. durh G. v 21 April 1825. 9.40 (G.⸗S. 
S. 102) binfichtlich der in den früberen großherzogl. bergifchen Provinzen den landes= 
herrlichen Domänen zuftebenden Blutzehnten. 

— * Vergl. Mittermaier deutſches Privatrecht. (7. Ausgabe.) 18. ‚185. 
nm. ” 
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Der vom Erwerbe menſchlichen Fleißes gewonnene Perſonalzehnte, 
den das A. L.-R. eigentlich für unftatthaft erklärt”), iſt in Oſtpreu— 
Ben und Litthauen beibehalten “). 

An die Stelle der Naturalzchnten (Zugzebnte, Mandel-, Garben: 
zehnte) tritt häufig eine gewiſſe Quantität von gedroſchenem Getreide 
oder gewonnenen Früchten als Sackzehnte (Scheffel-, Dorfzehnte) *). 
Die Ummandlung jelbit erfordert eine qualificirte Verjährung, indem 
den Berechtigten bei der Ausübung des Rechts des Naturalzebnten 
der Berpflichtete widerſprach und jener in der betr. Zeit fi Die Ent: 
richtung in gedroſchenem Getreide gefallen ließ”). Das N. L.-R. 
fordert die jofortige Ablieferung in marftgängigem Getreide, in der 
Regel nach geftrihenem Maaße. Die Abfuhre an den Empfänger be: 
jorgt der Zebntpflichtige. Unter den mäher beftimmten Umständen 
findet beim Sadzehnten auch Remiſſion Ddeffelben ſtatt ). Etwaige 
Abweichungen beruhen auch hierbei auf dem Herkommen oder ſonſtigen 
partikularen Vorfchriften ). Wenn ſtatt des Naturalzehnten eine 
Geldabgabe (Geldzehnt) begründet iſt, ſo kann dem Pflichtigen dieſelbe 
aus den Gründen erlaſſen werden, aus welchen einem Erbzinsmanne 
der ſchuldige Canon erlaſſen wird “). 

Die über Pfarrs nnd Kirchenzehnten entfichenden Streitigkeiten 
gehören zur Entſcheidung des weltlichen Richters’), infomeit nicht der 
Rechtsweg ausgeſchloſſen tft ®). 

Außer den bisher angeführten Beftimmungen fehlt e8 nicht an 
bei. Gigenthümlichfeiten, melde das allgemeine Gefeß bei dieſer Ma- 
terie nicht berührt und die zum Theil auch nur partifular find. Der 
Zehntberechtigte pflegt nämlich mehrfach verpflichtet zu fein ). Am 
Häufigften ift dies binfichtlich der Leiftungen beim Kirchenbau der Fall 
(vergl. $. 175. 176). Auf Obfervanz oder Vertrag berubt auch öfter die 


50) A. 2.:R. 8. 921 (1. Entw. $. 670. II. Entw. $. 668). 

51) Prov.⸗R. Zufaß 213 $. 3. Dergl. Zeihe Erläuterungen S. 92. 99. Die 
Abaabe wird nad geringer Schäßung von Perfonen von 16— 60 Jahren ihres Alter 
entrichtet (Prov.⸗R Zufag 213. $. 6). 

52) A. L.⸗R. $. 922. 

53) U. 8.:R. 8$. 923. 924. 

54) A. &:R $. 925 —934 (vergl. I. Entw. 6. 680— 686. II. Entw. $. 659 
— 665). Ueber Zebntenremiffion im Magdeburgifchen |. m. Erf. des Obertrib. v. 
22, Juli und 15. Dechr. 1837 (Entidh. 3, 206 ' Altmann S. 548. 549). 


55) Wie in Schlefien, wo auch ohne qualificirte Verjährung die Verwandlung des 
Augzebnten in einen Sadzebnten bindend werden konnte. Die Aufbebuna war bereite 
1835 beantragt (Prov.⸗R. Motive S. 122. 123). Vergl. Cleveſche Zehntordnung 
1793 $. 11. 12. M. f. dafelbft $. 75 f. die ausführlichen Vorfchriften wegen der 
Remiffion. 

56) A. 2. 88. 935. 936 (vergl. 1. Entw. $. 687—689. 11. Entw. $. 666 
— 669). 

57) A. Le. $. 864. Früher entjchieden die Confiftorien, wie in der Previn 
Mreußen bis 1751 (Zeibe zum oftpreuß. Prov.⸗R. S. 89. 90). 


58) M. ſ. überhaupt Altmann Praxis S. 410 f., vergl. die im Juftig- Min.: 
Bl. 1858 Nr. 22 u. a. enthaltenen Entſch. des Ger. zur Entſch. der Competenz— 
conflicte, 


59) Vergl. Weiske Nechtölexifon 15, 503. 504 
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Pflicht des ‚Inhabers des großen Zehnten das Faſel- oder Mannvich, 
wie den Zuchtochjen, den Zieleber u. ſ. iv. zu ftellen **). Auch bat 
der Zehntberechtigte den Zehntpflichtigen für die laufende Grunditeuer 
eine gewiffe Bergütung zu leiſten“) und andere herkömmliche Pflichten 
zu übernehmen 9). 

Mande Nechtöverhältniffe bei Zehnten geftalten fich. insbejondere 
darnach verfchieden, ob fie wegen ihrer Dinglichen Natur den Reallaften 
gleich beurtbeilt werden, oder ob jie mehr einen perjönlichen Eharafter 
haben. Darmab ift wegen der Verpflichtung bei Zehntrückſtänden 
u. ſ. mw. zu enticheiden *). Insbeſ. beſtehen auch öfter Verſchiedenhei— 
ten wegen des Maaßes der Leiſtung, welches im Falle des Zweifels 
beſ. feſtgeſtellt werden muß ®). 


8. 169. 
Ahlöſung der Rirchenzehnten. 


Während in der franzöftihen Revolution die Zehnten ohne Ent— 
Ihädigung aufgehoben wurden‘), ging man in Deutichland im Allge— 
meinen von dem Grundjaße aus, daß es nicht gebilligt werden könne, 
der Kirche willführlih ihr Eigenthum zu entziehen, daß aber zur Ent: 
laftung des Grundbefiges und zur Beförderung der Zandescultur ſich 
eine Ablöfung des Zehnten rechtfertigen laſſe. 

In Preußen wurde der in den feit 1814 neu erworbenen Gebieten ord— 
nungsmäßig bejeitigte Zehnte *) nicht wieder bergeftellt, dagegen erfolgte 
die Herftellung, wo die Aufhebung ohne dringenden Anlaß geichehen war ?). 
Inzwiſchen hatte aber jhon Das G. v. 9. October 1807*) deu Grund: 
ſatz auszuführen begonnen, die Beichränkungen des Landes aufzuheben, 
und feitdem waren von Seiten ded Staats theild durch eigenen Ber: 
zicht ), theils durch bei. Ablöjungsordnungen die Agrarverhältnifie ges 


59a) Bergiſches Prov.:R $. 471. Dftrhein. Prov.=R. $. 976 a. E. M. ſ. 
Acten der Neg. Eoblenz Tit. V. sect. 2 A. Nr. 2. 

60) In den früher nafjauifchen Gebieten (Oſtrhein. Prov.:R. $. 976). 

61) Bergifches Prov.sR. $. 472. Dftrbein. Prov.⸗R. $. 976 a. E. 

62) Weiske a.a. D. S. 498. Zehntordnung von Minden 1791 $. 70, von 
Cleve 1793. $. 100. 

63) M. 1. } 3. B. . der Neg. Marienwerder v. 7. Januar 1819 (meine Ges 
ichichte I, 2. Urt, Nr. CXXXI. ©. 227). 

1) M. f. Deeret v. 4.— 11. Auguft 1789 Art. 5, Geſetz v. 17. Juli 1793, 
übertragen auf das linke Rheinufer unterm 17. Brumaire IV (8. Novbr. 1795), in 
Sermend Handbuch 1, 157 f. 160. 4. 

2) Wie der Zehnte von gewifjen Früchten im Wiedefchen (von 1804, Dftrbein. 
Prov.⸗R. $. 992), der Stutzehnte in Naffau (3. v. 3. Septbr. 1812). 

3) So gefchah es in den früher zum Königreich Weitfalen und zum Großherzog: 
tbum Bera u. f. w. gehörigen, Preußen überwiefenen Befigungen (G v. 25. Septbr. 
1820 für Weftfalen , eig! für Berg $. 1. G.⸗S. S. 75. 169, ©. v. 18. Septbr. 
1822. G.⸗S. ©. 207, ©. v. 21. April 1825. $. 1. G.⸗S. S. 94 f.). 

4) G.«“S. 1806— 1810 S. 170. 

b) G. v. 21. April 1825 $. 40. G.⸗S. S. 102. 
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fördert worden. Durch Ddiefelbe war aber die Aufhebung der Dienite, 
wie die Ablöfung anderer Reallaften, Abgaben und Leiftungen, welche 
aus dem Kirchen- oder Schulverbande entfpringen, von der jonftigen 
Aufbebung ausgenommen‘). Nach der Verfaflungs-Urfunde Art. 42 
erfolgte jedoc) die in dem G. vom 2. März 1850, betr. die Ablöfung 
der Reallaften, ausgefprodene Aufhebung der desfallfigen früheren 
Geſetze (f. Anm. 6) und damit war die Ablösbarfeit der den Kirchen 
u. ſ. mw. zu entrichtenden Leiftungen anerfannt. Während früher nur 
im Wege freier Bereinbarung eine Ablöfung möglih war”), Fonnte 
dies jet allgemeiner geichehen. Das G. v. 2. März 1850 beftimmte 
indeffen, dag Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unterbal- 
tung der Kirchen», Pfarr» und Schulgebäude vorläufig nicht abgelöft 
werden fünnen, ausgenommen, wenn fie Gegenleiftungen ablösbarer 
Neallaften find, in welchem Falle fie mit diefen zugleich abgelöft wer: 
den. Einftweilen follen aber alle anderen Reallaften, welche Kirchen, 
Pfarren, Küftereien und Schulen zufteben, ohne Unterfcheidung ihres 
Entftehungsgrundes und ihres Gegenftandes vorerft nur in eine an 
jene Inſtitute direct zu entrichtende Geldrente verwandelt werden dür— 
fen ®). Während man nun damit beichäftigt war, durch ein bef. Ge— 
jeg dieje Angelegenheit definitiv zu regeln), erhoben fidy viele Stim: 
men gegen die ganze Anordnung, indem man geltend machte, daß bei 
den wechielnden und fteigenden Lebenspreifen durch die dermalige völ- 
fige Ablöfung die Fortdauer der kirchlichen Inſtitute in Frage geftellt 
werde. Die Regierung entichloß fich daher zur vorläufigen Stitirung 
der Abldfungen dieſer Art“). Um aber zur Erledigung diefer Sadıe 
zu fommen, wurde ein neuer Entwurf zur Beratbung vorgelegt, mel: 
her in dem G. v. 15. April 1857, betr. die Ergänzung und Abän- 
derung des Ablöfungsgefeges v. 2. März 1850*) jeinen Abſchluß fand. 
Fefte Abgaben in Körnern, Leiftungen in Holz und Brennmaterial 
werden darnach in der bisherigen MWeife fortentrichtet. Der Jahres 
werth der übrigen zur Ablöfung kommenden Reallaften wird nad dem 
G. von 1850, jedoch ohne Abzug des darin angeordneten Abzugs von 


— — — 


6) Ordnung v. 7. Juni 1821 wegen Ablöſung der Dienſte u. ſ. w. $.5 (G.-S. 
S. 78), Drdnung v. 13. Juli 1829 wegen Ablöfung in den Landen, welche zum Kö: 
niareich Weftfalen u. f. w. aebört haben $. 3 (G.⸗S. S. 66), ©. v. 22. Dechr. 
1839 jür die Graffchaften Wittgenftein $. 34 f. (G.⸗S. 1840. S. 12), Ordnung v. 
18. Juni 1840 für das Fürftentbum Siegen $ 1(G.:5. S. 151, mit Einfübruna 
des G5v. 13. Juli 1829), desgl. für das Herzogthum Weftfalen $. 3 (G.-S. ©. 
156), ©. v. 4 Juli 1840 für die vormals naffauifchen Zandestbeile und Wetzlar $.2 
(6.5. S. 195) u. a. Weitere Details findet man in v. Xette und v Rönne 
die Zandesculturgefeßgebung des preuß Staats 1, LXXXI f. (Berlin 1853). 


TI M. f. die Nacdmeifungen bei Kette und Rönne a. a. O. I, 1. 556 f. 
(Berlin 1854). 

8) ©. v. 2. März 1850 $$. 6. 65 (G.⸗S. S. 82. 96). 

9) Ueber die desfallfigen Bemühungen f. m. Kette und v. Rönne a. a. 0. 
II, 1, 558 f. 

10) Berordn. v. 13. Juni 1853 (G.:5. S. 324), welche nad der Belfanntur. 
des Staatsinin. v. 6. April 1854 (5. 160) von beiden Kammern genebmigt worden. 


' 11) 8:5, S, 363 f. Altmann Praxis S. 749. 
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5 Procent wegen der geringeren Beichaffenheit der Getreideabgabe im 
Berhältnig zum marktgängigen Getreide, feftgeftellt und in eine Rog— 
genrente verwandelt, diefe aber in Gelde nach dem jährlichen Markt: 
preife abgeführt. Die Kapitalablöfung oder Umwandlung der Abgaben 
felbft, wie die Kapitalablöfung der Noggenrenten ift nur im Wege - 
freier Bereinigung der Betheiligten, unter Zuſtimmung der betr. Obern, 
zuläſſig. Feſte Geldabgaben find ablöslih, eben fo auch geringe 
Präftationen, welche in Folge einer Zerftüdelung von Grundftüden 
weniger als vier Thaler oder zwei Scheffel jährlich betragen. | 


Das G. v. 15. April 1857 erfchien aber nicht befriedigend *). 
Ein deshalb von der Regierung 1861 vorgelegter neuer Gefegentwurf 
ift aber vom Herrenhaufe abgelehnt worden »). Inzwiſchen ift Die 
Verwaltung bemüht geweien, die Unzuträglichfeiten des G. von 1857 
abzuftellen '), Mit Modiftcationen ift die Anwendung dieſes Geſetzes 
auch für Hohenzollern beichloffen *). 


$&. 170, 
Andere Kirchliche Abgaben. 


Außer den eigentlichen Zehnten find von jeher auch andere kirch— 
liche Abgaben im Gebrauche gewejen. Bei der Abfaffung des allge: 
meinen Geſetzbuchs fonnte man ſich darauf befchränfen, eine Anerken— 
nung derfelben fchlebthin auszufprehen. Daher verordnet das N. 
L.⸗R. au nur: Dffertoria, Pröven, Dftereier, Wettergarben und 
andere dergleihen Pfarr» und Küfterabgaben müffen nad) jedes Orts 
Gewohnheit beftimmt werden. Für dergleihen Präftationen kann nies 
mals Erlaß gefordert werden ). In den einzelnen Landestheilen be: 
ftehen foldye Leiſtungen in großer Mannigfaltigkeit. 


12) Es ift mehrfach dagegen vetitionirt worden (m. f. 3. B. die flenograph. Bes 
richte des Haufes der Abgeordneten 1859 S. 529 f. verb. Actenſtücke Nr. 46. S 
273 f., 1863 Aftenftüfe Nr. 70 B. S. 400). 


13) Nönne Staatörecht der preuß. Monarchie (2. Ausg.) II, 2, 217. Anm. 


14) Girc. des Min. v. 7. Mai 1864 (Min.:Bl. des Innern Nr. 42, Stiehl 
Gentralblatt Nr. 120, 8. A.B. von Weftfalen 5. 73, von Sclefien S. 134. 135). 
Hierber aebört auch dad G. v. 19. rg 1860 wegen Abänderung der $$. 68. 69 
und Ergänzung des 8. 72 des ©. v. 2. März 1850 (G.⸗S. 5.98), der Plenarſchluß 
des D.= Trib. v. 4. Mai 1863, fo wie deſſen Erf. v. 16. und 23. Juni 1863 (bei 
Stiehl Nr. 265. S. 678 ff.). Andere Entfcheidungen |. m. bei Altmann Praxis 
S. Uf. Beral. den folg. $. Annı. 6. Ueber die Nichtablösbarkeit des Patronatcanon 
pm oben $. 71. S. 287. 


2. 6. v. 28. Mai 1860 (G.⸗S. S. 221 f.), verb. B. v.6. Juni 1853 (6.5, 
. 260). 


U A. -R. II. 11. $. 937 (1. Entw. $. 690. II. Entw. $. 670). $. 938. 
M. ſ. J. H. Boehmer jus ecel. Prot. lib. III. tit. V. $. CLXVII f. Vergl. 
Ben der dahin gehörigen: Wurftgeld und Eier, das Erf. v. 23. Januar 1856 (bei 
Striethborft 20, 75. Altmann Praxis S. 364). Anders iſt's mit der „Abgabe 
von Roggen und Garben“, Meßkorn u. a. (Altmann S. 502). 
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In Oſtpreußen wurden die Abgabenverbältniffe bei der Durchfüb— 
rung der Reformation geordnet. Statt des früher zu entrichtenden 
(Hetreides, von der Hufe je 1 Sceffel Roggen und 1 Scheffel Hafer, 
und anderen Präftationen, wurde beftimmt, daß, außer den jeder 
Kirche in der Regel überlaffenen 4 Hufen, 50 Mark Geldes jedem 
Pfarrer jährlich als Decem entrichtet werden jollten. Da ipäter, jelbft 
nach Erhöhung dieſer Summe, Diele Abgabe allein nicht genügend 
wur, he die Herftellung des früheren Getreidedecems (Petition, 
große] Galende), entrichtet nah der Hufenzabl, wie der Stolgebühren. 
Daneben wurden auch bei den Gebetverbören (ſ. oben $. 151. ©. 608) 
gewiſſe Leiftungen herkömmlich (fog. Meine Ealende). Demgemäß, mit 
Rückſicht auf die früheren Gelege, die Erklärung der Stände von 
1791, jo wie die bei jeder Kirche beftebenden Obſervanzen und ver 
bandenen Receffe, wurden die Feſtſetzungen des oſtpreußiſchen Prov.R. 
1801 — 1802 getroffen). Die Leiftungen felbft find’): 1) der Neal: 
zehnte, die große Balende, die Petition, der Sadzehnte, welde nad 
dem Hufenmaaße entrichtet werden; 2) die fleine und Geld » Ealende, 
welche von jeder Wirtbichaft geleitet wird 9); 3) das Zapfengeld der 
Krüger “,); 4) der fog. Perfonaldecem (ſ. den $.168. ©. 670. Anın. 51). 
Daneben befteben noch objervanzmäßig Abgaben verfchiedener Art. Zur 
Zeit der Abfaffung des Prov.-R. war die Theilbarfeit der Grundftüde 
vielfach beichränft und darnach batte auch das Prov.-R. vorgeichrieben, 
daß bei Therlung oder Abbaue der Grundftüce zum Bortheile der 
alten Befigung feine Verminderung der Abgabe, die nad Feueritellen 
und Hausbhaltungen entrichtet wird, wie in Abſtcht der Fleinen und 
der Geld-Calende, ftattfinde und von der neuen Befigung die Leiſtung 
befonders erfolgen müſſe). Die ſeitdem eingetretenen Veränderungen 
und die vielfahen Inconventenzen dieſer Beltimmung baben ihre Auf: 
bebung herbeigeführt, jo dag im Falle der Zeritüdelung die Abgabe 
auf die einzelnen Theile des Grundftüds nach feinem Ertragswerth oder 
Flächenraum zu vertheilen find ®). 

Auch in Weftpreugen find die Firhlichen Abgaben von jeher nad 
anderen Grundjägen, als denen, welche bei eigentlichen Zebnten zur 


2) M. vergl. über die Gefchichte diefer Verbältniffe Zeihe’s Erläuterungen zum 
oftpreuß. Prov.⸗“R. S. 73 f. 


F M. f. überhaupt oftpreuß. Prov.R. Zufaß 213. Dazu f.m. Zeihe a. a. O. 
98 f. 


4) Weber die dingliche Natur derfelben f. m die Erfenntniffe des D.- Trib, von 
1851 und 1857 in den Entf. 20, 415 f., 36, 325 f. und bei Boat 1, 602 7. 
Altmann Praxis S.264 f. Veral. überbaupt F. Marcinowoki die Meine Calende 
im Bereiche des Dftpreuß. Prov.:R. Berlin 1864. 


4a) Bergl. R. vom 6. Septbr. 1753 (meine Geh. I, 2. Urk. Nr. LI. 
5. 140). 


5) Prov.⸗R. Zufaß 213. 8. 13. 

. 6) 6. v. 10. 5 1864 (G.⸗S. S. 149). Dazu vergl. R. v. 31. Mai 1864 
(Stiebf Gentralblatt Nr. 199). ſ. die Gitate Anm. 4, Ueber die Ablösbarkeit der 
in der Meinen Galende mitbegriffenen Verpflichtungen und Abgaben ſ. m. Die Entſch. 
* a u für Landesculturfachen v. 26. Januar 1861, bei Altmann Prazis 
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Anwendung kommen, geregelt worden. Die Leiftungen find bier außer 
dem Real- und Sadzehuten (Mepforn), deffen Quantität verfchieden 
beftinmt wird, die Galende (sirenae), in gewiffen Naturalien befte: 
hend, Vitaltag, meiſtens Oftereier, Quartalgeld, Offertorialien, ver: 
ihiedene Naturalleiftungen, fog. Eleiner Decem (ein Perfonalzehnte) 
u.a. Die Objervanz einzelner Ortſchaften und Kirchſpiele enticheidet 
meiftens über Qualität und Quantität dev im Prov.:R. im Allgemeis 
nen anerfannten Abgaben’). In der Mark findet fih als fixirte Ab— 
gabe ein jog. Meßkorn oder Scheffellorn, das Localiter beftimmt it 
und bei welchem der Erlaß nicht gefordert werden fann ). 

Im Herzogthbum Sachen enticheidet das Herfommen ebenfalls 
meiftens über einzelne Leiftungen, bergebradpt ift aber in der Regel 
die Verpflichtung der Bauern und Bauergutsbefißer, welche frei von 
Decem und Zins find, eine gewiffe Zahl bausbadener Brote oder 
deren Werth, fo wie dem Pfarrer von jeder Hufe 1 Ser. 3 Pfge. zu 
entrichten. Eben jo bat jeder Parodian, nad Erreichung des 12. 
oder 14. Lebensjahres das jogen. DOpfergeld mit jährlih 5 Pfan. zur 
Befoldung des Pfarrers zu zahlen. Auch muß jeder mit einem Haufe 
oder Gartengrundftüd anfäflige, jo wie jedes andere zur Miethe woh— 
nende Parobialmitglied für fih und feine Familie das Häusler» oder 
Hausgenoffengeld für den Pfarrer und Kirchner oder Schulmeifter zu- 
ſammen mit 2 Sgr. 6 Pfgn. entrichten. Dieje Abgaben hat die Com: 
munalbehörde einzujammeln und Kirchen- und Sculdienern ohne Ab— 
zug zu entrichten ) ALS eine bej. Leiftung befteht im Eichöfelde das 
Sprengelforn, welches jtatt der früher gegebenen Sprengelbrote von 
jedem Haufe dem Pfarrer entrichtet wird °) 

In Pommern pflegt das Meßkorn von den Hufen hergebracht zu 
jein, gemäß den Matrifeln und der Obfervanz '). Schäfer entrichten 
dafür häufig als perfönlihe Abgabe einen Hammel*). Berfonen über 
12 Jahre, be. auf dem Lande, entrichten den BVierzeitenpfennig, nad) 





7) Weftpreuß. Prov.=R. v. 19. April 1844 6. 51 —61 (G. ⸗S. ©. 108 f.). 
Vergl. B. v. 30. Januar 1846, betr. die an die evang. Geiftlichen und Kirchendiener 
im großen und Meinen Marienburger Werder zu entrichtenden Abgaben (G.⸗S. 5.87). 
Ueber die Vervflichtung katbol. Grundbeliger zur Entrichtung von Meßkorn an den 
evang. Pfarrer in Weftpreußen ſ. m. Erf. v. 22. Juni 1857, im Archiv für Rechts: 
fälle 25, 220 f., Altmann Praxis S. 532 f. verb. S. 324. 519 f. 


7a) Revid. Entwurf des märk. Prov.:R. $. 138 nebft Motiven. 


8) Revid. Entwurf des Prov.sR. des Herzogthums Sachſen $. 739 — 845, Pins 
der Prov.⸗R. $. 1462 — 1470 und Motive. Pinder aa. D. $. 1471 fügt noch 
binzu: Andere unter den Namen Dftereier, Neujabrögeld und deral. gewöhnliche Nas 
turals oder Geldabgaben beruhen auf Ortögewohnheit. — Es gilt dies aber von Sachen 
überhaupt. 

9) Revid. Entwurf des Prov.⸗R. $$. 286. 287 nebſt Motiven. Im $. 285 ift 
auch von der —— Abgabe von 4 Hellern als Offertorium jedes Communicanten 
an den katholiſchen Pfarrer die Rede. 


10) Revid. Entwurf des Prov.⸗R. von Alt⸗, Vor- und Hinterpommern $. 322 
— 324 nebft Motiven, Prov.⸗R. von NeusBorponmern und Rügen $. 1462 f. verb. 
Theil 4 S. 230 f. Vergl. die Erkenntniffe bei Altmann Praxis S. 300 f. 


11) Prov.sR. von Neu-Vorpommern $$. 1474. 1475 nebft Theil 4. ©. 
244. 245. 


Iacobfon, evang. Kirchenrecht, 44 
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bertömmlicher Größe '*). An Pröven werden objervanzmäßig verſchie— 
dene Naturalien oder Prövengeld entrichtet, wie Primitien=, Betgloden 
und anderes Brot, Witteltag, Zohannisgarben und dergl., insbei. 
auch ratione onerum fumantium von den Hauspätern (von jedem Rauch), 
Scornftein, Heerd) *). Die Einlieger und Dienftboten haben öfter 
das ſog. Glodengeld zu entrichten ). 

Außer anderen Abgaben beftehen in Schlefien die Wettergarben 
und Brote, früher für das Gewitterläuten entrichtet, aber auch nad 
deffen Abſchaffung beibehalten “). 

Die Zehntordnung für Minden und Ravensberg von 1791 wie: 
derholt im $. 71 die Vorjchrift des A. L.R. $. 937, der ältere Ent: 
wurf enthielt dann eine Feſtſetzung, welche beim Mangel localer Bor; 
Schriften über Maaß und Gewicht der Pröven vorchrieb, Daß ein Brot 
20, ein Schinken 12, eine Schulter 9, eine Rippe 6 Pfund und eine 
- Wurft 2 Ellen halten jolle *). Man betrachtete diefe Anordnung 
als einen Gejeßvorjchlag und der revid. Entwurf überging fie mit 
Stillihmweigen “). 

Opfer mandperlei Art find in den einzelnen Diftricten von Weft: 
falen und der Rheinlande außerdem üblih, beruben aber meift auf 
Localverordnungen und Obſervanzen“), welche auch oft erft über Die 
Natur der fraglichen Leiſtung entſcheiden '*). 


3) Die Verwaltung des Kirchenguts, 


$. 171. 
Einleitung. 


Ursprünglich übernahmen die Bifchöfe fümmtlihe Einnahmen der 
Kirche und beftritten aus ihnen die zur Erhaltung und Förderung der 
firhlihen Einrichtungen notbmwendigen Ausgaben. Bei der Verwen— 


12) Prov.⸗R. von NeusBorpommern ® 1471—1473 und Theil 4. S. 243, 244. 

13) Prov.⸗R. von NeusBorpommern $. 1477 f. und Theil 4. S. 245 f. 

on Erl. der Reg. Stralfund v. 13. Febr. 1821 (v. Kamptz Ann! 5, 
78. 79). 

14) Vergl. $. 164. S. 650. Anm. 22. Revid. Entwurf ded Prov.⸗R. des Her: 
jeugums Schleſien $. 142 und Motive S. 123. 124. Merdel Commentar zum 

L.⸗R. 2, 11. $. 937. Diefe Abgabe wird in der — nur von Katholiken an den 
kath. Küſter, der aualeic Schulmeifter ift, gezahlt. fe R. v. 19. Detbr. 1865 
(Stiehl Eentrafblatt Nr. 203. K. AB. von Schlefien 1866 S. 9). 

15) Prov.⸗R. von Minden (1840). $. 82. 

16) Jene Borfchrift beruht übrigens auf dem Publ. der Reg. zu Minden v. 2. 
Dftober 1802. M. j. meine Gefh.IV, 3. Urk. Nr. CCLXX, vergl. CCLXIX, verb. 
den Text felbft S. 577. Anın. 88. 

17) M. B. aud dem Corveyſchen über die auf der K.⸗O. von 1662 bes 
rubenden von den vier Hochfeiten zu entrichtende Geldabgabe von jeder Perfon über 
12 Jahre die D. der Neg. zu Höxter v. 13. Dechr. 1806, meine Gef. IV, 3. Urf. 
Nr. CCCXXKXIV. S. 627, verb. den Tert S. 801. 

18) Vergl. über Küfterbrot u. a. meine Gef. 1V, 3. Urk. S. 228. Anm. ***, 
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dung bildeten fid) in den einzelnen Landeskirchen verfchiedene Ordnun— 
gen, welche aber im Wejentlihen darin übereinftimmen, daß die Gü— 
ter im gemwiffe Portionen getheilt und für die Armen, die Kirchenbes 
amten, die Gebäude und den Bifchof jelbft zerlegt wurden‘). Später 
erlangten die einzelnen Pfarreien ihre eigene Verwaltung und trafen, 
unter der Aufficht der geiftlichen Obern, analoge Verwendungen, to: 
bei im Einzelnen die mannigfachften Partifularitäten entftanden ?). 
Bei der Durchführung der Reformation konnte man diefelben im All 
gemeinen aufrecht erhalten ’) und fi darauf befchränfen, nur folche 
Modificationen eintreten zu laffen, wie fie die Aufhebung einzelner 
nicht gebilligter Juflitute und die beſ. Sorge für Bildungs - und an- 
dere Anftalten mit fich brachte. Erſchwert wurde dies indeffen mehr- 
fach dadurch, daß die Ummandlung überhaupt nicht fo leicht erfolgte 
und der Begründung der evangelifhen Ordnung öfter gewaltfame Be: 
wegungen und Gigenmächtigfeiten, fo wie Verwirrung in’ den bisheri: 
gen Güterverhältniffen worangegangen waren. Zwar hatten die Ne; 
formatoren Borfchläge gemacht, wie die TZemporalien am Beften geord- 
net werden fünnten‘), doch wurden diefelben um fo weniger allgemein 
benußt, als die Umftände Dies Häufig nicht geftatteten. In den ein: 
zelnen Ländern und Städten fam es deshalb auch zu verfchiedenen 
Anordnungen, melde auf Grund vorangegangener Viſitationen feftges 
ftellt wurden °). 


In den gegenwärtig preußiſchen Landestheilen ift erft in fpäterer 
Zeit eine im Ganzen gleichartige Verwaltung der Kirchengüter herge— 
ftellt worden und dieje hängt mit der Entwidelung der Kirchenverfaf- 
jung des Staats felbft aufs Beftimmtefte zufammen. Die dur Doc: 
tein und Praris, wie eine reiche Gefeggebung aufgeftellten Grund- 
ſätze) find von den Nedactoren des U. L.⸗R. bei den desfallfigen 
Vorschriften benußt, mehrfach aber durch neuere Gefege und Erlaſſe 
der geiftlichen Oberen theilmweife geändert und ergänzt worden. Neben 
den landrechtlichen Sanctionen beſtehen aber noch mancherlei provin: 
zialrechtlihe Normen, welche fih vorzüglich auf die abweichende Stel: 
lung der bei der Verwaltung thätigen Organe, fo wie Die häufig 
obfervanzmäßig verfchiedene Stellung der Gemeinden zu ihren Mitglie: 
dern beziehen. Die folgende Darftellung wird ſich darauf befchränfen, 


1) Ueber die Ausbildung diefer Verbältniffe f. m.. bef. Thomassin vetus ac 
nova eccl. disciplina ete. P. III., verb. meine Darftellung in Herzog's Real» 
Enchelopädie 7, 639. 


2) Weber die Entftehung der Beneficien u. f. w. f. m. Richter K.R. $. 307. 


3) So findet man mitunter bef. Schapfaften und Armenfaften, von welchen jene 
wieder in Iinterabtbeilungen zerfallen, namentlich eine zum Bau der Kirche enthaltene. 
Balthasar jus pastorale 1, 840. 


4) M. f. 3. B. die Ordnung eines gemeinen Kaftens für Leisnig 1523, für 
Magdeburg 1524 u. a. Nichter K.⸗O. 1, 10 f. 17 f. u. a.). 


5) Die Geftaltung im Einzelnen ergiebt fih aus den K.=D. und den vielen über 
diefe Angelegenheit ergangenen bef. Gefegen. M.f. den Nachweis bei Richter K.⸗«O. 
Il, 519, B. und die weiterhin anzuführenden Erlaffe. 


-6) Bergl. J. H.Boehmer jus parochiale Sectio VI. is 


Pe 
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die beftehenden Rechtöverhältniffe in ihren Hauptzügen nachzumeifen, 
ohne in eine Aufzählung aller hierbei vorhandenen Spezialitäten ein: 
zugehen. Es wird binreihen, Daß die zu deren Kenntnißnahme dies 
nenden Gefeße und die betr. Literatur angeführt find. 


$. 172. 
Die Organe der Verwaltung. 


Da nad den Grundfägen der römiſch-katholiſchen Kirche nur dem 
Klerus die kirchliche Verwaltung zufteht, war den Laien eigentlich jede 
Theilnahme an derjelben verfagt. Die Nothwendigfeit führte aber zu 
einen Aufgeben dieſes Prinzips. Um nämlich Schuß für das Kirchen— 
gut zu erlangen wurden auc feit Dem 13. Jahrh. aus der Gemeinde 
Broviforen (provisores seu vilriei, qui allirmanni vocantur) in den 
einzelnen Pfarreien angeftellt, welche fi der Adminiftration des Ver— 
mögens unterziehen und ein» oder zweimal jährlid vor dem Geiftlichen 
und den vornehmeren Parochianen darüber Rechnung ablegen follten‘). 
Unter der oberen Leitung der Bilchöfe und eigener mit den Temporas 
lien betrauten Behörden wurde dann überall die ganze Bermögensvers 
waltung geordnet. Die evangelifhe Kirche behielt die vorgefundene 
Drdnung bei und der Staat, welcher dieje Angelegenheit feiner bei. 
Sorge unterwarf, traf Beftimmungen über die Localverwaltungen, 
deren Ueberwachung den Infpectoren, Conſiſtorien, bei. in Verbindung 
mit den Kirchenvifitationen, jo wie den für die höhere Aufficht vers 
ordneten Kammern und Juftizbehörden aufgetragen wurde. Die eins 
zelnen hierbei wirffamen Organe waren je nad der Landesverfaffung 
verſchieden und auch in Preußen bejaßen die einzelnen Provinzen 
eigene für dieſen Zweck eingerichtete Behörden, Im Allgemeinen 
ftand nur feft, daß Die Verwaltung durch Vorfteher erfolge, welche 
unter der Aufficht der geiftlihen Obern und der Oberauffiht und Dis 
rection des Staats ſtehen follten?“). Seit 1815 ift, abgeſehen von 
den örtlichen Einrichtungen, ein gleicher Organismus in der Weile 
berageftellt worden, daß den Regierungen und dem Minifterium der 
geiftlichen Angelegenheiten die Oberaufficht über das Vermögen 
der Kirchen zugemwiejen worden, was ungeachtet der wiederholt geäußer- 
ten Wünſche der Lebertragung der Bermögensverwaltung an die kirch— 
lihen Organe felbft auch feit der Publikation der Berfaffungsurfunde 
nicht geändert worden ift?). 

Was zunächft das Verwaltungsorgan jeder einzelnen Kirchenge⸗ 
meinde betrifft, fo iſt dieſes das Kirchencollegium )y. Von den zu 


1) Nachweiſungen in Her zog's RealsEnchcelopädie 7, 667 a. E. 668, vergl. 
oben S. 199. 


2) M. f. oben $. 34 1. S. 145 f. 

2a) Vergl. A. 2.:R. II. 11. $$. 157. 161. 167. 217. 

3) Vergl. oben $. 37 f. S. 160 f. und den folg. $. am Ende. 
4) M. ſ. oben $. 65. 5. 2357 f. 
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demjelben gehörigen Kirchenvorftehern ift die Kaffenverwaltung dem 
Rendanten °) und das Baufach einem fachverftändigen Mitgliede über: 
tragen. Diejelben erhalten bei. Inſtruetionen ®). In den Gemeinde: 
firhenrätben der öftlichen Provinzen übernehmen diefe Aemter die von 
den noch vorhandenen Patronen ernannten Vorfteher‘). In der Rhein: 
provinz und in MWeftfalen haben die Kirchenmeifter und Diafonen, 
welche den Presbyterien angehören, die betr, Functionen”), Hierher 
gehörige Angelegenheiten werden auch von außerordentlichen Repräfen- 
tanten, bez. in Rheinland» Weftfalen von der größeren Repräjentation 
übernommen 6, Bei Patronatficchen bat der Patron, und bei ihnen, 
mie fonft, der Pfarrer einen beftimmten Antheil an der Verwaltung. 
Die Stellung derjelben, wie der Gemeinde ift dabei aber nad befte- 
bendem partifularem Recht eine verfchiedene. Kür die Milttärkfirchen 
und deren Vermögen befteht bei jeder Garniſonkirche ein bei. Kirchen: 
collegium oder Guratorium, unter der Oberauffiht des Kriegsmini— 
ftertums °). 

Als eigene Verwaltungsorgane des SKirchenquts ericheinen auch 
die Kreisfunoden, im dem öftlichen Provinzen vorläufig auf die Ver: 
waltung der Kreisſynodalkaſſen unter der Aufficht der Gonfiftorien bes 
Ichränft, während in Rheinland und Weftfalen ihnen auch die Ber: 
waltung der Prediger-Wittwenfaffen übertragen if. Sie unterliegen 
der Aufficht der Provwinzialfynoden, mwäbrend dieſe ſelbſt, denen die Ver- 
waltung der eigenen Synodalfaffen, der Prov.-Collectengelder u. a. 
ufteht, von den betr. Gonfiftorien beauffichtiat werden. Die Conſi— 
ftorien üben ihre desfalliigen Gerechtſame unter Goncurreng der Prov.- 
Regierungen, bez. des geiftlichen Minifteriums, welchen überhaupt das 
Reflort in den kirchlichen Bermögensverwaltungen zufteht. 


$. 173, 
Die Verwaltung der Kirchengüter felhft. 


Obgleich Die evangeliſche Kirche die hergebrachte Ordnung der 
Verwaltung der Kirchengüter im Allgemeinen aufrecht zu halten be— 
müht war, mußten ſich doch Verſchiedenheiten bilden, da ein Theil 
der bisherigen Objecte wegfiel und anderweitig verwendet wurde und 
den Gemeinden eine vorber ihnen fehlende Mitwirkung gewährt ward. 
Die Güter felbft blieben Bona communia und particularia, insbefon: 
dere Stamm» und Dotalvermögen, Stiftungd- und Fabrifgüter. Zu 


5) Ueber deſſen Stellun 3. der Reg. Trier v. 18. März 1819 
23 f., der Neg. — — — 13. For, 1821 $. 325. (v. Kamp Ann. 3, 107f. 
75 ‚7 J * — für feine Rechnungslegung findet fich in der V. von Trier 

S. 
at. oben S. 258. 

6) ſ. oben S. 269. Anm. 24. 

7) 1. oben $. 66. S. 2367. 

8) j. oben $. 65. S. 259, $. 66. S. 263. 

9) Mititäre.:D. v. 12. Febr. 1832. $. 113 — 120. 


u 
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den Fundations- und Dotationsgütern gehören bei. Stiftungen, Legate 
und Vermächtniffe, bei welchen die Gonfervirung des Stammcapitald 
ausdrüdli verordnet und nur die Verwendung der Zinſen zum Beften 
der Kirche geftattet ift, dDesgleichen der Erlös veräußerter Kirchengrund— 
ftüde, fo wie die für die Ablöfung von Abgaben und Leiftungen ge 
zablten Abfindungsfummen, indem der Verkaufs- oder Abfindungs- 
werth an die Stelle urfprünglicher Dotationsftüde tritt, aub Erb» 
ftandsgelder aus Vererbpachtungen !). Für jede Kirche legte man be— 
fondere Berzeichniffe, Inventarien, Matrifeln, Lagerbücer u. ſ. w. an, 
aus welchen der Zuftand des Vermögens im Detail erfannt werden 
fonnte und beftimmte für jedes Jahr im Voraus die zu erwartenden 
Einnahmen, wie die Ausgaben (Etat). 

Das U. L.⸗R. übergeht diefe Grundlagen der firdlihen Vermö— 
gensverwaltung mit Stillihweigen, doch wie es jchon in früberer 
Zeit daran nicht gefehlt‘), fo haben mit Recht die Behörden auf deren 
Borhandenfein das größte Gewicht gelegt und dafür Sorge getragen, 
daß überall diefelben angelegt würden y. Die Etats, für ein oder 
mehrere Jahre, werden nach erfolgter Revifion von der Regierung bei. 
genehmigt t). 

Die im preußifchen Necht enthaltenen Grundfäge über die Ber: 
waltung felbft beruhen auf den Beftimmungen, welche für Gorporatio» 
nen im a rad aufgeftellt find, fo mie den in Uebung vorgefun: 
denen Einrichtungen. m I. Entwurf hatte Suarez ausgeſprochen: 
Die Berwaltung des Kirchenvermögens gebührt den Borftehern der 
Kirchen efellfatt ($. 180). Ihnen fommt e8 zu, bedürfenden Falls 
eigene Adminifiratoren der Kirhengüter zu beftellen und unmittelbar 
die Auffiht über fie zu führen ($. 181). Die Handlungen ſolcher Ad: 
miniftratoren müffen fie infofern vertreten, als fie bei der Auswahl 
und Beftellung ein mäßiges Verſehen begangen oder die Aufficht über 
dieſelben vernachläfftgt haben ($. 182). Sie find fchuldig für die Er- 
haltung der Rechte und des Vermögens der Kirche zu forgen und Die 
Einfünfte derfelben zwedmäßig zu verwenden ($. 183). Ihre Rechte 
und Pflichten haben fie nach dem Anhalt des ihnen von der Geſell— 


1) M. f. die in Anm. 4 cit. Inſtr. v. 1845. Ueber die Privilegien diefer 
Güter f. m. oben $. 166. S. 658. 


2) Bergl. Herzog’ NealsEnchelopädie 7, 642. 643 u, d. W. Kircheninventar. 
Carl Bernb. König die Pfarrmatrifel nach ihrer Geltung und Anlage. Salber: 
ftadt 1835. Dom Wohnungs-, Wirthſchafts-, Gartenz und Feldinventarium des 
Pfarrers fpricht das A. L.-R. 11. 11, $. 780 (I. Entw. $. 603. 11. Entw. $. 574). 


3) M. f. 3. B. Inftr. der Meg. zu Trier v. 18. März 1819 (v. Kamp Ann. 3, 
102 f.), Requfativ der Reg. zu Erfurt v. 24. Septbr. 1824 (König a. a. O. ©. 
43 f.), er der königl. Patronatspfarre zu Danftett von 1835, bei König 
a. a. O. ©. 67f. 


4) Reg.-Inſtruct. v. 23. October 1817. $. 18. lit. g. $. 19. Specielle Bor 
fchriften nebft einem Schema enthält die Trierfche Inftruction von 1819, inv. Kamp 
Ann. 3, 102. 111 f. Erf. der Reg. Stralfund v. 9. Februar 1819, in Fürftens 
tbal’s Sammlung 2, 363 f. Vergl. die für die Marf erlaffene Inftr. v. 6. Auguf 
1845 Nr. 7. 8 (Min. Bl. des Innern S. 210. Bogt 1, 430). Ueber den Zweit 
en. Beftimmung des Etats f. m. Erf. v. 10. April 1837 (Altmann Praxie 
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fchaft gemachten Auftrags zu beftimmen ($. 184). Bei Ermangelung 
eines folhen befondern Auftrags werden fie nach eben den Geſetzen, 
wie ein jeder andere Verwalter fremder Güter beurtbeilt ($. 185). 
Sie find fehuldig der Kicchengefellichaft oder deren Repräfentanten von 
ihrer Adminiftration Rechnung zu legen ($. 186). Sie find bei Füh— 
rung ihrer Adminiftration der Aufficht der geiftlihen Obern unterwor: 
fen ($. 187). 

Bei der Umarbeitung fchien es vorzüglicher, es bei einer Verwei— 
fung auf die im Geſetzbuche befindlihen Vorſchriften über die Gefell- 
ſchaften zu faffen und demgemäß beftimmte der II. Entwurf $$. 182. 
183: Die Verwaltung des Kirchenvermögens liegt den Kirchencolle- 
gien, unter Aufficht der geiftlichen Obern, ob. Bon dieien gilt, der 
Negel nach, alles, was wegen der Beamten privilegirter Gorporationen 
verordnet ift. 

Hiergegen wurde jedoch monirt, daß das Recht der Patrone hätte 
erwähnt werden follen, diefe Dispofition aljo einer Ergänzung bedürfe. 
Darauf erwiderte aber Suarez: „Der $. 182 enthält ein Generale 
vor alle Kirchengefellfhaften und ift gewiß bei allen richtig. Daß 
bei Patronatfirchen auch der Patron conenrrire begründet fein Moni» 
tum gegen diejen Satz: denn nirgend kann der — ganz eigens 
mächtig dispontren ” %). Demnad gingen dieſe 88. auch unverändert 
ins U. L.-R. über’). Auch ohne das gemachte Monitum war aber 
außerdem der Patronat nicht unberüdfichtigt, geblieben: denn während 
der I. Entwurf $. 468 die Ernennung der Kirchenvorfteher ohne den 
Patron erfolgen läßt: Sie müffen bei ihrer Beftellung den geiftlichen 
Dbern zur Genehmigung und Beftätigung angezeigt werden:, hat der 
1. Entw.: Kirchenvorſteher werden, der Regel nad, von dem Patron, 
und in deffen Ermangelung von der Gemeinde, unter Genehmigun 
der ordentlichen Gerichtsohrigfeiten, beftellt — und: der Patron i 
berechtigt, die Verwalter des Kirchenvermögens zu beftellen und Rech: 
nung von ihnen zu fordern:*), was auch das A. L.-R. wiederholte”). 
Rüdfichtlih der fonftigen Befugniffe des Patrons findet fich zwiichen 
dem I. Entw. und dem II. Entw. nebft dem A. 2.:R. fein mefentlicher 
Unterfchied; doch ift der II. Entw. und noch mehr das U. 2.-R. viel 
fa ergänzt. Bei der Ausleihung von Kirchencapitalien fordert der 
I. Entw. nur die Anzeige an den Patron zur Prüfung der Sicherheit, 
der I. Entw. und das A. L.-R. das Vorwiffen und die Genehmigung 
des Patrons“). Zum Vermiethen der Grundftücde fordert erſt der 
Il, Entw, die Approbation des Patrons ). Der I. Entw. verlangt 


4a) Materialien zum U. L.⸗R. LXXX, 148. 
5) A. L.⸗-R. 1. 11. $$. 217. 218. 


6) 11, Entw. $$. 416. 442. Der 1. Entwurf fpricht im $. 563 auch nur von 
der Rechnungslegung. Nur die Beftellung der niederen Kirchenbedienten wird ibm im 
I. Entw. $. 478 7 wie im 11. Entw. $. 420 —422, U. L.-R. 11. 11. $.556. 
Vergl. oben $. 65. S. 259. 260. 


TA. L.-R. 11. 11. $$. 552. 585. 
8) 1. Entw. $. 555. II. Entw. $. 477. A. 8%.=R. II. 11. $. 636. 
9) II. Entw. $. 498. U. L. ⸗R. II. 11. $. 668. Dagegen 1. Entw. $. 558. 
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nur bei — Reparaturen Benachrichtigung des Patrons ") 
u. a. m. '%), 

Die getroffenen Anordnungen des I. Entw. genügten einigen 
Revidenten deffelben nicht und fie wünfchten noch einige Beftimmungen 
binzugufügen, nämlich: 1) dag bei Patronatfirhen die unmittelbare 
Auffiht über die Verwaltung des Kirdyenvermögens dem Patren com: 
petire; 2) Daß befonders auf dem Lande, wo es oft an tanglichen 
und fihern Subjectis zur Adminiftration fehle, der Pfarrer fich nicht 
entbrechen kann, die Function eines Kirchenvorfteber8 und qua talis 
die Beforgung der Schreibereien und des Rechnungsweſens mit zu 
übernehmen; 3) daß die Kirchengelder von den Vorftehern, deren 
wenigften® zwei fein follen, unter gemeinfchaftlidem Beſchluſſe aebal- 
ten werden müffen, dergeftalt daß einer obne den andern nicht dispo— 
niren kann“). Da Suarez diefe Sätze unbedenflih fand, gingen fie 
in das A. L.-R. über *). 

Die Verwaltung des Kirchenvermögens ift den Kirchenvorftehern 
übertragen, welche eben die Aufmerkiamfeit anwenden und eben den 
Grad der Schuld vertreten, wozu Vormünder verpflichtet find '). Sie 
haben die firhlihen Einnahmen in Empfang zu nehmen und deshalb 
die ordentliche und prompte Einziehung der Einfünfte zu beforgen '*). 
Die forgfältige Aufbewahrung der Wermögnensobjecte ift ihnen zur 
Pflicht gemacht"), fo wie die fichere Unterbringung der Gapitalien '). 


10) I. Entw. $. 485. vergl. Il. Entw. $. 519. 4. &.= N. II. 11. 8.700. Nach 
den I. Entw. $. 520 und A. L. ⸗R. $. 701 bedarf ed da, wo fein Patron (oder 
Kirchencollegium. A. L.⸗R.) vorhanden ift, bei Reparaturen bis 10 Thfr. feiner Rüds 
frage. Der I. Entw. $. 484 fordert, obne weiten Zufaß, eine folche nicht bei Res 
yaraturen bis 5 Thlr. 

10a) Ueber die Verwaltung in den Fällen, in welchen der Patronat dem Ma— 
aiftrate zuftebt (f. oben $. 70. S. 278), entſcheiden bei. Inftructionen im Anfchluffe 
an die Städteordnungen. Circ. v. 23. Dechr. 1845 (Min. MM. des Innern 1846. 
5,7. Vogt 1, 476). Der Antbeil der Stadtverordneten dabei entfpricht den fonit 
ihnen zuſtehenden Gerechtfamen bei der Vermögensverwaltung des Magiftrats (M. v. 
15. Dechr. 1823, v. Kamp Ann. 17, 374. Bord 1, 729. Nr. 91. Beſcheid v. 
25. — 1840 (Min.⸗Bl. des Innern S. 14. Boat 1, 475). Vergl. Bord, 
164. 165. 

11) Materialien zum A. Y.=R. LXXX, 152. 

12) A. %=R. IT. 11. $. 621. verb. $. 622. &$. 624 — 627. 

13) U. L.-R. II. 11. $. 623 (II. Entw. $. 473). 

14) A. &= N. Il. 11. $. 664— 608. (Vergl. oben $. 161. S. 642.) Ueber 
Auffündigung der ausftehenden Gapitalien u. f. w. A. L.-R. $. 629 f. Die Quit⸗ 
tung über die erfolgte Zablung N. v. 27. Septbr. 1833 (bei Vogt 1, 448), Circ. 
v. 28. Juli 1795 im N. C. C. IX. Nr. 42, Vogt 1, 449. 

15) A. Le. II. 11. $$. 625. 626, verb. mit den vielen Erlaſſen und den Gr: 
aänzungen biergu. Ueber die Sepung der Wertbpapiere außer Cours f. m. Die oben 
8. 43. S. 189, Anm. 34 cit. Vorſchriften. 

16) Zinäbare Unterbringung bei der Bank (Boat 1, 449 f.), ———— 
Private genen gerichtliche Sicherheit, beſ. auf Grundſtücke gegen hypothekariſche Ein 
tragung u.a. A. L.-R. I. 11. $. 634 f. nebft Ergänzungen (Bogt 1, 455 f.). 
Die geiftfichen Obern, deren Confens nothwendig ift, haben darüber ftreng zu wachen. 
Insbeſ. ift das Darleiben an das Kirchencolleaium, die Vorftehber, den Patron, den 
Pfarrer ohne ausdrüdfiche Genehmigung der Obern nicht zuläſſig. A. L.-R. $. 6Alf. 
Vergl. Erf. der Dberfandesgerichts Halberftadt v. 20. Dechr. 1825 in Simon und 
v. Strampff Rechtsſprüche 4, 442. Altmann Praxis S. 44. 45. Vogt 1, 87. 
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Grundftüde der Kirche werden von ihnen vermiethet und verpachtet'”), 
Kirchenftellen vermietbet '), Schulden contrahirt ), Prozeffe geführt”), 
Vergleiche geichloffen *) u. a. m. Im mie meit in jedem Ddiefer Fälle 
die Worficher ſelbſtſtfändig zu verfahren befugt und verpflichtet find, 
oder der Zuziehung des Kirchencollegit, des Pfarrers, des Patrons, 
jo wie der Mitwirkung und Genehmigung der geiftlichen und ftaatlichen 
Borgefegten bedürfen, ift im Gefeße ſelbſt beftimmt und durch verſchie— 
dene Erlaffe über die Reffortverhältniffe und Berfügungen der betr. 
Behörden jelbft genauer vorgefchrieben *). Den Vorſtehern Tiegt auch 
ob, die bei den Kirchen vorkommenden ordentlihen und beftimmten 
Ausgaben ohne weitere Rüdfrage aus den Kirchenmitteln zu entrichten. 
Für die anßerordentlihen Ausgaben follen bei jeder Kirche gewiſſe 
Summen von dem geiftlihen Obern beftimmt werden, welche die Vor: 
fteher nicht ohne Genehmigung des Patrons oder Kirchencollegii, und 
* un ohne Approbation der geiftlihen Obern überfchreiten 
dürfen ®), 


Bon der geführten Verwaltung Haben Die Vorfteher jährlich fpä- 
teftens drei Monate nach dem Ablaufe des Nechnungsjahres *) ihre 
Rechnung einzureichen *), welche vevidirt und vom Patron *), unter 
Beimohnung von Repräfentanten oder Bevollmächtigten der Gemeinde?”), 
oder, wenn die Kirche feinen Patron Hat, vom Kirchencollegium **), 
oder, wo ein folches fehlt, von Deputirten der Gemeinde *) ange: 
nommen wird **), Der Pfarrer ift ftet8 bei der Rechnungsabnahme 


IT) A. L.-R. 11. 11. $. 668 f. 

18) A. L.-R. 11. 11. $. 676. 

19) A. 2.=R. Il. 11. $$. 645. 646. 

20) A. L.⸗R. 1. 11. 8. 650 f. Dazu vergl. die mehrfachen Erfaffe und Er: 
fenntnifle bei Boat 1, 206. 210. 460 f. Altmann Praxis ©. 377 f. 397 f. 


21) A. L.R. 1. 11. 8. 662. Dergl. Bogt 1, 464. Altmann Praxis 
4; 


22) M. f. 3. B. V. der Meg. Warienwerder v. 28. Auquft 1811, 24. Febr. 
1820, der Reg. Danzig v. 28. Septbr. 1822 bei Bord 1, 735 f. Nr. 94. 95, der 
Ren. Düffeldorf v. 9. Septbr. 1819, 23. Febr. 1821, der Ren. Breslau v. 4. Januar 
1825 (v. Kampp Ann. 3, 750 f. 5, 70 7. 9, 94 f.) u. v. a. Vergl. dad Anm. 14 
cit. R. von 1833. Ueber die Nothwendigkeit der Unterſchrift der Vorſteher bei Berich- 
ten an die Reg. ſ. m. Circ. der Meg. Königsberg v. 5. April 1826 (meint Ges 
ſchichte 1, 2. Urk. Nr. XCI). j 

23) A. L.⸗R. 11. 11. $$. 686. 687. 

24) 9. 4: R. 11. 11. $. 647. 

25) A. 2.:R. I. 11. $. 688. M. f. überhaupt Schmidt der Wirkungsfreis 
des Superintendenten S. 202 f. 

26) A. L.⸗R. 11. 11. ss. 689. 690. Mit dem Gollaturrecht ift die Rechnungs 
abnabme nicht verbunden (Erf. des Obertrib. v. 30. Juli 1838, Altmann Praxis 
S. 301 f. Bogt 1, 477 a. E.). 

27) A. &=R. II. 11. $. 691. 

28) A. L.⸗R. II. 11. $. 602. 

29) A. L.⸗R. II. 11. $. 693. 


u Die — — erfolgt unentgeldlich. Beſcheid v. 7. Febr. 1842 
(NMin.⸗Bl. des Innern S. 59. Vogt 1, 475), 
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zuzuziehen ») und der Superintendent hat bei den Bifltationen jedes 
mal auf die feitdem geführte Verwaltung zu achten und zu berichten *). 
Die Rechnungen von fönigl. Patronatkicchen, wie von denen, worüber 
Magifträten oder Communen in den Städten das Patronatrecht zu: 
fteht, müflen der Regierung *) sur Revifion, und wenn das jährliche 
Einkommen 500 Thlr. überfteigt, der Oberrehnungsfammer eingeſen— 
det werden *). 

Früher hatte ein bei. Eonfiftorialfiscal oder Generalprocurater 
Das Antereffe der Kirchen überall bei der Verwaltung, in Prozefien 
und fonft von Amts wegen wahrzunehmen und über die ordnungsmä: 
Bige Adminiftration zu machen "). Seit dem Wegfall dieſes Beamten 
ift Die Auffiht auf die an deffen Stelle getretenen Behörden überge- 
gangen und diefen die Hebung dieſer Obliegenheit wiederholt einge: 
fchärft worden "®), 

Die Verwaltung der Pfarrgüter liegt dem Pfarrer ob *). Dabei 
ericheint er immer wie der Verwalter eines fremden Eigenthums und 
bat den Umſtänden nach den Proprietär, die Gemeinde zur Mitwir: 
fung beranauziehen *), auch erforderlichen Falls die Genehmigung der 
geiftlichen Dbern einzuholen ®). Der Aue jelbft hat aber nicht 
die Qualität eines eigentlichen Kirchenvorftchers, obihon er auf dem 
Lande zumal im Falle des Bedürfniffes einzelne Verrichtungen zu über: 
nehmen bat, welche fonft einem ſolchen auferlegt find ®). Er bat aber 
ſelöſt Nebenvorfteher °*) und ift bei der Adminiftration der bei. Auf- 
fiht des Patrons, des Borftandes und der Obern unterworfen "i. 


30) A.L.⸗R. Il. 11. $. 694. 

31) A. L.⸗-R. I. 11. $$. 696. 697. 

32) Statt des im A. L.⸗R. genannten Conſiſtorii tritt die — ein, nat 
der D. v. 27. Juni 1845. $. 3. Nr. 5 (vergl. oben $. 40. S. 176 5). 

33) A. L.⸗R. II. 11. 8. 698. M. f. Inſtr. der Men. erh v. 24. Ianuar 
1824 über das Verfahren bei der Revifion der Rechnungen, inv. Kamptz Ann. 8, 
160 f. Boat 1, 472 f. Ueber die Revifion der Rechnungen ärmerer Kirchen fänial. 
Patronats ſ. m. Inftr. der Reg. Magdeburg v. 3 October 1823, bei Schmidt 
Wirkungokreis "et Superintendenten S. 465 }. NR. v. 12. März 1833 in v. Kamps 
Ann. 17, 377. . 1, 478, vergl. Publ. der Re Liegnitz v. 11. Novbr. 18%0 
(v. Kamp Ann. 4, 765. Vogt 1, 478). Mt a überhaupt Schmidt 
a. a. O. S. 209 

33a) Die desfanfi ige Beftimmung v. 1558 (Mylius C. C. March. I. 1. Rt. IV. 
Zum achtundzwanzigſten S. 270) gin in die Bifitat.O. von 1575 (a.a.D. S. 337) 
über und ift vielfach wiederholt. ſ. aub Edict v. 20. Seytbr. 17236 a. €. 
(a. a. D. Ar. CXXXVII. S. 570). 


336) M. f. außer den ſchon angeführten Erlaffen die nn . 2 Inftr. Nr. 10, 
wo zur Legitimation eines bef. Verfahrens auf das A. L.⸗R. II. 11. $. 661 bins 
gewieſen ift. 

34) U. L.⸗R. II. 11. $. 778. 

34a) R. v. 23. Auguft 1822 er Jahrb. 20, 35. Bogt 1, 547). 

34b) Verf. v. 3. Novbr. 1845 (Min.sBl. des Innern S.314. Vogt 1, 237). 

35) U. 8. II. 11. $. 627 (vergl. oben Anm. 11), M. ſ. Circ. v. 16. Ars 
bruar 1832 (u. Kampp Ann. 16, 98. Vogt 1, 446), veral. Shmidt a. a. D. 
S. 203. 

36) A. L.⸗R. II. 11. $. 628. 

37) M. vergl. über das Einzelne m §. 166. 650, üher die Pflichten und 
Nechte des Pfarrers oben $$. 62. 63. 5. 248 f. wegen der Pflichten bei Erbal: 
tung der Pfarrgebäude $$. 175. 176. 
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Seine Sorgfalt ift hierbei um jo dringender, als durch jeine Nach: 
läffigkeit der Pfarre und der Kirche felbft ein bleibender Schade zuge: 
fügt, insbeſ. bei feiner Verwaltung eine Verjährung zum Nachtbeil 
der Pfarre angefangen und fortgefegt werden kann ). 

Dieſe BVBorfchriften erleiden in einzelnen Provinzen manche Abwei— 
Hungen und werden mehrfach durch bei. Anordnungen näher bejtimmt, 
Da die Adminiftration einen gewiffen freien Spielraum bat, konnte 
durch die Behörden das paſſend Scheinende beftimmt werden, auch 
blieb den Gemeinden felbft immer ein gemwifles Berfügungsredt. 

In Oftpreußen hatte das Prov.-R. vorgeichrieben, daß zur Aus- 
leihung und — der Kirchencapitalien in jedem Falle bei könig— 
lichen Patronatskirchen die Einwilligung des oſtpreuß. Staatsminiſterii 
von den Lutheriſchen, des Kirchendirectorii von den Deutſch-Reformir— 
ten außerhalb Königsberg eingeholt werden folle, während die übrigen 
evangelifhen Kirchen ſich gar nit an die geiftlichen Obern deshalb 
zu wenden hatten, auch außerordentliche Ausgaben ohne deren Conſens 
beftreiten dürften »)). Später ift den föniglichen Patronatfirhen eine 
gemwiffe Freiheit gegeben, für die übrigen aber eine beftimmte Unter 
ordnung unter die Abtheilung für das Kirchen» und Schulmwefen bei 
den Regierungen feftgefept %). Nah dem weftpreuß. Prov.R. ift zur 
Ausleihung und Einziehung von Kirchencapitalien der Kirchen Föntgl. 
Patronats, fo wie folcher, die feinen eigenen Patron haben, oder deren 
Patronat einer geiftlihen oder milden Stiftung zufteht, die Geneh— 
migung der Regierung, bei andern Kirchen Privatpatrons nur der 
Gonjend des Patrons notbwendig., Die Firchlichen Documente 
u. ſ. m. flehen unter Verwahrung des PBfarrerd und cines Kir: 
chenvorſtehers. Die jährlihe Rechnung wird dem Patron, bez. der 
Regierung gelegt und wo letztere die Rechnung nicht felbft abnimmt 
wird Hin ein Duplicat nebft dem Abnahme: Atteft zur Prüfung einge: 
reicht *'). 

Mehrfahe Abweichungen finden fih in den Marken, wovon der 
Grund in der bevorzugten Stellung der Patrone liegt *%). Dazu fommt, 


38) Da dem Pfarrer der Niepbrauch und die Verwaltung der Pfarrgüter gebührt, 
8 kann es fraglich fein, ob feine Qualität als Nießbraucher oder Verwalter prävalirt. 
as Obertribunal nahm früher an, daß der Nießbrauch vorwalte und deshalb zum 
Nachtheil des Pfarramts oder Pfarrguts gegen den Pfarrer nicht verjährt werden 
könne (Präjudiz 162 v. 20. März 1837 (in der Präjudizienſammlung 1, 121), Erf. 
v. 16. April 1852 (Striethorft 5, 175), gemäß A. 8: MR. I. 21. $. 90— 92). 
Später änderte ed feine wrgr indem es den Pfarrer als Verwalter im Sinne 
ded A. L.R. 1. 14. 6. 100 betrachtete und die Vorfchrift des U. L.⸗R. 1. 9. 
$. 521, 1. 14. $. 173 auf ihn anwendete (Erf. v. 20. Septbr. 1850 bei Strietz 
borft 35, 78 f. Altmann Praxis S. 482. 483, Erf. v. 20. Septbr. 1861, v. 
8. Novbr. 1861 bei Strietborft 42, 370. Plenarichluß v. 5. October 1863 in 
den Entf. 50, 1. 8. A.⸗“B. Weflfalen 1864. S. 57 f.). Bedenken gegen dieſen 
Schluß erhebt Hinſchius in der preuß. Anmwaltzeitung 1864. Nr. 30. 
39) Oftpreuß. Prov.sR. Zufap 191. 194. Ueber das frühere Recht f. m. Ars 
noldt preuß. K.⸗R. 5. 113. 


40) Zeihe Erläuterungen S. 31 f. Die —— deshalb ergangenen DB. fins 
den fich im Anbange meiner Geſch. 1. 2 und bei Bord. Bogt 1, 445. 


41) Weftpreuß. Prov.⸗R. $. 31— 37. 
42) M. |. oben $. 71 ©. 284. $. 72 ©. 291. 
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da nicht die Gemeinden fo ald Vermögensſubjecte aufaefaßt find, mie 
dies fonft gewöhnlich der Fall if. Dies folat Ihon aus der Biittv- 
tionsordnung von 1573 und es ift durdy verfchiedene jpätere Erlaff: 
und die Praxis im Befondern feftgeftellt. Darauf beruhen Die Fett: 
jeßungen, welche in dem revidirten Entwurfe des Prov.R. eine Stell 
fanden *) und dann durch die Gab.-D. v. 11. Zuli*) und die mini 
fterielle Inftruction v. 6. Auguft 1845 *) angeordnet wurden. Die 
Letztere entwidelt fo forgfältig die bier zu beiprechenden Verhältniſſe, 
daß es am zweckmäßigſten fcheint, aus ihr die erforderlichen Mittbeilungen 
zu machen. Das vorhandene Kirchenvermögen bildet hiernach eine mit 
den Rechten einer moralifhen Perfon verfehene felbftftändige Vermö— 
zensftiftung. Seine gefeglichen Vertreter und Organe in allen Ange 
tegenheiten find der Patron, der Geiftlihe und die Kirchenvorfteber, 
unter Aufficht der geiftlihen Dbern. Dieſe Vertreter und Organe fin 
ermächtigt, mach ihrer übereinftimmenden und gewiffenhaften Ueberzeu: 
gung Über Das zu verwaltende Vermögen die notbwendigen Anordnun: 
gen zu treffen, ohne daß es eines Gonfenfes der Gemeinde bedarf. 
Den firdlichen Obern bleibt e8 zwar unbenommen, in geeigneten Fäl: 
len, vor Ertbeilung ihres Conſenſes auch die Gemeinde zu Hören, und 
auf die von ihr abgegebenen Erflärungen dasjenige Gewicht bei ihrer 
Entſchließung zu legen, welches diejelben ihrem materiellen Inhalte 
nach verdienen. Die Gemeinde nimmt aber bei den erforderlichen An: 
ordnungen über das vorhandene Kirchenvermögen niemals die Stelle 
des verfügungsberechtigten Eigenthümers deffelben ein. Die Kirden: 
vorfteher find ein für fich beftehendes Organ der Kirche und in fe: 
ner Weife mit der Vertretung der Gemeinde beauftragt. Die Ber: 
treter der Kirchenfliftung verwalten das der Kirche gehörige Vermögen 
felbftftändig, doch muß die Gemeinde in allen Fällen mit ihren Et— 
färungen gehört werden, fobald ihre individuellen Rechte und Inter— 
effen durch eine Einrichtung berührt werden, wie bei der Uebernahme 
neuer und ungewöhnlicher Rufen, bei entftebenden Zweifeln über den 
Umfang ihrer Leiftungen und dadurch veranlaßter Regulirung des An: 
terimiftifums, bei Prozefien, Verträgen mit der Gemeinde u. a. Die 
Kirchenvorfteher bilden nicht in dem Maaße, wie das A. L.-R. an: 
nimmt, den ausfchließlichen Mittelpunkt der geſammten Bermögens- 
verwaltung, an melden fi der Pfarrer und der Patron nur in ein 
zelnen Beziehungen anfchliegen, jondern alle drei machen in ihrer Ge 
meinfchaftlichkeit die nächte Vertretung der Kirche und des Kirchenver: 
mögen® aus, wobei fih die Kirchenvorjteher nur nicht weigern können, 
gemiffe ſpeciell bezeichnete Dienfte, 3. B. Einziehung der jährlichen 
sinfünfte, die Einſammlung der freiwilligen Gaben bei firchlichen Zu 
jammenfünften u, f. w. zu übernehmen. Auf der Bafis der im Allge— 
meinen beftebenden Gemeinfchaftlichfeit der Verwaltung und unter Be 
achtung des dem Patron in feinem Verhältniß zur Kirche gebührenden 


6 * — Entwurf $. 26 ff. Motive S. 18 ff. Ebmeyer Zufammenftellun 
12 18 

44) G.S. S. 485. 

45) Min.sBl. des Innern S. 210 f. Bogt 1, 425 f. 


$. 173, Die Verwaltung ded Kirchenguts, 687 


Ghrenranges haben ſich bei den verfchtedenartigen Stadt» und Land» 
firhen, je nad den Perfonen und Umſtänden, verjchiedenartige For: 
men dev Gejchäftsvertheilung ausgebildet. Die Führung der Rechnun— 
gen iſt theil® in den Händen der Kirchenvorfteher,, theils in denen 
der Prediger; häufig findet auch eine Unterflügung des Patrons durch 
- feine Beamten dabet ftatt. Die Documente, Schuldbriefe und Capi— 
talien befinden ſich unter ficherer Berwahrung; kleinere Beftände zur 
Dedung der laufenden Bedürfniffe an Altarwein und dergl., zur Be— 
Joldung der Kirchenbedienten u. ſ. w. verbleiben bisweilen in den 
Händen der Kirchenvorfteher, des Predigers oder des Patrond. Es 
Liegt in dev Natur der Sache, daß die auffehende Behörde in Ddiefen 
Stücken der freien Bewegung der localen Vertreter der Kirche einigen 
Spielraum gewähren muß. Es genügt, wenn fie darüber wacht, daß 
die einzelnen Organe im Einverfländniffe mit ihren Mitwertretern ver: 
fahren, die Rechnungen bei Gelegenheit der Kirchenvifitation jorgfültig 
controlirt und Migbräude abftellt. Die Aufftellung der Etats erfolgt 
unter Aufficht der Regierung, welche bef. darauf zu ſehen hat, daß 
Die FZundationscapitalten von den fpäter gefammelten Erſparniſſen ge- 
trennt werden. Den Patronen, Pfarrern und Kirchenvorftehern find 
geſetzlich weſentliche Erleichterungen verftattet, indem bei gewiffen Ar; 
ten von Ausleihungen, Vermiethungen und Verpachtungen von Grunds 
ftüden u. |. w. die Einholung des Conſenſes der Firchlichen Obern für 
nicht erforderlich erklärt ift, Dagegen bleibt diefelbe in den übrigen 
Fällen, wo das Geſetz fie verlangt, nothwendig ®,). 

In Pommern find im Ganzen die im AU. L.-R. aufgeftellten Be— 
ſtimmungen geltend geworden. Die Verwaltung ift Sade der Provi- 
joren, Kirdyenvorfteher, und der Pfarrer, unter Auffiht der Patrone 
und geiftlihen Obern *). In Neu:Borpommern werden die VBorfteher 
gleih Anfangs mit der Verwaltung betraut, Pfarrer und Eingepfarrte 
nicht erwähnt. Während die Lebteren ausgeichloffen blieben, find 
aber faktifh die Pfarrer wefentlich ſpäterhin dabei betheiligt worden. 
Die unmittelbare Auffiht des Patrons wird ftet8 Be nicht 
aber feine Theilnahme an der Adminiftration jelbft *). 

Auch in Sacfen gelten im Allgemeinen die gemeinrechtlichen 
preußiichen Vorfchriften. Auch der Patron bat die Auffiht, ja felbft 
bisweilen unmittelbar Theil an der Verwaltung, infofern er nicht dem 
Pfarrer fein Necht überläßt “). Im Eichöfelde fteht dagegen in der 


45a) Die Niederlaufig befolgt im Allgemeinen die im A. L.=R. aufgeftellten 
Grundfäge (Revid. Entwurf des Prov.“R. $. 400 f. Motive S. 69 f.). 


46) M. f. Balthasar jus pastorale 1, 854 f. 912 f. 


47) Sehr fpeciell find die einzelnen Verhältniffe in dem Prov.eR. von Neu s Vors 
vommern $. 1168 f. erörtert. Damit verb. man die Motive Theil 4. S. 132 f. 
——— v. 26. Februar 1861 (Striethorſt 40, 312 f. Altmann Praxis 
S. 361 — 363). 


48) So im Herzogthum er age (Revidirter Entwurf des Prov.⸗R. $. 273 f. 
und Motive), obgleich die K.⸗O. von 1730 dies nicht vorfchreibt. Im Herzogthum 
Sachſen ift der Patron nebft den Gerichtsherren der eingepfarrten Ortfchaften berech— 
tigt, der Abnahme der Kirchenrechnungen beizuwohnen (Hevid. Entwurf des Prov.sR. 
$. 756). 
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Regel dem Patron feines der Nechte zu, welde das U. 2.-R. Dem: 
ielben im Anfehung des Kirchenvermögens beilegt %). Der Pfarrer 
fann bier dad Rechnungsweſen nicht übernehmen »), da er die Red: 
nung mit abzunehmen bat’). Für die Evangelifchen in Schlefien 
— beſ. provinzielle Vorſchriften für die Vermögensverwaltung 
nicht *). 

Für Weſtfalen und die Rheinprovinz ſchreibt die K.O. von 1835 
vor: Das Vermögen der Kirchengemeinde, es mag zu firchlichen, 
Schul: oder Armenzweden beftimmt fein, wird von dem Presbyterio 
unter Auffiht der Synode in bisheriger Weife verwaltet, bis zur Bes 
jeitigung der Verfchiedenheit der darin beftehenden Vorſchriften und 
Obfervanzen Die zn eine Berwaltungsordnnung entworfen, 
und Ddiefelbe die Genehmigung der die obere Auffiht auf die Außern 
Kirchenangelegenheiten führenden höchſten Staatsbehörde erhalten 
bat ®). 

Zur Ausführung dieſer Anordnung entwarf Die I. weitfäl. Syn. 
eine Verwaltungsordnung“), welche vom Eultusminifterium am 7. Mai 
1838 beftätigt wurde °). Diefelbe bat die Bedeutung eines wirklichen 
Provp.Geſetzes *), durch welches aber den bef. Rechten einzelner Ge: 
biete nicht derogirt iſt“). Die im dieſer Ordnung enthaltenen Bor: 
ichriften jchließen fih aber überhaupt an die bereits im A. L.-R. und 
den Erlaffen der Regierungen neben der 8.-D. enthaltenen Beftim: 
mungen an, ſowohl über die Anlegung der Lagerbücher, al8 der Stel: 
lung des Presbyteriums bei der nefammten Verwaltung, insbeſ. bei 
der Anlegung ded Etats und der Rechnungslegung. Die Aufficht über 
die Verwaltung der Presbyterien übt Die Kreisfynode durch einen Aus: 
ſchuß“). Außerdem bat die Regierung die ihr reffortmäßig überwies 
jene Mitwirkung, wie bei der Feftftellung der Etats und der ihr zw 
ftebenden Ertheilung des Conſenſes. Die Kreisſynoden verwalten alle 
Kreisiunodal » Wittwen- und Kreisfynodalkaffen ®) Die Kreisſynodal— 
Etats und Matrifeln werden von den Superintendeuten den Regierun: 
gen zur Beifügung etwaiger Bemerkungen vorgelegt, dann der Bar. 
Synode zur Beftftellung und dem Gonfiftorium zur Genehmigung ein- 
gereicht 9,). Das Leptere hat in den geeigneten Fällen vorläufig mit 


49) Revid. Entwurf des Prov.⸗R. H$. 246. 260 u. a. m. Motive S. 238 f. 
50) a. a. D. $. 253. Motive S. 253. 
51) a. a. O. $. 271. Motive S. 258. 259. 
52) M. f. Publ. der Neg. Liegnig v. 11. Novbr. 1820, Breslau v. 24. Januar 
1824 (v. Kampp Ann. 41, 765. 8, 180 f. Vogt 1, 472 f. 478). u 
53) 8.08. $. 147. verb. $$. 14. g. 16. 37. d. 
54) I. Syn. ©. 42. 66. 74 f. 
55) Erlaf des Eonf. Münfter v. 25. Juni 1838 Nr. 9. Die D. ift nebft Er 
gänzungen abgedrudt bei Hagens zur K.⸗D. S. 157 f. 
56) M. f. die desfallſigen Erlaffe bei Hagens a. a. D. S. 102. 
57) M. f. $. 176. Anm. 55. 57. 65. 
58) Vergl. oben $. 75. S. 302. 303. 
59) K.⸗O. $. 37, e. 
59a) V. weftfäl. Syn. Beſchluß 181, genehmigt durch Min.s®. v. 14. Juli 1849. 
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der betr. Regierung in Communication zu treten und hat derjelben 
eine Abjchrift des Etats mitzuteilen ““). Das Verfahren bei der ganz 
zen Verwaltung der Kreisfunode ift durch eine bei. Inſtruetion feitge: 
ſtellt“). Auch die Provinzialfynode hat die Berwaltung einer bei. 
Syuodalfaffe, welche in ähnlicher Weile wie Die der Kreisiungden 
adminiftrirt wird ®), jo wie einen eigenen Prov.-Kirchenfonds =), 

In der Rheinprovinz geftaltet fih das Berhältnig anders. In 
einem großen Theile dieſes Gebietd beftand früher eine dem PBrincip 
presbyterialer Berfaffung entjprechende eigene kirchliche Verwaltung, 
unter Aufficht der höheren firchlihen Organe und des Staats, wäh- 
vend in einem andern Theile die bei der Eonfiftorialverfaffung übliche 
Adminiftration eintrat. Von bef. Bedeutung ift es ſodann, daß in 
dem unter römiſch-katholiſcher Herrſchaft flehenden Lande (Jülich-Berg) 
in Betreff der Bermögensverwaltung die Evangeliſchen eine große 
Selbftftändigkeit befagen, die ihnen freilich allmählig gefchmälert wurde, 
indem fie zur Rechnungslegung an den Staat gendthigt werden konn— 
ten, während fie indeffen die Verwaltung der Kirchengüter felbft be- 
hielten ®), In dem unter brandenburgifcher Hoheit befindlichen Gebiete 
(Eleve-Mark) war dagegen der Zuftand ein anderer, da die anfäng- 
liche Aufficht fih allmählig zu einer fürmlichen Verwaltung erweiterte, 
im Ganzen nad den im ganzen Staate herrſchenden Grundfäßen “. 
Dann fan e8 zu neuen Aenderungen beim Eintritt der bergifchen und 
franzöfifchen Herrfchaft, welche aber die firchliche Verwaltung des Ber: 
mögens im Wefentlichen den Gemeinden felbft überließ”). Seit der 
Borftellung der preußifchen Regierung erfolgten aber gewiffe Modi- 
ficationen, inden eine Gleichftellung mit den übrigen Theilen der 
Monarchie den in der Inftruction vom 23, October 1817 und anderen 
Geſetzen enthaltenen Grundjägen gemäß binfichtlid der Behandlung 
der Kirchengüter zur Anwendung fam *). Die Wünſche der Synoden, 
welche dahin gingen eine andere Regelung Ddiefer Verhältniſſe herbei: 
zuführen, fanden nicht Gehör *»). Hierauf wurde die K.⸗O. 1835 


| 60) R. des Eonj. v. 26. Zuli 1849 (Hagens a. a. O. S. 38 zu $. 35 der 
K.⸗O. Nr. 5). 
61) IV. weſtf. Syn. Beſchluß 49, V. Syn. Beihluß 171 f. Die Inftruction, 
Sr durh Min. R. v. 14. Juli 1849, findet fih bei Hagend u.a. O. 
5. 135 


en ſ. die in voriger Anm. cit. Inftruction $. 16 f., Hagens a. a. O. 
5. 139 f. 

62a) Statut vom 30. Septbr. 1863, genehmigt 21. März 1864 (8. A.⸗B. 
Münfter S. 34. XI. weftf. Syn. Anlage 0. S. 39 f.). 

83) M. f. meine Geſchichte IV, 3, 173 f. 177 Rr. 4. 257. 258. 343. 344. 

64) a. a. DO. IV, 3, 179. 261. 264. 356. 357. 358. 

65) a. a. D. IV, 3, 775. 785. 807. M. vergl. auch die zunächſt die Verhältniſſe 
der fatholifchen Kirche betr. Schriften von Carl de Syo: Das die Kirchenfabrifen 
betr. Decret v. 30. Dechr. 1809 (2, Ausg.). Köln 1864 und: Das Decret über die 
Erhaltung und Verwaltung der Güter des Elerus v. 6. Novbr. 1813. Köln 1863. 

66) M. f. 3. B. die oben Anm. 4. 22 angeführten Negierungserlaffe von Trier, 
Düffeldorf u. a. Vergl. Ordnung für die Presbyterien und NRendanten der Gemeinen 
der Conſiſtorialkirche Cleve, betr. die Verwaltung ihres Kirchen- und Armenvermögens 
und der deshalb anzulegenden Rechnungen d. d. Goch 10. Febr. 1828, im Evang. 
Gemeindeblatt aus und für Rheinland⸗Weſtfalen 1862. Nr. 13. S. 208—210. 


67) Meine Gefch, IV, 3, 860. 870. 873. 880. Vergl. oben $.19. S. 96. 
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erlaffen und nach dem $. 147 derfelben unterzog fich die Prov.Synode 
der Ausarbeitung einer Berwaltungsordnung. Der von ihr ausgegangene 
Entwurf) erhielt aber nicht die Beflätigung, weil die darin ausge: 
ſprochene kirchliche Leitung und Beauffihtigung des Kirchenvermögens 
der Inftruction von 1817 und der K.O. widerfprad *), weshalb Die 
Borlage eines neuen Entwurfs anheim gegeben wurde. Die Synode, 
welche ſich über Die bei der Durchſicht des älteren Entwurfs zu neb— 
menden Rüdfichten geeinigt hatte”), wurde nunmehr zu einer Revifion 
der ganzen 8.-D. ah und wie fie in diefer 1844 das presby— 
teriale Princip beftimmt durchzuführen fuchte, ging fie auch in dem 
Berwaltungsentwurf davon aus, daß die Kirche bierbet felbftftändia 
jet und nur für den Fall die Regierung einzumwirfen babe, wenn un- 
freiwillige Umlagen anzuordnen find”). Während der Berbandlungen 
über die neuen Anträge der Synode ”*) wurde im Art. 15 der Verfaſ— 
jungsurfunde die felbftftändige Verwaltung der Kirche garantirt. Den 
gemäß wurde der von der vierten Synode proponirte Entwurf mit 
einigen Modificationen nochmals der Regierung überreicht”), Doch find 
die feitdem fortgefegten Unterhandiungen über die Confirmation dieſer 
Ordnung“) bisher nicht zu einem Definitivum gelangt. 


Zu den wichtigften Gegenftänden der kirchlichen Verwaltung ge 
bört Die Sorge für die kirchlichen Gebäude und Geräthſchaften, jo wie 
Die Veräußerung der Kirchengüter. Deshalb joll von ihnen bejonders 
die Rede fein, 


$. 174, 
Von Erhaltung der Kirchlichen Zebäude. 


Unter den die Verwaltung des Kirchenguts betreffenden Gegen: 
ftänden nimmt die Beforgung der unmittelbar für den Gottesdienit 
beftimmten Sachen eine vorzügliche Stelle ein. Daher hatte Suarez im 
1. Entwurfe den (achten) Abfchnitt: von den Gütern und Vermögen 
der Parochialkirhen:, nachdem er den Grundfaß ausgeſprochen, daß 
die allgemeinen Verordnungen über die Kirchengefellfhaften (im vier 
ten Abſchnitt) hier Anwendung fänden, den Saß aufgekellt: Für die 
Unterhaltung der Kirchengebäude und Geräthe müffen der Pfarrer und 
die Vorfteher Sorge tragen ($. 483). Diefe Vorschrift felbft ging aud 
in den Il. Entwurf $. 518 und in das AU. 2.-R. über‘), nur daß in 





68) 1. Syn. $$. 6. 40. 11. Syn. $$. 28. 29 und Anhang G. S. 120 f. 
69) III. Syn. $. 32. 

70) 1. Syn. $. 72. 

71) IV. Syn. $$. 24. 66. 67 und Anlage H, ©. 212 f. 

72) V. Syn. $. 28. 

73) VII. Syn. 8$. 84. 96. 

74) IX. Spn. $. 88. X, Syn. $$. 76. 130. XI. Spn. $. 111, 

1) A. L.⸗-R. I. 11. $. 699. 
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diefem: die Kirchenvorfteher nebft dem Pfarrer: den Auftrag erhalten, 
Indem es ihnen obliegt, jede Beichädigung möglichft zu verbüten, 
haben fie die Gebäude gegen Feuersgefahr zu verſichern ). Sobald 
fi) das Bedürfniß einer Reparatur ergiebt, find der Patron oder das 
Kirhencollegium Davon zu benachrichtigen, oder, wenn e8 an jolchen 
fehlt, können die Vorfteher, unter Zuziebung des Pfarrers, Nepara- 
turen bis zum Betrage von 10 Thlen. jelbfiftändig beftreiten *). Iſt 
eine höhere Summe erforderlich, fo ijt dies dem Superintendenten anzu— 
zeigen, welcher in unbedenklichen Fällen einen Bau bis zum Betrage 
von 50 Thlen. ohne Rückfrage genehmigen kann ). Bei allen bedeu- 
tenderen Reparaturen if die Genehmigung der geiftlichen Obern (der 
Regierung) nothwendig ). Dies ift auch der Fall bei einem neuen 
Anbaue oder einer Erweiterung der Kirchengebäude’). Sobald die 
Genehmigung der Regierung eingeholt wird, hat der Superintendent 
einen nah angeftellter Unterſuchung verfaßten Bericht und einen von 
Sahverftändigen aufgenommenen Koftenanfchlag beizulegen ®). 


Die Regierung bat die Nothwendigfeit des Baues zu prüfen und 
die Art defjelben zu beftimmen ’). In allen Fällen, wo über Diefe 
Bunkte, jo wie wegen zu leiftenden Beitrags unter den Intereſſenten 
Streit entiteht, müſſen die geiftlichen Obern (die Regierung), die Sache 
gütlich zu reguliren, ſich angelegen jein laffen ?), Findet die Güte 
nicht ftatt, jo müſſen fie die vechtlihe Eutfcheidung des Streits an die 
weltliche Obrigkeit verweilen, zugleich aber feitjegen, wie es inzwifchen 
mit dem Baue oder der Reparatur gehalten werden fol’). Das von 
der Regierung anzuordnende Interimifticum oder Proviforium hat aber 
nicht die Bedeutung eines Poflefforiums. Daher ift auch nicht einzig 
und allein der jüngfte Präcedenzfall zur Grundlage der Enticheidung 
zu nehmen, Selmiht bat die Regierung jo zu beftimmen, wie fie e8 
nad) pflichtmäßiger Ueberzeugung den in den gemeinen Landesgefegen 


2) Dies ift durch viele Verordnungen vorgefchrieben und einnefchärft. M. ſ. Die 
Nachweifungen bei Vogt 1, 479. Ann. 47. e. Dazu R. v. 4. Ep er (Mittheil. 
aus der Berwaltung der geiſtl. Abtheil. I, 55. 56), 27. Juni 1854 (Altenſtücke 7, 5), 
Gire. v. 9. October 1864 (Min.s Bl. des Innern Nr. 213. 8. A.-B. von Schles 
fin 1865. ©. 37). 

2a) A. L.⸗R. 11. 11. $$. 700. 701 (vergl. den vorigen $. S. 682, Anm. 10). 

3) A. N 1. 11. $. 702 (11, Entw. $. 521). $. 703 (vergl. 1. Entw. $. 486. 
II. Entw. $. 522). 

4) A. L.⸗R. 11. 11. $. 704 (vergl. I. Entw. $. 486). 

5) A. L.-R. II. 11. $. 706 (Il. Entw. $. 523). 

6) A. L.⸗R. Il. 11. $. 705 (vergl. I. Entw. $. 487). 

7) A. NR. IT, 11. $. 707 (1. Entw. $. 438, II. Entw. $. 524). Zur Erläu- 
terung dieſes und der folgenden $$. dient das Schreiben des Juftigmin. v. 22. Decbr. 
1820 mit den Auszügen aus den Materialien zum A. L.-R., bei Vogt 1, 
487. 488, 

8) A. We. I. 11. $. 708 (II, Entw. $. 525). 

9), A. Leit. II. 11. $. 709 (11. Entw. $. 526). Vergl. Cab.⸗O. v. 18. Febr. 
1805 (N. C. C. XI, 2033. Boat 1, 496). Uebrigens wird die gleichzeitige Bere 
tretung des landeöherrlihen PBatronats, rejp. des Patronat » Baufonds nicht ausges 
fchloffen (Erlaſ vom 28. September 1854 im Staatsdanz. 1860 Nr. 6. K. A.B. von 
Weſtfalen 1850, 2. 15. 16). 

Jacobſon, evang. Kirchenrecht. 45 
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und in der bef. Kocalverfaffung gegründeten Rechten und Pflichten der 
Betheiligten, unter Berüdfichtigung der factifhen Verhältniſſe umd 
des bei. Falles, für entiprechend erachtet ). In wiefern bei der An- 
ordnung des a... die Zuziehung von Gemeinderepräfen- 
tanten erforderlich it, bleibt dev Benrtheilung der Regierung überlai- 
jen '). Das Interimiſticum wird in der Regel vor Beginn des Baues 
regulirt; wenn aber aus beſ. Gründen dies nicht geihehen, jo ift Dies 
noch jo lange möglich, als es fih noch um die erfte Feftftellung der 
gejeglihen Baupflicht oder um Bertheilung der Baubeiträge oder Xei- 
ftungen unter die Pfliptigen handelt *). Gegen das Rejolut der Re: 
gierung ift ein vierwöchentlicher Recurs an das Minifterium zuläſſig“). 
Wenn aber die Intereſſenten unter fih flreiten und mit den Entjchei: 
dungen der geiftlichen Obern wegen der NRothwendigfeit des Baues 
oder der Vertheilung der Laften nicht zufrieden find, it der Rechts 
weg zuläfftg “). Die auferlegten Beiträge find aber inzwifchen zu 
entrichten, Das Gezahlte ift jedoch fpäter den Freigeiprochenen von den 
übrigen Gontribuenten zurüdzugeben '). 

Ueber die Befolgung der bei dieſen Verhältniſſen zu beobachten: 
den Vorſchriften ift von Seiten der Regierungen u. |. w. durch beion- 
dere Erlaffe und Inſtructionen das Erforderlibe verfügt). Aud 
enthalten die Provinzialrechte Anordnungen, welde die generellen Be- 
ftimmungen theils ergänzen, theils modiftciren “). 

Den Kirchenvorftehern liegt die Aufficht über den Bau und die 
Einſammlung der Beiträge ob“). Der weltliche Richter hat bei der Bei: 


10) Cab.⸗O. v. 30. März, Circ. v. 12. Dechr. 1843 (Min.⸗Bl. des Innern 
5. 324. Bogt 1, 49 f.), 13. und 30. Juni 1860, 5. Auguft 1863 (Stiebi 
Gentralblatt 1860 Nr. 169, 1863 Nr. 220. Min. = Bl. des Innern 1860 Nr. 192). 

11) Verf. v. 17. März und 14. Juli 1840 (Min.⸗Bl. des Innern S. 291. 292, 
Bogt 1, 492. 493). 

12) Circ. v. 19. Auguft 1854 (Min.sBl. des Innern S. 162. Bogt 1, 491) 
R. v. 28. Juni 1864 (Stiehl Gentralblatt Nr. 172). 

13) R. v. 23. Auguſt 1823 (v. Kamp Ann. 12, 683. VBogtl, 494), verb. 
R. v. 18. Juli und 5. Auguft 1862 (Stiehl Eentralblatt Nr. 181. 182). 


14) Erf. des Gerichtshofes zur Entſch. der Gompetenzconflicte v. 26. Rover. 
1853, 17. Febr. 1855 (Juft.-Min.®l. 1854 S. 94 f. 1855 5.535 f. Boat 1, 
490. 491. Altmann Praxis S. 435), v. 11. Dechr. 1858 (Juſt.-Min.⸗Bl. 1859 
S. 174 f. Stiehl Gentralblatt 1859 S. 116 f.). Vergl. auch Erf. des Obertrib. 
v. 22. October 1851. (Entih. 21, 282 f. Bogt 1, 491. 492. Altmann 
S. 435. 436.) 

148) A. %.:R. U. 11. $$. 759. 760 (1. Entw. $$. 518. 519. II. Gntw. 
$$. 560. 561). 

15) Vergl. die Ergänzungen zu den cit. Stellen des A. %.=R. und insbej. des 
Conſ. Cöln v. 16. Detober, der Reg. Minden v. 31. Drtober 1817, Marienwerder v. 
24. Novbr., Liegnitz v. 29. Dechr. 1822 u. v. a. (v. Kamp Ann. 1,4, 101 1. 
104 f. 6, 893 f. 900 f.). Vogt 1,479 f. Bord 1, 191 f. 

16) M. i. deshalb die Anführungen im $. 176, verb. Prov.sft. von Neu = Bors 
pommern $. 1275 f., auch die bei Kletke (Rechtsverhältniſſe bei Kirchen=, Pfarr >, 
Küfters und Sculbausbauten in den Provinzen des — Staats. Neu-Ruppin 
1865) abgedruckten Geſetze u. ſ. w. 


17) A. Lo. 1. 11. $. 757 (ll. Entw. $. 558). 
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treibung Dderfelben auf gebührendes Anfuchen die vechtlihe Hilfe zu 
gewähren '*). 

Darüber, nah welchem Maaße die Leiftungen und Koften für die 
Unterhaltung der kirchlichen Gebäude von den Berpflichteten aufzubrin- 
gen find, beftehen aber fpecielle Verordnungen. 


$. 175. 
Die Kaulafl. 


Für die Befriedigung der Bedürfniffe Des Cultus, insbeſ. die 
Kirchengebäude ift von jeber ernſtlich geforgt worden und ſchon zeitig 
ein beftimmter Theil der Firchlicden Einnahmen angemwiejen (Fabrica 
ecclesiae). Die deshalb getroffenen Anordnungen bildeten einen vor» 
züglichen Gegeuftand der bifchöflihen Verwaltung. Mit der Entftehung 
der Beneficien ging Ddiefe Sorge auf jede einzelne Gemeinde felbft 
über, welche aus ihren Einkünften eine bei. Kirchenfabrif begründete. 
Da aber die Pflicht eigentlich auf dem ganzen Kirchenqute rubte, Fonn> 
ten auch Diejenigen berangezogen werden, welche ihre Suftentation 
oder einen jonftigen Genuß von demfelben hatten, wenn die Mittel 
der Fabrik ungenügend waren, und eben fo durfte auch die Mitwir 
— der Gemeindeglieder erforderlichen Falls in Anſpruch genommen 
werden '), 

Das Verhältniß dieſer Verpflichteten geftaltete fih herkömmlich 
jehr verfchieden und in der Anwendung entftanden nicht felten Zweifel 
und Streitigfeiten. Das ZTridentinifche Coneil ſuchte denjelben durch 
eine generelle Vorſchrift abzubelfen, indem ed im Anfchluffe an das 
Ueblicye ?) beftimmte, daß die Baufoften zunächſt aus den Einkünften 
der Kirche genommen werden follten, Wenn diefe nicht binreichen, fol: 
len die Patrone und diejenigen, welde Einkünfte aus der Kirche zie— 
ben, eintreten, und beim Mangel derfelben die Parochianen angezogen 
werden. Sind diefe unvermögend, jo ift die Kirche einer andern ein: 
zuverleiben ). Da hierdurch ein früheres Herfommen nicht verändert 


18) A. L.⸗R. 11. 11. $. 758 (1. Entw. $. 516. 11. Entw. $. 559). 


1) Vergl. Herzog's NealsEnchelopädie 1, 737 f. 7, 621. 622 u. d. W. Baus 
faft und Kirchenfabrif und die dafelbft cit. Literatur. Dazu füge m. Herrmann 
zur ar von der rechtlichen Natur der Kirchenlaften, in 3. für deut. R. 18, 

f} . 
2) Herrmanna. a. D. S. 37 fucht mit Berufung auf ce. 4. X. de ecclesiis 
aedific. (3. 48) dad Gegentbeil —— Daß aber ſchon vorher eine Pflicht der 
Parochianen beftand, zeigen z. B. die von mir bei Herzog a. a. DO. 1, 738 anges 
führten Stellen der Gapitularien. 

3) Conc. Trid. sess. XXI. cap. Vll: Parochiales ecclesias, eliam si juris 
patronatus sint, collapsas reficiet restaurari procurent (episcopi) ex fructibus et 
proventibus quibuscunque, ad easdem ecclesias quomodocunque pertinentibus; 
qui si non fuerint sufficientes, omnes patronos et alios, qui fructus aliquos ex 
dictis ecelesiis provenientes pereipiunt, aut in illorum defectum parochionos om- 
nibus remediis opportunis ad praedicta cogant: quacunque appellalione, exem- 
plione et contradietione remota. Quod si nimia egestate omnes laborant, ad ma- 
tricas seu vieiniores ecolesias fransferantur . . —. 


45* 
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und ein fich fpäter bildendes nicht ausgefchloffen wurde, findet fich eine 
große Mannigfaltigkeit von hierher gehörigen Beſtimmungen, die Bor- 
jchrift des Zridentinums aber ward als eine gemeinrechtliche anerfannt 
ſowohl von Katholiken als Evangeliſchen. 


In den evangelifchen Ländern, wo die Landesherren die Sorge 
für die Baupfliht Dev Gemeinde übernahmen, ergingen durch Die 
K.O. und bei. Mandate die nörhigen Erlaffe, theilweiſe einfah im 
Anſchluſſe an das Hergebracdte, principiell aber dadurch verjchieden, 
dag vornehmlidy Die Gemeinde die Pflicht habe, die Leiftungen für die 
Bauten zu übernehmen %, während Die Pfarrer damit zu verjchonen 
und nur ald gute Hauswirthe für die Erhaltung ihrer Gebäude zu 
jorgen hätten’). Die Patrone find an fih nur ald Gemeindeglieder 
dabei verpflichtet worden, inſofern nicht bei. Gefege oder die Obſervanz 
fie in höherem Grade in Anfprud) genommen bat. Durch die an Die 
Verordnung des Tridentinums ſich anlehnende Praxis iſt aber öfter 
die jubfidiäre Berpflichtung des Patrons überhaupt angenommen wor: 
den %. Im Laufe der Zeit bildeten ſich übrigens in den einzelnen 
Herrichaften verfhiedene Ordnungen und jo finden ſich auch in Preu— 
Ben große Manntgfaltigkeiten. 


Bei der Nedaction des allgemeinen Geſetzbuchs jchloß ſich Suarez 
der hergebrachten Praxis und den vorhandenen Specialbeftimmungen ®) 
an und traf im I. Entw. folgende Beſtimmungen: Die Koften zur Uns 
terhaltung der Gebäude und Geräthe müſſen hauptſächlich aus dem 
Kirchenvermögen genommen werden ($. 489). Doch müſſen die Ein: 
gepfarrten die nöthigen Spann und Handdienfte unentgeldlich Leiften 
($. 490). Das Kichenvermögen muß aber nur jo welt angegriffen 
werden, Daß dafjelbe Die dann zu entrichtenden jäbrlihen Abgaben 
fernerhin zu beftveiten im Stande bleibe ($. 491). Iſt biernach das 
Kirhenvermögen ganz oder zum Theil zur Beftreitung der Koften nicht 
hinreichend, fo müſſen der Patron und die Eingepfarrten zutreten 
(8. 492). Bei fatholijhen Kirchen muß in Provinzen, wo die Schlüffe 
der Tridentinifchen Kirchenverfammlung angenommen find, der Batron 
die Koſten hauptſächlich beftreiten ($. 493). Wo die Tridentiniice 
Kirchenveriammlung nicht angenommen tft, müffen bei deu katholiſchen, 
fo wie bei den proteftantijcben Kirchen durchgehends die Baukoſten 
von dem Patron und den Eingepfarrten gemeinichaftlic getragen wer: 
den ($. 494) u. |. w. 


4) Herrmann a. a. O. ©. 38 f. und die von demjelben mitgetheilten Stellen 
der Ke.⸗O. 


5) Dies fprechen viele R.=D. aus. Daß der Pfarrer überhaupt verſchont werben 
ſolle, ift erffärt in den preuß. Artifeln von 1540, der preuß. K.⸗D. von 1508 (Ric 
ter 8.0. 1, 337. 2, 302) u. a. 


6) Carpzov jurisprud. eonsistor. lib. 1. defin. 334. 336. 330. 340. 347. 
J. H. Boehmer jus ecel. prot. lib. Il, tit. XLVIII. $. LXX\, jus parochiale 
seot. VII. cap. I. $. V. 6. L. Boehimer prineipia juris can. $. 597 u.a. m. 


6a) Man finder Diele bei Mylius im Corp. Const, March. und im N. U. Ü 


— anderweitig, M. ſ. bei. Muller Entwurf eines preuß. geiſtlichen Civilprivat⸗ 
rechts S. 345 f. 


8. 175. Die Baufaft. 645 


Dagegen monirte Könen: Ich würde ohne Unterſchied, ob das 
ZTridentinum irgend wo einneführt ift oder nicht und ohne deſſen zu 
erwähnen, es bei der Regel des 8. 494 laffen, infofern nicht an einem 
oder andern Orte ein bei. Herfommen beftebt, was auch im Coneilium 
Tridentinum vorausgeiegt wird”). Suarez folgte diefem VBorfchlage 
und lich die 88,193. 494 fallen, fo daß der II. Entw. 8. 527—529. 533 
fih darauf beichränfen fonnte, die früheren Vorfchriften etwas diftineter 
zu wiederholen. Dies Gefegbnch folgt dann, jedoch mit einigen Aen— 
derungen. Bei der Finafrevifton ftellte das A. L.-R. erft den Grundjaß 
an die Spige: Mo in Anfebung der Koften zum Baue und zur Un: 
terhaltung der Kirchengebäude, durch Verträge, rechtsfräftige Erfennt- 
niffe, ununterbrochene Gewohnheiten oder befondere Provinzialgefeße, 
aewiffe Regeln beftimmt find, da bat es auch ferner dabei fein Be— 
wenden ). Indem e8 dann hinzufügt: In fo weit aber, als e8 an 
dergleichen Beftimmungen ermangelt, finden nachftebende allgemeine 
Borichriften Anwendung °), beitimmt e8: Die Koften zum Ban umd 
zur Unterhaltung der Kirchengebäude müſſen Bauptfächlich aus dem 
Kirhenvermögen genommen werden “). Es darf aber davon nicht 
mehr verwendet werden, als ohne Nachtbeil der aus der Kirchenfaffe 
zu beftreitenden jährlihen Ausgaben geſchehen kann“). Auch müflen, 
bei Yandfirchen, die Gingepfarrten in jedem Falle, ohne Unterfchied, 
die nöthigen Hand: und Spanndienfte unentgeldlich Teiften. Bei 
Stadtfirchen werden die erforderlichen Hand- und Spanndienfte zu den 
übrigen Koften geſchlagen“). Iſt das Kirchenvermögen zur Beftreitung 


7) Materialien zum A. %.=:R. XIV. zu 403. 494. 521. 
8) N. % MR. I. 11. $. 710. 


YA L.⸗R. 11. 11. $. 711. Dazu bemerkt Suarez in den amtlichen Vorträgen 
(v. Kamp Jahrb. XLI, 178): „Dieſe Vorfchriften gründen fich theils auf das 
Goneilium Tridentinum, tbeils® auf die durch faft eine allgemeine Praxis recivirte 
Modificationes deffelben (Boehmer in jure paroch. sectio VII. cap. Ill), Da in 
dem $. 710 die Beibehaltung der jeden Orts bisber ftattgefundenen Verfaſſungen, fo 
weit diefelbe auf Verträge, Judicata, rechtögüftige Gewohnheiten uder befundere Pro: 
vinzials&efeße gegründet find, ausdrücdlich reftaefeßt worden, Io kann wohl Niemand 
über die bier aufgenommenen fubfidiariichen Beftimmungen Tich mit Grunde befchweren.‘ 

Wegen der ununterbrochenen Gewohnbeiten ſ. m. oben $. 21 ©. 100 f. Bogtl, 
47 7. Altmann Praris S. 45 f. Unter denjelben find nur Ortögewohnheiten für 
die betr. Parochie, nicht aber vermeintliche Provinzial-Obfervanzgen zu verfteben (Gab.z 
D. v. 10. Decbr. 1839, Juſtiz-Min.⸗“Bl. 1840 S. 23, Min.⸗Bl. des Innern 1840 
S. 154. Vogt 1, 506). Beral. Anm. 12 und den fola. $. Anm. 1. 


10) A. L.-R. II. 11. $. 712, 


11) U. L.-R. 11. 11. $. 713. Dieſer $. berubt bei. auf der V. v. 7. Febr. 
1711 und 10. Xebr. 1712 umd unterwirft auch das erfparte Capital der Pflicht (vergl. 
* v. 22. Jan. 1785. Revid. Entwurf des Prov.⸗R. der Mark. S. 28. 20 der 

otive). 


12) A. Lem. Il. 11. 88. 714. 719. Der Il. Entw. 8. 520 macht, wie der 
1. Entw., feinen Unterſchied zwifchen Stadts und Landkirchen. Derfelbe berubt aber 


binfichtfich der Neparaturfoften nicht auf der Lage der Kirche, Sondern ift von ber. 


Kigenichait der Kinaepfarrten als Stadt- oder Yandbewohner abhängig. Demnach 
Pfann in diefer Beziehung wegen mebrerer eingepfarrten Gemeinden eine Kirche zualeich 
eine Stadtkirche und eine Landesfirche fein (Erf. des Obertrib. v. 28. Januar 1835, 
in Koch ſchleſ. Arhiv 3, 508 f. Vogt 1, 514. Altmann Prais S. 61 f.). 


M 
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der Koften ganz oder zum Theil nicht hinreichend, jo muß der Ausfall 
von dem Patron und den Eingepfarrten gemeinfchaftlih getragen 
werden *). Ä 

Was zunächft die Eingepfarrten betrifft, jo werden die Hand: 
und Spanndienfte nab dem Verhältniſſe getbeilt, wie bei Gemeinde: 
dienfte 'Y). Die Eingepfarrten find allgemein verpflichtet ®), Es ac: 
hören daher nicht mur die Befiger bänerliher Stellen, jondern aud 
die Nittergutsbefißer zu den Verpflichteten *).  ingepfarrte, melde 
nicht zur Gemeinde des Dorfs gehören, wo die Kirche liegt, oder auf 
irgend einem Grunde von den Gemeindedienften frei find, müſſen den: 
noch zu den Hand- und Spanndienften beitragen. Ihr Verhältniß 
dabei wird in Anjchung der Handdienfte nach der Zahl der Familien, 
fo wie in Anſehung der Spanndienfte, nad dem auf ihren Stellen 
angefchlagenen oder gewöhnlich gehaltenen Geſpanne beftimmt 7). Zu 
den Dienften, welche unentgeldlich zu leiften find, gehören aber ſolche 
nicht, welche funft» oder handwerksmäßige Kenntniffe erfordern’). Da 
den Eingepfarrten als foldhen die Leiftung obliegt, fo find die Foren: 
fen, welche ihrem Begriffe nach nicht eingepfarrt find, davon befreit '?). 


Ueber den Einfluß dieſes Interfchieds bei den Patronatsbeiträgen in den Stadt- um 
Landfirchen f. m. unten Anm. 33. 40. Die Borfchrift wegen Yeiftung der Sand: und 
Spanndienfte für Kandfirchen tritt beim Bemeife einer entgenenftebenden Gewobhnbeit 
nicht ein (Präjudiz 207 von 1837, Präjudizienfammlung 1, 208. Erf. v. 22. Septbr. 
1854, bei Strietborft Archiv 15, 21. Altmann Praxis S. 253). 

13) U. &eR. I. 11. $. 720. 

’ 9— A. L.-R. 11. 11. $. 715 mit Verweiſung auf 11, 7. 6. 437 f. (II. Entw. 
: 520). 

15) Ueber den Begriff der Eingepfarrten f. m. oben $. 57. S. 233 f. 

16) Präjudiz 447 v. 20. März 1838 (Präjudizienfammfung 1, 208. Altmann 
Praris S. 253). Der 1. Entw. $. 497 enthält die ſchon im II. Entw. fortgelaffene 
Vorſchrift: Gingepfarrte adlige Gutäbefiger dürfen feine Hands und Spanndienfte lei: 
ften, wohl aber jüdijche Nittergutsbefiper (R. v. 8. Mai 1865. Stiehl Gentralbfatt 
Nr. 133). Vergl. au $. 28 ©. 136. 

17) A. NR. II. 11. $$. 716. 717. Der 1. Entwurf hatte $. 498 beftimmt: 
Auch benachbarte Gemeinden, welche ohne eigentlich eingepfarrt zu fein, von den geift: 
(ihen Obern an eine Parochialfirche aewiefen werden, müffen zur Unterhaltung des 
Bauftandes derfelben beitragen. Der Il, Entw. $. 531 beftimmte dagegen: Ginger 
pfarrte, welche nicht zur Gemeinde gehören, müffen zu den Dienften nad) Berbältnif 
ihrer Befigungen beitragen. en waren Einwendungen erhoben, worauf Suare; 
erflärte: Das Verhältniß der Beſitzungen erfcheint bier nicht anwendbar und zu weit: 
läufig Handdienſte werden nach der Zabl der Familien und Spanndienfte nach dem 
angefchlagenen oder gewöhnlich gehaltenen Gefpann repartirt. — Die Befreiung von 
Semeindelaften beweift noch nicht eine Befreiung von der Concurrenz bei Kirchenrepa: 
raturen auch bei Mitgliedern der Gemeinde (Moterialien zum A. X.:R. LXXX, 153). 
Darauf erbielt das U. X: R. die jebige Faflung. Die Beftimmungen der Hand- unt 
Spanndienfte findet fich bereits im I. Entw. $$. 404. 405 und $. 506 hatte noch gu: 
efügt, daß, wo diefe Dienfte nicht felbft geleiftet werden fünnen oder wollen, die 
ingepfarrten folche auf ihre Koften dur Lohnfuhren und Arbeiter beforgen müffen. 


18) A. L.⸗R. I. 11. $. 718 (I. Entw. $. 507. II. Entw. $. 532). So geht 
die Brettfchneiderarbeit- nicht zu den bloßen Sanddienften (Min.-R. v. 13. Rovbr. 
1837). Gbenfo auch nicht das Sprengen der Keldfteine (Revid. Entwurf des Pro.⸗R. 
der Marl, Motive ©. 31). 

19) Präjudiz Nr. 148 v. 23. Januar 1837 (Präjudigienfammlung 1, 208, vers, 
Altmann —8— S. 65). Erf. v. 20. Septbr. 1854 (Entſch. 28, 3563f. Alts 
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Eben jo der Fiscus, welcher nicht in einer Parochialverbindung ftehen 
fann, daher auch nicht der Pächter fiscalifcher Hufen”), wohl aber der 
Pächter von Rufticalbufen ). Kein Eingepfarrter kann ſich der Ver— 
bindlichkeit entziehen ?) und mer eine doppelte Parodie hat, iſt in 
beiden dazu verpflichtet *). Auch diejenigen, welche nur vermöge eines 
beſ. Privilegii vom Pfarrzwange ihrer Neligionspartei befreit find, 
müffen dennoh von ihren im Kirchipiele eigentlih innehabenden 
Grundftücden zum Baue und zur Unterhaltung der Kirche beitragen). 
Auch Gaftgemeinden, welche zu einer benachbarten Kirche gewiejen 
werden, müſſen dazu Beitrag leiften *). Iſt die nothwendige Repa: 
vatır während der Zeit ihrer Verbindung entftanden, fo fönnen fie 
fich dieſer Pflicht durch Wiederabtrennung von der Kirche, auch bei 
fonft vorwaltenden erheblichen Gründen einer ſolchen Trennung, nicht 
entziehen *). 


Die Verpflichtung des Patrons war aus der gemeinen Praxis 
jchlechthin angenommen und nidt von dem Genuffe irgend welcher 
Einfünfte der betr. Kirche abhängig gemacht. Im I. Entwurf enthält 
8. 644 felbft noch die ausdrücdliche Beftimmung: „Aus dem bloßen 
Befige der Zehnten entfteht gegen (PBerfonen weltlichen Standes) noch 
feine Verbindlichkeit zu Reparaturen der Kirchen, der Pfarrgebäude, 
oder zu anderen Laften der Parochie beizutragen.” Dieſe Borfchrift 
lic man als überflüfftg fort und verpflichtete den Patron neben den 


mann 5. 66. 67. Boat 1, 515. 516). Obſervanzmäßig können Forenſen aud 
verpflichtet fein. Erf. v. 5 April 1861 (Entſch. 45, 289 f. Archiv 41, 134 f. Alte 
mann in Dove's 3. 4 [1864]. S. 183 f.). M. f. übrigens Circ. v. 16. October 
1863 (a. a. D. S. 237 — 239), vergl. auch XI. wefttäl. Syn. S. 34. 


20) Circ. v. 18. Januar 1822 (v. Kamp Ann. 6, 214. Boat 1, 616. 517), 
Anders ifl’s, wenn der Fiscus Patron ift, wegen den Batronatlaften (m. ſ. die Erlaffe 
bei Vogt 1, 517 f. Bord 1, 101 f.). Daraus, daß aus föniglicher Gnade einer 
Kirche Interftükung zu Theil geworden, darf aber nicht ein Anfpruch gegen den Kids 
cus bergeleitet werden (vergl. Die Verordnungen bei Boat 1, 520 f.). Menn eine 
fönigl. Domäne ohne das Patronatrecht veräußert wird, bat der neue Erwerber als 
Gingepfarrter die Leiftungen zu übernebmen (NR. v. 21. October 1818, v. Kamptz 
Ann. 2, 1040 f. Vogt 1, 527— 529). 


21) Erf. des O.⸗Trib. v. 20. Septbr. 1847 (Strietborft Rechtsfälle 2, 237. 
238. Altmann Praxis S. 253. 254). Vergl. Anm. 34, 


22) Daher find auch die in den Häufern der Gutsherren wohnenden Förſter, 
Meier, Schäfer, Tagelöhner u. f. w. verpflichtet (Refolution v. 8. Zuni 1838, 
v. Kampp Ann. 22, 638. Bogt 1, 529). Ueber die Pflicht der Förfter von ihren 
Dienfthufen ſ. m. R. der Kammer Königsberg v. 28. Novbr. 1806 (meine Geſch.l, 
2. Urt. Nr. LXXII. S. 162). Beral. A. 2X. II. 11. 8. 738 (Anm. 38). 


23) A. 2.:R. 11. 11. $. 721 (1. Entw. $$.405. 496. II. Entw. $. 534), vergl. 
A. L.⸗R. $. 264 (oben $. 57. ©. 235. Anm. 15). f. Anm 39. 

24) U. L.⸗R. II. 11. $. 722. Vorausſetzung ift aber auch in diefem Falle, daß 
der Ginentbümer ein Gingepfarrter derfelben Religionspartei fei. Erf. v. 29, April 
1861 (Strietborft Arhiv 41, 201 7. Altmann ©. 761). Vergl. 8.28, S. 136 
wegen der jüdifchen Grundbefiger. 

25) A. 2%.=R. I. 11. $. 723 (I. Entw. $. 498. 11. Entw, $. 535). Vergl. 
A. L.⸗R. 8. 204 f. und oben $. 56, 5. 232. 


26) A. L.-R. II. 11. $. 724. 
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Eingepfarrten *), Im Befondern wurde feftgefegt: Sind mehrere 
Kirchen nur unter einem gemeinfchaftlichen Pfarrer vereinigt, fo dür— 
fen der Patron und die Eingepfarrten einer jeden ſolchen Kirche nur 
zur Unterhaltung ihrer eigenen Gebäude beitragen”). Sind aber 
mehrere Haupt» oder Filialgemeinden zu einer gemeinfchaftlichen Kirche 
geichlagen, fo find fämmtliche Patrone und Eingepfarrte zu deren Un- 
terbaltung verpflichtet *). Hat der Patron einer zugeichlagenen Mut: 
ter= oder Filialgemeinde, bei der Zufchlagung, mit Einwilligung des 
Hauptpatrons fich feines Patronatrechts zu Gunften dieſes Letztern 
gänzlich begeben, fo kann er auch bei vworfallenden Bauten und Repa— 
raturen, als Patron, zum Beitrage nicht gezogen werden *). Iſt einem 
Theil der Gemeinde die Errichtung einer bef. Kapelle oder eines Bet: 
baujes, in einer entlegeneren Gegend des Kirchipiels verftattet wor: 
den, jo muß auch die Kapelle, fo wie die Hauptfirde von denen, die 
zu letzterer verpflichtet find, unterhalten werden »). Herfommen und 
Verträge beftimmen oft das Näbere "). Baumaterialien, welche der 
Patron oder die Kirchengemeinde felbft Hat, müſſen von ihnen zum 
Ban geliefert werden °'), doch wird jedem Theile der anichlagsmäßige 
Preis Dderjelben auf feinen Geldbeitrag zu qute gerechnet”). Der 


. 26a) Indem der Patron als folher verpflichtet ift, kann er nicht noch beſ. als 
Eingepfarrter in Anfpruch aenommen werden (Birc. v. 2. Febr. 1864, Stich! Gen: 
tralbfatt Ar. 61. 8. AB. Schleſien S. 57). |. noch Anm. 34. 


27T) A. =. 11, 11. 8. 725 (1. Entw. $. 499, 11. Entw. $. 536). Das Er 
fenntniß des O.⸗Trib. v. 30. April 1855 (Strietborft Archiv 16, 357 f. Alt: 
mann 9.68. Boat 1, 561. 562) ſpricht aus, daß wenn mehrere Kircbenacmeinden 
unter einem gemeinfamen Pfarrer vereinigt find, welcher in einer derfelten fein Pfarr: 
haus, in der andern aber fein ſolches hat, fo fallen die Baufoften deſſelben alfein 
derjenigen Gemeinde zur Zaft, in welcher das Haus gelegen tft. Diefe Entfcheiduna 
findet Strietborft (a. a. D.) mit Mecht nicht wobl begründet. Das Erf. v. 15. 
Novbr. 1858 (Entſch. 30, 280 f. Altmann S. 08 f.) entſcheidet auch umaefebrt, 
daR im Falle mebrer fo vereinigten Patronat:Mutterfirhen auch die Patrone ver Kir: 
chen zur Unterhaltung beitragen müflen, welche deral. eigene Gebäude nicht zu unter: 
balten baben. Fur Mechtfertigung der Enticheidung von 1855 wird aber noch ange— 
führt, daß auch die nicht contribuirende Gemeinde ein Prarrbaus zu erbalten batte, 
welches dem Pfarrer als Nbfteigequartier diente. 


28) A. L.⸗R. 11. 11. $. 726 (Il. Entw. $. 537. veral. 1. Entw. $. 5uL). 
29) A. N. II. 11. $. 727. 


30) A. LM. IE. 11. $. 728. Vergl. R. v. 20. Juni 1820 am Ende. Kamp 
Ann. 17, 369. Boat 1, 253. 254). 

30a) Vergl. IX. rhein. Synode $. 65. 

31) AU. L.-R. 11. 11. $. 729 (11. Entw. $. 538). Die übrig bleibenden Bau: 
materialien gebühren nicht der Kirchenfajfe, ſondern dem, welcher zu ibrer Lieferung 
verpflichtet war (Circ. v. 11. Dechr. 1846, Min.= Di. des Inn. 1847. ©. 258. 
Boat 1, 530). Mittbeil. aus der Verwaltung der geiftlichen Angelegenbeiten 1,527. 


32) A. L.-R. 1. 11. $. 730 (11. Entw. $. 739. vergl. 1. Entw. $. 509). 
Daraus ergiebt fih, wie die Materialien zum A. L.-R. weiter begründen, daB ber 
Patron nie mehr ald den aefepfichen Beitrag, reip. oder %, der Kosten, zu liefen 
babe, je nachdem von einer Stadt= oder Yandkirche die Rede ift, er gewähre den 
Beitrag in Baumaterialien oder in baarem Gelde (Circ. v. 31. März 1840, Min.sBl. 
ded Inn. S.47. 131. Vogt 1, 531. 532, nebft Verf. des geiſtl. Min. v. 21. Febr. 
und des Juſtizmin. v. 23. Januar 1840. Die mitgetbeilten Materialien finden fi 
in diefen XV, 237). 
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(Heldbeitrag wird, bei Landesfirchen, zwifchen dem Patrone und der 
Kirchengemeinde dergeftalt aetheilt, daß der Patron », Die Einge— 
pfarrten aber "s entrichten »). Beſitzt der Patron Ruſticalhufen im 
Kirchipiele, jo trägt er davon noch bei. wie ein anderer Eingepfarrter 
mit bei’), Wenn mehrere Batrone zum Beitrage verpflichtet find, tra— 
gen fie die ihmen obliegenden *" unter fid mach Verhältniß ihres Ans 
theils am Patronatrechte *), die Gingepfarrten ibr " nach dem Gon- 
tributtonsfuße *). Gingepfarrte, deren Grundftüde der Gontribution 
nicht unterworfen find, müſſen ihren Beitrag dennoch nad Verhältniß 
des Maßes und Ertrages diefer Grundſtücke entrichten”). Einge— 
pfarrte Gemeindealieder, die feine Grundftiide befien, Sondern nur 
von ihren Nabrunaen und Gewerben beitragen follen, werden dazu 
nach eben dem Verbältniffe angeichlagen, nach welchen fie zu anderen 
Gemeindelaſten mit den angejeffenen Mitgliedern Beitran thun müſ— 
ſen *). Wer in zwei Kirchipielen eingepfarrt ift, träat in jedem nur 
nach Verhältniß der in demfelben befißenden Grundſtücke, oder des in 
demielben treibenden Gewerbes bei”), 


Bei Stadtfirchen geſchieht die Vertbeilung zwiſchen dem Patron 
und Den Gingepfarrten dergeftalt, daß Eriterer ';, Lebtere aber °; 
beitragen ©), Die Bertheilung unter den Eingepfarrten geichieht auf 
eben die Art, wie andere gemeine perjönliche Laften und Abaaben nach 


33) A. L.-R. Il. 11. $. 731. Wegen der Geldbeiträge batte der I. Entw. $ 
508 dem Patron und den Gingepfarrten je die Hälfte auferlegt, der II. Entw. $. 510 
aber die Vertheilung nach der zum Kirchiviel gebörenden Hufenzahl beftimmt und 
außerdem $. 544 feſtgeſetzt: Hat der Patron feine Huren in der zum Kirchſpiel gehö— 
rigen Feldmark, fo entrichtet er "/, und die andern 2/, müffen von den Gingepfarrten 
zuſammengebracht werden. Das H. L. ⸗R. modificirte dies in der bezeichneten Weiſe 
mit Untericheidung der Yand = und Stadtfirchen. — Die Eingepfärrten Lilden dem Pa— 
tron gegenüber bei Streitigkeiten wegen der Kirchenbaufaft eine Corporation. Präju— 
dig 1816, Präjudigienfammlung 1, 206, aus dem Erf. v. 13. Dechr. 1350, Entſch. 
20,380 f. Strietborft Archiv 1, 146}. Boat 1, 57. Altmann 3. 301. 
302, 396. 


34) A. v.-R. 11. 11. $. 732. Während der I. Entw. davon fchweigt batte der 
Il. Gntw. $. 541 ausgeſprochen: Die Dominials und Ritterbufen des Patrone wer— 
den dabei doppelt in Anfchlag gebracht. Durch Declaration v. 14. Juli 1836 (9.2. 
S. 208. Vogt 1, 532) ift anerfannt, daß da, wo das Grict v. 14. Septbr. 1811 
Geſetzeskraft bat, foren nicht durch Vertrag oder rechtefräftige Gntfcheidung ein ande: 
ves feftgefeßt worden, die Gintsherren nicht verpflichtet find, von den ihnen bei der 
Regulirung zu ihrer Gntichädigung abgetretenen bäuerlichen Grundſtücken zu den Baus 
und Interhaltungsfoften der Kirchen-, Pfarr- und Küftergebäude, fo wie der Schul: 
bäufer und Schulmeiltergebäude, Beiträge zu leiften — Dan ging bierbei davon aus, 
daß dieſe Laften nicht dinaliche, fondern verfünliche feien. Vergl. das Ann, 22 cit. 
Reſolut von 1838. 


35) A. L.⸗R. 11. 11. $. 733. 
36) A. LM. I. 11. $. 734 (1, Entw. $. 510. II. Entw. $. 544). 


37) A. L.-R. II. 11. $. 736 (1. Entw. $. 511. I. Entw. $. 545). verb. 
$. 737. 


38) A. L.⸗R. II. 11. $. 738. f. Anm. 22, 
39) N. L.⸗R. 11. 11. $. 730 ſ. Ann. 23. 
40) A. X. 11. 11. $. 740. 
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eines jeden Drts Berfaffung aufgebradht werden *). Wenn zum Bau 
einer ftädtifchen Kirche ein Theil der Baufoften von den ftädtifchen 
Behörden als Patronatslaft übernommen und demnächft auf ſämmtliche 
Einwohner der Stadt vertheilt worden ift, ift gegen die Einziehung 
dDiefer Beiträge jo wenig, mie gegen andere Gommunalabgaben der 
Rechtsweg zuläfftg, aucd der Einwand des Klägers, daß er als Jude 
nicht verpflichtet fei, nicht zum Rechtswege geeignet “4). Sind Filial: 
oder auch Mutterfirhen eingegangen, und Die dazu eingepfarrt gewe— 
ſenen Gemeinden zu einer andern benachbarten Kirche aefchlagen wor: 
den, fo werden in der Regel die Mitglieder derjelben nach einerlei 
Grundſätzen, wie die Mitglieder der Hauptgemeinde zum Beitrage ge 
zogen *). Die Mitglieder bloßer Gaftgemeinden entrichten jeder den 
vierten Theil deffen, mas ein Gontribuent von eben der Klaffe aus 
der eigentlichen Pfarrgemeinde zu leiften bat). Iſt ihnen aber bei 
der Zufchlagung die Theilnehmung an dem Wahlrechte zur Beſetzung 
der Pfarrftelle zugeftanden worden, fo müffen fie auch zu den Bau: 
und Reparaturfoften aleib den Mitgliedern der eigentliben Pfarrge— 
meinden beitragen *). Einwohner des Kirchipiels, Die zu einer an 
dern Religionspartet gehören, müſſen dennoch nad eben dieſem Grund: 
ſatze beitragen, fo bald fie fi der Kirche zu ihrem Gottesdienfte mit 
bedienen). Außer dieſem Falle find fie zwar zu Beiträgen in der Regel 
nicht verpflichtet *), e8 dürfen aber auch wegen ihres Ausfallens , die Bei: 
träge der übrigen, wider deren Willen, nicht erhöhet werden, jondern 
die geiftlihen Obern müffen für die Uebertragung eines folhen Aus— 
falles auf andere Art forgen “). Gleiche Grundfäße gelten auch bei 
der Vertheilung der Hand» und Spanndienfte “). Auf die Ausfälle, 
welhe durch den zurüdbleibenden Beitrag folder nicht eingepfarrten 
Gemeindeglieder entfichen, muß vornehmlich der von der Kirche, nad 
Maßgabe ihres Vermögens, zu entrichtende Vorſchuß gerechnet mer: 
den). Kann der Ausfall dadurd nicht gedeckt werden, fo fönnen die 


M) A. L.-R. U. 11. $. 741 (I. Entw. 8. 513. 11. Entw. $. 546). 

Al a) Erf. des Gerichtshofs zur Entfch. der Competenzeunflicte v. 13. Febr. 1858 
Min. Bl. des Innern Nr. 183. Weſtfäl. K. A.s®. 1859. ©. 28 f. Altmanr 
5. 315). Vergi. auch $. 28 ©. 136. 

42) A. LEN. 11. 11. $. 742 (der I. Entw. $. 514 und II. Entw. $. 54 
beftimmen für die Dazugefchlagenen nur die Hälfte des Beitrags der urfprünglicer 
Parochianen). 

43) A. L.-R. II. 11. 8. 743 (1. Entw. $. 515. II. Entw. $. 548). 

MN. Cor. II. II. 6. 744. 


15) A. L.-R. II. 11. $. 745 (der II. Entw. $. 549 disponirt hier: Beſtebt 
die Gemeinde des Orts, wo die Kirche gebaut oder reparirt werden ſoll, zum Theil 
aus Mitgliedern, die wegen ibres verfchiedenen Neligionsbefenntniffes zu feinem Bei: 
trag verpflichtet find, fo macht folches dennoch in der Art der Vertheilung feinen Un— 
terfchied). Das Gefep denft bierbei, wie das Folgende ergicht, bei. an den Abfall von 
emeindegliedern und den dadurch entftehenden Ausfall von Beitrigen. 

46) A. FR. 11. 11. 6. 746. 

AT) U. L.-R. 1. 11. $. 747 (1. Entw. $. 550). 

48) A. L.-R. 11. 11. $. 748 (Il. Entw. $. 551). 

49) A. L.-R. 11. 11. $. 749 (11. Entw. $. 552). 
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geiftlichen Obern eine Collecte bei dem Staate nachſuchen »). Sind 
gar feine anderen Mittel, den Ausfall zu decken, vorbanden, fo muß 
derfelbe von den Eingepfarrten, fo weit es ohne ihre erhebliche Be— 
drüdung geſchehen fann, übertragen werden °). Hat aber die Zahl 
der Eingepfarrten dergeftalt abgenommen, daß die noch übrigen den 
ihren obliegenden Beitrag, obne ihren zu beforgenden Ruin nicht 
mehr aufbringen können, fo müſſen die geiftlichen Obern, unter Ge- 
nehmiqung des Staats, eine folhe Parochie zu einer andern benad): 
barten jchlagen ®). Dergleihen zufammengefchlagene Parochien flehen 
in dem Berbältniffe gegen einander als Mutterfirchen °). 

Die Baupflicht ſelbſt beſchränkt fich übrigens nicht nur auf die 
MWiederherftellung des Gebändes, jondern tritt auch dann ein, wenn 
ein Grweiterungsbau wegen vermebrter Seelenzahl der Parochianen 
für nöthig befunden wurde"). Die Unterhaltung der Kirchhöfe liegt 
als gemeine Laft allen ob, die am ihnen Theil zu nehmen berechtigt 
find »). Wenn die Kirche aber für die Grabftellen Bezahlung erhält, 
wird der Kirchhof, wie die Kirche jelbft, aus der Kirchenfaffe unter: 
balten *), doc ift der Patron in der Regel zu feinen Beiträgen ver: 
pflichtet 9). Die Erhaltung des Geläutes, Glodenftuhles und Thur— 
mes ift mach den für die Kirchengebäude geltenden Beſtimmungen zu 
beurtheilen,, infofern nicht durch den Mitgebrauch Anderer der Kirche 
ein Beitrag zufließt 7). Wegen der Orgeln gelten auch die Vorjchrif: 


50) A. 2. R. 11. 11. $. 750 (11. Entw. $. 553). Bergl. oben $. 162. S. 643. 
Ueber die Benugung der Provinzial-Hilfskaſſe ſ. m. Circ. v. 10. Januar 1848 (Mittb. 
aus der Verwaltung der ev. Abtbeilung 1850. S. 441. 442). 


51) A Le. II. 11. $. 751. Der II. Entw. $. 553 batte bier mit Verweiſung 
auf $. 139 ff.: Die Anweifung einer Gülfe, aus dem lleberſchuß reicherer Kirchen, 
beim Ztaate nachjuchen : laſſen. Nachdem aber die diefer Dispolition zum Grunde 


liegende Auffaffung über das Kirchenvermögen aufgegeben war (f. oben $. 160. ©. 
637), trat die Vorfchrift des A. L.-R. an die Stelle. M. f. die folg. Anm. 


52) A. L.-R. II. 11, $. 752 (Il. Entw. $. 554). Bei der Revisio Monitorum 
macht Suarez zum II. Entw. $. 550 — 554 (Materialien zum A. L.⸗R. LXXX, 154) 
folgende Bemerkung: Gegen die Billigfeit diefer Süße fann wohl mit Grund nichts 
eingewendet werden, Aber freilich können doch Fälle vorkommen, wo die Sache fein 
(? Refultat) hat. Die geiftlichen Obern baben bef. bei den Proteftanten feinen Fondo. 
Auf den Ueberſchuß reicherer Kirchen darf man nach den jegigen principiis nicht mebr 
rechnen. Die Eollecten bringen nichts mehr. Zwar foll aledann eine ſolche Parochie 
ganz aufgehoben und mit einer andern unirt werden. Aber das ift doch nur ein Ex- 
tremum, wozu man nicht jogleich greifen fann. Man wird alfo immer darauf zurück— 
fommen müffen, daß die auf andere Art nicht zu ergänzenden Ausfälle vom Patron 
und den Parochianis, foweit es ohne derſelben allzugroße Bedrückung geſchehen kann, 
übertragen werden müffen. Nur im all einer * Bedrückung bleibt die Union 
nach $. 554 als ultimum refugium. 


z BR 4 ae 11. 11. $$. 753— 756 (I. Entw. $. 555—557). Vergl. oben 
54) A. L.⸗R. 11. 11. $. 761 (11. Entw. $. 562. Der I. Entw. $. 527 fpricht 
nur von den Eingepfarrten). 
- 55) A. L.⸗R. II. 11. $. 762 (11. Entw. $. 563). 
56) A. 2.:R, 11. 11. $. 763 (I. Entw. $. 528. II. Entw. $. 563). 


57) Die näheren Beftimmungen enthält das A. 8.:R. I. 11. 6. 766 — 771. 
Vergl. dazu die Entfcheidungen bei Bogt 1, 545. Altmann S. 243 und oben 
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ten, welche über Kirchen und deren Gerätbichaften überhaupt zur An- 
wendung fommen '). An Betreff der Kirchenftellen beichränft fich das 
Geſetz auf die Feſtſtellung der an denfelben beftebenden Rechte, insbe. 
auf den Genuß der Stellengelder für die Kirche, fo daß wegen der 
Interbaltungsfoften auch die allgemeinen Beſtimmungen als entichei: 
dend ale find ®). 

Die Pfarrgüter werden im Ganzen, wie die Kirchengüter beur: 
tbeilt ®), daher, außer den zu leiftenden Hand- und Spanndienften 9), 
die Koften fir die Pfarrbäufer auch ordentlicher Weile, aleich den 
Bau- und Reparaturfoften der Kirche felbft, aus dem Kirchenvermö— 
gen genommen werden und bei defien Unzulänglichkeit vom Patron 
und den Eingepfarrten getragen ®). Zuvörderſt ift aber der eigene 
dazu beftinnmte Fond zu nebmen und Dann nach den vorhandenen ver 
ſchiedenen partifulnren Beftimmungen der Beitrag aufjubringen ®) 
Auch treten für den Pfarrer als Nugnießer *) beftimmte Verpflichtun— 
gen ein ®), Die Unterhaltung der Zäune und Gehege, ſowie kleine 
Reparaturen an den Gebäuden muß er aus eigenen Mitteln beforgen , 


8. 164. S. 650. Anm, 24. Die früberen Entwürfe geben bierüber ſtillſchweigen 
hinweg. Die Borfchriften des A. L.-R. And erſt in Folge der Revifion binzuagefom: 
men (Materialien zum U. 2.:R. LXXX, 154 und 565), indem einige Zufäße darüber 
vorgefehlagen wurden. Suarez erklärte, der zweifelbaftefte Kal fei ver fehte, imdem 
einige Monenten meinen, daß fo lange die eigentlich Eingepfarrten nicht beitragen 
dürfen, auch die fremden Nirchengemeinden zu feinem Beitrage verpflichtet jeien. Wenn 
die fremde Gemeinde den Mitgebrauch unentgeldfih hat, ſo fann fie nicht verlangen, 
daß Diejenige Kirchengemeinde , der das Geläute gehört, ibr daffelbe auf Koften ihrer 
Aerarii erhalten folle. Wegen der Kirchtburmellbren ſ. m. Schmidt Wirkungafreis 
des Superintendenten ©. 172. 

58) M. f. insbeſ. N. der Meg. zu Königsberg v. 9. Febr. 1833 (meine Ge— 
ſchichte I, 2. Urk. Nr, Clil. S. 188), die Grlaffe bei Borf 1, 204. Boat, 
220 f. 

59) Vergl. oben $. 164. S. 851. Anm. 29 f. 

60) Beral. oben $. 166. ©. 657. Anm. 4. 

60a) M, f. über deren Yeiftung bei der Anftandjegung eines Wehrdammes an 
einem Pfarrgeböft R. v. 18. Auguft 1831 (meine Geſch. 1, 2. Urf, Ar. XCvm). 

61) AM. LM. II. 11. $. 789. Der I. Entw. batte $. 520 die Gleichſtellung der 
Pfarr- und KHüftergebäude mit den Kirchengebäuden ausgefprochen und &. 521 aut 
in den Provinzen, wo das Tridentinum angenommen, die Eingepfarrten acmeinjcaft: 
lich mit dem Patron zu Beiträgen verpflichtet. Im 11. Entw. war die Bezugnahme 
auf das Tridentinifche Concil gefalfen (f. oben Anm. 7) und beſtimmt, dan Die Koſter 
„sei Ermangelung eines eigenen dazu beftimmten Fonde, von dem Patron und ter 
(Singepfarrten, ohne Zutbun der Kirchenkaffe, berbeigefchafft werden ($. 580). 

62) Das A. Ve. I, 11. $. 738 gedenft der „verſchiedenen Provinzialgeſetze.“ 
Dap aber auch auf rechtliche Gewohnheiten Nüdlicht zu nehmen fei, ift in dem ri: 
judiz 208 von 1836 (Präjudizienfanmfung 1, 209) und öfter ausgeſprochen (Nit: 
mann Praxis 5. 68). Vergl. auch die Gitate oben Anm. 9 und das bier Anm. 65 
cit. Circ. v. 1842, 

63) Bergl. oben $. 166. ©. 657. 

63a) Ueber Objervanzen dagegen j. m. Altmann ©. 486 — 488. 


64) AR. 11. 11. $. 784. Der I. Entw. $. 522 und der II. Entw. $. 577 
iprechen ven den Zäunen und Gebegen nicht. Indem erft in Folge der Mevifion dies 
felben binzugefügt wurden, fonnte die Abficht nicht fein, andere als Meine Reparaturen 
an denjelben dem Pfarrer aufzuerlegen, und fo entjcheivet auch auf Grund der Ma: 
terinlien zum U. IR. das Eirc. vw. 21. October 1841 (Min. Bi, des Innern S. 
324. Vogt 1, 552) Vergl. ®. v. 4. Deebr. 1841 (Min.Bl. cit. S. 32. 
Vogt 1, 553). 
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infofern er nicht durch einen bej. NRechtstitel oder Obſervanz davon be; 
freit it). Für feine Reparaturen find die zu achten, die entweder 
gar feine baaren Auslagen erfordern, oder wo die Koften, von jeder 
einzeln genonmen, für den Pfarrer nicht über drei Thaler betragen). 
Thüren, Fenſter, Defen und andere dergleichen innere Pertinenzftüde 
der Gebäude müflen von dem Nießbraucher, mit eignen Koften, ohne 
Rückſicht auf den Betrag derjelben unterhalten werden ”). Auch die 
Neinigungsfoften der Schornfteine werden ordentlicher Weiſe den In— 
babern der Wohnung auferlegt ”*). Zu größeren Reparaturen der 
Pfarrgebäude, jo wie zu neuen Bauen muß der Pfarrer die Materialien, 
jo wett als Diefelben bei dev Pfarre über die Wirthichaftsnothdurft 
befindlic find, hergeben ®). 

So wie wegen der Koften jelbit finden im Uebrigen aud wegen 
Aufbringung und Vertheilung der Beiträge die Grumdjäße, wie bei 
Kirhengebänden ftatt 9%). Doch find Filial- und zugeichlagene Ge: 
meinden von allen Beiträgen bei Pfarr- und Küftergebäuden bei der 
gemeinjchaftlichen Kirche frei, wenn fie eigene dergleichen Gebäude zu 
unterhalten haben ”). Dagegen find Diefelben nicht befreit, wenn fie 
gleich eigene Schulmeifter haben, sobald diefe das Küfteramt bei dem 
Gottesdienfte nicht zugleich mit verſehen“). 

Predigerwittwenhäufer ift in der Regel weder die Kirchenkaſſe, 
noch der Patron oder die Gemeinde zu unterhalten verbunden”), viel 
mehr müflen die Koften dazu aus dem von dem Erbauer dazu ausge— 


65) Vergl. Circ. v. 17. März 1842 (Min. Bl. des Innen S. 111. Vogt, 
553 — 555). 


55) A. =. 11. 11. 9.785 (der 1. Entw. $. 523 hatte 5 Thlr. Dem 11. Entw. 
$. 578 folgt das A. L.-R.). 


67) A. Lo. 11. 11. $. 786. Die beiden Entwürfe enthalten feine desfallige 
Vorſchrift. Es ift alfo aud) bier nur an Reparaturen und nicht an Herftellung neuer 
Thüren u. ſ. w. zu denfen, wenn die biöberigen obne Schuld des — durch 
neue erſetzt werden müſſen. Vergl. R. v. 9. Decbr. 1833 a. E. (v. Kamptz Ann. 
18, 702. Vogt 1, 556). ſ. Anm. 64. 


67a) M. ſ. das Nähere in den von Altmann Praxis S. 442. 443 angeführten 
Erlaſſen. 


68) A. L.-R. Il. 11. $. 787. Der 1. Entw. beſtimmt hierüber nichts, der 
Il. Entw. $. 579 verpflichtet dagegen den Pfarrer zur unentgeldlichen Hergabe der 
Materialien, jo weit als julche bei der Widemuth befindlich find. In Betreff der un 
entgeldlihen Strohlieferung zur Dedung der Dienftgebäude hatte das vftpreuß. 
Etatsmin. unterm 22. März 1805 die Kandpfarrer für befreit erflärtt (meine Ges 
Se 2. Urk. Ar. UXIX. 5. 159. 160). Vergl. auch oftpr. Prov.=R. Zufap 
200. 9. 1. 

89) A. &:R. 11. 11. $. 790 (11. Entw. $. 581). 

70) 4. L.-R. II. 11. $. 791 (11. Entw. $. 582). Bergi. oben Anm. 27. 

71) A. L.-R. 1. 11. $. 792. Ueber die Unterhaltung der Küſter- und Schul: 
bäufer überhaupt und in en insbef. j. m. A. L.⸗R. 11. 12. $. 37, die Ders 
fügungen und Grfenntniffe bei Vogt 1, 257 f., Altmann Praxis S. 73 f. 
Borf2, 38 f. und bei. ©. v. 2. Mai 1811 (G.⸗S. S. 193). $. 4, fo wie v. 
21. Juli 1846 (8.5. 5. 392), betr. den Bau und die Unterhaltung der Schulz 
und Küfterbäufer. 


72) 4. Ye. II. 11. $ 703 (II, Entw. $. 593). 
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jeßten Fond genommen und bei deſſen Ermangelung oder Unzuläng— 
lichkeit von dev Wittme, gegen den ihr zu Gute fommenden Genug 
der freien Wohnung, getragen werden ”).- ft aber das Haus vom 
Patrone und der Gemeinde jelbft errichtet, oder jonft mit ihrer aut: 
drüdlichen Einwilligung zur Pfarre gefchlagen, fo gilt von jeiner Un 
an Alles, was von der Erhaltung der Pfarrgebäude verordnet 
ee 

Hat ein Pfarrer oder Kirchenbedienter durch Vernachläſſigung der 
kleinen Reparaturen, oder durch ſchuldbar unterlaffene Anzeige eines 
vorhandenen beträchtlichen Schadens, zur Vergrößerung deffelben An: 
laß gegeben, jo muß die Wiederherftellung auf deffelben eigene Koften 


aeiheben *). 


8. 176, 
dortfeßung. 
(Das Provinzialtecht.) 


Bon den nach gemeinem preußiichen Recht geltenden Grundfäßen 
über den Bau und die Erhaltung der firhlichen Gebäude und Geräth- 
ihaften weichen Die in den einzelnen LZandestheilen zur Anwendung 
fonmenden Borjchriften ') zum Theil in manden und wejentlichen 
Bunften ab. 

In Oftpreußen *) jollten nach den älteren Beftimmungen feit der 
Reformation die für die Fabrik eingefommenen Gollecten (aus den 
Sanımlungen auf den Zafeln) ?), Die Ueberfchüffe aus dem Decem für 
die Kirche verwendet werden; dann aber ward 1540 beitimmt, Daß 
„jedes Kicchipiel die Kirchen, Widmut, Zceune, graben vnd andere 
firhen gaben, bamwen, beffern vnd im bemlichen wejen erhalten, 
Aber jun dem allenn, des pfarrerd verfhonen“ folle, was aud die 
Bifchofswahl 1568 erneute ). Spätere BVifitationsreceffe wiederholten 
dies und die Negierung bewilligte zugleich freies Bauholz und verord: 
nete Vorſchüſſe der reicheren Kirchen des betr. Amts’). Gine weitere 


73) A. &:R. II. 11. $. 794. 

74) A. 8:8. II. 11. $. 798. 

76) A. &:R. II. 11. $. 798 (Il. Entw. $. 587). 

1) Gefege, wie Gewohnheiten. M. ſ. den vorigen $. Anm. 8. 9. Durd das 
Erk. des D.:Trib. v. 31. Januar 1842 ift dem oftpreuß. Prov.⸗R. gegenüber die Gel 
tung der Obfervangen anerkannt (Entf. 7, 244 f. Altmann Vraxis S. 117. 
Vogt 1,501), Präjudis 1107 in der Präjudizienfammlung 1, 207. Vergl. aus 
oben $. 21. S. 101. 102. 

2) M. ſ. Zeihe Erläuterungen des oſtpr. Prov.-R. S. 34 f. 

3) Desfallfige Anordnungen aus dem 14. und 15. Jahrh. f. m. in meiner 
Geh. 1, 2. Urk. Nr. XXII — Erlaß v. 24. April 1528. 

4) Voriger $. S. 694. Anm. 5. 


5) Initerburg. Bifitationsreceß von 1638 (Grube C. C. Prutenie, T, Rr. V. 
S. 44. 50). 
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Borichrift erging dur Gab. »O, v. 11. Dechr, 1710 und Berf. v. 
7. Febr. 1711, welche für die Mark erlaffen und auf Ofipreußen aus: 
gedehnt war®). Darnach follen auch die Eingepfarrten Haud- und 
Spanndienfte, der Patron aber, jedoch nicht bei Pfarrwohnungen, die 
Materialien leiten”). Gndlid verordnete Cab.O. v. 6. Mat 1800°):; 
„Die Kirchenbauten müſſen aus den Kirchenfaffen, welche einige Ka- 
pitafien haben oder jährlich mit einem Leberfchuffe abichliegen, worauf 
Gelder aufgenommen werden fönnen, ausgeführt werden und wenn diefe 
Mittel nicht zureichen, müffen die Gemeinden die außer den Materias 
lien erforderliben Koften aufbringen. Leßteres iſt auch der Fall mit 
den Pfarr» und Schulgebäuden.“ Hierauf und auf weitere fih daran 
anschließende Verhandlungen beruhen Die Vorfchriften des oftpreuß. 
Prov.⸗R.“), welches die verwaltenden Behörden durch bei. Exrlaffe er: 
läutert haben '). 

An Weftpreußen wurden die neben dem A. L.-R. beftehenden Ob» 
jervangen dem Prov.:R. einverleibt, im Ganzen aber blieben die land— 
rechtlichen Borichriften in Anwendung ''). 

In der Mark Brandenburg wurde die Ordnung, daß Kirchen - 
und Pfarrgebäude aus den Einnahmen der Kirchen in Bau und Beſ— 
jerung erhalten würden, jeit der Reformation eingefchärft , und em- 

pfoblen, daß die einzelnen Gewerke, welche früher die bejonderen Altäre 
verorg, je ein Aires in der Kirche erhalten und für die Beleuchtung 
der Kirche in der Winterözeit forgen möchten"). Auch jollten Patrone, 
Gutsherrfchaften und Gemeinden den Mängeln der ‘Bfarrgebäude ab- 
beifen ), die Kirchenvorfteher die Einnahmen für die Kirchen» und 
Kirhhofsgebäude verwenden und das Erübrigte dem Gotteshaufe zum 
Nutzen anlegen, wie auch darauf zu achten ſei, daß der Pfarrer die 
Pfarren in guten Wehren halte, jederzeit beſſere und nicht verfallen 
laffe '*). Diefe Beflimmungen faßte die Viſitations- und Gonftftorial » 


6) Grube a. a. D. Ar. XVII. 8.92. Arnoldtpreuß. K.⸗R. S. 113. 114, 
Zeihe a. a. D. S. 37. f. Anm. 16 

7) Die bier ausyefprochene Erklärung, es ſolle ald an biöherige Obfervanz daran 
jeftgebalten werden, paßt für —— nicht. 

8) Zeihe a. a. O. S. 38. 

9 638 nn. 200. 201 und Zeihe * a. a. O. ſ. auch den vorigen 
S. 

10) M. j. "estato bef. die Nachweifungen bei Bord 1, 196 f. Bogtl, 500 f. 
515. 533. 555 f. Die im revidirten Entivurf des oftpreuß. Prov.⸗R. $. 224 J nebſt 
— aufgeſtellten Saätze ſchließen ſich den vorhandenen Beſtimmungen im Weſent⸗ 

en an. 

11) Entwurf des weſtpr. Prov.⸗R. $. 1108 f. ‚ vevid. Entwurf $. 455 und 

Prov.⸗R. v. 19. April 1844 9.38 —45. Damit verb, an Borck 1, 1907. Xat 
502. 533. 547. 555. M. f. wegen der Deichlaſt G. v. 11, Februar 1850 (G.⸗ 
S. 43) und oben $. 166. S. 658 das Geſetz v. 16. Februar 1857. ür ee 
enthält das Prov.⸗R. feine hierher BE off, da die im revid. Entwurfe des 
Danziger Partitularrechts auögefprochenen Süße $$. 309. 310 aufzunehmen bedenklich 
gefunden wurde. 

12) BURENE —— v. 1540 bei Mylius C. C. March. I, 1. Nr. I. 
— *8 ae % E { 

3 sg und apung, wonach lich die — u. ſ. w. zu richten 1558 
bei Myliusa.a, O. a ©. —A x I : — 

14) a. a. D. Nr XX , AXL, 
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D. 1573 zufammen und ergänzte jie im Detail alfo: Die Kirchen 
jollen in baulihen Wirden aehalten und zugerichtet werden, und we 
im Gotteshauſe oder Kaften joviel, davon es gejchehen könnte, nicht 
vorhanden, jol der Rath und die Obrigkeit jammt der Gemeinde in 
Städten und Dörfern dazu Hilfe thun und Die Kirche bauen laffen. 
Die Geſchlechte, Gilden und Gewerke follen die Kirchenfenſter und 
Anderes wie vor Alters beffern und halten u. |. w. Die Gollecten, 
von denen dieſe Gebäude erhalten werdeu, find jorgfältig zu veran 
ftalten. Die Einfommen der gemeinen Kaften dienen zu den Kirchen 
und Hospitäler: Gebäuden. Weil die Pfarrer gemeiniglih arm und 
die Pfurrhäufer ihr Erbe oder Gigen nicht find, kann ihnen Diefelben 
zu bauen mit Billigkeit nicht zugeichoben werden, jondern Dies fliegt 
den Patronen, Dorfherren und Gemeinden ob. Es jollen die Golla 
toren, auch Räthe in Städten und Fleden, mit Hilfe und Zulage der 
Gemeinde, die Pfarreien und Gaplaueien, da es im gemeinen Kaften 
nicht vorhanden, bauen und in baulichen Würden halten. In Dörfern 
joll e8 aber damit fo gehalten werden, daß, welcher Pfarrer, eine 
Pfarre jo wohl gebauer, auch mit allen zugehörigen Gebäuden und 
Zäunen nothdürftig zugerichtet, bezieht, der ſoll die aud mit Dad, 
Fenftern, Kachelöfen, Thüren, Schlöffern, Bänfen und allen anderen 
Eingebäuden wejentlich erhalten. Wenn das Pfarrhaus und die ande: 
ven zugehörigen Gebäude an obberührten Stüden und des Dachs bal: 
ben Schaden nehmen würden, foll der Pfarrer oder feine Erben es 
allein veficiren und wieder bauen. Wenn aber das Pfarrhaus und 
die zugehörigen Gebäude und Zäune tm Anziehen des Pfarrers unge 
baut find, follen die Collatoren, Dorfherren und ganze Gemeinde der 
Hauptpfarre und Filiale das Hol, Stein, Rohr, Stroh und andere 
Nothdurft dazu beihaffen, die Aderleute die Fuhre und die Koffärben 
neben den Aderleuten die Handarbeit thun, ohne einige Koften des 
Pfarrers, mit allen Gemäcern, Böhnen, Thüren und Fenftern. Wenn 
Solches vollbracht, joll der Pfarrer die Eingebäude, ala Kachelöfen, 
Bänke und Anderes, zu aller Nothbdurft auf feine Koften vollends 
bauen und fertigen laffen und die Pfarre in baulichen Würden halten. 
Auch die Pfarrgärten follen fie, wie Hauswirthen gebührt, beffern 
und bauen. Die Küfterhäufer follen von den Einwohnern der Dörfer, 
ohne der Küfter Zuthun, gebaut, gebeſſert und erhalten werden ®). 
Auf dieſe Vorjchriften folgten verfhiedene Verordnungen !) und Ob: 
jervanzen “), jo wie viele Gerichtdentfcheidungen in ftrittigen Bau: 


15) Mylius a. a. O. Nr Vi. S. 274 f., insbe. S. 291. 296. 30. 
305. 306. 


16) M. f. bei. B. v. 8. Febr. 1699 und 7. Febr. 1711 (Mylius a. a. O. 
Nr. LXVI S. 421, Nr. LXXVIII S. 443), jo wie die in Hymmen's Beiträgen 7, 
337 f. mitgetheilten Erlafje von 1699 — 1752. Gntiheidung der Geſetzcommiſſion v. 
13. Septbr. 1782 (in Stengel’s Beiträgen 12, 3 f. 16), v. 24. Januar 1789 (in 
der Sammlung der Entjcheidungen. Berlin 1794. 1, 188. 189. Boat, 508.) 
Hofrefer. v. 19. Septbr. 1806 (N. C. C. XII, 753. Bogt 1, 503). 


17) M. ſ. Wilfe’s eriten Entwurf des märkifchen Prov.zR. Nr. 113 f. in 
Mattbig Monatsfchrift 3, 264 f. Bergl. den BVilitationsabfchied wegen der Kirchen 


in Berlin v. 1574 (Myliusa. a. ©. I, 2. Nr. V. S. 24). 
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fachen *). Alle diefe Materialien nebft den Beichlüffen der Stände 
bilden die Grundlage für das ald Entwurf vedigirte brandenburgifche 
Prov.R.“). Das Verbältnig des Patrons und der Eingepfartten, 
die Verpflichtung wüfter Höfe, die Stellung der verfchiedenen Klaſſen 
der Angefeffenen u. ſ. w. bieten manche Gigenthümlichfeiten dar, Ins— 
befondere hat im Fall des linvermögens der Kirche der Patron nur 
die Hauptmaterialien, Holz, Kalk und Steine zu liefern, die Einges 
pfarrten, außer den Hand» und Spaundienften, Stroh, Rohr und 
Lehm und das Arbeitslohn nebſt den dazu erforderlichen und darunter 
begriffenen Zutbhaten an Eifen, Glas, Blei und Kacheln zum Ofen 
zu entrichten "*). Die Aufbringung der Abbruchfoften gehört zu den 
von der Gemeinde zu tragenden Arbeitslöhnen, rejp. Baudienften *,). 
In der Nieder-Laufiß befleht ein vom AU. L.⸗R. abweichendes Prov.-R. 
in diefer Materie nicht '°). 


Durch die K.O. von 1535 wurde in Pommern dem Pfarrer aufs 
erlegt, die Eleinen Reparaturen felbft zu tragen, größere Bauten {wenn 
eine ganze Wand, Fenfter oder Dfen verfallen wäre) follten auf dem 
Lande das Kirchipiel, in den Städten die gemeine Kifte oder die Kir- 
chenvorfteher übernehmen »). Die K.O. von 1563 verfügte dann ge— 
nauer, alle Bauten an der Kirche, Wedeme, Wohnungen, Schulen 
und allen Häufern, welche der Kirche gehören, jollen vom Kaſten ge— 
ſchehen und die Diafonen der Kaften follen die Predigerwohnungen 
ſammt der Schule mit aller Nothdurft und Gelegenheit bauen, ſammt 
etlihen Tiſchen, verfchloffen und unverichloffen, Sponden (d. i. Belt 
ftellen), Spinden, Bänfen und dergleichen Hausgeräth mit einem ges 
wiffen Inventarium. Wenn in etlihen Städten zum Kirchenbau be— 
fondere Hebungen und Vorfteher verordnet feten, jo foll doch aflewege 
Einer dem Andern die Bürde tragen belfen, da es ja Ein Kaften und 
Ein Körper iſt“). Ferner wird beftimmt, Das Kirchipiel ſei ichuldig, 
die Medeme (das Pfarrhaus) mit Dörnze (Stube), Kımmern, Küche, 
Keller, Boden, Soet (Brunnen), Scheune, Ställen, Badhaus, Hafel: 
werf (Zaun), wo ed von Alters hergebranpt, zu bauen und dem PBaftor 
fertig zu überantworten. Darnach fol es der Paſtor in baulichem We- 
fen Balken und bei feinem Abzuge fo gut laffen, als er es empfangen. 


18) Vergl. Erk. bei Mathis Monatsfhrift 6, 237 f. 250 f. Stengel Beis 
träge 1, 84— 87. 6, 75 a. E. 76. Altmann Praxis S. 90 — 108. Vogt, 
505. 533. 

19) Revidirter Entwurf des Prov.s Rt. der Markt Brandenburg $. 49 f. %. 82 f. 
nebft den Motiven. Ebmeyer Zufammenftellung $. 15 f. 

19a) M. f. def. das Anm. 16 cit. Gonclufun von 1789, den revid. Entwurf 
S. 30. 31, ganz vorzüglich aber die Anm. 40 cit. Motive zum Magdeburger revid. 
Entwurf. Vergl. Altmann Praxis S. 90 f. 

19b) R. v. 13. Juni 1564 (Stiehl Eentralbfatt Nr. 205). 

190) Das A. L.⸗R. ift durch Patent v. 15. Novbr. 1816 geltend geworden 
(PBienarbefhluß v. 6. Dechr. 1852, Präjudizienfammfung 2, 67. Entſcheid. 24, 1 f. 
YuftizeRin.sBlatt 1853 S. 38. Altmann Pragis 5. 159 f.), vergl. revid. Ents 
wurf des Prov.⸗R. der Niederstaufik 99. 409. 410, Motive S. 70 f. — 

20) Richter K.⸗O. 1, 253. 

21) a. a. D. 2, 248, vergl. Von einicheit beyder Gaften, dafelbft 251. 
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Sp aber Schaden geihähe von Alter, von ungefähr, woran der Paſtor 
feine Schuld hat, jo muß das Kirchipiel helfen. Zu nöthigem Auf: 
bau und Befriedigung der Wedeme, Kirche und Küfterei werden die 
Patrone und die Herrichaft etlihes Holz geben, wo fein Holz bey der 
Kirche oder auf dem Wedemhofe it. Wo die Pfarre baufällig und 
jo viel nicht vorhanden wäre, wovon fie gebaut werden könnte, fol 
der Superintendent mit den Patronen und der Herrichaft eines jeden 
Orts Borwiffen und Willen die Macht haben, den Kirchipieldverwandten 
einen Kirchenſchoß aufzulegen und die Obrigkeit darauf Halten, daß 
Solches fleißig von Jedem bei Bermeidung der Pfändung ausgegeben 
werde. Bei der Veränderung des Pfarrers darf ein Umbau Fünftig 
nicht ohne Beltebung der Patrone und Kirhenvorfteher geſchehen. Auf 
Rügen müffen die Pfarrer die Wedeme felbft bauen *). Die Sun 
dalftatuten von 1574 wiederholten dieſen letzten Sag und verpflichte: 
ten die Pfarrer, darüber zu wachen, daß die Kirchen in Bau und 
Befferung gehalten würden ”°). 


Dieje Vorfchriften wurden theils durch Obfervanzen, theils durch 
bef. Verordnungen ergänzt und erläutert und demgemäß find auch die 
gerichtlichen Entfheidungen ergangen ). Bei der Aufftellung des 
Prov.R. wurde für Alt-, Vor- und Hinterpommern davon Abftand 
genommen, bef. provinzielle Beftimmungen über Bau und Reparatur 
der Kirchen, Pfarr» und Küfterhäufer aufzuftellen, da bier meiftens 
Uebereinftimmung mit dem U. L.-R. vorhanden fei, und wo etwa 
Abweichungen bejtänden, das A. L-R. den Borzug verdiene. Ausge— 
jprochen wurde nur, daß die Kirchhöfe ohne Rüdficht auf das Vermö— 
gen dev Kirche von der Gemeinde unterhalten würden und wegen der 
PBfarrgebäude vorhandenes Herfonmen und Verträge in Geltung ftän- 
den?) In NeusBorpommern gelten auch meiſtens die landrechtlichen 
Feftfegungen *) und die vorher angeführte Vorfchrift für Nügen gilt 
noch jet, da für die Erhaltung der Pfarrgebäude die Geiftlichen 
den Fleifh- und Schmalzehnten und ihre Erben bisweilen ein Erb: 
geld genießen *”). 


Die Evangelifhen in Schlefien hatten in den beiden erften Jahr— 
hunderten nad der Reformation feine gemeinfame Gefeßgebung für 
ihre Kirchenverbältniffe und e8 mußten fih in Betreff der Erhaltung 
der kirchlichen Gebäude abweichende Partikularitäten bilden. Wohl 


22) a. a. ©. 2, 252. 

23) Statuta synod. cap. VII. $$. VI. VII, a. a. DO. 2, 391. 392. 

24) M. f. Balthasar jus pastorale 1, 847. 848. 89. 903 f. Boat, 
481 f. 505. 540. 556. 558. 559. 560. Altmann Prais S. 108 f. Dazu. m. 
Erk. v. 3. Febr. 1862 (Striethorft 44, 187. Altmann in Dove’s 3. IV 
[1864]. ©. 433). 

25) Revidirter Entwurf $$. 307. 308. Motive S. 115 — 117. 

26) Das beftehende Necht, mit geringen Mopdificationen, ift ausführlich nachge⸗ 
wieſen in dem Prov.⸗R. des Herzogthums Neu⸗Vorpommern und Rügen $. 1275 ff, 
1345 ff. nebft den Motiven. 

27) Balthasar jus pastorale 1, 906. Prov.⸗R. von Neu: Borpommern $. 
1373 ff. Motive 4, 208 f. 
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überall hat aber beim Mangel des Kirchenvermögens die Gemeinde die 
Baupflicht übernommen. In Breslau erbot fih anfangs der Nath zu 
einem gewiffen Beitrage, jo weit die aus den Kirchenzinfen erzielten 
Summen nicht genügten *). Die K.-O. von Kiegnig von 1594*) ift 
eine wörtlihe Wiederholung der Wittenberger K.“O. von 1557 und 
enthält daher folgende Vorihrift: Die Pfarrfichen, Pfarrhäufer und 
Kirchnereien follen nach Gelgenheit jedes Orts fo viel möglich von 
der Kirchen Einfommen erbaut werden. Wo aber daffelbe füglich nicht 
geichehen fann, joll von den Eingepfarrten, ob fie ſchon nicht unter 
einer befondern Herrſchaft geieffen, eine gemeine Anlage, zu ſolchem 
Bau gemacht, wozu fie auch von ihrem Erbheren angehalten werden 
ſollen. Wenn fie dieſelbe zugerichtet und den Pfarrern übergeben, 
jollen fie (die Pfarrer) diejelbe ferner und fonderlih das, was vom 
Gefinde, durch täglichen Gebraudy verwüftet und zerbrodhen wird, als 
Dfen, Feniter, Zhüren, Schlöffer, Dad und Fach u. f. w., fo lange 
fie darin wohnen und Pfarrer bleiben, wie guten Hausmwirthen gebührt, 
im banlichen Weſen erhalten und nicht zerfallen laffen 9%). Späterhin 
icheinen dieſe fait überall geltenden Grundfäße vielfah durch Obſer— 
vanzen ergänzt zu fein. Auf diefe, ergangene Judicate und einzelne 
Verordnungen ®) ftügte man fi bei der Redaction des Prov.-R., 
welches bei der Annahme der regelmäßigen Anmwendbarfeit des A. L.:R. 
nur wenige Abweichungen darbot *). Auch war das für die römifch- 
fatholifche Kirche beftehende Recht öfter für die Evangelifchen in 
Anwendung. So wegen der Baue und Reparaturen bei Pfarr- 
gebäuden *). 

Für die Ober »Laufiß ift durch die Cab.O. v. 11. April 1846 
die Geltung des A. L.-R. in Ddiefer Materie beftimmt worden *). 
Daſſelbe fteht auch in der Provinz Pofen in voller Anmwendbarfeit *). 


28) Schönborn über die Schul» und K.⸗O. ded Raths von Bredlau von 
1528 S. 19. 21. 


29) Richter R.:D. 2, 479. Nr. CLXIV. 
30) a. a. D. 2, 190. 


31) M. f. bei. das Neglement über die Gravamina v. 8. Auguft 1750 (ſ. oben 
$. 17. ©. 47), Edict v. 14. Juli 1793 (Korn 4, 416 f. Boat 1, A3ljf.), vergl. 
die Cab. =D. von 1839 (folg. Anm.). Aeltere und fpätere Entjcheidungen f. m. be 
a Beiträge 7, 238. 230. Vogt 1, 505. 506. Altmann Praxis 
S. 147 f. 


32) Mevidirter Entwurf des Herzogthums Schlefien und der Graffchaft Glatz. 
Motive S. 120. Die früber für NiedersSchlefien, und bef. das Fürftentbum Glogau 
behauptete abweichende , ſog Stielow'ſche Obſervanz, betr. die Befreiung der Einge— 
pfarrten von den baaren Beiträgen zu Kirchen» und Schulbauten (Wenpel das 
Prov.⸗R. von Schlefien und Glatz $. 281— 285. $. 291 und Motive S. 409 f.) ift 
durh Cab.=D. v. 10. Dechr. 1839 (Min.= Bl. des Innern 1840. S. 154. Juſt.⸗ 
Min.⸗Bl. S. 22. Vogt 1, 506) befeitigt (Mevid. Entwurf S. 197 f. Vogt 1, 
506. Altmann ©. 158. 159). 


, 33) Revid. Entwurf des Prov.sR. von Schlefien und Glatz $.138— 140, welch 
für die Evangelifchen des Fürftentbums Glogau und Sagan gelten, a.a.D. $$. 287. 
206 nebft Motiven S. 120. 200. 208. 

34) G.⸗S. ©. 164. Bogt 1, 506. 


35) M. f. Altmann S. 113—116 und in Dove’s 3. 1V (1864). S. 434. 
Vogt 1, 507. 508, 
46 * 
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In den einzelnen Theilen der Provinz Sachſen bat fid ein ver: 
ſchiedenes Recht über die Baupflicht gebildet. Während die Altmark 
fih im Zuſammenhange mit der Kurmark entwidelte, alſo Ddiefelben 
Grundfäße befolgte“), ergaben fih Abweichungen für das Herzogthum 
Magdeburg. Bei der 1562 begonnenen Bifitation des zu veformirens 
den Erzftifts wurde auf die Beichaffenbeit der Gebäude die wöthige 
Rücficht genommen und in den Bifitationsartifeln ausgeiproden, daß 
das Einfommen der Kirche zu Erhaltung der Kirchen u. j. w. gewid— 
met und gebraucht werde. Zugleich aber ward beflimmt: Die Pfar— 
ven und Guftodien jollen die Pfarrleute zu bauen fchuldig fein und 
auch -allezeit wad an Hauptgebäuden mangelhaftig wieder zu erbauen, 
doch alio, daß die Pfarrer jolhes nicht verwüſten, jondern erhalten”). 
Die damals ermittelten localen Drdnungen erlangten dauernde Gel: 
tung und wurden durch neu entftandene Obfervanzen ergänzt. Ins— 
befondere aber traf die 8.:D. von 1685 Gap. 24%) weitere Beftims; 
mungen, welche mit einigen Modiftcationen im Gap. 26 der rewidirten 
K.⸗O. von 1739 ——— wurden und nebſt mehreren ſeitdem er— 
gangenen Verordnungen und Entſcheidungen in dem revidirten Ent— 
wurf des PBrov.:R.*) das gegenwärtig geltende Recht darſtellen. 
Ohne zwifchen Land» und Stadtfirden zu unterfcheiden übernehmen 
die Eingepfarrten die Hand» und Spanndienfte, im Full des Unver: 
mögend der Kirche der Patron die Hauptmatertalien an Hol, Kalt 
und Steinen, das Arbeitslohn und die übrigen Materialien die Ein: 
gepfarrten “). Filialkirchen tragen zur Unterhaltung der gemeinfchaft: 
lihen Pfarr: und Küftergebäude ein Drittheil von fünmtlihen Koften 
und Laften beit), 

Im Fürftentdum Halberftadt finden ſich nur Abweichungen nad 
örtlihem Herkommen ), im Eichsfelde beftebt dagegen die Pflicht nur 
für das Vermögen der einzelnen Kirchen und für die Gemeinden, nicht 
für den Patron »). Die Erbauung und Erhaltung der Kirhentbürme, 





36) Vergl. oben und zu der dajelbft angeführten Literatur noh Götze Prov.⸗R. 
der Altmark $. 476 f. nebft den Motiven I, 2, 216 f. 

37) M. |. die Vifitationsartifel von 1562 Nr. 5. 7 (aus Dreyhaupt Saal 
kreis 1, 290 f. bei Danneil Protokolle der erften Generafvifitation 1, XIV. XV. 
Richter K.O. 1, 220). 

38) In Moser’s Corpus juris Evang. 1, 631. 

39) $. 289 ff. nebjt den Motiven S. 212 ff. 

40) Der Beweis für dieſes Verhältniß der Verpflichteten, welches mit dem in der 
Altmark übereinftimmt (f. oben Ann. 19a), ift in den Motiven zum revid. Entwurf 
S. 212 f. geführt. Die Anfichten hierüber haben ſehr gejchwanft. Die entgegenge: 
jegte Meinung, welche dem Patrone auch die Lieferung der Nebenmaterialien aufer: 
legte, war 1824— 1827 von den Gerichten angenommen (Motive cit. S. 217) und 
vom DObertribunal im Präjudiz 722 vom 24. Auguft 1839 ausgefprochen (Bräjudizien- 
Sammlung 1, 291). Dagegen bat das Obertribunal im Erk. v. 19. Dechr. 1856 
(Entfch. 34, 276 5. Altmann Pragis 5. 133) das Präjudiz aufgehoben. 

41) K.O. 1635 Cap. 24. $. 3, 1739 Cap. 26 $. 3. Revid. Entwurf $. 301 
und Motive 5. 237. M. f. dazu das Erf. v. 26. Noobr, 1855 bei Strietborfi 
18, 317. Altmann S. 147. 

42) Revid. Entwurf des Prov.⸗R. $. 107. Motive 5. 160. 161. 

43) Revid. Entwurf des Fürſtenthums Eichsfeld HI. 242. 272. 273. 276. Mus 
tive S. 244. 250 f. Erk. v. 3. Octbr. 1859 (Entſch. 42, 297 f. Strietborit 34, 
200 f. Altmann Praxis S. 124 f.). 
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die Anfchaffung der Glocken und Orgeln, der Uhren und Glockenſeile, 
die Erhaltung der Beqräbnißpläbe liegt den Gemeinden ob *), des: 
gleichen die Bauten und Reparaturen der Pfarrgebäude, die Erhaltung 
der Zäune und Befriediqungen der Pfarrarundftüde®). Filialgemein— 
den tragen den dritten Theil der Koften **). 


Was die in den vormals ſächſiſchen, jet zum Herzogthum Sachen 
gehörigen Landestheile betrifft, war durch die Landes-O. von 1543, 
- Generals Xrtifel von 1557, die K.-D. von 1580 u. a. '”) beim Man: 
gel des principaliter verpflichteten Kirchenvermögens der Eingepfarrten 
die Unterhaltung und der Bau der firblihen Gebäude auferlegt wor: 
den, weshalb theils wegen des Schweigens der Geſetze, theils durch 
Berufung auf die Obſervanz die Nichtverbindfichkett der Patrone und 
Rittergutsbefißer angenommen), aber auch anderer Seits das Ger 
gentheil behauptet war ®). So fanden fich zwei Anfichten gegenüber), 
bis durch Gefek vom 11. Novbr. 1844 °') in beftimmter Weife die 
Theilnabme der bisher in der Regel für befreit Gebaltenen ausge 
fproden wurde. Seitdem ift aber auch anerkannt worden, daß die 
Geltung des A. L.-R. in diefer Materie feftftehe, da durch das Pa— 
tent v. 15. Novbr. 1816 daffelbe in die Stelle der ſächſiſchen Geſetze, 
welche nicht die Bedeutung eines Prov.R. haben, getreten ſei *). 


Die Gebiete, welche die Provinz Weftfalen bilden, Hatten feit 
der Reformation meiftens die Bingepfarrten, fo weit der Kirchenfaften 
nicht genügte, zu Bau und Befferung der Kirchen und geiftlihen Ge: 
bäude verpflichtet. Die in der römiſch-katholiſchen Kirche beftehenden 
Normen *) wurden ordentlicher Weiſe nicht befolgt, auch ift von den 
Patronen bierbet in der Negel nicht die Rede. Seit der Einführung. 
des A. L.⸗R. ift auf diefe die Baulaft meiftens übertraaen 9). Im 


44) Nevid. Entwurf $$. 274. 275. 277. Motive S. 267. 

45) a. a. D. $. 279, Motive S. 268. 

46) a. a. D. 8. 280. Motive S. 269, 

47) Richter 8.D. 2, 100. 448. Diefe und andere Stellen finden ſich zuſam— 
men abaedruft in den Motiven zum revidirten Entwurfe S. 141-— 143. 

48) M. ſ. bef. Weber ſächſiſches AR. II, 2, 796 f. (1. Audg.) 

49) Deral. Pinder Prov⸗R. 2, 330 f. 

50) Sowohl in der Literatur, als in den gerichtlichen Entfheidungen und in den 
Geſetzentwürfen (Binder $. 1510 — 1515. Nevidirter Entwurf $. 754, nebft den 
Motiven S. 141 f., wo fi die erforderlichen Rachweifungen finden) tritt die Differenz 
beftimmt bervor. | 

51) Cab.⸗O. und PVerordn. v. 11. Novbr. 1844 in der G.⸗S. ©. 697 ff. 
Bogt 1,508 f. 

52) Erf, v. 6. Dechr. 1852 (f. oben Anm. 106), verb. Erk. v. 26. April 185% 
(Entſch. 32, 457 5. Altmann Praxis ©. 118 f.). M. f. oben $. 22. S. 10%. 

53) M. f. deshalb die betr. Abfchnitte der Prov.-Rechte, vergl. Altmann 
Pragis S. 181 f. und in Dove’s 3. IV (1864). S. 440 f. Pont 1, 512. 

54) So in der Grafſchaft Mietberg nah Erf. v. 10. Mat 1852 (Entſch. 25, 
201 f.) nebit Präjudiz 1857 v. 8. April 1847 in der Präjudizienſemmlung 1, 208; 
deögleichen in der Sraffchaft Mark nach dem Erf. v. 16. Auguft 1845 (neues Archiv 
von Sommer u. f. w. 11, 627 f.). Altmann Praris S. 191. 192. 
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den erſt feit neuerer Zeit gegründeten evangelifchen Gemeinden tft wohl 
meiftend das A. L.⸗R. zur Anwendung gelangt. 


Für die unter der Herrihaft des Haufes Brandenburg ftehenden 
Zandestheile von GlevesMarf war der Grundfaß geltend geworden, 
dag die Erhaltung der firhlihen Gebäude eine Sache der Gemeinden 
jei, infoweit nicht die Beamten für die Feinen Reparaturen auffom: 
men müßten »). In Soeft lag die Baupflicht zunächft dem Kirchen: 
fuften auf, weshalb den Templirern und Borftehern die Sorge dafür 
— war. Auch wurde ausdrücklich auf die ſächſiſche und Wit— 
tenberger K.O. hingewieſen“). Im Fürſtenthum Minden und in der 
Grafihaft Ravensberg famen die für Cleve erlaffenen Vorfchriften 
ebenfalld zur Anwendung und wurden durch bei. Erlaffe ergänzt. Die 
Patrone waren nach Obſervanz nicht beitragspflictig ”)., Durch Die 
fpätere Gefeßgebung war die Pflicht derjelben angenommen’). Bor: 
ausgefeßt wird aber, daß der Patron zu den Gingepfarrten gehört. 
Die Unterhaltung der Zäune wird in der Negel aus den Kirchenmit- 
teln beftritten. Dem Pfarrer liegt das Weißen der Zimmer und die 
Reinigung der Schornfteine gewöhnlich ob). In der Grafihaft Te: 
lenburg wurde das Erforderliche zu den Bauten aus dem Kirchenver: 
mögen bergegeben, die Gemeinde ergänzte das Fehlende und Teiftete 
Hand» und Spanndienfte ®), was als rechtöbeftändig auch fpäterbin 
anerfannt wurde ®). 


In den Wittgenfteinfhen Graffchaften mar bei den Kirchen- und 
Pfarrbauten anerfannt, daß die Herrichaft das Holz lieferte, melches 
die Nachbarn (die Gemeinde) anfuhren, die auch den Bau felbft be: 
sorgten *). Im Fürftenthum Gorvey haben die Gemeinden die Bau 


55) R. v. 24. — 1738 (meine Geſchichte 4, 3. Urk. Nr. CXVIII. ©. 
313). Bon den Reformirten (a. a. O. 8. 43. S. 250. Anm, 55) ging die B. auf 
die Zutbherifchen über (a. a. DO. $. 42. 5. 214). Ueber die Vertbeilung der Beiträge 
erging das Gutachten der Geſetzcommiſſion v. 21. Septbr. 1787 (a. a. O. Urf. Wr. 
CLXIX. S. 284. 385. Damit verb. Sammlung aller Entſch. der Gefeßcommiffion 
[?erlin 1794] 1, 145— 149). Vergl. die Gitate Anm. 65b. 


56) M. f. die Zeugniffe in meiner Gejh. 4, 3. Urk. S. 40a. E. 41. 154. 
158. Nr. 22. 262. Nr. 11. Vergl. revid. Entwurf des Prov. s Kirhens und Schul: 
rechts $. 9 nebſt Motiven. 

57) Meine Gefchichte 4, 3. 9.88. 5.568. 569 und die cit. Urkunden. Vergl. 
auch die Anm. 65b. angeführten Erlaffe. 

58) Vorausgefegt ift die Verpflichtung der Patrone in dem Sofrefer. v. 7. Juni 
1805 (meine Gefchichte a. a. D. Url, Nr. CCLXXI, S. 525). 

59) M. ſ. überbaupt Wigand das Prov.:R. des Fürftentbuns Minden [Berlin 
1840]. $. 40 ff. S. 36 f. nebft den Anmerk. Nevid. Entwurf des Prov.: MR. $. 97 
— 104 und Motive S. 94. 

ie Geſchichte 4, 3. $. 72. S. 420. 421. verb. Url. S. 404. Nr. 7. 
437 a. E. 

61) Nevid. Entwurf der Partifularrechte der weftfäl. Standesherrſchaften u. f. m. 
LingensTeflenburg $$. 57. 58, aus der Dorfordnung v. 7. Febr. 1755. Die K.⸗D. 
von Ringen v. 1678 $. 34 verpflichtet die Vorfteher für den Bau zu forgen und feat 
damit dem Kirchengute die Pflicht zunäcft auf (meine Gefh. a. a. D. Urk. S. 452), 
verb. Reglement v. 1687 Nr. 13 * a. O. S. 462). 


62) K.⸗D. 1555 und V. v. 9. Juli 1667 (meine Geſch. Urk. S. 531 und Wr. 
CCLXXIV. S. 532). 
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pfliht ®), Doch beftehen abweichende Ortsobfervanzen *) Im Fürften- 
thum Siegen haftet zunächft das Kirchenvermögen, dann treten Die 
Gemeinden ein). Allgemeinere Vorfchriften ergingen durch 8.16 ff. 
der Vermwaltungsordnung v. 7. Mat 1838 %#), durch welche aber den 
bef. hergebrachten Rechten nicht derogirt werden follte »*). Daſſelbe 
gilt auch von den Schlüffen der Synoden, wie den minifteriellen Ent: 
fcheidungen ®°). 

Auch in den zur Rheinprovinz gehörigen Herrichaften fehlt es nicht 
an vielen Partikularitäten. Die ganz eigenthiümlichen Beflimmungen 
in den früheren Sprengeln von Köln und Trier ) find von den 
Gvangelifhen nicht angenommen. Die Hauptpflicht war bier ftets den 
Gemeinden auferlegt, wenn das Vermögen der Kirchen nicht vorhans 
den war. 


In Jülich-Berg brachten die Gemeinden auf, was zur Erhaltung 
der kirchlichen Anftalten nothwendig war. Die Mittel wurden vorzüg— 
lih durch Gollecten gewonnen, weldye aucd bei benachbarten Minifterien 
aejammelt wurden”). Zu befonderen Beiträgen waren auch die Zehnt- 
inhaber verpflichtet und zwar ohne Nüdficht auf das Bekenntniß der 
Zehntherren *). Die confeffionellen Verbältniffe waren hierbei über: 
haupt oft flörend, insbe. auch bei Simultanfirchen ®), bei Gloden- 
thürmen ”) u. a. m. Meiftens blieben Verträge enticheidend. 

In der Regel wurde feftgehalten, daß das Vermögen, oder die 
Kirchipielsgenoffen für den Bau und die größeren Reparaturen auf: 


63) K.«D. v. 1666 Nr. 15 (meine Geſch. Urk. S. 490). Wigand und der 
revid. Entwurf $. 47. Motive S. 20 nehmen auf die von 1690 Bezug, welche die 
— — wiederholt, aber nicht zunächſt für die Evangeliſchen erlaſſen, wie 

e von 1666. 


64) M. f. diefe in den Motiven des revid. Entwurfs S. 21 und verb. die Urk. 
in meiner Geſchichte S. 485 f. nebſt dem $. 86 des Textes. 


65) Diefe aus der K.-⸗O. von 1716 entlehnten Beftimmungen finden fich im 
revid. Entwurfe ded Prov.⸗R. $. 57— 59. Motive S. 32. 33. 


65a) M. ſ. oben $. 173. S. 688. Anm. 55. 


65b) 2. des Min. v. 17. März 1842, Beſcheid v. 25. Juni 1842 auf Beichluß 
63. 64 der III. weftfäl. Syn. (Hagens zur 8.:D. S. 162. 163). 


650) So von der DB. des Min. v. 21. Detbr. 1841 (Hagens a. a. O. ©. 
163), daß die Unterhaltung der Zäune und Gehene den Pfarrern und Kirchenbediens 
ten in ähnlicher Weife wie die Unterhaltung der Gebäude obliege. 


66) M. f. die Nahweifungen in der Zufammenftellung der in den oftrheinifchen 
Theilen des Regierungsbezirks Goblenz noch geltenden Prov. = Nechte S. 347 f. Res 
vidirter Entwurf ded oftrbein. Prov.⸗R. 8. 216 f. und Motive S. 91 f. 


67) Meine Gefhichte 4, 3. S. 201. 202. 281. 


68) a.a.D. S. 257. Anm. 83. 5. 342. Anm. 98. Ueber die Verpflichtung der 
Inhaber von Ritterfigen und freien Gütern f. m. dafelbft Anm. 99. 


60) M. ſ. z. B. a. a. D. S.180. 313. Die Befchränfung auf die eigene Con— 
feffion war fonft ausgefprochen a. a. D. Urk. S. 229. Vergl. oben $. 27. S. 126 f. 

70) a. a. D. S. 352. Anm. 150. verb. Urk. S. 231, Nr. CLI. S. 374. Dazu 
f. m. das Erf. des Obertrib. v. 1. März 1853, in dem Archiv für das Civil- und 
Erim.sR. der Rheinproving 48, 2, 61. 
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fommen mußten, während den Pfarrern die Fleineren Reparaturen 
auferlegt wurden. So war c8 im Sannifchen ”'), Wied”), Naffau”,, 
dem Hültenberge ”*), Saarbrüden ”), der Wild: Rheingrafichaft *) umd 
anderweitig. Diefer Grundfaß ift auch fpäter nicht aufgegeben, fo weit 
nicht in Folge der franzöftihen Anordnungen Veränderungen veranlaft 
worden. Indem das frühere Kirchengut für bürgerliches Eigentbum 
erklärt wurde, ergab fid die Notbwendigkfeit, daß die Givilgemeinde 
fo weit die Unterhaltung übernimmt, als die betr. Auftalt eine commu— 
nale ift oder der Kommune das Eigentbum gehört. Demgemäß hatte dad 
franzöſiſche Recht prinzipaliter die bürgerlichen Communen verpflichtet, 
für die Euftusbedürfniffe aufufommen. Eine Ausnahme war nur 
dann vorhanden, wenn bei einer Kirchenfabrif ein bei. Fonds für dic: 
fen Zweck begründet wordn, in welchem Falle die Commune bei nicht 
ausreichendem Fabrifqute das Fehlende ergänzen follte 7). Die rhei— 
niſche K.O. hatte inzwifchen den Grundfaß, ausgefprodhen, Daß Die 
Kirchengemeinde für fid) felbft zu forgen habe”), die Verpflichtung der 
Communen beftand aber fort. Dies erſchien unangemeſſen und Die 
rheinifhe Synode erflärte, daß hierdurch die größte Erbitterumag 
zwifchen beiderlei Glaubensgenoffen bervorgebradht werde. Sie bean: 
tragte Daher, Daß alle Ausgaben zu firchlichen und pfarramtlichen 
Zweden, die mittelft Umlagen berbeigefchafft werden müſſen, allein den 
betr. Kirchengemeinden zur Zaft fallen follen und daß die VBürgerge: 
meinde zwar ermächtigt fein ſoll, Zufchüffe aus ihren Einfünften, in— 
fofern fie nicht durdy Umlagen aufgebracht werden, einer Kirchenges 
meinde zu bewilligen, daß aber in diefem Falle der Kirhengemeinde 
der andern Gonfeffion ein Aequivalent nad dem Steuerfuße zu Theil 


71) a.a. O. S. 587. 589. Anm. 26. 593. Anm. 45. Ur, Nr. CCLXXXIV. 
©. 547. Nr. CCLXXXVI. ©. 549. 


72) a. a. D. Urk. Ar. CCLXXXIX. n. 11. &. 555. 


73) a. a. D. Urk. Nr. CCXCI. c. 13. ©. 568. Hier ift zugleich von den Pas 
tronen oder Zehntbefigern die Nede. 


74) a. a. D. Ur. Rr. CCXCV. n. 4, Nr. (CXCVI. n.7. 9. 10. ©. 572. 575. 
75) a. a. O. ©. 647. Urk. Nr. CCCXIV. ©. 589. 
76) a. a. D. Urk. Nr. CCCXIX. n. 7. ©. 598. 599. 


77) M. f. die weitere Ausführung in dem lrtbeil des Rhein. Gaffationshofes v. 
15. Mai 1847 (Hermen?’s Handbuch 4, 920 f. verb. S. 896 f.). Dafi die Com: 
mune auch für die Gvangelifchen auffommen folle, hatte das Decret v. 5. Mai 1506 
bef. beftimmt (Hermens a. a. D. 1, 343. 344). 


78) $. 18 lit. d. Die größere Repräfentation: beräth, bei Unzulänglichkeit des 
firchlichen Vermögens der Gemeinde, die Herbeifhaffung der nöthigen Bedürfniffe, fe: 
wirft nötbinenfalls die Umlage auf die Firchliche Gemeinde u. f. w. Im &. 131 der 
K.⸗O. ift ausaefprochen, daß jede Gemeinde für eine freie Dienftwohnung und ein 
angemeffenes Dienfteinfonnmen ihres Pfarrers zu forgen, und bei Unzulänglichkeit der 
fundirten Prarreinfünfte und der Stofgebühbren aus Kirchenmitteln das Fehlende zu 
ergänzen verpflichtet fei._ In Ermangelung disponibler Kirchenmittel ift da, wo die 
Gefete die Communen zur Aushilfe verpflichteten, der Communalfonds in Anſpruch 
zu nehmen. Wenn aber auf dieſe Weife das Erforderliche nicht berbeigefchafft werden 
fann, fo ift von der Pfarrgemeinde dur Beiträge der Pfarrgenoffen nah dem Com: 
munalsSteuerfuß die Aufbringung des Ergänzungsgehalts zu bewirken. — Was vom 
Gehalt gilt auch vom Bau der Wohnung u. N w. 
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werde *). Hierauf erging das G. v. 14, März 1845 °), nad welchem 
Zuſchüſſe zu den Koften für ordentliche (jährlich wiederkehrende), To 
wie für außerordentliche kirchliche Bedürfniffe, welche bereits auf dem 
Hansbaltsetat der Givilgemeinde fteben, auch künftig, ſofern fie nicht 
entbehrlich werden, zu gewähren feien. Sonft follen die Koften für 
ordentliche firchliche Bedürfniffe nur von den betr, Confeffionsgenoffen 
der Pfarrgemeinde aufgebracht werden. Für außerordentliche Firchliche 
Bedürfniffe feiften erforderlichen Falls die Eivilgemeinden Zuſchüſſe. 
Dann foll aber in gemifchten Gemeinden für die Eingepfürrten der 
andern Gonfeffion ein nad dem Verhältniß der Seelenzahl zu berech— 
nender Beitrag feftgeftellt werden, welches eine für fie zu verwen— 
Dende unverzinsliche Schuld bis zum Falle eines außerordentlichen Be: 
dürfniſſes bildet. 


‚Da das Gejeß nur von fubfidiären Leiftungen der Givilgemeinden 
ſpricht, das franzöfiihe Necht aber für Pfarrhäufer nad) der herrſchen— 
Den Anficht principaliter die Gommunen in Anſpruch nimmt ®'), fo er: 
flärte man, da8 ©. beziehe fih gar nicht auf Pfarrgebände *) und fo 
erfannten die Gerichte, fo urthetlte auch das Mintfterium der geiftt. 
Angelegenheiten ®). 


Während die Synode das G. von 1845 früher billigen fonnte*), 
mußte die nunmehrige Auffaffung der Behörden ſie zu einer Aenderung 
ihrer Anficht bewegen. Man erkannte, dieſe Annahme werde dahin 
führen, daß die Evangeliſchen mit den Katbolifen zufammen in ihrer 
Bereinigung als Givilgemeinden die Fatholifhen Kirchen und Pfarr: 
bäufer zu bauen haben, die Kirchen und Pfarrhäufer der Evangeliichen 
aber, da rüdfichtlih ihrer vor dem G. von 1845 eine principale Bau: 
pfliht der Givilgemeinden nicht beftand, won den Evangelifhen allein 
zu bauen find. Man beichloß daher, nad) definitiver Entfcheidung der 
vorliegenden Frage in letzter Inſtanz den Antrag ftellen zu wollen, es 
möge das ©. ig und ausgefprochen werden, daß die 1845 
auf dem Budget der Givilgemeinden geftandenen etatsmäßigen Sum: 
men eine unveränderliche Laſt find, alle weitern Eultusbedürfniffe aber 
fünftig von den Gonfeffionsgemeinden aufgebracht werden). Seitdem 
ift aber in einem Erfenntniffe des Appellationsgerichts zu Köln aus 


79) II. rhein. Syn. $. 65. 
30) G.⸗S. S. 163. 164. 


81) Regnier die Verpflichtung der Eivilgemeinden in Anfehung der Pfarrbäus 
fer. Trier 1844. 


82) Hüffer die Verpflichtung der Civilgemeinden zum Bau und zur Nuäbefferung 
der Pfarrbäufer. Münfter 1859, Dagegen fchrieb Blubme: Das Rheinpreuß. Ges 
feg v. 1845 in bef. Anwendung auf Pfarrwohnungen. Bonn 1859. Hierauf repfis 
eirte Hüffer: Dad Rbeinpreuß. G. von 1845. ünfter 1860. 


83) M. f. bei. Erf. von 1857 und 1858 im Archiv für das Givils und Grim.s 
M. der Rheinprovinz 53, 1, 225 f. Hüffer die Verpflichtung S. 73 f. 97 f. 
‚Min. v. 16. Auauft 1858, 26. April und 2). Juli 1859. 


84) Syn. vI1. $. 158. 
85) Syn. X. $. 109. XI. 8. 153, 
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geiprochen, daß die Verpflichtung der Civilgemeinden dem evang. Pfar: 
rer eine Wohnung zu fellen, wie binfichtlih der Fatholifhen Pfarr: 
wohnungen, eine principale ſei umd nicht davon abhänge, daß die 
evang. Gemeinde felbft feine Mittel befißt *). 


$. 177, 
Veräußerung der Kirchengüter. 


Der Kirche mußte natürlich in hohem Grade daran gelegen jein, 
daß ihr Eigenthum nicht zerfplittert wurde, und fie machte es daber 
ihren Dienern zur heiligſten Pflicht, das Kirhengut wohl zu bebüten, 
fich felbft aber jeder Entfremdung und Veräußerung zu enthalten. Bei 
ibren desfallfigen Anordnungen wurde fie vom Staate eifrigft unter 
fügt und fo blieb jede Alienation auf's firengfte verboten und wurde 
ordentlicher Weife für null und nichtig erflärt ). Unter Altenation 
verftand man aber jede dauernde Veränderung, durch welche über das 
Vermögen der Kirche eine ſolche Dispofition getroffen wurde, daß 
es nicht mehr in freier Weife den Eirchlichen Zwecken zu dienen im 
Stande mar, mochte dies durch Berfauf, Schenkung, Bertaufchung, 
oder Belehnung, Bererbpachtung, Berpfündung, Belaftung mit Servi— 
tuten u. ſ. w. geſchehen. Eine Ausnahme blieb nur möglich, wenn 
die Nothwendigkeit oder ein offenbarer Bortheil die Veräußerung 
rechtfertigte und der Bifchof nad vorangegangener causae cognitio, 
welche dieſe Rechtfertigungsgründe feftftellte, durch ein Decret die 
Alienation geftattete '*), 


Diefe durd das fanonifche und weltliche Recht anerfannten Grund: 
fäße wurden von der evangelifchen Kirche angenommen und gingen in 
die Kirchen- und Landesordnungen über. Co beftimmte die viel ver 
breitete Pfalz: Zweibrüdifhe K.“D. 1557: „Zrüge e8 fih zu, daß an 
einem oder dem andern orth der Kirchen, Schulen oder Hospibdale 
nüßgli were, ein liegend oder ander gut zu uerenßern, oder anders 
zu beftellen, jo fol foldhes nit anders, dann mit vorgeender gnugfamen 
erfandtnuß, welche die Kirchen gefchworne, vnd andere verordnete 
Perfonen bey jren ayden vnd pflichten thun follen, auch mit wnfers, 


86) Erf. v. 9. Juli 1863 im cit. Archiv 57, 1, 218 f. Es wird bei. auf die 
K.:D. $. 131 Bezug genommen. Wenn aud der Kirchen in diefem $. nicht gedacht 
iſt, fo Steht dies doch der Anwendung des Decrets vom 5. Mai 1806 und der 2. v. 
14. März 1845 nicht entgegen, weil in Ermangelung des Kirchenvermögens ber im 
$. 18 der K.⸗«O. bezeichnete Fall der Nothwendigfeit der Imlage dann nicht vorbans 
den ift, wenn ein Gejep Dritte in Anfpruch zu nehmen geftattet, und die K.-D. 
überhaupt nicht den Zwed hatte, beftebende Verpflichtungen anderen Perfonen unt 
Körperfchaften zu alteriren, fondern nur den, die inneren Berbäftniffe der evang. 
Kirche für Provinzen zu regeln, in denen in Hinſicht auf die Verpflichtungen dritter 
Perſonen verfihiedene Gefepe beftanden. 


1) Das Gefchichtliche f. m. bei Richter K.⸗R. $. 321 nebft der daſelbſt cit. 
Literatur. 


la) M. ſ. J. H. Boehmer jus ecel. Prot, lib. IH. tit, XIII. 
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als des Landesfürften willen, vorwiffen vnd zeitlicher beradfchlagung 
geiheben, vnd hierinnen nichts dann der Kirchen, Schulen vnd 
Hospitale angenfcheinliher nuß amgefehn, bedacht, vnd bewogen 
werden ” *). 


Im Allgemeinen war man überhaupt darüber einig, daß wenn 
eine Veräußerung zuläffig gefunden wurde, Die bef. Authorifation der 
geiftlichen Obern erforderlidy fei, doc wich man im Bejondern darin 
von einander ab, daß bald auch die Zuftimmung des Patrons, der 
Vorſteher und der Gemeinde gefordert wurde und die Partikularrechte 
ftellten demaemäß verfhiedene Vorſchriften auf?“. Bei der Abfaffung 
de8 allgemeinen Geſetzbuchs forderte Klein mit Berufung auf J. H. 
Boehmer den Conſens des Gonfiftoriums ’). Genauer faßte Suarez 
die Verhältniffe auf. Er erklärte im 1. Entwurfe: Grundftüde und 
Sachen, die in den Rechten denfelben gleich geachtet werden, können 
die Vorfteber und Adminiftratoren der Kirchengefellichaften eigenmäch— 
tig nicht veräußern. ($. 189). Soll dergleichen Veräußerung erfolgen, 
jo muß die Ginwilligung der Kirchengefellichaft oder ihrer Repräſen— 
tanten, und die Approbation der geiftlihen Obern hinzukommen. 
($. 190). Iſt von der Veräußerung eines Grundftüds oder einer Ge 
rechtigfeit die Rede, fo muß auch die Genehmigung des Staats ein: 
acholt werden. ($. 191). Sollen Sachen, die zum gottesdienftlichen 
Gebrauche unmittelbar gewidmet find, veräußert werden, fo muß eine 
dringende Nothwendigfeit dazu vorhanden fein. ($. 192). Bei andern 
unbemweglichen Sachen, Gerechtſamen oder Koftbarfeiten ift ein dur 
die Veräußerung der Kirche zu fliftender erheblicher Nußen binreichend. 
($. 193). Wenn die Kirchengefellfchaft oder deren Repräfentanten, Die 
geiftlihen Dbern und der Staat nah vorhergegangener Unterfuchung 
in die Veräußerung gewilligt haben, "fo ift ſolche unwiderruflich. 
($. 194). Gegen das Beräußerungsgefchäft felbft ift alsdann feine 
MWiedereinfegung in den vorigen Stand zuläffig. ($. 195). Wenn aber 
die Kirche bei einer ſolchen Veräußerung verlegt worden, jo findet bei 
ihr eben das flatt, was Die Gefege in Anfehung der Minderjährigen 
beftimmen. ($. 196). Sind die $$. 189— 193 gegebenen Vorſchriften 
verabfäumt worden, fo ift die Veräußerung nichtig. (8. 197). 


2) Richter RD. 2, 197. 


28) M. f. 5 B. wegen der Provinz Preußen die K.:D. 1568 (Richter AO. 
2, 304. 305). %sR. von 1721 P. 11. B. 4A. Tit. 6. art. 2. $. 6. Cab.⸗Reſcr. v. 
20. März 1721 Nr. 6 (meine GSefchichte 1, 2 Urk. Nr. XXXI. S. 118). Oftpr. 
Prov.sR. Zufag 175 (Zeibe Erläuterungen S. 19 f.). Ueber die Mark Brandenburg 
f. m. die Rachmelfungen bei Stengel Beiträge 5, 17 f. und die Modification der 
dafelbft aufgeſtellten Anficht nach der Inſtruction v. 6. Auauft 1845 (f. $. 173. S. 
686). Mevidirter Entwurf $. 35. Ebmever $. 14. Bon Pommern vergl. Bal- 
thasar jus pastorale 1, 208 f. Revid. Prov.eR. von Vors Pommern $. 306. Neus 
Vorpomm. Prov.⸗R. $. 1189 f. nebft Motiven. Ueber Magdeburg f. m. Revidirtes 
PBrov.sR. $. 279, über das Eichsfeld Nevidirtes Prov.sR. $ 259 u. v. a. Vergl. 
Schluß der Synode Teflenburga v. 1699 (meine Gefchichte 4, 3. Urk. Ar. 
CLXXXVII. S. 418). 


3) Klein’s Entwurf $. 72. J. H. Boehmer jus parochiale Sectio VI. 
eap. 1. $. XXVIl. (Materialien zum A. &:R. XXI. 113r,) 
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Bei der Umarbeitung befhlog man theils eine Abkürzung Diefer 
Diepofitionen, theils eine Ergänzung. Der I. Entwurf bejchränfte 
fid) auf den Sag: Grundftüde und Gerechtigfeiten, die einer Kirche 
achören, können ohne ausdrüdliche Genehmigung des Staats nit 
veräußert werden. ($. 184). Das A. L.-R. wicderhofte dies *), fügte 
aber Hinzu: Bei ganzen Landgütern oder Hänfern ift die Genehmigung 
des geiftlichen Departements nothwendig: bei einzelnen Grundftüden 
oder bloßen Gerechtigfeiten hingegen ift der Gonfens der unmittelbaren 
geiftlihen Obern binreichend °). Hierauf folgt im II. Entw.: Die Ge: 
nehmigung fann nur alsdann nahgefuht werden, wenn die Beräus 
ßerung zum Beften der Kirche nothwendig, oder von erbeblihem Nußen 
ift (8. 185), was auch im A. L.-R. wiederholt ift °). 

Der Gonfens der Gemeinde ift indeffen nidht aufgegeben. Der 
I. Entwurf batte nämlih an einer fpätern Stelle nochmals ausge: 
proben: Soll eine Beräußerung erfolgen, fo muß außer der Ge: 
meinde oder deren Repräfentanten, aud der Patron dabei zugezogen 
werden ($. 561), und dies beflimmte dann an der entfprechenden 
Stelle auch der II. Entm. &. 482 und das A. L.-R. nur mit Umſtel— 
lung der Worte”). Beide machten dann noch einen Zufag, nämlich 
der II. Entw. $. 483: Keine Veräußerung aber fann- obne vorherge— 
gangene Unterfuchung und Approbation der geiftlihen Obern, und 
obne Erlaubniß des Staats — nad dem A. L.-R.: des geiftlichen 
Departements im Staatsminifterium — geicheben ®). 


In Uebereinftimmung mit dem I. Entw. $. 198 und dem Il. Entw. 
8. 186 disponirt auch das U. L.-R.: Die öffentlihe Subbaftation 
ift zur Giltigfeit einer ſolchen EN nicht weſentlich nothwen— 
dig®). Der I. Entw. hatte beſtimmt, daß die Grundſtücke der Kirche 
der Pfarrer und die Vorftcher vermietben fönnten; wenn aber die 
Miethe über ein Jahr dauern folle, fo fei Die Approbation der geift 


4) A. L.⸗R. 11. 11. $. 219. Ueber den Conſens bei Veräußerungen Behufs An: 
fegung von Eifenbabnen f. m. Berf. v. 7. März 1864 (Min.sBl. ded Innern Nr. 5. 
K. ABl. von Schlefien S. 113). 


5) A L.⸗R. 11. 11. 8.220. Die Stelle des geiftlichen Devartements nimmt jeßt 
der Minifter der geiftt. —— enheiten, die der geiſtl. Obern die Regierungen ein. 
(Bei Katholiken tritt der Biſchof ein. M. ſ. Schr. des Juſtizmin. v. 28. Januar 
1830. Vogt 1, 245.) 


6) A. 8. R. II. 11. $. 221. 


7) A. %:R. 11. 11. $. 647. Ueber die Mitwirkung der Stadtverordneten bei 
Deräußerungen f m. R. v. 20. Dechr 1826, 19. Juli 1827 (v. Kamp Ann. 10, 
1074, 11, 679. Boat 1, 458. 459). 


8) U. Fe. Il, 11. $. 648. Cine Antinomie zwiſchen diefem $. und $. 220 ift 
aber nicht vorhanden. Der Juſtizmin. bemerkt im Schr. v. 10. Mat 1819 (v. Kamp 
Ann. 3,414. Vogt 1, 245), es fei beim $. 648 überfeben, daß im $. 220 die 
Erlaubniß des geiftl. Departements nicht bei allen Veräußerungen von Kirchengütern 
zur Bedingung nemacht worden, und es bätte alfo im $. 648, jtatt die Abänderun 
vorzunehmen , nad der Anweifung des Entwurfs (derfelbe citirt $. 185 f.) nur = 
die $. 210 f. zurückgewieſen werden follen. Es fei nur nad dem, Inhalte der leptern 
Stelle (8S. 648) zu verfahren. 


9) A. &sR. 11. 11. $. 222, 
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lihen Obern erforderlich ($$. 558. 559). Der I. Entwurf änderte den 
legten Sag: Soll die Vermiethung auf länger als ein Jahr gejcheben, 
jo muß eine öffentliche gerichtliche Aufforderung der Pachtluſtigen vor: 
hergeben ($. 499). Dabei müſſen die gejeglichen VBorjchriften von freis 
willigen Subhaftationen beobachtet werden ($. 500), Dagegen be: 
ftimmte das A. L.-R.: Soll das Grundftüd auf länger als ſechs 
Jahre ausgethan werden, oder überfteigt der Betrag deffelben 50 Thlr,, 
jo muß, außer der Bekanntmachung von den Kanzeln '%), eine öffentliche 
gerichtliche Aufforderung der Mieth- oder Pachtluftigen vorhergehen. 
Dabei müffen die gejeglichen Vorſchriften von freiwilligen Subhaftationen 
beobachtet werden, und ed muß vor dem Zufchlage die Genehmigung 
der geiftlihen Obern erfolgen *). Auch bier ift eine Antinomie ange: 
nommen worden, welche in der Weiſe geboben ift, daß bei Veräuße— 
rung unbeweglicher Grundftüde und anderer geiftlihen Stiftungen, 
jowie bei Erb- und Zeitverpadhtungen (leßtere über ſechs Jahre), zwar 
in der Regel eine freiwillige Subhaftation veranlaßt werde, e8 jedoch) 
vom Ermeſſen der geiftlichen Obern abhängen folle, ob nad aufge: 
nonmener gerichtliher Taxe, nah dem Gutachten der Lintergerichte, 
Snipectoren und Prediger, die Subhajtation noch erforderlich jet und 
deren Unterlaffung feine Ungiltigkeit nach ſich ziebe *). Demnächſt 
jpricht der I. Entw. $$. 187. 188 und eben jo das A. L.⸗R. aus: 
Die ohne den erforderlihen Conſens gejchehene Veräußerung eines 
jolhen Eigentums der Kirche ift nichtig. Dagegen kann Diefelbe, 
wenn die Einwilligung der Behörde hinzugekommen ift, unter dem 
Borwande, daß fie unnöthig oder nicht nützlich geweſen fei, wicht 
angefochten werden. Vielmehr finden dagegen nur eben die Einwen— 
dungen und Rechtsmittel, wie gegen jede andere Veräußerung ftatt'”). 


Das N. L.-R. jeßt dann hinzu: Doc bleibt derjenige, welcher 
durch unrichtige Vorfptegelungen oder fonft, vorfäglich oder aus gro- 
ben Verfehn, die Einwilligung zu einer nicht nothwendigen oder ſchäd— 
lihen Beräußerung bewirkt hat, der Kirche zur vollftindigen Schad— 
loshaltung verhaftet). Zur Veräußerung der Kircchengeräthichaften 
im Fall dringender Nothwendigfeit oder eines fihern und überwiegens 
den Nußens wird auch die Genehmigung des Staats und der geift- 
lichen Obern gefordert *). Rühren die Gerätbichaften aber aus Stif- 
ne jo ift nach den für dieſe gegebenen Geſetzen zu ver: 
fahren 7). 


10) Diefe Hat bekanntlich aufgebört. M. f. oben $. 113. S. 454. 
11) A. ER. I. 11. $$. 672. 673. 


12) R. v. 23. October 1797 (N. C. C. X. Rr. 87. S. 1468. Bogt 1, 246). 
Anhang $. 126 des A, ER. (vergl. Löwenberg Beiträge 2, 101. 121). 


13) U. L.⸗R. II. 11. 88. 223. 224. 225. 

14) A. L.⸗R. II. $. 226. 

2 A. L.⸗R. II. 11. $. 180 (1. Entw. $. 192 f. oben 11. Entw. $. 157). 
181. 


16) A. L.⸗R. II. 11. $. 182, vergl. I. 0. $. 73 f. Darnach würde aljo Bers 
nehbmung dev Gemeinde und Zuftimmung des Staats erforderlich jein. 


720 Bud) IT. Die Verwaltung. Abfchn. IV. Das Kirhenvermögen. 


Als befondere Arten der Veräußerung merden noch ausgezeichnet 
VBerpfändungen des unbeweglichen Kirchenvermögend, zu melden die 
Einwilligung des Biſchofs und bez. des Eonfiftorii gefordert wird"), 
und Erbverpadhtungen oder Austhuung gegen Erbzins, wozu die Ein- 
willigung der geiftlihen Obern für binreihend erklärt wird). Daß 
aber aud der Conſens der Kirchengemeinde durch ihre zu beftellenden 
Repräjentanten und des Patrons erforderlich fei, ift jowohl von Sei 
ten des Juſtizminiſters und des Staatsminifteriums, als des Obertri- 
bunals anerfannt worden “). 

Im Allgemeinen gelten diefe Grundfäße auch von den Beräu: 
Berungen der Pfarrgüter, welche im Allgemeinen den Kirchengütern 
gleich beurtbeilt werden *). 

In den einzelnen Provinzen des Staats fehlt es nicht an Beſon— 
derheiten,, indem bald die förmlich vepräfentirten Gemeinden, bald die 
Patrone auf die ee; der Genehmigung zur Veräußerung feinen 
Anſpruch haben“). In den linksrheiniſchen —— iſt an die Stelle der 
früher etforderlichen landesherrlichen Genehmigung die des Miniſters ge— 
treten“*). Inſoweit es ſich nicht um ganze Landgüter und Häuſer, 
ſondern um einzelne kirchliche Grundſtücke handelt, ſind die Regierun— 
gen befugt, die Genehmigung zu ertheilen “*). Eine ohne die nöthige 
böhere Zuftimmung erfolgte Veräußerung kirchlicher Immobilien ift 
nichtig *). 


17) A. L.⸗R. 11, 11. $. 227. Der Il. Entw. $. 189 fpricht auch bierbei von 
der Einwilligung des Staats. 

18) A. &.:R. 11. 11. $. 649. 

19) R. v. 3. Auguft 1821, 5. Januar 1843 (Bord Handbuch 1, 179. 180) 
(rk, v. 22. Mai 1856 (Entf. 33, 121 f. Altmann Praxis S. 221 f. 351 S.). 
Zwar hat nah dem G. v. 2. Mai 1850. $. 2. Nr. 2 (G.⸗S. S. 80) die Ber: 
lelhung zu Erbverpachtung und Erbzinsrecht aufgehört, doch ift diefe Entfcheidung wes 
gen fruherer Fälle der Art noch von praftifcher Bedeutung. 

20) Bergl. oben $. 173. S. 684. Anm. 34.a. und b. 

21) M. f. die oben Anm. 2. a. entbaltenen Anführungen. 

22) Art. 62 des Decretö v. 30. Decbr. 1809 ift durch Cab.⸗O. v. 17. Febr. und 
Min.sR. v. 23. October 1820 alfo geändert (Hermens Handbuch 2, 073 f. 3, 805. 
806. De Sye das die Kirchfabriten betr. Decret von 1809. ©. 128). 

23) Allerb. B. v. 24. Januar 1838 (Hermensd Handbuch 3, 802). 

24) Art. 1304 des bürgerlichen Geſetzbuchs ift auf diefe Nichtigkeit nicht anwend: 
ar (Erf, des rhein. Appellationdgerichts v. 3. Septbr. 1857 im Archiv für Civil: 
und Crim-R. der Rheinprovinzen 53, 167 f., verb, Erf. deffelben Gerichts v. 20. 
April 1859 im cit. Archiv 54, 186 f.). 


Einige Nachträge und Verbeflerungen. 


Zur S. 7, Anm. 27. Das fog. Glaubensbekenntnig Friedrich Wilhelms L 
. it unädht. Die (bei Hanfen fehlende) Ueberſchrift deffelben lautet nach einem 
Exemplar ded geheimen Staatsarhivs zu Berlin: Glaubensbelenntnig Sr. Königl. 
Majeftät des Königs in Preußen, welches er allen Proteftantifhen Miniftern zu Re— 
aendburg hat infinuiren faffen, um dadurch das Directorium über die Evangelifchen 
Stände zu erlangen. Es ift wieder abgedrudt bei Bormann die Hobenzollerfhen 
Landesherren und die Bibel. Berlin 1864. S. 81 f. Die obige Ueberſchrift ift von 
fpäterem Datum und wegen des in Bezug genommenen Anlafjfes kaum vor 1718 bins 
—I8 Die Unächtheit des Textes ſelbſt ergiebt ſich aber aus einem ebenfalls im 

erliner Archiv befindlichen Document der Kurbrandenburg. geh. Staatskanzlei vom 
20. (30.) April 1696, bei Bormanna. aD. S. 83 — 856: Nöthige Anzeigung 
wegen des falſchen Scripti, fo unter dem Titel Ihrer Churfürſtl. Durchlaucht zu 
Brandenburg Herrn Friderici III ete. gewiffenbaftes Gfaubensbefenntniß Bin und 
wieder divulgirt worden. 


Zur S. 42, $. 13 a. E. Das preußifche Landrecht von 1721 und die Inſtruc— 
tion der weftpreuß. u a v. 21. Septbr. 1773 blieben übrigens, wie in Wefts 
preußen felbft, in den Kreifen Belgard, Dramburg und Neuftettin, welche früher zu 
MWeftpreußen gehört haben, in Geltung. Die Aufbebung jtcht bevor und dad alla. 
Zandrecht tritt an die Stelle. In kirchenrechtlicher Hinficht ift Died von geringerer Bes 
deutung, da die pommerſche K.⸗D. von 1635 bier ftets angewendet worden iſt. (Mo— 
tive zum Gefeßentwurfe, in den ftenographifchen Berichten 1865, Aftenftüde des Ab: 
geordnetenhauſes S. 305. Nr. 6). 


* S. 05. $. 18 a. E. Für die evangeliſchen Kirchenvorſtände in den Hohen— 
zolferichen Landen ift vom Gonfiftorium zu Coblenz und der Regierung zu Sigmarins 
gen eine befondere Inftruction ausgegangen (d. d. Coblenz 8. Rovbr. und Sigmarins 
gen 21. Novbr. 1861 im Amtsblatt der Regierung 1862. Nr. 2. ©.7 f.). 


— Anm. 129, M. f. die Erectiondurfunde der Pfarrfpfteme Hechingen und Sigs 
maringen v. 5. Juni 1861, im Amtsblatt der Regierung 1861 ©. 142, des Con⸗ 
fiftoriums 1861 ©. 55. Haigerloch nebft Bietenhaufen und Dettingen, zur Zeit Filiale 
von Hechingen, hat 1865 einen be. Pfarroicar erhalten, deffen Verhältniſſe durch die 
Erlaſſe v. 4, und 20, Februar 1865, im 8. A.⸗B. 1865 S. 17, feftgeftellt find. 


Zur S. 97. Abfag 2 a. E. Bon Seiten der rheinifchen Provinzialfynode ift ein 
Abdruf der auf die eriten zehn Synoden ergangenen Befcheide nebſt einem Sachregifter 
zu den Verhandlungen diefer Synoden mit Hinweifung auf die Entfcheidungen in 
Vorbereitung (Synode IX $$. 69, 70. X $$.46. 54. X1 9.45). Inzwiſchen erfchien 
von Bramesfeld, Pfarrer in Remlingrade, eine Zufammenftellung der 8.:D. von 
1835 mit den für die Rheinprovinz geltenden Zufägen u. f. w. Gütersloh 1865. 


Zur S. 101. Anm. 5 a. E. Hier ift noch die Zahl 757 zugufügen. 


— Anm. 7 a. €. Eine Anwendung der bier bezeichneten Grundſätze mit Rück— 
fiht auf das A. L.⸗R. 11. $.784 macht das Eirc. des geiftl. Min. v. 17. März 1842 
(Min.:Bf. ded Innen S. 111. Vogt L, 553—555). 


Zur S. 102. Die Obfervanz, ald eine Art des Gewohnbeitörechts, bildet eine 
Nechtönorm für gegebene Nechtöverhältniffe. Zur Erwerbung beftimmter Gerechtjame 
zwijchen einzelnen Berfonen iſt nur die Verjährung geeignet (Erk. des Obertribunals 
v. 11, Mai 1852, Strietborft Archiv 7, 9). 
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Zur 9.105. Die Eriftenz einer Obfervanz wird durch die geeigneten ordentlichen 
Beweismittel (Ext. des Obertrib. v. 20. Septbr. 13651 bei Strietborft Ardiv 43, 
85 ff. Altmann in Dove's Z. für KM. 4 5. 182, 183), insbef. durd 
revidirte Kirchenrechnungen dargetban (Eirc. v. 17. März 1842 Nr. 4, Min. Bl. 
Innern ©. 111. Vogt 1, 558 f.). 

Zur S. 106, Anm. 16 a. E. Ztatt 46. [, m. ftatt 77 I. m. 78. Wegen 
der Nefolutionen v. 27. Januar 1780 ſ. m. Erf. des De ⸗Raths v. 4 März 188 
in den ur des O.⸗K⸗R. 10, 250 f. 

S, 123. Die vom DR. sNatbe vom 30 Dechr. 1864 (an's Conſiſtorium 
Gobtens) n L Juli 1865 (an’s Gonfiftorium "Rünfeer) abgelebnten Anträge der 
Prov.s Synoden von Rheinland: Weftfalen find von denfelben 1865 erneuert worden 
(X1. weſtf. Syn. S S. 40 f. Anlage S, 50. XI. rhein. Syn.). 

Zur ©. 125. Wegen der Gintragungen Seitens der Mennoniten j. m. A. ZN. 
1. 11. $$. 420, 498 und das Gitat Anm. 16. 

Bur ©. 126. Die Evangelifchen betrachtet die römifch s fatholifche Kirche ala ibr 
unterworfene Abtrünnige. An diefem Sinne äußert fich der Biſchof Martin von Pas 
derborn in der Schrift: Gin bifchöfliches Wort an die Proteftanten Deutichlands u. f. w. 
Paderbom 1864. S. 8: „Von Gottes und Rechts wegen bin ich Biſchof der Diöcefe 
Pad., d. b. nicht bios der Katholiken diefer Diöcefe, fondern aller Ehriften, die in 
nerhalb der Grenzen derjelben wohnen, welchen Bekenntniſſe fie auch angehören mögen.“ 
Auf den Bericht des Conſ. Coblenz über diefe Aeuperung bat der Minifter der geiftl. 
Angelegenheiten unterm 27. Dechr. 1864 ſich dahin ausgefi jprodhen , daß die bifchörlihe 
Auffaſſung „nach dem in Preußen geltenden Staatörecht jeder \ Begründung entbebre‘ 
und „daß, wenn je wollte verfucht werden , diefer Auffaflung irgend welche praktiſche 
Folge zu geben, die Sraatsregierung folchem eginnen mit gebührendem Ernſt und 
Nachdruck —— treten wird.“ 

Zur S. 127. Anm. 19, Auf der letzten Zeile [. m. 1864 ſtatt 1304. Daju 
füge man: So iſt der Rechtsweg auch ausgefchloffen , wenn gegen eg Anoıds 
nungen über die Benupung einer Simultanfirde eMagt wird. rk. des Ger. zur 
Entſch. der Eoumpetenzconfl. v. 9. April 1864 im Jut Yin. Bl. 5. 273 f. 

Zur ©. 130. Nach 3. 5. Das Eultusmin. bat allgemein angeordnet, daß bei 
der Anlegung neuer Berräbnifplä ne nn Intereffen forgfältig berückſich— 
tigt werden (Birc. v. 26. Juli 1 ggg er 185. Min.sBl. des Innern 
Mr. 108. K. AB. von Shen &. 129, von Wetfalen 1865 5, 5). 

Zur S, 131, Nady Anm. 54. Daſſelbe gilt auch von den — ter Evan⸗ 


geliſchen. So vom Karfreitage (vergl. unten $. 114. S. 464. Anm. 20). 

Zur ©. 133, Anm. 12 a. E. Ueber die Form der Setanntmadhung für die Ge 
meinde f. m. XI. weftfäl. Syn. 5. 45 und Anhang S. 22, vergl. S. 44 
Ann, 21. 


Zur S. 136. Anm. 34 Vergl. Vi. rhein. Synode $. 102. 

— Für die Pflicht des jüdischen Grundeigentbümers den Bauten bei der 
Parochialkirche beizutragen, ift entſcheidend, ob der lepte Ärittiche Borbefiger nad 
feinem Neligionsbefenntniffe in Gemäßbeit des $. 261 des 4. L.⸗R. 11. 11 — ver⸗ 
bunden war. Erk. des A v. 10. Januar 1862 in den Entſch. 48, Wat 
Strietborft Archiv 43, 322 f. Altmann in Dove’öd. 4 (1864). & . 207. 
Vergl. $. 175. Anm. i6. 24. 4la, 

—* S. 152. Die Worte: Das Herzogthum Magdeburg: gehören nicht in Zeile 

ondern 13. 

Zur S. 167. Zu Nr. 5 gehört noch der Feldpropft und Garnifonprediger zu 
Berlin (Militärs. d. v. ie Febr. 1832. $. 7), Die Ernennung zu den Militär: 
Be erfolgt unter Genehmigung des Königs (a. a. O. $. 8). 

Zur 5. 163. Anm. 16. Dazu gebört auh: Dispenfation vom Sinderniffe des 
Ehebruchs (f. $. 135 S. 542. Anm. 11); Dispens von Aufgebot und Trauung, 
wenn Era "gefchiedene Ehegatten fich jur — der Ebe entſchließen (Beis 
*X ei Bävenroth — geiepliche orfehriften über Aufgebot und Trauung. 
3. Ausg. Berlin 1851, S. 42). 

Zur S. 171. Anm. 11. — Domcandidatenſtift iſt aus dem Domcandidatens 
alumnat hervorgegangen (Statut v. 17. Januar 1714). Urſprünglich für die Nefars 
mirten beftimmt wurde ed auch den Lutheriſchen zugänglich (Gab.zD. v. 8. Mai 1822, & 
und ift jept unirt (Hausordnung v. 19. Septbr. 1853 $. 5). 
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Zur S. 173. Zur Verwaltung der ihnen obliegenden Geſchäfte haben die Eons 
fiftorien auch die erforderlichen Zubalternen, Regiftratoren, Kanzleiarbeiter und fons 
fliges dienendes Perfonale, welche ſämmtlich ordnungsmäßig mittelft Handſchlags in 
Eid und Pflicht genommen werden (Beichluß des Staatsminifterii v. 12, Octbr. 1861. 
Circ. des Eult.:Min. v. 25. Novbr. 1861). 


Zur S. 187. Disvens zur firhlichen Betheiligung bei Begräbnifien von Selbft- 
mördern (B. des Conſ. Coblenz v. 18. Dechr. 1854, Königsberg v. 19. Mai 1859, 
Amtl. Mittheil. Nr. 235. vergl. $. 125. Anm. 55). 


Zur 5, 189. Anm. 34. 3. L G. v. 4 Mai 184. G.-S. S. 172 
Bogt L, 458. 


Zur S. 194. Nah Nr. 5. Die Einweihung neuer Kirchen. 


Zur S. 231. Anm. 18 4. E. Der 11. Entw. $. 555 betrachtet die zugefchlagene 
Parodie nur im Derbältniffe einer Tochterfirche ftebend, läßt $. 556 das Vermögen 
der verlaffenen Kirche derjenigen anbeim fallen, zu welcher fie gefchlagen worden, unter 
veränderten Umftänden die beiden Kirchenfpfteme wieder trennen. Suarez verwarf aber 
diefe Auffaffung, da beide Parochien im Verbältniffe der matres mixtae fländen 
(Materialien zum A. &,:R. LXXX, 154), worauf das U. 8.-R. in der Regel das 
Bermögen jeder Parochie bei. verwalten läßt, obwohl jedes derjelben zur gemeinfchafts 
lihen Kirche, fo fange die Vereinigung dauert, beitragen muß. 


Zur S. 23°, Anm. 19. 3. 6 ®Beral. Bek. der Neg. Minden v. 25. Januar 
1860 und des Conſ. Münfter v. 28, Dechr. 1859 wegen des mit Schaumburg = Lippe 
gemeinfamen Grenzdorfs Nammen im K. AB. Meftfalen 1860 5.37 f. Receß über 
die Aufbrinaung der Parochialfaften in den Oberlaufiger gemifchten Grengparochien 
Nieda und Köniaswarta v. 16, und 25. September 1864, bef. gemacht 8. Octbr. 
1865 in der G.e⸗S. 1865 S. 1027 f. KR. A.⸗B. Schleſien 1865 S. 249 f. 


Zur S. 233. U. E. des erften Abjapes: Wenn eine Parochie wegen Abnahme 
der Eingepfarrten nicht mehr die zu ihrem Beſtehen nötbigen Beiträge aufbringen fann, 
wird fie mit einer benachbarten Kirche zufammengefchlagen und erfcheint ald eine mit 
derfelben vereinigte Mutterfirche (vergl. S. 231). 


Zur S. 238. Anm. 8. Uebrigens wird im Kalle eines neuen Anbaues nach er» 
folgter Dismembration die Laft nicht verdoppelt (Verf. v. 23. Novbr. 1863 im Min.s 
Bl. des Innern 1864 Nr. 3. 8. A.«B. von Sclefien S. 61 62). 


Zur S. 246. Anm. 1 a. E. Verb. R. des geiftl. Min. v. 18. und des Min. 
des Innern v. 28. Febr. 1864 (Stiehl Gentralblatt 1864. Nr. 125. S. 332, 333). 


Zur S. 247. 3. 12, Hier find auh Kreisvicare zu nennen. M. vergl. über 
fie die allgemeinen Beftimmungen in dem Erlaffe des Conſ. zu Münfter v. 3. Auguft 
1855. Darnach haben diefelben feine bleibende Anftellung in einer fundirten geiſtlichen 
Stelle oder das Nachfolgerecht auf eine ſolche, jondern find. nur auf unbeftimmte Zeit 
und ohne Zuficherung einer dauernden Beſchäftigung mit pfarramtlichen Verrichtungen 
beauftragt. Ihre Wirkſamkeit umfaßt eine Didcefe oder einen Meineren Kreis in der 
Diafpora oder eine einzelne Parodie. Nach ihrer befondern Stellung find fie Pfarr⸗ 
verwefer, SHilfsgeiftliche, Neifeprediger u. f. w. und erhalten die Ordination. Sie 
werden möglichjt bis zur firirten Stellung im Dienfte der Kirche befchäftigt und befols 
det. Die vorgeſetzte firchliche Behörde giebt ibnen die Geichäftsanweifung. Sie fteben 
unter ded Gonjiftoriung, bez. des Generals und Kreis-Superintendenten und find an 
die K.⸗O. und übrigen Gefege gewiefen. Da fie noch nicht eine fefte, fondern nur 
eine vorläufige Stellung baben, dürfen in der Regel dazu verbeirathete Gandidaten 
nicht verwendet werden. Nach Erlah des Min. v. 10. Septbr. 1847 follen Gandidaten 
überhaupt vor übereilten Eben gewarnt werden, und darüber, daß dies geſchehen, ift 
ein bejonderes Protofoll aufzunehmen. 


Zur S. 249. Anm. 19. M. füge binzu: R. des Conf. Königsberg v. 7. Octbr. 
1859, 5. Dechr. 1861, 16. Januar 1865 in den amtl. Mittbeil. Nr. 258. 336. 437, 
des Conſ. Eoblenz v. 24. Septbr. 1864 mit Inſtr. des Appellationsgerichts zu Hamm 
v. 3. Septbr. 1864 (K. A.⸗B. der Rheinprovinz v. 1864 S. 64. 65), des Conf. 
ae v. 11. Rovbr. 1864 nebft Beilage. (K. A.B. von Weſtfalen Ar. 


— Anm. 21. 3. 2. Statt Anm. 25 I. m. 26. 
IJacodion, evang. Kirchenrecht. 4; 
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©. 249 a. E. Ueber die Ausſtellung kirchlicher Leumuthszeugniſſe ſ. m. Erlaß 
des Conſ. Coblenz v. 15. Januar 1866 (im K. A.⸗B. S.4), Breslau v. 17. Januar 
1866 (im K. A.⸗B. S. 10), Königsberg 25. Januar 1866 (Amti. Mittbeil. 
Mr. 514). 
Bur S. 250. Anm. 28 a. E. Vergl. Erf. des Obertrib. v. 11, Septbr. 1863 
Di Gentraiblatt 1864 Nr. 62. Altmann in Dove’s?. für K.:R.5[1865]. 
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Zur S. 252. Bei erg Congrua find in allen Fällen, wo die vorge: 
ſetzten Behörden erklären, daß die Beſtellung eines Zubftituten oder Gebilfen im In: 
tereffe des Pfarramted und zum Wohl der Gemeinde veranlaft worden, Die Koften der 
Nemuneration vorweg vom Dienfteinfommen abzuziehen, wogegen in anderen Fällen, 
wenn die Beltellung des Subftituten im Intereffe des Pfarrers — 5* die Koũer 
aus dem abzugefreien Theil des Gehalts zu entnehmen find. (Erlaß des Gultusmir. ». 
14. Octbr. 1844.) 

— Anm. 13. Die Befreiung von perfönlichen Schulbeiträgen ftügt das Min.“ 
v. 18. April 1856, verb. R. v. 21. Septbr. 1861, 18, Auguft 1865, auf die Stel: 
fung der Pfarrer als Schulinfpertoren (Min. Bl. des Innern Rr. 172, KR. A.«B. von 
Schleſien 1866 ©. 5. 6). : 

Zur S. 255. Anm. 4 Zur eit. Inſtr. für Weftfalen ſ. m. die Vocationsurk. v. 
1856. VII. weftfäl. Syn. S. 98. IX. Syn. S. 22. 

Zur S. 356. Ueber die Anjtellung der Küfter und anderer niederer Kirchendiene: 
beftätigt das oftpreuß. Prov.⸗R. Zufag 189 das Herkömmliche. 

Bur S. 261. Anm. 4. Neben den befonders gewählten Aelteften finden fich im 
Presbyterium auch Mitglieder, welche ibre Stelle vermöge eines fie dazu berechtigenden 
Grundbefipes befleiden, welche aber firdenordnungsmäßig ualificirt Te müffen (Ev: 
faß des geiftf. Min. v. 24. Auguft 1843, publ. am 7. Octbr. 1865 im K. AU.:8.r 
Weſtfalen S. 85. 86). 

Zur S. 262, Ueber die Mitwirkung der Presbpterien bei Belegung combinirter 
Kirchen⸗ und Schulämter in der Rbeinprovinz |. m. XI. rhein. Prov.= Syn. $. #. 
Das von der Reg. zu Cöln adoptirte Verfahren, wonad der Schulvorftand 3 Säul⸗ 
amtöcandidaten, welche nach ausdrüdlih ausgefprodhenem Gutachten des Presbnteriumd 
von diefem als quafifieirt für das firchlihe Amt anerfannt worden find, der Reg. zur 
Erwählung reip. Ernennung präfentirt, ift indejfen nicht zu aeneralifiren, da nicht w 
allen Theilen der Rheinprovinz dem Schulvoritande ein Präfentationsrecht zuftebt 
(Min.sR. v. 10. Mai 1864, in Stiebl’s Gentralblatt 1864. Nr. 137. S. 369). 

Sur S. 264. Anm. 23. Vergl. XI. rhein. Syn. $$. 103, 105. Inſtruct. über 
das Verfahren bei Nepräfentantenwablen v. 21. NRovbr. 1864 (K. A.:B. des rbein. 
Eonf. Nr. 23 S. 76 f.). 

— Anm. 27 a. Durch NR. v. 6. Auguft und 30. Septbr. 1864 (f. Erlaf 
des rhein. Conſ. v. 15. Oxrtbr. 1564 im K. AB. S. 71 f.) ift zugleich entſchieden, 
daß folche unverheiratbete männliche Gemeindeglieder, welche als Handlungsdiener oder 
Gefhäftsgebilfen zu ibrem Arbeitgeber im Lohne, aber nicht im Koftverhältniffe fteben, 
nicht das Wahlrecht üben fünnen, desgleichen daß der kirchlich Selbitftändige nicht vers 
beiratbet zu fein und nicht infoweit Sausvater zu fein brauche, daß er ein eigenes 
Wohnhaus und einen eigenen Heerd habe. . 

— Anm. 28, Die Wäbhlbarfeit der Elementar-Schullehrer ift überhaupt unbe 
denklich. Weſtfäl. außerord. Syn. 1849 Beihluß 20. XI. weftf. Syn. Beſchluß 154. 
Die S. 262 oben aus Hagens zur K.«O. $. 10 angeführte Beftimmung gilt nicht 
mehr. Vergl. auch die cit. Syn. Beſchluß 178. 

Zur S. 365. Die XI. weftf. Syn. beſchloß 5.39. 40, das Confiftorium mög 
nach dem Antrage eines Presbpterii die Nepräfentantenwahl in Abtbeilungen (Baur: 
fhaften, Stadtvierteln u. f. w.) vollziehen faffen. 

— Anm. 29 a. E. Vergl. XI. rhein. Syn. $. 151. verb. Erlaß des Conſ. 
Eoblenz v. 18. Auguft 1864 im K. A.-B. S. 70. 

Zur S. 282. Anm. 7 a. E. Vergl. aud die Verhandlungen der Eijenacher Gons 
ferenz in v. Mofer’s allg. K.⸗Bl. 1861. S. 409 f. 438 f. 452 f. 

Zur S. 285 leßte Zeile. Statt 227 leſe m. 722. 

Zur S. 287. Anm. 41. Ein der griechifchen Kirche angehöriger Patron ift nicht 
berechtigt, für eine —— Pfarrei zu präſentiren. R. v. 1. Auguſt 1861 in den 
Altenftuden des D. K.⸗R. 13, 178. Vergl. S. 285. Anm. 26.. 
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Zur S. 291. Anm. 17 a. E. Eben fo in Sachſen. Carpzov jurisprud. eccl. 
lib. III. defin. CVI a. €. verb. Beyer adh. L 

Zur S, 304. Anm. 51. Auch die Pfarrverwefer haben Anfpruh auf die Reife 
foften zur Synode aus der Kreisſynodal-Kaſſe (X1. weitfäl. Syn. Beſchluß 79). 

Zur ©. 430, Anm. 22. Daß in vacanten Gemeinden ein Cantor, Scuffehrer 
oder Aeltefter vom Suverintendenten nicht mit der Führung der Kirchenbücher und 
Ertheilung der Kirchenattefte beauftragt werden dürfe, entjcheidet die XI, weftfäl. Syn. 
Beſchl. 31, 32. 

Zur S. 439. Anm 18. Kür Weftfalen bat die X. Synode Anlage ©. 42 f. 
einen bei. Entwurf einer AuseinanderfegungssDrdnung aufgeftellt. 

su S. 446. Anm. 22 a. E XI. weftfäl. Syn. S. 4b. 56. 57. 62. Anhang 
5. 22 f. 

Zur S. 451. Anm. 5. M. vergl. auch Schöberlein Schaß des fiturgifchen 
Chor⸗ und Gemeindegefangs.... aus den Quellen des 16. und 17 Jahrh. Göttins 
aen 1864. 1865, nebft der Selbftanzeige des Verf. in den theolog. Studien und Kris 
tifen 1866, 1, 176 f. 

Zur S. 454. Anm. 21 a. €. Vergl. S. 133. Ann. 12. 

Zur 9, 478. Anm. 16, Ueber ein Formular für die Profelgtentaufe j. m. XI. 
weitf. Syn. Beihluß 167 und Anhang S. 23. 

Zur ©. 481. Anm. 42. Dem Bater ift neftattet, bei der Taufe dem Kinde mit 
den Patben die Hand aufzulegen. XI. weſtf. Syn. Beihluß 64. 

Zur S. 482. Ann. 4. Daß in DiafporasSemeinden beim Mangel evangelifcher 

Taufpatben auch katholiſche hinzugezogen werden dürfen, wenn weniaften® Ein evans 
gelifcher Taufpatbe fih an der heiligen Handlung betheiligt, iſt in der XI. weſtf. 
Syn. Beſchluß 66 anerkannt. 
Zur ©. 493. Die Freiheit für Neuanziehende, in einem Orte, wo mehrere 
evangelifche Parochieen find, fich eine beliebige zu wählen, ift infofern befchränft, daß 
Jemand, der ſich einmal einer beftimmten Gemeinde mit diefem oder jenem Bekennt⸗ 
niffe angefchloffen bat, auch beim Wohnungswechſel diefelbe nicht verläßt, ed fei denn, 
daß eine fürmliche Gonverfion des Befenntniffes eintritt. XI. weftfäl. Syn. Bes 
ſchluß 28. 

— Anm. 15. Vergl. Eirc. des Conſ. Königsberg v. 23. Januar 1866 (Amtl. 
Mittheil. Nr. 515). 

Zur ©. 552. Anm. 35. Die Dispenfation vom 2, und 3, Aufgebote für Preus 
Ben war dur die Inſtruction vom 30. Juli 1774 der Regierung, dann dem Etatds 
minifterium überwiefen, was das oftpreuß. Prov.⸗R. Zufaß 91 wiederholt. 

ur S. 624, Anm. 18. Die XI. weftfäl. Syn. erneute den biöher abgelehnten 
Antrag im Befchluffe 175, die Ordnungäftrafen der Synodalfaffe zu überweifen. 

ur S. 633. Daß in fchweren Disciplinarunterfuchungen der Geiftlihen allemaf 
das Moderamen der Prov.s Synode durch das Confiftorium mit vollem Stimmredt zus 
gezogen werde, beantragte Beſchluß 97 der XI. weftfäl. Syn, 
* S. 686. Vergl. die Verwaltungsordnung für die evang. geiſtl. Güterkaſſe 
2 obern Grafichaft Lingen v. 28, Februar 1865 im 8. AB. von Weftfalen 1866. 
r. 3 
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Aachen. 
Abendgottesdienſt bei Kirchenviſitationen. 
600. 608. 


Abendcommunion. 499, 12 
Abendmahl. 496 f. 

— Feier bei der Provinzialſynode. 324. 

Abendmahlsgemeinfhaft der Lutheraner u. 
Neformirten. 8. 9. 10. 12 a. €. 
14, 21. 498, 

Abgaben. 238. 251, 

Absabenfreibeit, 250. 413. 

Abkanzeln. 452. 

Abkündigungen. 452. 

— beim Aufgebot. 551. 

Ablöfung des firefichen Bebnten. 871, 

— des Patronatcanons. 286. 
Abrehnungsordnung. 439, 
Abrenuntiation. 

Abfchiedspredigt. 490. 

1 de vom Amte. 425 f. 

Abfolution. 493 f 

Abtbeilung, — im geiſtlichen Mi⸗ 
ni eriumt, 

Abtheilung (Section) für den Eultus. 157. 

Abtbeilung für Kirchenverwaltung und 
Schulweſen. 102, 

Hcecidentien. 253. 

Acten der Synoden. ſ. Protokolle. 

Adel ift nicht eximirt. 242. 

— bei Haustrauungen privilegirt. 560. 
Adjuncten. 247. 300. 420 f. 
Adminiftration ded Kirchenguts f. Ber: 

waltung. 
Adminiftrationscollegium in Geldern. 151. 
Admonition vor der — 393, 505. 
Adoption, Ehehindemiß. 537. 
Adulterinen. Kegitimation derfelben. 569, 8. 
Adventszeit. 473. 560. 561. 
Advocatie 111. 121. vergl. Patronat. 
eltefte. 198. 109. a. 208. 209, 244 f. 
262, 271. 300 f. 
Aeltefte im Verhältniß zu den Geiftlichen 
aufder Synode. 305. 306. 317, 5. 
Aeltefte, ministri ac seniores. 203, 
Aemter = Kirchendirectorium. 147. 158. 


Affinitas primi, secundi, tertii generis. 


534. 
Affinität, |. — ——— 
Agende, preußifce. 12. 444 f. 
aloerıxds. 621. 
Akatbolifh. 1, L. 126. 
Alimente des Patrons 200. 201. 
Allgemeines Landrecht 23 f. 
Altar. 469, 8, 050. 
Altarift 255. 
Altarstectionen. 461, 12. 
Altarskichter ſ. Lichter. 
Alter, fanonifches. 343, 
— zur Gonfirmation. 487. 
— zur Eheſchließung. 524. 
— zur Eidesleiftung. 505. 
Altermänner 199. 676. 
Alternativa mensium 167, 11. 
Altmark, Recht. 53. 
Altranftädter ig 46. 149, 
Amortifationsgefege. 635. 
Amt, firchliches. 244 f. 340. 
— Bedingungen zur Verleihung. 3417. 
Amtliches Handeln. 340. 
Amtsdauer der Aelteften. 268. 271. 273. 
— der Geiftlichen. 399. 
— der Nepräfentanten. 265. 
— der Borfteber. 260, 
Amtdeid der Geiftlichen. 122, 392. 394. 
Amts s Kirchenrevennüen » Directorium in 
der Neumark. 151. 
eg 416 f. 
Amtöfiegel. 138. 
Amtsftelle a 
Amtstracht der Sei — 248. 
— der Generalſuperintendenten. 
Amtsvergehen. 394. 551. 625 f. 
Amtöverluft. 422 f. 425 f. 
Amtsverfchwiegenbeit. 496 f. 
Amtszucht. 612, 
Anatapbien. 200. 
Anciens. f. Aeltefte. 
Andeutung der Entiegung. 632. 
— über die Aufgaben des Ge— 
ndesKirchenratbs 268, 20, 


193. 
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Anfallsrecht ſ. Devolution. 

Anglikaner. 125. 

Anleitung zur Kirchenordnung von 1818. 
27. 96. 216 


Anmeldung zur Beichte und zum Abends 
mable. 500. 
Annus deservitus. 403. 
—  discretionis. 487. 401, 572. 
— gratiae. 401. 
Anftellung niederer Kirchendiener. 256. 
Anftellungsprüfung. 354. 
Anftellung von Juden. 136. 
Annullation der Ebe. 572 1. 
Anſtalten, firhliche. 653 f. 
Anftaltsgeiftliche. 237. 247. 300. 305. 
Anftaltögemeinde. 237. 300. 

Antrag auf Amtsentfegung des Areiges 
fprochenen. . 
Antrag von KraufesTehow. 113. 296, 

Anwartfchaft ſ. Exſpectanz. 
Anzeige von Schenkungen an die Oberen. 
636. 637. 


Apoftafie. 491. 627. 

Apofteltage. 465. 4606. . 

Npoftolifches Bekenntniß in der Diajpora. 
513, 44. a. 

Appellation. f. Berufung. Recurs. 

Arbeit, deren Unterlaffung und tbeilweife 
Geftattung an Sonns und Felt: 
tagen. 466 f. 

Arhidiafonus. 146. 500. 

Arhipresbpter. 183. 590, 

Archiv der Kirche. 250. 303. 

Armencollegium. 274. 

Armenpflege, bürgerlihe und Firchliche. 
646, 16. 653 f. 

Armenpfleger. 199. 274, 

Arreft. 624, 

Artikel, organifche. 34. 211. 

Aſchermittwoch. 473. _ 

Affefforen der Synoden. 204. 206. 301. 

321. 599. 

Aſyl in der Kirche. 648 a. E. 149, 
Athem, übler, Grund zur Aufhebung 
eines Verlübniffes. 546, 30. 

Asbach. 90, 
Aufgebot. 545. 548 f. 
Aufgebotsfchein. 554. 559. 
Aufbebung einer Parochie. 233. 
Aufficht, kirchliche. 588 f. 
Aufficht der Kreisfynoden. 302. 307. 
Auffiht des Staats über die Kirche. 121. 
Aufficht der Superintendenten. 187. 
Auseinanderfegung eines Geiftlichen mit 
den Vorgängern und deſſen Nach— 
fommen. 436 f. 
Aushebung der Pferde. Befreiung von 
der. 552, 
Ausländer, deren Anftellung im Lande. 346. 
— Deren Aufgebot. 549, 
— Deren Ehejihliegung. 539. 
— Deren Prüfung. 347. 353. 
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Ausfändifche Gemeinden in der Kreids 
fonode. 304. | 

Auspfarrung. 231, 13. 

Ausschluß vom Abendmahl. 623. #24. 
j. Disciplin. 

Ausfhuß der Kreisfynoden. 298. 302. 

Ausftellung der Zeichen. 512. _ 

Austritt aus der Kirche. 133. 454 , 21. 4017. 

Auswärtige Kirchen und Geiftliche im Vers 
hältniffe zu inländifchen. 231. 232. 

Außerordentliche Generalvifitation. 502 f. 

Autonomie. 100 f. 325 f. 


Bälle, wann verboten. 473. 
Bank. Unterbringung von Kirchengeldern 
bei ihr. 682. 
Bann. 585 f. 
Baptiften. 125, 
Barby. 64. 
Baulaft. 693 f. 
Baumbolder. 94. 
Bauen. 49. 
Beamte, eximirt |. Exemtion. 
Beden. 642 f. 
Bedingte Ehefchliegung. 525. 526. 
Bedingte Taufe. 478. 
Bedingte Verlöbniffe. 545. 
Befriedete Sachen. 647, 5. 
Bearäbniß. 507 f. 
—  unfeierliched. 514 624. 
— von Kindern aus gemifchten Ehen. 


515, 
Behörde. Deren Eonfens bei der Ehe. 532. 
Beichtatteft. 495. 
Beichte. 493 f. 
Beichtgebeimniß. 498 f. 
Beichtaeld. 415. 
Beichtreaifter. 498, 
Beichtfiegel. 496 f. 
Beichtſtuhl. 653. 
Beitragspflicht zu Gemeindelaften. 238. 251, 
— zu Kirchenbauten f. Baulaft. 
Bekanntmachungen, firchliche. 454. 
Bekenntniß |. Eonfeffion. 
— Wil Verlegung. 627. 628. 
Belenntnipfchriften. Verpflichtung auf 
die. 387 f. 
Beleidigungen der Geiftlichen. 253, 
Benediction. 501. 
— der (he. 555 f. 
Beneficium competentiae. 252, 
Berg, Gerzogtbum. 81 f. 204, 
Bergbehörde, deren Eonfens bei der Ehe. 532. 
Bergwerk. Nutzung des Piarrers. 660. 
Bericht des Superintendenten von der Rirs 
henvifitation. 593. 601. 684 
— über den Präfentirten. 379, 8. 
— der Gommiffion bei der General: 
vifitation. 605, 
— des Generalfuperintendenten über 
die Verwaltung. 
— der Kirchencollegia. 683, 
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Berufung and Gonfiftorium von der Kreis⸗ 
founode. 305. 208, 

Berufung f. Bocation. 

Befchlüffe von Preäbpterien. 262. 265. 


269 T. 
Beichlüffe von Spnoden. 302. 307 f. 322. 
Beſetzung kirchlicher Stellen. 340 f. 
Beftätigung der Geiftlichen. 379 f. 

— der Zaientaufe. 481, 

— der Spnodalfchlüffe. 322, 
Beftandtbeile der Kirchengüter. 046, 
Befteuerung. 

Betalode. 650, 

Bethäuſer in Schlefien. 47. 

Betrug beim Abichluffe der Ehe. 527. 516. 

Bettage. 472. 

Bewerben um geiftliche Stellen. 433. 435, 

Miefefeld, Synode. 68 

Biſchofswahl (vreußifhe RO. 1568). 1. 
Preußen. 

Bifchdfe, evangelifche. 141 f. 190 f. 

Biſchöfliches Recht des Landesherrn. ſ. 
Landesberr. 

Bittgänge. 131. 

Blankenbain. 61. 

Blasphemie. 626. 

Blinde. 488, 34 

Blutsfreundſchaft ala Ehehinderniß. 523 f. 

Bona acquisita, 658. 

— communia. 879. 

—  dotalia. 658. 

—  parochialia. 646. 

—  parlicularia. 679. 

Bonn, tbeologifhe Kacuftät. 320. 

—  llniverfitätsprediger. 300, 
Brace. 662, 3. 667. 

Brandenburg, Provinzialredht. 35 f. 
Brandmarfen. 621, 6. 
Prauteramen. 550. 


Brautkranz, deſſen Entziehung. 622. 
324 166. 


Brechen des Brotes beim h. Abendmahle. 
498. 


Breslau. 43, 
— Stadteonfiftorium. 149. 179, 
— Gemeindeordnung der Hofkirche. 98, 
8. 226. 272 f. 
Brot, beim b. Abendmable. 498. 
Brüder ded rauben Hauſes. 506. 
Brüdergemeinde, evangelifche. 124. 
Buße. 492 f. 
Bußtage. 465 f. 
Büchercenfur. 322, 30. 
Rütow. 41. 


Galcant. 25 f. 
Galende. 874. 
Calvin. 201. 
Gammern ( Kriegds und Domainenfams 
mern). 155. 156. 
Gandidaten. 247. 
— des Predigtamtd. 355. 
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Gandidaten, deren Prüfung. 347 f. 

Gandidatenconvict. 197. 

Gandidatenordnungen. 351, 35. 

Gandidatenftifte. 197. 656. 

Gantor. 256. 

Gapellen. 246, 247. 

Gapitel f. Domcapitel. 

Gaftraten. 519, 15. 

Gafualien. 253. 

Catechismen f. Katechismen. 

"ansa, pia. #36. 643. 854, f. Pin causa, 
corpora, 

Genforen. 207. 617. f. Aelteſte. 

Genjur. f. Büchercenfur. 

Censura 621. 

Censura fratrum. 620, 

Genturien aus den jülichsclevefchen Syno⸗ 
den. 87. 68, 82, 

Chandieu. 209. 

Character indelebilis. 417. 

— bei der Taufe. 482, 

Charfreitag ſ. Karfreitag. 

ECbef des Militärs, Sen Gonfens bei der 
(be. 532. 

Ghoralbücer. 455 f. 

Chorhemde 248. 

Ghorrod. 7. 

Givilebe. 562 f. 

Givilftandeacte, Verlegung der. 629, 

Givilftandsregifter. 477, 566. 

Givilverforgunasberedhtigte. 256. 

Claſſe f. Kreisſynode. 

Glaffenconvente. 203, 205. 206. 208. 227, 
314. 315, 


Gtafficalconvente der Reformirten in Preus 
en. 208, 227, 314. 

Glaffification der aeiftfichen Stellen. 435. 

Clerus minor. 255. 

Clerus positivus, 340. 441. 

Gleve. 65. 205. 

Gälibat. 249. 345. 

Göln. 85. 86. 

Cognatio spiritualis j. geiftige Verwandt⸗ 
fchaft. 


Collatio libera, necessaria, 378 f. 
Collativformel bei der Abfolution. 496. 
Gollatur. 281, 3. 
Gollatoren. 281, 3. 290, 7a.E. 306, 20. 
Gollecten (Gebete). 452. 
Gollecten (Sammlungen). 262. 642 f. 701. 
Gollectenreifen. 646. 
Gollegialrechte. 110. 258. 280. 
Collegialſyſtem. 24 f. 
Gollegiatftifter. 196, 
Collegium der Dreizgehner in Danzig. 275. 
Collegium qualificatum. 205. 
Colloque(Kreisfynode). 209, 6. 298.316, 2. 
Colloquium eines Gundidaten. 355, 69. 
— bei einer Verfegung. 349. 
— pro ephoratu. 187. 
— pro munere. 356. 


Goloniften. 549, 
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Sommiffarius, föniglicher auf der Synode, 
318. 324, 


Gommiffion bei den außerordentlichen Ge: 
neral⸗Kirchen⸗ und Schulpifitatios 
nen. 802 f. 

— ur — des Kirchenwe⸗ 

fens (ſog. liturgiſche Commiſſion). 
11, 159. 443. 

Gommiffionen der Synoden. 323, 

Gommiffionen für Kirchen und Schulen. 160. 

Commission ecelesiastique. 147. 210, 

Gommunicantentegifter. 500, 

Gommunion. 408 f. 

Gompatronat. 289. 368 f. 

Competenz. ſ. Parochialreht, Parochial— 
zwang. 

— bei der Confirmation. 489. 

— bei der Ehe. 557. 558. 

— bei der Taufe. 480. 

— beim Begräbniß. 514. 515. 
Gompetenz, deren Beneficium. 252. 
Gompetenzconflict. 634. 

Goncept der Predigt nicht erlaubt. 462. 

Goncerte an Sonns und Feſttagen. 473. 

Gonceffion f. Dispenfation. 

Gonceffionirte 124. 

Goncionator f. Synodalprediger. 

Goncordienformel. Abichaffung der Vers 
pflichtung auf fie. 6. 

Goncubinat. 523. 627, 

Coneubitus anticipatus. 627, 

Eonduitenliften. 597, 8. 

Gonferenz (in Monbijou). 18. 223, 224. 
328, 445 

Gonferenzen f. Predigerconferenzen. 

— bei den Vifitationen. 600. 

605, 608. 

Confessio Belgica. 203. 

Confessio Sigismundi. 5. 12. 

Gonfeffion , franzöfifhe (Confession de 
foi). 209. 

Gonfeffionelle Erziehung. 569 f. 

GEonfeffioneller Staat. 113. 

Gonfeffionswechfel. 491 f. 

Eonfirmandenhäufer. 486, 16. 

Gonfirmandenregifter. 490, 

ir, 487. 

Gonfirmation. 379 f. 484 f. 

Eonfirmationsfchein. 486. 

Gonfirmirte, deren Theilnahme an der Ka— 
tedhifation. 400, 600. 

Gongrua der Geiftlichen. 252. 

Gonjerration. 501. 

Conſens, Erklärung deſſelben dur die 
Prautleute. 52%, 

Conſens zur Ehe, Seitens der Eltern. 528 f. 

— — des Vormundes. 


530. 
Eonfenfus der Belenntniffe, derXehre. 19 f. 
Consignatio, 484. 
Confiftorialeonvente, ftandesherrliche. 182. 
Eonftftorialfiscal. 884. 
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Gonfiftoriafrath, ohne Pfarramt. 385, 34, 

Gonfiftorialverfaffung im A. 8.:R. 152 f. 

Gonfiftorials und Preöbpterialverfaffung. 
332, 


Gonfiftorien, ftandeöherrliche. 177 f. 

Gonfiftorien,, Urfprung. 139. Gefchichte 
in Preußen. 141 f. 

— Reſſort. 172 f. Verfaffung. 152 1. 

Gonfiftorium (Presbyterium). |. Presby⸗ 
terium. 

Consobrini. 533. 

Gonftitutionatismus, firhlicher. 138, 335. 

Gontroverspredigt. 462, 

Gonvent (PBarticularfpnode). 146. 

Gonventifel. 627, 

Gonverfion. 401 f. 

Gonvertiten, Anftellung derielben. 357. 

— ihre Drdination. 381, 6. 

Gonvicte für Sandidaten. 197. 

Gonvocation der Gemeinde. 260, 371. 

Gooptation. 271. 273. 293, 2% 

Copula carnalis. 555 f. 

Gopulation. 555 f. 

Corporation, kirchliche. 98 f. 121f. 228. 

Gorvey. 47. 

Crimen ambitus j. Simonie. 

Cultus. 440 f. 

Guratel, fein Ehehinderniß. 537. 

Guratorium der Dreifaltigkeitskirche zu 
Berlin. 151. 

Guratorium der Schulen. 150. 


Danzig, Partitularrecht. 39. 

— Neformirte Gemeinde. 226. 275. 

314, 2. 

Debitum conjugale. 569. 
Declarativformel bei der Abjolution. 496. 
Deeorum clericale,. 248, 
Dedication. 501. 502. 
Defectus aetatis. 343. 
corporis. 344. 
fidei. 357. 
lenitatis. 345. 
libertatis, 345. 
natalium, 344, 
sacramenti. 345. 
scientiae. 347, 
Deficient. 422. 
Defensor matrimonii. 586, 
Deichbaubeiträge. 658, 
Delicta carnis. 612. 627. 

— mixti fori. 625. 
Delictum commuue. 628, 
Denkmäler in Kirchen und auf Kirchböfen. 

290. 514. 653, 40. 

Denomination von Xelteften. 268, 13. 
Departement, geiftliches. 151. 154. 
Deputationen der Synode. 323, 

— für geiftlihe und Schulfachen. 157. 
Deputation des Eonfiftoriums, 156. 157. 
Dejervit. 402, 
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Deterioration ded Pfarrguts. 438. 
Deutſch⸗Reformirte ſ. Neformirte. 
Devolutionsrecht. 203. 380. 433. 
Diacres ſ. Diakon. 
Diäten. 397. 
Diafonen (Geiftliche). 246. 370. 434. 

—  (Meltefte). 209. 262, 263. 271. 

272. 274. 300. 

Diakoniſſen. 506. 655, 14 


Diafpora, Gemeinde in ihr. 230. 359. - 
44a, 


— Predigen in ihr. 463, 28. 
Diebſtahl an Kirchenfachen |. Kirchenraub. 
Dienftboten, deren Parochie. 235. 548, 8. 

557, 12. 559, 23. 
Dienfteid der Geiftlichen. 122. 392. j. Amt. 
Dienftvergehen. 394. 551. 628. 
Dimifforiale. 253. 480. 483. 489, 500. 
516. 558. 
Dinslaken, Synode. 68. 
Diöcefe. 183. 186. 304. f. Superinten: 
denten. 
Didcefanconferengen. 217. 222, 298. 
Didcefanfpnoden |. Kreisfynoden. 
Director im Gonfiftorium. 163. 172. 193. 
Directorium der Synode. 302, 
Dischplin, —— 188. 308. 314. 318. 


— in den Glafficaleonventen. 314, 12, 
Discipfinargericht. 318. 319. 
Disciplinarmittel. 620 f. 
Disciplinarordnung. 308. 
Disciplinarvergeben. 625 f. 

Discipline ecelesiastique. 28, 209. 220. 
Discretionsjahr. 487. 491. 572, 

Dismembration (Auspfarrung). 231, 13. 
Dispenfation. 168. 169. 175. 187. 542. 

— vom erforderlichen Alter bei der 
Ehe. 525. 
vom kanoniſchen Alter. 344. 
von Aufgebot. 552, 
von den Erfordernijfen jur Con— 
firmation. 488. 

— vom Sinderniffe des Ehebruchs. 


541. 542. 

von der gefchloffenen Zeit. 561. 
vonder Trauung in der Kirche. 560. 
von zu naher Verwandtſchaft bei 
der Ehe. 533. 536. 

Diffidenten. 132 f. 

— beim Abendmahle. 


I 


Domcandidaten. 197. 

Domcandidatenftift in Berlin. 171, 

Domcapitel. 194 f. 

Domieil f. Wohnung. 

Dominium eminens j. Obereigenthum. 

Domtfirchendirectorium. 151. - 

Donnerstag, grüner. 465, 10. 485, 9. 
12, 
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Doppelebe 1. Polygamie. 
Dorla. GL, 
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Dortmund. 70. 

Dortrehter Synode. 6. 

Dos ecclesiae. 658, 

Dotalbauern f. Prarrbauern. 

Dotalgüter. 658. 680. 

DreisKönigsfeft |. Epipbanias. 

Dreißiafte, der. 402, 

Duplicat der Kirchenbücher. 255. 

Düren. Gonvent. 67, 204. 592. 

Düfjeldorf. Oberconfiftorium. 212, 

Duisburg. Generalfynode. 67. 82, 204. 
211. 592, 


Duldung. 26. 121, 132 f. 


Ecclesia repraesentativa. 340. 
—  synthetica. 340. 
(übe. 517 f. 
— Aufgebot derjelben. 5öl. 
— Begräbnipfälle. 515. 
— bürgerliche. 135, 33. 562 f. 
— der Geiftlichen. 345. 
— gemifchte. 530. 570. 587. 
— Trauung. 558. 
— wilde. 527. 
— zwijchen Ebriften und Juden. 1:5, 
538. 
Eheband. 574. 
Ehebruch. 540 f. 575 f. 
Ehehinderniſſe. 521 f. 
Einfegnung der Ehe. 555 f. 
Eheliche Pflicht. 569. 
— deren Berfanung. 577. 
Eheicheidung. 574 f. 
— deren Gründe nach dem AL. X. 577. 
Ehefchliefung f. bedingte Eheſchließung 
Trauung. _ 
Ebeverföbnip. 343 1. _ 
Gheoollziebung: 547 f. 
Ehe vor den Conſuln. 568. 
Ebe zur finfen Hand. 540. 568. 
Ehrenrechte der Geiftlichen. 253. 
— der Patrone. 290. 201. 
GEichöfeld. 59. 
Eid. 502 f. 
— der Geiftlihen. 387 f. 392, 
— der Kirchenvorfteber. 260. 
Eidesmündigfeit. 505. 
Eidespredigt. 464, 32. 503. 
Eigentbumserwerb der Kirche. 635 f. 
Einführung f. Einweifung- 
Eingepfarrte. 233 f. 253 f- 
— deren Pflichten beim Kirchenbau. 


690 f. 
Einkünfte der Geiftlichen. 253. 
GEinläuten der Feite. 473. 
Ginnabmen der Kirche. 642. 
Einpfarrung. 230. 233, 
Einpfarrungsderret. 230. 
Einquartierungslaften, Freiheit der Geiſt⸗ 
fichen davon. 251, 252, 
Einfegnung der Eonfirmirten. 484. 485. 
489, 490. 
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Einſegnung der Ehegatten. 555 f. 
Einiprud gegen die Trauung. Da4. 
Eintragung ind Hypothekenbuch. 268, 36. 
Einweihung. 501. 502. 

Ginweifung. 382. 385 f. 

Einwilligung, Erforderniß bei der Ehe— 
——— 288, 44, 526 f. 
Elementarlehrer wählbar zum Gemeinder 

firchenratb. 267, 12, 
Eitern, ob Patben? 481. 
— deren Gonfens bei der Eheſchlie— 
fung der Kinder. 528. 
Emden, Synode. 66. 203. 
Emeritenhaus. 424. 
Emeritirung. 422 f.. 624, 
Emporen in der Kirche. 651. 
Engliſche bifchöflihe Verfaffung. 6. 
Entführung, Ehehinderniß. 526. 
Entjagung der Kirchenämter. 416 f. 
Entwürfe zum Kirchenrecht im A. L.⸗R. 25. 
Entwurf einer Synodalordnung von 1817. 
26. 06. 216. von 1848, 13. 
Ephorus f. Superintendent. 
Epborie. 183. 
Epiphanias. 467. 469. 
GEpilfopafrecht ſ. Landesherr. 
Epiſtopalſyſtem. 2 26. 
Erbbegräbnifie. 510, 511. 
GErbverpadhtung. 716 f. 
Erectiondurfunden für Gemeinden. 230. 
Erfurt. 60. 
Eragänzungswahlen. 268, 19. 
Eu der Kirchengebäude. 600 f. 
Grlaubniß des Gerichts zur Ehe. 533, 
Erledigung der Kirchenämter. 399 f. 
Erntedanffeft. 466.  _ 
Erloſchene Kirchengefellihaften. 701. 
Error personae. 526. 
— circa qualitates personae. 526. 
Erwerb von Kirchenqut. 635 f. 
—— evangelifcher. 191, 6. 
Erziehung der Kinder aus gemifchten 
Eben. 135. 570. 571. 

(@Erzpriefter. 145. 148, 183. 

Eſſen, Abtei. 86. 

Gtat des Kirchenvermögens. 680. 

Gtatsminifterium, gebeimes. 144. 

—  preußifches. 147. 

Guchariftie. 451. 

Evangelifche. 12. 

Evangelifche Abtheilung im Minifterium 
f. — — 

Evangeliſche Landeskirche, deren Verhältniß 
zu den Diſſidenten. 132 f. 

— zu NRichtehriften. 135. 

— zu RömifcheKathofifchen. 126 f. 

— zu Separirten. 124. 
Examen, tbeologifches. 347 f. 
Excommunication f. Bann. 
Exereitium religionis publicum , 

publicum. 124. 
Eremte Gemeinden. 297. 205. 312, 


quasi 
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Exemtionen von der Diöcefe. 305. 
— von der Parochie. 238. 253. 

Exorcismus. 479, 

Expectanz. 431. 


acuftäten , tbeologifche ald Prüfungsbes 
börden. 349. 
Facultative Civilehe. 566. 
Fahnenweihe. 502. 
Karel, Wilhelm. 201. 
afelvieh. 67L. 


aften. 465 f. 
Faftnachtfpiele. 469, Ba. 
Fafttage. 464 f. 
Regefeuer. 507. . 
Keier der Sonns und Fefttage. 467 f. 
Feiertag, dritter. 465. 

— halber. 466. 
Keldprediger |. ae 
Reldpropft. 192. 349, 19.. 387. 
Feria mere ecclesiastica. 467, 
Feria publica. 468, 
— 691. 


Bart f. Kirchenfabrik. 


fiafe ſ. Tochterfirche. 
ndfinge, deren Taufe. 478, 

Fiskus, deffen Baulaft. 697. 

Korenfen. 696. 

Formulare, liturgiſche. 442 f. 452 f. ſ. 
auch Parallelformulare u. andere 
firchliche. 470, 501, 502, 568, 32. 

— zur Bocation. 379. 380. 

Fornicatio. 574, 

FranzöfifcheNeformirte ſ. Reformirte. 

Frauen, ihre Inhabilität. 342. 

— ihr Stimmrecht in der Gemeinde. 
264, 24. 267, 10. 372. 
— ihr votum negativum. 364, 9. 

Kreier Grund. 79. 

—— der Geiſtlichen. 250 f. 

eiftätten in der Kirche |. Aſyl. 

Fremde, deren Zulaffung zum Abendmahl. 


Friedenskirchen in Schlefien. 45. 
riedböfe. 500. 
undationscapitalien ſ. Dotalgüter. 

Funeralia. 

— Ehehinderniß. 526. 
ürbitten, kirchliche. 452 f. 

— ohne Namendnennung. 624, 


Garmifongemeinde. 236. 237. 
Garnifonfirhen. G4l. 
Gaftgemeinden. 232, 
Bil: Bei'den Eyr 
e bei den Synoden. all. 321. 
"bh 1. 


Gebäude, Rirchliche. 647 f 


Gebäudefteuer. Befreiung von derjelben. 


251. 
Gebete. 452 f. 
Gebetverhör. 208, 550. 606 f. 
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Gebrechen, Hinderniß ded Amtserwerbes. 
344. 


— des Berlöbnifjed, 546. 
Geburt, ebeliche. 344. 
Geburtstag des Königs, Pirchliche Feier. 
473, 
Gebühren für geiftlihe Handlungen |. 
Stolgebübren. 
— bei Anftellunga u. f. w. f. Stols 
gebübren. Koften. 
Geduldete. 124 f. 
Gefangene. Bei Sübneverfucdhen. 586, 10. 
— deren Geiftliche. 247. 305. 
Gehalt (Salarium) für Geiftliche. 253. 
Gehalt für die Wittwe des Geiftlichen. 414. 
a Geiftlihen f. Adjunct, Sub: 
tut. 


Gehmen. 75. J 
Geiſtige Verwandtſchaft. 482. 537. 
— 24 f. 
Geiſtliche und Aelteſte auf den Synoden. 
‚13. 317, 5, 
Seiftlihe und Schulinfpectoren. 160. 
— ihre Nechte. 250 f. 
— in wie fern find fie Diener des 
Staats. 122. 394.423, f. Amtseid. 
— ihre Pflichten. 248 f. 
Geiftliche Obere. 153. 155. 
Geiftlihes Minifterium f. Minifterium der 
Ar Ye 
Geiftliher Stand. 
Geiſtliches rung 148. 
Geläute ſ. n. 
Geldern. 85. 
nn 614. 617, 
632, 


nr 4 670. 
nn ww des la 387 f. 

elü 
ae er 7 447, 615. 616, 

— deren Gonvocation. 260. 371. 
Gemeindeabgaben. 248. 251. 
Gemeindeimter. 244 f. 

Semeindedienft. Befreiung davon. 251. 

SemeindesKirchenräthe. 266 f. 268 f. 

Gemeindeordnungen. 221. 226. 227. 

Semeindeunmlagen. 600, 

GemeindesBertreter f. Nepräfentanten. 

Gemeindewablen. 370 f. 

Gemeindezucht. 612, 619. 629 f. 

Gemeines Recht, Geltung defl ben. 23. 
105 


Gemiſchte Angelegenheiten. 170. 176. 
177. 230, 


un Eben f. Eben, gemifchte. 
Gene a von Schenkungen an Die 


Generataiiei, The raafifhe 1 Sachſen. 
Seneralconfiftorien. 211. 

zn 206. 

Generalfubftitut. 247. 
Generalfuperintendenten 142. 145. 146. 


30. 622, 624. 


Inpalts ⸗ Verzeichniß. 


148. 163. 172, 183 f. 190 f., 
deren — an den Synoden. 
311. 324, 

Seneralvicar. 247, 

Seneralvifitation. 247. 502 f 

Generalſynode J Sonodalverfaſſung, Lan⸗ 
desſynode 

ne zu Berlin. 214, 219. 327. 


Gen 
; Gerüibfäaften, firhliche. 647 f. 


Gerichtsbarkeit der Kirche. 609. 611, 4. 
Gerichtsſtand, eximirter. 239 f. 252. 
—— kirchlicher. 455 f. 

Gefangbücher. 448. 455 f. 
SefehäftsordnungT fürdie Presbyterien. = 

—  fürdieGemeindesfirchenräthe. 269 

— für Kreisfonoden. 302 f. 

— für Provinzialfpnoden. 323 f. 
Sefchiedene, deren Berbeiratbung. 579 f. 
Geichloffene Zeit. 560. 
Geſellſchaft. 108 f. 447, 4. 
Geſetze, (andesherrliche, ee firchliche 

Nechtsquelle. 23 f. 578. 
Gefepgebende Gewalt. 166. 336. 
rer firchliche. 23 f. 588. 
Geſeßgebungskenntniſſe, für die zu Prüs 
fenden. 354, 64a, 
Geſinde, defien Parodie. 235. 
— wegen des Aufgebots. 558, 8. 
— — — Trauung. 557, 19. 
Söb, 2: 
Gevatt 


Gewiffensfrepei ſ. Duldung. 
Sewitterläuten. 650, 22. 
Gewobnheitsrecht. o 2 
Simborn »Neuftadt. 89. 
Glaubensbekenntniß ſ. Confeffion. 
Glaubensprũfung. 
Glocken. 121. 126, 514. 650. 701. 
Glockengeld. 676. 
Stodenftubl. 701. 
Glödner. 255, 
Gloria. 455. 
Gnade. 496. 
Gnadenkirchen in Schlefien. 40. 
— 401 f. 
GSottesdienft. 440 T. 

— öffentlicher. 121. 
Sottesdienft N Eröffnung der Kreisips 


node. 
— der ieopinzlelfpnede. 324. 
Grabrede. 513. 
Grabfhriften, angemeflene. 653, 20. |. 
Denkmäler. 
Greiſswald. 178. 


Grenzparochien, gemijchte. 232, 19. 723. 
Großeltern, deren Gonfens bei bei der läbe. 


531. 
Sropjäbrigkeit. 343. 524, 525. 529, 
Grund, freier. 79. 
Grundftüde der Kirche. 657. 
Grundzüge der Gemeindeordnung. 221 f. 


Inbalts » Regifter. 


Grüner Donnerätag ſ. Donnerstag, grüner. 
Gütersloh. 75. 77, 127, 11. IZ 


SHabitität. 341 f. 

Härefie. 627. 

Haigerloch. 95. 

SHalberftadt. 56. 

Halle, Statut der Domkirche. 100, 10. 
227. 


Hand, die todte. 636. 637. 
Handauflegung. 484. 

— bei der Taufe. 481. | 
Handel, den Geiftlichen verboten. 240. 
Handeln, amtliches. 340. 

Hands und Spanndienfte |. Kirchenges 
.. ’ 

Sauptgebet. 452. 

Hauptfirche. 231 

Hausbefuche. 606 f. 

Haudtaufe. 479. 480, 

Haudtrauung. 560. 

Hebammen. 256, 

Hebräifhe Sprache. 352. 

Hechingen. 95. 

SHeiligentage. 465. 

Hetratbsalter. 524 f. 

Henneberg. 64. 

Herford. 72. 

Seringen. 54. 

Hermann von Wied. 78. 86. 89. 

Hermaphroditen ſ. Zwitter. 

Herrnhuter. 124 

Serrfchaft, deren Conſens bei der Che. 532. 

Hidengrund. 79. 

Hilfsgeiftliche. 247. 267. 300. 305, 

Hierarchie der Weihe. 496, 20. ſ. Ordi⸗ 
Fahrisfet. 405. 46 

Himmelfahrtofeſt. 3. 

pre eig Prädicat des Superinten 
denten. 189, 

Hochzeit, ftille. 561. 

Hodhzeitlader. 256. 

SHofprediger. 167. 


Hörter. 77. 
Hohen Limburg. 75. 207. 
SHobenzollern, Kürftenthümer. 95. » 


Holzgeld. 415. 

Homberger Synode. 200. 
Homburg a. d. Mark. 88, 

Horen. 463. 

Hospitäler ſ. Stiftungen, milde. 
Hypotheken für Kirchengüter. 682. 


ablonäti. 146. 190. 
achtaufe. 481. 
d, den Geiftlichen nicht erlaubt. 249, 
agden, deren Verbot an Sonn= und 
Beittagen. 468. 473, 
Jahr ſ. Gnadengeit, Verdienftjahr, annus 
gratiae. 
Jahrmärkte, verboten an Sonns u. Feits 
tagen. 473. 474. 


Jacobſon, evang. Kirdenredt. 
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Immunität. 250. 251. 

Impedimentum matrimonii. 521. 
Impotenz f. Unvermögen. 
Indicativformel bei der Abfolution. 496. 
Indigenat. 345. 

Infamie. 342. 

Innovationen der Parochien. 230. 
Inipection. 183, 212, 

Inipectionsfuhrer. 601. 
Inipectiondgebühren. 601. 


Infpector. 147. 148, 150. 151. 152. 
185 f. 207. 211. 370. f. Super: 
intendent. 


Inftanzenzug ſ. Recurs. 

Institutio collativa, corporalis, realis, 
verbalis. 379. 385. 

Inftruction für die Gonfiftorien, Regies 
rungen, Superintendenten, Gene— 
ralfuperintendenten, die Kreids 
und Provinzialfynoden u. f. w. 
ſ. die betr. Artikel. 

— zur Verwaltung der Kirchenvors 

Reber. 682. 

Integrität des Körpers und Geiftes. 344, 

Integritätseid. 519, 

Integritätöfchein. 549, 

Intercalarfrüchte. 413. 

Interimifticum in Ehefcheidungsfachen. 588, 

— in Kirchenbaufachen. Bol. 692, 
Interftitien. 434, 

Introduction. 382. 383. 385 f. 

Introitus. 455. 

Inventarium. 387. 

Irre. 344. 

Frreqularität. 342 f. 

Irrthum, Ehehinderniß. 523, 526. 546.572. 

Itio in partes. 22. 329, 

Juden als Patrone. 287. 288, 

— im Verbältnig zu Evangelifchen. 

135, 136. 

— in der Ehe mit Ghriften. 135. 
Judenthum, Webertritt dazu. 491, 
Jülich. 81 f. 204 
Jugend, confirmirte. 490. 

Jungfrau, als Prädicat beim Aufgebot. 

552, 30. 623, 

Jura collegialia. 110. 258. 280. ; 

Jura reservata des Landesherrn u. f. w. 
166 f. 

Juramentam integritatis. 549, 

— simoniae. 392, 

Jurisdiction. 496. 

Jurisdietio diseiplinaris und poenalis, 
621. 


Juriftifhe Perſon f. Perfon, juriftifche. 

Jus advocatiae. 111, 121. 281. 

Jus capellae. 242, 

Jus circa sacra. 26. 107 f. 146, 205. 
f. Landesherr. 

Jus episcopale f. Landesherr. 

Jus inspectionis. 101. 121, 

Jus in sacra ſ. Landesherr. 
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Jus parochiale, Parochialzwang. 237 f. 
250 f 


Jus patronatus eminens. 281. 
— personale hereditarium, 
litium, reale. 285. 
—  provisionis minus plenae. 379. 
Jus reformandi. 107 f. 120, 
Jus sacrorum. 26. 107 f. 205. 
Jutrznia (Chriftnachtfeier). 469, Bu. 


genti- 


Kahlkdpfigkeit. >46, 30. 
Kanonijches Net. 24. 
Kanzel. 650. 
Karfreitag. 467. 469, 8. 473. 
Kaffe, für Pfarrvacanzen. 413. 
Kaftenberren. 208. |. Aeltefte. 
Kaftenordnungen. 
— — 463 f. 484 f. 
Katechiſationen der Confirmirten. 490. 
Katecheie. 459 f- 
Katechet. 247, 15. 
Katechiämene. 487. 488. 
Katechumenensilnterricht. 487. 
Katbolicität der ev. Kirche. 1. 
Katbofifche (römifche) Kirche im DBerbält: 

niß zur evangelifchen. 126 f. 
Kelbra. 59. 
Kenntnifje bei den tbeologifhen Prüfuns 

en. 347 f. 
Kenntnli e der Gefepgebung für die zu 
rüfenden. 354. 

Keper. 126, 6. 
Keperei. 627. 
Keufchbeitsgelübde. 506. 
Kinder aus nichtigen Ehen. 573. 
Kinder. Ehe derielben. 524. 

— Erziehung aus gemifchten Eben, 


570, 
— Legitimation derfelben. 562. 569, 
— Taufe derfelben. 476 f. 571. 
Kirche. 26. 108 f. 139. 
— Begräbniß in ibr. 509. 
Gonfirmation in ihr. 
Taufe in ibr. 479. 480, 
5* und Kirchengeſellſchaft. 112. 
Kirchenattefte. 494. 
Kirchenbann. 585 f. 
Kirchenbau. 640. 698 f. 
Kirchenbücher. 250. 432 f. 490. 498. 499. 
500, 516. 554. 562, ſ. Reaifter. 
Kircyenbuße. 625. 
Kirchencollegia. 155. 215. 257. 274. 275. 


678, 
Kirhencollegium, litthauifches. 148. 149, 
Kirchencommiffion, clevefhe. 205, 17. 
Kirchendiener, niedere. 255. 
Kirchendirectorium, reformirted. 147. 158. 


207. 
Kirchendisciplin ſ. Disciplin. 
Rindenfabeit ac. R 
Kirhenfalfa, 626, 


Inbaltös Berzeichnif. 


Kirchengebäude. 647 f. 600 f. 

Kirchengefäße. 653. 

Kirchengemeinde f. Gemeinde. 

—— 455 f. 

Kirchengeſchworene. 206. 208, ſ. Aelteſte. 

Kirchengeräthe. 647. 

Kirchengefelichaft. 108 f. 47, z 48. 
615. 616. 


Kirchengewalt. 227. 

Kirdhengewölbe. 509, 

Kirchengut 1. Kirchenvermögen. 
Kirchenbobeit des Staats. $. 23 — 25. 
— 208. 

Kirchenkaften. 208. 

Kirchenkreis. 304. 309. 

Kirchenmufif. 455 f. 

Kirchenordnungen. $. 11—19. 

— deren jeßige Geltung. 106. 

—  rbeinifchsweftfälifche. 95 f. 
Kirchenpatron f. Patron. 
Kirchenproviforen. 199, 208. | Welteite. 
Kirchenratb f. Presbyterium. 
Kirchenraub. 647, 5. 
Kirchenrechnungen. 683 7. 
Kirchenregiment. 227. |. Xandesberr. 
KlirchenrevenüeneDirectorium. 151. 
Kirchen und Schulcommiffion. 160. 
preußifche. 148. 

Kirchenlige. GÖl. 

Kirchenftieflitiftungs)väter. 208. |. Aelteite. 

Kirchenftühle. 651. 702, 

Kirchenthürme. 650. 702. 

Kirchentrauer. 290. 

Kirchenvergeben. 625 1. 

Kirchenvermögen. H. 158 f. f. Beſtand⸗ 
tbeife, Erwerb, Rendant, Subject 
des Gigentbums, Beräußerung, 
Derwaltung- 

— Eigentliches. 657. 
Kirchenviittation. 588 T. 
Kirchenvifitationsberichte. 593. 601. 
Kirchenvifitationspredigt. 600. 605. 
Kircbenvifitationsreceß. 593 f. 
Küirchenvorfteber. 257. 267. 271. 273. 
Kirchene und Schulcommiffion, preußiſche. 

148, 149, 


Kirchenweihen. 501. 502. 

Kirchenzehnten. 661 t. 

pe 603 f. 

Kirche und Staat. 107 1. 

Kirchhöfe. 128. 129. 502. 509, 653. 
— deren Nugungen. GH0, 

Kirchliches Leben. 440 f. 

Kirchmeifter. 199. 262. 300. j Weltefte. 

Kirchmefle (Kirmes). 466. 

Kirchner. 258. 

Kirchipiel. 229, 4. 

Klage auf Ebevollziebung. 540. 

Kleidung der Geiftlichen. 193. 248. 

xınoos. 199. 

Klingelbeutel. 643 f. 

Knox. 201, 


Inhalts = Verzeichni. 


König, fein Confens bei der Ehe. 532. 
f. Landesherr. 

Königsberg. 32 f. 480, 33. 500, 16. 
— theologiſche Facultät.: 349. 462, 23. 
—  reformirte Gemeindeordnung. 227. 

272 f. 
—  Dberhofprediger. 185. 
— Dbfervanzen. 236, 22. 242, 35. 

Kohibrüggianer. 124. 

Konfirmation ſ. Confirmation. 

Koften bei eclegung geiftlicher Stellen. 

394 


der Gebetverböre. 608. 

der Gemeinde » Kirchenrätbe. 270. 
der Kirchenvifitation. 601. 

der ..., 304. 311, 

der zen 

Roftenfreibeit der Kirchen. 122. 
Kranfeneommunion. 499, 

F bei der Trauung. 623. 624. 


(II 


Kreisipnodalboten. 256, 304. 
Kreisfonodalconferenzen. zn 220, 4 49. 307. 
Kreisfynodaldirectorium. 301, 309. 
Kreisiunodalfaffe. 304. 311, 
Kreisfonodalprediger. 302, 
Kreisſynodalverband. 305. 309. 
Kreisiunodalvorftand f. Moderamen. 
Kreisfpnoden. 202 f. 216. 218. 
207 f. 304 f. 
Kreisvicare. 722. 
Kreuz, das Vortragen beim Begräbniffe. 
514 


Rriebconfitorhum j. Militär » Kirchenver: 

affung 

Kriegdgericht, ne 148. 

Kriegöreferviften. 237. 

Krönungstag. 467. 

Küfter. 255: 

Küfterbrot. 676, 17. 

Küftereien an Filialen. 256. 

ar ‚deren Bau und Unterhaltung. 
693 

Kurpfalz. 92. 207. 


Lagerbücher. 387. 680. 
Laien bei der Notbtaufe. 481. 
Lambert, Kranz. 200, 
Sanddotationäftnd. 658. 
Zandedagende. 12. 443 f. 
Landesherr, der ra und jein 
Epistopat. 26. 107 f. 146. 166. 
205. 206. 361 f. 553. 
Zandesberrliches Nominations⸗ und Paz 
tronatrecht. 361 f 
ee die — als unirte. 


im Verhältniß zum Staate. 107 f. 
— zur evang. Kirche. 124. 
— zur fath. Kirche. 126 f. 
— zu Diffidenten und Nichts 
riften. 132 f. 
ihre Rechte, 121—123. 


225. 
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Landesſynode. 220. 223. 325 f. f. Genes 
ralſynode. 

—  conftituirende. 113 f. 214. 220. 
vandesverweiſung. 623. 
Landkirche. 695. 699. 
Kandrecht, das allgemeine. 23 T. 
andwehrleute. 237. 
Anös. 199. 


vLasky, Jobann. 201. 


Lateiniſche Sprache bei den Prüfungen. 
353, 50. 
Lauenburg. 41. 
Saufiß, Niederst. 37. 
Ober⸗L. 40, 
Leben, firchlichet. 440 f. ; 
@ebensnachftellung, S Scheidungsarund.576 f. 
Rectionen, biblifche ſ. Perikopen. 
— kirchliche — 
Ledigfeitseid. 549. 
Legatum ad piam causam. 643. 
es ger Montensis. 83, 
—ã der Inceſtuofie. 560. 
Regitimation durch nachfolgende Ehe. 262, 
484, 60. 569. 
ehnaelder. 291. 
Sehrbficher beim Gonfirmandenslinterricht. 


487. 
Lehrpflichten des Geiftlichen. 387 f. 
Reibeäftrafe. 622. 
Reiche, große u. f. w. 515. 
Reichenbitter. 256. 
Reichenpaß. 511. 
Reichenrede. 513. 
Reitung der Gemeindewablen. 372. 
Refeauttesdienft. 462. — 
Licentia — 347 f. 
Tichtenberg. 24. 
Lichter beim Gottesdienft. 7. 469. 
Zingen. 74. 207, 
Lippftadt. 72, 
Lifte ſ. Regiſter. 
Litanei 453, 
Literatur des — K.⸗R. 23f. Wf. 
Liturgie. 441 F. 451 f 
Liturgifche Commiſſion, fogen. 11. 159. 443, 
Liturgiſches Recht. 446 f. 
2ocalconfiftorien. 212. 209, 
Local Schulinfpectoren ſ. Schulinfpection, 
Schulinfpectoren. 
Rocalftatut. 222. 
Loos bei Wahlen. 309, 32. 323, 39a, 377, 
Lutberaner, im Verhäftniffe zu zu En 
ten f. Union. 
Zutberaner, feparirte. 124, 125. 
Eutberifche Kirchenverfaffung. 139 f. 
Luthers Bibelüberfeßung. „us 


Magdeburg. 53. 181, 
Gandidatenconvict. — 18. 
Magiftrat — 278. 288, 
370. 682. 684. 


Magistri fabricae. 199. 
48 * 


45. 298, 


42 
Majeftätsrecht des Staats über die Kirche. 
. 23 — 25, 


Mainz. 59. 60. 61. 

Mannvieb. 671. 

Mangel f. defectus, 

Mansus,. 658. 

Mansfeld. 55. 

Mantelged. 396. 

Mantelfinder f. Legitimation. 

Marientage. 465. 466. * 

Markt Brandenburg. 35. 

Mark, Graffchart. 65. 205. 

Matrifel. 230, 253. 680. 

Matrimonium legitimum, ratum, 519.562, 

Mediatconfiftorien. 154. 177. 

Mebrgevattergeld. 482. 

Melantbon , in examen ordinandorum. 
348. 


Meltorationen am Pfarrgute. 437. 

Mennoniten. 125. 

Mepner. 255. 

Meßkorn. 675 f. Zebnten. 

Meije. 451. 

Metropolit. 183 f. 

Mietbgeld für Predigerwittwen. 415. 

Milde Stiftungen f. Stiftungen. 

Militär. Kirchliche Rechtsquellen für dal: 
felbe. 28. 29. 

Militärgeiftlihe. 247. 300. 305. 

— deren Anftellung. 363. 

— deren Einweihung. 387. 

— deren Ordination. 382. 

— deren Prüfung. 349. 

—  Disciplinarverfabren gegen fie. 634. 
Militärgemeinden. 236. 237. 
Mititärfirchen. 641. 
Militärfirchenordnung. 28. 29. 
Mitlitärsflirchenverfaffung. 148, 151. 155. 

158. 192, 


Mititärküfter. 256. 257 


MititärsOberprediger im Gonfiftorium. 189. 
— auf der Synode. 
— als Superintendent. 180. 
Militärpflicht. 251. . 
Militärs, deren Ebeichliepung. 532. 558, 
Minden. 73. 
Minderjährige, zu welcher Parodie ge: 
börig. 235. 558, 22. 
— deren (he. 524. 525. 530, 
— Rechte derfelben für die Kirche. 
642 


Minifterialcandidat. 355. 

Minifterium der geiftlihen Angelegenbeis 
ten. 161. 164. 168 f. 

Ministerium jurisdietionis, verbi. 244, 

Missa. 451, 

Miffion, äußere. 100. 135, 605, 

— innere. 100, 610, 4. 

Miffionsgemeinde. 305. 

—— —— 247. 

Mitgebrauch kirchlicher Anftalten ſ. Sie 
multaneum. 


Inhalts-Verzeichniß. 


Moderamen der Generalfpnode. 204. 
— der Kreiäfpnode. 298. 301. 309. 
— der Provinzialfpnode. 204. 
Mogille (Privatbegräbniß). 510, 27. 
Mörs. 84. . j 
Monbijouer Eonferenzen |. Conferenzen. 
Monogamie. 522 f. 
Mons pietatis. 151. 656. 
Moraliihe Perſon ſ. Perfon. 
Müblbaufen. 62, 
Münfter. 76, 
Muſik in den Kirchen. 648, 
Muskau, 49. 
Mutter, deren Einwilligung bei der Ebe. 
530. 


Mutterfirche. 231, 


Nachfolge ins Amt. 420 f. 

Nachfolger, Auseinanderfegung mit dem 
— und deſſen Nachkommen. 
436 


Nachjahr ſ. Gnadenzeit. 

Nachlaß der Geiftlichen. 401 f. 

Nachmittagd-Gottesdienft. 464, 30. 465, 
9. 10. 166. 

Nachſtellung nach dem Leben. 541. 577. 
579. 


Namen der Täuflinge. 479. 

Naffau ——— 00. 207. 

Nationalſynode, franzöfifhe. 316. 

Naturalifation. 346. 

Naturallieferungen für Geiftliche. 673 f. 
— für die Wittwe des Geiftlihen. 415. 

Naturalgebnten. G6L f. 

Nebenämter, Mebernabme durch Geiftliche. 


240. 
Nebengeiftliche. 246. 
Nebengottesdienft. 463. 
Neger, deren Ehe mit Weißen. 539, 
Neophyt. 357. 
Neubrud. 668. 
Nichtachtung der Kirche. 626, 
Nichtchriften. 135. 538. 
Nichtige Ehe. 573. 
Richtigkeitserflärung der Ehe f. Annullation. 
Niedere Kirchendiener. 255 f. 
NiedersKapenellenbogen. 24. 
Niederzkaufik. 37. 
Niederlegung eines Amtes. 416 f. 
Nießbrauch des Pfarrers. 436. 659, 
Nominalelenches. 462. 624, 15, 
Nominationsrecht, landesberrliches. 361 f. 
Nordhaufen. 62. 
Normaljahr. 195. 233, 
Notheivilebe. 565. 
Notbitandscollerte. 645, 12. 
Notbtaufe. 256. 478. 481. 


Oberamt, deffen Conſens bei der Ehe. 532. 
Oberamtöregierungen. 149, 
Obereonfiftorien, fchlefifche. 149. 151. 
Obereonfiftorium von 1848. 164, 


Inhalte s Berzeichniß. 


Dbereonfiftorium in Düffeldorf. 212. 
—  frangöfifches. 147. 151. 152. 158 
211, 

— ee 148. 151. 152. 158. 
Dbere, geiftliche. 153. 155. 
Obereigenthbum des Staats über das Kir: 

chengut. 111. 639. 
Oberbofprediger. 185. 
Oberfirhenratb. 164, 168 f. 
Dberlaufip. 49. 

Dberpfarrer. 246. 

Oberpräfidenten. 157, 160. 162. 163. 172, 
Dberrätbe, vier in Preußen. 145. 
Dberregierung in Preußen. 145. 
Dberfchuleollegium. 150, 158. 
Dbligatorifche Givilehe. 566. 567. 
Dblationen. 643, 

See ige en 100 f. 722, 


Deffentlichkeit der Synodalverhandlungen. 
311. 
Detonom. 678 f. 


Dffertorien. 673. 675. 
Dpfergeld. 675. 

Opus operatum. 476. 
Orden, Ehrenzeichen. 167. 
Drden, geiftliche. 506. 
Drdensgelübde. 506. 
Ordination. 18. 341 2 381 f. 
Drdinationsichein. 385. 
Drdnungsftrafen. 188. 250. 624. 628. 
Ordnungswidrigfeiten. 628. 
Ordoe. 341. 

Drganifche Artifel. 34. 211, 
Drganift. 256. 

Orgeln. 458. 459. 651. 701. 
Denabrüdf. 76. 

Dfterfeft. 464 f. 

Dttweiler. DL. 


Paderborn 76. 

Parallelformulare. 18. 445, 28. 
Parochialabgaben. 238, 
Parochtalgemeinde. 229. 

Parochial en ——— 125, 126. 


Paro —— 234. 203. 204. 495.1500. 
Parochialreht. 253 f. 
Parochialzwang. 238 f. 253 f. 557. 
Parochianen. 2281. — 253. 254, 
Parochie. 228f. 493. 
Paffionszeit. 469, 
Paftor. 246. 
Pastor primarius. 142, 246. 
Paftoraleonferenzen |. Kreisfpnodalconfes 
renzen. 
Patben. 481. 
Patronat. 131. 276 f. ° 
ob Kirchenamt? 281 f. 
—  landesherrlicher. 361 f. 
— der Magiftrate. 278. 288,45. 370. 


682, 684. 
— des Staats. 278 f. 206. 


143 
Patrone u. Detbeng geiftliher Stel⸗ 
— de Orkan der Kirchengebäude. 


— bei der Berwaltung des Kirchen 
gute. 681 f. 

— bet der Wahl niederer Kirchendies 
ner. 256. 

Glieder der Kreisſynode. 306. 

des Moderamend. 309, 334. 

Patrimonium ecclesiae. 646, 

Patronatkanon. 286. 

Patronatvertreter von Gollegien. 306, 

sBenfion. 416, = f. 

Penfionskaſſe. 423. 

Perikopen. 460 f 

Berfon, juriftifdh, moralifhe. 26. 121 f. 

635. 636. 656, 


PBerionalgemeinden. 235 f. 
Perfonalzehnte. 670. 
Petition (Abgabe). 674. 
Pfarrarchiv. 250. 303, 
Prarrbauern. 660, 
Pfarrbauernbufen. 658, 13. 
Pfarrer. 246, 
— —— gegen ihn. 685 ſ. Vers 
Käbrung 
— ſeine Bermögensverwaltung. 684. 
— als Sculinfpectoren. 188. 250, 
Prarrgehilfe ſ. Adjunet, Subftitut. 
Pfarrgüter. 647. 
Bfarrhäufer, deren Bau und Reparatur. 
251. 


Pfarrbufen. 658, 

Pfarrfinder. 233 f. f. Parochianen. 
Pfarrkirche. 229. 230. 
Pfarrsfegiftranden. 250, 

ih 413, 


Pfarrverweſer. 300, 

—— ſ. PredigersWittwens 
uſer. 

Pfarrwahl. 199. 361 f. 370 f. 

Pfarrwald. 659. 

Pfarrwittwenkaſſen ſ. Wittwenkaffen. 


ana ſ. Barochialswang. 
Pflicht, ehelihe. 569, 577. 
Bfingftfeft. 464 f. 
Pia causa, corpora. 237, 636. 643. 653 f. 
— deren Geiftliche ſ. Anftaltsgeiftliche. 
Placet. 450, 23. 
Poena. 621. 
Poenae medicinales. 621. 
Pönitenzpfarre. 426. 624. 
Politik, en = Geiſtlichen dabei. 
248, 
Boltgamie, ra 
Pollanus Valerandus. 201. 
Pollicitation. 506. 
Pommern, Provinzialredht. 38 f. 
Portofreibeit der Kirche. 122, 13. 
— für die Collectengelder. 644, 6. 


744 


Fe öl, 

otabel. 247, 19. 

Potestas scolesiastica. 227, 

Potestas ordinis et jurisdietionis. 244. 


612. 
Polygamie. 523. 
noovela. 574, 
Prazid der Gerichte. 103. 
Präcentor. 247. 
ädicate der Geprüften. 353. 355, 69. 
räpofiti. 146. 184. 
äfentation. 378 f. 
Bu der Provinzialfunode. 321. 
räfides der Spnoden bei der Pifitation. 
592, 


Prediger. 246. 
Predigerconierengen. 217. 218. 222, 
er in Wittenberg. 170. 354, 
rediat. 459. 

Abfchiedsprediat. 490. 
Eidesprediat. 503, 
Eintrittsprediat. 386. 
. Et 463. 

aftpredigt. 364, 

Haupt (Vormittags) predigt. 463. 
Kirchenvifitationspredigt. 600. 105, 
Keichenpredigt. 513, 

Probepredigt. 340. 364, 
Sculpredigt. 465. 


11111111161 


Vesper⸗, Wochenpredigt. 46. 
Predigtamtscandidat. 355. 


Predigerwittwenbäufer. 41, 
Predigrrwittwenfaffen. 413 f. 
Preäbpterialverfaffung. 108 f. 
—  ibr artitofratijcher Charakter. SI, 2. 
— ihre Vereinigung mit der Conſiſto— 
rialverfaffung. 332, 
Presbyterium. 203 1. 215, 261 1. 267 
271. 273. 


Preußen, Provinz. 32 f. 

riefter. 246. 

rieftertbum, allgemeines. 198. 441. 
Privatbeichte. 194. 
Privatbugen. 622, 
Privatbegräbnigort. S10. 
Privilegien der Kirche. 121 f. 
Probe der Küfter. 256. 
Probepredigt. 364, 
Proclamation ſ. Aufgebot. 
Proclamationsichein. 350. 554, 
Procurationen 601... 
Pröven. 673. 676, 
Proposant. 357, 
Propſt ſ. Superintendent. 
Proſelytenmacherei. . 
Profelytentaufe. 478. 
Proteftanten, Name der. 12, 
Protofoll. 269. _ 
der Kreiöipnoden. 303. 311. 315. 
der Gemeindelirchenräthe. 269. 
der Provinziaffpnoden. 324, 51 1. 
der Reprälentanten. 266, 


Bus 


Imbalts s Berzeichniß. 


Protokoll bei den Bifitationen. 600. 
Protofollführer. 303. 311, 42. 315. 321 
an 6. 10—19., 

— Sana ia. 150. 162. 
Provinzialiynodalsaffe. 682. 
ee. 247, 

rovinzialfynode. 209. 210. 218, 226, 

316 f. 319 f. 

—  Gefchäftsordnungen. 322. 

Provisores. 190. 678, 

Provifion der Aemter. 340 f. 

Provocation aufgerichtliches Derfahren.632. 
Prozeffe in Kirchenlachen. 682. 
Prozeffionen. 131. 

Prüfungen der Gonfirmirten. 489, 
Prüfungen, tbeologiiche. 205, 34. 317 v, 
PBrüfungsbebörden. 353, 
Prüfungsgebühren. 394 f. 308. 399. 
Plalmgefang. 455. 459. 

Pubertät. 524, 

Publicationen in der Kirche. 44. 
Butative Ehe. 523. 572. 


Quäfer. 125. 

Quartter f. Kreisſynode. 

DuafisAffinität. 535, 14. 

Duatember (quatuor tempora). 403, 11. 
Quedlinburg. 57. 

Duellen des KR. $. S—22 

Duerfurt. 64. 

Duittungen. 082, 14 


Mäthe der Gonfiftorien und der Regie— 
tungen. 302, 20, 321, 21a, 

Ratibabition. 527, 

Ravensberg. 65. 

Reallaften. 661 f. 

Rechnungslegung. (83, 685 f. 

Recht, liturgifches. 146 f. 

Rechtöquellen, kirchliche, in ihrem Verbält: 
niffe zu einander. 104, | 

Redlingbaufen. 78. 

Rector. 247, 

Recurs Fe Gonfiftorium. 305. 308. 310, 


— an die Kreiefpnode. 269, 22. 302, 
308. 630, — 


and Minifterium. 633. 692, 

an den Oberfirchenratb. 633. 

an die Regierung. 631, 

an den Staat. Gl6. 

Recurs bei Repräfentantenwahlen. 264, 29, 

Reductionscommiſſion in Schlefien. 45. 

Reformationdfeft. 466. 

Reformationörecht. 707 f. 

Reformirte, das Verhältniß der deutichen 
und franzöflihen Ref. in Ber 
ziehung auf Begräbniß und be. 
312. 534. 515, 557, auf Berfafs 
fung. 312, 

— deutſche. 147. 272 f. 


Inhalte s Berzetähniß. 


Reformirte der niederländifchen Gemeinde. 


124, 
—  franzöfifche. 146. 219 f. 221, 227. 
271 f. 313. 560. 
— deren Taufe. 480, 30. 
in Preußen. Ihre Gefchichte. 2f. 
— Union derjelben mit den 
Zutherifchen. 4 f. 
Reformirte Synodalverfaffung. 311 f. 
Reformirtes Kirchendirectorium. 
207. 


Renierungen, Juftizbehörden. öl. 155. 

—  Berwaltungsbebörden. 157, 

— ihr Refforiverbäfmmiß. 1727. |. Abs 
theilung für Kirchen» und Schuls 
weien. 

Renierungspräfident, Director des Sons 
filtorii. 16: 


Regimen ecclesiasticum. 227. 
Regimentsnotul, preußiiche. 141. 
Regifter der Communicanten. 499. >10. 
— der Gonfirmirten. 490. 
— ter Getauften. 4832. 483. 
— der %etrauten. 562, 
— der Berftorbenen. 516. 
Regiftranden, Pfarrz. 250. 
Reaularität. 341 f. 
Neligionsänderung. 491 T. 546. 
Religionsedict von 1788. 350. 
Religionszeiellfchaften, Arten der. 123 1. 
Reliniondpatent von 1847. 132 f. 
a ar als Ebebinderniß. 
538 T. 
Rellingbaufen. 87. 
Rendant. 262. 270. 679, 
Mepräfentanten,, außerordentliche. 259, 
264, 275, 


Repräfentanten der Gemeinden. 257 1. 
ſ. Vertretung , „rößere. 

Repräfentation, 72. 

Res rcelesiasticae. 646. 

Res extra commereium,. 501, 2®. 647, 

Res religiosae, sacrae. 646. 

Refervatfälle. 406, 20, 

Reſidenzpflicht der Geiftlichen. 242. 

Refignation |. Entjagung. 

Refolut. 633. 692, 

Respectus parentelae. 536. 

Reffort der weltlichen und geiftlichen Kir— 
chenbebörden. 168 f. 678 f. 

Retentionsclaufel. 496. 

Reuejjen. 514, 52. 

Rheda. 75. 207, 

Rheinprovinz. 80 f. 

Ritus sacramentalis, äUl. 

Rottzehnte. 668, 

Rügenmeifter. 207. j. Aelteſte. 

Ryswider Claufel. 127. ſ. Simultaneum. 


Saarbrüden. Bl. 
Saarwerden. D1. 
Sache, benedicirte. 501. 
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Sachen, kirchliche |. Rirchenvermögen. 
Sachſen. 53 f. 
-- Herzogthum. 62. 
Sackzehnten. 670. 
Sacramentalien. 501. 
Sacramentum. 441, 475 f 
Saeramentum labentium. 493. 
Sacrificium. 441, 
Sayn. 87. 
— ⸗Altenkirchen. 38, 
—  shadhenbura. 38. 
—— wann verboten. 473. 
Scheidung der Ehe ſ. Ehefcheidung. 
Schema examinis. 
Scheffelforn. 675. 
Schenkungen an die Kirche. 635f. 843 f. 
Scleiermader. 10. 11. 158. 197. 215. 
216. 564. 
Schlefien. #3 f. 
Schlüffelgewalt. 196, 20. 612, 
Schornfteine, deren Reinigung. 703. 
Sprengelforn. 675. 
Schrift, heilige. 461, 
Schulbeiträge. Befreiung der Geiftlihen 
davon. 252, 
Schule. 130. 
Zchulinfpection. 183, 505 [. 
Schulinfpectoren. 188. 250, 
Schullebrer. 255 f. 
— ihre Wählbarfeit zu Gemeindeäms 
tern. 264, 28. 267, 12, 
ee 202. 
Schulpredigt. 464, 33. 
Schufratb. 160. 
Schufvifitation. 597 f. 
Schuppflicht des Staats. 121. 
Scußredht ded Staats. 121, 
Schwachlinnige. 488, 34, 
Schwägerfhalt,gGhebinderniß. 534. 
Schwängerung. Einfluß auf Ehevoll⸗ 
siebung. 547. 
Schwefterfirche. 231. 
Sceriba f. Protofollfübrer. 
Scrutiniafverfabren. 633. 
Section für Eultus und Unterricht. 157. 
Seel und Burbach. 72. 
Seelforge. 253 f. 610. 
Seanen. 5OL 
Selbftcenfur der Geiftlichen. 620, 
Selbfteommuniciren. 500, 
Selbftmord, Einfluß auf die Hinterblies 
benen eines Geiftlichen, 406, 32. 
— Einfluß auf das Begräbniß. 514 
Zeibftitändigfeit. 264, 27. 


Do Landeöfirhe. Ans 
Kb 

















HEORDESKLNLEMINARY, 
nior ae 313. ’ 
{en nipecforen). 18%. 
Zw yor 


746 


Seniorencollegium (in Danzig). 275. 
Separatvota. 323, 40. 

. Sepultura minus solennis. 514. 
Sequenz. 455. 

Siegen. 78. 

Sigillum confessionis. 496 f, 
u v. Brandenburg. 3. 


Sigmaringen. 95. 

Simmern. 92, 

Simonie. 359. 365. 392, 629, 

Simultaneum. 5. 127 f. 468, 

Simultanfirhhof. 515. Fr 

sobrini. 533. 

Soeft. 70. 

Solms. 90. 182, 207, 

SonnabendsBeöper. 464. 

Sonn's und Fefttage. 464 f. 

Spadonen. 519, 15, 

Spendeformel ſ. Distributionsformel. 

Sponbeim. 98. 

Sponsalia, de futuro, de praesenti etc. 
556. ſ. verldbniß 

Staat, der preußiſche, = Verhältniß zur 
"Kirche. 107 f. 

Staatdanwalt in Ghefacen. 586. 

Staatsbeamte. Geiftliche als folche. 122. 
304. 423, ſ. Amtseid, 

Staatöpatronat. 278 f. 205, 375, 

Stadteonfiftorien ſ. Mediatconfiftorien, 

Stadtfirche. 005. 699, 

Stadtverordnete, bei der Uebung des Pas 
tronats der Magiftrate. 288, 45, 
370. 682. 

Stammcapital ſ. Dotalgüter. 

Stand, geiltlicher. 358, 

Stand. nafeichheit def deffelben bei der (be. 
540. 

Standesherren, deren kirchliches Recht. 
177 1 

Standeöverfchiebenbeit, Ehehinderniß. 530. 

Statut. 98 f. 

Statutarifhes Recht. 98. 

Steinfurt. 74. 207 

Stellen, geiftlicye, deren Glaffification. 435. 

Stellvertreter ſ. Subftitut. 

Stempel. 249. 250. 

Stempelfreibeit der Kirche. 

Stempelpflichtigkeit der Tobtenfeheine. al7. 

Stempelgefeße , Verlegung der. 620. 

Sterbejahr. 2 f. 

Sterbemonat. — 

Sterbequartal. — 

Sterbezeit. — 

Stenertreibeit. 413. 424, 

Stielow’fche Obfervang. 709; 32. 

Stifter. Domcapitel. 

Stiftungen, milde. 653 f. 

ftungen für, arme Studirende. 656 

Stimmrecht dev Gemeinde bei Wahlen der 

u rue 371 f. 

ur a 58, 


Inhalts s Berzeichniß. 


Stolberg, Confiftorien. 181. 
Stolgebübren. 126. 127. 170, 6. 175. 
176 a. E. 253. 484. 480, Dt. 
— Veränderung beitebender. 170, 6s. 
176, 


Strafe ſ. Disciplinarmittel. 

Strafemeritirung. 425. 624, 

Strafverfegung. 425. 624. * 

Stralfund. 172, 178. 

Strenae. 675, 

Studirende. e. Predigen derjelben. 462, 23, 

Subject iu der Kirchengüter. 
637 


Subvelegat. 206. 
Subdiafonus. 246. 
Subftitut eines Geiftlichen. 247. 359. 
eines Präfes der Provinzialſynode. 
321. 322, 
— eines Presbpters. 261.301. 306, 14. 
— eines Scriba. 321. 
eined Superintendenten. 301. 
Subftitution. 420 f. 
Sühneverſuch. 586. 
Summariſcher Begriff. 
Superintendenten. 183 f. 206. 

— General-S. 90 f. 163, 

— Special-S. 186f. 301. 
SuperintendentursBicare. 189, 40. 
Zupplication |. Fürbittgebet. 

Suspenfion. 624, 631, 
Splvelterabend. 467. 
Spmbole. 401 

— Verpflichtungen auf diefelben. 387 f. 
Synodalausſchuß. 302. 
Synodalcandidaten. 247. 
Synodalconferengen. 222. 315, 21. 
Synodalkaſſe ſ. Kreis, ProvinzialsKaffe- 
Synodaleraminatoren. 205. 353. 355. 
Spnodalprediger. 79, 48. 75, 2. 
Spnodalverfafjung. 1 198 f. 
Synodalverwaltungsausihup. 302. 
Synode proviucial, national, 210, 
Synoden, General» Syn., Kreis» Spon,, 

ProvinzialeSyn. 297 f. 
Spnodfheffen |. Sendſchöffen. 
Spnopten. 452, 

Spfteme des Kirchenregiments. 25, 26. 


Zanzunterriht, verboten während des 


Gonfirmandeninterriht. 488, 30. 
Tafeln zu Gollecten. 613. 


Taubſtumme. 488, 34. 500. 
Taufe. 476 f. 
— —— derſelben durch die 
katholiſche Kirche. 126. 
Taufzeugen. 481. 
Taufzwang. 478. 479. 
ren 74. 207. 
Tempus clausum. 560. 
Tempus gratiae, 40] [. 
Tentamen licentiae concionandi, 
—  praevium. 48, 


348 L 


Ynhaltd s Derzeichniß. 


Tentamen pro venia. 353. 
Territortalfuftem. 25. 26. 
Teftament der Geiftlichen. 401. 402. 
Testamentum ad pias causas. 643. 
Testimonium integritatis. 549. 
Testis synodalis. 199. 
Text ſ. Herifopen. 
Titel. 358. 
Titulus. 341. 358 f. 359. 
Iochterfirche. 231. 237, 27. 
Tod eines Geiftlichen. 400 f. 
Todeserflärung. 574. 
Todte Hand. 636. 637. 
Todtenfeier , allgemeine. 466. 469, 8. 473. 
Todtenmeife. 507. 
Todtenfrauen. 256. 
— — 256. 308. 
Todtenlifte. 516. 
Todtenfchein. 516. 517. 
Toleranz |. Duldung. 
Tolten. 247, 19. 
Traddegelder, Traddekohlen. 660, 28. 
Translocation. 425. 624, 
Trauergeläute. 290. 
Trauerjabhr. 572. 
Traufihein. 532. 539. 
Trauung. 555 f. 

— ohne Aufgebot. 558. 
Treffurt. 61. 
Trennung von Tifch und Bett. 579. 
Trennung der Ehe quoad vinculum. 574, 
Trier. 86. 
Trunfenbeit. 627, 
Turbatio sacrorum. 0626, 


Uchtpennig. 669. 
Nebertritt zu einer andern Confeſſion. 491 f. 
Ungehorſam. 
Umlagen auf die Gemeinden. Geiſtliche 
find davon frei. 251, 13. 
Unehelihe, in wiefern irregulär. 344. 
f. Legitimation. 

Ungefchriebenes Redt. 100 T. 

Ungfeihe Eben. 540. 

— e Eben. 573. 

Unfeufchbeit. 627. 

Union, die in der preußifchen Landes— 
firhe. 4 f. 

— ihre Gefhihte. 4 ff- 

— ihr dei er Gharafter. 19 f. 

Union der —* = und Presbyterial⸗ 
verfaffung. 332 f. 

Unioniften. 16, 

Unionsfatehismus. 21, 9e. 488, 28. 

Uniondrevers. 12, 19. 18. 

Untonsritus. 21. 

Unität, reform. in Pojen. 52. 313. 

Univerfitätöprediger zu Bonn. 300. 

Unna, Generalfpnode. 68. 

Untereonfiftorien f. Mediatconfiftorien. 

Unterfeheidungsnamen der Lutheraner und 
Reformirten. 21. 22. 


747 


Unterricht , religiöfer. 484 f. 
Unvermögen. 525. 572. 578. 
Urkundenfälfchung. 629. 

Urlaub der Geiftlichen. 249, 


Vacanz geiftliher Stellen. 399 f. 

Vacanz alle. 413. 

Bagirende Diftrifte. 232, 

Bagirende Einwohner. 232. 

Vasa sacra. 653. 

Väter, deren Conſens bei der Ehe. 528. 
— bei der Taufe ihrer Kinder. 478, 

14, 481. 


Veldenz. 23. 

Venia concionandi. 347f. 462. 

Venerabile. 498. 

Berächter der Kirche. 624. 

Veränderung der Parochieen. 230. 

Veräußerung des Kirchengutes. 716 f. 

Verbindung der rheiniſchen und weftfälis 
Fe Provinzialfynoden. 325. 

Verbrechen, gemeine. 628. 629. 632, 

Berdienftjahr. 401 f. 

Berdienftzeit. 401 f. 

Berfabren in Disciplinarfachen. 633. 

— in Gpefgeitungsjahen. 585 f. 
Verfaffung der Kirche. Bud II. 
Vergleich. 683, 

Verjährung. 283. 284, 203. 685, 

—  qualificirte bei Verwandlung der 

Naturals in Sadzebnten. 670. 

Verlaffung, böslihe. 575 f. 

Verleibung eines geiftlichen Amtes |. Pros 
vifion. 

Verleihung der Kirchenämter. 340 f. 

Berlegung des Trauerjahrs. 572, 

Berlöbniß. 543 f. 

Verluft eines Amtes. 425 f. 

DVermietben der Pfarrwohnung. 659, 

Vermögen der Kirche. 635 f. 

Verpachtung. 659. 

Berpfändung von Kirchengut. 716 f. 
Borat der Geiftlichen auf die Bes 
fenntnipfchriften. 18. 387 f. 

Verreifen der Geiftlichen. 249. 
Berfchollene. 523. 
Verſetzung eines Geiftlichen. 416 |. 632. 
Verfprechen eines Geiftlichen. 387 f. 
Verftorbene, Feft zuibrer Erinnerung. 466. 
Verträge über confeffionelle Erziehung. 520. 
Vertretung, größere. 204. 261 f. 266, 2, 
Derwaltung des a 676 f. 
Verwaltung der Kirche. Buch II. 
Verwaltung eines Amtes. 244 f. 
—— erledigter geiſtlicher Stellen. 
4 


Verwaltung, interimiftifche. 400. 
Berwaltungsordnung für die Kirchengüter. 


679 f. 
Berwandtfchaft, Ehehindernig. 533. 
Berwandtichaft, geiftige- 482. 537. 
Verzicht auf ein Kirchenamt. 416 f. 


748 


Bicar. 247. 300. 

Vicariat. 356. 

Vicariatsfonds, fchlefffher. 656, 26. 

Dierzeitenpfennia. 675. 676, 16=, 

Birainität bei der Eheſchließung. 527. 

Viſitation f. Kirchenvifitation. 

Vitae honestas, 248, 

Vitaltag. 675. 

Vitriei. 199, 678. 

Bocation. 377 f. 

Bocationsurkunde. 378 f. 

Bogtei. 281. 

Volksſchulen 130. 

Vollmachten, erweiterte 
Kirchenrätbe. 270. 

Vorbereitung — heiligen Abendmahle. 
484. f. 500. 


Borlefen der Predigt. 255. 

Bormittagsprediger. 247. 

Bormundichaft, Ehebindeniß. >37: 

Pormünder, Tbeilnabme der Beiftlichen an 
ihrer Beitellung. 249. 

Bormundichaft, Befreiung der Geiftlichen 
davon. 2409. . 

Borprüfung. 348. 

Dorftand der Gemeinde. 267. 

Voriteber. 257, 

Vorſpannspflicht, Befreiung von der. 252. 

\otam negatirum der &emeinde bei Wabs 
(en. 291. 344. 345. 364 f. 370. 

Vulgata. 461, 


Wahl. 75. 70. 
Wahl der Kirchenvorfteber. 267. 27L, 
— der niederen Kirchendiener. 256. 
ſ. Pfarrwahl. 
des Begräbniſſes. 311. 
Wahlfähigkeit zum Welteften. 261. 267, 

— zum Kirchenvorſteher. 260. 

— zum Repräfentanten. 264, 
MWahlfäbinkeitsprüfung. 354. 
Mabfprotofoll. 377. 
Wahlrecht zum Kirchenvorftand. 267, 
Wabnfinn ald Grund der Annullirumg 

einer Ehe. 572, 

— als Grund der Ehefcheldung. 576 f. 
Warfhauer Iractat von 1768. 52, 
Wallonen. 201. 

Mebrpflicht, Befreiung von der. 251. 
Weibe. 501. 

Weltliche Kirchendiener. 255 f. 
Werden, Abtei. 87. 

Weſel, Synode, 66. 203. 


der Gemeindes 


"Inhalts » Berzeichniß. 


Weftfalen, Herzogthum. 78. 
— Provinz. 65 f. 

Wettergarben. 671. 676. 

Weplar. 91. 

Miderfpruchsredht der Gemeinde bei Bes 
fegung geiftlicher Stellen. j. votum 
negativum. 

Wied. 89. 182. 207. 

Wiederaufnabme aus der Kirche Ausgetres 
tener. 135, 626, 

Wiederbeſetzung einer Pfarrftelle. 431 T. 

Wiedereinfegung der Kirche in den voris 
gen Stand. 642, 

— außer Cours 
189, 

Wiederholung der Ordination. 381. 382. 

Miederverbeiratbung von Ehebredhern. 512. 

Miederverheiratbung Gefchiedener. 579. 

Wild s und Nheingrafen. 94, 

Wittenberg, Predigerfeminar. 170. 354. 

Wittaenftein. 70. 207. 

Wittwen, ibr Wablreht zum Gemeinde: 
vorftande. 267, 10, 

Mäblbarkeit des jelbftftändigen Sobs 
nes Dderfelben. 264, 26. ſ. aud 
rauen. 

Wittwenfaffen. 323.. 412 f. 

MWittwenpenfionen. 413. 

Rittwenverpflequngsanftalt. 413 j. 

Mobnort. 234. 235. f. Parodhian. 

Wobhnung der Geiftlihen. 251. 

— der Wittwen der Geiftlichen. 415. 


* Erhaltung deſſelben. 702, 707. 

Zeit des Gottesdienſtes. 4B8 

Zeit, gefchloffene. 560, 

Zebnten. 661 f. 

Jettelwahl. 265. 376. | 

Zeugniß der Geiftlihen |. Beichtgeheim⸗ 
niß. Sübneverfuc. 

Zudt ſ. Disciplin, 

AJugefchlagene Gemeinde. 232. 723. 

Zuſammenberufung der Gemeinde. 260.371. 

Zufammengefhlagene Rarochieen. 231. 701, 

723 


Zwang, Gbebindernif. 526. 
zur Eheſchließung. 546. 
zur Taufe. 476. 
— zur Trauung. 547. 556. 
Zweibrüden. 02, 
(ae Ehe. 522 f. 
mitter, Kar apa la die derjelben. 


342 # 


gejepter Papiere. 


@ebauer » Schwetihle’jhe Buchdruderei in Halle, 


Inhalt. 


Einleitung. 


‚ Die evana. Kirde ——— — ein LE der ALT 








7? — t 2 
. 3._Die Reformirten im Dreuf ifhen Staate EEBDB DRS EE 
. 4. lUnionsve ſuche zwifchen den Luth eranern und Reformirten in Preus 
pen bis a Syn abrb. . æTTODCCC. A 09. 
5. Die Union während. der Megierung Ariedri b Wilhelms TI. . . . —T5. 
6. Die Union feit 1840 bis zur Gegenwart. . . 2 2 20... b—1M. 
7, Der aegenwärtige Inionscharafter der evana. Wandesfirhe . . . TR . 





N Erſtes Buch. 


Quellen und Literatur des gemeinen und provinziellen preuß. 
evang. Kirchenrechts. 


nn Das en a... 





ommern. a Bommern. b) Yauenburg und Bütow. 39 —B. 
14. Die Lei — a) Schſleſien. b) die Sberlauſfißzß . » B— WM. 


15. Die Provinz Pofen . . . . 51-5. 
16. Die Iren Sachſen. a die Aaart D Das Herzog AT um Magte: 
1 1 M 


je: ” > . 
. 
” 
— 
2 
= 
= 





burg. haft . d)das 7 um Haft an 
n DE Hubeher. e das Aünftentpum Suektinburg, N die Stolb 
ifchen Graffchaften Stolberge®ernigerode tolberg⸗Roßla 


Aemter Kelb und Hering gen. x) das Fü ſtenthum Ziche ” h) das 

ffurt und Dorla. k) NRordhaufen und 

Mü haufen. 1) 0a5_Bementhum —— Barby. 
denneberg . . 53 — 64. 

8. 17. Die Provinz Weftialen. 1) das — — die Graffhaf. 

ten Darf und Ravensberg. b) die freie Reichsſtadt Dortmund und 

Gebiet, Soeſt nebft Börde, Lippſtadt. c) die Abtei Grafſch ha 

derford. d) das Fürſtenthum Winden. e) die Graſſchaft Tellen⸗ 

yurg. ) 8) Dieinfurt. I) Die Sereiipart DIE eda und Güs 

terölob. M die Grafihaft Hobenstimburg. k) die Reichdberrichaft 

— —— — om, Wönabrud. 

m bie btei Corvey. n) das Herzogtbum Weſtfalen und das Bei 

(die Gra ar). Wedtngbaufen. 0) as_Mi ſtenthum Sr * 
) die Grafſchaften Wittgen nur i —6—60. 


Seite 





2 Ä söln. f) Efien Relingbaufen Derden. 
g) die Grafichaft Sahn. h) die Grafjhaft Homburg an der Marf. 
i) GimbornsReuftadt. k) die Graffehaft Wied. I) Solms. m) Raflaus 
Weilburg (Aßbach). n) = Reichs adt Weplar. 0) Saarbrüden, 

Dttweiler arwerden. p) Kurpfala, Simmern, Jweibruden, Bels 
denz, Spon jeim. q) Die wilb= und rheingräfliden Tande, 7) die 
Grafſchaft Niedersfagenellenbogen. s) das Aüritentbum Kichtenberg, 
e Kurttentbumer Hohenzollein-⸗Hechingen und Sigmaringen . . 80— 9. 


emeinfchaftliche nn 





4) Berbältnif — — — —— u 
einander in der Anwendung. 
Eh 0 10 
Anhang. 
A, Die evang. Kandeskirche im Verhältniffe zum Staate. 
. 23. Die evang. Landeskirche und der un bis zum —— ne des 


19. Tahrh. .  : . . _107—112. 
. 24. Kortfeßung TH jur Ge; genwart EEE BIN N 
$. 25. Der beufige Mechtözuf and. — - » 2° . . 120-123. 


B. Verhältniß der evang. Candeskirche zu anderen Beligionsgefelfhaften. 
. 26. 1) zu den conce Dre eduldeten evang. Glaubensgenoſſen 124—125. 
t 27. 2) zur römijchsfatholi 136—131. 








e — 
28. 3) zu den ſogenannten Diffidenten und Richtehriften 2... 182136. 
Die eh und — der * — zo. 


137. 





3 — Bud. 
Die der — 





J er ab nitt. 
Die Conſiſtoxialverfaſſung. 
1. Geſchichte der een. 
ber Gonfiitorien ; 












. 33. Die wellere Ausbi Tonfif oriafver affung in? eu sen bie 
sum Ende des 18. Jahre bundertö . . 2 2 2. 144—150. 
. 34. Die tefortverbäfhnfe zur Beit_ Ser AbraTun bes alfgemeinen 





’ r u . a 2 * — 





1. Die Gonfinoriatwerfaffung — — — 
Rechtszuſtande. 





— 


4) Die Superintendenten. 





— Abſchnitt. | 
Die Presbyterial - Spnodalverfaffung. 
I. Geſchichte der Presbyterial: Synodalverfaflung. 
1) Ueberhaupt. 
. 46. Gefchichtliches vor der Neformation - - » » x» 2 v0 — 






2) Im preußiſchen Staate. 
§. 48. Die wg in den jülich =clevefchen Gebieten bi zum Ende 


des 18. % 202— 206. 
$. 49. Die Oreöbpteriniverfaffung in den übrigen Gebieten des zriuß 
. 50. Die Franzöfſiſch-Reformirten - . . . . +. 209-211. 
5. 51. Die 1 reabpterial = Opnodalve fung (m befand + Weftfalen e 
dem Ende des 18. YJahrb. bis 1835 . . » + 211—218. 
. 52. Kortjegung, eit 1835 bis zur Gegenwart . . . i — 3— 214. 
. 53. Die Presbpterial = Synodalverfa fung in den öſt hen Provingen 
fit dem Ende des 18. Jahrh. bis 1840... 2 2 20200. 215—218, 


. 54. bis G — en... 218—227. 









Ueberficht 


1) Die Einzelgemeinden — Vertretungen. 
Die Gemeinden (Parochien * Einrichtung und — 228 -233. 


57. Die Gingenfarren une die Merfoal gemeinden . . . —— 
BB. fe ! pfarrten . —233. 
50 Der Werohlalwanı jegen Anderdg aubige und die Siem on von 

* Barodie . ea. . 238 244. 







. 60. Die rchl hen 6 emeindeämter EEE TI FZTE 244— 248. 


sDe ondere der F aragmang- 


= nenn D ılı DAeT. TDEITII 1 J 20% 


gi und Keprafentanten _.  . . , 257261. 
66 — en und größere Nepräfenfatfon In Mbeinfande ie un 261— 266. 
67. _ Die Vortänbe (Bemeinbeficheneälbe) in_ben Slihen Wr od 86— 271. 


a ea en .. ; 1— 272. 
15 Die Gemeindeordnung der Deuticheeformirten . . . 2... 272-275. 


Die Kir Alte e. 


5 wert und Ausubung IT 





2) Die Areidggemeinden und Rreisfunsten. 


. 74. Einleitung . . . . 297299. 
Die Kreisſynoden in der RE be nprovin; und mM der Prov N; Ei: ts 


alen ’ 2» 299-304. 

ds. 76. Die $ reis noden in den öfl Hichen Tandesth eilen Ir 304—311. 
s. 77. Das ſynodale Verhältniß der reformirten Gemeinden n den Fi? 

lihen Provinzen. Die Clafficaleonvente . . . 311—315. 


3) Die Provinzialgemeinden und Brovinzialfpnaden 
» 7: Einleitung . * ; 
. 79%. Die Provingtalfpnoden von Mbelnfand und Wefffalen 






2 











Drittes Bud. 
Die N der — 





. 82. Ueberſicht 





&: er FT A 
Die nn der kirchlichen — 





2) Die Berieibung des Amtes ſelbi. 
a) Don der EM und Vocation der Pfarrer. 


. 87. Einleitung . . ae 
38. Das landesberrlid Nominai onde ums atronafredi ee 2 308. 











30. Bon der Wahl bei Privat: Patronaffirhen . 63—370. 
90. 7 We dh die Gem ni 0377: 
Die Docat TE — 377—378. 
b) Die übrigen zur Berfeibung — Ace 
. 92. Die Träfentation und — Mm... nn 378-390. 
* an nation ZEIT ErTr se B1— 333. 
s. 94. Die Einweilung — EBBESZSEE zT 
\ * Die mi der Anfi elung” per Sei hen verbundenen Berjprechen 
und Eidesleiſtungennn. 387394. 
96. Die Koſten der Proviſiene. —300. 
3) Bon der Erledigung und Wiederbeſehzung der Kir— 
henämter. 
9. —* der —— — Kirchenämter überhauptt. —3 
E N ) den Tod des Pfarrer: >» , 00T. 
i 0: Die Sterbe Brdien = und Önadenzeit . . 4091-43. 
Be Tr der PredigersWittwen und Baifen_ 0. 413416. 
k gung des amtes durch freiwillige Niederleguna und 
Derfebung 416 — 419. 


102. Bon der Subitttu on und Emeri rum eines F lid . .» 42 


. 103. linfreim Tige ° Amtöniederlegung, Verfegung und Eme firung ——— li 
D4. Bor der —— ung geiſtlicher Stellen während ihrer Erſedigung . 


. 105. Die Wiederbeſehung erledigter Pfartſtellen CC. BER 
— DO. ] x 4 J u n ) 
oder deſſen Erben und dem neuen Prarrer . . 2 43640. 


Zweiter Abfhnitt. 


. kirchliche feben. 








vıI 


Seite 
3) Die Sacramente und die Handlungen Des kirchlichen 
Lebens. 
.110. berfht - > > 2 nee 475 — 476, 
tr ir bu TE A ZASGZ SE AZ SCIDTETE 5 =484- 
. 118. Die Gonfi irmation . FR RIHZEHFIL zZ! 







. Die Bei 
8. 121. Das ge Abendmabl . EI ENTETEE: 
Mcte der Weibe EEE WETTE TE WETTE TE BE TE KEITEN 





4) Die Ebe. 





A. Eingebung einer Gbe. 
a) Von Ebebinderniften. 
— 129. Ueberhaupt re ee ed 521522. 






. : F en bereits — e ender 
.331. 





, 132. Wegen des Ranı gels freier & mil Tig ung ERDE B—533. 
‚ 133. Wegen Verwandidaft, Schwägerihaft, Bormundigaft . . . . 538 
, 134. Wegen Berfchiedendeit der Religion, ded Stammes, des Kandes, 
. Meaen Ehebruchh... 540-642. 
a Von — 


e c) Ton Sotgiebung e einer — 


137. ee ö 547—548. 
















ö j B — 
. 139. Die —* rauung rer, RU. 
$. 140. Die Givrilebe . » .. ern 5862-58. 
B. Wirkungen der en. 
$. 141. . ea ee Wh 
c. Auitöfung Der Ehe. 

. 142. Annullirung der übe 2 2 nenn. 572574. 
. 143. Die Ehefe jelbung. — 374709. 
„14. Sorkfeßung (vie Gbeceidung Dom = and pin fie der Nirche und 

die Dit et er Sefchiedener) — — 5786. 
. 145. Verfahren in Gbeicheidungsfahen . . . er 00. 585-588, 


Dritter Abfanitt. 
— Ir — und — 


. 140, 
150. Die auperorbenslichen — 
; - 151. Die Haush juche und Gebetverböre 


2) Die kirchliche Disciplin. 





8. 152, Das Weſen der kirchlichen Disciplin “00. 809-6: 
153. Gefchichte der Kirchenzucht in der erangelifen Kirche 0.0. 611-6580. 

. 154. Die kirchlichen Diöciplinarmittel . . 2.» 820—624. 

. 155. —— firchliche Disciplinarvergeben i . 625-627. 

$%. 156. Belondere Ber —— der Geiſtlichen und andrer Kirchenbeamten . 628-629, 
9. 107. Gompetengverbältniffe des Verfahrens in Disciplinarfälen . . 629-634. 


Bierter Abſchnitt. 
Bas — — 





hie 
3) Die — * Kirdengute 


. 171, Einleitung - net ne RER 
T hengutet Tl > > 2 2 2 2 2. BIER. 

ET Wen Grhltung ber Fräliden © häude - - . . . » 2» x 090-693. 
. 175. Die Baulafl ET ER BE EN 
. 176. Kortjegung (das ] ron infreht) . Eee wre a DT 
. 177. Die Veräußerung der Kirhengütr . > = 2 222020. = 716720. 





Nachweis der aus dem allgem. Landrecht berifiätigten — 726 - 731. 
Inhalts » Reatfter 742— 738. 





—; 





ur 


ıgit 
cl 
J € 
20 
O 
gle 








Lk r * 
Bi [2 . — “ u * 
— sr ern An 
u u — - * 1 > 
> — — u J 
» - I — ns - « | 
5 > . ” Zu p = 
Er x ° 7 — — 
| > 4 . , ri . u Tv re 
* —— — ° . = — — — — 4— = Pr 
%” — — vr. x ‘ “ gu ’ F 4 * 
* * XRT “ ® u De Zu —— 


D 
* * 
“ 
’ * 
>,” 
r * 
[3 & 
\ u. e 
2 POPBEEL OR 
- ⸗ — u 
Fr & 
Di * 
3— 
— 
» 1 
u 
ı n 
fi * 
} ö » 4 
! J 
—— 


